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Vorrede. 

Die  Lehre  von  der  Eheschliessung  hat  wissenschaftlich 
eine  höchst  ungleiche  Behandlung  erfahren.  Während  die  dog- 
matische Seite  des  Thema  in  zahlreichen  Schriften  bearbeitet 
wurde,  verkümmerte  die  geschichtliche,  die  doch  wesentlich 
jener  hätte  «als  Grundlage  dienen  müssen,  völlig. 

Vor  Jahren  schon  habe  ich  daher  auf  den  Bath  meines 
unvergesslichen  Lehrers  und  väterlichen  Freundes,  Aemilius 
Ludwig  Bichter,  dem  in  seiner  amtlichen  Stellung  auch  das 
praktische  Bedürfniss  nach  einer  Geschichte  der  Eheschlics- 
sung  nahe  getreten  war,  eine  solche  zu  schreiben  unternom- 
men, und  lege  das  Ergebniss,  ich  darf  wohl  sagen,  ernsten. 
Strebens  und  nicht  müheloser  Arbeit  in  dem  folgenden  Buche 
der  nachsichtigen  Beurtheilung  vor. 

Denn  wohl  weiss  ich,  dass  ich  solcher  Nachsicht  be- 
nöthigt  bin. 

Hatte  ich  doch,  wenn  ich  nur  einigermaassen  die  Fülle 
des  Stoffes  bewältigen  wollte,  die  Gesammtheit  fast  aller  gel- 
tenden RechtssjBteme  zu  durchforschen,  und  mich  mit  Quellen 
vertraut  zu  machen,  die  von  dem  gewöhnlichen  Wege  der 
Studien  weitab  zu  liegen  pflegen. 

Der  Plan  des  Werkes  war  durch  die  Natur  des  Stoffe» 
bedingt:  er  erhellt  aus  dem  beigegebenen  Inhaltsverzeichnisse» 
Hier  will  ich  mir  nur  einige  erläuternde  Bemerkungen  zu  den 
verschiedenen  Abschnitten  des  Buches  gestatten. 

Ich  habe  es  fiir  unnöthig  erachtet,  auf  die  ältesten  christ- 
lichen Zeiten,  die  in  den  gangbaren  Werken  von  Augusti, 
Bingham,  Klee  eine  meist  ausreichende  Behandlung  er- 
fahren haben,  specieller  einzugehen,  zumal  ich  mich  für  die 
allerältesten  Zeiten  nur  auf  dem  Gebiete  der  Hypothese  hätte 
bewegen  kömien,  und  für  die  spätere  Entwicklung  kaum  etwas 
Neues  beizubringen  hoffen  durfte.  Ich  habe  mich  daher  auf 
eine  kurze  Zusammenstellung  der  Ergebnisse  beschränkt. 

Dagegen  glaubte  ich  der  mittelalterlichen  Entwicklung 
grösseren  Baum  gewähren  zu  müssen;  theils  weil  hier  die  wis- 
senschaftlichen Forschungen  grosse  Lücken  gelassen  hatten,, 
theils  weil  die  Natur  der  Quellen,  die  zu  benutzen  waren,  wenn 
man  zu  nur  einigermaassen  sicheren  Besultaten  gelangen  wollte,, 


Vin  .  Vorrede. 

eine  bei  juristischen  Studien  sonst  ungewöhnliche  ist.  Denn 
nicht  sowohl  die  Bechtsdenkmäler  waren  zu  Käthe  zu  ziehen, 
als  vielmehr  die  mittelalterlichen  Gedichte,  welche  die  Sitte 
und  Art  des  Volkes  schildern  und  den  Zwiespalt  kennen  lehren, 
wie  er  damals  fast  überall  zwischen  den  Forderungen  der  kirch- 
lichen Theorie  und  den  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens 
obwaltete. 

Noch  wichtiger  erschien  die  Darstellung  des  protestanti- 
schen Eherechts,  da  dies  das  Feld  ist,  welches  für  die  Gegen- 
wart erspriessliche  Früchte  tragen  kann.  Ich  habe  zuerst  im 
kurzen  Abrisse  die  Entwicklung  dargestellt,  welche  der  Ehe- 
begriff in  der  protestantischen  Doctrin  durchzumachen  hatte, 
und  die  für  die  Lehre  von  der  Eheschliessungsforfii  von  nicht 
zu  verkennendem  Einflüsse  gewesen  ist. 

Dann  erschien  es  mir  aber  vor  Allem  noth wendig,  eine 
genauere  Dogmengeschichte  zu  geben,  da  diese  allein,  wie  ein- 
förmig auch  die  Monotonie  der  vielen^ngezogenen  Autoren  sein 
mag,  uns  den  Gang  der  Entwicklung  vergegenwärtigen  kann. 

Die  Geschichte  der  Civilehe  begreift  das  vierte  Buch.  Hier 
habe  ich  die  Gesetzgebung  aller  Staaten  darzustellen  versucht, 
in  welchen  die  Civilehe  der  einen  oder  anderen  Form  gesetz- 
liche Geltung  empfangen  hat.  — 

Ein  Anhang  giebt  den  Wortlaut  aller  deutschen  Civilehe- 
gesetze;  ein  genaues  Register  soll  die  Benutzung  des  Buches 
erleichtem.  — 

Die  Durchforschung  und  Durcharbeitung  des  umfang- 
reichen Stoffes  war  nicht  anders  zu  bewerkstelligen,  als  dass 
ich  in  den  einzelnen  Ländern  selbst,  deren  Rechtsentwicklung 
darzustellen  war,  mich  mit  den  Materialien  vertraut  zu  machen 
suchte,  und  wie  fürPreussen  mir  das  Wohlwollen  des  Herrn 
Staatsministers  Dr.  v.  Müh  1er  den  Zugang  zu  den  ungedruck- 
ten Materialien  des  Geheimen  Staatsarchives,  des  Justiz-  und 
Cultusministerium  eröfihete,  so  hatte  ich  mich  in  England, 
Frankreich,  Holland  und  Italien  der  fordernden  Unter- 
stützung der  Landesbibliotheken*  zu  erfreuen. 

.  Hiefür,  so  wie  für  die  mir  sonst  von  vielen  Seiten  ge- 
währte Hülfe  meinen  Dank  auszusprechen  ist  mir  Freude  und 
Pflicht. 

Berlin,  im  August  1865. 

Emil  Friedberg. 

*  Qanz  besonderen  Dank  schulde  ich  auch  den  Beamten  der  König- 
lichen Bibliothek  in  Berlin  und  meinem  verehrten  Freunde,  Sig.  Marti  no 
Beltrani  Scalia,  Generalinspector  der  Geföngnisse  des  Königreichs 
Italien. 
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Auslande  geschlossenen  Ehen  (S.  424  —  431.):  Die  Gretna-Green- 
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Anhang. 
Die  deutschen  Civilehegesetze. 

1.  Frankfurt  am  Main.    2.  Oldenburg.    8.  Hamburg.    4.  A^h»!^-^?^*"' 

5.  Württemberg.  6.  Baden.  7.  Preussen.  8.  Anhalt  -  -»«"J^^^g; 
9.  Lübeck.  10.  Hessen.  11.  Gotha.  12.  Nassau.  1 3.  Braunschweig. 
14.  Sachsen- Weimar. 
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ERSTES   BUCH. 
Der  ITebergang  vom  Heidenthume  zum  Christenthume« 

Das  Mittelalter. 

I.  BSacar,  Grlccben  und  Juden,    n.  Die  alt«  ehriftUche  Kirche  nnd  daa  kanonische 

Recht.     HL  Die  Oesetzirebang  der  römischen  Kaiser.     IV.  Das  germanische  Recht. 

V.  Die  Beceptlon  der  kirchlichen  TTaimDg  in  den  einaelnen  LKndem :  1.  Die  skandinaTi- 

adien  Linder.  3.  England.  8.  Schottland.  4.  Frankreich.  5.  Die  Niederlande.  6.  Spanien 

and  PortngnL  7.  Italien.  8.  Die  slavtscben  Länder.  9.  Deatschland*    VL  Reaoltat«. 

L  Bömer,  Grriechen  nnd  Jnden« 

Diejenige  romische  Eheschliessnngsform,  welche  ^uien^^^^J^; 
spedfisch  religiösen  Character  hatte,  die  Confarreatio,  beruhte 
^ax£  den  Grundsätzen  und  Anschauungen  der  ältesten  Zeiten 
der  Stadt  S  wo  das  ötfentHche  und  private  Leben  des  Volkes 
noch  von  religiösen  Elementen  getragen  und  durchzogen  war* 
Priest^  waren  bei  der  Ehefeier  gegenwärtig  %  wenngleich  die 
Art  ihrer  Thätigkeit  zweifelhaft  ist^  Auspicien  vrurden  befragt 
und  Opfer  dargebracht^* 

Dennoch  aber  war  die  Confarreatio  ein  Act  des  Privat- 
rechts,  und  die  Eheschliessung  selbst  trat  dabei  gegen  ein  an- 
deres Rechtsgeschäft  zurück,  das  den  Hauptinhalt  der  Feier 
ausmachte,  und  das  vielleicht  auch  eben  wegen  dieser  Ver- 

^  Dionys.  2,  25.  —  Eggers  Ehe  mit  Manus  (Altona  1833.)  S.  64. 
Zimmern  Rom.  Rechts-Gesch.  (Heidelberg  1826.)  1,  835.  Rossbacli 
Untersuch,  üb.  d.  röm.  Ehe  (Stuttgart  1853.)  S.  95.  f. 

s  Servius  ad  Georg.  1,  81.  Orelli  Inscriptt.  no.  2648. —  Bosb- 
bacha. a.  D.S.  119. 

'  YgLBlantschliimSchweiz.  Mus.  1,266:  ,,Eine  auf  Confarreatio 
gegründete  Ehe  ist  ein  wahres  Sacrament".  Dagegen  macht  Rossbach 
a.  a.  O.  S.  121.  ff.  mit  Recht  darauf  aufinerksam,  dass  das  römische  Alter- 
thum  keiner  trauenden  Priester  benöthigt  war.  Jeder  Hausvater  war  zu- 
.gieich  in  seinem  Hause  Priester;  er  hatte  das  Recht,  sich  selbst  an  die  Götter 
zu  wenden,  ihnen  ohne  Vennittlung  der  Staatsgeistlichen  Opfer  darzu- 
bringen. 

4  Rossbach  a.  a.  O.  S.  101. 

1* 


4         I.  Buch.    Der  Ucbergang  y.  Heidenthume  z.  Cbristentliume. 

knüpfuDg  mit  zu  dem  Untergänge  der  Confarreatio  beitrug: 
die  Uebertragung  der  Manus« 
dcraeibcn  ^^  warcu  aber  nicht  blos  die  unangenehmen  Consequene 

zen  dieses  Gewaltverhältnisses ,  welche  die  Confarreatio  auch 
denjenigen  lästig  machten ,  die  vorschriftsmässig  und  noth- 
wendig  an  diese  fiheschliessungsform  gebunden  waren,  denn 
dagegen  liessen  sich  Auswege  finden  ^^  es  war  nicht  alkin  die 
erschwerte  Ehescheidung*,  die  wieder  nur  unter  priesterlicher 
Mitwirkung  vorgenommen  werden  konnte  ^  sondern  vor  Allem 
der  IndiiBPerentismus  in  religiösen  Angelegenheiten,  welcher  der 
Confarreatio  den  Untergang  bereitete,  das  Fallen  der  Standes- 
unterschiede, das  dem  sacralen  Becht  der  Gentes  und  Allem^ 
was  damit  zusammenhing,  den  Todesstoss  versetzte, 
^he-  Zwar  wurden   auch   bei   den  anderen  Arten   der  Ehe- 

schlles- 

"°^^^^*  Schliessung  und  noch  zu  Tacitus  Zeiten  Opfer  gebracht  und 
Zeit.  Auspicieu  erforscht^  aber  die  Bedeutung  der  religiösen  Förm- 
lichkeiten war  schon  ein  oft  schwer  zu  lösendes  Bäthsel  für 
Antiquare  geworden,  und  ihre  Beobachtung  weniger  ein  Act 
des  ^religiösen  Gefül^s,  als  des  überall  hervorbrechenden  Aber- 
glaubens. 
d.  Recht.  So  kam  es  denn^  zumal  da  bei  der  geringen  Entwicklung^ 
des  römischen  lus  publicum  die  privatrechtliche  Natur  der 
Ehe  nie  angezweifelt  worden  war,  dass  juristisch  der  blosse 
Consens  der  Ehegatten  als  ehewirkend  angesehen^,  dass  mar 
die  erkennbare  Absicht  der  Kindererzeugung  gefordert  wurde, 
um  die  geschlechtliche  Verbindung  zweier  Personen  zu  einer 
Ehe  zu  machen. 

Man  würde  aber  fehlgreifen,  wenn  man  aus  dieser  juristisch 
sanctionirten  Formlosigkeit  der  Ehe  den  Sdiluss  ziehen  wollte, 
dass  in  der  That  alle  Ehen  durch  blossen  Consens^  und  ohne 
jede  weitere  Feierlichkeit  eingegangen  wären. 

die  Sitte.         Die  Sitte  des  Volkes  richtete  sich  nicht  nach  den  nüchter- 

^  So  beschloss  man  i.  J.  776,  die  aus  der  Confarreatio  entspringende 
Manus  solle  nur  in  so  weit  fortbestehen,  wie  die  Sacra  das  verlangten; 
Tacit.  Annal.  4, 16. 

2  Plutarch.  Quaest.  Rom.  50.  Wächter  Ehescheidungen  bei  den 
Römern  (Stuttgart  1822.)  69.  ff. 

3  Plutarch.  Qu.  Rom.  50. 

*  Vgl.  Tacit  Ann.  11, 27;  Seneca  Octav.  4, 56. 
•     5  1.  2.  de  ritu  nupt  (23,  2.);  L  4.  de  pign.  (20,  1.);  1.  81.  pr.  de 
donat.  (39,  5.);  1.  30.  de  reg.  iur.  (50,  17.)  —  Keller  Pandekt  her. 
T.  Friedberg  (Leipzig  1861.)  §.  888.    Böcking  Pandekten.  Qrundrisa 
(Bonn  1861.)  S.  214. 
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nen  Satzungen,  welche  die  Jurisprudenz  aufstellte,  und  so  war 
die  Consenserklärung  allerdings  der  wesentliche  Kern  bei  dem 
Acte  der  Eheschlieseung,  aber  ein  Kern,  der  von  der  Hülle 
der  mannichfachsten  Gebräuche  umgeben  war. 

Die  Eheverhältnisse  waren  schon  wegen  der  Legitimität 
der  Kinder  zu  wichtig  und  zu  wesentlich,  als  dass  nicht  eine 
gewisse  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  im  Interesse  der  ^ 
eigenen  Familie  geboten  gewesen  wäreS  und  ebenso  im  In- 
teresse der  patria  potestas  des  Vaters,  der  Würde  endlich  der 
Mutter;  denn  achtbare  römische  Matronen  werden  sich  kaum 
dem  freilich  erlaubten  Concubinate  hingegeben,  und  jeden 
Verdacht  eines  solchen  Verhältnisses  yon  sich  abzuwälzen  ge- 
sucht haben. 

Schon  die  meist  vor  einer  grossen  Zahl  von  Zeugen  ge- 
schlossenen Sponsalien^  mussten  der  darauf  folgenden  Ver- 
bindung zweier  Personen  den  Character  der  Ehe  aufdrücken, 
und  noch  mehr  that  das  die  Bestellung  der  Mitgift  und  die 
der  Vermählung  folgende  feierliche  Heimfuhrung  der  Braut  in 
das  Haus  des  neuen  Ehegatten'. 

Es  ist  viel  gestritten  worden,  ob  diese  deducHo  in  domum  ,n^^"^. 
ein  nothwendiges  Requisit  der  Eheschliessung  gewesen  sei, 
oder  nur  ein  Beweisact  und  als  solcher  ein  willkürliches  Bei- 
werk. Beide  Ansichten  haben  unter  den  römischen  Juristen 
Vertreter  gefunden*,  wenngleich  die  Mehrzahl  sich  für  die 
letztere  aussprach.  Jedenfalls  aber  lässt  sich  schon  aus  dem 
Umstände,  dass  eine  solche  Controverse  überhaupt  möglich 
war,  der  sichere  Schluss  ziehen,  dass  die  deduetio  in  dwnum, 
wie* zweifelhaft  auch  ihre  juristische  Natur  sein  mochte,  in  der 
That  fast  niemals  unterlassen  zu  werden  pflegte. 

Daneben  erhielt  sich  denn  auch  noch  eine  grosse  Zahl 
freilich  meist  unverstandener  Gebräuche,  ein  todtes  Capital, 
dessen  volle  Erbschaft  aber  das  Christenthum  antrat.  — 

1  Catull.  61,  203;  Juvenal.  2,  132.  Daher  werden  auch  häufig  die 
rielen Theibiehmer  an  den  Hochzeiten  erwähnt.  Vgl.  Rossbach  a.  a.  O. 
S.  308.    Martene  de  antiq.  eccl.  ritib.  1, 2,  604. 

2  Vgl.  Ambro  8.  ad  virg.  laps.  c.  6. 

3  VgLdazul.  22.C.  denupt.  (5,4.) 

*  VgL  L  5.  de  ritu  nupt  (23|  2.)  [Pomponius]:  „Mulierem  ab- 
sentiper  literas  eins  vel  per  nuncium  posse  nubere  placet,  si  in  domum  eius 
deduceretor;  eam  vero,  quae  abesset,  ex literis  vel  nunclo  suo  duci  amarito 
non posse,  deductione  enim  opus  esse  in  mariti, non  in  uxoris  domum,  quasi 
indomicÜinm  matrimonii.** — 1. 15.  decond.  et  demonstrat.  (35,  l.)etc. 
VgL  auch  Meier  lusquod  de  forma  matrim.  ineundi  valet  (Berol.  1856.)  13.f. 


6         I.  Buch.    Der  Uebergang  v.  Heidenthume  z.  ChriBtenthume. 

otiechen.  Auch  bei  den  Griechen^  finden  wir,  dass  die  Ehe^  unter 
priesterlicher  Mitwirkung  eingegangen  wurden.  Die  Verhält- 
nisse dieses  Volkes  bedürfen  aber  hier  keiner  genaueren  Dar- 
stellung, da  sie  für  die  Entwicklung  des  christlichen  Eherechts 
von  geringerer  Bedeutung  gewesen  sind,  und  da  sie  nicht  so 
das  spätere  Recht  der  Eheschliessung,  wie  vielmehr  dieHoch- 
zeitsceremonien  beeinflusst  haben. 
Juden.  Wichtiger  ist  der  umstand,  dass  bei  den  Juden  der 
Priester  durch  sein  Gebet  jede  neu  geschlossene  Ehe  zu 
heiligen  und  zu  segnen  pflegte.  Doch  machte  auch  diese  Be- 
nediction*  eine  geschlechtliche  Verbindung  nicht  zur  Ehe, 
sondern  wie  Maimonides^  sagt,  und  wie  es  auch  im  Sc^ul- 
chan  Aruch^  bestätigt  wird:  die  Heimführung  ins  Ehebett, 
die  dann  freilich  auch  durch  Ceremonien  bei  der  Zusammen- 
gebung  angedeutet  wurdet 

II.    Die  alte  christliche  Kirche  und  das  kanonische 

Becht 

kirchuche  Die  christliche  Kirche  Bchloss  sich  in  ihren  Rechts- 
grundsätzen  an  das  römische,  oder  wenn  man  will  an  das 
mosaische  Recht  an;  auch  sie  erklärte,  dass  der  blosse  und 
selbst  der  foqnlose  Consens  die  Ehe  begründe^. 

Dennoch  waren  aber  auch  hier  der  Förmlichkeiten  viele; 
die  meisten  den  römischen  Gebräuchen  entlehnt,  einige  viel-* 
leicht  den  jüdischen,  wenige  den  griechischen^. 

Es  war  aber  auch  natürlich,  dass  der  christlichen  Ehe- 
schliessung ein  religiöser  Character  ertheilt  wurde,  dass  die 
Ehe,  welche  die  Familie  begründete,  die  Pflanzstätte  des  christ^- 

^  Vgl  darüber  LasaulxZor  Gesch.  d.  Philosophie  d.  Ehe  b.  d.  Griechen 
(München  1852.)  71.  94.  Rossbach  a.  a.  0. 228.  Z  h ism an  Eherecht  d. 
oriental.  K.  (Wien  1863.)  137. 

2  Seiden  de  uxore  hebraica  (Francofurti  1673.)  lib.  2.  c.  12.  Zur  Vor- 
nahme der  Trauung  ist  nach  jüdischen  Rechtsgrundsätzen  jeder  Israelit  be- 
rechtigt.— Vgl.  Wessely  Wer  ist  nach  d.  Grunds,  d.  österr.  R.  z.  Vor- 
nahme einer  jüd.  Trauung  berechtigt?  (Prag  1839.)  25.  —  und  diese  selbst 
erfolgt  entweder  durch  Geld,  durch  einen  Brief  oder  durch  den  Beischlaf; 
Mendelssohn  Ritualgesetze  d.  Juden  (Berlin  1826.)  66.  f.  Estor  kl. 
Sehr.  (Giessen  1744.)  1,  892.  ff. 

'  Halach.  Isoth.  c.  10.  bei  Seiden  a.  a.  0. 

4  Hb.  Aben  haaezer  c.  54.  §.  2.  eb e n d  a s. 

^  Mendelssohn  a.  a.  O.  68. 

^  c.  2.  C.  XXVII.  qu.  2.;  c.  9.  X.  de  spons.  et  matr.  (4, 1.)  etc. 

7  Siehe  unten  S.  9.  Anmerk.  4. 
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Iicb€n  Glaabens  für  die  künftigen  Generationen  bereitete  ^  za 
der  Kirche  in  eine  gewisse  Beziehung  treten  masste, 

Za  einer  2ieit,  wo  j^des  neue  Haus^  jedes  wichtige  Privat- 
reehtsgeschaft  den  Segen  der  Elirche  erhielt  S  wäre  es  eine 
Anomalie  gewesen^  wenn  die  Ehe  der  kirchlichen  Weihe  ent- 
behrt hatte. 

In  gewissen  Beziehungen  war  aber  auch  die  christliche  profei- 
Mcnral  in  einen  Gegensatz  zu  den  römischen  und  jüdischen 
Gesetzen  getreten  ^    Diese  erlaubten  Ehescheidungen  und  ge- 
statteten die  Wiederverheirathung  Geschiedener,  jene  yerpönte 
das  in  bewusstem  und  absichtlichem  Widerspruch.    Auch  in 
Bezug  auf  die  verbotenen  Verwandtschaftsgrade  zeigten  sich 
Differenzen.    Wer  also  den  Forderungen  der  Kirche  Genüge 
leisten  wollte  y  und  sich  selbst  vor  Gewissenszweifeln  wahren, 
der  erforschte  wohl  vorher  den  Rath  der  Kirchendiener,  ob  die 
beabsichtigte  Ehe  erlaubt,  ob  sie  für  einen  Christen  passend 
sei;  und  so  sagt  denn  der  heil.  Ignaz^:  „ITgiftei  dk  tolgigatiz. 
yafiovaiy  xal  ralQ  yafiovfihaig  fiera  yyti^tjg  rov  imaiionov 
rijv  %¥taoi¥  fcoula^ai,  %va  6  yd^og  ji  xarä  &sov  Tial  fitj  xar 
iftt^fiüxy."    Ja,  es  bildete  sich  auch  die  Ansicht  aus,  dass 
nur  solche  Verbindungen,  welche  die  Billigung  der  Kirche  er- 
fahren hätten,  fiir  wahre  Ehen  zu  halten  seien,  ein  Standpunkt, 
den  z.  B.  Tertullian^  einnimmt,  der  aber  mehr  ein  ProductTertniiian. 
der  herrschenden  Sitte,  als  des  geltenden  Bechts  war^ 

So  finden  wir  denn  auch  bei  den  Vätern  eine  kirchliche 
Mitwirkung  an   der  Eheschliessung  erwähnt^    nicht  absolut 

1  Vgl.  PochmannuBde  benedictione  nuptiar.  (Altdorfi  1685.)  c.  2. 

2  Vgl.  die  Stellen  des  heil.  Hiei^onymus,  des  heil.  Ambro siusu.  a. 
beiPerrone  de matrimonio  (Bomae  1858.)  1,209.  Klee  Ehe  80.  ff.  Moy 
das  Eherecht  der  Christen  (Regensburg  1838.)  10.  ff,  106.  ff.— Moy  a.  a.  0. 
80.  ff. 

'  epist.  ad  Polyoarpum  c.  5.  —  Es  sind  das  die  s.  g.  F  r  o  f  e  s  s  i  o  n  e  s. 

*  de  pudic.  c.  4:  „Ideo  penes  nos  occultae  quoque  coniunctiones ,  id 
est,  non  prius  apud  ecclesiam  professae  iuzta  moechiam  et  fomicationem 
periclitantur.  '* 

^  Vgl.  darüber  Meier  a.  a.  0.  21.  Flügge  Gesch.  d«  Eheschliess., 
kirchl.  Einsegn.  u.  Copuiat  d.  Ehen  (Lüneburg  1809.)  28.  Es  liegt  die 
Vermuthung  nahe,  dass  die  pro fessiones  den  Grund  legten  zu  der  Theorie 
der  Sponsaiia  de  prae$efUi  Die  vor  dem  Geistlichen  erklärte  Absicht  der 
Ehe  geschah  wohl  in  einer  bestimmten  Form,  und  die  Verbindung  wurde 
dann  för  unauflöslich  erachtet 

^.TertuU.  ad  uxor.  II.  c.  9. :  „ Unde  sufficiamus  ad  enarrandam  feiioi- 
tatemeius  matrimonii,  quod  ecclesia  conciliat  et  confirmat  oblatio  et  ob- 
sigaat  benedictio,  angeli  renuntiant,  pater  rato  habet?**  In  der  S emm- 
ier sehen  und  Oberthür  sehen  Ausgabe  fehlt  das  Wort  „^cnedicfio".  II, 
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aothweadig»  aber  doch  glückverheiBsend,  und  so  lange  wenig* 
stens    das    erste    fromme    Zusammenleben   der    christlichen 
Gemeinden  dauerte,    so    lange   die  Kirche  als   Mittelpunkt 
für  alle  Lebensverhältnisse  betrachtet  wurde,  fast  immer  er- 
beten« 
d^**auertcn         Dcunoch  darf  man  aber  von  kirchlicher  EheachUesmng  für 
Ehächue".  ^®  ersten  Zeiten  des  Christenthums  nicht  reden^.    Die  Ehen 
wn»-     selbst  wurden  unabhängig  von  der  Ejrche  vor  Zeugen  erklärt 
und  eingegangen ,  oder  vielleicht  auch  vor  dem  Priester  durch 
die  ZVofessiones.    Dann  geschah  die  Hodbzeit  mit  dem  ge* 
wöhnlichei]b  Pompe  der  Heimfuhrung,  und  dann  nahmen  die 
neuen  Gatten  gemeinsam  an  dem  Gemeindegottesdienste  Theil, 
genossen  gemansam  das  Sacrament  des  Altars  und  spendeten 
die  gemeinsamen  Oblationen.     Der  Gottesdienst  selbst  war 
aber  der  gewöhnliche  und  hatte  keinerlei  Beziehung  zu  der 
so*  eben  geschlossenen  £he^. 
weiten         ßs  war  crst  die  Praxis  einer  späteren  Zeit,  dass  beson- 

Fortbil-  *•  , 

duDg.  dere  Gebete  über  die  Neuvermählten  gesprochen  wurden,  wie 
Chrysostomus  zu  bezeugen  scheint,  wenn  er  von  der  Ehe 
sagty  dass  sie  „di  n>xuiv  xcrl  BvXoymv'^  gesegnet  werdet  oder 
Basilius  der  Grosse,  welcher  die  Ehe  ^ydia  vrjq  evloylag^' 
geschlossen  werden  lässt^  Aber  auch  diese  Benedictionen 
bildeten  einen  Theil  des  gewöhnlichen  Gemeindegottesdienstes 
und  konnten    ohne  Zweifel    nie   zur  Begründuxig,    sondern 

74.  ChrysoBtom.  Uomil.  XL VIII.  in  Genes,  etc.  etc.  Vgl.  dieselben 
angeführt  bei  G  ö  b  c h  e  1  Vers.  e.  histor.  Darstell,  d.  christl.  kirchl.  Ehegesetze 
(Aschaffenburg  1882.)  20.  ff.  Augusti  Denkwürdigk.  d.  christl.  Archäo- 
logie (Leipzig  1817.  ff.)  9^298.  Bingham  Orig^nes  sive  antiquitates  eccl. 
(Halae  1724.  f.)  9,  331.  f.  Klee  die  Ehe  (Mainz  1835.)  67.  ff.  Martene 
a.  a.  O.  I,  2,  604.  Hochmann.  a.  a.  0.  c.  2.  Böhmer  lus  eccl.  prot  3, 
1266.  ff. 

^  In  den  apostolischen  Constitutionen  wird  die  Eheeinsegnung 
nicht  erw&hnt,  obgleich  alle  anderen  Arten  kirchlicher  Gebete  aufgeführt 
werden. 

^  So  auch  Kliefoth  Liturg.  Abhandl.  (Schwerin  u.  Rostock  1854.)  1, 
77.  ff. 

3  Homil.  XLVm.  in  Genes. 

4  Homil.  VII.  in  Jerem.,  Opp.  1,  81.  --  Kliefoth  a.  a.  0.  81.  findet 
Beispiele  dazu  in  den  belMuratori  (Opp.  Vol.  XIII.  P.  HL  p.  905.)  abge* 
dmokten  Gebeten  eines  Sacramentarium  Gallicanum.  Aber  schon 
deren  Ueberschrift  „Benediciio  Ihalami  super  nubenies^^  beweist,  dass  hier 
von  einer  Einsegnung  des  Ehebettes  die  Bede  ist.  Man  müsste  sonst  mit 
Mabillon  Mus.  ItaUc  (Paris  1687.)  1,  888.  thalamus  mit  dem  sonst  tot- 
kommenden  velum  (vaüe)  identificiren.  Vgl.  auch  Gerb  er  t  Vet  Litnrg« 
alemann.  (St,  Blas.  1776.)  2, 515. 
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höchstens  zur  Bestätigung  einer  schon  vorher  eingegangenen 
£he  dienen^* 

Ein  weiterer  Fortschritt  endlich  war  es,  dass  eigene  Braut-  ^«""J;. 
messen  fiir  die  Neuvermählten  veranstaltet  wurden.  Das  finden 
wir  in  jenen  alten  Sacramentarien  des  Leo,  Gelasius  und 
Gregor*,  welche  immerhin,  wie  unsicher  auch  ihr  Alter,  wie 
ungeviiss  ihr  Ursprung  sein  mag^  uns  die  Zeit  vor  dem  neunten 
Jahrhunderte  vergegenwärtigen.  Hier  war  denn  auch  Gelegen« 
heit  gegeben,  die  Ueberreste  der  römischen,  jüdischen  und 
griechischen  Hochzeitsgebräuche,  die  sich  durch  die  Jahr- 
hunderte erhalten  hatten,  in  die  Ritualien  aufzunehmen^.  Die 
Consenserklärung  der  Ehegatten  bUeb  aber  nach  wie  vor  von 
der  kirchlichen  Feierlichkeit  getrennt,  und  erst  die  Kitnalien 
des  eilften  und  zwölften  Jahrhunderts  in  der  später  darzustel« 
lenden  Entwicklung  lassen  sie  zuerst  vor  dem  Priester  und 
dann  unter  seiner  Mitwirkung,  auf  seia  Befragen,  ausge« 
sprochen  werden,  wobei  dann  die  Benediction  auch  bald  den 
Character  der  Ehebestätigung  annahm  und  unmittelbar  mit 
dem  Consensaustausche  verbunden  wurde.  Es  ist  bezeichnend, 
und  mag  deswegen  hier  erw^nt  werden,  dass  das  griechische 
Kitnal,  welches  auch  in  seiner  heutigen  Gestalt  unverkennbare 
Spuren  des  höchsten  Altert hums  trägt,  noch  jetzt  keine  Con- 
senserklärung der  Brautleute  kennt^. 

Aus  der  angeführten  Natur  der  kirchlichen  Ehefeier  ergiebt 

^  Nach  PertBch  Versuch  einer  Kirchenhistorie  (Leipsig  1736.)  2, 
419  —  21  und  Böhmer  I.  E.  P.  S,  1267.  ff.  wurden  zu  jener  Zeit  noch  gar 
nicht  die  Ehen,  sondern  nur  die  Sponsalien  benedicirt.  Für  sie  spricht  so- 
wohl der  jüdische  Gebrauch  —  vgl.  Seiden  a.  a.  O.  lib.  2.  c.  7.  —  als  auch 
der  griechische.  Denn  in  der  griechischen  Kirche.galten  die  Verlobungen 
für  -wirkliche  £hen  und  etwaige  Zweifel  darüber  wurden^durch  die  Con- 
cill. Constantinop.  t.  J.  1061.  [beiMansi  Sacror.  Concil.  ampl.  collect. 
(Flor. et Venet  1759.  ff.  19, 1045.]  und  v.  J.  1067  (eben^as.  19, 1060.)  ent- 
schieden. Allein  so  richtig  das  vielleicht  für  die  ersten  Zeiten  des  Christen- 
thums  sein  mag,  so  gezwungen  wird  die  Erklärung  der  aus  einer  spateren 
Zeit  stammenden  Stellen. 

>  Abgedruckt  sind  sie  o.  a.  bei  Daniel  Cod.  Uturg.  (Leipzig  1847.  ff.) 
aucbOerbert  Mon.  vet  Uturg.  Alam.  (St  Blas.  1777  ^  9.)  2, 45. 

9  VgL  darüber  auch  Augusti  a.  a.  0.  9, 800. 

^  Krftnze:  TertulL  de  coron.  mil.  c.  13.  Siehe  unten.  *-  Fes  tus  s.  v. 
carolla.  Catull.  61, 6.  Velam^Mum:  c.  7.  C.  XXXI.  qu.  5.  vgl.  Martene 
a.  a.  O.  I,  2,  868.  Du  M^rilles  formes  du  manage  {Paris  1$61.)  88.  f.  — 
ffaamievm:  vgl.  darüber  Fe s tus  s.h.v.  TacitusAnn.  15, 87.  Rossbach 
a.  a.  O.  8.  279.  f.  Vielleioht  haben  wir  darin,  und  es  spricht  die  grossere 
Wahrscheinlichkeit  daf&r,  das  jüdische  TcUeth  cu  erkennen;  vgl.  Seiden 
a.  a.  O.  lib.  2.  c.  15. 

5  bei  Daniel  a.  a.  0. 4, 528.  ff. 
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# 
sich  aber  auch  mit  logischer  Consequenz,  dose  sie  juristisch 

zur  Eheschliessung  nicht  mit  Nothwendigkeit  gefordert  werden 
konnte.  Sie  war  eben  kein  Act  der  Eheeingehung,  son- 
dern der  Eheheiligung,  des  Ehebekenntnisses,  der  Ehe- 
bestätigung, und  die  Ehe  selbst  war  schon  vorher  vor- 
handen. 

Auch  war  das  Institut  der  Professiones,  welche  die  Ehe- 
schliessung zur  Kirche  in  Beziehung  gebracht  hatten,  allmäh- 
lich in  Vergessenheit  gekommen,  und  die  dem  entsprechenden 
Aufgebote  wurden  erst  durch  das  vierte  Concil  vom  Lateran 
1.  J.  1215  allgemein  für  die  Kirche  angeordnet^  und  auch 
dann  nur  höchst  unvollkommen  beobachtet*. 

Uebrigens  darf  auch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  die 
Kirche  von  jeher  den  zweiten  Ehen  ihre  Missachtung  be- 
zeigte^, und  ihnen  die  priesterliche  Benediction  entzogt,  bo 
dass  diese,  wie  auch  die  anderen  gegen  kirchliche  Bestimmung 
geschlossenen  Verbindungen^,  jeder  kirchlichen  Feierlichkeit^ 

^  c.  8.  X.  de  cland.  despons.  (4,  S.) 

s  Das  geht  aus  den  Worten  des  Petrus  Lombardus  hervor,  der 
selbst  ein  Gegner  der  Aufgebote  war.  Vgl.  sentent.  IIb.  4.  dist.  28.  (Lovanii 
1576.) :  „Banna  vero,  in  Iure  nominari  solita,  h.  e.  pubÜcae  proclamationea, 
quae  Tetustam  in  quibusdam  Ecclesiis  originem  duzerunt  et  ab  Innocentio 
sunt  ad  totam  Ecclesiam  generaliter  prorogata,  non  ubique  usu  et  more  per- 
yenerant.  Imo  fortasse  nee  tanti  jam  modo  referat  ut  tanto  sunt  cum 
Tigore  obserranda. ....  atque  ideo  consultius  sanctiusque  forsan  esset,  ut 
neque  particulares  inferioresque  antistltes  eiusmodi  censuras  de  bannis 
adhiberent,imoubiconstiteritnunquamautyiz  unquam  observari,  sanctius 
esset  ejusmodi  bannorum  rltum  e  medio  tollere." 

^  Vgl.  darüber  The  in  er  die  Einfuhr,  d.  erzwung.  Eheiosigk.  (Alten- 
burg 1828.)  1,  57.  ff.  Augusti  a.  a.  O.  9, 251.  Bingham  a.  a.  O.  9,  838. 
Klee  a.  a.  O.  S.  18.  ff.  C.  Keocaesar.  c.  S:  yt^aaßvteqov eis  ya/iovs  8iya- 
fioxnntov  firj  iortfa&at  —  Petrus  Martyr.  loc.  comm.  c.  II.  c.  10.  S.  557. 
versteht  das  von  der  Wiederverheirathung  Geschiedener.  —  Auch  bei  den 
Römern  waren  die  zweiten  Ehen  gemissbilligt;  vgl.  Plut  Qu.  Rom.  105. 
Tac.  Ann.  2, 86.  Vergil.  Aeneid.  IV,  24— 29.  —  Siehe  auch  Rossb ach 
a.  a.  O.  S.  262. 

^  Pseudo-Ambros.  Comm.  inl.  Gor.  VII,  40.  Durand,  rat.  div. 
off.  1, 9,  no.  15.  Vgl.  auch  unten.  Auch  bei  den  Römern  heiratheten  die 
IVittwen  ohne  religiöse  Feierlichkeiten.  Vgl.  PlutQu.  Rom.  105:  "  reu? 
fihf  na^&ivois  naXov  /itj  oXiytov,  ralg  Si  X'i^aig  mtj%^v  noXliSp  ovratv 
yafieia&ai,"    Macrob.  sat.  1, 15.  Varro  ap.  Non.  s.  v.  sacrificantur. 

6  So  die  Ehen  der  Geschiedenen,  diMH^erbindungen  zwischen  Juden 
und  Christen.  Vgl.  Bingham  a.  a.  O.  9,  822.  So  sagt  der  Bischof  Ti- 
motheus  von  Alezandrien  in  seinen  respons.  canon.  bei  Hardouin 
Concil.  Collect  (Paris  1715.)  1, 1194:  „si  quis  dericum  vocaverit,  utmatri- 
monio  coniungat;  audiatautem,  esse  iUicitum  matrimonium ,  debetne  sequi 
•  clericus  vel  facere  oblationem?  —  non  debet,  clericus  alienis  peccatis  com* 
municare."    Ebenso  sollten  die  neuen  Ehegatten  bis  zur  Benediction  jung- 
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die  ja  in  den  älteren  Zeiten  allein  in  der  Benediction  bestand, 
entbehrten,  ohne  darum  jedoch  der  auch  von  der  Kirche  aner- 
kannten bürgerlichen  Gültigkeit  yerlnstig  zu  gehen. 

So  ist  es  denn  ein  leicht  zu  widerlegender  Irrthum,  wenn  wrchuch. 

A.  n  •  Recht    dos 

Kliefoth  an  die  oben  angeführten  Stellen  des  heil.  Ignaz  Mituiiat. 
und  Tertullian  anknüpfend  behauptet,  „dass  es  seit  der  Zeit 
keine  christliche  Kirche  anders  kenne,  als  dass  die  Ehe  wirk- 
lich eingesegnet  werden  müsse/'  Ein  Bück  in  die  kanonischen 
Hechtsquellen  überzeugt  uns  vielmehr,  dass  die  Kirche  nie 
unterlassen  hat,  auf  die  priesterliche  Mitwirkung  bei  der  Ehe- 
schliessung, als  löblich  und  heUbringend,  hinzuweisen,  dass  sie 
jedoch  bis  zu  den  Zeiten  des  Trienter  Concils  auch  die 
Bechtsgültigkeit  der  matrimonia  clandestina — und  unter  diesen 
sind  mcht  allein  die  heimlichen,  sondern  auch  die  ohne  Auf- 
gebot und  überhaupt  ohne  priesterliche  Theilnahme  einge- 
gangenen Ehen  zu  verstehen  —  stets  anerkannt  hat.  So  heisst 
es  in  Tancreds  Summa  de  matrimonio^:  f,Et  dicendum  est, 

quod  solo  consensu vel  quihuscunqae  aliU  verbis  vel  signia 

exprimatar  consenaus  statim  matrimonium  est,"  so  antwortet 
Papst  Hadrian  11.  für  die  Gültigkeit  einer  Ehe,  wo  der 
yySacerdoB  datae  utriusque ßdei  non  inierfuit^"  und  in  der  Un- 
terweisung, welche  Gregor  IL  dem  Bischof  Martinian 
nach  Baiem  mitgiebt,  sollen  zwar  die  Priester  die  Brautleute 
zur  kirchlichen  Eheschliessung  ermahnen,  jedoch  wird  diese 
als  einzig  möglidbe  und  rechtliche  Form  keineswegs  anbe- 
fohlen^. 

In  Bernardus  Papiensis  Summa  de  matrimonio  heisst 
es:  ffMairimoniuin  fadt  tUriuaque  conaenma  Ugitmus  per  miUua     - 
verha  vel  certos  mitus  eapressus^/*  und  Alexander  III.  stellt 
die  Eheschliessung   y,coram  notario  et  tesübua"  der   y^coram 
paroeko"  als  völlig  gleichberechtigt  an  die  Seite^ 

fraulich  leben,  und  entgegengesetzten  Falles  nach  der  Meinung  des  heil. 
Caesarins  dieselbe  nicht  erhalten;  bei  Martene  a.  a.  O.  I,  2, 599.  vgl. 
Kleea.  a.  O.  71.f. 

1  a.  a.  0. 1, 19. 

s  T.  8.  ed.  Wunderlich  (Göttingen  1841.) 

3  Bai  uz.  Wscell.  (Paiis  1678.)  1, 402. 

4  Bei  Hartzheim  Conc.  Germ.  (Colon.  1759.  ff.)  1,  86.  Vgl.  auch 
Dist.  XXVI  qu.  un.  art.  1.  (Thom.  Aquin.)  Richter  Kirchenrecht 
(Leipzig  1858.)  §.  276. 

5  S.  287.  ed.  Laspeyres.  (Rati8honael860.) 

^  c.  8.  X.  de  sponsa  duor.  (4,  4.)  „Super  hoc  autem  consultationi 
taae  taliter  respondemus ,  quodsi  inter  virum  et  mulierem  legitimus  oonsen- 
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Auch  m  den  Bussordnungen  finden  w  nii^nds  Strafen 
für  unkirchliche  Ehen  ausgesprochen.  Nur  im  Burchard 
von  Worms  heisst  es:  ftAccepisH  uxorem  et  non  fecisti  nuptias 
publice,  et  non  venisti  ad  ecclesiam  tu  et  uxor  tua  et  non  acee- 

püti  benedieiionem  a  sacerdote H  non  fecisti  tre$  quadrc^ 

geaimas  per  legiümas  feriaa  poenüere  debes^;''  aber  auch  hier 
scheint  Ton  einer  priesterlichen  Einsegnung  nach  der  Ehe- 
schliessung die  Bede  zu  sein  ^—  et  non  venüti  ad  ecclesiam  tu 
et  uxpr  tua  — ^  und  jedenfalls  wird  die  Ehe  nicht  für  ungültig 
erklärt,  sondern  die  Uebertretung  der  kirchlichen  Bestimmun- 
gen nur  durch  Bussen  geahndet,  ein  Verfahren,  das  auch  von 
zahlreichen  Concilien  des  Mittelalters  eingeschlagen  wurde'. 

Ja,  Synoden  sprachen  sogar  in  späteren  Jahrhunderten, 
als  Manche,  nachdem  die  kirchliche  Trauung  mehr  und  mehr 

BUS  sub  ea  solennitate,  quae  fieri  solet,  praesenie  soilicet  sacerdote  aut  etiam 
notario,  sicut  etiam  in  quibusdam  locis  adhuc  observatur,  ooram  idoneis 
testibus,  intenreniat  de  praesenti,  ita  quidem,  quod  unus  alterum  in  suo 
mutuo  oonsensu  verbis  consuetis  expresse  recipiat,  utroque  dicente:  „^S^ 
te  accipio  in  meam^*  et:  »,ego  te  accipio  in  meum/*  sive  sit  iuramentum 
interpositum  sive  non  y  non  licet  mulieri  alit  nubere.  Et  si  nupserit,  etiamai 
carnalis  copula  sit  secuta,  ab  eo  separari  debet,  et,  ut  ad  primum  redeat, 
ecclesiastica  districtione  compelli ,  quamvis  alii  aliter  sentiant  et  aliter  etiam 
a  quibusdam  praedecessoribus  nostris  sit  aliquando  iudicatum.**  Einen 
Ahnlichen  Fall  behandelt  folgender  Brief  desselben  Papstes  v.  J.  1 179.  bei 
Mansi  Conc.  22,  293:  „Super  eo  quod  ex  literis  tuis  intellezimus,  virum 
quendam  et  mulierem  de  mandato  domini  utriusque  assensu  se  invicemxe* 
cepisse,  nullo  sacerdote  praesente,  nee  adhibita  solemnitate, 
quam  solet  Anglicana  ecclesia  adhibere  et  alium  praedictam  mu- 
llerem ante  camalem  commiztionem  solemniter  duxisse  et  cognoyisse:  tuae 
patemitati  duximus  taliter  respondendum,  quod  si  primus  Tir  et  muUer  pari 
oonsensu  de  consensu  sese  receperunt,  ipsa  debet  primo  restitui,  cum  nee 
potuerit,  nee  debuerit  post  talem  consensum  alii  nubere.'*  Vgl.  über  beide 
Fälle  Maassen  Faucapalea  (Wien  1859.)  S.  22.  In  dem  von  demselben 
Alezander  IIL  (Rolandus  Bandinellus)  geschriebenen  Stroma  wird 
von  den  heimlichen  Ehen  gesagt  „. . .  clandestina  coniugia  non  esse  con- 
trahenda  non  quod  non  sint  coniugia,  sed  quoniam  altero  a  proposito  diver- 
tente  matrimonium  intercessisse  probari  non  potest/^  Von  den  unten  zu 
besprechenden  Stellen  des  Evaristus  u.  s.  w.  heisst  es:  *'haec  enim  capitula 
ad  terrorem  fore  dicta  creduntur,  quibus  clandestina  coniugia  inhiberi 
videntur  vel  potius  ad  cautelam.  Matrimonia  enim  clam  contracta  saepe 
altero  mutante  propositum,  cum  inde  testes  inveniri  non  valeant  separantur." 
(Msc.  d.  Kgl.  Bibl.  in  Berlin.) 

^  Corrector  c.  43. 

^  Vgl.  beispielsweise:  Stat.  synod.  Herbipol.  v.J.  1298- bei  Him- 
melstein Synod.  Herbip.  (Würzburg  1855.)  148:  „Prohibemussubpoena 
ezcommunicationis,  et  magnae  emendae,  ne  aliquae  personae  consentiant  in 
matrimonium  per  verba  de  praesenti»  donec'sint  ante  foresEcclesiae,  quai^do 
debet  sacerdotalis  benedictio  celebrarL*'  Alezander  UI.  spricht  sich  in 
c.  2.  X.  de  cland.  desp.  (4, 8.)  gegen  solche  Zwangsmassregeln  aus. 
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in  das  Bechtsbewusstsein  des  Volkes  emgedrungen  war,  den 
umstand,  dass  ihre  Ehe  des  priesterlichen  Segens  entbehrte, 
zur  Auflösung  derselben  benutzen  wollten,  die  Rechtsbestän- 
digkeit solcher  Verbindung  förmlich  aus^. 

Freüich  scheint  das  Gesagte  widerlegt  zu  werden  durch  ^^{Jjjf Sil 
den  von  Gratian  in  seine  Sammlung  aufgenommenen  Canon  sh^huee 
des  Papstes  Eyaristus:  ,,Äliter  legitimum  non  fit  <romti^'t«m  ^^^riBta^. 
ni»i  ah  Jds,  qtd  mper  ipsam  feminam  dondnationem  habere  mdeti" 
tur,  et  a  qmbus  eustoditur  uaor  petatur,  et  a  parenäbus  et  pro^ 
pinquioribus  eponsetur,  et  legibus  dotetur,  et  9uo  tempore  saeer^ 
dotaUter,  ut  mos  est,  cum  precibus  et  oblationibiAs  a  saoerdote 
benedicaiur*'%  aber  sowohl  dieser  als  der  des  Calixtus^  sind <^«ii^ta». 
pseudoisidorischen  Ursprungs^  und  also  auf  eine  bestimmte 
Absicht  ihres  Verfertigers  zurückzufuhren,  die  ohne  Zweifel 
mit  den  bei  Benedictus  Levita    erkennbaren   Tendenzen 
und  den  später  zu  erwähnenden  Absichten  der  karolingi- 
sehen  Gesetzgebung  zusammenhängt^. 

Aehnlich  verhält  es  sich  auch  mit  den  Bestimmungen  des 
vierten  karthagischen  Concils  y.  J.  398^,  die  in  einem 
unzweifelhaften  Zusammenhange  mit  .dem  Evaristischen 
Canon  stehen  und  deutschrechtliohe  Grundsätze  enthalten^* 

^  VgL  z.  B.  Synod.  Varmiensis  v.J.  1495.  bei  Hartzheim  a.  a.  O» 
5,  665:  „ContrahentesYeromatrimoniapei  verba  de  praesenti,  vel  futuro^ 
eamali  copula  secuta,  non  possunt  se  invicem  propria  authoritate  discedere, 
licetperSacerdotem  matrimonium  inEcclesia  non  sit  authori- 
zatam  Tel  solenni  benedictione  roboratum.  Debent  igiturRectorea 
Ecciesiarum,  dum  eis  constiterit,  per  confessionem  vel  alias  ipsos  inducere 
et  eoereere,  ut  ad  suaa  coniuges  redeant."  etc. 

2  c.  1.  C.  XXX.  qu.  5.  Bemerkens werth  ist,  dass  nach  der  Reformation 
die  katholischen  Schriftsteller  selbst  die  Beweiskraft  dieser  Stelle  zu 
schwächen  suchten,  schon  weil  sie  die  Nothweudigkeit  der  älterlichen  Ein- 
willigung in  die  Ehen  der  Kinder  betont,  wogegen  üch  bekanntlich  das 
Tridentmum  erklärt  hatte.  Vgl.  Se ver.  Binius  not.  ad  h.  c.  bei  Mansi 
Conc.  1,  626 :  „Non  volnit  significare  praedictas  omnes  conditiones  esse  ne- 
oesaarias;  ita  ut  si  una  vel  altera  desit,  irritum  sit  matrimonium." 

3  ,,  Quisquis  ergo  non  est  legitime  coniunctus  Tel  absque  dotali  titulo 
ac  benedictione  Sacerdotis  constat  copulatus,  Sacerdotes  vel  legitime 
coniunctos  criminari,  Tel  in  eos  testificari  mimine  potest,"  denn  er  ist  m- 
famis;  bei  Blondellus  Pseudo-Isidor.  (OeneTae  162S.)  260.  Hinschius 
Decret  Pseudoisidor.  (Lipsiae  1863.)  140.  (c.  4.  C.  IV.  qu.  4.) 

4  Siehe  unten. 

5  „uisponsufi  etsponsa,  cum  benedicendi  sunt  a  sacerdote ,  aparenti- 
hoB  sola  Tel  a  paranymphis  offerantur,  qui  cum  benedictionem  acceperint, 
eadem  nocte  pro  leTerentia  ipsius  benedictionis  in  Tirginitate  permaneant/*' 

^  Wasserschieben  Termuthet  deswegen  darin  ein  zu  Valentia  — 
welchea  in  der ProTinz Neu-Carthago  lag  —  geh altenes  ConcU.  Beitr.  z. 
Qesch.  d,  falsch.  Decret  (Breslau  1844.)  9.  und  in  der  Anmerk.  zu  c.  87.  des 
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Allerdinga  aber  i&t  es  auch  wohl  möglich ,  dass  einzelne 
strengere  Richtungen  im  Mittelalter  nur  die  kirchliche  Ehe 
für  vollgültig  anerkannten,  wie  andere  den  durch  Worte  aus- 
gedrückten Eheconsens  zur  Begründung  des  Sacraments  ver- 
langten^, und  endlich  noch  andere  gar  die  pri^sterliche  Bene* 
diction  in  derselben  Weise  betonten^, 

IIL    Die  Gesetzgebung  der  römischen  Kaiser. 

kHum«!         Auch  die  weltliche  Gesetzgebung,  wie  sie  von  den  römi- 
*«*«»•*>■  sehen  Kaisem  ausging,  änderte  an  den  so  eben  dargestellten 

Verhältnissen  niur  wenig  und  vorübergehend. 

Thcodo-  Noch  in  der  Novelle  22.  c.  3.  hatte  Justinian  das  von 

lentinianTheodosius  Und  Valcntinian  III.  anc^eordnete  Recht'  be- 

justinJan  ^^^tigt,  dass  zur  Eingehung  einer  Ehe  die  blosse  Consenser- 

^^l's  ^'  klärung,  ohne  Bücksicht  auf  die  Bestellung  einer  dos  oder 

donatio  propter  nuptias  und  auch  ohne  Vornahme  irgend  einer 

Hochzeitsfeierlichkeit  genügen  solle,   bald  )Etber  sah   er   sich 

durch  die  Missstände,  die  fast  immer  im  Gefolge  der  formlosen 

dritten  Anhangs  zuRegino:  (Lipsiae  1840.)  —  Vgl.  auch  Richter  K.«R. 
§•  29.  HinschiuB  a.  a.  O.  CXXVI.  —  Auch  die  arabischen  Ganones 
des  Nicaenischen  Concilsi  die  in  späterer  Zeit  angefertigt  sind  —  vgl. 
Hefele  ConcUiengesch.  (Freiburg  1855.)  1,  848.  f.  —  haben  folgende,  na- 
türlich gefälschte  Bestimmungen  über  Eheschliessung;  „Exigit  Deus  ab 
Omnibus  christianis  tarn  viris  quam  mulieribus,  ut*  matrimonia  sacris  ce- 
lebrent  benedictionibus  et  precibus,  quoniam  hisce  mediantibus  licita  ait 
Tirorum  et  mulierum  copula.  Quamobrem  a  sponsalium  celebratione  usque 
ad  nuptiarum  benedictionem  potest  sponsus  ac  debet  sponsa  servitutis  ex- 
hibere  obsequia,  eam  invisere,  et  confabulari  at  conyersatione  eius  frui 
nequaquam ;  quia  id  minime  licitum  est  ante  nuptiarum  celebrationem,  quae 
fit  benedictionibus,  precibus  et  virginali  incoronatione.  Oportet  itaque  tam 
viros  quam  mulieres  casta  et  pura  habere  corpora  coram  Deo,  cum  ad  nuptia- 
lern  accedunt  benedictionem,  nuptialesque  Coronas;**  etc.  bei  Hardouin 
Conc.  1,511. 

1  cf.  Innocent.  III.  Brixiensi  ep.  c.  22.  X.  de  spons.  et  matr. 
(4,1.)  a6.  1212:  „Respondemus  quod  matrimonium  in  veritate  contrahitur 
per  legitimum  viii  et  mulieris  consensum ,  sed  necessaria  sunt  quantum  ad 
ecclcsiam  Terba  consensum  exprimentia  de  praesenti.^'  Scotus  Op.  (Paris.) 
lib.  4.  dist.  28.  qu.  un.  schol.  2:  „Ad  sacramentum  matrimonii  requiritur 
Signum  sensibiie  determinatum  ut  audibile  et  certa  yerba,  quia  sine  certis 
Yerbis  non  est  sacramentum  matrimonii,  licet  possitesse  contractus  ad  matri- 
monium sine  certis  verbis.'* — Dagegen  u.  A.  Durandus  dist.  1.  qu.  8. 
§.7.  Vgl.  auch  Hahn  die  Lehre  Ton  den  Sacramenten  (Breslau  1864.) 
128. 148. 

2  Vgl.  Innoc.  in.  in  cap.  cit. :  "quum  ab  aliquibus  dubitetur  spirituale 
(sc.  matrimonium)  contrahi  solis  yerbis.  ygl.  Hahn  a.  a.  0. 

«  I.  8.  C.  Theod.  (8,  7.)  y.  J.  428. 
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Ehen  sich  entwickeln,  zu  Beformen  genöthigt^*  Im  December 
537.  veröffentlichte  er  die  Novelle  74.  und  verordnete  in  o.  4.  ?7v'f- 
§•  1.,  dase  die  höheren  Stände  bis  zu  den  Senatoren  abwärts 
scfarifUidie  Verträge  über  dos  und  donatio  propter  nuptias 
schliessen  müssten,  unter  Beobachtung  der  übrigen  ihrem 
Stande  geziemenden  Grebränche.  Andere  Standespersonen 
jedoch  sollten  in  eine  Kirche  gehen,  und  dort  beim  Defensor 
dersdben  ihren  £3ieconsens  erklären;  dieser  aber  hätte  unter 
Zuziehung  von  drei  oder  vier  Geistlichen  darüber  eine  Ur-* 
künde  au&nmehmen.  Personen  niederer  Geburt  könnten  nach 
wie  vor  ganz  formlos  ihre  Ehen  eingehen. 

Es  ist  wohl  kaum  nöthig,  den  Irrthum  Binterims^  zu 
widerlegen,  der  in  diesen  Bestimmungen  Justini  ans  die  de- 
fimtive  Einführung  der  kirchlichen  Eheschliessung  findet.  In 
der  ganzen  Novelle  ist  von  kirchlicher  Benediction,  überhaupt 
von  einer  unter  Mitwirkung  der  Priester  vorzunehmenden 
kirchlichen  Fderlichkeit  durchaus  nicht  die  Bede,  und  die  bei 
dem  Defensor  ecclesiae'  verlangte  Meldung,  die  diesem  anbe- 
fohlene Aufnahme  des  Eheinstruments,  erinnert  viel  eher  an 
die  moderne  Civilehe,  als  an  kirchliche  Eheschliessung.  Dass 
aber  der  Staat  sich  des  Defensor  ecclesiae  und  dreier  Cleriker 
als  Uikundspersonen  für  ein  bürgerliches  Bechtsgeschäft  be- 
diente, hat,  wenn  man  die  Unterordnung  in  Erwägung  zieht, 
in  der  zu  Jnstinians  Zeiten  sich  die  Kirche  dem  Staate  gegen- 
über b^and,  wenig  Befremdendes. 

Ein  wichtiges  Zeugniss  aber  legt  die  Novelle  davon  ab, 
dass  unter  Justinians  Begierung  die  kirchliche  Eheschlies- 
sung entweder  noch  gar  nicht  genügend  durchgedrungen,  oder 
vielleicht  schon  wieder  seit  den  ersten  Zeiten  des  Christen- 
thnms  einigermassen  in  Vergessenheit  gerathen  war.  Keinen- 
falls  wäre  Justinian  genöthigt  gewesen,  an  Bestimmungen 

^  Nov.  74.  c.  4:  ^fiftsiSrj  ya^  xal  roTs  nahtiois  9tf^y6^evrai  vSfiote,  xal 
rjuv  üüVToiQ  ra  avrä  SiarixaxtaA,  Sats  rove  youiove  xai  ya/uxcSv  cvfißoXaltov 
X»^l6  ix  fiOPrjs  i^^oiö&eu  Sia^effetog  xcU  xvq{ovs  elvai,  vsvo^evfUvotv  r^fiiv 
irrev&av  avpaXlayfuiratv  inX^tJd'tJ  t6  noXlrgvfjM  xal  7ta^üt(ft/ia^Tv^ss,axiV'» 
8vv€9s  y*ev3cfuyat,  xal  ori  xvQlav  ixaXst  rr^  awoixovüav  6  an^Q,  xaxeiPti 
rovxov  oftoiws  wvofui^,  xal  ovrme  avroXs  TiXarrsrcu  awoixiüta,  xal  ftrj 
raus  a^^eüuß  OvttTavra , . ,  /' 

s  Denkwürdigk.  d.  christ.-kath.  Kirche  (Mains  1S25.)  VI,  2, 84. 

'  Die  Defensares  ecclesiae  waren  deren  Beschütier;  nie  hatten  ihre 
Rechte  besonders  yor  Gericht  und  auch  sonst  gegen  jeden  Angriff  su 
wahren.  Im  Orient  waren  es  meist  Cleriker.  Vgl.  Thomassinus  yet.  et 
noy.  eccl.  discipl.  (Magontiaci  1787.)  Pars  1.  lib.  2.  c.  97. 
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ZU  denken,  welche  die  Festigkeit  der  Ehen  sichern  soUten, 
-wenn  diese  bei  dem  Bischof  vorher  angemeldet ,  von  ihm  er- 
laubt und  endlich  in  der  Kirche  eingesegnet  worden  wären. 
Freilich  erfahren  wir  auch  aus  dem  Wortlaute  des  Gesetzes» 
dass  es  gebräuchlich  war,  in  einem  Bethause  den  Eheoonsens 
2u  erklären,  aber  ebenso  wird  erwähnt,  dass  auch  anderswo 
Ehen  eingegangen  wurden,   bei  denen  das  einzige  religiöse 
Moment  in  der  Berührung   der  Bibel   bestanden  zu  haben 
scheint^ 
Nov.  117.         Uebrigens  hob  Justinian  durch  Novelle  CXVU.  c.  4. 
diese  ganze  Bestimmung  auf,  und  liess  nur  die  Nothwendig- 
keit  schrifUicher  Dotalverträge  für  die  höhten  Stande  be- 
stehen, 
liarier".         Auch  iu  der  Ecloga  Leo's  des  Isauriers  und  seines 
^^"»^'- Sohnes   Constantinus   Copronymus    v.  J.   740,    ist    die 
°^^    priesterliche  Trauung  noch  nicht  als  absolut  nothwendig  vor- 
geschrieben, vielmehr  wird  dieselbe  mit  der  schriftlichen  oder 
mündlichen  Consenserklärung  auf  völlig  gleiche  Lipie  gestellt^; 
und  wenn  auch  im  Anfange  des  neunten  Jahrhunderts  seitens 
der  orientalischen.  Kirche  schon  auf  die  Eheeinsegnung  ernst- 
lich gedrungen  sein  mag^,  so  wurde  dieselbe  doch  erst  um 
d.  J.  893.  —  also  noch  später,  als  die  nachher  zu  besprechende 
Nov.  89.  Karolingische  Gesetzgebung  —  durch  die  Novelle  89.  Leo's 
woiaen.  dcs  Weiscu^,  fur  rechtlich  nothwendig  erklärt,  was  i.  J.  1095. 
c^mn*"ai.  ^^^  Alcxius  I.  Comncnus  auch  auf  die  Eben  der  Leib- 
eigenen ausgedehnt  wurde^.     Damit  führte  Leo  aber  keine 
neuen  Gebräuche  ein,  sondern  gab  viehnehr  den  bisher  üb- 
lichen und  vielleicht  etwas  vernachlässigten  mehr  Festigkeit; 
er  machte  sie  zur  gesetzlichen  Nothwendigkeit^ 

^  a.  a.  0.  c.  5. 

*  II.  8:  „Ä*  3i  xara  arevoKTiv  rj  dta  Taneivoaiv  fit}  Bvvrjd^tn  sv^qo- 
kfinitoi  xtil  ^yyqaxpioi  noi^am  ydfioVf  xai  ay^dycoe  avplararau.  ydfwg  adoktae 
OvvatviOfu  TC9V  awakkaaaovTtov  7tQO0t6n€OV  xai  rdSv  rovran/  yavetap  «t« 
iv  ixxhjaiq  xovto  8i  evXoyiae  rj  xai  ini  ^ihov  yvaf^urd^." 

5  Vgl.  Zbisman  a.  a.  0.  158.  —  Das  Prochiron  (c.  870.)  IV.  27. 
verbietet  heimliche  Eheeiaaegnung. 

^  Zachariaelus  Graeco  Roman.  (Lipaiae  1856.  f.)  3, 185.  Zhisman 
a.  a.  0. 159. 

5  Zachariae  a.  a.  0. 8, 404. 

^  Mehrere  Beispiele  kirchlicher  Ehen  aus  der  Geschichte  fuhrt  Zhis- 
man a.  a.  0. 158.  an. 
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ly.  Das  germanische  Becht 

Wenden  wir  uns  jetzt  zur  Eheschliesemig  der  germani- 
schen Völkerschaften. 

Wie  bei   allen  Naturviäkem,   finden  wir   anch   bei  den®**^jjj"* 
Germanen  die  Frauen  in  einem  Abhängigkeitsverhältnisse  *^°«"- 
za  den  Männern.     Schon  das  geltende  Recht  der  Selbsthtilfe 
mnsste  für  das  schwächere  Geschlecht  in  dem  stärkeren  einen     • 
Schutz  hinstellen^  wie  ja  auch  die  Unmündigen  und  die  Waffen- 
unfähigen  in  den  streitbaren  Männern  ihre  Vertreter  fanden^. 
Es  war  natürlich,  dass  diese  Vormundschaft  —  „mundium^  — 
der  römischen  manus  entsprechend  —  mit  der  väterlichen  Ge- 
walt sich  vereinigte  und  identificirte,  dass  sie  in  der  väter- 
lichen Familie  bis  auf  den  letzten  Schwertmagen  sich  ver^ 
erbte,  und  dass  sie  endlich  dem  Manne  übertragen  wurde,  in 
•  dessen  Familie  die  Frau  als  Gattin  neu  hineintrat ^*     ^^Foere- 
rmmd"  wird  in  den  Friesischen  Hechten  schlechthin  der 
Elhemann  genannt 

Das  mundium  gewährte  aber  seinem  Inhaber  nicht  nur 
die  Befugnisse  zu  persönlichen  E^inwirkungen  auf  den  Bevor- 
mundeten, oder  blos  ideelle  Vortheile,  sondern  bei  jeder  Ver- 
letzung des  Mündels  bezog  der  Mundwald  die  Wergelder  und 
empfing  gleichsam  den  reellen  Lohn  seines  Schutzes'. 

Da  aber  so  der  Egoismus,  ja*  selbst  eine  gewöhnliche 
praktische  Gesinnung,  das  ganze  Institut  des  mtmdium  als 
einen  Inbegriff  von  Vermögensrechten  auffassen  musste,  so 
konnte  der  Ehemann,  der  zwar  die  Mühe  des  Schutzes  über- 
nahm, zugleich  aber  auch  das  Anrecht  auf  die  etwa  daraus 

1  Brokmerbrief  §.  96.  bei  Bichthofen   Fries.  Rquell.    (Berlin 
.  1840.)  164:  „Sa  gkelin  alla  froawa  a  foremunde  Btonda,  hia  skelin  hebba 

ander  thene  berena  ief  thene  kerena,  and  thi  skel  foremundere  wesa,  ther 
aba  sibbest  ib;  send  hia al  like  sib,  sa  is  thiu  federside  weldegera.*'  Em- 
siger Pfennigschuidbuch§.  9.  ebendas.  196.  Ed.Jäoth.  204.  Vgl. 
Kraat  Vonanndsch.  (Götüngen  1885  —  47.)  1,  10.  ff.  Laboulaye 
Becbercbes  sur  la  eondition  oivile  et  politique  des  femmes.  (Paris  1848.)  188. 
Bire  die  Vonnundsch.  im  B.  d.  Oerman.  (Braunscbweig  1862.)  226.  ff., 
Schröder  Gesch.  d.  ehel.  Güterrechts  in  DeutschL  (Stettm.  Danrig. 
Elbing.  1868.)  1. 

2  L.  Wisigoth.  IV,  2, 15:  „tIt qui  axorem  suam ...  habet  in  potestate 
similiter et  in  servis eins  potestatem  habebit. **  Sachsensp.  III,  45 :  „ die 
man  is  vormOnde  sines  wives  to  hant  als  sie  Ime  getrüwet  wert.*'  Vgl. 
Grimm  dentseh.  Bechtsalterth.  (Göttingen  1854.)  447.  f. 

8  VgL  Kraut  a..a.  O.  1,  829. ff.  Rive  a.  a.  O.  286.  ff.  TValter  D. 
Bechtsgesch.  (Bonn  1858.)  §.  479.   Schröder  a.  a.  O.  4. 
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fliesaenden  Vortheile  erhielt ,  nur  gegen  Entschädigung  die 
Abtretung  der  Mundschaft  verlangen,  er  musste  sie  kaufen  S 
und  das  ist  der  Ursprung  des  so  vielfach  missverstandenen 
Ausdrucks,  der  sich  noch  im  späteren  Mittelalter  wiederfindet  ^ 
und  als  Beweis  der  rohen  Gesinnung  der  Deutschen  ver- 
*^jj^«»' schrieen  worden  ist*,  „dasa  der  Mann  seine  Frau  kaufe** K 

So  kam  es,  dass  die  aus  der  Mundschaft  fliessenden  pe- 
kuniären Vortheile  in  festen  Summen  taxirt  wurden,  die  dem 
Mundwald  gezahlt  werden  mussten^  ja,  dass  es  diesem  bei 
den  Alamanaen  und  Baiern^  freistand,  die  Ehen,  bei  denen 
kein  Mundkauf  stattgeftmden  hatte,  nadi  Belieben  wieder  auf- 

^  Falls  der  Ehemann  das  mundium  über  die  Frau  nicht  erworben  hatte, 
blieb  es  bei  dem  früheren  Mondwald ,  £d.  Liutpr.  126.,  der  dann  auch  die 
Wergelder  besog,  L.  Alamann.  Hl.  61,1;  52,2;  54,2.  £d.  Rotharis 
187.  ^  Ebenso  das  mundium  über  die  in  dieser  Ehe  erzeugten  Kinder.  Vgl 
Kraut  a.  a.  0. 1,  186.  Wilda  Strafr.  d.  Oerm.  (Halle  1842.)  804. 

s  Vgl.  Aetelbirhts  Ges.  c.  77:  „Gif  man  msegb  gebiged*^  [Wenn 
Jemand  eine  Jungfrau  kauft]  Imnordischen  Rechte  hiess  eine  gekaufte 
Frau  y^myndikeypt  konu^\  vgl.  Bjaköret  c.  68.  (Paus.  H.,  268.),  beiden 
Alamannen  y^puella  emta^^.  Factus  8,  29.  L.  AI.  .Laut fr.  97,  4:  Bei- 
spiele bei  Grimm  a.  a.  O.  421.  Kindlinger  Gesch.  d.  deutsch.  Hörigk. 
<Berlin  1819.)  186.  Bodmann  Rheingauische  Alterth.  (Mainz  1819.)  670. 
Mone  Anzeiger  z.  Kunde  d.  deutsch.  Mittelalt.  (18S2.  ff.)  7, 862. 

3  Schon  Saxo  Grammaticus  verstand  das  nicht.  Vgl.  Histor.  Danic. 
V.  p.  88:  „ne  quis  uxorem  nisi  emtitiam  duceret,  venalia  siquidem  connubia 
plus  stabiHtatis  habitura  censebat,  tutiorem  matrimonii  fidem  ezistimans, 
quod  pretio  firmaretur.** 

^  Es  lässt  sich  jedoch  nicht  l&ugnen ,  dass  die  Frauen  hierbei  auch  im 
sachlichen  Begriffe  aufgefasst  wurden,  und  es  mag  das  ein  Ueberrest  der 
ftltesten  Gebräuche  sein.  Vgl.  Aetelbirhts  Ges. c.  81:  „(Kffrlmanwilf 
frtes  mannes  wif  geligeB,  his  wergelde  äbicge,  and  6&er  vtf  his  ägenum 
scaette  begete  and  f>^m  6&rum  set  häm  gebrenge.*'  [Wenn  ein  Freier  bei 
eines  freien  Mannes  Frau  liegt,  erkaufe  er  sie  mit  ihrem  Vl^ergelde,  und  er- 
werbe eine  andere  Frau  aus  seinem  eigenen  Vermögen  und  bringe  sie  ihm 
heim.]  AuohinPreussen  existirt  eine  derartige  Bestimmung  in  der  Con- 
yention  y.  J.  124S.  bei  Voigt  Gesch.  Prenss.  I,  554:  „Cum  enim  pater 
aliquam  uxorem  de  pecunia  communi  sibi  etfilio,  emerat,  hactenus  serva- 
yerunt,  ut  mortuo  patre  uxor  ejus  ad  filium  devolyeretur,  sicut  alia  haeredi- 
tas  de  bonis  communibus  comparata.** 

5  Vgl.  L.  Saxon.  VI,  1:  „Uxorem  ducturus  CCC.  soL  det  parentibus 
eins."  VII,  8,  4:  „qui  viduam  ducere  velit,  offerat  tutori  pretium  emtionis 
eins.**  Ed.  Rothar.  190.  191.  215.  L.Liutpr.  VI,  85.  L.Burg.  $4,  2. 
L.  Wisigoth.  III,  1,  2.  5.  Cassiodor.  Varia  4,  1.  bei  Bouquet  Script 
(Paris  1788.  ff.)  4, 8.  Vgl.  Schröder  a.  a.  0.74.  Kraut  a.  a.  0. 1,310.  In 
Island  war  eine  Mark  (VI.  alna  aurar)  der  geringste  Mundschatz,  und 
Kinder  einer  um  geringeren  Preis  erkauften  Frau  waren  nicht  erbfSÜiig. 
Grftgarf.  8. 

6  L.  Alam.  HI.  51.  54.  L.  Bajuy.  7,  16.  Gregor.  Turon.  hist. 
Franc.  IX,  83:  „(iuia  sine  consilio  parentum  eam  coniugio  copulasti,  non 
erit  uxor  tua." 
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zulosen  und  eine  Busse  zu  fordern,  während  andere  Volks- 
rechte^  eioh  mit  der  letzteren  begnügten. 

Erst  in  späterer  Zeit  war  es  die  Frucht  einer  milderen, 
auch  Ton  der  Kirche  begünstigten  Recht^anschauung^,  die  in 
der  Lex  Burgundionum'  schon  durchbricht,  und  in  den 
Edicten  der  späteren  langobardischen  Könige^,  den  Ge- 
setzen der  Franken,  Alamannen,  Baiern  und  West- 
gothen  vertreten  ist'^,  dass  die  von  dem  Ehemanne  für  die 
Mundschafit  zu  zahlende  Summe  —  „dotaUcium^%  bei  den 
Langobarden:  „meta'%  nordisch:  ^^mundr^*  —  der  Frau 
selbst  als  Wittwenversorgung  bestellt  wurde,  während  jene 
ältere  Sitte  bei  den  Dithmarsen  noch  im  fünfzehnten  Jahr- 
hunderte zu  finden  ist^ 

So  schwand  die  Bedeutung  des  Mundkaufes  mehr  und 
mehr,  und  statt  dessen  tritt  uns  nur  noch  ein  symbolischer, 
ein  Scheinkauf  ^  entgegen,  der  in  den  Gebräuchen  und  Liedern  ^J^^^ 

1  Ed.  Rothar.  188.  ff.  L.  Saxon.  40.  etc.  Auch  konntea  sie  das 
Vennogen  der  Frau  zurückfordern. 

2  C. Treyirense  v.J.  1227.  bei  Hartzheim  Conc.  3,  529,  verbietet 
den  Verwandten  oder  Vormündern  des  Brautpaars  „  quocunque  colore  quae- 
sito  aliqnam pecuniam  pro  matrimonio  contrahendo,  vel  contrahendo  impe- 
diendo"  zu  nehmen. 

9  L.  Burg.  66, 1. 

^  L.  Liutpr.  VL,  S5. 49.  61.  Nach  dem  Ed.  Roth.  178. 179.  wurde  es 
dem  Mundwald  übergeben,  der  es  der  Frau  schenkte;  so  wohl  auch  im 
Xorden.  Oräg.  festath.  7.  50.  Saem.  83.  ff.  ygl.  Weinhold  deutsche 
Praaen  im  Mittelalter  (Wien  1851.)  213. 

5  Vgl.  L.Alam.  55, 3.  — Conc.  ap. Tusiac.  v.J.  860.  bei  Sirmond. 
ConciL  (Romae  1608. ff.)  3, 181 :  „ . . .  .dotem  acceptam,  quam  de  se  ipsa,  si 
camaliter  inngeretur,  mercari  debueraf  —  Roziere  Recueil  des  formules 
(Fans  1859)  no.  233.  234.  240.  Vgl.  auch  die  Urk.  ▼.  J.  773.  beiMeichel- 
beck,  Histor.  Frising  (Aug.  Vindel.  1724 — 29.)  I,  6.  no.  38:  „ego  H.  in 
loco ...  F.  tradidi  coniugi  meae  I.  sicut  antiqua  mos  est.''  Vgl.  Kraut 
a.a.0.1,812.  Fardessus  loiSalique (Farial 843.) 688.  Schröder  a.a.O, 
64.  69.  ff. 

6  Alb.  Krantz  Vandalia  (Hannoverae  1619.)  1,13:  „Valet  hodie  ea 
ut  fenint  consuetudo  in  Thietmaris,  gente  palustri,  ad  exitum  Albis  fluminis, 
ut  nuptai  tradant  iilias  indotatas ,  sponso  quantum  inter  eos  convenit  an-  _ 
numerante  aut  pendente  his,  qui  puellam  in  potestate  habuerunt'*  Neo- 
com 8  Chronik  d.  Land.  Dittmarschen  (ed.  Dahlmann,  Kiel  1827)  1,  109., 
spcieht  davon  als  Ton  einer  abgekommenen  Sitte:  „Crantzü  Wort  Wand -I. 
sind  klar,  dat  solchensz  noch  tiio  siner  tidt  ummet  jähr  1500  im  gebrucke 
gewesen.*' 

7  X.  B.  bei  den  Saliern  ein  solidus  und  eiadenarius^  ygl.  Fredegar. 
Cireg.  Turon.  epit  18:  „(Chlodovaeus)  legatos  ad  Gundebaldum  dirigit 
petens,  ut  Chrotüdem  neptem  suam  ei  in  coniugium  sociandam  traderet. 
Qttod  Sie  denegare  metuens  et  sperans  amicitiam  cum  Chlodovaeo  inire, 
eam  datnnim  spendet*   Legati  offerentes  solidum  et  denarium ,  ut  mos  erat 
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der  späteren  Zeiten  noch  anklingt^.  Folgegemäss  wurde  auch 
die  Befugniss  des  Mundwalds  aufgehoben ,  das  Mündel,  auch 
gegen  dessen  Willen,  nach  Belieben  zu  verheirathen^.  Die 
schon  erwähnte  Dos-Bestellung  aber  des  Ehemannes  an  seine 
Frau  trat  in  voller  Wichtigkeit  an  die  Stelle  des  Mundkaufs. 
Es  lag  darin  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Concubinat 
und  £he^,  der  von  der  Ejrche  selbst  nicht  verkannt  wurde  ^, 

Francorum,  eam  partibus  Chlodovaei  sponsant,  placitum  ad  praesens  pe- 
tentes,  ut  ipsam  ad  coniugium  traderet  Chlodovaeo.**  Pithoeus  glossar. 
ad  leg.  3al.  46.  beiBaluzius  Capitul.  (Paris  1780.)  tom.  II.  Vita  a.  Ber- 
thae  bei  Bouquet  a.  a.  0.  3,  622.  Vita  s.  Austrebertae  ebendas.  d^ 
549.  Rozidre  a.  a.  0.  no.  230. 298. 

1  Vgl.  Münchener  Magistratsverordn.  v.  J.  1405.  bei  Westen- 
rieder,  Beitr.  z.  vaterl.  Historie  (München  1788.  ff.)  6, 122:  „Es  soiauch 
chain  Prawtgam. . .  .sein  swiger  nicht  mer  geben  zu  erung  dann  ein  kleinat^*, 
vgl.  auch  Schmeller  Bair.  Wörterb.  (Stuttgart  u.  Tübuigen  1827.  ff.)  1, 
426.  s.  y.  Hochzeit-Tuechlein.  Bei  den  Juden  ist  noch  heute  der  s.  g. 
symbolische  „Kauf  durch  den  Groschen**  üblich;  vgl.  Michaelis  Mos.  R. 
(Reutlingen  1785.)  2,  87.  —  Im  altmosaischem  Rechte  gab  es  jedoch  nach 
Saalschutz,  Mos.  R.  (Berlin  1853 )  730,  keinen  Brautkauf.  In  klein- 
russischen Hochzeitsgebräuchen  hat  er  sich,  freilich  nur  als  einer  der 
vielen  bei  Hochzeiten  beliebten  Scherze  erhalten.  Der  jüngste  Bruder  der 
Braut  verkauft  sie  nämlich  um  ein  Paar  Dukaten,  lieber  die  Reste  des 
Brautkaufes  in  den  einzelnen  europäischen  Ländern  wird  bei  Darstellung 
Ihres  Eheschliessungsrechts  gehandelt  werden.  > 

s  Edict.  Rothar.  195.  L.  Sazon.  40.  Chlotac.  Const.  t.  J.  560. 
c.  7.  L.  Wisigoth.  lU,  4,  11.  Cnut  d6m.  1,  72.  u.  s.  w.  Auch  die  Kirche 
wirkte  dafür.  Vgl.  Synod.  S.  Patricii  (s.  a.)  bei  Wilkins  Conc.  Mag. 
Britt.  (Londinil737.  f.)  1,  6:  „Quod  vult  pater  faciat  virgo ,  quia  caputmu- 
lieiis  vir.  Sed  requirenda  estapatre  voluntas  virginis,  dum  deus  relinquit 
hominem  in  manus  consilii  sui/'  Für  das  frühere  Zwangsrecht  des  Vormun- 
des ist  ein  treffliches  Beispiel  in  der  Vita  s.  Salabergae  bei  Bouquet 
Script.  3,  606:  „parentes  ejus  contra  puellae  voluntatem  eam  cuidam  in 
matrimonio  tradiderunt.**  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  7.  Doch  war  es  eigent- 
lich Sitte,  dassauch  die  Verwandten  der  Braut  von  ihrem  Vater  befragt 
wurden ,  vgl.  Formeln  bei  Rozier  e  a.  a.  O.  no.  239.  So  fragt  König  Chil- 
debert,  alsRekkaredbei  ihm  um  seine  Schwester  anhält,  zuvor  seinen 
Oheim  Gunthramm.  Gregor  v.  Tours  a.  a.  O.  IX,  16.  20.  —  An  die 
Stelle  des  Mundwalds  traten  häufig  die  Landesherm,  und  das  ist  die  Er- 
klärung des  von  diesen  bis  in  die  Mitte  des  sechzehnten  Jahrhunderts  aus- 
geübten Rechtes  der  Ehestiflungen.  Vgl.  Waitz  D.  Verfassungsgesch. 
(Kiel  1844)  2,  135.  Grimm  a.  a.  0.  438.  Weinhold  a.  a.  O.  116.  — 
Gatzert  de  filiab.  neptib.  libere  nuptum  coUocand.  (Giessae  1780.)  Maxi- 
milian nahm  dies  Recht  in  Anspruch  ausdrücklich  als  Landesförst  und 
„oberster  Gerhab".  Gatzert  a.  a.  0.  S.  11.  Vgl.  auch  Lersner  Chron. 
Francofurt.  (Frankf.  1706. 1724.),  lib.  1.  c  7.  §.  56.  ada.  1232.— -Nachdem 
Eidsivath in gs recht  (Kristeur.  c.  23.)  war  Zwang  zur  Verlobung  binnen^ 
Jahresfrist  Scheidegrund. 

8  Grimm  a.a.O.  488.  Wildaa.  a.  O.804. 

*  Vgl,  c.  6.  C.  XXX.  qu.  5;  Conc.ap.  Tusiac.  bei  Sirmond.  ConcS^ 
176.   VgL  vor  allen  c.  12.  C.  XXXIL  qu.  2 :  „Non  omnis  mulier  viro  iuncta. 
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ea  lag  darin  die  unerlässliche  Bedingung  einer  vollen  Ehe^. 
So  empfiehlt  Burchard  von  Worms  denen,  welche  die  un^^ 
sittliche  Verbindung  des  üoncubinats  mit  der  Ehe  vertan* 
sehen  wollen:  „antequam  uxorem  accipiatj  dimittat  eam^  et,  st 
est  libera,  dotet  eam"^,  und  Karl  der  Kahle  muaste,  als  er 
nach  dem  Tode  seiner  Gremahlin  seine  bisherige  Concubine 
Bichildis  heirathen  wollte,  dieselbe  zuvor  sich  verloben  und 
dann  dotiren:  ^yconcubinam  siiam  desponsatam  atque  dotatam  in 
eoniuffiwfn  duaiVK 

Durch  die  Uebergabe  des  mundinm,  die  sich,  der  sinn* 
liehen  Anschauungsweise  der  Germanen  gemäss,  durcb^Tradi*  '°°<^* 
tion^  der  Frau  und  ihres  Vermögens  in  der  Gerichtsstätte, 
im  malhanf  vollzog  —  daher  der  Ausdruck  y,gema?d"^  —  war 
aber  auch  die  Ehe  geschlossen.  Wenigstens  wo  und  so  lange 
man  von  kirchlicher  Trauung  nichts  wusste,  bestand  zwischen 
Verlöbnis«  und  Vermählung  kein  rechtlicher  Unterschied,  da- 
her brüt  auch  Gemahlin,  gemahele  auch  Braut  bedeutetet 

uxor  est  viri igitur  cuiuslibet  loci  clericus  si  filiam  suam  viro  habenti 

coDcubiDam  m  matrimonium  dederit,  non  ita  accipiendum  est.  quasi  con- 
iogato  eam  dederit:  nisi  forte  illa  mulier  et  ingenua  facta  et  dotata  legitime 
et  publicis  nuptiis  honorata  ndeatur**.  (Leon.  pap.  ep.  XC.  al.  XCU.  c.  4.) 
Conc.  Troslejan.  v.  J.  909.  c.  8;  c.  2.  C.  XXXII.  qu.  2;  c.  8.  C.  XXXVI. 
qu.  2.  Die  Kirche  knüpfte  dabei  an  das  römische  Recht  mit  seiner  sponacdi- 
tia  largüas  an  und  dann  an  die  Stellen  des  mosaischen  Rechts  (II.  Mos.  22, 
16.  f.;  V.  Mos.  22, 19.  29.),  die  eine  Analogie  darboten,  wie  denn  auch  König 
Aelfred,  Oeistl.  Ges.  12.,  die  hier  erwähnte  Geldsumme  mit  „TFieoftima" 
(d.  L  Mundgeld)  übersetzt,  während  Luther  „ Morgengabe *^  sagt.  Vgl. 
auch  Schröder  a.  a.  0. 81. 

i  VgL  Maroulf.  form.  app.  52  (Roziere  a.  a.  O.  no.  ISO):  „femina 
aliqua . . . bene  ingenua. . . ad  coniugium  mihi  sociavi  uzore,  sed  qualis  causas 
Tel  tempora  me  oppresserunt,  utchartolam  libelli  dotis  ad  eam,  sicut  lex 
declarat,  minime  excessit  facere,  unde  ipsi  filii  mei  secundum  leges  naturales 
appellantur.** 

2  Corrector.  c.  250. 

*  Frag.  bist.  Franc,  bei  Du  Che sneHistor.firanc.  scr. (Paris.  1639.) 
2, 404.  f. 

*  Daher „gipt** (angelsächsisch),  „gifting,  gipt**  (altschwedisch).  VgL 
Ed.  Roth ar.  183,  wo  über  die  eine  zweite  Ehe  eingehende  Wittwe  be- 
stimmt wird:  „ipsa  per  mano  simlli  modo  retradatur,  sicut  priori  marito 
tradita  fuerit;  nam  aüter  sine  traditione  nulla  rerum  dicimus  subsistere  fir- 
iDiutem.^  Gregory.  Tours  a.a.O.  VI,  84.  Kraut  a.  a.  0. 1, 173.  Schrö- 
der a.  a.  0. 10. 

5  So  schon  Ayrer  de  iure  connub.  ap.  ret.  german.  (Gottingae  1738^ 
aect-l.S  82;  auch  Grimm  a.  a.  0. 433. 

«  VgL  NibeL  546,  8;  1864,  4;  Heinrich  Tristan  [gedr.  bei  y.  d. 
Hagen  Gottfried  y.  Strassburgs  Werke  ^Breslau  1823.)  II  ]  867.  Im  Allge- 
meinen ein  Weib,  die  beigelegen  hat,  oder  nächstens  beiliegen  wird.  Müller 
Mittelhochdeutsche« Wörterb.  (Leipzig  1854.) s. ▼.  „brüt**.  Wackernagcl 
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Aber  auch  später  erfolgte  die  Elieschliessung  gewöhnlich 
mit  der  Verlobung  zusammen,  und  jedenfalls  sollte  zwischen 
beiden  grundlos  kein  längerer  Zeitraum  als  zwei  Jahre,  oder 
nadi  den  nordischen  Bechten  zwölf  Monate  verstreichen^,  wie 
denn  Theudebert,  der  Enkel  Chlodewigs,  den  Unwillen 
sämmtlicher  Franken  erregte,  weil  er  im  sechsten  Jahre  nach 
seiner  Verlobung  noch  mit  der  Verehelichung  säumtet 
Beüager.  Nachdem  wir  so  das  Becht  d^  Eheschliessung  bei  den 
Deutschen  betrachtet  und  zu  dem  Ergebnisse  gekommen  sind, 
dass  wir  es  mit  einem  rein  bürgerliphen  Rechtsgeschäfte  zu 
thun  haben,  dass  in  der  Uebergabe  des  mundium  und  der  Be- 
stellung des  dotaUcium  das  ganze  rechtliche  Wesen  der  Ehe- 
Schliessung  basirte,  wollen  wir  noch  mit  kurzen  Worten  des 
Beilagers  gedenken. 

Das  Beilager  war  nach  germanischer  Bechtsansicht  zur 
Vollziehung  der  Ehe  nöthig^  und  es  unterliegt  wohl  keinem 
Zweifel,  dass  die  Tendenz  des  kanonischen  Hechts,  die  fleisch- 
liche Gemeinschaft  der  Ehegatten,  selbst  im  Gegensatze  zum 
römischen  Rechte,  so  stark  und  so  beständig  hervorzuheben, 
dem  Einflüsse  der  germanischen  Ideen  zuzuschreiben  ist. 

Die  Frau  tritt  nach  den  Worten  des  Sachsenspiegels 
in  das  Recht  des  Mannes  ,,8venne  se  in  sin  bedde  gat*'*^,  und 
so  tief  wurzelte  diese  Ansicht  in  den  Anschauungen  des 
Volkes,  dass  sie  zu  Ungehörigkeiten  führte,  denen  die  Kirche 
selbst  entgegentreten  musste.  Ein  Würzburger  Concil  v.  J. 
1330  fand  für  nöthig  zu  verbieten,  dass  die  Braut  sich  noch 
in  das  Bett  des  unmittelbar  nach  der  Hochzeit  gestorbenen 
Bräutigams  lege  und  die  Beschlagung  der  Decke  vor  sich 
gehen  lasse  ^« 

So  knüpfen  sich  denn  auch  an  diesen  Act  all'  die  Sym- 
bole und  Gebräuche,  die  bei  der  Consenserklärung  der  Braut- 
leute üblich  waren  ^.     Den  Eheleuten  wurde  ein  Trunk  ge- 

in Haupt  Zschr.  f.  deutsch.  Alterth.  2,  548.  Noch  heute  ist  im  Thüringer 
Walde  „verloben"  und  „verheirathen"  identisch.  Schmidt  Sitten  u.  Gebr. 
b,  Hochzeiten,  Taufen  u.  Begräbnissen  in  Thüringen.  (Weimar  1863.)  13. 

1  Edict Roth.  178.  L.  Wi8igoth.m.,l,4.  Gr&gäsfeBtath.54.etc. 

>  Gregor.  Turon.  a.  a.  O.  UI,  27. 

*  Vgl.  S  im  rock  Deutsch.  Sprüchw.  (Frankf.  a.  M.  s.  a.)  no.  1516. 
Kraut  Grdr.  z.  Vorles.  üb.  d.  deuteche  Privatr.  (Qöttlngen  1856.)  §.  187. 
Weinhold  a.  a.  0. 268.  Grimm  a.  a.  0. 440.  Wildvogel  de  iure  thalsmi 
(JTenae  1717.) 

«  I,45.§.l.vgl.in,45.§.3.  — 5  Bei  Hartzheim  a.a.O.  4, 810. 

6  Diese  werden  gelegentlich  unten  besprochen  werden. 
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raebt^   es   wurde  ihn^i  Speise   gebracht^   sie  wurden  mit 
Schlagen  ins  Bett  getrieben'* 

Bei  den  Ehen  der  Fürsten  gingen  die  Beilager  noch  im 
sechszehnten  Jahrhunderte,  wenn  audi  nur  symbolisch^  mit  der- 
selben .Oeffentlichkeit  vor  sich,  wie  die  Trauung  selbst,  und  so 
heisst  es  denn  bei  Frischlin  in  den  Nuptias  Wurtembergieae: 
„Protinm  in  leetum  Bocra  Dorothea  locatur  Inque  latus 
piacoUaviri  deditj  unde  petita  est,  ExuUant  cum  voee  duces.... 
lUi  ecneurgunt  itenm,  thalamoque  reUeto  Omnee  ad  coe^ 
nam  Uhde  elangeniihuB  %hant\ 
und  bei  Kaiser  Maximilians^  Eheschliessung  wird  überall 
und  ganz  specieU  des  Beilagers  Erwähnung  gethan'.    Auch 
an  die  bekannte  Erzählung  des  Aeneas  Sylvius  von  Fried- 
richs I£I.  Beilager^  will  ich  schon  deshalb  hier  erinnern,  weil 


1  Atbis  (ed.  Grimm, Berlin  1846.)  D.  58;  Gottfried  v.Strassburg 
Tristan  (ed.  Massmano,  Leipzig  1843)  y.  12642;  Heinr.  v.  d.  Türlin 
Goldene  Krone  (ed.  Scholl,  Stuttg.  1852)  r.  8642;  Wittenweiler  Ring 
(ed.  Bechstein,  Stuttg.  1852)  18& 

*  Wolfram  y.  Eschenbach  Parzival  (ed.  Lachmann,  Berlin  1854) 
278,  26;  Heinrich  Tristan  v.  842;  Lohengrin  (ed.  Rückert,  Quedlinb. 
1S5S)t.  61;  La8sbergLiederBaal(St.  Gallen  1846)  3, 407.  vgl. unten. 

9  VgL  Hartknoch  Dias.  sei.  de  var.  reb.  Pniss.  diss.  (1679)  12.  §.  6. 
Voigt  a.  a.  O.  1,  556.  Lappner  d.  Preuss.  Lithauer  S.  41.  Es  geschah 
dies  unstreitig  aus  denselben  Motiven,  wie  bei  der  Trauung;  vgl.  unten. 
Uebngens  war  natfiilich  das  sich  zurückaiehende  Brautpaar  überall  ein  Gre- 
genstand  der  oft  sehr  rohen  NeckereL  Vgl.  M^m.  de  TAcad.  celt  2,259. 
DaM«rila.a.  O.S.69. 

^  Andenr&rts  wurden  sie  noch  vollstfindig  nach  altem  Brauche  vollzo- 
gen, d.  h.,  dass  die  Brautfirauen  so  lange  im  Gemache  blieben,  bis  die  Braut 
entkleidet  dem  Manne  übergeben  war;  so  in  Lübeck  bis  z.  J.  1612;  vgl. 
Wein  hold  a.  a.  O.  S.  209.  Man  muss  sich  übrigens  daran  erinnern,  dass 
man  niehts  Aergerlichea  dabei  fand,  Eheleute  im  Ehebette  beisammen  zu 
sehen  und  zubesuchen.— Ulrich  v.  d.  Türlin  gold. Krone v. 8695.  Bertold 
V.  Holle  Ordne  (ed.  Bartaoh,  Nümbe^  1858.)  v.  2164.  —  So  wurden  sie 
Bta«id  im  Ehebette  gesegnet  und  noch  Luther  empfing  so  Besuche.  Oef- 
fentlichkeit  des  Beilagera  berichtet  Brand  Reisen  durch  die  Mark  Bran- 
denburg (Wesel  1702.)  77.  ff.  147.  ff.,  noch  im  Anüuigedes  18.  Jahrh.  von 
den  Kur-  nnd  Lieflftndischen  Bauern. 

^  LUI.  Oper.  poet.  pars  epic.  p.  150. vgL p.  282 :  „Ducitur  huc  (ad torum) 
princepe  Ludovicus  et  agmine  pulcro 
Stipata  insequitur  virgo,  sponsoque  locatur 
Frozima:  quam  fidae  componit  deztera  matris**. 

6  Fngger  Spieg.  d.  Ehren  (Nürnberg  1688)  V.  Cap.  26.  n.  26. 

7  de  Tita  et  reb.  gest.  Frid.  UI.  8.  84 :  „  lussit  igitur  (Friderieua)  teuto« 
nieo  Bore  Stratum  apparari,  iaoenttque  sibi  Leonoram  in  ulnaa  complexus- 
que  dari,  ac  praesente  Rege  eunctisque  proceribus  astantibus  superduci 
colcitam.  Erant  autem  ambo  vesUti,  moxqne  inde  surrezerunt  Sicquecon- 
Boetndo  Thentonicorum  se  habet  cum  principes  primo  iungnntur .....  Nocte 
ffum  ioslabat,  iaturua  erat  concubitus  ez  nudis.** 
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nach  dessen  Vollziehung  der  Oheim  der  Braut  sich  von  der 
Furcht  befreit  glaubte,  dass  die  Ehe  durch  das  Belieben  des 
Kaisers  wieder  würde  aufgelöst  werden;  sie  hatte  eben 
grosaere  Festigkeit  eriialten. 

Form  der  Wenden  wir  uns  jetzt  zur  Form  der  Eheschliessung,  denn 
rang,  diese  war  durchaus  nicht  so  unwesentlich,  wie  es  erscheinen 
könnte,  da  der  Ueberdruss  des  einen  Gatten,  um  sich  des  an- 
deren zu  entledigen,  wohl  leicht  zu  dem  bequemen  Mittel  griff, 
die  Ehe  wegen  Fonnverletzung  bei  der  Schliessung  für  un- 
gültig zu  erklären,  ein  Gebahren,  dem  die  Kirche  scharf  ent- 
gegenzutreten für  nöthig  fand*. 

Ich  erachte  es  jedoch  hier  für  unwesentlich,  alle  jene 
Formen  und  Symbole,  in  die  eine  naive  und  sinnliche  An- 
schauungsweise auch  die  Rechtsverhältnisse  zu  kleiden  ge- 
wusst  hat  und  die  unserem  deutschen  Volke  vor  Allem  eigen 
sind,  aufzuführen,  und  beschränke  mich  auf  die,  welche  für 
die  spätere  Entwicklung  massgebend  geblieben  sind. 

ucwät  Eine  der  Hauptforderungen   aber  sowohl   der  Sitte   als 

des  B.echts,  die  auch  den  kirchlichen  Anschauungen  voll- 
kommen entsprach,  war  die  Oeffentlichkeit  der  Eheschlies- 
sung, fflniersunt parentes  et  propinqui**  sagt  schon  Tacitus*, 
die  Lex  Salica  lässt  die  Verlobung  im  mallum  vor  sich 
gehen^,  und  in  den  Gedichten  des  Mittelalters  wird  stets  der 
„Ring"   erwähnt,    in  welchem   die  Ehe   geschlossen  wird*; 

1  Vgl.  Conc.  Tribur.  v.  J.  895,  bei  Hartzbeim  a.  a.  O.  2, 408:  „  Qui- 
cunque  alienigenam,  h.  e.  alienae  gentis  feminam,  ▼.  g.  Francus  mulierem 
Bojoaricam,  utrorumque  consultu  propinquomm  legitime  vel  sua  vol  mu- 
Ueris  lege  aoqaisitam  in  coniugiuni  duxerit,  velit,  nolit,  tenenda  erit,  nee 
ultro  ab  eo  separanda.  —  Quare  ei  unus  e  duobus . . .  copulam  nuptialem 
macbinetur  disiangere,  dicendo  non  secundum  euae  gentis  legem  iura  matri- 

monii  contraxtsse  et  idcurco  separari  poase dtfßnimus . . . .  ut  lus  matri- 

monii  neqnaquam  peiolTatar Noa  oognita  referimus,  quia  quendam  Fran* 

cum  et  mulierem  Saxonicam  talia  egisiie  cognoscimuB."  Vgl  auch  c.  1.  X.  de 
spon8al.(4, 1.) 

s  Germania  c.  18. 

^  Lex  Sal.  44.  Dam  eine  veroneser  Formel  bei  Canciant  legg.  Barb. 
(Venetiis  1781.  ff.)  2,  476b.  477a. 

*  Gudrun  (ed.  Etmülier  Zürich  1841.)  III,  II. t.  54: 
„  Do  hiez  man  Ortnmen  zuo  dem  ringe  g&n 
^  Und  euch  frouwen  Hilburg  die  maget  wol  getftn.*^ 
Nibel.  568:  „man  bat  si  zuo  ein  ander  an  dem  ringe  stän.^  Eben  da  8. 
1621 :  „Do  hiez  man  sie  beide  sUn  an  einem  rinc  nAch  gewönheite  ".  Wal- 
th  ar.  (ed.  Grimm)  1448: 

<,,  Illic  gratifice  magno  susceptus  honore 
Publica  Hiltgundi  fecit  sponsaiia  r  i  t  e.'* 
Vgl.  Grimm  a.  a.  O.  S.  443.  Wein  hold  a.  a.  O.  S.  228.  ^  Daher  bestimm- 
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Pippin  machte  cGese  Oeffentlichkeit  sogar  zu  eiaer  gesetzt 
liehen  Nothwendigkeit^ 

Die  Verhandlung  wurde  meist  durch  einen  Freiwerber,    FBr- 
der  Fürspreeher y   Orator  hiess,  geleitet*,  wenn  nicht  die  be- 
theiligten Personen  unmittelbar  selbst  —  was  auch  gestattet 
war  —  die  Handlung  vollzogen. 

Zunächst  wurde  der  Freier  gefragt,  ob  er  gekommen  sei, 
um  jene  Frau  zu  ehelichen,  und  nachdem  er  das  bejaht  hatte, 
wurde  dieselbe  Frage  an  die  Braut  und  ihren  Vormund  ge- 
richtet, die  dann  ebenfalls  ihre  Einwilligung  zu  erkennen 
gaben.  Der  letztere  und  der  Bräutigam  kamen  darauf  über 
den  Brautschatz  überein,  und  stellten  sich  gegenseitig  Sicher- 
hdt,  der  eine,  dass  er  den  Brautschatz  richtig  zahlen,  der 
andere,  dass  er  die  Braut  mit  ihrem  Vermögen  gehörig  über- 
liefern werde. 

Ich  brauche  wohl  nicht  erst  zu  sagen,  dass  dies  nur  ein 
Gesammtbild  der  äusserst  mannichfachen  Verlobuncrsformen 
ist,  aber  ich  meine,  dass  es  zur  Verdeutlichung  dienen  und 
besonders  dazu  beitragen  T^ird,  die  Stellung  der  kirchlichen 
Eheschliessung  klar  zu  machen,  wenn  ich  die  mir  aufgestosse- 
nen  Verlobungsformulare  mittheile  und  auf  die  Stellen  der 
mittelalterlichen  Dichter  aufmerksam  mache,  die  uns  allein, 
bei  dem  gänzlichen  Schweigen  der  Gesetze,  über  Eheschlies- 
sunor  l>elehren  können  und  die  in  kirchenrechtlichen  Abband- 
limsren  noch  nicht  beachtet  worden  sind. 

*>  ,  SchwXbl- 

Massmann  hat  ein  schwäbisches  Verlöbniss   aus   dem^chMVer- 

ISbnlu« 

ten  im  Mittelalter  einige  Städte  speciell  über  die  Zeugen.  Vgl.  Prag  er 
Statuten  beiRdssler  Dentsehe  Bechtsdenkmfil.  aus  Böhmen  u.  Mfihren 
(Prag  1 845)  1, 49 :  „lum  ersten,  wen  das  ist,  das  ain  man  ain  jungfrawn  oder 
vittewen  nemen  wil,  so  schol  er  und  sie  von  paiden  tailen  ir  frund  bitten 
oder  ander  piderb  gesessen  leute  su  heirezleuten,  und  das  sint  recht  heirez- 
leate,  '▼or  den  das  gelfib  geschieht/*  Andere,  dass -die  Trauung  nur  in  der 
Kirche  geschehen  solle.  Vgl.  Klose  Darstell,  d.  inner.  Verh&ltn.  d.  Stadt 
Breslanbei  8  ten  sei  Script,  rer.  Siles.  S,  204.  —  Aus  dieser  Volksanschau- 
nng  entspringt  auch  die  Sitte,  die  Hochseitsfeier  mit  so  viel  Gästen,  wie  mög- 
lieh, mit  so  viel  OeffenUichlieit,  wie  nur  irgend  thunlich  su  begehen,  woge- 
gen diePoUseiverordnungen  aller  Linder  undStfidte  beständig  ankämpften. 

^  Gap.  Vorn.  755.  c  1$.  Perts  Mon.  german.  3, 26. 

s  Vgl.  Bewifmannes  beweddunge  bei  Schmid  Ges.  d.  Angel- 
saclia.  (Leipsig  ISöS)  390:  „....fi»t  se  bryd*guma  sefter Codes  rihte  and 
sefter  woruld-gerysnum  serest  behäte  and  on  wedde  sylle  |>am  men,  l>e  hire 
Ibrspreean  synd  etc.**  [Dass  der  Bräutigam  nach  Gottesrechte  und  den  Ge-- 
brftaehen  der  Welt  suerst  vetheisse  und  denjenigen  gelobe,  die  ihre  Für^ 
spredier  (panmfnjihi)  sind . . « .] 
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zwölften  Jahrhuiiderte  mitgetheiitS  das  sowohl  durch  die  Pracht 
der  Sprache,  wie  die  Fülle  der  Symbole  bemerkenswerdi  ist. 
Es  lautet: 

üDa  ein  fr:  swebenne  ewet  ain  ewai  der  ist  ein  frt  man,  der 
muodm  siben  hantscuohe  han^,  mitten  git  er  eiben  wete  nah  dem 
swabeschen  rehte,  und  epriehet  zem  ersten  alsiLs. 

1.  ,wa  ich  VW  erwette  den  rechten  mimt,  den  gewerten  munt, 
den  gewaltigen  munt,  nah  swabe  e,  nah  swabe  rehte,  eo  von  rehte 
ain  vri  awabe  ainer  vrien  ewabin  sol^  mir  ze  mineme  rehte,  iu  suo 
iuwereme  rehte,  mit  mineme  voUwerde  engegen  iwereme  vollenwerde, 

2*  wa  ich  iw  erwette  eo  getaniu  cdgen,  so  ich  in  swabe  her- 
schepte  han,  so  ich  in  des  Kunigee  riche  han^  nah  ewabe  e,  naii 
swabe  rehte. 

3.  wa  idi'iu  erwete  chuorichen  unde  chuozal,  aleie  in  swabe 
herschepte  Itan  unde  in  des  chumges  riche  han,  nah  stoabe  e,  nah 
swabe  rehte. 

4.  wa  ich  iu  erwete  zoun  unde  gecimbere,  ouzvart  unde 
invart,  nah  swabe  e,  nah  swabe  rehte. 

5.  wa  ich  iu  erwete  stuot  und  stuotwaide,  unde  stoiner  unde 
swßige,  unde  rehte  ganswaide,  unde  corter  scaphe,  nah  swabe  e. 

6.  wa  ich  iw  erwete  scaz  unde  scillinch,  unde  goU  unde 
gimme,  unde  allen  den  treseii,  den  ich  hüte  han  oder  vurbaz  ge- 
winne, unde  scarph  egge,  nah  swabe  e. 

7.  wa  ich  iu  wette  aller  der  wette  der  ich  iu  getan  han 
widembuoche  ze  vrumenne  unde  diu  ze  geloutenne  ze  hove  unde 
ze  gedinge  unde  ze  allen  den  steten  da  ich  ze  rehte  sol,  nah 
ewabe  rehte,  so  von  rehte  ain  vrt  swab  ainer  vr:en  swabin  sol, 
mir  ze  minetn  rehte,  iuw  ze  iwerem  rehte,  mit  minem  volwerde 
engegen  iwerem  vollen  werde,  obir  mir  den  eanzelare  gewinnent'. 

Diu  wete  elUu  diu  niemet  diu  frowe  unde  ^  voget.  Nu 
nimet  der  voget,  ir  gebom  voget,  diu  wete  unde  die  frouwen  unde 
ain  swert  unde  ain  guldin  vingerUn^,  unde  ainen  phennich  unde 

1  Im  Rhein.  Mus.  f.  Jurispr.  (1829)  8,  281.  ff.  und  Flachformul. 
(1889)  179;  dann  auch  in  Fertz  Mon.  Genn.  5,  150.  f.  MüUenhof  und 
S c herer  Denkm.  deutsch.  Poesie  u.  Prosa  (Berlin  1 864.)  289. 

*  Zeichen  der  Uebergabe  ygL  Grimm  a.  a.  O.  152.  —  Diese  Ton  mir 
schon  in  der  Ztschr.  für  Kirchenrecht  1,  869.  aufgestellte  Erklärung 
der  Handschuhe  ist  yon  Müllenhof  u.  Soherer  a.  a.  O.  586.  als  falsch 
bezeichnet  worden.  Nach  ihnen  ist  der  Handschuh  hier  „einfach  Pfand ^' 
Sie  berufen  sich  dafür  auf  Grimm  a.  a.  O.  154.  155.,  wo  ich  jedoch  Nichts 
entdecken  konnte«  was  ihre  Ansicht  irgendwie  stütite. 

3  Der  Trauring  ist  kein  ursprQnglich  deutsches  Symbol,  Tielmehr  der 
römische  annulus  pronubus,  den  die  Kirche  adoptirt  und  auch  in  Deutsch- 
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am  tnantel  nnde  ain  huot  ouf  daz  9weri\  daz  vingerUn  an  dt 
Mlzen,  unde  antwortet  d  dem  man,  unde  aprichet,  vsa  ich  iu  he- 
viOu  ndne  muntalde  ziweren  triwen  unde  ze  iueren  gnaden,  unde 
Utiueh  durch  die  triwe  alsich  si  iu  bemlhe,  daz  ir  ir  rehte  tfoget 
et  unde  ir  genadieh  voget  sit,  unde  daz  ir  nü  palemuni  ne  ^ 
werdent\    so  enphahet  er  ei,  unde  habeeime". 

Noch  anschaulicher  vielleicht  wird  uns  der  Eheritus  in^j^^^^J, 
Wernhers   Meier  Helmbrecht  vorgeführt,  wo    der  Dichter  **"*''^- 
die  Vermähluug  des  Räubers  Lämmerschlind  mit  Gott- 
linden,  einer  Bauemdime,  schildert': 

„tifstuoni  ein  alter  grtUj  do  mach  er  ze  GoteUnde 

dar  was  der  tcorie  wiw ,  *  weit  ir  Lemberslinde 

der  hunde  so  aetaniu  dinc.  gerne  nemen  zeinem  man  V 

er  sialies  bei  Je  in  einen  rinc.  *  ;a  herre,  ob  mir  sin  goi  aan. ' 

er  sprach  ze  Lemberslinde  *  nemt  ir  in  gerne*  spraxM  aber  er, 

*to«Ü  ir  Gotelinde  ^ gerne  herrel  gebt  mim  her  /• 

Bitten  nemen  f  so  smrechet  Jd,*  zem  dritten  male ' weit  im  f ' 

''gerne*  sprach  der  Knabe  sä.  ^  gerne  herrel  nu  gebet  mim* 

er  vragte  m  aber  anderstunt  dö  gap  er  GoteUnde 

^ gerne '  sprach  des  Rnaben  munL  ze  w(be  Lemberslinde. 

zem  dritten  male  er  dö  sprach  und  gap  Lemberslinde 

^nerni  ir  sigemef*  der  knabejach  ze  manne  Gotelinde. 

^so  mir  sele  und  lip^  si  sungen  alle  an  der  stat  ^ 

ick  nüne  gerne  dises  wtp.  •  ufden  vuoz  er  ir  trat "  *. 

knd  eingeBUizt  hat.  £r  findet  sich  in  der  Lex  Wisigothorum,  in  den 
lango bardischen  Gesetzen  und  ist  im  späteren  Mittelalter  allgemnn 
äbltch.  Vgl.  Wirnt  t.  Oravenberg  Wigalois  (ed.  Pfeiffer,  Leipzig  1847.) 
▼.  4683.  9425.  Wolfram  T.  Eschenbach  Parnyal  18067. 18106.  Buot- 
lieb  in  Grimm  u.  8chmeller  lat  Ged.  d.Xu.XL  Jahrh.  (G&ttingenl8S5.) 
XIV,  &4.  Vgl.  Grapen  de  ux.  theot  (G6ttingen  1748.)  191.  Weinhold 
a.  a.  O«  225.  ff.  Allerdings  lässt  der  in  der  L.  Wisig.  erwähnte  Umstand, 
dasa  der  Ring  arrarum  nomine  gegeben  wurde  (wie  er  denn  auch  häufig 
Mahlschatz,  d.  h.  Verlobungsachatz  genannt  wird),  auf  eine  Verwandt- 
schaft mit  d^m  Scheinpreise  schliessen.  Wenigstens  tritt  der  Ring  meist 
erst  beim  Verschwinden  des  Sdieinpreises  auf,  und  wird  in  den  mittelalter- 
lichen kirchlichen  Ritualen  beständig  mit  ihm  Terbunden.  Vgl.  M  filier 
deutsche  Miinzgesch.  (Leipzig  1860.)  1,  14.  Schröder  a.  a.  O.  58.  —  Zu- 
sammen finden  sich  beide  z.  B.  bei  Frede  gar  epit.  18.  —  Vgl.  Urk.  t.  J. 
770.  bei  Troya  Codiee  diplomatico  Longobardo  (Napoli  1852.  ff.)  no.  770: 
„soflcipi  in  persona  voatra  launeohild ....  anulo  aureo  uno.'^ 

1     Dasselbe  kommt  auch  im  Ruo  tlieb  vor  XIV,  64: 
„Sponsus  at  eztrazit  ensemve  piramide  tersit 
Annulus  in  eapulo  fizus  ihit  aureus  ipso." 
Sitte  acheint  es  übrigens  gewesen  zu  sbin,  dass  der  Bräutigam  der  Braut  den 
Ring  aelbat  an&teckte ,  den  ihrigen  dagegen ,  wo  fiberiiaupt  zwei  Ringe  ge- 
geben wurden,  Tom  Mundwald  empfing,  der  ganzen  Idee  der  MundQber- 
tragung  entsprechend.  —  Ueber  das  Schwert  als  Symbol  des  Mundium  ygl. 
Grimm  a.  a.  0. 167. 

s  1507.  ff.  bei  Haupt  Ztichr.  4, 821.  ff. 

s  BasSingen  Tonäitutliedem  kommt  auch  im  Ruo  tlieb  Tor.  XIV,89. 

*  Es  war  das  eigentlich  ein  Zeichen  der  Besitzergreifung,  TgL  das 
Recbtssprichwort:  „  Triltst  du  meine  Henne^  so  wirst  du  mein  Hähk.^  Wein- 
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Aelinliche  Beläge  bieten  auch  die  Nibelungen^  und  die 
Gudrunlieder^  dar. 
KöiniMhe         Viel  blasser  dem  ennzen  Eindrucke  nach,  wenngleich  von 
fonnei.   höchstcm  lutcresse,  ist  die  von  Wallraf*  mitgetheilte  Kölni- 
sche Yerlobungsformel  aus  dem  vierzehnten  Jahrhunderte: 

ffSo  wer  irre  zwe  zosamen  geven  sal  z6  der  e,  der  sal  dese 
wort  sprechen,  de  hernä  Stent 

Item  zome  treten  sal  he  vrdgen  den  man  *bistu  he,  dat  du 
Beilgen  (of  we  si  heist;  den  namen  sal  man  nennen)  zo  eime 

hold  a.  a.  O.  22S.  macht  darauf  aufmerksam,  daas  noch  heute  hie  und  da 
der  Glaube  verbreitet  sei,  dass  die  Braut,  die  während  der  Trauung  ihren 
Fuss  auf  den  des  Bräutigams  setze,  die  Herrschaft  in  der  Ehe  habe.  Vgl. 
auch  Schmidta.a.0. 21.  Hintzd.  alte  gute  Sitte  in  Altpreussen  (Königs- 
berg 1862.)  70;  Thiers  bist,  des  superstit.  concernant  les  sacrements  4, 427. 
erblickt  darin  einen  Aberglauben,  dass  die  Ehe  glücklich  zu  Stande  komme. 
Interessant  ist  auch  die  Vergleichung  folgender  Stelle  aus  Luthers  Tisch- 
reden (Werke.  Erlang.  Ausg.  61, 208.):  »Dr.  Martin  Luther  war  auf  Hans 
Luffts  Tochter  Hochzeit  Nach  dem  Nachtessen  führet  er  die  Braut  zu  Bette 
und  sprach  zum  Bräutigam:  Er  soUts  bei  dem  gemeinen  Laufund  gebrauch 
lassen  bleiben  und  Herr  im  Hause  sein ,  venn  die  Frau  nicht  daheim  ist. 
Und  zum  Zeichen  zog  er  ihm  einen  Schuh  aus  und  legt  ihn  aufs  Himmel- 
bette, dass  er  die  Herrschaft  und  das  Regiment  behielte."  Dazu  vgl. 
Gregor.  Turon.  de  vit.  patr.  o.  16. 20.  Du  Gange  glossar.  latinit.  med. 
aeyi  ed  Henschel  s.  v.  ^^calceamerUum^^.  Grimm  a.  a.  O.  155.  Du  M^ril 
a.  a.  O.  23.  —  Sollte  nicht  hierin  die  Erklärung  für  die  Pantoffeln  der  ge- 
bietenden Ehefrauen  liegen? 

1  568:  „Man  bat  si  zuo  einander  an  dem  ringe  stän, 

man  vrägte  si  ob  si  wolde  den  yil  waetlichen  man. 

In  meitlichen  zühten  si  schämte  sich  ein  teil: 

doch  so  was  gelücke  und  Stfrides  heil, 

daz  si  in  versprach  aidäniht  zehant. 

si  lobete  ouch  ze  vtbe  der  edel  künec  von  Niderlant. 

Do  er  si  gelobete  und  ouch  in  diu  meit, 

güetlichen  umbevähen  was  da  vil  bereit 

von  Stfrides  armen  das  minneoltche  kiut. 

vor  beiden  wart  geküsset  diu  edel  Küniginne  sint.** 
Der  Kuss  als  Symbol  bei  Verlobungen  bedarf  kaum  einer  Erklärung;  er  ist 
das  Zeichen  der  öffentlich  begonnenen  Brautschaft  Vgl  Gregor  v.  Tours 
vita  patrum  20.  Arnold.  Labe c.  Chron.  Slavor.  (ap.  Leibnitz  Script  rer. 
Brusvicens.)  VII,  19:  „Proferens  annulumeam  ooramomnibus  subarrhavit 
et  in  osculo  recepit".  Huotlieb  XIV.  87:  „Hujus  amen  dixitprocus  etsibi 
baaiafixit**  Heinr.v.d.  Türlin  gold.Krone  siehe  unten.  Claus  Magnus 
de  var.  gent  septentrional.  (Romae  1555.)  Üb.  14.  c.  8.  S.  480.     Hecke- 
lius  de  osculis  (Lipsiae  et  Dresdae  1689.)  6.  ff.  64.  — Vgl.  auch  Du  Gange 
e.  V.  „osculum*^;  aus  den  bei  letzterem  S.  743.  angeführten  Urkk.  ergiebt 
sich,  dass  osctäum  dadurch  auch  die  Bedeutung  des  dotaUdum  erhielt.  — 
Vgl.  auch  noch  1.  5.  C.  The  od.  (3,  5.)   Sontag  de  sponsal.  ap.  Roman. 
(Halae  1860.)  71.  Seiden  a.  a.  0. 170. 
s  S.  176.(£tmüUer.) 
s  Samml.  v.  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Stadt  Köln  (Köln  1518.)  1, 159.  f. 
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eägen  to\ve  ind  zo  eime  bedgenSasen  Itaven  vmUV  so  sal  der 
brüdegem  sagen  'ja  ich,'  so  sal  he  de  brüt  vragen  mit  irme 
namen,  'bistu  he,  dat  du  Heinrich  (of  we  sich  der  brüdegam 
nempt)  haoen  touli  zo  eime  mumber  (mimtporo-Mundwald)  ind 
bedgenossenV  etc.  so  sal  si  sagen  'ja  ich\  so  sal  der  brüdgam 
dan  den  rinc  nemen  ind  stechen  dan  den  rinc  der  brüt  in  iren 
vinger  ne:st  dem  kleinen  vinger^  etc.  dan  sol  der  gene»  der  si  zo 
hof  gi/i,  dat  siden  doch  mit  XII  tomeschen^  in  dat  döeh  ge- 
banden  nemen,  ind  sal  sagen  'ich  bevelen  uoh  zo  hof  up  frenier 
erden  mit  golde  ind  gesteinen,  silver  ind  gold,  beide  nd  Franken 
w-.se  ind  Sassen  e^,  dat  ürre  gein  den  andern  lassen  ensal  umbe 
Hef  noch  umb  leit  noch  um  gein  dinc,  dat  got  an  eme  geschaffen 
hat  oder  geschaffen  mach  lassen  vserdenJ  dan  sal  der  gene,  der 
«i  zoscmien  gift,  dcU  doch  dat  de  tornischen  in  hat  eime  geven  de 
ü  der  brtU  behalde:  de  sal  dan  dat  gelt  umb  got  geven  armen 
baden,  dan  sal  de  brütgem  der  brüt  schenken  üsse  eime  kopp, 
ind  der  brudgem  sal  irst  drinken\  ind  der  brat  dar  nd  schenken"^. 

£r9t  so  aber  werden  uns  die  zahlreichen  Concilienschiüsse  ^Mhmu?. 

1  Der  Yierte  Finger  war  schon  bei  den  Römern  der  Ringfinger^  weil  von 
ihm  eine  Ader  nach  dem  Herzen  gehen  sollte,  eine  Ansicht,  die  sich  schon 
hei  Qellius  noct.  att.  lib.  10.  c.  10.  findet,  und  die  auch  in  das  Corpus 
iuris  canonici  Eingang  gefunden  hat  c.  7.  §.  8.  C.  XXX.  qu.  5.  Vgl. 
auch  Joh.  Sarisberiensis  de  nugis  curial.  (s.  L  eta.)  lib.  6.  c.  12.~  Die 
linke  Hand  wurde  genommen,  weil  sie  dem  Herzen  näher  liegt.  Vgl.  Conc. 
proT;  Milan,  t.  J.  1576.  p.  3.  no.  IX:  „Non  dexterae  sed  sinistrae  manus 
sponsae  digitus  induatur  annulo  nuptiali^S  So  wurde  auch  den  firanzdsi- 
sehen  Königen  bei  ihrer  Krönung  von  dem  ersten  geistlichen  Fair  des 
Reiches  ein  Ring  an  den  vierten  Finger  der  linken  Hand  gesteckt,  gleichsam 
als  Symbol  der  Vereinigung  mit  dem  Lande.  Favy  n  thefttre  d*honneur  1.  1. 
1 1.  p.  84. 

s  Kleine  Silbermünzen  yon  Tours;  das  ist  der  alte  Scheinpreis  beim 
Mundkaufe. 

s  Köln  liegt  auf  firänkischer  Erde,  doch  begegnen  sich  dort  Franken- 
und  Sachsenrecht. 

'^  Dieser  Trunk  des  Brautpaares  ist  noch  heute  in  Schweden  üblich. 
VT^einhold  a«  a.  0.  282.  Eer  wurde  im  Norden  ^^mariiaU^*'  und 
^^uzoriitm**  genannt.  Stiernhöök  de  iur.  yet.  Sueon.  (Holmiae  1672) 
163.  In  den  Mainzer,  Würzburger  und  Worms  er  Ritualien  y.  J. 
1671 .  (1, 243.)  heisst  es :  ^ßibiie  amorem  S.  loanrUa.^*^  Ueber  den  Ursprung 
und  das  Vorkommen  dieses  Namens  siehe  Orimm  Mythol.  54.  Thoma« 
siusde  poculo  loannis.  (Lipsiae  1675.)  Verboten  wurde  dieser  Gebrauch 
durch  das  Conc.  proy.  Milan,  y.  J.  1565.  S.  39.»  das  Ritual  yon  Rheims 
V.  J.  1677.  bei  Thiers  a.  a.  0.  4,  474.  etc.  Ueber  sein  Vorkommen  in  der 
altgriechischen  Kirche  siehe  Seiden  a.  a.  0.  173.  über  die  Reste  in  der 
pcotestantiBchen  unten. 

^  Einen  Ähnlichen  Character  hat  auch  die  im  Norden  gebräuchliche 
Foimel,  siehe  S.  32. 
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und  päpstEchen  Decretalen  verständlich,  die  den  Laien  Ter- 
bieten,  Leute  zur  Ehe  zuoammen  zu  geben  ^  und  die  bis  jetzt 
allgemein  missverstanden  sind'.  Denn  es  unterliegt  kaum 
einem  Zweifel ,  dass  hierdurch  das  Institut  der  Fürsprecher 
verpönt  wurde;  zugleich  aber  geben  uns  die  eben  angeführten 
Beispiele  die  Beläge  an  die  Hand,  mn  zu  erkennen,  wie  viel- 
fach die  kanonischen  Vorschriften  übertreten  worden  sind 
chwMte.  Werfen  wir  uns  aber  die  Frage  auf,  ob  wir  hier  überall 
FonneiD.'  Civileheu  vor  uns  sehen,  in  dem  Sinne,  welchen  die  moderne 
Zeit  mit  diesem  Begriffe  zu  verbinden  pflegt,  so  müssen  wir 
sie  entschieden  verneinen.  Die  Eheschliessungen,  wie  sie  in 
den  Formularen  erscheinen,  und  wie  wir  sie  so  eben  vorge- 
führt haben,  sind  swar  rein  bürgerliche  Rechtsgeschäfte,  und 
in  dem  Sinne  auch  Civilehen,  aber  sie  werden  nicht  vor  staat- 
lich bestimmten  Personen  vorgenommen,  von  deren  Gregen- 
wart  ihre  Gültigkeit  abhinge ,  ihr  Wesen  liegt  nicht  in  dem 
Beisein  der  Urkundspersonen ,  nicht  in  den  Handlungen  des 
Fürsprechers,  der  ja  überdies  fehlen  konnte,  sondern  allein 
in  der  Consenserklärung  der  Brautleute. 

Ueberhaupt  beruht  das  Princip  der  Civilehe  auf  einer 
Trennung  von  Kirche  und  Staat,  die  im  Mittelalter  keines- 
wegs vorhanden  war.  Doch  darüber  werden  wir  besser  sprechen 
können,  wenn  wir  die  Grundsätze  des  protestantischen  Ehe- 
rechts und  die  Geschichte  der  Civilehe  selbst  darstellen.  Jetzt 
woUen  wir  uns  zur  Reception  der  kirchlichen  Eheform  wenden. 

m 

y.  Die  Reception  der  kirchlichen  Trauung  in  den 

einzelnen  Ländern. 

1.  Die  BkandinaviBchen  Länder. 

Sowohl  in  Skandinavien,  als  auch  vorzüglich  in  Is- 
land' kamen  die  kirchlichen  Bestimmungen  über  Eheschlies- 
sung zu  voller  Geltung,  und  in  allen  bürgerlichen  Gesetz- 

1  C.  Treyirense  T.  J.  1227.beiHartzheima.  a.  0. 3, 529.  C.Leod. 
▼.  J.  1287.  ebend.  8,  696.  Conc.  Pragense  v.  J.  1355.  ebend.  4,  897. 
Conc.  Magdeburg,  t.  J,  1370.  ebend.  4, 424.  v.  J.  1403.  ebend.  5,  705. 

^  Vgl.  z.  B.  Meier  a.  a.  O.  83:  i,Deinde  morem  ülum  haud  satia  ex- 
plicatum  repetam,  quo  copuUtio  ab  ipsis  laicit  administrabatUTi  cuiaa  rei 
aliam  explicationem  nullam  habeo,  niai  eam,  Bolemnitatem  quandam  ipsis 
laicifl  quam  maxime  gratam  fiiisse.'* 

8  In  den  Orägäs  wird  die  kirchliche  EheschlieMung  noch  nicht  er- 
wähnt; überhaupt  wurde  sie  noch  später  recipirt  als  das  tempu9  clausum. 
Vgl  auch  Rive  a.  a.  0. 1, 108. 
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büchem  wurde  auf  ihre  Befolgung  gedrungen.  Im  Uplands«^ 
lag  finden  wir  sogar  eine  Stoltaxe,  und  im  Ostgothländi- 
sehen  Becfat  die  aDerdings  noch  viel  eigenthümlichere  Be- 
etknmnng,  dass  die  Ehe  schon  durch  die  blosse  priesterliche 
Binaegnung  (vtffaz)^  selbst  ohne  Vornahme  der  bürgerlichen 
Uebergabe  (giptaz)  mit  der  Besteigung  des  Ehebettes  toU- 
ständig  rechtsgültig  werde.  Nur  soll  der  Verlober  bei  der 
Trammg  gegenwärtig,  und  der  Priester  an  dessen  Einwilligung 
bei  Strafe  einer  unrechtiQässigen  Verlobung,  d.  h.  von  40  Mark, 
gebunden  sein. 

Auch  die  kirchlich  verbotenen  Heirathszeiten  wurden  hier 
beobachtet  und  durch  die  weltliche  Gesetzgebung  bestätigt« 
So  war  in  Island  fast  den  ganzen  Winter  hindurch  die  Ehe- 
schhessung  untersagt.  Von  Sonnabend  vor  Weihnachten  bis 
eine  Woche  nach  Epiphanias,  und  neun  Wochen  vor  Ostern 
bis  acht  Tage  nach  Ostern  war  die  Eheschliessung  bei  Strafe 
der  Verbannung  verboten;  nur  der  Anfang  des  Winters,  die 
Adventzeit,  war  freigegeben^. 

Sehr  anschaulich  schildert  uns  ein  späterer  Berichterstatter,  j^^^ 
der  katholische  Bischof  Ol  aus  Magnus,  in  seiner  Hütoria 
de  geniänu  septentrionalibus ,  die^in  den  nordischen  Reichen 
geltenden  Ehegebräuche. 

Zuerst  wird  das  Verlöbniss  im  Kreise  der  Familie  ge- 
feiert und  die  Braut  dem  Freier  vom  Vater  angetraut.  Damit 
ist  aber  wesentlich  die  Ehe  geschlossen  und  die  nachfolgende 
kirchliche  Feierlichkeit,  vor  der  jedoch,  wie  Olaus  berichtet,^ 
eine  Beiwohnung  der  neuen  Ehegatten  nicht  stattfindet^  dient 
zur  Bestätigung  und  Solennisation.  Ich  führe  die  eigenen 
Worte  des  Olaus  an.  Er  sagt:^  ,fMo8  est  phbeiae  multitudinis 
apud  Gothas  et  Sueones,  sponsaUa  contrahere  cupientis,  pluribus 

^  Grägüs  festath.  13.  Ueber  Norwegen  siehe  Gulathingsbuch 
c.  27.  Borgarthings  Kristenrecht  c.  7.  Vgl.  überhaupt  über  die  firüher 
gebiäuchlichen Hochzeitstage,  Weinholda«a.  O.  S. 246. ff. 

2  a.  a.  O.  üb.  XIV.  c.  9.  S.  482.  Dennoch  mussten  viele  Synodalstatu- 
ten und  bischöfliche  Verordnungen  wiederholt  dagegen  einschreiten,  und 
eine  Strafe  Yon  drei  Mark  festsetzen.  Vgl.  Statut  synod.  Nicolai 
Hermanni  episc.  Lincopens.  v.  1374 —  91.  bei  Reuterdahl  Stat 
synod.  vet.  ecdes.  Soegothicae  (Lundae  1841.)  64;  Stat.  synod.  Lincop. 
(iacerto  auct  s.  a.)  eben  das.  83;  Statut.  lohann.  lerechini  Ar- 
bog.  ▼  jr.  1412.  ebendas.  107;  Compend.  Statut,  prov.  UpsaL 
1438  —  49.  ebendas.  155;  Stat  Conv.  Arbogens.  ▼.  J.  1474.  eben- 
das. 188. 

»  a.  a.  O.  lib.  XIV.  c.  9.  S.  481. 
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uH  eerimoniis,  diverso  tempore,  modo,  ordine  ao  testimomo  re- 
petitis,    praesertim   hoc  ratione,    vi  stabiKores  permaneani  in 
mutua  eohabitatione,  ut  ntUlo  sit  opus  divortio,  etiaim  a  lege  per- 
mUeo,    Parentes  narnque  puellae  ad  coniugimn  petendae.^^.prae- 
eentibits  diAobus   ex  patema  maternaque  tinea   tesUbus,  pater 
praesentat  fiUam  eub  his  verbis  aatanti  proco:  s^Do  tibi  meam 
fitiam  ad  honorem  et  uxorem  ad  medittm  leetum,  ad  ianuas  et 
claveSf   et  omnem  tertiam  pecuniam  poesidendam  in  mobitibvjs 
bonis  ac  immobiUbue,  et  ad  omne  tue,  quod  superior  Suetia  a  S, 
Erico  habet,  et  ipse  Ericus  dedit.    In  nomine  patris  et  filii  et 
epiritaa  e.  Amen^^s  Quam  ei  quis  aUue  poatea  molaverit  pace 
nunquam  reeuperanda  cum  amiesione   omnium   bonorum,  nm 
eponsus  Uli  induherit,  aut  moriens  vindictam  reUquerit,  perpetuo 
est  cariturus,    Eoque  casu  sponsalitia  pacta  vigorem  suacipiunt, 
et  accelerata  maturitate,  melioribus  superadditis  8olennüatU)ia, 
absolvunt,  talibus  praesertim,  ut  affines  agnaü  et  eonsangidnä 
sub  prudenti  virorum  ductore  ac  honesta  muUerum  ductrice  statuta 
die  in  equestri  pompa  undequaquaan  omatius  ad  Ecclesiam  con- 
fluant  parochialem,  ubi  ardentüus  facvfis  mirißce  f actis,  et  in- 
censis^,    sacerdotaU    benedxcüone   coronata^  sponsa  producitur, 
atque  ante  summum  aüare  lateraUter  cum  sponso  collocata,  utrius- 
que  solenniter  requisito  cohabitationis  in  prosperis  et  adoerm 
consensu,  per  annuU  impositionem,  et  nuptialem  benedictionem, 
omnes  praemissae  ceremoniae  ratifieantur," 

Dennoch  kamen  auch  hier  Verletzungen  der  kirchlichen 
Vorschriften  genugsam  vor,  wie  denn  Papst  Alexander  III. 
in  einem  an  den  Bischof  von  Upsala  gerichteten  Briefe  es 
als  „scelus**  bezeichnet,  „fideles  laicos  absque  sa^erdotaü  bentr 
dxctione  et  missa  matrimonium  contrahere"K  Und  jedenfalls 
^Mu?*' widersprach    die  Vorschrift    des   weltlichen  Rechts,    welche 

1  NachStiernhöök  de  iureSueon.  159.  sprach  der  Mundwald  diese 
Worte,  die  bei  ihm  in  der  Ursprache  so  lauten:  „  Jagh  giffter  tigh  min  Dot- 
ter (Syster)  tie  Heders  och  Hustra,  och  til  Halfwa  Sang,  och  til  hwar  tridie 
penning,  som  iägen  och  &ga  faan  i  Loöschron,  och  til  allan  dhen  rätt  som 
Uplandz  Lagh  Sihru  och  then  H.  Erich  gaff,  I.  Nampn  Faders  Sons  och  then 
Hetgi  Andes.  —  auf  der  Hochzeit,  so  dass  die  Copulation  ron  ihm  selbst 
vorgenommen  wurde,  die  Einsegpiung  dagegen,  und  diese  allein  vom 
Priester.  Handelte  der  Priester  gegen  den  Willen  des  Mundwalds,  so 
wurde  er  wie  ein  Mörder  bestraft. 

<  Vgl.  Johann  Saris  her.  de  nug.  curial.  lib.  8.  c.  11:  „  Praeferuntur 
et  faces,  lampades  et  luminaria  accenduntur.'^  Siehe  auch  DuM^rila.a.0* 
26.  f. 

s  Siehe  unten. 
.    ^  beiMansiConc.  21,  933. 
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Concobmate  nach  bestimmter  Frist  ohne  Weiteres  für  Ehen 
erklärte  S  sehr  stark  den  kirchlichen  Greboten.  Denn  dadurch 
\vurde  ja  die  kirchliche  Trauung,  wie  der  Act  der  Eheschlies- 
sung überhaupt  für  rechtlich  gleichgültig  erklärt.  So  heisst 
es  im  jütischen  Landrechte ^.'  y^De  myd  sick  hefft  en  unecht  wyff 
an  sinem  Baue  und  geyt  myd  er  openbaar  to  bedde,  unde  se  hefft 
ilote  und  eloteU^  unde  he  drincket  unde  yd  myd  er  dre  yar,  wann 
de  ufrnnen  komme,  so  ü  ee  syn  echt  tpyff"^ 

2.  England. 

Das  angelsächsische  Recht  der  Eheschliessung  unterscheidet  ^^^^' 
sich  in  Nichts  von  den  oben  dargestellten  germanischen  Rechts-  ^®^^'^* 
grundsätzen^. 

Es  hat  in  älterer  Zeit  jedenfalls  ein  Mundkauf  stattge-* 
fimden,  das  beweisen  die*  Gesetze  Aethelberts^  (560 — GIG), 
Ines^  (688 — 727)  u.  anderer,  und  unzweifelhaft  ist  ferner, 
dass  der  Mundwald  den  Preis  erhielt^,  wie  ja  auch  ihm  der 
Brach  zu  sühnen  war,  dessen  man  sich  durch  Entführung 
seiner  Pflegebefohlenen  schuldig  machte^. 

1  Vgl.  Wilda  d.  Bentinck.  Erbfolgestreit  in  Zt&chr.  f.  deutsch. 
R.  4,  196. 

2  1, 27.  Bemerkenswerth  ist,  dass  auch  hier  auf  das  gemeinsame  Essen 
und  Trinken  Rücksicht  genommen  wird.    Vgl.  dazu  o  b  e n  S.  29.  u.  S.  23. 

9  In  Norwege^  musst«  der  Concubinat  zehn  Jahre  gedauert  haben, 
um  diese  Wirkungen  herrorzubringen,  Torfaeus  Histor.  rer.  Norveg. 
(Hafoiae  1711.)  t  IV.  lib.  8.  c.  4.  p.  417. 

4  Vgl.  Schröder  a.  a.  0. 49.  ff. 

5  31 :  „Be  I>on  |)e  mon  wif  bycgge  and  f)onne  sio  gut  tostande.  Gif 
mon  wif  gebyccge  and  sio  gyft  forö  ne  cume,  agife  ^tct  feoh  and  forgielde 
and  gebete  {>am  byrgean,  swa  bis  borg-bryce  sie."  [Davon,  dass  jemand  ein 
Weib  kauft  und  dann  der  Kaufpreis  ausbleibt.  Wenn  Jemand  ein  Weib 
kauft  und  der  Kaufpreis  nicht  gezahlt  wird,  entrichte  er  das  Geld  und  leiste 
Ersatz  und  Busse,  jenachdem  der  Bürgschaftsbruch  ist.] 

^  31.  77.  83.:  „Gif  hio  obrum  msen  in  sceat  bewyddot  sy."  [Wenn  sie 
einem  anderen  Manne  um  Gut  verlobt  ist^^]  Auch  im  alten  Britan  ien  war 
das  der  Fall.  Das  beweisen  die  wälischen  Gesetze.  Vgl.  Leg.  Wall. 
IIb.  14.  sect.  61:  „Tria  sunt,  quae  puellae  pudorem  incutiunt:  Frimum  est, 
Audire  a  patre  suo,  se  illam  viro  nuptiun  dedisse.  2.  Secundum  est,  in 
lectum  cum  viro  suo  prima  vice  intrare.  3.  Tertium  est,  in  publicum  postea- 
quam  cum  viro  concubuerit,  prima  vice  prodire.  Pro  primo  maritagiam 
[amobrwy]  Domino  dabitur.  Pro  secundo  antiphema  [Cowyll]  puellae 
dabuntur.    Pro  tertio  pater  marito  dotem  [egweddi]  solvet" 

7  Das  geht  aus  der  Benennung  des  Mundgeldes  ,^pe€unia  pro  pueüa 
daia^*^  hervor.    Vgl.  Schmid  Ges.  d,  Angelsachs.  562. 
9  Aethelb.  82. 
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Erst  Cnut  (1016—1035.)^  im  Anfange  des  eilften  Jahr- 
hunderte,  wie  er  überhaupt  kirchlichen  Einflüssen  zu^nglich 
war,  machte  aus  der  obligatorischen  Pflicht  des  Ehemanns 
einen  Act  der  freiwilligen  Liberalität.  y^And  ne  nyde'S  sagt 
er,  ,9  man  n&der  ne  wif  ne  mslden  t6  |)&m  p&  hyre  sylfre  mis- 
llcigCy  ne  wiÖ  sceatte.  ne  sylle,  buton  he  hwaßt  ägenes 
f)ances  gyfan  wille"  [„und  man  nöthige  keinem  Weibe  oder 
Mädchen  den  auf,  der  ihr  selbst  missfäUt^  und  vergebe  sie  nicht 
um  Geld,  ausser  wenn  er  freiwillig  etwas  geben  wiW^ 

Schon  vorher  aber  ist  der  Mundschatz  eine  der  Frau  be- 
stellte Versorgung  geworden  ^  welche  der  Bräutigam  ihr  mit 
derselben  Nothwendigkeit  zu  gewähren  verpflichtet  ist^  wie 
bisher  dem  Vormunde. 

EhlMhueM.         ^^  }^Bsm  nicht  bezweifelt  werden,  dass  mit  der  Vornahme 

unnöthig.  dieses  rciu  bürgerlichen  Rechtsgeschäftes  und  mit  der  Ueber- 
gabe  der  Frau  die  Ehe  völlig  geschlossen  war^,  ohne  dass  es 
einer  kirchlichen  Handlung  irgend  wie  bedurft  hätte  ^. 

Fortschritte  Erst  ganz  allmählich  gelang  es  der  Kirche,  mit  ihren  For- 
derungen durchzudringen;  das  lässt  sich  aus  den  überlieferten 
Trauformularen  augenscheinlich  nachweisen. 

Traafomu].        Dds  ältcstc  uus  erhaltene  lautet^: 

1  2,  74.  Vgl.  Synod.  S.  Patricii  8.  a.  bei  Wilkins  Goncilia  Brittanlae 
1, 6.  Siehe  oben  S.  20. 

s  Vgl.  Confess.  Ft.  Egbert! 20.  bei  WasserBchleben  Busgordn. 
(Halle  1851.)  309:  „Si  puella  desponsata  cum  vlro  esse  nolit,  cui  yoluntate 
sua  desponsata  erat,  tunc  reddat  pecuniam,  quam  antea  accepisset,**  etc. 
VgL  Theodori  Capit.  Dacher.  118.  ebendas.  156. 

8  Foenitent.  Märten.  37.  bei  Wasserschieben  a.  a.  O.  290: 
„Qualis  esse  debeat  uxor,  quae-habenda  est,  i.  e.  si  viro  casta,  si  despon- 
sata in  yirginitate,  si  dotata  legitime  et  a  parentibus  tradita  et  a  sponso  et 
paranymphis  ejus  accipienda." 

*  In  Wales  hiess  schon  eine  Verlobte:  „the  virgin  wife".  Leg. 
Wall.  lib.  5.  c.  4.  sect  42. 

^  Vgl,  das  von  Strutt  HordaAngel-cynnan(Lond.  1775.)mitgetheilte 
alte  Bild  —  Bd.  1,  Blatt  13.  Fig.  7.  — ,  welches  eine  Eheschliessung  dar- 
stellt, und  wo  zwar  die  beiderseitigen  Verwandten  des  Brautpaares,  nicht 
aber  ein  Friester  zu  sehen  ist  (Das  Gefäss,  dessen  Erklärung  Strutt  a.  a. 
O.  1,  77.  Schwierigkeiten  macht,  enthält  vielleicht  den  zum  „Beweinen^' 
des  Vertrages  nöthigen  Trunk.)  Unrichtig  sind  die  Annahmen  Lingard's 
the  history  and  antiquities  of  the  Anglo  Sazon  Church  (Lond.  1845.)  2,  9.  — 
Ueber  den  EheschUessungsritus  der  alten  Briten  enthalten  die  wäli- 
sehen  Balladen  nichts;  jedenfalls  erscheint  es  mir  aber  zu  gewagt,  aus 
dem  Umstände,  dass  die  Ehe  zur  geistlichen  lurisdiction  gehörte,  (leg. 
Wall.  II.  c.  28.)  für  das  alte  christliche  Wales  mit  Williams  the  ec- 
clesiastical  antiquities  of  the  Cymra  (Lond.  1844.)  287.  auf  kirchliche  Ehe- 
eingehung schliessen  zu  wollen. 

6  beiSchmida.  a.0.  890.  f. 
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Be  wifmannes  beweddunge.        Von  der  Verlobung  einer  Jimg^ 

frau. 
,,Gif  man  majdan  obÖe  wtf  wed-  „  Wenn  Jemand  mit  einemMäd- 
dian  wille  and  hit  swÄ  hire  and  chen  oder  einer  Frau  sich  verlo- 
freondan  gelicige,  |)onne  is  riht  ben  vnll,  und  es  ihr  und  den 
Jiaet  ee  bryd-guma  aefter  Godes  Freunden  genehm  ist,  dann  ist 
rillte  and  aefter  woruld-gerys-  Recht,  dass  der  Bräutigam  nach 
num  serest  behäte  and  on  wedde  Gottesrechte  und  den  Gebräu^ 
sylle  {)Äin  men,  J)e  hire  forspre-  chen  der  Welt  zuerst  verlieisse, 
can  Bjndy  {)»t  he  on  |)ä  wisan  und  denjenigen  gelobe,  die  ihre 
hire  geomige,  |)SBt  he  hy  softer  Fürsprecher  sind,  dass  er  in 
Godes  rihte  healdan  wille,  ewä  dieser  Weise  ihrer  begehre,  dass 
waer  bis  wif  sceal^  and  äbor^an  er  sie  nach  Gottesgesetz  Italien 
bis  frynÖ  J>set".  wolle,  vne  ein  Mann  seine  Frau 

(halten)  soll  und  seine  Freunde 
inögen  das  verbürgen". 

Hierauf  erfolgen  die   einzelnen  Versprechungen  und  die 
Burg8cbafts8tellung  dafiir;  dann  heisst  es  c.  6: 

„Gif  h^'  ^nne  selces  f)inge8  „Wenn  sie  dann  über  jedes 
samm&le  bedn  |)onne  f6n  ma-  Ding  einig  sind,  dann  mögen 
gas  t6  and  weddian  heora  ma-  die  Magen  zugreifen,  und  ihre 
gan  tö  wife  and  tö  riht  life  Mage  dem  zum  Weibe  und  zu 
|)äm  {)e  hire  gimde,  and  f6  tö  einem  rechten  Leben  verloben, 
J)äm  borge,  se  |)e  {)a38  weddee  der  ihrer  begehrte,  und  es  nehme 
waldend  sj'.  die  Bürgschaft  an,  wer  Leiter 

der  Verlobung  ist 

Cap.8.:  -3Et  |)äm  ^ftan  sceal  Bei  der  Uebergabe  soll  der 
mssse^preOst  beön  mid  rihte,  Messepriester  nach  Recht  gegen- 
ee  sceal  mid  Godes  blStsunge  wärtig  sein,  der  soll  mit  dem 
heora  gesomnunge  gederian  an  Segen  Gottes  die  Vereinigung 
ealre  gesundfulnesse".  binden  zu  Aller  Wohle". 

Es  ergiebt  sich  auf  den  ersten  Blick,  dass  der  Priester  Charactcr 
hier  nur  eine  höchst  untergeordnete  Bolle  spielt,  da  er  eigent- Fonnu^s. 
lieh  nur  die  schon  geschlossene  Ehe  einsegnet  S  die  auch  ohne 
seine  Benedictionen  vollkommen  zu  Becht  bestanden  haben 

^  Darauf  macht  richtig  auch  Lingard  a.  a.  O.  2, 10.  aufmerksam.  Die 
Benediction  lautete  nach  dem  Rituale  eccl.Dunelmens.  (London  1 840. 
Surtee  Society)  106:  „Ad  sponsas  benedicendas:  Exaudi  nos,  omnipotens 
et  miaencoTS  Dens,  ut,  quod  nostro  ministratur  officio,  tua  benedictione  pro- 
picius  impleatur'^ 
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würde,  wie  denn  bei  zweiten  Ehen  dieser  Segen  auch  gesetz- 
lich fortfallen  sollte^. 
dcrK^ch«?        Bald  greift  jedoch  der  Geistliche  mehr  in  die  Handlung 
ein,  ja  wird  deren  Leiter  und  als  solcher  erscheint  er  in  den 
alten  Ritualen  der  Kirchen  von  Salisbury*  und  York'. 

Vor  der  Kirchthür  steht  der  Mann,  der  Frau  zur  Rechten, 
und  der  Priester  fragt  nach  der  dos  und  nach  Allem,  was  der 
Bräutigam  der  Braut  zu  geben  gedenke.  Darauf  fragt  er  ihn : 
„willst  Du  diese  Frau  zur  Braut  haben,  sie  lieben,  ehren  und 
bewahren,  gesund  und  krank,  wie  ein  Bräutigam  seine  Braut 
muss,  alle  anderen  ihrethalben  fahren  lassen,  ihr  allein  'an- 
hangen so  lange  Du  lebst?"     Der  Bräutigam:  „Ich  will". 
Darauf  die  gleiche  Frage  an  die  Braut  und  die  gleiche  Ant- 
wort.   Jetzt  übergeben  der  Vater  oder  die  Freunde  der  Braut 
dieselbe  an  den  Bräutigam,  und  dieser  gelobt  ihr,  sie  bei  der 
Rechten  fassend:    „Ich   nehme  Dich   zu  meinem   verlobten 
Weibe,  zu  haben  und  zu  halten  von  diesem  Tage  an,  in  Glück 
und  Unglück,  in  Reichthum  und  Armuth,  in  Krankheit  und 
Heil,  bis  der  Tod  uns  trennt,  ob  die  heilige  Elirche  es  wohl 
ordne,  und  darauf  pflichte  ich  Dir  meine  Treue".     Aehnlich 
lautet  das  Gelübde  der  Braut.     Hierauf  legt  der  Mann  einen 
Ring  auf  einen  Schild  oder  auf  ein  Buch,  der  Priester  weiht 
den  Ring  mit  Weihwasser  und  giebt  ihn  dem  Manne  zurück, 
der  ihn  in  die  rechte  Hand  mit  den  drei  vordersten  Fingern 
nimmt,  mit  der  linken  die  rechte  der  Braut  fasst^  und  nach 
Anweisung  des  Priesters  sagt:  „Mit  diesem  Ringe  verlobe  ich 
Dich  mir,  dieses  Gold  und  Silber  gebe  ich  Dir  und  würdige 
Dich  meines  Leibes  und  bringe  Dir  all'  mein  zeitlieh  Gut  dar". 
Dann  steckt  er  ihr  den  Ring  an  den  Daumen,  „Im  Namen  des 
Vaters",  an  den  zweiten  Finger,  „Im  Namen  des  Sohnes", 
an  den  dritten,  „Und  des  heiligen  Geistes",  endlich  an  den 
vierten,  an  den  digitua  annularis,  wie  er  in  den  Pseudologes 
.      Canuti  (c.  23.)  heisst:  „Amen".  Hierauf  spricht  der  Priester 
den  Segen:  „Benedicti  sitis  a  domino   qui  fecit  mundum  ea: 
nihilo,  Amen'';  oder  auch  wohl:  „Ideo  matrimonium  per  vos 

1  Vgl.  Schmid  a.  a.  0. 562.  Grimm  Rechtsalterth.  435. 

2  Galt  in  den  östlichen  Theilen  Englands  und  diesseit  dea  Trent. 
d  Galt  in  den  südlichen  Theilen  und  jenseit  des  Trent. 

4  Das  geschah  überall.  Vgl.  Frischlin  Nuptiae  Wirtemb.  a.  a.  O. 
IIb.  S.  Shakespeare  Twelfth  night  act  5.  sq.  1.  sagt  von  der  Ehe:  „A 
contract  of  etemal  bond  of  Iotc  confirm^d  by  mutual  joinder  of  your  hands. 
So  auch  in  dem  S.  84.  Anmkg.  5.  erwähnten  Bilde  bei  S  trutt  a.  a.  O. 
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contractum  conßrmo,  reetißco  et  benedico  in  nomine  P,  F.  et  Sp.  S." 
Dann  gehen  sie  in  die  Kirche,  Braut  und  Bräutigam  knieen  an 
der  Altarstufe  nieder,  und  feiern  darauf  im  Presbyterium  die 
Messe  und  das  Abendmahl. 

Es  ist  jedenfalls  bemerkenswerth,  dass  auch  in  diesem 
Bituale  die  eigentliche  juristische,  die  ehestiftende  Handlung 
nicht  vom  Priester,  sondern  von  den  Angehörigen  der  Braut 
vorgenommen  wurde,  ganz  wie  in  dem  angelsächsischen  Trau* 
fommliur  und  den  oben  mitgetheOten  Yerlobungsformeln,  nur 
dass  hier  die  auf  die  Vermögens  Verhältnisse  bezüglichen  Fragen 
von  dem  Priester  ausgesprochen  werden,  und  die  ConBenser* 
klärung  der  Brautleute  schon  integrirender  Bestandtheil  des 
religiösen  Actes  geworden  ist. 

In  den  späteren  englischen  Bechtsbüchern  findet  sich  ^pf^jf^^® 
speciell  über  die  Form  der  Eheschliessung  Nichts  angegeben,  ^"<^*»«»"- 
wohl  aber  lässt  sich  aus  dem  Umstände,  dass  als  Ort  der 
Dosbestellung  der  Platz  vor  der  Kirche  bezeichnet  wird^,  mit 
Sicherheit  kirchliche  Eheschliessung  annehmen. 

So  sagt  auch  Chaucer's  Frau  von  Bath:«  ^''tht'' 

„  Iwas  a  iDorthy  woman  all  my  live 
Husbands  at  the  Church  dore  had  Ifive  ". 

Von  einer  im  Jahre  1278  stattfindenden  Ehe  heisst  es  in 
Bridges  history  of  Northamptonshire:^ 

i,  Robert  Fitz  Roy  er  in  the  6th  Ed.  1.  entered  into  an  en- 
gagement  vnth  Robert  de  Tybetot  to  marry,  within  a  limited  time 
John,  his  8on  and  heir,  to  Hewisia»  the  daughter  of  the  said 
Robert  de  Tybetot,  to  endow  her  at  the  church-door,  on  her 
wedding-dayy  with  lande  amx>unting  to  the  value  of  one  hundred 
pounds  per  annum". 

König  Eduard  I.  selbst  wurde  am  9.  September  1299 
mit  Margare  the  an  der  Thür  des  Domes  von  Canterbury 
ehelich  zusammengegeben*.  — 

^  Glanvilla  (c.  a.  1188.)  TractatuB  de  legib.  et  consuetudin.  Angl. 
tempore  Henrici  II.  lib.  6.  c.  1.  Bracton  (1216 — 72.)  de  legib.  et  con- 
ftuetudin.  AngL  libri  V.  (Lond.  1640.)  lib.  2.  c.  89;  lib.  4.  c.  8.  Fleta  seu 
commentar.  iur.  Anglic.  lib.  5.  c.  17.  Littleton  anciennes  loix  des  j&angais 
(TonCokecommentirt)  sect.  89.  Briton  c.  101.  Für  Schottland:  Lex 
Regiam  Malest,  lib.  2.  c.  16.  no.  1.  Abdrücke  dieser  Rechtsbücber  ^ 
bis  auf  Bracton  und  Littleton  —  bei  Houard  Trait^  sur  les  Coutumes 
Anglo-Normandes  (Paris  1776.)  vol.  1 — 4. 

«  Canterbury  tales.  —  »  (Oxford  1791.)  1, 135. 

^  Vgl.  Brand  Observations  on  the  populär  antiquities  of  Great  Britain 
(ed.  Ellis,  London  1849.)  2, 184. 
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Spätere  An-         D^g  eben  erwähnte  Eheritual,  welches  unverkennbare  An- 
klänge and.  ' 

nito  Recht.  ]^I^Qore  an  den  alten  Mundkauf  enthält,  blieb  bis  zum  Jahre 
St.  3. 8.  1549.  in  Kraft,  aber  auch  in  dem  durch  St.  2.  3.  Edw.  VI. 

Edw.  VI. 

c'i.    c.  1.  vorgeschriebenen  Rituale  (das  übrigens  die  Eheschlies- 
sung i  n  der  Kirche  einführte*)  hiess  es:  Der  Bräutigam  giebt 
der  Braut  den  Bing  ,,and  other  tolcens  of  spousage^  as  gold  or 
st.6.u.6.^j7y^^*Ä^  und  erst  durch  St.  5.  und  6.  Edw.  VI.  c.  1.  wurde 

£uW.  VI. 

c- 1-    das  geändert  imd  das  heutige  Ritual  eingeführt^ 

Aber  auch  heute  erinnert  noch  der  Umstand,  dass  nur  ein 

King  gegeben  wird,  und  zwar  vom  Bräutigam  an  die  Braut*, 

ganz  an  den  alten  Malschatz ^,  und  bemerkenswerth  ist,  dass 

auch  noch  heute  der  Vater  die  Braut  dem  Manne  übergiebt^, 

ganz  wie  der  Fürsprecher  in  den  früheren  Kitualen.  ' 

1.  Doch  scheint  die  alte  Sitte  die  Reformation  überdauert  zu  haben. 
In  Herricks  Hesperides  p.  143.  befindet  sich  wenigstens  folgendes  Gedieht : 

„The  Entertainment;  or  a  Porch  Verse  at  the  Marriage  of  Mr.  Henry 

Northly  and  the  most  witty  Mxs.  Lettice  Yard. 

Welcome  I  but  yet  not  entrance  tili  we  blesse 

First  you,  then  you,  and  both  for  withe  successe. 

Profane  no  porch,  young  man  and  maid,  for  fear 

Ye  wrong  the  treshold-god  that  keeps  peace  here 

Please  him,  and  then  all  good  luck  will  betidc. 

You  the  brisk  bridegroom,  you  the  dainty  bride". 
So  auch  noch  in  der Strassburger  Agende  des  Bischofs  Johannes  (Col. 
1590.)  und  auch  in  Luthers  Traubüchlein.    Siehe  unten. 

2  Thatwo  liturgies  of  15i9&15ö2.ed.byKetley.  (Parker Society 
Cambridge  1844.)  p.  129. 

3  bei  D aniel  Cod.  liturg.  8, 482.  Zuerst  erfolgt  die  Consenserklärung 
„Then  shall  the  Minister  say,  Who  giveth  this  Woman  to  be  married  to 
this  Man?"  (Dafür  hiess  es  im  Manuale  Sarisber.:  „Deinde  detur 
femina  a  patre  suo  vel  ab  amicis  ejus")  dann  verpflichten  sich  die  Braut- 
leute unter  einander.  „Then  shall  they  again  lose  their  hands  and  the  Man 
shall  give  unto  the  Woman  a  Hing,  laying  the  same  upon  the  book  with 
the  accustomed  duty  to  the  Priest  and  Clerk.  'And  the  Priest  taking  the 
Bing,  shall  deliver  it  unto  the  Man,  to  put  it  upon  the  fourth  finger  of  tho 
Woman*8  left  band".  Dann  sagt  der  Bräutigam:  „With  this  Hing  I  take 
thee  wed ,  with  my  body  I  thee  worship  (dieser  letzte  Passus  fehlt  in  der 
Amerikanischen  Liturgie)  and  with  all  my  wordly  goods  I  thee  endo w* ^ 
(Dafür  hatte  das  Manuale  Sarisber.  noch:  „and  this  golt  and  silver  I 
thee  gire".)  Die  Vergleichung  mit  dem  alten  Hitual  ist  interessant;  die 
Abschwächung  der  früheren  Formen  ergiebt  sich  deutlich. 

*  Vgl.  übrigens  Chaucer  Canterbury  tales  y.  8262:  „This  markis  has 
her  spoused  with  a  ring".  Bei  Shakespeare  Twelfth  night  act  5.  so.  1 : 
„A  contract  of  etemal  bond  of  love  strengthened  by  interchangement  of 
your  rings "  ist,  wie  das  Voraufgehende  ergiebt,  an  Verlobung  zu  denken. 
So  auch  Douce  lUustrations  of  Shakespeare  (Lond.  1807.)  1, 108.  Brand 
a.  a.  O.  2, 96. 

5  Siehe  oben  S.  27. 

^  Vgl  obenAnmkg.  3:  „And  the  minister  receiving  the  woman  at 
father  or  friends  band".  Liturg.  v.  J.  1541.  theTwo  Liturg.  a.a.  0. 129. 
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Freilich  wurden  auch  in  England  heimliche  Ehen  häufig  ^^^||^^® 
genug  eingegangen,  wie  die  zahlreichen  Verbote  derselben  be-;   ^^^e* 
zeugßnS  s^ber  es  ist  characteristisch^  dass  fast  immer  dabei 
auch  des  Priesters  Erwähnung  gethan  wird,  der  solche  Ehen 
einsegnet^  und  dass  Laiencopulationen  demnach  in  England 
nicht  besonders  verpönt  waren^. 

Dennoch  aber  ist  die  Behauptung  zurückzuweisen,  dass 
die  kirchliche  Eheschliessung  völlig  in  das  Bewusstsein  des 
Volkes  eingedrungen  wäre,  oder  dass  die  allgemeine  Bechts- 
ansicht  in  dem  kirchlichen  Segen  das  unterscheidende  Merk- 
mal zwischen  Ehe  und  Concubinat  erblickt  hätte. 

Im  Gegentheile  glaube  ich  darthun  zu  können,  dass  die  JlilfvoSe«. 
Handfestunff\  d.  h.  also  die  Verlobung,  das  Ehe  versprechen, 

^  C.  Westomonast.  v.J.  1175.  bei  Wilkins  a.  a.  0.  1,  478.  —  Daa 
scheint  die  erste  Synodalbestimmung  zu  sein,  weiche  für  England  kirchliche 
Eheschlfessung  einschärfte.  —  Hier  möchte  ich  denn  auch  des  Irrthums 
Erwähnung  thun,  den  ich  bei  vielen  englischen  Schriftstellern  gefunden 
habe,  dass  Innocenz  III.  die  kirchliche  Eheschliessung  in  England  ein- 
geiuhrt  habe.  So  beispielsweise:  Browne  compendious  yiew  of  the  civil 
law  (New  York  1840.)  1,  75;  Gripps  lawof  the  Clergy  (London  1868.)  715. 
Goldin gham  in  Moore  Reports.  Burn  history  of  the  Fleet  Marriages 
(London  1834.)  3.  Dagegen:  Morgan  the  doctrine  and  law  of  marriage, 
adultery and divorce  (Oxf.  1862.)  1,133. — C.Londin.  v.  J.  1200.  eben- 
das.  1,  507;  C.  Oxoniense  v.  J.  1212.  ebendas.  1,  595;  C.  Dunelm. 
T.  J,  1220.  ebendas.  1,  581;  C.  p'rov.  Scotic.  v.  J.  1225.  ebendas.  1, 
616;  Const.  synod.  (incerto  auct.)  v.  J.  1237.  ebendas.  1,680;  Const 
Alex.  Conventr.  ep.  v.J.  1237.  ebendas.  1,644;  Stat.  R.  de  la  "Wich 
Cicestr.  ep.  v.  J.  1246.  ebendas.  1,  690;  Const.  A.  de  Bridport  ep. 
Sariaber.  v.J.  1256.  ebendas.  1,718;  Synod.  Exon.  v.J.  1287.  ebeil*- 
das.  2, 135;  Const.  synod.  Sodor.  v.  J.  1291.  ebendas.  2, 178;  Const. 
synod.  H.  Woodloke  ep.  Wintonens.  v.  J.  1308.  ebendas.  2,  503; 
Const.  W.  Raynoldi  Cantuar.  ep.  v.  J.  1322.  ebendas.  2,  518;  C. 
prov.  Cantuar.  v.  J.  1328.  ebendas.  2,  554;  C.Londin.  v.  J.  1342. 
ebendas.  2,  707;  Const.  loann.  de  St.  Paulo  Archiep.  Dubl.  v.  J. 
1351.  ebendas.  3,  71;  Urk.  v.  J.  1455.  ebendas.  3,  573;  Convoc. 
praelat.  et  cleri  prov.  Cantuar.  v.  J.  1460.  ebendas.  3,'579;  C. 
Edinburg.  v.  J.  1511.  ebendas.  4,  71;  Const.  Eborac.  prov.  v.  J. 
1528.  ebendas.  3,  678. 

2  Vgl.  C. Monaster.  v.  J.  1175.  Const.  Alex.  Conventr.  ep.  v.J. 
1237.  Const  Ae.  de  Bridport  ep.  Sarisber.  v.  J.  1256.  Synod. 
Exon.  v.J.  1287.  C.Londin.  v.J.  1342.  Const  Joh.  Thoresby  arch. 
Eborac.  v.  J.  1867.  Convoc.  prael.  prov.  Cantuar.  v.  J.  1460.  C. 
Edinburg.  v.  J.  1511.  aa.  aa.  00.  —  Die  einzige  Bestimmung,  wo  direct 
erwähnt  wird,  dass  bei  der  Eheschliessung  auch  zuweilen  keine  Priester 
zagegen  waren,  ist  die  Const  Ae.  de  Bridport  ep.  Sarisb.  v.  J.  1256. 
a.a.O. 

9  Dafls  sie  vorkamen,  ergeben  die  unten  mitgetheilten  Beispiele. 

^  Ihre  Glossar.  Sui  Gothic  (Upsaliae  1769.)  s.  v.  „Hand  faesting*': 
„promissio  quae  fit  stipulata  manu,  sive  cives  fidem  suam  principi  sponde- 
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nde  sie  ja  den  mitgetheilten  Bitualen  gemäss ,  auch  bei  der 
kirehlichen  Eheschliessung  in  Verbindung  mit  dem  religiösen 
Acte  vorkam,  nach  vne  vor  von  dem  Volke  für  genügend  und 
bindend  gehalten  \nu:de;  dass  ohne  Zögern  nach  so  ge- 
schehenem Verspruche  die  Beiwohnung  gestattet  wurde,  und 
dass  der  Kirchgang  oft  erst  nach  Wochen  erzwungen  werden 
konnte. 

In  dem  1543  erschienenen  Buche  the  Christen  State 
of  Matrimonj  heisst  es  S.  43: 

,iYet  in  ihya  thynge  also  muat  I warne  ererye  reastmable  and 
honest  parson  to  beware,  that  in  contractyng  of  maryage  ihey 
dyssemble  not,  nor  sei  forthe  any  lye  Every  man  lykewyse  must 
esteme  the  parson  to  whom  he  ia  hand-faeted,  none  otherwyse  than 
for  his  owne  spouse,  tliough  as  yet  it  be  not  done  in  the  church 
nor  in  the  streate.  After  the  hand-fastynge  and  makyng  of  the 
contracte,  the  churchgoying  and  weddyng  shuJd  not  be  differed  to 
longe,  lest  the  wikkedde  sowe  hys  ungradous  sede  in  the  meane 
season.  Into  this  dysh  hath  the  Dyvell  put  his  foote,  and 
mengled  it  wythe  many  wycked  uses  and  coustumes,  For  in 
some  planes  ther  is  such  a  maner,  wel  worthy  to  be  rebuked,  thcU 
at  the  Handefasting  ther  is  made  a  greate  feaste  and  superßuous 
bancket,  und  even^  the  saune  night  are  the  two  handfasted  per- 
sonnes  brought  and  layed  togetlier  yea  certan  wekes  afore  they  go 
to  the  chyrch". 

Noch  bezeichnender  aber  ist  die  folgende  Stelle,  die  ich 
der  seltenen  Schrift  von  Richarde  Whitforde  A  Werke  for 
Housholders  entnommen  habe,  und  die  uns  die  Gebräuche 
um  das  Jahr  1537.  kennen  lehrt: 

„  The  ghostely  enemy  doth  deeeyve  many  persones  by  the 
pretence  and  coloure  of  matrimony  in  private  and  secrete  con- 
tractes^  For  many  men,  when  they  can  not  obteyne  theyr  unclene 
desyre  of  the  woman,  wyll  promyse  maryage  and  ther  upon  make 
a  contracte  promyse,  and  gyve  faythe  and^  trouth  eche  unto  otfier 
saying.  ^Here,  I  take  tJie,  Margery,  unto  my  wyfe,  and  therto  I 
plyght  the  my  troth*  And  she  agayne  unto  him  in  lyke  maner. 
And  after  that  done  they  suppose  they  maye  lawfuUy  use  theyr 
unclene  behavyoure,  and  sometyme  the  acte  and  dete  dothe  folowe, 
unto  the  greate  ojfence  ofGod  and  their  ovme  souls.  It  is  a  great 

ant,  sive  matuum  inter  se  matrimonium  inituri,  a  phrasi  faesta  hand  quae 
notat  deztram  deztrae  iungere*^  Vgl.  ebendat.  t.  v.  „Bröllop^',  „Brud- 
kaup". 
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jeoparckf  tXerefore  to  make  any  suche  contractes,  speciaüy  amonge 
themselfe  secretely  alone  without  reeordes  tohich  muate  be  two  at 
ihe  lest*'. 

Auch  die  Worte  englischer  Dichter  bestätigen  das  Ge-veriöUn, 

^  °  bei  den 

Saste«  Dichtem. 

So  erklärt  in  dem  alten  Stück:  a  Woman's  a  Weather- 
cocke*  der  Priester,  der  seine  Herrin  mit  Graf  Fredericke 
vermählen  soll: 

„  She  ü  coniractedj  nr,  ru^  married. 

Unto  anoiher  man,  though  it  toant  forme: 

And  such  Strange  passages  and  mutuall  vowes, 

Iwould  make  your  shori  liaire  Start,  throt^h  yaure  blocke 

Capj  should  you  heare  it  'S 

Einen  beachtenswerthen  Belag  giebt  femer  die  alte 
Komödie  the  Vow  Breaker  I,  1. 

Hier  verloben  sich  Bateman  und  Anne;  es  heisst: 

„  Ba.  Note,  Nan,  here*s  none  bui  thou  and  I;  thy  love 

Emholdens  me  to  speak,  and  cheerfully 

Here  is  apeece  ofgold;  *tis  but  a  lütle  one, 

Yet  big  ehough  to  ty  and  seale  a  knot. 

Ajugall  knot  on  earik,  to  uMch  high  heaven 

Nbw  cries  amen:  say  thou  so  too,  and  then 

When  eyther  ofus  breakes  this  sacred  bond    - 

Lei  US  be  made  stränge  spectacles  to  the  world, 

To  heaven  and  earth. 

An.  Amen  say  I; 

Andlet  heaven  loth  me  when  Ifalsifie^^. 

Wahrend  seiner  Abwesenheit  im  Kriege  zwingt  sie  jedoch 
ihr  Vater  zu  einer  anderen  Heirath.  Bateman  kehrt  zurück 
und  trauernd  eröffnet  sie  ihm  ihr  beiderseitiges  Schicksal. 
Darauf  sagt  er: 

^ylknow  thou  art,  to  me  my  fair  est  Nan: 
Owr  vows  were  made  to  heaven,  and  on  earth 
They  must  be  raüfide:  inpart  they  are, 
Bygivingofapledge  apiece  ofgold: 
Which  fühen  we  brokCyjoyntly  tJien  we  swore, 
Alive  or  dead  for  to  enjoy  each  other. 
And  so  toe  toül  spight  ofthy  faüier's  frownes  ". 

Ja  fiir  so  bindend  wurden  diese  Handfestungen  gehalten 
und  auch  noch  —  um  das  hier  gleich  vorauszimehmen  —  in 
Tiel  späterer  Zeit,  dass  man  keinen  Anstand  nahm,  seine  Ver- 
lobte ab  „his  tcife*'  zu  bezeichnen.*  In  Dogett  the  Country 
Wake  V.  1.  (um  1696.)  glaubt  Hob  er  würde  sterben;  seine 

^  Scudmore  a.  a.  0. 2, 1. 

'  Shakespeare  Measure  for  measare  act  1.  sc.  2.  So  sagt  auch  in 
diesem  Stücke  der  Herzog  zu  Mariannen :  „  he  is  your  husband  on  pre- 
contiact". 


42     I.Buch.  Das  Mittelalter.  Y.  Die Becept.  der  kirchl.  Trauung. 

Mutter  bringt  ihn  auf  Mary  zu  sprechen  „/or  she  ü  iky  wife 
and  no  other^'.    Er  antwortet: 

„  T  know.  Tm  sure  to  her  and  I  do  awn  it  be/ore  you  all; 
I  oskH  her  the  question  Last  Lammas;  and  at  AühoHows-iide 
we  broke  a  piece  of  money,  and  if  I  had  liv'd  tili  Last  Sunday, 
we  had  been  asKd  in  the  chwch", 
^H?iSfest^  Ich  möchte  auch  hier  auf  die  Symbole  aufmerksam  machen, 
wrehHcben^iiö  »ich  an  diesen  Act  des  unkirchlichen  Eheversprechens 
®^^Ji^}J®*-knüpften,  weil  wir  sie  sämmtlich  bei  der  kirchlichen  Ehe- 
schliessung wiederfinden  und  weil  es  wichtig  ist,  darauf  hin- 
zuweisen, wie  die  Kirche  die  Volksgebräuche,  die  sie  zu  ver- 
nichten nicht  im  Stande  war,  wenigstens  mit  der  religiösen 
IIandlun<r  zu  verschmelzen  versuchte,  um  diese  selbst  dem 
Volke  näher  zu  bringen.  Gerade  aus  dieser  überall  durch- 
blickenden Politik  der  Kirche,  aus  der  Reception  rein  welt- 
licher Handlungen,  denen  dann  irgendeine  religiöse  Beziehung 
gegeben  werden  musste,  lässt  sich  ermessen,  fiir  wie  schwer 
die  Earche  den  Kampf  gegen  die  feindliche  Volkssitte  erach- 
tete, wie  sie  kein  Mittel  ausser  Acht  liess,  um  die  gewünschte 
kirchliche  Eheschliessujig  durchsetzen  zu  können,  und  wie 
wenig  diese  vom  Volke  aus  eigenem  Antriebe  gesucht  wurde, 
rsymboit  Das  Trinken  von  Wein  und  das  Brechen  eines  Geld- 
Stückes  treten  in  gleicher  Wichtigkeit  auf.  In  einem  alten 
von  Strutt^  angeführten  Schauspiele  beklagt  sich  eine  viel 
umworbene  Wittwe,  dass  Biccardo  sie  mit  List  zum  Ehever- 
sprechen vermocht  habe.  „Stay,  stay  —  you  broke  no  gold 
between  you?"  fragt  ein  eifersüchtiger  Nebenbuhler;  „  We  broke 
nothing,  sir",  antwortet  sie;  ,^Nor  drank  you  to  each  other? 
fragt  er  weiter  und  wieder  antwortet  sie:  „Not  a  drop,  sir 
da  ist  er  freudig  überrascht,  denn  er  weiss,  „that  the  contract 
cannot  stand  good  in  law*', 
trSJSn  ^^^  Trinken  haben  wir  schon  oben^  bei  Schilderung  der 

nordischen  Gebräuche  erwähnt;    es  diente   zur  Bekräftigung 
Geldstück,  jedes  Bechtsgeschäftes^.  Das  Brechen  des  Geldstückes  aber  er- 

1  a.  a.  0.  8,  153.  The  Widow  a  Comedy  by  Johnson,  Fletcher 
and  Middleton. 

2  Siebe  S.  29. 

3  Vgl.  Roberts  the  social  bistory  of  the  people  of  tbe  soutbem  coun- 
ties  of  England  in  past  centuries  (Lond.  1S56.)  Middleton  in  No  wit,  no 
help,  like  a  woman^s  act.  2.  sc.  1.  —  2,  54.  spricbt  von  dem  ^^contracting 
cup^^.  Auch  aus  den  vor  geistlichem  Gerichte  gemachten  Zeugenaussagen 
können  wir  ersehen,  dass  der  Trunk  für  nicht  unwesentlich  erachtet  wurde. 


t 
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innert  an  die  Dahingabe  des  Schelnpreises,  woran  sich  dann 
doch  leicht  die  symbolische  Bedeutung  des  Actes,  wie  wir  sie 
bei  den  Dichtem  finden  ^  schliessen  mochte,  die  zu  gekünstelt 
ist,  als  dass  wir  sie  für  etwas  Ursprüngliches  halten  könnten. 
Grade  dies  Ninepencestück  scheint  die  Continuität  der  Yolks- 
sitte  mit  dem  alten  Bechte  zu  beweisen^.    Ja  wir  sehen  auch, 
dass  geradezu  Geld  gegeben  wurdet  oder  dass  zum  Zeichen 
der  Verlobung,  als  „tokens  of  apousage",  —  wie  es  hier  und 
in  dfem  alten  Bituale  heisst  —  gewisse  Gegenstände  von  den 
Brautleuten  ausgetauscht  wurden^.     Dieser    Gebrauch,    un- 
streitig eine  Abschwächung  des  alten  Mundkaufes,  wurde  für 
wesentlich,  und  seine  Vornahme  als  untrügliches  Zeichen  des 
ehelichen  Consenses  angesehen,  auch  Seitens  der  Kirche,  die 
bei  jeder  Erörterung  über  sponsaUa  de  praesenti  sorgfaltig  nach 
den  yyiokeM  of  apousage**  forschtet 

In  der  Kirche  finden   wir   aber  beide  Symbole  wieder;  boie  oich 
nur  dass  hier  der  Priester  dem  Bräutigam  den  Becher  reicht  •  '    "^  ®' 
und  dieser  dann  der  Braut,  ganz  ebenso  wie  aus  dem  Kusse,  ^°''' 
den  die  Verlobten  sich  zu  geben  pflegten,  eine  geistliche  Hand- 
lung geworden  ist,  in  welcher  der  Priester  den  Bräutigam 
mit  dem  Kusse  des  Friedens  grüsst,  den  dieser  dann  der  Braut 
mittheilt. 

So  heisst  es  in  dem  Missale  Hereforde-nse:^  y,Post 
misscmi  panis,  et  vinunis  vel  aliud  bonum  potabile  in  vasculo 
proferatur,  et  gu&ient  in  nomine  Dominik   aacerdote  primo  sie 

„And  thempon  toke  hands  and  dranke  to  gyther  and  also  kisset  to  gyther ^' 
heisst  es  bei  einer  Zeagenvernehmung  des  16.  Jahrhunderts.  —  Deposi- 
tions and  other  ecclesiastical  proceedings  from  the  court  of 
Durham  (London  1S45  —  Surtee  Society)  227.  „Drawing  handes  and 
drinking  to  either  to  other"  in  einer  anderen  eben  das.  103. 

1  Vgl.  Gay  What  d*ye  call  it,  wo  folgender  Dialog  zwischen  Kitty  und 
Filbert  stattfindet: 

„Yet  Justices;  permitus,  ere  we  partto  hereak  this  ninepence  as  you*ve 

hroke  our  heart. 
Filbert  (breaking  the  ninepence) :  As  this  divides,  thus  are  we  tom  in 

fwain. 
Kitty  (poining  the  pieces) :  And  as  this  divides,  thus  may  we  meet  again/^ 

2  Vgl.  übrigens  über  diesen  Gebrauch  noch:  Buttler  Hudibras  I,  1, 
487.   Conoisseur  No.  56.  und  oben  S.  38. 

3  So  in  dem  Falle,  welcher  in  den  Depositions  etc.  a.  a.  O.  S.  254. 
berichtet  ist. 

^  VgL  ebendas.  235.  239.  240.  254.  282.  327.  u.  s.  f. 
5  VgL  Zeugenaussage  a.  d.  J.  1563:  ,,He  saith  he  saw  no  gifts  or  tökens 
gyren  bitwizt  them  at  that  tym.*^  ebendas.  78. 
c  bei  Brand  a.a.O.  2, 136. 
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dicente,  Dominus  vobiscum",  und  in  dem  Compleat  Yintna 
ruft  der  Dichter  aus:^ 

„  Wh(ü  priest  canjoin  Udo  loverB  kands^ 
But  toine  musi  seal  (he  Tnarriage-bandsf 
As  ifcelestial  reine  was  tJtought 
Essential  to  the  sacred  knot, 
And  ikat  each  bridegroom  and  Jus  hride 
Belieifd  they  toere  not  firmly  ty'd^ 
Till  Bachus  toith  Ms  hleeding  tun 
Had  finished  what  the  priest  hegun ! " 

Ueber  den  Kuss  aber  schreibt  das  Missale  von  York 
vor:*  „Accipiat  sponsus  pacem  a  sacerdote  et  fercU  sponsae,  os- 
culans  eam,  et  neminem  alium,  nee  ipse  nee  ipsa*^  Noch  im 
Jahre  1554  mussten  die  Elirchenvisitationen  gegen  die  ein- 
schreiten, welche  den  Priester  zu  küssen  weigerten'. 

Was  das  Geben  des  Geldstückes  anlangt,  so  habe  ich 

^  p.  17.  Dies  aus  dem  J.  1720.  stammende  Gedicht  bezeugt  die  Cere- 
monie  auch  fiir  die  anglikanische  Kirche.  Vgl.  übrigens  weiter:  Chaucer 
Canterbury  tales  y.  9681 :  „He  drinketh  ipocras.  clarre  and  vemage  of  spices 
hot,  to  encesen  his  courage".  —  in  y.  9716.  wird  eine  Suppe  gebracht.  — 
Henry  VI.  Article  for  the  Marriage  of  a  Princess  bei  Brand 
a.  a.  O.  2,  187:  „Then  poties  of  ypocrice  to  bee  ready,  and  to  be  put  into 
the  cupps  with  soppe,  and  to  be  bome  to  the  estates;  and  to  take  a  soppe. 
Mehrere  noch  bei  Brand  a.  a.  O.  „sops^*^  war  Kuchen,  der  in  den  Wein 
gethan  und  so  gegessen  wurde.  Vgl.  Coates's  History  of  Reading  225. 
zu  1561.  Leland*s  CollectaneaVI,  835:  bei  der  Heirath  Friedrichs  yonder 
Pfalz  mit  Jacobs  IL  Tochter;  eben  das.  IV.  Appdx.  400:  bei  der  Hochzeit 
der  Königin  Maria  mit  Philipp  yon  Spanien. 

^  bei  Brand  a.  a.  0.  2, 169.  Vgl.  eben  das.  2, 139.  das  ganz  äbnlich 
lautende  Missale  Sarumense.  Strutt  a.  a.  O.  3,  158.  —  Die  ganze 
kirchliche  Eheschliessung  wird  trefflich  aber  freilich  karrikirt  in  Shake- 
speare*s  Taming  of  the  Shrew  Act  3.  sc.  2.  gezeichnet: 

„ When  the  priest  shouid  ask  —  if  Katherine 

should  be  his  wife, 
Ay  by  gog's  —  wouns*,  quoth  he 


But  after  many  ceremonies  done, 

Hecallsforwine: 

A  heatth,  quoth  he,  as  if  he  had  been  aboard, 

Carousing  to  his  mates  after  a  storm : 

Quaff'd  off  the  muscadel  and  threw  the  sops 

All  in  the  sexton*s  face ;  haying  no  other  reason  — 

But  that  his  beard  grew  thin  and  hungerly, 

And  seems  to  ask  him  sops  as  he  was  drinking. 

This  done  he  took  the  bride  aboutthe  neck 

And  kissM  her  Ups  with  such  a  clamourous  smack, 

That  at  the  parting  all  the  church  did  echo.'' 
^  „Item  whether  there  be  any  that  refuseth  to  KyM«  ^^  Priest  at  the 
fiolempnisation  of  matrimony,  or  use  any  such  lyke  ceremoatsi 
used  and  obseryed  in  the  Church.'* — bei  B  ur  n  Ilegistrum 
(Lond.  1852.)  148. 
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schon  oben  auf  den  bezüglichen  Inhalt  der  Trauritaale  auf- 
merksam gemachte  Aber  auch  fiir  die  Folgezeit  blieb  dieser 
Gebranch  bestehen;  noch  vom  Jahre  1608.  findet  sich  eine 
Kirchenbucheintragung,  die  auf  die  Dahingabe  von  Geld-* 
stücken  ein  besonderes  Gewicht  legt^,  und  auch  heute  noch 
ist  es,  wie  es  scheint  in  Irischen  katholischen  Pfarreien^ 
übhch  und  sogar  wesentlich,  dass  der  Bräutigam  bei  der 
Trauung  dem  Geistlichen  ein  Geldstück  giebt^ 

Auch  auf  das  Beilager^  dessen  Wichtigkeit  den  germani-  Betiagei 
sehen  und  überhaupt  den  mittelalterlichen  Anschauungen  nach 
ich  schon  oben  ausgeführt  habe,  nahm  die  Kirche  Kücksicht, 
indem  sie  das  Brautbett  segnen  Hess.    Das  bezeugen  uns  die 

^  Siehe  Seite  36.  ff. 

'  ii*..that  with  their  owne  most  willinge  consent,  as  alsoe  with  the 
consent  of  Üicir  parents  C.  C.  Esq.  I.  H.  gent.  and  An  hiß  Wife  the  sayde  I. 
and  F.  wen,  solemnly  married  at  Yorke  about  towe  years  before  the  re- 
giaienag  hereof.  In  the  presence  of  us  witnesses  of  thia  acknowiedgment, 
M  alsoe  of  the  givinge  and  receivinge  of  one  piece  of  gould  for  the  fiirther 
confinniog  of  this  acknowledgment^S  Bei  Burn  regietr.  167.  Dass  hier 
zvei  Geldstücke  vorkommen,  darf  uns  nicht  stören.  In  Irland  hat  die  Ent- 
wicklung ganz  denselben  Gang  genommen. 

'  Vgl.  darüber  The  Yelverton  marriage  Gase  (Lond.  s.  a,)  47. 
▼0  der  über  die  Bheschliessimg  als  Zeuge  yemommene  katholische  Pfarrer 
gefragt  wird:-  „Wag  there  according  to  Usage  a  piece  of  money  produced?** 
^  Sollte  nicht  aber  jener  bei  dem  gewöhnlichen  Volke  auch  heute  nicht 
ausgetriebene  Glaube,  dass  der  Mann  seine  Frau  yerkaufen  oder  gar  ver- 
pachten könne,  ein  Ueberrest  Ton  dem  alten  Rechte  des  Frauenkaufes  sein? 
Vgl.  darnber  den  DailyTelegraphy.lO.  Aug.  1864 :  „Selling  a  Wife  for 
aSholikg. — At  the  ehester  Assizes,  which  commenced  on  Monday  before 
the  Lord  Chief  Justice,  a  woman  named  Hannah  Green  was  indicted  for 
manrying  Samuel  Thompson,  on  the  7th  March,  1861,  her  husband,  Thomas 
Parkes,  paddler,  Bilston,  then  being  alive.  .Another  indictment  was  laid, 
charging  her  with  marrying  Henry  New.  Considerable  amusement  was 
cieated  by  the  examination  of  the  witnesses  in  the  case,  from  which  it  ap- 
peared  that  the  prisoner  had  been  married  to  Thompson,  who  liyed  with  her, 
ül-osiog  her  frequently.  Rachel  Woodward,  a  boatwoman  on  the  canal, 
proved  that  Thompson  had  often  threatened  to  seil  her,  and  did  so  for  a 
shDlingat  ,Bnimmagem'  fair,  about  nine  yearg  since,  selling  her  with  a 
halter  round  her  neck.  Both  paities  were  agreeable  to  the  sale.  It  was  be- 
fore her  last  maxriage  with  l^ew.  Samuel  Thompson  bought  her.  She  mar« 
ried  New  in  OctobOT,  1859.  New  died  shortly  afterwards.  The  prisoner 
alleged  that  what  she  had  done  was  with  her  husband*B  consent.  For  the 
defence  it  was  urged  that  she  had  not  been  legally  married,  but  only  liyed 
vith  him  as  his  wüe,  and  oalled  him ,  husband  *,  The  judge,  in  summing  up, 
^  that  the  notion  that  a  man  could  rid  himself  of  an  uncomfortable  help- 
11^^  by  taking  her  to  a  market  with  a  rope  round  her  neck  was  formerly 
^^  preralent,  but  he  thonght  it  had  fallen  out  of  date  before  now.  It  was 
&  notion  that  the  minds  of  ignorant  people  should  be,  by  all  means,  dis- 
abused  of  such  an  impreision.  The  jury  letumed  a  yerdict  of  ,Not  guilty  *  "• 
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Articies  ordalned  by  King  Henry  VII.  for  the  Begu- 
lation  of  his  Household:^  ^yAll  men  at  her  Coming  in  to  be 
voidedy  except  woemen,  tili  ehe  be  brought  to  her  bedd:  and  the 
man,  both:  he  sitting  in  hie  bedd,  in  his  shirte,  wiih  goume  cast 
abaut  him.  Then  the  bishoppe  with  the  chaplainee  to  eome  in 
and  blease  the  bedd:  then  every  man  to  avoide  wiihout  any 
drinke,  eave  in  the  twoe  estatea,  if  they  liste  priviely"  und  zahl- 
reiche Stellen  englischer  Dichter  ^ 

'^Verlob-*  Wenn  uns  dann  femer  kirchliche  Vorschriften  über  Em- 
niste.  gehung  der  Verlöbnisse  vor  einem  Geistlichen  überliefert  sind', 
so  kann  auch  da  die  Tendenz  wohl  vorgewaltet  haben,  den 
priesterlichen  Segen ,  der  bei  der  £heschlies8ung  immer  noch 
*  nicht  durchgedrungen  war,  wenigstens  bei  dem  Acte  ein- 
zuführen, den  das  Volk  für  ehewirkend  ansah,  und  so  be- 
zeugt dies  doch  die  Gleichstellung  von  Ehe  und  Verlöbnifis, 
der  in  dieser  Weise  auch  ein  äusserlicher  Ausdruck  gegeben 
wurde. 

Bing.  Schliesslich  möchte  ich  noch  bemerken,  dass  auch  umge- 
kehrt die  weltliche  Sitte  von  der  Kirche  ein  Symbol  entlehnte; 
denn  das  Geben  eines  Ringes  oder  der  Austausch  mehrerer, 

^  bei  Brand  a.  a.  O.  2, 175.  ygl.  Hearne's  history  and  antiquities  of 
Glanstonbury  p.  309.  Douce  a.  a.  O.  1,  200;  2,  275.  ff.  Herberts  lifeof 
Henry  VIII.  p.  248.  —  Ein  Formular  dazu  aus  der  angelsächsischen 
Zeit  im  Rituale  Dunelm.  a.  a.  O.  S.  109. 

2  Vgl.  Cbaucer  Mercbant's  tale  y.  9692.  Shakespeare  Midsum* 
merVnight  act  5.  sc.  2: 

Obe.  „To  the  best  bride-bed  inrill  we 
Which  by  us  shall  blessed  be  ^'. 
8  Vgl.  Conc.  Oxoniense  y.  J.  1212.  bei  Wilkins  a.  a.  O.  1,595: 
C.  Dunelmense  y.  J.  1220.  ebendas.  1,  581;  Const.  synod.  (incert. 
auct.)  y.  J.  1237.  ebendas.  1,  660;  Const.  W.  de  Cantilupo  ep. 
Wigor.  y.  J.  1240.  ebendas.  1, 668;  Stat.  K.  de  la  WichCicestr.  ep. 
y.  J.  1246. 1,690;  Synod.  Exon.  y.  J.  1287.  ebendas.  2,135;  Const.  B- 
Woodioke  ep.  Winton.  y.  J.  1808.  ebendas.  2,  503;  Const.  ^V. 
Baynold.  Arch.  Cantuar.  y.  J.  1322.  ebendas.  2,513;  C.  proy.  Can- 
tuar.  y.  J.  1328.  ebendas.  2,  554;  Monit.  Arohiep.  Cantuar.  v.  J- 
1455.  ebendas.  3,  575.  Ein  Beispiel  einer  kirchlich  eingegangenen  Ver- 
lobung, ist  die  König  Heinrichs  IIL  i.  J.  1236.  bei  Mathaeus  Paris,  ad 
h.  a.  (ed.  Wats  Paris.  1644.)  S.  287.  Auch  Shakespeare'sTwelfth-mght 
V.  1.  gehört  hieher: 

„Priest:  A  contract  of  etemal  bond  of  loye, 
Confirm*d  by  mutual  joindure  of  your  hands, 
Attested  by  the  holy  close  of  Ups, 
Strengthen'd  by  enterchangement  of  your  rings ; 
And  all  the  ceremony  of  this  compact 
Seal'd  in  my  function,  by  my  testimony  *S 
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war  bei  Handfestungen  ebenfalls  gebräuchliche     Wenigstens 
konnte  nur  so  sich   der  Missbrauch  einschleichen,    den  die 
Kirche  zu  rügen  Veranlassung  fand,  dass  der  Mann  der  von 
ihm  Umworbenen  einen  Binsenring  ansteckte^  weil  er  so  jeder  ringe. 
wahren  Verpflichtung  ledig  zu  sein  glaubte^. 

Wir  haben  jetzt  die  Frage  nach  der  rechtlichen  GtQtig-  cmÄt 
keit  der  unfeierlich  geschlossenen  Ehen  zu  erörtern,  und  be- u'chrEhen. 
gegnen  hier  einer  eigenthümlichen  Erscheinung. 

In  allen  Ländern  Europas  ist  das  mittelalterliche  Recht 
todt  und  fiir^die  heutige  Rechtssprechung  unwesentlich;  der 
Gelehrte  allein  sucht  die  Entwicklung  der  einzelnen  Institute 
aus  dem  Schutte  der  Vergangenheit  nachzuweisen;  in  allen 
anderen  Ländern  ist  die  Rechtsgültigkeit  unfeierlich  geschlos- 
sener Verbindungen  während  des  Mittelalters  auch  nicht  im 
Mindesten  angezweifelt  worden,  da  ja  die  Kirche,  die  alleinige 
competente  Richterin  darüber,  sie  als  zu  Recht  bestehend  an- 
erkannte; Beides  aber  ist  in  England  anders.    Einerseits  ruht  ^J^^^^JJ^^p 
die  Praxis  des  Common  Law  auf  PräJudicien,  die  um  so  älter    ßechu. 
sein  müssen,  je  früher  sich  das  Statute  Law  mit  dem  in  Präge 
stehenden  Institute  beschäftigt  hat,  und  andererseits  hat  die 
eigenthümliche  Grenzregelung  zwischen  geistlichem  und  welt- 

1  Beispiele  in  Eheprocessen,  die  in  den  Depositions  a.  a.  O.  285. 
239.  243.  259.  erzählt  sind.  Dabei  giebt  bald  der  Bräutigam  den  Ring, 
bald  erhält  er  ihn.  So  wohl  auch  in  Wales;  denn  eine  von  Williams 
a.  a.  O.  angeführte  Dichterstelle  lautet:  „Gentle  is  thy  ringed  virgin".  Bei 
den  Angelsachsen  vird  kein  Ring  bei  der  Eheschliessung  erwähnt.  Nur  in 
Radulphus  deHygden  Polycronicon,  in  der  Uebersetzung  von  Trevisa 
bei  Gale  Histor.  Brit.  script.  (Ozon.  1691.)  lib.  6.  c.  26.  wird  aus  der  Zeit 
Edwards  des  Bekenners  von  einem  jungen  Ehemanne  gesagt:  „Dyde 
his  spousyng  rynge  on  the  fynger  of  an  ymage  ^K  Die  Wahrheit  dieser  Er- 
zählung ist  mehr  als  zweifelhaft,  und  ganz  richtig  fragt  Strutt  a.  a.  O.  2, 
23.  wo  er  denn  den  Ehering  herbekommen  habe,  den  er  doch  seiner  Gattin 
gegeben  haben  musste.  —  Vgl.  S.  38.  Anmkg.  4.  — Dass  seinen  Gebrauch 
aber  f^x  diese  Zeit  anzunehmen  nichts  entgegensteht,  geht  aus  der  grossen 
Wichtigkeit  hervor,  welche  dies  Symbol  das  ganze  Mittelalter  hindurch 
auch  in  England  hatte.  Vgl.  Wright  a  history  of  domestic  manners  and 
sentiments  in  England  (Lond.  1862.)  266.  ff.  Strutt  a.  a.  0. 2, 23. 

s  Vgl.  die  Constit  des  Bischofs  Richard  von  Salisbury  v.J.  1217. 
c  55.  bei  Du  Gange  s.  v.  annulus  de  junco;  Conc.  Dunelm.  v.  J. 
1220.  bei  Wilkins  a.  a.  O.  1,  581.  Shakespeare's  All's  well  thatends 
well  actl.  sc  2.  do:  „As  Tebs  rush  for  Tom's  finger.   Douce  a.  a.  O.  1,  ^ 
315.    In  Paris  mussten  strafweise  von  denen,  welche  durch  Erkenntniss  * 

desGfficialates  ihren  Concübinat  kirchlich  zu  Bolennisiren  gezwungen  waren, 
Stzohringe  ausgetauscht  werden.  Du  Breul  Thöätre  des  antiq.  de  Paris. 
69.  In  Deutschland  finden  sich  für  gefallene  Bräute  Strohkränze.  B  i  r  1  i  n  - 
ger  a.a.O.  2, 216.  f. 
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lichem  Gericht ,  verbunden  mit  einem  noch  heute  nicht  über- 
wundenen Formalismus  Erscheinungen  in  der  Rechtspflege  zu 
Wege  gebracht,  die  völlig  anomal  dastehen. 

So  ist  denn  die  uns  obliegende  Erörterung  über  die  Gül- 
tigkeit formloser  Ehen  im  Mittelalter  Gegenstand  heftigen 
wissenschaftlichen  Streits  in  unseren  Tagen  geworden,  sie  ist 
innerhalb  des  höchsten  Gerichtshofs  mit  allen  Mittehi  der 
kanonischen  Gelehrsamkeit  ventiUrt  und  endlich  iudicando  ent- 
schieden worden^  Die  englischen  Gerichte  und  die  englische 
Praxis  wird  sich  vielleicht  an  diesen  Spruch  zu  binden  haben, 
für  uns  und  die  Wissenschaft  kann  er  kaum  eine  grössere 
Autorität  beanspruchen,  als  jede  andere  gelehrte  Meinung, 
und  das  um  so  weniger,  als  ich  ihn  für  falsch  zu  erklären  kein 
Bedenken  traget 
dahu^rch-  ^«"S  Unternehmen  des  Lord  Chief  Justice  Tyndal 
^  whiUM?"  ^^^  ^^^  ^"^^^  besprochenen  angelsächsischen  VerlobungsformeP 
'erfoniert*^^^  ciucr  auf  Eheschlicssung  bezüglichen  Constitution  von 
worden.  Laufrauc  aus  dem  Jahre  1076.*,  die  absolute  Nothwendigkeit 
der  kirchlichen  Trauung  für  das  mittelalterliche  England  be- 
weisen zu  wollen^,  ist  von  seinen  Landsleuten  selbst  und 
namentlich  durch  Stoddart's®  gelehrte  Erörterungen  zurück- 
gewiesen worden.  Abgesehen  von  den  allgemeinea  Grün- 
den, die  dagegen  sprechen,  dass  die  englische  Kirche  sich  in 
diesem  wichtigen  Theile  der  Lehre  von  der  allgemeinen  Erche 
getrennt  haben  sollte,  so  liegen  in  den  englischen  Concilien 
Bestimmungen  genug  vor,  in  welchen  die  unkirchliche  Ehe- 
schliessung zwar  für  strafbar,  aber  für  gültig  erklärt  wird^ 
Jeden  Zweifel  aber,  falls  ein  solcher  überhaupt  gerechtfertigt 

1  Bei  Gelegenheit  des  Falles:  the  Queen  v.  Millis  7.  Jaly  1843.  in 
Clark  and  Finelly  Reports  of  the  House  of  Lords  10,  534. 

^  Sehr  wichtig  ist  die  entgegengesetzte  Entscheidong  des  froheren 
Lord  Stowell  in  Dalrymple  v.  Dalrymple  bei  Haggard  Cons.  re- 
ports  und  besonders  herausgegeben  von  D  odson.  (Lond.  1811.) 

3  Siehe  S.  35. 

^  „  si  aliter  facerent,  non  ut  legitimum  coniugium,  sed  ut  fomicatorium 
iudicabitur*^  beiSpelman  Conc.  2, 14. 

5  Opinions  of  the  Judges  on  the  Questions  of  Law.  Siehe  Anmkg.  6. 

^  A  Letter... to  Lord  Brougham  on  the  opinion  of  the  judges  in  the 
^  irish  marriage  case.  (Lond.  1844.)  Das.  S.  114.  ff.  auch  die  Amnkg.o.cit. 
'  Opinions. 

7  Vgl.  beispielsweise  C.  Dunelmense  y.  J.  1220.  bei  Wilkins  a.  a. 
O.  l,581j  Synod.  Exon.  v.  J.  1287.  ebendas.  2, 185.  ebenso  sponsalia 
de  futuro  cum  copula  subsecuta.  Const.  synod.  (incerto  auct.)  c.  a.  1237. 
bei  Wilkins  a.  a.  0. 1, 680. 
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wäre,  könnten  die  uns  erhaltenen  Decrete  der  geistlichen  Ge- 
richte beseitigen.  Denn  das  enthält  doch,  um  nur  ein  Beispiel 
anzuführen,  eine  Anerkennung  der  formlos  geschlossenen 
Ehen,  der  sponsalia  de  praesentt,  wenn  der  Vicar  des  Bischofs 
Ton  Dnrham  i.  J.  1500.  erklärt*:  „matrimonium  purum,  verum 
et  leffitimum  per  verba  ad  hoc  apta  mutuum  eorum  eonsensum 
kinc  inde  -easprimeniia  contrcucerunt,  illudque  in  fade  eccleaiae 
solempnizatum  obtinere  proponunt  et  intendunt",  —  oder  wenn 
in  einem  Pirozesse  aus  d.  J,  1435  —  56.  die  Parteien,  die  we- 
gen Unzucht  bestraft  sind,  dem  geistlichen  Richter  plötzlich 
gestehen,  sie  hätten  eine  Ehe  geschlossen,  und  dann  zur  Sol- 
lennisation  derselben  aufgefordert  werden^. 

Schwieriger  gestaltet  sich  die  Frage  bei  Betrachtung  der^dra^wcit" 
in  den  weltlichen  Gerichtshöfen  des  Mittelalters  entschiedenen  "rkhunr 
Fälle,  weldie  Lord  Tyndal  für  seine  Meinung  anfuhrt,  zu- 
mal  die  Reports  häußg  lückenhaft  und,  wenn  verschiedene 
existiren,  oft  von  einander  abweichend  sind. 

Es  wird  einer  Prüfung  der  einzelnen  Fälle  bedürfen,  zu- 
vor jedoch  mit  kurzen  Worten  der  Jurisdictionsverhältnisse 
zu  gedenken  sein. 

Die  Trennung  von  geistlichen  und  weltlichen  Gerichten  doT^Eho-' 
ist  erst  im  Jahre  1085.  von  Wilhelm  dem  Eroberer  vor-  *'^*^*'*' 
genommen  worden,  indem  er  die  Bischöfe  aus  den  Höfen  des 
Civilrechts  entfernte,  und  ihnen  eine  besondere  spirituale  Juris- 
di^on  überliess^.  Zur  Competenz  der  so  begründeten  geist- 
lichen Gerichte  wurden  auch  die  Ehesachen  gestellt  und 
blieben  es  das  ganze  Mittelalter  hindurch^.  War  also  die 
Frage  zu  entscheiden,  ob  eine  Ehe  zu  Recht  bestehe  oder 
nicht,  ob  ein  i,mxUrimx)nium  de  iure"  oder  „de  facto"  sei,  mit 

1  Depositions  a.  a,  0. 44. 

<  ebendas.  27 :  „Robertus  Barker  contraxit  matrimon.ium  et  forn.  cur» 
lokaona  Fawdoinr  de  Wolveston.  Vu:  fatetur  crimen,  aed  negat  matrimoniimi 
contrahi.  Et  vir  habet  IV.  fustigaciones,  mulier  vero  II.  fustigaciones  circa 
ecclesiam  de  Biillngham,  et  mpneantur,  ne  conveniant  in  locis  suspectis  sub 
poena  XX»-  et  duplici  poenitentia.  Et  postea  fatebantur  vir  et  mulier  matri- 
monium fuisse  contractum,  quod  coram  iudice  confessum,  promiaerunt  facere 
cito  poatea  solempnizari  in  eccleaia  de  Billyngbam  et  sie  dimiasi  sunt". 

3  Ygl.  Law  Magazine  1845.  Gneist'  Gesch.  u.  heut.  Gestalt,  d. 
engl  CommunalTerf.  (Berl.  1863.)  1, 113.  f.  Fischel  Verf.  Englands  (Berl. 
1862.)  235. 

^  Fleta  a.  a.  O.  lib.  1.  c.  23.  Bracton  a.  a.  O.  lib.  5.  tit.  5.  e.  3. 
Brilon  c.  34.  107. 108.  Stat  Circumspecte  agatis.  Vgl.  Friedberg 
defininm  intereccles.  etciyitatem  regundor.  iudicio  (Lipsiae  1861.)  120. — 
L.Reg.mai. lib.  I.e.  ?.  , 

Friedberg,  Eheschliessung.  ^ 
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anderen  Worten:  ob  eine  wahre  Ehe   oder  nur  der  Schein 
einer  solchen  yorliege,  so  urtheilte  allein  der  geistliche  Bichter^. 

Ausgeschlossen  von  der  geistlichen  Jurisdiction  waren 
aber  vor  allen  Dingen  die  mit  der  eherechtlichen  Doctrm  eng 
Terbundenen  Legitimationsfalle^,  zumal  die  Engländer  den 
bezüglichen  Bestimmungen  des  kanonischen  Kechts  einen 
festen  nationalen  Widerstand  entgegensetzten^  und  auch  die 
Dotalstreitigkeiteuy  besonders  wo  sie  ins  Lehnrecht  eingriffen 
oder  Immobilien  zur  dos  gegeben  waren,  gehörten  zur  welt- 
lichen Gerichtsbarkeit^. 

™?ali°de  Trat  nun   dem  weltlichen  Richter  in  einem  derartigen 

iure.  Prozesse  die  Frage  entgegen,  ob  eine  rechtmässige  Ehe 
der  Parteien  vorliege  oder  nicht,  so  war  er,  da  er  die 
nach  kirchlichen  Gesichtspunkten  zu  beurtheilenden  Erforder- 
nisse einer  solchen  Verbindung  nicht  kannte,  genöthigt,  den 
geistlichen  Richter   zu   Rathe    zu   ziehen^:    „n«  unques  o^ 

1  Bracton  a.  a.  O.  5,  19,  1;  1,  6,  S9.    Vgl.  Law  Magasine  1815, 
142.  ff. 

'  Das  ergiebt  sich  auch  aus  mehreren  Stellen  des  Corpus  iuris 
canonici  und  den  dazu  gehörigen  Glossen;  nämlich  aus  den  zusammen- 
hängenden 0.  17.  X.  de  off.  et  pot  lud.  daleg.  (1,  29.);  c  4.  X.  qui 
filii  sint  leg.  (4,  17.);  c.  7.  ib.;  der  dort  behandelte  Fsil  stellt  sich  so 
dar:  Im  12.  Jahrhunderte  lebten  inEngland  zweiBrüder,  Balph  und  Fran- 
eis.  Balph  hatte  von  A m e  1  i n a  eine  Tochter,  Agathe,  velche  sich  ver- 
heirathete  und  einen  Sohn  Balph  gebar.  Der  Grossvater  Balph  ging 
dann  in  den  Kreuzzügen  nach  Palästina  und  starb  dort,  indem  er  Tochter 
und  Enkel  in  Besitz  seiner  Grundstücke  zurückliess.  Daraus  wurden  sie 
'  jedoch  durch  Francis  yertrieben,  der  behauptete,  dass  Amelina  va 
Geburtszeit  der  Agathe  noch  mit  einem  anderen  Manne,  Alan,  Ter- 
h eirathet  gewesen  wäre.  Balph  wandte  sich  an  den  Papst  Alexander  IU.t 
dereine  Commission,  bestehend  aus  den  Bischöfen  von  London,  Exeter 
und  Winchester,  ernannte,  und  diese  anwies,  fürs  Erste  die  Agathe 
wieder  in  den  Besitz  ihrer  Grundstücke  zu  setzen.  Dem  widersprach 
aberKönigHeinrichll.  energisch,  als  einer  Schmälerung  seiner  Jurisr 
diction,  und  somusste  denn  Alezander  seine  Commission  zurücknehmen 
und  dahin  abändern,  dass  die  Bischöfe  nur  entscheiden  sollten,  ob  die 
Agathe  in  einem  matrimonium  legitimum  geboren  sei  oder  nicht 

8  Vgl.  Glanvilla  a.  a.  O.  lib.7.  c.  15.  Fleta  a.  a.  O.  lib.  6.  c.  16. 
Stat  of  Merton  v.  J.  1235 — 6.  c.  9:  „omnes  comites  et  baronesuno  ore 
responderunt,  quod  nolunt  leges  Angliae  mutari,  quae  hucusque  usitatae 
sunt  et  approbatae *V  Vgl.  auch  c.  6.  X.  qui  fil.  sint  leg.  {4, 17.),  das  an 
einen  englischen  Bischof  (von  Exeter)  gerichtet  ist 

*  Vgl.  Glanvilla  a.  a.  0.  lib.  7.  c.  18.  Fleta  a.  a.  O.  lib.  5.  c.  19. 
Briton  a.  a.  O.  c.  104. 105  —  8.  —  vgl  Friedberg  a.  a.  O.  123. 

&  Bei  Glanvilla  a.  a.  O.  lib.  7.  c.  18. 14.  ist  einFormular  des  Schreibens 
mitgetheilt,.  welches  der  weltliche  an  den  geistlichen  Bichter  zu  senden 
hatte,   vgl.  Y.  B.  18.  Edw.  III.  H.  T.  v.  J.  1344;  38.  Edw.  III.  M.  T. 
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caupk  m  hial  matrimoniet"  und  nach  dessen  Befund  zu  ent- 
scheidend 

L^  aber  die  Ftage  vor,  haben  die  Parteien  wie  Mann'^y^™®; 
und  Fniu  zusammen  gelebt,  haben  sie  sich  verlobt ,  war  mit-   '^*^^^' 
hin  über  das  Recht  der  Ehe  („the  right  of  marriage'^)  keine 
Entschadung  zu  fällen,  sondern  allein  über  den  factischen 
Thatbestand,  so  urtheilte  der  weltliche  Richter. 

Die  Eifersucht  auf  die  geistlichen  Gerichte  war  gross  ge- 
nug, um  eine  derartige  fast  unlogische  Competenztrennung  zu 
bewirken',  und  die  Förmalnatur  des  englischen  Rechts  be- 
hülflich,  sie  durchzusetzend 

So  konnte  es  denn  sehr  wohl  kommen,  dass  der  geist- 
liche Sichter,  falls  er  gefragt  worden  wäre,  eine  Verbindung 
für  an  „nuärimoniuin  de  iure*'  für  eine   wahre  Ehe  erklärt . 
haben  würde,  in  welcher  der  weltliche  allein  einen  Concubinat 
erblickte. 

Der  geistliche  hätte  eben  geprüft,  ob  ein  Consens  vor- 
liege oder  nicht,  er  hätte  die  Natur  dieses  Consenses  erörtert: 
der  weltliche  Richter  fragte  nur,  ob  die  Merkmale,  die  ihm 
eine  Ehe  vom  Concubinate  auf  den  ersten  Blick  unterschie- 
den, vorhanden  seien;  seine  Prüfung  beschränkte  sich  auf  ein 
Äeasserliches. 

Hätte  ein  Mann  seine  Mutter  geheirathet,  so  hätte  der 
ireistliche  ßichter  ohne  Weiteres  die  Ehe  annuUirt,  also  er- 

1  L  J.  1S09.  wurde  folgender  Fall  entschieden.  Y.  B.  3.  Edw.  IIL 
M.  T. :  Die  C.  verklagt  den  B.  und  wird  von  diesem  mit  der  exceptio  zu- 
rückgewiesen,  sie  hätte  mit  ihrem  vorgeblichen  Ehemanne  nur  im  Con- 
cubinate gelebt.  Darauf  zeigte  die  C.  ein  Certificat  des  geistlichen  Kichters 
Tor,  welches  sie  in  einem  anderen  Prozesse  erlangt  hatte,  und  worin  sie  für 
eine  legitime  Ehefrau  erklflrt  wurde.  Der  weltliche  Gerichtshof  erkannte, 
dass  dies  Urtheil  auch  im  vorliegenden  Falle  einem  Dritten  gegenüber  ent- 
scheidend sei. 

^  Zu  welchen  Verlegenheiten  das  Anlass  geben  musste,  iässt  sich  noch 
deutlich  erkennen.  So  war  es  zweifelhaft,  ob  bei  einer  erzwungenen  Ehe 
der  geistliche  oder  weltliche  Richter  zu  erkennen  habe.  Rolle  Abridgment 
des  plusieurs  cases  et  resolutions  del  common  ley  (Lond.  1688.)  1,  840. 
Koch  grösser  war  das  Bedenken  bei  der  Frage,  ob  die  zweite  Ehe  ungültig 
sei,  wenn  die  erstere  noch  bestehe.  Einer  von  den  Richtern  scheint  ge- 
meint zu  haben,  dass  der  geistliche  Richter  allein  competent  sei.  Y.  B.  49« 
Edw.  III.  18.  Noch  i.  J.  1440.  war  das  nicht  entschieden;  der  Report 
schliesat:  „Idee  quaere  legem''  Y.  B.  18.  Henry  VL  84.  Vgl.  Law 
Magazine  a.  a.  O. 

9  Die  Klage:  „ne  unques  accouple  en  loial  matrimonie''  ging  bei- 
spielsweise an  den  Bischof;  die:  „sa  ferne  ou  nient  safeme'^  an  die  Jury.    - 
Y.B,7.  HenryVLl2. 

4* 
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klärt,  dasB  nie  eine  Ehe  vorhanden  gewesen  sei;  der  weltliche 
Richter  jedoch  sah  allein,  ob  die  Eheleute  öffentlich  getraut, 
Tersprochen  oder  in  anderer  kündbarer  Weise  ihre  Verbin- 
dung eingegangen  waren,  und  hielt  dann  diese,  im  bejahenden 
Falle,  bis  zu  ihrer  Auflösung  für  eine  wahre  Ehe^. 

Ebenso  konnte  sich  der  Fall  ereignen,  dass  Jemand  -auf 
dem  Todtenbette  oder  in  einem  nicht  zurechnunor8fahi&:en  Alter 
eine  Verbindung  schloss,  so  dass  die  Gültigkeit  derselben 
wegen  eines  entgegenstehenden  impedimentum  zweifelhaft  war. 
Auch  das  wurde  für  eine  Thatfrage  gehalten,  auch  darüber 
ertheilte  die  Jury  ein  fi'eilich  nur  interlocutorisches  XJrtheil, 
welches  jedoch,  da  die  Parteien  sich  meist  dabei  begnügten 
und  selten  noch  die  rechtliche  Entscheidung  des  geistlichen 
Bichters  anriefen,  fast  imn^er  den  Effect  eines  Endurtheils 
hatte. 

Nach  diesen  einleitenden  Erörterungen  wird  es  uns  leichter 
werden,  bei  den  einzelnen  Fällen,  welche  Lord  Tyndal  für 
die  absolute  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Trauung  ange- 
führt hat,  und  die  wir  jetzt  betrachten  müssen,  den  richtigen 
Weg  zu  verfolgen. 

j^wM?'         ^^^  ®J'ß*6  hier  in  Betracht  kommende  Prozess  fallt  um 
das  Jahr  1282,  und  findet  sich  bei  Coke^  in  folgender  Gestalt: 

„  A.  contract8  per  verba  de  praesenti  with  B,  und  had  üsue 
by  her;  and  afterwards  marriea  C  in  fade  ecclesiae,  B,  re- 
Covers  A.  for  her  husband  by  eentence  of  the  Ordinary^  and  for 
not  performing  the  eentence  he  is  excommunicated,  and  then 
marries  B,  in  fade  ecclesiae  and  dies.  She  bringe  dower  against 
B,  and  recovera  because  the  feojfment  was  per  fraiuiem  between 
the  sentence  and  the  sollemn  marriage,  sed  reversatur  coram  rege 
et  condlio,  quia  praedictus  A.  non  fuit  seisitas  during  the  eepou- 
sah  between  him  and  jB." 

y,Nota:  ndther  tlie  contract  nor  the  sentence  was  a  mar^ 
riage" 

Der  Fall  stellt  sicli  ganz  einfach  dar:  A.  schliesst  mit  B. 
,eine  formlose  Ehe,  in  welcher  er  ein  Kind  erzeugt;  dann 
heirathet  er  in  der  vorgeschriebenen  kirchlichen  Form  die  C. 
Die  B.  klagt  jetzt  beim  geistlichen  Richter,  wie  es  Sitte  und 

1  Y.B.9.  Henry  VI.  T.T.84. 

>  The  luBtituteB  of  the  laws  of  England  (18.  ed.  Lond.  1828.)  83.  a. 
no.  10. 
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Bechtens  war,  auf  Solennisinmg  der  früher  geschlossenen  Ver- 
bindung^ und  Annullirung  der  zweiten.  Das  Urtheil  fällt  zu 
ihren  Gunsten  aus,  wird  durch  Excommunication  vollzogen, 
und  die  Ehe  des  A.  mit  der  B.  kirchlich  bestätigt.  A.  stirbt 
bald  nachher  und  seine  Wittwe  stellt  darauf  eine  Klage  wegen 
ihrer  dos  an,  die  in  dem  einen  weltlichen  Gerichte  für  sie,  in 
dem  anderen  gegen  sie  entschieden  wird.  Geschieht  das  Letz- 
tere nun,  weil  die  Ehe  ungültig  war?  Darüber  zu  entscheiden, 
wäre  die  Curia  regis^  durchaus  nicht  competent  gewesen,  und 
insofern  beruht  die  von  Lord  Haie  herrührende  Note  auf 
einem  Irrthume.  Der  Gerichtshof  erkannte  nur,  dass,  da  A., 
der  Gatte  der  B.,  zur  Zeit  der  öffentlichen  Eheschliessung 
und  spater  nicht  im  Besitze  der  betreffenden  Ländereien  ge- 
wesen wäre,  die  Frau  eine  dos  von  demselben  nicht  fordern 
könne«  Denn  der  vorangehende  nicht  feierliche  Contract 
schien  dem  Gerichtshofe  nicht  hinzureichen,  um  einen  Dotal- 
anapruch  zu  begründen. 

Der  weltliche  Bichter  stellte  also  allerdings  ganz  andere 
Postulate  für.  eiae  Ehe  und  deren  Consequenzen  im  common 
law  auf,  als  der  geistliche  Bichter  nach  dem  kanonischen 
Bechte  geltend  machte,  ohne  jedoch  über  die  Gültigkeit  der 
Ehe  zu  entscheiden. 

Der  zweite  Fall  ist  der  Foxcroft's  Gase*,  der  imgefähr Foxcroft^s 
in  dasselbe  Jahr  fallt 

„  Un  jB.  esteant  infirmus  et  en  son  lect  ßdt  marrie  al  A.  un 
ferne  per  levesqae  de  Londres  privatment  en  nul  esglise  ou 
ehappel  nee  oue  celehration  d!ascun  Masse  le  dit  A.  estiarft  adon- 
que  pregnant  del  dit  IL  it  puis  deins  12.  semcdns  puis  le  mariage 
le  dit  A,  Juit  deliver  de  un  fitz  et  adjudge  un  bastard,  et  issint 
le  terre  esehette  al  seigneur  per  mort  R.  sans  heir^\ 

R.  krank  und  bettlägerig  wird  mit  der  von  ihm  schwange- 
ren A.  durch  den  Bischof  von  London  getraut,  in  seinem 
Zimmer  ohne  Celebrirung  der  Messe.    Zwölf  Wochen  darauf 

1  ^  61  qais  matrimonium  contraxerit,  sed  non  solemnixaverit  *^  O  u  g  h  - 
ton  Ordo  iudiciorum  (Lond.  1738.)  tit.  193.  —  1^  283.  lieber  den  Zwang 
zur  Sollenniaadon  siehe  ebenda s.  tit.  210.  —  1,  312.  Vgl.  den  Fall  y.  J. 
1451  —  52.  in  den  Depositions  a.  a.  O.  83.  „MuHer  petit  Wiliielmum  in 
Timm  pro  eo  quod  simül  contraxerunt  matrimonium  per  haeo  verba:  'I.  Will' 
sali  wed  tlie  Janet  at  y  '  Kirk  dore* ;  et  mulier  respondebat  similiter :  Wiirm 
1  sali  never  hafe  houabande  bot  the  WilFm  whiiles  ye  live**. 

'  Ueber  diesen  Gerichtshof  ygL  Tyndal  a.  a.  O.  p.  3. 

3  bei  Rolle  a.  a.  O.  1, 359. 
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gebiert  die  A.  einen  Sohn,  der  vom  weltlichen  Gerichte  fiir 
einen  Bastard  erklärt  wird^  nnd  dem  die  Lehne  seines  Vaters 
entzogen  werden. 

Es  ergiebt  sich  nun  keineswegs  aus  dem  Yorliegenden 
Berichte,  wie  Lord  Tyndal  meinte  dass  der  Ordinarius  von 
dem  weltlichen  Bichter  an  pater  suus  desponsavit  matrem  siuan 
befragt  worden  sei.  Aber  selbst  das  als  wahrscheinlich  zu- 
gegeben^, so  braucht  ja  der  geistliche  Bichter  nicht,  weil  er 
die  Feierlichkeit  fllr  ungenügend  erklärte,  die  Unrechtmässig- 
keit  der  Ehe  ausgesprochen  zu  haben  —  und  so  weit  der  vor- 
liegende Bericht  erkennen  lässt,  konnte  er  das  gar  nicht  — , 
sondern  allein,  weil  der  R.  sich  nicht  mehr  im  vollen  Besitze 
seiner  Geisteskräfte  befunden  haben  mochte,  weil  er  mit  einem 
Worte  nicht  mehr  völlig  handlungsfähig  war. 
DeiHeith'B  Ebcuso  wcnig  kann  der  dem  Jahre  1305.  angehörige  Del 
Heith's  Gase'  der  Ansicht  Raum  verschaffen,  dass  die 
Ejrche  absolut  eine  religiöse  Eheform  verlangt  habe,  und  um 
so  weniger,  da  sich  aus  dem  Wortlaute  des  Report  hier  ge- 
nügend ergiebt,  dass  der  geistliche  Richter  in  keiner  Be- 
ziehung um  seinen  Spruch  angegangen  wurde. 

„  Quaeeitum  fuit,  heisst  es,  si  aUqua  sponsaUa  in  facie  ec- 
elesiae  inter  eos  ceUbrata  fuerint,  postquam  praedictus  Johannes 
convalvit  de  praedicta  inßrmitate,  Dicunt  quod  non.  Et  qma 
convicius  est  per  assisam  istam,  quod  praedictus  Johannes  del 
Heith  nunquam  desponsavit  praedictam  Katherinam  in  facie  Ec-- 
elesiae^  per  quod  sequitur,  quod  praedictus  W.  ßlius  lohannis 
nihil  iuris  clamare  potest  in  praedictis  tenementis  sed  misericordicL 
pro  falso  clamore". 

Der  Kläger  behauptete  hier  gar  nicht,  dass  die  Ehe  eine 
ungültige  gewesen  sei,  sondern  einzig  ,yquod  natus  fuit,  anie^ 
quam  pater  suus  matrem  suam  desponsavit*'.  Das  ist  aber  ein 
Fall  der  Legitimitätsklage  „quarum  cognitio  ad  curiam  christtani-- 
tatis  non  est  demandanda"^.  Die  Jury  hatte  also  nur  zu  ent- 
scheiden: war  eine  Ehe  zur  Zeit  der  Geburt  des  E^lägers  vor- 
handen oder  nicht;  sie  forschte  nicht  nach  den  rechtlichen. 
Bedingungen  einer  gültigen  Ehe,  sondern  begnügte  sich  mit 
der  Untersuchung  der  Thatfrage*. 

1  a.  a.  O.  p.  4.  —  2  YgL  Bracton  a.  a.  O.  lib.  6.  c.  19. 
»  Y.  B.  84.  Edw.  I.  —  *  Fleta  [a.  a.  O.  lib.  6.  c.  80.  §.  4. 
ö  Von  Tyndal  a.  a.  O.  werden  noch  xwei  FÄÜe  aus  Rolle  a.  a.  O.  1, 
860.  angeführt: 
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Fassen  wir  sohliesslich  die  Besultate  zusammen,  so  er- ^®*°^***** 
giebt  sich:  die  Kirche,  welche  allein  befugt  war  zu  entscheiden,  ^Rechu^ 
ob  eine  £he  rechtmässig  geschlossen  sei  oder  nichts  die  in 
anderen  Liändem  über  Recht-  und  Thatfrage  zusammen  ur- 
theilte  —  wie  das  ja  auch  vernünftiger  Weise  nicht  getrennt 
werden  konnte  —  hielt  alle  sponsaUa  de  praesenti  für  wahre 
Ehen^,  sie  strafte  die,  welche  sich  der  kirchlichen  Feier  ent- 
zogen oder  vorher  concumbirten^  sie  Hess  eine  Klage  auf  Sol- 
lennisirung  der  unkirchlichen  Ehe  zu',  ganz  wie  das  in  an- 
deren Ländern  auch  der  Fall  war,  und  wie  es  den  Principien 
des  kanonischen  Hechts  entsprach. 

Das  englische  Kirchenrecht  nnterscheidet  sich  mithin 
in  Nichts  von  dem  gemeinen. 

IMe  Gerichtshöfe  aber  des  common  law  stellten  in  derweitiich. 

RecnU 

That  ganz  andere  Requisite,  wenn  auch  nicht  für  die  Gültig- 


w 


Lome  qai  ad  un  ferne  prist  auter  ferne  et  ad  issue  per  luy  cest  issue  est 
baatart  per  ambideuz  leyes,  car  le  second  marriage  est  void'^ 

^Un  divorce  causa  praecontractus  bastard  d'isBue*^  Vgl.  die  scharf- 
sinnige  Widerlegung  der  Doctrinen'Lord  Tyndal's  bei  Stoddart  a.  a. 
O.  32.  87. 

^  Danach  ist  Jacob  in  seinen  Noten  zu  Hop  er  a  treatise  of  law  of 
property  (Lond.  1826.)  2, 471.  zu  berichtigen,  der  den  irrthümlichen  Schluss 
macht  (S.  478-)?  dass ,  da  die  weltlichen  Gerichte  keine  andere  Form  fordern 
konnten  als  die  geisüichen,  auch  diese  die  kirchliche  für  nothwendig  ge- 
halten hätten. 

»  Vgl.  Constit  W.de  Cantilupo  ep.  Wigor.  y.  J.  1240.  bei  Wil- 
kina  a.  a.  O.  1,  668;  Synod.  Ezon.  t.  J.  1287.  ebendas.  2»  135.  Siehe 
auch  die  Erkenntnisse,  die  in  den  Depositions  a«  a.  O.  mitgetheilt  sind 
S.  26.  28.  etc.  Die  Strafe  bestand,  wie  auch  in  dem  oben  mitgetheilten 
Beispiele  (S.  49.)  in  Prügeln  —  Tgl.  Reeyes  hlstory  of  the  English  law 
(London  1814.)  4, 49.  —  da  Qeldbussen  yom  geistlichen  Kichter  nicht  ver- 
hängt werden  durften.  —  vgl.  Friedberg  a.  a.  0. 90. 

3  VgL  oben  S.  53.  Anzuführen  ist  hier  jedoch,  dass  die  weltlichen  Ge- 
richte sich  wieder  eine  Strafgewalt  über  diejenigen  beilegten,  welche  mit 
solchen  Klagen  in  ungerechtfertigter  Weise  Personen  vor  dem  geistlichen 
Richter  belangten.  Vgl.  Roberts  a.  a.  O.  205.,  der  aus  archivalischen 
Quellen  das  folgende  Urtheil  mittheilt:  „Forasmuch  as  it  hath  appeared 
unto  this  Court,  that  Bridget  Howsley  of  Langton,  spinster,  iived  idly  and 
lewdly  at  home,  not  betaking  herseif  to  any  honest  course  of  life  and  has 
lately  falsely  and  scandalously  accused  one...of  Homiton  in  Devon,  chal- 
lenging  a  promise  of  marriage  £rom  him,  which  tended  much  to  bis  disgrace, 
and  that  she  is  a  continual  brawler  and  sower  of  strife  and  debate  between 
her  neighbours,  inhabitants  of  Langton  aforesaid,  this  Court  doth  there- 
fore  think  fit  and  order,  that  the  sud  B.  H.  be  forwith  committed  to  ihe 
Hoiise  of  Correction,  there  to  be  set  on  work  and  remain  for  the  space  of 
siz  whole  months  andfrom  thence  forth  until  she  shall  find  very  good 
tureties  for  her  appearance  at  the  next  Sessions,  after  the  said  six  months 
»hall  be  expired,  or  until  she  shall  procure  a  master,  that  will  take  her  into 
■erfice". 
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keit,  so  doch  für  die  Wirksamkeit  der  ehelichen  Verbindungen 
auf.  Ihnen  genügte  nicht  das .  Zusammenleben-  mit  der  Ab- 
sicht der  Kindererzeugung  (,,marriage  in  possession*^),  auch 
nicht  einmal  öffentliche  Verlobung  (,,m€Urimonium  de  facto"), 
wie  sie  den  alten  Rechtsgrundsätzen  entsprach:  sie  verlangten 
die  Vornahme  der  Handlung  in  einer  Kapelle,  in  einer  Kirche, 
sie  wollten  kirchliche,  mit  anderen  Worten  die  einzige  der 
Zeit  mögliche  öffentliche  Beurkundung.  Gewissermassen 
instinctiv  fühlten  sie  heraus,  dass  die  Ehe  nicht  ein  bloss 
privates,  sondern  ein  Geschäft  des  öffentlichen  Rechts  sei. 

Ihre  Forderung  hat  aber  auch  einen  sehr  erklärlichen 
-  Grund.  In  den  weltlichen  Gerichten  entschieden  als  Jury  die 
Nachbarn  der  streitenden  Parteien;  sie  sollten  befinden,  ob  eine 
Ehe  vorliege  oder  nicht.  Das  konnten  sie,  die  mit  allen  Ver- 
hältnissen ihres  Bezirkes  Vertrauten,  wohl  wissen,  aber  doch 
nur,  wenn  sie  es  an  unfehlbaren  öffentlichen  Zeichen  gesehen 
hatten,  wenn  vor  ihren  Augen  das  Paar  zur  Kirche  gegangen 
war.  Nicht  blos  die  priesterliche  Mitwirkung  war  ihnen  das 
Wesentliche,  sondern  der  öffentliche  religiöse  Act,  das 
öffentliche  „01/  Kirchs  und  Strossen-Gehen"^.  Sie  hätten  eine 
in  der  Kammer,  wenngleich  nach  allen  Erfordernissen  des 
kirchlichen  Traurituals,  geschlossene  Verbindung  unzweifel- 
haft mit  derselben  Bestimmtheit  für  einen  Concubinat  erklärt, 
wie  sie  in  einem  öffentlich  getrauten  Paare  Ehegatten  erblick- 
ten, mochten  auch  alle  nur  möglichen  Impedimente  vorliegen. 

Die  Consequenzen ,  die  sich  aber  daraus  für  unfeierliche 
Ehen  ergaben,  waren  folgende. 

Sie  waren  völlig  zu  Recht  bestehend;  wer,  in  einer  solchen 
gebunden,  sich  von  Neuem  verheirathete,  war  der  Bigamie 
schuldig  und  seine  neue  Verbindung  musste  „ratione  praecon- 
tr actus"  annullirt  werden^.  Dotalansprüche  konnte  aber  die 
Frau  ebenso  wenig  geltend  machen,  wie  der  Mann  ein  Recht 
auf  ihr  Vermögen  erlangte,  denn  darüber  entschieden  die  welt- 
lichen Gerichte*. 

In  Bezug  auf  die  Legitimität  der  in  solcher  Verbindung 
geborenen  Kinder  war  ein  Unterschied  zu  machen,  ob  die 
Eltern    oder  einer   von    ihnen  noch*  lebte   oder  nicht*.     Im 

^  Dass  auch  diese  Redensart  in  England  gebräuchlich  war,  ergiebt  sich 
aus  der  S.  40.  angeführten  Stelle. 

2  Y.B.47.Edw.m.  78.  v.J.  1378.  18.  Henry  VI.  84.  v.J.  1440. 
8  Vgl.  Roper  by  Jacob  a.  a.  0.  2,  474.  —  Siehe  unten. 
^  Das  übersieht  Jacob  a.  a.  O. 
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ereteren  Falle  war,  wie  schon  oben  erwähnt,  der  geistliche 
Richter  um  die  Entscheidung  anzugehen,  mithin  die  Legiti- 
mität des  Kindes  gesichert;  im  letzteren  Falle  aber  —  und 
das  ist  wieder  eine  logische  Inconsequenz  —  wurden  sie  für 
unehelich  gehalten,  da  man  zu  Gunsten  der  Verstorbenen  die 
Rechtmässigkeit  der  Verbindung  präsumiren  zu  können  glaubte, 
sofern  nur  ihre  thatsächliche  Schliessung  feststand,  kurz,  da 
man  nur  über  die  Thatfrage  und  also  durch  die  Jury  die  Ent- 
scheidung fallen  liess^. 

So  war,  um  diese  letzte  Consequenz  noch  durch  ein  Bei- 
spiel zu  erläutern,  der  aus  einer  öffentlich  geschlossenen,  wenn 
auch  bigamischen  Ehe  Entsprossene  legitimus  heres  seines 
Vaters»  wenn  die  Eltern  todt  waren,  während  er  entgegenge- 
setzten Falles  für  einen  adulterinus  erklärt  wurde.  — 

3.  Schottland. 

Das  älteste  schottische  Eherecht  beruht  vollständig  auf  %i^«^<^* 
den  Grundsätzen  des  gemeinen! 

Die  Bestimmungen  des  Concilium  IV.  Lateranense 
über  die  Aufgebote  wurden  auf  dem  Perther  Provinzial- 
concil  L  J.  1225.  für  Schottland  publicirt^  und  häufig  genug 
wiederholt'. 

Auch   kirchliche  Eheschliessuns:  war  natürlicher  'Weise^*"^»'-^*»«- 

o  ...  «chllcBsung 

Üblich,  aber  ebenso  wenig  absolut  noth wendig,  wie  in  England  "'^^t^  »«*»»■ 
oder  den  übrigen  Ländern  der  katholischen  Christenheit^. 
Freilich  hat  man  auch  hier  wieder  die  entgegengesetzte  Be- 
hauptung aufgestellt,  imd  auch  schottische  Schriftsteller  seit 
dem  berühmten  Lord  Kames  haben  sich  jenes  merk- 
würdigen, schon  oben  bei  den  Engländern  gerügten  Irrthmns 
schuldig  gemacht,  dass  Innocenz  IIL  die  kirchliche  Ehe- 

1  Y.  B.42.  Edw.  III.  V.  J.  1888.— Law  Mag.  a.  a.  O. 

9  Wilkins  Conc.  Mag.  Brit.  1,616. 

8  Soi.  J.  1242. 1269.  Vgl.  Halkerston  a  Digest  of  the  Lawof  Scot- 
land  relating  to  marriage.  1, 96. 

^  Die  geistlichen  Gerichte  erkannten  auf  Solennisation  einer  schon 
durch  tponsalia  geschlossenen  Ehe.  Vgl.  Erkenntn.  d.  O  fficials  t.  St  An- 
dreas in  Liber  officialis  S.  Andree  (Edinb.  1845.)  S.  15:  „Nos 
lacobus  Heriot  in  quadam  causa  mota  inter  lonetam  Andro  Actricem  ab 
iina  et  Andream  Hammyltonne  reum  partibus  ab  altera  decemimus  dictum 
Andream  ad  solempnizandum  matrimonium  in  facie  Ecclesiae  cum  ipsa 
eo  quod  idem  Andreas  contraxit  sponsalia  per  verba  de  futuro  camali 
copula  subsecuta  cum  dicta  loneta  compellendum  fore  et  compellimus 
eadem  nostra  sententia  condempnantes  "•  Eine  Anzahl  ähnlicher  Erkennt- 
nisse sind  aufgeführt  eb en d as.  LIV. 
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Schliessung  eingeführt  habe,  und  dass  sie  seit  der  Zeit  unter 
keiner  Bedingung  unterlassen  werden  dürfe  S  aber  Alles  das 
zerfällt  ohne  Weiteres  vor  dem  Gewichte  von  Zeugnissen^  wie 
sie  beispielsweise  in  den  Erkenntnissen  des  Officials  von 
St  Andrews  niedergelegt  sind^.     Wenn  es  dort  heisst: 

,9  Ex  et  pro  eo  quia  dictua  David  diu  ante  aoleninizationem 
dicti  pretensi  matrimonii  ....  aUa  sponsalia  tarn  per  verba  de 
futuro  quam  de  presenfi  cum  Margareta  Ähimethy,  impreaentia^ 
Tum  superstite,  camaU  copula  subsecuta,  contraxit,  dicendo  sibi 
Margareta  A.  verba  in  vulgari  sequentia,  I  promyih  to  yov? 
Begis  Äbimethy  Pat  I  sali  mary  yow,  and  Pat  I  sali  neuere 
haiff  ane  uther  wiff  and  Perto  1  giff  yow  my  fayth.  Et  nmilifer, 
eadem  Margareta  dicendo  eadem  verba  sibi  David  econverso,  et 
post  probationem  hujusmodi  verborum,  dicta  Margareta  cama^ 
liter  fuit  cognita  per  dictum  David,  Et  prefati  David  et  Mar- 
gareta,  insimul  cohabitauerunt  in  una  domo,  in  mensa,  tabula  et 
lecto  et  tanquam  coniuges  fuerunt  habiti,  tenti  et  reputati,  Propte^ 
rea  dictos  David  et  Margaretam  Eldar  (d.  i.  die  nachher  von 
ihm  geheirathete)  ab  invicem  divortiandos  fore  et  separari  et 
divoriiari  debere,  prout  divortiamus  et  quicqüid  alter  alteri  de- 
derit  dotis  aut  donationis  causa  propter  nuptias  iterum  restituen- 
dum  fore  decemimus ",  —  so  sehen  wir,  dass  die  ganze  Theorie 
der  sponsaUa  de  praesenti  mit  ihrer  Formlosigkeit  und  allen 
ihren  Missständen  auch  in  Schottland  geltend  war,  und  die 
Häufigkeit  der  heimlichen  Ehen  in  noch  weit  späteren  Zeiten 
lässt  den  Schluss  als  nicht  ungerechtfertigt  erscheinen,  dass 
im  Mittelalter  die  kirchlichen  Gobote  noch  viel  öfter  übertre- 
ten wurden^. 

4.  Frankreich. 

Karolinger.        Jq  Frankreich  findet  sich  zur  Zeit  der  Karolinger 
von  einer  priesterlichen  Mitwirkung  bei  Eheschliessungen  sehr 

^  SoFrater  Gases  illustrative  of  the  conflict  bßtween  the  laws  of  Eng- 
land and  Scotland  with  regard  to  marriage,  4ivorce  and  legitimacy  (London 
1835.)  9.  —  Dagegen  u.  a.  Irvine  Considerations  on  the  inexpediency  of 
the  law  of  marriage  in  Scotland  (Edinb.  1828.)  24. 

8  Liber  officialis  S.  Andree  21.  Vgl.  dazu  S.  19.  SS.  63. 
78.  75. ,  wo  ebenfalls  Ehen  aufgelöst  werden  wegen  früher  geschlossener 
sponsalia  de  futuro  cum  copula  subsecuta.  Ehen,  die  durch  sponsalia  de 
futuro  cum  copula  eingegangen  waren ,  wurden  yernichtet  wegen  früherer 
feierlicher  Ehen  S.  4.  55;  wegen  früherer  sponsaUa  de  praesenti  S.  48; 
wegen  früherer  sponsalia  de  futuro  cum  copula  S.  5. 18. 18.  46. 

8  Ueber  Irland  siehe  unten  bei  der  Gesch.  d.  Civilehe. 
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w^nig^y  und  die  hiefür  beigebrachten  Capitularien  sind  alle  bis 
auf  das  t.  J.  802.  c.  35'  gefälscht';  dies  schreibt  in  der  That 
die  priesterliche  B^iediction  Tor,  mnsste  aber  schon  als  lea     ' 
imperfecta  Ton  geringer  Wirkung  sein. 

Dennoch  aber  drang  allmählich  die  kirchliche  Trauung  in  «pi^tera 
die  Gebrauche  des  Volkes  ein,  und  wird  so  vielfach  auch  in 
den  mittelalterlichen  Gedichten  erwähnt. 

So  heisst  es  von  der  Vermählung  des  Guibourc  mit 
Auberj  le  Bourgoing: 

„  Desous  un  paiie,  que  fist  fere  une  fde 
fu  la  rofne  benote  et  Siicrie^^^ 

obgleich  die  Braut  eine  Wlttwe  war;  so  erzählt  die  Chronique 
rimde  von  Philippe  Mousli^s:^ 

^  Es  Ist  dleBenedictionsformel  bei  der  Vermählung  Yon  Judith,  Toch- 
ter Karls  d.  Kahlen  mit  dem  angelsächsischen  Könige  Ethelwulf  über- 
liefert bei  Pertz  Monum.  Genn.  3,  450.  mit  Ringrertauschung  und  Ein- 
segnong  der  Dotes,  Der  Priester  sagt:  „Benedic,  domine,  has  dotes  et 
accipientes  tua  benedictione  dotare  digneris^'.  In  den  Annales  Ber- 
tiniani  ad  a.  856.  (bei  Pertz  Monum.  1,  450.):  „Edilwulf  rex  occidenta- 
lium  Anglorom ....  ludith . .  desponsatam  ...  in  matrimonium  accepit  et 
eam  ...epiacopo  benedicente,  imposito  capiti  ejus  diademate  reginae  no- 
mine insignit,  quod  sibi  suaeque  genti  eatenus  füerat  insuetum:  patratoque 
regiia  apparatibus  utriusque  atque  muneribus  matrimonio'S  und  bei  Flo- 
doard«  Annal.  IIb.  IIL  c.  12.  (Pertz  Monum.  t.  5.)  f&Ut  die  Eheeinsegnung 
mit  der  durch  den  Priester  Tolizogenen  Krönung  zusammen. 

'  ^Coniunctiones  facere  non  praesumant,  ante  quam  episcopi,  presby- 
teri  cum  senioribus  populi  consanguinitatem  coniungenüum  diligenter  ex- 
quirant,  et  tunc  cum  benedictione  iungantur". 

3  Cap.  VI,  ISO:  „Nee  sine'  benedictione  sacerdolis  nubere  audeant". 
408:  „Nee  sine  benedictione  sacerdotis  cum  virginibuB  nubere  audeant, 
neque  yiduas  absque  suorum  sacerdotum  consensu  et  conniventia  plebis 
ducere  praesumant  *^  VII.  179 :  „  Sancitum  est,  ut  publice  nuptiae  fiant :  quia 
saepe  in  nnptüs  clam  factis  gravia  peccata  tam  in  sponsis  aliorum,  quam  et  in 
propinquis  sive  aduiterinis  coniugiis,  et  quod  peius  est  dicere,  consanguineis 
accrescnnt  yel  accumulantur. — Sed  prius  conveniendus  est  sacerdos,in  cuius 
parochia  nuptiae  fieri  debent,  in  ecclesia  coram  populo.  Et  ibi  inquirere  una 
cum  populo  ipse  sacerdos  debet,  si  ejus  propinqua  sit,  an  non  aut  alterius 
uxor  Tel  sponsa,  yel  adultera.  Et  si  licita  et  honesta  omnia  pariter  invenerit, 
tunc  per  consilium  et  benedictionem  sacerdotis  et  consultu  aliorum  bonorum 
hominum,  eam  sponsare  et  legitime  dotare  debet".  (Evaristi  ep.  I.  Cap.  755. 

c.  15.  Ticin.  801.  c  19.)  389.    Böhmer  Ueb.  d.  Eheges.  i.  Zeitalt.  Karls 

d.  Gr.  (Göttingen  1826.)  64.  f.  hat  von  der  Unechtheit  dieser  Capitularien 
noch  keine  Ahnung. 

^  Roman  d'Aubery  de  Bourgoing  S.  87. 

5  r.  14941.  Tgl.  Hist  Normannor.  üb.  8.  c  86.  bei  Du  Chesne 
a.  a.  O.  S.  312. 
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„/t  dtu;^  ki  Us  enfans  ama 
Gtmnor  adonques  espousa 
Et  li  /ö,  ki  ja  fureni  grant 
furerU  entf'aus  IIL  en  estant: 
Par  desous  le  mantiel  la  mere 
furent  fait  loial  eil  troi  frere", 

and  wir  haben  hier  jedenfalls  an  eine  kirchliche  Eheschliee- 
sung  zu  denken,  durch  welche  die  vorgeborenen  Kinder  legi- 
timirt  wurden. 

Auch  wurde  in  Frankreich  wie  in  England  die  Dos 
vor  der  Kirchthüre  bestellt,  und  die  darauf  bezüglichen  Ge- 
setzesstellen, wiez.B.indenl^tablissements  de  St.  Louis^: 
9,Gentilfame  puet  bien  plaider  de  son  douhe  en  la  cort  ä  celm  en 
qui  cliastellerie  il  sera,  ou  en  la  cort  de  Sainte  Eglise;  et  en  est 
ä  son  choix.  Et  ainsi  puet  fere  Geniilhome  de  son  manage  qui 
U  a  esti  donni  ä  porte  de  moustier^'  berechtigen  uns  zu  dem 
Schlüsse,  dass  die  Ehen  selbst  auch  kirchlich  eingegangen, 
oder  wenigstens  nach  der  Eingehung  noch  gesegnet  Avurden. 
Contomei.  Jedenfalls  muss  aber  auch  darauf  hingewiesen  werden,  dass 
eine  grosse  Zahl  der  Coutumes^  —  freilich  meist  aus  dem 
sechszehnten  Jahrhunderte  —  die  vermögensrechtlichen  Folgen 
der  Ehe  erst  mit  der  priesterlichen  Trauung  eintreten  lässt: 
ein  Beweis,  wie  üblich  und  wie  nothwendig  dieselbe  gewesen 
sein  mag. 
ten?*Ein'  ^^  köimen  aber  aus  der  Vergleichung  der  französischen 
fl^der  Ritualien,  ebenso  wie  oben  bei  den  englischen,  das  Wachsen 
der  priesterlichen  Befugnisse  in  Bezug  auf  die  Eheschliessung 
verfolgen,  und  die  Veränderungen  zeigen,  welche  die  Trauung 
selbst  aus  einem  ursprünglich  bürgerlichen  Rechtsgeschäfite, 
ganz  in  die  Sphäxe  der  Kirche  hineingezogen  haben'. 

1  1.  1.  c.  18.  Vgl.  auch  Histoire  de  la  vie  priv^e  dei  Fran9ai8 
(Paria  1817.)  HS.  die  Trauungen  vor  der  Kirchthür  dauerten  biaz.  J.  1599- 
nach  Brand  Observat.  on  pot)uL  antiquit.  a.  a.  0. 2, 134. 

*  Cout.  de  Calais  v.  J.  1583.  beiBourdot  de  Richebourg  Nou- 
veau  Coutumier  g^n^ral  (Paria  1724.)  1,  8;  Cout.  de  Nivernois  v.  J- 
1534.  ebendas.  8,  1146;  Cout.  de  Paris  t.  J.  1580.  ebendas.  3,  45; 
Cout.  de  Dourdan  v.  J.  1556.  ebenda^  3,  127;  Cout,  de  Manie  et 
Meultant  ebendas.  3,  191;  Cout  de  Berry  v.  J.  1539.  ebendas.  8, 
948. 

3  Auch  kirchliche  Verlobung  wurde  in  Frankreich  vielfach  vorgeschrie- 
ben; so  in  einem  Ritual  der  IQrche  von  Chälons  bei  Martene  a.a.O. 
1,2,  687;  in  dem  Löweuer  Ritual  ebendas.  645;  von  Limoges  eben- 
das. 641;  von  Rheims  ebendas.  648.  (Der  Bräutigam  muss  nach  Vor- 
schrift des  Priesters  versprechen:  „que  tu  prendras  N.  icy  presente  ä  femme 
etäepouse  dedans  quarante  jours*^)  Eine  Anzahl  Statuten  i8t?>ei  Thiers 


4.  Frankreich.  61 

So  geschieht  in  dem  alten  Ritual,  welches  Martene  aus 
einem  Codex  Sedonensis  mitgetheilt  hat,  die  Trauung  der 
Eheleute  nach  altem  Brauche  von  den  Mundwaiden,  den 
Eltern  der  Braut,  und  die  Function  des  Priesters  läuft  ge- 
wissermassen  nebenher,  für  die  Rechtskraft  des  Actes,  der 
ohne  ihn  seinen  eigentlichen  Verlauf  nimmt,  unwesentlich,  nur 
segnend  und  bestätigend. 

Das  Ritual  lautet:^  „/n  primis  veniat  sacerdos  ante  oatium 
ecclesiae  indutus  alba  atque  stola  cum  benedicta  aqua:  qua 
aspersa,'  interroget  eos  sapienter,  utrum  legaUter  copulari  velinU 
et  qvuuraty  quamodo  parentes  non  sintf  et  doceat,  quomodo  eimul 
in  lege  damini  vivere  debeant  Deinde  faciat  parentes^  sicuti 
mos  est,  dare  eam,  atque  sponsum  dotaUtium  dimdere,  cunctisque 
audientibua  legere.  Ipsumque  suae  sponsae  Kbenter  dare.  An- 
nvlo  quoquß  benedicto^  in  nomine  S.  Trinitatis,  eum  in  dextera 
manu  sponsare  faciat  atque  honorare  awro  vel  argento,  prout 
poterit  sponsus.  Poetremo  benedictionem  inibi  faciat,  quae  in 
Kbrie  eontinetur.  Qua  finita  intrando  in  eccleeiam  missam  indpiat," 

Ganz  ebenso  ist  der  Hergang  in  einem  anderen,  um  etwa 
hundert  Jahre  jüngeren  Ceremoniell^:  ^^Ante  omnia  veniant  ad 
joTmas  eeclesüie  eub  testimonio  plurimorum,  qm  thoro  maritali 
coniungendi  sunt:  et  requiratur  consensus  utriusque  a  sacerdote*', 
etfiat  recapitulatio  de  dote  muUeris,  et  ponantur  denarii  aliqyi 
in  medium  pauperibus  dividendi,  et  tunc  demum  detur  fendna  a 
patre  vel  amicis  suis,  quam  vir  recipiat  infide  Dei  etc". 

a.  a.  O.  4,  417.  in  den  Superstitiona  anciennes  et  modernes  (Am* 
Bterdam  1736.)  2,  300.  und  im  Code  matrimonial  (Paria  1770.)  69.  ff. 
aufgeführt  —  Die  Folge  aber  war,  dass  die  Verlobten  dann  regelmässig 
schon  vor  der  Hochzeit  wie  Mann  und  Frau  lebten.  Vgl.  Rit.  v.  A  iet  v.  J. 
1667.  und  die  Bestimmungen  der  Synode  yon  Alet  um  d.  J.  1659.  bei 
Thiers  a.  a.  O.  4,  419;  vgL  auch  C.  Aquense  v.  J.  1585.  in  M^m.  du 
Clerg^  5, 675:  „Qui  sponsalia  de  futuro  contraxerint,  si  una  ante  coierint, 
quam  coram  parocho  et  testibus  mstrimonium  inter  eos  in  facie  ecclesiae 
per  Terba  depraesenti  ceIebrandumsit,quoniam  in  eo  saepe  delinqui 
animadvertimus  absolutionem  episcopo  reservatam  esse  volumus,  gra> 
vemque  iUis  poenam  imponi".  Man  ordnete  deswegen  auch  wohl  an,  dass 
die  Verlöbnisse  erst  einen  l^ag  vor  der  Hochzeit  zu  feiern  seien ;  vgl.  die 
Synodalstatuten  Ton  Lucon  y.  J.  1685.  bei  Thiers  a.  a.  O.  4,419. 

1  a.  a.  0. 1, 2,  616.  £z  msc.  missaii  Redonensi  ab  annis  c.  700.  scripto 
et  in  biblioth.  S.  Oratiani  Turonensl  asservato. 

>  Ueber  die  Bedeutung,  die  ich  dem  einen  King  beilege,  siehe  oben 
S.  27.  n.  38. — Es  kamen  übrigens  in  Frankreich  auch  zwei  Ringe  vor;  vgl. 
Rit.  Bnrdegalense  v.J.  1596.  S.98. 

3  a.  a.  0. 1, 2, 616.  £z  ms.  Fontific.  monast.  Lyrensis  ann.  600. 

^  In  dem  vorigen  Ritual  kam  keine  Consenserklärung  vor. 
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In  einem  aus  dem  Codex  Victorinus  abgeschriebenen 
mtual^  wird  zuerst  das  „dotalitium**  verlesen,  und  dann  die 
Zusammengebung  der  Brautleute  vorgenommen,  ohne  dass 
jedoch  erwähnt  wurde,  von  wem  diese  geschah.  Der  Bräu- 
tigam sagt  aber  auch  hier:  y^de  isto  anniäo  te  sponao,  et  de 
üto  auro  te  honoro,  et  de  Uta  dote  te  doto". 

Ein  Fortschritt  ist  schon  in  dem  aus  dem  Pontificale  der 
Kirche  von  Arles  entnommenen  Bituale  zu  bemerkend  Hier 
giebt  nämlich,  wie  es  scheint,  der  Priester  die  Eheleute  zu- 
sammen, aber  die  Braut  wird  ihm  vorher  von  ihren  Ver- 
wandten erst  spedell  tradirt,  ein  wesentlicher  Theil  der  ganzen 
Feierlichkeit;  denn  dadurch  wird  erst  der  Priester  zur  Copula- 
tion  und  zur  Tradition  der  Braut  an  den  Bräutigam  legitimirt. 
—  Auch  hier  wird  eine  arrha  erwähnt,  und  eine  besondere 
„Benedictio  arrharum"  vorgeschrieben,  yy qaas  tradit  farnuks 
tuM8  in  manua  ancillae  iuae". 

In  dem  Bituale  endlich,  welches  Martene  nach  dem 
Codex  Botomagensis  mitgetheilt  hat^  handelt,  wie  auch 
in  allen  späteren,  der  copulirende  Priester  aus  eigener  Macht- 
vollkommenheit; er,  der  Diener  der  allumfassenden  Kirche, 
ist  vermöge  seines  Amts  der  Mundwald  der  Braut,  hat  ver- 
möge seines  Amts  die  Befugniss,  die  Braut  dem  Bräutigam 
zu  übergeben,  und  bedarf  dazu  nicht  mehr  einer  sichtbaren 
Tradition  derselben,  —  Der  Gedanke  des  Brautkaufes  liegt 
aber  unstreitig  auch  hier  den  Worten  zu  Grunde,  welche  der 
Bräutigam  an  die  Braut  richten  muss:  „iV,  de  cest  anel  U 
espotise  et  de  mon  corps  te  honoure  et  de  cest  argent  te  doüi, 
und  ist  noch  in  heutigen  Volksgebräuchen  erkennbar*, 
aach  nn-  Dcunoch  giebt  uns  das  in  einem  späteren  Zeitalter  ent- 

Ehen, standene  Bechtssprichwort:  „Boire,  manger  et  ecyucher  en- 
semble  c'est  manage  ce  m«  semble^*^,  zu  erkennen,  dass  aucn 
formlos  in  Frankreich  Ehen  eingegangen  und  als  solche  aner- 
kannt \«airden.  Wir  besitzen  ein  interessantes  Denkmal  des 
Mittelalters,  den  Koman  de  Perceforest®,  der  als  Illustra- 
tion des  Bechtssatzes  dienen  mag.    Es  heisst  dort: 

1  M  art e  ne  a.  a.  O.  1, 2, 628.  —  Den  Ring  steckt  hier  der  Priester  an. 
3  Martene  a.  a.  O.  I,  2,  624. 
3  Marlene  a.a.  0.1,2, 627. 

*  Siehe  unten.  ^ 

ö  Du  Gange  Glossar,  s.  v.  polare,  Schaffner  Gesch.  d.  Bechtsveri. 
Frankr.  (Frankf.  184ö.)  8, 185.  Loysel  instit  coutum.  (Paris  1846.)  147. 
'  ö  1.  lU.  foL  CXXXVIo.  coL  1.     . 
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„LoTB  ung  chetaMer  de  hauU  pria  fut  appeUi  qui  tenoit  une 

cauppe,  de  predeulx  pienment  plaine,  et  la  presenta  a  Estonne 

qid  jayeueement  la  reoeut,  puia  vint  a  la  pucelle  et  luy  diät: 

Pucelle,  s^ü  est  ainsi  que  le  manage  de  vous  et  de  moy  voins 

plmee,  je  vous  requiers  que  vous  recevez  eeste  couppe  et  y  beuvez» 

Sire,  dist  la  pucelle,  il  me  piaist  le  bon  plaisir  de  mes  amys. 

Adone  eile  receut  la  couppe  et  la  presenta  a  Estonne,  disant: 

Sire,  je  vous  prie  que  vous  beuvez  devant  comme  mon  mary,  mon 

amy  et  mon  seigneur.    Adonc  Estonne  print  la  couppe  et  beut, 

et  puis  la  presenta  a  la  pucelle,  disant:  Madame  mon  espouse 

et  ma  eompcdgne,  beuvez  apres  moy.     Et  lors  print  la  pucelle  la 

couppe  el  beut.    Ce  faxt  le  Chevalier  qui  avoit  apporti  la  couppe 

la  receut  des  mains  de  la  pucelle.    Et  adonc  la  eussiez  veu  com^ 

meni  dames  et  Chevaliers  se  donnoient  des  nopces  les  ungs  aux 

auJtres**^.  —  Zusammen  Essen  und  Trinken  war  nach  der  Yolks- 

anschaaung  ein  Symbol  der  Yereinigung,  und  so  glaubte  man 

denn  auch,  dass  damit  die  Ehe  vollständig  geschlossen  sei« 

„InteUeximus  nonnuUos",  heisst  es  in  der  Synode  v. 
Angers  i.  J.  1277,  c.  3.  „volentes  et  intendentes  matrimonium 
ad  invicem  eontrahere  nomine  matriinonii  polare  et  per  hoc  cre^ 
dentes  se  ad  invicem  matrimonium  contraaisse  camaUter  se  com- 
ndscent*^*,  und  diese  Ansicht  ist  noch  heute  zu  Tage  in  Bearn 
in  der  Picardie  und  in  Anjou  verbreitet^ 

Wenn  aber  auch  die  französische  Kirche  derartigen  Aus- 
schreitungen entgegenzutreten  für  nöthig  fand,  so  trug  sie  doch 
in  derselben  Weise,  wie  die  englische,  den  Volksgebräuchen 
JSechnongy  und  nahm  gleich  dieser  das  Essen  und  Trinken^ 

1  Vgl.  Du  Möril  a.  a.  O.  S.  40.  Thier s  a.  a.  O.  3, 472.  Marlene 
a.a.O.  1, 2,616.  Rosa  dialetti  etc.  deile  prov.  di  Bergamo  et  di  Brescia 
117.  Dass  darin  Ueberbleibsel  der  römischen  Confarreatio  zu  erkennen 
sind,  wie  Du  M^ril.  und  Bosa  aa.  aa.  00.  meinen,  ist  wohl  eben  so 
falsch,  wie  die  ron  ersterem  vorgeschlagene  Etymologie  des  deutschen 
„Gemahl**  „ceux  qui  ont  mang^  ensemble"  (Mahl — Verm&hlung).  Siehe 
übjigens  oben  8. 2 1 . 

3  Vgl.  auch  Superstitions  anciennes  et  modernes  (Amsterdam 
1736.)  2,  SOS. 

3  Mäm.  de  l'Acad.  celt.  5,  892. 

«  De  MoUon  Yoyage  liturg.  (Paris  1757.)  420.  Vgl.  auch  das  1576. 
zu  Venedig  herausgegebene  Saoerdotale:  „Deinde  in  altari  frangat 
panem  (d.  h.  der  Priester)  et  det  unam  partem  sponso  et  aliam  sponsae.  £t 
sie  etiam  de  Tino".  —  Anderswo  geschah  dies  gemeinsame  Essen  und 
Trinken  erst  bei  der  Bettbeschreitung  und  der  priesterlichen  Segnung  des 
Ehebettes.  Vgl.  folgende  bei  Martene  a.  a.  O.  abgedruckte  Ritualien; 
Ton  Chälons.  I,  2,  637:  Der  Priester  sagt:  „Pierre,  prenez  et  donnez  k 
▼otre  epouse,  et  lui  faisant  bonne  part  et  loyaute  que  vous  voulez  qu*eUe 
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oder  allein  den  Trunk  der  Brautleute^  in  ihr  Cheschliesfirunors- 
ceremoniell  auf,  wie  sie  denn  auch  den  Act  des  Beilagers,  der 
auch  nach  französischen  Rechtsbegriffen  nicht  unwesentlicli 
war^  durch  ihren  Segen  heiligte  ^  und  endlich  auch  den 
Brautkauf  zu  einer  kirchlichen  Hai^dlung  zu  stempeln  ver- 
suchte^. 
^EhJn.^*  Es  kamen  übrigens  in  Frankreich  auch  vielfach  heim- 
liche Ehen  vor;  Verordnungen  dagegen  zu  treffen,  war  hier 
wie  anderwärts  eine  Hauptbeschäftigung  der  Concilien*.   Und 

Tous  fasse.  £t  det  ei  panem  cum  vino",  Ton  Limoges  I,  2,  64^.  Nach 
einem  Pariser  Ritual  bei  der  Einführung  in  das  Haus.  Martene  a.  a.  O. 
1,2,  6S5. 

1  Vgl.  das  Rituale  y.Ferigueux  y.  J.  1586.  fol.  16.  B,  eh.  4.  (ed. 
1536.):  „et  det  eis  bibendum  in  favorem  futuri  matrimonii".  Vgl.  ferner 
die  Ritualien  von  Au  tun  y.  J.  1504  u.  1545.;  von  Chartres  y.  J.  1553  u. 
1604.;  yon  Lyon  y.  J.  1542.;  yon  Mans  y.  J.  1556  u.  1604.;  yon  Eyreux 
V.  J.  1606  u.  1621.;  von  Paris  y.  J.  1615.;  yon  Bayeux  y.  J.  1627.;  von 
S^es  y.  J.  1634.;  yon  Ronen  y.  J.  1640.;  bei  Thiers  a.  a.  O.  4,  472.;  in 
dem  yon  Martene  aus  dem  Codex  Viciorinus  mitgetheilten  Ritual  ist  genau 
die  BeneäicHo  poius  yorgeschrieben;  a.  a.  0. 1, 2,  623:  „Benedic,  Domine, 
hunc  potum,  et  hoc  yasculum,  sicut  benedixisti  sex  hydrias  lapideas  in  Cana 
Galilaea,  et  ut  benedixisti  yinum,  quod  de  aqua  fecisti;  sie  benedicere  et 
sanctificare  hunc  potum,  et  hoo  yasculum  perpetua  benedictione  digneris^ 
ut  quicunque  ex  eo  gustayerit,  huius  praesentis  prosperitatibus  saeculi, 

'  yenturaeque  yitae  gaudlis  perfrui  mereatur  in  caelis**;  ygL  auch  eben  das. 

I,  2,  632. 

2  So  auch  in  Frankreich  die  Rechtssprichwörter:  „Femme  gagne  son 
dou^re  ä  mettre  son  pied  au  lict*'  bei  d*Argentre  Consuetud.  Brittan. 
art.  429.  gloss.  8.  oder  auch  „Douaire  est  acqui  si  tot  que  le  manage  est 
fait  et  accomply,  et  que  le  mariants  ont  couche  ensemble  et  non  autrement*^. 
Vgl.  auch  Ho  ff  man  n  de  die  ac  nocte  nuptiali  (Regiomonti  1720.)  61. 

3  Vgl.  auch  den  Roman  d'Anseis  B.  1.  no.  7191.  fol.  44o*  col.  l: 

„Dans  Englebiers  qui  molt  a  de  bonte 

A  lu^s  le  lit  ben^it  et  sacre  ". 
Noch  1.  J.  1691.  erschien,  wie  Du  Meri'l  bemerkt,  ein  Recueil  d*exhor- 
tations,  der  Bossuet  dedicirt  wurde,  und  dessen  yierterTbeü  „exhorta- 
tions"  far  die  Benediction  des  Ehebettes  enthielt.  Vgl.' auch  C.  Rhemense 
V.  J.  1583.  bei  Labb6  a.  a.  0. 15,  895.  und  Du  Gange  Gloss.  s.  v.  „ouril- 
liera*^  —  Eigenthümlich  ist  auch,  dass  während  des  Beilagers  in  einigea 
Gegenden  die  GSste  unter  den  Fenstern  der  Brautkammer  „Veni,  creator 
Spiritus''  sangen.  So  in  der  Bretagne,  ygl.  M^m.  de  l'Acad^mie 
celtique2,373.  Im  Norden  sang  der  Priester;  Claus  Magnus  a.a.O. 
lib.  XIV.  c.  10. 

4  Vgl.  die  oben  angeführten  Ritualien  und  die  Erörterungen  am. 
Schlüsse  des  ersten  Buches. 

^  Vgl. beispielsweise:  C.  Rotomagense  y.  J.  1072.  bei  Labbd  Conc. 
9,  1228;  C.  ap.  castr.  Gonteri  y.  J.  1231.  ebendas.  11,  444.;  C.  ap. 
Salmur.  y.  J.  123Ö.  ebendas.  11,  714.;  C.  Andegayensell.  y.  J.  1270- 
indenM^m.  du  Clerg4  5,  646;  C.  Langesiense  y.  J.  1278.  bei  Labb^ 
Gonc.  11, 1040;  C.  Bituricensey.  J.  1286.  ebendas.  11,1247;  C.  Syl- 
yanectense  y.  J.  1326.  ebendas.  11,  1770;  C.  Vauriense  y.  J.  1368. 
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doch  musste  noch  gegen  Ende  des  sechszehnten  Jalurhunderts 
die  Kirche  geradezu  die  Erfolglosigkeit  ihrer  Bestrebungen 
eingestehen  und  hatte  sogar  noch  dwnals  Laiencopulationen  ^^^^^p°' 
zu  rügen^. 

So  klagt  die  Toulouser  Synode  v.  J.  1515.  bitter: 
sjDolenUs  referimus  usque  adhuc  tolercUam  pessimam  illam  con-- 
suetudinem,  imo  potiua  corruptelam^  a  iure  reprobatam,  quae 
contra  omnem  sanetüsimam  iuris  sancüonem  et  totiua  ecelmae 
GalUeanae  approhatam  consueiudinem  in  noatra  Toloaana  dioeceai 
inolemt:  utpote  guod  matrhnonium  conttahentes  in  loco  private, 
clandesOne  per  laicos  Sacerdotihm  sacramentorum  ministris  eieetis: 

verius   tarn  grave  facinus  fugientibtis ,  non  editis  bannis 

au8u  iemerario  conirahere  praesumant"*,  und  eine  Synode  v. 
Berry  bedroht  noch  i.  J.  1584.  solche  Frevler  mit  der  Ex- 
communication  '. 

Selbst  Ehen  vor  dem  Notar  waren  schon  im  Mittelalter  in 
Frankreich  gebräuchlich,  wie  wir  das  später  bei  der  Geschichte 
der  Civilehe  genauer  darzustellen  haben  werden. 

5.  Die  Niederlande. 

Schon  ziemlich  früh  hat  die  weltliche  Obrigkeit  in  HoI-^>^***<^**<^ 
I and  an  der  Ehegesetzgebung  Theil  genommen,  theils,  indem 
sie  den  Eltern  verbot,  ihre  Kinder  zu  einer  Ehe  zu  zwingen^, 

ebendas.  11,2022;  C.  Narbon.  y.  J.  1374.  ebendas.  11,2508;  C.  An- 
degavense  ^.  J.  144S.  ebendas.  13,  1357;  C.  Senonense  v.  J.  1528. 
ebendas.  14,  480;  C.  Narbon;  v.  J.  1551.  ebendas.  15,  28.  u.  s.  w.  — 
Wegen  der  formlosen  Ehen  waren  dann  auch  namentlich  im  Süden  die  Cod- 
cubinate  häufig.  Vgl.  Cujacius  ad  Cod.  L.  5.  t.  26.  de  concub.  in  opp.  5, 
575.  95S.  Schaffner  a.  a.  O.  3, 186. 

1  Vgl.  auch  die  Bestimmungen  des  C.  Arelatensev.  J.  1260.  eben- 
das. II,  2363:  „Quia  iam  in  partibus  Provinciae  quasi  passim,  absque 
anctoritate  ecciesiae,  snorum  suarumque  praesumunt  finnare  coniugia: 
statoimus  ut  quieunque  laici  huius  praesumpüonis  et  temeritatis  actores 
sen  participesy  fuerint  deprehensi,  nna  cum  bis,  qui  sie  iuncti  fnerint,  tamdiu 
per  BU08  parochiales  iii  ecclesüs  suis  publice  et  solemniter  excommunicati 
dennncieatur,  quousque  super  hoc  poenitentiam  agentes  meruerint  a  suis 
pontifidbus  absolutionis  beneficium  obtinere*'. 

2  belLaunoy  reg.  in  matr.  pot.  (Paiis.  1674.)  S.  417. 

3  Labböa.a.  0.15, 1096. 

^  Wetten  en  keuren  door  Graaf  Floris  de  V.  aan  het  Platte 
Land  van  Seeland  gegeven  d.  28.  Octob.  1256.  Art  54:  „Als  knechte 
kyn  ende  mebkyme  syn  comen  te  baren  daghen,  moghen  si  huwelik  maken, 
als  si  willen".  Ebenso  Keuren  desselben  ann  Zeeiand  geg.  13.  Noremb. 
1290.  Art  110. 

Handvest  yanCXtto  van  Arkel  aanGorinchemv.  11. Nov.  1382.. 
Art  38:  „Niemand  magh'enen  doen  houwelyken,  sonder  synen  of  baren 

Friedberg,  Ehe9chliessvng.  g 
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theilsy  indem  sie  andererseits  die  Kinder,  welche  gegen  den 
elterlichen  Willen  zu  einer  Ehe  schreiten  würden,  für  erblos 
erklärte  „gelyc  oft  toaere  doot"^.  — 

^Ehen"'  ^'^^  kiTchUche  Eheschliessung  aber  wurde  oft  genug  um- 
gangen. In  dex  deutschen  Weise  kamen  die  Brautleute  mit 
ihren  Verwandten  zur  Verlobung  zusammen,  wie  in  Deutsch- 

p^nuig.land  gab  der  Bräutigam  den  Traupfennig ^  an  die  Braut,  sei 
es  in  ein  Tuch  gewickelt,  wie  in  Friesland^  mit  dem  Verse: 

„  Trotte,  sa  wotte 
Dar  heste  dij  knotte; 
Wutte  *t  neat  dwäen, 
Dati  kanste  im  toter  jäen^^^, 

oder  sei  es  ein  zerbrochenes  Geldstück  wie  in  Geldern,  um 
jedem  der  Verlobten  eine  Ilälfte  zu  überlassend  Dann  aber 
zogen  die  Brautleute  auch  ohne  weiteres  zusammen  und  lebten 

\dV*,  Oude  Keur.  t.  Haerlem  y.  J.  1412:  „Mannen,  knechten,  veduwen 
en  maechten,  die  XX.  jair  out  syn,  off  dair  en  boven,  mögen  hoir  trouwe  wel 
wech  geven,  ende  aylic  doen  buten  yemant«  consente,  op  dattet  bi  hören 
vryen wille gesüet,  sonder verbeumisse. 'MnRecht8geleerdeOb8erva> 
tien  (zu  Hugo  de  Groot)  door  een  Genootschap  van  Rechtage- 
leerden  (in*B  Gravenhage  1778.)  4, 8.  ff. 

1  Keuren  door  Graaf  Floris  den  13.  Novemb.  aant  platte 
Land  v.  Zeeland  gegeven.  art.  63:  „So  wanneer  dat  een  joncfroukyn 
huweiic  doet  buten  synre  maghen  voer  het  XIV.  jaer  out  es,  het  sal  verlieaen 
urve  en  have,  ende  zyn  arfnamen  moghen  deelen  gelyc  oft  waere  doof*. 
Ordonn.  v.  Jan  y.  Henegouwen  voor  de  weeskinderen  te  Dord- 
recht  V.  11.  Novemb.  1803.  bei  v.  d.  Wall  Handy,  van  Dordr.  p.  125; 
Ord.  V.  Graf  Willem  III.  t.  SO.  März  1826.  bei  Mieris  Charterboek 
(Leyden  1754 — 56.)  2,  887;  v.  Herz.  Jan  v.  Beijeren  v.  8.  Octob.  1422. 
ebendas.  4,  660;  Vgl.  Rechtsgel.  Observat.  a.  a.  O.  8,  18.  ff. 

3  Vgl.  Arntzenius  instit.  iur.  belgici  (Qroningae  1783.)  2,  5.  Dabei 
kam  auch  ein  Ring  vor.  „trouwen  op  den  ring*'  oder  „trouwen  op  den 
penning'*.  van  Hasselt  Arnhemsche  Gudheden  1,  45.  Koning  de  voor- 
vaderlijke  leyenswijze  (Haarlem  1810.)  181;  Scheltema  Volksgebruiken 
der  Nederlanders  by  het  vryen  en  trouwen  (Utrecht  1882.)  78- 

s  Scheltemaa.  a.  O.  78;  jedoch  war  sp&ter  bei  Tomehmen  Leuten 
der  Traupfennig  nicht  mehr  gebräuchlich.  (Vgl  Hub  er  Hedendaegse 
Rechtsgeleertheyt  [Amsterdam  1742.]  S.  24.) 

^  D.  h.  Willst  du,  so  ist  hier  das  Knotentach;  willst  du  nicht,  so  k^nst 
du  es  zurück  geben. 

B  Eb  endas.  82.  Vgl.  oben  England  S.  48.  Einen  Anklang  an. das  alte 
Recht  enthalten  die  noch  in  neuerer  Zeit  in  Holland  als  Volksbelustigungen 
üblichen  Heirathsmärkte,  die  uns  anschaulich  in  einem  1711  gedruckten  Ge- 
dichte ron  Tobias  vanPottenrode  geschildert  werden;  ebendas.  66.  f. 
£s  lautet: 

,,  Ik  wil  dat  ieder  zieh  gewendt,  Dat  is,  dat  elk  in  't  openbaar 

Voortaan  naar  deze  wet  te  leven,  Hier  vrij  op  maandag  jil  sijn  waar 

Die  ik  hier  duidelijk  heb  beschreren ;  Mag  veilen ,  wat  belangt  de  Trouwen. 
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oft  Jahrelang,  ehe  sie  den  kirchlichen  Segen  suchten,  als 
Eheleute.  Das  wird  uns  von  vielen  holländischen  Schrift- 
stellern bezeugt.  So  heisst  es  noch  für  spätere  Zeiten  in  dem 
Ijusthof  von  de  Neyn*: 

ffKruipende  dien  nacht  de  over-een-gekotnen  jongen  luiden 
hy  tnaliander,  dikmaah  een  jaar  of  ttoee  met  den  anderen  als 
man  en  vrouw  lev^nde;  ja  kinders  voort  telende,  eer  toettig  nader'- 
Jiand  na  drie  voorgaande  kerkeUijke,  of  martdaagsche  geboden 
(volgens  costvmen  deser  Landen)  in  de  kerk  of  voor  de  wet 
komen  te  trtmwen:  de  kinderen  een  van  beiden  tuschen  beiden 
scHeKjk  körnende  te  stewen,  naar*s  Lands  gebruik  echter  wettigh 
gehouden  werdende*^ 

So  berichtet  auch  Simon  van  Leeuwen*  und  Andere 
unteTBcheiden  gar  von  vorne  herein  zwei  Gattungen  von  Ehe- 
leuten: kirchlich  getraute,  „een  door  den  lieiligen  Echt  ver- 
eemffd paar**  und  y.een  getrouvd  paar**,  welche  eben  blos  ge- 
handfestet waren'. 

Indien  hier  Tzijers  willen  trouwen,        Dat  moet  in  handen  zijn  ^steld 
Die  mögen  t' ^en  dag  ter  weeky  Vans' meisjee  vader.  * 

Omioepenlaten  door  de  streck,        ^    Indien  lij  beiden  zijn  vemoegd, 
Waartoe  cal  zqn  een  Seca-etans,  g^  dat  zieh  ellick  hupskens  ^oegt, 

Alfmede  nog  een  Commusans,  p^  ^al  men  vrijlijk  mögen  trouwen, 

Die  al  de  mewjes,  groot  en  kleen,         ^^.^     i^y^  ^j  elkander  houwen. 
Od  zollen  veilen  een  voor  een.  __  ,   ,        ,   , , 

Wanneer  de  koop  i4  klaar  geraakt 
Indien  het  dan  kwam  te  geschieden,     ^^  ^^  ^^^  h^^  verkoopen  staakt, 
Dat  Wj,  die  t  meeste  kwam  te  bieden,  ^oo  zal  de  vrijer  voor  het  meisje, 
Geen  goede  zm  had  aan  de  meid,  p^^  ty  ggi^^ft  heeft,  geven  net 

En  dat  hij  uit het hnwhjk  zcheidt;        Hetgeen  dat  ik  er  thans  toe  zet; 
Deez*  zal  haar  geven  twee  Dukaten,      „      .    ,,  ^      « 

En  daanneö  kan  hij'  t  meiqe  laten.       E^n  daalder  voor  den  Seoretana, 

Een  gülden  voor  den  Commissaris, 
En  reo  ook  de  verkochte  meid  ^n  voor  den  armen  wat  hij  wil, 

Geen  nn  m  hären  vnjer  heit,  g^  daarmeß  blijft  het  aUes  Btil, 

Heeft  zt|  t  gelag  slechts  te  betalen 

En  niemand  heeft  er  op  te  smalen.       Ditzijn  de  wetten  en  geboden 
Aangaande  nu  H  gedoden  geld,  Van  Tobias  van  Fottenrode y 

1  (Amsterdam  1681.)  168. 

s  RijnL  S.  417.  bd  Nordewier  Nederduitsche  Begtsoudheden 
(Utrecht  185S.)  181 :'  „Aangaande  't  bekrachtigen  van  den  hujrwelijken  Staat 
is  van  onds  in  Rijnland....  geen  of  weynig  omstandigkeyt  gebruykt  maar 
was  daartoe  genoeg  een  kennelijke  belofte,  ten  overstaan  van  de  naste 
vrienden  ter  wederzijden ,  ende  daarop  aanstonds  volgende  beslapinge  met 
kennis  van  dezelve'*.  Das  Bach  unterrichtet  über  holländische  Verhält- 
nisse wenig,  da  es  nichts  weiter  als  eine  etwas  vermehrte  Uebersetzung  der 
Grimmischen  Rechtsalterthümer  ist.  —  Vgl.  femer  Scheltema  a.  a.  O. 
201.  Groot  inleydingh  tot  de  hollandtsche  Rechts-geleertheyt  (Rotter- 
dam 1631)  11.  ^ 

'  So  Koning  a.  a.  O.  151. 
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voIf»chrift!  '  ^'^^  Kirche  aber  verlangte  zwar  Aufgebote^  und  wurde 
in  dieser  Forderung  auch  durch  weltliche  Bestimmungen  un- 
terstützt'y  sie  wollte  die  Ehen  von  dem  Priester  gesegnet 
wissen;  aber  sie  musste  sich  meist  damit  begnügen,  den  Un- 
gehorsam zu  bestrafen,  und  sie  that  dies,  wie  es  scheint,  in 
einer  so  übermässigen  Weise,  dass  die  staatliche  Gewalt  des- 
wegen einzuschreiten  für  nöthig  fand. 

In  dem  Tractaet  gemaecht  tusschen  Hertogh  Phi- 
lips van  Bourgondien  .  •  ende  Rudolph  van  Diephoat 
Bischop  van  Utrecht  v.  28.  Februar  1434.*,  wird  fest- 
gesetzt: ffitem  want  vele  Luyden  in  Hollandt,  Zeelandt  ende 
Vrieslandt  hyUcken  ende  malkanderen  irouwen,  eer  dat  sy  haer 
^  geboden  hebben  in  der  HeyUger  Kercken  so  en  eullen  die  Decken 
of  Provisoor  niet  meer  nemen  van  der  abeolutien,   van  eenen 
Man  ende  Wif,  die  akoo  malkander  trouwen  euüen,  by  Karen 
Vrienden  endo  Mägen,  of  midi  hären  moedt  toille,  dat  die  tot 
hären  mündigen  jaren  gekomen  zijn,  ten  hooghsten  een  EngeUche 
Nobelf  ende  daer  beneder  ende  voort  bescheydeUjek  nae  den  etate 
der  Personen,  die  trouwen  sullen  inde  manieren  vooreehreoen; 
maer  met  deeer  Ordonnantien  en  sullen  niet  beswaerdt  weeen  die 
Ondereaten  van  Hollandt,  Zeelandt  ende  Vrieslandt,  die  seckere 
Ordonnantie  ende  Coetume  hebben,  dat  ey  Mijn  hier  of  te  geven 
pUgen,  die  etUlen  haer  oude  gewoonten  en  heerkomen  gebruycken"; 
den  Entführern  sollte  keine  Absolution  gegeben,  noch  sollten 
sie  getraut  werden,  ehe  sie  den  elterlichen  Consens  erlangt 
hätten, 
stnfttiiche  Die  heimlichen  Ehen  selbst  aber  liessen  sich  nicht  be- 

goff.  heimi.  geitigen,  auch  nicht  durch  weltliche  Gesetze  .  .  .  „ontbieden 
ende  bevelen  mit  Sonderlinge  ernsten  allen  onsen  goeden  luden, 
\>>tw.  •  ende  ondersaten,  overal  in  onsen  Landen  geseten,  ende  elcken 
by  sonder  op  een  boete  van  tyen  ponden  jegens  ons  te  verbueren, 
dat  nyemant  den  anderen  heymeUke  trouwen  en  geven,  ten  sy 
openbairlic  na  gebode  ende  rechte  der  heyligen  Kercken,  voir  die 
Kiwhifchc  'y^>  ^^  ^  *^^  anders  dair  off  te  weten  laten^^K  Wo  aber  in 
ijS*Sem  ^er  That  eine  kirchliche  Eheschliessung  erfolgte,  da  hatte  sie 


Dellffgcr. 


1  C.  LeodieüBe  v.  J.  1287.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  S,  696;  C.  Ul- 
traject.  v.J.  1294.  ebendas«  4,22,  und  v.J.  1850.  ebendas.  4,360;  C. 
Leodiense  t.  J.  1548.  ebendas.  6,  895;  C.  Cameracense  v.J.  1550. 
ebendas.  6,  708. 

2  Mieria  Charterb.  4, 124.  vgl.  Flaccatb.  v.  Utrecht  3,  299. 
s  Groot  Flakkatb.  8,  891.  f. 

^  Mieris  a.  a.  O.  4,  142. 
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auch  wohl  nur  den  Character  der  Ehebeetätigung  und  geschah 
nach  dem  Beilager.  Ja  sogar  die  kirehliohen  Gesetze  be* 
gnügten  sich  mit  dem  „kerkganpen"^  und  so  bestimmte  das 
Sendrecht  des  friessischen  Westergos:^ 

„Hwecrso  ma  claget  om  een      „Wo  immer  man  klagt  um  eine 
aeft  dat  hit  tobritsen  se,  end  Ehe,  dass  sie  zerbrochen  (wider- 

ma  hit  riucht  greta  schil,  soe  ^«^*^'^*  aufgehoben)   sei,   und 

i_-i       vx    ij  X      j  .  j.    ^ö5n  recht  klagen  unU,  so  soll 

schilma  hit  aldus  greta,  dat  dio  »     , ,  ,        •,.    i.   . 

man  also  klagen,  dass  die  freie 

firie  Fresmne  coem  oen  dis  fria  p^^^^  ;tam  in  des  freien  Frie^ 
Fäsa  wald  mit  hoemes  hluud  gen  Gewalt  mit  Homes  Laut  und 
ende  mit  bura  oenhlest',  mit  der  Bauern  Lärmen,  mit  der 
bakena  brand  ende  mit  winna  F^^zeichen  Brand  und  mit 
sang  ende  hio  breydeHke  sine  Freundesgesang,  und  sie  bräxit- 

•  A     j         :«  -1      lieh  sein  Bett  beschritt,  und  auf 

besma  oip  stoed,  ende  op  dae   ,       „  ^,    .,       ^  .,         ..  , 

*^  ^  dem  Bette  ihres  Leibes  mit  dem 

bedde  herres  liues  netta  mitte  j^„^^  ^^^,,^  ^^^  ^^  ^^^ 

manne,  ende  an  moeme  op  aufstand,  zur  Kirche  ging,  im 
stoed,  to  tzierka  ging,  kerkstal  Kirchenstuhl  stand  (die  oude 
stoed,  alter  arade,  da  prester  friesischen  Wetten  verstehen  dar- 
oflFarade,    ende  dat   aeft   ^^  ^^^^eeccksia^H^abmedicHo), 

- .  .     ,       ,  T    n .      T^         den  Altar  ehrte  (beschenkte),  dem 

bigingh    alsoe    di   faa   Fresa  „.  ,  -    '         t   j-     i-, 

^^  Priester  opferte  und  die   Ehe 

mitter  fne  Fresinne  schulde-  ^^^  j^^-^^^  ^i,  der  freie  Friese 
Soe  schilma  dat  aeft  hirda  mit  mit  der  freien  Friesin  sollte.  So 
saun  buren  ende  mitta  prester,  soll  man  die  E/ie  erhärten  mit 
deer  dae  missa  sangh  ende  dat  sieben  Bauern  und  dem  Priester, 

offer  ontfingh  deer  hia  in  dae  ^^    *'^  ^''''   ^^'^  «^^  ^^^ 

,     ,     ,  ^^  j       -xx     1     .      Opfer  empfing,  das  sie  in  der 

kerka  latte,  ende  mitta  kuster  ^^    ,    7.  ,      .,  ,       r^. 

Kvrche  liess,  und  mit  dem  Ku- 

deer  dae  docke  hlette'.  Soe  ,^^.^  ^  ^  qi^^j^^  ^^^^»^  g^ 
isma  nyer  mit  disse  nyoghen  i^f  ^^„  ^^^  ^;^  ^{^^^  ^^^ 
tjogen  dat  aeft  to  sterkien,  Zeugen  die  Ehe  zu  bestärken, 
dat  hit  aegh  enich  Fresa  toe  denn  dass  sie  habe  ein  Friese 
brecken".  ungidtig  zu  machen^*, 

1  Omland  Landr.  VII,  44.  „den  Keikgang  doen*^:  Nymwegen  bei 
Goris  Adven.  Tractat.  1.  c.  2.  u.  8.  —  ArntxeniuB  a.  a.  O.  2,  49. 

s  Richthofen  a.  a.  O.  409. 

*  Im  Westerwolder  Landrecht  y.  J^  1470.  c.  1.  §.  22.  eben- 
dat.  260.  heisst  es:  „Een  iegelick  bruetschat  he  sy  van  mannen  of 
▼an  wyven,  die  sal  bewys  hebben  int  begin  der  echtschap  by  tuge  der  over- 
lüde  ende  dat  geTet,  den  dat  an  gaet". 
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^'^RecS**  Noch  das  neuere  Friesische  Landreoht^  forderte  raclit 
absolut  die  kirchliche  Trauung»  sondern  begnügte  sich,  ihre 
Unterlassung  mit  Strafen  zu  ahnden;  und  zwar  solltaai  die 
jungen  Eheleute ,  falls  nach  den  ersten  drei  Wochen  die  So- 
lennisirung  der  Ehe  nicht  erfolge,  um  12  Caroline,  nach  wei- 
teren drei  Wochen  um  24  und  endlich  nach  noch  drei  anderen 
Wochen  willkürlich  gestraft  werden.  Heimliche  Verlöbnisse 
waren  dagegen  verboten,  so  das^  immer  ein  erkennbarer  Untere 
schied  zwischen  Concubinat  und  Ehe  vorhanden  war. 

Eine  Folge  der  vielen  heimlichen  Ehen^  war  natürlidier 
Weise,  dass  das  elterliche  Ansehen  beständige  Einbusse  erlitt, 
und  das  um  so  mehr,  da  ja  die  Gültigkeit  der  auch  gegen  den 
elterlichen  Willen  geschlossenen  Ehen  nicht  angezweifelt 
werden  konnte'. 

Gc^eti^ra         Durch  ßciu  Gesetz  vom  4.  October  1540.*  suchte  Karl  V. 

^'  iMo!^*'  Abhülfe  zu  schaffen,  aber  er  that  es  in  jener  halben  Weise, 
welche  die  Kirche  zu  beleidigen  und  die  kirchliche  Jurisdiction 
zu  kränken  fürchtete,  und  die  nach  seinem  Vorbilde  spater 
namentlich  in  Frankreich  Eingang  geAmden  hat. 

Statt  die  heimlichen  Ehen  definitiv  zu  verbieten,  strafte 
er  sie  allein. 

fyEnde.  want  dageUjckes  veel  inconvenienten  geheuren  in 
Onsen  .  .  Lande,  werden  im  siebzehnten  Artikel  die  Motive 
der  Verordnung  dargelegt,  overmits  de  heymeUjeken  Ifouwelijcken 
die  gecontracteert  worden  tusschen  jonge  Luyden,  sonder  advyf, 
raedt  en  consente  van  Vrienden-  en  Magen  van  heyde  zyden  . .  ."> 
so  sollen  Mädchen  unter  20  und  Mänlier  unter  25  Jahren, 
die  ohne  die  Genehmigung  ihrer  Gewalthaber  heirathen, 
jedes  vermögenrechtlichen  Vortheils  aus  dieser  Ehe  ver- 
lustig gehen.  Die  Personen,  welche'  als  Zeugen  bei  der 
Trauung  dienen  oder  solche  Eheleute  beherbergen,  verfallen 
in  100  Gulden  Busse,  und  die  Advocaten  endlich,  ^welche  die 
Ehepacten  aufnehmen,  verlieren  nicht  nur  ihr  Amt,  sondern 
empfangen  auch  noch  arbiträre  Strafe. 

Freilich  >vurde  zum  Schlüsse  den  kaiserlichen  Beamten 
die  genaue  Beobachttmg  der  erlassenen  Vorschriflen  einge- 

1  lib.  1.  tit  1.  §.  11.  Vgl.  Sande  decU.  Frisic.  56. 

2  Vgl.  auch  noch  Koning  a.  a.  O.  216. 

3  Observat.  opdeGroota. a.  O.  2, 104;  3,24.   Arntzenins  a.a.O. 
2, 46.    Groot  a.  a.  O.  B.  1.  D.  5.  §.  14. 

4  Wiltena  kerkelykPlakaetb.  (GraTenhage  1722.)  1,808.  f.  Arntze- 
nius  a.  a.  O.  2,  47. 
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schärft,  aber  dennoch  war  das  Gesetz  ohne  jede  tiefgehende 
Wirkung.  Das  ergiebt'der  Gang  der  späteren  Rechtsent- 
wickkng^ 

6.  Spanien  und  Portugal. 

Das  Recht  des  Brautkaufes  und  der  Eheschliessung  durch  g^heu-' 
üebertragung  des  mundium  von  dem  Vormunde  an  den  Ehe-  '®^***' 
mann  ist  für  das  Westgothenrecht  hinreichend  bezeugt^, 
dagegen  wird  uns  über  die  Art  der  Eheeingehung  nirgends 
Aufsohluss  gegeben. 

Nur  an  einer  Stelle  wird  den  Juden  von  König  Erwig 
befohlen,  ihre  Ehen  ganz  so  wie  die  Christen  zu  schliessen, 
itnd  femer  erfahren  wir,  dass  es  zu  ihren  Ehen  der  Zahlung 
des  Mundschatzes  und  der  priesterlichen  Einsegnung  bedurfte^. 
Dies  erlaubt  uns  vielleicht  einen  Rückschluss  auf  die  Form 
der  EheschHeesung  bei  den  spanischen  Christen,  jedenfalls 
ist  es  hinreichend  gewesen,  den  Mainzer  Diakon  Bene- 
dictns  Levita  zur  Fabrikation  eines  falschen  Capitulares  zu 
bewegen. 

„Christianiy  heisst  es  dort*,  ex  propinquitaie  sanguinis  us- 
qiie  ad  VJL  qradum  connubia  non  ducant,  neque  sine  henedictione 
sacerdotis,  qui  ante  innupti  erant,  nubere  audeantJ' 

Wenn  aber  auch  in  Wahrheit  derartige  Vorschriften  be- 
standen hätten,  selbst  wenn  das  gefälschte  Capitulare  acht 
wäre,  so  würde  doch  damit  allein  das  kirchliche  Recht  jener 
Zeit  eine  Sanction  empfangen  haben,  und  dies  Recht  schrieb 
ebensowenig  mit  absoluter  Nothwendigkeit  die  kirchliche  Ehe-  Ei^eh. 
Schliessung  vor,  wie  jenes  Capitulare  es  versuchte.  Wie  dem 
aber  auch  sein  mag,  jedenfalls  waren  die  heimlichen  Ehen, 
und  die  sponsaUa  de  praesenti  in  Spanien  zahlreich  und  wurden 
so  bedenklich,  dass  die  staatliche  Gesetzgebung  der  kirch- 
lichen^ zu  Hülfe  kommen  musste. 
• 

^  Siehe  unten  die  Gesch.  derCivilehe  in  Holland  und  in  Belgien. 

^  Vgl.  Schröder  a.  a.  O.  71.  ff.  Biedenweg  Comment.  ad  formul. 
Visigoth.  (Berol.  1856.)  8. 42.  not  57. 

3  L.  Wisig.  XII.  3.  c.  8:  „ut  non  aliter  quam  cum  praemisso  dotls 
tüvlo,  qnod  in  Chiistianis  saluhri  institutione  praeceptum  est,  Tel  sacer- 
dotali  henedictione  ....  coniugiuin  cuiquam  ex  his  adire  permittimus'',  bei 
Strafe  v<m  hundert  Hieben. 

*  lib.  2.  c.  327. 

*  Vgl  Const.  synod.  Valentinae  v.  J.  1255.  bei  Aguirre  Coli, 
max.  Conc.  Hispaniae  (Romae  (1755  )  5, 200. 
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Biete  I.  J.  1258.  vollendete  König  Alphons  der  Weise  seine 

biete  PartidasK 

Er  definirt  darin  völlig  auf  dem  Boden  des  kanonischen 
Kechts  den  Begriff  der  heimlieben  Ehe,  er  setzt  mit  kurzen 
Worten  deren  Gefährlichkeit  auseinander,  und  giebt  damit 
zugleich  ein  anschauliches  Bild  der  Missstände,  die  sie  in 
Spanien  hervorgerufen  hatten. 

„Man  nennt  dreierlei  Arten  von  Ehen  „heimliche**,  sagt  er-; 
die  erste  ist,  wenn  man  dieselbe  heimlich  und  ohne  Zeugen  schHesst 
so  dass  sie  nicht  bewiesen  werden  kann.  Die  andere,  wenn  man 
sie  vor  Zeugen  eingeht,  die  Braut  aber  nicht  von  ihrem  Vater 
fordert,  oder  von  ilirer  Mutter,  oder  den  übrigen  Verwandten,  rftV 
sie  in  ihrer  Obhut  haben,  oder  nicht  die  arrha^  giebt  oder  die 
übrigen  Ehren  erweist,  welche  die  heilige  Kirche  verlangt;  die 
dritte  ist,  wenn  man  sie  nicht  öf entlich  in  der  KircJie  verkünden 
lässt,  wo  man  eingepfarrt  ist  Denn  damit  die  Ehe  nicht  heim- 
lich geschlossen  wet^de,  muss  der  Priester,  bevor  er  die  künftigen 
Ehegatten  traut,  in  der  Kirche  verkündigen  vor  Allen,  die  sieh 
dort  befinden,  "wie  dieser  Mann  sich  mit  dieser  Frau  verheiratlten 
icill,  indem  er  sie  bei  ihren  Namen  nennt,  und  alle  AntcesenJe 
auffordert,  dass  sie  die  ihnen  etwa  bekannten  Ehehindemisse  bis 

1  Schon  die  Fu er  0  Juzgo  lib.  3.  hatten  die  elterliche  Einwilligung 
betont.  Vgl.  auch  Rodriguez  Eiementos  de  derecho  ciril  penal  y  mer- 
cantii  de  Espaüa  (Madrid  1861.)  1, 11. 

>  Partida  IV.  tit.  8.  ley  1.  (ed.  Madrid  1807.)  S,  23.  Ich  gebe  hier 
den  Originaltext  des  Gesetzes:  „Ascbndidos  sonilamados  los  casamientos 
en  tres  maneras:  sagt  er,  la  primera  es  quando  los  facen  encobiertamiente  et 
sin  testigos,  de  guisa  que  se  non  pueden  probar:  la  segunda  es  quando  los 
faoen  ante  algunos,  mas  non  demandan  la  novia  i  su  padre,  <S  ä  su  madre  ö  a 
los  otros  parientes  que  la  han  en  guarda,  nin  dan  sus  arras  ante  ellos  mn 
les  facen  las  otras  honras  que  manda  santa  eglesia:  la  tercera  es,  quando  nou 
lo  facen  saber  ooncejeramiente  en  aqüella  eglesia  onde  son  perroquianos; 
ca  para  non  seer  el  casamiento  fecho  encobiertamiente,  ha  meester  que  ante 
que  los  desposen  diga  el  clärigo  en  la  eglesia  ante  todos  los  que  hiestodieren 
como  tal  home  quiere  casar  con  tal  muger,  nombrandolos  por  sus  nombres,  e 
que  amonesta  i,  todos  quantos  hi  eetan  que  si  sahen  que  ha  algun  opabargo 
entrellos  i>or  que  non  debban  casar  en  uno,  que  lo  digan  fasta  algunt  dia  que 

les  nombre  senaladamiente Et  la  razon  porque  defendiö  santa  eglesia 

que  los  casamientos  non  fuesen  fechos  encobiertanuente  es  esta:  porque  si 
desacuerdo  veniese  entre  el  marido  et  la  muger,  de  manera  que  nonquisiese 
alguno  dellos  Tevir  con  el  otro,  maguer  que  el  casamiento  fuese  verdadero, 
segunt  que  es  sobredicho,  non  podrie  por  eso  la  eglesia  apremiar  ä  aquel  que 
se  quisiese  departir  del  otro.  Et  esto  es  porquel  casamiento  non  se  podne 
probar;  ca  la  eglesia  non  puede  judgar  las  cosas  encobiertas,  mas  seguot 
que  razonaren  las  partes  et  fiiere  probado". 

«  Vgl.  den  Vertrag  Friedrichs  I.  mit  Alfons  v.  Castilien  v.J. 
1 1 88.  bei  P  e  r  t  z  Mon.  Germ.  4, 566. 
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2u  emem  bestimmten  Tage,  den  er  ihnen  ausdrücklich  angeben 
ztirds  mittheilen  mögen  •  •  • .  Und  der  Grund,  weswegen  die  heilige 
Kirche  verboten  haty  dass  die  Ehen  heimlich  geschlossen  würden, 
ist  der,  dass,  toenn  sich  zwischen  den  Ehegatten  ein  Zwist  erhebt 
imd  der  eine  nicht  mehr  mit  dem  anderen  zusammen  leben  will, 
die  Kirche  kein  Mittel  hat,  die  Trennung  zu  hintertreiben,  wenn 
auch  in  Wahrheit  eine  Ehe  bestünde.  Und  zwar  weil  die  Ehe 
sich  nicht  beweisen  lässt,  denn  die  Kirche  kann  nicht  über  Ge- 
Iieimnisse  richten,  sondern  allein  über  die  Anfährungen  der  Par- 
teien  und  das,  was  bewiesen  ist"  — 

Aber  auch  die  Strafen,  die  der  König  auf  die  heimlichen 
Ehen  setzte^,  entsprachen  den  kanonischen.  Der  Geistliche^ 
der  fde  getraut  hat,  soll  auf  drei  Jahre  von  seinem  Oberen 
interdidpt  werden,  und  die  Ehegatten,  selbst  wenn  ihrer  Ver- 
bindung kern  Hindemiss  entgegenstände',  sich  den  kirchlichen 
Strafen  unterwerfen,  welche  ihr  Pfarrer  über  sie  verhängen 
MÜrde.  — 

Die  staatlichen  Gerichte  hatten  also  diesem  Gesetze  zu 
Folge  in  keiner  AYeise  einzuschreiten;  die  Ausfuhrung  aller 
Vorschriflen  war  der  Geistlichkeit  überlassen. 

Härter  schon  war  das  von  demselben  König  zwei  Jahre 
später  (1260.)  publicirte  Fuero  ßeal.     Auch  ^ng  es  von  Re^ 
anderen  Prindpien   aus.      Unabhängig   von   der  kirchlicbei) 
Jurisdiction  wurden  die  heimlichen  Ehen  mit  Strafe,  und  zwar  . 
mit  weltlicher,  belegt. 

„Wir  wollen  und  befehlen,  schreibt  der  König  vor',  dass 
alle  Ehen  mit  den  Worten  geschlossen  werden,  welche  die  heilige 
Kirche  verordnet  hat,  und  dass  jede  Ehe  öf  entlich,  nicht  aber  im 

^  Parti  da  IV.  tit.  8.  ley  4 :  „Depreciando  algunt  clörigo  perroquial  ö 
otro  qualquier  de  defender  que  non  casasen  algnnos  de  que  Bopieseöhabiese 
oido  que  habien  tal  exnbargo  entre  b^  por  que  non  lo  debien  facer ,  si  lo  non 
defendiese  ö  los  casaae  encobiertamiente  6  ante  mucbos,  6  si  estodiese  do 
loa  casaaen,  debe  teer  vedado  del  perlado  de  aquel  logar  do  acaeadere  por 
ttea  anoa  qne  non  ose  del  oficio  de  la  örden  que  hobiere :  et  aun  demas  desto 
poedel  poner  major  pena  si  entendiere  que  la  meresce  ". 

*  Ist  dies  der  Fall,  so  sind  die  in  der  Verbindung  erzeugten  Kinder, 
auch  wann  beiden  Ehegatten  das  Hindemiss  unbekannt  war,  illegitim. 
Partida  IV.  tit  8.  ley  8. 

'  Üb.  8.  tit  1.  ley  1:  „£  todo  casamiento  fagase  concejeramiente,  e 
non  afnito,  de  goisa  que  si  fuer  mester  que  se  pueda  probar  por  muohos. 
£t  qidafurto  ficiere  casamiento,  peche  C.  maravedis  ai  rey:  et  si  los  non 
OTieie,  todo  lo  que  oviere  sea  del  rey,  et  por  lo  que  fincare  seal  ei  cuerpo  a 
merced  del  rey'^  In  Opusculos  legales  del  rey  Don  Alfonso  ei 
Sabio  (Madrid  1886.)  2, 279.  f. 
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Geheimen  eingegangen  werden  so  dasa  man  sie  nöihigenfaUs  durch 
viele  Zeugen  beweisen  kann.  Wer  sich  heimlich  verheirathen  vsirdi 
soll  dem  Könige  100  Maravedi  zahlen;  fcdls  er  diese  nicht  hesitzti 
soll  sein  ganzes  Vermögen  verfallen  und  für  die  noch  feldemk 
Stimme  sein  Leib  dem  Könige  haften." 

Aber  auch  dies  strenge  Gesetz  und  die  für  jene  Zeiten 
hohe  Geldstrafe  vermochten  nichts  die  heimlichen  und  un^ 
kirchlichen  Ehen  auszurotten. 

Schon  das  Concil  von  Toledo  v.  J,  1335.^  klagte,  we 
häufig  die  kirchlichen  Gebote  übertreten  würden  und  noch  das 
Concilium  Arandense  v.  J,  1473.  musste  heimliche  Ehen 
verbieten  ^ 

Toro.  So  schritt  denn  die  staatliche  Gewalt  zu  immer  härteren 

Majssregeln,  Das  von  den  Cortes  des  J.  1505.  unter  der  Kc- 
gierung  Ferdinands  des  Katholischen  veröffentlichte  Ge- 
setzbuch des  Toro,  welches  wegen  seines  hohen  Ansehens  in 
die  Nueva  ßecopilacion  aufgenommen  wurdet  ordnete  an, 
dass  derjenige,  welcher  eine  Ehe  schliesse,  die  von  der  Kirche 
für  eine  heimliche  erklärt  werde,  ipso  facto  seines  gesammtcn 
Vermögens  verlustig  gehen  solle;  in  gleicher  "Weise  sollten 
die  bei  der  Eheschliessung  irgendwie  Betheiligten  und  die 
Zeugen  derselben  bestraft  werden,  das  Geld  an  den  Fiscus 
fallen,  endlich  aber  alle  Schuldigen  aus  Spanien  verbannt  und 
ihnen  die  Rückkehr  bei  Todesstrafe  verboten  sein.  — 

Das  Gesetz  mit  aller  seiner  Grausamkeit  war  nur  ein 
Zeichen  staatlicher  Ohnmacht,  die,  was  sie  auf  geradem  Wege 
—  durch  Nichtigkeitserklärung  der  heimlichen  Ehen  —  nicht 
zu  erreichen  wagte,  auf  Umwegen  durchzusetzen  versuchte. 
Erfolg  der  Aber  schon  sieben  Jahre  nachher  musste  ein  Spanisches 
*  Provincialconcil  den  Priestern  das  Verbot  der  heimlichen  Ehen 
von  Neuem  einschärfen  .  .  .  „quia  dicta  prohibiüo  iuris,  nee 
poenae  qaae  rigore  Constitutionis  nostrorum  Praedecessorvm  pt^' 

1  Aguirre  a.  a.  O.  o,  269. 

2  ebenda».  5,849. 

s  ),Mandamo8  queel  que  contraxere  matrimonio  quela  Iglesiataviere 
por  clandestlno  con  alguna  muger,  que  por  ei  miamo  fecho  el  y  los  que  en 
ello  intenrinieroxi,  y  los  que  del  tal  matrimonio  fueron  testigos,  incurran  en 
perdimiento  de  todos  siu  bienes  y  sean  aplicados  a  nuestra  Camara,  y  ^^^ 
desterradoB  de  eatoB  nuestroa  Reynos,  en  iGsquales  no  entren  so  peoade 
muerte".  in  derNueva  Recopilacion  Iib,5.  tit  1,  ley  1.  (ed.Madrid 
1777.)  3,1. 

^  A  guirre  a.  a.  O.  5, 873. 
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runt  impasüaes  non  sufficiunt  ad  obmanduni  magnis  periculis 
et  scandalUs  <]y^ofi  a  ialibw  matrimaniis  proveniunt  et  magnam 
audaeiam,  quam  nostri  aubditi  habent  illam  infringendi  repri-- 
mendum.'*  —  Ein  Beweis »  wie  wenig  dae  Gesetz  gefruchtet 
hatte. 

Auch  in  Portugal  trat  die  staatliche  Gesetzgebung  denPortagai. 
heimlichen  Ehen,  die  der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet  üppig 
genug  nncherten,  schon  im  Mittelalter  entgegen.  Eine  Or- 
donnanz ▼•  14.  Juli  1449.  bedrohte  sie  mit  Vermögensconfis- 
cation  aller  Betheiligten  —  auch  der  Zeugen  —  und  diese 
Bestinmmng  wurde  in  die  i.  J.  1514.  veranstaltete  Sammlung 
der  königlichen  Gesetze  aufgenommen^. 

7.  Italien.    ^ 

Im  Langobardischen  Kechte  fand,  wie  in  den  übrigen ^^nfochtT 
deutschen  Yolkarechten,  ein  Brautkauf  statt.  Anfänglich^ 
—  zu  den  Zeiten  des  Kothari  —  empfing  der  Mundwald 
den  Preis  für  die  Uebertragung  seiner  Gewalt,  später^  —  seit 
Liutprand  —  hat  derselbe  einen  symbolischen  Character 
angenommen,  um  dem  Rechtsgeschäfte  den  Character  des  Kau- 
fes zu  bewahren.  Braut  und  Bräutigam  traten  vor  den  Mund- 
wald, und  mit  mannichfachen  Symbolen  S  unter  denen  auch  der 
Verlobungsring  erwähnt  wird^,  wurde  die  Verlobung  gefeiert  ^'^ 
Dann  aber  wird  eine  besondere  Feierlichkeit  für  die  Form 
der  Eheschliessung  nirgends  erwähnt^,  und  so  sichtbar  auch  . 
der  EinfluBS  der  Ejrche  Beispielsweise  bei  der  Aufstellung  des 
Ehehindemisses  der  Verwandtschaft  war^  so  gering  scheint  er 
bei  der  £heeingehung  selbst  gewesen  zu  sein^. 

Die   Italienischen  Stadtgesetzgebungen  des    Mittelalters  ^^^J^^*^«- 
beschäftigen  sich  mit  dem  Bechte  der  Eheschliessung  eben  so 
wenig  wie  die  deutschen;  sie  überlassen  es  der  Kirche,  die 

1  Vgl.  Figueiredo  legi8la9ao  portogueta  (Lisboa  1790.)  150.  Mellii 
Freirii  inat  iur.  civil  laait  (Olispone  17dO.)  2, 114. 

s  VgL  Sehröder  a.  a.  0. 26.  ff. 

9  ebendas.  8S.  ff. 

«  Vgl  OrimmReclitsalterthämer428.431.448. 

^  Lintpr.  80. 

«  VgL  Walter  Corp.  Iur.  German.  (Berol.  1824.)  1,  712. 

7  VgL  Osenbrüggen  Strafirecht  der Xangobarden  (Schaffhausen 
1863.)  84. 

^  VgL  Liutprand  o.  33. 

^  Ueber  die  Folgen,  welche  die  Eheschliessung  ohne  vorangegangenes 
YeriöbniBs  hatte,  vgL  L  i  u  t  p  r.  114. 
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nÖthigen  Bestimmungen  zu  treffen ,  und  verordnen  bochetens, 
dass  Mädchen  unter  18  S  oder  auch  unter  25  Jahren^  nicht 
ohne  elterliche  Einwilligung  heirathen  sollten.  Nur  ein  welt- 
licher Fürst  suchte  den  Uebelständen  der  sponsalia  de  praeHnti 
ein  Ende  zu  machen. 

K9iiig  ,,Saneifnu8  lege  praesend,  verordnete  König  Boger  von 

""'fmc^f'Sicilien',  volentibus  omnibus  conirahere  mairimonimi  Tucem- 
totem  imponi  univerds  hominibus  regni  nostri  et  nobilibus  ma- 
üdme  post  spomaUa  cekbrata,  folemnitate  debita  et  sa^>erdotali  be- 
nedictiane  praemissis  fnatrimonium  solemniter  et  publice  celebrari. 
Alioquin  noverint  amodo,  marientea  contra  nostrum  regale  edictxm 
neque  ex  testamento  neque  ab  intestato  se  habituros  heredes  legi- 
timoSf  ex  clandeatino  matrimonio  et  ilUcito  contra  nostram  san- 
ctionem  procreatos:  muUeres  etiam  dotes  aliis  nubentibus  legitime 
debitas  non  habere.  Bigorem  hujvs  ^sanctionia  omnibus  reffniti- 
mu8f  qui  promulgoMonis  hujua  tempore  jam  mairimonium  contor 
aerunt,  Viduds  etiam  volentibus  dueere  virum  hujus  necessitatis 
vinculum  relaxamus," 

sponsaiiA  Sonst  ist  uns  nur  noch  überliefert,  dass  in  einigen  Städten, 

rnesenti.  wie  Bologna,  Imola,  Modena,  Parma  und  Reggio,  auch 
nach  jener  Decretale  Alexanders  IIL  in  c.  3.  X.  de  sponsa 
duorum^,  die  von  diesem  verworfene  Bechtaansicht  befolgt 
worden  sei^,  d.  h.  dass  sponsalia  de  praesenti  cum  copula  vor- 
angehenden nicht  consummirten  vorgezogen  wurden. 

sitto  des  Ob  die  kirchliche  Eheschliessung  in  die  Sitte  des  Volkes 
'  eingedrungen  war,  lässt  sich  aus  den  vorliegenden  Quellen 
kaum  ermitteln.  Doch  ist  es  bemerkenswerth  und  spricht  da^ 
für,  dass  bei  Boccacio  der  vom  Vater  fier  Greliebten  mit 
dieser  ertappte  Bicciardo  zwar  sofort  sponsalia  de  praesenU 
vollzieht*,  aber  nachher,  „wenige  Tage  später,  wie  es  paseenö 

1  Padua  Stat.  v.  J.  1420.  c.  l;  in  Statuta  civitet  Paduae  (Venet. 
1767.)  2,  210.  Das  Mädchen  sollte  alle  Dotal-  und  Erbansprüche  yerlieren 
und  ausserdem  mit  SO  Tagen  GefiLngniss  bei  Wasser  und  Brod  bestraft  wer- 
den. Der  Mann  mit  einer  Geldbusse  und  einem  Jahre  Gteföngniss. 

«  Pisa  Stet  V.  J.  1286.  Üb.  S.  c.  8.  bei  Bonaini  Stetuti  inediti  delia 
cittä  di  Pisa  (Firenze  1854.)  1,  361.  ff.  Geldstrafe  „usque  in  iibris  ducentis 
denariorum". 

»  Constit.  regni  Siouli  lib.  8.  c.  20.  bei  Canciani  legg.  Barbar. 
1,  860. 

*  Vgl.  oben  S.  11. 

ö  Huguccio.  in  c.  45.  C.  XXVII.  qu.  2.  Decr.  Grat,  bei  Maasscn 
Paucapalea 22. vgl. auch c. ultX. desponsaduor.  (Innocens III.) 

6  Decamerone  giom.  5.  Nov.  4:  „Perch^  messer  Lisio  (der  Vater) 
fattosi  prestare  a  madonna  Giacomina  (die  Mutter)  uno  de*  suoi  anelli  qui^^ 
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war,  in  Gegenwart  der  Freonde  und  Verwandten  noch  einmal 
(las  Mädchen  heirathete,  und  sie  mit  grosser  Festlichkeit  in 
sein  Hans  führte  und  ehrenhafte  und  schöne  Hochzeit  feierte/' ' 
Andererseits  lassen  die  Endbestimmungen  des  oben  angeführ- 
ten Sidlischen  Gesetzes  ^^  worin  namentlich  den  Wittwen  die 
voigeschriebene  Form  der  Eheschliessung  erlassen  wird,  wohl 
auf  eine  gewisse  Abneigung  des  Volkes  gegen  die  kirchliche 
Ehefeier  sdüieSsen.  Jedenfalls  hat  die  Kirche  auch  in  Italien 
den  Volksgewohnheiten  dadurch  Sechnimg  getragen,  dass  sie 
die  7(»mehmsten  Gebräuche  in  das  Trauritual  aufnahm^. 

8.  Slavische  Länder. 

Auch  des  Slavischen  Eheschliessungsrechtes^  mag  mit 
kurzen  Worten  gedacht  werden,  weil  die  Entwicklung  hier 
vollstan^  denselben  Gang  genonmien  hat  wie  in  den  germa- 
nischen JBeichen. 

So   hat    in   Polen  erst    Leszek   der    Weisse  ver-******"- 
ordnet,  dass  die  Ehen  kirchlich  geschlossen  werden  sollten^, 
während  vorher,  auch  nachdem  das  Christenthum  recipirt  war, 
meist  ustudüer^  d.  h«  durch  blosse  Heimfuhrung  die  Ehe  ein- 
gegangen war*. 

senia  mutarsi,  in  presen^ia  di  loro  Ricciardo  per  sua  moglie  sposo  la  Ca- 
terina. 

^  pochi  dl  appresso,  siccome  si  convenia  in  presenzia  degli  amici  e  de* 
p«renti  daccapo  sposo  la  GioTane  e  con  gran  festa  se  ne  ia  men6  a  casa,  e 
fece  onereroli  e  belle  nozze  '*/ 

s  S.  76.  Auch  würde  die  Ausschliessung  des  Gesetzes  für  die  Paare» 
welche  vor  der  Publication  formlos  geheirathet  hatten,  kaum  erfolgt  sein, 
wenn  nicht  die  grosse  Zahl  derselben  sie  nothwendig  gemacht  hätte. 

^  VgL  beispielsweise  Ro^a  dialetti  etc.  delle  provincie  di  Bergamo  e  di 
Bze8dall7. 

^  Da  ich  der  slawischen  Sprachen  nicht  mächtig  bin,  so  war  ich  vorzüg- 
lichanf  Marcieiowski  Slavische  Rechtsgesch.  (übers.  v.Bi)ss.  Stuttgart 
Q.  Leipzig  1835.  ff.)  angewiesen. 

^  Marcieiowski  a.  a.  O.  2,  196.  Die  Vorschriften  des  C.  Latera- 
nense  IV.  wurden  in  der  Provinz  Gnesen  durch  die  Breslauer  Synode 
v.J.  124S.pnblicirt;  bei  Hube  antiq.Gonst.synod.proy.Oneznens.  (Petropoli 
1856.)  44.  Gegen  heimliche  und  unkirchliche  Ehen  gehen  die  Bestimmun- 
gen der  SynoduaBudensisY.  J.  1279.  ebendas.  156.  f.  Bemerkens- 
weithistjdassschonCasimirlll. i.  J.  1847.  State.  129.  —  beiBandtkie 
latpolon.  (VaiMT.  1881.)  107 — festsetzte,  dass  Mädchen,  die  ohne  elterliche 
Einwiüigimg  heiratheten,  nicht  dotirt  zu  werden  brauchten. 

*  cf.  Gallus  Chronic.  Varsoviae  (ed.  Bandtkie  1824.)  181.:  „nuptias 
imtas  de  cooeanguinitate  misericorditer,  non  canonice,  nee  usualiter,  sed 
singulariter  Papa  Paschalis  II.  coUaudavit "  (von  der  Ehe  Boleslausdea 
Krummlippigen.) 
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Böhmen.         In  Bohoien  soll  der  heilige  Adalbert  fiir  die  kirch- 
liche Ehe,  aber  vergebens,  gewirkt  habenS  und  bei  den  Ser- 

Serbien. ben  scheint  eine  vollständige  Civilehe  vor  dem  ßichter  be- 
standen zu  haben,  gegen  die  der  h.  Sawa  predigte  und  die 
nur  mit  Mühe  durch  den  König  Stephan  beseitigt  Ti-erden 
konntet 
Sassland.  Noch  zäher  hielt  man  in  Russland  an  den  alten  Gebräu- 
ehen fest;  noch  am  Ende  des  zwölften  Jahrnunderts  klagte 
man,  dass  nur'  die  Vornehmeren  die  Mitwirkung  der  Kirche  bei 
ihrer  Eheschliessung  nachsuchten'  und  selbst  noch  1410.  kamen 
unkirchliche  Ehen  vor*.  Erst  der  Czar  Iwan  Wassilje- 
witsch  war  von  entscheidendem  Einflüsse. 


9.  Deutschland. 

l-  Wpnn  ifth  mirk  letz 

Ehcu. 


unkirchi.         Wenn  ich  mich  jetzt  zu  den  deutschen  Zuständen  wende, 


so  habe  ich  nur  zu  wiederholen,  dass  in  der  ältesten  Zeit  von 
einer  kirchlichen  Eheschliessung  keine  Rede  war.  Noch  König 
Heinrich  I.  g^ng  seine  Ehe  mit  der  Mathilde  ohne  Mit- 
^virkung eines  Priesters  em^  und  die  VerlobungHeinrichsUI. 
mit  der  Gräfin  Agnes  von  Poitou^  geschah  zwar  ebenso  m 
die  Heinrichjs  V.  mit  Mathilde  von  England^  und 
Otto's  rV.  mit  Beatrix®  in  Gegenwart  vieler  Bischöfe  und 
Priester,  ohne  dass  jedoch  irgendwie  kirchlicher  Feierlich- 
keiten dabei  Er^vähnung  geschähe.  Ja  bei  der  Ehe  Kaiser 
Friedrichs  II.  mit  der  Schwester  Heinrichs  HL  von  Eng- 
land wird  zwar  gemeldet,  dass  der  Kaiser  das  Verlöbnies 
feierlich  („solennitei^*^)  vollzogen  habe®,  wobei  wohl  an  kirch- 
liche Trauung  zu  denken  ist,  aber  derselbe  Mathaens  Pa- 
risius,  der  dies  berichtet,  erzählt  auch,  dass  die  Braut  schon 
gleich  nach  dem  von  den  Gesandten  Friedrichs  geschlosse- 

1  Um  d.  J.  979.  Marcieiowski  a.  a.  O.  2, 197. 

2  ebendas.  2, 198.  f.  4,  870. 

'  ebendas.  2,  200.  inRussland  wie  in  den  übrigen  slavischen  Län- 
dern geschah  dann  die  Eheschliessung  durch  Zufuhrung  der  Braut.  £  wers 
d.  ftltest.  R.  d.  Russen  (Dorpat  1826.)  107. 

*  Marcieiowski  a.  a.  O,  4,  873. 

*  Vita  Mathildis  c.  4.(PertzMon.  German.  6,  286.) 
«  Pertz  a.  a.  O.  9,  70. 

7  Pertz  a.  a.  0. 8, 247. 

8  Arnold.  Lubec.  Chron.  Slavor.  lib.  7.  c.  19.  Otto  de  St.  Blas. 
ad  libr.  VII.  chron.  Otton.  Frisingens.  ep.  continuatae  historiae  appendix 
<bei  Böhmer  rer.  Qerroanic.  (Stuttgart  1858.  tom.  8.)  c.  51;  vgl.  Grupen 
de  ux.  Theot.  41.  ff. 

»  Math.  Paris,  ad  a.  1285.  (ed.  cit.)  S.  285. 
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nen  Veriöbnisae  als  KaiseHn  auBgerofen  worden  sei^:  „At  Uli 
confirmarunt  fruUrimonium  in  animum  imperatoris ,  interposito 
iuramento,  offerentes  ei  ea  parte  ipeim  imperatorie  annulum  epon- 
salem.  Quem  cum  in  eius  diffito  poeuissent,  pronunciaverunt 
eam  ImpetxUricem  esse  Romani  Imperii,  cammuniter  dieentes: 
^'wat  Imperatrix,  vivat^J' 

Auch  die  zahlreichen  Concilienbeschlüflse,  die  bis 
ins  sechszehnte  Jahrhundert  hinein  über  die  Uebertretung  der 
kirchlichen  Satzungen  klagen  ^^  und  vor  Allem  die  schon  an« 
geführten  Yerlobungsformulare^y  lassen  selbst  fiir  die 
spatere  Zelt  nicht  bezweifeln,  dass  es  der  Earche  nicht  gelang, 
ihre  Forderungen  völlig  durchzusetzen.  Ja,  im  vollsten  6e-  ' 
gensatze  dazu,  schreibt  das  Jülichsche  Landrecht  noch  i^a  i^n^rwuT 
vierzehnten  Jahrhunderte  mit  dürren  Worten  vor^: 

„Wem  ein  man  von  ridderschaft  ein  tvyfnemen  tüil,  mach  si 
zosamen  gevm  ein  Uyhe  vur  den  luyden  offenhairüch:  dat  vnsen 
die  ridderschaft  und  schien  van  Upiaden  y  dat  eye  ein  rechte 
eehtsehaft  under  die  ridderschaft  ind  eine  alte  gewoenlieit,*'  und 
Kinder  aus  Ehen,  die  des  kirchlichen  Segens  entbehrten,  wur- 
den auch  von  dem  weltlichen  Rechte  für  legitim  erachtet^. 

1  ebendas.  S.  283. 

'  Es  sind  uns  zahlreiche  EheTerträge  mittelalterlicher  Fürsten  über- 
liefert, bei  denen  jedoch  sehr  häufig  auch  die  kirchliche  Solennisation  er- 
wähnt wird.    Gesammelt  finden  sich  viele  bei  Struve  iurisprud.  heroica 

(ienae  1743.)  1,187.  ff. 

»  C.Trevir.  V.  J.  1227.  bei  Hartzheim  a.a.O.  8,529;  C.  Magde- 
burg. T.  J.  1266.  ebend.  8,  808;  Stat.  synod.  loann.  ep.  Leod.  v.  J. 

1287.  ebend.  8,  695;  C.  Herbip.  v.  J.  1298.  ebend.  4,  29;  C.Trevir. 

v.J.  1310.  ebend.  4,149;  C.  Olomuc.  v.J.  1318.  ebend.  4, 272;  C.  Salisb. 

v.J.  1420.  ebend.  5,  191;  G.  Herbip.  v.J.  1446.  ebend. 5^843;  C.  Con- 

stantv.J.  1463.  ebend.  5,465;  C.Magdeb.  v.  J.  1463.  ebend.  5,705; 

S.  Varmiens.  v.  J.  1495.  eb.end.  5,  665;  Syn.  Basileens.  v.  J.   1503. 

ebend.  6,  15;  Stat.  synod.  Misn.  v.J.  1504.  ebend.  6,87;  Stat.  syn. 

Tornac.  v.  J.  1520.  ebend.  6,  154;  Stat.  ep.  Hildesheim.  v.  J.  1589. 

e  b e  n  d.  6, 383 :  „  cum  tarnen,  quod  doienter  referimus,  praedicta  clandestina 

matiimonia  saepius  contrahantur^^ 
«  Siehe  oben  S.  26.  ff. 

fi  Bei  Lacomblet  Arch.  f.  Gesch.  d.  Niedeirheins  1, 123, 
*  Vgl.  Jülichjch.  Landr.  ebendas.  1, 128:  „ Item  man  und  frauwe, 
die  sych  mit  hejrmlicher  trauwen  verloefit  haven ,  und  durch  den  geistlichen 
Kichter  mit  Recht  zo  samen  erkant  und  gewyst  syn,  und  haven  samen  kinder 
crworven,  und  eyner  van  beyden  stirflft,  ehe  sy  in  der  hilger  kirohen  aider, 
•uat  durch  den  priester  zo  samen  gegeven  synt,  die  selvige  kynder  werden  in 
deme  lanirechten  vur  elige  kynder  gehalten  und  suUen  als  rechte  Erven 
naefulger  syn  an  allen  vaderlichen  und  moederlichen  Erffschafft  und  gue« 
teren*». 


II' 
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Kirchliche         Allein  von  Anfang  dea  zwölften  Jahrhunderts  aa  en^äh- 
snng  schrei' nen  die  Gedichte  schon  der  priesterlichen  Einsegnung. 

So  tritt  in  Heinrich  von  Freibergs  Tristan  der  Bischoi 
zur  Trauung  unter  die  fröhlich  Tanzenden^: 

„  Da  st  nti  frolich  tanzten^  Der  tnuste  gern  der  tnagede  stan. 

in  froude  umbe  stoanzten,  Waz  sol  idi  Hie  von  sprechen  mef 

innen  des  ein  bisckofkevam  der  bisckofim  ze  rehier  e 

in  den  tanz^  als  ich  vernam :  gap  Isoten  die  mageij 

sin  omat  mit  zierheii  und  gap  in  ir,  als  diz  buch  saget  ; 

hat  er  schone  an  sich  gdeii.  und  wart  diz  zunschen  m  beiden 

der  herzöge  Jovelin  mit  triuwen  und  mit  eiden 

und  sin  sun  Kaedin  bestaetet^  als  iz  solde  sin : 

die  namen  die  maget  Isoten  er  gap  ir  sin  mngerlin 

an  sorgen  gar  die  toten.,  und  si  im  daz  ir  wider, 

und  faurten  s^  in  den  rink,  Me  mit  gesazen  si  nieder, 

der  hochgemute  jungelink  viel  kerzen  wurden  ufgezunt  * 

von  Parmenie  Tristan  man  brahf  m  trinken  sa  ze  stunt^'^. 

So  giebt  in  Meister  Ottes  Eraklius  der  Papet  den 
Kaiser  Focas  mit  seiner  „ami^n**  zusammen^  ina  Erec  ein 
Bischof  Erec  mit  Eniten^  und  so  Afrerden  im  armen  Hein- 
rich^, wie  im  Iwein  die  „Pfaffen'^  erwähnt: 


« 


die  täten  im  die  e  zduint 


si  gaben  im  vrouwen  unde  lant'^,*'*' 

1  ed.  cit.  V.  596.  Nach  den  Vorschriften  der  Kirche  sollten  die  Ehen  „w 
facie  ecclesiae^^  d.  h.  also  nicht  in  Privathäusem  geschlossen  werden;  Tgl.  C- 
Magdeb.  v.  J.  1266.  bei  Hartzheim  a.  a.  0.  3,  808;  C.  Olomuc.  v.  J. 
1818.  ebend.  4, 272;  C.  Herbip.  v.  J.  1446.  ebend.  5,  S43;  Synod.BasiL 
V.  J.  1503.  ebend.  6,15.  — Dass  dies  nicht  gehalten  wurde,  zeigt  u.  a.  auch 
Neöcorus  Chron.  d.  Land.  Dithmars.  1,  106:  „Üp  erlangeter  unde  bc- 
scheideoer  Tidt,  holden  und  schicken  sick  beide  Parte  thom  Gelöfite,  bidden 

ihre  Frunde  unde  andere  gude  Luede erschinen  am  benomeden  Orde, 

itt  ßi  in  einem  Huse,  edder  wo  nu  an  etlichen  Orden  am  meisten  gebruckliiH 
in  der  kerken**  etc.  I^iehe  auch  unten, 
s  Siehe  oben  S.  32.  Anmkg.  2. 
8  Siehe  obe  n  S.  29.  Anmkg.  4. 

*  ed.  Massmann  Quedlinb.  1842.  (Anfang  d.  13.  Jahrh.)  t.  2233.  Die 
von  ihm  durch  den  Papst  geschiedene  Frau  scheint  aber  der  Kaiser  aa 
Päride  vermählt  zu  haben : 

4 1 58 :  „  Waz  mag  ich  umbe  sagen  m% 
DerKeisergap  s!  Päride". 
^  (Hartmann  von  Aue  ed.  Haupt  Leipzig  1839.)  v.  2117: 
„  Nu  was  oueh  komen  der  tac  Wes  möhtens  langer  btten  ? 

daz  £rec  ßl  de  roi  Lac-  Wan  si  waren  des  beidtu  firö. 

solde  nemen  frowen  £ntten*  zesamene  gap  si  dd 

eines  bischoves  hant*^ 
^  (von  demselben  ed.  Wackemagel  Basel  1 855.)  v.  1 5 1 2 :  „da waren 
pfaffen  gnuoge,  die  gäbens  im  ze  wibe*^ 

7  (von  de  m selben,  ed.  Lachmann  iL  Benecke  Berlin  1843.)  y.  2418. 
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Der  Minnesänger  Bruder  Werner  preiset  die  Geist- 

liehen,  denn: 

„  foer  git  uns  mp  ze  rehter  c  ^  ^  " 

und  bei  Gottfried  von  Strassburg  wird  die  kirchliche 
Eheschlieesung  als  angemessen  und  glückverheissend  em* 
pfohlen^: 

„  so  ffebietet  eme  höh  zu  daz  es  pf offen  und  leijen  sehen , 

wolj  herrUeheundrichej  der  e  nach  chtistenUchemäte; 

da  nemt  si  offenliche ,  da  saeliget  ir  uich  seihen  mite. 

vor  mögen  und  vor  mannen  ze  e  und  wizzet  waer liehen  daz , 

und  rate  ouchzware,  dazire  uiroer  dmk  soli  immer  deste  baz 

ze  tirchen  ir  gerüdiet  jehen ,  zen  eren  und  ze  gute  ergan,^*" 

In  Konrad  von  Würzburgs  heiligem  Alexius  wird 
uns  sogar  die  Kirche  des  heiligen  Bonifacius  genannt,  wo 
seine  Trauung  mit  der  Adriatica  stattfand'',  und  auch  die 
Bilder  zum  Sachsenspiegel  zeigen  uns  den  ehesegnenden 
Priester.  Ein  Geistlicher  legt  in  dem  Bilde  zu  III,  73.  §.  1. 
die  Hände  der  Schöffenbaren  und  des  Biergelden  ineinander, 
Mährend  freilich  an  anderen  Stellen  die  Eheschliessung  nur 
dadurch  bezeichnet  wird,  dass  Mann  und  Weib  Ringe  gegen 
einander  halten^. 

Ebenso  wird  im  Meleranz  des  Plaiers  der  kirchlichen 
Trauung  Erwähnung  gethan^: 

„  des  morgens  dS  der  tac  üf  brach  Meleranz  dem  werden  man 

diu  Künigm  und  ir  werde  man  gap  man  froun  Tydomien 

riten  üfdie  hure  dan  die  süezen  valsches  frien 

da  man  got  dienen  wolde  Ubers  dem  Kiinic  von  Lorgan 

als  man  von  rehte  solde,  gap  man  die  maget  wol  getan  ^ 

do  der  Segen  wart  getan  die  Künigin  von  Karedonas  ". 

Dann   erfolgt   das  Beilager   und   dann   ein  nochmaliger 
Kirchgang^: 

^  bei  T.  d.  Hagen  Minnesänger  3,  5. 
^  Tristan  u.  Isolde  (ed.  cit)  t.  1624.  ff. 
'  70.  (ed.  Massmann,  Quedlinb.  1843.) 

D :  „  si  wart  im  als  ein  glich  wtp 
gemäkelt  in  dem  tempei  sus 
da  sante  Bonefäcius 
der  marteraere  genaedic  ist 
vil  Werder  priester,  wizze  Crist, 
Ee  samene  gäben  sie  des  tages  '^. 
Die  Legende  in  den  Act.  Sanct  lal.  4,  251.  ff.  erwähnt  auch,  dass  ihnen 
r  caronae  impositae  sunt  ^^ 

«  8o in  den  Bildern  zu  I,  3.  §.  8;  5.  §.  1 ;  86.  III,  73.  §.  3;  76.  §.  8. 
*  (ed.  Bartsch,  Stuttgart  1861.)  S.  348.  v.  12250.  ff. 
^  ▼.  12825.  ff.  12883.  ff. 
Friedberg,  Eheschliessung,  Q 
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„  die  naht  n  lieplick  lägen  .  si  Mtuonden  üfund  fuoren  ta 

lieplicher  lieb  sie  pflägen ,  zuo  dem  münüer  in  die  stat 

um  daz  in  der  tac  erschein  ein  bischofsich  bereitet  hat 

dö  wurden  si  des  enein  ze  einer  messe  die  er  got  sanc.^'' 
daz  si  nüU  langer  lägen  da 

ölyenmd'  Nichtfi  desto  weniger  bleibt  es  sehr  zweifelhaft,  ob  der 
Bcuagcr.  tirchlichc  Segea  vor  oder  nach  geschehenem  Beilager  ertheüt 
Avurde.  In  den  Nibelungen^  und  in  den  Gudrunliedern- 
geht,  nach  der  im  Ringe  erfolgten  Verlobung»  das  Beilager  Tor 
sich^  imd  erst  am  andern  Morgen  begeben  sich  die  Paare 
feierlich  in  den  Münster^  und  ebenso  in  anderen  Gedichten, 
wie  dem  Lohengrin^,  dem  Wigalois^,  in  Flore  und 
Blancheflor^y  wo  denn  auch  überall  ein  Laie  die  Eheleute 
zusammenspricht  ^. 

1  V.  594.  —  2  (ed.  cit.)  S.  176. 

>  Die  zuweilen  auftretende  Forderung  der  Kirche,  dass  die  juDgen£h^ 
leute,  dem  Beispiele  des  Tobias  und  seiner  Gattin  folgend  (Tob.  c.  8.  t-  4], 
in  der  ersten ,  oder  den  ersten  drei  Nächten  sich  der  Beiwohnung  enthalten 
sollten.  —  VgL  IV.  Conc.  Carth.  v.  J.  398.  c.  13.  Muratori  antiq.  11. 
diss.  20.  col.  111.  Theodori  poenit  c.  12.  §.1.  bei  Wasserschlebeo 
Buasord.  218.  Regln o  Üb.  II.  c.  152.  Burchard.  lib«  9.  c*  5.  Bened. 
Levita  Cap.  3,  468.  bei  Pertz  Monum.  Grennan.  4,  432.  —  scheint  in 
Deutschland  wenig  beachtet  worden  zu  sein.  In  Frankreich  wurde 
davon  für  Gfeld  dispensirt;  Tgl.  Du  Gange  s.  v.  „marcheta**.  Qrupen  de 
ux.  theot.  22.  Durch  Erk.  d.  Pariser  Parlaments  v.  J.  1409.  wurde  das 
jedoch  aufgehoben. 
*  (ed.  cit.)  S.  58: 

„  Damit  gingens  in  den  ring  sie  beide  mit  einander 
Der  e  man  beidenthalp  veriach 
Der  keiser  mit  werten  sie  zusamme  sprach 
Daz  ez  wol  hört  der  ein  und  ouch  der  ander  **. 
Dann  Beilager.  Demnächst  S.  61 : 

y, . . .  si  kerten  danne  mit  der  vart 
Zu  einer  messe,  die  wolt  ein  pischof  singen  ". 
^  (ed.  cit.)  y.  9420:  Ein  yingerlin  daz  leit  er  sa 

, ,  Rial  der  Kunech  von  Jerafin  Der  j  uncfrowen  an  ir  hant 

Gap  die  lieben  frouwen  sin  Da  wider  gap  si  im  daz  lant. 

Im  ze  staete,  nach  ir  bet.  

Mit  rehter  §  wart  an  der  stet  Do  kust  er  die  kunegin 

Diu  staete  gevestent  under  in  da,  Und  nam  si  in  sinen  gewalt". 

Beilager.  —  9484: 
„  Dar  nach  si  beidiu  giengen  Mit  freude  ane  sorgen 

Wol  nach  mittem  morgen  <  Da  man  in  eine  messe  sanc  *^ 

Vgl.  Y.  956.  ff.  unten  Anmkg.  7. 

6  (ed.  Sommer  Quedlinb.  1846.)  S.  245. 

7  VgLWigalois  956: 

„  Der  wirt  den  herren  Oawein  bat         Wände  ich  also  gesworen  han  *. 

Ze  leisten  sine  Sicherheit  Die  maget  hiez  er  uf  stan, 

Er  sprach :  *  Herre  ich  bins  bereit ;        Und  sprach :  '  Nu  nemet  ze  wibe 
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In  Heinrich  Ton  der  Türlin's  Goldener  Krone  vollzieht 
Oawein  das  Beilager  mit  Amunfina,  ohne  dass  selbst  eine 
Verlobung  vorangegangen  wäre,  leistet  dann  im  £hebette  einen 
£id,  sie  zu  ehelicben,  und  unmittelbar  darauf  heisst  es:  ^^Nu  ist 
Gäwein  ze  toirte  worden"^.  Des  Morgens  wd  er  dann  zu 
einer  Meaae  aufgefordert^.  —  Und  in  anderen  Gedichten,  wie 
demEngelhard^  demLanzelet^,  demParcival^  Crftne^ 
Darifant^  und  in  demLiede  von  derKavennaschlacht^ 

Die  maget  iuwerm  libe  und  iu  firouwe,  iu  ze  man . 

ze  triuwen  und  ze  rehter  @ '.  Got,  der  iu  dirre  saelden  gan, 

[lange  bejahende  Antwort  Oaweins]    der  Iftz  iu  wol  gelingen, 

und  ruoch  an  allen  dingen 

Do  man  ainen  ernst  ersach,  ze  Btaeten  iuwer  ere  ". 

Denriitze  dem  herrenGawein  sprach:  (das  thut  der  ,,ameral'') 

* Bh ec  nn  got  gefuget  hat,  Vgl.  auch  He i n r.  t.  T ür lin  (ed.  cit.) 

An  dem  du  diuc  aUez  stat,  goldene  Krone  y .  1386 1 : 

l)az  in  din  magt  beschafifen  ist,  „  Mit  der  hende  er  ai  gevienc. 

So  gehe  in  unser  herre  Christ  (d.  h.  Gawein) 

Beiden  aaelden  und  ere!  Und  sprach:  Lieber  geselle, 

Ob  sie  ez  selber  welle, 

Do  in  der  segen  wart  getan  So  bevilhe  ich  dir  dise  meit 

Küssende  er  si  umbe  yie/*  Z e  einer  solhen  staetigkeit, 

—  Beilager.  —  Diu  nimmer  zergd 

FI  0 r e  u«  Bl  an  c h  e f  1  o  r :  S.  245 :  y.  Und  ze  rehte  ze  diner  e. 

7484.  ff.:  

„  er  nam  Blancheflür  bt  der  haut  Sie  sprach  mit  zühten  schone 

und  oiieh  Fldren  aiaam ;  Herre,  sin  minne  ich  gerne  will, 

er  sprach  dd  als  im  gezam  

güetiich  zuo  in  beiden  Ginoyer  gap  ein  vingerlfn 

'  ttu  lebent  ungescheiden  Gasozein  ze  minpe  pfant 

lünnen  för  iemer  m% :  Daz  stiez  er  ir  an  die  hant 

ich  gibe  in  dise  frouwen  zd  Und  kuste  sie  imgemant ". 

1  y.  8632.  Der  Beischlaf  selbst  erfolgte  erst  nach  dem  GelübdC;  so  dass 
vir  hier  also  sponscUia  cum  copula  subsecuta  haben. 

2  y.  8705.  Auch  hier  wird  später  noch  ein  Brautlauf  gefeiert,  ohne  dass 
jedoch,  wie  auch  bei  der  anderen  im  Gedicht  yorkommenden Eheschliessung 
(»ehe  S.  82.  Anmkg.  7.  g.  E.)  einer  kirchlichen  Feierlichkeit  gedacht  würde. 

*  (y.  Conrad  v.  Würzburg,  ed.  Haupt.  Leipzig  1844.)  y.  4998.  ff. 

4  (\r.  Ulrich  y.  Zatzikhoven,  ed.  Hahn.  Frankf.  1845.)  y.  5528. 

5  (ed.  cit)  48.  b.  c. :  „bt  ligens  wart  geyräget  da 

er  und  diu  künegtn  sprächen  ja.'* 
^  (ed.  cit)  y.  2164.  Die  Stelle  ist  iur  das  Beilager  bemeriLensweith: 

,,  dd  se  de  yrowen  nämen  Ascheloyde  an  Gayols  arm. 

ind  legend  an  den  arm  sin  

dar  wart  munt  an  mundeitn  De  ritter  ind  de  yrouwen , 

mit  lieye  gar  gedrucket,  de  da  wdren  komen  dor  schouwen , 

dd  unter  de  decken  wart  gerucket         de  gingen  yon  danne  gemeine." 

'  Es  bt  möglich,  dass  der  Beschreibung  des  Beilagers,  womit  das 

Fragment  des  Gedichtes,  welches  wir  besitaen,  anfangt,  eine  kirchliche 

Trauung  ycraosgeht    Vom  Kirchgang  ist  nichts  gesagt 
^y.d.Hagen  Heldenb.  1, 368.  ff. 
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ynid  wohl  das  Beilager  aoBfuhrlich  geschildert ,  aber  emer 
kirchlichen  Feierlichkeit  gar  nicht  Erwähnung  gethan. 

Auch  in  Nürnberg  schdnt  nach  dem  Wortlante  einer  aus 
dem  dreizehnten  Jahrhunderte  stammenden  Bestimmung^  das 
Beilager  dem  Kirchgange  vorangegangen  zu  sein^  und  so  all- 
gemein war  diese  Sitte  in  Deutschland  verbreitet,  dass  Bischof 
Konrad  von  Salzburg  i.  J.  1291.  sich  für  völlig  befriedigt 
erklarte,  wenn  die  Eheschliessung  nur  binnen  Monatsfrist  vor 
zwei  oder  drei  Zeugen  vermeldet  würdet 
TikMc  üeberhaupt  war  die  bei  dem  niederen  Volke  auch  heute 

noch  unter  dem  Namen  der  Komm-  und  Probenächte,  des 
Kiltgehens  u.  s.  w.  vorkommende  Sitte,  dass  die,  welche  eise 
Ehe  einzugehen  beabsichtigen,  schon  vorher  fleischliche  Ge- 
meinschaft pflegen^,  im  Mittelalter  selbst  bei  den  höheren  Stan- 
den üblich. 

So  schlief  Graf  Johann  IV.  von  Habsburg  wohl  über 
ein  halbes  Jahr  bei  der  Herzlande  von  Bappolstein,  mit 
der  er  verlobt  war,  und  wurde  erst  dann  von  ihr,  weil  er  zum 
Beischlafe  untüchtig  war,  verschmäht.  Ihr  Oheim  stellte  dar- 
über i.  J.  1378.  eine  eigene  uns  erhaltene  Urkunde  aus^: 
,,E8  ist  zu  wissende  y  do  mein  Bruder  Vhrich  selige  von  Bappol- 
stein sein  Dochter  Herzlande  meine  Mume  gelobte  Grave  Rudolfs 
Son  von  Habespurg,  do  lag  derselb  sein  Sun  Hanss  bey  meifur 
Mumen  vorgenant  under  allen  Molen  wol  uf  ein  halb  Jor,  und 
dass  er  dozunschen  mit  Ir  nie  geborte  in  der  Mossen,  als  ob  er 
ein  Man  were^  undt  für  zu  undt  wolt  Ihr  ir  Ehre  habe  genum^ 
men  uf  ungebürlich  Wt/se,  undt  dass  sie  von  imme  von  dem  BetU 
fliehen  muste,  undt  das  befant  ir  Vatter  undt  verbott  ir  der^ 
dass  sie  nummermer  an  sin  Bette  kommen  sollte^  undt  tet  in  och 
dozumole  enweg  fahren. 

Item  darnach  wart,  do  wart  min  Bruder  selige  siech  undt 
do  er  sterben  wolt  .  .  .  ,  de  befalch  er  am  Dotbetie,  .  ,  .  •  dan^ 

-  1  bei  Bader  Ndrab. Polizei-Ordn.  (Stuttg.  1862.)  S.61.:  ,,EiBol8Uch 
ein  ieclich  burger  oder  burgerin,  die  die  hohzeit  haben  wollen,  di  prsutdes 
morgens,  als  si  des  ersten  nahtes  bei  gelegen  ist,  ze  kirchen  fueren."  —  Von 
einem  Kirchgänge  vor  dem  Beilager,  bei  dem  doch  die  Personeniahl  ohne 
Zweifel  genau  bestimmt  worden  wäre,  ist  keine  Rede. 

2  bei  Hartzheim  a.  a.  0. 4, 8. 

3  Vgl.  überhaupt  Fischer  Ueb.  d.  Probenftchte  d.  deutsch.  Bauern- 
mädchen (Stuttgart  1858.)  und  für  Holland  vanNeynde  lusthof  de  huve- 
lijken  11.  Scheltema  Volksgebruiken  59.  f. 

*  mitgetheUt von KöhlerinSchotten jur. Wochenbl. (Leipzig! 77S. ) 
Jahrg.  U.  S.  688.  ff.,  abgedruckt  bei  Fischer  a.  a.  0. 19.  ff. 
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^iene  Dochter  an  Grave  Rudolfs  Sunes  Bette  nimermee  gelegen 
^olte,  sie  empßndent  den  vorhin,  dass  er  ein  Mann  teere.*' 

Tai  dieser  Probe  stellten  die  Verwandten  der  Herzlande 
dem  Grafen  Johann  eine  Anzahl  Frauen  zur  Diapoeition,  aber 
auch  die  langwierigsten  Kuren,  denen  er  sich  in  Strassburg 
bei  Meister  Heinrich  von  Sachsen  unterzog,  verschlugen  bei 
ihm  nicht.     So  wurde  die  Verbindung  getrennt  — 

Also  kirchlicher  Segen,  aber  meist  erst  nach  geschlosse- 
ner Ehe,  nicht  durchaus  nothwendig,  aber  doch  wohlanständig 
und  namentlich  den  höheren  Ständen  angemessen. 

Allein   schon   im    vierzehnten   Jahrhunderte   dransr   die  ^i^'- «^»f'r- 

^  h  ändert. 

kirchliche  Form  mehr  und  mehr  auch  in  das  Volksbewusst- 
sein  ein,  und  so  föllt  dann  in  dem  Gedichte  von  Metzens 
und  Beizens  Hochzeit^  so  wie  bei  der  vollständig  gleich* 
artigen  Trauung,  die  in  Wittenweilers  Ring*  vorkommt, 
(derselbe  ist  freilich  aus  dem  fünfzehnten  Jahrhunderte)  den 
Dichteni  schon  die  Abwesenheit  der  „schmoler"  und  »pf äffen'' 
auf. 

Ich  theile  aus  den  erwähnten  Gedichten  Einiges  mit, 
schon  um  die  oben  beigebrachten  Beispiele  zu  vervollständi- 
gen, und  den  Beweis  zu  liefern,  dass  sie  nicht  etwa  Singulari- 
täten enthalten. 

Im  ersteren  heisst  es: 

„  WM  swiffei  alt  unäjunc  l  si  sweic.  er  voracJUes  aber  m8. 

frprach  der  toise  Neodunc.  ''ja  heizet  michz  min  muoter  \ 

•  Bez  du  bist  ein  grad  man :  Neodunc  sprach  e  si  entuoäer 

Wätu  Mezen  zuo  der  e  hon  ?*  niht  dar  umbe:  ^glaube  mir\ 

er  sprach :  ^ja  wü  si  mich\  also  nach  ir  beider  gir 

Neodunc  sprach  * Meze^  gich :  wart  m  diu  t  beschafen 

Wätu  Bezen  han  zuo  der  eV  an  schuoler  un  an  pfafen  ". 

Aber  selbst  bei  dieser  Bauernehe  findet  es  der  Dichter 
passend,  eine  kirchliche  Eheeinsegnung  vornehmen  zu  lassen, 
die  er  freilich,  eigenthümlich  genug,  um  seinen  Personen  eine 
grössere  Wichtigkeit  zu  verleiben,  von  diesen  neu  eingeführt 
werden  lässt. 

Am  Tage  nach  der  Verlobung  nämlich  : 

,,  do  zogte  mängUch  üfdie  vart  einhalp  meier  Crone : 

der  mä  ir  zuo  der  Küchen  toolt,  anderhalp  do  greif  si  an 

man  vuortes  als  man  billich  sott  der  grawe  meier  Colman, 

höflich  und  schone ;  Dient  und  Luigart  beide, 

1  Im Liederbucbe derClaraHätzlerin (ed. Haltaus.  Quedlinb.  1S40.) 
S.  259. 

«  ed.  cit.  S.  HO,  ff. 
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den  was  der  brütlouf  leide^  man  gaps  zeutmen  als  nu  ie 

wan  si  Mezen  gespüen  wdn  ;  da  her  diu  Hute  hant  getan, 

die  muosten  vorze  Küchen  gdn,  die  brüt  hiez  man  daz  paz  enphan  : 

dö  man  gesanc  und  allz  ergie^  daz  buach  bot  ir  der  mesner  *^ 

Qanz  ebenso  ist  der  Hergang  in  dem  anderen  Gedichte, 
nur  dass  hier  des  Dichters  Laune  in  der  Schilderung  einer 
Bauernhochzeit  überall  komische  Scenen  zu  schaffen  trachtet  ^ 
Auch  hier  erfolgt  der  Kirchgang,  aber  wir  erfahren  auch,  was 
bei  derartigen  Gelegenheiten  in  der  Kirche  vorgenommen  zii 
werden  pflegte*. 

„  Alsogiengen  seu  da  mit  Daz  wir  chündm  überlaut 

ze  chirdieriy  do  das  was  der  sitt.  Van  dem  prautgam  und  der  praut 

Und  vor  allem  Volk  dar  zuo 

Do  nu  die  mess  ein  end  genam  In  der  Kyrchen  spat  und  fruoj 

Der  pharrer  huob  ze  sagen  an :  Ob  yemant  war  und  wesen  sckolt 

Hörtj  ir  frawen  und  ir  knechtj  Der  da  wider  sprechen  wolt 

Wiest ^  es  ist  der  Kirchen  rechte  Dar  umb  gepeut  ich  bey  dem  pariy 

daz  einer  ein  chan  in  nemen  schol  Wer  der  ist  der  bexoaren  chan 

Offenleich,  so  tuot  er  wol,  Daz  die  ee  nicht  redleich  sey. 

Nicht  so  haymleich  ane  pfaffen.  Der  sag  es  ze  der  vart  hie pey  ^*. 
Dar  zuo  ist  mit  uns  geschaffen^ 

Beide  Hochzeiten  enden  in  der  Kirche  damit »  dass  die 
ganze  Versammlung  auf  den  Bräutigam  losschlägt» 

y,Als  dann  ist  der  pawren  sitt^^ 
wie  es  in  dem  ersteren  Gedichte  heisst',  und  es  ist  bemerkens- 

^  „Des  sprach  fro  M&ezel  so  zuo  Wie  chaum  bestuond  er  auf  der  erd 
in:  Und mocht recht gesprechen :  Ja! 

Ich  waiss nicht,  v/ie  ich  gesparen  schol.  Dar  umb  so  was  sein  antwurt  gra. 
Die  ein  die  saget :  Ich  1er  dich  wol       Des  ward  do  nicht  geachtet  so. 
So  man  dir  hevet  also  an :  Zuo  Mäczen  chert  er  sich  aldo 

Wiit  du  Fertscbin  ze  dem  man ?  Und  sprach :  Nu  sag  auch,  Mäczel,  an, 

So  scholt  du  dich  des  ersten  weren       Wilt  du  Fertscbin  zuo  dem  man? 
Enwencb,  daz  stet  dir  wol  ze  eren.        Mäcz  gedacht  ir  an  daz  leren 
Do  seu  nu  zuo  den  andern  cbamen        Und  ward  sich  heven  an  ze  weren. 
Hort  in  Gottes  namen,  amen.  Mit  fussen  und  mit  einbogen 

Sprach  Ocbsenchropf ,  hie  schol  ge-  Schlug  sey  umb  so  wol  gezogen, 

schehen  Daz  der  frawen  wol  auf  vier 

Ein  ee,  des  schölt  es  mir  Teijehen,       Vielend  nider  also  schier. 
Sag  an,  Pertholt,  pey  deiner  treuw       Do  sprach  Friczo  an  der  vart: 
Got  wolt,  daz  es  dich  nicht  geruw  1        Tochter  schäm  dich  nicht  so  hart 
Wilt  du  Mäczen  zuo  der  ee?  Und  nim  du  Fertscbin  zu  der  ee ! 

Berstchin  dem  was  also  W6>  Sey  swSyg,  er  fraget  aver  me, 

Von  fröden  indemherczen  geschehen,  Do  sprach  sey:  Sta,  gevelt  es  dir. 
Do  er  sey  biet  komen  sehen,  Also  ward  mit  payder  gir 

Dar  zuo  was  er  ungewan  Die  ee  yeso  geschaffen 

Ze  einer  sacb  also  getan,  An  schuler  und  an  phaffen." 

Daz  im  die  härel  giengen  zeperg;  a.  a.  O.  S.  140.  ff. 

2  a.  a.  O.  S.  141. 

3  Clara Hätzlerin  a.a.O.  S.  259. 
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wertb,  da88  diese  Unsitte,  der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet  ^ 
durch  das  ganze  sechszehnte  Jahrhundert^  ja  bis  auf  unsere 
Tage  fortgedauert  hat;  ich  brauche  wohl  in  letzterer  Beziehung 
nur  an  Immermanns  Hofschulzengeschichte  im  Münch- 
hausen  zu  erinnern. 

Im  fünfzehnten  Jahrhunderte  scheint  die  kn-ehliche  Ehe-  xv.  jahrh. 
Schliessung  fast  allgemein  üblich  gewesen  zu  sein.     So  singt 
Bosenplüt^  von  dem  Bauer,  der  die  schon  thätlich  gewordene 
Liebe  seines  Ejiechts  und  seiner  Magd  inne  wird: 

„  Was  hett  der  pawr  zuschaffen 
Er  lieff'  geschwind  nach  dem  pf äffen 
Er  gab  die  zej  zu  d^  ee 
Si  schiden  sich  furbas  nymmer  me" 

und  in  einzelnen  Fastnachtsspielen  erfolgt  die  kirchliche  Ehe- 

schHessung  auf  der  Bühne. 

So  fordert  der  Vater  des  von  der  Mareth  aus  sponaalibus 

Je/uturo  mit  hinzugekommenem  concubitus  beklagten  Bumpolt, 

den  Official,  der  eben  in  dieser  Sache  Becht  gesprochen  hat, 

auf: 

^^Herr  offelal,  ihr  et  in  den  ringen 
Und  thuet  ze  sa  samen  geben 
Das  se  füren  ein  elack  leben, 
Officialis  surgit  dicens: 
Ckumpt  her,  Rumpolt  und  Mareth! 
Langt  mir  her  die  hendt  peedl 

Et  recipiens  ambas  manus  dicit: 
Welt  yr  treten  yn  die  ee 
WUlkleich  und  ane  wee 
So  sprechet  alle  paid:  Ja. 

Dicunt  ambo: 
Ja. 

Officialis: 
So  gib  ich  zu  einander  do^^^. 

Ebenso  giebt  im  „Münch  Berchtolt"  dieser  das  Paar 

1  C.  Colon.  v.J.  1536.  bei  Hartzheim  a.a.O.  6,  289.  Vgl.  auch  die 
beiThters  a.a.O.  4,  460.  und  464.  angefahrten  Synoden  vonWladis- 
lau  (1568.)  und  Be8an9on  (1669.).  Vgl.  auch  die  Beatimmungen  der 
HoyaschenK-O.  V.  J.  1573.  bei  Richter  dieeyangel.  Kirchenordn.  (Wei- 
mar 1846.  ff.)  2, 357.,  wo  verboten  wird:  „dasa  etliche  sich  nach  der  Copu- 
lation  mit  Feuaten  schlagen  undt  alle  gegen  diese  göttliche  Ordnungh  dess 
Ehestandess  sich  nerrisch  anstellen.*^ 

^  Bei  Olaus  Magnus  a.  a.  O.  lib.  XIV.  c  9.  wird  erwähnt,  dass  die 
Zeugen  sich  gegenseitig  prügeln,  —  „dorsotenus  pugno  se  astantes  impe- 
tont^*  —  und  aUMotiy  angegeben  „ut  actum  corroborent.*'  NeTizanus 
syW.  nupt  (ed.  1556.Xlib.  3.  p.  212.  Rabelais  Pantagruel  1. 4.  eh.  12. 
Siehe  unten  3. 96.  Anmkg.  5. 

3  Keller  Fastnachtsspiele  a.  d.  15.  Jahrh.  (Stuttgart  1853.)  S.  1416. 

*  Keller  a.a.O.  987.  ff. 
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ehelich  zueammen^  Ja  sogar  indem  „hüpsch  Fastnachts- 
«pjl  von  dem  EUzlin  trag  den  Knaben  und  vonUoly 
Kechenzahn^^^y    wo   der   letztere  aus  aponsaUbtia  de  prae- 

1  Kellera.  a.  O.  577.f. 

^  Keller  a.  a.  O.  861.  ff.  Ich  will  an  dieser  Stelle  überiiaupt  auf  die 
AVichtigkeit  der  Fastnachtsspiele  für  Eherecht  und  Process  aufmerksam 
machen;  vgl.  auch  Phillips  Lehrb.  d.  Kirchenr.  (Regensburg  1859.  ff.) 
976.  —  Ich  theile  hier  aus  dem  erwähnten  Fastnachtsspiele  die  Grund- 
züge mit: 

£  1  s  1  y  (Klägerin) :  Ja,  ich  wöit  thuon,  was  sy  wett; 

Herr  der  official  vememmend  min  Noch  hat  sy  an  den  tag  nit  bracht 
klag,  DasB  sey  mir  der  ee  hab  gedacht 

Die  ich,  thuots  not,  wol  beweren  mag  Und  ich  druf  hab  gesprochen  Ja. 

DerUoly,  der  sich  nennet  Rechenzan,       

Der  ist  vor  Gott,  herr,  min  eelicher        Folgen  Ermahnungen  des  klage- 
™*^?  rischen  Fürsprechers.    Darauf  ant- 

Nun  sprichet  er  Nein,  und  sprich  ich      wortet  Uoly: 

__.  ,.       ,  ,       ,    .    ,    ,    ,  Wolan  ich  sichs,  waran  ichs  gfresaen 

Wirdiger  herr,  drumb  smd  wur  da.  j^^^ 

Nun  begär  ich  ein  vergicht  von  un,  x>ie  kuntschaft  wil  ganz  wieder  mich 
Dass  er  selb  Sprech  mit  eigner  stimm  yi^j^. 

Ja  oder  Nein,  on  furwort,  hie ;    .  g^,  vermag  ichs  ouch  nit  zuo  verlegen 

Den  wü  ich  sagen,  wo  und  wie.  Und  wU  mich  noch  ein  ding  ouch  be- 

^:  r wegen. 

.  i/ ?^*.  1.    .  Ich  kam  am  wienächttag  vom  vyn 

Nem,nem,dasbefint8ichnimmennee,  Und  gloub,  ich  syge  trunken  gsyn, 

Dass  ich  sy  genommen  hab  zuor  ee.  „  Und  hab  villeycht  mit  Elsslin  geredt 

ir'i  1 Dieweyl  ich  sy  holdsälig  anredt, 

o  u*     A'  UTT  f'  a'i.       1      ji  -ui  In  trunkner  wys,  was  weis  ich  was, 

Schäm  dich  Uoly  durch  seel  und  lejb  I  jy^^     ^  ez  mir  iez  nüt  dez  bass. 

Du  weist  ich  bin  dem  eehch  wyb.  ^^^  ^g  ^^^mit  ein  ee  syn, 

•    •         •    •    •    ',,*.',    V»  *     '       So  schlecht  doch  niemer  glück  drin. 
Jetzt  wählen  sich  beide  Parteien        _       ,  .,,  tt  i     .:. 

Fürsprecher.    Auf  die  Frage  des        Emiahningen  Aller  an  Uoly,  sie 

kläg^riBchenFtoprechers  Widert      «''  "*'*""«"5  ^"^  ^»*"  ««'= 
Uoly:  Sun,  myn  sun,  ergib  dich  dryn. 

Ich  hab  sy  nit  genommen  und  wils  Es  kann  nit  mee  anders  syn 

nit  han  ^^  l^l^t  im  bad :  schwitz  oder  nit! 

Und  ouch  den  menschen  gern  sehen  Ich  merk  schon,  was  die  urteil  git. 

an,  Sönd  dan  wir  die  sach  verlieren 

Der  reden  wil,  ich  hab  sy  genon.  Und  denn  gen  Rom  appellieren. 

Ich  weiss  doch  selber  nüt  darvon.   .  So  ist  es  in  unserm  vermögen  nit; 

Die  Zeugen  sagen  aus :  Dann  diesem  volk  ist  wol  darmit 

Sy  sprach :  Ich  wil  dir  dass  andingen  I^ass  man  den  handel  trölt  und  tr}bt, 

Dass  du  mich  zuo  der  ee  solt  han ;  I^^ss  uns  nit  ein  haller  blybt. 

Do  sprach  der  Uoly :  Warumb  des  nit !  ^^^'^  kämind  des  an  bettelsUb. 

Min  Elsly,  ich  thuon,  was  du  wit.  S«*»»  darumb  so  lass  by  zyten  ab  I 

Klägerischer  Fürsprecher:  Es  folgen  wieder  Zureden  an  Uoly. 

Herr  oflicial,  was  darf  man  mee?  Der  Schryber: 

Ir  hörend  wol,  es  ist  ein  ee.  Uoly,  Uoly,  wie  bist  ein  mann 

Dass  man  dich  nit  erbitten  kan? 

Uoly:  So  eerlich  lüt  als  mit  dir  reden  1 

Ob  ich  joch  schon  dozmal  hab  gredt,  Es  ist  ein  ee  zwischend  üch  beden, 
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senti^  beklagt  und  verurtheilt  wird,  sagt  der  Vater  des  endlich 
nachgebenden  Beklagten: 

„  Das  hochzfft  wend  wir  nun  ansehen 


So  bald  und  wir  der  wyl  mögend  han 
So  wend  wirs  auch  besiäien  lan 
Nach  bruch  der  heilig  laichen  ^S 

In  demselben  Stücke  verloben  oder  verehelichen  sich 
schliesslich  uuch  der  Vater  der  beklagten  mit  der  Mutter  der 
klagerischen  Partei,  die  anfangs  sehr  auf  einander  ergrimmt 
gewesen  waren: 

„  Vater:  Wend  ir  mich  zuor  ee,  sprechend  Ja 
Vor  disen  biderben  lüten  da. 

Mutier:  Ja^jcLf  vast  gem^  es  ist  ein  ee 

Geriiwet  uns  beide  nmmermee^^. 

Ja  in  einem  Weisthume  des  im  Schwarzwalde  gelege* 
nen  St.  Peter  aus  den  Jahren  1453  —  84.  \vird  geradezu 
denen,  welche  die  kirchliche  Trauung  unterlassen  würden,  mit 
weltlichem  Zwange  gedroht^. 

Daron  dich  niemant  scheiden  kan,  tere  Verlauf  oben  im  Texte.    Das 

Der  hapst  der  nemm  sich  sin  denn  an       Stück  schliesst: 
Doch   möcht   es  on  gross  geld  nit  Official: 

gschehen.  Das  voikli  hat  sich  selb  verriebt, 

Was  hulf  ein  gülden  oder  sehen?  Jedoch  han  sie  an  diesem  gricht 

Ja  zwei,  dry  hundert  müstend  dran,      Zwölf  guoter  rynischer  gülden  ver- 
£s  möcht  sonst  nit  on  sünd  zugan.  than, 

Uoly  vriiligt  endlich  ein.  Der  wei-  Die  bettend  sy  woi  selber  behan  *' 
1  Vgl.  auch  die  sponsalia  de praesetiti,  welche  Ludwig  I.  Yon  Baiern 
mit  der  Gräfin  Ludmilla  von  Bogen  eingeht.  Vgl.  Viti  Arnpekhii 
Chron.  Bojoar.  lib.  5.  c.  7.  bei  Fetz  Thes.  anecd.  (August.  Vindelic.  1721.) 
3,  257 :  . . . .  „Demum  apud  eam  pro  ülicito  amore  dulcibus  verbis,  ut  moris 
t^lf  Tebementer  soUicitavit,  quod  ipsa  caute  ac  proinde  recusavit  Attamen 
eideia.  certum  diem,  quo  ad  thalamum  suum  yeniret,  praefixit.  Interim  ipsa 
arte  pictoria  in  yelo  ante  lectum  eius  pendente,  quo  dormire  solebat ,  tres 
milites  depingi  perpulchre  fecit,  et  ipso  die  praefixo  alios  trea  vivos  familiä- 
res suos  milites  sub  eodem  yelo  abscondit.  Ingressus  igitur  prihceps,  putans 
eam  ibi  fore  solam,  more  suo  de  illicito  concubitu  institit;  quae  alt,  si  de 
praesenti  ducitis  me  in  uxorem ,  data  bona  fide  sub  testimonio  istorum  trium 
militnm,  faciam  quae  cupitis.  Quod  ille  illico  parri  pendens  tresdepictos 
milites  promisit.  At  lila,  Telum  deponens,  inquit:  sitis  itaque  tos  strenui 
nülites  teates  huina  rei.  Cui  responderunt  milites :  Bene  domina  gratiosa 
audiTimas.  His  auditis  Dux  perplexus  cameram  concito  exivit,  nee  in  anno 
integro  ad  eam  revertitur:  nimirum  finito  anno  nuptias  magnifice  celebravit, 
et  eam  solemniter  in  facie  Ecclesiae  Christiano  more  in  uxorem  duxit;''  in 
deutscher  Bearbeitung  in  den  M  o  n .  B  o  i  c.  1 2,  92. 

*  bei  Grimm  Weisthümer  (Göttingen  1840.)  1,  352.:  „Item  wo  zwei 
menschen  bi  einander  sitzend  und  nit  zu  kilchen  gangen  sind  nach  ordnunge 
der  heiligen  kilchen,  denen  aol  man  dristund  nacheinander  gebieten  den 
kilchengang  zu  tund,  und  so  dick  das  nit  gehalten  wird  sol  man  innen  die 
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Beiiager.  Aber  Huch  1X1  diesem  Jahrhunderte  erfolgte  die  kirchliche 
Feierlichkeit  wohl  häufig  nach  vollzogenem  Beilager^  und 
nach  den  Worten  des  Salzburger  Concils  v.  J.  1420.  war 
das  gemeine  Sitte  in  Deutschland^.  Ja,  es  scheint  selbst 
bei  der  Vermählung  König  Maximilians  L  mit  Anna  von 
Bretagne  der  Fall  gewesen  zu  sein;  wenigstens  heisst  es  bei 
Jacob  Unrest:^  s^Kunig  Maximilian  schickt  seiner  Diener 
einen  y  genant  Herbolo  von  Polhaim,  gen  Brittannia  zu  em- 
phalien  die  hmigliche  Braut:  der  war  in  der  Stat  Reim  er* 
liehen  empfangen,  und  daselba  beschbiff  der  t>on  PoUuxm  die 
künigliche  Frawt,  als  der  Fürsten  Gewonhait  is^  das  ire  Send- 
potten  die  fürstlichen  JPrauwt  mit  ein  getoaptn  Man  mit  den 
rechten  Arm  und  mit  dem  reckten  fua  blos,  und  axn  phs  schweri 
darzwischen  gelegt^,  beschlaffen.  Also  haben  die  alten  FürsUn 
gethan,  und  ist  noch  di  Gewonhait  Da  das  alles  geschehen  ms, 
war  der  Kirchgang  mit  dem  Gotsdienst  nach  Ordnung  der  heiü- 
gen  Kahnschafft  mit  gutem  Fleiss  verpraeht**.  — 

Nicht  alle  mochten  wohl  die  Enthaltsamkeit  des  Thomns 
Platter^  besitzen,  der  selbst  nach  dem  Kirchgange  noch  mit 
der  Beiwohnung  zögerte*^. 

Dennoch  aber  zeigte  sich  auch  in  diesem  Jahrhunderte 
zuweilen  eine  vollständig  bewusste  und  absichtliche  Opposi- 
tion gegen  kirchliche  Bestimmungen. 

So  hörte  Johann  Busch,  der  in  den  Jahren  1448 — 5ö. 

bessrung  abnemen,  u.  sol  innen  der  vogt  darnach  auBZ  den  gerichten  bieten, 
und  wurden  sie  dem  aber  ungehorsam ,  so  mag  sie  ein  apt  mit  siner  gevalt 
strafen  und  gehorsam  machen  nach  sinem  willen  und  geffdlen.'* 

^  Ob  das  bei  der  Ehe  des  Herzog  Albrecht  IV.  v.  Baiern  mit  der 
Tochter  Friedrichs  II.  der  Fall  war,  ist  bestritten;  vgl.  Falckenstein 
Gesch.  d.  Herzogth.  Baiem  3, 487. 

*  „ut  moris  extitit"  bei  Hartzheim  a.  a,  O.  5,  191.  Vgl.  C.  Con- 
stant.  V.  J.  1468.  ebend.  5, 4G5. 

8  Chron.  Austr.  bei  Hahn  ColL  Monum.  (Brunsvigae  1834.)  1, 775. 

^  So  auch  bei  der  Hochzeit  mit  Maria  von  Burgund.  Fugger 
Spiegel  d.  Ehren  Bd.  5.  C.  26.  n.  16. 

•ö  Thom.  Platter  u:  Felix  Platter,  zwei  Autobiograph,  (ed.  Fechter 
Basel  1840.)  —  Derselbe  lebte  übrigens  im  sechszehnten  Jahrhunderte. 

<>  Es  ist  interessant,  zusehen,  wie  die  Zusammensprechung  der  Braut- 
leute vor  der  kirchlichen  Trauung  noch  von  einem  Laien ,  hier  dem  lang- 
jährigen Brodherren  der  Braut,  vorgenommen  wurde  und  wie  der  dabei  ge- 
bräuchliche Ausdruck:  „Zusammengeben"  schon  auf  das  feste  dadurch  ge- 
schlossene eheliche  Band  hindeutet.    8. 89. :  „Also  Hess  ich  mich  bereden 

und  gab  uns  der  vatter  Myconius  zamen Ueber  etlich  tag  giengen  vier 

zu  Dubendorff  by  des  herr  Myconii  schwager,   der  was  do  praedicant, 
zkilchen  und  hulten  uns  dhochzyt.** 
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als  Probst  des  Klosters  Neu  werk  an  der  Saale  fängirte,  dass 
in  Halle  keinerlei  Atifgebote  gebräuchlich  wären.  Er  erliess 
deshalb  an  die  ihm  untergebenen  Geistlichen  der  Stadt  ein 
Verbot,  irgend  eine  Ehe  ohne  vorangegangenes  Aufgebot  ein» 
zusegnen  und  zu  schliessen.  Das  hatte  aber  unmittelbar  nur 
den  ausdrücMichen  Befehl  des  Magistrats  an  die  Stadtdnge- 
sessenen  zur  Folge ,  nach  wie  vor  sich  ohne  vorhergehendes 
Aufgebot  copuliren  zu  lassen,  bis  dann  später  freilich  der 
eifrige  Propst,  wenigstens  nach  seinem  eigenen  Berichte, 
durchdrangt. 

Die  bürgerliche  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  war  von  dem  Kirch  and 
„zu  Kirch  und  Strassen   Gehn'*  abhängig;   das  zeigen  zahl-  ^ gehen. 
reiche  Zeugnisse,  welche  sich  Eheleute  von  Magistraten  und 
anderen  Behörden  zum  Beweise  ihrer  Ehe  ausstellen  liessen^. 
So  heisst  es  denn  auch  in  den  Orlamündischen  Statu- 
ten aus  dem  vierzehnten  Jahrhunderte:^  „Item  unsir  Stadt  ge- 
wonheit  ist  auch  wan  sich  czteei  mit  einander  jn  unsir  Stad  vor 
EUehiny  nemlich  eyn  Unecht  und  eyn  juncfrawe  und  die  Dirne 
mrt  jngefurt  zcu  kirchen  und  zcu  Strassen,  was  sie  guds  zcusa- 
men  brengin  das  sal  ir  bede  sin*',  und  in  einer  Entscheidung 
aus    dem    fünfzehnten    Jahrhunderte    wird    die    Verbindung 
zweier  unmündiger  EZinder,  die  mit  Kirchgang  und  Beilager  — 
wenn  auch  keine  wirkliche  Beiwohnung  erfolgte  —  voUzogen 
war,  für  eine  wirkliche  Ehe  erklärt^:  „gefregt,  iz  toeren  zwei 

1  J.  Bu8ch  de  reform,  monast.  c.  16.  bei  Leibnitz  Scr.  rer. 
BrunsT.  2,  817.  Schon  Dieck  Gewissensehe  (Halle  1838.)  76.  hat  darauf 
hingewiesen. 

s  Beispiele  finden  sich  bei  Haitau s  Glossar  german.  med.  aevi  (Lipsiae 
17580  8.  T.  „Kirchgang/*  Ein  Formular  dafOr  ist  mitgetheilt  bei  Me ich s  s* 
ner  Formular.  (1568.)  3,  43.:  „Wir  vogt  u.  gericht  zu  N.  bekennen,  das 
heut  datums  vor  uns  erschienen  ist  der  erbar  N.  unser  mitbürger,  erzelende, 
nach  dem  er  sich  kurtz  verschiener  zeit  A.  weiland  N.  bürgers  zu  N.  seligen 
tocher  elichen  yerheurat  u.  mit  ir  allhie  bey  uns  nach  christlicher  Ordnung  zu 
kirchen  und  Strassen  gangen  ....  erfodderte  sein  notdurfft  solchs  ires  ehe- 
lichen zusamen  komens  kundtschaft  zu  haben So  sagen  wir  bey  unsern 

ampts  and  gerichtspfiicht das  benandet  N.  u.  A.  rechte  eheleut  u. 

allhie  2u  N.  nach  christlicher  Ordnung  zu  kirchen  gangen  sind  auch  auff 
diesen  tag  eiander  eheliche  beywohnung  thun.**  Eben  das.  fol.  44.  ganz 
ähnlich.  So  existiren  denn  auch  noch  Verzeichnisse  der  Leute ,  die  gehei- 
rathet  haben.  Das  von  dem  Käthe  zu  Reval  in  den  Jahren  1334 — 50.  an- 
gefertigte ist  abgedruckt  bei  Bunge  Liv-,  Esth-  u.  Curland.  Urkb.  (Reval 
1855.)  2, 499. 

3  bei  Walch  Verm.  Beitr.  zu  d.  deutsch.  Rechten  (Jena  1771—93.) 
2,  73. 

*  bei  Bodmann  Rheing.  AJterth.  670.  Bei  Ehen  unmannbarer  Per- 
sonen wurde  auch  wohl  vertragsmässig  die  Zeit  des  Beilagers  hinausge- 
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eUche  Imle,  die  heften  zwei  kinder,  die  eheliche  lüde  stürben,  dez 
were  das  meidichin  noch  under  einen  dagen  und  wurde  beraden 
van  einer  müder  /runden  imd  geürchengit  und  sKefe  bi  und 
neme  iz  der  sweher  bi  eich  und  ei  gestorben  in  dem  jcare  und 
leckte  man  ü  hin  also  ein  meidichin  und  begert,  abe  der  man 
daz  gut  bilKohe  besitzen  solle,  de  wile  daz  meidichin  noch  under 
einen  tagen  wasf  des  wart  gewist:  die  wile  iz  gekirchengit  was, 
so  was  eine  rechte  ee  da  und  sal  der  man  daz  gud  sin  lebetage 
besitzen". 
flämischer  Sehr  merkwürdi£r  aber  sind  die  Bestiramun^a,  welche 

Kirchgang.  ,  ,  ,   °  . 

in  einzelnen  preussischen  Gegenden,  me  Heringen»  Görs- 
pach,  Berga  geltend  waren,  und  die  uns  als  fräraisches 
Kecht,  welches  theils  für  ganze  Dörfer  Kraft  hatte,  theils  an 
^  einzelnen  Grundstücken  haftete,  überliefert  sind.  Sie  hatten 
bis  in  spätere  Jahrhunderte  hinein  Gültigkeit^. 

Der  Kirchgang  geschieht  nämlich  in  der  Woche  und  muss 
vorher  dem  Pfarrer,  so  wie  dem  „EUerschulzen"  angezeigt 
werden,  „welcher  SchuUze  dann  drey  vom  Rath  darzu  verordnete 
Flammiger,  so  allemal  Rahts  Cämmerer  seyn,  bestellet,  das  sie 
auf  den  Predig  Tag  in  der  Kirche  erscheinen".  Es  wird  dann 
von  den  Kirchgängern  m  der  Kirche  dem  Pfarrer  geopfert, 
und  darauf  nehmen  sie  vor  der  Kirchthüre  die  Glück- 
wünsche des  Schulzen  und  der  Zeugen  entgegen.  Die  neuen 
Eheleute  sind  dann  verpflichtet,  an  demselben  Tage  ein  Essen 
zu  veranstalten,  bei  welchem  die  zur  Kh*che  geladenen  Zeugen 
unter  Strafandrohung  zu  erscheinen  genöthigt  sind^  „  Wann 
nun  die  Mahlzeit  verrichtet",  so  fahrt  unser  Berichterstatter 
fort,  „mus8  der  Kirchner  auff stehen,  benebst  dem  Kircligänger  und 
dieses  Frawe  in  ihren  Mänteln  vor  dem  Tisch  erscheinen,  und 
lieset  der  Kirchner  den  aufgesetzten  kirchgangsbrief  öffentlich  tmd 
stellet  solchen  unter  seiner  Unterschrift  dem  Kirchgänger  zu".  — 

schoben.  Vgl.  Urk.  v.  J.  18S9.  bei  Sudendorf  Br.  Lüneb.  ürkb.  (Hannover 
1859.)  1,  833:  „. . .  Wan  Synerdes  dochter  twelf  jar  olt  worden  iB  . . .  «o 
scholde  use  sone  otte  dama  bin  dren  maneden  bi  einer  dochter  slapen  äne 
▼eitoch." 

1  bei  Hartknoch  Sei.  diss.  bist,  de  var.  reb.  prus».  S.  330.  ff.  Die  an- 
geführten Stellen  hat  dieser  Schriftsteller  wörtlich  der  Schilderung  von 
Ahaftverus  Pritsche  in  Supplem.  Speidel.  Besoldian.  S.  86.  ff.  entnom- 
men. Ausführlich  handelt  über  die  Bedeutung  des  flämischen  Kirchganges 
und  bringt  alle  Documente  beiMichelsen  Rechtsdenkmale  ausThüringen. 
1.  Liefrg.  (Jena  1852.)  139.  ff. 

2  Diese  Nothwendigkeit  des  Gastmahls  bei  Hochzeiten  bestand  auch 
nachStiernhöök  a.  a.  0. 160.  im  Norden.  — 
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Das  ist  ein  8.  g.  „kalber ßämischer  Kirchgang",  der  sieb 
von  dem  jyganzen*\  zu  welchem  die  Besitzer  anderer  Güter 
genöthigt  sind,  nur  dadurch  unterscheidet,  dass  bei  diesem 
zwd  Essen  an  demselben  Tage  abgehalten  werden  müssen. 

VI.  Resultate. 

So  war  denn  der  Kirche  der  Sieg  verblieben,  und  als  Re- 
sultat ihrer  Bestrebungen^  ist  kurz  zu  bezeichnen:  Kirchliche 
Eheschliessung  mit  oder  ohne  besondere  Betonung  der  prie- 
fiterlichen  Benediction*. 

Wenn  ich  aber  jetzt  die  Functionen  des  Priesters  bei  der^Jj^  pIlJ!*^^ 
Ehescfaliessung,  die  unwesentliche  Benediction  abgerechnet  ^pJJ5,p"4h! 
wie  sie  in  den  oben  mitgetheilten  Kitualien  sich  darstellen,  mit 
den  Gebräuchen  der  älteren  Zeit  in  Vergleichung  stelle,  so 
ergiebt  sich  unzweifelhaft,  dass  der  Priester  nur  die  Stelle 

i  £s  darf  vohl  auch  hier  darauf  aufmerksam  gemacht  werden,  dass  die 

Eheschlieaaung  eine  nicht  su  Tcrachliende  Einnahmequelle  för  die  Kirche 

war.     Vgl.  Statut,  eccl.  Meldens.  c.  a.  1S46:  „Ne  ullus  sacerdos  aut 

capellanus  exigat  aliquid  ante  benedictionem  nuptialem,  sive  pro  testimonio 

fer^ado,   aire  pro  matrimonio  celebrando,  occasione  ferculorum ,  quae  de- 

hentur  in  nuptiia.    Celebrato  autem  matrimonio  recipiat  fercula  sua,  et 

exigat,  si  necesse  fuerit,  publice  sub  excommunicatione*^  bei  Du  Gange 

B.  T.  ,,misaua^^  4.  col.  1.  S.  443.  vgl.  auch  ss.  vv.  „fercula",  „nuptiaticum", 

,^archeta*S  „ourilliera",  „'verinuptum".    I.  J.  12S2.  wuide  in  Lübeck 

bestimmt,  dass  die  Geschenke  der  Brautleute,  wie  der  Wöchnerinnen^ 

keiner  Beschränkung  Seitens  der  Stadt  unterliegen  sollten;  Cod.  dipl. 

Lubec.  2, 284.  (Lübeck  1843.  ff.) 

2  Vgl.  darüber  Hahn  Lehre  v.  d.  Sakramenten  (Breslau  1864,)  178. 
9  Sie  fiel  bei  zweiten  Ehen  fort.  Vgl.  oben  S.  10.  Anm.  4.  Vgl!  auch 
Hefele  Beitr.  z.  Kirchengesch.,  Archäol.  etc.  (Tübingen  1864.)  53.  Ln 
Norden  nur  bei  zweiten  Ehen  der  Frauen;  vgl.  Stat.  C.  Sudercop.  v.  J. 
1441.  bei  Reuterdahl  a.  a.  O.  S.  126.  Anderswo  sollte  die  Celebratiou 
nur  des  Nachts  geschehen,  z.  B.  bei  Du  Gange  s.  v.  ,,maritagia  recalefacta'^ 
Lauri^re  Dict.  de  droit  firanc.  s.  „Nocesr^chauff^es*'. — Auch  die  Volksmei- 
nimg war  solchen  Ehen  imgünstig,  so  bei  den  G e rm a n e n  (vgL  Weinhold 
a.  a.  0.  S.  803.)  und  besonders  in  Frankreich,  wo  sie  Veranlassung  gaben 
das  Chariyari,  den  Ursprung  unserer  modernen  Katzenmusiken,  aufzu- 
führen, d.h.  all*  die  heidnische  Maskerade  und  Lustigkeit  zutreiben,  die  sich 
bei  anderen  Gelegenheiten  nicht  mehr  geltend  machen  durfte;  vgl.  darüber 
SauTalAntiq.de  Paris  8, 646.  DuM^ril  a.  a.  O.  S.  81.  f.  Thiersa.  a.  O. 
4,479.ff.  P  eignet  bist,  du  charivari.  Du  Gange  s.  h.Y.  Phillips  Ueb. 
d.  Unpr.  d.  Katzenmus. ;  auch  in  Verm.  Sehr.  3, 75.  ff.  Sie  wurden  vielfach 
kirchlicher-  wie  staatUcherseits  yerboten  (vgl.  Bspll.  bei  Graverol  Arrets 
notables  du  Pari,  de  Toulouse.  S.  832.  Martene  et  Durand,  ampl.  coli. 
7,  1271.)  •—  dauerten  aber  an  einigen  Orten  bis  auf  unsere  Zeiten  fort, 
liichard  Trad.  popul.,  croyance,  superstit.,  usages  et  cout.  de  Tancienne 
Lorraine  216.  Deper^y  Ess.  sur  les  moeurs  etusag.  sing,  du  peuple  dana 
lePaysdeGexie. 
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des  alten  Fürsprechers  eingenommen  hat. —  Wie  dieser 
forscht  er  nach  der  Einwilligung  der  Brautleute,  vne  dieser 
übergiebt  er  die  Frau  dem  Manne ,  wie  dieser  ordnet  er  die 
Dotalverhältnisse;  und  wenn  es  in  dem  Parochiale  des 
Erzbischofs  Ernst  von  Köln  für  die  Diöcese  Löwen  v.  J. 
1592.  vom  Priester  heisst^:  „sponsiMn  ad  sinütrum  suum  latus, 
sponsam  ad  dexteram  constituet,  deinde  annulum  aibi  dari  a  sponso 
peietf  simul  ruheas  (si  haben  possint)  chirothecas,  quibvs  insint 
tres  nummuli  arc/entei,  loco  arrliae  sponsae  dandae:  Annulo  di- 
gito  8UO  imponet  Sacerdos,  et  chirothecas  manu  servabit  tanHsp^, 
donec  eas  manvi  sponsae  imponet/^  und  dann  fortgefahren  \\^rd, 
dass  nach  der  Segnung  des  Binges  und  nach  beiderseitiger 
Consenserklärung:  „converstis  sacerdos  ad  sponsum  et  sponsam, 
accipiet  dexteram  sponsi  et  Uli  chirothecas  rubeas  (cui  insint  loco 
arrhae  nummuli  tres)  imponat.  Deinde  manum  dexteram  sponsae 
dexterae  sponsi  implicabit,  et  hie  complicata^  utriusque  dexteram 
stola  collo  dependente  circumUgabit  •  .  •  •  Tunc  utriusque  dex- 
teram dissolvat  sacerdos,  relicHs  chirothecis  in  dextera  sponsae,  et 
annulum  ex  suo  digito  extrahens,  sponso  tradat",  wer  wird  da 
nicht  unwillkürlich  an  die  oben  angeführte  Kölner  Verlobungs- 
formel mit  ihren  „XII  Tomeschen"  erinnert? 

Die  f^nummuU"  sind  hier,  ^vie  die  „torneschen*^  dort,  der 
Preis  für  das  mundium,  den  in  alter  Zeit  der  Mundwald  be- 
hielt, der  später  der  Braut  gegeben  wurde,  sie  sind  der  alte 
fränkische  soKdus  et  denarius,  der  Priester  ist  der  alte  Für- 
sprecher. 

Ich  erinnere  auch  hier  wiederholt  an  die  oben  mitgetheil- 
ten  französischen  und  englischen  Ritualien,  bei  denen 
ich  die  allmähliche  Veränderung,  die  in  den  Functionen  des 
Priesters  vorgmg,  sein  allmähliches  Eintreten  in  das  Amt  des 
Mundwalds  zu  zeigen  versucht  habe,  bei  denen  überall  Semi* 
niscenzen  an  den  alten  Brautkauf  zu  finden  waren. 

Ich  füge  hier  noch  zwei  französische  Bitualien  hinzu, 
die  uns  zwar  beide  den  Priester  schon  in  der  Fülle  seiner  Be- 
fugnisse zeigen,  die  aber  beide  in  Bezug  auf  den  Brautkauf 
merkwürdig  sind. 

In  dem  Rituale  von  Amiens'  nämlich  heisst  es,  nachdem 
der  Priester  die  Eheleute  mit  den  Worten:  „Jean  je  vous  donne 

1  Leod.  1592.  S.  185. 

^  bei  Marlene  a.  a.  O.  I,  2,  632. 
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Marie.  Marie  je  voua  donne  Jean*'  zuaammengegebeii  hat,  ganz 
ähnlich  Tvie  in  dem  bo  eben  erwähnten  Kölner  Parochiale: 
,,.  .  •  Seqtdtwr  benedietio  annulis  «»'  non  benedicatur ,  et  debet 
poni  supra  Hbrwn  cum  XIII  denariie^  .'....  Quo  benedicto 
distribuatur  argetUwn  prout  sacerdoti  videbitur  expedire,  sed  ad 
minus  debent  tres  denarii  reservari.  Et  aspergat  sacerdos  an-- 
nubmi  aqua  benedicta  dicendo  in  nomine  Patris  et  FiUi  et  Spiri-- 
tus  eancti.    Amen. 

Post  accipiai  sponsus  annulum  de  manu  sacerdotis  cum  ar- 
genio  tribus  diffiiis  tenens,  et  dicat  habene  argentum  in  media 
manuK 

Marie  de  cet  anneau  fespouse,  et  de  cet  argent  te  honoure 
et  de  mon  corps  te  doue.'^ 

Ganz  ebenso  ist  der  Vorgang  in  dem  Eituale  von  Limo- 

ges^y  nur  dass  hier  die  Bestimmung  über  die  Vertheilung  der 

dreizehn  Denare  fehlt,  vielmehr  der  Braut  die  ganze  Summe 

übergeben  werden  muss,  diese  Uebergabe  aber  auch  ohne  die 

Vermittlung  des  Priesters  unmittelbar  vom  Bräutigam  erfolgen 

kann.      Dieselben  Worte  aber,   welche  der  Bräutigam  nach 

diesem  Bituale  an  die  Braut  richtet,  spricht  er  auch  in  einem 

Pariser:  ,Ji£arie  de  cest  anelje  fespouse,  et  mon  corps  fhonore, 

et  te  doue  du  douaire,  qui  est  diviziez  entre  mea  amis  et  les 

iiemJ*  — 

Da  aber  so  der  Brautkauf  fast  in  allen  Kirchen  bei  der 
Eheschliessung  angedeutet  wurde,  und  da  das  ganze  Cere- 
moniell  einen  überwiegend  symbolischen  Character  hatte,  und 
meist  nicht  auf  einen  Wohlthätigkeitsact  hinauslief,  so  hielten 
wohl  die  Barchen  eigene  Geldstücke,  die  von  jedem  Bräutigam 
jeder  Braut  gegeben  wurden,  und  die  nach  gemachtem  Ge- 
brauclie  an  die  Kirche  zurückfielen^.  Wenigstens  hatte  Mar- 
tene  eins  in  der  Kirche  zu  Tours  gesehen,  welches  auf  der 
einen  Seite  die  Aufschrift  hatte:  „Toumois*  Denier"  —  ent- 
sprechend dem  alten  ^ySoUdus  et  Denarius",  den  kölnischen 

• 

1  In  Barry  heust  deswegen  noch  das  Geschenk  des  jungen  Ehemannes 
an  seine  Frau  ,4e  treizain".  Du  M^ril  a.  a.  O.  S.  31. 

2  NachDusevel  Eist.  d*AmiensS.  267.  gab  der  Br&utigam  dabei  der 
Brant  auch  eine  Rnthe. 

9  bei  Martene  a.  a.  0. 1, 2,  641. 

^  So  scheint  es  auch  mit  dem  Ringe  der  Fall  gewesen  zu  sein.  ^  In  den 
Cent  nouTelles  Nouvelles  (ed.  Jacob  Paris  1858.)  nouv.  53.  S.  239. 
wird  von  dem  „anneau  du  moustier"  gesprochen. 
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Tomeachen  —  nnd  auf  der  anderen:  y^Pour  epower'*,  und  von 
welchem  er  die  beifolgende  Zeichnung  giebt^: 


;^ 


rR^ 


Eine  ähnliche  Münze  ist  auch  in  der  Archaeologia'  be- 
kannt gemacht  worden ,  die  auf  der  einen  Seite  zwei  Lilien 
trägt  mit  der  Inschrift  „pour  epouser",  auf  der  anderen  ein 
Herz,  dessen  Spitze  auf  zwei  verschlungenen  Händen  ruht, 
mit  der  Inschrift  ,yDenir8  de  fot/".  — 

Auch  die  oben  angeführte  Kölner  VerlobungsformeP 
selbst  kann  einen  Belag  fiir  meine  Ansicht  abgeben ,  denn  die 
ganze  umständliche  Umschreibung  der  Person,  welche  die 
Ehegatten  zusammengiebt  —  „«o  wer  irre  zwe  zosamen  geven 
sal  z6  der  e"  —  ^,der  gene  der  si  ze  hof  gift"  —  „der  gene  der 
si  zosamen  gift'^  —  ist  absichtlich  und  berechtigt  zu  der  Be- 
hauptung, dass  die  Formel  sowohl  für  einen  Laien,  wie  für 
einen  Priester  anwendbar  sein  sollte,  sowohl  für  einen  Für- 
sprecher als  den  ihm  von  der  Kirche  substituirten  Pfarrer. 

Ebenso  ist  in  dem  von  Wackernagel^  aus  einer  Bres- 
lauer Handschrift  mitgetheilten  Trauformulare,  wenigstens  eine 
symbolische  Handlung  des  Priesters,  ein  Schlag  auf  die  Schulter 
des  Bräutigams,  um  seinem  Gedächtnisse  nachzuhelfen ^  der 
des  früheren  Fürsprechers  entsprechend. 

^  a.a.  0.1,2,607.  Indem  im  Code  matr  im.  76.  abgedruckten  Pariser 
Kitual  S.  358.  heisst  es:  „Nummus  vero,  qui  in  Signum  constitutae  dotis 
datur  8j}on8ae,  unicus  vel  multiplex  benedici  polest." 

2  17, 124. 

3  Ueber  die  Beste  des  Brautkaufes  im  heutigen  Frankreich  vgl. 
Deperry  a. a.  O.  S.  14.  DuMeril  a.  a.  O.  S.SO.  Dieser  letztere  sieht 
in  der  ganzen  Form  nur  eine  missverständliche  Uebertragung  der  römischen 
coemptio  und  hält |9er  solidum  et  denarium  für  identisch  mit  per  aes  et  libram. 
Es  braucht  wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  dass  das  Missverständniss  ganz  auf 
seiner  Seite  ist.  Doch  hat  er  in  seinem  Irrthume  schon  zahlreiche  Voi^n- 
ger  gehabt. 

^  bei  Haupt  Ztschr.  2,  555:  „Et  sie  percute  eum  supra  capulas.'^  Ich 
erinnere  an  das  römische  ontegtari. 

^  Das  dürfte  auch  die  richtige  Erklärung  des  oben  erwähnten  Gebrau* 
ches  sein ,  dass  die  Brautleute  vor  dem  Beilager  oder  bei  der  Trauung  ge- 
prügelt wurden.  Vgl.  auch  Rabelais  Pantagruel  1.  IV.  eh.  12:  „Les 
parolles  dictes  et  la  marine  baisee,  on  son  du  tabour,  vous  tous  baillerer 
Tung  ä  Taultre  du  soubrenir  des  nopces:  ce  sont  petitz  coupz  de  poing .  — 
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Endlich  mag  auch  noch  daran  erinnert  werden,  da88  auch 
in  Deutschland  selbst  am  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts 
zuweilen  bei  der  Trauung  nur  ein  Bing  vom  Bräudgam  an 
die  Braut  gegeben  wurde.  Freilich  war  man  sich  der  wahren 
Bedeutung  dieses  Actes  nicht  mehr  bewusBty  ja  suchte  ihn  im 
Gegentheile  durch  eine  künstliche  Symbolik  zu  erklären,  aber 
man  bewahrte  doch  so  unwillkürlich  die  Continuität  des  alten 
Rechts. 

In  der  Frischl  in  sehen  Beschreibung  der  i.  J.  1598.  ge- 
feierten Hohenzollerischen  Hochzeit  heisst  es,  nachdem 
die  Consenserklärung  ausgetauscht  ist:^ 

^^Auff  diss  hegert  er  bald  den  Kraniz^ 
Vom  Fräwlin  Braut  ^  so  zierlich  gantz. 
Welcher,  von  gutem  Gold  gemacht, 
Mit  Edelsteinen  köstlich,  ntuh  pracht. 
Der  Bischoff  denselb  setzet  auff, 
Dem  Bräutigam^  und  sprach  darauff: 
Der  Mann  soll  sein  des  Weyhes  Krön, 
Das  Haupt  und  Zier,  der  Herre  schon. 
Das  Weib  verhalten  aber  sich. 
Gegen  den  Mann  demütigklich 
Damach  vom  Bräutigam  begert 
Den  Fingering  und  das  erklärt 
Wie  der  Ring  sei  von  guttem  Gold, 
So  solle  sein  der  Mann  gar  hold. 
Dem  Weib  sie  lieben  und  m  ehren, 
Mit  jr  sein  stamm  und  nahmen  mehren. 
Die  Liebe  soll  aiuc^  sein  rotund^ 
Gleich  wie  der  Ring  von  Hertzen  grund. 
Darauff'  den  Ring  also  bewegt. 
Dem  Fräulein  Braut  hat  angesteckt. 
Der  Bischoff  darauff  sie  ermahnt 
Einander  zu  geben  die  Hand, 
Und  gaben  sie  zusamen  beyd 
im  Namen  der  Dreyfaltigkeit^^. 

Telz  coups  leront  donnez  en  riant  selon  le  coutume  observ^e  en  toutes 
fian^aiUes.** 

^  (ed.  Birlinger  Freiburg  1860.)  S.  86. 

s  DerXranxist  kein  unprünglich  deutsches  Symbol,  sondern  von  der 
Kirche  aus  demAlterthume  beibehalten,:Ter tull.de  coron.mil.  c.  13.  Chry- 
808t  hom.  IX.  in  IHmoth.;  so  auch  in  der  griechischen  Kirche,  Dal- 
lawayConstantinopleancient  and  modern  S.  875;  in  England:  Chaucer 
Canterbury  tales  v.  8267.  Frankreich:  Du  M^ril  a.  a.  O.  S.  19.  f. 
Roquefort  yie  priv^e  des  Fran^ais  2,  247;  im  Norden:  Ihre  Glossar. 
Sueo-Goth.  coLll64.  s.  v. „Eürona^'  siehe  oben  S.  32;  in  Deutschland: 
Weinhold  a.  a.  O.  S.  258.  f. 

'  Noch  heute  hat  in  der  Umgegend  von  We im ar  auch  der  Junggeselle 
einen  Kränz  (im  Knopfloche).    Schmidt  a.  a.  O.  S.  19. 

^  Vgl.  Herolt  Sermon  discip.  serm.  25:  „Ad  ostendendum  quod  amor 
nie  debet  habere  perpetuitatem,  quod  nunquam  finiatur  nisi  per  mortem.** 

Friedherg,  Ehetchlietttung.  Y 
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Reaaiute.  Wenn  ich  nun  schliesslich  den  Ent^^-icklungsgang  der 
Eheschliessung  noch  einmal  mit  wenig  Worten  characterisiren 
will,  so  lässt  sich  kurz  sagen:  dass  der  Consens  der  Ehegatten 
beständig  das  Wesentliche  blieb,  dass  hierin  die  voIksthümHche 
Anschauung  mit  den  Forderungen  der  Kirche  übereiiikam, 
dass  die  Pfarrer  allmählich  die  Fürsprecher  der  früheren  Zeiten 
verdrängten  und  an  ihre  Stelle  traten,  dass  endlich  ihre  Mit- 
wirkung bei  der  Eheschliessung  immer  dringender  gefordert 
wurde,  wenngleich  die  Gültigkeit  der  E3ie  nicht  von  ihr  be- 
dingt war. 


Zweites  Buch. 
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ZWEITES  BUCH. 
Das    Concilium    Tridentinam. 

l.  Dt*  BehSden  des  gettenden  Rechts.    11.  Die  Reform  des  Trienter  Coneils.    in.  Die 
Receptloa  des  trideDtinftchen  Rechts:  1.  Spanien  ond  Portagal.  S.  Polen.  8.  Die  sttd- 
amerUoHilscheo  Staaten.  4.  Die  deatschen  Staaten :  a.  Oesterrelch.  b.  Balern. 

I.   Die  Schäden  des  geltenden  Bechts. 
Die  Mängel  eines  Eherechts,  welches  für  die  Eheschlies- chantctcrf- 

!•        1»  :ii«ii  »Irnng  de« 

san^r  keine  festen  und  bindenden  Formen  aufstellte,  mussten  "»*t^«>'^*<»'- 

.  ^,  ■     ,  ,  llch.ReclitS' 

Sich  in  mannichfacher  Beziehung  fühlbar  machen.  rastande«. 

Es  war  nicht  das  Schlimmste,  dass  häufig  Ehen  einge^ 
gangen  wurden,  denen  das  Hinderniss  der  Blutsverwandt- 
schaft entgegenstand,  wenngleich  das  vor  Allen  den  Wider- 
stand der  Kirche  gegen  heimliche  Ehen  hervorrief,  sondern 
auch  Doppelehen  wurden  möglich,  da  das  Bestehen  der  einen 
Ehe  oft  genug  kaum  zu  beweisen  war^,  und  dadurch  ein  Zu- 
stand herbeigeführt,  dessen  Unerträglichkeit  in  den  folgenden 
Worten  Luthers  nicht  zu  übertrieben  geschildert  wurde^. 

1  Vgl.  Synod.  Varmiens.  y.  J.  1495.  bei  Hartzheim  a.  a.  O.  5, 665. 
PallaTiciniHist.  Conc.  Trid.  (Antverpae  1678.)  3, 216. 

'  Die  Ver^mmg  in  Ehesftchen,  dieDöllinger  Ref.  Gesch.  2, 442.  if. 

allein  demEinfluMe  der  Reformation  zuschreibt,  war  cum  guten  Theile  schon 

ToiiierTorhanden,  wenngleich  nicht  geläugnet  werden  soll,  dass  sie  durch 

die  Reformation  noch  vermehrt  wurde.    So  lassen  sich  allein  in  Breslau 

in  wenigen  Jahren  (1474^81.)  mehrere  Fälle  der  Bigamie  und  eine  Trigamie 

nachweisen;  vgl.  Klose  a.  a.  O.  bei  Stenzel  a.  a.  O.  S,  68.  72.    Vgl  auch 

die  Tielen  gegen  Bigamie  erlassenen  Verordnungen  (Jarcke  Handb.  d. 

Strafr.  IBerlin  1830.}  3, 65.  kennt  gar  keine)  ^  die  zusammengestellt  sind  in 

meiner  Schrift  de  finium  etc.  S.  107.  f.  —  Dass  aber  die  YonDöllinger 

bei  den  Protestanten  gerügte  Sittenlosigkeit  auch  in  katholischen  Ländern 

des  lechssehnten  Jahrhunderts  zu  finden  war ,  darf  seinen  Anschuldigungen 

gegenüber  kiicht  verschwiegen  werden;   vgL  Urk.  d.  Bisch.  Anton  v. 

Gark  t.  J.  1587.  bei  Gärtner  Salzburgische  gelehrte  Unterhalt.  (Salzburg 

iSlS.)  2, 153.  f.:  „So  ist  bey  hohen  und  niedem  Stand  ytz  laider  der  Ehe- 
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„Also  ging  mirs  im  Kloater  aueh'%  sagt  er  in  seinen 
Tischreden ^y  „oder  wo  man  für  den  ofßdal  kam,  so  schwur 
sich  eines  vom  andern,  freieten  wieder.  Damach  kamen  sie  zu 
"mir,  oder  einem  Andern  in  der  Beichte  und  sprachen:  Lieber 
Herr,  ich  habe  itzt  eine  Frau,  der  hab  iehs  heimUch  geloht;  vne 
thue  ich  ihm  immermehr?  Helft  mir,  lieber  Herr  Doctor^  dm 
ich  nicht  verzweifele.  Denn  Greta,  mit  der  ich  mich  am  ersUn 
verlob  hab,  ist  mein  recht  Eheweib.  Aber  diese  Barbara,  dV 
mir  darnach  vertrawet,  ist  nicht  mein  Weib,  und  muss  doch  bei 
ihr  schlafen?  Jene  darf  ich  nicht  nehmen,  die  ich  doch  genit  I 
möcht  haben,  da  es  sein  könnte;  aber  ich  kann  nu  nicht;  denn 
ich  habe  eine  Andre,  so  hat  sie  auch  einen  Andern;  doch  vm 
es  Niemand,  dass  sie  mein  Weib  ist,  denn  allein  Gott  im  Him- 
mel, dem  ist  bevmssU  0,  ich  werde  verdampt,  ich  wdss  keinen 
Rath''. 

Um  60  mehr  aber  musste  die  Leichtigkeit,  mit  der  die 
Ehen  geschlossen  werden  konnten ,  die  bequeme.  Formlosig- 
keit der  Heirath  ins  Gewicht  fallen,  da  ihr  die  Auflösungs- 
fähigkeit der  £hen  nicht  entsprach,  und  so  das  nöthige  Cor- 
rectiv  fehlte. 

„  Quaesitum  est,  an  eiiam  solo  nutu  possit  oontrahi  matri' 
mofUum",  heisst  es  bei  Erasmus^,  „et  responsum  est  postf- 
Quaesitum,  an  literis  scripta  coeat  matrimonium,  respons\mi  est 
coire.  Quaesitum  est,  an  signo,  vebiii  si  quis  nummi  fraed  di- 
midium  det  puellae,  responsum  est  caisse  matrimonium.    Quae^- 

bruch  gemain**  etc.  Mandate  u.  Landtgebott  Herz.  Maximil.  I.  ^^ 
Baiern  v.  J.  1598.  fol.  XXIL  „.  .Dieweil  solches  lasster  (d.  h.  die  Un- 
zucht), ungeacht  der  scharpffen  einverleibten  straffen,  je  lenger  je  mehr 
überhand  nemmen  wil  .../^  etc.  Vgl.  überhaupt  Sugenheim  Baierns 
Kirch-  u.  Volkssust.  i.  sechsz.  Jahrh.  (Giessen  1842.)  532.  ff.  Lipowski 
Baiems  Kirchen-  und  Sitten-Polizei  unter  seinen  Herzogen  u.  Churfuisten 
(München  1821.)  105.  ff. 

1  Werke  (Erlang.  Ausg.)  62,  230.  Vgl.  auch  Erasmus  de  lOAtr. 
ohrist  (Lugd.  BataT.  1050.)  69 :  „Quod  si  quis  per  yerba  praesentis  tempom, 
sed  ficte  pxolata,  contrazit  matrimonium,  aodeinde  cum  alia  paoisciuirei 
animo,  etiamsi  interoesserit  iusiurandum,  copula  et  proles  suooesserit,  tunen 
ad  priorem  redire  cogitur.  Si  obtemperat  Ecciesiae  iudicio,  provocat  iram 
Dei:  si  non  obtemperat,  fimtur  anathemate.  Quid  faciet?  £  duobus  malis 
quod  levius  est  eliget,  patienter  feret  hominis  fulmen,  ne  divino  fuhnio^ 
pereat  in  aetemum.  Episcopum  incusare  non  potest,  qui  suofunctus  est 
officio.  Sibi  imputet,  qui  ficte  promiserit,  si  levissimae  rei,  ut  ait  Flato, 
gTATissimas  poenas  daze  cogitur.  Et  tarnen  alten,  quae  nihil  peccavit,  non 
licet  secura  conscientia  nubere:  maritum  habet,  quem  neo  tenere  potest, 
nee  amtttere.^* 

<  a.  a.  0. 67.  f. 
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tum  est,  an  per  proeuratores  inter  absentes  coiat  matrimanium, 
retspoMUtn  est,  coire,  ri  proeuratar  a  certa  persona  de  contrahendo 
cwn  eerta  mandatum  acceperit.  QtAoesitum  est,  an  facto  ßat 
raium  matrimonium,  vebtU  si  iuoenis  dieat:  Si  me  hohes  pro 
contuge  da  basium;  responsum  est  coire.  Quaesitum  est,  an 
süentio  coeat  mairifnoniwn,  veluti  si  pueUae  pater  dieat  patri 
iucenis:  Do  ßUam  meam  uxorem  fiUo  tue:  rursum  prod  pater 
r&^ondeat.  Et  ego  fiMum  meum  do  maritimi  filiae  tuae,  si  nee 
iucenis,  nee  pueUa  contradicat,  sed  tantum  obtieeseat  tUerqtie, 
ratum  erit  matrimonium". 

Und  dazu  jene  starre  Unauilöslichkeit  der  Ehe,  die  nur 
eine  Trennung  von  Tisch  und  Bett  gestattete,  dazu  die  Theorie, 
dass  „die  Kanlewt  sollen  .  .  .  gar  fleissikUch  bedenken.  Erst-- 
Uch  wmd  am  tnaisten  das  saeratnent,  des  die  kanlewt  ain  jnstn^ 
ment  seinn,  und  dermassen  zesamen  gefuoegt,  daz  sy  nymmemier 
voneinander  geschidefi  moegen  werden,  umb  das  sy  sollen  sein, 
mit  irer  unzertrennlichen  ainigkait,  ain  pildnttss  der  geistlichen, 
christenUchen  und  gotlichen  ainigkaW^. 

Besonders  aber  war  dem  germanischen  Rechtsbewusst- ^Ji^* "ilSle* 
sein  anstössig,  dass  die  elterliche  Einwilligung  in  die  Ehen  ^"^^1,"}*; 
der  Kinder  rechtlich  völlig  indifferent  wurde,  eine  Erscheinung, 
die,  so  lange  das  alte  deutsche  Recht  der  öffentlichen  Ehe- 
schliessung geltend  gewesen  war,  selten  hatte  Platz  greifen 
können,  und  nie  rechtliche  Anerkennung  gefunden  hätte^,  die 
aber  als  Consequenz  des  kanonischen  Rechts,  als  unmittelbare 
Folge  des  Sacramentsbegriffes  der  Ehe  im  Gegensatze  selbst 
zu  den  früheren  Lehren  der  Earche  auftrat  ^ 

Es  war  den  Forderungen  einer  vorgeschrittenen  Civilisa- 
tion  schon  durch  die  Vorschriften  Genüge  gethan,  welche  den 

1  Berthold  Bisch,  v.  Chiemaee  Tevtsche  Theologey  c  99.  (ed. 
Reithmeier  Mönchen  1S52.)  S.  682.  —  Gegen  die  Unauflö«lichkeit  der  Ehe 
erklärte  sich  daher  auch  Erasmus  in  den  Annot  in  Nov.  Test  (Basil.  ap. 
Proben.  1515.)  1.  Corinth.  Vgl.  Richter  Beitr.  z.  Gesch.  d.Ehescheidungsr. 
(Berlin  1868.)  S.  8.  f. 

*  Siehe  oben  S.  24.  f. 

*  Vgl. Richter K.R  §.267.  —  Schwabensp.  Art  56:  „Swenne  der 
imigelioo  zeviersehen  iam  komen  ist.  so  nimt  er  wol  elich  wip.  ane  sins 
^tef  willen  und  hat  er  nit  vaters  und  hat  er  ander  phleger.  wider  der  willen 
toot  er  es  och  woL  also  ob  der  Knabe  und  diu  iuncfi^we  ir  fleisch  zuo  ein 
a&der  gemischet  hant  und  ist  des  niht  gescheheo.  so  mac  man  si  sundem. 
So  diu  iuncfirowe  in  cwelf  iar  kumt  so  ist  si  £er  tagen  chomen  und  nimt  si 
ein  eman  wider  ir  Tater  willen,  oder  ander  ir  firiunde.  diu  I  ist  stete."  (ed. 
Lassberg  Tübingen  ^0.) 
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Eltern  das  Zwangsrecht^  zur  Verlobung  ihrer  Kinder  nahmen^ 
heimliche  Ehen  aber,  ohne  KenntniBS  der  Eltern,  verstieasen 
nicht  blos  gegen  hergebrächte  Sitte  und  Art^  sondern  forder« 
ten  auch  zu  Gegenmassregeln  der  weltlichen  Macht  auf. 

Und  in  der  That,  während  sonst  die  Ehejurisdiction  fa8t 
imzweifelhaflt  dem  geistlichen  Forum  zugesprochen  \viirde, 
während  hier  Doctrin  und  Praxis  einig  Hand  in  Hand  ^gen^ 
und  im  Allgemeinen  der  Grundsatz  des  Schwabenspiegels^ 
aufrecht  erhalten  wurde:  ^^IHz  ist  umbe  ein  e.  und  daz  9tih 
rillten  geistliche  rihter;  unde  so  ez  an  den  lip  gat,  so  suln  k 
rihten  taeUKcken  rihter",  wSurend  endlich  eine  weltliche  Ge- 
setzgebung in  Ehesachen  meist  nur  als  Bestätigung  der 
kanonischen  Grundsätze  vorkommt,  so  finden  sich  vielfach 
Bestimmungen,  welche  theils  die  bei  solchen  heimlichen  Ehen 
mitwirkenden  Personen  einer  Strafe  unterwerfen,  theils  die^e 

1  VgL  darüber  W  i  1  d  a  Strafreclit  802. 

2  SieheobenS.  20.  34.  65. 

'  Sogar  einem  Mfidchen,  das  keine  Eitern  hat,  verargt  es  Ulrich  Ton 
Lic  ht  en  8  tei  n ,  falU  es  ohne  der  Freunde  Uath  heirathet.  Frauenbuch  (ed. 
Lachmann  Berlin  1841.)  626,  9—12.  und  Hans  Sachs. sagt,  Werke  H',  3, 
XXVIIv.  (Nürnberg  1560 ): 

„Zum  dritten,  lehren  wir  hie  bey 

Dess  Königs  Tochter  Amaley 

Dass  sich  ein  Tochter  hüten  sol 

All  zeit  Yor  den  Mannsbilden  wol 

Dass  sie  mit  Lieb  nicht  werd  gefangen 

Und  in  der  Schrentxen  bleib  behangen 

Und  sich  heymlich  yerlibet  hat 

Ohn  jhr  Eltern  wissen  und  rath 

Weyl  durch  soUich  heymlich  gelübt 

Die  Eltern  werden  hertzlich  betrübt 

Darzu  ist  es  auch  wider  Gott 

Der  ghorsam  der  Eltern  gebott 

Drumb  ghraten  solch  Eh  selten  wd 

Sonder  stecken  alls  Unglücks  vol 

Und  darzu  alles  ungemachs 

Blas  man  Buss  thut,  so  spricht  Hans  Sachs  *\ 
So  spricht  diePreuss.  L.O.  y.  J.  1394.  (?)yon  „recht  undredeiich  vor  ge- 
worben ...  an  eiin  neestin  frunden"  in  den  Chron.  Johann  v.  d.  F  usilie 
ed.  Vogt  u.  Schubelt  (Königsberg  1823.)  191.  und  so  heisst  es,  um  ein  ent- 
sprechendes Beispiel  aus  dem  franiös.  Hechte  anzuführen,  in  den  Olim  (ed. 
Beugnot  Paris  1840.  ff.)  1,  711:  „inhibitum  fuit . . .  burgensi  SilvanecteoBi, 
ne  quandam  puellam,  existentem  in  custodia  sua,  aliquatenus  maritaret 
absque  assensu  amicorum  ipsius  puellae.*^ 
^  VgL  Friedberg  a.  a.  0. 120.  63.  f.   • 

^  c.  201.  vgl.  Cuimer  R.  lib.  5.  e.  48.  (ed.  Leman Berlin  1838.)  S.  15S. 
Vgl.  auch  Wiener  Stadtrecht  v.J.  1340.  bei  Rauch  rer.Austr.  acr.  (Vin- 
dobon.  1794.)  3,  57.  und  Friedberg  a.  a.  0. 108.       ^ 
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Ehen   selbst    als   genügenden    Grund    der    Enterbung   aner- 
kennen. 

So  setzte  beispielsweise,  um  deutsche  Bestimmungen  an- ^{J^^'^^'jj^® 
zufuhren,  die  Stadt  Freiburg  im  Breisgau  i.  J.  1339.  fest:^  dogegc«. 
„  Were  ouch  das  ieman,  er  si  pfaffe  oder  leye  bi  solichen  dingen 
(d.  h.  heimlichen  Ehen)  werint,  die  das  achüffint,  verhangtintf 
oder  rietint,  das  den  rat  gevarlich  oder  argwanlich  denket,  uf  die 
setzet  der  rat  stranglick  ouch,  als  de?ine  der  rat  erkennet,  und  in 
dunlet  nach  der  schulden",  und  verletzte  damit  zugleich  die 
geistliche  Immunität  von  weltlichem  Gerichte;  so  findet  sich 
d^e  andere  Art  der  erwähnten  Bestimmungen  in  UamburgS 
Bamberg^,  Celle^,  in  Hessen^  und  noch  vielfach  anders- 
wo vor^.     Ebenso  schritten  auch  die  spanischen^,  italieni- 
schen^,   holländischen^    und    polnischen ^^    Staatsge- 
setze ein. 

Auch  die  Reception  des  römischen  Rechts  ^^  und  vor  allen  Rerorma- 
Dingen  die  Reformation  unterstützte  und  forderte  den  deutschen 
fiechtsgedanken  in  seinem  Kampfe  mit  den  kanonischen  Be- 
stimmungen, und  wenn  irgendwo,  ist  hier  Uebereinstimmung 
und  Consequenz  in  den  Schriften  der  reformatorischen  Theo- 
logen und  Juristen  zu  finden. 

Nicht    allein   Luther"   oder   Melanchthon^*,   die   m 
ihrem    eigenen   Hause   und   in   ihrer  eigenen  Familie  kaum 

1  Bei  Schreiber  Urkdb.  d.  Stadt  Freiburg  (Freiburg  1828.)  1,  S42. 

2  Stadtr.  y.  J.  1270.  VI.  7.  X.  8.  bei  Lappen berg  Hamb.  Rechts- 
alterth.  (Hamburg  1845.)  1, 28.  63. 

3  Gerichtab.  t.  J.  1806—33.  No.  84.  bei  Zöpfi  d.  alte  Bamb.  Recht. 
(Heidelberg  1839.)  Urkdb.  155. 

4  beiLeibnitz  scr.  rer.  Brunsv.  3, 483. 

6  Urk.  y.  J.  1423.  bei KuchenbeckerAnnal.  Hass.  (Marburg.  1728.  f.) 
$,  248. 

•  Vgl  Pufendorf  obsery.  iur.  uniy.  (Hannov.  1770.).  II.  Appdx.  19. 
V§^.  auch  schon  L.  Angl.  et  Werin.  10, 2.  L.  Wisigot  h.  III,  2, 5. 

7  Siehe  oben  S.  72.ff. 

8  Siehe  oben  S.  76. 

9  Stehe  oben  8.  66. 
10  Siehe  oben  S.  77. 

u  Vgl.  Kurpfälz.£he-0.  y.  J.  1563.beiRichterK.0.2,  256;  Hes- 
sischeK.O.y.  J.  1566.  ebendas.  2,297;  Würtemb.  £he-0.  y.  J.  1553. 
ebenda».  2, 128;  Ffalsneub.  K.O.  y.  J.  1554.  ebenda».  2, 146;  Luther 
Von  Ehesachen  bei  Strampff  Dr.  Mart  Luther  üb.  d.  Ehe  (Beriin  1857  ) 
S.  314.  Bullinger  Vom  christL  Ehest,  cap.  5.  bei  Sarcerius  Vom  heil. 
Ehestande  (Eisleben  1556.)  foi.  XCIX. 

u  Bei  Strampff  a.  a.  O.  299—325. 

u  de  coniugio  (Apttebergae  1551.)  16. 
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trüben  Erfahrungen  in  Bezug  auf  die  heimlichen  Ehen  ent- 
gingen S  sondern  auch  Brenz  ^y  Bullinger^  MauserS 
Schneidewin^,  Beust^  und  fast  alle  Anderen^  erklärten 
sich  für  die  Nichtigkeit  solcher  Ehen,  und  Kirchenordnungen^ 
wie  weltliche  Gesetzgebungen^  folgten  diesem  Beispiele. 

Ja,  der  Begriff  der  heimlichen  Ehen  wurde  schlechthin 
mit  Beza  dahin  definirt  ....  (matrimonia)  in  quibuB  auctori- 
tcut  eorum  non  intervenit,  in  qtwrum  potestate  vel  alter  contrahm" 
tium  Sit  constitutus"^^. — 

iTbÄ!  Dennoch  konnte  die  Hülfe,  die  auf  indirectem  Wege  dem 
Uebel  zu  steuern  suchte,  kaum  ausreichend  erscheinen.  Allein 
in  einer  festen  Form  der  Eheschliessung,  die  jede  Heimlich- 
keit ausschloss  und  den  Ansprüchen  aller  Interessenten  ge- 
recht ward,  konnte  ein  durchgreifendes  Heilmittel  gegeben 
werden.     Darauf  deuteten  denn  auch  einsichtige  Männer,  wie 

'Äle^' Bischof  Berthold  von  Chiemsee,  hin.  (1460  —  1543.) 
„Wo  aber  darüber  ain  Winckel  ee  gemacht**,  sagt  er  in  seiner 
Tewtschen  Theologey",  „dieselb  ist  dannoch  kreftig.v^- 

1  Vgl.  Luther  Werke  {ed.  Walch)  10, 881 :  „Wie  jetzt  M.  Phüippo  und 
seinem  Weib,  wo  meine  Predigt  nicht  kommen  wäre,  und  schier  zu  langsam 
kommen  bin,  geschehen  wäre,  dass  sie  verschmachtet  wären  an  ihrem  Sohne, 
den  auch  böse  Buben  verleitet  haben ,  bis  er  sich  heimlich  theuer  und  hoch 
verlobet,  dass  ich  grosse  Mühe  gehabt  habe,  ihn  abzuwenden  oder  vielmehr 
abzuschrecken.  So  denke  ich  auch  an  das  Exempel  Herzogs  Philipps  mit 
seinem  Sohn,  Herzog  Ernsten,  u.  s.  w.,  so  wäre  mir  selbst  in  meinem  Hause 
auch  schier  ein  soldies  begegnef  in  Zimmermann  etc.  Concordanzzu 
Luthers  Werken  (Darmstadt  1828.  ff.)  1,  704. 

2  Von  Ehesachen.    Erste  Frag. 

9  Siehe  oben  S.  105.  Anmkg.  11. 

^  de  nuptiis  (Jenae  1606.)  342. 

^  de  nuptiis  (Jenae  1606.)  453. 

^  Tractat.  connub.  panft  2.  c.  45.  (Jenae  1606.)  177. 

7  Vgl. z.B.  Havemann  Gamolog. synopt. (Stadae  1 656.) lib. 2. t. 3. po8.2. 
S.  45.  Brückner  Dec.  iur.  matr.  (Gothae  1724.)  c.  2.  S.  100.  ff.  deff.  88.  ff 
Brouwer  de  iure  connub.  ap.  Batav.  rec.  (Amstelodami  1665.)  Üb.  1.  c.  b. 
S.  32.  ff.  Boehmer.  i.  eccl.  prot.  lib.  4.  t.  2.  —  Vgl  auch  Art  Schmale, 
de  pot.  et  iur.  ep.  bei  Müller  symbol.  Bücher  (Stuttgart  1848.)  343. 

^  Dieselben  finden  sich  zusammengestellt  bei  Göschen  doctr.  de 
matr.  (Halis  1848.)  9.  ff. 

9  Zahlreiche  Beispiele  bei  J.  A.  Hof  mann  Handb.  d.  teutsch.  Eher. 
(Jena  1789)  S.  27.  ff.  Kraut  Gedr.  z.  Vorles.  üb.  d.  deutsche  Privatr.  §.  20». 
no. 2. 3.   Brückner  a.a.O. S.  111. 

10  de  repud.  et  divort.  (Genevae  1587.)  10.  Brenz  in  der  K.O.  v. 
Schwä^.  Hall  v.J.  1526.  beiRichter  a.  a.O.  1,47.  Brückner  a.a.O. 
S.  92. 

11  Dieselbe  föllt  in  die  Jahre  1527  —  30.  vgl.  Keithmeier  a.  a.  0. 
S.  XVI.  —  S.  685. 
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tcol  das  gepot  ttbertreten  wind  dcLdureh  ain  todsünd  beschelien  üL 
Laißt  aines  capiteU  im  decretal  eingeleßt^.  Dasselh  waer  meins 
hedimckkens  diser  zeit  auffzthtn  und  die  tmnckel  heyrai  gar 
für  unpündig  zuverkefinen". 

Ebenso  sprach  sich  Erasmus  für  eine  Aenderimg  des^rasmus. 
bestehenden  Eherechts  aus^,  wenngleich  er  dem  Kechte  der 
Kirche  gegenüber  schüchtern  genug  auftrat^. 

IL  Die  Keform  des  Trienter  Concils. 

So  war  es  denn  natürlich,  dass  sich  die  Blicke  aller  recht- 
schaffenen Katholiken  nach  Trient  richteten,  wohin  zum 
1.  November  1542.  das  ökumenische  Concil  zusammenberufen 
war.  Wurde  doch  von  dort  die  Refcurm  der  Kirche  an  Haupt 
und  Gliedern  erwartet,  welche  die  grossen  Kirchen  Versamm- 
lungen des  fünfzehnten  Jahrhunderts  vergeblich  angestrebt 
hatten;  hoffte  man  doch,  dass  dort  Dogma  und  Disciplin  den 
endfa'chen,  schmerzlich  vermissten  Abschluss  finden  würden. 

Im  Jahre  1552.  begannen  die  ersten  Arbeiten  des  Concils  ^„/J^f^^,^ 
auf  dem  Gebiete  des  Eherechts*.  Eine  G'eneralcongregation  '^^^»«^«'^»eii- 
wurde  abgehalten,  den  theologischen  Vätern  23  Artikel  zur 
Prüfung  übergeben,  Deputirte  ernannt  und  diesen  die  For- 
mulirung  der  Canones  aus  dem  durch  die  Theologen  vorbe- 
reiteten Material  aufgetragen.  In  der  That  wurde  denn  auch 
eifng  mit  den  Arbeiten  begonnen  und  schon  war  die  Redaction 
von  sechs  Canones  vereinbart,  als  die  Berathungen  plötzlich brcchung<i. 

'  Dl  Arbeiten. 

gehemmt  wurden. 

Die  Protestanten  nämlich  hatten  beim  Kaiser  bittere  Klage 
geführt,  dass  das  Condl,  ohne  nur  irgendwie  den  Beitritt  der 
protestantischen  Theologen  zu  erwarten,  voreilig  über  alle 
Streitpunkte  endgültigen  Beschluss  fasste,  so  dass  die  pro- 
testantische Lehrmeinung  ungehört  verurtheilt  und  jede  Hoff- 
nung auf  Vereinbarung  von  vorne  herein  abgeschnitten  würde. 

^  X.  de  matr.  contra  interd.  (4, 16.) 

'  de  matr.  8.  66:  „Opinor  autem  humanuni  esse  decretum,  solocon- 
sensu  coire  matrimonium ,  ut,  qui  legem  pro  ratione  temporum  statuit,  possit 
eamdem  pro  ratione  temporum  vel  abrogare  vel  moderare/' 

'  Nachdem  er  a.  a.  O.  die  Uebelstände  des  geltenden  Hechts  gerügt, 
fahrt  er  B.  67.  fort:  „Non  haec  refero,  quod  damnem  constitutionem :  sed 
quo  cautiores  reddam  iuvenes  ac  puellas  in  contrahendis  matrimoniis.  Nam 
i«ceptis  ab  Ecclesia  legibus  adversari,  non  arbitror  esse  connultum.  Caete- 
rum  illius  est  mutare  legem  e  re  nata,  qui  legem  condidit.** 

^'Sarpi  hist.  du  Coneile  de  Trente  (trad.  par  Le  Courrayer  Basle 
1738.)  1, 685.  ff. 
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Sei  Qs  nun,  dass  Karl  V.  nach  Tergeblichen  Bitten  um 
Aufschub  der  Verhandlungen  seinen  Unterthanen  geradezu 
die  Theilnahme  an  den  Berathungen  verboten  hat  —  mt 
Sarpi^  berichtet  — ,  sei  es,  dass  er,  wie  Pallavicini*  erzählt, 
in  milderer  Weise  seinen  Einfluss  geltend  machte:  jedenfallä 
wurden  die  Verhandlungen  abgebrochen,  und  beschlossen,  sie 
erst  in  späterer  Zeit  nach  dem  Belieben  des  Concila  wieder 
aufzunehmen. 

So  ruhte  denn  die  Fn^  rolle  eilf  Jahre. 

s.Febraar  Endlich  am  5.  Februar  1563.  proponirten  die  Legaten 
acht  die  Ehe  betreffende  Artikel,  über  welche  die  TheologeR 
in  der  nächsten  Woche  berathen  sollten^  und  von  denen  der 
zweite  sich  mit  der  Frage  beschäftigte,  ob  die  Eltern  die 
hein^lichen  Ehen  ihrer  Elinder  vernichten  könnten  und  ob  es 
angemessen  erscheine,  wenn  die  Kirche  sie  in  Zukunft  für  un- 
gültig erkläre. 

Um  die  Berathungen  zu  erleichtern,  wurden  die  Artikel 
unter  die  vier  Classen  der  Theologen  vertheilt  und  jeder  zwei 
zur  Prüfung  übergeben. 

^'wS?"'         Die   Sitzungen   begannen   am   9.   Februar   und   wurden 
durch  eine  eindringliche  Rede/  Salmerons^  eingeleitet. 

saimeron.  Mit  gleicher  Entschiedenheit  erklärte  er  —  auf  der  Basis 
der  Florentiner  Beschlüsse  —  es  für  unzweifelhaft  ketzerisch, 
den  Eltern  die  Gültigkeit  der  von  den  Kindern  ohne  Erlaub- 
niss  geschlossenen  Ehen  anheirozustellen,  und  sprach  er  der 
Kirche  die  Berechtigung  zu,  heimliche  Ehen  zu  annuUircn. 
Er  wies  auf  die  zahllosen  Missstände  des  geltenden  Rechts  hin, 
auf  jene  Fülle  von  Unzucht  und  Ehebruch,  welche  ungestraft 
die  Welt  beflecke,  und  die  auf  jede  Weise  beseitigt  werden 
müsse. 

Nil  mX         ^°*  ^0-  Februar  wurde  die  Debatte  durch  den  Decan  der 
*"*•     theologischen  Facultät  von  Paris,  Nicolaus  Maillard,  fort- 
gesetzt, aber  über  die  von  ihm  vertretenen  Ansichten  gehen 
die  Berichte  auseinander.     Während  Sarpi^  ihm  eine  Mei- 

^  ebendas. 

8  a.  a.  O.  Hb.  18.  c.  2.  —  2, 189. 

3  Sarpi  a.  a.  O.  2,  474.  Raynaldus  Annal.  ecclea.  ad  ann.  1563. 
no.  19. 

*  Sarpi  a.  a.  O.  2, 477.  Pallavicini  a.  a.  O.  üb.  20.  c.  2.  —  3,  128. 
KaynalduB  a.  a.  0.  ad  ann.  1563.  no.  20. 

6  AlphonsSalmeron,  aus  Toledo,  Mitglied  der  Gesellschaft  Jesu. 

6  a.  a.  O.  2, 477. 
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nung  zuschiebt, '  nach  welcher  er  entschieden  der  Kirche  die 

'ahigkeit,  heimliche  Ehen  zu  vernichten,  abgesprochen  habe, 

1  ihn  so  zum  Gegner  Salmerons  stempelt,  lässt  ihn  PaN 

Icini^    mit    diesem    völlig    übereinstimmen.      Jedenfalls 

scheint  diese  letztere  Erzählung  auf  grössere   Glaubwürdig* 

keit  Anspruch  zu  machen,  weil  es  kaum  denkbar  erscheint, 

dass  das  Haupt  einer  so  angesehenen  gelehrten  Körperschaft 

sich  gänzlich  von  den  sonst  durch  die  französische  Theologie 

vertretenen  Ansichten  losgesagt  haben  sollte. 

In  deü  Discussionen  der  folgenden  Tage^  erklärten  alle  d^J^®**;,^- 
Theologen  der  ersten  Classe  einmüthig,  dass  sie  die  heimlichen 
Ehen  für  wahre  und  gültige  hielten,  aber  ob  die  Kirche  sie  zu 
annolliren  vermöge,  blieb  streitig. 

Wie  könne  man  der  EJrche  das  zugestehen?  fragten  die 

Einen.    Man  müsste  denn  behaupten,  dass  das  Concil  von 

Florenz  bei  der  Formulirung  des  Satzes:  ^^Conaensus  facit 

nuptias'*  vergessen  habe,  des  Requisites  der  Oeffentlichkeit 

zu  erwähnen,  dass  Christus  bei  seinem  Ansprüche,  dass  der 

Mensch  nicht  scheide  was  Gott  verbinde^,  nur  an  öffentliche 

Ehen  gedacht  habe.    Die  ganze  Tradition,  der  Gebrauch  und 

das  Recht  aller  Earchen  spreche  dagegen. 

Die  Anderen  zogen  wieder  die  übrigen  Ehehindemisse 
zur  Begründung  ihrer  Ansicht  heran.  Sie  wiesen  darauf  hin, 
dass  auch  das  impedimentum  eonsangtdnitatis  und  afßnitaiis 
thdlweise,  das  impedimentum  voti  ganz  auf  kirchlicher  Anord- 
nung beruhe.  Was  da  entgegenstehe,  auch  ein  impedimentum 
chndestimtatis  zu  schaffen? 

Je  grösser  so  der  Zwiespalt  der  verschiedenen  Theorieen 
war,  um  so  erfreuter  nahm  man  die  vermittelnde  Meinung  des 
Dominicaners  Camillo  Campeggi  auf,  welcher  freilich  c^^e^i. 
die  Befugniss  der  Kirche,  über  ein  Sacrament  zu  entscheiden 
und  die  heimlichen  Ehen  zu  vernichten,  ebenfalls  läugnete, 
dar  aber  behauptete^  dass  die  Kirche  den  Civilcontract  der 
Ehe,  welcher  die  Basis  des  Sacramentes  bilde,  wohl  annul- 
liren  könne:  Eine  Theorie,  deren  geföhrliche  Seiten  Anto-^°^j^;^ 
nius  Solisio  mit  scharfen  Zügen  kennzeichnete. 

Man  sollte  doch,  warnte  dieser,  nicht  den  Civilcontract 

1  a.  a.  O.  üb.  20.  c.  4.  --  8, 132. 
3  Sarpi  a.  a.  0. 2, 482.  f. 
3  Marc.  X.  9. 
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herbeiziehen,  der  nur  dazu  dienen  könne,  dem  Staate  Befug- 
nisse über  die  Ehe  zu  verschaffen. 

Von  Neuem  kam  dann  das  Concil  auf  die  heimlichen 
Ehen  im  Juli  zurück^  um  dann  endlich,  freilich  auch  noch  mit 
grösseren  Unterbrechungen,  die  Berathungen  zum  Abschluss 
zu  bringen. 

Biiif  dci  -^^  ^^*  J^'^  Abends,  kurz  nachdem  die  drei  und  zwan- 

Franffelch.  ^^S®^®  Sitzuug  gefeiert  warS  verlasen  die  französischen 
Gesandten  ein  Schreiben  ihres  Königs,  in  welchem  dieser  vou 
dem  Concil  die  Vernichtung  der  heimlichen  Ehen  forderte, 
sei  es,  dass  sie  ohne  Zeugen  und  Priester,  sei  es,  dass  sie 
gegen  den  elterlichen  Willen  geschlossen  wären.  Wenigstens 
sollte,  falls  man  diese  letzteren  Verbindungen  nicht  ohne 
Weiteres  annulliren  wolle,  eine  Altersgränze  festgesetzt  werden, 
nach  der  die  Nothwendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  zu 
bemessen  sei. 

Wohl  war  die  Noth  und  das  Elend  der  heimlichen  Ehen 
auf  das  höchste  gestiegen,  und  der  Brief  des  französischen 
Herrschers  gab  nur  einem  Begehren  Ausdruck,  welches  von 
allen  Seiten  an  das  Concil  gestellt  wurde,  und  welches  sich 
durch  dogmatische  Zweifel  nicht  beseitigen  lassen  wollte. 

Die  Forderung  der  französischen  Gesandten  verlangtes 
^,ut  antiqmsBxma  nuptiarum  solemnia  hoc  tempore  restüucmturf 
palamque  et  pubUee  in  eedeeia  matrimania  eelebrentur;  quadsi 
aUqwmdo  propter  magnam  causam  aUter  posse  ßeri  videatur, 
non  prius  tarnen  leffitima  esse  censeantur,  quam  ei  hme  sacro 
mysterio  praefuerit  parochus  vel  presbyter,  tresque  aut  plures 
testes  praesentes".  — 

Der  Ausschuss  von  Vätern,  welche  nach  dem  Geschäfts- 
gange die  einzelnen  Fragen  für  die  Generalversammlung  vor- 
bereitete,  formulirte  diesen  Satz  als  ein  Decret.  Allein  nichts 
kann  wohl  besser  darthun,  mit  welcher  Mühe  die  Verwerfung 
der  clandestinen  Ehe  durchgesetzt  wurde,  wie  weit  die  einzel- 
nen Ansichten  aus  einander  gingen,  wie  schwierig  die  Ver- 
handlungen sich  gestalteten,  als  der  Umstand,  dass  dies  Decret 
noch  drei  Abänderungen  zu  erfahren  hatte,  die  nicht  blos  die 
formale  Bedaction,  sondern  den  Kern  der  Frage  berührten. 

1  S«rpi  a.  a.  O.  2,  619.   Pallayicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  1.  —  3,  216. 
Baynaldus  a.  a.  O.  ad  ann.  1568.  n.  137. 

*  RaynalduB  a.  a.  O.  ad  ann.  1568.  no.  137. 
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Ursprünglich  lautete  dasselbe^: 

„Sacrosancta  Dei  ecclesia,  Spirita  saneto  affiata  ommadver^^^^^^^^ 
Um  magna  ineommoda  et  gravia  peccata,  quae  ea  clandestinis  ^^*^^' 
coniugiis  ortum  kabent,  praesertim  vero  eorum,  qvi  in  statu 
damnatwnis  permanent,  dum  saepe  priore  uxore,  cum  qua  dam 
contToxeruntf  reUcta,  cum  aUa  palam  contrahunt,  et  cum  ea  in 
perpetuo  aduUerio  vivunt,  aliis  gramssimis  poems  ea  prohibidt, 
eademque  tarnen  irrita  non  fecit.  Sed  haec  sacrosancta  SynoduSy 
cum  animadvertat,  remedium  illud  propter  hominum  inobedien" 
bom  hoc  usqus  parum  profuisse,  decemit,  ut  in  posterum  matri- 
moma  illa,  qvae  dam  contrahuntur  abaque  tribus  testibue,  irrita 
sint,  qumiadmodwn  praesenti  decreto  irrita  facit;  remanentibus 
tarnen  in  suorobore  aliis  legibus^  contra  mairimonia  promiUgatis^^. 

Sarpi  berichtet*,  dase  man  noch  ein  zweites  Decret  hin- 
zufügte,  "welches  die  dreimalige  Verkündigung  der  Aufgebote 
ansdrücklich  vorgeschrieben,  wenn  das  aus  dringenden  Gründen 
UDffiogiich  sei,  die  Gegenwart  des  Pfarrers  mit  fiinf  Zeugen 
bei  der  Eheschliessung  verordnet  und   endlich   dennoch  bei 
Strafe  der  Excommunication  eine  Prociamation  vor  der  Con- 
8ummation  der  Ehe  verlangt  habe*     Allein  im  w^eiteren  Ver- 
laufe seiner  Darstellung  ist  von  diesen  fünf  Zeugen  gar  nicht 
mehr  die  Kede,  wie  sie  denn  auch  in  das  geltende  Recht  keine 
Au&ahme  gefunden  haben. 

Die  nächste  Abänderung,  welche  man  mit  dem  Decrete 
Tomahm,  bestand  darin,  dass  man  die  clandestinen  Ehen  nicht 
mehr  schlechtweg  annullirte ,  vielmehr  die  contrahirenden  Per- 
sonen fiir  inhabiles  erklärte': 

tyl^'oecipit  sancta  Sgnodue,  ut  eanctae  p^eonae,  quae  «w^^*^^^"- 
posUrum  audebunt  contrahere  mairimonium  aut  sponsalia  absque 
praeHnUia  eaüem  trium  iestium,  eint  inhabiles  ad  ejuemodi  matri- 
moma  axA  sponsaUa  contrahenda:  adeoque  cuncta  ab  ipeia  geeta 
ad  matrimonium  aut  ad  eponaaUa  contrahenda  irrita  eint,  eicuti 
praeeenü  Decreto  irrita  redduntur*^. 

Am  7.  September  liess  man  dann  wieder  —  wahrschein- 
lich auf  Ixistanz  desHieronimusTrivisanus,  Patriarchen 
von  Venedig,  und  Martinus  Kithovius,  Bischofs  von 
Ypern  —  die  Nothwendigkeit  des  dritten  Zeugen  und  die 
Ausschliesslichkeit  des  Zeugenbeweises  überhaupt  fallen. 

^  Fallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  cap.  4.  —  S,  222. 

*  a.a.O. 2, 620. 

5  PallaYicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  4.  —  3, 222. 


112  II.  Buch.    Das  Coneilium  Tridentinam. 

Auch  milderte  man  die  Annullation  der  heimlichen  Ehen, 
indem  man  eine  Ausnahme  zuliess^: 
Zweite  „Nisi  tarnen  episcopus  opportunum  censeret,  matrimonmn 

publice  contractum  coram  eccleda  cum  aliquo  impedimerUo,  gvoil 
sine  scandalo  detegi  non  posset,  iterandum  poetea,  eodem  impedi- 
mento  sublato,  sine  tesübus.  Declarat  praeterea  st/nodus,  main- 
monium  aut  sponsalia  contracta  coram  iribiLS  tesübus  probati 
posse  per  duos  illorum^  aut  per  aliam  legitimam  probationem". 

Dazu  kam  noch  die  wichtige  Bestimmung,  dass  das  Decret 
nur  Gehung  haben  solle ,  wo  es  in  der  Parochie  publicirt  sei. 
Denn   damit   meinte    man  den   von   dem  Jesuitengeneral 
Laincz.  Lainez  gemachten  Einwürfen  entgegenzutreten,  welcher  be- 
hauptet hatte,  dass  der  Beschluss  des  Concils  eine  unüber- 
steigliche  Scheidewand  zwischen  Katholiken  und  Protestanten 
bilden  würde,  da  er  die  Ehen  der  letzteren  zu  einer  Form 
verpflichte,  welcher  sie  sich  nie  anbequemen  könnten.    Jetzt 
könnten  ja,  meinte  man,  die  Ketzer  bei  dem  früheren  Rechte 
beharren,  da  ihnen  das  neue  Recht  nicht  publicii-t  w^ürde^. 
2«- octö*»«'         Endlich,  am  26.  October,  schritt  man  zur  Schlussredaction. 
^»j^^^^^Man  ging  wieder  auf  den  Zeugenbeweis  in  seiner  Ausschliess- 
lichkeit zurück,  aber  man  setzte  an  die  Stella  des  dritten  den 
I'farrer  oder  delegirten  Priester: 

9,  Ad  efßcaciam  matrimonü  necesse  est,  ut  adsint  duo  salifin 
testes  et  parochus  aut  alius  sacerdos,  qui  assistat,  cuxepta  sm  a!' 
illo  sive  ab  ordinario  ad  id  facultate"* 

So  hatte  man  denn  von  jedem  Decrete  das  beibehalten, 
was  nicht  geradezu  der  Fassung  des  anderen  widerspradi  und 
endlich  durch  Zusammenwerfen  der  verschiedenen  Stücke 
—  wenn  auch  vielfach  gegen  den  Sinn  der  sich  beklagenden 
Versammlung  —  das  später  publicirte  Decret  gewonnen. 
Frans  Sarpi  nennt  als  dessen  Redactor  den  Bischof  Franz  ^* 
V.Metz.  Beaucaire  von  Metz^ 

Ob  übrigens  die  Bestimmungen  über  die  Incompetenz 
jedes  nicht  das  Pfarramt  bekleidenden  Geistlichen  zur  Trau-» 
ung,  über  Führung  der  Kirchenbücher  und  die  aonstigen 
Strafandrohungen,  welche  sich  im  Texte  vorfinden,   erst  bei 

1  Pallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  8.  —  8, 237. 

'  ebendas. 

3  a.  a.  O.  2, 637.  —  vgl.  aber  auch  Pallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  8.  — 
3,239. 
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dieser  letzten  Redaction  hmzugefögt  wurden,  oder  etwa  schon 
In  den  frülieren  Entwürfen  vorhanden  waren,  erhellt  aus 
aneeren  QneUen  nicht. 


Als  Decret  fasste  man,  nach  Sarpi^  die  Bestinunung, 
damit  nicht  dogmatische  Bedenken  ihr  entgegentreten  mochten. 
Auch  stellte  man  aus  demselben  Grunde  die  Nothwendigkeit 
der  Aufgebote  und  die  anderen  Feierlichkeiten,  welche  der 
Sitte  gemäss  bei  der  Eheschliessung  zu  beobachten  wären,  als 
eigentliehen  Kern  des  Decretes  voran,  und  liess  die  Nichtig- 
keitserklärung der  heimlichen  Ehen  gewissermassen  ganz  bei* 
läufig  folgen.  — 

Die  Debatten  sowohl  am  Ende  des  Juli  wi^  in  der  Mitte  Debatten, 
des  August  trugen  ganz  denselben  Character  wie  die  früheren-. 
Wieder  verlangten  Viele  mit  Entschiedenheit  die  ÄnnuUation 
aller  heimlichen  Ehen,  wieder  glaubten  Andere  darin  noch 
kein  Heilmittel  ftir  die  offenen  Schäden  der  Kirche  zu  finden 
und  wieder  bestritten  noch  Andere  der  Kirche  das  Recht  des 
Beschlusses,  weil  ein  Sacrament  sich  ihrer  Cognition  ent- 
ziehe. 

Unter  den  Vertheidigem  des  Decretes  stand  der  Führer  caniinai  v. 
der  französischen  Prälaten,  der  Cardinal  von  Lothringen,  ^    "^^"' 
obenan.     Er  nahm  auch  beim  Wiederberfnn  der  Verband- 
lungen  zuerst  das  Wort  und  verlangte  schlechthin  die  Ab- 
schaffung der  clandestinen  Ehen,  durch  welche  der  Staat  aller 
Früchte  des  rechtmässigen  Beisanunenlebens  beraubt  werde. 

Der  entgegengesetzte  Standpunkt  wurde  am  Schärfsten  Bischof  ▼. 
durch  den  Bischof  von  Ypern  vertreten.  ^^^' 

Vor  allen  Dingen  focht  dieser  die  Zweckmässigkeit  des 
Decretes  an. 

Wenn  es  Zweck  der  Ehe  sei,  führte  er,  sich  auf  Augu- 
stmus  berufend,  aus,  einestheils  den  Namen  fortzupflanzen 
und  anderentheils  einen  Schutz  für  die  Unschuld  zu  haben, 
wenn  man  behaupten  müsse,  dass  die  Schliessung  der  Ehe 
nor  iur  die  nntadelhaft  sei,  welche  sonst  ihrer  Gebrechlichkeit 
^  unterliegen  furchten,  so  müsse  man  es  als  einen  frommen 
Wunsch  bezeichnen,  die  Unkeuschheit  allein  in  legitimen  Ehen 
l^emeistem  zu  wollen;  als  ob  es  der  Schlechtigkeit  je  an  Mit- 
teln gebräche,  die  Gesetze  zu  umgehen.    Man  solle  sich  doch 

^  a.  a.  O.  2,  636. 

*  Ich  folge  hier  der  DarBtellung  von  Pallavicini  a.a.  O.lib.  22.  c.  4. 
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zufrieden  geben,  wenn  durch  das  ehrenvolle  Band  der  clan- 
destinen  Ehen  der  freventliche  Concubinat  vermieden  werde. 

Ganz   in   demselben  Sinne   bezeichnete   der  Jesuiten- 

Latnez.   General  Laine'z  die  heimlichen  Ehen  als  das  Mittel,  welches 

den  Hülfsbedürftigen  durch  das  Evangelium  offen  gelassen 

sei,  um  sich  vor  Unkeuschheit  zu  wahren. 

^orvicV'         ^^  Bichof  Vanzio  von  Orvieto  hielt  die  Frage  noch 

nicht  für  reif  zur  Entscheidung;  er  rieth  zum  Warten. 

Was  habe  man  denn  bis  jetzt  Kirchlicherseits  gethan,  um 
die  heimlichen  Ehen  zu  hintertreiben?  Sei  man  in  der  That 
mit  energischen  Mitteln  den  gewaltigen  Uebelständen  energisch 
entgegengetreten?  Habe  doch  die  lateranensische  Sjnode  an 
die  heimlichen  Ehen  nicht  einmal  temporäre  NachtheUe  ge- 
knüpft. Nur  den  Elindem  habe  sie  die  Legitimität  abge- 
sprochen, falls  die  heimlich  geschlossene  Verbindung  nach- 
träglich sich  wegen  eines  Hindernisses  als  nichtig  ergeben 
Aviirde,  die  Priester  habe  sie  suspendirt,  welche,  diurch  Unter- 
lassung der  Aufgebote,  die  Ordnungen  der  Kirche  zu  übertreten 
wagten.  Mit  scharfen  Strafen  müsse  man  daher  gegen  die 
einschreiten,  welche  heimliche  Ehen  schlössen,  nicht  aber  diese 
selbst  vernichten»  Wenn  ein  Baum  nicht  gute  Früchte  trage, 
solle  man,  nach  Christi  Wort^  ihn  pflegen  und  erst,  wenn  er 
dürr  und  trocken  bleibe,  dürfe  man  ihn  mit  der  Wurzel  ver- 
tilgen. — 

Heftiger  ging  noch  der  Streit   über   die  Befiigniss  der 
IGrche,  die  vorgeschlagenen  Massregeln  zu  verordnen. 
'^^nSni''         Besonders  eifrig  sprach  Johannes  Trevigniani,  der 
Patriarch  von  Venedig. 

Die  öffentliche  Bedingung  fiir  das  Ehesacrament,  so 
deducirte  er,  läge  in  der  gegenseitigen  Einwilligung.  AUe 
übrigen  Gebräuche,  wie  löblich,  wie  herkömmlioh  sie  auch 
seien,  könnten  auf  die  Gültigkeit  von  keinem  Einflüsse  sein: 
Man  müsste  denn  auch  die  Priesterweihe  bemängein  wollen, 
wenn  der  Ordinirende  zufallig  mit  keinem  heiligen  Gewände 
bekleidet  gewesen  sei.  Ein  Sacrament  sei  vorhanden,*  wenn 
Form  und  Materie  zusammenträfen. 

Ihm  wurden  dann  wieder  die  Einwände  entgegengehalten, 
die  schon  in  den  früheren  Debatten  ausgesprochen  waren. 

Die  Kirche  habe  ja  die  nach  göttlichem  Rechte  in  voller 
Kraft  bestehende  Verbindung  zwischen  einem  Gläubigen  und 
Ungläubigen  für  ungültig  erklärt:  um  wie  viel  mehr  könne  sie 
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eine  erst  zukünftige  Ehe  vernichten.  Und  waren  denn  nicht 
hemmende  Ehehindemisse  genug  von  der  Kirche  eingesetzt 
worden,  und  sei  die  Busse  nicht  auch  ein  Sacrament,  welches 
doch  nach  kirchlicher  Ordnung  nichtig  sei,  wenn  es  nicht  von 
dem  competenten  Pfarrer  empfangen  werde? 

Der  Bischof  von  Kossano  bekämpfte  diese  Doctrinen.  Bucbof  v. 
Er  suchte  das  Unpassende  der  beigebrachten  Beispiele  dar- 
zuthnn. 

Bei  den  übrigen  Ehehindernissen,  erklärte  er,  schliesse 
die  Kirche  gewisse  Personen  von  dem  Rechte  zur  Eheschlies* 
siing  aus,  die  vorher  aptae  gewesen  seien  und  jetzt  zu  ineptae 
gestempelt  würden:  Hier  aber  werde  der  Natur  des  Sacra- 
ments  ein  Modus  hinzugefiigt,  der  bisher  nie  unter  dessen  Er- 
fordernisse gezählt  worden  sei.  So  gebe  man  ja  den  Häre- 
tikern-den  gewünschten  Anlass,  die  Lehre  von  den  Sacramenten 
zu  verzerren,  zumal  die  Kirche  unter  stets  gleichen  Verhält- 
nissen sich  bisher  noch  nie  zu  einem  solchen  Schritte  ent- 
.<?chIossen  habe. 

Gegen  ihn  traten  die  Bischöfe  von  Almeria  und  Mo- B''«chofr. 

,  Almeria. 

dena  auf.  Falls  die  Kirche  dieBeftigniss  habe,  zwei  Menschen 
zur  Schliessung  einer  Ehe  imfahig  zu  machen,  sagte  der 
erstere,  so  habe  sie  auch  die  Macht,  für  ungültig  zu  erklären, 
wenn  man  in  einer  bestimmten  Art  contrahire.  Uebrigens 
wurden  ja  die  Ehen  nicht  für  nichtig,  erklärt,  nachdem  sie 
Sacramente  geworden  seien,  sondern  man  stelle  ein  Hinderniss 
auf,  damit  sie  gar  keine  Ehen  und  folglich  auch  keine  Sacra- 
mente würden. 

Der  andere  hielt  die  der  Kirche  abgesprochene  Macht  Bj»cjf»f^*'- 
durch  das  Zeugniss  so  vieler  imd  so  angesehener  Theologen 
für  genügend  bewiesen,  zumal  Einer  derselben  die  RechtglUu- 
bigkeit  der  Gegner  vielleicht  lucht  ohne  Grund  angezweifelt 
habe.  Was  ein  Theil  des  Staates  sei,  deducirte  er  mit  scho- 
lastischer Schulweisheit,  müsse  sich  ihm  accommodiren.  Unter 
<He  Theile  des  Staates  gehören  auch  die  menschlichen  Leiber; 
foljrlich  kann  er  über  diese  verluoren,  so  weit  es  ihm  zweck- 
massig  ist.  Diese  Macht  habe  der  Staat  besessen,  ehe  die  Ehe 
Sacrament  geworden  sei,  daher  könne  doch  nicht  angenommen 
werden,  dass  durch  diese  Erhöhung  der  ehelichen  Natur,  der 
Staat  ins  Verderben  getrieben  werden  solle,  und  dies  müsse 
doch  geschehen,  wenn  Niemand  die  Befugniss  habe,  über  die 
Ehe  Anordnungen  zu  treffen  und  Missbräuche  abzustellen. 

8* 


116  II.  Buch.    Das  Concilium  Tridentiuum. 

Aber  auch  diesen  Argumentationen  trat  die  Opposition 
mit  voller  Schärfe  entgegen. 

itiscfaofr.  Den  Bau  der  Earche  habe  man  auf  festem»  stätigem 
Grunde  aufzuführen,  sagte  der  Bischof  von  Ypern,  damit 
nicht  das  christliche  Gewissen  und  die  Ordnungen  der  Kirche 
in  verderblichen  Zwiespalt  gerathen,  und  unselige  Noth  das 
eine  oder  die  anderen  zu  verletzen  zwinge.  Die  Argumente, 
welche  fiir  das  Kecht  der  Kirche  beigebracht  seien,  müssten 
sämmtlich  als  völlig  haltlos  bezeichnet  werden,  die  Vergleiche 
als  gänzlich  unpassend.  Die  übrigen  Ehehindemisse,  die  man 
angezogen  habe,  hätten  ihr  Wesen  in  der  Beschaffenheit  einer 
bestimmten  Gattung  von  Personen  und  überall  bei  ihrer  Ein- 
setzung habe  man  an  der  heiligen  Schrift  eine  Stütze.  Hier 
aber  treffe  man  alle  Arten  von  Contrahenten  und  gerathe  mit 
der  Tradition  in  schneidenden  Widerspruch.  Was  die  Ana- 
logie des  Staates  solle,  wisse  er  nicht.  In  diesem  würde  ja 
ein  Vertrag  auch  wegen  mangelnder  Form  ungültig.  Dem 
Staate  sei  freilich  in  allen  äusserlichen  Dingen  Gewalt  gegeben, 
nicht  aber  bei  ererbten  Rechten  der  Natur,  wie  bei  der  Be- 
fugniss,  sich  ehelich  zu  verbinden. 

Bischof  Der  Bischof  Constantin  Bonelli  von   Citti  di  Ca- 

stello  vmdicu-te  der  Kirche  das  Kecht,  den  Assens,  der  die 
causa  antecedens  des  Ehecontractes  sei,  nicht  aber  diesen  selbst 
zu  vernichten.  £r  reichte  zur  Begründung  seiner  Ansicht  eine 
ausfuhrliche  Denkschrift  ein,  über  die  unsere  Quellen  jedoch 
schweigen. 

Noch  eine  andere  Ansicht  über  das  Wesen  des  Sacra- 

Bischof  mentes  stellte  der  schon  genannte  Bischof  Sebastian  Vanzio 
von  Orvieto  auf.  Er  erklärte  die  Ehe  nur  dann  für  unauf- 
löslich, wenn  die  körperliche  Vereinigung  der  Ehegatten  voll- 
zogen sei.  Dann  stelle  sie  die  Verschmelzung  des  Wortes 
mit  der  menschlichen  Natur  dar,  die  Vereinigung  Christi  mit 
der  Kirche;  vorher  sei  sie  allein  als  Verbindung  der  Seele  mit 
Gott  zu  bezeichnen;  vorher  sei  sie  von  der  Kirche  abhängig 
und  diese  könne  sie  unter  bestimmten  Bedingungen  lösen 
(z.  B.  wenn  ein  Gatte  in  einen  Orden  treten  wolle)  oder  durch 
allgemeine  Gesetze  modificiren. 

Allein  um,  ein  solches  für  alle  Zeiten  gültiges  Kirchen- 
decret  zu  erlassen,  bedürfe  es  einer  caiisa  von  ebenfalls  allge- 
meinem und  beständigem  Character,  den  tausae  verwandt, 
welche  die  Grundlage  der  Ehehindernisse  bildeten.     Hier  sei 


Bisch.  Bo- 
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eine  solche  causa  nicht  vorhanden  und  keine  Veranlassung, 
ein  allgemeines  Gesetz  zu  erlassen.  Freilich  hätten  die  heim- 
lichen Ehen  zu  Tielen  Missbräuchen  Veranlassung  gegeben, 
aber  andrerseits  was  iFür  eine  grosse  Zahl  von  Personen  finde 
nicht  in  denselben  Glück  und  Befriedigung? 

Wegen  dieser  mangelnden  causa  missbilligten  auch  Andere, 
wie  der  Bischof  Bonelli  und  der  JesuitengeneralLainez,^"m*und" 
das  Decret.  Sie  versuchten  historisch  dessen  Unhaltbarkeit  **' 
nachzuweisen.  Zu  allen  Zeiten  wären  die  heimlichen  Ehen  in 
gleicher  Art  vorhanden  gewesen,  und  doch  habe  zu  allen  Zeiten 
die  Kirche  in  ihren  Massregeln  die  grösste  Zurückhaltung  be- 
wahrt und  nie  die  AnnuUation  ausgesprochen.  Warum  denn 
jetzt  mit  einem  Male  so  extravagante  Massregeln? 

Nach  ihren  Erörterungen  hätten  die  ersten  Christen  viel- 
fach  heimlidie  Ehen  geschlossen  und  die  katholischen  Sitten- 
lehrer hätten  solche  Verbindungen  —  denen,  abgesehen  von 
zufSDigen  Missbräuchen,    nichts  Böses  vorgeworfen   werden 
könne  —  für  erlaubte  Ehen  erklärt.     Eine  alte  Verordnunfr 
über  die  Clandestinität  sei  die  des  Evaristus  (c.  1.  C.  XXX 
7«.  5,)*,  welcher  die  Bedingungen  einer  wahren  Ehe  in  der 
gesetzlichen  Dotation,  der  Einwilligimg  der  Eltern  und  der 
priesterlichen  Benediction  erblicke,  und  von  der  heimlichen 
82^ •    »yaKter  vero  praesumta  non  coniugia  sed  adulteria,  vel 
eontubertda,  vel  stupra  auf  fomicationes  potius,  quam  legitima 
eoniuffia  esse,  non  dubitate,  nisi  voluntas  propria  suffragaverit  et 
Vota  succurrerint  legitima**.     Damit  würden  aber,  der  richtigen 
Ansicht  nach,  die  clandestinen  Ehen  nicht  annullirt,  sondern 
nur  für   illegitim   erklärt.     Ebenso   habe   sich  Augustinus 
ausgesprochen,  wenn  er  sage:  „Non  est  ratum  matnmonium, 
quod  sine  Deo  est**,  und  Gratian,  der  den  Canon  des  Eva- 
ristus in  der  Art  erläuterte,  dass  der  Papst  die  clandestinen 
Ehen  nur  deswegen  contubemia.  und  adulteria  genannt  habe, 
weil  sie  häufig  zu  solchen  Verbrechen  Anlass  gäben.     Auch 
Tertullian  habe  die  Gültigkeit  der  heimlichen  Ehen  aner- 
kannt, und  wolle  man  übrigens,  so  fragten  sie,  alle  von  Eva- 
ristus aufgestellten  Forderungen  als  nothwendige  Requisite 
der  Ehe  ansehen? 

Später   habe   man   allerdings   die   heimlichen  Ehen   mit 
Strafe  bedroht^  aber  mit  welcher  Mässigung  sei  man  dabei 
Verfahren!     Schon  um  nicht  durch  Unterdrückung  des  kleine« 
1  Vgl.  oben  S.  13. 
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ren  Ucbels  ein  grösseres  y  den  Coneubinat,  zu  befördern.  Sei 
man  doch  aus  eben  diesem  Grunde  so  weit  gegangen,  führte 
Boneiii.  Bonelli  weitläufig  aus,  bei  Ehen,  die  unter  einer  Suspensiv- 
bedingung geschlossen  waren,  den  ehelichen  Consena  zu 
prasumiren,  falls  die  Gatten  später  heimlich  Sponsalien  schlös- 
sen und  zusammenzogen:  nur  um  den  Concubinaten  zu  weh- 
ren; obgleich  in  diesem  Falle  doch  gar  keine  Ehe  Yorgelegcn 
habe. 

Für  ^as  Decret  sprachen  endlieh  noch  die  Spanier  Gon- 
zalez de  Mendoza  und  Zamora. 
*Mendo'al*  Dcr  erstcrc  leitete  die  Befugniss  zur  AnnuUation  der 
heimlichen  Ehen  aus  der  Macht  des  Staates  her,  der  die 
^  Handlungen  der  Menschen,  auch  die  von  Natur  berechtigten, 
ungültig  machen  könne,  wenn  sie  nicht  auf  das  aUgemeine 
Beste  gerichtet  seien. 

Wie  die  Veräusserung  der  Güter  unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen von  den  menschlichen  Gesetzen  vernichtet  wer- 
den könne,  so  dürfe  auch  billig  die  Verfügung  über  den 
eigenen  Körper,  wenn  sie  dem  christlichen  Staate  Nachtheil 
bringe,  durch  die  Kirche  —  und  die  Ehe  als  Vertrag  unter 
Christen  und  Materie  des  Sacraments  gehöre  zur  Competeuz 
der  Kirche  —  beschränkt  werden.  Die  Gerichte  seien  um 
der  heimlichen  Ehen  willen  mit  Processen  überhäuft,  die  Welt 
voll  von  Verbrechen  und  Aergemiss.  Bechneten  es  doch 
viele  Adlige  sich  in  freventlichem  Dünkel  zur  Schande,  andere 
Zamora.  als  clandcstine  Ehen  zu  schliessen.  Zamora  brachte  sogar 
Briefe  aus  Neuspanien  bei,  welche  schilderten,  wie  religiöse 
Neuerer  zwei,  drei  und  vier  Weiber  in  heimlichen  Ehen  hei- 
ratheten,  und  welche  dringend  um  Abhülfe  baten.  — 

Wo  so  verschiedene  Ansichten  vertreten  waren,  konnte 
von  einmüthigen  Beschlüssen  keine  Bede  sein.     So  war  denn 
feUmmiing.  ^uch  die  Abstinomung  am  31.  Juli  eine   sehr  getheilte  ge- 
wesen;  fast  ein  Drittheil  der  Anwesenden   hatte  gegen  das 
,  Decret  votirt^ 

Bei  den  erneuerten  Berathungen,  um  die  Mitte  des  August  % 

'suimon^.' als  der  Bischof  v.  Sulmone  in  der  öffentlichen  Sitzung  die 

Frage  in  Anregung  zu  bringen  drohte,  ob  nicht  das  vorliegende 

Decret  ein  Dogma  sei  und  daher  nicht  mit  solcher  Minorität 

>  Nach  Sarpl  136  für  die  Cassation  und  57  dagegen,  a.  a.  O.  2,  620. 
nach  Pallavicini  a.  a.  O.  lib.  22.  c  4.  144  dafür  nnd  die  übrigen  dagegen. 
2  Sarpi  a.  a.  O.  2,  63j. 
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zam  Beschliiase  erhoben  werden  könne,  waren  die  Legaten  ^^^^^i« 
schon  vollständig  geneigt,  die  ganM  Angelegenheit  fallen  zu^*^^^^^^" 
lassen.    Nur  die  Entschiedenheit  der  Bischöfe  v*  Segovia  Bischof  v.  ' 
and  Moden a  ' —  wenn  man  hier  ein  Dogma  finde,  sagten  sie,  v.  Modena 
müsse  man  auf  jede  Reformation  verzichten  —  hielt  sie  davon   von  «b. 
zurück*    Auch  der  Papst,  den  man  w^en  des  grossen  Wider*-   rapet. 
Standes  um  stine  Meinung  befiragte,  hatte  wiederholt  gerathen, 
schlimmsten  Falls  die  ganze  Bestimmung  fort  zu  lassen. 

Am  7.  September,  eine  Woche  vor  der  Sitzung,  auf  der  7.  septbr. 
das  Beeret  in  jener  so  mannichfaoh  veraüderten  Form  wieder 
beratben  werden  soUte,  wurde  mit  grösstem  Eifer  dagegen  ge- 
kämpft^.    Drei  Patriarchen  und  zwei  Legaten  waren  gegen 
£e  Vorlage*    Der  Patriarch  von  Jerusalem  wollte  lieber  ▼.  Jcnu»- 
den  letzten  Blutstropfen  verspritzen,  als  einem  Decrete  zu- 
stimmen, welches  alles  göttliche  Recht  mit  Füssen  trete;  der 
Erzbischof  von  Hydrontia  wies   tadehid   darauf  hin,  dass^"^^^^^' 
man  eine  Genfersche  Lehre  in  die  heilige  Kirche  aufiiehmen 
wolle. 

Vielfach  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  die  Frage  dem  Der  papst 
Papste  zur  Entscheidung  vorzul^en.  tchcideu. 

Aber  dagegen  kämpfte  der  Bischof  von  Segovia  iind |^^*^^^^^ ^'* 
der  Erzbischof  von  Granada  auf  das  Aeusserste  und  nidit  ^^^^•^^' 
ohne  Erfolg.     Wie  widersinnig  sei  es,  führten  sie  aus,  eine  <>a?<^erc»- 
Angelegenheit,   die   eines    eigenen  Concils   würdig  sei,   von 
diesem,  auf  dem  die  ausgezeichnetsten  Ejrchen-  und  Redbts- 
lehrer  sich  versammelt  hätten^  ab-  und  einem  anderen  Greriohte 
zuzuweisen. 

Dennoch  war  die  Erregtheit  des  Streites  so  gross  ge- 
worden, dass  man  für  das  Gelingen  des  ganzen  Concils  fUrch- 
ten  musste.  Wie  Idoht  konnte  nicht,  aller  Abmahnungen  un- 
geachtet, von  irgend  einer  Seite  an  den  Papst  provocirt  und 
damit  die  unheilvolle  Frage  des  vorigen  Jahrhunderts  auf  die 
Tagesordnung  gebracht  werden:  welche  Macht  die  höhere  sei, 
die  pl^>stIioh§  oder  die  des  ConcÜB.  Fast  glaubte  man  ein 
Schisma  besorgen  zu  müssen. 

So   beschloss   man,    noch    vor   der   Abstimmung    eine  oeffenti. 
öffentliche   Imputation    zu    veranstalten^     und  wenn    auch  bc^chioss. 
diese  nicht  zum  Ziele  führe»  die  Sitzung  auf  einige  Zeit  zn 
vertagen«     Diese    Vertagung    erfolgte    denn   auch    bis    zum 

1  Pallaficini  a.  a.  O.  lib.  22.  c.  9.  —  3, 239. 
^  ebendas.  3,241. 
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Erfoigiosig-ll.  November»  nachdem  der  erwähnte  Vermittlungsversoch, 
beiu  wie  Pallaviclni^  sagt,  nach  Art  aller  jener  Besprechui^, 
welche  das  Licht  der  Oeffentlichkdt  statt  des  Schattens  der 
häuslichen  Wohnung  zur  Ermittlung  der  Wahrheit  anfsucben, 
erfolglos  geblieben  war.  Man  hatte  sich  in  Wiederholungen 
und  auch  wohl  in  gegenseitigen  Beschuldigungen  erschöpft, 
ohne  irgend  gewichtige,  neue  Gründe  beizubringen. 

Von  der  einen  Seite  wurde  bemerkt ,  dass  die  Earche  die  | 
Ehehindemisse  habe  einfuhren  kämen,  weil  die  Qualität  des 
Behinderten  einem  Gute  entgegenstehe,  um  dessenwillen  die 
Ehe  eingesetzt  sei,  und  dass  doch  die  matrimonia  clandestm 
den  Hdisgütern  der  Ehe  in  weit  höherem  Grade  widerstreb- 
ten, als  beispielsweise  die  Affinität  im  vierten  Grade. 

Von  der  anderen  Seite  wurde  entgegnet,  dass  dies  Uebel 
die  Ehe  nur  per  acddem  treffe,  durch  die  Schlechtigkeit  der 
Menschen  und  deswegen  der  Affinität  nicht  gleich  geachtet 
werden  könne,  die  ein  begriffsmässiges  Hindemiss  sei.  Darauf 
wurde  dann  wieder  duplicirt,  dass  das  Gesetz  nicht  sowohl 
den  Eutstehungsgrund  ex  natura  oder  per  aecidensy  als  viel- 
mehr die  Häufigkeit  der  Missbräuche  zu  berücksichtigen  habe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  einer  Abhülfe  bedürften. 

26.  octbr.  Zu  der  Sitzung  am  26.  October»  dem  Tage  des  heil. 

Evaristus  —  deshalb  glaubten  ihn  beide  Parteien,  je  nach 
d^  Auffassung  seines  Canon,  durch  ihre  Abstimmung  zu 
popat.  ehren  —  hatte  der  Papst  sein  Urthcil,  freilich  ohne  jede  weitere 
Autorität,  allein  als  Meinung  eines  Privatmannes,  eingesandt-, 
dahin  gehend,  dass  der  Kirche  die  Gewalt  zustehen  müsse« 
über  welche  man  in  Trient  so  heftig  streite.  Zugleich  wurde 
ein  Schreiben  des  nühmlichst  bekannten  Cardinais  Clemens 
Doiwa!^  Dolor a  veriesen,  worin  die  bezweifelte  Befugniss  unbedinjrt 
der  Kirche  zugestanden  wurde,  und  nach  der  Abstimmung 
circulirte  unter  den  Vätern  eine  Kritik  ausgezeichneter  römi- 
scher Theologen,  welche  sich  in  demselben  Sinne  aussprachen. 
Dennoch  war  das  Ergebniss  sowohl  dieser  Abstimmung,  &!§ 

9.  Novbr.  der  folgenden  vom  9,  November,  wo  der  gesammte  Stoff  für 
die  Sitzung  zum  letzten  Male  gesichtet  wurde,  von  dem  früheren 
nicht  verschieden.  Die  Minorität  der  Versammlung  beklagte 
sich  über  das  einfache  Placet  oder  Nonplacet,  welches  die 
Legaten  verlangt  hatten,   und  über  die  schrifUiohen  Voten, 

1  ebendas. 

^  ebendas.  Üb.  23.  c.  5.  —  3,  263. 
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nach  denen  man  sich  bei  der  Gesammtredaction  gerichtet 
hatte;  sie  blieb  fest  und  unbeugsam  bei  ihrer  Ansicht ,  und 
berief  bHA  auf  die  Ruhe  ihres  Gewissens  und  auf  den  allmäch- 
tigen Gott,  welcher,  über  den  Menschenkindern  furchtbar 
thronend,  ihre  Entscheidung  in  der  Sitzung  auf  den  rechten 
Weg  leiten  werde.  • 

Nur  in  zweien,  sagt  Pallavicini^,  waren  fast  Alle  lange 
vor  der  Sitzung  einig,  nämlich  einmal,  dass  in  dem  Decrete 
ein  Dogma  vorausgesetzt,  und  dann,  dass  diesem  Dogma  durch 
die  Bestimmung  nicht  widersprochen  werde,  da  der  Kirche 
die  in  dem  Decrete  Torausgesetzte  Befugniss  zustehe,  falls  nur 
eine  genügende  causa  vorhanden  sei.  Um  diese  drehte  sich 
demnach  allein  die  Debatte. 

So  musste   denn   auch  in  der  Sohlusssitzung  die  Ver-sum^g] 
schiedenbeit  der  Ansichten  von  Neuem  zu  Tage  treten  und  das 
Resultat  der  Abstimmung  ein  getheiltes  bleibend     Die  Pa- 
triarchen von  Jerusalem  und  Venedig,  der  Cardinal 
Madruccio,   Fürst  und  Herr  von  Trient,   die  Erzbi- 
dchöfe   von   Rhegium,   Hydrontia   und  Palermo,    der 
Primas    von  Cypern,    Lainez,    Buoncompagna,    Ca- 
stagna  und  viele  andere  Erzbischöfe,  Bischöfe  und  Gelehrte 
stimmten  gegen  das  Decret,  freilich  meist  mit  Vorbehalt  der 
Entscheidung  des  Papstes,  dem  die  Beschlüsse  überhaupt  zur 
Bestätigung  vorgelegt  werden  sollten. 

Selbst  die  Voten  der  Legaten  gingen  ausebander^.  LeS«*«». 

Simonetta  und  Osius,  welcher  letztere  Krankheits- ^*1?onotta. 
halber  erst  am  folgenden  Tage  seine  Stimme  einsandte,  waren 
über  die  clandestinen  Ehen  der  Meinung,  welcher  die  Kirche 
bis  auf  diese  Zeit  gewesen  sei,  dass  sie  nicht  als  nichtig,  son- 
dern als  unerlaubt  erachtet  werden  müssten.  Die  Neuerung, 
welche  der  bisher  angenommenen  Lehre  widerstreite,  miss- 
faile  ihnen,  und  erscheine  ungerechtfertigt.  Sei  jedoch  der 
Papst,  dem  sie  die  Sadhe  zu  überweisen  bäten,  anderer  An- 
sidit,  so  würden  sie  sich  dem  UrtheUe  desselben  mit  billigem 
Gehorsam  in  Ehrfiircht  und  Unterwürfigkeit  zu  fugen  wissen. 

Der  Cadinal  Morona  erklärte  dagegen:  „Was  die  Nich-  ^^^^^] 
tigkeitserklämng   der  matrimonia    clandesüna    anbelangt,    so 
werde  ich   mich  dem  unterwerfen,  was  unser  allerheiligster 

1  a.  a.  O.  üb.  22.  c.  8.  —  3, 239. 
'  ebenda 8.  IIb.  23.  c.  5.  —  3,  263. 
'  ebenda«,  iib.  23.  c-  9.  —  3,  275. 


120  II.  Buch.    Das  Conci*''  ^^üam. 


ben.     wie  PallaviciD^*  /^^'^ ^^ '%ßktt  im  Zwiespalte  gefun- 


Erfoig!o»ig.ll,  Xovcmber,   oadid'^  ^^^''^  >ö  ich  die  iVnsichten  der 

wie  Pallavii 
welche  das  T 

häuslichei»  .^^^fT^*'*^^*^^  ^^^^.   -.««  ^«*^ 

erfolglos         J^2^r^^^  ^^"*  Gkube  nicht  wanke'*; 

und  ai'         '^IL^^'j^^^'^1^^^^  ^®^  heimlichen  Ehen. 

ohne  !.d^^%'^j    /r^nzöeischen  Königs  hatte  von  dem 


^        ^  ^>]^  üoeingedenk  bin,  welches  zu 
^^^^^'^''^^rtt  i?e»prochen  wurde:   Ich  habe 


E' 

T 


^■•ß^f^^a^  Ge»®**  ^'^^  '^^  Form  der  Eheschlies- 

^J^  ^  b^g^^^  ^'^^^  ^®  Vernichtung  aller  ehe- 

*"  '^r«i^*^' -flen»  welche  Hauskinder  ohne  elterliche  Ge- 

*'^^i^^  ^^^'^^^'noehen  ^oirden.      War   doch   das   gerade    die 

^^^    ^iveaen,   der  Eheachliessungsfrage  überhaupt 

yerf^f^  ^^^^ufmerksamkeit  zuzuwenden. 

^e  ^f^f^'^tb  oVLe}x  das  Concil  diese  Angelegenheit  gemein- 

.  jam  Decrete  über  heimliche  Ehen\  ohne  freilicli  zu 

'^S^  Besultate  zu  gelangen. 

^^^^Zuer0t  hatte  man  ein  Decret   aufgestellt,    welches   den 

.  (iie  französischen  Gresandten  ausgedrückten  Wünschen 

."iijV  entsprach.     Dann  war  man  zu  Einschränkungen   ge- 

cbJtten:  Die  Ehen  der  Haussöhne  sollten  bis  zum  zwanzig- 

stcfh  ^'^  ^^  Töchter  bis  zum  achtzehnten  Jahre  der  elter- 

jichcn  Eiu  willigung  bedürfen,  und  wenn  diese  nicht  bös  will!  sr 

versagt  werde,  nichtig  sein;  endlich  siegte  die  Consequenz 

des  Dogma. 

canuitfi''-        Der  Cardinal  von  Lothringen   hatte  auch  für  dies 

^***'"**^  Decret  gesprochen.     Auf  Natur-  und  Civilrecht  berief  er  eich, 

aber  eben  um  des  letzteren  willen  wollte  er  allein  dem  Vater 

die  fragliche  Befiigniss  beigelegt  wissen  und  das  vorgeschlagene 

„cansefisum  parentum"  in  „patrum"  verwandelt  haben. 

Aber  auf  Natur-  und  göttUches  Seoht  stützten  sich  auch 
die  Gegner,  und  alle  die,  welche  für  die  Gültigkeit  der  heim- 
lichen Ehen  überhaupt  gekämpft  hatten,  gehörten  zu  diesen. 
Bischof y.  So  Martin  Kithoven  von  Yperi^.     In    der   Schrift 

^^"^*  heisse  es,  der  Mann  soll  Vater  und  Mutter  verlassen  unil 
semem  Weibe  anhangen,  Paulus  sage,  besser  sei  freien,  als 
Brunst  leiden,  und  doch  wolle  man  den  Sohn  bis  zu  einem  be- 
stimmten Alter  an  den  Vater  schmieden,  und  in  die  Macht  der 
Eltern  stellen,  die  Kinder  von  der  Ehe  zurückzuhalten. 

Die  väterliche  Gewalt  könne   über  ein  Sacrament  kein 

Recht  beanspruchen,  da  ja  sogar  das  Eigenthumsverhältniss 

1  Sarpi  a.a.O.  2,683.   Fall avicini  a.a.O. üb.  22.  c 4.  — 3,222.  ffl 
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hier  wirkungslos  sei,  und  der  Sklave  auch  gegen  den  Willen 
seines  Herrn  freien  dürfe. 

Dieser  Ansicht  waren  aber  fast  Alle,  deren  Seden  uns 
überliefert  sind;  nur  weni^  —  wie  die  Bischöfe  T.  -A.lme-]J[JJJJjjJ°JJ' 
ria  und  £o8sano  —  wollten  das  Decret  jedoch  mit  grossen  k<»«<»°<'- 
Einschränkungen  angenommen  wissen» 

Auf  die  ^iffoldenen"  Worte  berief  sich  Bonelli,  welche   Bonei», 

Karl  y.  i.  J.  1548.  yerkündet  habe,  und  welche  den  Kern  da* 

Frage  bezeichneten.   Mit  diesen  müsse  man  ausrufen:^  „Quo- 

niam  potestaa  patema  cedit  de  iure  huic  coniunctioni  inter  coniu- 

g€$,  audiendi  non  sunt  ih  qvi  nunc  vobmU  ut  diseolvantur  mairl- 

monia  contraeta  a  ßUisfandUae,  übt  non  adeit  OBsensue  parentum, 

NUdl  Mc  a  nobie  detrahitur  obedientiae  ßliomm  debitae  patribus: 

Sed  nobanus,  ut  patres  abutantur  potestate  sua  in  praepediendie 

praeddendiive   matrimoniie.       Verumtamen   quia   eensemua    ad 

hcneetatem  pertinere,  ne  fiUi  mairimonia  contrahant  abeqUe  con-^ 

eiUo  et  conaeneu  parentum,  admoneantur  orebro  a  Condonatori- 

bu$  kuhuce  ipsarum  offidi*'. — Die  Versammlung  liess  das  vor* 

geschlagene  Decret  fallen. 

So  war  jenes  merkwürdige  Decret  entstanden,  von  dein 
am  Schlüsse  der  Verhandlungen  gesagt  wurde  *,  dass  seinet- 
wegen allein  ein  Concil  hätte  berufen  werden  müssen,  welches 
durch  die  Bestätigung  des  Papstes  allgemeines  Gesetz  dei' 
Kirche  wurde,  und  welches  folgende  Bestimmungen  trifflfc:         ^  ^  ^^^ 

yjTametd    dubitandum    non   est*^,    lautet   die   Einleitung, '^^^^*- 

„clandeetina  m(itrimonia,    Kbero  contraheniium  conseneu  facta, 

rata  et  vera  esse  matrimonia,  quamdiu  ecclesia  ea  irrita   non 

fecity  et  proinde  iure  damnandi  sunt  ilU,  ut  eos  sancta  synoduts 

anathemate  damnat,  qui  ea  vera  a  rata  esse  negant,  quique  falso 

affirmant,   matrimonia  a  ßUisfafniKas  sine  consensu  parentum 

eontracta  irrita  esse,  et  parentes  ea  rata  vel  irrita  facere  posse: 

nihilominus  sancta  Dei  ecclesia  ex  iustissimis  causis  ea  semper 

detestata  est   atque  prohibuit.      Verum,   quum   sancta   synodus 

animadvertat,  prohibiiiones  illas  propier  hominum  inobedientiam 

iam  non  prodesse,  et  gravia  peccata  perpendat,  quae  ex  iisdem 

clandestinis  coniugiis  ortum  Tiabent,  praesertim  vero  eorum,  qui 

in  statu  damnationis  permanent,  dum  priore  uxore,  cum  qua  clam 

coniraaerunt,  reUcta,  cum  alia  palam  contrahunt,  et  cum  ea  in 

1  Pallaricini  a.  a.  O.  3, 226. 

>  OratioHieronymiRagasoni  in  Richtern.  Schulte  Canon,  et 
decreU  Conc.  Tridentini  (Lipsiae  1853.)  476. 
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perpetuo  adulterio  mvunt,  cui  mala,  qunm  ab  ecciesta,  quae  de 
occultis  non  iudicata  succurri  non  possit,  nisi  efßcadus  aliquod 

remedium  adkibeatur*', deswegen  sollen  den  Vorechiif- 

ten  des  Dritten  Lateranensischen  Concils  gemäss  vor 
der  Eheschliessung  an  drei  auf  einander  folgenden  Sonn-  oder 
Festtagen  durch  den  Pfarrer  der  Brautleute  die  Aufgebote 
verkündet  werden  „...^wiiwa  denunciationibus  f actis,  si  mdlmn 
legitimum  opponatur  impedtmentum,  ad  cehbrationem  matrimom 
in  fade  ecclesiae  procedatur,  ubi  parochis,  viro  et  muliere  tnfer- 
rogatis,  et  eorum  mutuo  consensu  intelleeto,  vel  dicat:  Ego  vof 
in  matrimordum  comungo  in  nomine  Patris,  et  Filii  et  Sfjnriim 
sancti,  vel  alvis  utatur  verbis,  iuxta  receptutn  uniuscidv^qw  pro- 

vinciae  ritum Qm  aliter,  quam  praesente  paroeho,  vil 

alio  sacerdote  de  ipmis  parochi  seii  ordinarii  Kcentia,  et  duohs 
vel  tribus  testibtuf  matrimonium  contrdhere  attentabunt,  eos  sanctn 
synodus  ad  nc  contrahendum  omnino  inhabiUs  reddit,  et  hmuf- 
modi  contractu»  irritoe  et  nulloB  esse  decemit,  prout  eos  praesenti 
decreto  irritos  facit  et  annullat.  .  •*' 
Aafiaahme  Wie  aber  in  der  Versammlung  selbst  die  Stimmen  über 

bei  den    dcu  Wcrth  der  neuen  Anordnung  wirr  durch    einander  ge- 
Aon.      gangen  waren ,  ebenso  verschieden  war  die  Aufnahme,  die  CcS 
^bei  den  Zeitgenossen  fand.    Die  Einen  erhoben  es  zum  Him- 
mel,   die  Anderen  prophezeiten  das  grösste  Unheil.      Man 
braucht  nur  die  Urtheile  der  beiden  Historiker  des  Concils  tu 
vernehmen,  die,  wie  überall,  auch  hier  im  Gegensatze  zu  ein- 
ander stehen,  um  ein  getreues  Bild  der  zeitgenössischen  Mei- 
nungen zu  haben. 
Angriffe  Was  soUcu  die  Worte  des  Segens  bedeuten,  ruft  Sarpi^ 

aus,  mit  denen  der  Priester  die  Brautleute  verbindet?  Ent- 
weder stehen  sie  in  vollem  Gegensatze  zu  den  Beschlüssen  des 
Florentiner  Concils,  nach  welchen  der  blosse  Consens  die  Ehe 
begründet,  oder  sie  sind  nur  deklaratorisch.  Mass  man  aber 
da  nicht  unwillkürlich  zu  dem  freilich  irrthümlichen  Schlüsse 
kommen,  dass  auch  bei  der  Absolution  die  Worte  des  Priesters 
diesen  deklaratorischen  Character  haben?  Jedenfalls  habe  das 
Decret  nur  den  Zweck,  jene  Worte  des  Priesters  zur  Form 
des  Sacramentes  zu  stempeln. 

Und  erst  die  AnnuUation  der  heimlichen  Ehenl  beschul- 
digt man  dadurch  nicht  alF  die  vergangenen  Jahrhunderte,  die 
sie  anerkannt  haben ,  der  sträflichen  Nachlässigkeit.     Endlich 

A  a.a.O.  2,609.  ff. 
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aber,  wie  schwach  ist  das  Fundament,  worauf  das  Concil  sein 
Decret  gestützt  hat.  Man  vernichtet  nicht  das  Sacrament, 
sondern  allein  den  Contractu  der  die  Materie  desselben  bildet, 
und  doch  wie  sollen  beide  von  einander  geschieden  werden? 
da  die  Ehe  schon  unauflöslich  war,  ehe  sie  zum  Sacramente 
wurde,  und  da  Christus  sie  für  untrexmbar  erklärte,  nicht  weil 
sie  Ton  ihm,  sondern  von  Gott  im  Paradiese  eingesetzt  sei. 
Aber  selbst  zugegeben,  dass  der  eheliche  Contract  als  mensch- 
liches, bürgerliches  Rechtsgeschäft  von  dem  Sacramente  zu 
unterscheiden  sei,  so  gebühre  nicht  dem  geistlichen,  sondern 
dem  weltlichen  Bichter  die  Annullation  auszusprechen,  denn 
dieser  habe  über  die  civilen  Contracte  zu  entscheiden.  — 

Pallavicini  dagegen  sucht  die  Vorwürfe  des  Gegners  vertheidi- 
za  entkräften^;  er  hält  das  Decret  für  das  heilsamste,  welches  vicini?.' 
das  Concil  gefasst  habe.  Was  die  Worte  des  Pfarrers  betrifft, 
sagt  er,  so  würden  ja  alle  gegnerische  Bedenken  durch  die 
Fassung  des  Decretes  selbst  beseitigt,  welche  den  am  Orte 
üblich»!  Aasdruck  und  nicht  in  jedem  Falle  die  Formel  Ego 
vos  eoniungo  forderten.     In  Bezug  auf  die  Theorien  von  Con- 
tract und  Sacrament   äussert  er  sich   folgendermassen:    der 
Contract  seiner  Natur  nach,  ohne  die  göttliche  Einsetzimg,  sei 
kein  Sacrament;  wenn  das  Sacrament  aber  Sacrament  sei  und 
zugleich  Contract,  so  seien  das  zweierlei  Naturen,  deren  ältere 
ohne  die  neuere  bestehen  könne,  wenn  man  sie  auch  jetzt 
unter  Getauften  (wenigstens    abgesehen  vom  Zufalle)   nicht 
trennen  könne.      Wie   nun   der   geweihete  Leib  Christi  im 
Äbendmahle  zwar  nicht  getrennt  werden  könne  von  Christi 
Körper,  wohl  aber  von  ihm  unterschieden  werden  müsse,  und 
die  Kräfte  der  Natur,  ohne  dass  sie  Christi  Körper  wandeln 
könnten,  dennoch  jene  Species  änderten  und  dadurch  bewirk* 
ten,  dass  Christi  Körper  nicht  mehr  darin  sei,  mit  gleichem 
Rechte  könne  die  Kirchengewalt  einen  Contract  ändern,  wenn 
sie  auch  das  Sacrament  nicht  antasten  dürfe,  und  auf  diesem 
Wege  hindern,  dass  nicht  das  Sacrament  in  einer  bestimmten 
Contractsforra  zurückbleibe,  wo  es  vordem  gewesen  sei. 

Wenn  wir  jetzt  schliesslich  selbst  unser  ITrtheil  über  die    unsere 
Bestimmung  abgeben  wollen,  so  müssen  wir  vor  allen  Dingen 
den  damaligen  Zeitverhältnissen  Rechnung  tragen.    Nicht  war 
68  überall  möglich,  in  den  strengen  Grränzen  der  hergebrachten 
Praxis  Uebelständen  entgegenzutreten,  die  je  länger  desto  weit- 

1  a.  a.  O.  üb.  23.  c.  0.  —  3, 276.  ff. 
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greifender  die  Welt  verzehrten,  und  nicht  überall  ist  die  logi- 
sche Massregel  die  heilsamste. 

Die  Erörterungen  der  Gegner  des  Decretes  übertrafen  an 
Ausführlichkeit  und  Gründlichkeit,  selbst  nach  Pallavicinis 
Darstellung,  in  hohem  Masse  die  seiner  Vertheidiger.    Wir 
sind  freilich  ohne  Kenntniss  der  Argumente,  welche  m  den 
Denkschriften  des  Papstes  und  der  romischen  Theologen  gel- 
tend gemacht  wurden.     Aber  die  Deductionen,  welche  uns 
überliefert  sind,  tragen,  auch  wenn  man  sie  ihres  schwertälligen 
scholastischen  Gewandes  entkleidet,  nicht  viel  Ueberzeugendcs 
an  sich.     Wir  werden  kaum  abgeneigt  sein,  mit  den  Gegnern 
des  Decretes  die  Vertheidiger  desselben  der  Inconsequenz  zu 
zeihen,  da  sie  den  blossen  Consens  der  Ehegatten  nach  wie 
vor  als  Materie  des  Sacranientes  betrachtet  wissen  wollen  und 
doch  seine  Gültigkeit  von  der  Gegenwart  eines  unbetheiligten 
Priesters  abhängig  machen,  aber  wir  müssen  anerkennen,  dass 
es  in  der  That  einschneidender  Massregeln  bedurfte,  selbst 
wenn  sie  dogmatisch  zweifelhaft  sein  sollten.      Unsere  An- 
schauung vom  Sacramente  und  vom  Verhältnisse  der  Kirche 
zum  Staate  ist  eine  andere,  als  sie  damals  hergebracht  war. 
Wir  meinen  allerdings,  dass  es  der  weltlichen  Gesetzgebung 
imd  nur  ihr  allein  geziemt,  über  die  Eheschliessungsform  Be- 
atimmungen  aufzustellen;   wir  mögen   die  Zeiten  loben  und 
preisen,   wo   sie   sich  dabei  der  kirchlichen  Hülfe  bedienen 
konnte,   aber  wir  müssen  der  Kirche  jedes   Gesetzgebungs- 
recht in  dieser  Beziehung,  welches  ihr  Grebiet  überschreitetS 
sibsprechen.     Sie  kann  dem  Staate  ihre  Unterstützung  ver- 
weigern,   aber  sie  darf  ihm  nicht   ihre  Normen   auferlegen. 
Sie  kann  erklären,  dass  sie  unbenedicirte  Verbindungen  für 
Ehen  nicht  zu  erachten  vermöge,  aber  sie  muss  nicht  eine 
auch  bürgerlich  bindende  Form  der  EheschHessung  aufstellen 
wollen  und  verlangen,  dass  der  Staat  sie  beachte. 

Von  diesem  Standpunkte  aus  ist  das  JDecretum  de  reforfna- 
tione  matrimonn  für  einen  ITebergriff  der  Kirche  zu  erklären. 

Aber  damals  waren  diese  Begrifife  noch  nicht  so  streng 
geschieden.  Staat  und  Kirche  waren  innig  mit  einander  ver- 
«chmolzen  und  erfuhren  erst  allmählich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte den  grossen  Sonderungsprocess,  der  noch  heute  nicht 
vollendet  ist. 

1  Nach  der  protestantischen  Anschauung  gehört  die  Ehe  nicht  in  das 
kirchliche  Gebiet.  —  Vgl.  unten  Buch  III.  Kap.  1. 
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Nach  der  Ansicht  jener  Zeiten  hatte  die  Kirche  den  Beruf, 
das  Recht  der  Ehe  in  aOen  seinen  Consequenzen  zu  nomiiren; 
sie  hatte  auch  allein  die  Macht  dazu.  Wer  woUte  sie  tadefai, 
wenn  sie  dem  ersteren  nachkam  und  die  anderen  gebrauchte? 

m 

\ 

m.  Die  Beception  des  tridentinischen  Rechts. 

Das  <?•  1.  de  re/ormat  tnatrimonii  hatte  mit  den  Worten  ^JJi^^Mr 
«geschlossen :  ^*^'*"5*  ^ 

„Decemit  insuper  (a.  synodua),  ut  hmusmodi  decretum  «rt^dcn"iv 
\inaquaque  parochia  suum  robur  poat  triginta  dies  habere  in-  'o«*»^««»- 
cipiatf    a   die  primae  publicationia   in   eadem  parochia  factae 
numerandos". 

Damit  hatte  man  die  Protestan^ten  wenigstens  in  so  weit 
schonen  woUen,  als  sie  nur  an  die  neuen  Vorschriften  ge- 
bunden sein  sollten  9  wenn  diese  in  ihren  Parochieen  publicirt 
^TÜrden.     Aber  wie  zweckmässig  diese  Massregel  auch  sein 
moclite,  so  schwierig  mussten  sich  nach  Verlauf  einer  grösseren 
Zeit  die  Verhältnisse'  gestalten.     War  es  schon  nicht  leicht, 
zu  ergründen,  ob  und  in  welchen  Ländern  die  Vorschriften 
des  Tridentinum  Geltung  empfangen  hätten';  so  entzog  na- 
türlich die  Publication  in  den  einzelnen  Parochieen  sich  jed- 
weder Cognition. 

Hier  soll  allein  der  Länder  gedacht  werden,  wo  die  welt- 
lichen Gesetze  geradezu  auf  das  Tridentinische  Recht  Bezug 
nehmen,  und  die  fireilich  nur  einen  kleinen  Theil  des  grossen 
Gebietes  ausmachen,  wo  es  publicirt,  aber  durch  spätere 
staatliche  Gesetze  abgeändert  wurde'. 

1.  Spanien  und  Portugal. 

Die   Fassung:   des  Decretum   entsprach   eigentlich  nicht  Das  Decret 
ToUständig  den  Intentionen  der  Regierung  Spaniens.  wünsch  d. 

Gerade  hier  hatten  sich  die  Missstände  der  heimlichen 
Ehen  besonders  fühlbar  gemacht,  gerade  hier  hatte  man  nicht 
so  das  Moment  der  öffentlichen  Eheschliessung  betont,  wie 
die  Nothwendigkeit  der   elterlichen  Einwilligung.     Deswegen 

^  So  ist  es  ungewiu,  ob  in  Bremen,  in  derWallachei  und  in  der 
Balgarei  die  Publication  eifolgt  sei.  Vgl.  Perrone  de  matrimonio  chri- 
stiano  (Romae  1858.)  2, 261.  —  Dieser  Schriftsteller  giebt  eine  ziemlich  ge- 
naue Uebersicht  über  die  L&nder,  in  denen  das  Tridentinum  gilt.  2,  256.  ff. 

'  So  wird  über  Frankreich,  die  Niederlande,  Genf,  Irland 
und  Italien  bei  der  Geschichte  der  Civilehe  gehandelt  werden. 
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waren  ja  jene  sich  in  Härte  und  Strenge  überstürzenden  Straf- 
gesetze erlassen  worden,  welche  wir  oben  kennen  gelernt 
habend 

Aber  Dennoch    wurden    die    Tridentinischen    Vorachriften  in 

recipirt.   gpg^^jgjj  recipirt^ 

Aber  deswegen  glaubte  man  nicht »   das   ganze  frühere 
rhiHpp  II.  Recht  über  Bord  werfen  zu  müssen,  sondern  Philipp  IL  wie- 
derholte sogar  i.  J.  1563.  die  oben  dargestellten  Vorschriften, 
welche  Ferdinand  der  Katholische  i.  J.   1505.  erlassen 
Novissiina hatte,  uud  die,  wenn  auch  nur  als  Drohung',  noch  in  die  No- 

cion.     yissima  Recopilacion*  übergegangen  sind. 
civiicodex.         Der  heutige  spanische  Civ51codex  erfordert  für  die  Ehe- 
schliessung im  Artikel  28.  no.  4: 

„  La  presencia  del  parocco  y  dos  testigos  adomados  de  las 
ciiaUdades  legales^  que  se  reqideren  para  los  demas  actos  civiles". 
Die  tridentinischen  Vorschriften  über  die  Aufgebote  werden 
Elterliche  in  den  Artikeln  33  —  36.  eingeschärft.    Der  Mangel  der  elter- 
Eiuvriiiig.  jjqIj^jj  Einwilligung  hat  keine  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge'', 
aber  er  ist  ein   auch  durch    staatliche  Strafgesetze  wahrge- 
nommenes impedimentum  impediens. 

„  Wir  haben  erfahrefiy  dass  der  Misshraitch  von  allerlei  nicht 

Pragmat.  ./  ' 

8anct.v.  erlaubten  Ehen  sehr  häufig  ist'%  klagt  die  pragmatische 
1776.  Sanction  vom  23.  März  1776,®;  deswegen  wurde  verordnet, 
dass  Ehen,  die  von  Kindern  unter  25  Jahren  ohne  elterliche 
Einwilligung  geschlossen  würden,  jeder  civilrechtlichen  Folge 
entbehren  sollten;  auch  den  Geistlichen  ward  dies  Gesetz  ein- 
geschärft^. 
sanctiony.         Noch  härter  war  aber  die  Sanction  Karls  IV.  v.  10. 

10.  Apnl 

180«.     April  18038. 

1  Vj?l.obenS.  72.  ff. 

^  Alvarez  instituciones  de  derecho  real  de  Espana  (ed.  Velez,  Buenos 
Aires  1834.)  62.  —  Die  Concilienbestimmungen  sind  dann  den  Geistlichen 
durch  Decret  der  Cortes  v.  23.  Februar  1822.  und  7.  Januar  1837.  von 
Neuem  eingeschärft  worden.  Vgl.  EscricheD  icion  ario  razonado  de  legis- 
lacion  y  Jurisprudencia  (Madrid  1840.)  s.  v.  Matrimonio. 

^  De  LI  an  o  Compendio  de  los  comentarios  a  lasLXXXIII.  leyes  de 
Tore  (Madrid  1795.)  Ley  XLIX. 

*  lib.  10.  tit  2.  ley  5.  (Paris  1846.  —  4,  208.) 

^  Rodriguez  Elemeutos  de  derecho  civil,  penal  y  mercantil  de  Espana 
(Madrid  1861.)  1,61. 

^  NovissimaKecopilacion  lib.  10.  tit.  2.  ley  9.  (ed.  cit  4, 210.) 

7  ebendas.  ley  10.  (213.)    Vgl.  auch  die  dort  folgenden  Gesetze. 

8  ebendas.  ley  18.  (4,  216.):  „Los  Vicarios  ecclesiasücos que  autori- 
zaren  matrimonio ,  para  el  que  no  estuvieren  habilitados  los  contrayentes 
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» J)ie  Geiatlichen,  heisst  es,  welche  zu  Ehen  mitwirken,  die 
der  geeetzlichen  Erfordemisae  entbehren ,  sollen  verbannt  und 
ihrer  TemporaUen  beranbt  werden.  In  diesdibe  Strafe  ver- 
fallen die  Contrahenten^^ 

Daas  den  gekränkten  Eltern  aasserdem  noch  die  willkür- 
liche Enterbung   ihrer   ungehorsamen  Eander  verstattet  ist, 
versteht  sich  von  selbst ^  und  das  ist  auch  für  Portugal  durch  PortngaL 
die  Ordonnanzen  v«  13.  November  1651. ,  v.   19.  Juni 
1775.  und  6.  Oatober  1784.  festgesetzt  worden.^ 

2.  Polen. 

Schon  i.  J.  1645.  hatte  ein  staatliches  Gesetz  die  kirch- 
liche Eheschliessung  anbefohlen^:  König  Siegismund  publi-  - 
cirte  dann  das  TridentinumS  weldies  mit  allen  Vorzügen  und    tinumr* 
Nachtheilen  seiner  Bestimmungen   bis  in  unser  Jahrhundert 
hinein  ungestörte  Geltung  hatte. 

Eni  i.  J.  1807  führte  die  neue  Constitution  für  das  Gross-  Code  dviu 
herasogthnm  Warschau  den  Code  civil  ein,  und  dieser  blieb 
auch  in  Kraft,  als  i.  J.  1815.  ein  Theil  des  Landes  unter  das 
Scepter  des  Kaisers  Alexander  gekommen  war. 

I.  J.  1820.  wurde  indessen  eine  Gesetzgrebun^scommission     i&3o. 

Qeactegc- 

aus  mehreren  Mitgliedern  der  beiden  Kammern' und  des  Staat»- bungscom- 
rathea  ernannt,  um  ein  neues  Gesetzbuch  abzufassen.    Ein 
Theil  der  Arbeit  war  i.  J.  1825.  vollendet:  Das  erste  Buch, 
weldbes  das  Personenrecht  umfasste,  wurde  durch  die  beiden 

1856. 

Kammern  anccenonimen  und  erhielt  mit  dem  1.  Januar  1826.  Personen- 

^  *^  recht. 

Gesetzeskraft*. 

•egon  los  requiaitos  qae  7an  expresados,  serän  ezpatriadoa  y  ocnpsdas  todss 
sua  temporalidade«,  y  en  la  misma  pena  de  ezpatriacion  y  en  la  de  conflsca« 
don  de bienea mearArin  ioscontxayentes.**  Vgl.  Rodrxguez  a. a.  O.l, 60.ff. 

1  Cödigo  penal  art  899. a. 403.  Rodriguez  a.a.O.  1,61.  Alvarez 
a.  a.  0. 59.  f.  Asao  y  Manuel  instittteioaes  del  derecho  civil  de  Castilla 
(ed.  7.  Madrid  1806.)  73. 

'  Figaeiredo  legiBla^io  portugaeaa  (Lisboa  1790.)  150.  Vgl.  auch 
Mellii  Freirii  instit  inr.  Luait  (Olispone  1790.)  2, 106—114.  —  Poblicirt 
ist  das  Tridentinum  durch  den  König  Sebastian;  PallaTicini  a.  a.  O. 
üb.  24.  e.  9.  no.  15. 

^  Wolowtki  «oup  d*oeil  snr  la  Mgislation  polonaise  in  der  KeTue  de 
U gislat.  8, 89.    Für  Litthauen  ein  Statut  v.  J.  1588.  eb en d as.  96. 

^  Pallavioini  bist  Conc.  IVident  üb.  24.  c.  13.  no.  2.  8. 

^  Ciyil-Codez  f. d. Königr.Polen  Buch  I.  nebst  den  übrigen 
CiTiIgesetsen  d.  Reichstages  t.  1825.  Übersetzt  r.  £.  6.  Faltz 
(Breslau  1826.)  Lubliner  Concordance  entre  le  Code  civil  du  Royaume 
d«  Pologne  de  1825.  et  le  Code  ciyil  fran^ais  concemant  l'etat  des  per- 
lonnes  O^mxelles  1848.). 

Priedberg,  EhetehHettung,  Q 
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Danach  wurde  die  Ehe  als  em  religiöser  Contract  hinge- 

^^*j^*]jjj®^ stellt  und  die  Civilehe  abgeschafft.     Die    geistliche  Ehege- 

keine  kirch-riohtsbarkeit  dagegen,  welche  die  Commission  ebenfaUs  Tor- 

jurisdict.  geschlagen  hatte,   scheiterte   sowohl  damals  an  dem  feBten 

Widerstände  beider  E[ammern9  wie  auch  i.  J.  1830.,  wo  sie 

von  Neuem  projectirt  war. 

Grondges.  Am  16.  Fcbruar  1832.,  also  nach  der  Revolution,  er- 

'  1S32.  '  schien  mit  Aufhebung  der  Kammern  ein  neues  Grundgesetz, 

welches  die  Verfassung  von  1815.  ausser  Krafl  setzte  und 

dem  Kaiser  die  gesetzgebende  Gewalt  übertrug. 

ocsetzei-  Obgleich  nun  Art.  1.  den  Code  civil  aufrecht  erhielt  unil 

r^vuion.  ^^   g    jj^  Freiheit  des  Cultus  mit  specieller  Garantie  der 

Ehe/aris-^  kathoUscheu  Kirche  aussprach,  so  liess  doch  Nicolaus  die 

dicüon.   Q^g^tze  revidiren,  und  die  von  ihm  ernannte  Commission  führte 

die  geistliche  Ehegerichtsbarkeit  ein. 
Ehegeeetz         Das  ucue  Ehcgcsctz  wurde  den  12.  (24.)  Juni  1836.  er- 
juaiiädo.'  lassen^.     Gleich  Art.  2.  des  ersten  Capitels  —  welches  von 
der  Ehe  zwischen  Personen,  die  sich  zur  rönusch-katholiflchen 
Beligion  bekennen,  handelt  —  bestimmt: 
Be»iiiumnn-        »yEine  Ehe  kann  nur  Angesichts  der  Kirche  den  Vorschnj- 
Tridentin.  ten  gemäss  und  mit  ErfüUung  der  religiösen  FeierUckkeUen  ge- 
schlossen werden". 

Diese  sind  aber  genau  nach  den  Anordnungen  des  Triden- 
tinum  verordnet^  nur  dass  hier  genauere  Bestimmungen  über 
die  Führung  der  Kirchenbücher  gegeben  werden^.    Auch  für 

1  Oes.  üb.  d.  Ehe  f.  d.  Königr.  Polen  (Berlin  I8S7.);  Lublioer 
Essai  critique  sur  la  'nouvelle  i^gislation  concemant  le  mariage  en  Fologne 
de  1886.  dans  ses  rapports  avec  Fhistoire  et  ie  droit  canonique  (Bruxelles 
1840.). 

s  Art  41.  ff.  Das  Domicil  muss  für  die  Aufgebote  8  Monate  dauern  (43.). 
die  Trauung  binnen  6  Monaten  erfolgen  (44.).  Für  die  Trauung  ist  ein 
sechsmonatMcher  Aufenthalt  im  Kirchspiele  erforderlich,  und  wenn  die  Par- 
teien in  einer  anderen  Diöcese  gewohnt  haben,  ein  jähriger  (49.).  l^er 
Mangel  des  elterlichen  bez.  Tormundschaftliehen  Consenses  [der  f&r  Per- 
sonen unter  21  J.  nothwendig  ist  (15.)]  berechtigt  zur  Enterbung  auf  die 
Hälfte  des  Pflichttheils  (19.). 

^  Art.  58.  Nach  Vollziehung  der  religiösen  Ceremonie  hat  der  das 
Akten-Buch  des  CiviUStandes  fuhrende  Prob«t  in  Gegenwart  zweier  Zeugen 
einen  Civil- Akt  aufzunehmen,  welcher  enthält: 

1.  Die  Vornamen,  Familiennamen ,  den  Beruf,  Geburts-  und  Aufent* 
halts-Ort  und  das  Alter  der  Ehegatten. 

2.  Die  Vornamen,  Familiennamen,  den  Beruf  und  Wohnort  ihrer  Väter 
imd  Mütter. 

3.  Die  Eriaubniss  der  Eltern,  Vormünder  und  Militair*Behörde  in  den 
Fällen,  wo  das  Gesetz  dieselbe  verlangt. 


3.  Die  südamerikani sehen  Staaten.  131 

die  Anhänger  der  evangelischen  Confession  gelten  die  Grund- 
sätze des  gemeinen  Kirchenrechts.  Doch  ist  hier  ebenfalls 
die  Gegenwart  zweier  Zeugen  beim  Trauungsacte  als  noth- 
wendige  Formalität  aufgestellt  worden^. 

Ehen  von  Personen,  die  weder  der  griechischen,  noch  rö-   ^^^^n  in 
misch-katholischen  oder  evangelischen  Confession  angehören,   kannten 
sind  dnrcfa  die  Greistlichen^  derselben  zu  schliessen^  und  von  Confewion. 
dem  staatlichen  Civilstandfilheamten  zu  registriren^  — 

Schliesslich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  für  gemischte  Gemischte 
Ehen  höchst  parteiische  Vorschriften  getroffen  sind. 

Wer  sich  mit  einem  Griechisch-Katholiken  vermählt,  muss 
eich  durch  den  griechischen  Geistlichen  trauen  lassen,  alle 
Kinder  in  der  griechischen  Beligion  erziehen,  und  unterliegt 
der  fiheQurisdiction  des  griechischen  geistlichen  Grerichts^. 

B.   Die  südamerikanischen  Staaten. 

In  den  durch  das  spanische  oder  portugiesische 
KechC  beeinäussten  Staaten  Südamerikas  ist  das  Decre- 
tum  de  reformatione  matrimonii  überall  zur  Geltung  ge* 
kommen. 

So  in  Chile,  wo  das  i.  J.  1855.  publicirte  Gesetzbuch^    cwic. 
im  Art.  117.  bestimmt: 

4.  Die  Anführung  des  Tages  und  Ortes,  an  welchem  die  Aufgebote  er- 
folgt sind,  oder  wenn  keine  Aufgebote  stattgefunden  haben,  die  Angabe  der 
Behörde,  die  Ton  ihrer  Publication  befreit  hat,  und  das  Datum  des  Dis- 
penses. 

5.  Falls  die  Ehe  Ton  Seiten  einer  Person  geschlossen  wird,  die  schon 
früher  in  ehelicher  Verbindung  gestanden,  die  Erwähnung  der  Zeit,  wann 
die  firühere  Ehe  aufgehört  hat  oder  für  ungültig  erklärt  worden  ist. 

6.  Die  Erklftruhg  der  Ehegatten,  ob  sie  vor  der  Trauung  einen  Con- 
tract  abgeschlossen  haben  oder  nicht,  und  im  ersteren  Falle  die  Angabe  des 
Datums  nnd  Orts  seiner  Abscfaliessung,  sowie  der  Justisperson,  vor  welcher 
er  abgesehloflsen  worden. 

7.  Die  Vornamen,  Familiennamen,  den  Beruf,  das  Alter  und  den 
Wohnort  der  Zeugen ;  wenn  dieselben  Bluts-  oder  sonstige  Verwandte  der 
Ehegatten  sind,  die  Angabe,  von  welcher  Seite  und  in  welchem  Grade. 

8.  Die  Bescheinigung  des  Geistlichen  und  der  Zeugen,  dass  die  reli- 
giöse Trauung  stattgefunden  hat. 

1  Art.  140. 

2  Art  185. 
»  Art.  187. 

*  Art  200.  ff. 

^  Cödigo  civil  de  la  repüblica  de  Chile  (Santiago  de  Chile 
1B5S.) — Ueber  das  Requisit  der  elterlichen  Einwilligung  Art.  105.  ff. — „Die 
She  iwischen  Katholiken  wird  mit  den  durch  die  Kirche  vorgeschriebenen 
Feierliehkeiten  geschlossen,  nnd  steht  es  der  geistlichen  Gewalt  zu,  über  die 
Vornahme  derselben  zu  wachen." 
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,jEl  matrimonio  entre  peraonas  eatöUeas  se  cdehrard  con 
las  solemnidades  prevenidas  por  la  Igleeia,  i  compete  a  la  au^ 
ridad  eclesidstica  velar  sobre  el  oompKmiento  de  ellas", 
coutaricÄ.  in  Costarica,  wo  der  Art  108.  des  Cödigo  general 

y«  J.  1841.^  bestimmt: 

„Estando  en  el  Eetado  eleoado  el  matrimonio  d  la  digmäad 
de  eacramentOy  loa  formaüdadee  necessarias  para  au  eefeiraeüm, 
serdn  las  mismas  que  el  Coneilio  de  Trento  y  la  IgUsia  tiem 
designadas**. 
Peru.  '         So  in  Bucnos  Ayres*,  Peru*  und  Brasilien.  — 
Protestant.         Ucbcr  die  Protestanten  wird  in  dem  Costaricanischen 
i.coflt«ricft.Qeeßtze  gar  keine  Verordnung  getroffen.      Dennoch  soBen 
diese  5  obgleich  nach  der  Verfassungs-Urkunde  den  Akatho- 
liken  ihrer  BeUgion  wegen  keinerlei  Beschränkung  auferlegt 
istS  ebenfalls  vor  dem  katholischen  Priester  ihre  Ehe  nach 
tridentinischer  Form  schUessen. 
Chile.  In  Chile  handelt  darüber  Art.  118.*  des  Gesetzbaclicg. 

Er  unterwirft  die  Akatholiken  den  staatlichen  und  kanonischeD 
Impedimenten,  und  lässt  sie  ihre  Ehen  durch  blossen  Cob- 
sensaustausch  in  Gegenwart  zweier  Zeugen ,  aber  Yor  dem 
katholischen  Pfarrer,  wenn  auch  ohne  jede  religiöse  Feierlich- 
keit, schliessen. 

Die  Verhältnisse  von  Buenos  Ayres  werden  bei  der 

Geschichte  der  Civilehe  berücksichtigt  werden.     Spedell  aber 

Brasilien,  muss  ich  hier  noch  des  Brasilianischen  Bechtes  gedenken. 

Decretv.  Die  tricutcr  Bestimmungen  hatte   die  Begierung  dem 

'i827.  '  Clerus  in  dem  Decrete  vom  3.  November  1827.  zur  Nach- 

1  Cödigo  General  de  la  Repüblioa  de  Costa  Rica  (Nueva- 
York  1858.)  P.  1.  üb.  1.  tit.  5.  c.  8:  „Da  indem  Staate  die  Ehe  sur  Wüide 
eineB  Sacramentea  ezhoben  ist ,  so  werden  die  aur  Eingehung  notbwen- 
digen  Feierlichkeiten  dieselben  sein ,  welche  das  Concü  von  Trieat  und  die 
Kirche  Torgeschrieben  haben.*' 

>  Vgl.  d.  Gesetz  v.  20.  Dezember  1683.  in  der  Qecopilacion  de 
las  leyes  j  decretos  promulgados  en  Buenos  Aires  (Buenos  Aires 
1836.)  1189.  ff. 

3  Revue  histor.  de  droit  fran^.  9,  867. 

*  Verf.-Ürk.  v.  1859.  Art  6. 

&  118:  „Los  que  profesando  una  religion  diferente  de  la  catölics 
quisieren  contraer  matrimonio  en  territorio  chlleno,  podrän  hacerio,  con 
tal  que  se  sujeten  a  lo  preyenido  en  Iss  leyes  civiles  i  canönicaa  aobre  impe- 
dimentos  diiimentes,  permiso  de  ascendientes  o  curadores,  idemasrequi- 
sitos;  i  que  dedaren  ante  el  competente  sacerdote  catölico  i  dos  testigos, 
que  SU  animo  es  contraer  matrimonio ,  e  que  se  reeonoeen  el  uno  al  otro 
como  marido  i  mujer;  i  haci^ndolo  asi,  no  estarän  obligadoa  a  ninguns 
solemnidad  o  rito  ". 
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achtong  empfohlen^.  Sie  hatte  auf  die  Constitution  des  Erz- 
bischofes  von  Baliia  verwiesen  und  demgemäss  Aufge* 
böte,  Parochianenqualität  eines  oder  beider  Brautleute  und 
kirchliche  Trauung  als  nothwendige  Erfordernisse  der  Ehe- 
schliessuDg  aufgestellt. 

Der  Protestanten  gedachte  das  ziemlich  oberflächliche  Protestant. 
Gresetz  nicht,  aber  das  erschien  auch  gar  nicht  nöthig,  denn 
die  Yerfassungsurkunde  v.  11,  December  1823.  war  im 
Allgemeinen  von  dem  Geiste  der  Toleranz  durchdrungen  und 
kannte  keine  andere  Beschränkung  der  Akatholiken,  als  ihre 
Unfähigkeit^  zu  Deputirten  erwählt  zu  werden*. 

1  Harendo  a  assembl^a  geral  legislatiya  resolvido : 
yjAxügo  unicof  qoe  as  diBposi^öes  do  concilio  Tridentino  na  tessao 
XXIV.  csp.  1,  de  reformatione  matrimonii,  e  da  constituigao  do  arcebiBpado 
da  Bahia  no  Uy.  1.  tit.  68,  §.  291.  —  ficao  em  effectiva  observancia  em  todos 
OS  bispados  e  freguezias  do  Imperio,  procedendo  ob  parochos  respectivos  a 
jeceber  em  &66  da  Igreja  os  noivoa,  quaudo  Ihes  requererem,  sendo  do 
mesioo  bispado,  e,  ao  inenos  um  delles  seil  parochiano,  e  nao  hayendo  entre 
eJJes  iinpedimentos,  depois  de  feitas  as  de  nuncia9de8  canonicas,  sein  para 
isso  Mr  neoessario  licen^a  dos  bispos  ou  de  seus  delegados ,  praticando  o 
parocho  as  dlligenciaa  precUas,  recommendadas  no  §.  269.  e  aeguintes  da 
mesma  constituifao  (arcebispal)  o  qae  far&  gratuitamente ;  e  tendo  eu  sanc- 
cionado  estaresolu^ao,  hei  por  bem  ordenar  que  aasim  se  cumpra.  A  mesa 
da  Conacäencia  e  Ordens  o  tenha  asaim  entendido  e  fa9a  exeoutar  com  os 
despacbos  necessarios". 

'  Vgl.  Tit.  I.  Art.  5:  „AReligiao  f,Bie  römisch -katholisch -aposto- 
Catholica  Apostolica  Romana  conti-  lische  Religion  bleibt  fortwährend 
nuari  6  ser  a  Beligiao  do  Imperio.  die  Religion  des  Reichs.  Alle  andern 
Todas  as  outras  religioes  serao  per-  Religionen  sind  erlaubt  mit  ihrem 
mittidas  com  seu  culto  domestico  ou  häuslichen  Cultus  oder  besondem 
parücular,  em  casas  para  isso  desti-  Gottesdienst  in  dazu  bestimmten  Ge- 
nadas,  sem  forma  alguma  exterior  do  bäuden,  ohne  irgend  äussere  Form 
templo  ",  eines  Tempels  ". 

Tit.  IL  Art  6:  „SaoCtdadaosBra-      „Brasilianische  Bürger  sind: 
fiileiroa :  V .  Die  naturalisirten  Fremden,  wel- 

V.  Os  estrangeiros  naturalisados,  ches  auch  ihre  Religion  sei  ^^ 
qualquer  que  seja  a  sua  religiao^^ 

Tit.  IV.  c.  VI.  art.  95:  „Todos  ös      „Alle,  welche  Wähler  sein  können, 
que  podem  per  eleitores,  sao  habeis  sind  fähig,  zuDeputirten  ernannt  zu 
para  ser  nomeados  Deputados.  £x-  werden.    Ausgenommen : 
ceptua-se:  IIL  Die,  welche  sich  nicht  zur  Re- 

III.  Os  que  nao  professarem  aRe-  ligion  des  Staates  bekennen  *\ 
iigiao  do  Estado  ^*. 

Tit-Vin.  Art.  179  V.:  „Ninguem  „V.  Niemand  kann  auf  Grund  der 
pode  ser  perseguido  por  motiyo  de  Religion  verfolgt  werden,  yorausge- 
religio  homa  yez  que  respeite  a  setzt,  dass  er  die  des  Staates  re- 
de Estado  e  nao  offenda  a  moral  spectirt  und  die  öffentliche  Moral 
publica.  nicht  beleidigt. 

XIV.  Todo  o  Ctdadao  pode  ser  XIV.  Jeder  Bürger  kann  zu  den 
admittido  aos  cargos  pnblicos  civis  bui^rliohen  und  militärischen   öf- 
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Ge8..£ntw.  So  wurden  denn  auch  die  Ehen  der  Protestanten 
V.  185C.  ,.^Qh(ggQit;g  anerkannt  9  und  für  den  von  der  Staatsregierung 
].  J.  1866.  vorbereiteten  Gesetzentwurf,  die  Ehen  der  Akatho- 
liken  betreffend,  scheint  kein  rechtes  Bedürfniss  gesprochen  zu 
haben.  Uebrigene  wurde  er  gar  nicht  den  Kammern  vorge- 
legt», — 

Aber  schon  im  folgenden  Jahre  zeigte  sich,  wie  wenig  die 
Protestanten  durch  die  Verfassungsurkunde  geschützt  waren. 

Kerthscher         Der  Bischof  Yon  Rio  de  Janeiro  erklärte  nämlich  die 

FaII 

durch  den  damaligen  Prediger  der  deutsch-evangelischen  Ge- 
meinde in  Rio  de  Janeiro  eingesegnete  Ehe  eines  Schweizeri- 
schen Protestanten,  Namens  Kerth,  mit  einer  Protestantin 
aus  Baiem,  obgleich  dieselbe  zwölf  Jahre  bestanden  hatte,  für 
ungültig,  weil  sie  den  Bestimmungen  des  Concilium  Tridenti- 
num  zuwider  sei,  und  gestattete  der  inzwischen  zum  Katholi- 
cismus  übergetretenen  Frau  die  Eingehung  einer  anderen  Ehe*. 

Damit  wurden  die  Ehen  von  mehr  als  80,000  Protestanten 
zu  Concubinaten  gestempelt,  und  diese  den  Trienter.  Bestim- 
mungen, sowie  dem  kanonischen  Rechte  unterworfen. 

Die  Regierung  glaubte  hier  der  Bedrängten  helfen  zu 
müssen,  zumal  sie  auf  Einwanderung  fremder  Colonisten  an- 
gewiesen war,  und  so  die  aufgeregten  Gemüther  zu  versöhnen 
trachtete« 
Qee.-Entw.  Sie  Icgtc  1.  J.  1858.  dcu  Kammern  einen  Gesetzentwurf 
vor,  der  für  die  Protestanten  die  Civilehe  vorschlug*. 

Artikel  1.  liess  die  kirchliche  Trauung  als  facultativ  be- 
stehen, jedoch  ohne  gesetzliche  Wirkungen;  vielmehr  sollte 
erst  die  Civiltrauung  einer  solchen  Verbindung  akatholiscber 
Personen  die  Kraft  einer  EJie  verleihen*. 

ou  militares ,  e  sem  outra  differenca,  fentlichen  Aemtem  zugelassen  wer- 
que  nao  seja  dos  seus  talentos  e  vir-  den,  ohne  andern  Unterschied  als  den 
tudes".  seiner  Talente  und  sittlichen  Eigen- 

schaften ". 

1  Akten  des  evangeL  Oberkirchenrathes  in  Preussen.  — 
Dieselben  sind  mir  durch  die  Güte  des  terstorbenen  Präsidenten  Hrn. 
v.Uechtritz  zur  Disposition  gestellt  worden. 

2  Preuss.  Correspondenz  1857.  No.  92. 

3  Vgl.  Totvärad  os  negocios  de  matrimonios  no  imperio  de  Brasil 
(Rio  de  Janeiro  1860.)  5. 

^  Art.  1^.  „  Os  casamentos  entre  pessoas,  que  nao  profeaaao  a  mesma 
religiao  catholica-apostolica-romana ,  serao  feitos  por  contracto  dTÜ, 
podendo  seguir  se  o  acto  religioso,  se  este  nao  tiver  sido  celebrado  antes'^ 
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Für  gemischte  Ehen  wurde  im  zweiten  Artikel  electiv  die 
katholisdie  Trauung  und  die  Civilehe  aufgestellt^. 

Artikel  3«  verheisst  den  letzteren  die  rechtlichen  Folgen 
der  nach  römisch-katholischem  Situs  eingegangenen^  und  Ar- 
tikel 4.  endlich  —  um  die  übrigen  nur  von  der  Scheidung 
handehiden  zu  übergehen  —  bestätigt  die  schon  vorher  ge- 
schlossenen Ehen  in  Bezug  auf  die  Rechte  und  PlQichten  der 
Gatten  und  die  Legitimität  der  Kinder^ 

Aber  einestheils  protestirte  die  evangelische  Gemeinde  in  f»"t  durch. 
Rio  selbst  gegen  ein  Gesetz-,  welches  für  sie  Ausnahmemass- 
regeln schaffen  wollte ,  andererseits  lehnte  die  Kammer  alle 
Refonnversuche  ab.  Die  Ehen  der  Protestanten  seien  eben 
blosse  Concubinate;  höchstens  war  sie  bereit ,  die  erbrecht- 
lichen  Verhältnisse  zu  regeln.  — 

Auch  die  Vorschläge  des  CommissionsmitgliedeSy  Joa-  p^ü?o*J^ 
quim  Pinto  de  Campos,  welche  die  Rechtskraft  der  pro-  c*"*®*- 
testantischen  Ehen  anerkannten  ^^  fielen. 

1  Axt.  2^.  „  O  casamento  civil  tambem  poderä  ser  contrahido ,  quando 
tim  dos  contractantes  för  catholico  e  o  outro  nao.  Fica,  por^m,  entendido, 
que  se  nessa  hypothese  preferlrem  celebrar  o  casamento  religioso  ante 
a  igreja  catholica,  o  poderao  fazer  independente  do  contracto  civü,  pro- 
duzindo  o  religioso,  al^m  da  vinculo  espiritual  para  o  catholico,  todos  os 
effeitoSy  para  ambos,  tao  completamente  como  se  tivesse  havido  oontracto 
civil". 

*  Art.  3^.  „O  contracto  civil  seguido  da  communi9ao  dos  esposos, 
assim  na  hypothese  do  art..  1^,  como  do  art  29^  torna  o  matrimonio  indisso- 
luvel  e  produz  todos  os  effeitos  civis,  que  resultao  do  que  ^  contrahido ,  se- 
gundo  as  leis  e  costumes  do  Imperio". 

3  Art.  4<).  „  Os  casamentos  mixtos  ou  entre  pessoas  estranhas  ä  igreja 
catholica,  bona  fide  contrahidos  antes  da  publica^o  da  presente  lei,  por 
escriplnra  publica,  ou  celebrados  na  forma  de  algunareligiaotolerada,  se 
considerao  ipso  facto  rallficados  para  os  effeitos  civis  como  se  tivissem  sido 
contrahidos  ou  celebrados,  na  forma  prescripta  para  os  casamentos  civis, 
uma  vez  que  a  isso  se  nao  opponhao  impedimentos  taes,  que  os  devao  em- 
bara^ar,  segundo  o  que  houver  regulado  o  govemo,  un  conformidade  do 
§.  10  do  art  6  ". 

^  Diese  lauteten : 

Art  1<^.  ,9  0s  casamentos  entre  pessoas,  que  nao  professao  a  mesma  re- 
ligiao  catholica-apostolica-romana,  celebrados  na  forma  de  seus  respectivos 
ritos,  sao  considerados  vaiidos  para  produzirem  os  effeitos  civis,  como  se 
fossem  contrahidos,  segundo  as  leis  e  costumes  da  na^ao". 

Art  29,  „Sao  reconhecidos  vaiidos,  para  produzirem  os  mesmos  effei- 
tos, OS  matrimonlos  entre  pessoas  que  nao  professao  a  religiao  catholica- 
apostolicarromana  celebrados  föra  do  Imperio,  segundo  as  leis  e  costumes 
do  paiz  onde  forao  contrahidos". 

Art  ffi,  „Os  casamentos  mixtos  celebrados  bona  fide  antes  da  publi- 
ca^o  da  presente  lei,  föra  do  Imperio,  sao  considerados  vaiidos  na  forma 
doart20". 
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Die  Litera*         Inzwischen  bemächtige  sich  die  Wissenschaft  der  Frage. 

<ue Frage.  Namentlich  erörterte  Totvärad  in  zahbreichen  Schriften^  die 
Natur  der  fiir  aUe  annehmbaren  Civilehe,  und  wies  darauf  Iiin, 
wie  schon  aus  den  Worten  der  Verfassungsurkunde  die  Rechts- 
gühigkeit  der  protestantischen  Ehen  folge,  wahrend  Dr.  Braz 
den  Gesetzentwurf  der  Be^erung  vertheidigte^ 

Endlich  1.  J.  18G1.  erledigte  die  Kammer  die  der  Kegie- 
rung  selbst  so  peinliche  Angelegenheit,  und  am  11.  September 
wurde  ein  Gesetz  erlassen ,  dessen  wenige  Bestimmungen  hier 
einen  Platz  finden  mögen'. 

Art.  4^.  „Nenhumxninistro  acatholico  podera  exercer  aa  saaa  func9oe^ 
Dolmperio  sem  que  seja  reconhecido  pelo  governo  dopaizempresenzade 
seus  titulos  canonicoB  ^*. 

Art.  ö^.  „  O  Governo  fica  autorlaado  a  organisar  e  regulär  08  registros 
dos  casamentoa  aoatholicoa,  assim  como  dos  nascimentos  que  delles  pro- 


vierem". 


Art.  6^.  „Ficao  revogadas  todas  as  dispoBi9de8  em  contrario.  Facodi 
aasemblea  geral,  26  de  Agoato  de  1858'*. 

^  Ausser  der  oben  S.  S4.  Anmerkg.  3.  angeführten  ist  noch  zu  erii  ah- 
nen: O  casamento  civil  (Rio  1858.)  und  O  Refuta^ao  da  doutrina  doD: 
Braz  (Rio  1860.). 

>  O  casamento  civil  e  o  casamento  religioso.  —  Dagegen  geht  die 
Schrift  von  Totvärad. 

s  Im  Urtexte  lautet  es: 

„Decreto  N.  1141.  de  11.  de  Setembro  de  1861.  Fas  extensives  os 
effeitos  civis  dos  casamentos  celebrados  »a  forma,  das  leis  dolmpcrioaos 
das  persoas,  que  professarem  religiao  differente  da  dos  eatado ,  e  determina 
que  seja  regutado  o  registro  e  prazos  destes  casamenlos  e  dos  nasoimentos  c 
obitos  das  ditas  pessoas,  bem  como  as  condi9des  necessarias  para  que  os 
pastores  de  religioes  toleradas  possao  praticar  actos,  que  producäo  effeitos 
civis.  Hei  por  bem  sanccionar  e  mandar  que  se  execute  a  resolu9ao  se- 
guinte  da  assemblda  gerat: 

Art.  1.  Os  effeitos  civis  dos  casamentos  celebrados  na  forma  das  leis  do 
Imperio  serao  extensivos : 

1 .  AoB  casamentos  de  pessoas  que  professarem  religiao  differente  da  do 
estado,  celebrados  fora  do  Imperio  segundo  o  rito  ou  as  leis  a  que  os  contra- 
hentes  estejao  sujeitos. 

2.  Aos  casamentos  de  pessoas  que  professarem  religiao  differente  da  UQ 
estado,  celebrados  no  Imperio  antes  da  publica^äo  da  presente  lei  segundo  o 
costume  ou  as  prescrip9ÖeB  das  religioes  respectivas,  provadaa  por  cer- 
tidöes  nas  quaes  verifique  se  a  celebra^äo  do  acto  religioso. 

8.  Aos  casamentos  de  pessoas,  que  professarem  religiao  differente  da  do 
estado,  que  da  data  da  presente  lei  em  diante  förem  celebrados  no  Imperio 
segundo  o  costume  ou  as  prescripfdes  das  religioes  respectivas,  comtanto 
que  a  celebrafao  do  acto  religioso  sej&provado  pelo  competente  registro  e 
no  forma  que  för  determinada  em  regulamento. 

4.  Tanto  os  casamentos  deque  trata  o  §.  2<'  comoos  do  precedente  näo 
poderao  gozar  do  beneficio  desta  lei,  se  entre  os  contrahentes  ae  der  impedi- 
mento  que  conforraidade  das  leis  em  vigor  no  Imperio,  naquiilo  que  Ibes 
possa  ser  applicavel,  obstenao  matrimonio  catholico. 
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„Die  bürgerlichen  Wirkungen**,  besagte  Artikel  1.,  „der  i>ec«t  ''• 
in  Gemäsaheit  der  Beichsgesetze  geschloaBenen  Ehen  werden    ^^i- 
ausgedehnt: 

§.  1.  Auf  die  ausserhalb  des  Reiches  geschlossenen  Ehen 
von  Personen,  welche  sich  zu  einer  von  der  des  Staates  ab- 
weichenden Religion  bekennen,  insofern  sie  in  Gemässheit 
des  Ritus  und  der  Gesetze  geschlossen  worden  sind,  denen 
die  Contrahenten  unterworfen  waren. 

§.  2.  Auf  die  innerhalb  des  Reiches  vor  Erlass  dieses 
Gesetzes  geschlossenen  Ehen  von  Personen,  welche  eine  andere 
als  die  Staatsreligion  bekennen,  insofern  sie  in  Gemässheit 
des  Brauches  oder  der  Vorschriften  der  bezüglichen  Religionen 
geschlossen  und  mit  Zeugnissen  zu  erweisen  sind,  aus  welchen 
Äe  Feier  des  religiösen  Actes  erhellt. 

§.  3.  Auf  die  innerhalb  des  Reiches  nach  Erlass  des 
Gesetzes  geschlossenen  Ehen  derselben  Personen,  wenn  sie 
^rie  in  §.  2.  eingegangen  sind,  und  die  Feier  des  religiösen 

Actes  durch  das  competente  Register  und  in  den  noch  näher 

zu  bestimmenden  Formen  zu  erweisen  steht. 

§.  4.  Die  Ehen,  von  welchen  §.  2.  und  3.  handeln,  kön- 
nen jedoch  die  Wohlthat  des  Gesetzes  nicht  gemessen,  wenn 
den  Contrahenten  Hindemisse  entgegenstehen,  die  den  zu 
Kraft  bestehenden  Reichsgesetzen  zu  Folge  eine  Ehe  unter 
Katholiken  unzulässig  machen. 

Artikel  2.  Die  Regierung  wird  Verfügung  treffen  über 
die  Register  und  die  Beurkundung  sowohl  dieser  Ehen  als 
iler  Geburten  und  Todesfälle  von  Akatholiken,  wie  auch  über 
die  nöthigen  Bedingungen,  unter  welchen  die  Geistlichen  tole- 
rirter  Religionen  Akte  vornehmen  können,  die  bürgerliche 
Wirkungen  zur  Folge  haben. 

Artikel  3.  Die  diesen  entgegenstehenden  Bestimmungen 
werden  aufgehoben".  — 

Die  Protestanten  waren  durch  das    neue  Gesetz  niohts  Auftiahme 
weniger  als  befriedigte     Eine   dem  eifrigen  Vertreter  prote- 

Art.  2.  II  Oovemo  regulara  o  registro  e  prazos  destes  casamentos  e  bem 
assim  o registro,  dos nascimentos  e  obitos  das  peasoaa,  que  nao  pTofessareiii 
ft  religiao  catholica,  e  aa  condi^oea  necesaariaa  para  que  oa  paatores  de 
religidea  toleradaa  posaao  praticar  actos  que  produzao  effeitoa  civia. 

Alt.  3.  Ficao  reTogadaa  as  di6po8i9de8  em  contrario  ". 

^  Akten  des  evangel.  Oberkirchenratha. 
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etantischer  Interessen,  dem  Professor  Totv4rad,  von  der 
Gemeinde  in  Kio  dargebrachte  Dankadresse  nannte  es  „unge- 
genügend  und  nichtig ''  (insufßdente  e  irrisoria)  und  mit  Recht 
konnte  der  Senator  Vasconsellos  ausrufen,  es  sei  unmöglich, 
den  Protestanten  eine  solche  Unwissenheit  zuzuschreiben,  dass  , 
sie  nicht  einsähen,  wie  die  Angelegenheit,  bezüglich  deren  sie 
um  Vorsorge  baten,  nicht  gesetzlich  geregelt  würde,  wie  die 
frühere  Unruhe  und  Verwirrung,  in  welche  ihre  Famüienver- 
hältnisee  gestürzt  seien,  fortdauere. 

Kritik.  Dieser  herben  Beurtheilung  des  Gesetzes  kann  aber  die 

Berechtigung  nicht  abgesprochen  werden. 

Wenn  auch  der  erste  Artikel  den  durch  protestantische 
Geistliche  eingesegneten  Verbindungen  die  bürgerlichen  Wir- 
kungen einer  Ehe  („efeitos  dvia*')  zuschreibt,  so  berührt  das 
doch  allein  die  erbrechtlichen  Beziehungen  der  Ehegatten  unter 
einander  und  die  Legitimität  der  Kinder;  denn  das  bürgerliche 
Gesetzbuch  erläutert  den  Begriff  der  ^^tffeitoB  civis"  in  keiner 
Weise.    Aus  den  Kammerverhandlungen  aber  gßht  unzweifel- 
haft hervor,  dass  die  ehelichen  Verbindungen  der  Protestanten, 
sofern  sie  nicht  nach  den  trldentinischen  Bestimmungen  eing^ 
gangen  würden,  nichts  weiter  als  Concubinate  sein  sollten,  und 
dass  selbst  nach  dem  neuen  Gesetze  den  gemäss  protestanti- 
schem Ejrchenrechte  eingegangenen  Ehen  nicht  allein  die  ab- 
solute Gültigkeit  abgesprochen  wird,  sondern  auch  die  „effdt^i 
crijninaes"  fehlen ;  d.  h.  vor  allen  Dingen,  dass  eine  eigenmächtig 
von  den  Ehegatten  vorgenommene  Scheidung  von  den  Ge- 
richten (sofern  diese  überhaupt,  was  zweifelhaft  ist,  die  pro- 
testantische Ehejurisdiction  ausüben  sollen)  nicht  aufgehoben, 
dass  eine  Bigamie  nie  angenommen  werden  kann  und  also 
völlig  straflos  ist,  weil  eben  die  frühere  Ehe,  —  und  wenn  die 
zweite  wieder  von  zweien  Protestanten  geschlossen  wird,  auch 
diese  —  gar  nicht  als  zu  Kecht  bestehend  angesehen  wird. 
Joden.  Noch  härter  wurden  die  Juden  durch  das  neue. Gesetz 

betroffen,  weil  früher  Rabbiner  in  Brasilien  gar  nicht  funken. 
Decret  d.  Dcunoch  haben  sich  die  schweren  Befürchtungen  nicht 

Verwesers  Vollständig  erfüllt.  Der  katholische  Clerus,  weiser  als  der 
gesetzgebende  Körper,  hat  Bedenken  getragen,  das  Aergernißs 
von  Neuem  heraufzubeschwören,  welches  i.  J.  1857.  die  Ge- 
müther bewegt  hat. 

Wenigstens  ist  ein  Erkenntniss  des  Bisthumsverwesers 
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* 

Ton  Sao  Paulo  bekannt  geworden,  welches  auch  protestanti- 
schen £hen  die  Rechtskraft  zugesteht^. 

Schliesslich  ist  noch  zu  erwähnen,  dass  die  Gresetzgebung  Nen-cr«. 
von  Neu-Granada   unter  anderen   der  Kirche  missfalligen     ehe. 
Massregeln  im  J.  1852.  die  Civilehe  eingeführt  hat^.    Es  ist 
dies  besonders  deswegen  wichtig  geworden,  weil  der  Papst  ^^JJIJj^]^-^ 
Pias  IX.  daraus  Veranlassung  genommen  hat,  seine  Ansicht ''^8^1®^^- 
über  die  Civilehe  im  Allgemeinen  darzulegen. 

,y Nihil  dicimus  de  cUio  illo  decreto",  heisst  es',  „quo  mar- 
trimonii  Sacramenti  mt/sterio,  dignitate,   sanctitate  omnino  de- 
specta,  ejusque  institutione  et  natura  prorsua  ignarata  et  eversa, 
atque  Ecclesiae  in  Sacramentum  idem  potestate  penitvs  ^reta, 
jproponebatur  jiueta  jam  damnatos  haereticorum  errores  atque  ad^ 
reraus  CathoUcae  eccleeiae  docirinam^  tit  matrimoniam  tanquam 
civiUi  tantum  coniracius  haberetur  ....  quum  nemo  ex  catho^ 
Uds  iffHoret  aiU  ignorare  possit,  matrimonium  esse  vere  et  proprie 
unum  ex  Septem  Evangelicae  legis  Sacramentis  a  Christo  Domino 
instäutum  ac  propterea  inter  fideles  matrimonium  dari  nonposse, 
quin  uno  eodeihque  tempore  sit  Sacramentum,  atque  idcirco  quam- 
lihet  aliam  inter  Christianos  viri  et  muMeris,  praeter  Sacramen- 
tum, cofijunctionem  cujuseunque  etiam  civilis  legis  vi  factam  nihil 
aliud  esse  nisi  turpem  atque  exitialem  concubinatum  ab  Ecclesia 
taniopere  damnaium  .  •  /^ 

Dem   kirchlichen  Einflüsse   ist  denn  auch   die  Civilehe  ^^11?^ 
i-  J.  1856.  erlegen*. 

4.  Die  deutschen  Staaten. 
Von  den  zahlreichen  deutschen  Staaten,  in   denen   das  Ptedent. 
Tridentinum  einstmals  publicirt  worden  ist*,  haben  viele  zuten,wod«s 

•  <•      1  n«         •     -1  1  Ol  •  Tridenün. 

existiren  auurehört.     oie  smd  anderen  otaatskörpem  emver-  pobiicirt, 

,.  i«!/^  1  it  t  •  exiBt.  nicht 

leibt  worden,  ihre  Gesetzgebungen  haben  denen  jener  grosse-  mchraii«. 
ren  weichen  müssen.  ' 

So  ist  Köln,  Trier  und  ein  Theil  von  Schlesien  an 
Preussen  gefallen,  Mainz  an  Darmstadt,  Franken  an 

^  (t.  11.  November  1862.)  Ich  habe  dasselbe  abdrucken  lassen  in 
Dove  Ztsehr.  f.  Kirchenr.  8,  S60.  ff. 

*  Perrone  de  matrimonio  (Romae  1858.)  1, 288. 

3  Allocution  Y.  27.  September  1852.  abgedruckt  im  Journal 
bistoriqae  19,  866.  ff.  bei  Laurent  L*egiise  et  Ntat,!!!«  partie  (Bruxel- 
les  1862.)  545.  fil  und  endlich  die  angeführte  Stelle  bei  Heus e  r  de  potestate 
itatuendi  impedim.  dirim.  (Loranii  1853.)  33. 

^  Perrone  a.  a.  0. 1, 288. 

^  Vgl.  die  Angaben  bei  Perron e  a.  a.  0. 2,  256.  ff. 
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Baiern,  Ulm  an  Würtemberg,  und  überall  sind^eTrienter 

Vorschriften  durch  die  Landesgeeetze  verdrängt  word^i. 

DasTrid«n-         Freilich  wiederholen  diese  zuweilen  nur  die  kirchlichen 

cioitflirdttii  Bestimmungen  9  sie  lassen  meist  die  Ehen  durch  priesterliche 

mehr.    Trauung  vollzogen  werden ,  aber  sie  sind  sich  doch  dabei  be- 

wusst)   nicht  auf  kirchlicher  Grundlage,   auf  der  Basis    des 

Trienter  Concils  zu  stehen;  sie  ordnen  von  Staats  wegen,  was 

die  Kirche  von  Sacramentswegen  verlangt,  sie  betrachten  auch 

wohl  die  Geistlichen  als  Staatsbeamte,  die  selbst  durch    die 

Function  der  Trauung  nicht  so  kirchlichen  wie  staatlichen  Ver- 

püichtungen  nachkommen. 

Das  ist  beispielsweise  unzweifelhaft  für  Preussen,  l^ür- 
temberg  und  die  meisten  anderen  deutschen  Länder,  nnd 
kann  vielleicht  nur  für  Oesterreich  und  Baiern  verneint 

Aoniahmeii.^^^^^'^*  ^^^^^  diesc,  als  wesentlich  katholische  Staaten,  geben 
auch  in  ihrer  Ehegesetzgebung  von  der  kirchlich-sacramen- 
talen  Grundlage  aus.  —  Daher  wird  hier  nur  die  Entwick- 
lung dieser  beiden  Länder  zu  betrachten  sein. 

a.  Oesterreich. 

Noch  während  die  Väter  in  Trient  versammelt  waren, 
verordn.  erlicss  Kaiser  Ferdinand  IL  ein  Verbot  der  heimlichen  £henS 
u&o.     wie  Karl  V.  das  schon  fiir  die  Niederländischen  Provinzen 
gethan  hattet 

Kein  Mädchen  unter  25  Jahren  sollte  ohne  Genehmigung 
der  Gewalthaber  heirathen  und  die  Verletzung  dieser  Vor- 
schrift jenen  die  BeAigniss  gewähren,  nicht  allein  den  Ungc- 
horsamen  die  Aussteuer  vorzuenthalten,  sondern  sie  auch  gänz- 
lich von  der  Erbschaft  auszuschliessen.  Ebenso  wurden  die 
Anstifter  heimlicher  Ehen  mit  ,,gebührlicher*^  Strafe  bedroht, 
erfoigio«.  Aber  diese  Massregeln  scheinen  um  so  weniger  gefruchtet 

zu  haben,  als  die  Trienter,  inzwischen  in  Oesterreich 
publicirten  Bestimmungen'  auf  die  elterliche  Eheerlaubniss 
wiederholt  ^^"*  Gcwicht  legten.  Schon  i.  J.  1614.  baten  die  Landstände, 
"*•  ^1^"**'' mit  Einschluss  selbst  der  Prälaten,  um  Wiederholung  des 
alten  Edictes,  welches  dann  durch  einen  auf  die  Ehen  der 
Dienstboten  bezüglichen  Zusatz  noch  beträchtlich  verschärft 

•• 

1  y.  24.  August  1550.  bei  Ri egger  Corp.  iur.  eccles.  academic.  (Wien 
1770.)  2,  255.  ff. 

2  Siehe  oben  S.  70. 

3  Vgl.  Perrone  de  matrimonio  christiano  2, 256.  ff. 
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wurde  ^.      Jedoch  wieder  ohne  Erfolg*     Theils  kamen  die 
Strafandrohnngen,  die  selten  ausgeführt  wurden ,  vielfach  in 
Vergiesflenheit,  theils  waren  sie  an  und  fiir  sich  nicht  durch- 
greifiend  genug  gewesen ,  um  dem  Uebel  der  heimlichen  Ehen 
zu   steuern,  „ab  beginnen  leyder  argetzo^*,   Uag^   das  Edict 
V.  7.  September  1703.^  „wie  es  die  tägliche  Effahrenheiii^uv{Z\ 
giehty  diese  boehaftey  dem  gemeinen  Wesen  aber  schädliche  Kupp^ 
Uregen  und  Verführungen  deren  noch  minderjährigen  Kindern 
mehr  als  jemals  und  fast  ohne  Scheu  in  Schwung  zu  gehen,  und 
oho  sugwMhmsn,  dass  sowohl  hoch'  als  niederer  Stands^Persohnen 
Kinder,  so  noch  unter  ihrer  EÜem,  Befreundten,  oder  verord- 
neten Gerhaben  Gewalt,  und  Aufsehen  seynd,  entweder  durch 
iigne  Haue^  und  Brod- Genossene,  oder  andere  leichtfertige  und 
hosihafte  Leut,  und  Unterhändler,  mittelst  allerhand  ersinnUeher, 
heinädier  bösen  Praeiiquen,  ohne  gedacht  ihrer  EUem,  nächsten 
Freund  oder  Gerhaben  Vorwissen,   Consens,  und  Einwilligung, 
sieh  unterstehen,  sich  verheyraihen,  und  verhupplen  zu  laseen", 

Jffichtsdestoweniger,  obgleich  man  sich  von  der  Erfolg- 
losigkeit und  der  UntaugKchkeit  des  alten  Hechts  sattsam 
uberzengt  haben  konnte,  wiederholte  das  angeföhrte  Edict 
y.  7*  September  1703.  lediglich  die  firüheren  Vorschriften. 
Nor  trat  wieder  eine  Verschärfung  ein,  dass  die  Madchen  vor 
dem  zwanzigsten  Jahre  und  jetzt  auch  die  Männer  bis  zu 
ihrem  zwei  und  zwanzigsten  der  elterlichen  Einwilligung  be- 
nötlugen  sollten. 

Auch  Maria  Theresia  beschäftigte  sich  mit  der  Frage 
der  heimlichen  Ehen.  Aber  ihr  Edict  v.  12.  April  17ö3.^AprUl7J.' 
welches  die  Verlöbnisse  der  Minderjährigen  „ohne  Einwilligung 
der  Vormünderen  und  der  vorgesetzten  Obrigkeit'*  für  ungültig 
erklärte,  war  fiir  die  spätere  Entwicklung  um  so  weniger  fol- 
genreichy  als  das  Edict  ihres  Sohnes  v.  30.  August  1782.^  Aag.  17^2' 
dessen  Inhalt  fast  wörtlich  in  das  Allgemeine  bürgerliche 
Gesetzbuch^  überging,  den  Verlöbnissen  überhaupt  jede 
rechtliche  Wirksamkeit  absprach. 

1  ▼.  82.  Februar  1614.  bei  Riegger  a.  a.  0. 2, 259. 

t  ebendat.  2,260.ff. 

s  ebenda«.  2, 505.  ff. 

*  «Da  die  EheverlöbniBM  weder  für  den  Staat  noeh  Air  die  Privaten 
aotzUeh,  Mmdem  viehnehr  für  beide  inRuckucht  auf  die  gezwungenen  Ehen 
•chädlieh  und  • .  .*'  abgedruckt  in  Bas  Ehepatent  v.  16.  Jenner  17S9. 
mit  allen  bia  1808.  ergangenen  dahin  gehörigen  allerhöchsten 
Verordnungen  (Gr&ts  1803.)  38. 

^  f.  45.  f.  Vgl.  auch  Sattler  Handb.  d.  österr.  Eher.  (Wien  s.  a.)  1, 59. 
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Rhepfttent         Dagegen  war  das  Ehe  patent  Josephs  II.  v.  16.  Jan. 

1783.  1783.  von  einschneidender  Wichtigkeit. 
sacrament  Auch  in  Deutschland  hatten  die  Theorieen  über  die 
der  Ehe.  Scheiduug  von  Sacrainent  und  Contraet  der  Ehe,  auf  die  wir 
später  bei  Darstellung  der  französischen  Rechtsentwickluog 
ausführlich  zurückkommen  müssen,  weitverbreiteten  Anhang 
gefimden^.  Sie  konnten  nicht  verfehlen,  auf  die  Gesetzgebung 
einen  tiefgehenden  Einfluss  auszuüben,  wie  das  ja  auch  in 
Frankreich  der  Fall  war. 

Das  Sacrament  gebührt  der  Kirche,  der  Contraet  der  Ehe 
gehört  zur  Competenz  des  Staates;  das  war  der  Kern  jener 
Lehre,  deren  Consequenzen  Joseph  in  seinem  Patente  praktisch 
zu  machen  suchte,  und  die  bei  ihm  nur  ein  Glied  bildeten  in 
der  Kette  des  Systems,  dessen  Verwirklichung  er  mit  allen 
Kräften  erstrebte:  der  Unter^verfung  der  Kirche  unter  den 
Staat  2. 
oei«t  des  So  Stellte  denn  gleich  der  erste  Paragraph  des  Patentes 

den  Fundamentalsatz  auf,  der  dem  ganzen  Gebäude  zur  Unter- 
lage diente: 

yyIHe  Ehe  an  sich  selbstj  als  ein  bürgerlicher  Vertrag  (Con- 
traet) betrachtet,  wie  auch  die  aus  diesem  Vertrage  herßiessenden 
'     und  den  Vertrag  errichtenden  gegeneinander  zustehenden  bürger- 
lichen Gerechtsame  und  Verbindlichkeiten  erhalten  ihre  Wesen- 
heit, Kraft  und  Bestimmung  ganz  und  allein  von  unseren  landes- 
^  fürstlichen  Gesetzen^:  die  Entscheidung  der  hierüber  entstehenden 
Streitigkeiten  gehört  also  für  unsere   landesfürstKche  Gerichts- 
^  . .,  r.,-  stellen"K  — 
^'k'^^b'-         '^^  wichtigsten  mit  war  die  Schlussbestimmung  des  Ab- 


barkoit  bc 
seitigt. 


Dolliner  Ausfuhrl.  Erl&uter.  d,  zweit.  Hauptstückes  d.  al^.  bör|§^LOe' 
setzb.  (Wien  1835.)  S.  1.  ff.  Nippel  Erläuter.  d.  allg.  bürgerl.  GeseUb. 
(Grätz  1830.)  1,288.  ff. 

1  Eine  dogmengesohichtliehe  Uebersicht  giebtRoskoTäny  de  matii- 
monio  in  ecclesia  cat^bolica  (Aug.  Vindel.  1887.)  1, 9.  ff. 

8  Vgl.  Warnkönig  die  staaUrechtl.  Stell,  d.  kathoi.  Kirche  (Erlangen 
1855.)  S.  168.  ff.  u.  die  dort  angeführten  Schriften. 

9  Eine  wichtige  Declaration  erhielt  diese  Bestimmung  durch  die  Ver- 
ordn.  7. 4.  September  1788. ,  wodurch  der  Geistlichkeit  der  „Irrthum b€- 
nommen  wurde,  als  ob  die  durch  das  Fundamental-Ehepatent  au%ehobene 
Disciplinarsatzungen  des  geistlichen  Rechtes  blos  mit  Rücksicht  auf  die 
Gültigkeit  des  Contracts  aufgehoben ,  dahingegen  selbe  in  Beziehong  sai 
das  Sacrament  noch  immer  bestünden,  und  von  katholischen  Partfaeyensu 
beobachten  seyen**.  —  Das  Ehepatent  etc.  a.  a.  O.  7. 

*  Die  Gerichte  wurden  durch  Verordn.  ▼.  2.  August  1788.  niher be- 
stimmt e  b  e  n  d  a  s.  10. 
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Schnittes.  Sie  enthielt  die  nothwendige  Garantie  fiir  die  Aus- 
führung aller  anderen  Gebote.  Denn  Anordnungen  über  die 
Ehe  treffen  und  ihre  Beurtheilung  den  geistlichen  Gerichten 
überlassen  I  wäre  irrationell  gewesen.  Wie  hätte  man  dem 
Clems  zumuthen  können,  nach  den  von  ihm  verworfenen  und 
rerhassten  Satzungen  Beeht  zu  sprechen? 

Als  Eingehungsform  der  Ehe  behielt  Joseph  die  triden- 
tinische  Trauung  bei^  und  auch  die  Verkündigung  von  drei 
Aufgeboten  verordnete  er*;  aber  er  ging  doch  dabei  von  einer 
AuffassuDg  ausy  die  der  kirchlichen  völlig  entgegengesetzt 
war.  Wie  er  die  Ehe  für  einen  staatlichen  Contract  ansah, 
m  erschienen  ihm  die  Aufgebote  als  staatspolizeiliche  Cautel, 
die  Trauung  als  staatliche  Institution,  der  Priester  als  staat- 
licher Beamter.  Das  geht  aus  den  Besthnmungen  des  Pa- 
tentes deutlich  hervor.  Denn  einerseits  will  er,  dass  Dispen- 
sationen vom  Aufgebote  nicht  durch  die  geistlichen  Oberen, 
sondern  durch  die  politischen  Behörden  ertheilt  werden  sollen^, 
und  macht  den  Mangel  der  Proclamationen  zu  einem  impedi- 
mentum  dirimens\  und  andererseits  vernichtet  er  die  Gewis- 
sensehen^, die  nach  kirchlichem  Bechte,  wenn  sie  nur  den 
Trienter  Gesetzen  entsprechen,  gültig  sind. 

Auch  aus  dem  Mangel  der  elterlichen  Einwilligung  machte 
er  em  trennendes  Hindernisse  und  verstiess  auch  so  gegen  die 

Kirchenlehre. 

Die  Führung  der  Trauregister  überliess  er  den  Geist- 
lichen' nach  Massgabe  staatlicher  Vorschriften®.  — 

^  §.  29.  Für  im  Auslande  geschloseene  Ehen  sollte  die  lex  loci  con- 
tractus gelten.  Verordn.T.  16.  September  1785.  DasEhepatent  etc. 
a.  a.  0. 44. 

s  §.  $1.  —  Verordn.  t.  4.  Februar  1783.  ebendas.  49. 

'  f.  33.  Verordn.  v.  7.  Juli  1788.  ebendas.  56;  v.  29.  März  1785. 
ebendas.  6d;  v.  27.  Novemb.  1785.  ebendas.  Bemerkenswerth  ist  die 
Verordn.  y.  28.  April  1785:  „dass  jene  Fartheien,  die  schon  die  Dispens 
von  Aufgeboten  bei  der  weltlichen  Stelle  erhalten  haben ,  und  alsdami  dar- 
über keine  geistliche  Dispens  suchen  wollen,  folglich  sich  wegen  Auf- 
^gang  der  Letxteren  bei  der  Regierung  beschweren ,  von  jedem  Seel- 
sorger nach  der  bestehenden  Verschnft  ohne  weiteres  zusammengegeben 
Verden  müssen",  ebendas.  63. 

*  §.  34. 

^  Verordn.T.  12. Juni  und  24.  August  1784.  ebendas. 64. f. 
^  §§.  3.  ff.  und  Verordn.  v.  16.  Februar  und  16.  September  1788. 
u. T.  14.  M&rs  1789.  Das  Ehe-Patent  a.  a.  0. 10.  ff. 

*  |.  35. 

*  Vierordn.T.  20.  Hornungl784;v.  1.  Juni,  19.  Juliu.  30.  August 
desselben  J.  —  Das  Ehepatent  a.  a.  O.  67.  ff. 
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Diezeitge-         Das  Josepfaliiische  Gesetz  überraschte  die  Zeitgenossen 

das  Patent.  kauHi.    Man  hielt  es  sogar  allgemein  nur  für  den  AnSuig  der 

eherechtlichen  Reformen,  man  erwartete  ein  Gresetz  über  Citü- 

ehe^    und  plädirte   inzwischen    schon  im  Voraus   zu  deren 

Gunsten^. 

Wenn  auch  viele  Gegner  des  Patentes  auftraten,  so  er- 
klärte sich  doch  ein  grosser  Theil  des  Clerus  mit  den  neuen 
Massregeln  völlig  einverstanden ^  War  doch  damals  die  Zeit 
des'  Febronianismus,  wo  die  geistlichen  Oberen  selbst  ihre 
Unterwerfung  unter  den  Staat  sanctionirten,  um  sich  der 
lastigeren  römischen  Oberhoheit  zu  entziehen. 

Sogar  eine  kirchliche  Sjrnode   erkannte   die  Kiehtigkeit 
der  von  Joseph  befolgten  Principien  an*. 
Weitere  So  blieb  dcuu  auch  die  Gesetzgebung:  der  Folccezeit  ki 

bang,     ihnen  bestehen  und  die  zahlreichen  Edicte  und  Verordnungen, 
welche  die  Bestimmungen  Josephs  ergänzten  und  erläut^en\ 
waren  von  seinem  Geiste  durchdruncren.  — 
Aiigem.  Der  nächste   grosse  gesetzgeberische  Act  war  die  Be- 

Gesetzb.'  dactiou  dcs  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches*  v.J.  1811. 
Hier  sollte  die  Summe  aller  früheren  Rechtsbestimmongen 
zusammengefassti  die  zerstreuten  Gresetze  zu  einem  einheit- 
Jichen  Ganzen  gestaltet  werden.  Aber  die  Theile  des  Gesetz- 
buches ^  welche  das  Eherecht  behandelten ,  waren  eben  auch 
nichts  weiter,  als  eine  Wiederholung  des  Früheren»  einExtract 

9  1  Vgl.  die  Materialien  zum  Preuss.  Landrechte  unt.  bei  der  Qescbicbte 

der  Preuss.  Gesetzgebung.  Fromberger  v^  d.  Zul&saigkeit  d.  bürgert 
Ehen.  (1786.  8.1.)  9. 

^  Fromberger  a.  a.  0. 18*  ff. 

3  Von  Schriften  über  Josephs  Ehe-Gesetsgebung  nenne  ich:  Ba<i' 
tenstrauch  Ueb.  d.  Betragen  d.  Bischöfe  in  d.  K.  K.  Staaten  in  Rücksicht 
der  landesherrl.  Verfug,  in  geistlichen  Sachen  (Wien  1782.);  Unterricht 
vondemSacrament  der  Ehe  (Wien  1782.).  Migazzi  u.d.K«K.Ehe- 
patent,  eine  politische  Romanze,  in  d.  histor.-philo8.-Bt8tist. 
Fragment  üb.  d.  Osterr.  Monarchie  No.  IV.  —  Observationesio 
exaratam  in  causa  matrimonii  Caes.  Reg.  Constitat  (Viennae) 
&rsowsky  v.  Krsowitz  nöthige  Beilage  zur  JL  K.  Ebeordnung  1783. 
Die  oberste  Gewalt  des  Staates  in  Rücksicht  auf  die  Eben 
(Wien  u.  München  1784.)  Ist  es  wahr,  dass  die  K«  K.  Verordn.  io 
Ehesachen  dem  Sakrament  entgegenstehen?  (Wien  1785.) 

^  Synod.  Pistoriensis  y.  J.  1786.beiRoskoyiny  a.  a.0.  IS. 

6  Dieselben  finden  sich  angeführt  bei  Barth-Barthenstein  das 
Ganze  der  österr.  polit.  Administration  (Wien  1841.)  2, 566:  ff. 

^  Der  im  J.  1786.  erschienene  Erste  Theil  des  neuen  allgem- 
bürgerl.  Gesetzbuches  (Gesetzeskraft  v.  11.  Januar  1787.)  wiederholte 
fast  wörtlich,  mit  geringen  Abweichungen,  die  Bestimmungen  des  Patents. 
Vgl.  Sattler  a.'a.0. 1,29. 
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der  Jofiephinlschen  Verordnungen;   sie   trugen   das  Gepräge 
seines  Geistes. 

Zwar  wurde  hier  nicht  mehr  mit  so  kahlen,  nackten  Wor- 
ten die  Bürgerlicfakeit  des  Ehecontractes  gepredigt ,  und  die 
kirchlichen  Aufgebote^  und  die  priesterliche  Trauung^  beibe- 
halten, aber  wieder  waren  die  Dispense  von  den  ersteren  der 
bürgerlichen  Obrigkeit  vorbehalten'  und  diese  zum  Richter 

gemacht»  falls  die  letzteren  verweigert  würden*. 

Franz  L,  so  kirchlich  gesinnt  er  auch  war,  liess  das  Von  Franzi. 
dem  Citrus  und  den  katholischen  Schriftstellern^  hart  an- 
gefochtene Eherecht  ruhig  bestehen.  Zwar  wurden  in  seinem 
Auftrage  durch  ein  Mitglied  des  österreichischen  Episcopates 
darauf  bezügliche  Verhandlungen  mit  dem  päpstlichen  Nuntius 
Ostini  gepflogen^  aber  diese  blieben  vöUig  resultatlos  und 
der  Josephinismus  behauptete  das  Feld. 

Die  Berathungen  wurden  indess  unter  Ferdinand  I. Ferdinand!. 
fortgesetzt.  Er  constituirte  aus  zwei  Staatsräthen  und  einem 
Bischöfe  ein  Comit^,  welches  Vorlagen  ,,zur  Beraihung  für  die 
Verbeiserung  in  der  auf  die  kathoüeche  Kirche  und  namentlich 
auf  das  österreichische  Ehereeht  eich  beziehende  hmdesfürsüiche 
Gesetzgebimg"  machen  sollte.  Natürlicherweise  wurde  auch 
hier  als  Programm  das  Zurückgehen  auf  das  Tridentinum  auf- 
gesteUty  und  schon  hatten  die  sowohl  von  Gregor  XVI,  wie 
von  Fi  US  IX.  begünstigten  Berathungen  sich  dem  Ende  ge- 
nähert, als  die  Märzereignisse  des  Jahres  1848  Alles  ins 
Stocken  brachten®. 

In  diesem  Jahre  gestaltete  sich  Oesterreich  zu  einer  kon-DioEmar. 
stitutionellen  Monarchie,  und  jetzt  glaubte  die  E^irche  den  cicms  i.  j. 
Zeitpunkt  gekommen,  wo  sie  die  lästigen  staatlichen  Fesseln 
abwerfen,  und  für  sich  und  ihre  Angelegenheiten  die  längst 
erwünschte  Autonomie  erhalten  könne. 

Die  Verfassungsurkunde    v.   25.   April ^    verliiess    allen 

1  §.69—74. 

*  §.  75. 

a  §.  83.  So.  f.    Vgl.  Nippel  a.  a.  0. 1,  377.  ff. 

*  §.  79. 

5  So  Moy  Von  der  Ehe  u.  der  Stell,  der  kathoL  Kirche  in  Deutschland 
rückaichtlich  dieses  Ftmctes  ihrer  Disciplin  (Landshut  1830.}. 

^  Brühl  Acta  ecclesiastica  (Mains  1853.)  210. 

7  VgL  die  Vorlage  an  den  Fürsten  Staatskansler  t.  8.  August  1847.  bei 
Brühl».  8.0.213. 

<  ebendas.  210. 

9  in  Bauch  parlament.  Taschenb.  H.  1.  S.  99.  ff. 
Friedher 9,  EhetchUettung,  JO 
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ätaatsbürgem  volle  Glaubens-  und  Gewiesenafreiheit,  eie 
sicherte  allen  anerkannten  christlichen  Confessionen  die  freie 
Ausübung  des  Gottesdienstes  zu.  Die  Consequenzen  diesca 
Principes  schienen  auch  für  das  Eherecht  wesentlich  zu  sein 
und  eine  Reform  desselben  zu  erfordern. 
Memonnd.  Schon  das  Memoraudum  des  mährischen  ITpisco- 
acheoEpu-pates^  wics  darauf  hin.  „Es  hat  eine  Zeit  gegeben'^,  sagt  es, 
„wo  die  Staatsverwaltung  zur  ofenbaren  Kränkung  der  kireh- 
liehen  Gerichtsbarkeit  in  ihren  angestammten  Gerechtsamen  an 
die  Bischöfe  9  den  Clerus  und  das  Volk  die  Anforderung  machu, 
sich  der  kirchlichen  Gesetzgebung  in  Ehesachen  in  tivtzigeni  Un- 
gehorsam entgegen  zu  stellen*^.  Das  müsse  abgeändert,  da« 
liecht  der  Kirche,  die  Tridentinischen  Bestimmungen  ^eder- 
hergestellt  werden,  wie  das  aus  der  verfassungsmässig  garan- 
tirten  Gewissensfreiheit  folge. 
>-erfA88.-  Aber  die  Kirche  schien  in  ihren  Erwartungen  bitter  cnt- 

tauscht  zu  werden.    Die  in  Wien  zusammengetretene  Keick«- 
versamnilung  arbeitete  einen  Verfassungsentwurf  aus,  deescD 
CiTUohe.  18.  Paragraph,    den    deutschen   Grundrechten   folgend,   die 
Civilehe  anordnete  und  die  kirchliche  Trauung  dfer  bürger- 
lichen vorangehen  zu  lassen  verbot*.  — 
MemoMnd.         Dagegen  sprach  sich  das  Memorandum  der  Wiener 
Kirchen.  Kircheuprovinz*  auf  das  Entschiedenste  aus:  „Die  Hnlk- 
keit  der  ehelichen  Verbindung  und  die  Sicherheit  der  gretpwiw- 
haften  Erfüllung   der  Pflichten  wird  dadurch  zerstört"*    So 
klagten  die  Bischöfe.    Die  Römer,  Juden  und  Heiden  führten 
sie  ins  Feld,  um  die  Civilehe  zu  bekämpfen. 
y«rf--üi*'  Inzwischen   kamen   aber   die   politischen  Ereignisse  der 

i'si».  Kirche  zu  Hülfe;  die  octroiirte  Verfassungs- Urkunde  vom 
4.  März  1849.*  sprach  von  Freiheit  der  Kirche  und  adoptirte 
die  Principien,  welche  Seitens  des  Clerus  als  die  allein  rieb- 
tigen  empfohlen  gewesen  waren.  Die  Consequenzen  dai-au^ 
zu  ziehen,  wurde  einer  Vereinbarung  der  Regierung  mit  dem 
Episcopate  überlassend 
'^S'Ä'"  ^^®  österreichischen  Bischöfe  traten  in  Folge  dessen  in 
Bischöfen.  Wien  mit  Regierungscommissarien  zu  Berathungen  zusammen, 

1  bei  Brühl  a.a.O.  8.  ff. 
^  ebendas.  54. 
9  ebendas. öl. ff. 

^  abgedruckt  in  Beiträge  z.  Preuss.  u.  dieutschem  Kirchenr. 
(Paderborn  1856.)  Heft  2.  S.  37,  f. 
ß  Brühl  a.a.O. 57. ff. 
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(leren  Ergebnisse  dem  Ministerium  in  verschiedenen  Denk- 
schriften mitgetheilt  ^vurden.  Nicht  zuletzt  unter  den  klerikalen 
Forderungen  standen  die  Wünsche  fiir'  die  Reform  des  Ehe- 
rechts: Das  Tridentinum  soUte  endlich  in  die  gebührende 
Stelle  eingesetzt  werden^. 

Dennoch  beschäftigten  sich  die  kaiserlichen  Decrete  v.  18.  ^^1^^^ 
und  23.  April  1850.»  nicht  mit  der  Regelung  dieser  Frage,  ^'p"* "'«w.* 
sondern  begnügten  sich  Air  das  Staatskirchenrecht  den  Wün- 
schen des  Clerus  Genüge  zu  leisten'. 

Frddich  erwartete  man  allgemein  ein  neues  Eherecht:  ^Jj?^*" 
aber  die  Hoffnungen  und  Befürchtungen  der  aufgeregten  Be- 
völkanng  drehten  sich  ganz  allein  um  das  Institut  der  Civil- 
ehe*.  Setzte  doch  der  Wiener  katholische  Verein  Preise  aus 
für  Schriften,  welche  dieselbe  bekämpfen  würden^  Von  Zeit 
zu  Zdt  drangen  auch  Gerüchte  in  das  Publikum,  dass  der  Ge-* 
setzentwmf  ausgearbeitet,  dass  er  den  einzeken  Ministerien 
zur  Begutachtung  vorgelegt  sei.  Dann  erfuhr  man,  dass  der 
Cnterrichtsminister  ihn  verworfen  habe^  und  damit  verstumm- 
ten alle  Nachrichten.    Von  Chilehe  war  keine  Rede  mehr. 


Unter  den  Forderungen  des  österreichischen  Episcopates  c«ncord«t. 
war  auch  der  Wunsch  nach  einer  Vereinbarung  mit  dem  römi- 
schen Stuhle  häufig  ausgesprochen  worden^     Im  J.  1855« 
sollte  er  erfüllt  werden. 

« 

Am  18.  August  wurde  das  Concordat  publicirt,  dessen 
zehnter  Artikel  von  Ehesachen  handelte,  die  geistliche  Juris-  ' 
diction  wiederherstellte  imd  das  Recht  des  Trienter  Concils 
als  Norm  constituirte.  Specielle  Reformen,  und  die  Vereinigung 
<ier  neuen  Zugeständnisse  mit  den  Grundsätzen  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  wurden  in  dem  kaiserlichen  PuUica- 
tionspatente  verheissen:    sie    erfolgten   denn    auch    in    dem 

1  Vgl.  Vortrag  d^  CultusministersGraf.  Thun  ▼.  7.  AprU  1S50. 
ebendas.77.fr. 

*  ebendas.  91.  ff. 

3  Die  Wirksamkeit  dieser  Verordnungen  wurde  durch  das  am  31.  De- 
^^eiaber  1851.  octroiirte  Patent  —  Zachariae  deutsch.  Verf.  Ges.  d.  Gegen- 
wart (Oöttingen  1855.)  67.  f.  —  nicht  aufgehoben. 

«  Aligem. Protest  Kirchenxeit.  1850.  No.  169.  S.  1384. 

5  ebendas.  No.  179. 8. 1464. 

6  ebendas.No.  200.  S.  1631. 

^  VgL  Jacobson  üb.  d.  österr^  Conc<»dat  v.  18.  Aug.  1855.  (Leipzig 
IB56.)  10. 
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Patent  V.  Patente  v.8.  October  1856.  und  dem  ffleichzeitigen Gesetze 
•Dd Eh*-'  Über  die  Eben  der  Katholiken  im  Kaiserthume  Oester- 
**'*^'  reicht  welches  aus  den  Berathungen  des  Wiener Episcopates 
hervorgegangen  war*.  Dadurch  wurde  das  kanonische  Ehe- 
recht in  seinem  vollen  Umfange  anerkannt,  und,  was  speciell 
die  EhesGJbJiessung  anlangt,  in  §.  18.  den  TridentmischenVoi- 
Schriften  gemäss  bestimmt: 

„Die  Erklärung  der  EinvnUigung  muse  vor  dem  Fjamr 
Eines  der  Brautleute,  dem  Stellvertreter  desselben  oder  einem  xaix 
dem  Bischöfe  ermächtigten  Priester  und  in  Gegenwart  von  zv^d 
Zeugen  abgegeben  werden". 

b.  Baiern. 
In  Baiern  wurde  das  Concilium  Tridentinum  publicirt^ 
Tridenth?  und  hat  ohne  Unterbrechung  bis  auf  unsere  Tage,  auch  mit 
**   *   '  nur  geringen  Modificationen,  in  seinen  eherechtlichen  Bestim- 
mungen Geltung  gefunden. 

1  ReichggesetEblatt  ▼.  1856.  St  4C.  No.  185.     Art.  10.  des  Coa- 
cordates  lautet: 
,,Quiim  causae  ecclesiasticae  om-      „Da  alle  kirchlichen  RecbtsftH^ 

lies  et  in  specie,   quae   fidem,   aa-  ^^  insbesondere  jene,  welche  den 

^       ^   ^  »  Glauben,  die  Sacramente,  die geut- 

cramenta,  aacras  ftinctiones  nee  non  UchenVerrichtungenunddiemitdem 

officia  et  jura  ministerio  sacro  an-  geistlichen  Amte  verbundenen  Fflich- 

nexa  respiciunt,  ad  Ecclesiae  forum  ten  und  Rechte  betreffen,  einngun.! 

,  allem  vor  das  kirchliche  Gencht  p- 

umce  pertmeant,  easdem  cognosoet  j^^^^,   so  wird  über  dieselben  der 

judex  ecclesiasticus,  qui  perinde  de  kirchliche  Richter  erkennen,  und  es 

causis  quoque  matrimoniaUbus  juxU  bat  somit  dieser  auch  über  die  Ehe- 

o  X  m_.j    ..  Sachen  nach  Vorschrift  der  hciligea 

sacroB  Canones   et  Tndentma  cum  Kirchengesetie  und  namentlich  der 

prtmis  decreta  Judicium  feret,   civi-  Verordnungen  Ton  Trient  w  urthei- 

libus  tantum  matrimonü  effectibus  1«»  "^d  nur  die  bürgerlichen  \Jir- 

j    .  j.  ,  .    .      kungen  der  Ehe  an  den  weltiicbcn 

ad    judicem    saecularem     remissis.  Richter «u  verweisen.  Was dieEheTer- 

SponsaHa  quod  attinet,  auctoritas  löbnisse  betrifft,  so  wird  die  Kircheo- 
ccdesiastica  judicabit  de  eorum  ex-  gewaltüber  deren  Vorhandenseinnnd 
.....  j        ^.        .        .       ihren  Einfluss  auf  die  Begrfindun? 

istenüa  et  quoad  matnmomum  im-  ,onEhehindemissenenUchcidenund 

pediendum  effectibus,  serratis,  quae  sich  dabei  an  die  Bestimmungen  hal- 

idem  Concilium  Tridentinum  et  Apo-  *«^»  welche  dasselbe  Concilium  Ton 

.4^1:«.»  T  •**  .  .^.  Trient  und  das  apostolische  Schrci- 

stohcae  Litterae,  quorum  imtium:  ben,  welches  mit»  auctoiemfidei'be- 

'Auctorem  fidei'  constituunt*^  ginnt^  erlassen  hat^. 

*  Siehe  auch  Ginzel  Handbuch  d.  neuesten  in  Oesterreich  geltenden 
Kiichenrechto  (Wien  1859.)  II,  1, 887. 

9  Perrone  a.  a.  O.  2,  258.    Miohls  Kirchenrecht  (München  1609) 
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Wie  siusgedehnt  auch  die  Kirchenhoheit  der  Herzöge  im  Kirchliche 
^chszehnten   und   siebzehnten   Jahrhunderte    gewesen    sein   dietion. 
mag:^  die  EhejuriBdiction  blieb  unbestritten  im  Besitze  der 
Kirche;  wie  verlockend  auch  in  neuerer  Zeit  das  Beispiel  der 
übrigen  Rheinbundsfursten  zur  Civilehe  auffordern  mochte: 
die  buerische  Regierung  blieb  bei  der  kirchlichen  Trauung^ 

So  hat  der  Codex  Mazimilianus  von  der  Aufetellung  i^^^f^^, 
bindender  EheschliessungsTorschriften  vollständig  Abstand  ge- 
nommen', weil  diese  in  den  Bereich  der  Kirche  gehören,  und 
das  Concordat  mit  dem  päpstlichen  Stuhle  v.  5.  Juni  1817,  ^^J^j^^/ 
welches  im  Artikel  12«  die  Ehesachen  der  geistlichen  Juris-     ^^^^• 
dietion  zusprach,  bestätigte  allein  die  rechtlichen  Verhältnisse, 
welche  schon  vorher  bestanden  hatten^. 

Nur  in  wenigen  Beziehungen  gestattete  sich  die  baierische 
Kegierung,  Anordnungen  über  die  Eheschliessung  zu  treffen. 

Einestheils  verbot  sie,  eheliche  Verbindungen  ohne   die  ^jJ^S*" 
Erlaubniss  der  Obrigkeit  einzugehen^.   Aber  den  kanonischen  Tnoimgen 
Gnmdzügen  getreu,  machte  sie  daraus  kein  trennendes  Hin-  keitiiche 
demiss^  —  nicht  einmal  aus  dem  Mangel  der  elterlichen  Ein- 
willigung^ —  wennschon  sie  den  Ungehorsam  des  trauenden 
Pfarrers  mit  harten  Strafen  bedrohte^;  andemtheils  aber  er- 

^  Vgl  darüber  Sugenheim  Baierns  Kirchen-  u.  Volks-Zustände  im 
XVI.  Jahrh.  (Giessen  1842.)  176.  ff. 

s  Nach  Linde  lieber  Abschliessungu.  Auflösung  d.  Ehe  (Oiessen  1846.) 
43.  soll  durch  Edictv.  8.  September  1809.  §.  18.  die  bürgerliche  Trauung 
eingeführt  gewesen  Bein.  Die  Gesetzsammlung  enthält  jedoch  darüber 
nichts. 

3  ThI.  1.  Cap.  6.  behandelt  nur  die  büi^erlichen  Eheyerhältaisse.  Vgl. 
auch  Schenkl  instit.  iur.  eccles.  (Landishuti  1830.)  2,  867. 

^  Für  das  heutige  Recht  ist  noch  die  Verordn.  v.  7.  Mai  1808.  zu  ver- 
gleichen. 

5  DieVerordn.v.5.Julil756.(R.G.S.v.J.  1784.2, 1061.)— -wieder- 
holt am  11.  September  1825.  (Ges.Bl.  T.  J.  1825.  S.  111.)  —  hatte  das  nur 
für  arme  Leute  festgesetzt,  die  Verordn.  t.  19.  October  1804.  u.  21.  Juli 
1806.  (Begier.-Bl.  ▼.  J.  1806.  S.  275.)  dehnten  das  auf  alle  Unterthanen  aus. 

*  Ehen,  die  im  Auslande  geschlossen  sind,  werden  dagegen  durch  Ver- 
ordn. T.  12.  Juli  1808.  (Reg.-Bl.  1808.  Bd.  2.  S.  1510.)  für  ungültig  erklärt 
und  müssen  ratihabirt  werden.    Vgl.  Verordn.  t.  IS.  März  1835. 

7  Cod.  Max.  a.  a.  O.  §.  4.  —  jedoch  kann  das  Kind  enterbt  oder  auf 
die  H&lfte  des  Pflichttheils  gesetzt  werden.  Vgl  Gründler  d.  im  König- 
reich Baieni  geltende . . .  Kirchenrecht  (Nürnberg  1889.)  49. 

»  So  schreibt  die  Verordn.  ▼.  3.  März  1780.  (Reg.-Bl.  v.  30.  Juli  1806. 
'^t.  81.  S.  275.)  Tor,  dass  die  Pfarrer,  die  ohne  weltlich  obrigkeitliche  Erlaub- 
niss getrauten  Personen  zu  alimentiren  hätten ,  ev.  100  Thaler  dazu  zu  de- 
poniren  —  auch  Entsetzung  von  der  Pfründe  wird  angedroht.  Wiederholt 
^rde  die  Verordn.  am  21.  Juli  1806.  (Reg.-Bl.  a.  a.  O.)  und  17.  Juli 
i^3d.  (Oberpf.  Int-Bl.  S.  1 101 .) 
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\*iM«^  klärte  sie  Verlöbnisse  für  rein  weltliche  Angelegenheiten'. 
Sie  stellte  bindende  Formen  dieser  Verträge  aoP,  sie  übergab 
deren  Jurisdiction  den  staatlichen  Gerichten^^  sie  vernichtete 
in  häufigen  Decreten  die  heimlichen,  von  den  Eltern  nicht 
consentirten  Verlöbnisse^,  wie  oft  auch,  in  den  früheren 
Zeiten  wenigstens,  die  letzteren  Vorschriften  verletzt  werden 
mochten^.  ^ 
roiiseivor-  Endlich  mag  noch  bemerkt  werden,  dass  auch  staatliche 
Anordnungen  über  die  Zeit  der  Eheschliessung^  die  Zahl  und 
den  Ort  der  Aufgebote^  u.  s«  w.  erlassen  worden  smd,  die 
jedoch  nur  einen  polizeilichen  Character  tragen. 

1  Verordn.  v.  22.  März  1804.  (Reg.-Bl.  S.  263.) 

>  Verordn.  v.  2.  Mai  1806.  R.B.  S.  175. 

8  ebe&das.  Vgl.  Mheze  Verordnungen  bei  Mi chls  a.  a.  0.281  f. 

^  So  durch  Verordn.  t.  15.  Decemb.  1776.  bei  DölIingerSaffiml- 
besteh.  Verordn.  in  Baiem  VIII,  2, 998.  f.  y.  2.  Mai  1806.  (Reg.-Bl.  S.  175  > 
Cod.  Max.  Th.  1.  Cap.  6.  §.  4.  erkl&rt  sie  noch  für  an  sich  nicht  ungültig.- 
VgLMichU  a.a.O.  278. 

*  Verordn.  v.  10. November  1807.  (Reg.-Bl. S.  1754.) 

6  Vgl.  Gründler  a.  a.  0.  50.  Dieselben  sind  anfgefuhrt  bei  Dd- 
linger  aiphabet  Zusammenstell,  aller  f.  d.  kathol.  Kirche  im  König:- 
Bayern  betreffenden  geietzl.  Bestimm.  (Nördlingen  1847.)  106. 
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DRITTES  BUCH. 
Das  Recht  der  evangelischen  Kirche. 

I.  Bl«  protettaatUehe  Aufftamng  der  Ehe.  II.  Die  Form  der  Bbeschliewang:  1.  Die 
Doetriof  a.  Du  sechzehnte  Jahrhandert.  b.  Das  siebsehnte  Jahrhundert  c.  Das  acht- 
setetB  Jthchandert.  S.  Die  Praxis  der  Gerichte  ond  die  Sitten  des  Volkes:  a.  Das 
Bechszehiits  Jahrhundert,  b.  Das  siebzehnte  Jahrhundert,  c.  Das  achtaehnte  Jahrhondeit. 

8.  Resultate. 

Der  protestantischen  Kirche  war  es  nicht  vei^önnt,  wie 
der  katholischen,  zu  einem  festen  Abschlüsse  der  Ehedoctrin 
zu  gelangen.  Vielmehr  lässt  sich  durch  die  Jahrhunderte 
hindurdi  bis  auf  unsere  Tage  ein  stetiges  Fliessen  und 
Schwanken  der  Lehre  erkennen.  Das  macht  es  nöthig  und 
lebrsam,  auf  die  Principien  des  reformatorischen  Eherechts 
lünzuweisen  und  seine  Fortbildung  zu  verfolgen,  als  deren 
Kesultat  vorläufig  mit  kurzen  Worten:  die  Fortdauer  des 
vortridentinischen  Rechts  der  Eheschliessung  be- 
zeichnet werden  mag. 

Zuerst  wird  es  aber  nöthig  sein,  die  reformatorische  Lehre 
von  dem  Wesen  der  Ehe  überhaupt  einer  Prüfung  zu  unter- 
ziehen. 

I.  Die  protestantische  Auffassung  der  Ehe. 
Schon  früh  war  für  die  Ehe  die  Bezeichnung  ,,  «acramen- nie  Ehe  en 

1  ji  t  m  ti*        1        rr  katliollsch. 

tum''   gebraucht   worden,    schon    lertullian^,    Zeno   vonsacramcm. 
Verona',  Ambrosius'  und  vor  allen  Augustinus^  hatten 

^  ftdr.  Valentin,  c.  80;  de  exhort.  cast.  o.  15;  de  praescript.  haeret. 
c.  40.  etc. 

^  aenno  de  spe,  fide  et  Charit,  in  M  ag.  B  ibL  Vet.  Patr.  2, 486. 

'  Comment  in  epist  ad  Ephes.  6,  32.  III,  p.  518. 

^  de  bono  coniug.  c.  7.  c.  14.  —  c.  1 0.  C.  XXV IL  qu.  2.  (de  nupt.  et 
concopiac.  lib.  1.  c.  11.)  —  Mehr  Stellen  siehe  bei  Per rone  de  matrimon. 
Christ  1, 16.  ff.    Klee  die  Ehe  59.  ff. 
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sich  derselben  bedient,  aber  in  jener  Weitgreifenden  BedeutUDg, 
die  das  Wort  „sacramentum"  überhaupt  hatte*,  und  die  ihm 
für  das  Mittelalter  auch  katholische  Kanonisten  nicht  ab- 
sprechen können'. 

Es  entsprach  dem  Begriffe  des  griechischen  uvairjQiov, 
wie  es  sich  bei  Chrysostomus*  und  anderen  Vatem  tot- 
iindet,  welches  die  Vulgata  mit  „sacramentum"  wiedergieH 
und  welches  in  der  Schrift  nur  einmal  von  einer  heiligen  Hand- 
lung gebraucht  wird*.  — 

Es  läge,  falls  man  der  katholischen  Kirche  schon  für  die 
ältesten  Zeiten  die  Existenz  des  Sacramentsbegriffes  der  Ehe 
zugeben  wollte*^,  ein  eigenthümlicher  Widerspruch  zwischen 
einer  Theorie,  die  in  der  Ehe  ein  gnadenbringendes  Institut 
feierte,  und  jener  Nichtachtung,  welche  die  Ehe  überhaupt  von 
Seiten  der  Väter  zu  erfahren  hatte ^,  und  die,  freilich  in  ganz 
schwachen  Spuren,  auch  noch  in  den  Zeiten  des  Mittelalters 
zu  erkennen  ist,  wo  die  Ehe  fast  allgemein  für  ein  Sacnunent 
gehalten  wurde. 
Danndn«.  Denn  uoch  Durandus  erklärt^,  dass  die  Ehe  nicht  im 
eigentlichen  Sinne  ein  Sacrament  sei:  „Matrimonium  non  est 
sacramentum  stricte  et  proprie  dictum  iicut  alia  Saerementa 
novae  legis  .  .  .  sed  largo  modo  sacramentum" ,  und  Petrus 
j^^^*^™«^^Lombardu8®  spricht  den  anderen  Sacramenten  sni,  dass  sie 
f^remedium  contra  peecatum  praebent  et  gratiam  adjutricem  con- 
ferant'*,  wahrend  er  von  der  Ehe  das  Letztere  läugnet 

1  Vgl.  Chemnitz  Ezom.  Conc.  Trid.  (Fnmcof.  a/M.  1707.)  locXIVde 
matr. :  ,,  est  Sacramenti  appellatio  aygnfoe  et  late  patena  ". 

2  Siehe  Phillips  Lehrh.  d.  K.R.  S.  951.  —  Vgl.  auch  GieselerK. 
Gesch.  (Bonn  1848.)  II,  2,  450.  f.  Marheinecke  christl.  Symbol.  3, 101. 
Hahn  die  Lehre  v.  d.  Sakramenten  (Breslau  1864.)  5.  ff. 

s  Qu.  duc.  ux.  n. 3.  vgl.  u.  a.  Epiphanias  Homil.  LXXVUI.  n.  19. 

^  Epist.  Paulli  an  die  Epheser  5,  32.  Vgl.  Augusti  Denkwur- 
digk.  aus  d.  christl.  Archäologie  (Leipzig  1810.  ff.)  9, 224, 

5  Zuerst  findet  sich  die  Siebenxahl  der  Sacramente  in  dem  Buche  de 
caerimoniis,  sacramentis,  officiis  et  observationibus  eccle- 
siasticis,  welches  fölschlich  in  die  Werke  Hugo*^  aSt.  Victore  (Opp. 
t.  3.  p.  860.)  aufgenommen  wurde,  als  dessen  Verfasser  aber  wahrscheinlich 
Petras  Lombardus  anzusehen  ist;  vgl.  Hahn  a.  a.  0. 114.  f. 

^  VgL  s.  B.  St.  Hieronymi  ep.  18.  ad  Eustach.:  „Laudo  nuptias, 
laude  comugium,  sed  quia  mihi  mgihes  generant,  lege  de  spiais  rosanif  de 
terra  aurum,  de  concha  margaritam".  Beispiele  sind  gesammelt  bei  Th ei- 
ner d.  Einführ.  d.  erzwung.  Ehelougk.  u.  ihre  Folgen  (Altenburg  I82i>. 
1845.)  1 ,  33.  ff.  56.  ff.  121. 125. 133.  ff.  u.  a.  f. 

7  Comment  in  aent  Lomlk  üb.  IV.  dist.  26.  qu.  3.  •—  VgL  BXxt^J^co- 
but  Vitriaeensis  bei  Perrone  prael.  theoL  2, 265.  (ed.  27.) 

8  Sentent  li?».  IV.  dist  2.    Ebenso  die  Glosse  su  Dist  XXIII.  c  3. 
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Erst  das  trideniinische  Concil  sab  der  Entwicklung  oonciw. 

*3     Trient. 

des  SaGramentsfoegriffes  der  Ehe  den  definitiven  Abschlnss:^ 
„81  quis  diaerit,  matrimonium  non  esse  vere  et  proprie  unum  ex 
Septem  legis  evangelicae  sacramentis  a  Christo  Domino  instiiu- 
ixun,  sed  ab  hondrdbus  in  Ecclesia  inventum,  aeque  gratiam  con^ 

ferre  anathema  siV'. 

.  Bevor  wir  aber  auf  die  Lehren  der  reformirten  Kirchen  ^'•y^°*Jj*^^ 
eingehen,  wird  es  nSthig  sein,  zuvor  mit  kurzen  Worten  der    ®**^*®"* 
ketzerischen  Secten  des  Mittelalters  zu  gedenken,  um  die 
Frage  beantworten  zu  können,*  ob  die  Reformation  ihre  Ehe- 
doctrin  auf  der  Basis  jener  Lehren  aufgebaut  habe* 

Zahlreich  waren  die  ketzerischen  Secten,  welche  in  der 
Ehe  kein  Sacrament  erkennen  wollten,  und  welche  hierin  den 
Lehren  der  Kirche  entgegentraten',  aber  fast  überall  lief  dieser 
Widerstand  nur  auf  ein  regelloses,  ungesetzmässiges  Befreien 
des  thiefischen  Geschlechtstriebes  hinaus,  der  sich  über  die 
Schranken  der  Ehe  hinwegzusetzen  strebte,  und  der  Kampf 
der  Kirche  für  ihr  Dogma  war  zugleich  ein  Kampf  der  Sitte 
gegen  die  Rohheit:  er  wurde  zum  Wohle  der  menschlichen 
Gesellsohaft  geführt^. 

Selbst  die  wenigen  Secten,  denen  geschlechtliche  Ver- 
immgen  nicht  nachgesagt  werden  konnten,  bei  denen  die 
Reaction  gegen  die  Ehe  mehr  als  ein  Excess  der  Enthaltsam- 
keit und  Tugend  zu  Tage  trat,  suchten  doch  die  menschliche 
Gesellschaft  um  all'  die  Früchte  der  Civilisation  zu  bringen, 
und  ihr  vSS^  die  Siege  zu  entreissen,  wekhe  Vernunft  über 
Ascetik  seit  den  Zelten  des  Montanismus  gewonnen  hatte. 

Ein  Anschluss  an  die  Ehedoctrinen  dieser  Secten,  seien 
sie  der  einen  oder  der  anderen  Art  gewesen,  ist  für  die  Re* 

Hugo  a  St.  Victore  de  saer.  christ.  fid.  lib.  1.  p.  VIII.  c.  12.  etc.  Abae- 
lardus  cpitome  theol.  christ.  c.  28.  p.  77.  sq.  (ed.  Rheinwald.)  Obgleich 
Thomas  von  Aquino  den  Satz  des  Lombardns  zu  erklären  strebte, 
Sent  lib.  IV.  dist  2.  qo.  1.  artl:  „gratia,  quae  in  matrimonio  confer- 
tor  secundum  quod  est  saeramenturo  £ccle8xae  in  fide  Christi  eelebra- 
tam  ordinator  dlrecte  ad  reprimendum  coneupisoentiam,  quae  occuirit  ad 
actum  matrimonii ;  et  ideo  Magister  dicit,  quod  matrimonium  est  tantum  in 
remedium,  sed  hoc  est  per  gratiam ,  quae  in  eo  eonfertur  **  —  so  kam  er  doch 
unter  die  Artikel  ,,in  qaibus  Magister  nontenetur";  Tgl.  D'Argentr^  Col- 
lect todie.  de  nov.  enror.  1, 1 18. 
^  ^  caa.  1.  de  sacr.  matr. 
>  VghHahniGesch.  d.  KetJ^er  L  Mittelalt  (Stuttgaxdt  1845.  ff.)  1,40* 

41.  f.  59. 61. 72.  n.  9.  f. 

'  Vgl.  die  richtigen  Bemerkungen  von  Macaulay  hiat  of  Engl. 

(Tandinitz  Edit)  1,  44. 
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fcmnation  durchaus  zu  verneinen,  da  jene  auf  einer  Opposition 
gegen  das  Institut  der  Ehe  überhaupt  baslrten,  die  dieser 
gänzlich  fremd  war. 

Waldenier.  Vou  den  Waldensem  jedoch  ist  behauptet  worden,  das« 
sie  im  Einklänge  mit  den  späteren  Reformatoren  nur  zwei 
Sacramente  gekannt  hätten,  und  die  bei  Hahn^  ausgezogene 
Historia  breve  e  vera  degl'  affari  dei  Valdesi  er- 
kennt, in  Uebereinstinunung  mit  einem  dem  Jahre  1 150.  zuge- 
schriebenen Symbole,  nur  Taufe  und  Abendmahl  dafür  an. 
Es  sind  aber  die  bezüglichen  Worte:  „nos  non  haven  conep 
autre  sacrament  que  h  bapitsme  e  la  eucharistia",  wie  Herzog' 
auf  das  Ueberzeugendste  dargethan  hat,  nichts  Anderes,  als 
die  Uebersetzung  einer  Antwort  Bucers  auf  die  von  Seiten 
der  Waldenser  an  ihn  gerichtete  Frage,  wie  viel  Sacramente 
es  gebe,  die,  um  den  Waldensem  in  dieser  Lehre  die  Priorität 
vor  den  Reformatoren  zu  wahren,  durch  eine  pia  franA  in  jenes 
Sjmbol  übertragen  wurde,  und  die  so  in  die  genannte  ita- 
lienische Schrift  und  fast  alle  anderen  Werke  über  die  Wal- 
denser Eingang  gefunden  hat. 

Von  einer  Beeinflussung  der  Waldenser  auf  die  Reforma- 
toren kann  demnach  keine  Rede  sein. 

wydiff«.  Auch  Wycliffe'  erkennt  die  Sacramentalität  der  Ehe 

an,  und  wenn  er  auch  in  seiner  Ehedoctrin  sich  einiger  von 
der  Londoner  Provincialsynode  des  Jahres  1396.*  und  später 
vom  Kostnitzer  Concil  gerügter  Irrthümer  und  Ketzereien 
schuldig  machte,  —  er  behauptete,  allein  die  mit  Absicht  der 
Kindererzeugung  geschlossenen  Ehen  seien  wahre,  und  zog 
daraus  seine  Consequenzen^  —  so  berührt  das  einerseits  die 
Frage  nach  dem  sacramentalen  Wesen  der  Ehe  gar  nicht,  und 
Huss.  ist  andererseits  nicht  einmal  in  die  Hussitischen^  Lehren 
übergegangen,  geschweige   denn  in   die   der   Reformatoren. 

1  Gesch.  d.  Ketzer  2, 188. 

«  Die  roman.  Waiden«.  (Halle  1863.)  40S.  f.  407.  ff. 

»  Vgl  Vaughan  tracto  and  treatise«  of  John  de  Wycliffe  (London 
1845.)  58. 

4  bei  Wilking  Conc.  Magn.  Brittan.  8, 227.  ff. 

ß  Vgl. Böhringer  Vorreformat  Joh.  v.  Wycliffe  (Zürich  1856.)  888. ff. 

«  In  den  Schriften  von  Husb,  weiche  in  den  Histor.  et  Monom, 
loann.  Hussi  (Norimb.  1715.)  abgedruckt  sind,  habe  ich  Aber  Ehe  nichts 
gefunden.  Vgl.  auch  Böhringer  Vorreformatoren.  ZweiteHiUte  (Zürich 
1858.)  558.  —  Auch  die  bei  Uli  mann  Reformatoren  vor  der  Refbnnat 
(Hamburg  1841.)  besprochenen  Reformatoren  geben  fiär  unseren  Zweck 
keine  Ausbeute.    Bemerkenswerth  ist  dagegen ,  dassErasmuadie  Sacra- 
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Wenn  wir  uns  aber  jetzt  zu  den  Lehren  der  Beform a-  Betonn«. 
tion  selbst  wenden ,  so  stossen  wir  auf  verschiedene  Schwie~ 
rigkeiten  und  Widersprüche,  die  wir,  wenn  auch  nicht  zu  heben 
und  zu  lösen,  so  doch  zu  erklären  haben  werden« 

Luther  in  seinem  Sermon  vom  ehelichen  Stande,  Lntherr 
der  in  das  Jahr  1519.  fallt,  erkennt  vollkommen  die  Sacra-  ehelichen 
mentalitiit  der  Ehe  an,  die  er  in  dieser  Beziehung  der  Taufe 
als  ganz  gleichberechtigt  an  die  Seite  stellt. 

Seine  Beweisführung  ist  die  der  katholischen  Dogmatik 
des  Mittelalters  und  speciell  die  des  Thomas  von  AquinoS 
der  auch  das  Wesen  des  Ehesacraments  gleichsam  in  der 
Legalisinmg  der  sinnlichen  Triebe  suchte.  „Abo  ist  auch 
der  eheliche  Stand'%  sagt  Luther,  „ein  Sacrament,  ein  ausser- 
lieh,  heiiigs  zeichen  des  allergrossten,  Jieiligsten,  würdigsten,  ed- 
listen  Dings,  das  noch  nie  gewesen  oder  werden  mag,  das  ist  der 

Vordnung  gottlicher  und  menschlicher  Natur  in  Christo 

Sich,  umb  der  Ehr  willen,  dass  Vormischung  Manns  und  Weibs 
ein  so  gross  Ding  bedeut,  muss  der  ehelich  Stand  sulchs  Bedeut- 
niss  gemessen,  dass  die  böse  fleischliche  Lust,  der  Niemand  ahn 
ist,  in  ehlicher  Pßicht  nit  verdammlich  ist,  die  sonst  ausserhalb 
der  Ehe  allezeit  todtlich  ist,  wann  sie  vorbracht  wird.  Also 
deckt  die  heilige  Menschheit  Gottis  die  Schande  der  fleischlichen 
bösen  Lust"K 

Ebenso  erklärt  Luther  in  seinen  Predigten  über  das  Predigte« 
erste  Buch  Moses  v.  J.  1527.  den  ehelichen  Stand  für  Metes. 
„ein  Sacrament  und  geistliche  Deutung  Christi  und  der  Cliristen" 
heit,  dass  wir  allesampt  ein  Leib  mit  Christo  sind,  die  wir  glau- 
ben und  seine  Braut  .  .  ."^,  und  steht  damit  ebenfalls  auf  dem 
Boden  der  katholischen  Doctrin,  die  ja  auch  darin  das  Wesen 
des  Ehesacnunentes  fand^. 

Dennoch  ist  aber  wohl  hier  der  Ausdruck  „Sacrament" 
nicht  mehr  in  jenem  technischen  Sinne  zu  nehmen,  wie  er  der 
Schule  geläufig  war,  sondern  nur  als  Bezeichnung  einer  hei- 
ligen Sache.   Wemgstens  hatte  sich  Luther  schon  L  J.  1520, y^^^^^^^ 
Inder  Schrifl  Von  der  Babylonischen  gefencknuss  der ^^J^^- «yj-^. 

Kirchen. 

nenUlitftt  der  Ehe  anzweifelte.  Nov.  TeBtam.  recogn.  a  Des.  Er  asm  o 
cum  anno  tat.  ejusd.  Basil.  1522.  ad  Rom.  c.  7.  p.  870.  sqq. 

^  l£ehe  oben  S.  164.  Anmerkg.  8. 

s  bei  Strampff  a.  a.  0. 205. 

3  ebendaa.  212. 

^  Vgl  a.  B.  Innoc.  DI.  ep.  lib.  1.  ep.  826.  (ed.  Baluiius  Pari«.  1682.) 
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Kirchen^  entschieden  gegen  die  Sacramenüüität  iet  Ehe 
erklärt,  und  noch  viel  entschiedener  thut  er  das  in  der  Schrifl 
Von  den  Cöncilijs  und  Kirchen  i.  J.  1539^ 
Von  den  Wcnu  irgend  etwas »  so  bezeugt  dieser  dogmatische  Fort- 

Kirchen,  schritt  LutherSy  dass  er  durch  eigene  Untersuchungen,  und 
zwar,  wie  es  sich  aus  dem  Wortlaute  der  angeführten  Stellen 
ergiebt,  durch  genauere  Kenntniss  des  biblischen  Grundtextes 
zu  dem  Besultate  gelangte,  die  £he  sei  kein  Sacrament. 
Luther»  Was  ist  ihm  aber  die  Ehe?  —  Er  erklärt  sie  für  einen 

d.  Ehe.'  von  Gott  eingesetzten,  hochheiligen  Stand,  der,  väe  er  in  der 
Predigt  Vom  Ehestande  auseinandersetzt,  unendlich  von 
Gott  geehrt  ist,  der  mit  Gott  anzufangen  imd  mit  Gott  zu 
noch-  vollenden  sei.  Er  behauptet,  „dass  der  Ehestand  sei  der  dUfr- 
^wtfiibQü.  (feistlickste  Stands  w»d  dass  man  fälschlich  und  mit  Unnck 
etliche  Stände  hat  geistliche  Orden  und  die  Elie  weltlichen  Stand 
f/enennet,  sondern  es  sollt  umgekehrt  sein,  dass  der  Ehestand  der 
rechte  geistliche  Stand  Messe  .  •  ."^  er  erblickt  in  der  Ehe  den 
Quell,  aus  dem  das  weltliche  und  häusliche  Begiment  ent- 
springen, die  Grundlage  der  menschlichen  Gesellschaß,  die 
sfZergehen  und  verfallen  müsste,  wo  kein  ordentlicher  und  geicmr 
Stand  der  Ehe  wäre"^. 

Nicht  einmal  die  römischrechtliche  Ehedefinition  behagt 
ihm^;  es  fehlt  ihr  das  Element  der  göttlichen  Mitwirkung;  und 
dasselbe  vermisst  er  in  der  Definition  der  Kanonisten^ 

^  Die  bezügliche  Stelle  ist  abgedruckt  bei  S tram  pf  f  a.  a.  0. 206.  i 

2  bei  Str  ampff  a.  a.  0. 213.  f. 

3  Bas  siebend  Capitel  St.  Pauli  zu  den  Corinthem  ausgelegt  (v.J.  1523.) 
bei  Strampff  a.  a.  O.  41. 

^  Gründliche  und  erbauliche  Auslegung  des  ersten  Buch  Moses  (1536— 
45.)  bei  Strampff  a.  a.  0.  ISO. 

^  „In  dieser  Beschreibung  ist  der  rechte  Unterscheid  und  die  fumebm* 
fiten  Stücke  ausgeschlossen;  denn  sie  verstehen  den  Handel  nicht,  m  sol- 
len sie  ihn  denn  recht  beschreiben  können?  Ihre  Definition  saget  nichts 
mehr,  denn  dass  ein  Ehestand  sei,  wenn  Mann  und  Weib  zusannnen  kom- 
men. Eine  rechte  Definition  aber  und  Beschreibung  ist,  dass  man  sag«: 
der  Ehestand  sei,  wo  Mann  und  Weib  göttlich  und  ordentlich  werden  lu- 
sammen  gefüget,  in  Hoffnung,  dass  sie  Kinder  wollen  mit  einander  zeugen, 
oder  dass  sie  zum  wenigsten  die  Hurerei  und  Sünde  meiden  mögen,  und 
Oott  zu  Ehren  in  dem  Stande  leben*',  ebendas.  bei  S  tramp  ff  a.  a.  0. 1^^. 

®  „DieKanonisten  machen  zumal  eme  kalte  Definition  oder  Beschrei- 
bung vom  Ehestand ,  da  sie  sagen :  '  der  Ehestand  ist,  wo  Mann  und  Weib 
zusammengefugt  werden  nach  dem  Gesetz  der  Natur*,  da  ist  zumal  eine 

^ringe  und  schwache  Beschreibung denn  sie  betrachten  nicht,  wie 

dass  em  so  gross  Ding  sei.  Die  Theologia  beschreibt  den  Ehestand  andeis 
und  sagt  also:  *der  Ehestand  ist,  wo  Mann  und  Weib  suaammeogefugt 
werden,  dass  sie  nicht  wiederumb  zu  scheyden  se)iid,  und  das  nicht  allem 
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„Alle  Menschen  verstefiena  und  glaubens  wohl",  sagt  er  in 
ecinen  Tischreden^  „dose  die  Ehe  eine  Ehe  sei,  eine  Hand  eine 
Hand,  Meichthum  und  Güter  Gräter  seien  etc.,  aber  dass  die  E/ie 
Gottes  Ordnung  tmd  Stiftung  .  .  .  das  musst  du  glauben" K 

Alles  Heilbringende,  Gute,  Empfehlenswerthe,  das  von 
einem  Sacramente  nur  immer  gesagt  werden'  kann,  schreibt 
Luthir  der  £he  zu^  nur  den  technischen  Begriff  des  Sacra* 
roents  will  er  ihr  nicht  lassen:  umgekehrt,  wie  die  katholischen 
Kanouisten  des  Mittelalters,  welche  die  Sacramentalität  der 
Ehe  festhielten,  doch  von  innerer  Verachtung  gegen  sie  durch- 
drangen waren. 

Den    hier   dar£restellten  Lutherischen  Ansichten  wider- oegenaätzo 

dazu. 

sprechen  aber  andere  Stellen  durchaus  und  mit  Entschieden- 
heit, und  dieser  Zwiespalt  pflanzt  sich  durch  die  ganze  spätere 
Literatur  fort,  wie  er  denn  noch  jetzt  die  richtige-  Erkenntniss 
vom  Wesen  der  Ehe  hindert. 

„So  mancl^  Landy  so  manche  Sitte,  sagt  das  gemeine  Spruch- 
icort;  demnach  weil  die  Hochzeit  und  Ehestand  ein  weltlich  Ge- 
^häft  ist,  gebührt  uns  Geistlichen  oder  Kirchendienern  nichts 
darin  zu  orderten  oder  regieren,  sondern  lassen  einer  iglichen 
Stadt  und  Land  hierin  ihren  Brauch  und  Gewonheit,  wie  sie 
oehen"^, 

„Es  kann  ja  niemand  leucken",  heisst  es  in  der  Schrift  ^*^{",^ 
Von  Ehesachen  (1530.)*,  „dass  die  Ehe  ein  äusserlich,  weh-   uing". 
lieh  Ding  ist,  wie  Kleider  und  Speise,  Haus  und  Hof,  weltlicher 
Oberkeit  unterworfen;  wie  das  beweisen  so  viel  Kaiserliche  Hechte 
darüber  gestellet ". 

„  Wie  aber  itzt  bei  uns  in  Ehesachen  und  mit  dem  Scheiden 
zu  halten  sei",  äussert  er  sich  in  der  Auslegung  des  fünf- 
ten, sechsten  und  siebenten  Capitels  des  Evange- 
liums St,  Mathaei  (1532.)^  „hab  ich  gesagt,  dass  man  den 
Juristen  soll  befehlen,  und  unter  das  weltliche  Regiment  geworfen, 
weil  der  Ehestand  gar  ein  weltlich  äusserlich  Ding  ist,  wie  Weib, 

nach  dem  Gesetz  der  Natur,  sondern  nach  Gottes  Willen,  Lust  und  Wohl- 
gefallen**'. Ausleg.  d.  2.  Buch  Mos.  Cap.  24.  Werke  (Altenburg.  Ausg.) 
9, 656. 

1  Tischreden  m  Werke  (Eriang.  Ausg.)  61, 167. 

^  Vgl.  im  Allgemeinen  die  Zusammenstellung  der  Lutherischen  Aus- 
sprüche bei  Strampff  a.  a.  0. 6 — 2U. 

^  Vorrede  zum  grossen  Katechismui  mit  dem  Traubüchlein  (1629.)  bei 
Strampff  a.  a.  0. 422. 

^  bei  Strampff  a.  a.  O.  423. 

^  bei  Strampff  a.  a.  0. 429. 
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Kind,  Hau»  und  Hh/,  und  Anders,  »o  zur  Oberkeit  Begiment 
ffehoret,  als  das  gar  der  Vernunft  unterworfen  ist**. 

In  derselben  Weise  hat  sich  Luther  audi  mehrere  Male 
in  den  Tischreden  ausgesprochen. 

„Ehesacken  gehen  die  Geurissen  nicht  an",  heisst  es  an 
einer  Stelle*,  „sondern  gehören  für  die  wehUche  Oberkeit;  drmh 
schlage  sich  Euer  keiner  drein,  die  Oberkeit  befeile  es  denn,  eprach 
D.  M.  Luther  zu  den  Predigern**. 

„Zum  andern,  so  gehet  die  Ehe  die  Kirche  nichts  <ai'\ 
sagt  er  an  einer  anderen  Stelle*,  „ist  ausser  derselben,  ein  zeit- 
lich weltlich  Ding,  drumb  gehöret  sie  für  die  Oberkeit**. 

Diese  Aussprüche  Luthers,  sich  so  unmittelbar  ond 
schroff  gegenüberstehend,  haben  den  verschiedenartigsten  Ten- 
denzen zur  Stütze  dienen  müssen;  sie  waren  Schild  und  Deck- 
mantel der  Partei,  welche  beständig  über  Verweltlichpiig  der 
Ehe  klagte,  und  diese  als  Domäne  der  Kirche  in  Anspruch 
nehmen  wollte;  sie  waren  die  AngriffswafFe  derjenigen,  die  in 
den  factisch  von  der  Kirche  in  Ehesachen  ausgeübten  Bechten 
nur  Delegationen  des  Staates  erblickten,  welche  dieser  nach 
Belieben  zurückziehen  könne.  Luthers  Name  war  auf  beiden 
Seiten  das  Feldgeschrei,  und  die  Bestrebungen  sowohl  für  wie 
gegen  die  Einführung  der  Civilehe  stützen  sich  auf  seine  Au- 
torität. —  Was  Wunder,  wenn  katholische  Kanonisten  mit 
einem  gewissen  Spotte  etwaige  Vereinigungsversuche  der  Lu- 
therischen Ansichten  zulassen,  denn  „es  giebt  in  Luthers  Be- 
hauptungen der  Widersprüche  genug!** 
F-rkiirong  Rlchtcr  in  seinem  Aufsatze  „Die  Grundlagen  der 

«pxticbe/ lutherischen  Kirchenverfassung''',  und  ausfuhrlicher  in 
^IL^Tk"  seiner  „Geschichte  der  evangelischen  Kirchenverfas- 
k;ud.**Ehi®^"8  in  Deutschland"*   hat   für  die   zuletzt  angefuhrtea 
moüTirt.  Lutherischen  Aeusserungen  eine  Erklärung  aufgesteUt,  die  ich, 
wenn  auch  nur  theilweise,  gern  unterschreibe,  und  auf  die  ich 
hier  näher  eingehen  will. 
ImMiT^"         Wie  schon  oben  angedeutet^   war  die  Jurisdiction  der 
«iter.     Kirche  in  Ehesachen  bei  Weitem  nicht  so  den  Eingriffen  der 
weltlichen  Macht  unterworfen  —  zumal  wenn  man  von  der 

1  Werke  (Erlang.  Ausg.)  61, 205, 

>  Werke  (Erlang.  Ausg.)  61, 235. 

9  In  der  Ztsohr.  f.  deutsches  Recht  4,  21.  ff.  (1840.) 

«  (Leipzig  1851.)  64.  ff. 

«  Siehe  S.  104. 
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Strafgerichtsbarkeit  absieht^  —  welche  sonst  das  kirchliche 
Gerichtswesen  hemmten*  Nicht  allein  —  um  uns  auf  Deutsch- 
land* zu  besduranken  —  in  Goslar^  Nordhausen^  Harn- 
burg'^,  sondern  auch  in  Augsburg^,  Bern^^  Colmar^ 
Cnlm»,  DeIen»^  Erfurt",  Eisenach«,  Heilbronni», 
Worms^^  lässt  sich  für  das  Mttelalter  aus  bestimmten  Worten 
der  Urkunden  und  Stadtrechte  eine  kirchliche  Ehejurisdiction 
nachweisen. 

Freilich  sind  auch  hier  einige  Beactionen  des  Staates  er- 
kemibar,  gegen  die  eine  Freisingsche  Synode  v.  J.  1480.^^ 
den  alten  kanonischen  Grundsatz  aufrecht  zu  halten  sucht, 
und  die  schon  auf  dem  Costnitzer  Concil  als  Grund  vieler 
Aergemisse  gerügt  werden  ^^,  dennoch  aber  zweifelten  selbst 

^  VgL diurüber Friedberg  de fin.  reg. Jud.  104.  ff. 
*  Ueberdie  Verhältnisse  in  England  und  Frankreich  ebendas. 
120.  £  und  oben  S.  49. 

'bei  Göschen  die  Goslar.  Statut.  (Berlin  1840.)  77:  „Weenne  scul- 
dighet  dat  he  ghelovet  hebbe  ene  to  echte  to  nemende,  et  si  man  oder  wif 
oder  maget,  dat  mot  he  wol  vorderen  Tor  gheijstlikem  gherichte". 

4  T.  J.  1300.  bei  Förstemann  Neue  Mitth.  aus  d.  Geb.  bist  antiq. 
Forsch.  (Halle  u.  Nordhausen)  III,  1, 59.  vgl.  y.  J.  ;L308.  Das.  III,  2, 12. 

6  y.^J.  1270.  bei  Lappe n her g  Hamburg.  Bechtsalterth.  (Hamburg 
1845.)  1, 19.  Tgl.  ▼.  J.  1292.  das.  1, 118.  vgl.  auch  t.  J.  1497.  das.  1,  254. 

«  Urk.  ▼.  J.  1276.  bei  Walch  Verm.  Beitr.  z.  d.  deutsch.  R.  (Jena  1773.) 
4, 89.  XJrk.  y.  J.  1450.  bei  Stetten  Gesch.  d.  heil.  Rom.  Reichs  freyen  Stadt 
Augsb.  (Frank!  u.  Leipz.  1743.)  1, 174. 

7  YgL  Ryhiner  Gesch  d.  Cant.  Bern  2, 443. 

9  Urk.  y.  J.  1293.  bei  Gaupp  deutsch.  Stadtrechte  d.  M.A.  (Breslau 
1851.)  1,117. 

9  Stadtrecht.  B.  5.  §.  43.  bei  Lem  an  d.  alte  Kuhn.  R  153. 

10  Ulk.  y.  J.  1358.  bei  Schöpflin  Alsat  diplom.  (Manheim  1772.)  2, 220. 

li  Urk.  y.  J.  1483.  bei  Falckenstein  Ciyit.  Erfurt,  bist,  et  cUpl.  (Erfurt 
1739.)  400. 

^  Rechtsb.  B.  1.  c  43. 44.  bei  Ortloff  d.  Rechtsb.  nach  Distinct.  (Jena 
1836.)  664. 
■  13  Vgl.  Jäger  Gesch.  d.  Stadt  Heilbronn  (Heilbronn  1828.)  1,  298. 

1^  Urk.  y.  J.  1519.  bei  Schannat.  bist,  episc.  Wormat.  (Francofurt. 

1734.)  2, 331. 

15  bei  Hartzheim  Conc.  5,  517:  „ut  in  causis  matrimonialibus  nemo 
quam  iudex  ecclesiasticus  difliniat^^  Aehnliche  Concilien  Schlüsse  siehe  bei 
Friedberg  a.  a.  0. 120. 

1*  beiy.d.  HardtMagnum  oeonmen.  C.  CSonstant  (Francof.  etLipsiae 
1700.)1, 11,  735:  y,Quia  sacrae  congregationi  ex  querela  quamplurium  inno- 
tuit,  qualiter  quidam  laici  potentes  pro  lege  suis  subditis  statuerunt,  quod,  si 
quis,  aut  qaae,  personam  quamcunque  super  matrimonio  coram  ecclesiastico 
iudice  trahat  in  causam ,  si  pars  attrax  in  eadem  causa  fiructum  petat,  sub 
gravi  pecuniaria  poena  talis  pars  agens  Uli  Domino  laico  yeniat  punienda» 
quam  poenam  efifiogiat,  si  causam  hujusmodi  coram  illo  laico  .et  Domino  sim- 
pliciter  et  de  piano  decidendam  intentabit    Quo  fit ,  quod  yera  matximonia 

Fried berg,  Eheschliessung,  H 
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diejexiigen  Schrifteteller,  welche  eonst  für  das  Eecht  des  Staa- 
tes in  die  Schranken  traten,  nicht  die  Ehejurisdicüon -der  Kirche 
an^  Sogar  Occam^  und  Marsilius  von  Padua^  die  Yer- 
theidiger  Ludwigs  des  Baiern,  erkannten  die  Sacraments- 
natur  der  Ehe  an,  und  wurden  dadurch  zu  der  nothwendigen 
Consequenz  geführt,  auch  die  Ehejurisdiction  der  Kirche  nicht 

occ«in.  verwerfen  zu  können;  so  spricht  denn  Occam^  aus,  das8 
„regiUariter"  die  Laien  eine  Ehegerichtsbarkeit  nicht  ausüben 
könnten,  sondern  höchstens  j,gtiantofn  ad  gradus  co^isangttim- 
tatis"  und  ^yjyro  urgenü  neeemiate  ae  etiam  evidenti  utiKtaU^'. 
y^Nec  obstat",  fährt  er  fort,  „qxiod  matrimomum  sit  eacranm' 
tum,  q%m  etiam  laici  in  caau  neceesitatis  possint  sacramenia  t.<;. 
baptismi  administrare".  — 
MiM0tände         Die  Uebel  aber,  an  denen  alle  Institute  der  Kirche  krank- 

El^ejuriB-'  ten  und  die  erst  gleichzeitig  mit  der  dogmatischen  Reformation 
und  als  ihre  Folge,  durch  die  disciplinäre  Reform  des  Tri- 
dentinum  beseitigt  wurden,  traten  auch  in  der  kirchlichen 
Gerichtsbarkeit  deutlich  zu  Tage. 

Unerträgliche  Unwissenheit  der  Richter,  Verschleppung 
der  Prozesse  nach  Rom,  Ueberschreitung  der  Jurisdictioiw- 
befognisse,  und  schliesslich  und  vor  allem  ein  aussaugendes 
Srpressungssystem,  waren  Vorwürfe,  die  wieder  und  weder 
'  gegen  die  geistlichen  Gerichte  geschleudert  wurden,  und  die 
zuletzt  noch  in  den  Beschwerden  der  deutschen  Nation  ! 
einen  scharfen  Ausdruck  erhielten^. 

fiine  executiohe  solemnitatum  etiam  contracta,  imperfecta  mänebunt,  et  per  ^ 
partes  ad  alias  nuptias  convolantea  aduiteria  perpetua  committentor,  et  per-  \ 
verBitatis  quadam  le^  laici  de  ecclesiasticis  sacramentorum  institutis  contra  ! 
canonicas  sanctiones  iudicabunt'^  Derartige  Bestimmungen  glaube  ich  j 
in  den  Rechten  folgender  Städte  zu  finden :  Halle  bei  Förstemann  Neue 
Mittheil.  I,  2,  78.  Leutkirch  v.  J.  1488.  bei  Jäger  Jur.  Magai.  f.  ^ 
DeuUch.  Reichsstädte  (Ulm  1790.  ff.)  5,  278.  Soest  bei  Westphalen 
Monum.  ined.  rer.  Germ.  4,  8078.  und  Urk.  v.  J.  1370,  bei  SeihertsUrkb. 
z.  Landes-  u.  Rechtsgesch.  d.  Herzogth.  Westphalen  (Arnsberg  1839.  ff) 
2, 405. 

^  Vgl.  Aegid.  Romanus  (1247 — 1316.)  Quaest  in utr.  part.  disput de 
pot  reg.  et  pontif.  bei  Goldast  Monarchia  (FrancofurL  1614.)  2,  101. 
loann.  de  Parisiis  (f  1304.)  de  pot.  reg.  et  pap.  bei  Schardius  dejuiis- 
dict  (Basil.  foL)  180. 

2  de  iurisdict  imperat«  in  caus.  matrimonial,  bei  Goldast  a.a.O. 
1,  21.  ff. 

3  de  iurisd.  imper.  in  caus.  matrimon.  bei  Goldast  a.  a.  0. 2, 1383.  f- 
«  a.  a.  0.  S.  22.  23. 
3  c.  65.  56. 57. 59. 60. 62—65.  67.  f.  70.  f.  u.  8.  w.  —  Die  GraTsmin» 

nat.  German.  sind  aus  d.  J.  1522.  und  sind,  worauf  Laurent  l'^gliseet 
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Auch  die  Ehejurisdiction  litt  unter  diesen  Missbräuchen, 
und  sie  mnseten  hier  um  so  greUer  hervortreten  und  um  so 
schwerer  ins  Gewicht  fallen ,  als  es  sich  nicht  blos  um  ver- 
mögensreohtliche,  sondern  um  die  wichtigsten »  um  familien* 
rechtliche  Verhältnisse  handelte* 

Es  war  auch  hier  nicht  allein  das  Heranziehen  der  DotaU 
und  Legitimitätsstreitigkeiten  in  den  Bereich  der  geistlichen 
Gerichte  ^  welches  die  Opposition  der  Laien  herausforderte, 
ea  war  auch  hier  nicht  allein,  dass  „unschuldige  leute  um  Ehre 
und  guten  leumund  gebrächt  wurden  9  daraus  mord  und  jamer 
lam",  sondern  auch  hier  lief  Alles  auf ,, Schaben"  und  „Sckin-- 
den"*  \(m  Geld  hinaus,  auch  hier  galt  der  Ausspruch  des 
Alanus':  „Nummus  vincit,  nummus  regnat,  nummue  imperat 
tinicfrna". 

So  lautete  denn  die  neunundsechszigste  Beschwerde  ^^^^'^7' 
der  Deutschen  Nation*:  „Deincepe,  quum  inter  virum  atque  ^^^^i^^^ 
foeminam  de  pangendis  matrimoniaUbua  sacria  Ulis  foederibus, 
negotium 9  quod  inter  eoe  forte  agebatur,  eousque  processit,  quod 
ob  alterutra  partium  matrimonii  caniractue  ex  pacüonibue  Ulis 
ratus  perfectusgue  praetendatur;  ut  infidetut;  altera,  datumque  est 
ab  altera  aüerd  personae  vestium,  aut  alioqui  mundi  muUebris 
guidquam  tamquam  arrabonis  loco,  ad  servandum  ac  custodieti'- 
ihm;  aecidatque  deinde,  ut  asserti  contractus  matrimonii  scilicet 
<ontemplatione,  contrahentes,  ad  ecclesiasticumpervenianttribunal, 
cc  ibidem  per  sententiamt  in  diversum  ire  jubeantur,  separentur* 
que:  tum  judex  iUe  eccUsiasticus  inique  hoc  sibi  in  fiac  causa 
pruetendit  interesse,  nimirum,  ut  omne  quicquid  hinc  inde  arra- 
bonis vice  trculitum  sit,  ut  hoc  sibi  cedat  tamquam  commissum. 
Id  quod  nedum  contra  omnia  iura,  sed  et  aequitatem  atque  ho* 
nestaUm  ipsam  procul  dubio  est". 

Auch  die  sechs  und  siebenzigste  Beschwerde  bezieht 
sich  auf  Ehesachen^. 

I'etat  (deux.  part.  Bruxelles  1860.)  215.  mit  Recht  aufmerksam  macht,  von 
kfttholiiehen  Fünten  erhoben  worden.  Abgedruckt  sind  sie  u.  a.  bei  Soh i U 
ter  de  libeit.  eccl.  Germ.  (Jenae  1688.)  859.  S.,  wonach  ich  sie  citire. 

1  Vgl.  Friedberg  a.  a.  0. 12Uff. 

^  Unterricht  d.  Viaitator.  a.  d.  Pfarherrn  im  Kurfüratenth. 
Sachsen  (1588.)  bei  Richter  K.0. 1,88. 

'  de  planotu  eoclest  bei  Haas  de  pace  in  Hiator.  et  Monum.  1, 69. 

^  bei  Schilter  a.a.O.  906.  f. 

^  bei  Schilter  a.  a.  O.  8.911:  „Praetereacontingit  aliquando,  quod 
«Iter  conjogum,  belli,  Totorum,  aeu  alia  quapiam  cauaa  peregre  proficiaca- 
tor:  qui  si  aliquante  dliutius,  quam  alteriua  conferat  libidini,  abait,  tum  offi* 

11* 
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oppotition         Gegen  die  Juriadiction  der  Oeiatlichen  und  speciell  gegen 
sr«i«üich6  ihre  Ehejurisdiction  traten  daher  Luther  und  die  Reforma- 
toren überhaupt  entschieden  auf.    So  erklärten  die  Schmal- 
kaldischen  Artikel  (v.  J.  1537.)^:  f^Darnaeh  ist  einjum- 
dictio  in  den  Saehen,  welche  nach  päbstUchem  Recht  in  das  forum 
eccUsiasüeum   oder  Kirchengericht  gehören ,   me  sonderUck  (/:> 
Ehesachen  sind*    Solche  Jurisdiction  haben  die  Bischöfe  a\d 
nur  aus  menschlicher  Ordnung  an  sich  bracht;  die  dennoch  nkht 
sehr  alt  ist,  wie  man  ex  codice  und  novelUs  lustiniani  siehet,  da.u 
die  Eh^achen  dazumal  gar  von   weltlicher  Oberkeit  gekandä 
sind,  und  ist  weltliche  Oberkeit  schuldig  die  Ehesachen  zu  rich- 
ten, besondern y  wo  die  Bischöfe  unrecht  richten,  oder  nachlCmj 
sind,  wie  auch  die  Canones  zeugen  .  .  •  •  /^ 
dadnrchdie         Wolltc  aber  Luthcr  nicht  an  demselben  Felsen  schei- 
gcnübcr  tem,  an  dem  schon  die  Bestrebungen  Occams  Schiffbruch 

WoIUichk.  '  ••.     of  T  1       TM      1" 

der  Ehe  su  crehtteu  hatten,  so  musste  er  die  Sacramentabtat  der  £he  laug- 

erklären     o  '  ^ 

nen;  und  je  entschiedner  er  sie  für  ein  ,^weltlich  ding"  erklärte, 
um  so  sicherer  konnte  er  der  auch  bei  der  protestantischen 
Geistlichkeit  erkennbaren  Tendenz*  entgegentreten,  die  Ehe- 
fölle  nach  wie  vor  zu  den  Internen  der  Kirche  zu  rechnen  und 
beurtheilen  zu  wollen. 

In  dieser  Weise  kann  daher  Richter  mit  Recht  mehrere 
der  zuletzt  genannten  Stellen  erklären  und  mit  verwandten 
^,J^*|JJJ  Anordnungen  der  Barchenordnungen  in  Einklang  bringend 
Dennoch  aber  dürfte  das  bei  der  zuerst  genannten,  der  Vor- 
rede zum  Traubtichlein  entnommenen  Stelle  nicht  der  Fall 
sein,  da  hier  durchaus  gar  keine  Beziehung  zur  Gerichtsbar- 

cialis  alter! ,  pacta  tarnen  numerataque  prius  mercede  satis  magna,  cum  aü^ 
victitare  persona  ac  cohabitare  indulget,  non  praehabita  priuB  diügenü 
▼estigatione,  Buperstesne  Bit  abiens  coniunz,  an  naturae  conceBserit  Etne 
hoc  eorum  factum  a  quoquam  calumniari  posset,  tolerantiae  nomen  ei,  d(>^ 
sine  magno  mortalium  offendiculo,  sanctique  matrimonii  contemptu  Iq^-' 
deremus  ". 

^  de  pot.  epiflc.  bei  Malier  Bymb.  Bücher  343. 

«  Vgl.  ChursächB.lnBtruct,  f.d.  Visitat  (1527.) beiBichterKO. 

1,  81. 

«  Vgl.  besondera  die  Bremer  K.O.  v.  J.  1634:  „Von Ehesaken  scho- 
len  de  Predicanten  eynes  ynveliken  Conscientien ,  de  des  von  nöden  betft 
nnderrichten.  Is  de  Casus  tho  Bwer,  so  werden  sewol 'Wy der  fragen  by  dem 
Superattendenten,  Ouerst  wenn  ydt  Madersaken  werden ,  edder  ergernisse 
andrept,  so  schollen  se  nicht  vortuaren,  sondern  tho  der  Ouericheit  wyseJ'' 
der  de  Eesaken  (aUo  ein  uthwendigh  wentlick  Dinck)  underworpen  syn,  »'se 
dat  bewisen  so  Tele  keyserUke  rechte,  dar  ouer  gesteift  bei  Richter  K.O. 
1, 242. 
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keit  vorliegt,  vielmehr  von  der  Form  der  Eheschliessung  die 
Bede  ist,  und  dasselbe  glaube  ich  für  die  aus  den  Tischreden 
angeführten  Stellen  behaupten  zu  müssen. 

Wenn  wir  aber  hier  nur  ein  Motiv  zur  Säcularisirung  der  Motivining 
Ehe  gefonden  haben,  welches  noch  dazu  nicht  durchweg  Gel-  sprüchev. 
tung  findet,  so  können  wir  im  Gegensätze  dazu  für  die  von  der  Ehe/ 
Luther  so  oft  versuchte  HeUigstellung  der  Ehe  mehrere 
Gründe  beibringen,  die  überall  durchschlagen.  — 

In  Uebereinstimmung  mit  der  Entwicklung  des  Sacra-  cuiibat. 
ments  des  Ordo  hatte  der  Cölibat  der  Geistlichen  Platz  ge- 
griffen, und  war  endlich  durch  Gregor  VII.  zum  Abschlüsse 
gekommen.     Diejenigen,  welche  dem  Staate   gegenüber  als 
Wesen  höherer  Art  auftraten,  als  „der  cristenheit  meistere *'^y 
<fie  wohl  von  sich  eine  Superiorität  über  die  Jungfrau  Maria 
behaupteten^  und  -von  denen  der  Catechismus  Bomanus 
aussagt,  dass  sie  mit  Hecht  nicht  allein  Götter,  sondern  auch 
Engel  genannt  werden,  y,quod  Dei  immortalis  vim*et  numen 
apud  no8  teneant"^,  sollten  nicht  durch  die  verunreinigende 
Verbindung  der  Ehe  an  das  Irdische  gefesselt,  vom  Himmel 
auf  die  Erde  herabgezogen  werden*. 

FreHich  hatten  auch  diese  Bestimmungen  nie  vollkommen  ^l^^^' 
(lurchgeführt  werden  können  und  die  lange  Eeihe  der  Synodal-  J^"f  ^^ 
Schlüsse  aller  Länder^  schärfte  wieder  und  wieder  und  stets 
vergebens  dem  Clerus  die  Sittenreinheit  ein,  die  dem  „genus 
(lectum*^  der  „gens  sancta^*,  dem  ,,populu8  acquisitionis'^^  ge- 
ziemte* 

Auch  hier  galt  das  "Wort  Walthers  von  der  Vogel- 
weide:^ 

1  Sachsenspiegel  B.  2.  Art.  66. 

2  Schon  Hu 88  rügt  das  bei  den  Clerikem  seiner  Zeit;  Contra Praedi- 
catPlznens.  inHist.  et  Monum.  1,182.  Eigenthümlicher  Weise  findet 
sich  dasselbe  in  der  Confessio  noTor.  Catholic.  ad  papat  pervers- 
in  Hungaria  bei  Mobnicke  Zur  Gesch.  d.  Ungar.  Fluchformul.  (Oreifs- 
Trald  182S.)  27. 

s  de  ordin.  sacram.  In  der  mir  Torliegenden  Ausgabe  Bassan.  1774. 
8.174. 

«  Vgl.  auch  Richter  Kirchenr.  §.  116.  ff. 

^  Aufgezählt  und  besprochen  sind  diese  in  dem  angefahrten  Buche  der 
Tb  einer  die  £infiihr.  d.  erzwung.  Ehelosigk.,  auf  welches  ich  venreise; 
ebenso  in  Cacove  Vollst.  Sanunl.  d.  Cölibatges.  (Frankf.  ^ß/L.  18330 

^  l.Petr.c.  1.  T.  d.beiBonayentnra  de  eeoi.  hierarch.  pars  2.  c.  1. 

7  ed.Lachmann.  S.  34. 
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„ni2  uht  tV  toaz  der  pfafftn  werc  und  waz  ir  Ure  st 

€  daz  was  ir  lere  hi  den  werken  reine 

nu  sini  sie  aber  anders  so  gemeine 

daz  wirs  unr^te  tourken  sehen,  unrdtte  hoeren  sagen', 

die  tms  guoier  lire  bilde  solden  tragen. 

des  muogen  mr  tumbe  leien  tool  verzagen  ". 

Die  Uneittlichkeit  des  Clerus  überstieg  ftUee  Glaubliche^ 
und  schliesslich  begnügten  sich  viele  Bischöfe  damit,  die  Cöli- 
batvorschriften  als  pekuniäre  Einnahmequellen  auszubeuten, 
und  den  Geistlichen  gegen  jährlich  zu  zahlende  Abgaben  das 
Zusammenleben  mit  Concublnen  zu  gestatten^  die  dann  wohl 
in  Urkunden  mit  fast  komischer  Naivetät  „Pasiörsche"  ge- 
nannt werden^. 
Kirche  will  Dcunoch  aber  trug  die  Kirche  Bedenken ,  durch  Auf- 
«ttf heben,  hcbung  des  Cölibats  den  Bathschlägen  Wjcliffes^  und  An- 
derer* nachzukommen  —  scheute  sich  doch  selbst  Gereon^, 
der  die  Unsittlichkeit  des  zeitgenössischen  Clerus  offen  genug 
rügt,  vor  diesem  HeilmitteP  —  dennoch  blieb  die  übel  be- 

pie  oeut-  wahrte  Keuschheit  des  Clerus  nach  wie  vor  von  tiefer  Ver- 
liehen Ter- 

^J*® j^«o  achtung  gegen  den  Ehestand  durchdrungen,  den  er  mit  dem 
ordo  für  unvereinbar  und  seiner  unwürdig  erachtete. 

„  U(id  sprach  D.  Luther,  ah  er  ein  junger  Knab  geicesof 
wäre,  da  hätte  man  die  Hochzeit  und  den  Ehestand  für  sündüä 
und  unehrlich  wesen  gehalten  und  gemeinet,  wenn  man  an  der 
Eheleute  Leben  gedächte,  so  sündigete  man  dran"^. 

„Und  ich  wüsste  wohl  Exempel  vorzubringen^',  sagt  Me- 

1  Eine  Anzahl  Schriften  darüber  habe  ich  angeführt  de  fin.reg.iu<i-3S. 
Hinzuzufügen  ist  noch  Schade  Sat>T.  u.  Pasquille  a.  d.  Refonn.-Zeitalter 
(Weimar  8.  Bde.). 

«  Vgl.Grav.  nat.  Germ.  c.  75.  bei  Schilter  a.  a.  O.S.  910.  Thei- 
ner  a.  a.  O.  an  verschiedenen  Stellen. 

»  Vgl.  Synadalprotok.  v.J.  1591.  bei  Niesert  Münster.  UrLSaminl 
(Coesfeld  1826.)  4, 69. 

*  Vgl.  Of  Wedded  men  and  wives  and  their  children  also 
bei  Vaughan  tracts  a.  a.  0. 58. 

*  Z.B.  Wilhelm  Saginetus.  vgl.  Oudini  Comment.  de  Script,  eccl. 
ant.  3,  2325.  Franc.  Zabarella  bei  v.  d.  Hardt  Conc.  Const  I,  9,  524. 
Andere  bei  Carov^  a.  a.  O.  365.  ff. 

«  Ich  halte  mit  Schwab  Joh.  Gerson  (Würzburg  1858.)  S.  483.  ff.  0er- 
son  nicht  für  den  Verfasser  der  bei  v.  d.  Hardt  a.  a.  0. 1, 5, 68—142.  abge- 
druckten und  ihm  zugeschriebenen  Schrift:  de  modis  untendi  et  refor- 
mandi  ecolesiam. 

^  Dialog.  Sophiae  et  Naturae  super  coelibatu  sive  castitate  ecdcsiastl- 
cor.  Opp.  2,617— 84. 

8  Tischreden  in  Werke  (Erl.  Ausg.)  61, 801.  vgl.  auch  Zimmermann 
Concordanz  a.  a.  0. 1,  648. 
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lanchthon  im  dreiundzwanzigsten  Artikel  der  Apologie  zur 
Augsburgischen  Confession,  „tote  manch  fromm  Herz 
und  armes  Gewissen  dadurch  betrübt  worden  und  in  Fahr  kom-' 
men  ist,  das  es  nicht  Unterricht»  dass  der  Ehestandy  die  Ehe- 
Pflicht  und  was  an  der  Ehe  ist,  heilig  und  christlich  wäre*  Der 
gross  Janmier  ist  erfolgt  aus  der  Mönch  ungeschicktem  Fredigen^ 
welche  ohne  Mass  den  Coelibat,  die  Keuschheit  lobeten,  und  den 
ehelichen  Stand  für  ein  unrein  Leben  ausschrieen,  dass  er  sehr 
Underlich  wäre  zu  der  Seligkeit  und  voll,Sünde*\ 

Dem  trat  Luther  und  die  Beformation  entgegen,  indem  ^^^J^J.*" 
sie  theils  schriftmässig  die  Unstatthafdgkeit  des  Gölibats  be-  ^^j^^f^/^^' 
H^eaen,  theils  auf  die  Sittenverderbniss  aufmerksam  machten, 
die  er  in  seinem  Gefolge  gehabt  hatte.  Ihre  Beweisführung 
war  etwas  naturalistisch^  und  stand,  vom.  theoretischen  Stande 
punkte  aas  betrachtet,  den  idealen  Lehren  der  katholischen 
Kirche  bei  Weitem  nach,  ja  war  im  Stande,  ihren  Urhebern 
den  Vorwurf  der  fleischlichen  Sinnlichkeit  zuzuziehend  Den- 
aoch  aber  ging  sie  von  der  richtigen  Erkenntniss  des  wirk- 
lichen Lebens  aus,  und  verschmähte  schönklingende  Lehren, 
die  der  Erfahrung  nach  nicht  praktisch  wurdeiL 

Es  war  aber  nicht  genug,  die  Berechtigung  des  Cölibates  indem  «le 
selbst  zu  verneinen^,  sondern  es  musste  vielmehr  die  Würde  keu  a.  Ehe 
des  Ehestandes  gehoben,  es  musste  gezeigt  werden,  dass  auch 
die  Geistlichen,  ohne  sich  etwas  zu  vergeben,  ehelich  werden 
könnten«  Deshalb  die  häufige  Betonung  der  göttlichen  Ehe- 
einsetzung, deshalb  die  beständigen  Lobeserhebungen,  deshalb 
die  Parallelisirung  mit  dem  Sacrament  des  Ordo^ 

^  Vgl.  z.B.  Luther  an  die  Herrn  d.  Deutschs  Ordens,  das  sie  falsche 
Keuscheyt  meyden  und  zur  rechten  ehlichen  Keuscheyt  greiffen  Ermanung. 
(1523.)  bei  Strampff  a.  a.O. 

<  DöllingerReformat.  Gesch. 

'  Auch  auf  den  Widerspruch  machten  die  Reformatoren  aufinerksam, 
dass  die  Ehe  ein  Sacrament  und  doch  den  Priestern  verboten  sein  solle. 
Vgl.  Luther  Ausleg.  d.  7.  Cap.  d.  £p.  SL  Pauli  a.  d.  Corinth.  (1523.)  bei 
Strampff  a.  a.  0. 261.  CaWin  instit  tot.  chiist.  relig.  c.  19.  (ed.  Grenevae 
1550.)  635.  t 

*  Damit  erledigt  sich  auch  die  Bemerkung  Wilda^s  der  reichsgräfl. 
Bentincksche  Erbfolgestr.  inZeitschr.  f.  deutsch.  R.  4,  212.  über  die 
Stelle  aas  Luthers  Vorrede  zum  Traubüchlein:  „Weil  man  denn  bisher 
mit  den  München  und  Nonnen  so  trefiftich  gross  Gepränge  getrieben  hat  in 
ihrem  Einsegnen,  so  doch  ihr  Stand  und  Wesen  ein  ungöttlich  und  lauter 
HenMheogedicht  ist,  das  keinen  Grund  in  der  Schrift  hat;  wie  viel  mehr 
•oUen  wir  diesen  göttlichen  Stand  (d.  h.  den  Ehestand)  ehren  und  mit  viel 
herrlicher  Weise  segnen,  beten  und  zieren?"  (bei  Strampff  a.  a.  0. 341.) 
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Anderer  Auch  &och  ein  anderer  Grand  war  vorhanden,  f(H:twahrend 

Hetiigstei-' auf  die  Gk>ttlichkeit  des  Eheinsütutes   hinzuweisen  und  das 

Ehe.     göttliche  Wort  als  seine  Norm  aufzustellen. 
Christliche         Die  Kefonuation  hatte  das  Princip  der  dhristlichen  Frei- 

Freihelt         •,,  i<i»i  -?•»• 

heit  verkündet,  und  damit  begonnen,  die  Institute,  von  denen 
die  katholische  Kirche  einen  göttlichen  IJrsprung  behauptet 
hatte,  für  eitel  Menschenwerk  zu  erklären. 

Dies  Princip  der  christlichen  Freiheit  hatte  auf  poCti- 
schem  und  socialem  Gebiete  zu  Consequenzen  gefuhrt,  denen 
die  Beformatoren  selbst  entgegenzutreten  für  gut  erachteten, 
und  die  in  den  Bauernkriegen  ein  blutiges  Ende  fanden;  aber 
auch  auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  führte  es  zu  der  irrthüin- 
lichen  Behauptung,  dass  jetzt,  nach  dem  Durchbrechen  der 
kanonischen  Satzungen,  das  subjective  Belieben  schalten  könne, 
wirdgemiae-  „C/hd  dieweil  wiv  finden" y  heisst  es  in  dem  Unterrichte 
der  Visitatoren  an  die  Pfarrherrn  des  Churfürsten- 
thums  Sachsen  (v.  J.  1528.)S  adaa  man  der  Christlichen 
freylieit  ynn  vielen  stücken  Uichtferiig  und  trotzig  misbrawht'»^ 
Denn  ....  ist  die  Christliche  freyheit  nicht  dazu  gegeben,  dai 
ein  iglicher  seine  tust  odder  fürwitz  daryn  suche  .  .  ."  Ebenso 
sagt  die  Lübecker  Kirchenordnung  v.  J.  1531.:*  „RW- 
deruemme  moth  me  ock  dem  freuele  veler  luede  weddersiam,  di 
under  dem  schyne  der  Christlichen  fryheyt  (de  yedermanne  nych 
bekant  ys)  gantz  aller  ehren  und  redelick  vorgeten  *'. 
DMwegen  Auch  dagegen  wurde  die  göttliche  Einsetzung  der  Ehe 

liehe  Ein-  scharf  botont,  um  eben  das  sröttliche  Gesetz,  die  Sitte,  in 

eetsangder    .  ^^  ,  et»  11 

Ehe  hinge- einen  Gegensatz  zu  der  zügellosen  Sittenlosigkeit  zu  Btellen. 
Ich  will  schon  hier  darauf  aufmerksam  machen,  dass  auch  bei 

Ordnungen,  allen  nachher  anzuführenden  Kirchenordnungen  die  Zurück- 
fuhrung der  Ehe  auf  göttlichen  Ursprung  mit  dazu  dient,  ge- 
genüber den  vielfach  hervortretenden  Missständen  den  al)- 
helfenden  Gesetzen  eine  ge^-isse  Sanction  und  den  Titel  einer 
göttlichen  Berechtigung  zu  geben. 

Resultate.  Wenn  wir  uns  daher  jetzt  von  Neuem  die  Frage  vorle- 

gen:  was  dachte  Luther  von  der  JEhe?  so  kann  nach  den 

1  beiRichter  K.0. 1,94. 

*  ebendaß.  1,  148.  Vgl.  Ooslar.  Cons.  O.  v.  J.  1555.  ebendas.2, 
163.  Churaäohs.  K.O.  V.  J.  1580.  ebenda8.2,407.  VgLLutherBrief 
T.  J.  15S6.  bei  de  Wette  Luthers  Briefe,  Sendschreiben  n.  Bedenken (Berlia 
1825.  ff.)  5, 25:  „Es  haben  mich  die  Bauren  und  rohen  Leute,  so  ni^ts  denn 
fleischliche  Freyheit  suchen  ...  so  müde  gemacht,  dass  ich  die  Ehesachen 
von  mir  geworfen  ". 
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obigen  Erörterungen  die  Antwort  nur  lauten:  Er  hielt  sie  für, 
em  weltlich  Ding;  und  es  lässt  sich  das  auch  aus  den  Fol- 
gerungen zeigen  9  die  er  aus  dieser  Weltlichkeit  zog,  imd  die 
in  den  oben  angeführten  Stellen  schon  enthalten  sind. 

So  begnijgte  er  sich  nicht  damit,  neben  der  kirchlichen 
Seite  der  Ehe  eine  weltliche  axusuerkennen,  wie  das  schon  im 
Mittelalter  Ton  den  Scholastikern  geschehen  war^,  sondern  eriMeSbeein 
Ycrlangte  vor  allen  Dingen,  dass  die  Eingehung  der  Ehe  den"^ 
von  der  Obrigkeit  erlassenen  bürgerlichen  Bestimmungen  un- 
terliege, er  wollte  die  Ehegerichtsbarkeit  dem  Staate  über* 
lassen  nnd  schliesslich  die  Ehegesetzgebung  von  der  Obrigkeit 
ausgeübt  wissen,  wie  er  denn  auch  die  Bestimmungen  des 
\7eltlichen  und  speciell  des  römischen  Bechts  in  Ehesachen 
für  geltend  anerkannte. 

„Demnach  gefallen  ndr^*,  sagt  er  in  der  Vorrede  zu 
Johannes  Brenz  Von  Ehesachen^,  „hierin  die  weUlicIien 
recJUe  viel  besser ,  ah  die  richtiger  hindurch  gehen,  und  nicht  so 
viel  strick  und  Ursachen  gehen ,  zu  manclien  jrrigen  feilen  und 
Kofnmemis»  Und  wer  ein  Ehelich  gemalh  nimpt  odder  hat, 
nach  solchen  rechten^  dem  kan  ein  Pfarherr  mit  fröhlichem  hertzen 
tagen  und  urteilen,  das  ers  mit  gutem  gewissen,  mit  Gott  und 
ehren  habe.  Denn  das  Euangelion  leret  uns  die  weltliche  rechte 
ehren  und  halten,  an  welchem  ort  vnr  sind,  odder  wo  wir  hin 
komeny  wie  Paulus  Ro.  XIIL  klerlich  sagt,  die  Oberkeit  so  allent- 
Jialben  ist,  ist  von  Gott  geordent.  Und  ein  jglicher  sol  seiner 
Oberkeit  untertlian  sein", 

1  VgL  z.B. Thomas  von  Aquino  contra  gentes  lib.  4.  c.  78:  „Con- 
sideiaadum  est,  quod  quando  aliquid  ad  diversos  fines  ordinatur,  indiget 
habere  diYeraa  diligentia  in  finem,  quia  finis  est  proporüonatus  agenti: 
generatio  autem  humana  ad  multa  ordinatur,  scilicet  ad  perpetuitatem  ali- 
cQJns  bonipositiTi,  puta  populi  in  aliqua  civitate;  ordinatur  etiam  ad  perpe* 
taitatem  Ecdeaiae,  quae  in  fidelium  collectione  consistit:  unde  oportet, 
qnod  hujusmodi  generatio  a  diversis  dirigatur.  In  quantum  igitur  ordinatur 
^  bonom  natarae,  quod  est  perpetuitas  speciei ,  dirigitur  in  finem  a  natura 
indinante  in  hunc  finem:  et  sie  dicitur  esse  naturae  officium.  In  quantum 
Veto  onünatnr  ad  bonum  politicum ,  subjacet  ordinationi  ciyilis  legis.  In 
quantum  igitur  ordinatur  ad  bonum  Eeclesiae ,  oportet,  quod  subjaoeat  regi- 
Quni  Ecclesiastico  "  etc.  Weitere  Beispiele  hat  gesammelt  L  au  n  o  y  reg.  in 
Qutr.  pot  (Paris.  16  74.)  7.  ff. 

>  VgLBäef  Luthers  v.J.  1524.  bei  de  Wette  a.a.O.  2,  519:  „.--Nu 
aber  nieht  Mose  sonder  Kaiserliehe  Bechte  seind  in  der  Welt  angenommen 
und  im  Brauch,  will  sichs  nicht  gebühren,  dass'wir  hie  ein  Secten  und  Zwie- 
tracht anheben,  und  Moses  Gesetz  annehmen  und  Kaiserliche  Recht  fahren 

lassen tintemal  der  Glaub  und  Lieb  wohl  bleiben  kann  mit  und  unter 

Ksiserlichen  Rechten".   Vgl.  auch  S.  170.  Anmerkg.  2. 
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Freilich  brachte  bei  ihm ,  wie  bei  der  Keformation  über- 
haupt, das  Zurückgehen  auf  die  Schrift  audi  die  Tendenz  zn 
Tage,  eine  gewisse  Geltung  des  mosäiBchen  Hechts  als  eines 
göttlichen  zu  behaupten»  und  es  kommt  auch  wohl  die  For- 
derung Yör,  dass  das  menschliche  Gesetz  diesem  göttKchen 
entsprechen  müsse  ^,  aber  andererseits  wird  auch  oft  erklärt, 
dass  yydU  bürgerUchen  geaetz  im  Moee  uns  nicht  lnnden"\  so 
dass  man  nach  den  Ansichten  der  Eeformatoren  in  dem  gott- 
lichen Rechte  nur  die  Grundlage  fiir  jede  Gesetzgebang  zu 
erkennen  hat,  und  gewissermassen  das  natiurliche  Becht,  ge- 
^en  das  denn  freilich  auch  obrigkeitliche  Gebote  NiOToand  ver- 
pflichten können*.  — 

i{iher«£r-  Dcunoch  aber  konnte  der  Ausdruck  ^^ weltlich  Ding"  eine 
missverständliche  Erklärung  erfahren,  di^  sich  auf  das  Ver- 

;j*^-^*J- hältniss  zwischen  Ku-che  und  Staat  im  Beformationszeitalter 

^'feuat!""*'  ^"^^  ^^  Ansichten  der  Reformatoren  darüber  stützen  konnte. 
Dagegen  wollen  wir  uns  hier  schon  ausdrücklich  verwahren. 

Mittelalter.  Das  Mittelalter  hindurch  hatte  die  Kurche  fast  alle  geisti- 
gen Interessen  absorbirt,  und  dem  Staate  wurde  weder  <üe 

1  Vgl.  Melanchthon  de  coniug.  (Wittebergae  1551.)  p.  22:  „ETan- 
gelium  non  abolet  politias,  &ed  concionatur  de  iusticia  cordis,  IntereainTiu 

**  externa  sinit  hos  uti  legibus  politicis,  non  pugnantibus  cum  legibus  nati- 

ralibus  ". 

2  Renov.  eccl.  Nordling.  v.  J.  1525.  bei  Richter  K.0,  1,20. 
Meoklenb.  Cona.  O.  y.  J.  1570.  ebendas.  2,  329.  Hannov.  K.O.  vJ 
1536.  ebendas.  1,277.  Melanchthon  a.a.  p.  22.  Luther  Brief  an  Spa- 
latin  V.  JT.  1524.  bei  de  Wette  a.  a.  O.  2,  489.  Auch  den  Vorschriften  de» 
neuen  Testaments  räumt  Luther  keine  Gesetzeskraft  ein;  vgl.  Briefen 
denRathEU  Danzig  v.J.  1525.  bei  de  Wette  a.a.O.  2,657:  „Das  Ge- 
setz Mosis  ist  todt  und  ganz  abe,  ja  auch  allein  den  Juden  gegeben:  wir 
Heiden  sollen  gehorchen  den  Landrechten,  da  wir  wohnen,  wieStFetnü 
in  der  ersten  Epistel  am  5.  spricht,  aller  menschlichen  Ordnung.  Aber  das 
ETangelium  ist  ein  geistlich  Gesetz,  darnach  man  nicht  regieren  kann,  tot- 
dem  muss  dasselbe  Jeglichem  vor  sich  selbst  stellen,  ob  er  alles  thun  oder 
lassen  werde.  Und  man  kann  und  soll  auch  Niemanden  dazu  zwingest 
gleich  als  zum  Glauben;  denn  hier  nicht  das  Schwert  sondern  der  Geist 
Gottes  lehren  und  regieren  muss  .....'*  Vgl.  darüber  auch  die  neueren  von 
Strampff  Gutachten  in  Aktenstücke  a.  d.  Verwalt  d.  evahg.Ober- 
kirchenr.  III,  2, 501.  f.  angeführten  Schriftsteller. 

»  Vgl.  oben  Anmerkg.  1.  Vgl.  Brief  Luthers  v.  J.  1524.  bei  de 
Wette  a.  a.  O.  2, 519:  „Wo  Kaiseriiche  Rechten  etwan  setzten,  dass  wider 
Gott  wäre  (darum  ich  nichts  weiss)  soll  man  sie  freyiich  nicht  darnach 
halten^^  Melanchthon  de  coniug.  S.  12:  „Etsi  autem  politia  Moisi  non 
pertinet  ad  nos ,  tarnen  reguia  umyersaliter  tenenda  est ,  mandata  hatnraÜ^ 
ad  omnes  homines  et  ad  omnia  tempora  pertinere,  quia  sunt  normae  iasticiae 
in mente  etroluntate  dirina  immutabiles ",  vgl.  ebendas.  S.  13.  Apolog- 
Conf,  Aug.  art. IV. 
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Berecdit^ng  zngeeUmdeiiy  no<di  wohnte  ihm  aach  die  Fähig» 
keit  bei,  sich  mit  etwas  Anderem,  ale  dem  Materiellen  zu  be- 
fassen.   Die  Kirdie  hatte  für  sich  den  göttlichen  Ursprung  in 
Ansprach  genommen,  nnd  verglich  sidi  nnd  ihr  Wirken  mit 
der  Sphäre  des 'Geistes^;  der  Staat  an  und  für  sich  war  nicht 
heiUg'  —  liess  doch  Gregor  VIL  die  Fürsten  vom  Teufel 
herkommen'  —  nur  in  so  weit  er  sich  den  Forderungen  der 
Kirche  anbequemte  und  ihnen  Genüge  leistete,  wie  eben  der 
Körper  den  Befehlen  des  Greistes,  erhielt  er  auf  mittelbare 
Weise  die  göttlidie  Weihe  ^   Ja  dieser  untergeordnete  Stand- 
punkt des  Staates,  der  ihn  zu  einer  Maschine  der  Kirche 
herabwürdigte  S  wurde    ohne  Scheu  Von  den  Fürsten  selbst 
für  den  richtigen  erklärt^  wenngleich  sich  auch  schon  in  den 
frühesten  Zeiten  des  Mittelalters  eine  consequente  Beaotion 
der  Theorie  bemerkbar  machte^,  und  wenngleich  xlie  Verhält^ 
nisse   des  Lebens  nie   den  Vorschriften  der   Theorie    enU 
sprachen^.  Besonders  aber  im  fünfzehnten  Jahrhunderte  hatten 
tfaeils  die  grossen  Missbräuche  des  Kirchenwesens  den  Fürsten 
Veranlassung  gegeben,  thätig  und  reformirend  in  die  Verhält-» 
nisse  der  Kirche  einzugreifen,  theils  die  erstarkte  landesherr- 
liche Gewalt  die  Macht  dazu,  theils  endlich  der  so  häufig  her- 
vortretende Gegensatz  zwischen  Kaiser-  und  Papstthum  auch 
wohl  die  von  der  letzteren  Macht  ertheilte  Berechtigung^. 

Die  Fürsten  und  Städte  übten  einen  bedeutenden,  sichd«  sÄs 
immer  vergrössemden  Einfluss  auf  die  Besetzung  der  geist-  ^^he.^ 

1  Die  darauf  bezüglichen  Stellen  habe  ich  xusammengestellt  in  de  fin. 
reg.  iixd.  22. 

2  Epist.  lib.  8.  ep.  21.  bei  Mansi  Conc.  tom.  21.  Vgl.  Friedberg 
a.  a.  O.  8. 

3  VgL  c.  28.  C.  XXIII.  qu.  5. 

*  VgL  c  1.  de  mal.  et  obed.  Extr.  com.  (1,  8.)  (Bonifaciua  VIII.): 
„Uterque  ergo  est  in  poteatate  eccleaiaei  spirituaUs  acüioet  gladius  et  mate- 
lialia.  Sed  ia  quidem  pro  eocleaia,  ille  vero  ab  ecdesia  ezeroendua.  Ille 
ftacerdotia,  is  manu  regum  et  militum,  sed  ad  nutum  et  patientiam  aaoer- 
dotift". 

^  Sogar  Friedrichll.  nabnv  keinen  Anstand ,  die  kirchlichen  Schrift- 
stellern geläufige  Vergleichung  des  Staates  und  der  Kirche  mit  Mond  und 
Sonne  anzunehmen " ;  bei  Canciani  Barb.  legg..  antiq.  1 ,  305* 

6  Dieselbe  habe  ich  dargestellt  deiln.  reg.  iud.  32—78.  S.  2i5.  ff. 

7  VgL  Friedberg  a.  a.  0. 79. ff. 

8  VgL  z.  B.  Urk.  Eugens  IV.  t.  J.  1446.  bei  Chmel  Reg.  FViedr.  IV» 
(Wien  1838.)  no.  2018.  Urk.  Nicolai  V.  v.  J.  1447.  bei  Riedel  Cod.  dipU 
Brtndenb.  I,  2,  501.  Eugens  IV.  t.  J.  1444.  bei  Teschenmacher  Ann. 
Cliviae  (FrancoH  et  Lipsiae  1721.)  Cod.  prob.  82.  no.  79.  u.  s.  w. 
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liehen  Pfründen  S  sie  unterwarfen  die  landgesessenen  Geist» 
liehen  ihrem  Schutzes  ihrer  AufsichtS  ihren  Steuern^  and  meist 
auch  ihrer  Jurisdiction ,  sie  visitirten  und  refonnirten  Elöster 
und  Stifters  und  ihre  Sorge  und  ihre  Befugniss  in  kirch- 
lichen Angelegenheiten  führte  nicht  allein  zu  der  bekannteo, 
den  hundert  Beschwerden  der  deutschen  Nation  angdbängten 
Drohung,  daas  sie  selbst^  wenn  der  Papst  es  unterliesse,  dea 
gerügten  Uebeb  steuern  würden',  sondern  auch  zu  der  Tid 
bezeichnenderen  Aeusaerung,  wie  sie  sich  bei  sächsischen^ 
österreichischen^  clevischen^  Fürsten  Torfindet:  Ich  bin 
Papst  in  meinem  Lande. 
Beforma-  Die  Bcformation  und  die  protestantische  Kirche  bewährte 

in  der  Theorie  über  das  Verhältniss  zwischen  Staat  und  Kirche 
wenig  schöpferische  Kraft.  Sie  wollte  Staat  und  Kirche  aus- 
dnander  halten^^:  das  hatten  vorher  schon  Dante,  Occam 
und  viele  Andere  gethan^^;  sie  stellte  später  die  Lehre  von  den 
drei  Ständen  auf  ^^,  die  sich  doch  schon  bei  Husa^^  gefunden 

1  Vgl.  z.  B.  y.  Mühler  Gesch.  d.  ev.  Kirchenverf.  i.  d.  Mark Brandenb. 
(Weimar  1846.)  21.  Friedberg  a.  a.  0. 169.  ff. 

s  Vgl  Kirchner  Gesch.  d.  Stadt  Frankf.  a/M.  (Frankl  1807.)  1,525. 
Schreiber  Urkb.  d.  St.  Freiburg  1, 541.  Stettier  Staats-  u.  Rechtsgescb. 
d.  Gant.  Bern  (Bern.  1845.)  92.  u.  s.  w. 

«  Vgl.  S attler  Gesch.  d. Heriögth. Würtemb.  (Ulm  1768.) 4,Beyl. 57;5, 
Beyl.  123.  f. '  Lochner  Reform.  Gesch..  t.  Nürnberg  (Nürnberg  1845.)  !• 
J&ger  Ulms  Verf.  (Stuttgart  u.  Heilbronn  1831.)  505.  ff. 

^  Vgl.  Riedel  a.  a.  O.  I,  8,  11.  Westenrieder  Glossar,  germ.  lat 
(Monach.  1816.)  XIII.   Friedberg  a,  a.  O.  S.  144.  ff. 

^  Der  Landesherr  Erbkastenvogt  Schutz-  u.  Schirmherr  d. 
Gotteshaus.  Schwarzach  a.  Rhein (Cari8ruhel775.)  1, 113.  Reinhard 
Med.  de  iur.  princ.  Germ,  cumprim.  Saxon.  circ.  sacra  (Hallae  1717.)  129.  ff. 

^  bei  Schilter  a.  a.  O.  S.  927. 

7  Herzog  Georg  bei  Stryk  de  iure  pap.  princ.  evang.  c.  1.  §.  10. 

8  Herz.  Rudolph  IV.  bei  Kurz  Oesterr.  unt.  Herz.  Rud.  IV.  (Lim 
1821.)  113.  —  Auch  Graf  Ulrich  t.  Schaumburg.  ebenda8.817. 

9  Jacobson  Gesch.  d.  Quell,  d,  evang.  k.R  d.  Prov.  Rheinl.  u.  West- 
phal.  (Königsberg  1844.)  12. 

10  Vgl.  Luther  Brief  v.  J.  1526.  bei  de  Wette,  a.  a.  O.  5,  8:  „Nach- 
dem unser  Evangelinm  und  Lehre  aufs  hoheste  dahin  dringet,  dass  man  die 
zwey  Regiment,  weltlich  und  geistlich,  wohl  unterscheide,  und  nicht  unter 
einander  menge  ".  Mehreres  über  diesen  Standpunkt  bei  S  c  h  e  n  k  e  1  üb.  d. 
ursprüngl.  Verh.  d.  Kirche  z.  Staate  a.  d.  Greb.  d.  ev.  Protest  inThe'ol. 
Stud.  u.  Kritik.  1850.  S.  216.  ff. 

^  Die  Ansichten  dieser  Schriftsteller  sind  entwickelt  bei  Förster 
Staatslehre d. M.A.  in d.  Allg.  Monatsschr. f.  Wissenseh.  u. Litterat 
Kiel  1853.  S.  823.  ff.  922.  ff.  Schreiber  d.  polit.  u.  re%.  Doctr.  u.  Ludw. d. 
Baiera (Landshut  1858.).  Friedberg  a.  a.  O.  S.  32.  ff. 

"Vgl  Richter  K.R.§.  97. 

^  Vgl.Hus8Hi8t.etMonum.l,31;2,40.  SieheauchRichterK.R.f  48. 
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batte;  sie  rief  die  Obrigkeit  zur  Reformation  der  Verderbten 
Eirehe  an^:  was  den  Wirren  des  Schisma  gegenüber  schon 
fortwahrend  geschehen  war^ 

Nicht  einmal  Consequenz  ist  den  Ansichten  der  Refor- 
matoren hier  zuzusprechen.  Nur  in  der  Negation  der  früheren 
EjTchenherrschaft  sind  sie  einig  und  sich  selbst  treu^,  während 
sie  sonst  auf  der  einen  Seite  das  Recht  der  Fürsten  in  kirch- 
lichen Sachen  läugneten  und  nach  Kräften  zu  bekämpfen 
strebten^  und  andrerseits  als  die  Macht  der  Thatsachen  über 
diese  ihre  Theorie  hinweggegangen  war,  ihre  Lehre  den  facti- 
schen  Verhältnissen  ohne  Weiteres  anbequemten®. 

Die  Fürsten,  die  schon  vor  der  Reformation,  die  obgleich 
dem  katholischen  Glauben  zugethan,  auch  während  derselben^ 
beständig  den  kirchlichen  Angelegenheiten  die  grösste  Sorg- 
falt zuwandten  und  eine  Art  Kirchenregiment  ausübten,  mit 
dem  sie  das  Heil  ihrer  Seele  verknüpft  glaubten^,  von  deren 
WIDcn  endlich  allein  das  Gelingen  der  ganzen  grossen  Kirchen- 
umwälzung zu  hoffen  war,  liessen  sich  nicht  so  leichthin  als 
blosses  Weltregiment  hinstellen,  welches* Gott  nicht  in  sein 
Reich  greifen  dürfe. 

So  entstand  denn  der  Begriff  des  christlichen  Staates  und  i>i«  chriati. 
der  christlichen  Obrigkeit,  von  dem  sich  jedoch  auch  schon 
früher  Spuren  finden^,  die  Theorie,  dass  die  Fürsten  Träger 

1  Z.  B.  Luther  in  der  Schrift:  An  Kaiserliche  Majestät  und  den 
christlichen  Adel  deutscher  Nation. 

•  Z.  B.  Yon  Seiten  der  Pariser,  Oxforder,  Prager  und  Römi- 
schen Universität  bei  Goldast  Monarch.  1,  231.  Ton  Gerson  de 
auferibilit  pap.  in  opp.  2,  21S.  Theoder.v.  Niem  de  pot.  pontif.  Hb.  3* 
c.  9.  bei  Goldast  a.  a.  O.  2,  1378.  Gregor,  v.  Heymburg  de  injust. 
nsorp.  pars  2.  bei  Goldast  a.  a.  0. 1, 561. 

^  Dass  die  bekannte  Stelle  der  Conf.  August.' Art.  28.  bei  Müller 
a.  a.  O.  S.  S2.  sich  nur  hierauf  besiehe,  hat  überzeugend  dargethan  Bich  ter 
Gesch.  d.  evang.  K.Verf.  75.  f. 

^  Luther  Brief  t.  J.  1543.  bei  de  Wette  a.  a.  0.  5,  596:  „Satan 
pergit  Satan  esse.  Sub  Papa  miscuit  ecdesiam  politiae,  sub  nostro  tempore 
vult  miscere  politiam  ecclesiae.  Sed  nos  resistemus  Deo  favente  et  stude- 
bimuspfo  nostra  yirili  vocationes  distinctas  servere". 

^  Das  ist  auf  das  Gründlichste  dargestellt  bei  Richter  Gesch.  d.  ev. 
K.Veif. 

^  Ich  erinnere  nur  an  Her  zog  Georg  V.  Sachsen. 

7  Vgl.  Ausschreibe  d.  Herz.  v.  Liegnitz  v.  J.  1527.  bei  Richter 
KO.  1, 78.  Vorrede  z.  Würtemb.  summar.  Begriff  v.  J.  1559.  das. 
2, 198. 

«  Vgl.  7.  B.  Huss  in  Hist.  et  Ton.  2,  735.  f.    Joh.  Tauler  bei 
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eines  göttlichen  Amtes  S  Werkzeuge  eines  gottlichen  Willens, 
dass  sie»  den  alttestamentarischen  Königen  gleich,  Wächter 
der  göttUchen  Gesetze ,  „custodes  lUriuaque  tabtdae"  seien^; 
und  diese  Lehre  griff  um  so  schneller  Platz,  als  sie  den  Nä- 
gangen  der  Machthaber  entsprach ,  und  den  wirklichen  Ver- 
hältnissen angemessen,  ja  recht  eigentlich  ein  Ausfluss  der- 
selben war. 

Einem  solchen  christlichen  Staate,  einer  solchen  christ- 
lichen Obrigkeit  keimte  und  musste  das  Kegiment  auch  in  den 
Materien  zugesprochen  werden,  bei  welchen  ein  ethisches  £l^ 
ment  den  Staat  firüher  ausgeschlossen  hatte.  Die,  welche 
„Väter  der  Unterthanen  der  Seelen  halber ^^^  zu  sein  beanspruch- 
ten, welche  ihren  y^Emet  gegen  dem  heiligen  EvangeUo"^  immer 
zu  zeigen  bereit  waren,  und  ihre  Pflichten  gegen  die  Kirche 
über  die  gegen  den  Staat  stellten^,  konnten  auch  in  Ehesachen 
richten  und  ordnen,  ohne  dass  der  Ehe  selbst  an  ihrer  Würde 
irgend  etwas  vergeben  worden  wäre.  — 
wiettebtd.  So  könnte  es  denn  scheinen,  als  ob  Luthers  Aussprüche 
Aenueron-von  der  Weltlichkcit  der  Ehe  auch  nur  eben  eine  Folge  der  in 
Eher  der  Beformationszeit  herrschenden  Verhältnisse  wäre,  dass 
seine  Ansicht  nur  in  Theokratieen,  wie  sie  damals  bestanden, 
Geltung  haben  köimte,  dass  endlich,  bei  einer  Gebietsauseinan- 
dersetzung  zwischen  Staat  und  Kirche,  der  letzteren  wieder 
die  Ehe  Ieüs  alleinige  Domäne  zufallen  müsse.  — 

Dem  ist  aber  nicht  so!  Gerade  jene  Theokratie,  gerade 
jenes  Zusammenfliessen  von  Staat  und  Kirche  hätten  Luther 
gestattet,  die  Ehe  sogar  für  ein  Sacrament  auszugeben,  ohne 
doch  an  den  factischen  Verhältnissen  irgend  etwas  zu  ändern. 
Er  hätte  um  so  mehr  die  Theorie  von  der  kirchlichen  Heilig- 
keit der  Ehe,  falls  er  ihr  angehangen  hätte,  festhalten  können, 
ak  er  nicht  die  Besorgniss  hegen  durfte,  dadurch  den  Un- 
willen der  Fürsten  zu  erregen  und  ihre  Befugnisse  zu  schmä- 

SchmidtJoh.  Tauler  S.5S:  „  Oberkeit  ist  ein  Stand  von  Gott,  dem  man  in 
weltlichen  Sachen  solle  gehorsamen,  auch  die  Geistlichen,  es  sey  wer  es 
woUe«. 

1  Vgl  Schenkel  a.  a.  0. 210. 

s  Melanchthon  inCorp.Reformat  8,224.  Vgl. Richte rOeseh. 
d.  ev.  K.Verf.  77.  Hundesh  agen  Entwlckl.  d.  Verf.  zw.  Staat  u.  Kirche  in 
D  o  ve  Ztschr.  f.  KB.  1, 4S6.  f. 

»  EsslingerK.O.  v.J.  15d4.  bei  Richter  K.0. 1,247. 

^  ebenda8.S.  24S. 

*  Vgl.  das  angef.  Ausschreiben  d.  Her«,  v.  Liegniti  bei  Richter 
K.0. 1,  78.  £ 
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lern.  Ein  Herzog  toh  Liegnitz,  der  über  das  heilige 
Abendmahl  Beatimmungen  traf  ^y  würde  sich  auch  nicht  Tor 
Anordnungen  über  die  ,, heilige'^  Ehe,  über  das  Sacrament  der 
Ehe  gescheut  haben.  Wenn  Luther  daher  doch  die  Ehe  für 
ein  weltlich  Ding  erklärte ,  so  war  das  in  der  That  seine  für 
alle  Z&ten  geltende  Meinung»  deren  Consequenzen  freilich  erst 
nach  vollendeter  Trennung  zwischen  Staat  und  Kirche  ge- 
zogen werden  können. 

Aber  noch  vor  einem  anderen  Missverständnisse  ist  zu^»h«f««t: 

die  fche  ht 

warnen»  zu  welchem  unser  Resultat,  dass  Luther  die  Ehe  für  o<n  weiti. 
wekhch  erachtete,  führen  könnte,  und  welches  seinen  Ursprung 
in  emer  falschen  Deutung  des  Wortes  „weltlich^^  haben  vmrde. 

Da«  Mittelalter  hindurch  war  der  Gegensatz  zwischen  ^1^*J^°^ 
Staat  und  Kirche  eic^entlich  nicht  in  dieser  Form  anerkannt  weit  und 

°  Kirche. 

worden.  Kur  Welt  und  Kirche  wurden  einander  gegenüber* 

gestellt^  die  unheilige  Welt  der  heiligen  Kirche,  und  der  Staat, 

indem  er  unter  den  ersteren  Begriff  fiel,  nahm  an  dessen  Un* 

heifitgkeit  Theil.    Die  Reformation  formulirte  den  Gegensatz 

anders,     Sie  schälte  den  Staat  aus  der  Hülle  der  Weltlichkeit 

heraus,  sie  sprach  ihm  ethische  Tendenzen  zu  und  machte  ihn 

zum  Trager  der  Sittlichkeit.     Früher  war  der  Staat  unhpiUg 

gewesen»  wdl  er  der  Welt  angehörte,  jetzt  wurde  das  Weltliche 

sittlich,  weU  es  in  den  Bereich  des  Staates  fiel,  w*eU  dieser 

selbst  sittlich  war.    Kirchlich,  so  weit  es,  wie  im  Mittelalter, 

nur  ein  Vertreten  ethischer  Principien  bedeutet,  und  weltlich, 

wie  es   sich  bei  Luther^  und  der  Reformation  findet,  sind 

keine  absoluten  Gegensätze  mehr;  das  erstere  ist  integrirender 

Bestandtheil  des  letzteren. 


Was  nun,  um  Luther  zu  verlassen  und  die  Fortentwick-  j^^nninfsV 
lung  des  Ehebegriffes  zu  zeigen,  die  Bekenntnissschriften  »^^^^ 
anlangt,  so  geben  sie  uns  nichts  Neues  an  die  Hand. 

Die  Sacramentalität  der  Ehe  verwerfen  sie  alle  ohne  Aus-  '*^J*^^/- 
nahme,  indem  sie  nur  zwei  Sacramente,  Taufe  und  Abend- 
mahl, anerkennen'.    Die  göttliche  Einsetzung  der  Ehe  aber, 

^  Liegnits'iche  Verordn.  d.  Sacramente  betreffend  v.J.  1534. 
bei  Eiehter  K.0. 1, 239.  ff. 

*  Dennoch  kommen  auoh  bei  Luther  AeuMerungen  über  Staat  und 
Kirche  Tor,  die  sich  von  jenem  Ausspruche  Gregors  VII.  wenig  unter-  ' 
scheiden.  VgL  Schenkels,  a.  0. 216.  ff. 

)  V0.Apolog.Conf.  artl3.beiMüIleTa.a.O.S.204.  II.Schweiz. 
Olaabensbek.  Art.  19.  bei  Bö  ekel  d.  Bekenntn.  Sehr.  d.  evang.  reform. 
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und  deren  nothwendige  Regelung  nach  göttlichen  und  natür- 
fichenVorschriflen  betonen  sie  in  derselben  Weise  wie  L  Utk  er, 
verbinden  es  ebenso  mit  Lob  und  Preis  der  Ehe,  aber  auch 
immer  im  Gegensatze  zum  Cölibat  oder  den  auftauchenden 
Uebelständen. 

So  heisst  es  9  wenn  wir  die  einzehien  Stellen  betraehten, 
im  23.  Artikel  der  A^g^'^ui^gifich^A  Confession^:  „GoU 
hat  den  Ehestand  menachlicher  Gebrechlichkeit  zu  helfen  und  Tn- 
zucht  zu  wehren  eingesetzt'*  —  aber  diese  Aeusserung  steht  io 
dem  Artikel  de  coniugio  eacerdotvm  und  als  Motiv  für  die  Ehen 
der  Geistlichen;  und  dasselbe  gilt  von  den  Worten  der  Apo- 
logie'y  dass  y^des  Mann»  und  Weibe  Beieinandersein  und  Zfi- 
scanmengehören  ist  natürlich  Hecht ....  Ists  nun  natärUeh  RtdU 
so  ist  es  Gottes  Ordnung,  also  in  der  Natur  gepflanzt y  und  ui 
also  auch  göttlich  Recht**. 

9}Für  das  erste  müssen  je  die  Widersacher  bekennen  und  kön- 
nens  nicht  läugnen,  dass  der  Ehestand  an  Christglaubigen  ein 
reiner  heiliger  Stand  sei;  denn  er  ist  je  geheiUget  durch  das  Wart 
Gottes*  Denn  von  Gott  ist  er  eingesetzt ^  durch  Gottes  Wort  iH 
er  bestätigt,  wie  da  die  Schrift  reichüch  zeuget  .  ...  so  ist  es  ein 
rein,  heilig,  edel,  löblich  Gottesu>erk**\ 

Ebenso  neimt  der  grosse  Catechismus  den  Ehestand 
den  „gemeinsten,  edelsten  Stand"^,  aber  theils  auch  im  Gregen- 
satze  zu  dem  „päbstischen  Haufen  der  Pfaffen,  Mönche,  Nonnen, 
die  wider  Gottes  Ordnung  und  Gebot  streben  und  den  Ehestand 
verachten  und  verbieten**^,  theils  „wider  das  sehändUeh  gemeng 
und  die  Grundsuppe  aller  Unittgend  und  Büherei^*^,  die  überall 
zu  finden  waren. 

Kirche  (Leipzig  1847.)  328.  Thorner  Erklär.  Ab8chn.y.d.  Ehe.  eben- 
da8.882. 

1  bei  Müller  a.a.  0.50. 

^  ebendaB.  208. 

8  ebenda 8.  241.  —  Dennoch  ist  zu  bemerken,  dass  an  der  Stelle  der 
Apologie,  wo  die  Sacramentaiit&t  der  Ehe  gel&ugnet  wird,  Ausdrucke  vor- 
kommen ,  die  für  die  spätere  Entwicklung  sehr  wichtig  wurden.  Art  XIII. 
de  numero  sacram.:  „Aber  der  eheliche  Stand  ist  nicht  erst  eingesetit  im 
neuen  Testament,  sondern  bald  als  das  menschliche  Geschlecht  erst  ge- 
schaffen ist.  Und  er  ist  auch  durch  Gott  befohlen  und  geboten.  Er  hat 
auch  göttliche  Zusagung,  welche  wohl  nicht  eigentlich  zum  neuen  Testa- 
ment gehören,  sondern  mehr  das  leiblich  Leben  angehen.  Darum  so  es 
jemand  will  ein  Sacrament  nennen,  fechten  wir  nicht  hoch  an",  bei  Müller 
a.  a.  0. 8. 204. 

*  I.Pars.  Oecalog.  VI.  praec.  ebendas.  S.  424. 

*  ebendas.  S.  425. 
«  ebendas.  S.  422. 
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Das   II.   Schweizerische,    von  Bullinsccr  'verfa88teD<<)refonn. 

Kirch« 

Glaubensbekenntniss  erkennt  die  Ehe  als  „göttliche,  heil'  . 
mme  Anordnung ^^^  an,  als  eine  „Arznei  toider  die  Unenthalt^ 
samkeits  ab  eine  vcn  Gott  dem  Herrn  selbst  gemachte  Einrichtung, 
die  er  auch  reichlich  gesegnet  hat"^,  aber  auch  die  Schweizer 
Reformation  hatte  den  Kampf  auf  dem  Gebiete  des  Ehe* 
rechts  mit  Verwerfimg  des  Cölibats  begonnen^,  und  war  von 
denselben  Anschauungen  durchdrungen ,  wie  die  lutherische 
deutsche  Opposition. 

So  ist  denn  auch  die  Behauptung  der  Thorner  Erklä* 

rungy  „dass  die  Ehe  eine  heilige  und  göttliche  Anordnung**  sei, 

verbanden  mit  der  Negation,  dass  sie  „wahrhaft  und  eigentlich 

ein  Saerament  des  Neuen   Testamentes  sei  und  bei  Strafe  des 

Bannes  dafür  müsse  gehalten  werden",  und  „dass  die  Ehe  der 

Geisüiehen  von  Christo  oder  von  der  ersten  Kirche  verboten  ^ei***. 


Auch    die    evangelischen   Kirchenordnuns^en    des  i>J«Kir. 

o  ^  o^  chenord- 

.«echszehnten  Jahrhimderts  läugnen  die  Sacramentalität  der  nnns«D- 
Ehe,  ohne  ihr  jedoch  auch  damit  den  kirchlichen  Character 
abzusprechen;  ja  es  kommt  für  die  Eheeinsegnung  noch  in  der 
Casaeler  K.O.  v.  J.  1539.  die  Bezeichnung  „sacramentaUche  ^ 
Ceremonie**^  vor,  und  Melanchthon  stellt  in  der  Witten- 
berger Reformation  v.  J.  1545.,  die  zwar  selbst  keine 
Kirchenordnung,  aber  doch  Quelle  der  Mecklenburgischen 
V.  J.  1552.  ist,  die  Ehe  unter  die  Sacramente,  freilich  nur  dem 
alten  Brauche  folgend  und  mit  specieller  Verwahrung  gegen 
daS'  katholische  Dogma^ 

Als  göttliche  Institution  wird  die  Ehe  in  vielen  Kirchen- 
ordnungen gepriesen,  sie  wird  ein  Bild  der  Vereinigang  Christi 

^  bei Böckel  a.  a.  O.  S.  828. 
9  ebendas-S.  S45. 

3  Vgl. schon  die  67.  Art  v.  Zwingli  Art.  29.  SO.  beiBöckel  a.  a.  O. 
S.  7.  BeTDerStreitsfitzeNo.9.  10.  ebendas.S.  89. 

*  ebendas.  8.SS2. 

3  bei  Richter  K.O.  1,  804:  „Die  and^r  Sacramentalich  Cerimonien 
(die  Erst  ist  das  hendt  aufilegeo ,  damit  man  die  Kinder  su  der  christlichen 
gemein  bestettget)  ist  das  Insegen  der  Ehe  ^^ 

*  bei  Richter  K.O.  2,  87:  „Hoc  loco  et  de  coniugio  dicemus,  quia 
usitatum  est,  fieri  mentionem  eins  inter  sacramenta.  Nee  dissensio  est  ulla, 
quid  Sit  ooningiana,  sicnt  et  manifestum  est,  de  his  tribns  vitae  gradibus,  de 
cooiagiis,  de  dijnitate  ordinis  ecclesiastici,  et  de  dignitate  politicae  gnber- 
nstionis  in  ecclesiis  nostris  singulari  Dei  beneficio  doctrinam  praeclare 
illostratam  etrepni^atam  esse,  quae  antea  in  traditionibus  pontificum  et 
deliramentis  monachorum  valde  obsourata  etcontaminata  fuenint*'. 

Priedberg,  Ehe9chlie9$ung,  ]2 
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mit  seiner  Gemeinde  genanntS  eine  ^Zusammenfügung  Manm 
und  Weibes*^  nach  göttlichem  Gebote,  nach  Gottes  »»tcortimd 
befehl  •  •  .  •  das  sie  bis  an  jr  ende  für  und  für^  in  aller  Gott- 
Seligkeit f  zucht  und  gerechtigkeit  bei  einander  wohnen,  und  jr 
leben  in  der  aller  höchsten  gemeinschafft  aller  ding  in  lieb  und 
leid  beschHessen  sollen^  kinder  zu  zeugen,  und  die  selbigen  GoUi 
seiner  Kirchen  und  Gemeinen  nutz  recht  auf  zu  ziehen,  umwk 
zu  vermeiden,  und  das  jre  eins  sich  dem  andern  als  ein  gehülf 
jme  von  Gott  gegeben,  nicht  allein  zu  diesem,  sondern  auch  zm 
ewigen  leben  zeige  und  beweise*^*. 

Dennoch  wird  es  auch  hier  nöthig  sein,  auf  den  Zusam- 
menhang und  die  Gegensätze  dieser  Stellen  aufmerksam  zu 
machen,  um  ihren  wahren  Character  erkennen  zu  können« 

DioMottre         So  hclsst  CS  in  der  Schwäbisch  Ualler  K.O.  v.J. 

■timman-  1543^:  „Der  Ehelich  standt  ist  Gottis  Ordnung  und  stijftung, 
'*"*  das  daraus  die  Kirch  von  Kinder  zu  Kihds  Kinder  biss  an  Jün^ 
sten  Tag  erzogen  werde.  So  hat  auch  Gott  das  geheimniss  uMtn 
lieben  Herrn  Jesu  Christi  und  seiner  Kirchen  durch  den  EeHehtn 
standt  abmalen  wollen".  —  Aber  diese  Aeusserung  bildet  nur 
die  Einleitung  und  gewissermassen  die  Bechtfertigung  der  fol- 
genden Bestimmung,  die  gegen  die  heimlichen  Yerlöbnifise^ 
eifert  und  als  Grund  des  Verbotes  hinstellt,  dass  „was  ehrlid 
und  Göttlich  ist  das  Hecht  nidU  schewet"* 

1  K.O.  ▼.  Seh  wäb.  Hall  v.  J.  1548.  bei  Richter  K.O.  2, 16. 

>  Hes8i8cbeK.O.¥.J.  1566.  beiRichter  K.O.  2,297. 

8  beiRichterK.0.2, 16. 

4  Ebenso  beziehen  sich  auf  Eingehung  der  Ehe  die  Stellen  folgender 
Kirchenordnungen : 

Baseler K.O. v.  J.  1529. bei RichterK.0. 1, 125:  „die wil Oott unser 
hymmelischer  vatter  denEelichen  standt  selbs  uffgeseut,  gebenedeyt  und 
wurdencklich  zehalten  gebotten  haf^. 

Strassburger  K.O.  y.  J.  1534.  bei  Richter  K.O.  1,  288:  „Dan  so 
diser  stand  so  heylig  und  so  tu  allem  menschlichen  geschlecht  daran,  das  er 
wol  und  Christlich  angefangen  und  gehalten  werde,  gelegen,  und  der  Kiitb- 
gang  und  das  einsegnen  je  darumb  angesehen  ist,  das  man  soUicheo  stand  in 
und  mit  Gott  anzutretten  und  darin  zu  leben  geleret  werde  und  darzu  genad 
und  segen  von  Got  erlange  ^S  * 

K.O.  f,  Calenberg  u.  Göttingen  y.  J.  1542.  bei  Richter  K.0. 1. 
S65:  „Nach  dem  Gott  der  Herr  den  Ehestand  selbs  eingesetzt  unnd  toI- 
gends,  durch  Christum  seinen  Sohn,  auch  durch  die  Apostolischen  schrifiten 
zwischen  einem  mann  und  einer  Frawen  so  herlich  bestetigt  hat*^ 

Braunschweig-Lüneb.K.O.  y.  J.  1564.  bei  Richter  K.O.  2,287. 
nennt  die  Ehe  eine  sonderliche  göttliche  Ordnung  „dadurch  das  Menicb- 
liehe  Geschlecht  erhalten  und  dem  Allmechtigen  eineKixtshe  auff  dieser  Welt 
gesamletwird*^ 

K.O.  f.  Schwab.  Hall  y.  J.  1543.  ebendas.  2, 16.  siehe  unten. 
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ie  Bergedorf  er  K,0.  v.  J.  1544.  sagt^:  „Nademe  de 

Ekatand  van  Gade  dem  AUmechtipen  to  einen  Eren  Lof  und 

Pryee  tho  Erhpldinge  minechlihee  Geachlechte  und  aller  nothtoen^ 

digen  Deneie  in  dessen  Levend  verordnet  und  angeateUet  is,  will 

-sick  ock  behören,  dat  ein  jederman  eick  in  dem  Ehetande  alae  in 

riner  götUiken  Ordeninge  gottfürchtigk  schicke  und  holde*\  "^^ 

Aber  ea  bOdet  das  die  „Vermaninge",  die  den  neuen  Gatten 

mit  in  die  Ehe  gegeben  wurde;  es  ist  die  Göttlichkeit  der  Ehe 

zu  Kchta  weiter  betont,  als  um  den.  Eheleuten  die  folgenden 

Gebote  als  göttliche  einzuschäxfen^  eine  Tendenz ,  die  auch 

aus  den  Schlussworten  der  angeführten  Stelle  hervorgeht^. 

In  derselben  Verbindung  mit  der  inneren  Ordnung  der 
Ebe  steht  die  Bestimmung  der  Brandenburgischen  Visi^- 
tations-  und  Consistorial-Ordnung  t.  J.  1573.S  und  um 
scUiesslidi  noch  die' Worte  der  Würtembergischen  K.O. 
v.J.  1556.'  anzuführen:  „Ee  ist  wol  und  christlich  bedacht,  das 
die  neäwen  Eeleut  in  der  Kirchen  vor  der  gemein  verkündiget 
und  eingesegnet  werden  ....  jedoch  weil  nach  der  ersten  auss^ 
breitung  des  heiligen  Evangeliums  Christi  nach  der  Apostelzeit 
sich  vil  fanden  haben  ^  so  den  eelichen  stand  für  ein  unJieiligen 
stand  mit  dein  die  Kirch  Christi  nicht  zu  thun  haben  solt  ge» 
hauen  j  •  ...  so  ist  es  zur  besserung  der  Kirchen  fast  nützlich 
«...  damit  menigklich  darauss  ermanet  werde,  das  der  Eestandt 
an  jm  selbe  ein  ehrlicher  und  gottgefälliger  stand  sei,  das  auch 
<He  Eeleut,  so  jnen  was  Unglücks  begegnet  dadurch  zur  geduldt 
und  anrufung  Gottes  bewegt  werden  mögen**,  —  so  ist  ersieht- 

1  beiRichterK.0.2,77. 

s  Ebenso  in  der  Cöln.  Reform.  ▼.  J.  1543.beiRichterK.O.  2.47.f., 
wo  gesagt  wird :  „das  die  heilig  Ehe  ja  ein  besonder  bescheret  sach  ist  Ton 
Cott*«. 

3  bei  Richter  K.0. 2, 875:  „Nach  dem  alle  Vermischungen  ausserhalb 
des Ehestandts  Sünde  sein,  und  der  Ehestandt  von  Gott  dem  Vater  einge- 
satstf  Auch  durch  seins  lieben  Sohns  Jesu  Christi, gegenwart  und  herr- 
liche mirakei  gezieret  worden,  und  also  der  christlichste  und  fömemste  unter 
allen  stenden  ist,  wil  zum  höchsten  vomöten  sein,  das  ein  jeder,  mitanruf- 
iang  des  AUmechtigen  denselben  nach  Göttlichen  und  beschriebenen  Rech- 
ten anfiJie,  und  sich  also  darein  verhalte  und  schikke,  das  er  möge  zn  Gottes 
Ehren  und  seiner  Seelen  Heil  gereichen  '^ 

^  bei  Richter  K.O.  2,  189.  Vgl.  auch  noch  die  Reformatio  eool. 
Hassiae  t.  J.  1526.  bei  Richter  K.0. 1, 61.,  deren  Aeusserungen  über  die 
Khe  (de  sacro  eoniugio)  „quod  in  domino  Jesu  Christo  et  Ecclesia  sua  prae- 
dariasima  et  sublim ia  admodum  mjrsteria  habet**,  eben  so  gut  in  einem 
katholischen  Synodalschluss  stehen  könnten,  während  sie  doch  nur  dem 
Verbot  der  unzüchtigen  Hochzeitsgebräuche  mehr  Nachdruck  zu  verleihen 
bezwecken. 

12* 
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lieh,  dass  sie  im  Gegensatz  zum  Colibat  der  Geistlichen  stehen, 
und  zu  jener  Doctrin,  welche  aus  der  Verherrlichung  der  Vir- 
^nität  zur  Verachtung  des  Ehestandes  gefuhrt  hatte. 

Zuweilen  Dcunoch  darf  nicht  verschwiegen  werden,  dass  auch  schon 

kchioifoht-jn  den  Kirchenordnungen  sich  Aeusserungen  über  die  Ehe 
tiv«Tur.  vorfinden,  die  durch  keinerlei  äussere  Motive  zu  erklären,  8on- 
dem  als  Anfange  einer  Richtung  zu  betrachten  sind,  die  Kirch- 
liches und  Sittliches  zu  identificiren  und  der  Ehe  mehr  und 
mehr  einen  specifisch  kirchlichen  Character  aufzudrücken 
suchte,  wenngleich  daraus  noch  keineswegs  dem  Staate  feind- 
liche Folgerungen  gezogen  wurden. 

So  heisst  es  beispielsweise  in  der  Oesterreichischen 

K.O.  V.  J.  1571.*:  „Und  ist  gewiss,  nach  der  Erlösung  A* 

menschliclien  Geschlechts,  und  was  demselben  anhängig,  hat  WJ' 

Gott  Vater,  Sohn,  heiliger  Geist  in  keinem  Stand  und  Ort  seitvr 

Verordnung  herrlicher  geqffenharet  als  im  Ehestande:  der  VaUT 

gieht  zusammen  und  ist  Pfarrlierr;   der  Sohn  bestätigt,   hegeli 

und  ehrt  ihn  mit  seiner  Gegenwart  und  ist  ein  Iloclizeiitnanh: 

und  der  heilige  Geist  giebt  Liebe,  salbet,"  lehret,  leitet  und  irösUU 

und  die  lieben  heiligen  Engel  sind  die  Hatfigeber  und  Führer''. 

Mehrere  Andererseits  aber  erklären  mehrere  Kirchenordnungen 

crdnun«eo  die  Ehesachen  für  weltliche,  bürgerliche  Sachen,  freilich  allein 

Khenmr  mit  Bücksicht  auf  die  Ehejurisdiction.     So  die  Bremische 

-weltliche  -r<-'-»^i  -r»*  i  i  /^i  *   2" 

Angelegen-  V.  J.  1034.,  dcrcu  Bestimmungen  schon  oben  angeführt  smd't 
und  die  Jenaische  Consistorialordnung  v.  J.  1569.,  y^^ 
es  heisst^:  „Und  wiewol  die  Ehesachen,  an  jnen  selbst  Bürger- 
liche Sachen  seindt,  dafür  auch  bey  den  alten  christlichen  Kei^tn 
gelullten  worden  .  .  ." 

chnrncter  Einem  Irrthume  aber  will  ich  an  dieser  Stelle  noch  ent- 

d.  Kirchen«  _  •  \/*     t  i«  i  i.tJ' 

ortiiiongon.  gegcntrcten,  der,  vielfach  verbreitet,  mit  dazu  gedient  hat,  dif 
Einsicht  in  die  Stellung  des  Staates  zur  Ehe  zu  verwirren^ 
Man  hat  nämlich  aus  der  Natur  der  Kirchenordnungen  al? 
kirchlicher  Gesetze  folgern  wollen,  dass  schon  in  den  ersten 
Zeiten  der  Beformation  der  Staat  ein  gesetzgeberisches  Keeht 
in  Ehesachen  nicht  besessen,  sondern  dasselbe  der  Kirche 
überlassen  hätte,  die  eben  in  den  Kirchenordnungen  ihre  Be- 
stimmungen getroffen   habe;   und  man  hat  wohl  in  neuerer 

1  bei  Daniel  Cod.  liturg.  2,  S19. 
s  Siehe  oben  S.  164.  Anmerkg.  3. 
9  bei  Richter  K.O.  2,325. 
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Zeit  die  lOrchenordnungen  als  Angriffswaffe  gegen  die  staat- 
lichen Gesetze  zu  benutzen  gesucht. 

Das  ist  aber  völlig  widersinnig  und  unhistorisch. 

Die  Kirchenordnungen  selbst  sind  zwar  immer  von  Theo-  Kirchen- 
logen,  häufig  von  bedeutenden  Reformatoren  verfasst,  und  «ind  Lan- 
«ind  daher  für  die  Kenntniss  von  deren  Ansichten  eine  wohl 
zu  benutzende  Quelle,  sie  behandeln  nur  Gegenstände,  die 
mit  der  Sittlichkeit  und  darum  auch  mit  der  Kirche  in  Ver- 
-bindung  gedacht  wurden:  aber  stets  und  ohne  Ausnahme  sind 
^k  im  Namen  und  im  Auftrage  der  weltlichen  Obrigkeit  er- 
lassen^, stets  und  ohne  Ausnahme  haben  sie  nur  deswegen 
gesetzliche  Kraft,  wurden  nur  deswegen  aus  individuellen 
Meinungsäusserungen  einzelner  Theologen  bindende  Vor- 
8chn{len  für  die  Ejrche. 

Die  Kirchengewalt  ist  nach  evangelischen  Begriffen,  wie 
Twesteü*  sich  für  die  Reformationszeit  wenigstens  treffend 
ausdruckt,  die  stpotestas  seu  mandattim  Dei  praedicandi  evan^ 
oelttjrmittejkdi  et  retinendi peecata  et  administrandi  $aGramenta", 
und  wenn  wir  derselben  auch  das  Recht  einräumen,  gewisse 
Anordnungen  zu  treffen,  welche  f^prosunt  ad  tranquillitatem 
eatenusy  ne  aliua  aäum  offendat,  ut  ordine  et  eine  tumultu  omnia 
ßant  in  eceleeia":  so  darf  dies  doch  nur  so  geschehen,  „ne 
conedentiae  onerentar"^.  —  Wie  sollte  sie  dazu  kommen,  bin- 
dende Gesetze,  wie  die  Kirchenordnungen,  zu  erlassen? 

Die  Frage  aber,  ob  die  Obrigkeit  kraft  ihrer  staatlichen 
oder  kirchlichen  Gewalt  derartige  Anordnungen  getroffen  habe, 
i:$t,  wenngleich  sie  im  letzteren  Sinne  zu  beantworten  ist,  doch 
völlig  müssig.  So  lange  der  Staat  und  die  Kirche  in  der 
einen  Person  des  Landesherrn  vereinigt  und  gleidisam  ver- 
körpert gedacht  wurden,  so  lange  konnte  vemunftgemäss  der 
Fall  nicht  gedacht  werden,  dass  Staat  und  Kirche  zu  einander 

^  Vgl.  darüber  beispielsweUe  folgende  Stellen  der  beiBichter  a.  a.  0. 
«bgedmcktenKirchenordnungen,  deren  Zahl  sich  leicht  vermehren  Hesse. 
L&nde8*0.  d.  Herzogth. Preussen  v.J.  1525.  R.  1,2S.  BernerBe- 
form.  V.  J.  152S  B.  1, 104.  Clev.  K.O.  v.  J.  1532.  B.  1, 162.  Sftchs.  Visit. 
Art  T.  J.  1533.  B.  1,  227.  Clev.  K.O.  v.  J.  1538.  R.  1,  218.  Brem.  K.O. 
^.  J.  1534.  R.  1,243.  Pommer.  K.O.  v.J.  1585.  R.  1,248.  Würtemb.  K.O. 
v.J.  1536. B.  1,266.  Würtemb.  Kasten-O.Y.J.  1586.  R.  1,261.  Lieg- 
Tiiti.K.O.  v.J.  1542.  R  1,860.  Schlesw. -Holst  K.O.  ▼.  J.  1542.  R.  1, 
364.  Ooslar.Gons.O.T.J.  1555.R12,  163. 

'  Ontachten  in  Richter  u.  Jacobson  Ztschr.  f.  d.  Recht  u.  d.  PoÜt. 
d.  Kirche  (Leipsig  1847.)  1, 183. 

'  Vgl.  C  onf.  Au g.  de  abus.  mutat.  art.  7.  de  pot  eccL 
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in  einen  Gegensatz  treten,  oder  um  es  noch  schärfer  zu  formn- 
liren^  dass  der  Fürst  als  Landesherr  zu  sich  selbst  als  höch- 
sten Bischof  der  Kirche  in  feindliche  Beziehung  konunen 
könne. 


Dieeinz.  Was  die  Ausichtcu  der  einzelnen  Kirchen-  und  Bechts- 

a.  Juristen,  lehrcr  anbelangt,  so  stehen  sie  wesentlich  auf  dem  Boden  und 
beruhen  meist  auch  auf  den  Gegensätzen,  die  bei  Luther  m 
beachten  waren, 
ueknchthon.  Mcnschcn  Und  Engel,  dcfinirt  Melanchthon^,  sindvon 
Gott  geschaffen,  als  Objecto  seiner  Gnade  und  Gerechtigkeit. 
Sie  sind  von  einander  geschieden  durch  den  Unterschied  der 
Keuschheit,  denn  jene  sind  gleich  den  Teufeln  unrein.  Des- 
wegen hat  Gott  die  Ehe  eingesetzt,  als  eine  Ordnung  gegen 
dies  nmreine  Wesen,  und  hat  ihr  im  Paradiese  seine  Gesetze 
gegeben.  Das  erste:  „ut  sit  coniugium  copulatio  unius  maris 
et  unius  foeminae  indissolubiKs*';  das  andere:  i,de  incestU". 

Es  ist  diese  ganze  Art  der  Herleitung  der  Ehe,  die,  wie 
wir  auch  bei  Luther  gefunden  haben,  als  Heiligung  der  sinn- 
lichen Triebe  aufgefasst  wird,  nahe  verwandt  mit  dem  katho- 
lischen Sacramentsbegriffe,  und  die  darauf  folgende  specielle 
Definition:  „est  ergo  coniugium  legitima  et  indiasölvbilis  copu- 
latio unius  maris  et  unius  foeminae  instituta  dimnitus*^^ ,  weicit 
in  Nichts  davon  ab. 

Ueberall  wird  bei  Melanchthon  die  Heiligkeit  der  Ehe 
betont  und  als  ihre  Norm  das  gottliche  Gesetz  aufge8tellt^ 
dem  der  weltliche  Gesetzgeber  einige,  doch  jenem  nicht  wider- 
sprechende Anordnungen  hinzufugen  darf*.  Das  Wesen  und 
Amt  der  Obrigkeit  soll  überhaupt  darin  bestehen,  das  gott- 
liche Gesetz  zu  verkünden,  zu  bewahren  und  mit  weltlicher 
Macht  durchzufuhren.  So  heisst  es  mit  specieller  Beziehong 
auf  Ehesachen^:  „Sciant  severissimis  mandatis  Dei  praecipi,  vt 
leges  coniugiorum  conservent,  et  puniant  adulteria,  vagas  ei  i«- 
cestas  libidinesy  et  tollant  e  mediö  illa  dira  portenta,  quae  it. 
iram  Dei  irritant,  et  polluunt  genus  humanum  tetris  libidinutn 
confusionibus,  quia  certissimum  est,  Deum  horribiliter  irasei,  it 

^  de  coniugio  piae  commonefactioncs  coU^ctaea  Philippe 
Melanthone  (Wittebergae  excudebat  Johannes  Crato  Ao.  1551). 
«  a.  a.  O.  S.  2. 

*  Vgl.  auch  oben  S.  170.  Anmerkg.  1. 

*  a.  a.  O.  S.  23. 

*  a.  a.  0. 8. 40.  f. 
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iptis  Ubidinum  ccmfudonihua  et  negligenüae  ffubernatarum,  qui 
tos  n(m  puniunt,  nee  sontes  e  medio  ioUunt**. 

Dieser  kirchliche  Ehestandspunkt  Melanchthons  erhält 
aber  eine  Erklärung  durch  die  Vorrede  des  Büchleins,  aus  der 
dessen  ganze  Tendenz  als  eine  pädagogische  erscheint.  Gegen 
die  herrschende  Unzucht  will  er  auf  das  göttliche  Gebot  zu- 
rückgehen, wegen  der  Nachlässigkeit  der  weltlichen  Obrigkeit 
in  der  Durchfuhrung  dieser  Gebote,  will  er  jedem  Einzelnen 
das  Material  an  die  Hand  geben,  in  Ehesachen  zu  wissen, 
was  Becht,  was  göttliche  Anordnung  sei^ 

Die  Ehe  stellt  er  als  Mittel  dar,  sich  der  Unkeuschheit 

zu  entziehen,  als  Gott  gegebenes  Mittel,  den  Strafen  zu  ent*- 

ffiehen,  mit  denen  Unkeuschheit   zu  .belegen  ist,  und  diese 

Identificirung  der  Keuschheit  mit  der  Ehe  muss  ihm  zugleich 

dazu  £enen,  gegen  den  Cölibat  aufzutreten,  der  allein  von 

sich  die  Keuschheit  prätendirte:   ,,Dicunt  contra  Romani  Pon^ 

tifices   et  moffnae   parti   Iwminum  praeeipiunt,    ne   vivant   in 

eonüigio»      Quis  non  ejpavescat  tantam  andaciam  considerane, 

quod  miserrimi  homines  audent  legem  ferre,  quae  expreese  con" 

traria  est  legi  divinae'^ 

So  liegen  doch  auch  hier  wohl  die  Motive  klar  zu  Tage.  — 

Spangenberg  in  seinem  Des  Ehelichen "  Ordens  ^^SJ^T" 
Spiegel  nnd  Regel  v.  J.  1566.*  nennt  die  Ehe  „^'n  zu- 
Samenfügung  eines  mannes  und  eines  weihs  durch  Gottes  wort, 
nach  beider  vermUigmigy  die  freundtUch  und  erbarUch  bey 
einctnder  wonen  soUen,  sünde  zu  meiden  und  fruchte  zu  bringen**^. 
Er  hält  den  Ehestand  für  einen  gottseligen  Stand  „a&  den 
Gott  seJbs  gesüfft  und  geordent  hat"^,  aber  er  zählt  zu  diesen 
gottlichen  Ständen  auch  den  ^fPredigerstandt,  Regierenden 
standt,  Wittwenstandt,  Jungfrawen  standt,  unter  welchen  alle 
handwerckes  ackerbaw,  viehzuch  und  andere  aufrichtige  hendele 
begriffen  sindt  .  .  .  ."**  und  wenn  er  an  einer  Stelle  sagt^: 
,9  der  Eheliche  orden  ist  Gottes  werck,  nicht  von  einem  Engel 
oilder  menschen,  sondern  von  Godt  selbs  gestifft  unnd  geordent, 
nnd  ist  ein  solcher  seüger  standt,  das  alle  andere  stende  daraus 
ßiessen",  so  erklärt  er  doch  das  gleich  darauf  dahin ^,  dass 

^  a.  a.  O.:  „At  diligentius  moneri  discentes  opus  est,  quia  magna  ex 
parte  magistratos  politici  in  defensione  castitatis  et  coniugü  valde  segnes 

ITOt". 

*  Oedrockt  zu  Magdeburg  durch  Michael  Lothner  1566. 
8  Bog.B.IV.  —  *  Bog.B.II^.  —  ft  Bog.B.III. 
«  Bog.  C.  IV.  —  ^  Bog.  C.  IV^- 
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Gott  den  Eheatandt  ah  ein  ertzeney  wieder  die  Ilurerey,  unnd 
andere  unzucht  eingesetzt",  daes  „dieweil  auch  der  Ehestcmdt 
jnn  aller  weit,  als  ein  elender  verachter  standt  scJiendtUch  zurissen 
veraeht  unnd  verworfen  vnrdt  ....  einer  starcken  vermanung 
noth  sei".  So  ist  denn  auch  das  ganze  Buch  weniger  durch 
Schärfe  der  juristischen  Deduction,  noch  selbst  durch  me 
klare  Darstellung  des  geltenden  Eherechts  ausgezeichnet,  al^ 
vielmehr  durch  eindringliche  Anweisung,  wie  sich  Eheleute 
gegen  einander  zu  benehmen  haben.  Es  ist  ein  Catechismus 
der  christlichen  Ehemoral,  und  dass  dieser  die  Ehe  beständig 
auf  Gott  zurückführt,  wie  alle  Sittlichkeit  von  ihm  herzuleiten 
ist,  darf  folglich  kein  Wunder  nehmen. 

Juristen.  In  den  juristischen  Schriften  der  Zeit  finden  wir  den  pro- 

testantischen Standpunkt  viel  reiner  und  unverhüllter  vor,  da 
es  eben  hier  weniger  darauf  ankam,  ethische  Tendenzen  zu 
verfolgen,  als  vielmehr  das  geltende  Eherecht  darzusteUen, 
dessen  Grundlage  die  Anerkennung  der  Ehe  für  ein  „weltlich 
Ding^'  blieb  und  bleiben  musste. 

Eraimns  So  hcisst  CS,  um  den  Erasmus  Sarcerius  zu  übergehen, 

'  dessen  Buch  zwischen  Theologie  und  Jurisprudenz  die  Mitte 

hält,  und  der  die  weltliche  Obrigkeit  9,geme  mit  Ehesachen  ge- 

bmuiu»  walten  lassen  will"^,  bei  Monner*:  „&rf  nos  asserimus,  matri- 

Momicr« 

monium  rem  esse  politicam,  quod  ad  substantiam  eins  attinetj 
non  aliter  atque  Maffistratus"^  an  einer  anderen  Stelle^:  „ad 
quos  (d.  h.  ad  Magistratus)  haec  quoque  causa  pertinet  (d.  k- 
clandestinorum  matrimoniorum)  ut  quae  non  est  spirituaUs  sed 
iuris  naturalis  et  poUtica",  und  endlich  an  einer  dritten^:  „Cbn- 
stat  autem,  magistt  alum  habere  ius  statuendi  de  rebus  polüieis 
quae  subiectae  sunt  rationi.  Polest  igitur  eiiam  de  coniugio  sta- 
Schneide-  tuers".  —  Und  Aehnliches  findet  sich  bei  Schneidewin^  bei 

wIn.  Mauser.  i  i     -   -r» 

Beust.    Mauser^  und  bei  Beust^  — 

i  Vom  heil.  Ehestande  (Eisleben  1556.)  Vorrede. 

s  BasiliusMonner  de clandeBtinis  conlugiis libeilus  (Crford.  1594)- 

3  a.a.  0. 19v.  • 

4  a.  B.  O.  52. 

^  de  matrimonio  (Frandof.  1561.)  72.  Vgl.  89.  f.:  „Matrimonium  em 
neque  res  est  per  se  spiritualis,  nee  Sacramentum.  Nihil  enim  habet  spiritus, 
nee  confert  aliquam  gratiam,  sicut  Canonistae  et  Panormitanus  ....  g^ 
riunt ....  sed  res  est  plane  poUtica,  licet  a  Deo  instituta,  sicut  et  Magistra- 
tus ...  ad  quem  ejus  dijudicatio  pertinet". 

<^  a.  a.  O. 

7  a.a.O. 

«  a.  a.  O. 
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Aach  die  Doctrinen  der  reformirten  Kirchenlehrer  wei-  Reformirt« 
eben  Ton  denen  der  lutherischen  Theologen  hierin  nicht  ab, 
und  wenn  auch  Zwingli  zuerst  wie  Luther  von  der  Sacrar-  zwiogii. 
mentafitat  der  Ehe  ausging  S  so  verwarf  er  doch  bald  selbst 
diese  Ansicht,  die  denn  auch  in  schärfster  und  entschiedenster 
Weise  von  Calvin  bekämpft  wurde.  ddvin. 

„Po9tr€mum  est  matrimonium'*»  sagt  dieser  in  seinen  In« 
stitutiones  totius  christianae  religionis^  „quod  ut  a 
Deo  instüutum  fatentur  omnea:  ita  pro  Sacramento  datum  nemo 
mque  ad  Gregorii  tempora  viderat  Et  cui  unquam  sobrio  in 
mentem  venieeetf  Ordinatio  bona  est  et  sancta.  Et  agricuUura, 
anMtectura,  sittrina,  tonstrina,  ordinationes  sunt  Dei  kgitimae, 
nu  tarnen  sacramenta  sunV^, 

Aach  die  Vergleichung  der  Ehe  mit  der  Verbindung  Christi 
und  der  Menschen  durch  die  Kirche  ist  ihm  in  dieser  Ee* 
ziehuog  gleichgültig. 

„El  quis  iandem  finis  aut  modus?  nihil  hoc  ratione  sacrar 
mntum  non  erit»  quot  in  Scriptura  pardbolae  sunt  et  similitur' 
dines,  tot  erunt  Sacramenta.  Quin  etiam  furtum  sacramentum 
crit:  quando  qmdem  scriptum  est:  Dies  domini  sicut  fur"^,  — 

Bullinger  in  seinem  Büchlein  vom  Ehestande  erkennt  Boninger. 
<lie  Doppelseitigkeit  der  Ehe  an:  ihre  ethische  Seite,  die  ^^die 
Seel  und  denjnneren  Menschen  angehet",  und  ihre  weltliche,  zu 
Folge  der  sie  als  ,,euserlich  ding"  der  Obrigkeit  unterworfen 
ist.  „Wo  denn  trewe  redliche  obere",  fahrt  er  fort,  „gute  be- 
fiemUche  undfügliche  Ehesatzungen  auffgericht,  oder  sonst  ziem- 
liehe  hürgerUehe  Recht,  die  Ehe  betreffend  haben,  denen  sol  sich 
^n  redlicher  Christ  wide>*setzen ,  sondern  viel  mehr  soll  er  sich 
fr  vleissen,  ah  denn  auch  der  heilig  Apostel  Petrus  geschrieben 
*«<i  geleret  hat  ....  Die  Oberkeit  haben  gewalt  gebürliche 
Satzungen  in  eussem  dingen  zu  machen»  Und  wer  sich  dem  wider- 
^tzt,  der  widersetzt  sich  der  Ordnung  Gottes,  und  mrd  derhalben 
wn  GoU  gestraf  et"  \  ... 


^  In  der  Schrift  de  vera  et  falsa  religione;  siehe  Zwingli^s  Schriften 
imAosxngeT.  Usteri  n.  Vögelin  (Zürich  1820.) II,  1, 1S6. 

'  (Qenevae  1550.)  S.  684.  c  19. 

'ebendat.  Auch  auf  den  Widersprach,  der  zwischen  dem  Sacrament 
^  Ehe  und  dem  GöUbat  der  Geistlichen  obwaltet,  macht  er  aufinerkaam. 
°<  635.  L:  „Quam  absurdum  est,  aroere  a  sacramento  sacerdotes?  Si  a 
'Knmento  se  arcere  negent,  sed  a  ooitus  tantum  libidine :  non  ita  mihi  ela-: 
Kontor.    Nam  et  coitum  ipsum  partem  esse  sacramenti  tradunt'*. 

*  beiSarcerius  a.  a.  0.  fol.  LXXIL 
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umschw.  Allmählich  aber  erfolgte  in  der  Doctrin  der  E3ie  rin  Um- 

'  Schwung  nach  der  kirchlichen  Seite  hin,  dess^  Gründe  und 
Wesen  hier  darzustellen  sind. 

^o"— DiV         ^^^  Ehejurisdiction  war  nach  dem  Aufhören  der  bischöf- 
Eta^nrit-  Uchcn  Gerichte  theils  in  die  Hände  der  Pfarrer^  theile  an 

dlction.  ^  ' 

weltliche  Richter  gefallen. 

Beides  musste  in  der  damaligen  Zeit  gefahrlich  sein,  und 
Verhältnisse  hervorbringen,  die  den  Anschauungen  der  Be- 
formatoren  widersprachen. 
^liJ^duo'  Abgesehen  davon  ^  dass  die  Pfarrer  ihrem  ordentlichen 
fiherichter.  kirchlichen  Berufe  durch  die  fremdartige  eherichterliche  Tha- 
tigkeit  entzogen  wurden ,  so  war  auch  die  Achtung  vor  dem 
geistlichen  Stande,  nachdem  die  unterscheidende  Schranke  des 
Ordo  gefallen  war,  ich  will  nicht  sagen  gesunken  —  denn  m 
war  schon  vor  der  Reformation  nicht  mehr  vorhanden  ge- 
wesen und  hatte  einem  bitteren  Hasse  Platz  gemacht*  —  aber 
auch  keineswegs  gestiegen,  und  jedenfalls  wohnte  ihnen  nicht 
die  Macht  und  das  Ansehen  bei,  ihren  richterlichen  Sprücher. 
gehorsatne  Nachachtung  zu  verschaffen. 

„Nach  dem  auch  den  pfarrern'%  heisst  es  in  dem  von 
Justus  Jonas  verfassten  Bedencken  der  Consistorien 
halben',  „unnd priestem  offte  vonn  Iren  pfarkindem  undancl- 
barkeytt  muttwilUge  smmotigung  allerley  heschwerung  bgegml', 
Wie  dann  itzund  der  Satan  gerne  zwiespaldt  ztoischen  denen  oft- 
richtf  unnd  man  solcher  klage  zu  Hofe  nit  alle  zeit  bequemlich( 
ahwartten  kan,  Were  wol  nott  das  die  pfarrer  hey  gewissen  or- 
dentlichen befehlhabem  an  benenneten  orten,  schütz  und  schirm 
zu  suchen  wüsten,  als  dan  werden  auch  etliche  ein  Schew  habm 
Ir  priester  zu  beleidigen".  — 

Wie  sollten  die,  welche  selbst  des  Schutzes  Anderer  so 
dringend  bedurften.  Rechtsuchenden  Beistand  gewähren 
können? 

Dazu  kam  noch,  dass,  nach  dem  Verwerfen  des  kanoni- 
schen Rechtes,  das  römische  und  göttliche,  letzteres  besonders 
in  Ehescheidungssachen,  die  einzigen  Normen  waren,  nach 
denen  in  streitigen  Fällen  zu  entscheiden  war,  und  doch  welch 

»  Vgl.  darüber  die  Worte  der  ChurBÄch«.  Instruot.  f.  d,  Vititat. 
v.J.  1527.  bei  Richter  K.0. 1,  81. 

''Die  darauf  bezaglichen  Qnellenstellen  habe  ich  gesammelt  de  fio> 
reg.  lud.  38. 

9  bei  Richter  Gesch.  d.  er.  K.Verf.  85. 
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einer  miinnichfach  yerschiedenen  Interpretation  mussten  diese 
Rechte  unterliegen ,  wer  hatte  die  BeAigniss,  authentisch  zu 
interpretiren,  wer  bürgte  selbst  dafür,  dass  den  Pfarrern  die 
notfaigste  Rechtskenntniss  innewohne,  und  wer  konnte  endlich  . 
ohne  eine  Centralisation  der  Gerichte  auch  nur  in  den  klein- 
sten territorialen  Gebieten  eine  gemeinsame  Rechtsprechung 
herbeiführen?  Der  Zustand,  den  Benedict  XIY.  einmal 
spater  als  unerträglich  schildert:  ffNeque  porro  aequum  est,  ut 
ab  arhittio  factoqm  paroehi  pendeat,  Kbertatem  mairmonii  im^ 
ptdire'*^^  war  bei  den  geistlichen  Ehegerichten  in  der  Refor- 
mationszeit der  legale,  und  musste  bei  der  allgemeinen  Zucht- 
losigkeit,  die  der  grosse  religiöse  Umschwung  in  seinem  Ge- 
folge hatte,  bei  der  Unzahl  von  Ehestreitigkeiten,  die  das 
neue  Scheiderecht  hervorrief,  um  so  schwerer  empfunden 
werden. 

Die  weltlichen  Beamten  andrerseits,   die  Amtleute  und  Eb«Mo  «uc 

'      ,     ,  troUIIchexi 

Schdsser,  die  sich  ebenfalls  der  Ehejurisdiction  unterzogen,  Bcamtca 
«niben  zu  anderen  Beschwerden  Anlass. 

Die  Nachlässigkeit,  die  Mel auch t hon  bei  den  weltlichen 
Behörden  in  Ehesachen  so  sehr  zu  rügefl  hat^  kam  grössten- 
theils  auf  ihre  Rechnung,  und  fand  in  der  Ueberladung  der 
Amtsgeschäfte  und  täglichen  Arbeit  vielleicht  eine  Entschul- 
digung die  aber  den  Zustand  darum  nicht  erträglicher  machte. 
Es  war  femer  natürlich,  dass  die  ethische  Seite  der  Ehe 
in   den  weltlichen  Gerichten,  keine  Berücksichtigung   fand. 
Das  „de  conscentie  bedrapende,  und  woer  verKcheit  der  seien  is*' 
wie  die  Kirchenordnungen  sich  ausdrücken^,  konnte  bei 
weltlichen  Gerichten,  die  nach  den  festen  Bestimmungen  eines 
geschriebenen  Rechts  sprachen,  nicht  in  Erwägung  kommen^, 
und  doch  war  das  bei  der  Unsicherheit  des  ganzen  damaligen 
Rechtszustandes  im  höchsten  Grade  wünschenswerth. 

Und  nach  welchem  Rechte  richteten'  denn  die  weltlichen 
Gerichte? 

Es  ist  ein  eigenthümlicher  Umstand,  auf  den  hinzuweisen 

^  de  synod.  dioeces.  lib.  13.  c.  28. 

*  de  cooitigio  a.  a.  O.  S.  43. 

'  Braunschweig.  K.O.  v.  J*  1528.  bei  Richter  K.0. 1, 112.  Min- 
dener K.O.  v.J.  1580.  ebendas.  1, 140. 

^  Vgl.dieRefosmationBfonnel  im  Corp.  Reform.  6,  605:  „Dar- 
über Mnd  na  die  Ehesachen  in  diese  Kirchengericht  gezogen,  welches  nicht 
übel  bedacht  ist;  denn  es  fallen  oft  Fragen  fQr,  da  der  Richter  den  Gewissen 
lathen  moss,  welches  die  weltlichen  Gericht  nicht  achten  '*. 
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wohl  yerlohnty  dass  in  den  geistlichen  Gerichten  besonders  auf 
das  römische  und  göttliche  Becht,  in  den  weltlichen  auf  das 
kanonische  zurückgegangen  ^urde. 
richten  Es  wdT  das  aber  auch  erklärlich«    Die  geistlichen  Ge- 

nftcli  dem  "^  •  •  «    • 

Corp.  iuris  richtc,  die  weniger  den  rechtlichen  Kern  der  Ehestreitigkeiten 
berücksichtigen  wollten,  als  deren  sittliches  Wesen,  fanden  Sa 
alle  ihre  Sentenzen  die  Grundlage  in  der  heiligen  Schrifii  ^e 
sie  eben  als  Basis  der  christlichen  Sittlichkeit  erscheint,  und 
das  römische  Recht,  in  seiner  oft  genug  missrerstandenen  An- 
wendung, diente  dazu,  den  gefundenen  Bechtssätzen  eine  ge- 
wisse juristische  Unterlage  zu  geben.  Die  wdtlichen  Gerichte 
dagegen,  mit  juristisch  gebildeten  Beisitzern,  die  in  der  alten 
Hochachtung  vor  dem  kanonischen  Rechte  gross  gezogen 
waren,  die  SprachcoUegien  der  Universitäten,  bei  denen  die 
Professoren  des  geistlichen  Rechts  nicht  die  geringste  Bolle 
spielten,  fanden  für  alle  vorkommende  Fälle  Entscheidungen 
oder  Principien  im  Corpus  iuris  canonici  vor,  das  durch  Luthers 
Verbrennung  ihnen  seine  gesetzliche  Krafl  nicht  verloren  zu 
haben  schien;  und  da  sie  sich  auf  theologische  Deductionca 
aus  der  protestantischen  Kirchenlehre  nicht  einlassen  mochten, 
so  nahmen  sie  die  fertigen  Entscheidungen  und  applicirteu 
sie  auf  alles  Vorkommende,  freilich  unbekümmert,  ob  es  mit 
den  Anschauungen  der  Reformation  in  Einklang  stehe  oder 
nicht 
D^radi«  ^^^  werden  Gelegenheiten  haben,  darauf  später  bei  Ge- 

jiuiÄtcn.  legenheit  der  heimlichen  Verlöbnisse  zurückzukommen,  jetzt 
genüge  es,  einige  von  Luthers  hierauf  bezügliche  Aeusserun- 
gen  anzuführen. 

„  Und  er  war  zornig  auf  die  Juristen '',  heisst  es  in  den 
Tischreden^  „welche  Alles  nach  ihren  Canonichen  und  Deere 
ten  aufs  Strengste  handelten  wider  ihr  Gewissen  wollten  Gott& 
Wort  nicht  u>eicJien". 

„Es  unterstehen  ^h  unsere  Junckern^*,  sagt  er  anderswo', 
„die  Juristen  das  lus  canonicum,  den  pdbstUchen  Dreck,  öffent- 
lich der  Jugend  zu  lesen,  hoch  zu  preisen  und  einzubilden,  al^ 
wäre  es  köstUch  Ding,  das  wir  doch  mit  grosser  Muhe  und  Arbeit 
aus  unser  Kirchen  Verstössen,  verworfen  und  verdampt  haben 
und  mit  genügsamen  Ursachen  beweiset,  dass  es  in  der  Kirchen 
nicht  zu  leiden  nach  zu  dulden  sei.    Sie  aber  wollen  mt  Stol^ 

i  Tischreden  in  Werke  (ErLAuig.)  61,  ISS. 
s  ebendas.  62, 245. 
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vful  uns   zum    VerdrusB   solchen  päbstUchen   stinkenden  Dreck 
vUder  in  unsere  Kirchen  bringen**. 

Nimmt  man  nun  noch  den  Widerwillen  hinzu,  der  im 
Volke  gegen  die  gelehrten  Juristen  herrschte,  die  ^,8tieffvetter 
und  nit  recht  erben  des  rechten  mögen  genant  werden*'^,  ein 
HasSy  von  dem  Luther  keineswegs  frei  war,  und  der  ihn  ver- 
leitete, die  Uebelstände  des  herrschenden  Processes  der  Bö9-> 
Willigkeit  der  Juristen  zuzuschreiben,  so  kann  es  kaum  Wunder 
nehmen,  dass  für  Ehesachen  besondere  und  mit  geistlichen  ßeg^n^cre 
Beisitzern  versehene  Gerichte  verlanet  wurden.  Ehe^richte 

j^Es  hat  mich  Christoph  Kühne  von  Burau*\  schreibt  Luther 

i-  J,  1541.  an  die  Gebrüder  Fürsten  von  Anhalt*,  „-E.  F.  G. 

UnfertAoit,  gebeten  an  E.  JP.  6r.  zu  schreiben,  und  zu  bitten,  dass 

er  in  der  SacJten  seiner  Tochter  von  IT,  K,  geschwächt  zu  Ende 

kommen  mächt.    Ich  habe  gesehen  den  Abschied,  darin  E.  F.  G. 

ihn  ins  Bedit  geteeiset.    Aber  meine  gnädige  liebe  Herren,  E.  F^ 

G.  wissen,  dass  er  solch  Recht  weder  ausstehen  noch  dulden  kann 

als  ein  armer  Mann,  und  solch  Recht,  so  itzt  gewöhnlich  worden, 

mit  Adcocaten,  RepUdren,   Tripliciren  und  widderumb  Läute'- 

rnng,  nichts  anderes  ist  denn  ein  ewiger  Hadder  und  ewiges  Un-- 

recht,  dass  Gott  einmal  wird  beyde  Juristen  und  Richter  zum 

Teufel  jagen,  die  mit  solcher  Juristerei  die  Part  aussaugen  und 

fleh  selbst  mosten  .  .  .  •  denn  mich  treugt  dann  mein  Leben,  so 

kann  solch  juristische  Plackerey  nicht  die  Länge  stehen  •  .  •  » 

Jura  sind  allewege  recht;  Juristen  tmd  Richter  sind  selten  recht. 

Geld  ist  gut,  aber  der  Wucher  ward  nie  guV*^  — 

So  erschienen  denn  eigene  Ehegerichte  geboten  und  so 
hatten  denn  schon  die  Schmalkaldischen  Artikel  an  der- 
selben Stelle,  wo  sie  die  bisher  von  den  Bischöfen  ausgeübte 
Ebejurisdiction  als  staatliche  Concession  bezeichneten,  deren 
Einrichtung  gefordert:  „Denn  da  tragen  sich  so  mancherlei  und 
seltsame  Fälle  zu,  dass  es  tcohl  eines  eigen  Gerichts  dörfte**^* 
Ebenso  verlangte  die  Wittenberger  Beformation  v* 

^  Vgl.  die  als  Forderung  der  Bauern  aufgestellte  Schrift:  Welcher 
gestalt  ain  Ordnung  Reformation  Zu  Nutz  und  fromen  und 
Wohlfahrt  aller  Christenbruder  zubegreyffen  und  uffzuricb- 
ten  «ey.  bei  Oechsle  Gesch.  d.  Bauernkrieg.  8.  288.  —  Vgl.  Fugger 
Khrenspiegel  d.  Haus.  Habsb.  6,  1872.  —  Seb.  Brant  Karrenschiff: 
nZancken  und  zu  Gericht  gon'^  —  Thom.  Murner  Scheimenzunfl:  „die 
Feder  spitzen.  Fuss  haken 'S  u.  s.  w. 

'  bei  d  e  Wette  a.  a.  O.  5,  412. 

^  bei  Müller  a.  a.  O.  S.  848. 
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J.  1545.^  in  Uebereinstimmung  mit  den  von  Melanchthon 
auch  in  seinem  Buche  de  .cordugio  geäuaserten  AnsichteD^ 
kirchliche  Ehegerichte,  und  das  schon  erwähnte  Bedencken 
der  Consistorien  halben  bezeichnet  als  Wirkungskreis  der 
zu  errichtenden  Consistorien  vor  allem  die  Ehesachen'. 

Diesen  so  dringend  verkündeten  Wünschen  entsprachen 
denn  auch  die  meisten  Gesetzgebungen,  und  die  Ehejuris- 
diction  virurde  fast  überall  den  neu  entstandenen  "Consistorien 
übertragen  9  wobei  jedoch  theils  an  die  Weltlichkeit  der  £h^ 

1  bei  Richter  K.O.  2,  91.  f.:  ,,Deu8  potestati  gerenti  gladiumman- 
davit,  ut  extemam  honestam  disciplinam  iuxta  omnia  mandata  Dei  tueatur 

€t  retineat Praeter  hoc  forum  constituit  Deus  aliud  iudicium  in  ec- 

clesia,  quod  punit  verbo  Dei Postea  yero  huic  foro  ecclesiastico  etian 

•controversiae  de  matrimoniis  commendatae  sunt,  quod  bono  consilio  factom 
videtur.  Saepe  enim  incidunt  controveraiae,  in  quibus  conscientiia  partium 
consuli  debenty  cuius  rei  in  foro  profano  non  ita  habetur  ratio . .'. .  Ac  primusi 
sciunt  omnea,  negotia  coniugü  magnam  partem  esse  vitae  humanae  etifr 
«idere  tarn  multas  et  variaa  controversias,  ut  ad  cognitionem  negotioniiD 
coniugalium  opus  sit  peculiari  iudicio,  seu  peculiari  decuria  iudicum.  Kk 
tieri  poteat,  ut  singoh  pastores  in  eeclesiis  tantum  eruditionis  et  iudicü  ba- 
beant,  ut  haa  controYersiaa  recte  düudicare  possint ....  Ideo  neceaae  eat,  is 
certia  locis  opportunis,  praecipuis,  ad  quae  accedere  hominea  aine  magn» 
sumtibua  posaunt,  in  dioecesibus  consistoria  constituere,  quae.cognoacantet 
düudicent  controtersias  matrimoniales  Christiania  sententiia  iuxta  veibun 
Dei,  Erangelium  et  illaa  honestas  leges,  quae  in  ecclesia  Christi  a  püset 
prudentibua  Christianis  inde  usque  ab  apostolis  tamquam  honestas  et  Dei 
placentes  iudicatae  sunt,  ne  ethnicae  et  turcicae  confuaiones  Hbidinum 
exiatant*^  Vgl.  dazu  die  Bestimmungen  der  Me  eklen b.  £.0.  t.  J.  l^^-- 
bei  Richter  K.O.  2,119.  £ 

>  Vgl.  S.  43:  „Sint  igitur  recte  constituta  iudicia  de  coniugiis.  Potestss 
politica  adiungat  aibi  doctos  et  honestos  viros  electos  ex  totp  corpore  Ec- 
clesiae".  etc. 

3  bei  Richter  Gesch.  d.  ev.  K.Verf.  S9 : 

„Zum  Fun£Ften,  8olten  die  Ehesachen  für  die  Consistorien  gehören,  al< 
nemlich  diesae  Artickell, 

1.  Welchs  ein  recht  bündig  ehegelubd  sej,  adernicht 

2.  Welche  gnugsame  uraach  sind ,  die  ehe  zu  scheiden  diuortia  cu 
machen  ader  nitt 

8.  Item  wie  zu  straffen  seuitia  maritor.  Wie  dan  teglich  klage ,  vor  die 
visitatores  für  gelangt,  das  der  Teuffei  viel  unlust,  dem  zu  erwirkung  alieriey 
ergemls,  und  dem  ETangelio  zu  hindemis  anrieht. 

4.  Item  waa  für  einsehen  zuhaben ,  WanehelewttlnteglichenzangDui 
einander  leben ,  alieriey  ergernis  anrichten ,  und  sich  nlt  wolln  Torsänen 
lassen.  ' 

Auch  ist  zu  beratachlachen,  wie  es  itzund  dieaser  Zeitt,  In  den  LandeD, 
unnd  Fürstenthumen  sol  gehalden  werdenn ,  Weiche  das  Evangelium  ange- 
nomen  haben  etc.  Wan  feile  und  Casus  furkommei\do  Jus  Canonicum,  ader 
des  Babsts  recht,  unnd  die  schriffte  Doctoris  Martioj ,  Ader  ander  nitt  xu- 
sammen  stimmen". 
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Sachen  aoBdrücklich  erinnert  S  theils  das  gemeine  und  partl« 
cuJare  weltliche  Becht  in  materieller  und  processualischer  Be* 
ziehnng  als  Norm  aufgestellt  wurde'. 

Nur  in  dnigen  Territorien  wurde  die  Ehegerichtsbarkeit 
den  wdtUchen  €rerichten  vorbehalten^  und  in  anderen,  wie  in 
PreussenS  griff  eine  Entwicklung  Platz,  die  sich  an  die 
rorrefoimatorischen  Verhaltnisse  anschloss^. 

Consistorien,  aus  geistlichen  und  weltlichen  Personen 


zusammengesetzt^,  damit;  wie  es  in  der  Lippeschen  K.O.  chamcter 
r.  J.  1571.  heisst^:  „niemandt  unter  den  Kirchendienern  eich  zu    toHen. 
be8ckweren  oder  zu  klagen,  Als  ob  die  weltliche  Obrigkeä  sich 
jres  AmpU  mieshrauchen,  dem  H.  Geist  den  Mundt  verbinden, 

ziel  und  massen  setzen  wolle Dessgleichen  auch  hinwieder^ 

umb  ijtT  Oberkeit  und  Unterthanen  versichert,  das  sich  die  Pre- 
dicanten  jhres  Ampts  auch  nicht  missbrauchen  noch  zu  voeit 
preijfen,  und  in  der  Kirchen,  gegen  derselben  Sfarkindern  in 
ffeisiUeken  sachen  wider  die  eigenscliaft  jhres  Ampts  unbillicher 
ffeweUi  brauchen  •«.•/'  —  erscheinen  als  landesherrliche  Be- 
hörden; allein  schon  in  dem  ersten  Entwürfe  wird  ihnen  in 
Beanig  auf  den  Bann  eine  Stellung  gewährt,  die  sie  als  Re- 
präsentanten der  Kirche  auftreten  lässt^  und  selbst  die  Art 
ihrer  Zusammensetzung,  der  Bereich  ihrer  Amtsthätigkeit,  die 
Anwendung  endlich  der  kanonischen  Vorschriften  über  Juris- 
diction auf  ihre  Befugnisse,  liessen  sie  bald  als  überwiegend 

i  VgLConst.  u.  Art.  d.  geistl.  Cons.  z.  Wittenb.  ▼.  J.  1542.  bei 
KichterK^O.  1,  868.  S70.  JenaiacheCons.O.  y.  J.  1569.  ebeiids8.2, 
325.  Mecklenb.  K.O.  T.  J.  1570.  ebendas.  2, 327.  Jenaische  Cons.O. 
v.J.  1574. eben da8.  2,396. f. 

2  Brannschw.  K.O.  v.  J.1543.  ebendas.  2, 58.  Osnabrück.  K.O.V. 
J.154S.  eben  das.  2,25.  Goslar.  ConB.0.  t.J.  1555.  ebendas.  2,164. 
Jenaiseh.  Con8.0.T.  J.  1669.  ebendas.  2,325.  Jenaiscb.  Gons.O.v. 
J.  1574.  ebendas.  2, 396.  Ghursä'chs.K.O.v.  J.  1580.  ebendas.  2, 420. 
Preuss. Cons. O.  v,  J.  1584.  ebendas.  2, 463. 

'  Wenn  aach  eigene  Gerichte  dafßremditet  worden;  Zürich.  Ehe*  O. 
T.J.  1528.  ebendas.  1,21.  Braunschw.  K.O.  v.  J.  1528.  ebendas.  1, 
112.  Chursächs.  Instr.  Y.  J.  1527.  ebendas.  1,81.  GhursSchs.  Vis. 
.\bsch.T.  J.  1629.  ebendas.  1, 103.  Baseler  K.O.  v.J.  1529.  ebendas. 
1,126.  Hamburg.  K.O.  t.  J.  1529.  ebendas.  1,  130.  Lübeck.  K.O.  v. 
J.  1531.  ebendaa.  1, 148.  154.  Brem.  K.O.  ▼.  J.  1534.  ebendas.  1,  242. 
\?ürtemb.£he-0.  t.J.  1537.  ebendas.  1,  280.  Hildesheim.  K.O.  r. 
J.  1514. ebendas.  2, 80.   Würtemb. £he-0.  v.  J.  1553.  ebendas.  2, 129. 

*  L.O.Prea8S.Y.  J.  1526.  ebendas.  1,31. 

^  VgL  darüber  Göschen  doctr.  de  matr.  (Halis  1848.)  70.  ff. 

<  Vgl.  Göschen  a.  a.  O.  S.  73.  Not.  242. 

7  belRichterK.0.2,338. 

3  Vgl.  Richter  Gesch.  d.  ev.  K.Verl  97. 
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geistUche  Behörden  erscheinen ,  und  gaben  auch  den  zu  ihrer 
Cognition  kommenden  Sachen,  besonders  aber  den  Ehesachen, 
Theil  an  dieser  Spiritualität. 

In  der  That  waren  ihre  Befugnisse,  um  uns  Uer  anf  Ehe- 
sachen zu  beschranken,  vollkommen  denen  der  früheren  geist- 
lichen Gerichte  entsprechend;  Verlöbnisse  de  praesenü  \mi  ik 
faiuroj  Scheidungen,  innere  Ehestreitigkeiten  und  Legitimi- 
tätsverhältnisse kamen  zu  ihrer  Entscheidung,  während  die 
Dotalsachen,  allerdings  abweichend  wenigstens  von  d«n  Streben 
der  katholischen  geistlichen  €rerichte,  an  die  weltlichen  Behör- 
den fielen. 
Dadurch  Es  War  kein  Wunder,  dass  dadurch  die  Ehe  in  me  gsnz 

AaffAssnng  andere  Beziehung  zum  Staate  treten  musste,  und  dass  äne 
^e\|' Entwicklung  Platz  griff,  die  ein  nmgekehrtee  BUd  der  katlxK 
'  lischen  darbot:   Nach  kanonischem  Rechte  wurde  die  Ehe- 
Jurisdiction  von  der  Kirche  vindicirt,  weil  die  Ehe  ein  Sacra- 
ment  war,  bei  den  Protestanten  wurde  sie  beinahe  zum  Sacra- 
raente,  weil  die  Kirche  die  Ehegeriehtsbarkeit  ausübte. 

Dazu  kam  noch,  dass  die  Gresetzgebung  über  Ehesachen 
in  den  Kirchenordnungen  enthalten  war,  mithin,  wenn  aucb 
iaIschUch,  der  Kirche  zuzustehen  schien,  dass  die  Ehen  selbst 
kirchlich  eingegangen  wurden  und  auch  darin  den  kirchlichen 
Stempel  trugen,  so  dass  dem  Staate  scheinbar  in  Ehesachen 
keinerlei  Rechte  blieben. 

So  geschah  es  denn,  dass  die  Auffassung  von  der  Ehe 
eine  Aenderung  erfuhr,  dass  ihr  weltlicher  Character  wohl 
noch  erwähnt  wurde,  aber  theils,  wie  es  im  frühen  Mittelalter 
schon  geschehen  war  und  wie  es  auch  katholische  Kanonisten 
thaten,  mit  Beziehung  auf  die  Dotalstreitigkeiten,  theils  in 
gedankenloser  Weise,  die  das  von  Altersher  überkommene 
Axiom  aufstellte  und  es  in  einem  Athem  durch  die  yaixx- 
sprechendsten  Annahmen  paralysirte. 

Man  sprach  zwar  nicht  ausdrücklich  aus,  dass  die  Ehe 
ein  Sacrament  sei,  im  Gegentheile,  man  scheute  sich  schon  aus 
Plass  gegen  die  katholische  Religionspartei  vor  diesem  Worte, 
aber  in  der  That  war  man  von  dem  Begriffe  selbst  nicht  sehr 
weit,  oder  vielmehr  gar  nicht  entfernt.  — 
Kkigen  So  ertönten  denn  die  Klagren  laut,  dass  die  Ehe  für  ein 

Sacrament  gehalten  würde,  und  nicht  allein  Männer,  wie  Tho- 
/Shmtiraasius   und   Justus  Henning  BöhmerS    sQndem  selbst 

1  lus  eccl.  prot  Hb.  4.  tit.  1.  §.  1. 
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fromme   und    gewissenhafte  Theologen,    wie   Gerbert,    be- 
schwerten sich  darüber. 

,J)octrina(e)  iuris  canonici",  sagtThomasius^  f,fnatirimO' 
nium  esse  sacramentum,  qua  nihil  absurdiuet  etsi  ea  noatratibus 
adhue  non  pauds  ea  arrideat,  n  ncn  aperte  illam  profitentihus, 
tarnen  mußsitantibus"» 

„Und  also  sehe  ich  nicht",  meint  Gerbert*,  „wie  einige  oerbcrt. 

Theologi  undPoKtici  hier  ein  institutum  divinum  behaupten  wollen. 

Die  Seweisthümer,  die  sie  anführen,  kommen  mir  eben  so  etrin^ 

girend  für,  als  wenn  die  Papisten  z.  JE.  ihre  letzte  Oelung  oder 

die  Autorität  derer  mündlichen  Argumenten  aus  heiliger  Schrift 

wollen  darthuni    Man  thut  mit  solchen  Argumenten  der  gött» 

liehen  Wahrheit  und  der  gantzen  BeUgion  grossen  Schaden.  Denn 

die  Uberüner  und  NaturaUsien   nehmen   hernach  von  solchen 

sckleeht  gegründeten  Beweisthümem  Anlass,  unserer  gantzen  Be^ 

Sgion  nur  zu  spotten  unter  den  Praetext,  es  stehe  alles  übrige 

was  wir  lehren  auf  ebenmässigem  schlechtem  Grunde". 

Stryk  schrieb  eme   eigene  Abhandlung,   worin  er  die    S'^^- 
Conseqüenzen   des  fälschlich  angenommenen  Sacramentsbe- 
griffes  zu  zeigen  suchtet 

Schon  Dunte  —  wenn  wir  jetzt  einzelne  Vertreter  dieser    Dnntc. 
Theorieen  vorführen  wollen  —  der  orthodoxe  Verfasser  der 
Casus  conscientiae,  hatte  sich  in  höchst  zweifelhafter  Weise 
ausgesprochen. 

„Geist-  und  Weltlich  Begiment",  sagt  er*,  „sind  zwar  witer- 
schieden,  aber  eins  muss  dem  andern  die  Hand  bieten  in  Sachen 
das  Gewissen  angehend,  und  ob  die  Sachen  gleich  weltlich  seyn, 
kan  man  doch  der  Geistlichen  Bath  und  Gutachten  nicht  ent- 
raihen.  Die  Ehe'Jst  nicht  allein  ein  bloss  eusserUch  und  welt- 
lich Ding,  sondern  zugleich  ein  Stand  von  Gott  selbst  eingesetzet, 
und  mit  gewissen  Bechten  und  Satzungen  verwahret.  Nu  aber 
ist  den  Geistlichen  befohlen,  solche  Satzungen  zu  erklären,  darumb 
fnüssen  sie  dabey  seyn,  die  execution  aber  jhres  Urtheils  ist  apud 
PoKiicos"  —  und  noch  mehr  war  das  bei  Chemnitz  der  Fall,  Chemnitz. 
dessen  Einfluss  auf  die  zeitgenössische  Theologie  nicht  gering 
anzuschlagen  ist. 

1  Hist  content,  int.  imp.  et  sacerdot  (Halae  1722.)  115. 
*  Gesch.  d.  Kirchen  Ceremonien  in  Sachsen  (Dresden  u.  Leipzig  1732.) 
590. 

'  de  reliquiis  sacramenti  in  matrimonialibus  (Halae  1711.). 
«  (ed.  1634.)  1083. 
Fri$iberg,  Ehetchliettimg,  ^3 
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Er  läugnet  die  Sacramentsnatur  der  Ehe,  sieht  aber  in 

Gott  den  Urheber  derselben  ^    f,Secundo  Deus  non  tanium  in- 

stituit  matrimonium,  ut  homines  ipsi  coniugcJi  illa  eofiiunctione 

se  eonaoeient,  sed  sicut  Deus  primus  paaranympkae  fuüy  qui  Evam 

adduxü  ad  Adamum  et  primos  coniuges  ipse  coptUavit  (Genes. 

2,  22,\  ita  Christus  affi.rmaty  Deum  adhuc  hodie  esse^  qui  coniugu 

legitimo  matrimonio  coniungit  et  copulat". 

Johannes  'Wie  Johannes  Gerhard^  will  er  der  Ehe  den  Xamen 

"      '  „Sacrament^'  in  der  Auffassung  der  Augsburgischen  Apologie 

zugestehen,  freilich  nicht  berücksichtigend,  in  welchem  Sinne 

und  Zusammenhange  er  dort  gebraucht  wird;  und  wenn  Cj- 

panicy-  pracus'  die  Ehegerichte  aus  Juristen  und  Theologen  gemischt 

^^^^    sehen  will,  ohne  dass  die  Motive  seiner  Ansicht  klar  zu  Tage 

Chemnitz,  treten,  so  sind  sie  bei  Chemnitz  deutlich  erkennbar: 

„Quia  matriinonium  in  Ecclesia  normam  Iiabet  ipsum  ver- 
hum  Dei  et  cauesis  mairimonialibus  multi  acddunt  casus  cofiscien- 
tiarum:  Ecclesia  igitur  non  polest  prorsus  et  simpliciter  caussas 
matrimoniales  a  se  ad  poUticum  magistratum  reiicere:  sicut  in 

caussis  hereditatum,  successionum  et  similibus Nunquam 

vero  vetus  Ecclesia  caussas  matrimoniales  ita  ad  suum  forwux 
transtuUt,  ut  prorsus  excluderet  politicum  magistratum,  nutseifru 
si  Christianus  esset.  Ferre  enim  leges,  ad  Magistraius  ofßduoi 
pertinet"K  — 

Vorzüglich  aber  tritt  die  Lehre  von  der  Karchlichkeit  der 
Carpzow.  Ehe  mit  allen  ihren  Widersprüchen  bei  Carpzow  zu  Tage, 
der  denn  auch  in  den  Widerlegungen  Stryks  und  Böhmers 
die  Hauptrolle  spielt 

9,Estque  procxd  dubio  matrimomum  iuris  privaü  ....  ergo 
male  refertwr  ad  causas  ecclesiasticas ,  quae  spectant  ad  ins 
publicum'',  sagt  er  in  seiner  lurisprudentia  Consistoria* 
lis^,  und  stützt  sich  dabei  auf  die  Autorität  Luthers  und  das 
römische  Eecht;  aber  gleich  darauf  fährt  er  fort«:  „Nihilomi- 
nus  et  matrimonium  seu  nuptias  ecclesiastice  tractari  vel  inde 
obviam  est,  quod  Deus  in  hoc  contractu  dicatur  intervenire,  ipse- 
que  per  ministrum  Ecclesiae  conivges  copulare;  ,  .  ,  .  Et  quis 
inßcias  ibit,  in  causis  matrimoniaUbus  casus  acddere  consdeu'- 

1  Examen  Conc.Tridentlni(Francof.a.M.1707.)  loc.XIV.de  matr.S.593. 

>  Loci  theologici  (od.  Cotta  Tubing.  1776.)  loc  26.  c,  S.  — 15, 12. 

>  bei  Dedeken  Thesaur.  consil.  el  decis.  (Hamb.  162S.)  8,  7. 
'     *  a.  a.  O.  609. 

ß  Lib.  U.  tit.  1.  de  matr.  et nnpt.  (Lipsiae  1666.)  def.  1.  n.  7. 8. 
6  a.  a.  O.  n.  12.  ff. 
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iiaruanj  de  qvibus  consiUendi  sunt  Ecclesiaatici  atque  Theologie 
praeeunte  Salvatarey  qui  licet  causam  dwidendae  keredüaUs 
civilem  •  .  .  prorsus  r^ecerit  .  •  .  •  super  quaestione  tarnen  de 
divartio  ex  verbo  Dei  cstendit,  quid  cum  norma  institutionis 
matrimomi  dhinae  consentiat,  quid  vero  ptignet,  tantum  abest  ut 
pro  ecclesiaslica  kaberi  non  debeat  causa  matrimonialis". 

Sein  Besnltat  ist  an  dieser  Stelle ,  dass  Ehesachen  causae 

inixtae  seien,  und  zur  geist-  und  weltlichen  Jurisdiction  zu* 

^eich  gehören^:  „  Vel  enim  qtmntutn  ad  formamy  perpetuam 

^ciUeet  cokabkattonem  et  societatem  humanamy  ccaasa  matrimonium 

}iabetur  civilis;  quantum  vero  ad  institutionem  et  mysterium  eo^ 

clesiae,  quatenus  sciäcet  Dens  eapresse  dioitur  intervenire  et  cory- 

viges  eopuiare,    et   quatenus  hinc  casus   conscientiae  concemit, 

ommno  est  spiritualis  et  ecelesiastica  .  •  .  .  Vel  distinguendum  est, 

an  giui£9tto  vertatur  de  ipsa  matrimonü  substantia,  vinculo,  iure 

et  viribus  eius,  sive  de  foedere  matrimonü,  et  ad  iudidum  ec^ 

clesiasticum  pertinet:  an  vero  de  iudido  possessorio  ad  reposc^i* 

dam  uxorem,  et  tunc  ad  seculare  iudidum  spectat Vel 

tandem  quaeritur  de  facto,  an  matrimonium  fuerit  inter  patrem 
et  mairem  eius,  qui  vult  succedere,  et  tum  causa  in  iudido  seculari 
est  tractanda*^ 

Schliesslich^  kommt  er  zu  dem  eigenthümlichen  Besultate, 
dass  eben  dieser  doppelten  Natur  der  Ehesachen  wegen  auch 
die  Condstorien  mit  Laien  und  Theologen  besetzt  seinmüssten, 
während  doch  nach  der  Gebietsscheidung,  die  er  soeben  vor- 
genommen hatte,  nur  rein  geistliche  Sachen  an  die  Consisto- 
rien  fallen  sollten ,  mithin  allein  geistliche  Beisitzer  gerecht- 
fertigt waren.  — 

In  so  unlogischer  Weise  glaubte  er  das  bestehende  Recht 
mit  seinen  Principien  vereinbaren  zu  können. 

Noch  schärfer  spricht  sich  sein  Standpunkt  an  einer  an- 
deren Stelle  aus^y  wo  er  der  Ehe  einen  „ckaracter  spiritualis*^ 
vindicirty  und  sich  auf  eine  Stelle  des  Corpus  iuris  canonici^ 
beruft,  in  der  von  der  Sacramentalität  der  Ehe  ausgegangen 
wird  ....  „matrimonium^^  sagt  er,  „non  est  contraetus  tan- 
tianmodo  dvilis,  sed  res  conscientiae  et  tale  negoüvm,  cui  charaeter 
spiritualis  est  impressus,  quippe  foedus  matrimonü  sanctisdmum 

1  a.  a.  O.  n.  IS.  ff. 

>  a.  a.  O.  n.  21« 

s  lib.  II.  tit  1.  def.  21.  n.  7. 

^  C.9.  X.  de  haeret.  (5f  7.) 
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non  tarn  a  contrahentium  consensu,  quam  Dei  autoritate  et  volun-- 
tote  dependet:  Estque  kine  matrimonium  de  eawsis  spintmlibm 
me  eccleeiasticis  (cap.  ad  aholendum  9.  extr.  de  haeret),  de  qtn- 
buB  vere  ait  Pontifex  ea,  quae  spiritaalia  sunt  et  canecientiam 
eaneemunif  facilius  construuntur,  quam  deefruuntur  (cap,  inier 
earparaUa  2.  extr.  de  transL  episcop.).  -r- 

Die  Bekanntschaft  mit  den  holländischen  Verhältnissen^ 
nnd  dieKenntniss  der  Ansichten  niederländischer  Schriftsteller, 
cSbStvoit.^®  Brouwejp*  und  Gisbert  Voet*,  hatte  zwar  auch  auf  die 
deutsche  Theologie  einen  bemerkenswerthen  Einfluss^,  dennoch 
'    aber  waren  die  Theorieen,  als  deren  Vertreter  wir  Carpzow 
ReacHon.  bingestellt  haben,  weit  verbreitet^,  und  erst  der  energischen 
Thomatiiu. Opposition  von  Thomasius  und  seiner  Schule,  mehr  abet^ 
noch  der  ganzen  Zeitrichtung,  die,  für  kirchliche  Dinge  kein 
AaffliMang  Interesse  hegend,  die  Axt  der  nüchternsten  Kritik  an  die  über- 
"''  **'••  Heferten  Begriffe  von  Kirche  und  Staat  legte,  gelang  es,  in 
der  Doctrin  von  Ehesachen  einen  Umschwung  herbeizuführcD. 
Die  Reaction  war  aber  eben  so  einseitig,  wie  es  die  frühe- 
ren Missverständnisse  gewesen  waren.    YPahrend  bisher  die 
kirchliche  Seite  der  Ehe  das  Uebergewicht  gehabt  hatte  und 
die  Beziehungen   des  Staates  in   den   Hintergrund  getreten 
waren,  ging  jetzt  mit  der  kirchlichen  auch  die  sittliche  Auffas- 
sung der  Ehe  verloren,  und  sie  wurde  als  gewöhnliches  bürger- 
liches Contractverhältniss,  wie  auch  der  Staat  eins  sein  sollte^ 
dargestellt^ 

1  Ihre  Dantellung  bleibt  dem  4.  Buch  vorbehalten. 

>  de  iure  connubiorum  ap.  Batavos  recepto  (Amstelod.  1665.). 

8  Folitica  eccles.  (Amatel.  1666.)  Vgl.  Pars  I.  üb.  8.  tract.  1.  qu.  l.S.  2. 

^  Vgl.  z.B.  Danhauer  specul.  theolog.  conscient.  dub.  (Argentonü 
1679.)  818.  ff. 

^  Vgl.  z.B.  F ine H elthaus  de  iur.  patron.  c.  4.  n.  16:  „Ratio  secan- 
dum  canonistas  est,  quia  matrimonium  est  sacramentum.  Katio  nostratium 
est,  quia  licet  matrimonium  sacramentum  esse  negetur,  causae  tarnen  matri- 
moniales quantum  ad  institutionem  et  mysterium  ecclesiae  sunt  apirituaIeB'^ 
Mentzer  quaest.  theol.  num  sponsis  ante  solenn,  in  eccles.'  copulat  et 
benedict.  concumbentib.  publ.  poenit  iuste  imponatur  (Giessae  1710.)  qu.  17. 

«  Vgl.  Stryk  de  matr.  iure  et  institut  (flalae  1707.)  5 :  „NonntdM  nobis 
videntur  in  alterum  extremum  prolabi,  atque  matrimonium  pro  re  exigoi 
momenti,  et  solo  contractu,  qui  simpliciter  ex  consensu  contrahentium  de- 
pendet  habere '^  Dennoch  scheint  Stryk  von  diesem  Standpunkte  auch 
nicht  allzuweit  entfernt  gewesen  zu  sein,  wenigstens  erklärt  er  de  reliq.  sacr. 
S.  86«  seine  völlige  Uebereinstimmung  mit  Cocceji,  der  de  matrimon.  mo- 
mentaneo  in  proleg.  §.1.  sagt:  „ins  nostrum  civile,  negotium  lioo  matrimo- 
niale respexit  tamquam  maxime  civile,  uti  quoque  in  se  et  sua  natura  est^ 
nee  uUum'inter  matrimonium  et  aliud  quoddam  negotium ,  in  vita  civili  oc- 
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£0  war  damit  ähnlich  wie  in  der  Theorie  von  Kirche  und 
Staat,  wo  auch  der  Gegensatz  zu  dem  consistorialen  Hoch* 
inuthe  firuherer  Tage,  Thomasius  zur  völligen  Knechtung  der 
Kirche  und  schliesslich  zur  Zerstörung  alles  positiven  Kirchen- 
thmns  führte.  — 

Auch  diese  Theorien  hatten  «für  die  Praxis  siditbare 
Folgen.  Vor  allem  aber  trugen  sie  zu  dem  Untergange  des 
Institutes  bei,  durch  welches  jene  kirchliche  Ansicht  von  Ehe- 
««achen  erst  gross  gezogen  war,  und  das  Pufendorf^  als  ein 
Präjudiz  der  weltlichen  Macht  bezeichnete,  —  zu  dem  Yer&Ile 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  in  Ehesachen,  der  seit  dem 
Anfange  des  achtzehnten  Jahrhunderts  beginnt 

Ich  vermag  in  das  Bedauern  Bichters*  darüber  kaum  CoMisto- 
€tnzQfi6mmen.  Wenn  ircrendwo,  so  hatten  sich  in  den  Con-bvkeitver. 
sistorien  die  weitgreifendsten  Missbräuche  und  Missverständ- 
nisse eiogenistet,  wenn  irgendwo,  so  war  da  kein  protestanti* 
sches  Kirchenrecfat,  sondern  das  kanonische  Recht  geltend, 
in  der  abgeschmacktesten  Weise  auf  protestantische  Verhält- 
nisse übertragen,  in  kaum  denkbarer  Art  missverstanden. 

Der  Vorwurf,  den  HommeP  in  einer  anderen  Materie 
gegen  die  zeitgenössische  Wissenschaft  schleudert,  und  den 
Richter*,  Walter^  gegenüber,  mit  Recht  von  den  heutigen 
protestantischen  Kirchenrechtslehrem  abweist,  „ut,  quid  sibi 
velint,  plane  nesciant^*,  gilt  für  Ehesachen  von  den  Consisto- 
ricn  in  seiner  ganzen  Schärfe;  imd  ihre  beständig  sich  wider-  ^ 
sprechenden  Erkenntnisse  bieten  dem  Forscher  das  trübe  Bild 
eines  Rechtszustandes,  der,  fortwährend  nach  festen  Normen 
haschend,  sie  doch  nur  in  alten  kanonischen  Bestimmungen 
finden  kann,  die  im  prinzipiellen  Gegensatze  zur  ganzen  pro- 
testantischen Kirche  stehen.  — 

cnnrens,  Temm  subest  discrimen,  multo  minus  quicquam  spirituale  habet". 
VgL  auch  Kant  Metaphys.  Anfangsgr.  d.  Rechtslehre  (Königsberg  1797.) 
Th.  1.  Hauptst.  2.  Abschn.  3.  §.  2i. 

^  de  habitu  relig.  ad  vit.  civil.  §.  44 :  „  Quo  ex  genere  inter  alia  sunt 
«aosae  matrimoniales,  quae  nuUo  aut  futili  e  argumento  sacerdotes  ad  suum 
foram  pertraxere,  magno  cum  praeiudicio  summorum  imperantium  civilium, 
quomm  uti  est  circa  matrimonium  leges  ferre ,  naturali  et  divino  iuri  con- 
gnias,  ita  et  si  quid  circa  isthaec  controversia  oriatur,  penes  eosdem  est  ius 
diccre". 

2  Gesch.  d.  ct.  K.Verf.  245. 

'  epit.  iur.  sacii  (Lipsiae  1777.)  cap.  16.  §.  5. 

*  Die  Grundlag.  d.  luther.  K.Verf.  inZtschr.  f.  deutsch.  R.4, 25. 

*  K.R.  §.  204. 
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Heutige  Aber  auch  diese  Keaction  war  zu  einseitig,   um  lange 

Protestant.  .  ,  -  ..  _      ,  i  .       j  •  »2* 

Anffiisiung  herrschen  zu  können,  und  sie  machte  denn  einer  würdigcQ 
'  und  wissenschaftlich  durchgebildeten  Rechtsauf  fassung  von  der 
Ehe  Platz,  deren  Ursprung  vielleicht  ftuf  den  grossen  pro- 
testantischen Elirchenrechtslehrer  Böhmer  zurückzufuhren  ist. 

Die  geistlichen  Ehegerichte  wurden  zwar  nicht  wieder 
eingeführt,  meist  auch  die  Bestimmungen  der  Kirchenord- 
nungen ausser  Acht  gelassen,  und  neue  weltliche  Gesetz- 
gebungen für  Ehesachen  veranstaltet:  die  sittliche  Seite  der 
Ehe  aber,  oder  wenn  man  es  so  nennen  will,  die  kirchliche, 
fiand  in  der  Wissenschaft  wieder  die  gebührende  Berücksich- 
tigung, wie  sie  im  Leben  sich  auch  durch  den  Act  der  Ehe- 
schliessun«:  äusserte. 

Erst  neuerdings  hat  sich  wieder  eine  Richtung  bemerkbar 
gemacht,  die  aufCarpzow  und  seine  Gesinnungsgenossen  zu- 
rückgriff,  die  aber  nicht  das  kanonische  Recht,  sondern  die 
alten  Earchenordnungen  hochhielt,  und  sich  zu  einer  Auffas- 
sung von  der  Ehe  bekannte,  welche  katholische  SchriflsteDer 
mit  Recht  für  nur  in  Worten  von  dem  katholischen  Dogma 
verschieden  erachteten^. 
RosaitRte.  Dagegen  muss  sich  die  protestantische  Wissenschaft  mit 

Energie  erklären,  und  als  Princip  den  Satz  Luthers  aufrecht 
erhalten,  wie  wir  ihn  vorhin  angefiihrt  und  gedeutet  haben: 
„Die  Ehe  ist  ein  weltlich  Ding". 


Alle  dargestellten  Doctrinen,  jedes  Schwanken  der  Lehre 
von  dem  Wesen  der  Ehe  hat  für  das  Recht  der  Eheschlies- 
sung sichtbare  Folgen  gehabt.  Das  zu  zeigen,  soll  jetzt  unsere 
Aufgabe  sein. 

n.  Die  Form  der  Eheschliessung. 

Kirchlich©         Die  kirchliche  Eheschliessung  war  gegen  Ende  des  Mit- 
sang ent-  telalters  immer  mehr  in  Aufnahme  gekommen  und  ist  für  das 
voiksbe-  Üinde  des  fünfzehnten  und  den  Anfang  des  sechszehnten  Jahr- 
nunderts  m  Deutschland  als  Regel  anzusehen. 

Die  germanische  Rechtsansicht,  welche  heimliche  Ehen 
verwarf,  billigte  die  nut  der  kirchlichen  Eheschliessung  ver- 
bimdene  Oeffentlichkeit,  und  der  Listinct  des  Volkes,  der  Ver- 
hältnisse von  so  wichtiger  und  für  das  ganze  Leben  so  be- 

1  Tgl.WalterK.R.§.  294. 
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deutsamer  Natur  der  privaten  Willkür  entzogen  ^vissen  wollte, 
fand  endlich  in  der  kirchlichen  Feier  einen  Kern»  der  im 
Grande  überall  gemeinsam  und  in  allen  Landen  der  katholi- 
schen Christenheit  gldksh,  doch  das  Kleid  der  mannichfachsten 
Volksgebräuche  annahm  und  so  selbst  eine  nationale  und  pro- 
vinzielle Verschiedenheit  gestattete. 

Der  Staat  bekümmerte  sich  um  die  Ehen  ebensowenig,  ^JJJ^^j^j^^J" 
wie  um  die  meisten  anderen  Verhältnisse  sittlicher  und  recht- 
licher Natur,  imd  doch,  war  die  Wichtigkeit  der  Ehe  für  die 
menschliche  Gesellschaft  nicht  blos  Gegenstand  unfruchtbarer 
theologischer  Speculationen,  sondern  von   allen  Einuichtigen 
anerkannt.     Sollte  daher   die  Eheschliessung  nicht  ganz  in 
private  Kreise  gerückt  werden,  wie  das  eben  in  den  früheren 
Jahrhunderten  der  Fall  gewesen  war,  so  war  die  kirchliche 
Fonn  auch  die  einzige  Art,  die  dem  Gemeinwesen  den  nöthi- 
gen  Antbeü  und  eine  Controle  verstattete. 

Dennoch  war  die  kirchliche  Eheschliessung,  wie  wir  oben 
weiter  ausgeführt  haben,  nicht  absolut  nöthig;  auch  auf  un- 
zahlig andere  Arten  —  ich  erinnere  nur  an  die  angeführte 
Stelle  des  Erasmus^  —  wurden  Ehen  eingegangen.  — 

Die  Keformation  fand  wesentlich  dieselben  Verhältnisse  jJ^^'J^bJjJ]^^ 
vor,  welche  vorher  massgebend  gewesen  waren;  nur  drängte  ^^°^^]^' 
Alles  noch  mehr  zur  öffentlichen  und  kirchlichen  Eheform  hin. 

Die  Sechtsansicht  im  Volke  über  heimliche  Ehen  hatte 
keine  Aenderung  erfahren;  im  Gegentheile  wurde  sie  noch  be- 
sonders gestärkt  durch  das  Verbot  der  ohne  elterliche  Ein- 
willigung eingegangenen  Verbindungen. 

Die  socialen  Verhältnisse  hatten  durcli  die  religiöse  Um- 
wälzung einen  gewaltigen  Stoss  und  eine  durchgehende  Locke- 
rung erlitten:  da  war  gegenüber  der  überall  auftauchenden 
geschlechtlichen  Zügellosi^eit  eine  feste,  gemeinsame  Ehe- 
form,  die  eben  in  untrüglicher  Weise  die  Ehe  vom  Concubinate 
trennte,  und  die  der  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  Kech- 
nung  trug,  dringendes  Bedürfhiss. 

In  der  Schrift  war  keine  Form  der  Eheschliessung  zu 
finden,  um  so  mehr  aber  wiess  die  Tradition,  diese  sonst  von 
der  protestantischen  Kirche  so  verworfene  Potenz,  auf  die 
kirchliche  hin. 

AU'  die  Kirchenväter,  die  Ignaze,  Tertulliane,  all'  die 
Papste,  die  Evariste,  CalHxte,  Innocenze,  welche  katho- 

1  Siehe  obenS.  102. 
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Heutige  Aber  auch  diese  Keaction  war  zu  -^  beetändig  ins  Feld 

ASSJini  herrschen  zu  können,  und  sie  machf.vtfstanten  zur  Begründung 
von  d.  Ehe.  ^^^  wisseuschaftUch  durchgebildeter  ^e  von  der  Kirche  so  viele 
Ehe  Platz,  deren  Ursprung  vie^    Praxis,  die  zwar  vor  nick 
tes tantischen  Kirchenrechtslehr    a  Volk  gefunden,  dort  aber  um 
Die  geistlichen  Ehege^'  .  i^^^^f  weil  sie  sich  mit  nationalen 
eingeführt ,   meist   auch      ^^  »erbunden  hatte, 
nungcn  ausser   Acht   - . -;>  o^^^  protestantischer  Doctrin  ebenso 
gebungen  für  Ehesr ,  >j2^erger  K.O.   v.  J.  1653.^  sich  aus- 
Ehe  aber,  oder  w  ^'^^hause  geschlossen  werden  können,  es 
fand  in  der  W^    ''''Ije^fl»  ^^™  '^'^^  Erasmus*  in  seinem  Buche 
tigung,  wie  -..- ^^^^^üosgesprochenen  Vorschlage,  der  eigentlich 
schliessunr  y^/'^^osl^^^^  S'olge  zu  leisten,  aber  man  wäre  vid- 
Ers*   '''1>^en  Widerstand  des  Volkes  gestossen,  der  die 
^emac^      '^  ^^^Äachen   herrschende  Verwirrung  noch  um  ein 
rück       J!^  ^^heff  vermehrt  hätte.  — 

ij(        ^^ch  oinß^^^  ^^^  ethische  Seite  der  Ehe,  ihre  göttliche 
g,  ^fj0g,  die  eben  der  herrschenden  Unzucht  gegenüber, 

/^^'^Gegensatze  zu  den  an  den  Cölibat  sich  anknüpfendeo 
"^'^ten  so  beständig  und  so  eifrig  betont  wurde,  und  die 
Besaitat  ^^  ^^iohuug  der  Ehe  zur  Kirche  begründete,  auch  für  die 

^Schliessung    eine    Form    wünschenswSrth    machen,    der 
^iBche,  kirchliche  Elemente  innewohnten.    Und  hätte  man. 
fijls  ^^°^  solche  schon  vorhandene  Eheform  verworfen  worden 
^.^,  nur  um  einem  blossen  Principe  zu  Liebe  die  bärger- 
jioheEheschliessungsform  einzufuhren,  nicht  all'  denTheorieen 
^^abrung  und  neues  Leben  verliehen,  welche  die  Ehe  als  un- 
heilige Sache  darstellten,  und  die  man  als  mönchische  und 
papistische  so  eifrig  bekämpfte? 
ßrfo».  So  sagt  denn  auch  die  eben  erwähnte,  von  Brenz  ver- 

fasste,  Würterhbergische  KO.  v.  J.  1553:  „Es  ist  vol 
und  Christlich  bedacht,  das  die  neuwen  Eeleut  in  der  Kirchs 
vor  der  ffmein  verkündiget  und  eingesegnet  werden,  dann  imeieol 
der  Eelich  contract,  gleich  wie  sonst  andere  weltliche  contraä) 
möcht  auch  wol  auf  den  Ratsheusem  oder  andern  gemeinen  offen- 

1  bei  Richter  K.O.  2, 139. 

>  S.  77:  ,,Quod  igitur  controvßrsiarum  nascitur  ex  verbis  praesentibus 
et  futuria,  ex  matrimonio  rate  et  consummato,  ex  aignis,  nutibus  et  scripti^ 
magna  ex  parte  toUetur,  sL  dignarentur  Eccleaiae  proceres  Btatuere,  nuüam 
niatiimonium  prius  esse  ratum,  quam  apud  magistratus  ad  hoc  designatos, 
adhibitis  testibuB  clare  conceptis  v^erbis,  uterque  sobrius  ac  über  alten  con- 
dicat  coniugium,  eaque  verba  Scripte  serventur  ".  (ed.  cit.) 
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^hen  unnd  bürgerlichen  orten  verrichtet  werden.  Jedoch 

^sten  ausebreittung  des  heiligen  Evangelione  Christi, 

%  heit,  sich  vü  fanden  hohen,  so  den  Beliehen 

^eiligen  stand,  mit  dem  die  Kirch  Christi  nicht 

fehalten,   auch  sich   durch  anrichtung  des 

"•"  ächen  Ordnung  feind  ist,  den  Eeleuten  in 

"[  i.  Unrichtigkeit  begegnet,  darinn  die  vergwissung 

.  zusaimenfiigung  jnen  in  jrem  gwissen  nöttig.     So 

.    besserung  der  Kirchen  fast  nützlich,  das  die  neuwen 

M  in  öffentlicher  versamlung  der  Kirchen  eingesegnet  werden, 

dmit  menigklich  darauss  ermanet  werde,  das  der  Bestand  an 

jm  nibs  ein  ehrlicher  und  Gottgfäüiger  stand  sei,  das  auch  die 

Eekut,   so  jnen  was  Unglücks  begegnet,  dadurch  zur  gedult  und 

(tmifvng  Gottes  bewegt  werden  mögen**  —  und  damit  aind  fast 

alle  Motive,  die  für  die  kirchliche  Eheform  Bprachen^  erschöpft. 

Aber  auch  das  darf  nicht  ausser  Augen  gelassen  werden,  ^*JJJJ}}^ 
im,  falls  eine  Oeffentlichkeit  der  Eheschliessung  ein  Antheil  (f«®^ntHch- 
der  BcTÖlkerung  an  jeder  Ehe  gewünscht  wurde,  eben  keine     ^^^ 
passendere  Form   derzeit  gefunden  werden   konnte,   als  die 
kirchliche.    In  der  Kirche  vereinigte  wöchentlich  der  Gottes- 
dienst die  Bewohner  der  Städte  und  Dörfer,  und  der  Kirchen- 
besuch war  nicht  in  das  Belieben  eines  Jeden  gestellt,  sondern 
durch  staatlich-polizeiliche  Vorschriften  geregelt,   so  dass  die 
AuTvesenheit  der  ganzen  Gemeinde  mit  Recht  vorausgesetzt 
werden  durfte^. 

Wo  konnten  also  öffentliche  Aufgebote  besser  verkündet, 
öffentliche  Ehen  besser  vollzogen  werden,  als  in  der  Kirche?* 

1  Vgl.  Preuss.  L.O.  \.  J.  1525.  bei  Richter  K.O.  1,  34.  Preuss. 
Art  ▼•  ErwShl.  d.  Pfar.  v.  J.  1540.  ebeiidas.  1, 387.  Liegn.  K.O.  t.  J. 
1542.  ebendas.  1,  361.  Essling.KO.  v.J.  1584.  ebendas.  1,  247.  Die 
LeiningschePolix.O.  v.J.  1556.  ebendas.  2,  289.  setzt  für Nichttheil- 
nabme  am  Gottesdienste  eine  Geldstrafe  fest.  Interessant  ist,  dass  sich 
derartige  Bestimmungen,  von  weltlichen  Behörden  ausgehend,  auch  schon 
Tor  derBefonnation  vorfinden.  Vgl.  die  Constit.  Carls II.  (Königs y.  Si- 
cilien  u.  Jerusalem)  bei  Giraud  Essai  sur  Thist.  du  droit  frang.  au  moy.  Ige 
2, 33:  „Si  yero  eontingerit,  ut  die  dominica  non  venerit  saltem  una  persona 
de  qualibet  domo , . . . .  dominus  vel  domina  illius  domus  XIII  denariod  reg. 
coron.  pro  poena  soWere  teneatur,  nisi  excusa  necessitatis  se  yalnerit  ex- 
cosare,  quorum  denariorum  VI  sint  curiae  temporalls,  et  VI  alii  parochialis 
eeclefliae'^ 

*  Die  Kirchen  vertraten  überhaupt  in  mancher  Beziehung  die  Stelle  der 
heutigen  Intelligenz-  und  öffentlichen  Verordnungsblätter«  Vgl.  z.  B.  die 
BestimmungenderStrassburg.  K.O.  V.  J.  15S4.  bei  Richter  K.0. 1,237: 
„Zorn  dritten  ist  ein  missbrauch ,  das  man  was  verloren  wird ,  kxnder ,  vihe, 
kieyder,  gelt,  unnd  anders,  zu  end  der  Predig,  da  man  das  volck  zum  gebet 
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Das  Ter-  Aber  auch  der  protestantiache  Staat  oder  vielmehr  die 

Kirche  and  Fürsten  uod  Ma^strate,  in  denen  der  Staat  derzeit  verkörpert 
nich?da^  gedacht  wurde  9  erlitten  durch  die  kirchliche  Eheschliessung 
keine  Beeinträchtigung.  Es  war  factisch  ganz  gleichgültig, 
ob  der  Fürst  als  Landesherr  weltliche  Eheschliessung  an- 
ordnete nach  weltlichen  Gesetzen,  oder  als  höchster  Bischof 
kirchliche  nach  kirchlichen  Verordnungen,  da  seine  gesetz- 
geberische Gewalt  [in  jedem  Falle  anerkannt  werden  musste, 
und  er  auch  kein  Bedenken  getragen  hätte,  kirchliche  Anord- 
nungen als  weltlicher  Fürst  zu  treffen.  Es  war  factisch  ganz 
gleichgültig,  ob  die  Amtleute,  die  dem  Fürsten  als  weltliche 
Beamte  untergeben  waren,  oder  die  Pfarrer,  die  ihm,  dem 
höchsten  Bischöfe,  als  Kirchenbeamte  gehcnrchten,  die  öffent- 
lichen Interessen  bei  der  Eheschliessung  vertraten,  da  der  Fürst, 
und  somit  auch  der  Staat,  in  jedem  Falle  repräsentirt  war. 
Dm  kanon.  Wenn  wir  nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  uns  zur 
&ung6recht.Doctrin  der  einzelnen  Kirchenlehrer  und  Juristen  wenden,  so 
wird  vorher  der  Kern  der  kanonischen  Bestimmungen  über 
Eheschliessung  noch  einmal  ihit  kurzen  Worten  zu  vergegen- 
wärtigen sein. 

Die  katholische  Kirche  hatte  im  Recht  der  Eheschlies- 
sung, den  bei  den  Bömern  geltenden  Grundsatz  adoptirt,  dass 
der  blosse  Consensus,  ohne  eine  bestimmte  Form  zur  Be- 
gründung der  Ehe  genügen  sollte,  sobald  nur  dieser  Consent 
in  erkennbarer  Weise  ausgedrückt  wäre. 

Dabei  war  selbstverständlich,  dass,  sobald  eine  erschwerte 
und  endlich  gar  eine  verweigerte  Ehescheidung  es  wichtig  er- 
scheinen liess,  die  Existenz  der  Ehe  über  jeden  Zweifel  hin- 
zustellen, gewisse  feste  Formen  entstanden,  die  als  den  Con- 
sens  involvirend,  und  als  untrü^che  Zeichen  desselben  ange- 

imd  gesang  ermanet,  und  besonder  andacht  pflegen  soll,  verkündet,  Den- 
halb  haben  unsere  Herren,  ein  Ersa.  Raht  erkennet  und  wollen,  das  wer 
etwas  verloren,  das  selbig  in  zedelen  verzeychnet,  dem  Bigristen  innen 
Münster  bringe,  der  ein  taffei  an  predigstuhl  hencken  solle,  und  solicbe 
hendel  and  den  selbigen  hefften*'  u.  s.  w.  vgl.  auch  die  bei  Siebenkees 
Mater,  z.  Nürnberg.  Gesch.  (Nürnberg  1792.)  1,  56.  abgedruckte  Bestim- 
mung des  Nürnberger  Rathes  v.J.  1628:  „Nachdem  man  aUhier  lange 
Zeit  jährlich  am  Sonntage  Jubilate  bey  St.  Sebald,  und  über  8  Tage  hernach 
bey  St  Laurenzen  die  Chor-Glocke  geläutet,  und  das  Stadt-  oder  Wandel- 
buch (insgemein  Verr&therbuch  genannt)  von  den  Stadtknechten  in  der  Fast 
in  die  Kirchen  getragen,  auf  der  Kanzel  aufgelegt  und  von  den  Canzellisten» 
einem  nach  den  andern  etliche  Augs-Artickel  von  der  Kanzel  abgelesen 
worden ,  bey  welchem  Lesen  keine  ehrliche  Personen ,  mit  kleinen  Kindern 
zugehöret"  etc. 


IL  Die  Form  d.  EheBchl.  1.  Die  Doctrin.  a.  Das  secbfiz.  Jahrh.     203 

sehen  wurden,  nnd  diese  Entwicklung  schlose  sich  in  natürlicher 
Weise  an  die  römischrechtliche  Lehre  von  den  Verlöbnissen  an. 

Hier  war  in  den  Sponsionen  eine  feste  und  ungekünstelte  sponsana 
Form  gegeben;  und  es  bedurfte  nur  einer  kleinen  Aenderungu-deftitaro. 
in  der  Fassung  der  Worte,  um  die  Consenserklärung  aus  dem 
Bereiche  der  Zukunft  in  die  Gegenwart  zu  rücken,  und  aus 
dem  Verlöbnisse  eine  Ehe  zu  machen. 

So   bildete  sich  die  Theorie  der  Sponsalia  de  prae-c.si.  x.  do 
senti,  deren  Wesen  auf  das  Deutlichste  in  den   folgenden     matr. 
Worten  Gregors  IX.  [c.  31.  X.  de  sponsal.  et  matr.  (4,  1.)) 
gesehfldert  wird.     Er  sagt:  „5»  inter  virum  et  mulierem  legiti- 
mus eonBensus  interveniat  de  praeaenti  ita,  quod  unua  alterum 
mti<«o  coTisensu,  verbis  eonauetis  expresao  recipiat,  utroqne  dicente: 
y^ego  U  in  meam  accipio"  et  „ego  te  ctcdpio  in  meum"  vel  alia 
verba  cGfuensum  exprimentia  de  praeaenti,  aive  sit  iuramentum 
inUrposiium,  aive  non:  non  licet  alteri  ad  alia  vota  tranaire. 
Quodei  fecerit    aecundum    matrimonium    de  facto    contraetuniy 
etiamai  sit  camalia  copula  aubaecuta,  aeparari  debet,   et  primum 
in  aua  ßnmtate  manere.     Verum  ai  inter  ipaoa  aceeaait  tantum- 
modo  promvsaio  de  futaroy  utroqys  dicente  alteri:  „ego  te  red- 
piam  in  meam"  et  „ego  te  redpio  in  meum*%  aive  verba  aimilia, 
91  aUu8  mulierem  illam  per  verba   de  praeaenti  deaponaaverit, 
etiamsi  inter  ipaam  et  primum   iuramentum   intervenerit,   aicut 
diximua,  de  futuro:  htyuamocK  deaponaationia  inimtu  aecundum 
matrimonium  non  poterit  aeparari,  aed  da  eat  de  violatione  fidei 
poeniientia  iniungenda"* 

Nach  dieser  Erörterung  wollen  \\ir  die  protestantische 
Doctrin  in  ihren  verschiedenen  Entwicklungsstadien  darstellen, 
und  es  wird  sich  dabei  fast  von  selbst  die  Analogie  zu  den 
Lehren  ergeben,  die  wir  im  vorigen  Abschnitte  vorgeführt 
haben. 

Iv  Die  Doctrin. 
a.  Das  sechszehnte  Jalirhundert. 

Luther  war  mit  der  Lehre  der  Kanonisten   nicht  zu-    Luther 
frieden. 

„Die  CanoTuaten  aagen",  sprach  D.  M.  Luther,  ,,aufßcit 
conaenaua.  Daa  ateht  wohl  im  Text,  wird  aber  nicht  defimret: 
Qfiid  aut  qualia.  Der  Text  redet  relative  auch  de  publico  eon- 
^enau  et  pactione  aponaaUorum  et  quando  lioc  fit  cum  aliqua  ao- 
lennitate.     Wie  wollen  aie  ea  probiren,  daaa  er  de  private  con- 
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sensu  redet  Ee  thäte  gar  noth  in  ccame  nuUrimoniaJihus,  daa 
jeizund  wären  heroidseimi  und  eapientieeimi  detemdnaU^et,  Et 
gehet  sonst  itzt  in  der  Welt  lauter  Sophisterei,  fremdes  und  doU"K 

Dennoch  gehörte  er  nicht  zu  diesen  „determinatores  hmi- 
cissimi",  die  in  der  That  nöthig  gewesen  wären,  um  der  pro- 
testantischen Kirche  die  unzähligen  Missstände,  cUe  eine  von 
jedem  Schwanken  der  Ansichten  abhängige  Doctrin  mit  sidi 
führte,  zu  ersparen* 

Er  stellte  für  die  Eingehung  der  Ehe  durchaus  keine  bb- 
dende  Form  auf. 
über  kirch-  Frcüich  wless  cr  auf  die  kirchliche  Eheschliessung  lun,  als 
«chiiessnng.die  der  Würde  der  Ehe  angemessene,  als  die  öffentliche,  als 
die  glückverheissende:  —  »y  Darum  so  leitet  man  auch  Bml 
und  Bräutigam  zur  Kirchen  ^  dass  sie  öffentlich  bekennen  f  nV 
treten  naxJi  Gottes  Ordnung  in  den  heiligen  Ehestand,  doM  sif 
nicht  ein  Humehe  fuhren  wollen,  werden  auch  gesegnet,  wi 
zweifei  auch  gar  nicht,  sie  sind  von  Gott  gesegnet"^,  — 

Freilich  nennt  er  die  kirchliche  Eheschliessung  eine  J&^^- 
und  christliche  Ordnung"^,  aber  in  der  Vorrede  zum  Trau- 
büchlein, wo  er  selbst  ein  Muster  giebt,  welches  vielfach  b 
die  Kirchenordnungen  übergegangen  ist»  stellt  er  die  Ttauung 
nicht  so  als  ein  Postulat  der  Kirche  auf,  sondern  vielmehr  als 
eine  Erfüllung  eines  von  Aussen  her  an  die  Kirche  gerichteten 
iein!^  Begehtens,  dem  sie  sich  nicht  entziehen  dürfe ^.  „So  manck 
Land,  so  manche  Sitte,  sagt  das  gemeine  Sprüchwort,  demnach 
weil  die  Hochzeit  und  Ehestand  ein  ßjoeltlich  Geschäft  ist,  gtbüh*^ 
uns  Geistlichen  oder  Kirchendienern  nichts  darifi  zu  ordenen  odit 
regieren,  sondern  lassen  einer  igüchen  Stadt  und  Land  hierii^ 
ihren  Brauch  und  Gewohnheit,  wie  sie  gehen.   Etliche  führen  du 

1  Tischreden  ia  Werke  (Erl.  Ausg.)  61,  271.  Vgl.  ZimmermaDB 
Concordanz  a.  a.  0. 1, 620:  „Der  Papst  versteht  anders  Nichts  davon,  denn 
-wo  ihrer  zwei  zusammenlaufen,  und  Eins  zum  Andern  sagt:  Ich  bindeis 
und  du  bist  mein,  das  soll  der  Ehestand  sein  ". 

»  Zwei  Pred. ,  d.  erste  v.  Reiche  Christi  a.  d.  VIII.  Psalm ;  d.  andere  t 
Ehestande  a.  d.  Ep.  a.  d.  Ebräer  4$,  4.  v.  J.  1545.  bei  Strampff  a.  a.  0.34i 

8  Hochzeitpred.  a.  d.  Ep.  a.  d.  Ebräer  am  13.  v.  4.  eben  das.  344.  V^l 
auch  Gründl.  u.  erbaul.  Ausleg.  d.  I.  ß.  Mos.  y.  J.  1536--~45.  eben  das.  U^- 
zu  Cap.  41,  Y.  16 :  ,  J)erohalben  geschiehet  es  nicht  umsonst ,  dass  man  sod- 
Verliehe  Ceremonien  und  Ordnungen  gebrauchet  in  der  Kirche ,  wo  xosn  die 

Eheleute  einsegnet  und  zusammen  giebet, Denn  wir  gesegnen  Braot^' 

^am  und  Braut,  wünschen  ihnen  Glück,  lesen  die  Worte  Yon  der  Einsettung 
dieses  Standes,  rufen  Gott  an,  dass  er  darüber  halten,  und  denselben 
«chützen  und  bewahren  solle  **. 

4  ebendas.  S40.£ 
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Braut  zweimal  zur  Kirchen,  beide  des  Abende  und  des  Morgens, 
Etliche  mar  einmal;  Etäehe  verkündigende  und  bieten  sie  auf 
auf  der  Kanzel,  zwo  oder  drei  Wochen  zuvor:  solchs  alles  und 
dergleichen  laes  ich  Herrn  und  Roth  schaffen  und  machen,  wie 
sie  wollen,  es  gehet  mich  nichts  an. 

Aber  so  man  von  uns  begehret,  für  der  Kirchen  oder  in  der 
Kirchen  sie  zu  segenen,  über  sie  zu  beten,  oder  sie  auch  zu  trauen, 
sind  ufir  schuldig  dasseUnge  zu  ihun"* 

Die  Form  aber,  die  er  daselbst  aufstellt.  laatet  folgender-  sein  Thm- 

,  »  ^  rltnal. 

massen^: 

„Für  der  Kirchen  trauen  mit  solchen  Worten: 

Hans,  wilt  du  Greten  zum  ehelichen  Oemahel  haben? 

Dieat:  Ja. 

Greta,  wilt  du  Hansen  zum  ehelichen  Gemahel  haben? 

Dieat:  Ja. 

Hie  lasse  sich  die  Trauringe  einander  geben,  und  füge  ihre 
beide  rechte  Hand  zusammen,  und  spreche:  Was  Gott  zusammen 
fuget,  soll  kein  Mensch  scheiden. 

Darnach  spreche  er  für  Allen  ingemein:  Weil  denn  Hans 
N.  und  Greta  N.  einander  zur  Ehe  begehren,  und  solches  hie 
öffentlich  für  Gott  und  der  Welt  bekennen,  darauf  sie  die  Hände 
und  Trauringe  einander  gegeben  haben,  so  spreche  ich  sie  eheUek 
zusanthien,  im  Namen  des  Vaters  und  des  Sohnes  und  des  hei- 
Kgen  Geistes.    Ament 

Für  den  Altar  über  den  Bräutigam  und  Braut  lese  er  Gottes 
WoH''K 

Es  ist  ersichtlich,  dass  hier  die  Consenserklärung  der 
Braudeute  „für  der  Kirchen*^  von  der  priesterlichen  Bene* 
diction  ,^ür  dem  Altar**  getrennt,  dass  dem  Consense  die  ehe* 

^  Vorher  geht  folgendes  Aufgebot:  „Hans  N.  und  Greta  N.  wollen 
nach  göttlicher  Ordnung  zum  heiligen  Stande  der  Ehe  greifen,  begehren 
dess  ein  gemein  christlich  Gebet  für  sie,  dass  sie  es  in  Gottes  Namen  an-    « 
iahen,  nnd  wohl  gerathe.    Und  h&tte  Jemands  was  darein  su  sprechen ,  der 
thu  es  bei  Zeit,  oder  schweige  hernach.  Gott  gebe  ihn  seinen  Segen,  Amen'^ 

>  Genes.  IL  Paul.  Ephes.  5,  25;  5,22.  Genes.  III,  17.  Qenes.  I,  27. 28. 
31.  Salom.  proY.  18.  22.  Darauf  folgt  denn  auch  die  Benediction:  „Hie 
recke  die  Hftnde  über  sie,  und  bete  also:  Herr  Gott!  der  du  Mann  und 
Weib  geschaffen,  und  zum  Ehestand  verordnet  hast,  dazu  mit  FrQchte  dea 
Leibes  gesegnet,  und  das  Sacrament  deines  lieben  Sohns,  Jesu  Christi,  und 
der  Kirchen,  seiner  Braut,  darin  bezeichnet;  wir  bitten  deine  grundlose 
Güte ,  du  wollest  solch  dein  Geschäff,  Ordenung  und  Segen  nicht  lassen 
▼errucken  noch  verderben,  sondern  gnädiglich  in  uns  bewahren,  durch 
Jestnn  Christum  unsem  Herrn.  Amen*'.  —  Die  Trauhandlung  besteht  also 
«u  drei  Acten:  der  Copulation,  Lection  und  Benediction. 
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wirkende  Kraft  beigelegt  wird,  und  der  nachfolgende  Segen 

nur  die  schon  geschlossene  Ehe  heiligen  soU^.  — 

>-achLiiiher        Deunoch  aber  kann  nicht  einmal  behauptet  werden,  6m 

Hohe  Mit-  Luther  die  Consenserklärung  coram  parocho  für  absolut  zur 

Eho  nicht  Ehcschliessung  nöthig  erachtete,  vielmehr  trat  hier  sein  Stand- 

nöthig.    punkt  in  der  Lehre  von  den  Verlöbnissen  hindernd  entgegen. 

Lathen  Auch  die  herkömmliche  Theorie   der  Sponsalien  gefid 

"  theorie.   ihm  uämlich  nicht,  wie  sie  schon  früher  das  Missfedlen  Wj- 

cliffes^  erregt  hatte. 

Den  Unterschied  zwischen  spoiisaUa  de  p^aesenii  und  de 
futuro  verwarf  er  zwar  nicht  geradezu,  wohl  aber  sprach  er 
sich  gegen  die  Anwendbarkeit  der  alten  kanonischen  Form  in 
der  deutschen  Sprache  aus,  und  machte  sich  dabei  des  Feh- 
lers schuldig,  den  ganzen  Unterschied  zwischen  sponsaUa  dt 
praesenii  und  de  futuro  für  einen  formalen  zu  halten,  während 
doch  die  Form  nur  so  weit  ins  Gewicht  fiel,  wie  sie  ein  er- 
kennbares Zeichen  der  Intentionen  der  Brautleute  war,  auf 
die  Alles  ankam. 

Es  wird  zweckmässig  sein,  Luthers  eigene  Worte  aus 

Von  Ehe-  scincr  Schrift  Von  Ehesachen  (1530.)  anzuführen,  zumal  er 

gerade  in  dieser  Lehre  von  unverkennbarem  Einflüsse  auf  die 

ganze   spätere  Entwicklung   des  protestantischen   Eherecbts 

gewesen  ist^. 

wiegpons.  „Gleichwie  sie  auch  ein  lauter  Narrenspiel  getrieben  haben'', 

u.deitatnroheisst  es  dort,  f,€um  verbis  de  praesenti  velßUuro,  Damit  haben 

«cheiden  Sie  ouch  viel  Ehe  zurissen,  die  nach  ihrem  Recht  gegolten  hat, 

und  gebunden,  die  nicht  gegolten  hat.     Denn  diese  Wort:  Ich 

will  dich  zum  Weibe  haben;  oder:  Ich  wiU  dich  nehmen,  ich  vill 

dich  haben,  du  sollt  mein  sein,  und  dergleichen,  haben  sie  gemn- 

niglich  verba  de  futuro  genennet,  und  furgegeben,  der  MannS' 

name  sollt  also  sagen:  Accipio  te  in  uxorem  ich  nehme  dich  ru 

meinem  Weibe;  der  Weibsname  also:  Ich  nehme  dich  zu  meinem 

Ehemann.     Und  haben  nicht  gesehen  noch  gemerkt,  dass  dies 

nicht  im  Brauch  ist,  deutsch  zu  reden,  wenn  man  de  praesenti 

^  Es  ist  mir  daher  nicht  ersichtlich,  mit  welchem  Rechte  Kliefotli 
Liturg.  Abh.  1,88.  diese  lutherische  Trauform  eine  „Handlung  aus  eineia 
GuBs"  nennt. 

2  £r  meinte  in  der  Schrift  de  ordine  christiano  die  Worte  de  futuro: 
ego  te  accipiam ,  eigeneten  sich  besser  zur  Eheschliessung,  als  jene  de  prae- 
senti: ego  te  accipio.  Der  Satz  wurde  von  der  Convocatio  der  Pro  vins 
Canterbury  i.  J.  1396.  als  irrig  verdammt,  bei  Wilkins  a.  a.  O.  a,22d. 
v§^.  auch  das  Urtheilder  Oxforder  Universit&t  eben  das.  8, 3iö. 

8  beiStrampff  a.  a.  O.  828. 
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rtdet;  sondern  das  Jieisst  depraesenti  geredt:  Ich  will  dich  haben; 

€fjo  volo  te  habere  est  praesentis  tempcris,  non  futuri;  darumb 

redet  kein  deutscher  Mensch  von  zukünftigein  Verlöbniss,  werm  er 

spricht:  Ich  toül  dich  haben  oder  nehmen.     Denn  man  spricht 

nicht:  Ich  werde  dich  haben y  wie  sie  gaukeln  mit  dem:  Accipiam 

te;  sondern  Aceipio  te  heisst  eigentlich  auf  deutsch:  Ich  will  dich 

7iehmen  oder  haben,  und  wird  verstanden  de  praesenti,  dass  er 

iizt  mit  solchen  Worten  Ja  spricht,  und  seinen  Willen  darein 

aiebt.    Ja,  ich  wüsste  selbs  nicht  wol,  wie  ein  Knecht  oder  Magd 

solUen  oder  kunnten  in  deutscher  Sprache  per  verba  de  futuro 

»ich  verloben;  denn  wie  man  sich  verlobet,  so  lautes  per  verba  de 

praesenti  und  sonderlich  weiss  der  Pobel  von  solcher  behender 

Grammatica  nichts,  dass  aceipio  und  accipiam  zweierlei  sei;  er 

fähret  daher  naeh  unserer  SpracJien  Art  und  spricht:  Ich  unll 

dich  haben,  ich  will  dich  nehmen,  du  sollt  mein  sein  etc.     Da  ist 

die  Stimde  Ja  gesagt,  ohn  weiter  Aufzug  und  Bedenken.    Das 

Hess  id  wohl  verba  de  futuro  heissen,  wenn  ein  eondicio,  Anhang 

oder  Auszug  dabei  gesetzt  würde,  als:  Ich  loill  dich  haben,  wo 

du  mir  teillt  zu  gut,  zwei  oder  ein  Jahr  harren;  item:  Ich  wiU 

dich  haben,  so  du  mir  hundert  Gulden  mitbringest;  item:  So 

deine  oder  meine  AeÜem  wollen;  und  dergleichen.    In  solchen 

Worten  wird  der  Wille  nicht  frei  darzu  geben,  sondern  aufge^ 

schoben  und  im  etwas  verbunden,  das  in  seiner  Macht  nicht  stehet, 

und  darumb  er  auch  zugleich  damit  bekennet,  dass  er^s  itzt  noch 

nicht  thun  könne,  und  sein  Wiüe  noch  nicht  frei  sei;  darumb 

bindet  auch  solch  Verlöbniss  nicht  als  per  verba  de  praesenti^'. 

Die  SponsaKa  de  praesenti  uod  de  futuro,  oder,  um  sie 
mit  Luther  zu  definiren,  die  unbedingten  und  bedingten  Ver- 
löbniese,  unterschied  er  aber  in  durchgreifender  Weise. 

Abfi^esehen  davon,   dass  die  letzteren  schon  durch  das  «poDMiia 

**  de  ftatoro. 

Deficiren  der  Bedingung  null  und  nichtig  wurden,  sollten  sie 
auch  aufgelöst  werden  können,  wenn  „anders  .  .  .  grosse  wich^ 
tige  redliche  Ursachen  dazwischen  fallen,  dass  man  mit  Gott  und 
Hecht  den  Glauben  nicht  halten  kunnte"K 

Ob  das  in  das  Belieben  der  Parteien  zu  stellen,  oder 
darüber  richterliche  Entscheidung  einzuholen  sei,  lässt  er  un- 
berüdEsichtigt,  wie  er  denn  überhaupt  die  Juristen  „ausfechten 

lassen*^  will,  welches  die  Elraft  der  bedingten  Verlöbnisse  sei, 

9»so  die  Condieion  oder  Anhang  geräth  "*. 

^  bei  Strampff  a.  a.  O.  819. 
>  ebendas. 
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sponnau  Die  unbedingten  Verlöbnisse   dagegen   sind  ihm  wahre 

epr««Bon  -gj^^^^  ^^^  ^^  gj^  bricht,  ist  als  Ehebrecher  zu  bestrafen. 

„Wer  die  Braut  hat,  der  ist  Bräutigam",  heisst  es  in  der 
Schrift  Von  Ehesachen*  (v.  J.  1530.),  „spricht  Johannes  der 
Täufer,  Joh.  3.  Weil  nu  der  erst  verlobte  Mann  die  Braut  hat, 
und  ist  Bräutgam,  kann  sie  sich  mit  keinem  Andern  hernach 
verloben,  noch  der  Bräutgam  mit  einer  Andern.  Daher  OMch 
Moses  Deut.  22.  eine  vertrauete  Jungfrau  ein  ehelich  Frau 
nennet  .  .  .  ." 

„Wenn's  bei  schlechtem  Verlöbniss  bleibt".  Sagt  er  an  einer 
anderen  Stelle  derselben  Schrift ^  „so  ist  bald  geurtheiU,  daf9 
hernach  kein  ander  Verlöbniss  gelten  soll,  denn  es  ist  eine  rechte 
Ehe  für  Gott  und  der  Welt". 

Und  an  einer  dritten  Stelle  desselben  Werkes  heisst  es 
endlich':  „Denn  urir  droben  gehört  haben,  dass  eine  öffentliche 
verlobte  Dirne  heisse  eine  Ehefrau,  und  dass  solch  öffentlich  Vtr- 
löbniss  ....  stifte  eine  rechte  redliche  Ehe;  darumb  ist  er  awK 
gewisslich  ein  rechter  Ehemann.  Und  weil  sich*'s  bei  uns  nicht 
ziemet,  mehr  denn  ein  einiges  Weib  zu  haben,  die  eines  eigtn 
Ehefrau  sei,  so  ist  er  seines  Leibes  nicht  mächtig,  und  kann  keine 
andere  berühren  ohn  Ehebruch". 
DieitMimg  Die  Trauung  und  der  Act  der  kirchlichen  Eheschliessung 
stitignngjst  also  conscquentcr  Weise  nichts  weiter  als  die  öffentliche 

Bestätigung  einer  schon  geschlossenen  Ehe. 

Lntherwfli         Dcunoch  aber  wollte  Luther  nicht   allen  unbedingten 

k«itd.yer.  Verlöbnissen  solche  KrJEift  zuschreiben,  sondern  nur  den  öffent- 

liehen.    Seine  Ansicht,  dass  die  elterliche  Einwilligung  zur 

Efaeschliessung  nötfaig,  dass  die  Ehe,  als  öffentlicher  Stand, 

auch  öffentlich  vor  der  Gemeinde  eingegangen  werden  müsse, 

liess  ihn  ebenso  öffentliche  Verlöbnisse  wie  öffentliche  £he-> 

Schliessung  fordern,    ebenso   die  Nichtigkeit  der  heimlichen 

Verlöbnisse  wie  der  heimlichen  Ehen  behauptend 

d^nkw  Aber  auch  hier  konnte  er  nicht  die  Strenge  seines  Prin- 

TiS2SS»°*  ^^^  f^^^  durchfuhren. 
«hrt  jjj  jey  Schrift  Von  der  Babylonischen  Gefengniss 

der  Kirchen  (v.  J.  1520.)^  beschwert  er  sich  zwar  noch  über 

die  Döctrin  der  katholischen  Kirche,  welche  „die  Werke  des 

^  ebendas.  881. 

*  ebendas. 

3  ebendas.  884. 

A  Vgl.  ebendas.  826.  ff. 

^  ebendas.  82S. 
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Fleisehs  (oopnlam  camis)  mehr  angesehen  haben ,  dann  Gottes 
Gebote,  welche  von  zwei  auf  einander  folgenden  Verlöbnissen 
dem  letzteren 9  falls  die  ccpula  eamalis  hinzugetreten  sei,  die 
bindende  Kraft  zuspreche  —  was  doch  im  kanonischen  Bechte 
nur  der  Fall  war,  wenn  das  erstere  aponeatia  defuturo  waren  — 
in  der  Schrift  Von  Ehesachen  aber  (v.  J.  1530.)  zog  er 
selbst  das  heimliche  Verlöbniss  mit  Beischlaf  dem  öffentlichen» 
also  sogar  „der  Ehe*'  vor,  und  rechtfertigte  diese  Inconsequenz 
durch  die  Rücksicht  auf  die  weibliche  £hre^. 

yyDarumb  habe  ich  also  wollen  rathen":  sagt  er,  „TFo  das 
ofeniUche  Verlöbniss  noch  ohn  Besehlafen  rein  ist,  und  zuvpr  ein 
heimlich  Verlöbniss  mit  Beschlafen  furhanden,  das  bekant,  er- 
ich-woren  oder  beweiset  wird,  soll  die  öffentliche  vertrauete  Dirne 
der  Billigkeit  nach  weichen,  angesehen,  dass  sie  den  Schatz  ihrer 
Ehren  noch  ganz  hat,  und  damit  wohl  zur  Ehe  kommen  kann, 
aber  diese  Beschlafene  ihren  höhesten  Schatz  nach  unsers  Lands 
Gestaüy  verwahrloset,  und  zur  Ehe  nicht  wohl  kommen  kann,  wie 
sie  unter  Mose  wohl  hätte  mugen  kommen"^. 

Von  selbst  versteht  sich  übrigens,  dass  bedingte  Verlöb- 
nisse durch  den  Beischlaf  zu  unbedingten,  sponsalia  de  futuro 
zu  de  praesenti  werden  sollten,  wie  das  ja  auch  im  kanonischen 
Eechte  so  bestimmt  gewesen  war. 

Wenn  wir  jetzt  noch  einmal  mit  kurzen  Worten  die  f  ®£utheM 
Lutherische  Ansicht  über  die  Eheschliessung  zusammen- ^^®*J^J[J|* 
fassen,  so  ergiebt  sich,  dass  er  die  kirchliche  Trauung  für  gut 
und  empfehlenswerth  ansah,  ohne  sie  jedoch  für  absolut  nöthig 
zu  erklären,  dass  er  dem  Consens  der  Brautleute  bei  der 
Trauung  die  ehestiftende  Kraft  zuschrieb,  dass  er  diesen  Con- 
sens, falls  er  unbedingt  aber  öffentlich  geäussert  wurde,  auch 
ohne  die  Gegenwart  des  Pfarrers  fiir  ehewirkend  hielt,  und 
eben  so  den  bedingten  und  den  heimlichen  mit  hinzugetretener 

^  ebendas.  331.f. 

*  Luther  scheint  hier  die  ohne  Zeugen  eingegangenen  Verlöbnisse  zu 
meinen,  nicht  die  gegen  den  Willen  der  Eltern  geschlossenen,  weiche  er 
aach  heimliche  nannte.  Vgl.  Von  Ehesachen  bei  Strampff  a.  a.  O.  814: 
«.Auf  dass  aber  nicht  Jemand  hie  ein  Wortgezänk  anrichte,  heisse  ich  das 
heimlich  Verlöbniss,  das  da  geschieht  hinter  Wissen  und  Willen  deijenigen, 
so  die  Ueberhand  haben ,  und  die  Ehe  zu  stiftten  Recht  und  Macht  haben, 
als  Vater  und  Mutter,  und  was  an  ihres  Statt  sein  mag".  Sollte  er  dennoch 
hier  an  die  letztere  Art  der  Verlöbnisse  denken ,  so  wäre  entweder  anzuneh« 
men,  dass  er  später  diese  Ansicht  wieder  aufgegeben  habe,  oder  dass  die 
Juristen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  derartige  Verlöbnisse  auch  ohne 
hinzugetretene  oopula  camalxs  filr  gültig  gehalten ,  was  ich  nirgends  ge- 
funden habe.    Vgl  übrigens  S.  210.  Anmerkg.  1. 

frieiberg,  Ehesehlietsung,  ]^^ 
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eopula  camaKs,  und  daas  er  endlich  in  diesen  letzteren  Fällen  der 
später  hinzutretenden  Trauung  nur  die  KrajBt  der  ConfirmaüoQ 
einer  «chon  bestehenden  Ehe  beiwohnen  lassen  konnte. 

er  rcpro:  Luther  roproducirte  also,  wie  ersichtlich,  voUstäiidig  die 

kanonische  vou  ihm  Tcrworfcne  kanonische,  vor  dem  Tridentinum  creltende 

Bccht. 

Doctrin,  mit  einer  und  freilich  sehr  eingreifenden  Modifica- 
tion,  die  in  der  Folge  aus  dem  früheren  unpraktischen,  aber 
nicht  unbiUigen  Rechte,  ein  unpraktisches  und  unbiUige« 
machte^. 

Auch  er  erblickte  schliesslich  in  dem  Consens  der  Ehe- 
gatten das  Wesentliche,  wie  das  auch  in  der  That  der  Fall 
ist,  aber  auch  er  kam  nicht  über  die  den  Kanonisten  vorge- 
worfene Formlosigkeit  der  Eheschliessung  hinweg,  auch  er 
sprach  der  kirchlichen  Trauung  nicht  den  Character  der  ab- 
soluten NothWendigkeit  zu,  welche  .allein  die  herrschende  Ver- 
wirrung durchgreifend  und  mit  einem  Male  hätte  heben  können. 

GcfdhrHch-  Während  aber  im  kanonischen  Rechte  die  sponsalia  dt 
Lehre.  futuTO  gclöst  wcrdcn  konnten,  so  erklärte  Luther  seine  sfoi<' 
salza  de  praesenti  —  und  es  waren  das  doch  fast  alle  Ver- 
löbnisse, also  auch  und  wesentlich  die  kanonischen  spomah 
de  futuro  —  für  unauflöslich,  und  gab  so  zu  demselben  Heere 
von  Uebelständen  Anlass,  welches  die  Unauflöslichkeit  der 
kanonischen  sponsalia  de  praesenti  in  ihrem  Gefolge  gehabt 
hatte,  nur  freilich  In  doppelt  vermehrtem  Masse.  — 

Das  waren  die  Bahnen,  in  die  Luther  die  Entwicklung 
des  Rechtes  der  Eheschliessung  lenkte,  und  in  denen  sich 
Theorie  und  Praxis  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  hinein  mit 

1  Noch  ein  anderer  Unterschied  zivisehen  seinen  und  den  Lehren  des 
kanonischen  Hechts  besteht  in  der  Doctrin  von  den  heimlichen  Verlöb- 
nissen, d.  h.  den  ohne  Einwilligung  der  Eltern  eingegangenen.  Di^^ 
erklärt  er  für  ungültig.  Vgl.  Strampff  a.  a.  O.  299.  ff.  Dass  er  sie  auch 
nicht  durch  nachfolgenden  Beischlaf  convalesciren  lassen  wollte,  halte  idi 
mit  Wild  a  Ztschr.  f.  deutsch.  R.  4,  217.  nach  seinen  Aeusserungen  gegen 
die  Juristen,  und  nach  dem  Streite,  in  den  er  noch  gegen  Ende  seines  Lebens 
mit  ihnen  yerwickelt  wurde,  und  dessen  Gegenstand  die  heimlichen  Verlob- 
(  nisse  waren,  für  wahrscheinlich.  Die  von  Dieck  Gewissensehe  102.  bei- 
gebrachte Aeusserung  Luthers:  „Dass  man  sie  (d.  h.  die  ohne  Einwil- 
ligung der  Eltern  zusammengekommenen  Ehegatten)  zusammenlasse  und 
▼äterlicher  Gewalt  die  Hand  abthue"  (Werke  ed.  Walch  10, 851.),  ist  Tiel- 
leicht  80  zu  erklären,  wie  die  Stelle  in  der  Schrift  Von  Ehesachen,  vo 
Luther  auch  seine  Vorschriften  nicht  auf  die  schon  bestehenden,  sondern 
die  noch  zu  schliessenden  Ehen  angewendet  wissen  wilL  VgL  Strampff 
a.  a.  O.  322.  Dennoch  aber  ist  diese  Luther  zugeschriebene  Ansicht  in 
jedem  Falle  schon  bei  Mel an chthon  zu  finden.    VgL  unten  S.  25.  f. 
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^venigen  Ausnahmea  bewegt  haben.  Dann  endlich  wurde  durch 
die  neueren  Gesetzgebungen  den  allmählich  in  der  Doctrin 
herangebildeten  Ansichten  ein  fester  Ausdruck  und  gesetzliche 
Geltung  verschafil. 

Die  Bekenntnissschriften  geben  für  die  Frajoce  der  Bekennt- 
Eheschlieasung  wenig  Ausbeute. 

'Es  war  hier  eben  kein  Gott  gebotenes  Recht  vorhanden, 
^reiches  einen  Auedruck  gefordert  hätte;  es  gab,  von  der  Ver- 
werfung der  heimlichen  Ehen  abgesehen  ^9  nicht  einmal  einen 
Gegensatz  zur  katholischen  Doctrin,  der  einer  Em^bnung 
werth  gewesen  wäre. 

So   sprach   denn   von   den   lutherischen  Bekenntmss-    tmo- 
Schriften  nur  das  dem  grossen  Catechismus  angehängte  Trau- 
büchlein» und  dies  ex  professo  von  der  Eheschliessung,  ohne 
jedoch  eine  allgemeine  Geltung  seiner  rituellen  Vorschriften 
zu  beanspruchen. 

„Darumi  habe  ich  wollen",  sagt  Luther*,  „diese  Wort 
-und  Weise  steUsn  denjenigen,  so  es  nicht  besser  wissen,  oh  Etliche 
gelustety  einträchtiger  Weise  mit  uns  hierin  zu  hrauelien*^. 

Von  den  reformirten  Bekenntnissschriften  sind  Die reform. 
allem  die  Worte  der  beiden  Helvetischen  üonfessionen  schrinen. 
erwähnenswerth,  und  diese  lauten: 

(Erstes  Helvetisches  Glaubensbek.  Art.  27.)':         LHewet. 

^  Confesi. 

„Wir  halten  dafür,  dass  der  elteliche  Stand  allen  Menschen^ 
die  dazu  tauglich  und  geschickt  und  von  Gott  sonst  nicht  berufen 
sind,  ausserhalb  der  Ehe  keusch  zu  leben,  von  Gott  eingesetzt 
und  verordnet  sei,  dass  kein  Orden  oder  Stand  so  heilig  und  ehr-- 
bar  sei,  dasä  ihm  der  eJieliche  Stand  zuwider  tjoäre  und  verboten 
Verden  sollte,  und  wie  nun  solche  Ehe  voi*  der  Kirche  mit  einer 
herrlichen  öffentlichen  Ermahnung  und  Gelübde  bestätigt  wi/rd, 
also  soll  auch  die  Obrigkeit  Acht  haben  und  dafür  sorgen,  dass 
die  Ehe  rechtlich  und  ordentlich  eingegangen,  und  recht  und  ehr^ 
har  gehalten,  auch  nicht  leicht  ohne  wichtige  und  rechtmässige 
Ursachen  getrennt  und  geschieden  werde". 


^  In  den  Schmal k.  Art  Art.  Von  d.  Bischofs- Gewalt  u.  Juriftdict.  bei 
Muller  a.  a.  O.  Sid.  wird  als  unbillige  Satzung  des  kanonischen  Rechts 
u.  a.  henroj^hoben ,  „dass  ingemein  alle  Heirath ,  so  heimlich  und  mit  Bo> 
trag,  9hn  der  Aeltem  Vorwissen  und  Bewilligung  geschehen,  gelten  und 
kräfÜg  sein  sollen  *S 

^  bei  S trampff  a.  a.  0. 340. 

^  beiBöckel  a.a,  0.125. 
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iT.Heiret.         (Zweites  Helvet.  Glaubensbek.  Art.  29.)^: 

„Wir  lehren f  daes  die  Ehen  ordentlich  in  der  Furcht  de$ 
Herren  geschlossen  werden  .  •  .  .  Sie  müssen  geschlossen  toerdm 
mit  Zustimmung  der  Aeltem  oder  derer^  welche  die  Stelle  der 
AeÜem  vertreten,  und  vornehmlich  zu  dem  zweck,  wozu  der  Herr 
die  Ehen  eingesetzt  hat;  auch  sollen  sie  öffentlich  in  der  Kirche 
unter  Gebet  und  Segenswünschen  bestätigt  werden". 

Jedoch  ist  ereichtlich,  dass  in  beiden  Confessionen  die  kirch- 
liche Eheeinsegnung  nicht  für  ein  Dogma  erklärt  wird,  woran 
die  Kirche,  im  Widerspruche  zum  Katholicismus,  fest  zu  halten 
habe;  sie  wird  vielmehr  in  der  einen  mit  der  im  Gegensatze 
zum  Cölibat  hervorgehobenen  Heiligkeit  der  Ehe  verknüpft, 
und  erscheint  in  der  anderen  als  Consequenz  der  durch  die 
Nothwendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  gebotenen  Oeffent- 
lichkeit  — 

Kirchen-  Eine  Ungemein  wichtige  Quelle  für  das  Hecht  der  Ell^ 

Schliessung  sind  die  Kirchenordnungen,  deren  Bestim- 
mungen daher  einer  genaueren  Darstellung  bedürfend 
neisikireh-  Kirchliche  Eheschliessung  nach  voraufgegangenem  kirch- 
«chiiestiinrJichen  Aufgebote^  ist  ein  Postulat  der  meisten  Kirchenord- 
nungen,  sei  es 9  dass  sie  diese  Vorschriften  als  leges  perfeäoiy 
sei  eSf  dass  sie  sie  als  imperfeetae  aufstellen,  sei  es,  dass  sie 
dieselben  mit  ausdrücklichen  Worten  auch  wohl  mit  eigenem 
oder  an  das  Lutherische  angeknüpftem  Ritual,  sei  es  endlich, 
dass  sie  sie  nur  nebenbei,  wie  sich  von  selbst  verstehend,  an- 
ordnend 

Und  in  der  That  verstand  sich  die  kirchliche  EheseUies- 
6ung,  wenigstens  zu  Ende  des  sechszehnten  Jahrhunderts,  so 
sehr  von  selbst,  dass  wir  auch  durch  ihre  Nichterwähnung  in 
den  aus  dieser  Zeit  stammenden  Kirchenordnungen  keines- 
wegs zu  dem  Schlüsse  berechtigt  sind,  dass  diese  die  kirch- 
liche Trauung  für  unnöthig  erklärt  hätten^. 

^  ebendas.  345. 

'  Vgl.  darüber  vor  Allem  Göschen  doctrina  de  matrimonio  ex  ordi- 
nationibus  eccles.  evang.  sec.  XVI.  (Halia  1848.) 

8  Vgl.  Göschen  a.  a.  O.  48.  ff. 

^  Gar  nicht  von  der  Ehe  handeln  folgende  der  bei  Ri  ch  ter  abgedruck- 
ten Kirchenordnungen:  Stralsund.  K.0. 1525.  1,22.  Brandend. -Ans- 
bach. Absch.  1526.  1,  50.  Lfineb.  Art.  1527.  1,70.  Ausschreib. d. 
Her«.  V.  Liegnitz  1527.  1,  72.  Frankf.  K.0. 1530.  1,  140.  Götting. 
K.0. 1530. 1, 142.  Rostock.  K.0. 1531.  1, 144.  Nassauisch.  KO.i532. 
1,  178.    Wittenb.  K.O;  1583.  1,  220.    Sachs.  Vis.  Art.  1583.  1, 226- 
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Wenn  wir  auf  die  Anordnungen  der  einzelnen  Kirchen-  Dieeinz. 
Ordnungen  eingehen ,  so  findet  sich  die  kirchliche  Eheschlies-  nnogen. 
^ung  in  folgenden  ausdrücklich  yor^: 

Ellbogensche  K.O.  (1524.  E.  1, 17.):  ,y..  soll  ein  Pfar- 
rer die  leut  zu  Ee  geben,  und  den  Ion  dctrvon  wie  vormals  hohen**. 

Zürch.  Chorger.  O.  (1525.  B.  1^  22.):  ^ydase  ein  iedUche 
ee  die  reditUeh  bezogen  ist  offentlieh  in  der  Kirchen  bezügt  und 
mit  der  gemeind  fürbitt  eesamen  werde  gegeben**. 

Basel.  K.O.  (1529.  B.  1,  125.):  „haben  vnr  geordnet, 
das  die  Eeleut  ....  offenlich  jngesegnet  ....  sollen  werden**. 

Zürch.  KO.  (1529.  B.  1,  135.):  „Wie  man  die  bezogne 
Ee  offenlich  vor  der  Kilchen  bestätet**. 

Goslar.  K.O.  (1531.  B.  1^  155.):  „Es  sol  ouch  kein 
Fridkante  einem  andern  in  seiner  Pfarr  die  Braut  und  Bräur' 
iigam  zusammen  geben  oder  vertrauen  **. 

UJmer  K.O.  (1531.  B.  1,  158.) 

Ulmer  Agend.  (1531.  B.  1,  159.):  „Das  die  neüwen 
eikftU  vor  der  Einsegnung  offenlich  verkänt  sollen  werden**. 

Lübeck.  O.  (1531.  B.  1,  148.):  „wonaftige  und  bekande 
Boergere  ....  moegen  syck  .  .  .  laten  vortruwen  ym  huse.  De 
oeuerst  van  unbekandem  volcke  synt,  schoelen  syck  yn  der 
Kercken  ....  vortruwen  laten**. 

Hess.  BL.O.   (1532.  B.  1,  164.):   „Wen  sye  ire  hochzeit 

halten  sol  der  Phaarher  underweysen was  das  sey 

disser  newe  orden  des  Ehestants**. 

Soest.  K.O.  (1532.  B.  1,  167.):  „So  schal  men  .  .  .  de 
yenige  .  .  .  welck  gesinnet  to  dem  Eestande  tho  gripende  HL 
Fest  dage,  er  se  vortruwet  ....  namkuendich  maken**. 

Pfalz-Zweibrück.  K.O.  (1557.  B.  2,  197.) 

Hess.  K.O.  (1557.  E.  2,  505.):  „Es  soll  auch  keine  Ehe 
....  Ingesegnet  werden  vor  der  Gemeinde  vonn  den  Pfarherm, 
die  zu  Nahe  verwand  seindt**. 

Wittenb.  K.O.  (1559.  B.  2,  222.) 

NagsaiLlnBtr.  1536. 1,277.  Nördling.  K.O.  1538. 1,286.  Hess.  O.d. 
Kireh.  1539.  1,  290.  Die  Form  der  Eheschliessung  wird  übergangen  in: 
"Wittenberg.  K.O.  1522. 2,  484.  Unterr.  d.  Visit,  a.  d.  Pfarh.  i.  Churf. 
Sachs.  1528.  1,  94.  Braunschw.  K.O.  1528.  1,  112.  Hamburg.  K.O. 
1529. 1, 180.  Minden.  K.O.  1530. 1, 140.  Lüb.  K.O.  1531. 1, 148.  Clev. 
X.O.  1532.  1, 162.  Soest.  K.0. 1532.  1,  167.  Sachs.  Vis.  Art  u. K.O. 
1539.  1,  289.  Lüneb.  K.O.  1543.  2,  55.  Ref.  Wittenb.  1545.  2,  87. 
Mannsfeld.  K.0. 1554.2, 142.  Schi.  d.  Synod.  z.  Emden  1571.2,341. 
^  VgL  auch  die  von  Lambert  von  Avignon  rerfasste  Reformat. 
«ccl.  HasB.  T.  J.  1526.  bei  Richter  K.0. 1,  61. 
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K.O.  f.  Mömpelg.  u.  Eeichenweil.  (1560.  R.  2,  222.) 

Agend.-Buch  f.  Worms.  (1560.  R.  2,  224.) 

Erbach.  K.O.  (1560.  R.  2,  223.) 

K.O.  f.  Steurwolt  u.  Peine.  (1561.  R.  2,  224.) 

Jever.  K.O.  (1562.  R.  2,  227.):  „.  .  .  unnde  latten  sych 
alsdenne  vor  der  gantzen  Gemene  thosamende  geuen*^ 

Pommer.  K.O.  (1563.  R.  2,  242.):  „I«e  nkU  ihor 
Kercken  ghan,  schollen  balde  nach  der  vortruioinge  beneduiTt 
werden**. 

Pfalz.  K.O.  (1563.  R.  2,  270.):  „/«<  es  hilKch,  d<usdie 
newen  Eheleuth  inn  der  Kirch  für  der  Christlichen  gemein  ein- 
geleitet werden**. 

Braunschw.-Lüneburg.  K.O.  (1564.  R.  2,  287.) 

Hess.  K.O.  (1566.  R.  2,  297.) 

Acta  syn.  Wesal.  (1568.  R.  2,  316.) 

K.O.  f.  d.  Herzogth.JPreuss.  (1568.  R.  2,  297.) 

Lipp.  KO.  (1571.  R.  2,  338.) 

Oesterr.  K.O.  (1571.  Daniel  Cod.  liturg.  2,  316.) 

Clev.  K.O.  (1533.  R.  1,  218.):  „.  .  .  d<a  die  Laiinüch 
Benedictio  und  gebeder,  so  in  dem  tosamengeven  der  Ehehjdt 
verlesen  uihtgelacht  und  verkleret  werden**. 

Branden!).  Nürnb.  K.O.  (1533.  R.  1,  210.) 

Brem.  K.O.  (1534.  R.  1,  243.):  „  Wenn  brudt  unde  hm- 
-degam  tosamen  gegeven  werden  .  .  .  schollen  de  Predicanten  . . . 
vormanen,  wat  de  Eestandt  sy  .  .  .** 

Strassb.  K.O.  (1534.  R.  1.  238.) 

Pommer.  K.O.  (1535.  R.  1,  250.):  „de  vortmwynge  ... 
schal  gescheen  dorch  den  preester  .  .  .** 

Würtemb.  K.O.  (1536.  R.  1,  270.)  Ehe-O.  (1537. 
R.  1,  281.) 

Hamburg.  K.O.  (1539. R.  1,320.):  „IndemVortruwemh' 
schal  diese  .  .  Form  ....  geholden  werden**. 

Sachs.  K.O.  (1539.  R.  1,  313.):  „  Wenn  die,  so  zur  Ehe 
•  •  greifen  wollen  ....  zusamen  gegeben  jren  öffentlichen  Kirch- 
gang halten  wollen,  mag  man  in  der  Kirchen  nachbeschriebenc 
Ceremonien  halten**. 

Kassel.  K.O.  (1530.  R.  1,  304.):  „.  .  .  so -sollen  alle 
Eheleut  zuvor  jhre  Ehe  von  der  Kirchen  bestetigen  und  heiligen 
l 


agsen 


Brandenb.  K.O.  (1540.  R.  1,  330.) 
Meisen.  Visit.  Absch.  (1540.  R.  1,  321.) 
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Preuss.  Art  v.  Erwähl,  d.  Pfarn  (1540.  E.  1,  338.); 
„€8  sollen  etliche  treuung  .  .  ,  jn  der  Kirchen  .  .  gehandelt 
Uferden^*^. 

Ordonn.  eccl^s.  de  Geafeve  (1541.  R.  1,  347.):  ^.Qu'on 
prh  la  pubUcation  des  bans  aceovstumez  an  celebre  et  bSnisse  le 
mariage  en  VEgUae**. 

Hall.  K.O.  (1541.  E.  1,  341.):  „Ee  soll  keine  Copulon 
Hon  in  Häusern  geschehen,  sondern  die  Ehe-Peraohnen  sru  der 
Kirchen  gehen^*. 

Pommer.  K.O.  (1542.  E.  2,  11.) 

Calenb.  Götting,  K.O.  (1542.  E.  1,  365.):  „dessgleichen 
soÜen  hinfürt,  Braut  und  Breutgam  für  der  gantzen  gemein  in 
der  Kirchen  .  .  .  zusamen  gegeben  werden*^. 

Schweinfurt.  K.O.  (1543.  B.  2,  22.) 

HalL  K.O.  (1543.  E.  2,  16.):  „/So  eol  der  Ehelich  con- 
irakt  .  .  .  o^entKch  bestetigt  und  darin  der  KircJien  fürbit  .  . 
beeret  fjoerden  ". 

Osnabrück.  K.O.  (1543.  E.  2,  25.):  ^,wen  dat  bylager 
yffte  die  Werschop  gesehen  sclioll  dess  avendes  so  scliollen  bruth 
und  brüdigam  in  der  kerken  vor  deme  aüare  tohope  gegeven 
werden ".  % 

Cöln.  Eef.  (1543.  E.  2,  47.):  „.so  sollen  alle  Eheleuth 
zuvor  jr  ehe  in  der  Kirchen  für  der  gemein  Gottes  durch  das 
uKiTt  Gottes  und  gebett  bestetigen  und  heiligen  lassen*^. 

Lüneburg.  K.O.  (1543.  E.  2,  56.) 

Braun schw.  K.O.  (1543.  E.  2,  60.):  „alle  die  sick  in 

den  Echtenstand  begeven  scholen  van  einem  Predicanten 

ihosamen  gegeven  werden", 

Preuss.  K.O.  (1544.  E.  2,  70.) 

Bergedorf.  K.O.  (1544.  E.  2,  77.):  „und  schalen  ock  na 
der  Messe  vor  dem  AUare  im  Chore  vortruwet  und  tohope  ge^ 
geven  werden". 

K.O.d.  Niederländ.  in  London  (1550.  E.  2,  114.) 

Mecklenb.  K.O.  (1552.  E.  2,  120.):  „und  sollen  vor  dei^ 
öffentlichen  christ^nlichen  solennitet  der  Hochzeit  keine  beywonung 
zulassen". 

Würtemb.  Ehe-O.  (1553.  E.  2,  128.  fF.) 

Würtemb.  K.O.  (1553.  E.  2,  139.):  „dass  die  neuwen 

^  Das  ist  kein  Gebot  der  Trauang,  sondern  die  den  Pfarrern  ertheilte 
Berechtigung,  ihren  Pfarreingesessenen  zu  diesem  Zwecke  nicht  „nachzu- 
sciehen". 
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Eeleut   in   öffentlicher    Versammlung   der   Kirchen    einffeaeond 
werden", 

K.O.  d.  ausl.  Gern,  z.  Frankf,  (1554.  R.  2,  157.):  »m 
coniuffia  nisi  publice  et  Bolenni  quodam  ritu  ineant  homines'*. 

K.O.  f.  Hüttenberg  u.  d.  gemeine  Land  a.  d.  Lahn. 
(1555.  R.  2,  163.) 

Wal  deck.  K.O.  (1556.  R.  2,  172.) 

Sachs.  Generalart.  (1557.  R.  2,  181.):  „.  ..«oö.. 
die  Copulierung  und  zusamengebung  oder  einsegnung  der  Braut 
und  Breutgame  .  .  •  anders  nicht,  dann  jnn  der  Kirchen  .  . . 
gescheen". 

Brandenb.  Agend.  (1572.  R.  2,  348.) 

Hoya.  K.O.  (1573.  R.  2,  357.) 

Brandenb.  Cons.  O.  (1573.  R.  2,  381.):  „£?nd  sol  dit 
Copulierung  und  zusammen  gebung  oder  Einsegnung,  der  Braut 
und  Breutigams,  anders  nicht  dann  in  der  Kirchen  vor  def 
christlichen  Gemein geschehen". 

Lüneburg.  K.O.  (1575.  R.  2,  399.) 

Hohenloh.  K.O.  (1577.  R.  2,  401.) 

Hoya.  K.O.  (1581.  R.  2,  458.) 

Henneberg.  K.O.  (1582.  R.  2,  461.) 

Solms.  Braunfels.  K.O.  (1582.  R  2,  459.) 

Niederaächs.  K.O.  (1585.  Daniel  Cod.  2,  316,) 

Tecklenburg.  K.O.  (1588.  R.  2,  478.):  „.  .  .  eoln  die 
sich  ehelich  versprochen  jre  Ehe  jn  den  Kirchen  bestetigen  und 
MlUgen  lassen",  — 
Motive  Aber  auch  hier  ist  auf  die  näheren  Umstände  aufmerk- 

mungeu.  sam  ZU  machcn,  die  sich  zum  Theil  aus  dem  Wortlaute  der 
Bestimmungen,  zum  Theil  aus  der  von  den  Kirchenordnungen 
aufgestellten  Lehre  von  den  Verlöbnissen  ergeben.  Abge- 
sehen nämlich  davon ,  dass  nur  in  einigen  der  angeführten 
Kirchenordnungen  die  kirchliche  Trauung  als  absolut  noth- 
-wendiges  Erfordermss  der  Eheschliessung,  deren  Unterlassung 
Nichtigkeit  nach  sich  zöge,  dargestellt  wirdS  abgesehen  selbst 

1  Z.B.  Zürich.  Chorger. 0.1525.  Basel. K.0. 1529.  Casael.KO. 
1539.  Ordonn.  eccl.  deG^ueve  1542.  Calenb.Götting.  K.O.  1542. 
Hall.  K.O.  1543.  Osnabrücker  K.O.  1543.  Cöln.  Keform.  1542. 
Braunschw.K-0. 1542.  Bergedorf.  K.0. 1544.  Mecklenb.K.0. 1552. 
Würtemb.K.0. 1553.  K.O.  d.  ausl.  Gem.  z.Frankf.  1554.  Sachs.  Ge- 
neral-Art 1557.  Jever.K.0. 1562.  Pommer.K.0. 1562.  Braunschw. 
Lüneb.K.0. 1564.  Pfalz.  K..0.  1563.  Lüneb.  K.O.  1575.  Teoklenb. 
K.O.  158S.  —  Vgl.  auch  Meier  a.  a.  0. 50.  f. 
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Ton  den  Worten  der  Würtemberg,  ELO.  v.  J.  1553.S  welche 
die  bürgerliehe  Zusammengebung  der  Eheleute  auf  dem  Bath- 
haoBe  als  berechtigt  erwähnt,  oder  von  den  Bestimmungen  der 
Renovatio  eccl.  Nordling.  v.  J.  1525.^  die  in  höchst  vor- 
sichtiger Weise  von  der  Aufteilung  bindender  Anordnungen 
Abstand  nimmt,  „ne  qui$  gentium  mätrimoma  caviüetar.    Nam 
ei  gentibua   idem  in  matrimonna  ins   est,    quod  Christianis  et 
ludaeis  oKm,  et  quemctdmodum  nobis  non  est  Tnatrimonium,  quod 
contra  legem  Dei,  sive  eeclesiae  sanctae  initum  est,  ita  neque  gerir' 
Uhus  est,  quod  contra  leges  desponsatur.     Ut  autem  ad  Eccle- 
siam  Dei  revertamur,  Hoc  agnoscimus  et  vocamus  mairimonium, 
quod  secundum  legem  Dei  aut  secundum  publicae  honestatis  rO' 
Honem  initum  est  et  conßrmatum"  —  so  sind  vor  allen  Dingeii 
£e  Motive  zo  den  Vorschriften  der  Kirchenordnungen  über 
kirch&che  Eheschliessung  wichtig,  und  sie  stellen  sich  häufig, 
wie  Meier  mit  Recht  bemerkt,  als  dieselben  dar,  die  auch 
bei  der  Fassung  der  Tridentinischen  Schlüsse  die  bewegen- 
den waren. 

So  heisst  es  denn:  wllthil^Si 

Zürck  Chorger.  O.  (1525.  R.  1.  22.):  „Item  argwon,^'^^§^ 
htnderred,  betrug  ze  vermyden".  "wÄ°* 

Würtemb.  Ehe-0.  (1537.  R.  1,'281.):  „Darauss  ml  jr- 
rangen  und  onrats  ervolgVK 

Hall.  K.O.  (1543.  R.  2,  16.):  „auch  niemands  durch 
argwöniseh  beywonung  seinem  nechsten  ergerlich  sein  soll", 

Braunschw.  K.O.  (1543.  R.  2,  60.):  „dat  se  by  uns  in 
unser  Stadt  gude  tüchnisse  hebbet  eres  eheliken  Standes". 

Bergedorf.  K.O.  (1544.  R.  2,  77.):  „dat  alles  vor  dem 
gantzen  Carspel  also  desto  erKker  togahn,  und  ein  yeder  desto 
fnehr  und  beröhmliker  Tüchnisse  hebben  möge  eines  Ehstandts". 

K.O.  d.  ausl.  Gem.  z.  Frankf.  (1554.  R.  2, 157.):  „Vos 
omnes,  quotquot  adestis,  testes  hujus  facio  ac  memores  esse  iubeo 
....  nee  fraus  ulla  dolusve  intercedat,  sed  bona  fide  omnia  inter 
coniuges  fiant  **. 

Pfalz.  K.O.  (1563.  R.  2,  171.):  „Ich  nenne  euch  alle,  die 
jr  hie  seiet  zu  zeugen^K 

1  Siehe  oben  S.  200. 

>  beiRicliterK.0;l,19. 

'  So  hieiMt  es  auch  im  Ritaal  des  Genfer  CatechismiM:  ,,Vos  ego 
omnes,  qai  praesentes  adestis,  testes  facio,  petoque,  ut  huius  rei  memoriam 
l^abeatis**. 
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EU^enso  ist  auch  die  Bestimmung  der  Lübecker  K.O. 
V.  J.  1531.  zu  erklären,  welche  bekannte,  in  Lübeck  wohn- 
haftige  Bürger  zu  Hause  trauen  lässt,   unbekannte,  firemde 
Leute  aber  nur  in  der  Kirche*. 
Kirchen-  Auch    die    Einführung    der    Kirchenbücher,    die  in 

manchen  Earchenordnungen  gefordert  wird',  dient  demselben 
Zwecke,  die  Existenz  der  Ehe  gegen  jeden  Zweifel  zu  sichern, 
Aufgebote,  selbst  die  Aufgebote,  die  in  den  meisten  Kirchenordnungen^ 
wie  auch  in  der  katholischen  Kirche^  vorzugsweise  wegen  Er- 
forschung der  etwa  obwaltenden  Ehehindemisse  angeordnet 
sindS  scheinen  zuweilen,  wie  z.  B.  in  der  so  eben  angeführten 
Lübecker  K.O.,  nur  behufs  der  grösseren  Publicität  der 
Ehen  festgesetzt  zu  sein^. 

Dennoch  ist  aber  auch  in  vielen  Kirchenordnungen  die 
kirchliche  Eheschliessung  das  Resultat  der  ganzen  kirchlichen 
Auffassung  von  der  Ehe  selbst.  Der  von  Gott  eingesetzte 
heilige  Ehestand,  den  er  durch  y^  Christum  seinen  Sohn  awh 
durch  die  Apostolischen  Schritten  ....  so  herlich  bestetini 
hat^y  schien  einer  kirchlichen  Eingehungsform,  der  Fürbitte 
der  Gemeinde,  des  Segens  der  Kirche  zu  bedürfen,  um  den 
Satan,  der  dem  Ehestande  mehr  als  irgend  einem  aiideren 
Stande  feind  ist'',  zu  bannen,  und  den  Eheleuten  einen  festen 

1  Richter  K.O.  1,  148:  „Doch  so  wonafftige  und  bekande  Boerger? 
nicht  wolden  thor  kerken  gan,  de  moegen  sick  mit  woentlikem  prange  Jäten 
yor  truTven  ym  huse.    De  oeuerst  yan  unbekandem  yolcke  synt,  Achoelen 

Byck  yn  der  kerchen ....  edder  yor  der  karckdoer ....  yortruwen  laten 

Sulcke  apenbare  yortruwinge  des  ttnbekanden  volckes,  dat  ys  der  de  hrr 
noch  hus  noch  erue  hebben ,  denet  tho  vormydende  yeles  ungeualtes  de  dar 
geschuet  wedder  den  ehelicken  standt  yan  Gade  yngesettet '^ 

S  Vgl.  Zürich.  Ehe*0. 1525.  K.  1, 22.  Baseler  K.O.  1529.  R.  1, 125. 
Brandenb.  Nürnb.  K.O.  1538.  R.  1,  210.  Brandenb.  K.O.  1540.  R.  1. 
830.  SchLd.  Synod.z.  Emden  1571.  R.  2,841.  Cöln.  Ref.  1543.R.2,4:. 
K.O.  d.  ausl.  Gem.  z.  Frankf.  1554.  R.  2, 157.  Acta  syn.  Wesal.  1568. 
R.  2^316.  Tecklenb.K.0. 1588.  R.  2,478.  Brandenb.  Vis.  u.Cons.O. 
1578.  R.  2,  378.  Zürch.  Chorger. 0. 1621.  R.  1, 22.  Hanau.  K.0. 1573. 
R.  2,  507.    HeB8.Agend.  1574.  R2,394. 

3  c.  6.  X.  qui  matr.  accus.  (4, 18.) 

«  Z.  B.  Lübeck.  K.O.  1581.  R  1,  148.  Brandenb.  Nürnb.  K.O. 
1538. R.  1,209.  Hess.  K.O.  1557.  R.  2,  505.  Kurpffilz.K.0.  1580.  R. 
2, 448. 

^  In  der  Brandenb.  Vis.  u.  Cons.O.  1573.  R.  2,  377.  erscheint  da< 
Aufgebot  als  kirchliche  Solennität:  „Wann  sich  die  unschuldige  gescheidiie 
Persone  wider  yerehelichen  wii,  soll  ....  der  Pfarrer  sie  nicht  öffentlich 
Auffbietten**. 

«  K.O.  f.  Kaienberg  u.  Götting.  R  1, 865, 

7  Vgl.  Daniel  Cod.  liturg.  2,  818. 
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Halt  zu  geben  gegen  die  ,,mancherley  anfechtung  darinn  sie 
Gotiis  ffnad  und  hilf  notdürftig  seyen  begegnet**^. 

Als  göttliches  Gebot  wird  aber  die  kirchliche  Trauung  Kirchlich© 
nircrends  darges teilt,  und  wenn  auch  viele  Kirchenordnungen «»«?  "»«ht 

•1T1-  Tti  ^  .  11  1  götüichea. 

ihre  Bestimmungen  an  die  bekannte  Genesisstelle  anknüpfen,    Gebot, 
an  die  Zusammensprechung  und  Benediction  Adams  und  Evas 
durch  Gott  selbst  im  Paradiese  ^  so  dient  das  höchstens  dazu, 
dnen  göttlichen  Präcedenzfall  der  Trauimg  anzuführen,  und 
als  Ermahnung  an  die  Ehegatten,  ihre  Zusammenfugung  als 
von  Gott   selbst  vorgenommen,  als  eine  unauflösliche  zu  be- 
trachten.    Denn  der  Erwägung,  dass  in  jener  Stelle  die  Be- 
nediction sich  eben  so  gut  auf  die  Thiere,  wie  auf  die  Men- 
schen bezieht,  konnte  sich  schon  Luther  nicht  entziehen'; 
^are  doch  also,  falls  man  darin  eine  göttliche  Einsetzung, 
einen  gottlichen  Befehl  der  kirchlichen  Trauung  hätte  erblicken 
wollen,  auch  eine  kirchliche  Ehe  der  Thiere  gerechtfertigt,  ja 
geboten  gewesen.  — 

Im  Gegentheils  Es  geht  vielmehr  aus  der  ganzen  Natur 
der  Kirchenordnungen  als  staatlicher  Anordnungen  hervor, 
dass  wir  auch  die  kirchliche  durch  sie  gebotene  Eheschlies- 
sung als  staatliches  Gesetz  zu  .betrachten  haben,  wie  das  schon 
oben  im  vorigen  und  einleitungsweise  in  diesem  Abschnitte 
weiter  ausgeführt  worden  ist*.  — 

Die   Lehre   von   den  Verlöbnissen    findet    sich    in   den  Kjrchen- 

ordnung^ii 

Kirchenordnungen  nicht  mit  derselben  Ausführlichkeit  darge-  aber  ver- 
stellt, wie  bei  den  meisten  Theologen  und  Juristen,  nicht  ein- 
mal der  Unterschied  zwischen  sponsalia  de  praesenti  und  de 
futuro  wird  aufgestellt  und  erörtert;  wohl  aber  ist  als  Resultat 
bei  vielen  deutlich  zu  erkennen,  bei  anderen  aus  geringen 
Spuren  zu  errathen,  bei  allen  zu  vermuthen,  dass  sie  öffent- 
lichen, und  fiigen  wir  noch  hinzu,  unbedingten  Verlöbnissen 
die  Kraft  von  Ehen  zuschrieben. 

So  lassen  denn  die  Acta  synodi  Wesaliensis  v.  J. 

1  Hall.  K.0. 1543.  R  2, 16. 

^  Vgl.  I.  B.  Kursächs.  Unterr.  1528.  R.  1, 94.  Cöln.  Ref.  1543.  R. 
2,47.   PfÄlz.K.O.lö63.R.2,270. 

*  Tischreden  in  Werke  (Erl.  Ausg.)  61,  168.  —  Gegen  die  Herbei- 
xlehung  dieser'SteUe  erklärte  sich  Lamberts  (praes.  Pagenstecher) 
Patrimonium  absque  benedictione  sacerdotis  legitimum  (Teutob.  1752.)  §.  4. 
IMur beispielsweise  Schelinigius  diss.  de  antiq.  consecifat.  nuptiai. 

^  VgLTwesten  a.a.O.  183.  Göschen  a. a.  56.f. 
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1568.*  die  Verlobten  schon  vor  der  kirchlichen  Trauung  in 
das  Ejfchenbuch  als  Eheleute  eintragen: 

,fAntea  vero  quam  haec  nominiun  editioßat,  sistent  $e  una 
cum  parentibua  aut  curataribtts  ministro  et  duobus  suae  claads 
senioribua,  ut  de  iis,  quae  necessaria  esse  existimabuntur,  possini 
interrogari^  Quo  facto  eorum  nomina  tabuUs  publicis  consigna- 
buntur". 

So  wird  in  der  Goslarer  Cons.  O.  v.  J.  1555.*  die  mar 
litiosa  desertio  für  gleich  verwerflich  bei  Ehen  wie  bei  Verlöb- 
nissen erklärt,  und  in  der  Brandenburg.  Cons.  O.  v.  J. 
1573.*  den  Verlöbnissen  die  bindende  Kraft  der  Ehe  zuge- 
schrieben: „TFiw  ciber  öffentlich  mit  vorwissen  und  bewilKgung 
derjenigen,  so  die  uberhandt  haben,  als  Vater,  Mutter,  und  wat 
an  jhrer  statt  sein  mag,  odef  im  bet/sein  Ehelicher  Leute  förgt- 
nommen  und  geschlossen  wirdet,  das  hat  Gott  zusammen  gefügig 
und  solchs  soll  kein  Mensch  auff lösen  noch  scheiden*^.  Aehnlich 
sprechen  sich  auch  die  Beschlüsse  der  Emdener  Synode  v. 
J.  1571.*,  die  Preussische  Cons.  O.  v.  J.  1584.*^  und  die 
Niedersächsische  K.O.  v.  J.  1585.^  aus. 
T«ri»bniMe  Mit  den  svonsalibus  de  futuro  aber  cum  copula  subsecuta 
dersach«  8oll  cs^  uach  der  Goslar  er  Cons.  O.  v.  J.  1555.^  vermöge  he- 
tificirt.  schriebener  Hechte  gehalten  werden,  d.  h.  es  sollen  die  Vor- 
schriften des  kanonischen  Rechts  angewendet,  mithin  ein  sol- 
ches Verlöbniss  fiir  eine  Ehe  gehalten  werden. 

Beischlaf  und  öffentliches  Verlöbniss  mit  einer  anderen 
Frau,  nach  schon  gefeiertem  öffentlichen  Verlöbnisse  wird  in 
der  Brandenburger  Cons.O.  y.  J.  1573.*  und  in  der  Gos- 
larer V.  J.  1555.*  dem  Ehebruche  gleichgeachtet.     „Wehrt- 

1  beiRichterK.O.  2,816. 

2  ebendas.  2, 166:  „. . . .  und  solches  wird  auch  gemeinet  von  denen 
die  einander  ehelich  und  öffentlich  verlobet  und  ihr  Eins  vor  dem  ehelichen 
Beylager  ohne  redliche  Ursache  hinwegiaufft . . .  /* 

3  beiRichterK.0.2,  881. 

^  ebendas.  2, 840:  „Die  hiligen und Eheberedungen rechtmessig ein- 
gegangen, kunnen  auch  nicht  auff  beiderseits  bewilligungh  wider  auffgelöset 
'  werden". 

6  ebendas.  2, 466:  „Wenn  aber  ein  Verlöbniss  unter  denen  Personen 
so  sein  mftchtig,  einmal  Öffentlich  und  ordentlich  getroffen  und  beschlossen 
ist,  soll  dasselbige  weder  durch  Wiederaendung  der  Mahlschats  noch  durch 
Geld  oder  einige  Vertrfige  wieder  zurissen  und  aufgehoben  werden*'. 

6  e  b  e  n  d  a  B.  2, 47 1 .  Eigenmächtiges  Zurücktreten  von  einem  gültigen 
Verlöbnisse  wird  nach  Befinden  mit  Landesverweisung  geidmdet. 

7  ebendas. 2, 165. 
6  ebendas.  2,881. 
^  ebendas.  2, 166. 
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OMch  auf  das  letzte'%  heisst  es  in  der  erBteren,  ,yda8  Bey-- 
BcUaffen  erfolgt,  Soll  der  Mann  vor  ein  Ehebrecher  gehalten, 
unnd  wie  Hecht  gestraft  werden  .  .  .'* 

„Dem  Ehescheiden",  sagt  die  letztere^  „von  wegen  des 

Ehbruehs  wird  gleich  geachtet,  wenn  einer  recht  und  redlich  mit 

einer  öffentlich  verlobet  ist,  und  ehe  dann  er  bey gelegen  ^  eich  mit 

einer  andern  vertrauen  lest,  und  die  beschlefft,  oder  vermeintlich 

mit  ihr  ehelich  beyUget,  der  Meinung  von  der  ersten  dadurch  ledig 

zu  werden.     Ein  solcher  sol  als  ein  Ehebrecher  gegen  der  erst 

Vertrauten  gehalten  und  durch  das  Consistorium  zu  Poenitenz 

gedrungen  y  oder  im  Mangel  dess,  durch  die  weltliche  Obrigkeit^ 

vie  sich  zu  Recht  gebührt,  gestraffet  werden,  und  do  sich  die 

erste  mit  ihm  nicht  wolle  versühnen,  soll  ilir  erleubet  werden,  sich 

mit  einem  andern  zu  verehelichen,  dergleichen  soll  auch  erleubet 

Verden  der  andern  und  stuprirten,  so  fem  sie  unwissentlich  und 

ohne  Arg  und  Falsch  hiezu  kommen  ist,  hette  sie  aber  der  ersten 

Verlöbniss  Wissenschaft  gehabt,  und  sich  mit  ihme  darüber  in 

Ehegelöbnuss  und  Beyschlaffen  eingelassen,  so  soll  sie  durch  die 

Obrigkeit  gebürUch  gestraffet  werden'*. 

Daher  wird  denn  auch  in  vielen  Kirchenordnunffcn  das  "1^^«" 

ö  Wortenach. 

\''erlc)bni8S  geradezu  mit  dem  Wort  „Ehe"  bezeichnet*,  und 
in  anderen  der  kirchlichen  Trauung  nur  die  Kraft  der  „Be^ 
sfäfigung",  mithin  der  Bekräftigung  einer  schon  geschlossenen 
Ehe  beigelegt^,  Indem  ihr  aber  so  die  ehewirkende  Kraft 
abgesprochen  wurde,  konnte  sie  als  blosse  Vollziehung  einer 
fschon  geschlossenen  Ehe  auch  zwangsweise  von  den  Ver-  t^nou^L 
]obten  gefordert  werden,  wie  das  in  der  Brandenburger 
XJons. O.  V.  J.  1573.^  in  der  Preussischen  v.  J.  1584.* 

1  Vgl.  Zürich.  K.0. 1629.  R.  1,  135.  Brandenb.  Cons.0. 1Ö78.R. 
2, 881.  ygl.  auch  die  Kassel.  K.0. 1589.  R.  1, 804,  wo  von  den  Verlobten 
gesagt  irird :  ,,wo  sich  die  leuth  mit  einander  vermehlet  haben  *^ 

«  Zürich.  K.0. 1529.  R.  1,135.  Kassel.  K.O.  1539.  R.  1,  804.  Wür- 
temb.K.0. 1586.  R.  1,270.  Hall.  K.O.  1543.  R.  2, 16.  Cöln.  Ref.  1543. 
R.  2, 47.  Te.cklenb.  K.O.  1588.  R.  2, 478.  Vgl.  auch  die  Würtemb.  Ag. 
▼.  J  1809.  bei  Daniel  Cod.  lit  2,  331. 

9  Richter  K.O.  2,  883 :  „Do  das  Verlöbniss  ordentlicher  Weise  Öffent- 
lich geschehen  ....  und  wolte  (ein  Theil)  dasselbe  mit  dem  Kirchgange 
nicht  Yohiziehen ,  soll  dasselbe  durch  die  Obrigkeit  dazu  mit  bedrawunge 
der  GefengnuBS  angehalten,  oder  do  solches  nicht  helffen  wollte  gefeng- 
liehen  eingezogen  und  ehe  nicht  entledigt  werden,  es  habe  dann  Gaution  ge- 
than,  die  zugesagte  Ehe  wirklich  zu  Tollnziehen**. 

4  ebenda 8. 2, 466:  „. . .  würde  ...  ein  Theil  das  andere  aufhalten  . . . 
•oll  dasselbe  durch  Straf  des  Gefängnisses  angehalten,  auch  nicht  ehr  es 
liabe  denn  zuvor  genügsame  Gaution  gethan,  die  zugesagte  Ehe  in  gewisser 
Zeit  ZD  vollziehen,  daraus  gelassen  werden  '^ 
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und  in  den  Genfer  Ord,^   v.  J.  1541.  auch  in  der  That 
geschah. 
Züricher  gehr  interessant  Ist  das  von  Lavater  verfasste,  in  drai 

Büchlein  de  ritibus  et  mstitutis  ecclesiae  Tigarmae' 
enthaltene  Trauoeremoiiiell.  Dort  wurden  nämlich  au<di  die 
Sponsalien  wo  möglich  kirchlich  eingegangen,  und  begrün- 
deten dann  die  Ehe,  die  darauf  eingesegnet  wurde.   Es  lautet: 

ffXVL  Matrimonii  consecratio. 

In  contrahendis  sponsaUhus  haec  fere  servattir  consuetndo. 
Conveniunt  tarn  sponsi  quam  sponsae  parentes,  cognaH  ae  afjina 
et  tractant  de  sponsalibits,  quihus  in  literis  relatis,  si  adest  verhi 
ministeTy  procumbentium  (in  media  suorum  choro)  sponsi  et 
sponsae  manus  connectit  ei  solennibus  verbis  coniungitr  Si  iion 
adsit  verbi  minister,  facit  hoc  honestissimus  quisque  ex  toto  coetu, 
Sequenti  mox  die  vel  elapsis  aliquot  diebus  (prout  cuique  com- 
modum  est)  pompa  novi  coniuges  dedu^mtur  in  iemplum. 

Finita  concione  accedunt  ad  ministrum  ecclesiae,  in  prima 
parte  templi  stantem,  in  loco  ad  hoc  designato,  ibiqus  in  genxuL 
procumbunt.  Minister  versus  ad  populum  ad  hunc  modtäm  lo- 
quitur, 

Charissimif  notum  nobis  sit,  duas  Kos  persona^  N.  et  N. 
fnatrimonium  contraxisse  et   contractum   coram   vobis 

^  ebenda 8. 1, 850:  ,,Si  un  homme  apres  avoir  iurö  iille  ou  femme  s^en 
▼a  en  un  autre  paya  . . .  S'il  comparoit  qu*on  le  contraigne  de  celebrer  le  ma- 
liage  au  premier  iour,  qu*il  ae  pourra  faire  " .  Auch  in  der  Kurs&chs.  &.O. 
V.  J.  1580.  R.  2, 411.  wird  den  Visitatoren  aufgetragen,  zu  sehen,  „Ob  etliche 
unter  jhnen,  die  sich  mit  einander  ehelich  verlobet,  nach  dem  sie  aber  aolch 
Terlöbniss  gerewet,  nicht  zur  Ehe  greiffen,  sondern  auff  beyden  theylen  atiUe 
achweigen,  und  die  Ehe  nicht  ^olnziehen,  auch  nicht  ordentlich  yoneinander 
geschieden  sein".  —  In  anderen  Kirchenordnungen  wird  gefordert,  das«  bei 
Verlöbnissen  mit  Beischlaf  der  Verführer  ausser  zur  Ehe  auch  noch  zur  Do- 
tirung  der  Braut  genöthigt  werden  solle.  Vgl.  Hoya.  K.0. 1581.  R.  2, 458. 
Vgl.  Göschen  a.  a.  O.  45.  f.  Wenn  Göschen  daher  behauptet:  ,,8poii- 
aalium  rite  contractorum  atque  adeo  in  casu  concubitus  acoedentis,  non  ia 
est  e£fectus,  xit  contrahentes  sine  ulla  contradictione  ad  matrimonium  ineun- 
dum  cogantur",  so  bringt  er  dafür  keine  Beläge  bei,  da  weder  in  der  Ton 
ihm  angeführten  Zürch.  £.0. 1525. R.  1,22.,  noch  in  der  Basel.  K.0.1d29. 
R.  1, 125.  von  einem  Eheversprechen  oder  Verlöbnisse,  sondern  allein  von 
einer  Verfuhrung  die  Rede  ist.  Die  auch  angefahrte  Hoya.  K..0. 1581. K. 2; 
458,  wo  allerdings  ein  Verlöbniss  erwähnt  wird,  widerspricht  aber  geradesu 
dem  aufgestellten  Satze ;  sie  sagt:  „Wenne  Jemand  eine  Frauensperson  be- 
schläft, und  ihr  die  Ehe  verspricht,  soll  er  dieselbe,  wenn  sie  die  Zusage  Tor 
dem  Consistorium  beweisen  kann,  zur  Ehefrau  behalten". 

^  Anonym  in  Zürich  erschienen.  (Es  ist  auch  abgedruckt  in  Bd.  II. 
von  D  anie  1  Cod.  liturg.)  —  fol.  15. 
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ehrisiianis  testibus  eonfirmare  velle,  Quare  si  quis  adest, 
qui  iusta  impedimenta  ktdus  coniugü  novit ^  ü  indicet".  Dann 
folgt  die  Lesung  des  19.CapiteIs  Mathaei»  die  Consenserklürung, 
dieVeiaeiiugung  der  rechten  Hände  und  endlich  die  Benediction. 

Dass  übrigens,  auch  die  Kirchenordnungen  dem  Consens  B^^luea^' 
der  ESiegatten  und  nicht  der  Benediction  die  eheschaffende  *^~j^^*J^"^' 
Wirkung  zuschrieben,  geht  besonders  aus  den  Bestimmungen 
derjenigen  hervor,  welche,  wie  diePommerschen  v.  J.  1535.^ 
und  lö63.^  die  Osnabrücker  v.  J.  1543.^  die  Branden- 
burger T.  J.  1540.*,  die  für  Calenberg  und  Göttingen  v. 
J.  1542,^  die  Oesterreichische  v.  J.  1571.^  die  Nieder- 
sächsische V.  J.  1585J  und  die  Magdeburger  Agende  v. 
J.  1663.^  die  Benediction^in  der  Weise  des  Lutherischen  Trau- 
büchleins von  der  eigentlichen  Trauung  trennen,  und  erstere  viel-      * 
leicht  sogar  erst  nach  vollzogenem  Beilager  vornehmen  lassen. 

Je  mehr  Gewicht  aber   auf  die  Verlöbnisse  gelegt,   je  2*JJ{**^JJ: 
grossere  Wirkung  ihnen  zugeschrieben  wurde,  um  so  mehr  Jöbni««. 
musste  eine  feste  Form  derselben  und  nicht  blos  im  Interesse 
der  elterlichen  Einvrilligung  wünsehenswerth  sein. 

So  wird  denn  nicht  allein  vielfach  gefordert,  dass  die 
■,yEhe  mit  dem  Gebeth  und  JSffenÜicher  desponsation,  in  heysein 
etlicher  Ehrlicher  Leute,  ungefehrlich  zwey  oder  drey  auff  jeder 
Seite y  wo  sie  mit  Eltern  oder  Vormunden  nicht  versehen ,  ah 
zeugen  anfangen  sollen^* ^,  sondern  es  kommen  auch  kirchliche 

^  bd  Richter  K.O.  1,  250:  „De  tho  der  kercken  gaen,  scholen  nha 
der  vortruwynge  edder  des  morgens  vor  deme  altare  gesegnet  werden  ". 

s  ebenda 8.  2, 242 :  „ Die  nicht  thor  kercken  ghan ,  scholen  balde  nah 
der  Tortniwinge  benedicirt  werden  *^ 

'  ebendas.  2, 26:  „So  auerst  in  den  grothen  Wertschoppen  Brut  und 
Brudegam  willen  sick  im  Huse  tohope  geuen  laten ,  so  schal  dat  sül?e  ge- 
ftchehen  des  Auends  vor  der  Mahltydt  in  bywesende  aller  Gäste,  Des  andern 
Dages  wen  de  Brüht  to  kercken  geyt ....  schal,  man  vor  dem  Altar  euer 
Brat  und  Brudegam  de  benedictioneä  lesen . .  .*^ 

4  ebendas.  1,330:  „Des  andern  tags  sol  der  Kirchgang  wie  gewöhn- 
lich gehalten,  unde  dise  folgende  gebet  über  Breutigam  und  Braut,  nach  ge- 
haltenem Ampt  gesprochen  werden  *\ 

^  ebendas.  1,865. 

<  bei  Daniel  a.  a.  O.  2, 816.  * 

7  ebendas. 

^  ebendas. 

»  Brandenb.Vis.  u.  Cons. 0.1570. R.2, 376.  Vgl.Mecklenb.ICO. 
1552.  R  2, 120.  Preuss.  Cons.0. 1684.  R.  2, 465.  Gosl.  Cons.0. 1555. 
R.2,165.  Zürich.  E.0. 1525.  R.  1,21.  Cöln. Ref.  1543.  R.  2,48.  Wür- 
temb.E.O.1587.R.l,280.  Würtemb.E.0. 1553. R.2, 128.  Braunschw.- 
LQneb.  K.O.  1564.  R.  2, 285.  Pomm.  K.O.  1563.  R.  2,  242.  Kurpf&ls. 
2.0. 1563.  R.  2, 256.   Basel.  K.0. 1520.  R.  1, 125. 
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Yerlöbnisse  vor^  wenigstens  solche^  wo  die  Anwesenheit  des 
Geistlichen  gefordert  und  eine  gewisse  '  Liturgie  beobachtet 
wurde,  wie  in  dem  oben  angeführten  Züricher  Rituell^  dai 
Schlüssen  der  Emdener  Synode^  und  anderwärts^;  aber 
allerdings  gab  das  zu  Missständen  Anlass,  die  eine  Aufhebung 
dieser  Verlobungsform  veranlassten,  und  die  in  der  Lauen- 
burger  K.O.  anschaulich  geschildert  werdend 

Es  war  daher  nicht  „Sorge,  den  sittKcIten  Character  dts 
Verlöbnissee  hervorzuheben**,  wie  Kliefoth*  irrthümlich  meinte 
dass  eine  Oeffentlichkeit  der  Verlöbnisse  gefordert  wurde,  es 
war  nicht  Opposition  gegen  den  „Leichtsinn  und  die  Schleckr 
tigkeit  des  subjectiven  Gelüstes  und  Beliebens,  dem  das  GebiH 
der  Eheberedungen  und  Eheversprechungen  zmn  ewigen  und  zeit- 
lichen Schaden  vieler  Tausende  zum  Raube  geworden  ist*%  wie 
derselbe  Theologe  tendenziös  hervorhebt^  welche  die  Kirchen- 
Ordnungen  bewog,  den  Verlöbnissen  den  bindenden  Character 
der  Ehe  beizulegen,  sondern  es  war  eine  vollständige  fiepro- 
duction  des  kanonischen  Rechts,  wie  es  bis  zum  Trienter 
Concil  gegolten  hatte,  und  wie  es  Kliefoth  freilich  in  seinem 
ganzen  Buche  consequent  ignorirt.  Es  war  auch  Jceine  „Aehn- 
lichkeit",  in  welche  die  lutherischen  Kirchenordnungen  das  Ver- 
löbniss  mit  der  Ehe  gesetzt  hätten,  keine  Analogie  mit  der 
Ehe,  wie  derselbe  Kliefoth  behaup tet^  sondern  es  war 
eine  völlige  Identificirung  beider,  wie  sich  das  aus  aUem  oben 
Gesagt«,  hinreichend  ergiebt.  - 
veriöbnäo.         Heimliche  Verlöbnisse  erklären  viele  Kirchenordnungen 

^  Richter  K.O.  2,  841 :  „Ja  es  ist  auch  nöth,  dass  lemands  von  deo 
Dhienern  oder  Eltesten  der  Kirchen  dabey  sein,  da  solche  Ehegelobten  ver- 
handelt werden**. 

«  Mecklenb.  K.O.  1552.  R.  2,  120.  Brandenb.  Vis.  u.  Con8.0. 
1573.  R.  2,  376.  Vgl.  auch  Gerbe  rta.a.0.  579:  „An  einigen  Orten  die- 
ser Lande  ist  auch  der  Brauch,  dass  die  Personen ,  die  sich  verloben  wollen, 
mit  ihren  Eltern  oder  Anverwandten  zu  dem  Pfarrer  des  Orts  in  seine  Pfarr- 
Wohhung  kommen  und  da  in  seiner  Gegenwart  sich  verspreohen  ".  Cal  vor 
rituale  eccles.  (Jenae  1705.)  1, 12. 

3  Fol.  249:^ „Es  sollen  die  Pastoren  Niemanden  vertrauen*',  heisst  es 
dort,  „wie  bisher  geschehen  ist,  auf  den  Verlöbnissen,  daraus  grosser  Uebel- 
stand  und  ärgerliches  Wesen  erfolgt  ist,  dass  die  Personen  sich  zusammen 
gefunden,  ehelich  mit  einander  gelebt,  die  Braut  gleichwohl  in  den  Haaren 
umgegangen  und  oft  Kindbette  gehalten,  ehe  die  Hochzeit  geworden,  und 
sie  dem  Bräutigam  ins  Ehebette  geworfen  ist  worden".  Vgl.  Kliefoth 
Liturg.  Abhandl.  1, 40. 

^  ebendas.  89. 

6  ebendas.  40. 

^  ebendas.  35. 
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für  rnigültig^y  viele  belegen  sie  mit  Strafe^  dennoch  aber 
Bchreiben  aie,  gleich  Luther,  dem  hinzugetretenen  Beiachlafe 
eise  solche  Kraft  zu,  dass  sie  dadurch  öffentlichen  Verlob- 
nissen  vorzuziehen  seien';  ja,  ^e  Hessische  Beformation 
T.  J.  1572>  will  sogar  in  diesem  Falle  der  Verweigerung  der 
elterlichen  Einwilligung  keinerlei  Wirkung  zumessen. 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Lehren  der  einzelnen  Theologen   L««jcri 

.  •'  **       Kampf  mit 

und  Juristen  über.  —  d-  Joristcn 

Schon  Luther  hatte  bei  Lebzeiten  einen  harten  Kampf 
mit  den  zeitgenössischen  Juristen  zu  bestehen,  welche  sich  in 
Ehesachen  auf  die  Principien  des  kanonischen  Rechts  stützten, 
gleichviel,  ob  sie  dann  noch  mit  den  reformatorischen  Theorieen 
in  Flinklang  stünden  oder  nicht,  die  fast  einmüthig  den  theologi- 
schenBestrebungen  entgegentraten,  und  durch  ihre  Autorität  und 
ihre  Bechtskenntniss  auch  die  Consistorien  mit  sich  fortrissen. 
„WZr  Theologen  können  nichts  (d.  h.  in  Ehesachen)  und 
gehen  auch  nichts '%  klagt  Luther  in  einem  Briefe  a.  d.  J. 
1536.^,  und  gleich  darauf  fügt  er  hinzu:  ,,sintemal  ich  noch  nicht 
einen  Juristen  habe,  der  toider  den  Papst  in  solchen  und  derglei- 
chen fällen  mit  mir  und  hey  mir  halten  wolle ". 

1  Goslar.  Cons.  O.  1555.  B.  2,  165.  Zürich.  E.G.  1525.  R.  1,  21. 
Basel.  K.0. 1529.  R.  1,125.  CöiD.B.ef.  1543.IL2,48.  Hess. Ref.  1Ö72, 
R.  2, 851.    Vgl.  auch  ohen  S.  22S.  Anmerkg.  9. 

2  Z.  B.Preu88.  Gons.0. 1584.  R.  2,  465. 

s  Vgl.  Brandenb.  Vis.  u.  Con 8. 0. 1573.  E.2, 881 ;  Preuss.  Cons. O. 
1584.  R.  1,465. 

^  bei  Richter  K.O.  2,  852:  „Zum  andern  wann  nicht  aliein  auffein 
]iloss  Ehegelubt  sondern  darneben  auch  geklagt  würde,  das  die  fleischliche 
Tennischang  daraoff  gefolgt  wehr,  wirdt  dann  dieses  beids  gestanden . .  oder 
erwiesen  • .  so  soll  unerachtet  der  Eltern  yerwegerung,  die  jhre  Kinder  nicht 
besser  erzogen  haben,  auff  voUnziehung  der  Ehe  gehandiet  werden,  es  were 

dann  sach,  das  der  Beklagte  ....  In  diesen  dingen  mit  list angereitzt**. 

Vgl.  Nieders&chs.  K.O.  1585.  R  2,  461:  „Verlöbnisse  der  Kinder  ohne 
TVissen  und  Bewilligung  der  Eltern  bez.  der  Grosseltem,  sind  nichtig  und 
die  dennoch  vollzogene  Ehe  wird  mit  Verlust  des  halben  oder  auch  des 
ganzen  Erbes  geahndet.    Haben  sich  solche  Contrahenten  fleischlich  ver- 
miicht,  in  der  Meinung,  damit,  weil  nicht  mehr  res  integra  sei,  durch  zu 
brechen,  weil  jhres  Erachtens,  solche  Ehe  nicht  wol  möge  noch  könne  zer- 
nssen  werden ,  so  sind  sie  erblos  zu  machen ,  mit  OefÜngniss  zu  strafen  und 
des  lindes  zu  verweisen.    Hat  ein  Theil  den  andern ,  dessen  Aeltem  nicht 
in  die  Ehe  willigen  wollen ,  zur  Unzucht  verleitet,  so  soll  er  gebührend  ge- 
straft und  die  Ehe  selbst  zerrissen  werden  "r    Dass  übrigens  nach  den  Be* 
Stimmungen  vieler  Kirchenordnungen  die  ohne  elterliche  Einwilligung  ein- 
gegangenen Ehdn  nur  zu  bestrafen,  nicht  ftir  ungültig  zu  erklären  seien, 
vird  ausfuhrlich  dargestellt  bei  Göschen  a.  a.  0.  9.  ff. 
6  bei  de  Wette  a.  a.  0. 5, 25. 
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wegen  der  '  Wir  haben  echon  oben  erwähnt^  dass  Luther  Tor  allen 
£bea.  Dingen  die  ohne  Einwilligung  der  Eltern  eingegangenen,  oder, 
wie  er  sie  zu  nennen  pflegte  ^  die  heimlichen  Verlöbnisse  ver- 
warf ,  dass  er  sie  selbst  nach  Hinzutritt  des  Beischlafes  für 
ungültig  erklärte,  und  in  jedem  Falle  mit  Strafe  bel^  wissen 
wollte,  dass  hierin  —  von  seiner  Definition  der  sponsaUa  dt 
praeaenti  und  de  fviuro  abgesehen  -—  seine  Hauptabweichung 
vom  kanonischen  Rechte  bestand.  Die  Juristen  aber^  „der 
gröaste  Haufe" ^  hielten  „heimUch  Verlöbniss  für  ein  Ding,  diu 
man  könne  leiden ,  drümh  müssen  sie  Gottes  auch  aufheben  wem 
sie  nach  des  Papsts  Canönichen  und  Satzungen  stracks  sprechen 
und  urtheln  wollen^^\  sie  erachteten  sponsalia  clandestina  fiir 
bindend,  und  machten  die  Nothwendigkeit  der  elterlichen  Ein- 
willigung illusorisch. 

bqc^™**?         Vergeblich  drohte  Luther  mit  einer  eigenen   Schrill, 
*j®^^«Jj°  welche   das  Unwesen  der  Juristen   beleuchten   und  geissein 
derChnr-  solltc^  Dicsc Wandten  sich  andenChurfürsten  vonSachsen, 
saciuen   der  zwar  am  8.  Januar  1544.  ein  Rescript  erliess:  „W  de  tis, 
du,      quae  controversa  et  dubia  essent,  speciatim  in  causis  matrimonia' 
libuSf    iheologi  et    ICü    amice    eonferrent,    absque   detrimento 
doctrinae  christiahae,  a  Luthero  propositae  concordarent,  post- 
habüis  legibus  pantißeüs"^ 9  Luther  aber  von  der  beschlosse- 
nen Abfassung  seiner  Schrift  zurückhielt,,  und  dodi  ein  durdi- 
greifendes  Verbot   des  kanonischen  Rechts,  wie  Luther  es 
gewünscht  hätte,  nicht  fiir  gut  erachten  mochte. 

So  blieben  denn  die  alten  Missstände  in  ungeschwächter 
Kraft  fortbestehen,  und  als  bald  darauf  Luther  durch  den 
Tod  dem  Kampfe  entrückt  vnirde,  waren  die  Juristen  Sieger, 
und  das  kanonische  Recht,  welches  Luther  einst  dem  Scheiter- 
haufen übergeben  hatte,  blieb  für  die  protestantische  Kirche 
mehrere  Jahrhunderte  hindurch  die  oberste  Rechtsquelle. 

Die  Theo-  Schou  bei  Mclanchthon,  der  sich  sonst  ziemlich  nahe 

iiei«n^"thon.an  Luther  anschliesst,  finden  wir  die  von  diesem  verpönte 

1  Vgl.  o  b  e  n  S.  2 10.  Anmerkg.  1 . 

s  TiBohreden  in  Werke  62,  239.  Vgl.  Zimmermann  ConcordaDZ 
a.  a.  O.  10,  830.  824.  f.  Vgl.  Brief  an  Spalatin  t.  J.  1ö43.  bei  de  Wette 
a.  a.  O.  4, 626:  „Ego  tibi  fateor,  in  hoc  anno  novo,  sie  esae  me  acoeptum,  ut 
in  Tita  mea  et  in  tota  causa  Evangelii  nunquam  fueiim  pertuibatior.  Ozitnr 
enim  mihi  cum  luristis  negotium  acerrimum  de  clandestinis  Bponsalxbus,  et 
quoB  speraveram  fidos  Evangelii  amicos,  experior  hostes  aceirimos  ".  Siebe 
übrigens  auch  oben  S.  188. 

8  Vgl.  Seckendorff  bist.  Luther,  lib.  3.  aect.  32.  §.  126.  c  a.  1645. 
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Theorie*.  Auch  er  erkennt  äen  Unterschied  zwischen  V^>w-jJp^JJ^j 
iatia  de  praesenii  und  de  futaro  an*;  jene  sind  ihm  die,  wo"*-^"^*""- 
„categorice"  die  Ehe  versprochen  wird,  diese  die  bedingten 
und  die  der  impuberes.  Jene  erklärt  er  für  daS'^vere  initium 
cmugü  praesefUis",  diese  will  er  bei  Deficienz  der  gestellten 
Bedingung  und  bei  nicht  erfolgter  Genehmigung  nach  Er- 
reichung der  Pubertät  für  auflösbar  gelten  lassen.  Die  spon^ 
^oHa  de  praesmti  stellt  er  fortwährend,  z.  B.  bei  Erörterung  der 
Frage,  ob  eine  Ehe  wegen  Irrthums  in  der  Person  aufgelöst 
werden  könne,  mit  der  Ehe  parallel^  und  gelangt  sogar  zu  der 
fiegel,  dads  der  Bräutigam  die  nicht  als  Jungfrau  befundene 
Braut  behalten  loüsse^  „n«/act&",  wie  er  vermuthet,  „düaol' 
vQnbKr  coniuffia,  et  ne  armetur  levitae  eorum,  qui  Kbenter  uxores 
q}uJlicmqye praeteatu  abiiciunt,  quoquo  modo  voluntate  mutata"K 

AuÄ  Oefi^ntlichkeit  der  Verlöbnisse  und  Einwilligung   «jp«»» 
der  £kera  ist   bei  ihm  nicht  durchgreifendes  Postulat:  die  sentiich. 
schon  hinzugetretene  copula  camaUs  —  und  hierin  liegt  sent 
Unterschied  von  Luther  und  offenbart  sich  der  Einfluss  der 
Joristen  —  überwiegt  selbst  den  Widerspruch  der  Eltern: 

iiSdendufn  et  hoc  eet,  post  concubitum  non  poaee  reeeincK 
^mugia  auetoritate  parentum,  quia  non  est  iam  quaestio  de  fu* 
turo  coniugio,  et  violata  est  auctoritas  parentum,  ac  ßeret  in* 
ima  desertas  muKeri^K 

Von  kirchlicher  Eheschliessung  ist  in  dem  ganzen  Buche 
<le  coniugio  keine  Bede,  Tielmehr  wird  als  Essentiale  der 
Eheschliessung  der  Consens  der  Ehegatten  bezeichnet:  „Primum 
igitur  sü  consensus  easpressus  sponsi  et  sponsae,  ut  regula  saepe 
repetita  in  iure  docet,  coniugta  mutuo  censensu  iungi**\  — 

^  Vgl  a.  a.  auch  das  Outachten  bei  D edeken  a.  a.  O.  in.  lib. 2.  sect  t, 
^•4.  •—  MelchiorKlingin  der  Vorrede  und  Dedication  seines  tractatus 
de  eaaiifl  matnmonialibus  erklärt:  „Siim  autem  in  hoc  Scripte  ins  canoni- 
-coffl  lecntos,  quod  hoo  tempore  Imperii  Roman!  in  concipiendis  sententiis 
causarum matrimonialium  usitatum  ins  est ^^  Ueber  GeorgMaiorin sei- 
iiem  Buche  de  consanguinitate  et'affinitate  Tgl.  Fichardi  Cons.  (Francof. 
1^7.)  2, 278.  ff.  Vgl.  Vultejus  in  ConsiL  Marburg.  (Francof.  1629.) 
S,  77. 468. 

'  de  eoniugio  S.  37.  f.,  ich  citire  nach  der  oben  erwähnten  Ausgabe 
<Witleb.  1551.). 

»  a.  a.  0. 18. 

*  a.  a.  0. 19.  Nachher  urtheilt  er  in  dieser  Beziehung  milder,  und  ge- 
^(«ttetdem  Bichter,  falls  eine  Versöhnung  der  Ehegatten  unmöglich  ist,  die 
^eidong  aussusprechen.  20.  f. 

*  a.  a.  0. 16. 

*  a.  a.  0. 15. 

15» 


^8  III.  Buch.   Pas  Recht  der  erangelischen  Eän^. 

job.Brens.  BreAz  Spricht  eich  in  Beinem  Buche  Wie  jn  Ehe- 
sachen und  jnn  den  feilen,  so  sich  derhalben  zutra- 
gen,  nach  Göttlichen  billichen  Rechten  Christenlicb. 
zu  handeln  3ej^,  über  die  Frage  der  kirchlichen  Eheschlies- 
BXfjig  und  der  Verlöbnisse  ex  profeaao  nicht  ans,  so  dass  wir 
nur  aus  wenigen  Andeutungen  seine  Ansicht»  die  uns  iibrigens 
schon  in  der  bekannten,  oben  angeführten  Stelle  der  Wür- 
temberg.  K.O.  y.  J.  1553.'  entgegengetreten  ist,  entnehmen 
können. 
über  Ter-  Dcu  Ycrlöbnissen  le&^t  er  danach  die  Kraft  und  selbst 

den  Namen  der  Ehe  bei,  ohne  sich  über  den  Unterschied  der 
sponsalia  de  praesenti  und  de  futuro  näher  auszulassen,  die 
kirchliche  Trauung  dient  ihm  zur  Bestätigung  der  schon  g^ 
schlossenen  Ehe. 

So  sagt  er  bei  Erörterung  der  Frage,  ob  die  Pfarrer  Ver- 

nnd     löbnisse,  die  ohne  Bewilligung  der  Eltern  eingegangen  sind 
einsegnen  dürfen :« 

„  Und  obs  sich  begeh,  das  ein  iungs  das  ander  on  wiesen 
und  willen  der  Ehern  zu  der  Ehe  neme,  sol  der  Pfarhtr  & 
selben  Ehe  nicht  bestetigen  oder  einsegen  sondern  sich  samft 
des  iungen  fründschaßt  üben  ob  der  ml  der  Eltern  erlangt  möchi 
werden^*  u*  s.  w. 

£he.  Dennoch  macht  er  an  einer  anderen  Stelle  einen  gewissen 

Unterschied  zwischen  einer  Verlobten  und  einer  kirchlich  Ein- 
gesegneten.   Jene    soll  nämlich  bei  Abwesenheit  des  Bnu- 

1  Ich  citire  nach  der  Ausg.  (Wittenb.  1531.) 

>  Siehe  oben  S.  200.  Auch  die  K.O.  f.  Schwab.  Hall  1543.  B.2,16. 
hat  ihn  zum  Verfasser.  Dort  heisst  es :  „der  Ehelich  standt  ist  Gottis  Ord- 
nung und  stifftung,  das  daraus  die  Kirch  von  Kinder  zu  Kinds  Kinder  bis» 
an  Jüngsten  tag  erzogen  werde. 

So  hat  auch  Gott  das  Geheimnua  unsere  lieben  Herrn  Jesu  Chiifitioi"^ 
seiner  Kirchen  durch  den  Ehelichen  stand  abmalen  wollen. 

Und  nachdem  die  Ehelich  Verpflichtung,  nach  Göüichem  und  ordeDt- 
lichem  Rechten  geschehen  sol,  und  was  ehrlich  und  Gütlich  ist,  das  lieeht 
nicht  Bchewet,  auch  niemanda  durch  argwönisch  beywonungi  Beinern 
nechsten  ergerlich  sein  sol,  zu  dem  das  den  Eheleuten  mancherlei  anfecb- 
tung,  darinn  sie  Gottis  gnad  und  hilff  notdürftig  seyen  begegnet,  so  solder 
Ehelich  Contractt  der  do  nach  Götlichem  und  ordentlichem  Kechten  förge- 
nommen  ist ,  öffentlich  bestetigt  und  darinn  der  Kirchen  fürbit  demütiglict^ 
begeret  werden, 

Darumb  ist  es  von  unsem  Vorfam  wol  und  nutzlieh  bedacht,  dtf  die 
newen  Eheleut,  zuTor,  inn  der  Versammlung  der  Kirchen  verkündigt,  od°^ 
der  Christlichen  Kirchen  Gebet  bevolhen,  darnach  in  der  Kirchen  offeDtlicb 
eingesegnet  werden  sollen'*. 

8  Bogen  C.  4. 
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tigams  zwei  oder  drei  Jahre  warten ,  je  nachdem  er  sich  mit 
ihr  in  demselben,  oder  in  einem  anderen  Lande  befindet,  und 
dann  erst  die  Freiheit  haben,  eine  anderweite  Ehe  einzugehen. 
Von  dieser  aber  heisst  es:^  f,Wenn  aber  die  ehe  beeteügt  und 
sie  heid  man  und  wdb  bet/einander  heusKch  gewont  haben,  und 
der  man  hinweg  jnn  Krieg  leufft,  kämpt  unter  die  feind,  vnrd 
vonjhnen  gefangen,  so  lang  nu  dem  weib  bewuet,  das  jhr  man 
noch  lebt,  sol  eie  ledig  bleiben  und  des  mans  warten.  Wenn  sie 
aber  nicht  weis,  ob  er  jm  leben  sey  odder  nic/U,  sol  sie  funff 
iar  warten,  und  darnach  frey  sein,  sieh  vnederumb  gu  ver- 
heiraten**,  ' 

Die  EinwilUgung  der  Eltern  in  die  Ehen  der  Kinder  hält  EttwUcher 
er  für  überaus  nöthig,  und  beweist  diese  Nothwendigkeit  aus- 
iiAufich  gegen  die  katholischerseits  gemachten  Einwendungen'. 
Dennoch  aber  scheint  auch  er  dem  Beischlafe  und  der  kirch- 
lichen Schliessung  einer  Ehe  die  Kraft  zuzumessen,  über  den 
Mangel  des  elterlichen  Consenses  hinweg  zu  helfen.    Wenig- 
steos  sagt  er:'  „So  aber  der  handel  also  gestalt  ist,  das  die 
ElÜem  ßeissiglich  jhre  Kinder  auf  erzogen,  und  für  sich  selbs  zu 
gelegener  zeit,  sie  zuverheiraten  willig  sint,  und  begibt  sich  doch 
hie  zwischen  das  ein  iungs  sich  zum  andern  jrgends  aus  unver» 

stand Ehelich  on  wissen  und  willen  der  Eltern  verspricht, 

Damach  aber  ehe  das  beyschlaffen  und  bestettigung  vor 
der  Kirchen  geschieht,  das  Kind  aus  dem  ungehorsam,  jnn 
den  gehorsam  der  Eltern  wiedderumb  tritt  .  •  .  .  so  mag  .  .  .  die 
vorgehend  heimlieh  Ehelich  verpflicht  für  ledig  und  unkreffiig 
erkent  werden". 

Erasmus  Sarcerius  in  seinem  zuerst  1553.  erschiene-  Emsmas 
nen*  merkwürdigem  Buche  Vom  heiligen  Ehestande" 
erklärt  sich  gegen  heimliche  Verlöbnisse  und  heimliche  Ehen. 
Der  Ehestand  ist  ihm  ein  öffentlicher  Stand,  „beides  von  der 
Kirchen  und  von  den  Rechten  verordnet*'^  darum  soll  man  sich 
auch  öffentlich  verloben,  oder,  wie  er 'sich  ausdrückt,  „die  Elie 
in  etlicher  Ehelicher  menner  beistehen  anfahen  und  versprechen**, 

1  Bogen  J.  8^- 

*  Er  handelt  davon  in  dem  ersten  Abschnitte :  „Die  Erste  frag.  Ob  der 
Bbelich  Contract,  so  sich  zwischen  Jungen  gesellen  und  Töchtern,  on  wissen 
und  wiUen  der  Eltern,  begibt,  für  krefitig  ku  halten  sey". 

s  Bogen  C.  8. 

*  Ich  citire  nach  der  Ausg.  (Eisleben  1556.) 

*  a.  a.  O.  foL  LXXVIL 
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sich  öffentlich  aufbieten  lassen,  öffentlich  „tm  ongemhU  itr 
Kirchen  und  etlicher  Christen'*  Hochzeit  haltend 

comexub.         Das  Wesentliche  bei  der  Eheschliessung  ist  aber  auch 

allein  we-' ihm.  zufolffe  der  römischrechtlichen  Sesrel,  der  Consens  der 
Brautleute. 

„  W€L8  nu  die  Ehe  vomemUch  macheV*  fragt  er,  und  adne 
Antwort  lautet:  ,,  Verstehe,  die  vollmrt  und  verwilUffung  zwm 
Personen,  des  Menleins  und  FrawUins.  Und  das  nach  dem  ge- 
meinen Sprichwort  ConsenetAS  fa/sit  nuptiae^. 

Darin  ist  denn  auch  der  Grund  enthalten,  weshalb  er 
selbst  heimlichen  Ehen,  und  es  geht  aus  dem  Wortlaute  der 

HehBiiehtt  Stcllc  hcrvor,  auch  nicht  einges^neten,  die  Gülti^eit  nicht 
*°  absprechen  kann,  wenn^eich  er  sie  für  ,,erfferlich"  erachtetl 
,,Eine  frage",  heisst  es,  „von  denen,  so  jhrer  Ehe  nicht 
wollen  oder  aus  furcht  bekand  sein  für  den  Leuten,  und  somt 
doch  in  jrem  Gewissen  ein  ander  für  ehelich  haiten^  auch  einander 
elieUche  pflicht  und  freundschaft  leisten.  —  Solches  achten  vir 
warlich  für  Gott  für  eine  Ehe". 

veriöbnisB.  Die  Theorie  der  Verlöbnisse  erörtert  er  in  herkömmlicher 
Weise  in  dem  Theile  des  Buches,  der  „Ein  kurtzer  Au&zu'j 
von  Ehesachen  aus  gemeinem  und  doch  vomemlich  Bepsüichm 
Rechten"*  überschrieben  ist.  Allein,  da  er  dort  selbst  be- 
merkt:  „Darinnen  zu  sehen,  das  es  die  Canonisten  auch  rächt 
allzeit  so  Schurrecht  mit  den  Ehesachen  troffen  haben'* ,  ohne 
jedoch  seine  etwaige  Missbilligung  der  kanonischen  Bestim- 
mungen irgendwie  auszudrücken,  so  ist  seine  eigene  Ai^cht 
durchaus  nicht  mit  Sicherheit  zu  bestimmen. 
Etiichor  Sehr  beachtenswerth  ist  auch  das  bei  Sarcerius  abge- 

Lratebe-  drucktc  Etlicher  Gelerten  Leute  bedencken  aus  Gott- 
liebem  und  kaiserlichen  Rechtend  Dort  wird  nämlich 
für  die  Eingehung  der  Verlobung  dieselbe  Form  gefordert,  die 
nach  Römischem  Rechte  für  die  Ehescheidung  angeordnet  ist* 
die  Gegenwart  von  sieben  ehrlichen  Männern,  wobei  die  Ehe 
mit  der  Verlobung  dem  Worte  und  der  Sache  nach  völliiT 
identificirt  wird.     Ausserdem   aber   wird   in  Bezug  auf  die 

Verlöbnisse,  bindende  Kraft  der  Verlöbnisse  eine  Theorie  aufgestellt,  die 
von  der  zu  jener  Zeit  herrschenden  in  beträchtlicher  Weise 

^  ebendas. 
s  a.  a.  0.  fol.  ein. 
8  a.  a.  O.  foL  CCCXI^- 
*  a.  a.  0.  foL  CXLIIII.  ff. 
ß  a.  a.  0.  foL  XCVI.  ff. 
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abweicht  und  die  niifl  erst^Tvieder  zu  Ende  des  siebzehnten 
Jahrhunderts  bei  MeviuB,  Stryk  u.  o.  entgegentritt  Fast 
liegt  die  Yermuthung  nahe«  dass  das  ganze  Schriftstück  mit 
jenem  bekannten ,  die  Ehescheidung  behandekiden  Bedenken^ 
zusammenhängt,  welches  dem  Bache  des  Sarcerius  die  An- 
feindung und  Denunciation  des  nachher  zu  erwähnenden 
Juristen  Melchior  Kling  zuzogt 

Es  heisst  hier  nämlich':  „Es  were  auch  xubedencken,  weil 
neh  etwan  nach  dem  Ehe  versprechen,  eher  man  zusamen  kompt, 
schwere  feü  begeben s  auch  etwa  sachen  erfaren  werden,  das  man 
fieh  nicht  leicht  einer  guten  Ehe  getrösten  kan.  In  solchen  feilen, 
so  man  doch  in  andern  contracten  so  leicht  wandel  zugibt,  solt 
dnem  Ehegericht  sein  hand  unbeschlossen  sein  nach  gelegenheit 
der  tacken,  und  wo  es  die  hohe  not  und  Rechtmessige  verhindere 
nisse  erforderte  zu  zulassen,  das  man  noch  den  keiserUchen  Satzun- 
gen die  sponsalia  wider  auff sagte,  und  besonders,  wo  das  beide 
Teil  leiden  möchten  ....  Doch  möchte  man  de?n  aussagendem 
die  stra^  der  keiserUchen  Recht  auff  legen,  das  er  vierfach  oder 
zwifach  zalete  das  er  auff  die  Ehe  genomen". 

Wenn  wir  jetzt,  um  die  Uebersicht  der  lutherischen 
Theologen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zu  beschliessen,  den 
juristisch  indifferenten  Spangenberg*  und  Andere  mit  Still-  "22^"' 
schweigen  übergehen,  so  sind  vielleicht  noch  die  Ansichten 
Felix  Bidembachs,  des  Abts  von  Adelsberg,  schon  des- Bi(£mbach. 
wegen  nicht  unwichtig,  weil  sie  unmittelbar  aus  der  Praxis  der 
Ehegerichte  geflossen  sind,  bei  denen  der  Verfasser  in  den 
Jahren  1592  —  1606  als  theologisches  Mitglied  tlmtig  war, 
und  weil  Valentin  Andreae  einen  deutschen  Auszug  aus 
Bidembachs    tractatus    de    causis    matrimonialibus^ 

1  a.  a.  O.  fol.  CCXXII.  ff. 

2  Vgl.  darüber  Richter  Beitr.  z.  Oesch.  d.  Ehescheidungsrechtes  36. ff. 

>  fol.  xcvn^. 

^  £r  sagt  a.  a.  0.  Bog.  G.  V:  „Für  war  die  es  zum  ersten  veroTdent 
haben,  Braut  und  Breudtgam  zur  kirchen  zufuren,  habens  freylich  für  keinen 
scbertz  gehalten  ....  die  alten  habens  für  einen  grossen  ernst  angesehen, 
Nemlich  das  sie  da  den  segen  des  Herren,  und  die  fürbitte  der  Christlichen 
gemeiii  holen  möchten,  das  warlich  auch  wol  von  ndten  ist,  nnnd  darff 
(irottes  segen  unnd  der  gemeine  gebedt  wol  wer  sich  jnn  diesen  standt  be- 
gibt, Sintemal  der  Eheteuffel  hie  nicht  rüget  noch  feiret,  sondern  allen  vleiss 
^inrendet,  das  er  jm  Ehestande  unter  Eheleuten  viel  unfaer, ....  anrichte^. 

^  Ich  citire  nach  der  Ausg.  Lips.  1621.  und  bemerke  dies  besonders  des- 
wegen, weil  Ha  üb  er  Recht  u.  Brauch  d.  ev.  luth.  Kirche  in  W&rtemb. 
zveit  Thdl  Ehesachen  (Stuttgart  1856.)  19.  keine  spfttere  Ausg.  kennt,  als 
▼.  J.  1612* 
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seiner  Cjnosnra  angehän«^  hat,  der  dann  auch  an  dem  lialU 
officiellen  Charactery  den  diese  als  Rescripten-  nnd  Normalien- 
Sammlung  behauptete,  Theil  nahm. 

YeriVbniMe.  Bidembach  erkennt  die  bindende  Natur  der  Yerlöbnisee 
an,  die  nach  ihm  die  Ehe  schon  begründen  und  ein  „mairi' 
monium  initiatum*^  bilden,  während  die  hinzutretende  Trauung 
sie  zum  „consummatum"  macht ^,  eine  im  siebzehnten  Jahr- 
hunderte vielfach  vorkommende  Uebertragung  der  kanonischen 
Begriffe  des  matrimonium  inchoatum  und  consummaium  auf 
protestantisches  Eherecht,  wobei  denn  freilich  der  wahre  Sinn 
jener  Unterscheidung  völlig  verloren  ging. 

Zwangt-  Bidembach  will  daher  auch  Verlobte,  welche  die  VoH- 

routtug.  ^jgj^^jjjg  jgj,  gjjg  weigern,  durch  Gefangniss  und  Strafen  dazn 

zwingen  lassen,  und  sein  Standpunkt  in  der  Lehre  von  den 
Verlöbnissen  hilft  ihm  hier  ohne  Weiteres  über  die  Schwierig- 
keiten hinweg,  welche  die  Rechtfertigung  eines  solchen 
Zwanges  heutigen  Juristen  oder  Theologen  bereiten  würde. 
,9  Sic  enim  non  coguntur  inviti  ad  matrimonium  contrahendum^ 
sed  ad  contra^tum  legitime  consummandum"*, 

Verlobte  begehen,  falls  sie  sich  mit-  anderen  Personen 
einlassen,  Ehebruch  —  ,,quia  consensua  fadi  nuptias  .  ... 
seqmtur  •  .  •  coram  Deo  adulterium  committere"  —  der  jedoch 
milder  als  die  Verletzung  einer  schon  eingesegneten  Ehe  be- 
straft werden  soll'. 

oeffeotiich.  Die  Verlöbnissc  sollen  öffentlich  geschehen,  „in  Gregen- 
isbniMe.  wart",  wic  es  bei  Andreae^  heisst,  ^^zum  wenigsten  zwei  oder 
drei  ehrbarer  redlicher  unparteyischer  Personen".  Doch  sind 
heimliche  Verlöbnisse  nicht  schon  allein  deswegen  ungültig, 
sondern  haben  volle  Kraft,  „wo  beide  Tfieile  geständig  sirul, 
dass  sie  einander  .  .  .  die  Ehe  versprochen". 

concnirens         Bidcmbachs  Grundsätze  über  die  Concurrenz  der  Ver- 

'eTnftnder  löbuisse  Unterscheiden  sich  von  denen  der  oben  angeführten 

^^  ^'  Schriftsteller  nur  dadurch,  dass  er  bei  zwiefachem  öffentlichen 

Verlöbnisse,  falls  zu  dem  letzteren  der  Beischlaf  hinzugetreten 

ist,    nicht   diese  Verführte   als    allein    Berechtigte    darstellt, 

vielmehr  den  Bücktritt  von  dem  Verlöbnisse  ganz  in  das  Be- 

1  a.  a.  O.  2S9. 

'  ebenda«. 

9  a.a.  0.296.  vgl.  auchAndreae  beiHauber  a.a.O. 209. 

^  bei  Hauber  a.  a.  O.  206.] 
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lieben  der  ersten  Verlobten  legt,  also  ihrem  Bündnisse  grös- 
sere Kraft  beimisst»  als  dem  zweiten  mitsammt  der  copulaK 

Die  elterliche  Einwilligung  ist  ihm  so  absolute  Forderung, 
dass  anf  Wunsch  der  Eltern  auch  eine  durch  priesterliche 
Trauung  und  Beischlaf  schon  vollzogene  Ehe  getrennt  werden 
muss'.  — 

Unterziehen  wir  jetzt  die  Ansichten  der  lutherischen i>i«iotber. 

Juristen» 

Juristen  des  sechszehnten  Jahrhunderts  einer  Prüfung^  so 
werden  wir  auch  hier  nichts  Neues  ^  sondern  höchstens  ein 
noch  grösseres  Ueberwiegen  des  kanonischen  Bechtes  zu  be« 
merken  haben.  Alle,  Beust,  Schneidewin^  Mauser, 
Monner,  Molrad,  Kling,  Pistor,  Schürpf  blieben  mit 
wenigen  und  theilweise  unwesentlichen  oder  schon  oben  ange- 
deatetea  Modificationen  in  den  Bahnen,  die  Luther  der  ehe- 
rechtfichea  Doctrin  vorgezeichnet  hatte. 

Joachim   von  Beust,    der  Verfasser  des  bekannten Joo^i^im^* 

Benst. 

Tractatus  connubiorum^  hält  kirchliche  Eheeinsegnung 
für  schicklich  und  der  Würde  der  Ehe  angemessen.  In  der 
Kirche,  gleichsam  vor  Gott  selbst,  der  durch  den  Mund  seines 
Dieners  spricht,  unter  den  Augen  der  Engel  und  Menschen  ^^„1)^^^ 
sollen  die  Brautleute  zusammengegeben  werden,  „tU  per  hoc 
Deo  eanaeeretur",  wie  er  sagt,  ,,individiuze  cowtuetudinü  vitae 
initium**.  Schimpflich  ja  wSre  es,  falls  Christen  ohne  Wissen 
der  Kurche  Ehebündnisse  schlössen,  aus  der  doch  die  Kirche 
er^nzt  und  ihr  neue  Glieder  geboren  werden,  während  selbst 
die  Heiden  durch  priesterlichen  Segen  ihre  Ehen  geheiligt 
haben*.  ^ 

Dennoch  halt  diese  Ansicht  den  auch  sonst  str^iir  kirch-sponsaiien- 

^° ,  theorie. 

lieh  gesinnten  Beust  nicht  zurück,  den  Verlöbnissen  dieselbe 
Kraft  wie  den  Ehen  zuzusprechen. 

Den  Unterschied  zwischen  apansalia  de  praeeenti  und  de 
futvtro  verwirft  er  mit  Luther,  sofi^m  die  letzteren  etwas 
anderes  als  bedingte  Verlöbnisse  sein  sollen,  aber  das  bringt 
ihn  schliesslich  zu  dem  Besultate,  in  dubio  alle  Verlöbnisse 
für  sponsalia  de  praeeenti  anzusehen^. 

1  ebenda  s.  206.  Hat  er  jedoch  mit  der  ersten  heimlich  Verlobten  den 
Beischlaf  Tolkogen,  mit  der  zweiten  öffentlich  Verlobten  nicht,  somusscr 
die  errte  behalten,  eb e  n  d  as. 

*  ebendas.  204. 

s  Ich  cittre  nach  der  Ausg.  (Jenas  1606.),  wo  auch  Mauser  und 
Schneidewin  mitgedruckt  sind. 

*  a.  8.  O.  97.  —  6  a.  a.  O.  1 1. 


1 


234  III.  Bach.  DasBechtdererangeliiehenKirelie. 

Während  er  aber  die  sponscUia  de  futuro  durdi  blosaen 
disaensus,  auch  wenn  sie  eidlich  bekräftigt  werden,  auflösen 
lässt,  „cum  fnatrimonia  eoacta  soleant  habere  di/ßdles  exUus**, 
sind  ihm  die  eponsaUa  de  praeeenH  9,verum  matrimoniwn**,  und 
geben  der  Beue  keinen  Kaum^. 

Ja  selbst,  wenn  vor  oder  nach  dem  Verlöbnisse  von  dem 
einen  Theile  ein  Diebstahl  oder  ein  anderes  Verbrechen  be- 
gangen ist,  können  die  eponeoMa  de  prcteeenti  nicht  aufgelöst 
werden,  t^quodeolue  conseneus  verum  matrimonium  conetUuat . . . . 
propter  antecedens  auUm  vel  suieequens  factum  non  dtrimUur 
matrimoniian  .  .  ."* 

Der  Consens  gilt  ihm  bei  der  Eheschliessung  als  das 
Wesentliche,  als  die  „basia  et  causa  effociene  matrimonü";  dorcli 
die  beiderseitige  Consenserklärung  wird  ,,vere  matrimonü  tsit- 
iium",  und  coneummatum  nicht  etwa  durch  die  kirchliche 
Trauung,  die  im  ganzen  Buche  als  rechtlich  gleichgültig  mit 
Stillschweigen  übergangen  wird^  sondern  durch  die  captda 
camalis^. 
oeffentiich-  Auch  Bcust  wüuscht,  dftss  dic  Verlöbnisse  öffentlich 
lObnisM.' angegangen  würden,  aber  auch  bei  ihm  hat  die  copula  caimali$ 
die  £[raft,  nicht  allein  aponedlia  de  futuro  zu  de  praesenti  zu 
stempeln,  sondern  auch  den  Mangel  der  Clandestinität  zu 
hebenS  und  den  elterlichen  Widerspruch  unwirksam  zuxnaibhen. 
i^MuUa  enim  impediunt  matrimonium  contrahendum,  quae  eor.-^ 
tractum  non  dis8olvunt"\ 

Ich  habe  das  Buch  von  Beust  genauer  besprochen,  weil 
es  aujh  'für  die  Folgezeit  von  grossem  Einflüsse  war.    Um  so 
kürzer  kann  ich  mich  bei  den  anderen  oben  Genannten  fassen, 
da  sie  fast  gar  nicht  von  Beust  abweichen. 
Johanne!  So  erklärt  denn  Schneidewin^  in  seinem  Buche  de 

nuptiis,  ohne  der  kircmichen  Eheemsegnung  irgendwie  Er- 
wähnung zu  thun,  dass  der  coneeneue  der  Brautleute  »de  etdh- 
etaniia  matrimonü^^  sei,  „cum  nuptias  solus  consensiu  fadat"^, 
wie  er  denn  auch  sponsaKa  de  praesenti  fiir  veriwt  matrimonium 

1  a.  a.  0. 18. 
a  a.  a.  0. 17. 
>  a.a.O.  169. 
*  a.  a.  O.  38. 

6  a.  a.  0. 190. 

^  Johanne«  Schneidewin,    Frofeuor   in  Wittenberg,    Schüler 
Luthers,  f  1568.    Siehe  oben  S.  238.  Anmerkg.8. 

7  a.  a.  0. 448. 
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hält^  80  behauptet  Manaer':  ^^in  mairimonio  iolus  consensus    Conrad 
egt  de  ^ubtiantia^;  ....  sponsaUa  de  praesenti  contrario  eonF- 
sensu  nunquam  tolluniur**K 

Schür pf^  entscheidet  in  einem  Falle»  wo  jemand  mit  Hieronim. 
einem  Franenzimmer  ein  heimliches  Verlöbniss  eingegangen 
war,  und  Kinder  gezeugt  hatte,  „quod  postea  pubKeavit^  confi^ 
tendo  coram  Notario  testibus  et  parocho,  quad  antea  clam  cum 
ea  mairimonüim  contrtmasett  petendo  eibi  in  praeeentia  teetium 
fubUcwft  super  hoc  fieri  instrtunentum*^  —  für  die  Gültigkeit 
der  Ehe,  und  die  Ehelichkeit  der  Elinder^. 

Monner^  erklärt  den  consensus  für  die  efjiciens  causa  mar-  Bunlt»' 
(rtmon»^  und  Winold  Molrad^  will  zwar  in  derselben  Weise 

^  a.  a.  O.  431 :  Er  theilt  daher  folgendes  Schema  aus  der  Praxis  der 
Conaistorien  ixdt:  „In  Ehesachen  H.  KUger  eins  und  G.  Beklagten  andern 
theüs,  erkennen  wir,  weil  die  Beklagte  nicht  im  abreden,  sondern  gestendig 
ist,  auch  durch  der  vorgestalten  Zeugen  Aussage  dargethan  und  erwiesen» 
dass  sie  Klägern  die  Ehe  öffentlich  zugesagt,  und  sich  mit  jhm  ehelichen 
TerioU  hat,  so  ist  sie  auch  jhres  Vorwendens  ungeacht,  solch  £hegel&bd 
mit  Ghiistlichem  Kirchgang  und  ehelichem  Beylager  zu  ToUziehen  schuldig» 
imd  in  wegerung  des,  wird  Beklagte  dazu  gebürlichen  billich  angehalten 
ond  compelliret  V.  R.  W."'  482.  —  In  Bezug  auf  Verlöbnisse  ohne  Einwil- 
ligang der  Eltern  eura  eopula  subsecuta  hat  er  die  Ansicht  Melanchthons^ 
„Et  idexn^S  fugt  er  hinzu,  „servatur  et  pronunciatur  in  consistorüs  nostris^^ 
455. 

>  Conrad  Mauser,  Prof.  in  Wittenberg.  Explicatio  erudita  et  utiliB- 
X.  titali  Inst,  de  nupt,  geschrieben  i.  J.  1549.  Siehe  ob en  S.  283.  AnmdLg.  8^ 
s  a.  a.  O.  826. 

*  a.  a.  0. 819.  In  Bezug  auf  die  Frage  der  clandestina  sponsalia  ver^ 
wahrt  er  sich  gegen  das  Gebahren  derjenigen ,  die  „  er  ficta  aequitate  et  ca^ 
pitesuo^  Urtheilen  wollen,  und  Tom  geschriebenen  Rechte  abweichen.  812. 
Er  behauptet,  „quod  sola  clandestinitas  per  se  non  vitiat  matrimoninm'*. 
In  Bezug  auf  die  elterliche  Einwilligung  schildert  er  als  Praxis  der  Gon- 
sistorien ,  dass  fast  ohne  Princip  nach  den  concreten  Verhältnissen  entschie- 
den werde,  dais  man  die  Ehen  zerreisse,  falls  der  Widerspruch  der  Eltern 
gerechtllertigt  sei,  dass  man  deren  Gonsens  erzwinge,  falls  er  ungerechter 
Weise  sorückgehalten  werde.  „  Qoamquam  optarem'S  f&gt  er  hinzu,  „hao^^ 
in  re  certas  oonstitutiones  a  Principibus  fieri,  seeundum  quas  pronunciail 
deberet,  ne  scillcet  affectio  esset  iudex,  sicut  oommunher  fit,  ita  uthodie  ad- 
mütatuT,  cra«  dirimatur  matrimonium  liberorum  propter  disaenaum  pai^ 
rentum*S 

6  Von  1481^1554.  Vgl.  über  ihn  Muther  d.  Reformat.  Jur;  Hier. 
Schürpf  (Erlangen  1858.).  —  Ueber  seinen  Streit  mit  Luther  wegen  der 
heimlichen  Verlöbnisse :  ebenda«.  85.  ff. 

®  Consil.  seu  resp.  inr.  cent.  (Francof.  1594.)  centor.  1.  cons.  1.  Vgl. 
auch  Ruckerus  Matrim.  consil.  (Francof.  1580.)  2, 180.  ft 

7  BasiliusMonner,  Jenenser  Jurist.  Sein  Buch  de  matr.  erschien 
Francof.  1561.  Von  dem  Buche  de  clandest  coniug.  libellus  liegt  mir  die 
Ausg.  vor  (Erfort  1594.). 

^  de  matr.  82. 

^  Braunschweigischer  Jurist  de  matrimonio  (Francof.  1592.). 
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wie  die  Anderen  kirchliche  Trauung,  aber  ,9non  modo,  ut  Deo, 
sieut  par  est,  eonsecretur  individuae  consuetudinis  initium;  verum 
etiam  inßnitis  aKoquin  fraudibus  occurratur^'K 

HartuMan  Hartmann  Piator'  erklärte,  dass  „.  •  •  eolus  cofisensw, 

nedum  camali  copula  accedente,  nuttrimonium  eonetUuat  aique 
etiam  aponsalia  de  futuro,  sattem  mbeecuta  camaU  copula,  instar 
matrimonii  obüneanV*, 
Melchior  Mclchior  Klingt  hält  die,  welche  sponsaHa  de  praeseftti 

eingegangen  sind^  für  wahre  Eheleute,  „quia  consensus  cohcJn- 
tandi  et  individuam  vüae  eonsuetudinem  retinendi  fojcit  con- 
iugium"S  und  sagt  Ton  der  priesterlichen  Eheeinsegnung,  wie 
von  den  Aufgeboten,  dass  sie  Feierlichkeiten  waren,  die  ohne 
Grund  nicht  unterlassen  werden  müssten.  „Et  hae  solenni- 
tates",  fugt  er  hinzu,  „Kcet  non  sint  de  substantia  matrimonih 
sed  sufficiat  consensus:  Tarnen  ne  sub  specie  matrimonii  fiat  for- 
mcatio,  vel  ne  matnmonialiter  coniuncti  separentur'^,  omittendae 
non  sunt^.  „  Qui  autem  sie  contraaerunt,  et  illas  solennitates  ex 
contemptu  omiserinl,  peccant  et  imponatur  eis  poeniteniia**.  Un- 
gültig sind  aber  ihre  Ehen  nicht,  ihre  Kinder  nicht  unehelich^. 
Auch  heimliche  Ehen  bestehen  zu  Recht,  sind,  wie  er  sich 
ausdrückt,  ,,ra1ione  impedimentorum  non  iüicitae,  tarnen  sunt 
prohibitae" ;  das  aber  wegen  der  Gefahr,  welche  der  Seele 
droht:  ,,Quia  mutata  voluntate  aherius  sponsortun,  non  potesi 
ßerißdes  iudid"'', 

wesembeek.        Wesembeek^  hält  den  Unterschied  zwischen  sponsaUade 
BerUefc.  proesenti  und  de  futuro  aufrecht,  und  Berlich^  stellt  die  Au- 
torität des  kanonischen  Rechtes  in  Ehesachen  so  hoch,  „ut 
sacrilegii  instar  sit,  contra  illos  disputare  et  merito  secundum  eos 

^  a.  a.  0. 27.  ff.  läMt  er  die  Termögensrechtlichen  Vortheüe,  welche  der 
Mann  beim  Tode  seiner  Frau  geniesst,  auch  bei  Sponsalia  de  praeaenti  Statt 
finden;  ebenso  auch  die  Klage  auf  Ehebruch.  Aehnlich  ist  (Ue  Ansicht  von 
Ambroaius  Schurer  in  seinem  Buche  de  haereditate,  quae  ab  int.  def.  (Ups. 
1595.)  Dort  wird  285.  die  Regel  aufgestellt:  „deficientibusooniunctisus- 
que  ad  decimum  gradum,  maritus  et  uxor  sibi  invicem  succedunt".  286.  aber 
heisst  es:  „etiam  locum habet  haec regula in  sponso  et  sponsa  contrahenti- 
btts  per  yerba  de  praesenti'*.  Arg.  L.  nuptias  ff.  de  r.  i.  c.  1.  2.  C.  27.  qu.  2. 

2  f  1601.  Obsenrat.  Singular.  Obs.  SS. 
•  8  f  1571.  tractat  matrimoniaL  caussar.  (Francof.  1581.) 

*  a.  a.  O.  foL  7^* 

ö  a.  a.  O.  fol.  72^. 

6  a.  a.  O.  fol.  72. 

-7  a.  a.  0.  fol.  68^. 

8  geb.  1581.  in  Antwerpen  f  1586.  in  Wittenberg.  —  in  paratit  Dig-  d* 
rit  nupt  n.  5. 

0  1 1688.  ConduB.  pract  pars.  4.  concL  28.  n.  66.  ff. 
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m  Consistoriis  debeat  pronuntiari,  cum  non  pugnent  cum  nostra 
digume,  et  periculosum  sit^  eaßeta  aequitate  et  capite  suo  iudi^ 


^". 


Mathias  Colerus^  pi^umirt  aus  dem  blossen  Bing«  Mathi«» 
Wechsel  die  Ehe,  und  warnt  leichtsinnige  Jünglinge  davor: 
^pofuaKa  de  praesenti  und  £he  sind  ihm  identisch« 

Thomingius^  entscheidet  den  Fall,  wo  jemand  mit  einemThomingias. 
Madchen  sponsaUa  de  praesenti  eingegangen,  und  dann  mit 
einer  anderen  sich  verlobt  und  concumbirt  hatte,  dahin,  dass 
das  zweite  Verlöbniss  aufzulösen  sei  und  er  mit  der  ersten  die 
Ehe  zu  vollziehen  habe,  und  ebenso  urtheilen  in  demselben 
Falle  Modestinus  Pistor»  mit  Valerius  Pfister  und  der*'^"" 
ganzen  Iieipziger  Juristenfacultät,  von  denen  dem  „Ehe-    p^J^"* 
brecher^'  auch  schliesslich  auferlegt  wird,  die  der  ersten  Ver- 
lobten f^zuüor  versprochene  Ehe  zu  solennisiren,  und  jhr  beizw^      ^ 
woknen**K 

Oidendorp^  erkennt  die  Gültigkeit  der  heimlichen  Ehen  oid«ndorp. 
an,  Seusner^  erklärt,  dass  zur  Eheschliessung  der  blosse  Renmer. 
Consens  genüge,  und  erläutert  das  dahin,  dass  eben  weder 
Beischlaf,  noch  irgend  eine  Ceremonie  hinzuzukommen  brauche,  - 
um  der  gegenseitig  ausgetauschten  EinwiUiguug  die  Kraft  der 
Ehe  zu  verleihen^  und  ebenso  identifidrt  Henning:  Goden  Henninsr 
Ehe  mit  Verlöbnisse 

Bei  Vultejus*  endlich  steht  zu  lesen:  „imo  Ueet  matrin  voitejM. 
manium  non  fvieset  contractum  in  facie  eecleeicte,  aed  clam,  mar 
trimordum  tarnen  est,  et  cum  non  eit  contractum  inter  personae 
prohibitas,  omnino  validum  fuit,  per  ea,  quae  respondit  Socinus 

*  1 1^^7,  Prof.  in  Jena.  Decis.  (ed.  III.  Lips.  1614.)  II.  dec.  800. 
3  Prof.  in  Leipzig.  Responsa  (Francof.  1608.)  voL  1.  conBÜ.  52. 
'  f  1568.  Professor  in  Leipzig. 

^  Mod.  Pistor.  Consil.  sive  respousa  (Lips.  1588.)  yoL  2.  cons.  52. 

*  + 1567.  Consil.  Marburg.  (Francof.  1629.) vol.  1.  cons.  1.  Vgl.  toI. 
2.  cons.  S:  „MatrimoDiom  enim  sine  solennitate  clandestinum  omnino ,  Tel 
non  iusta  sen  plena  habens  solennia  utique  talet:  imo  in  sua  coniunctione 
inseparabili  non  minus  praestat  quam  illud,  quod  aperta  et  sumptuosa  pompa 
contractum  est".  Vgl.  Vol.  2.  S.  2.. 

^  Prof.  in  Jena.  Sententiar«  sive  Decis.  lib.  5.  (Francof.  1599.  ff.)  ConsiL 
sive  K^ponsa  (Francof  1601.). 

7  ConsiL  lib.  1.  cons.  10.  1,  111.  vgl.  auch  S.  88.  Decis.  lib.  1.  dec.  4. 
n.  39. 1, 19.  lib.  4.  dec.  5.  n.  5.  4, 82,  wo  er,  ohne  die  kirchliche  Trauung  zu 
erw&hnen,  sagt:  „matrimonium  desponsatione  initiatur ....  consensu  rati- 
ficatiir ....  et  anra  firmatur ....  et  copula  denique  consummatur". 

^  ConsiL  (Budiss.  1568.)  Seite  DXUL  auch  abgedruckt  bei  Ruckerua 
Matrim.  consil.  (Francof.  1580.)  2, 2. 

*  ConsiL  Marburg.'  8, 477.  cons.  84.  vgL  8, 79. 
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jur,  eana»  86.  inßne  voL  2«»  quod  etiam  valeUt,  Keet  emUraäum 
fuiaset  coram  duobuB  testihusy  mascuUa  vel  foendnis".  — 

In  der  That,  die  Vorwürfe,  die  Carpzow  gegen  die 
Juristen  des  Bechszehnien  Jahrhunderts  schleudert^:  iJ&ceni 
cammuniier  ^opulam  camalem  cum  ipso  fnatrimonio,  per  beM- 
dicUanem  ecelesiaaticam  nve  saeerdotalem  eoMummato;  uirmque 
eundem  ponunt  efectum,  vi  sdlicet  ad  priora  sponsaUa  näm 
coffoiur  persona  noeena  aduUera,  eioe  copula  cämaUs  sola,  Mt 
benedicHo  sacerdotaUs,  et  sie  verum  matrimoniuni  posteriorihu 
sponsaUbus  aecesserit*^,  und  die  so  ziemlich  deren  ganze  Theorie 
characterisiren,  waren  wohl  begründet,  nur  kam  es  Carpzow 
am  Wenigsten  zu^  sie  auszusprechen*  ^ 

Beformtrt«         Betrachten  wir  jetzt  noch,  ehe  wir  zu  den  Lehren  des 
siebzehnten  Jahrhunderts  übergehen,  kurz  die  Ansichten  der 
reformirten  Kirchenlehrer. 
caiTin.  Calvins  Meinungen  ergeben  sich  aus  den  Bestimmni^ 

der  oben  angeführten  Genfer  Ordonnanzen':  Kirchliche 
Trauung  mit  kirchlichem  Aufgebote,  aber  auch  förmliche 
Verlöbnisse^  und  Zwang  der  Obri^eit,  dieselben  zu  voll- 
ziehen^. 

Bnuinftf.  Bullinger  in  seinem  Büchlein  Vom  christlichen  Ehe- 

stand will,  dass  bald  naph  ,, abgeredeter  Eheteiiing'*  die  Ehe- 
leute sich  einsegnen  lassen.  ^yUnd  dieweil  er  (Gott)  «e2&«^ 
fahrt  er  fort^,  „cKe  erste  Ehe  zusamen  geben,  und  sie  beide  g^ 
benedeiet  hat,  so  hat  die  Kirch  aus  dem  beispiel  und  geist  Qotta 
geordnet,  das  die  Eheleut  öffentlich  und  vor  allen  dingen  rvr 
Kirchen  kamen,  und  jhre  Ehe  da  der  Kirchen  offnen  und  be- 
ste tigen,  auch  die  benedicUon  von  dem  diener  Gottes  empfahtn, 
und  sich  da  gemeiner  Kirchen  fürbit  befehlen  und  gebrauchen 
sollen.  Solche  Göttliche  Ordnung  sol  ein  redUch  ChristenmeMd^ 
seinen  anfechtungen  fürstellen  und  in  seiner  ehe  nicht  das  tnahl 
und  das  bett,  sondern  das  Reich  Gottes  zum  ersten  suchen,  wi 
damath  erst  im  namen  Gottes  die  beiwonung  zu  handen  nemen**- 

Kirchlich«  Er  motivirt  aber  die  kirchliche  Trauung  mit  vielen  Gründen. 

*  £s  wird  nämlich  „aller  weit  offen  für  die  äugen  gestellt^*,  dass 

Grott  selbst  die  Eheleute  zusammengiebt     Denn  der  Diener 

^  lurisprud.  Consist  lib.  II.  tit  4.  def.  66. 
>  3ieheobeii  S.215. 

s  „»Que  toQtes  promeues  de  mariage  se  faoent  honestement  et  en  It 
eraintedeDieu^  etc.  Richter  K.0. 1,  847. 
^  Siehe  oben  S.  222. 
^  Cap.  16.  bei  Saroeritts  a.  a.  O.  fol.  CXI^>  f. 
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der  Kirche  handelt  im  Namen  uid  nach  dem  Beispiele  Gottea,- 
daxm  aber  wird  „bezeuget,  das  die  Ehe  ehrlich  und  Gott  wohl* 
gefeUig,  ein  heilig  toerek  des  Hechts,  und  nicht  ein  unrein  werck  ' 
do'finMtemie  ist",  es  wird  der  Concubinat  in  sichtbarer  Weise 
von  der  Ehe  geschieden*  Femer  wird  an  die  Eheleute  die 
Ermahnung  zur  Treue  gerichtet,  die  Elhe  von  Gott  gesegnet, 
das  Wort  Gottes  verkündet,  die  Heiligkeit  der  Ehe  gelehrt, 
und  endlich  die  Fürbitte  der  Gremeinde  erlangt  Alles  also 
Theorieen,  die  mit  den  oben  dargestellten  für  den  kirchlichen, 
heiligen  Character  der  Ehe  beigebrachten  vollständig  identisch 
sind.  —  Welche  Ansichten  BuUinger  von  dem  Verlöbnisse 
aufstellt,  lässt  sich  aus  den  bei  Sarcerius  abgedruckten 
Stellen  nicht  ersehen,  und  das  Buch  selbst  habe  ich  nicht  er« 
IsBgen  kennen. 

Sehr  beachtenswerth  und  auch  von  nachhaltigem  Einflüsse 
auf  £e  lutherische  Doctrin  ist  die  Darstellung  des  Eherechts, 
die  Bexa  in  seiner  tractatio  de  repudiis  et  divortiis    bm«. 
gicbt^. 

So  wird  es  gleich  unnöthig  sein,  seine  Apologie  der  kirch- 
lichen Eheschliessung  hier  anzuführen,  da  dieselbe  fast  wört- 
L'ch  von  Beust  ausgeschrieben  und  so  oben  mitgetheilt  ist^ 

Auch  Beza  verlangt  die  „solemnis  nuptiarum  in  Ecclesia 
beHedkUo,  non  modo  ut  Deo  eicuti  par  est,  consceretur  individuae 
fonsueiudinis  vitae  initium,  verum  etiam  ut  infiniUs  aüoqui  firau» 
dibus  oeeurr(xtur'*\ 

Den  Unterschied  zwbchen  sponsaUa  de  praesenti  und  {fespoBnitade 
futuro  erkennt  er  an,  indem  er  sich  dabei  der  kanonischen  De*  ^^  Aitwo. 
finition  vollkommen  anschllesst^*  4 

"  Diese  können  aufgelöst  werden,  wobei  den  Brautleuten 
eine  gewisse  Freiheit  gelassen  wird,  vom  Contracte  zurückzu* 
treten,  jene  jedoch  sind  die  eigentlichen  Verlöbnisse  „atque 
etdeo  rnainmonium  ipsvm,  quamvis  non  de  facto,  ut  vulgo  loqwm^ 
ittr,  de  iure  tarnen  eo  ipso  momento  initur"^;  sie  begründen 
eben  Zwang  zur  Ehe^ 

Dennoch  machen  ihm  aber  auch  die  sponsaKa  de  praesenti'^ 

^  Ich  citire  nach  der  Ausg.  Genevae  1587. 

'  Siehe  oben  S.  233. 

^  Wörtlich  80  bei  Moirad  a.  a.  0. 35. 

*  a.a.O. 4. 

*  a.a.O. 6. 
«a.a.O.  7. 

^  a.  a.  0. 89. 
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noch  keine  rolle  Ehe  —  wie  er  Bich  denn  anch  in  der  ange- 
führten Stelle  vorsichtig  genug  ausspricht  —  Bondem  diese 
wird  durch  die  fleischliche  Vereinigung  der  Ehegatten  voll- 
zogen. ffEgo  vero**9  sagt  erS  „Attgugtini  serUentiam  ieaüui  d 
ipso  etiam  Oratiano  prolatam^  arbitror,  illam  muKerem  mm  per- 
tinere  ad  fnatrimoniufn,  cum  qua  eommüttio  seaus  ncm  doc^ 
fidsse". 
Kirchliche  Der  kirchlichen  Trauung  scheint  er  nach  alledem  nur  die 
rechtliche  Wirkung  zuzusprechen,  die  gewissermassen  geschlos- 
sene, und  noch  durch  den  Beischlaf  zu  vollziehende  Ehe  zu 
bestätigen  und  zur  Kenntniss  der  Gemeinde  zu  bringen;  mit- 
hin hält  er  sie  fiir  eine  blosse  Solennität. 

b.  Das  siebzehnte  Jahrhundert. 
Die  Doctrin  des  siebzehnten  Jahrhunderts  weicbt 
Zwei  Rieh-  ^^^  Theil  in  ihren  Grundprincipien  nicht  von  den  Lehren  de« 
tuofm.    sechszehnten  ab,  zum  Theil  aber  unterscheidet  sie  sich  eelir 

wesentlich  von  denselben. 
Die  Einen         Die  Einen  nämlich  lehrten  beständi^r,  das«  spimsalia  demt- 

noch  guix  ^  ^  ^  -*  ■* 

im  kanon.  sefiti  und  de  futuro  von  einander  verschieden  seien,  das«  entere 
fangen,  unbedingt  die  Ejraft  der  Ehen  zu  beanspruchen  hätten,  nnddass 
die  letzteren,  wenn  auch  heimlich  geschlossen,  durch  die  copvh 
eamalU  volle  Gültigkeit  bekämen.  Zwar  wurde  die  Traaung 
vielfach  ein  Gegenstand  theologischer  Speculationen,  und  die 
kirchliche  Auffassung  von  der  Ehe  überhaupt,  die  theilweif^ 
ein  Product  der  kirchlichen  Trauung,  mehr  noch  als  Factor  in 
der  Lehre  von  der  Eheschliessung  auftrat,  und  die  wir  oben 
in  ihrer  Entwicklung  gezeichnet  haben,  —  gab  der  Eheeinseg- 
nung  und  Copulation  einen  ganz  besonders  spirituellen  Cla- 
racter;  aber  das  führte  doch  nicht  dahin,  dass  man  die  Trauung 
fiir  unumgänglich  nöthig  erachtet  hätte,  sondern  diente  höch- 
stens dazu,  den  Widerspruch  zwischen  diesen  Anschauungen 
und  der  sich  fortschleppenden  kanonischen  Theorie  von  den 
Verlöbnissen  noch  klaffender  zu  machen. 

Was  half  es  da,  dass  die  weltliche  Gesetzgebung,  wie  e$ 
vielfach  geschah,  kirchliche  Eheschliessung  gebot,  wenn  jedes 
Verlöbniss  schon  für  eine  Ehe  gehalten  wurde,  die  nur  noch 
der  Bestätigung  bedürfe,  was  half  es,  dass  fast  überall  die 
heimlichen  Verlöbnisse  verboten  wurden,  falls  diese  durch  den 
Beischlaf  convalesciren  sollten?!  — 

1  a.  a.  0. 69. 
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Ein  anderer  Theil  der  Schriftsteller  aber  fing  an,  das  i»«  Ander, 
juristische  Wesen,  die  rechtliehe  Wirkung  der  Trauung  zum ug ««»ici. 
Gegenstande  der  Betrachtung  zu  machen.  Bisher  war  man 
darauf  noch  nicht  gekoinmen.  Man  hatte  die  Ehe  durch  Con« 
gens  schliessen,  durch  den  Beischlaf  consummiren  lassen,  wo 
die  Trauung  da  hingehöre,  was  ihre  redlitliche  Wirkung  wäre, 
fand  kaam  eine  Erörterung.  Jetzt  behielt  man  zwar  auch  die 
ake  Theorie  von  der  Eheschliessung  bei,  aber  man  versuchte 
doch,  die  Trauung  in  das  System  aufzunehmen,  ihr  die  Stel- 
lung theoretisch  zu  verschaffen,  die  sie  gesetzlich  wenigstens 
einnahm. 

Auch  die  Doctrin  von  den  Sponsalien  blieb  den  Schrift- 
steilem  dieser  Sichtung  nicht  fremd,  der  Unterschied  der 
ipoiuafia  de  praesenti  und  de  futuro  wurde  auch  von  ihnen 
aufgestellt,  aber  das  hatte  nur  den  Zweck,  überhaupt  die  Auf- 
lösnngsfahigkeit  der  Verlöbnisse  zu  erschweren,  während  diese 
selbst  und  der  Unterschied  zwischen  Verlöbniss  und  Ehe  ge- 
nügend anerkannt  wurde.  — 

Gehen  wir  jetzt  zu  den  Ansichten  der  Einzelnen  über  und  J^«^^'- 

•'  ,  ,  ,  Theologen 

betrachten  wir  zunächst  diejenigen  lutherischen  Theologen,  d«nt«r«n 
welche  noch  ganz  dem  Geleise  des  vorigen  Jahrhunderts  fol- 
gen, so  ist  zuerst  Chemnitz,  der  geschätzte  Verfasser  des  chemniu. 
Examen  Concilii  Tridentini  zu  erwähnen.  Er  theilt  wie 
Luther  die  Sponsalien  in  solche  de  praesenti  und  solche  de 
futuros  wobei  er  die  unterscheidenden  Merkmale  herleiten  will, 
nicht  „ea  cavülatione  verbarum,  eed  ex  intentio7ie,  ratione  et  aUia 
circtanstaniÜB  iractatuum"\ 

Die  Sponsalia  de  praesenti  machen  aber  volle  Ehe,  „gmaSponaaHen- 
inducunt",  wie  er,  dem  heil.  Ambrosius  folgend,  sagt:  ^sefß" 
caeevn  ohKgationemy  nexum  et  vincuhan  coningaU.  Et  licet  tctUa 
etiarr*  sponsalia  in  futurum  respiciunt,  vjt  sciKcet  postea  addu- 
catur  et  tradatur  sponsa:  tarnen  vere  tantum  est  coniugium^  et 
jam  iniiium  factum  est  praesentis  coniuffii"*.  Darum  begründen 
sie  auch  Zwang  zur  Vollziehung  der  Ehe*,  und  können  nicht 
ohne  beiderseitige  Einwilligung  aufgelöst  werden*.  < — 

Dunte    giebt   der  Ehebenediction   einen   göttlichen  Ur-    ^^^^» 
Sprung:  „Quamquam  non  pertineat  ad  essentiam  coniugiiy  tarnen 

1  Loci  theoL  de  coniug.  (Witteb.  1623.)  8, 218. 

2  a.a.O.  8,214. 
^  ebendaa. 

*  ebendas. 
Priedberg,  Eheschliettung,  Jg 
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est  necessaria  propter  exemplum  Dei  et  eeclesiae  eonstitutianm 
Uli  eonformem^*^.  Aber  auch  er  theilt  die  Verlöbnisse  nach 
hergebrachter  Ari^,  auch  er 'sieht  in  den  sponaalia  de  prae$enti 
wahre  Ehen,  ^o  da69  er  die  Frage:  „Ob  ein  Bräutiffom  der 
Braut,  oder  die  Braut  dem  Bräutigamb  nach  gehaltenem  Verlob- 
nies  könne  aufsagen,  wenn  grosse  Boessheit  an  jhn  oder  jhr  ge- 
spüret  trird,  und  keine  ruhige  Ehe  zu  Jiofen*',  unbedingt  vemeintl 
Kirchliche  X)ie  kirchliche  Einseimung:  dient  ihm  mithin,  wie  auch 

EluMgnnng.  e         o  ' 

Chemnitz^  nur  zur  Bestätigung  der  schon  geschlossenen  Ehe. 
Das  erklärt  er  ausführlich  bei  Beantwortung  der  Frage:  „  Ob 
des  Priesters  öffentliche  Ehetrauung  nötig  oder  genug  sey,  den 
es  durch  verlobten  Persohnen  Eltern  geschehe"K 

Danhaaer.  Ganz  in  derselben  Weise  spricht  sich  Danhauer^  über 

das  Wesen  der  Trauung  aus,  der  noch  darauf  aufmerksam 
macht,  dass  die  Holländer,  weil  die  Ehe  ein  „weltlich  Ding*' 
sei,  „hac  politicismi  ratione  freti"  i.  J.  1594.  die  Civilehe  ein- 
geführt hätten. 

spen«r.  Uebcr  eben  diese  holländischen  Verhältnisse  äusserte  sich 

auch  ein  anderer  berühmter  Theologe  und  Schüler  Dan- 
hauers,  Spener^  Dieser  nämlich  erklärte,  dass  er  solche 
und  auch  der  „ungläubigen  Ehe**  für  vollkommen  rechtmässig 
und  gültig  erachte,  „dass  an  solcher  Ehe  nichts  ermangle", 

^  Casus  Conscientiae  (1684.)  1108. 

s  a.  a.  0. 1084. 

8  a.  a.  0. 1090. 

4  a.a.O.  1186:  „1.  Distinguendum inter ea,  quae  ad substantiaxn con- 
tractus  gehören  und  inter  ea ,  dass  erfordert  wird  ad  matrimonii  consum- 
mationem.  ,  Was  das  erste  belanget,  so  machet  der  Consensus  beydercon- 
trahirenden  Persohnen  die  Ehe,  dazu  ist  nicht  eben,  wenn  man  sich  also 
verhindert  des  Priesters  Beywesen  etc.  nötig,  es  wehre  denn  dass  es  im 
Lande  oder  Stadt  gebräuchlich ;  Und  wenn  die  Persohnen  nicht  contrahirt 
hetten,  mochte  des  Priesters  Copulation,  Wort  und  Segen  an  sich  selbst 
keine  Ehe  machen.  Was  aber  die  Consummation  und  VoUenziehimg  der 
Ehe  belanget,  so  ist  in  allen  wolbestelleten  Kirchen  und  Regimenten  dieses 
eingeführet,  dass  die  Ehe  in  allewege  öffentlich  sol  vollenzogen  werden,  mit 
Trawung  etc.  Und  dazu  gehöret  der  Prediger.  Denn  ob  wol  dass  Prediger 
Leute  zusammen  geben  sollen,  in  Gottes  Wort  nicht  eben  gebothen,  jedoch 
weil  der  Befehl  da  ist,  dass  die  Ehe  sol  Ehrlich  gehalten  werden,  und  es  eine 
alte  wolhergebrachte  Ordnung  ist,  und  ist  billig  darob  zuhalten,  and  sol- 
len dem  Ehestande  zu  Ehren  solche  Dinge  in  der  Kirchen  ToUenzogen 

werden 2.  Wenn  einer  aber  an  einem  solchem  Orthe  lebete,  da  er 

die  benedictionem  sacerdotalem  nicht  haben,  noch  in  benachbarten  Kirchen 
erlangen  könte,  möchte  jhm  derselbe  Mangel  in  seinem  Gewissen  nicht 
jrren". 

A  Theolog.  conscientiaria  (Argentorat.  1679.)  818.  ff. 

6  Theolog.  Bedenk.  (Halle  1713.)  S.  567.  c.  4.  sect.  12. 
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Er  entsohied  anch  in  einem  ihm  vorgelegten  Fafle,  wo 
zwei  Perapnen  ohne  kirchliche  Traumig  zwanzig  Jahre  lang 
beisammen  gelebt  hatten^  „dass  es  eine  wahre  und  bündige  Ehe 
sowohl  sey  ak  da  jene  dar  zu  gekommen  wäre*%  und  wenn  er  auch 
<]ie  beiden  Eheleute  für  strafbar  hält,  weil  sie  sich  gegen  die 
„heilige  Ordnung  Gottes"  versündigt»  so  erklärt  er  doch  ihre 
Trennung  für  gänzlich  unstatthaft.  ,9 Darf  deswegen",  sagt  er, 
i,nieht8  davon  disputiert  werden,  ob  sie  heysammen  zu  bleiben 
haben,  oder  das  matrimonium  als  nullum  zu  dirimiren  wäre, 

m 

sondern  ob  sie  schon  woüeri,  könten  sie  so  wenig  als  andere  recht' 
massig  copuUerte  von  einander  sich  tüiederum  trennen,  noch  auch 
v<m  einer  Obrigkeit  wieder  die  göttliche  Ordnung  getrennt 
v>erden"K 

David  Hollaz  unterscheidet  sich  von  den  eben  Ange-  HoUm. 
führten  gar  nicht.  Er  kennt  sponsalia  de  praesenti  und  de 
Jutvro,  &  hält  die  ersteren  für  Ehen:  „adeoque  sponsalia  de 
praesenti  a  matrimonio  non  distincta  sunt"K  Die  kirchliche 
Trswmg  dient  zur  Vollziehung  der  Ehe»  „ad  consummandum 
amitigiam  christianum"^,  und  ist  dazu  theils  aus  äusseren« 
theils  ans  inneren  Gründen  besonders  qualificirt^. 

Nach  Quenstedt  bilden  die  sponsalia  ein  tna^nmomum  Qaenitadt. 
inchoatum,  das  natürlich  volle  Geltung  zu  beanspruchen  hat, 
die  consummatio  matrimonii  erfolgt  aber  „per  copulam  camalem 
in  miptiis"^  und  begründet  einige  wesentliche  Eigenschaften 
der  Ehe,  die  den  Verlöbnissen  meist'  nicht  zugeschrieben  ~ 
werden,  ivie  ehehindemde  Verwandtschaft  und  Anderes  auf 
die  eheliche,  fleischliche  Gemeinschaft  Bezügliche^. 

1  ebenda 8.  FreUich  hält  er  für  gerathen,  dass  diese  Eheleute  sich 
noch  nachträglich  benediciren  lassen.  —  Vgl.  noch/folgende  Aeusserungen 
•Speners  a.  a.  O.  S.  515:  ,, Indem  der  consensus  und  nicht  die  benedictio 
sacerdotalis  (die  nur  eine  solemnitas  confixmatoria  ist)  die  ehe  machet,  unnd 
also  wo  derselbe  ist,  auch  eine  wahre  Ehe  zu  sein  erkannt  werden  muss  (wie 
unsere  Theologen  einmüthig  zu  lehren  pflegen)  S.  566:  „Zum  Grund  lege 
ieh  dies  voraus,  dass  die  benedictio  sacerdotaiis  weder  de  essentia  coniugii, 
noch  auch  simpliciter  necessaria  sei ". 

<  Examen  theologic.  (ed.  1741.)  S.  1371. 

'  ebendas. 

^  ebendas.  „a)  ut  de  le^timo  contrahentium  coniugio  publice  con- 
«tet.  h)  ut  de  sancto  et  indissolubiU  vinculo  matrimonii,  de  divina  bene- 
dictione,  de  of&ciis  coniugalibus  de  aeAmmarum  tolerantia  contrahentes  ad- 
moneantur.  c)  ut  noyi  coniuges  per  solemnes  preces  commendentur  Deo 
coniugii  auctori". 

^  Theolog.  didactico-polemica  sive  syst  theologic.  (Lips.  1715.)  2, 1579» 

^  a.  a.  0. 2, 1581. 

16* 
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Die  Ehen  selbst  werden  durch  den  Consens  geschlossen 

—  f^Forma  coniugii  est   legitima   et  indxseohibiUs   duorum  in 

unam  camem  et  pacta  coniunctio"^  —  und  die  an  die  bekannte 

Genesisstelle  angeknüpfte  Trauung  ist  eine  blosse  Solennität 

„  Adiuncta  sunt  Necessitas,  Digjdtasy  ütiUtas,  Consecraiio  Sac^- 

dotalis  et  tota  nupiiarum  solennitas*'K 

uavcniann         ZufoIgc  mehrerer  Stellen  seiner  Gamologia  sjnoptica 

würde   Havemann   zu    den   Schriftstellern  gezählt    werden 

können  9  die  sich  von  der  alten  Theorie  lossagten.     Obgleich 

bildet  den  er  nämlich  auch  die  sponsaKa  in  der  hergebrachten  Art  t^enIIt^ 

zad. neuer,  so  Unterscheidet  er  doch  den  ,,consensu8  sponsalitius"  von  dem 

Theorieon,  •  •    ?•       4  1  •  1     • 

„consensus  matrtmoniaUs"^,  und  von  jenem  heisst  es:  ^yiion 
ahsolvit  matrimonium",  während  dieser  in  der  Kirche  öffentlich 
kirchliche  vor  der  Einsegnung  erklärt  werden  muss.  „Respecta  auUm 
«uiig.  illius  declarationis",  fahrt  er  fort^,  „benedictio  necessaria  ap- 
pellari  potest,  non  ut  formoy  sed  ut  proadma  cavtsa  effixienSj  non 
ex  mandato  divino,  sed  ex  constitutione  JEcclesiastica  ac  Cvcili* 
intuitu  puhlicae  honestatis  introducta*  In  foro  conscientiae  ei 
coram  Deo,  ratum  est  mairimoniumf  legitimo  ac  mairimoniali 
consensu  utriusque  partis  initum,  quamvis  benedictio  sacerdotaUs 
non  a^cesserit,  At  in  foro  eateriori,  coram  populo  Christiano,  ip- 
sam  evra^iaVf  publtcumque  decorum  magni  aestumante,  vix  rectum 
censebitur  matrimonium  sacerdotali  benedictione  destitutum".  — 
Die  kirchliche  Eheschliessunor  wird  aber  auch  durch  viele 
Vorzüge  besonders  empfohlen^.  Denn  abgesehen  von  ihrem 
Alter,  ist  sie  das  beste  Erkennungszeichen  der  Ehe  gegenüber 
dem  Concubinat,  und  dann  bietet  sie  Gelegenheit,  die  ethische 
Seite  der  Ehe  mehr  hervorzukehren,  die  Brautleute  über  ihre 
Pflichten  zu  belehren  und  den  göttlichen  Segen  für  sie  zu  er- 
flehen.    „Ergo  non  f adle  contemnendum"  schliesst  er. 

Dennoch  stellt  er  sich  gleich  darauf  in  einen  entschiede- 
nen Gegensatz  zu  den  Vorschriften  des  Trienter  Concils, 
welches  die  Gültigkeit  der  Ehe  von  ihrer  kirchlichen  Ein- 
gehung abhängig  macht,  und  behauptet  kurzweg:  ,yCaeteruTn 
omissa  illa  benedictio  sacerdotaUs  non  vitiat  matrimonium^' "'^  — 

'  1  a.  a.  0. 2, 1582. 

2  a.a.O. 2, 1588. 

3  (Stadae  1656.)  161. 
*  a.  a.  0.18.  f. 

I  *  a.  a.  O.  558.  flf. 

I  ^       ^  ebendas. 

i  '  ebendas. 


Johann 
Gerhard 


ttbcr  die 
Nothwen- 
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* 
Daas  er  aber  mit  der  priesterlichen  Einsegnung  den  ganzen 

Act  der  kirchlichen  Eheschliessung  bezeichnet  imd  auch  die 
Copulation  darunter  begreift,  mag  sowohl  von  ihm  als  von 
allen  anderen  hier  angeführten  Schriftstellern  ein  ftir  alle  Mal 
ausgesprochen  werden. 

Während  Havemann  so  den  Uebergang  zu  einer  Lehre 
bildete,  die  sich  mehr  oder  weniger  von  den  Fesseln  des  ka- 
nonischen Rechtes  zu  befi'eien  strebte,  finden  wir  dieselbe 
schon  klarer  ausgesprochen  bei  einem  anderen  berühmten 
Theologen,  Johann  Gerhard,  der  die  Nothwendigkeit  der 
Trauung  und  das  Verhältniss  zwischen  Ehe  und  Yerlöbniss 
zum  Geccenstande  einccehender  Erörterun&cen  macht. 

Vor  allen  Dingen  will  er  unterscheiden^   zwischen  der 
Consenserklärung,  welche  die  Eheleute  vor  dem  Pfarrer  ab-  ^)^^!^^^ 
geben  und  die  der  Einsesniunsr  voraussreht,  und  dieser  selbst.  Erster  von 

T         .  »-I1         11.'  11  1.  -1    j       1     •      ^T        Ihmlndie«. 

Jene  ist  zur  Eheschliessunsc  absolut  nötnisc»  weil  der  beim  Ver-  Bexiehung 

stütalrtcr 

lobnisse  geäusserte  Consens  dazu  nicht  ausreichend  ist.     DaUoterschicd. 

nim  aber  diese  Consenserklärung  nach  dem  protestantischen 
Situs  ganz  unüiittelbar  mit  der  Benediction  verbunden  ist:  ' 
,,tdeo  iÜius  ratione  et  respectu  henedictio  sacerdotalis  ad  con- 
iuffium  necessaria  Aaud  Incommode  dicitur^  non  quidem  ut  forma, 
iedvi  causa  efficiens  jyi*oxima^^.  —  Gerhard  schreibt  also  hier, 
wie  wir  das  auch  bei  dem  aus  Luthers  Traubüchlein  mitge- 
theilten  Ceremoniell  gesehen  haben,  allein  der  Consenser- 
klärunsr  die  bindende  Kraft  zu,  wie  er  denn  auch  anderswo 
erklärt,  dass  der  Consens  die  Ehe  mache*.  — 

Er  will  jedoch  femer  unterscheiden  zwischen  einer  Noth-^  zweiter 

,      Unteruchlcd. 

wendigkeit,  die  sich  aus  göttlichen  Geboten  oder  aus  dem  m- 
neren  Wesen  der  Sache  ergiebt  und  einem  durch  menschliche 
Bestimmungen,  aus  äusseren  Ursachen  eingefiihrtep  Zwange. 
„Benedictio  aacerdotalis",  fährt  er  aber  fort,  „necessaria  est  ad 
caniugium  rite  ineundum  non  ex  speciali  quodam  praecepto 
divinoj  nee  propter  coniugii  naturam,  quasi  ea  non  sit  inte  ff  ra 
absque  sacerdotali  consecratione,  sed  ob  constitutionem  ecclesiasti^ 
com  et  civilem,  publicae  uiilitatis  et  honestatis  intuitu  introdu- 
ctam^.  Daher  schliesst  er  sich  der  Ansicht  des  Donellus^ 
an,  dass  die  kirchliche  Eheschliessung,  wo  sie  im  Gebrauche 
sei,  nicht  aufgegeben  werden  müsse,  und  dass  man  sie  auch  da, 

1  Loci  theologici  (Tubing.  1776.)  tom.  XV.  loc.  26.  cap.  6.  S.  895.  ff. 
>  a.  a.  O.  loc.  25.  c.  4.  sect.  2.  art.  1.  S.  67. 
^  Comment.  Hb.  III.  c.  20. 
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wo  sie   nicht  eingeführt  sei,   nur  aus  dringenden  Gründen 
unterlassen  dürfe,  nimmt  aber  andererseits^  Gelegenheit,  dch 
gegen  die  zu  erklären,  welche  wegen  der  göttlich  gebotenen 
Trauung  die  Ehe  zu  einem  Sacramente  stempeln  wollten. 
Dritter  Drittens    macht  Gerhard   einen  Unterschied  zwischen 

.XJntex«chl«d. 

dem,  was  zum  Wesen  der  Ehe  gehört,  und  dem,  was  zu  ihrem 
Zeugnisse  dient.  Aber:  „Benedictio  saeerdotalia  rwvtmsm  con- 
iugum  nan  reqmriiur  ad  rei  ipsius,  coniugii  sciUeef,  essentim, 
sed  ad  publicum  eius  testimonium,  ut  omnibua  constare  possit,  k- 
gitime  et  honeate  matrimonium  esse  eontractum'*.  Er  vergleicht 
die  kirchliche  Eheschliessung  mit  der  römischen  deduetio  in 
domum,  die  nach  der  Glosse'  wenigstens  ein  nöthiges  Zeug- 
niss  der  Ehe  war,  er  stellt  die  kirchliche  Trauung  mit  der 
Investitur  auf  gleiche  Linie',  die  auch  nicht  zmn  Wesen  des 
Lehns  gehörend,  denn  das  beruhe  allein  auf  der  Treue,  un- 
umgänglich nöthiges  Zeugniss  desselben  sei.  — 
Vi«rt«r  Viertens  aber  trennt  Gerhard  die  Gültigkeit  des  matri- 

Unterschied.  ,  .       -  ,       .  ,  i  i  • 

montum  in  foro  conscienttae  von  der,  welche  es  un  äusseren 
Leben,  in  foro  exteriori  beanspruchen  kann.  Da  sei  nun  kein 
Zweifel,  dass  im  Gewissensforum  der  blosse  Consensaustausch 
auch  ohne  kirchliche  Form  die  Ehe  mache,  aber  eben  so  wenig 
sei  zu  bezweifeln,  dass  eine  Ehe  nur  dann  die  gesetzliche, 
staatliche  Anerkennung  erhalten  könne,  wenn  sie  in  der  vor- 
geschriebenen  kirchlichen  Form  eingegangen  sei. 
FttBfter  Einen  fünften  Unterschied  leitet  Gerhard  aus  derDop- 

Untcrtchled.         ...  ' 

pelsinnigkeit  des  Wortes  „nuptiae"'  her,  „J/onutmu«  «9«- 
rius  '^  sagt  er,  „  nuptiarum  nomen  dgmficare  ipsum  matrimonvmi 
ut  quando  dicitur^  non  conaibitiim,  sed  consensum  facere  nupüof 

quandoque  vero  festivitatem  nuptialem  solenni  novofrum 

coniugum  copulatione  adhiberi  solitam"*  Nach  der  ersten  B^ 
deutung  nun  gehört  die  kirchliche  Eheschliessung  nicht  zum 
Wesen  der  Ehe,  wohl  aber  nach  der  zweiten. 
tJniewchied.  Sechsteus  endlich  unterscheidet  er  zwischen  der  wesent- 
lichen und  zufälligen  Form  der  Eheschliessung,  deren  erstere 
in  der  engen  und  unauflöslichen  Verbindung  eines  Mannes 
und  einer  Frau  besteht^  und  deren  letztere  er  in  der  kirch- 

1  a.  a.  O.  loc.  XXVI.  c.  8.  S.  47. 
>  1. 5.  de  ritu  nupt  (28, 2.)  zum  Worte  „dedactione*S 
•  Maller  Dissert.  de  hierolog.  (Jenae  1708.)  knüpft  diesen- Vergleich 
an  U.  Feud.  58.,  wo  der  Vasall  „Domini  coniux'*  genannt  wird.  sectVII. 
th.  8.    Vgl.  Friedr.  Reichhelm  de  fide  reciproca  eoniugali Domini  cum 
Vasallo  et  protectoris  cum  diente  (Argentorat  1667.). 
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fidben  Trauung  erblickt:  „tWeo  stricte  loqjiendo  forma  non  est, 
sed  dtmiajßat  extemum  adiunctum"* 

Beachtenswerth  ist  übrigenSy  daas  Gerhard  fiir  i^öthig  ^^°^^  °* 
hal^  ebensowohl  der  politischen,  wie  der  kirchlichen  Natur  der    ^'^^^' 
Ehe  bei  der  Form  der  Ehescfaliessung  einen  Ausdruck  zu  ver- 
schaffen, und  dass  ihn  dieser  Gedanke  zu  einer  höchst  eigen- 
thümlichen  Parallelisirung  verleitet^.    Die  kirchliche  Seite  der 
Ehe  nämlich,  die  sie  >,j>ro  foedere  divino  ac  re  sacra  et  eo- 
cleMastica*^  erscheinen  lässt,  erfordert  die  kirchliche  Trauung, 
▼on  der  er  sagt:  ^^Haec  ceremonia  merito  retinetur  1.  pröpter 
ipm»  Dei  exemplum  (Genes.  1,  27.)  •  . .  2.  . .  .  pröpter  aposto^ 
licum  praeeeptam  •  •  .  .  3.  Oh  novorum  coniugum  documentum 
.....  4.  Ob  eorundem  eommodum  ....  5«  06  antiquissimum 
ham  ecclesiastieae  benedictionis  institutum  ....  6.  pröpter  ip~ 
8(mm  ^entüium  suffragium".     Die  weltliche  Natur   der  Ehe 
aber  lasst  das  Hochzeitsmahl  als  nothwendig  erscheinen,  dem 
nacli  erfolgter  Trauung  Freunde  und  Verwandte  des  jungen 
Paares  beiwohnen,  dem  die  Heimführung   d^  Braut  folgt,    • 
wodurch  diese  iu  den  Besitz  ihres  Gatten  kommt  und  an  das 
sich  endlich  die  Gemeinschaft  aller  Güter  knüpft.    „Festivitas 
iüa  nuptialis  merito  observatur  1.  pröpter  ritua  hujüs  antiquitOF' 
f An  ....  2.  pröpter  coniugii  dignitatem  ....  3.  pröpter  pubU-- 
cam  konestatem  •  •  .  .  4.  o6  perpetuam  ornnium  gentium  coneue- 
tudinem". 

Dieser  Theorie,  von  der  kirchlichen  Trauung  entspricht  veriabnisBe. 
denn  auch  Gerhards  Ansicht  über  die  Verlöbnisse.  Auch 
er  verwirft  nicht  die  gewöhnliche  Eintheilung  der  Sponsalien', 
aber  er  ist  weit  davon  entfernt,  die  eponsalia  de  praesenti  ftir 
Ehen  zu  erklären^,  er  ist  durchaus  abgeneigt,  einen  Zwang 
zu  ihrer  Vollziehung  zuzugeben  S  und  er  spricht  nachdrück- 
lich aus,  dass,  wenngleich  solche  Verlöbnisse  nur  durch  richter- 
liche Autorität  zu  lösen  seien^,   doch  ihre  Auflösungsgründe 

1  a.  a.  O.  loc.  XXVI.  c.  9.  S.  466.  ff. 

>  a.  a.  O.  loc.  XXVI.  c.  4.  secL  8.  S.  182.  f. 

s  a.  a.  O.  e  b  e n  d a s.  S.  1 60.  f.  Dennocb  lässt  er  die  Verlöbnisse  durcb 
die  oopula  camaiis  in  Eben  übergehen,  a.  a.  O.  S.  149:  „Tränseunt  autem 
sponsaUa  in  matrimonium ,  cujus  promisBionem  continent,  tum  per  sequen- 
tem  in  nuptias  consensum,  tum  per  copulam  camalem.  Quamm  enim  non 
concobitus,  sed  consensus  faciat  nuptias,  tarnen  per  interrentum  camaiis 
copulae,  consensus  ille  nuptialis  ezprimi  censetur'S  D  anacb  ist  also  seine  oben 
vorgetragene  Ansicht  von  der  kirchlichen  Eheschliessung  zu  modificiren. 

«  a.  a.  O.  S.  149. 

^  a.  a.  O.  S.  155. ' 
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mit  den  EheBoheidungsgriinden  nicht  für  identisch  gehalten 
und  verwechselt  werden  könnten  ^  Ueberhaupt  müssen  nach 
seiner'  Ansicht  Verlöbnisse  und  Ehen  aus  vielen  Gründen 
durchaus  von  einander  getrennt  werden.  * 

Hiidebnmd.  Denselben  Standpunkt  wie  Gerhard  nimmt  Hilde- 
brand ein,  der  mit  seinem  bekannten,  fireilich  nicht  sehr  kri- 
tischen Buche  De  nuptiis  veterum  Christianorum'  lange 
Zeit  fiir  die  geschichtliche  Darstellung  des  Eherechts  die 
Hauptquelle  war.  Er  weist  nach,  dass  die  kirchliche  Trauung 
weder  nach  natürlichem,  noch  nach  iua  gentium  oder  dmU  zur 
Eheschliessung  nöthig  sei,  dennoch  aber  sagt  er:^'  „ommno 
necessaria  hodie  est  (necessitate  quamvis  hypothetica)  .  .  .  Utti 
per  se  non  ipsas  nuptias  ....  conetittiat,  sed  ad  eolennia  nuftior 
rum  vel  ad  festivitatem  nuptialem  et  ad  cansensum  mairimomor 
lern  (quem  a  sponsalitio  diversum  f atemur)  publice  coram  testibus 
in  Eccleeia  declarandum  directe  epectet^\  Er  empfiehlt  sie  aus 
ssahlr eichen  Gründend 
caiTör.  An  ihn  und  Gerhard  schliesst  sich  Calvör^  der  für 

die  kirchliche  Eheschliessung,  die  er  der  göttlichen  Natur  der 
Ehe  angemessen  hält^,  allein  mit  den  von  jenen  beigebrachten 
Gründen  öperirt. 

EiÄd.  SchliessHch  wiU  ich  danil  noch  Christian  Eichsfeld^ 

i  a.a^O.S.  159. 
«  a.  a.  O.  S.  160.  f. 

3  Ich  citire  nach  der  Ausg.  Helmstad.  1 66 1. 

4  Bogen  M.  2.      ' 

^  1)  quod  omnium  rerum  ab  immortali  Deo  primordia  sint  ducendo. 
2)  weil  Adam  und  Eva  benedicirt  sind.  3)  damit  die  consummirte  Ehe  auch 
denen  bekannt  werde,  welche  von  den  Sponsalien  nichts  wissen,  d.  h.  der 
"  Kirche.  4)  um  den  Schlingen  des  Satans  zu  entgehen.  5)  um  die  Ehe  für 
sacrosanct  2u  erkläran.  6)  damit  die  Christen  nicht  den  Peiden  nachstehesi 
die  auch  eine  Eheeinsegnung  hatten. 

6  Rituale  eccles.  (Jenae  1705.) 

T  „  Quum  interea  coniugium  in  ecclesia  christiana  non  habendam  sit 
pro  contractu  mere  politico,  sed  pro  foedere  divino  ac  re  sacra,  benedictiosis 
ac  copulationis  sacerdotalis  ritus  haud  immerito  retinetur**.  a.  a.  0. 1, 124. 

8  Theolog.  casual.  erschien  anonym  (C.  E.  D.)  Leips.  1678.  Vgl.  S.  291  ^ 
„Benedictio  sacerdotalis  necessaria  est  ad  coniugium  ineundem  non  ex  spe- 
ciali  quodam  praecepto  divino,  nee  propter  coniugii  naturam,  quasi  eanon 
sit  integra  absque  sacerdotali  oonsecratione ,  sed  ob  constitutionem  eccl^ 
siasticam  et  civilem  publicaeutüitatis,  honestatis  et  imprimis  legitimi  testi* 
monü  intuitu  introductam**.  Er  unterscheidet  Ehe  und  Sponsalien  S.  StH): 
„Sponsa  in  sacris  literis  vocatur  uxor ,  non  quod  inter  sponsam  et  uzorem  ^^ 
consequenter  inter  sponsalia  et  nuptias  nulla  sit  differentia,  sed  qoia  est 
uxor  sperata,  pacta  promissa  futura**.  Dennoch  will  er  Zwang  cur  Voll- 
ziehung der  Verlöbnisse  durch  Geld-  und  Geföngnissstrafe  und  UntersaguJJg 
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den  Gie ssener   Theologen  Mentzer^   und   den  Dänen  Memzcr. 
Brochmand^  erwähnen,  die  Alle  Ehen  ohne  priesterliche  Ein- Brochnumd. 
s^nung  iur  ungültig  erachteten,  und  bei  denen  theilweise,  wie 
£0  eben  bei  Calvör  angeführt  wurde,  ihre  ganze  kirchliche  An- 
schaaung  von  der  Ehe  auch  fiir  diese  Lehre  bedeutungsvoll 
wurde.  — 

Wir  wollen  uns  jetzt  zu  den  Juristen  des  siebzehn-  Juristen, 
ten  Jahrhunderts  wenden,  und  zuerst,  wie  ermüdend  auch   Theori» 
die  Monotonie  ihrer  Doctrinen  sein  mag,  kurz  die  berücksich- 
tigesüf  welche  sich  von  der  alten  Theorie  noch  nicht  losmachen 
konnten. 

So  unterscheidet  Möller^  sponsalia  de  praesenti  und  de    Moiicr. 
futuro  und  schreibt  den  ersteren  die  Wirkung  der  Ehen  zu, 

60  ist  es  Ernst  Cothmann^  nicht  zweifelhaft:  „gum  J^f^^^^^^inn!^' 

cindunxerit  eos,  qtd  ipsi  inter  se  de  matrimonio  sive  aponsalibus 

consentiani'*. 

Pfeil*  identificirt  Verlöbniss  mit  Ehe  und  Kitzel«  stellt    ^f°"- 

die  kirchliche  Trauung  der  römischen  deductio  in  damum  an 
die  Seite;  demnach  gehört  sie  nicht  zum  Wesen  der  Ehe, 
sondern  zu  den  äusseren,  dem  Beweise  dienenden  Feierlich- 
keiten, deren  Unterlassung  die  Ehe  nicht  verletzt^. 

David  Mevius,  der  berühmte  Commentator  des  lübi-   McVii^. 
sehen  Rechtes,  erklärt  die  kirchliche  Trauung  für  unwesentlich. 

einer  anderen  Ehe  auf  Lebenszeit.  „Nam  cum  semel  fide  data  sponsus 
factus  sit,  alterius  sponsus  priore  viva  esse  nequit'S  S.  278. 

^  Qnaest.  theolog. :  Nam  sponsis  ante  solenn,  in  eccl.  copulat.  et  bene- 
dict.  ooncumbentibus  publ.  poenitentia  iuste  imponatur?  (Giessae  1710.) 
n.  36.  ff* 

2  Systems  uniTersae  theolog.  (Lips.  1638.)  2,  6014:  „Vix  datur  ullum 
tutius  medium  et  remedium,  quo  vagae  et  libidinosae  conjunctiones  distingui 
poterunt  ab  honesta  maiis  et  foeminae  coniunctione,  quam  quod  honestum 
coniugium  publice  fiat,  et  quidem  a  publico  verbi  divini  ministro^V  Er 
unterscheidet  zwar  2, 5070.  auch  sponsalia  de  praesenti  und  de  futuro ,  fugt 
jedoch  hinzu:  „haec  sponsaliorum  divisio  videtur  minus  recto  tuto  stare. 
Nam  accurate  loquendo,  non  dantur  sponsalia  de  praesenti,  quia  sponsalia 
defininntur  promissio  futur  arum  nup  tiarum  '* . 

'  aus  Braunschweig  Comment.  ad  August.  Duc.  Sazon.  ordinat.  (Lips. 
1612.)  S.  429 (  nur  in  Bezug  auf  die  Beerbung  modificirt  er  das,  falls  noch 
keine  Bettbeschreitung  erfolgt  ist;  ebenso  meint  Sibr and  de  irritis  spon- 
salib.,  quib.  citratutor.  consens.  pupilL  sunt  irretitae  (Rostochi  1685.)  §.  6. 
sponsalia  de  praesenti  würden  nur  uneigentlich  so  genannt;  sie  seien  wahre 
Ehen. 

^  Prof.  in  Rostock.  Consult  et  resp.  iur.  (Francof.  1662.)  3,  266. 

^  ConaiL  iur.  (Francof.  et  Lips.  1670.)  cons.  IX.  — 1,11. 

^  ¥tot.  in  Oiessen.  Synopsis  matrimonial.  (Giessae  1620)  172.  f. 

7  a.  a.  0. 172.  f.  1 74.    Er  hält  sponsalia  de  praesenti  für  Ehen,  157. 
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y^ Nuptias",  sagt  erS  jsconsentus  Bolus  facit^  .  .  .  ,  et  eumUc 
de  praesenti  intervenerit,  nihil  arnpUus  desideratur,  sed  iüae  roke 
sunt,  etsi  nee  dotaUa  instrumenta  cor^iciantur  .  ...  nee  dm 
constitula  sit  .  .  .  nee  deducHo  in  domum  mariti  facta  fuerü . . . 
nee  eiiam  benedictia  sacerdotalis  in  ecclesüs  Christiams  mUda 
processerit,  utpote  quae  non  ad  siAstaniiam  matrimonU  inverUa, 
sed  pio  ordini  inservit  •  •  •  .  Hinc  sponsalia  de  praesenti,  qvmd 
plerosque  iuris  efeeius,  pro  indissolubiü  et  vero  matrmmo, 
Sponsus  et  Sponsa  pro  coniugibus  habentur,  et  pro  paräm  ü- 
iudieantur  •  .  •  •  Idque  in  statutis  interpretandis  obsiervaJtifT,  qvatj 
etsi  de  marito  vel  uxore  hquantar,  loctim  tarnen  in  Sponsi»  tu- 
veniunt,  nisi  vel  diversitatis  ratio  vel  sinffulare  odium  materkc 
strictissimam  interpretationern  exigunt". 

Zwar  ist  Mevius  viel  zu,  gut  im  römischen  Bechte  b^ 

Hnber.    wandert,  um,  wie  später  Huber*  oder  Gundling^  denUn- 

°''  terschied  zwischen  sponsaUa  de  praesenti  und  de  ßtturo  dort 

begründet  finden,  oder  gar  die  lutherische  Ansicht  über  die 

Lyncker.  Verlöbnisse  mit  Lyncker*  civilistisch  beweisen  zu  woDen, 

aber  er  erklärt^  dass  er  dem  kanonischen  Rechte  folge,  welche:^ 

ja  auch  sokist  in  Ehesachen  recipirt  sei,  und  entscheidet  eo 

auch  folgegemäss,  dass  bei  doppeltem  Verlöbnisse  das  erste 

gelte,  wenn  auch  zu  dem  anderen  Beischlaf  hinzugetreten  sei. 

So  vnll  er  denn,  dass  die  Obrigkeit  die  Brautleute  aus  eigenem 

Antriebe  unaufgefordert  zur  Vollziehung  der  Ehe  anhalte,  denn 

„quod  ab  initio  voluntatis  posteafit  necessitaüs^. 

Dennoch  befolgt  er  in  Bezug  auf  die  Auflösungsfähigleit 

der  Verlöbnisse  eine  mildere  Praxis,  die  auch  bei  dem  Dänen 

Bemminff.  Hemmiug^  schon  anzutreffen  war,  denn:  ,^,arctius  muüo  (t 

1  •]•  1670.  Gommentarius  in  iu8  Lubec.  IIb.  1.  art.  14.  no.  1.  fi.  (Fiascof. 
ad  M.  1664.)  240. 

^  lib.'2.  degress.  c.  7.  ff. 

3  Qundlingiana  panX.  art  1. 

^  in  anal,  ad  D.  tit.  de  sponsaL  th.  10.  vgl.  auch  M.  Oodofr.  Wernher 
diBS.  an  consens.  sponsalit.  a  matrimonio  differat  (Altdorf  1694.)  §.  4.  p.  ^ 

S  a.  a.  O.  lib.  1.  tit.  7.  S.  167. 

^  Decision.  (Francof.  1794.)  pars  VI.  dec.  61. 

7  Dieser  sagt  in  einer  bei  De  de  den  a.  a.  0. 3,260.  abgedruckten  Stelle 
(das  Original  seiner  Schrift  de  coniugio  t.  J.  1572.  habe  ich  nicht  erlangen 
können):  „Si  autem  alteruter  a  legitimo  consensu  ante  nuptias  eupit  duce- 
dere,  iudex  rationes  audiat  mutatae  voluntatis,  quae  si  iustae  fuerint,  potest 
iudex  discessionem  a  pactione  pennitteze,  si  caetera  salva  sunt . . . .  Sico- 
pula  camalis  non  accessit  post  sponsalia,  Telim  iudicem  non  magnopere  esse 
sollicitum  de  causis  offensae  intervenientibus.  Sed  ne  quid  deteritu  «^ 
coactis  nuptiis  eveniat,  permittere  rescindi  contractum  ut  impecfectom,  i^^ 
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ptrfeedua  est  moMmonii  mneidum  quam  sponsaUorun^  ideö  etiam 
iüud  hoc  sohUo  diffidUus^*.  —  Es  Boll  das  der  ridbterlichen 
Entscheidung  anheim  gestellt  werden^,  — 

Auch  Brückner^  und  Brunnemann'  sind  hier  zu  er- 
wähnen. 

Der  erstere  hält  zwar  die  Trauung  für  nöthig»  und  er-  BrackB«r. 
klärt  an  einer  Stelle»  dass  Ehen,  die  cUeser  Form  entbehren», 
nichtig  seienS  dass  durch  die  Benediction  die  Ehen  consum- 
mirt  werden,  ^ypost  quam  demum  vir  et  mulier  pro  eoniugibus 
habmtur"^,  aber  auch  er  folgert  aus  dem  Satze,  dass  der  Con- 
sens  die  Ehe  mache,  die  UnauflSslichkeit  der  Verlöbnisse^» 
aach  er  zieht  bei  dem  Zusammentreffen  zweier  sonst  nidit 
feUerhafiten  Verlöbnisse  das  erstere  dem  zweiten  vor,  ^md 
wenn  auch  zu  diesem  die  priesterliche  Einsegnung   hinzu- 
getreten wäre^    auch   er   gelangt    schliesslich   zu   der  frei- 
lich seiner  obigen  Behauptung  widersprechenden-  Consequenz; 
»patei  .  •  •  benedictionem  sacerdotalem  non    de   eeaentia,    sed 
tantion  decoro  (etiam  Christiani)  eomugii  esee^^^  oder,  wie  er 
anderswo    sagt:    ,ytamquam    testimonium   publicum    coniugü 
christiam^*^* 

Nach  Brunnemann  gehen  die  Sponsalien  allein  durcli  ^^.°°<^ 
priesterUche  Benediction  in  Ehen  über,  ^^quae  benedietio  sacer^ 
doiaUs  non  omittenda**^^.    Aber  auch  er  nennt  die  bedingten 
Verlöbnisse  sponaalia  de  futuro,  die  .anderen  sponedUa  de  prae^ 
^entiy  „quae  ipsum  sunt  mcUrimonium^^ ,  • .  cum  hie  tarn  .  •  .per^ 

tarnen,  ut  iustas  poenaa  fidel  non  senratae  ratione  fortunamm  et  conditionis 
luant". 

I  Decis.  a.  a.  O.  pars  VI.  dec.  CCXXV. 

s  Sachs.  Goth.  Hof-  u.  Consistorialrath.  Schrieb  1692.  Decis.  iur.  ma- 
trimonial. controTersi  (Gothae  1724.)' 

s  Prof.  in  ITrankfuft  a.  O.  f  1672.  De  iure  ecdes.  tractat  posthum. 
(Sam.  Stryk.)  (Francof.  ad  V.  1681.) 

«  a.  a.  0. 87. 

5  a.  a.  0. 46. 

^  a.  a.  O.  85.  Er  meint  daher,  dass  zwar  Zwang  ad  contrahendum  ma- 
trimoninfli  verwerflich  wäre,  nicht  aber  „ad  consammandum'S  und  das  ge- 
schehe allein  durch  die  Zwangstraunngen.  88. 

7  a.  a.  0. 208. 282. 

^  a.  a.  O.  52.  er  sag^  das  bei  Gelegenheit  der  Lehre. von  den  Braut- 
kindem. 

9  a.  a.  0. 99.  f.  / 

1^  a.  a.  0. 562.  —  So  auch  der  sich  anDoneilns  anschliessende  (siehe 
oben  8. 245.)  Valentin  Forster  de  nuptiis  (Witeb.  1617.)  174. 

II  a.  a.  0. 560. 
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Jtcta  obK^atio  •  .  •  quae  vinculum  aUquod  divinum  induc(unt)", 
-me  er  an  einer  anderen  Stelle  sagt^. 

Den  Scbluss  der  Schriftsteller ,  die  in  Bezog  auf  die 
Lehre  der  Eheacfaliessung  dem  kanonischen  Rechte  folgten, 
soll  ein  Gelehrter  bilden ,  der  bis  heute  als  Hauptautoritat  für 
kirchliche  Trauuiig  angeführt  zu  werden  pflegt',  und  bei  dem 
es  sich  daher  lohnt,  die  Widersprüche  alle  aufzudecken,  auf 
die  beständige  und  nur  zu  oft  missverständliche  Anwendung 
des  kanonischen  Rechtes  aufmerksam  zu  machen,  die  sich  is 
seinen  Schriften  vorfinden  —  bei  dem,  wie  wir  oben  sahen, 
der  geistliche  Character  der  Ehe  am  Schärfsten,  fast  zur 
Sacramentalität  gesteigert,  vertreten  war  und  der  eben  des- 
wegen die  kirchliche  Trauung  gewaltsam  in  das  System  zu 
pressen  strebte.  "Wir  wollen  die  Ansichten  Carpzows  (1595— 
1606.)  entwickeln. 

Carpzow.  Carpzow  verlangt  zur  Eheschliessung  als  absolut  nöthi^' 

die  priesterliche  Trauung,  ohne  jedoch  die  Frage,  ob  in  dieser 
ein  Essentiale  der  Ehe  zu  erblicken  sei,  zu  erörtern'.  Nach 
ihm  beruht  diese  Form  auf  göttlichem  Gebote  und  Beispiele; 
die  Unauflöslichkeit  der  Ehe,  die  im  neuen  Testamente  vor- 
geschrieben ist,  wurzelt  in  ihr.  Sie  Btützt  sich  auf  das  Natur- 
recht,  welches  überall  geltend,  bei  aUen  Völkern  zu  einer  ^rt 
kirchlicher  Eheschliessung  gefiihrt  hat.  Sie  ist  mithin  nicht 
ein  von  Staat  und  Kirche  vorgeschriebener  und  wenn  auch 
löblicher,  so  doch  von  Menschen  eingeführter  Brauch,  sondern 
vielmehr  Befehl  Gottes,  der  sich  durch  den  evangelischen 
Prediger  vertreten  lässt^. 

veriobniMe         Carozow  vcrwahrt  sich  ausdrücklich  geo^en  den  Irrthum 
Tcnchieden  derjenigen,  die  Verlöbnisse  und  Ehen  identificiren,  die  ange- 
fangene Ehe  und  die  vollendete  gleichstellen,  das  matrimomum 
inchoatum  mit  dem  consummatum^     „Coniugium",  sagt  er^ 
„.  .  .  ut  Omnibus  numeris  sit  perfectum  et  absolutum,  omnesque 

1  a.  a.  0. 563.  Nach  ihm  gehen  VerlöbniBse  mit  copula  carnalis  nach- 
folgenden schon  emgesegneten  Ehen  vor.  203. 

'  Glück  Ausf.  Erläut.  d.  Pandekt.  24,  360.  will  sogar  „dem  grossen 
Ansehen  eines  Carpzow"  zuschreiben,  dass  „man  in  allen  deutschen  Kir- 
chenordnungen die  Trauung  als  nothwendig  vorschrieb  'S  Das  ist  jedoch 
falsch ,  da  £e  Kirchenordnnngen  diese  Bestimmungen  nur  aus  denen  des 
sechszehnten  Jahrhunderts  herübemahmen. 

9  Jurisprud.  consist  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.  8. 

*  a.  a.  O.  §.  10.  ff. 

6  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  8.  def.  180.  §.  1. 

6  a.a.  O.  def.  142.§.  1. 
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veri  et  eompleii  matrimonii  effectus  producat,  ulHmus  ad  consutn^ 
mationem  qus  aceedat  actus  necesse  est  ...  .  qui  Aodie  in  copu-* 
latione  et  ienedictione  sacerdotaU  eonsistit,  tanquam  in  coniugii 
requisito  /ormaK  et  solenni". 

Er  giebt  za,  dass  der  Consens  allein  die  Ehe  mache,  dass 
die  Verlöbnisse  in  Bezog  auf  die  Unauflöslichkeit  den  Ehea 
gleichstehen;  aber  die  Ehe  wird  dadurch  noch  nicht  vollzogen» 
Wie  zur  Perfection  des  Kaufes,  der  auch  durch  Consens  ge- 
schlossen wird,  die  Tradition  der  verkauften  Sache  hinzukom- 
men mnss,  so  zur  Eheschliessung  die  deduetio  in  domum  und 
heute  die  priesterliche  Benediction^. 

Diese  Theorie  Carpzows  steht  aber  mit  anderen  Stellen 
seines  Buches  in  nicht  zu  verkennendem  Widerspruche,  wie 
denn  überhaupt  die  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Eheschlies- 
sung nicht  mit  dem  Unterschiede  eines  matrirnonium  inehoatum 
und  conswamattan  bestehen  kann,  wenn  das  erstere  schon  durch 
das  Veriöbniss  und  das  letztere  nicht  durch  die  copula  camalis 
gescUossen  werden  soll. 

Carpzow   verwirft  an  einer  Stelle  seines  Buches  densponsaiud» 
Unterschied  zwischen  sponsalia  de  futaro  und  de  praesenti,  als  de  futuro/ 
im  deutschen  Sprachgebrauche  nicht  begründet,  und  daraus 
zieht  er  den  hergebrachten  Schluss,  dass,  abgesehen  von  den 
tradatus  de  sponsalibus  und  den  bedingten  Verlöbnissen,  alle 
anderen  als  sponsalia  de  praesenti  aufzufassen  seien';  von  die* 
een  aber  sagt  er:  „nee  differeniia  inter  sponsalia  et  matrimo^ 
lünm  consistere  potest,  nisi",  wie  er  im  zweifelnden  Conjunctiv 
hinzufügt,  „Jias  de  ritu  solenni  benedictionis  sacerdotalis  accipere  ' 
velis'*^.    Es  bleiben  uns  nur,  meint  er,  sponsalia  de  praesenti, 
die,  vom  kanonischen  Rechte  eingeführt,  in  der  That  gar  keine 
Verlöbnisse  sind,  sondern  wahre  Ehen,  welche  freilich  noch 
durch  die  Benediction  zu  consummiren  und   zu  confirmiren 
sind^.     Obgleich  aber  die  Verlöbnisse  noch  keine  volle  Ehe 
machen,  so  sind  sie  doch  nach  Carpzow  unauflöslich^,  und 

1  a.  a.  O.  tit.  4.  def.  66.  $.  9  ff. 

«  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  17.  §§.  6.  7. 

9  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  17.  §.  5. 

«  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  17.  §.  7.  —  tit.  4.  def.  63.  §.  7. 

^  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  10.  def.  173.  §.  6.  §.  6 :  „Ex  regula  Christi  finnissima 
pariter  et  rectissima:  Quos  Deua  coniunxit,  homo  non  separet  (Math.  19,  9.). 
Quae  Ucet  de  vero  ac  per  benedictionem  sacerdotalem  conBummato  matri- 
monioloquatur:  attamen  quoadeffectura  consortiiac  Tinculum  indissolubi- 
Htatis,  nuUa  inter  matrimonium  inehoatum  et  conaummatum,  h.  e.  inter 
sponsalia  publica  et  nuptias  existit  differentia  ". 
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ihre  Kraft  ist  so  gross,  dass  sie,  einmal  emgegängen,  alle 
nachher  geschlossenen,  selbst  durch  Beischlaf  und  Trauung 
consummirten  Ehen  nichtig  machend  — 
Keraiute  Ziehen  wir  nach  alledem  aus  Carpzows  widersprechen- 

■chmi  De.  den  AeusscTungen  —  ,,sed  haee  benevoliu  Uctar  non  tniretwr, 
qyia  non  tnfrequens  est,  tarpzomwn  %n  «um  scnptis  aiöi  tjm 
iiontradicere"*  —  die  Gonsequenzen,  so  stellt  sich  uns  als  £e- 
sultat,  trotz  der  scharfen  Betonung  der  priesterlichen  Bene- 
diction,  kur?  heraus:  Verlöbnisse  machen  schon  rolle  Elhey  da 
der  Consens  zur  Eheschliessung  wesentlich  und  hinreichend 
ist'.  Von  selbst  versteht  sich  dabei,  dass  der  Beischlaf  alk 
Mängel  des-  Consenses  purificirt,  wie  er  auch  üb^.  den  Fehler 
der  Heimlichkeit  hinweghilft^.  Verlöbnisse  sind  deswegen 
unauflöslich,  wie  die  Ehen  selbst,  und  auch  von  ihnen  ^t  der 
göttliche  Spruch:  Was  Gott  zusammengefugt  hat,  soll  der 
Mensch  nicht  scheiden,  auch  ihnen  muss  ein  eharcbcter  spiri- 
tuaÜB  yindicirt  werden^. 

Die  kirchliche  Trauung,  so  nöthig  sie  auch  ist,  so  göttlich 
ihr  Ursprung  auch  sei4,  und  so  tiefe  Begründung  im  Natur- 
rechte sie  auch  haben  mag,  bewirkt  folgegemäss  nicht  die  £he, 
die  ja  eben  schon  vorhanden  ist  Sie  ist  nur  das  Zeugniss^  i 
einer  schon  geschlossenen  Ehe,  ein  Beweisact,  der  nützlich  \ 
und  empfehlenswerther,  als  das  sonst  auf  gleicher  Linie  stehende 
Hochzeitsmahl  ist^  Denn  dies  ist  nur,  wie  Carpzow,  Ger- 
hard^ folgend,  andeutet,  eine  Repräsentation  der  weltlichen 
«Seite  der  Ehe,  und  wie  diese  bei  Carpzow  der  kirchlichen 
nachsteht,  haben  wir  oben  zur  Genüge  dargethan^. 

1  Pract.  rer.'crimin.  p.  2.  qu.  67.  n.  58.  In  der  Jur.  Cons.  lib.  2. 
tit  4.  def.  66.  Tertheidigt  er  die  entgegengesetzte  Meinung. 

'  Siryk  de  rel.  sacr.  S.  46.  VgL  auch  Lauterbach  CoUeg.  theor. 
pract.  lib.  21.  tit.  1.  §.  9.  (Tübing.  1706.)  2,  866. 

»  a.  a.  O.  lib.  2.  tit.  2.  def.  86. 

^  So  sag^  Carpsow  selbst:  „Cum  consensus  non  concobitut  faciat 
nuptias,  prout  in  ore  omnium ....  dubium  esse  nequit,  quin  per  sola  spon- 
aalia  nuptiae  contrahantur  ipsumque  inchoetur  matrimonium  '^  Zwar,  fügt 
«r  hinzu,  sei  das  nach  den  Grundsätzen  des  s&chsischen  Rechtes  anders,  wo 
Benediction  und  Bettbeschreitung  erfordert  würde,  dadurch  könne  aber  den 
Orundsätsen  des  gemeinen  Kechts  nicht  pr&judicirt  werden.  So  sei  auch 
im  Sachsensp.  lib.  3.  art  45.  mit  ,,getrüwet"  das  Verlöbniss  gemeint, 
Becision.  lib.  5.  tit  10.  resp.  108.  S.  1224.  f. 

^  a.a.0.1ib.  2.def.  21.§.7. 

6  a.  a.*0.  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.  8. 

7  a.  a.  O.  lib.  2.  tit  8.  def.  142.  §.1. 

8  Siehe  oben  S.  247. 
ö  Vgl.  oben  S.  194.  ff. 
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j^thin  benift  man  sich  mit  Um'echt  auf  Carpzows  Au- 
torität, wemi  man  die  kirchliche  Eheschliessung  als  unum* 
^nglich  nöthig  darstellen  T?ill,  denn  eben  bei  ihm  giebt  es 
keine  kirchliche  EheschliesBung,  sondern  nur  eine  kirch- 
liche Ehebestätigung.  — 

Einen  Vermittlungsstandpunkt  zwischen  den  so  eben  dar-  Faai  cy- 
gestellten  und  den  klareren  Theorieen  des  siebzehnten  Jahr-  miniang«- 
hunderts    nimmt  der   Schleswiger  Paulus   Cjpraeus   ein. 
Er  verfangt  kirchliche  Eheschliessung,   theils  weil  der  An- 
fang aDer  Dinge  von  Gott  herzulerten  sei,  weil  der  Prediger 
als  Vertreter  Grottes  fungire,  weil  die  Ehe  bekannt  sein  müsse 
vor  Gott  und  den  Menschen,  theils  ,,Ht  fraudibus  et  technids 
Aoimnum  flagitiosorum  occurratur*'K    Die  Benediction  erachtet 
er  für  raie  öffentlich  geschehene  Tradition  der  Braut;  sie  ist 
an  die  Stelle  der  römischen  deductio  in  domum  getreten,  und 
T^ie  die  römischen  Ehen  ohne  diese  ungültig  waren,  so  sind  es 
die  cliristlichen  ohne  jene^ 

Auch  spansalia  de  praesenti,  führt  er  aus,  beziehen  sich 
auf  künftige  Ehen^  und  können  —  wobei  er  der  Autorität 
Luthers  entgegentritt  —  aufgelöst  werden*. 

.  Dennoch  aber  findet  auch  Cypraeus  die  Consummation 
der  Ehe  neben  der  Benediction  in  der  Vollziehung  des  Bei- 
schlafes und  stellt  so  den  seine  früheren  Behauptungen  para^ 
Jysirenden  Satz  auf,  dass  Verlöbnisse  mit  copula  camalia  für 
coDsununirte  Ehen  zu  erachten  seien^.  Dadurch  drückt  er 
wenigstens  in  dieser  einen  Beziehung  die  Bedeutung  der  Trau- 
ung auf  eine  Ehebestätigung  herab,  und  würde  demnach  auf 
gleiche  Linie  mit  Gerhard^  gestellt  werden  müssen. 

Entschiedener  spricht  sich  Johann  Schilter  aus,  der,Joh.schnter 
obgleich  er  den  gewöhnlichen  Unterschied  der  Sponsalien  sta-  nir  d.  neo« 
tuirt^  in  der  Benediction  und  Copulation  das  Wesen  der  Ehe- 
schliessnng  ^blickt.  ,,Ratio  spedfica  nuptiarum*^  sagt  er^  „in 

^  de  connubior.  iure  (Francof.  1605.)  418.  ff. 

«  a.  a.  0. 427. 

3  a.  8. 0. 20. 60. 

«  a.  a.  0. 466. 

^  a.  a.  0. 451. 

«  Siehe  oben  S.247. 

7  1S32 — 1705.  Instit.  iur.  canon.  (Francof.  etLips.  1721.  7.  Ausg.)  lib. 
ll.tit.lO.§.8.S.  845. 

^  a.  e.  O.  üb.  II.  tit  11.  §.  2.  S.  881.  Die  Auflösung  der  Sponsalien  ge- 
stattet er  demgemfias  ,,quotie8  post  aponsalia  talis  interrenit  casus,  qui  si 
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soIennitcUe  consensus  consistit,  quae  iure  gentium  requiritur  oh 
,  ntgotü  gravitatem  atque  magnum  eins  momentum  •  .  •  .  atque 
obtintnt,  ut  benedictio  haec  aeu  eopulatio  aacerdotcUis,  vel  decla- 
ratio  de  fide  eoniugaU  coram  sacerdote  sit  de  'essenäa  nuptiaruw, 
ita  ut  ea  neglecta  necdum  matrimonium  intelKgatur^  nee  liberi 
inde  legitimi  nascantur ", 
Fnmaci  Im  Re^tatc  stimmt  mit  Schilter  Samuel  S tryk^  in  sei- 

nen  Annotationes  zuBrunnemanns  ius  eccksiasiicum  übereln, 
wemigleich  er  in  der  Trauung,  ebenso  wie  Henning  Ami- 
saeus^  nur  ein  bürgerliches  Gesetz  erblickt  und  nicht  das 
Wesen  der  Eheschliessung  darauf  beruhen  lassen  will«  Es 
sündigt  gegen  das  Gewissen,  meint  er,  wer  sich  nicht  kirchlich 
copuliren  lässt,  aber  nur  ,,cum  dubiwn  nullum  eupersit,  legts 
noetrorum  principum  ecclesiasticas  obligare  in  conscieniia,  qua- 
tenus  nihil  iuri  divino  adversum  dieponunf'K 

t>ie  Sponsalien,  erläutert  er  Brunnemanns  AnsichtS 
sind  nur  in  Bezug  auf  die  Unauflöslichkeit  den  eingesegneten 
Ehen  gleichzustellen,  dennoch  aber  nicht  mit  ihnen  zu  Ter- 
wechseln,  und  hier  folgt  nun  die  Lehre  Ton  dem  Unterschiede 
.  des  consensus  eponsaUtitis  und  matrimonialie,  der  Vergleich  nut 
dem  Kaufe  und  der  Tradition,  die  wir  schon  oben  bei  meh- 
reren Schriftstellern  anoreführt  habend 

o 

ante  extitigset,  ntmquam  in  sponsalia  consensum  fuisset".  Hb.  II.  tit  10. 
§.  50.  S.  875. 

1  1640-1710.  Vgl.  S.  251.  Anmerkg.  S. 

3  Ein- Frankfurter  Jurist,  Verfasser  des  Commentar.  politic.  de  iure 
connub.  (Francof.  16 IS.):  „Causae  autem  propter  quas  desponsatio  publica 
.  coram  faoie  Ecclesiae  necessario  requiri  coepit,  multae  sunt,  primum  quia 
Ileipublicae  interest  scire,  quinam  cum  quibus  coeant,  ne  civitas  vel  lixosis 
maürimoniis  oneretur  Tel  mendicorum  copia  repleatur.  Oenevae  conun 
consistorio  coguntur  rationes  ritae  suae  reddere,  qui  coniugium  ambiunt,  et 
qua  arte,  quibus  mediis  vitam  sustentare  possint  ....  Deiode  quia  cian- 
destina  sponsalia  ut  et  alii  contractus  clanculum  facti  inducunt  praesumptio- 
ncm  fraudis  ....  et  coniugio  autem ,  tamquam  bonae  fidei  contractu  volue- 
runt  iura  omnem  doli  suspicionem  amotam  et  propterea  neiquaquam  dan- 
culum,  sed  coram  facie  universae  Ecclesiae  publice  id  ipsum  institai 
Toluerunt .... 

Denique  quia  hoc  Titae  genus  ineundum  non  est,  nisi  precibas  prios 

Deo  commendatum  fuerit  etc. Ilae  causae  ostendunt,  benedictionem 

coram  Ecclesia  non  requiri  ad  essentiam  coniugii,  sed  accedere  tanquam 
testimonium  publicum  legitime  et  non  clanculum  contractanim  nuptiarum*'. 
S.  245.  f.  vgl.  S.  143. 

8  a.  a.  0. 586. 

*  a.  a.  O.  575. 

^  Es  war  ein  beliebtes  Dissertationenlbema,  den  Unterschied  des  con- 
«ensus  sponsalitius  und  matrimonialis  zu  erörtern.     Darüber  schrieben 
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Dasselbe   ist   auch   der   Standpunkt  Johann   SamuelJoh.9ainnet 
Stryks^,  der  freilich  in  der  kirchlichen  Eheschliessung  nur  ' 

ein  merutn  ....  inventam  poniificiorum  erblickt,  ganz  wie  sein 
Schüler  Philipp  Odelem  in  der  in  Halle  i.  J.  1706.  erschie-  odeiem. 
Denen  £x er ci tat io  academica  de  reliquiis  sacramenti 
in  matrimonialibus,  an  den  sich  wieder  der  Rintelner  Pro- 
fessor Pestel^  anlehnte  und  die  dann  eine  ausfuhrliche  Wider-   PMteu 
I^ong  erfuhr  durch  Michael  Heinrich  Griebners  Disser-  Griebnor. 
tatio  de  his,  quae  ex  iure  protestantium  matrimoniali 
ad  reliquias  sacramenti  perperam  referuntur.    „Com^ 
mumter    quidem",    sagt  Stryk*,    „honestatia  publicae   causa 
fadwn  illud  esse  asserunt,  sed  teete  alia  ratio  subfmt,  eaque  tn- 
pkx:  primo  vt  hoc  modo  magis  magisque  fundaretur  dominatus 
papalis,  ac  üa  a  clericaK  eonsecraUone  omnis  vis  et  effectus  ma^ 
inmxnai  dependeret  atque  adeo  de  suceessione  liberorum  in  regna 
etiam  et  prineipatus  pontifex   quodam  modo   disponere  posseL 
Altera  ratio  est,  ut  omnes  causae  matrimoniales  et  quaestiones  de 
mairimonio  valido  et  efficad  etiam  inter  reges  principesque  ad 
forum  ecclesiasticum  pontificis  et  elericorum  trakerentur,     Tertia 
denique  ratio,  est,  quia  matrimonium  habebatur  pro  sacramento, 
hinc  opus  erat,  ut  per  sacerdotem  copularentur  desponsati,  cum 
notissimum  est,  omne  sacramentum  iure  pontificis  sacerdotes  ad-- 
ministrare  debere  .  .  ." 

Johann  Samuel  Stryk  bildet  schon  den  Anfang  jener  Anfang  der 
Richtung,  die^uns  noch  später  näher  entgegentreten  wird,  die  Ehllofni's. 

WerneT(Altdorft  1694),  Vollmar(prae8.  Zoll  RinteHil715.),  Reichelt     '""'* 
(praes.  RetohardtErfordiae  1729.))  Dietmar  (praet.  Wildvogel  Jenae 
1702.);  Tgl.  noch  mehrere  angeiiahrt  bei  Qo tisch ald  Vom  Jawort  (Lipsiae 
1802.)  7. 

1  1668—1725.  de  reHq.  aacr.  77. 

'  Additament  su  einem  Rechtsgutachten  der  dortigen  Facultftt  ▼.  J. 
172S.  bei  Odelem  Allerhand  curieuse  Rechtssachen  (Braunschweig  1729.) 
l,Anh.  S.26. 

*  a.  a.  O.  S.  77.  Aber  auch  Stryk  erkennt  die  bindende  Kraft  selbst 
heimlicher  Verlöbnisse  an,  wenn  zu  ihnen  der  Beischlaf  hinsutrete,  freilich 
ohne  in  seiner  Deduetion  dem  kanonischen  Rechte  zu  folgen;  er  sagt: 
vinterea  concedimus,  tales  personas  obligari  ad  consuramandum  matrimo- 
nium, attnonpropterTimcopulaecamalis,  sed  propter  yim  prioris  promis- 
sionis  in  ciandestinis  sponsalibus  factae,  quae  postea  ipso  actu  corporali 
confirmata.  Ut  adeo  non  convalidetur  ita  actus  invalidus  et  nuilus,  sed 
potios  aetus  per  se  validus  et  obligatorius  sequenti  concubitu  plane  insolu- 
biiis  reddatur*'.  S.  60.  Er  lässt  aber  auch  die  Gültigkeit  der  s.  g.  Gewissens- 
ehen  su:  „Cum  neo  publicatio  nuptiarum  nee  iila  externa  solennitas  ad 
esseatiam  matrimonii  pertineat ....  tamen  omnino  ca^eatur,  ut  aliis  nullum 
deturscandalum,  iiaque  non  innotescat,  tales  personas  utconiugesTiyere". 
(ÜM.  de  natura  matrlm.  (Hai.  1708.)  S.  41. 

Priedherg,  Ehe9ehUMtung,  l'J 
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im  Gegensatze  zu  den  überschwänglichen  Phrasen  Carpzowg 
und  seiner  Genossen  mit  abgeschmacktem  BationalismuB  und 
unglaublicher  Flachheit  die  ganze  historische  Entwiddung  fiir 
ein  Machwerk  einzelner  Personen  erklärte,  und  beständig  nach 
den  Fäden  forschte,  durch  welche  die  Menschheit  wie  Mario- 
netten seit  Jahrhunderten  von  den  Päpsten  bewegt  ivorden 
sei.  Sie  erblickten  in  der  kirchlichen  Eheschliessung  nicht« 
als  ein  berechnetes,  fein  angelegtes  Product  geistlichen  Hoch- 
muthes:  es  war  nur  noch  ein  kleiner  Schritt,  sie  für  eioe 
lächerliche  Albernheit  zu  erklären. 

Bamiiei  Auch  Samucl  Pufendorf  ist  hier  zu  nennen,  der  in 

'  seinem  berühmten  Buche  de  iure  naturae  et  gentium  den 
blossen  Consens  für  ungenügend  erklärt  zur  Begründung  einer 
Ehe,  wenn  nicht  die  Frau  in  derselben  Weise  in  <Ue  Hände 
des  Mannes  gelange,  wie  eine  Sache  tradirt  werden  musB,  um 
in  das  plenum  dominium  des  Eigenthümers  zu  kommen  —  n«^ 
ea  tamqxtam  tueore  poasit  lUi"^. 

Ausserdem  aber  macht  er  darauf  aufmerksam,  dass  das 
positive  Becht  gewisse  Solennitäten  bei  Eingehung  der  Ehe 
vorschreibe,  die  das  Naturrecht  ireilich  nicht  kenne,  die  aber, 
weil  eben  dies  die  Bestimmungen  jenes  halten  und  beobachten 
lehre,  nicht  zu  unterlassen  seien,  und  von  deren  Befolgung  die 
Gültigkeit  der  Ehe  abhänget 
nie  refor-  Nicht  unwichtig  für  die  deutsche  Bechtsentwicklnng  var 

iKoder.  auch  die  Bekanntschaft  mit  den  niederländischen  refor- 
mirten  Schriftstellern,  von  denen  Gisbert  Voet,  Brouwer 
und  Johann  von  Sande  eine  grosse  Autorität  genossen. 

oiflbert  Der  erste  kennt  eine  kirchliche  Eheschliessung,  aber  er 

sieht  darin  nur  eine  Delegation  von  Seiten  des  Staates^;  er 
erklärt  sie  für  nöthig,  aber  nur  in  so  weit  sie  die  solenne  Be- 
stätigung und  Bekanntmachung  des  Eheconsenses  in  sich  be- 
greift, nicht  in  so  fem  sie  einen  religiösen  Character  hat^. 

1  1631—94.  (Francof.  adM.  1706.)  S.  817.  Wenn  er  aber  die  Verlobte 
eines  Abwesenden ,  die  sich  anderweit  verheirathet,  vom  Ehebrüche  fi^i 
erklärt,  so  liegt  der  Orund  davon  in  der  Abwesenheit  des  Bräutigams  undis 
der  im  Texte  dargestellten  Deduction. 

«  a.  a.  O.  S.  859.  f.      ' 

»  Politica  ecclesiasticR  (Amst.  1666.)  S.  8.    Vgl.  auch  d.  folg.  Anmerkg. 

*  a.  a.  O.  S.  115.  —  Er  macht  einen  wesentlichen  Unterschied  iwischen 
der  Copulation  und  Benediction  S.  lU:  „de  solenn!  matrimonü  bene- 
dictione  et  confirmatione  in  ecclesiis  peragenda  quaeritur:  An  et  quomodo 
differant?  Resp.  Quam  vis  eodem  in  actu  coniungantur,  indubium  tarnen 
est,  .ea  differre.    Benedictio  enim  opus  pure  ac  formaliter  pastorale  et  eccle* 


Voet. 
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„Apud  no9  Poniificiorum  et  Änabapiistarum  eonixyia  con^ 
firmantur",  sagt  er,  ,sin  curia,  tdn  nvlla  benedicHo  pastaralU: 
quae  tarnen  ideo  non  dennunt  esseniialiter  esse  legitima*\ 

Ebenso  denkt  Broawer  über  die  Eheschliessung  ^;  auch  Bronwer. 
er  ist  weit  davon  entfernt,  der  Ehe  oder  der  Zusammengebung 
der  Eheleute  einen  specifisoh  religiösen  Character  zu  vindi* 
ciren;  er  stellt  ausführlich  das  holländische  Recht  der  Civilehe 
dar,  und  verliert  nicht  ein  Wort  zur  Empfehlung  der  kirch- 
lichen Form  9  oder  gar  zu  einer  Lobpreisung  derselben  auf 
Kosten  der  anderen. 

Johannes  von  Sande  endlich  hält  die  kirchliche  Ehe-  Johannes 
form  für  sehr  empfehlenswerth;  er  glaubt ,  dass  ein  würdiger 
Maon  sie  nicht  leicht  umgehen  werde  ^;  nothwendig  ist  sie  ihm 
aber  nur  dann^  wenn  sie  speciell  durch  staatliche  Gesetze  an- 
geordnet wird,   da  sie  zum  Wesen  der  Ehe  —  und  hierin  ist 
ihmepälerein  anderer  friesischer  Jurist,  Zacharias  Huber,    uabeiw' 
gefolgt^  —  nicht  gehört. 


sijMticam,  quod  immediate  iure  dWino  a  pastore  peragitur ....  Confirmatio 
aotem,  seu  ratihabitio  et  legitimatio  ejusdem  ratihabitionis  et  legitimationis 
publica  promulgatio  proprie  et  directe  pertinet  ad  communitatem  et  socie- 
tatem  humanam  seu  civilem,  eiusque  Praefectos:  Don  vero  ad  ecolesiam 
qua  talem.  Quam  vis  enim  coniug;ium  a  Deo  inatitutum  Bit,  etfoeduB  Dei 
dicatur:  inde  tarnen  non  aequiturhujus  ordinis  in  individuo  legitimationem 
ac  prefecturam  magis  pertinere  ad  ecclesiam  qua  talem,  quam  ordinis  et 
regiminis  politicL  Hie  enim  et  a  Deo  est  institutus  et  magistratus  Dei 
minister  dicitur.  Bom.  IS.  Et  fideles  inagistratum  eligunt,  suseipiunt, 
gerunt,  haud  aliter  ac  fideles  in  domino  nubunt,  edunt,  bibunt,  arma  sumunt, 
TexIUum  erigunt,  ius  dicunt,  manibus  laborant  etc.  Quas  tarnen  actiones  et 
relationes  nemo  propterea  formaliter  ac  specie  sacras  dicturus  est  Quia 
aotem  fideles  in  tanti  momenti  confoederatione  adeunda  atque  inchoanda 
pastoralem  precationem  ac  benedictionem  iure  merito  requirunt,  eaque  ipsis 
negari  nequit,  una  opera  solennis  confirmatio  seu  ratihabitio  a  ministris 
deiegata  potestate  peragitur.  Quamvis  negare  nolim ,  occasionem  aliquam 
buic  delegationi  apud  nos  datam  fuisse  ab  inveterata  et  apud  plerosque 
magistratus  nostrates,  post  exactum  papatum  tunc  adhuc  obtinente  opi- 
nione,  Matrimonium  esse  sacramentum,  aut  saitem  esse  fori  ecdesiastioi^S 

1  de  inre  conn.  ap.  Batav.  recepto  S.  686.  f.  —  Er  erklärt  auch  den 

Consens  bei  der  Ehescbliessung  für  das  Wesentliche,  aber  indem  er  sich  an 

das  positive  holländische  Recht  hält,  erkennt  er  diesen  Consens  nur  .in  der  vor 

•dem  Pfurer  oder  dem  Civilstandsbeamten  abgegebenen  Erklärung.  S.  638. 

>  Deda.  Frisic.  (Leovardiae  1647.)  S.  55. 

^  '  Obserrat.  rer.  iudicat.  (Franequerae  1727.)  2,  426.  Obs.  100:  (Spon- 

«alia  de  praesenti,  jampublicata  per  trinam  proclamationem) :  „Quae  con* 

ttituunt  Yemm  solidumque  matrimonii  ylncuium,  etai  benedictio  sacra  yel 

copuiationis  ecclesiasticae  solennitas  nondum  sit  adhibita,  quarum  neutra 

pertinet  ad  naturam  atque  substantiam  matrimonii,  quod  ex  ratione  iuris 

«irilis  et  nostratis  eonventione  partium  sola  contrahitur  "•    Daher  wird  der 

Stuprator  einer  Braut  wie  ein  Ehebrecher  gestraft. 

17* 
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BieOeKtB-  Es  wat  natüriioh,  dass  das  Schwanken  der  Doctrin  auch 
auf  die  Gesetzgebung  einen  verhängnissvoUen  Einfluss  aus- 
üben musste.  Denn  der  Wunsch  wenigstens,  den  so  mancher 
einsichtige  Mann  des  sechszehnten  Jahrhunderts  schüchtern 
geäussert  hattest  „hac  in  re  certas  constitutiones  a  principibm 
ßeri",  war  im  vollsten  Masse  erfüllt  worden:  Ganz  Deutsch- 
land war  mit  Ehegesetzen  überschwemmt;  es  gab  keine  Bar- 
chen-,  keine  Landes-  oder  Polizeiordnung,  die  nicht  über  das 
Eherecht  Bestimmungen  getroffen,  und  es  existirte  kein  Ter- 
ritorium, welches  nicht  alle  drei  Gattungen  von  Gesetzen  be- 
sessen hätte. 
Alle  kirch-  Die  kirchliche,  öffentliche*  Trauung  haben  sie  alle;  thefl- 
■cUteMong. weise  ohne  sie  auch  nur  ausdrücklich  vorzuschreiben«  ver- 
stand sich  doch  ganz  von  selbst,  dass  eine  Ehe  nur  durch  den 
priesterlichen  Segen  „bestätigf^  werden  könne. 

Otgm  Mit  derselben  Einmüthigkeit  untersagen  sie  auch  die  heiin- 

Eben,  hchcu  Jbjhen  und  ebenso  die  heimlichen  Verlöbnisse,  „vor 
erbaren  und  glaubhaften  Leuten'^  solle  ^,man  ehelichen*',  sagt 
die  Württemberger  Landes-Ordnung  v.  J.  1621.',  und 
dann  die  Ehe  „nach  Christlicher  Ordnung  vor  der  Kirche  be- 
stätigen lassen".  Anderswo  wurde  gar  die  Gegenwart  des 
Pfarrers^  und  überall  natürlich  die  Genehmigung  der  Eltern 
gefordert. 

Ottffenti.  Oeffentliche  Verlöbnisse  aber,  —  und  darin  zeiget  sich  der 

>ind  aber  Einfluss  des  kanonischen  Rechts  und  der  Doctrin  —  sind  un* 

den  Bhen 

fieicb.  bedingt  gültig,  sie  begründen  eine  vollständige  Ehe,  und 
werden  durch  die  kirchliche  Trauung  nur  oonfirmirt. 

So  bestimmt  beispielsweise  die  Lüneburger  K.O.  y.  J. 
1643.^  die  Hessische  K.O.  v.  J.   1657.«  und  die  Oldcn- 

1  Conrad  Mauser  Explicat.  erud.  et  util.  819.  Siehe  oben  S.  285. 
Anmerkg.  4. 

*  Der  Bischof  von  Hildesheim  bedrohte  am  10.  Ootober  1695. 
heimliche  Verlöbnisse  mit  Strafe.  £  b h  ar d  t  Ges.  etc.  d.  Königl.  Consistor* 
B.  Hannover  (Hannover  1S45  )2, 175.  —  Deswegen  wurden  auch  die  Trau- 
ungen in  PrivathäUsem  verboten.  So  in  Oldenburg  am  17.  November 
16S2.  bei  Oetken  Corp.  Constit  Oldenburg.  (Oldenb.  s.  a.) 2, 11. 

>  bei  Key  sc  her  Samml.  würtemb.  Landesgesetie  (Tübingen  I841.> 
12,850. 

^  So  in  Oldenburg.  Ordn.  v.  J.  1686.  bei  Oetken  a.  a.  0. 2, 5. 

B  beiEbhardt  a.  a.  0. 1, 2S0. 

®  Samml.  Fürstl.  Hess.  Landes- Ordn.  (Cassels.  e.)  2,508.  Ob- 
gleich  schon  die  S3mode  v.  J.  1571.  die  Aufhebung  dieser  Bestimmung  be- 
antragt hatte.   Vgl.  B  ü  f f  a.  a.  O.  S.  628« 
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barglsche  L.O.  von.  deiaselben  JahreS  und  so  bestraft  die 
Celler  Polizeiordnung  y.  J.  1618.'  denjenigen,  welcher 
me  ,  jemanden  beständiffer  und  verhindlicher  weise  per  eponeoKa 
de  praeäend  ehelieh  versprochene  BrauV^  verführt,  wie  einen 
Ehebrecher.  —  , 

Die  Zerrissenheit  aber  und  der  Zwiespalt,  der  sich  unter  zwietptit 
den  Schriftstellem  ^zeigte,  ist  auch  in  der  Gesetzgebung  zu  ««*>■"«**'• 
finden,  freilich  hier  schon  auf  einen  kleinen  Punkt  reducirt. 

£s  betrifil  das  die  Frage  nach  der  Wirksamkeit  der 
copuia  earncUü  und  ihrem  Verhältnisse  zum  Requisite  der 
elterlichen  Einwilligung. 

Die  meisten  Verordnungen  lassen  heimliche  Verlöbnisse  ^JjjJ^^«^ 
durch  den  Beischlaf  aucli  gegen  den  Willen  der  Eltern  con-  ®°J^|^p"** 
^«leedren,  sie  erkennen  in  denselben  nicht  minder  wahre  Ehen, 
als  in  den  öffentlichen  SponsaUa  de  praeaenti.    So  die  Ol  den* 
burger  Ordnung  v.  J.  1636.',  welche  die  clandestinen  Ver- 
bindungen „  allerdings  für  heimliche  Verkuppelung  und  nichtig  " 
bat,  and  daraus  keine  Bechtsstreitigkeiten  zulassen  will,  „  es 
icäre  denn  copula  eamalis  zwischen  den  Contrahenten  vorang^ 
gangen — ",  die  Gotha ische  Landes-Ordnung  v.  J.  1666.*, 
welche  ganz  auf  dem  mittelalterlichen  Rechtsstandpunkte  steht 
und  die  beleidigten  Eltern  allein  auf  die  Befugniss  hinweist, 
ihre  Kmder  zu  enterben,  die  Hessische  Reformation  v.  J. 
1656.*  u.  a.  m.* 

Andere  Gesetze  verfahren  dagegen  durchgreifender,  wie  «ngüuij* 
das  Statut  der  Stadt  Hildesheim  y.  J.  1638.^  welches  auch 
consonmurte  Verlöbnisse  nur  für  gültig  ansieht,  wenn  sie  vor 
zwei  Zeugen  geschlossen  seien,  und  das  Brandenburger 
Edict  V.  15.  Dezember  1694.®,  welches  im  Artikel  15.  das 
Erfordemiss  der  elterlichen  Einwilligung  weder  durch  die 
co^pula  eamalis,  noch  sacerdotalis  beseitigt  .werden  lässt,  wäh- 
rend das  Requisit  der  Oeffentlichkeit  allerdings  durch  das  voll- 
zogene Beilager  ersetzt  werden  kann,  wenn  „in  cantinenti  solelie 

1  beiOetken  a.a.O.  2,28. 

'  FürstL  Braunschw.  Lüneb.  Zellxscheu  TheiU  PoLO.  (Han- 
nover u.  Zelle  1700.)  1, 16. 

^  Oetken  a.  a.  0.2,5. 

*  Fürstl.  Sachs.  Goth.  L.O.  (Gotha  1695.)  Pars  1.  c.  8.  tit.  1.  S.  76. 

^  He88.Land-0.  a.a.O.  2,418. 

<  Vgl  noch  die  S&ch8.£he-Ordn.T.  J.  1624.  bei  Schreyer  Codex 
^  Sftch«.  Kirchenr.  (Leipsig  1864.)  72. 

^  Ebhardta.a.0.2,212. 

^  Mylius  Corpus  Conatit.  Brandenburg.  I,  2, 118. 
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Uhevereprechung  eehrifftUeh  oder  mit  zween  Zeugen,  oder  avch 
per  testem  unicum  omni  exceptione  m/ogorem  oder  sonsien  sani- 
plene  cum  praeetaUone  juramenti  euppletorü,  tüonn  das  Cofh 
eietarium  aus  erheblichen  Ursachen  solches  erkennete,  bewtim 
würde^^.  — 

c.  DaB  achtzehnte  Jahrhundert. 

DU  Ter-  Man  darf  übrifirens.  wenn  wir  uns  jetzt  zur  Lehre  des 

Richtonffen.achtzehnten  Jahrhunderts  wenden,  nicht  «glauben,  dass 
die  Nothwendigkeit  der  Trauung  in  der  Theorie  allgemein 
Die  Caoonifl- durchgedrungen  und  anerkannt  worden  wäre.  Im  Gregentheile 
brachte  schon  das  hohe  Ansehen,  welches  Carpzow  in  Ehe- 
sachen genoss,  seinen  zahlreichen  Nachtretem  zwar  die  vor- 
zügliche Betonung  der  kirchlichen  Eheform,  aber  ebenso  £e 
dem  widersprechende  Theorie  der  Sponsalien,  und  als  Besultat 
die  Lehre,  dass  die  Ehen  durch  den  Consens  beim  Verlöbnisse 
geschlossen  oder  vielmehr  angefangen,  durch  die  Trauung  und 
den  Beischlaf  nur  vollzogen  würden,  wie  wir  sie  oben,  mit 
nicht  allzuvielen  Ausnahmen,  als  die  geltende  angetroffen 
haben. 
DieB*ttonft-  Es  war  aber  andererseits  nicht  allein  ein  unbewusstcs 
Zurückfallen  in  die  Lehren  des  kanonischen  Rechts  —  ob- 
gleich dies  fast  allgemein  fiir  unanwendbar  auf  protestantische 
Verhältnisse  erklärt  wurde*,  —  welches  einzelne  Schriftsteller 
zu  einer  gewissen  Nichtachtung  der  kirchlichen  Eheform  trieb, 
es  war  auch  die  bewusste  Opposition  gegen  die  ganze  kirch- 
liche Bichtung,  die  in  Carpzow  ihren  Hauptvertreter  fani 
und  auf  die  wir  oben  hingewiesen  haben. 

So  äusserte  denn  hier  wieder   die  Gesammtanschauung 
von   der  Ehe  auf  das  Becht  der  Eheschliessung  eine  tief- 
gehende Einwirkung. 
Bcopp.  Yon  den  Schriftsiellem  der  ersten  Art  will  ich  beispiels- 

weise den  Verfasser  des  Tractatus  de  iure  sponsaliorum 
(Nürnberg  1755.),  Johann  Georg  Scopp,  anfuhren.  Der- 
selbe hat  sich  die  Besultate  der  Bö  hm  ersehen  Untersuchim- 
gen,  auf  die  wir  sogleich  kommen  werden,  ^oül  zu  Nutze 
gemacht;  er  verwirft  den  Unterschied  der  sponsaUa,  wie  Ihß 
das  kanonische  Becht  oder  die  protestantische  Doctrin  aofg^ 

1  Das  war  schon  im  vorigen  Jahrhunderte  Ton  Einsehieu  geschehen; 
z.  B.  von  Joh.  Sam.  Stryk.  Andere,  wie  Mevius,  hatten  sich  für  di^ 
Geltung  des  kanonischen  Rechts  wenigstens  in  Ehesachen  ausgesprochen. 
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steDt  hatte,  und  erklärt,  dass  alle  Verlöbnisse  in  Deutschland 
defiäuro  seien,  dass  keines  mit  der  Ehe  verwechselt  werden 
dürfe  ^.  Dennoch  aber  lässt  er  schon  eine  volle  Ehe  entstehen 
durch  den  zum  Verlöbnisse  hinzugetretenen  Beischlaf,  so  dass 
eine  nachher  geschlossene  und  selbst  eingesegnete  Ehe  kraft- 
los wird';  und  obgleich  er  sich  mit  scharfen  Worten  gegen 
die  ünauflöslichkeit  der  Verlöbnisse  im  Allgemeinen  aus- 
spricht, 60  will  er  doch  nie  Sponsalien,  die  dtirch  den  Bei- 
schlaf vollzogen  sind,  wieder  lösen  lassen;  es  ist  ihm  ffnatär^ 
licher  Weise  das  matrimonium  vor  der  priesterlichen  Einsegnung 

Hierher  gehört  auch   der   berühmte  Verfasser   des  lus 
clvile  controversum,  Samuel  von  Cocceji.     Dieser  ver-   s*?""*' 

,  .  ▼•  Cocccjl. 

™t  den  Unterschied  der  sponsalia  de  praesenti  und  de  futuro, 
aber  nur  weil  die  ersteren  keine  Verlöbnisse  mehr  sind,  son- 
dern eben  Ehen^.  „  Objectio:  quod  tarnen  henedictio  sacerdotaKs 
adkiberi  debeat.     Resp,  adhiberi  dehety  at  non  est  de  essentia 
nuptianm;  nee  iure  canonico  ....  Ita  trina  quoque  proclamatio 
adkiberi  debety  at  non  est  necessitatis.     Effectus  est,  quod  puniri 
pomnt,  qui  eam  negligunt,  at  ideo  negotium  non  redditur  nuln 
lum"\    Er  glaubt,   dass  die  kirchliche  Eheschliessung  nur 
diene  „ad  qxtandam ,  ejus   (sc.  matrimonii)   inaugurationem  et 
majorem  auctoritatem"  und  er  fügt  hinzu:  „Planumque  omnino 
i^t,  ritus  ecclesiaiticos  non  pertinere  ad  svhstantiam  actus  civiüs, 
cm  adhibentur,   quod  eaemplo  inaugurationum  magistratuum  ac 
principum  docetur^ 

Auf  der  anderen  Seite  will  ich  vor  Allen  Carl  Ferdinand  Hommei. 
Hommel  anfuhren,  der  die  kirchliche  Eheschliessung  für  einen 
»ritus  arbitrarius*^  halt^  von  der  superßua  hierologiae  solennitas 
spricht,  und  das  Bestreben  der  Theologen,  überall  die  kirch- 
liche Trauung  durchzusetzen,  mit  dem  Vorwurfe  belastet  und 

1  a.  a.  O.  302.  f. 

*  8.  a.  O.  S8.  f. 
»  a.  a,  0. 189. 

*  (1697—1756.)  Ausg.:  Francof.  1727.  S.  124. 

^  a.  a.  0. 120.  Er  will  sponsalia  de  praesenti  aus  denselben  Gründen 
geschieden  wissen  ine  Ehen,  nur  soll  das  Fehlen  der  copula  carnalis  die 
Aoflösongsfähigkeit  vermehren.  122. 

*  a.  a.  0. 130. 

^  (1722—81.)  epitome  iur.  sacri  c.  53.  §.  21.   In  wie  weit  die  Schriften 
▼on  Sahne  diss.  de  matr.  legitim,  absque  bened.  sacerdot.  (Regiom.  1720.)     * 
<ind  Hoff  mann  Progr.  de  effect.  bened.  sacerdot.  perperam  adscriptis 
<7nuicof.  1730.)  hieher  gehören,  weiss  ich  nicht,  da  ich  sie  nicht  erlangen 
konnte. 
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der  Erklärung  erläutert  „ne  sua  benedtctio  vilipenderetur,  et  ac 
tu  amnibua  publieis  et  privatis  ipai  interetsent"^. 

Sehr  beachtenswerth  ist  aber,  dase  dieser  s^hteSationa- 
lismusy  an  dem  die  ganze  Zeit  krankte,  auch  zu  Vorschlägen 
für  Einführung  der  Civilehe  führte. 

Schon  i,  J.  1782.  war  eine  darauf  bezügliche  Abhandlang 
Dies,    von  Diez  in  den  Berichten  der  Dessauer  gelehrten  Buch- 
handlung erschienen,  deren  Ideen  wesentlich  in  einem  ano- 
Beritner  nymen,  E.  v.K.  unterzeichneten  Artikel  der  Berliner  Monats- 

Monatfl-  . 

•ehrifi.  Schrift  vou  Gedicke  und  Biester  reproducirt  und  codq- 
mentirt  wurden^  Das  Ehebündniss  ist  dem  Verfasser  dieses 
letzteren  Aufsatzes  „ein  Contract  und  nichts  weiter  ah  m 
ContracV^;  das,  meint  er,  „wird  wohl  kein  vernünftiger  läugnen"; 
die  kirchliche  Trauung  ist  ein  Beweisact  und  steht  mit  „Hand- 
geld, Schrift 9  Stempelpapier ,  Zeugen"  auf  gleicher  Linie.  So 
ist  ihm  denn  auch  die  Mitwirkung  der  Geistlichkeit  bei  der 
Eheschliessung,  die  er  ,,theih  aus  gutgemeinter,  obwohl  nick 
hinlänglich  überlegter  Absicht,  diesen  Contract  ja  recht  ehrtoürätj 
zu  macJien*%  ableitet,  theils  „aitch  wohl,  weil  die  allenthalben  gid 
zudrängende  regierungssüchtige  Geistlichkeit  auch  dies  wichtige 
wo  nicht  wichtigste  Geschäft  des  Menschengeschlechts  an  sieh  vi 
ziehen  suchte,  ungemein  lästig,  und  es  ist  characteristisch  für 
den  Verfasser^  und  für  die  Zeit,  in  der  er  schreibt,  dass  er  in 
der  kirchlichen  Trauung  einen  den  meisten  „lächerlichen  Ah"^ 
erblickt,  „und  manchen  so  anstössig,  dass  er  lieber  gar  nicht  in 
die  Ehe  tritt". 

Ganz  albern  schliesslich  ist  die  Deduction,  mit  welcher  er 
die  Gefährlichkeit  der  kirchlichen  Eheschliessung  zu  beweisen 
sucht,  und  die  er  als  sein  eigenstes  Geistesproduct  hervorhebt. 

Die  Ehe,  sagt  er,  ist  ein  Contract  wie  der  Hauskauf,  we 
tausend  andere  Verträge  des  täglichen  Lebens;  sie  soll  eine 
besondere  Festigkeit  und  Heiligkeit  besitzen,  weil  sie  kirchlich 
eingegangen,  weil  sie  eingesegnet  wird:  kann  das  nicht  den 
gefährlichen  Glauben  verbreiten,  dass  die  anderen  nicht  ge- 
heiUgten  Verträge  deswegen  ohne  Weiteres  zerrissen  werden 
dürfen,  und  kann  dM  nicht  zu  der  grössten  Verwirrung  führen? 

Uebrigens  traten  solche  Ansichten  nicht  vereinzelt  auf. 

^  Rhapsod.  quaest.  forena.  6, 28.  ff. 
«  (Berlin  1783.)  Bd.  2.  S.  265.  ff. 

'  Er  empfiehlt  abrigena  in  demaelben  Aufaatse  die  Einführung  des 
CoQCubinata. 
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Im  J.  1789.  finden  wir  einen  gleichartigen  anonymen  Aufsatz      ' 
in  Hagemann  und  Günthers  Archiv  für  theoretische  midottnihcrn. 
praktische  RechtsgelehrsamkeitS  der  sich  sogar  auf  Luthers   atcMt. 
Autorität  stützt  und  der  den  etwaigen  Nutzen  der  kirchlichen 
Eheschliessung  ^ydieFeyerUchkeit  der  Handlung*^,  beim  näheren 
Zusehen  für  einen  scheinbaren  erklärt:  ^y  der  ehrliche  Mann  hält, 
WOB  er  verspricht,  und  fragt  nicht,  ob  er  sein  Versprechen  am 
AÜar  oder  sonst  wo  leistete^^; — und  auch  Johann  Christian 
Conrad   Schröter,    in  den  Vermischten  juristischen  Schröter. 
Abhandlungen^  theilt  diese  Ideen,  und  meint  von  denyer- 
fassern   der   Gegenschriften,    die   der   erwähnte  Artikel   der 
Berliner  Monatsschrift  hervorrief:  „sie  hätten  immer  schwei- 
gen können*** 

Abgesehen  aber  von  diesen  Canonisten  und  Rationalisten 
hielten  fast  alle  Schriftsteller  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
an  der  absoluten  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Trauung 
fest,   freilidi   auch  fast  eben   so  einstimmig  —  Augustin 

Lejser*  weicht  wohl  kaum  davon  ab  —  von  der  Ansicht  Leyscr. 

ausgehend,  dass  diese  zum  Wesen  der  Ehe  nicht  gehöre. 

Die  Sponsalientheorie  beeinflusste  nur  noch  wenig  die  neuen    . 

Systeme. 

1  (Braunschweig  1789.)  4, 140.  ff. 

2  (Halle  1786.)  2, 279. 

s  Diese  erschienen  auch  in  der  Berliner  Monatsschrift;  die  eino 
Tom  Pastor  Zöllner  2,  508.  ff.,  die  andere  vom  Grafen  F— n.  8, 286.  ff.  — 
Vieles  hierauf  Bezügliche  wird  bei  der  Codilicationsgeschichte  desPreuss. 
Lan  d  r.  im  IV.  Buche  beizubringen  sein« 

«  (1683-1752.)  Meditat.  ad  Pandect.  (Lips.  et  Gaelpherbyti  1744.) 
tom.  IX.  Specim.  588.  {.  1 :  „Popularis  iste  iurisconsultorum  error  origioem 
inde  traxit,  quod  illi  definitionem  matrimonii  seu  nuptiarum,  quae  in  iure 
comano  reperitur,  quod  scilicet  sint  viri  et  mulieris  coniunctio  indiriduam 
-vitae  consuetudinem  continens . . .  ante  oculos  habuerunt,  nee  definitionem 
istam  iamdiu  obliteratam  ao  iuribus  moribusque  plane  non  convenire  cog^- 
tamnt  ...  At  ea  res  postea  insignem  mutatjpnem  passa  fuit,   postquam 

chiistianus  orbis Benedictionem  sacerdotalem  ad  essentiam  nuptiarum 

requirere  coepit.  £x  hoc  igitur  tempore  vetus  illa  nuptiarum  definitio 
mutari  debuieset  atque  male  a  iurisconsultis  nostris  et  per  manifestum  erro- 
rem  retinenda  est  Solus  de  individua  vitae  societate  inter  yirum  et  uxorem 
coosenaus,  quamvis  in  actum  deductus,  nuptias  et  legitimum  matrimonium 
hodie  non  facit,  quamdiu  benedictio  sacerdotalis  non  accedit  merus  concu- 
bxnatus  est*\  Er  beruft  «ich  dabei  auf  die  Bestimmungen  des  Trienter  Con- 
cils.  —  Dennoch  ist  auch  seine  Ansicht,  dass  die  priesterliche  Einsegnung 
nur  ^hodie  in  Germania  ad  essentiam  matrimonii"  gehört;  nicht  aber  im 
Allgemeinen,  na<^h  natürlichem^  göttlichem  oder  römischem  Rechte,  sp.  298. 
j.  4.  TgL  §§.  1.  2.  Verlöbnisse  selbst  mit  copula  camalis  erachtet  er  nicht 
iorEhen.  eben  das.  §.  4. 
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Kfrchiioh«'         y^Deswegcn  die  Trauungsritus*',  sagt  NaeviusS  ,,nichi  aU 
nicht  zum  eiTi  nothwendig  Stück  mb  opinione  cuüus  divini  der  Kirchen  auf- 
Ehe:     gedrungen ,  und  die  so  darwieder  reden  oder  handeln  fubme 
anathematis  geschreckt  werden  sollen^  indem  solches  alles  inder 
die  Christliche  Fret/heit  und  Gewalt  des  geistlichen  Standes  auch 
wieder  die  Natur  und  Eigenschaft  derer  Kirchengebräuche  ist, 
als  die  nach  dem  Zustand  der  Zeit  und  Personen  geändert  tw^ 
den  können". 
Thomaaiii«.         „Ecclcsia  pontißciorum",  sagt  T h  om  a  s  i a  s  ',  „matrimonim 
habet  pro  sacramento,   adeoque   non  potest  non  benedietionm 
sacerdotalem  habere  pro  requisito  essentiali  mairimonii  legitim. 
Contra  Protestantes ,    matrimonium    negant   esse  sacrammim, 
adeoque  statuerunt,  benedictionem  sacerdotalem  non  esse  fumsi' 
tatis  sed  honkstatis  ut  ordo  aUquis  sit  in  ecclesia  et  rqmbkc, 
At  res,  quae  ad  ordinem  pertinent  et  honestatem^  non  ad  regvh 
iusti,  sed  decori  sattem  respicientem,  sunt  adiaphorae,  et  sdlk» 
subsunt  imperio  magistratus.     Et  adeo  iuste  poterit  beredieho 
sacerdotaUs    abrogari    a   magistratu   christiano,    ud  etiam  w 
Belgio  matrimonium  quarundam  sectarum,  quae  ibi  toleranter, 
ßunt  absque  benedictione  sacerdotali,  per  conßrmationem  solm 
magistratus  poKtici".    Dennoch  aber,  meint  er,  sei  der  Ge- 
brauch der  kirchlichen  Eheschliessung  nicht  ohne  Noth  auf- 
zugeben. 

syMaiori  adhuc  ratione  benedictionem  sacerdotalem  eaigunt 

1  lus  coniug.  (Chemnitz  1716.)  446.  Vgl.  448:  „Daher  wir  xwar  gern 
gestehen,  dass  die  Priesterliche  Copulation  nach  denen  recipirten  Canoni- 
sehen,  und  nach  denen  Lands  Rechten,  als  eine  äusserliche  Form  und  solen- 
nitftt  obseryirt  werden  solle,  der  effect  aber  erstreckt  sich  nicht  allezeit »d 
annuUandum  matrimonium,  wenn  öffentliche  Verlöbniss  Torfaergegangen: 
cum  ea  quae  sunt  solennitatis  et  formae  externae,  actum  non  toUantinquo 
forma  constitutivaintrinsecus,  nempe  animus  electiyus  nubendi  publice  de- 
claratus  vorhanden  ist*^  S.  452:  „Daher  wir  schliessen,  dass  die  Priester- 
liche Copulation  an  ihr  selbst  ein  inventum  humanum  yerbleibet,  so  dorcb 
das  Canonische  Recht  eingeführet.  etc.** 

*  in  not  ad  Huber  tr.  de  iure  civ.  1. 1.  sect.  5.  c.  4.  n.  8.  lit  o.  Vgl  de 
usu  pract.  inst,  de  nupt.  inDissert  acad.  3,  769.  f.:  „Porro  quid  ad  bene- 
dictionem sacerdotalem  attinet,  quamvis  certum  sit,  eins  necessitatem  oitiun 
duoere  ex  falsa  hypothesi,  quasi  matrimonium  sit  sacramentum,  adeoque 
ICti  etiam  protestantes  in  defensione  huius  necessitatis  falsas  plerumque  et 
arcanas  Papatus  redolentes  adferre  rationes;  ac  propterea  extra  imperitnn 
Oermaniae  quibusdam  in  locis  eam  necessitatem  recte  non  attendi;  pro- 
pterea tarnen  nulla  Bufficiens  aderit  ratio,  abrogationem  huius  ritustamdin 
retenti  suadendi  principi  evangelico,  sed  potest  idem  iuste  retineri  mod* 
retineatur  ut  ritus  boni  ordinis  gratia  ab  hominibus  inventus  sepositis  isti» 
rationibus  papizantibus **.   Vgl.  de  concubinatu  ebendas.  3,  704. 
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res  pubUeae  Protestantium",  heisst  es  bei  Delbrück^  „sed  DeibrQck. 
lum  nisi  tamquam  ratwnabilem  modum  puhUce  declarandi  con- 
KMum  matrimanialemy   Christianis  optime  deeentem,  ardinarie 
observandum,'  attamen  ex  superioris  non  vero  eceksiae  arbitrio 
dependerUem". 

y,Quandoquidem  vero  negari  neqydt^\  meint  Hartzmann*,  Harumann. 
„(Mlrarium  in  se  esse,  quibus  documentis  pttblicis  consensus 
mairimonialis  0datur,  adeoque  a  legislatoribtis  in  rebus  publicis 
reeipi  poiuisse  solennia  ecclesiasticai  seu  ut  coram  eecUsia  matri" 
fnoniian  imittri  consensum  suum  declarent;  ita  negari  neqtdt,  haec 
adhuc  hodie  esse  arbitraria  hoc  sensu,  ut  ex  iusta  causa  a  prin^- 
etpe vnmuton  et  hco  eorum  alia publica declaratiosubstituipossit^^* 

Und  schliesslich  wollen  wir  noch  einen  bekannten  Theo- 
logen sprecfaen  lassen,  Buddaeus',  welcher  sagt:  ,yEst  «ftam Baddaens. 
fMlnmoitti  ut   et  aliorum  pactorum  haee  indoles,  ui  per  leges 
äcikf,  juorsum  et  ecclesiasücae  pertinent,  certa  requisita  Ulis  addi 
pmint,  quae  si  observata  non  fuerinty  in  foro  civiÜ  pro  vaUdis 
non  habentur.     Huc  periinent  .,••••  benedictio  sacerdotaUs. 
Eist  enim  ritus  iüe  in  ecclesia  christianu  sit  longe  antiquissimust 
idemque  ex  l^ge  generaüy    qua  omnia   ordine  et   decenter  ßeri 
debent,  derivari  queat,  lege  tarnen  speeiali  divina  non  est  prae^ 
cepius.   Interim  cum  hodie  a  magistratu  adprolatus  atque  prae^ 
ceptus  sity   indolem   quoque   habet  legis  civilis,    quam  migrare 
nmitnfas  est**. 

Dieser  Ansicht  schliesst  sich  auch  der  Marburger  Pro- 
feesor  Carl  Wilhelm  Bobert  an  in  seinem  Buche  „Recht-  Kobert. 
liehe  Gedancken  über  den  Begriff  der  Ehe"*,  und  sie 
ist  neuerdins^s   u,   A.    von   Glück*,    Twesten®,    Puchta'',  Twe«ten. 

^  de  matrim.  ad  benedictionem  sacerdotis  incompetentis  contracto 
(Halael769.)25. 

'  de  iure  princip.  protest.  circa  solemiiia  matrimon.  Christ.  (Halae 
1718.) 6.  —  ebenso  auch  L o b e th an  Einl.  z.  theor. Ehe-Rechts-Geiehrsanik. 
(Halle  1775.)  68.  Justi  Von  den  Ehen,  die  an  und  vorsieh  selbst  ung^tig 
imd  nichtig  sind  (Leipz.  1757.)  190.  Lange  d.  Geistl.  Recht  d.  Eyangel.- 
I^ther.  Landesherm  2,  178.  ff.  Schröter  Verm.  jur.  AbhandL  (Halle 
1786.)  2, 279.  Titius Eine  Probe  d.  Teutsch.  Geistl.  Rechtes  (1701).  B.  IV. 
Hauptst  8.  §.  SO.  S.  600.  Schnaubert  Grunds,  d.  K.R.  §.  251.  (Jena 
1^.  6.)  S|}hott  EinL  in  d.  Ehe-R.  (Nürnberg  1786.)  §.  165.  Jurist. 
Oracul.  6, 670. 649.  ff. 

^  Theologia  moralis  (1711.)  S.  567.  Vgl  Loy  d.  protest  Eherecht 
(Numb.l798.)2,498.  ff. 

^  (Frankf.  a.  Leipsig  1787.)  S.  151. 

^  Ausföhrl.  Erlftut  d.  Fand.  24, 859. 

^  Gutachten  a.  a.  O.  siehe  oben  S.  181.  Anmkg.  2. 

^  inRichtern.  Jacobson  a.  a«  O.  Bd.  1.  Heft  1. 
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06ieh«n.  Göschcn^  Und  Richter*  vertreten  worden.  —  Auch  derbe- 
rühmteste  Kirchenrechtslehrer  des  vorigen  Jahrhunderts,  Just 
j.H.Bi5hm«r.Henning  Böhmer,  dessen  Lehre  wir  jetzt  entwickehi  wollen, 
bekennt  sich  zu  dieser  Meinung. 

Böhmer  verwirft  die  kanonische  Theorie  von  den  Spon- 
salien  gänzlich  ^^  wie  er  denn  überhaupt  die  Geltung  des  ka- 
nonischen Bechts  in  den  protestantischen  Consistorien  be- 
schränkt wissen  will^.  Auch  die  Lutherische  Ansicht  und  die 
daran  sich  anschliessenden  Definitionen  der  früheren  Sechts- 
lehrer  sind  ihm  nicht  stichhaltig^:  nach  protestantischem 
Kjrchenrechte  giebt  es  nur  Verlöbnisse ,  die  sich  auf  künftig 
•ponaaiudezu  schlicssende  Ehen  beziehen,  nur  sponaalia  de  futuro,  keine 

de^itoro.*  de  pTdesenti^^  keine,  die  mit  der  Ehe  zu  identificir^n  Maaren. 

Der  sponsaliiius  consensus  genügt  nicht  zur  Ehe  „aed  ad  hoc 

'     ineundum  noviM  fit  a  priore  diverstie  desideratur,  et  in  hierolo^a 

kirchliche  hodü  exprimitur"''.  Diese  hält  er  aber  für  nothwendig  als  die 
„Bolennis  declaraiio  consenetis  coniugaüs  caram  ecclesia  pubHa 
facta,  adhibitü  a  ministro  ecclesiae  piis  jprecihua  et  votis*',  als 
einen  ,,modu8  arbitrarius^*,  der  von.rdem  Fürsten  verändert 
werden  könne,  als  einen  „ritus  ecclesiasiicua  a  principe  conßf- 
matua,  et  Ubere  reeeptus"^  — 

^  Gutachten  in  AktenBt.  aus  d.  Verwalt.  d.  Evang.  Oberkir* 
«henratha  Bd.  3.  Lfg.  2.  S.  410.  Vgl.  auch  dessen  Art.  „Ehe"  in  Her- 
zogs Real-Encyclopädie  Bd.  3.  S.  686. 

2  K.R.  §.  278.  In  den  beiden  ersten  Auflagen  seines  Buches  hatte 
Richter  diese  Ansicht  nicht. 

^  Ich  citire  nach  der  Ausgabe  des  3.  Bd.  (Halae  1747.)  des  J.  £.  Prot- 
S.  1079.  flF. 

*  a.  a.  0. 1077. 

6  a.  a.  0. 1084. 

6  a.  a.  0. 1209.  Vgl.  Consult.  etDecis.  153. 1, 1, 494.  (Halae  1733)  Sie 
können  daher  auch  mutuo  dissensu  richterlich  aufgelöst  werden,  eben  das. 
So  entscheidet  er  in  dem  Falle,  vo  eine  Braut  einen  Dritten  geheirathet  hat, 
dass  diese  letzte  Ehe  nicht  zu  trennen  sei.  Es  wäre  umgekehrt  zu  erkennen, 
sagt  er  mit  Samuel  Stryk  (de  dissens.  sponsalit.  lib.  4«  c.  2.  §.  6.  ff.)  m^^^ 
enim  yls  matrimonii  in  benedictione  sacerdotali  constitui  potest,  nm  si 
minister  ecclesiae  priora  sponsalia  scivisset,  nunquam  eos  copulasaet''. 
Demnach  aber  müsste  man  das  Frauenzimmer  zur  Vollziehung  des  früheiea 
Verlöbnisses  zwingen.  Ein  solcher  Zwang  sei  aber  nicht  zu  billigen,  ,iKU' 
geschweigen ,  dass  ein  st&rkeres  Tinculum  in  dem  bereits  getroffenen  matri- 
monium,  als  in  denen  blossen  sponsalibus,  in  quibus  res  adhuc  est  integtai 
«ich  findet^^  (c.  81.  X.  de  sponsal.)  —  Consult  1, 1, 149.  f. 

7  a.  a.  0.  S.  1218. 

8  a.  a.  O.  S.  1290.  —  Dieselbe  Ansicht  haben  Justi  Von  den  Ehen  die 
an  und  vor  sich  selbst  ungültig  und  nichtig  sind  (Leipz.  1757.)  S.  56:  „Da 
die  Ehe  ein  bloss  weltlicher  Vertrag  und  keineswegs  eine  geistliche  Sache 
ist,  so  kann  es  auch  nicht  schlechterdings  nothwendig  seyn,  daaa  dabey  eine 
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Nichts  desto  weniger  soll  der  Fürst,  wie  das  auch  schon 
Thomasius  wollte,  vorsichtig  bei  der  Abänderang  dieser  Form 
derEheschliessung  verfahren^,  weil  sie  allgemein  gebräuchlich, 
weil  nach  der  allgemeinen  Yolksansicht  die  Gültigkeit  der  Ehe 
Yon  ihr  bedingt  ist.  „Et  qids  dubitaret",  fügt  er  hinzu^  und 
die  Greschichte  hat  seine  Worte  bestätigt,  ,,qtdn  etiam  forsan 
quidctm  tnter  ipsoe  eceleaiae  miniatroa  reperturi  sint,  plebem 
magis  in  hoc  senientia  canßrmantes,  quam  ab  ea  revocantest** 

Dennoch  ist  aber  auch  Böhmer  —  und  das  haben  wir  idcodm- 
oben  schon  angedeutet,  wenn  wir  von  dem  Einflüsse  der  Spon-  • 
Balientheorie  gesprochen  haben  —  von  Inconsequenzen  nicht 
frei,  die  sich  vor  allen  Dingen  darin  zeigen,  dass  er  der  copula 
camaKs  dieselbe  Wirkung  zuschreibt,  welche  sonst  der  prie- 
Bterlichen  Eheeinsegnung  zukommt.     Wenigstens  erklärt  er^ 
für  den  Fall,  dass  die  Verlobten   den  Beischlaf  vollzögen: 
nHie  obUnet  regula  vulgata:  sponsaUa  per  concubitum  transire  'ponnWhA^ 
in  mairimonuim^  quoniam  ipso  concubitu  consensus  eoningalis 
sati»  deelaratus  est,  qui  inducit  vinculum  indissoluhile  ,  *  .  •  At- 
que  hie  unicus  casus  est,  qui  inter  protestantes  referri  poterit  ad 
sponsaUa  de  praesenti,  in  sensu  iuris  canonici*^. 

Er  statuirt  hier,  wie  in  dem  Falle,  wo  zwei  Personen 
längere  Zeit  in  ehelicher  Gemeinschaft  zusammengelebt,  ab- 
soluten Zwang  zur  Trauung,  zur  Benedictio  sacerdotalis.  Diese 
begründet  mithin  nicht  die  Ehe,  wie  er  das  auch  ausdrücklich 
hier  ausspricht,  sondern  das  thut  der  consensus  coniugalis, 
der  eben  schon  früher  geäussert  ist,  und  der  jetzt  nur  be- 
stätigt wird. 

Diese  Ansicht  Böhmers  theilen  viele  Rechtslehrer  des 
vorigen  Jahrhunderts. 

So  Berger*,  der  die  kirchliche  Trauung,  wjenn  auch  nicht  Berger. 
„absolute'%  für  nöthig  halt^  und  der  ein  später  geschlossenes 
Verlöbniss,  wenn  auch  die  copula  camaUs  und  selbst  saeerdo^ 

Handlung  der  Religion  vorgehe".  S.  190.    Langd  d.  geistLR.  d.  Evang.* 
Lather.  Landesherrn  (Calenb.  1786.)  2, 44. 

^  a.  a.  O.  S.  1294. 

>  ebendas.  ^ 

*  a.  a.  O.  S.  1120.  —  Darüber  existirt  eine  eigene  Schrift  von  Bauer 
d«  eoneubitu  matrimonii  perfectione  ante  benedictionem  sacerdotalem 
(Lipsiae  1725. 1747.).  Diese  Ansicht  theilte  auch  Harprecht  diss.  de  iure 
liberor.  a  desponsat  ante  bened.  sacerd.  nee  ex  post  subsecut.  nator.  c.  2. 
§.  6.  Wolf  deutsche  Metsphys.  §.  519. 

A  Oeoonomia  iuris  (ed.  VII.  Lips.  1771.)  lib.  1.  tit.  8.  th.  7.  B.  84. 

*  a.  a.  O.  lib.  1.  tit  2.  §.  2. 
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taK$  hinzagetreten  wäre,  auflösen  will,  sobald  nur  ein  früheres 
besteht^:  „Enimvero  traditio  in  negotio  matrimomaU  duplex aU 
altera  vera,  quae  fit  per  ipaam  Hialami  conscensumemf  altera 
eymbolicap  quae  fit  ut  plurimum  per  copulam  sacerdoialem;  tum 
ei  vero  traditio  ....  illtid  non  efficit,  ut  posteriora  sponsalk 
prioribua  anUferantury  coneeqvdiur^  muüo  minus  traditionm 
eymboUcam  idem  illud  efficere  poese'^, 

udifeid.  Femer  Hellfeld^,  der  freilich  nur  dann  Zvt^angstrauung 

eintreten  lassen   will,    falls   der  Stuprator    keine  genügende 
LAuterbacb. Satisfaction  leisten  kann^    LäuterbachS  der  sich  aber  den- 
noch gegen  den  Schluss  verwahrt,  als  ob  durch  Sponsalien 
mit  Beischlaf  schon  wirkliche  Ehen  geschlossen  würden^,  und 

Bodions.  somit  in  einem  gewissen  Gegensatze  zu  Bodinus  steht, 
welcher  den  Satz  aufstellt^  „Si  deliberaio  consefisui  muüiri» 
traditio  ad  procreandam  eobolem,  qüod  ex  concubita  praesumibff 
acceseit,  verum  matrimonium  est,  licet  benedictio  eacerdotaü  oJ- 
hibita  non  fuerit", 

juHstisehci         Das  Juristischc  Oraculum^  gewälirt  sogar  den  Ver- 
'  lobten,  die  ihre  Ehe  durch  den  Beischlaf  vollzogen  haben,  alle 
„effectus  naturales"  der  Ehe,  „worunter  hauptsächlich  die  Unzer- 
trennlichkeit und  das  Recht,  dass  der  eine  dem  andern  den  Gt- 
brauch  seines  Leibes  nicht  versagen  könne,  sondern  beyde  einandir 
Bommel,  die  eheliche  P/licht  leisten  müssen,   begriffen*^  und  Hommel* 
will  den  Verlobten  selbst  die  vermögensrechtlichen  Vortheile 
und  die  erbrechtliche  Succession  aus  dem  Edicte  Unde  vir  et 
Beider,   uxor  zulasseu,  nicht  freilich,  wie  Berger^  das  thut,  ohneHis- 
zutreten  des  Beischlafes. 

1  ebendas. 

^  lurisprud.  forens.  (Jen.  1 796.)  Die  kirchliche  Trauung,  weil  es:  „ni- 
publicae  interest,  ne  consummatio  matrimonii  clam*^  §.  1220.  S.  452. 

5  a.  a.  O.  §.  1202.  S.  443.  In  §.1201.  S.  442.  erklärt  er:  .^spoDsalia  dan* 
defttina  in  regula  sunt  nulla ,  et  ad  matrimonii  consummationem  arctioici^ 
non  producunt.  Si  vero  copula  camaiis  vel  sola  vel  simul  cum  benedictiooe 
sacerdotali  accessit,  iure  communi  subsistit  matrimonium,  neo  pareDtibni 
ius  datur  agendi  ad  nullitatis  declarationem*^ 

4  Coileg.  theoret.-practic.  (Tub.  1706  )  lib.  23.  tit.  1.  §.  83.  —  2, 881. 

6  ebendas.  §.  34.  —  2,  382.  —  Die  Benediction  hält  er  furnöthig: 
xiich^de  substantia  coniugü,  aber  durch  positives  Recht  eingeführt,  sodiss 
eine  zwar  öffentlich,  aber  ohne  kirchliche  Form  eingegangene  Ehe  ein  ma- 
trimonium ratum,  aber  kein  legitimum  ist  lib.  23.  tit.  2.  §.  17.  —  2,406. 

fi  de  anticipato  concubitu.  S.  19. 

7  6,671. 

8  Rhapsod.  6, 28.  f. 

^  Oecon.  iur.  lib.  2.  tit  4.  th.  42.  not  2. 


n.  Die  Form  d.£he8dü.  1.  Die  Doetrin.  c.  Das  achtz.  Jahrh.    271 

Endlich  schlieest  sich  auch.Schott^  in  diesem  Punkte  an   Schott. 
Böhmer  an. 

Dasselbe  ist  aber  auch  die  freilich  noch  beschränkter  aas- 
gesprochene Ansicht  Georg  Ludwig  Böhmers,  der  zwar  9-  l. 
ebenfalls  alle  nicht  kirdblich  eingesegneten  Ehen  für  nichtig  er- 
klärt', zugleich  aber  ausspricht^:  „Species  matrimonii  Ugilimi 
et  non  rati  est  tnter  Protestantes  illud,  cui  ex  speciaM  causa  ef" 
fectus  ziviles  tribuantur^  qttamquam  forma  ecclesiasiica  deeit: 
prout  contingit,  ei  eponsaUbue  rite  contractu  acceeeit  copula  car^ 
nalie,  eoptUa  sacerdotaKs  vero  1)  vel  ob  contumaciam  sponsi  ab- 
senile^  vel  2)  ob  eius  mortem  aliumve  casum  fortuitum  intervenire 

nequit ita  tamen,  ut  contumax  simulac  eins  copia  kaberi 

Jätest,  ad  copulam  sacerdotaUm  recipiendam  adigatur^\ 

Also  auch  noch  hier  ist  die  Trauung  nicht  der  ehebe- 

grimdende,  sondern  vielmehr  der  die  schon  geschlossene  Ehe 

bestätigende  Act,  — 

Aach  von  Seiten  der  Publicisten   des   voriscen  Jahr- oewissens- 
himderts  erhielt  die  Lehre  yon  der  Eheschliessung  in  Bezug 
auf  die  Gewissensehe  eine  eingehende  Behandlung. 

Es  erscheint  mir  aber,  zumal  bei  den  ausführlichen  Dar- 
stellnngen  Heffters^  und  Diecks^  über  Gewissensehe  un- 
nöthig,  die  Ansichten  der  Schriftsteller  hierüber,  die  sich  bei 
den  genannten  Autoren  vollständig  aufgeführt  finden,  beizu- 
bringen, oder  gar  auf  die  Frage  einzugehen,  die  Wilda'  spe- 
ciell  behandelt  hat,  ob  dem  Fürsten  eine  stillschweigende  Dis- 
I)ensation  von  der  kirchlichen  Trauung  zustehe.  Nur  so  viel 
mag  bemerkt  werden,  dass  die  Majorität  der  Schriftsteller  sich 
für  die  Dispensabilität  der  Trauung  ausgesprochen  hat,  und 
dass  nur  Wenige  den  entgegengesetzten  Standpunkt  ein- 
nehmen.    Zu  jenen   gehören    Sahme^,    Griebner ^,  Neu- 

1  Einleit  in  d.  Eherecht  (NOrnb.  1786.)  §.  1^0. 

^  princip.  iur.  canon.  lib.  8.  sect.  2.  tit.  2.  §.  349. 

'  ebendas.  §.352. 

^  ebenso  Wiese  Handb.  d.  gem.  InTeutschL  übl.  K.B.  §.  422.  (Leips. 
1802.) 

^  Die  Erbfolgerechte  d.  Mantelkinder,  Kinder  aus  Gewissensehen  und 
pntatiT.  Ehen  u.  d.  Brautkinder  (Berlin  1836.). 

c  Die  Gewissensehe,  Legitimst,  durch  nachfolg.  Ehe  u.  Missheirath 
<HsUe  1838.). 

7  d.  Reichsgräfl.  Bentincksche  Erbfolgestr.  in  Ztschr.  f.  deutsch.  R. 
3, 197.  ff.  4, 148.  ff. 

«a.a.O. 

*  bei  Moser  deutsch.  Staatsr.  18, 493.  f.,  wo  noch  mehrere. 
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mannS  Schloer^  Langet  LobethanS  Hichter^  Wal- 
ter^  Zachariae^  Zöpfl^  Klüber^  Dieck^^,  und  auch 
Moser ^^  und  Böhmer^',  die  aich  firüher  dagegen  aus- 
gesprochen hatten^',  zu  diesen  Gaizert^^,  Häberlin^S 
Schnaubert^^  Wiese^^  und  aus  neuerer  Zeit  Heffter^S 
Wilda*»  und  Eichhorn«», 


d  Tichu"1?  Gegen  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  erhielt  aber  die 
Theorieen.  Ansicht,  dass  die  kirchliche  Trauung  die  Ehe  begründe,  von 
Neuem  den  gesetzlichen  Halt  und  die  gesetzliche  Anerken- 
nung durch  die  verschiedenen  Legislationen ,  die  in  jene  Zeit 
fallen;  indem  femer  den  Consistorien  die  Ehejurisdiction  ge- 
nommen wurde  y  \iairde  auch  zugleich  die  Anwendung  des  ka- 
nonischen Rechts  unmöglich  gemacht,  die  bisher  zur  Um- 
gehung aller  gesetzlichen  Bestimmungen  geführt  hatte.  Und 
auch  die  Doctrin  endlich ,  die  nun  nicht  mehr  die  anomalen 
Rechtssprüche  der  Consistorien  zu  erklären,  zu  vertheidigen 
und  in  ihr  System  aufzunehmen  hatte,  wurde  in  die  Lage  g^ 
setzt,  einfacheren  Principien  folgen  zu  können.  Als  solche 
sind  aber  zu  bezeichnen:  Absolute  Noth wendigkeit  der  kircb- 
lichen  Trauung,  welche  die  Ehe  begründet,  die  aber  nicht 
durch  göttliches  Recht  oder  die  heilige  Schrift  geboten,  son- 
dern vom  Staate  eingeführt  ist,  im  Interesse  der  Rechtssicher- 

1  de  matrim.  princip.  tit.  10.  §.  149. 

'  Vindic.  legit.  natal.  S.  B.  I.  princip.  etc.  (Mogunt  1782.) 

8  a.  a.  0. 2, 187. 

*  a.  a.  O.  S.  67. 

6  K.R.  §.  278. 
«  K.R.  §,  800. 

7  Deutech.  Staatsr.  §.  67. 

8  Deutsch.  Staatsr.  S-  219. 

*  Rechtl.  Ausfuhr,  (anonym)  Varel  1830. 
10  a.  a.  O. 

u  Staatsr.  18,493. 

K  de Bublimi  princip.  acstatuum  evang.  dispensandi  iure  (Halae  1722)- 

^  Moser  Staatsr.  18, 494.  f.  19, 457.  Böhmer  de  iure  princip. protest 
circa  solennia  (v.  J.  1718.),  auch  aufgenommen  in  1.  E.  Prot.  lib.  IV.  tit  8.— 
Aus  dem  siebzehnten  Jahrhunderte  Hert  de  matr.  conscient. 

1^  de  S.  B.  I.  principum  comitumve  liberis  ex  matrimonio  conscientiae 
iUegitimis  (Giessae  1773.). 

^  H.  O.  Scheidemantel  Repettor.  d.  Deutsch.  Staats-  u.Lehnrecbts 
8, 427.  ff. 

1«  Ghrunds.  d.  K.R.  §.  258. 

"  Handb.  d.  K.R.  §,  422. 

w  a.  a,  O. 

1«  a.  a.  O. 

20  KR.  2,  S.  320.  f.  829.  f. 
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heit  und  der  Sittlichkeit.  GänzUche  Unwesentlichkeit  der  co^ 
puk  eamaUsj  die  weder  Verlöbnisae  zu  Ehen  umwandeln,  noch 
auch  zu  Zwangstrauungen  Yeranlassung  geben  kann. 

Einzebe  Schriftsteller  hielten  freilich  auch  da  noch  an  noch  da 
der  alten  Sponsalientheorie  fest;  aber  sie  brachten  dieselbe  theone. 
mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  auf  leichte  Weisö  in 
debereinstimmung,  indem  sie  den  Sponsalien  die  ehewirkende 
Kraft  nur  dann  zuschrieben,  wenn  sie  vor  dem  Priester  ein-« 
gegangen  wurden,  und  falls  ihnen  unmittelbar  die  Benediction 
nachfolgte.  Diese  Ansicht  ist  u.  a.  bei  SchottS  Titius^ 
Schnanbert^  und  Schmalz^  vertreten;  sie  ist  nichts  weiter 
als  eme  nnschädliche  theoretische  Spielerei,  die  iil  keiner  Weise 
Werth  beanspruchen  kann. 

Der  Standpunkt  aber,  den  Verschiedene  in  neuester  Zeit*,  Mo«te 
im  Gegensätze  zu  den  Bestrebungen  för  die  Civilehe,  einge- 
nommen haben  —  dass  nämlich  eine  christliche  Ehe  ohne 
Jdrchhche  Trauung  nicht  gedacht  werden  könne  —  steht  mit 
der  ganzen  historischen  Entwicklung  des  Bechtes  der  Ehe- 
^cUiessong  im  T\riderspruche,  und  ist  als  unprotestantisch  mit 
aDer  Entschiedenheit  zu  verwerfen. 


Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  auch  die  weltliche   G^etz- 
Gesetzgebung  dieser  Periode  die  von  der  Wissenschaft  auf- 
gestellten Principien  zur  Geltung  gebracht  hat. 

Allgemein  wird  vorgeschrieben,  dass  heimliche  Verlöb- 
nisse,  wenn  auch  mit  hinzugetretener  copula  camalis,  ungültig 
seien^,  und  der  letzte  Best  der  alten  Sponsalientheorie,  den 

1  Einleit  in  d.  £he-R.  §.  144. 

'  Eine  Probe  d.  Teutsch.  Geist!.  R.  S.  600. 

'  Grdfl.  d.  K.R.  §.  252. 

«  Handb.  d.  kanon.  K.  (Berlin  1884.)  §.  289. 

^  Schon  Pahl  d.  öffentl.  R.  d.  erang.  Lutb.  Kirche  inTeutBchl.  (Tab. 
1837.)  betont  sehr  die  religiöse  Natur  der  Ehe.  Ebenso  Ziehnert  Prakt. 
<;TaDg.  ILR  (Meissen  1826.)  1, 248. 

^  Meeklenb.  Strelits.  Verordn.  ▼.  24.  Januar  1767.  bei  XLamptz 
^t^enb.  Strelitzsche  Verordn.  (Neubrandenburg  1794.)  274.  Braun- 
«^chweig-Lüneburg.  Const.  t.  16.  Januar  1788.  bei  Willich  Churf. 
Braonschw.  Lüneb.  Landesges.  (Oöttmgen  1780.)  1,  652.  Kurslichs. 
Mandat  y.  2.  Juli  1746.  bei  Schaffräth  Cod.  Sazonio.  (Leipzig  1842.) 
1)804.  Hildesh eim.  Cons.  Verordn.  ▼.  22.  October  1748.  in  Hildesh. 
^O.a.a.0. 1,  814.  Brandenb.-Onolsbachi8ohe  Eheartik.  t.  1748. 
^9.  (Onolabach  s.  a.)  Hessische  L.O.T*  8.  Januar  1728.  in  Hess.  Lan« 
<lei.Ordn.  a.  a.  0. 8, 899.  HannoT.  Konsistor.  Verf.  y.  5.  Januar  1788. 
beiEbhardta.a.0.2,220. 

Fritiberg,  Ehefchlietsung,  2g 
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Hum  Tielleieht  aufweisen  konnte,  aind  fie  Beatimmnngen  über 
Zwangatraoimgen  und  die  Brantldnder^ 


2.  Die  Praxis  der  Gerichte  and  die  Sitten  des  Volkes. 

Das  hier  gezeichnete  Bild  der  Bechtsentwicklung  in  der 
Lehre  von  der  Form  der  Eheachlieasung  wiirde  Tiesentlick 
einseitig  aein,  wenn  mr  nicht  auch  die  Praxia  der  Conaistorien 
und  der  anderen  Ehegerichtahöfe  darstellen ,  und  oidlich  auch 
den  Versuch  nmchen  würden,  so  weit  das  die  Natur  der  Quellen 
erlaubt  9  die  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens  zu  schildern. 

Zwar  ist  nicht  zu  bezweifeln,  dass  wir  die  Praxis  der  Ge- 
richtshöfe schon  ohne  Weiteres  aus  den  Ansichten  der  Männer 
abstrahiren  könnten,  welche  als  Hauptträger  der  Entwicklung^ 
oufitraten,  und  deren  Doctrinen  für  ihre  Zeit  massgebend  waren, 
allein  es  lohnt  sich  die  Mühe,  die  Widersprüche,  die  iii  der 
Doctrin  auffallend  genug  waren,  in  den  Erkenntnissen  der 
Gerichtshöfe,  wo  sie  unerträglich  sein  musaten,  wiedenu- 
finden. 

Und  wenn  auch  beispielsweise  aus  den  Schriften  von 
Kling,  von  Brückner  etc.  hervorgeht,  dass  sie  das  geltende 
Becht  dargestellt  haben,  wenn  wir  auch  schon  aus  der  über- 
Teichen  Consilienliteratur,  in  der  die  Verschmelzung  von 
Theorie  und  Praxis  sich  darbietet,  vieles  hierauf  Bezügliche 
beigebracht  haben,  so  ist  doch  andrerseits  wohl  zu  bemerken, 
dass  viele  der  dargestellten  Lehren  von  geringem  Einflüsse 
auf  die  Praxis  blieben,  und  dass  vor  allen  Dingen  im  sieb- 
zehnten Jahrhunderte  die  Consistorien  noch  vollkommen  m 
den  Fesseln  des  kanonischen  Rechts  befangen  waren,  wälirenJ 
doch  mehrere  Juristen  und  Theologen  mit  freilich  verschiede- 
nem Erfolge  sich  davon  zu  befreien  strebten. 

Versuchen  wir  zuerst  eine  Schilderung  des  sechszehnteu 
Jahrhunderts. 

a.  Das  secbszehnte  Jahrhundert 
^8i»'torPru  Jy^rn,  Consistorium  zu  Stuttgart  wurde  i.  J.  1595.  die 

®'""^/- •'Frage  vorgelegt^:  „06  ein  Evangelischer  an  einem  Bäpsüsclio^ 

1  Darüber  wird  im  folgenden  Abschnitte  gehandelt  werden.  Vgl. 
auch  Braunschw.  Lüneb.  Gonst.  v.  16.  Jan.  1783.  bei  Willich  a.a.0 
1,  652.  Zu  bemerken  ist  aach,  dass  noch  in  derCatzenellenbogener 
L.O.  V.  J.  1711.  die  Trauung  „Ehebestätigung''  genannt  wiid,  Th.  2.  Cap-  3 
$.4. 

'  bei  Dedeken  a.  a.  0. 3, 481. 
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orte  durch  einen  Messpfqfen  in  Eheetandt  eich  müge  tra^cen 
Imeni"  Die  Antwort  lautete  unter  gewissen  Bedingungien 
bejahend.  In  den  Gründen  aber  wurde  >  neben  dem  eigen- 
thümlichen,  uns  hier  freilieh  weniger  angehenden  Umstände: 
„£«  soll  ein  Meeepfaff  eeyn,  der  sehr  guthertziffy  qui  vivit  in 
mairimaniOi  der  Lutherische  Psalmen  singet ^  et  de  quo  eommu- 
niUr  iudicatur,  dose  er  mehr  Lutherisch  denn  Bäpstiech"  vor 
aUen  darauf  hingewiesen:  9,quia  etiam  privatus  quispiam  possit 
conßrtnttre  matrimonium,  3.  Idem  sentiunt  Symmerenses  Thec^ 
logi  hoc  nomine  audiii,  quaei  Evangelici  inde  non  ofenduntur: 
dam  es  communiter  daseWsten  also  gehalten  toird,  5«  Contractua 
mairimiom  politicus  magis  est  quam  ^cclesiasticus*\ 

Der  Standpunkt  des  Consii^toriumSy  der,  wie  es  gewisser- 
muaen  zu  ihrer  Beruhigung  anfuhrt,  von  angesehenen  Theo*  ^ 
logen  getheilt  wird,  ist  also  mit  kiurzen  Worten  der,  dass  die 
£be  9cliQD  vor  der  Trauung  vorhanden  ist,  mithin  nur  noch 
der  CoBfiraiation  bedarf,  die  aber  des  weltlichen  Characters 
<ier  Ek»  wegen,  von  jedem  Laien  mit  Fug  und  Kecht  ertheilt 
it'erden  kann. 

Im  J.  1598-  Murde  in  Leipzig  folgender  Fall  entschieden*:  ^Ji^^^fj' 
»Cum  quidam  requisivisset ,  ut  sibi  sponsa  privatis  in  aedibus  ^*'®- 
fortasse  in  matrimonium  daretur,  et  pastor  recusarety  illi  dare 
nuptam,  per  iniuriam  tempeetatis  pluviaUe,  petens  ut  ingrederen^ 
tyr  templum;  ibi  petitioni  esset  gratißcaturus ,  et  functurus  suo 
^fßcio,  hoc  contempto,  sponsam  et  sponsum  subito  cognatorum 
congregatione  facta  domum  duxere  et  postridie  copulari  permise^ 
"runi  etc.  An  suppUcio  digni  essent,  quod  concubuissent  ante 
tenedietionem  sacerdotalemf 

Et  responsum  est  a  ScabinisLipsieneibus,  quod  non.  Senten^ 
Harn  concepit  D,  Bädehom,  quia  canon,  quamvis  harte  solemni- 
t^tm  constituity  tarnen  non  censet  ratione  peccatum  si  omittetur*'. 
Es  wird  dabei  noch  erwähnt,  dass  Schürpf  sich  der  Sentenz 
l^nge  widersetzt  habe,  „quod  videretur  res  esse  mali  exempli  et 
^^temta  auctoritas  ecclesiae^^  und  dass  er  nur  durch  den  Um- 
stand zur  Zustimmung  bewogen  worden  sei,  dass  die  Braut- 
leute die  priesterliche  Einsegnung  in  der  That  gefordert  und 
auch  am  anderen  Tage  erhalten  hätten,  welches  Motiv  freilich, 
^e  sich  aus  der  angeführten  Deduction  des  D.  Badehorn 

^  bei  Georg  Beatus  sentenüa  definitivasazQiiioa  de  caus.  matximc- 
^  lG«rae  1668.)  36. 

18* 
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ergiebt,  fiir  die  Schöffen  nicht  das  bestimmende  gewesen  zu 
sein  scheint. 
Ehe  und  Dass  übriffens  die  Ehen  schon  durch  blossen  Consent 

Verlöbnlsa  ®  ,  , 

gleich,    geschlossen  und  Yerlöbniss  mit  Ehe  gleichzustellen  sei»  erhellt 
aus  vielen  Erkenntnissen. 

wtttenb.  So  wird  schon  in  einem  Briefe  von  Luther  erwähnt^ 

1538*.     dass  in  Wittenberg  i.  J.  1523.  ein  Verlöbniss  pro  veroma- 

wittenb.  irimonio  erklärt  worden  sei,  so  entscheiden  die  Wittenberger 

'^''*^'"- Theologen  Paul  Ever,  Georg  Major,  PaulCoeliu8»,d»3 
Verlöbnisse  aus  denselben  Ursachen  wie  Ehen  zu  scheiden 
seien.  „Wann  zwo  Personen",  heisst  es,  „gebükrUcker  ttd 
ordentKeher  weise  einander  die  Ehe  zugesagt  und  sich  öfenäich 
verlobet  haben ,  dass  sie  mit  dnander  ex  mutuo  dissensu  tokk 
'  Ehegelübde  nicht  können  oder  mügen  auffsagen  oder  down  da- 
stehen, es  weren  dann  solche  Ursachen  und  causam  svrfßdeiätf 
vorhanden,  dadurch  auch  die  vollenzogene  Ehe  et  mairimomm 
copula  consummatum  köndten  gescheiden  werden". 

wittenb.  In  einem   anderen   Wittenberger  Erkenntnisse  v.  J- 

1597.  1597.^  wo  derselbe  Rechtsgrun^satz  ausgesprochen  ist,  wirl 
noch  hinzugefügt,  „dass  es  diso  vor  Gott  und  der  Weü  »V 
rechte  verbündliche  Ehe  zwischen  jhnen  beyden  geschlossen,  ungf- 
achtet,  ob  sie  gleich  Christlichem  brauch  und  Gewonheit  naAf 
durch  den  Priester  Ehelichen  nicht  geirawet  und  gesegnet,  noch 
7nit  ehelichem  beglager  solch  Ehegelübdte  vollzogen  haben,  ^up- 
iias  enim  seu  matrimonium  non  concubitus  facit,  sed  consenm"* 
Schliesslich  wird  auf  Verlöbnisse  der  Spruch  angewendet: 
„Was  Gott  zusammenfüget,  soll  der  Mensch  nicht  scheiden"»- 

^eipziger  Gauz  merkwürdig  aber  ist  die  Entscheidung  des  Leip- 

löW.     ziger  Schöffenstuhles   v.  J.  1550.*,   wo  zwei  Verlobte  »rf 

Lebenszeit  von  Tisch  und  Bett  geschieden  werden.  Sie  laatet: 

„Sprechen  wir  Schoppen  zu  Leipzig  vor  Recht,  Haben  sich  nf£> 

ledige  Personen,  mit  wissen  und  Willen  jhrer  beyderseits  EUtn 

unnd  Freunden,  gebürUcher  weisse  öffentlich  mit  einander  f^ 

verba  de  praesenti  verlobet,  unnd  aber  vor  dem  Kirchgange,  dt^ 

Geselle  sich  mit  seines  Vatters  Magd  unziemlich  vennischä,  vnd 

ein  Kind  mit  jr  gezeuget,  und  ml  desswegen  die  Jung/raw  da^ 

geschehen  Verlöbnuss  mitjrem  vertrawten  in  keinem  Wege  toU- 

1  bei  de  Wette  a.  a.  O.  2, 817. 

s  bei  D  edeken  a.  a.  0. 3, 256.    Vgl.  das  Wittenberg.  Erk.  ebenda». 
3, 252. 

>  bei  Beatus  a.  a.  O.  7. 
*  ebendas.  117. 
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zidien,  So  mögen  sie  von  tisch  und  bett  geschiden  werden,  es  hat 
okrjr  keines  Fug,  nach  beschriebenen  geistlichen  Hechten,  bey 
dm  andern  kben  sieh  änderweit  zu  verehelichen"* 

Auch  wird  vom  Yerlöbniss,  was  wir  schon  oben  bei  einigen 
Eirchenordftungen  bemerkt  haben,  ohne  Weiteres  der  Ans- 
drad  „Ehe"  gebraucht,  wie  es  in  emem  Leipziger  Schöffen-  Ejj?'ifj' 
urthefle  v.  J.  1548.  heisst*:  „Habtjhr  euch  mit  eines  Schäfers    '^**®' 
TocktermitBewiUigung,  unnd  in  Bey  sein  ewerEÜern  unndFreundt'- 
^ffi  verehelichet,  auch  öffentlich  aufbieten  lassen",  und  in 
mem  Wittenberger  Erkenntnisse  die  wegen  Venerie  der  ^ke^^. 
Briat  geforderte  Trennung  eines  Verlöbnisses  mit  der  Aus- 
fuhning  Tenreigert  wird^:  „Hette  aber  die  Frawe  die  kranckheit 
aJkrent  nach  besehenem  Verlöbdnuss  überkommen,  so  mochte  von 
ämvstgm  die  Ehe  durch  den  puren  Consens  zuvor  behräfftigt,  nit 
zurumwrden"^. 

Die  Gerichtshöfe  erkennen  daher  auch  immer  auf  Voll- 
ziehung oder  Solennisation  der  Ehe,  wobei  vorausgesetzt  wer- 
den moM,  dass  die  Ehen  selbst  schon  geschlossen  waren  ^.  — 

Es  mire  natürlich  gewesen,  dass  bei  der  ^nzlichen  Identi-  BeischUf 
fidnmg  der  Ehe  mit  dfem  Verlöbnisse,  den  Verlobten  auch  Trauang. 
kirchlicher  und  staatlicher  Seits  alle  Kechte  und  Beftignisse 
des  ehelichen  Zusammenlebens,  dass  ihnen  der  Beischlaf  ge- 
ltet worden  wäre,  und  ebenso,  dass  die  Kinder  der  Ver- 
lobten, die  aus  irgend  einem  Grunde  die  kirchliche  Trauung 
nicht  erlangten,  für  ehelich  erklärt  worden  wären*.  Nichts  desto 
weniger  sprachen  sich  die  Keformatoren  gegen  die  erstere 
Consequenz  aus.  „Ich  rathe",  sagt  Luther  in  seinen  Tisch- 
reden*, „wenns  Verlöbniss  geschehen  ist,  dass  man  aufs 
-Allererste  das  Beilager  und  öffentlichen  Kirchgang  halte",  und 
ebenso  äussert  sich  Bullinger^,   der  aber   zugleich  darauf  Bamnger 

1  ebendas.  36. 

s  eben  da  8. 49.  * 

^  V^  beispielsweiae  £rk.  ▼.  J.  1528.  im  Corp.  Beform at.  1,  1009. 
T.  J.  1597.  belBeatus  a.  a.  0. 5.  7. 

^  Das  geschah  auch  in  der  That;  Tgl.  £rk.  Y.SchürpfbeiRuckerus 
oatriffl.  conaU.  2, 180.  ff.  und  unten  S.  265. 

&  Werke  (ErL  Ausg.)  61, 173. 

^  Vom  Christi.  Ehest,  c.  16 :  „Und  nach  abgeredeter  Eheteidung 

ioll  der  kirohgang  and  beiwonung  nicht  lang  auffgezogen  werden,  damit 
^  Böse  nicht  etwan  bösen  samen  darzwischen  see.  Es  sol  auch  die  bei-  , 
voQtmg  mit  Gott  und  der  kirchen  förbit  angehaben  werden.  Da  hat  sich 
tber  der  Teu&l  eingeflickt,  und  iriel  böser  breuch  und  sitten  eingemischt. 
Denn  es  ist  an  etlichen  orten  ein  strefflicher  brauch,  das  man  bald  auff  die 
^emelüang  ein  grosses  wül  and  wüstes  gefres  anrichtet,  und  bald  dieselbige 


Luther  da- 
gegen, 
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hinweist,    dass  Missbräucfae   in   dieser  Beziehung  imgem^ 
häufig  waren. 
nnddie  Auch  die  Kirchcuordnungen  verwarfen  und  bestraften 

orfnnllgen.  den  BeischUf  der  Verlobten  vor  geschehener  Einsegnung. 
„  Qae  durant  les  fiancaUles  les  partiea  fChabiteni  point  enBenik 
comme  man  et  femme,  iusques  ä  ce  que  fe  manage  ait  isU  hed 
en  VEglise  ä  hx  fafon  des  Chrestiens",  heisst  es  in  den  Genfer 
Ordonnanzen  v.  J.  1541.^ 'wobei  eine  dreitägige  Gefäng- 
nissstrafe bei  Wasser  und  Brot  angedroht  wird;  und  ähnliche 
Verordnungen  finden  sich  inderWürtembergei'Ehe-O.v.J. 
1537.^  der  Pfälzischen  v.  J,  1563,»,  der  Leiningischen 
PoHz.-O.  V.  J.  1566.S  der  Hessischen  K.O.  v.  J.  1566.', 
der  Kalenberger  v,  J.  1569.®,  der  Kursächsischen  v.J. 
1580.'  und  der  Brandenburger  Cons.-  und  Visitat-O. 
V.  J.  1573.®  Auch  wird  vorgeschrieben,  dass  die  geschwächte 
Braut  ohne  Kranz  zur  Kirche  zu  fuhren  sei^. 
wittenb.  Um  so  auffallender  ist  der  Umstand,  dass  die  Praxis  der 

156?'.  *  Consistorien  und  Gerichte  wesentlich  eine  andere  gewMcn  zu 

nacht  die  zwey  vers^prochenen  Ehemenschen  zusammen  legt,  darauffei^ 
nach  etlichen  Wochen  zur  Kirchen  g6het.    Welchs  doch  nicht  andcn  l< 
dann  eine  unmechtige  begierde,  und  ein  anzeigung  das  da  bald  kleio  acbteit  \ 
die  benediction,  gleich  wie  der  £sau,  und  in  der  Ehe  nichts  dannfleis^^  : 
liehen  lust  suchest".  *  ' 

1  bei  Richter  K.0. 1,  848. 

^  ebenda B.  1,  281:  „Zum  Sechsten,  so  werden  -wir  gUuplich  bericht. 
dass  biss  anher,  etlich  \il  personen  nach  beschehner  Euerlobung,  voddoc» 
züuorEe,  und.dieselbig  an  der  Cantzel  verkündigt,  .und  vor  derChristfii- 
liehen  gemein  (wie  gebreQchlich)  bestätigt  worden,  dieEelichenWeickii^t 
einander  gepflegen  'S 

3  ebendas.  2,  256. 

4  ebendas.  2, 289. 
fi  ebendas.  2, 297. 
0  ebendas.  2,  279. 

7  ebendas.  2, 408. 

8  ebendas.  2,  877. 

•  »  Z.  B.  in  der  Anmerkg.  6.  angeführten  Kalenb.  K.O.  —  DieMeck- 
lenburg.  Poliz.O.  t.  J.  1572.  in  Samml.  aller  f.  d.  Orosshersogtti 
Mecklenb.*Schwerin  gültigen  Landesgesetze (Wismar  18S4.)lr^' 
bestimmt:  „Und  dieweil  sich  etwa  zutregt,  das  ein  lediger  Gesei  von  Ade  - 
eine Jungfraw  oder  Witwe  vom  Adel,  die  jhm  verlobt,  vor  dem  Hochi«*' 
liehen  beylager,  oder  vertrawung  beschlefft,  welche  leichtfertigkeit  aach 
gantz  ergerlich  ist,  vnd  ene  Verachtung  des  Christlichen  Kirehgangs,  ^^ 
Ehelicher  ordentlicher  vertrawung  gebiret,  So  ordenen  wir,  das  derselbe  so 
0  wol  als  seine  verlobte,  vor  anrichtig,  vnd  vnredlich  bey  menniglichen  g^ 
halten,  Auch  in  ehrlichen  Qesellschaflten  vnd  zusammenkynfit^  nicht g^ 
duldet  werden".  —  Unadeliche  Personen  sollen  von  den  Zünften  avsg^ 
schlössen  sein,  mit  1-^2  Monate  Geföngniss  bestraft  werden,  und  endliea 
ohne  „hochzeitliches  ehrliches  Oepreng**  den  Kirchgang  thnn. 
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sein  Bchemt.  Wenigstens  ist  uns  ein  Actenstück  erhalten, 
worin  von  Wittenberg  aus  i.  J.  1567.  dem  Rathe  zu  F., 
welcher-  klagte,  dass  m  seiner  Stadt  die  Verlobten  sehr  häufig 
ooncumbirten,  geantwortet  wurde,  dass  Strafen  u.  dgl.  nicht 
angewendet  werden  dürften,  weil  Yeriöbnisse  schon  Ehen 
wären,  weil  man  das  Gewissen  der  Verlobten  verletzen  und 
überhaupt  zu  der  irrigen  Ansicht  Veranlassung  geben  würde, 
dass  durch  Verlöbnisse  noch  keine  Ehen  geschlossen  würden. 
Dessbalb  könne  man,  wie  ärgerlich  die  Sache  auch  sei,  nur  zu 
Ermahnungen  seine  Zuflucht  nehmen. 

Ich  theile  das  betreffende  Actenstück  um  so  lieber  mit,^n»nach 
weü  es  bis  jetzt  nicht  beachtet  zu  sein  scheint.    Es  lautet^:     d.  Tnoan? 

i,Es  ml  in  einer  Statt  sehr  gemein  einreuaen^  dz  etUche 
j^enonen  zum  theil,  wenn  sie  sich  mit  einander  verloht ^  ehe  dann 
m  thtlick  copiilirt  werden,  in  die  mnckel  zusamen  krichen,  und 
treiben  ßeisehliche  unzucht,  zum  ihdl  seind  etUehe  dz,  ob  sie 
gleich  ehelich  vertrawi,  kommen  sie  doch  zu  früh  in  die  wochen,  • 
md  berufen  sich  darnach  uff  jre  ehegenossen,  weil  dann  solche 
ein  gross  ergemuss  der  Gemein  macht,  und  der  ehestand  heilig 
md  keusch  soll  angefangen  xoerden,  als  bittet  man  vmb  einen 
bericid  wie  solchem  ergemuss  nach  straff  der  rechte  zu  wehren, 
darauf  berichten  wir,  so  viel  die  personen  belangt,  ists  an  dem, 
dz  leider  solche  pers.  derwegen  im  rechten  keine  straff  geordnet, 
nntemal  nach  beschehener  verlöbnuss  zwischen  jnen  ein  rechte  ehe 
ht,  und  sie  vor  eheleut  zuhalten,  vne  denn  auch  die  kinder  so  aus 
solcher  zusammenhaUung  gebom,  vor  ehelich  gehalten,  und  von 
ehrlichen  stende  oder  zunfften  nit  mögen  aussgescJdossen  werden, 
md  ist  solcher  pers»  fümemen  selbst  grosse  schad,  dz  sie  sieh 
andern  leuien  ins  maul  setzen  müssen,  gleich  wol  daneben  be- 
kennen  dass  solchs  wider  Christliche  zucht,  dessgleictien  wider 
gewöhnlichen  Christlichen  brauch  der  Copulation,  sintemal  der 
Ehestand  unbeßecket  und  ohne  Ergernuss  angefangen  werden 
^H  Derwegen,  do  es  bey  euch  eynreissen  und  gemein  werden 
volle,  Ist  unser  bedencken,  dass  mit  guter  Bescheidenheit  uff  der 
Cantzel  solches  erwehnet,  das  Volk  mit  Christlicher  Vermahnung 
davon  abgehalten  würde,  und  dass  sie  selbsten  vor  Nachreden 
fich  hüten  und  vorsehen  woüen.  Da  jnen  aber  andere  straff 
^f gelegt  würde,  mochte  solches  zu  Verwirrung  jhrer  Gewissen, 
ai<cA  den  Kindern  zu  naehtheiligen  Vorworff  unnd  Auffruck  ge^ 
reichen". 

^  belBeatus  a.  a.  0.51.  f. 
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Ebenso  ein         Ebenso  Isutet  ein  anderes  Wittenberger  EriiieontmeB^: 
tenbn^.^t'^fHat   sich   ew0r   Schxioager  mit  N*  N.  SeUgen  naehffda$9ene 
Tosßhter,  eheüch  verlobt,  unnd  nach  eolchem  VerlöbnuBs  zuvo* 
und  ehe  sie  jhme  vom  JPrieeter  öffentlich  vertrawet  tootden,  «^ 
erkand  und  geeehwängert  dz  sie  nach  gehaltener  Ehe^Gabe  ai 
zeU&ehen  in  die  Wochen  kommen,  und  einer  Tochter  geneeen,  &> 
mag  auch  N.  N.  oder  sein  Weib  von  jrer  beider  Obrigkeit  der 
halben  nicht  beklagt  noch  in  Straff  genommen  werden**. — 
Dio  Volks.         Weim  wir  jetzt  zu  einer  Betrachtung  der  wirklichai  Ve^ 
hältnisse  im  sechszehnten  Jahrhunderte  übergehen ,  so  ist  Tor 
allen  Dingen  zu  bemerken^  dass  die  kirchliche  Eheschliessung 
kircbiiehe  r^Telmässiff  vorgenommen  und  auch  nach  der  alliremeinen  Ab- 
sang  regeu  sieht  dcs  Volkcs  wohl  als  uothwendig  erfordert  wurde.  Wenig- 
stens thut  keiner  der  Dichter  des  Beformationszeitalters  einer 
anderen  Eheschliessungsform  Erwähnung'. 
aber  auch  Dcunoch  aber  wurden  auch  noch  im  sechszehnten  Jahr- 

<UTon.  hunderte  unkirchliche  Ehen  geschlossen ,  zu  denen  vielleiclkt 
nachträglich  ein  Kirchgang  hinzutrat,  die  aber  deswegen  doch 
für  gültig  anerkannt  wurden. 
HeMenmit  ^^  wurdc  die  bigamische  Ehe  Philipps  des  Grose- 
^■^^^•müthigen  von  Hessen  mit  der  Margare tha  v.>|d.  Sahl  | 
auf  jeden  Fall  heimlich ,  und  nach  dem  Wortlaute  der  bei 
BömmeP  mitgetheilten  Urkunde  höchst  wahrscheinlich  ohne 
kirchliche  Feierlichkeiten  eingegangen.  „Cum  omnia  aperto 
eint  oeuKe  Dei",  heisst  es  in  dem  Copulationsinstrumente  t. 
4.  März  1540.,  „et  hominee  paitca  lateant,  et  Sua  Celaitudo  teilt 
cum  nondnaia  virgine  ■  Margaretha  matrimonio  copulari,  etfi 
prior  euae  Celsitudinie  coniunx  adhuc  eit  in  vivie  ....  edid! 
Sua  CeUitudOy  hie  eoram  Deo  et  in  suam  coneeientiam  et  aamnam, 
hoc  non  fieri  ex  levitate  .  •  •  Non  vult  S.  C.  publice  coram  pturi- 
bu8  eonauetas  ceremonias  usurpare  et  palam  nuptias  cekbran 

1  bei Beatus  a.a.O.  134. 

'  Vgl.  beispielsweise HansSachs  Der Pawren Knecht wü zwo iravec 
haben  in  Werke  (Nürnberg  1560.)  II,  4, 16 : 

„Contz.  Pötsch  (der  Brautvater)  spricht: 

*  Ja  wol  darwider  ich  nicht  bin 

Mein  Oret  ist  auch  willig  darzu 

Die  ich  im  füsstritt  holen  thn 

Den  Pfarrer  aber  hol  der  Fritz 

Das  ers  vollent  zusammen  schnitz 

Denn  woll  wir  schlemm  und  frölich  sein 

Biss  auff  die  Mitternacht  hinein' ". 
>  Philipp,  d.  Grossmüth.  2, 411. 
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emn  manorata  Margaretha  de  Sohl,  sed  hie  in  privalo  et  silentid 
inpraeseniia  mibBcriptorum  testium  vokmt  invicem  itmgi  matri- 
monio'*.  Es  Hegt  hier  aber  kein  Concubinat  vor»  sondern  eine 
wahre  Ehe,  der  nur  wegen  der  Stande«ungleiohheit  der  Mar- 
garetfaa  v.  d.  Sahl  und  zufolge  des  besonderen  Abkommens 
nicht  die  Folgen  einer  wirklichen  Ehe  zugeschrieben  werden 
konnten« 

Aber  auch  Luthers  Ehe  scheint,  wie  schon  Meier ^  an-  Luthers 

gedeutet  luit.ohne.kirclJicheE«Begn,Lig  geschlossen  zu  sein.     ""• 

„Mensis  Junü die  XIIL",  schreibt  Melanchthon  an  Joachim 

Camerarius,^  ,yinopinato  duxit  Lutherus  Boream  —  ^j^e, 

me  es  in  dem  griechischen  Briefe  heisst  —  cum  naUo  ami- 

tman  ta  re  prius  commumcata  —  also  hatte  sicherlich  kein 

Angebot  stattgefunden  —  sed  'deepere  ad  coenam  invitato  Pom-- 

iMTono  ä  pictore  Luca  et  luriaconsulto  Appello  solis,  peregit 

cofmeta  spansaUa  —  irtolrjae  tcc  Bld-iaftiva  TtqotiXBia^^.  — 

»Gott  hat  mich'unverseliens" ,  sagt  Luther  selbst^,  ^ftnit  der 

ttyendsamen  Jungfer  Käthen  von  Bore  in  den  Ehestandt  wann 

derbarlich  gewcrfeng  und  Mn  bedacht  Dinstag  ein  hoehzeitlich 

MM  zu  geben";  und  anderswo  heisst  es^:  f,so  hab  ich  um 

böter  Mäuler  tmllen  dass  nicht  verhindert  würde,  mit  Eile  bey- 

pelegen  und  bin  unllene  auf  Dienstage  über  acht  Tage  eine  kleine 

Freude  und  Heimfahrt  zu  machen".    Ebenso  sagt  er  in  seinen 

Tischreden^:    y,Und  wenn  ich  nicht  alsbald  und  in  der  Stille 

häUe  Hochzeit  gehalten  mit  Vorwissen  wenig  Leute,  so  hätten  sie 

ti  Alle  verhindert".  — 

Ueberhaupt  ist  wohl  bei  den  Ehen  der  ersten  Geistlichen  Ehen  der 
anzunehmen,  dass  sie  ohne  die  gewohnte  und  wahrscheinlich  fast 
immer  ohne  kirchliche  Form  eingegangen  wurden»  wenngleich 
w  auch  in  «einzehien  Fällen  das  Gegentheil  überliefert  finden^. 

1  a.  a.  0. 64. 

*  Corp.  Reform.  1, 754. 

«  Werke  (cd.  Walch  Halberst  1774.)  10, 864. 

^  ebendaB.861. 

^  Werke  (Erlang.  Ausg.).  —  Diese  Ansicht  von  Luthers  Eheschlies- 
songberaht  auch  auf  der  Meinung  der  Wittenberger  Theologen.  Con- 
Sil.  theol.  IV,  19.  —  Dagegen  sind  Waleh  wahrii.  Gresch.  d.  seel.  IVau 
Catk  Y.  Bora  (Halle  1752.)  97.  ff.  Berte  Gesch.  Cath.  v.  Bora  (Halle  1848.) 
38.  Nadi  dem  letzteren  hätte  sieh  Luther  an  jenem  Abend  feierlich 
duchBugenhagen  trauen  lassen« 

^  So  liess  sich  1523.  Wilh.  Röuble  durch  den  Pfarrer  Jao.  Keiser 
in  leiner  Pfankirche  Wytikon  trauen.  Vgl.  Bernh.  Weisen  kurUe  Be- 
acbeib.  d.  Glaitbensänder.  i.  d.  Schweitserl.  bei Füsslin Beitr.  x.  Erl&uter. 
d.  lürchen  Reform.  Gesch.  d.  Schweitzerl.  4, 45. 
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Aber  selbst  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  sechszehntoi 
Jahrhunderts  finden  wir  im  höheren  Bürgerstande  eine  naeh 
den  hergebrachten  Feierlichkeiten  und  ohne  kirchliche  IGt- 
wirkung  geschlossene  Ehe. 
rftrthoiom.         Bartholomaeus  Sastrow  verlobte  sich  am  5.  Januar 
Qreirmaid.1551.   feicrlich   zu   Greifswald,    in   Gegenwart  des  Bürger- 
meisters, der  Rathsherm  und  vieler  angesehener  Bürger.  Am 
2.  Februar  hielt  er  Hochzeit*.     ^^Auff  den  Nachmittag  naek 
dreien",  he|s8t  es  in  seiner  Selbstbiographie,  „afo  auf  dtn 
Abendt  die  Hochzeit   angön  solte,  versamlten  sich,  die  geladen 
wind  dem  Breutigam  Beietandt  leisten  wölten,  zu  jhme;  gingen 
nach  dem  Macrehete  nach  der  Seiten  der  Schuestrassen,  d^  Braut- 
mann  zwuschen  zwen  Burgerm^stern  ,  ...  In  der  Tükren  anj 
der  Schwellen  des  Hauses,  recht  auf  der  Schuestrassen  Orttis  bi 
ein  vierkantig  Ehlstein^;  dar  gingk  der  Brautman  (dlein  hinmt, 
die  afidern  alle  blieben  ungefehr  50,  Schritt  zurück  in  ordine,  tnV 
sie  gangen.   Da  stund  der  Brautman  gar  alleine,  unnd  die  Spkl- 
leute  midt  jren  Pfeiffen,  unnd  hoffirten  jhme,  etwan  ein  Pater 
noster  lang;  kam  alsdann  der  Brautman  wider  herunter  zm- 
sehen  den  beiden  Bürgermeistern,  unnd  gingen   also  samptlich 
flach  dem  Hause,  darin  die  Hochzeit  sein  solti;  da  wurden  Braut 
und  Breutigam  zusammende  gegeben".  Von  einer  priesterlichen 
Copulation  erwähnt  er  nichts,  wohl  aber  bemerkt  er,  dasser 
„fast  der  letzeste  Breutigam*'  gewesen,  der  den  alten  Gebrauch 
gehalten;  nicht  lange  darauf  sei  „das  Steingant  abgesteh,  tmtf 
dasselb  in  ein  besser  Ordnung  vorwendett". 

Laiencopo-  Noch  auffallender  aber  ist  der  Umstand,  dass  auch  im 
eechszehnten  Jahrhunderte  noch  Laiencopulationen  vorgenom- 
men ^vurden,  wie  >vir  sie  im  Mittelalter  angetroffen  haben. 

Wir  haben  schon  oben  das  Stuttgarter  Consistorialerkennt- 
niss  angeführt^,  welches  von  der  Laiencopulation  spricht,  Mir 
finden  dieselbe  aber  noch  in  mehreren  Kirchenordnungen  er- 
wähnt, in  denen  sie  freilich  verboten  wurde. 

„Idt  schöl  ock  de  Brüdigam  unde  sine  Brudt  van  Nemanik 
anders  als  dem  Pastoren  und  ock  in  der  Kerken  allene  getrmctt 

1  Barth.  Sag tr Owen  Herkommen,  Geburt  und  Lauff  aeines  gantten 
Lebens  von  ihm  selbst  beschriben  (her.  von  Mohnioke  Greiikwald  IS^^*) 
8,8.f.  - 

^  Ein  solcher  Ehestein  existirte  anch  in  Tours  (Basses  Alpes)  de  Nore 
-  Cout  myth.  et  tradit.  des  provinces  de  France  (Paris,  Lyon  1846.)  7. 

^  Siehe  oben  S. 275. 
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H!erden**9  heisat  es  ia  der  Bergedorf  er  K.O.  v.  J.  1544.^  und 
ähnliche  Bestimmimgeii  sind  in  der  Schleswig-Holstein- 
sehen  K.O.  v.  J.  1542.'  und  der  Hadelerischen  v.  J.  1544.^ 
enthalt^i. 

D&68  aber  überhaupt  die  alten  Rechtsgebräuche  im  Volke  »it«  votk*. 
fortlebten  9  dass  die  Zusammengebnng  der  Brantleute  vor  derbeivoritfb> 
kirchlichen  Trauung  erfolgte,  .dass  sie,  wie  im  frühen  Mittel- 
alter, durch  einen  Trunk  bekräftigt  wurde,  dass  selbst  das 
Hochzeitsmahl  der  priesterlichen  Copulation  voranging,  ergiebC 
aidi  ans  den  oben  angefahrten  Worten  Bnllingers^  und  wird 
durch  die  Kirchenordnungen  bestätigt. 

In  so  fem  gingen  die  Volksgebräuche  mit  dem  geltenden 
Rechte  gleichen  Schritt,  denn  beide  erkannten  schon  vor  der 
Ttanung  eine  gültige  Ehe  an,  beide  Hessen  sie  durch  die  prie- 
stetfiche  Einsegnung  nur  bestätigt  werden; 

Schon  die  öffentliche  Form  der  Verlobnisse  gab  Gelegen- 
iieit,  diesem  Bewusstsein  des  Volkes  einen  Ausdruck  zu  ver- 
scliaffen,  und  ich  erinnere  nur  an  das  oben  mitgetheilte  Ver* 
Jobungscereiboniell  der  Zürcherischen  Elirche^,  wo  ein 
Geistlicher  und  im  Nothfalle  ein  Laie  die  Brautleute  in  der- 
selben Weise  zusammenspricht,  wie  wir  das  in  den  Gedichten 
des  Mittelalters  gesehen  haben. 

Noch  viel  anschaulicher  aber  werden  uns  die  Volksge-  5°"*^^^^* 
bräache  in  dec  Kursächsisohen  K.O.  v.  J.  1580.^  geschiU     i^mI  ' 
dert,  die  freilich  von  deren  juristischem  Kerne  und  von  deren 
Zusammenhange  mit  dem  früher  geltenden  Recht  keine  Ah- 
nung hat. 

,y  Nachdem  auch  auff  den  Dörffem'^'^i  heisst  es  dort,  „jre- 
meiniglich  ausgaben  gehalten  ^  daraus  grosse  Unordnung  erfolgen^ 
das  eJie  man  auff  den  hochzeiten  zur  Hrehen  gehet  der  Breutigam 
seine  freundschafft  zu  sich  nimpt,  und  sich  in  der  Jungfrawen 
Vaters  hause  verfüget,  welcher  gleichergestaU  seine  freundschafft 
heg  sich  versamlet,  und  lasset  den  Breutigam  auffs  newe  umb 

1  bei  Rieht  er  K.0. 2,  77. 

s  ebendas.  1,856. 

B  ebenda«.  2,74. 

*  Siehe  oben  8. 277.  Anmerkg.  6. 

6  Siehe  oben  S.  282. 

«  bei  Richter  K.a.  2,448. 

'  Et  ist  bezeichnend,  dsM  die  alten  Qebrftuche  vorzüglich  auf  den  Dür- 
fen YOTgefunden  werden.  Bekanntlich .  erhalten  »ich  dieselben  dort  viel 
linger,  und  werden  viel  zäher  beobachtet,  als  in  den  tohneliiebenden,  wech- 
selvollen Städten. 
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die  Braut  wirhm»  dem  He  auch  von  newen  vneder  zugesagt^  dtb- 
bey  dann  etzUehen  orten  auch  wol  unzucküge  vxhrt  fallen,  und 
ungebürtiche  sadiien  mit  grossem  ergemiss,  besonders  der  Jugeni 
getrieben  werden,  darauff  auch  gleich  wieder  ein  gefress  artpe" 
stellet,  welches  der  Brautvater  geben  muss,  dadusreh  der  Pfarrer, 
und  das  versamlete  volck  in  der  Kirchen  so  lange  aufgehaUen. 
biss  sie  jhr  ergerHch  gefrese  verrichtet". 

Aehxdich  lauten  die  Anordnungen  der  Lüneburger  KO. 
V,  J«  1543«^  wo  die  bindende  Kraft  denrügex  VerlölHiisse,  die 
.Lobeibier"  Q0eh  dasu  duTch  das  Trinken  von  „ Lobelbier" ^  beaiarkt  and, 
eingeschärft  wird.  „Als  dann  gew^hmMch",  heiBSt  es  dort, 
„dass  der  so  eine  zur  Ehe  begehret,  ihre  Freunde  bittet,  dass  m 
ihmre  ihre  Freundin  loben,  und  hemachmals  geben  wollen,  vd 
die  Freunde  solche  zusage  thun,  auch  darauf  Lobel-Bier 
trinken"  u.  s.  w.  — 

Das  Trinken  des  Lobelbiers  wird  auch  in  der  Hoyai- 
Bchen  K.O.  v.  J.  1573.^  erwähnt  und  verboten»  und  ebenso 
heisst  es  in  den  Genfer  Ordonnanzen  v.  J.  1541«^:  „Qm 
toutes  promesses  de  mariage  sefacent  honestement  et  enla  craink 
de  Dieu:  et  nonpoint  en  dissoluüon,  ne  par  une  legereti  frkok 
eomme  en  tendant  seulement  la  verre  pour  bdre  ensemble". 
T^J!^'  Auch  blieb  es  Yolksansicht.  dass  heimliche  V^löbnuse 

«Icht  Ober  ' 

die  eopau  mit  Beischlaf  volle  £he  machen,  und  auch  woU  durch  den 
letzteren  der  Mangel  der  elterlichen  Einwilligung  ersetzt  werde. 
„Nach  dem  auch  die  heimliche  verlsbnusse  und  vldschUche  vei^ 
mischung  weit  einreissen",  sagt  die  Hessische  Beform*  v.  J. 
1572.^  „und  überhandt  nehmen,  das  es  schier  vom  jungen  voUl 
darßtr  geachtet  werden  vnl,  wann  nur  eins  von  dem  andern  eine 
heünUche  zusag  und  verwehnung  der  Ehe  halber  erlangt,  oder 
sich  miteinander*  fleischlich  vermischen,  das  darauss  ein  EheSdie 
Verbindung  erfolgen  müsse"* 

1  Es  entspricht  das  ganx  der  alten  Zuaammengefaung  durch  den  F&^ 
«precher. 

8  bei  Richter  K.0. 2, 56. 

>  Vgl.  Ne 0 corus  Chron.  d.  Land.  Dithmar.  (ed.  Dahlmaan  Kiel  1827.) 
1, 106.  f. :  „Unnd  geit  den  de  Lövede-Beker  dieser  Gestalt,  dat  weitox^  de 
Vader  edder  de  Vedder  edder  de  negeste  Biottfrondt  eine  nie  eschene 
Schale  edder  Beker  uth  einer  Irischen  Kannen  Beer  onde  frischen  TonB^Q 
Tolschenken  leth,  dat  it  wil  ayerstrinken,  und  darin  dem  Bmdegsm  sine 
Dochter  edder  Torwante  Frondinne  tho  drinket:  Im  Namen  des  VadeiBi  des 
Sohnes  nnde  des  Hilligen  Qestes!*^  Siehe  auch  oben  S.  29. 42. 68. 

A  belEichter  K.0. 2, 357. 

B  ebendas.  1,847. 

e  ebendas.  2,851. 
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Selbst  das  scheint  eine  Reminiseenz  an  das  früher  crel«>Eh«nd«r 
iende  Becht  zu  sem,  dass  "Wlttwen  und  Wittwer  es  fiir  un- 
nothig  erachteten,  ihre  Ehen  durch  die  priesterliche  Benediction, 
die  ihnen  eben  im  Mittelalter  versagt  gewesen  war,  bestätigen 
zu  lassen.  Wenigstens  hielt  es  die  Leiningeneche  Poliz.O.^ 
für  nothig,  besondere  Strafbestimmungen  för  diesen  specieUen 
Fall  aufzostellen. 

Was  schliesslich  die  Sitte  anlangt,  den  Beischlaf  vor  der  copoi«  c«i^ 
kirchlichen  Einsegnung  zu  vollziehen,  bo  mag  dieselbe  weit  Ttaaang.* 
genug  verbreitet  gewesen  sein;  denn  die  Klagen  darüber  er- 
tonten laut  genug  und  nur  so  sind  die  zahlreichen,  oben  an- 
geführten Verbote  der  £[]rchenordiDiTmgen  zu  erklären^/ 

Auch  Brautkinder  hielt  man  für  ehelich,  und  liess  sie,Braatundcr. 
\ne  eich  aus  dem  oben  beigebrachten  Wittenberger  Elrkennt- 
msse  ergebt',  sogar  zu  Zünften  zu.  — 

b.  Das  siebselmte  Jabrbandert. 

Aus  dem  siebzehnten  Jahrhunderte  besitzen  wir  verschie^ 
dene,  höchst  merkwürdige  Aktenstücke  der  rechtssprechenden 
Facidtaten  und  Consistorien  über  die  Nothwendigkeit  der  kirch- 
lichen Trauung. 

Im  J.  1630.  hatte  die  Helmstädter  juristische  FacultatHeimstsdter 
den  Fall  zu  entscheiden,  ob  die  zwischen  dem  Sohne  des  evan-     leso.  ' 
gelischen  Bürgermeisters  und  einem  wiedertäuferischen  Mäd- 
chen ohne  Aufgebot  und  priesterliche  Copulation  eingegangene 
Verbindung  für  eine  ,sbeff  Christlichen  EvangeUsehen  Protesiir 
rtnden  Kirchen  und  Consistoriis  paeeirliche  Ehe^*  zu  halten  sei^. 
Sie  sprach  sich  bejahend  aus,  indem  sie  deducirte:  i^Alldie^ 
weü  iedoch  eothane  uffbietang  und  Copulation  der  Ehegatten 
nurten  ea  ordinatione  aUqua  kumana  hinzugethan,  und  aho  nach 
GöttUehen  Rechten  die  EheUehe  Beywohnung  auch  ohne  dieeeibe 
beständig  dazu  gegenwärtige  Personen  nickt  ohne  Vorbeumst  der 
Obrigkeit  sieh  zusammen  gethan,  sondern  sich  betf  Dero  darumb 
vorher  angesuchet,  solches  ihnen  von  derseUngcn  durch  des  Roths 
Secretarium  in  Beyseyn  zweyer  oder  dreyer  Schoppen  des  Ortes 
erlaubet,  der  Wiedertäufferischen  Tochter  Eltern  die  Beywohn^ 
und  Vermischung  nicht  widersprochen  y  sondern  dieselbe  vdssent^ 

^  eben  das.  2,289. 
>  Vgl.  oben  S.  278. 

*  Siehe  oben  S.  279. 

*  bei  Willenberg  Selecta  iur.  matrimonial.  (Halae  1720.)  827. 


' 


286    m.  Buch.  Du  Becht  <L  eT.  Kiiohe.  IL  Die  Form  <L  Dhe^hl. 

Uch  veritattet,  item  der  Herr  BvrgermeUter  darinnen^  indem  er 
Selbsten  vm  dero  Continuatian  geschrieben,  und  sieh  nuJu  vmig 
angeiegen  seyn  lassen  ex  post  facto  deutlieh  genug  erhellet . . . 
So  kan  und  mag^  dem  allen  nach,  mehr  ertcehnte  Bejfwohnmg 
für  Gott  nicht  anders,  denn  für  eine  beständige  Ehe  gehaUm 
toerden"^ 
oatachten  Auch  voii  der  Wittenberger  Theologischen  Facultät 
Facuitäta!  besitsen  wir  ein  Gutachten  ^y  worin  zwar  auf  die  Löblichkeit 
und  Nothwendigkeit  der  priesterlichen  Trauung  hingewiesen, 
zugleich  aber  denen»  welche  dieselbe  aus  äjisseren  pründen 
nicht  erlangen  können,  gesagt  wird,  das»  sie  sich  in  ikem  || 
Gewiss^  deswegen  nicht  beunruhigen  sollten. 

Das  Gutachten  lautet:  „Es  halten  vnr  vor  recht,  dm 
essentia  matrimonü  vomemblich  bestehe  in  consensu  coTUrahab- 
tium  legitimo  et  per  consensum  parenttim  approbaio.  (hoc  tnm 
necessario  addendum  est.)  gestehen  auch  gern,  dass  des  Priestm 
copvJation,  Wort  und  Segen  vor  sieh  selbst  keine  Ehe  rmck. 
Dann  wo  die  Personen  nicht  conseniirten,  würden  sie  durch  dii 
copulaüon  keine  Eheleute  werden.  Gleichwohl  muss  man  am 
solcher  benedictione  sacerdotali  nicht  ein  solch  adidq>oqov  maeheni 
welches  man  auslassen  oder  gebrauchen  könte,  oder  dürffie,  mc]\ 
eines  jeden  gefallen.  Denn  was  für  eine  confusio  darausi 
werden  möchte,  ist  leicht  zu  erachten,  Darumb  ob  z\m 
solche  copulatio  oder  benedicüo  sacerdotaUs  in  Gottes  Wort  nicht 
eapresse  befohlen,  so  ist  doch  kein  Zweiffei,  dass  die  H.  Goü^ 
nicht  im  Winckel  zusammen  gekrochen,  sondern  diesen  St4xndt 
mit  Segen  und  Beten,  für  Gott  und  seiner  Gemeinde  angefangen, 
und  ehrliche  Mahlzeiten  dabey  angestellet  haben.  So  haben  trtV 
<mch  in  unserti  Kirchen  constitutionem  Ecclesiasticam,  so  viH 
Christi  Exempel  und  Lehr  Joh.  2.  Luc.  14.  bestetigt  wird,  tor 
ebne  in  ConciUo  Carthaginiensi  Anno  Christ  402.  von  2)  i.  Epr 
scopis  ist  approbiret  worden,  und  solches  auss  vemünj^ügen 
und  erheblichen  Ursachen,  die  leichtUch  könte  angezogen  werden, 
so  es  die  Noth  erforderte.  Ist  deswegen  diss  die  Meinung,  da$ 
consensus  contrahentium  legitimus  de  simplici  necessitaie  legitim 
matrimonü  sey,  und  so  jemand  an  solchem  ort  lebete,  da 
er  die  benedictionem  sacerdotalem  nicht  haben,  noch 
in  benachbarten  Kirchen  erlangen  könte,  möchte  jhm 

1  bei  D  e  d  e k  e  n  a.  a.  O.  3, 426 .  Eine  grosse  Zahl  sehr  wichtiger,  hier 
einschlagender  Consistorialerkenntnisse  hat  aus  den  Consistorialaclen  mit- 
getheilt:  Büff  Chiirhess*  Kirchenr.   So  beispielsweise  S.  611. 
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derselbe  Mangel  in  seinem  Gewiesen  nicht  irrenK    Da^ 

neben  ballen  wir  illam  benedictionem  sacertloialem  nicht  allein 

de  hcnestate  in  unsem  Kirchen,  sondern  auch  de  neceseitate  ex 

hypothesi  veri  matritnoniu    Denn  da  Itaben  wir  die  Constitution 

nm  Ecelesiae  vor  uns  in  legitimo  conciUo  approbatam  et  hactenus 

longo  et  laudabili  ofnnium  orthpdoxarum  Ecclenarum  usu  con* 

ßmatam,  daran  ein  jeder  Christ  der  sich  in  diesen  standt  be- 

geben  toil  verbunden  ist.    Sintemahl  es  keinem,  frey  stehet,  daS'- 

jenige  zu  endem,  was  in  der  gantzen  werden  Christenheit  löblich 

und  von  vilen  Jahren  hergebracht  worden,  ja  er  soUe  sein  selbst 

ichonen,  damit'er  nich  dafür  gehalten  wurden  als  hette  er  ausser 

der  Ehe  Kinder  gezeuget,  dieweil  sein  Ehestandt  nicht  ist  vor  der 

Chfieäiden  Gemeine  bekandt  worden.    JSo  hat  auch  sonsten  nie^ 

nuuui(  «09  Standes  er  sey  solcher  öfentUeher  copuUUion  sich  zu 

«Chanen,  eo  er  anders  dafür  helt,  das  Gott  selber  durch  den  Pre^ 

diger  müjkm  handele,  und  durch  Gebet  vieler  frommer  Christen 

eeinen  Ehestandt  einsegene.  —  Schliessen  demnach  diss  Bedencken 

^  den  Worten  Augustini  in  Ep.  119.  ad  lanuarium:  Quae 

non  eunX  contra  fidem  neque  contra  bonos  mores  et  habent  aUquid 

<id  e^hortationem  melioris  vitete,  ubieunque  inetitui  videmus  aut 

mtituia  cognoscimue,  non  sölum  non  improbemus,  sed  etiam 

euadendo  et  imitando  sedemur,  cum  aUquorwn  infirmitas  non 

impediat,  et  ampUus  detrimentum  eit^*. 

Dennoch  eustiren  auch  Erkenntnisse»  in  denen  Verbin- 
dimgen,  welche  durch  die  priesterliche  Einsegnung  nicht  ge- 
Iteiligt  sind,  der  Character  emer  Ehe  abgesprochen  wird. 

Am  Anfanee  des  siebzehnten  Jahrhunderts  hatte  ein  Sol-  T.eipx.  Erk. 

▼   J    1616 

<lat,  Namens  Martin  Z.,  die  Barbara  H.,  ungeachtet  des  Wider- 
spruches ihrer  Mutter  zu  sich  genommen,  und  war  in  ihrer 
Begleitung  in  fremde  Kriegsdienste  getreten.  Nach  vielen 
Jahren  zurückgekehrt  >  erlangte  er  die  Verzeihung  seiner 
Schwiegermutter,  und  beschloss,  das  früher  erlernte  Schneider- 
luindwerk  wieder  aufzunehmen.  Die  Schneiderzunft  wölke  ihn 
aber  mcht  dulden  „auss  Ursachen",  wie  es  in  dem  Consistorial- 
«rkenntnisse  heisst^  „dass  er  mit  eurer- Tochter  nicht  ehelichen 
getruwet,  ....  wie  sie  denn  femer  eure  Tochter  vor  sein  Ehe- 
^^  nicht  erkennen  wollen".  Es  lag  nun  dem  Leipziger 
CoQsistorium  i.  J.  1616.  die  Frage  vor,  ob  jene  nicht  kirchlich 

^  Hienu  iat  die  oben  mitgetheilte  Ansicht  D  u  n  t  e  s  zu  vergleichen,  der 
^  Gutachten  wesentlich  beeinflusst  zu  haben  scheint.  -—  Siehe  S.  242. 
*  bei  Carpzo w  lurisprud.  Consist.  Hb.  2  tit  8.  def.  142.  §.  19. 
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geschlossene  Verbindung  fiir  eine  Ehe  zu  halten  sei,  und  es 
erkannte  im  verneinenden  Sinne.  ^^IHeweil  •  ...  er  toedar  mi 
derselben  getrauet  noch  Hoehzeit  jemals  gehaUen  umd  gUidmÜ 
allein  durch  die  priesterUehe  Copulation  und  Einsegnung  die  Ehe 
vollzogen  wird,  imd  ohne  derselben  keine  eheUehe  Begwohnun^ 
vor  eine  rechtmässige  Ehe  zu  halten;  So  kann  dahero  noch  zur 
Zeit  euer  Eydam  vor  keinen  ehrlichen  Ehemann ,  noek  seine 
Tochter  vor  sein  Eheweib  geachtet  und  genennet  werden,  Sondtm 
sie  seyn  die  Ehe  nochmals  durch  die  priesterUehe  Copuiaiion  zit 
voUenziehen  schuldig  *\ 
Tübinger  Aehnllch   entschied   die  Tübinger  joristisdie  Facohst 

1628*.  '  i.  J.  1628.^  för  Auflösung  eines  Verlöbmsses  aus  dem*^ Grunde^ 
dass  der  Vater  der  Braut  gezaubert  und  Sodomie  getridbeD 
hätte 9  i,weil  erstlich  diejenige  Ehe-Verlobnusse,  so  sonsten  sp&ft- 
scdia  depraesenti  genent  werden,  aber  mit  dem  ordentlichen  ExfA- 
gang  und  Christlichem  Einsegnen  in  Angesicht  der  Heiligen  Ktr- 
^chen  nicht  vollzogen,  gar  nicht  fttr  ein  solch  und  reche  Ehe 
zuhalten  die  keiner  Ursach  halber,  dann  umb  dess  Ehebrwi$ 
willen  geseheiden  werden  möchte**. 

Es  ist  aber  zu  bemerken,  dass  dergleichen  Erkemitius^e 
nur  ganz  vereinzelt  vorkommen  ^   und  dass  die  Pl-azia  des 
riebzehnten  Jahrhunderts  im  Allgemeinen  noch  viel  mehr  die 
Lehren  des  sechszehnten  Jahrhunderts  befolgte  als  die  Theorie. 
Ausserdem  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  von  denselben  Behör- 
den und  CoUegien,  welche  so  entschieden  für  die  priesteriiche 
Eheeinsegnung  auftraten,  Erkenntnisse  vorhanden  sind,  welche 
dieselbe  fthr  rechtlich  indifferent  erachteten,  und  auf  die  vir 
sogleich  konmi'en  werden. 
Gatachten         Zucrst  will  ich  aber  noch  auf  ein  Guta(diten  der  Leip- 
Fäcn\ml\ziger  theologischen  Facultät  v.  J«  1620.  aufmerksam  machen^ 
j.ie2o7' worin  sie  die  Frage,  ob  die  kirchliche  Trauung  zur  Eheschlies- 
sung nöthig  sei,  zwar  bejaht,  zugleich  aber  schon  Verl&bmfifie 
für  Ehen  erklärt,  und  dem  kirchlichen  Akte  nur  die  Kraft  der 
Bestätigung  beilegt.    Das  interessante  Aktenstück  lautet: 

„Auff  die  Frage,  ob  des  Priesters  öffeniUehe  Ehetraxim^ 
nötig,  oder  genug  sey,  dass  es  durch  der  verlobten  Personen  EUem 

1  beiBesoldConsiL2,828. 

>  Die  Ton  Garpzow  mitgetheilten  ErkenntnisBe  mÜBsefi  mit  einer  ge- 
wissen Vorsicht  benutct  werden ,  da  sie  nach  H  o  m  m  e  1  Rhapsod.  6, 44.  «o<I 
W  i  n  c  k  1  e  r  iur.  criminal.  coroUar.  tert  et  qnart  (Llpsiae  1772.)  S.  IX.,  die  sie 
revidirt  haben,  cum  Theil  geftlscht  sind. 

'  bei Dedeken  a.a.O. 3,424. 
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uf$d  Freunde  geeehehef   BeridUen  wir  so  viel,  dass  für  cHen 

dingen  zu  tmterseheiden  eeg,  zwischen  dem  was  in  der  Ehe  ad 

eubetanliam  eantraetue  gehörig  ist,  d.  u,  dass  eine  Ehe  zwischen 

den  zweyen  Personen  geschlossen  werde,  und  den  zwischen  den^ 

jenigen,  wcls  femer  erfordert  wird  ad  nuUrimonii  coneummatio' 

nem,  d*  i.  dass  die  geschlossene  Ehe  gebührlich  vollzogen  werde* 

Das  erste  belangende  so  ist  kundtbahr  und  ausser  Zweifel, 

dass  die  Ehe  mache  der  Consenss  ^begder  contrcJiirenden  PersO' 

nen,  aleo,  dass  wo  ein  Manns  und  Weibsperson,  so  beyde  ledig 

sind,   Ijust  und  Liebe  zusammen  haben,  und  eich  mit  einainder 

tkeUsh  versprechen  entweder  für  sieh,  sofern  sie  sui  iuris  sind, 

oder  diarthjhre  EUem  und  mit  derselben  (oder  derer  die  an  der 

EUem  statt  sind)  einwilUgung,  so  ist  das  allbereit  eine  Ehe, 

und  verbindet  beyde  Personen  ^  wann  es  sonst  ^richtig  zugegangen 

gegen  ein  ander,  dass  keines  vom  andern  lassen  kan.     und  zu 

solcher  Verbindung  der  Ehe  beredung  ist  keines  Predigers  von 

nökten,  sondern  ist  genug,  dass  EUem  und  Freunde  darumb 

wissen,  und  durch  diese  die  Zusag  geschehe,  ee  werde  dann  in 

einem  Lande  also  herkommen,  dass  der  Prediger  zu  solcher  Ehe^ 

beredung  erfordert  würde,  nicht  als  ein  schlechter  Zeuge,  sondern 

dass  er  durch  Gebet  die  vertrawte  Personen  neben  den  Zeugen 

Gott  befehlen  sollte,  welches  als  eine  Christliche  und  nützliche 

gewonheit  billig  in  acht  zu  nehmen,  und  darwider  nicht  zu  Aon^ 

debt  ist. 

Betrefende  ober  die  Consummationem  oder  Vollziehung  der 

Ehe,  so  ist  bey  wolbestelten  Kirchen  und  Regimenten,  die  gesatzte 

und  löbUehe  eingeführte  Ordnung,  dass  die  Ehe  in  allewege  öffenU 

hch  soll  voüenzogen  werden,  also  das  vor  der  deductionem  in 

domum  oder  ehe  newe  Eheleute  sich  zusamen  halten,  fürhergehen 

solte  die  öffentliche  Verkündigung  von  der  Kantzel,  auff  dass 

jedermenmgUeh  wisse,  dass  die  und  die  Personen  sieh  mit  einanr 

der  in  Ehegelöbniss  eingelassen  haben,  und  man  also  vergewissert 

werde,  ob  jemandt  sey,  der  vielleicht  Evispruch  zu  thun  hette, 

unnd  die  Ehe  hindern  möchte  oder  nicht,  dabey  denn  auch  die 

angehenden  Eheleute  in  das  gemeine  Gebet  mit  eingeschlossen 

werden,  dessgleichen,  dass  sie  hernach  in  faeie  Ecdesiae  getrawet, 

Gottes  Wort  über  sie  gelesen,  unnd  der  Segen  gesprochen  werde  etc. 

Zu  diesem  Actu  gehöret  der  Priester  oder  Prediger  alkUe^ 

veU  diese  sacken  auss  Verordnung  der  Kirchen  in  offentUeher 

KirchenversammluAg  zu  verrichten  sind.    Denn  obwol  dieses, 

das  Prediger  nothwendig  müssen  Eheleute  zusammen 

Friedberg,  EkttclUitstung,  ]9 
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geben^  in  Gattee  Warf  nicht  ebeA  geboten  ist,  je^cfdi  ml 
der  b^M  da  i$U  das  die  Ehe  sol  ^rlieh  gehäUm  werden  EbrAi. 
v^  14*  und  08  aUo  herkommens  auch  durch  die  Rechte  und 
der  Obrigkeit  Ordnung  bestetigti  das  die  voUziekufig  der 
Ehe  gedachter  fnaesen  geechehm  eoU  eo  stehet  keinem  jre^^  solck 
wolhergebraehte  Ordnung  hindan  zu  setzen  und  zu  breckem,  mr 
dem  vielmehr  dieselbe  propter  publicam  potestatemt  und 
das  keyne  erhebKehe  Ursache  segn  kan,  toarumb  er  toolU  m^Uf 
laris  seyn,  zuhalten  3  unnd  dem  zufolgen^  Sintemahl  auch  der 
heilige  Apostel  &  Petrus  saget,  dass  man  aller  Menschlichen 
Ordnung,  so  nemblicli  nicht  urider  Qott  ist^  und  an  sieh  ^dkt 
einen  gtOenßnem  hat,  untertban  seyn,  und  sieh  dero  gemess  m- 
halten  sol,  Petr.  2,  13. 

So  findet  man  in  heiUger  Schrift  nicht  anderä,  als  dos« 
öf  entliche  Hochzeiten  sind  gehalten  worden,  und  die  P<erao»en 
nieht  heimlich  sind  zusammen  gekrochen,  inmassen  beuntst  ist  von 
Jacobs,  Simons  und  Tobias  Hochzeit,  dessgleicheu  von  der  Hod- 

zeit  zu  Cana So  man  nun  öffentliche  Hochzeiten  helt 

icarumb  wolte  man  die  proolamationem  und  öffentliche  &aumHfi 

so  durch  den  Prediger  geschieht  schewen,  und  nicht  nötig  achWi- 

Und  dßss  man  diese  Dinge  in  der  Kirchen  zu  vollenziehen  ver- 

ordenet  hat,  unnd  das  Ptedigampt  dazu  gebrauchet,  ist  sonder 

zweiffei  geschehen,  dem  Ehestande  zu  sonderlichen  Ehren,  o/i 

Gottes  heiliger  Ordnung,  auch  den  Eheleuten  zu  Trost,  tmd  da^ 

sie  sich  desto  stercker  zusammen  verbtmden  achteten,  aUdiev^l 

jhre  Versprechung  coram  facie  Ecclesiae  coniuncte  cum  invoco- 

tione  divini  nominis  an  stat  einer  Eidlichen  Verbündfmss  tat  .••• 

Das  also  offenbar,  wasser  massen  dess  Priesters  öffentliche  Eht- 

trawung  nötig  s^". 

Ehe  and  Ueberhaupt  aber  finden  wir  beständig  dieae  IdentificiruBg 

gleich,    von  £he  und  Verlöbnids  und  die  eben  gedachte  AnschauuDg 

von  der  Trauung. 

wittonb.  In  einem  Wittenberger  Erkenntniss  v»  J.  1645.^  vird 

^vm,  '  eine  Verlobung  wieder  geradezu  „  VereheUckung**  genannt,  und 

Bedenken  die  Leipziger   theologische   Facultät  sagte,    in  einem  bei 

Fecttiat^fäDedeken^  abgedruckten  Bedenken:  „Des  Herrn  Ausspruch 

Leipxig.  ^^  j^^^  ^^^  ^^^  Math,  am  19,    Was  Gott  zusammengefuget  hat, 

sol  kein  Mensehe  nicht  schetdcTu    Nun  aber  wo  BreuHgam  uni^ 

^  belBeatus  a.  a.  Q.  26.    Vgl.  £rk.  bei  Carpzow  lur.  Cons.  IIb.  H- 
tit.  2.def.  17.§.  10. 11. 

^  a.a.O. 3, Append. 4X. 
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Rrcnä  sind,  wdche  neh  mit  ^nander  verlobet,  und  in  leyseyn 
ehrUder  Leute  die  Ehe  einander  versprochen  haben,  die  hat  Gott 
zuBommen  gefügei,  sie  sind  in  Gottee  Augen  Eheleute,  dairumb  . 
sol  sie  kein  Mensdt  eeheiden  .  •  •  Und  ob  wol  benedictio  SaceT" 
dotaüSf  deduedo  in  domum  et  eohabitatio  noch  nicht  erfolget,  so 
tit  doch  benedietio  comugii  simpUeiter  nickt  die  eeeentia  coniugii, 
die  dechietio  in  domum  ist  coniugii  eonsequens.  Und  bleibt  die 
Regel  war,  Coneeneus  npn  eoncubitus  faeit  nuptias  ^'0 

Ebenso  entschied  das  Leipziger  Schöffengericht  1.  J.  ijJP^'^J^ 
1621.*  für  die  ünanflödlichkeit  eines  Verlöbnisses,  weil  dies     i«2i. 
bereits  eine  Ehe  wäre,  „und  dadurch  das  matrimonvum  geschlos^ 
sen,  durch   GöttUche  Ordnung   dermassen  verbindlich  gemacht 
wird,  dass  es  von  den  Contrahenten  nicht  vnederumb  ausgehoben 
und  ^Sssohiret  werden  mag". 

Das  Sächsische  Ober-Consistorium  erkannte  i.  J.  161d^^:^^^'iv^ 
„ EM  ihr  euch  mit  A,  W.  in  ein  Ehegelöbniss  eingelassen,  und  Coniistor. 

*^  ▼.  J.  lpl9* 

in  Beyseyn  der  Eltern  auch  anderer  Gezeugen  öf  entliche  spon^ 
^aUa  gehalten,  darbey  einander  Mahlschätze  gegeben.  Ob  ihr 
nun  wol  in  denen  Gedancken  stehet,  dass  ihr  widderumb  ab  zu 
weichen,  und  euch  mit  einer  andern  Person  zu  verehKchen  befugt, 
aus  Ursachen,  dass  bis  dato  noch  nicht  die  PriesterUclie  Copula- 
tion  vorgegangen,  Dieweil  aber  gleickwol  die  sponsaUa  und  das 
Ehegelöbniss  richtig,  wodurch  das  matrimonium  und  die 
Ehe  allbereit  geschlossen,  und  ihr  dadurch  biss  auff  die 
JPriesterliehe  copulation  verbündlich  gemacht  worden:  So  möget 
ihr  nunmehr  demselben  nicht  mderkommen,jiondem  ihr  seyd  die 
Ehe  durch  öffentlichen  Kirchgang  und  JPriesterliehe  copulatio  zu 
voUmiehen  pJUcktig.  F.  R.  W." — und  ebenso  i,  J.  1618.,  dass 
<Be  Beklagte  „die  getroffene  Ehe  durch  die  Priesterliche  Copula- 
tion  zu  vollnziehen  schuldig  ^^^. 

Die   Leipziger  Schöffen  nrtheilten  1.  J.  1636.*,  dass  ^JJ^'J^J*^ 

zwischen  „öffentlichen  SponsaUa und  dem  vero  matri^     i<^3<^* 

monio  quoad  indissolubiliiaiem  vineuU  coniugaUs,  nach  göttlichen 
und  weltlichen  Rechten  kein  Unterschied,  sondern  die  Verlobten 
Persemen  für  Eheleute  zu  achten*^  und  ebenso  spricht  sich 
^  Leipziger  juristische  Facoltät  in  einem  bei  Finckelt-jürisuFacui- 

1  bei  Carpzow  Resp.  iur.  elector.  (Lips.  1642.)  lib.  5.  tit.  10.  n.  29. 
i«ap.  10s.S.  1227. 

«  bei-Carpzo w  Iur.  Cohb.  lib.  U. tit.  2.  def.  17.  §.  1*2. 

*  ebendas.  §.  11. 

*  bei Carpzow  Resp.  lib.  5.  tit.  10.  reip.  115.  np.  28.  S.  1245. 

19* 
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haus^  abgedruckt^!  Connliam  aus:    f,So  mögen  obgedaekie 
hei/de  Personen  das  Ekegelöbnies,  so  im  Namen  der  EüL  Dm- 
fahigkeit  gesekheeen^  vnd  vor  Gottes  AngeeielU  eine  redde  w^ 
bindUehe  Ehe  ist,  vor  sieh  selbst  nicht  ai/^f^heben. 
ontechteA         Die  Tübinfirer  Facnltät  endlich  erklärte  in  emem  Toa 

dar  inrlflt. 

FacBititsaHarprecht^  mitgelheilten  Gutachten,  dass  VerlöbniMe  durch 
*  hinzugetreten^  B^achlaf  nicht  allein  maiHmonia  rata  e(  vaMt 
würden,  aondem  auch,  falb  die  dterliehe  Einwilligang  g^ebea 
würde  „pro  legüimo  zu  halten".  Die  kirchlidie  EinBegnung 
wird  dort  ausgeführt  s,non  .  .  est  .  .  de  essentia  covmgn,  to 
quod  matrisnonium  hoc  etiam  remota,  tarnen  suam  essentim  t» 
aredssima  et  indiesolubiU  maris  et  foeminae  eoniuneUoM  cwr 
sistentem  nihilominus  retineat,  et  haee  ipsa  benedictio  non  u 

!  Obtervat.  pract.  (Lips.  1680.)  S.  491.    Es-IäMt  sich  jedoch  nichN* 
nen,  dass  die  Praxis  in  Bezug  auf  die  Auflösungsföhigkeit  der  YeriöbniMe 
auch  oft  nach  milderen  Grundsätzen  verfuhr.     Vgl.  Berath8chUg.d. 
Churf.  Sachs.  Consist.  bei  Dedeken  a.  a.  O.  8,  261:  „Ob  wol  dieses 
ohne  einigen  Zweiffel  ist,  wann  die  Eheverlöbnuss  pure  de  praesenti  uod 
legitime  Terbündlichen  geschlossen,  dass  dieselbige  durch  eines  oder  bejder 
TheUe  Dissens  nicht  köndte  dissolviret  werden  ....  So  gibt  auch  die  Er&b- 
rung,  dass  solche  Dissolution  m<^r  dann  es  gut  ist,  in  S.  ChuiC  Gnade& 
Landen  geschieht    Dass  auch  etzliche  weltliche  Obrigkeit  und  Oerichta- 
herren,   solches  nicht  allein  wissentlich  geschehen  lassen,  sondern  ucb 
unterstehen  unter  den  Personen  solches  zu  Tertragen  und  abzuhandeln.  Et 
hanc  sententiam  approbat  Hemmingius  Üb.  de  coniug.  p.  163.  (Vgl obeo 
S.  250.);  und  ebenso  entschied  L  J.  1693.  die  Hallenser  Facult&t,  dass 
Zwang  zur  Vollziehung  der  Ehe  nur  dann  angewendet  werden  dürfe,  wenn 
keine  ,,rationabiUs  causa  matrimonio  obstans'^  vorhanden  wäre,  obgleich  es 
im  Anfange  des  Gutachtens  heisst:  „Ob  nun  gleich  die  Sponsalia  public 
von  solcher  Verbindlichkeit,  dass  wenn  solche  einmahl  voUensogen,  der 
zurücktretende  Theil  mit  Gef&ngniss  und  anderer  Strafe  ad  consummanduB 
matrimonium  wohl  angehalten  werden  kann**  inCons.Hallens.(LQde- 
wig)  (Halae  1733.)  touL  1.  Cons.  de  iure  ecdes.  Hb.  2.  cons.6« — war  aber 
kein  genügender  Grund  vorhanden,  so  war  an  eine  Auflösung  der  Vexlöb* 
nisse  nicht  zu  denken.    Vgl.  Erk.  d.  Hall.  Facult.  v.  J.  1695.  ehendac. 
1,111. 

«  Consil.  Tubing.  (Tub.  1695.)  2,  475.  Cons.  24.  Vgl.  d.  Erk  t.J. 
1664.  im  Jur.  OracuL  6,  315:  „Dass  in  gegenwärtigem  FaUe  eine  reehte 
Ehe  getroffen  worden  sey**.  Vgl.  auch  das  Exk.  d.  Facult.  z.  Frankfurt 
T.  J.  1674.  bei  Stryk  Suppl.  ad  Brunnemann  a.  a.  O.  S.  579:  „Die  spoosalii 
de  praesenti  aber  secundum  ius  canonicum  eben  solche  verbindliche  kraft 
haben,  als  eine  voUenzogene  Ehe**.  —  In  dem  Falle,  dass  der  Beischlaf m 
einem  Verlöbnisse  hinzugetreten  war,  soUte  nach  einem  Wittenberg- 
Consist  Erk.  bei  D  e d eken  a.  a.  O.  3, 226.  Zwangstrauung  stattfinden;  - 
die  Hallesche  Facult.  sprach  sich  L  J.  1696.  dagegen  aus;  bei  Sam- 
Stryk  (der  auch  Zwangstrauungen  verwarf)  de  dissensu  sponsal.  8.45.— 
Auch  gingen  solche  Verlöbnisse  schon  eingesegneter  Ehen  vor;  vg^  £^- 
bei  Brückner  a.  a.  O.  S.  285.  Ja  das  war  aueh  bei  Verlöbniisen  ohne 
copula  der  Fall.  Vgl.  Erk.  im  Jur.  OracuL  6, 65. 
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insHMions  praeeeptUve  deaeendat,  sed  tantum  ex  eiviK  et 
eedetiastiea  di^nüaneK 

Zwar  existirt  ein  ÜrkenntiuBS  der  Universität  Greifs-  Eifc.der 
wald  ▼.  J«  1674. '9  wonn  sie  über  einen  wegen  Biganue  An-oreiftwaM. 
geklagten  nicht  die  Todesstrafe  verhängt,  sondern  ihn  exilirt  und 
etanpen  lässt,  „dieweil:  Inquüitue  in  scharfer  Frage  erhalten, 
daee  er  eich  das  Weibsbild  nickt  ehdieh  trauen  lassen^',  aber 
dieselbe  Milde  liess  die  Greifswalder  Facnltät  anoh  in 
einan  ähnlichen  Falle  walten^  wo  der  Angeklagte  gestand, 
^yda»a  er  xwar  über  sein  erstes  Eheweih  sich  ehelich  in  Holstein 
veretaeuen  lassen.  Er  hätte  aber  bey  ihr  noch  nicht  gelegen**»  — 

Den  Brantkindern  wurden  in  der  Praxis  die  BechteBrutkinUer. 

der  eheUchen  Kinder  beigelegt,  und  nicht  blos  deswegen,  wie 

die  Frankfurter  Juristenfacultät  i  J.  1662.  ausführteS  weil 

es  dn  BeHct  der  Eltern  sei,  welches  den  Ejndem  nicht  zum 

Schaden  gereichen  könne,  sondern  weil,  nach  Mevius  De-  Merins. 

dnctiOD  in  dnem  Bostockischen  Gutachten,  die  Trauung 

für  mtwesentlioh  erachtet  wurde^:  „Cum  inter  stupratam  iam 

^gramdmn  et  stupraiorem  consensus  matrimonialis ,  at  non  copula 

saeerdataKs  processisset,    qtda  ante  hanc  iste  peregre  abiissety 

mortaa  stuprata  de  suecessiane  inter  iüius  matrem  et  natae  prolis 

curaiortm  eantraversia  exorta  est.    Eadstimatum  autem  non  esse 

mabrie  stupratae  exinde  imstam  Uiigandi  causam,  qwd  filiam  in 

sttjgpTO  eoneeptum,  at  post  eonsensian  nuptialem  prognatum  pro 

&purio  haberet.    Erravit,  qtda  non  spurius  ampKus,  sed  per  sub- 

sequentem  matrimonium  legitimatus  erat.     Ad  hoc   enim  solus 

Konsensus  su/ficit.     Copula  saeerdotalis  per  Ecclesiae  introduc- 

1  Die  Erkenntnisse  lauten  daher  auch  fast  immer  auf  „Vollziehung* der 
Ebe  dmvb  Kirchgang <'.  Vgl.  Erk.  d.  Altdorfer  Facult  t.  J.  1607.  in 
Cona.  et  Besponsa  Altdorfina(Ritterhusiu8  et  Dinnerus)  (Nori- 
bergae  1702.)  1, 247. 548. 

*  G erd  e  s i  u  s  sesquicenturia  praeoip.  differ.  iure  comm.  aLubee. n.  126. 
Nach  sächsischem  Rechte  begeht  auch  eine  Braut  Bigamie,  falls  sie 
sieh  von  Neuem  veriobt  (Carpzow  Praz.  crim.  qu.  56.))  der  Brfiutigam 
nkht.  Vgl.  Thomäsius  de  crim.  bigam.  in  Dissert.  aeadem.  (Halae 
1 773.)  1 9  S05.  Vgl  übrigens  J  a  r  c  k  e  Handb.  d.  gem.  deutsch.  Strafr.  8, 70.  f. 
Hef f ter  Lehrb.  d.  gem.  deutsch.  Strafr.  §.  452.  -*  In  einem  Besponsum  der 
HelmstftdterFacuHat  wird  bei  derselben  Entscheidung  ausdräcklich  als 
Gximd angegeben:  ,,Nam  benediotio  saeerdotalis  est  legitimum  matrimonii 
implemetitam,  adeoque  ea  eessaate  ordinaria  bigamiae  quoque  poena  cessat. 
fiomberg  Consil.  sire  Respon.  Helmstadt  (Francof.  et  Lips«  1728.)  S.  506. 

<  bei  Gerdesius  a.  a.  O. 

^  bei  Brunne  mann  Bed»,  centur.  V.  (cur.  Sam  Stryk.  Francof. 
1704.)  oent  IV.  dec.  47.  S.  241. 

^  Decis.  pars  IL  no.  81. 
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tum  ritwn  ad  decenUna  meUusque  esse  qtddem,  non  iamm  ad 
substantiam  matrimanii  necessaria  est  ...  ,  .  Quemadmodim  üor 
qu6  Kberi,  qui  e^  deBponaaiühan  ^oüu  n<i»cun(tir,  «t  von  «uhu- 
quittif  bmedietio  sacerdotaUs,  qtda  antea  oJiera  pars  tkl  moTÜart 
vel  aufugit,  non  eo  minus  legitim  sunt  .  .  .  .  .  ita  H  qd  ex 
sobttis  proereantur,  quando  hi  postea  sponsaUa  de  pramnA  eon- 
trahunty  non  posaunt  non  censeri  legiämaii,  cum  fferum  dt  et 
kabeabur  matrimoniutn.  Ita  ICH  et  Theologi  post  intToda/Am 
copulationis  sacerdotalis  in  Eeclesiae  canspectu  faeiend(U  necmr 
totem  in  muUis  casibus,  praeseriim  in  faxiorem  überorum  ä  od 
evitandum  peceää  scandalum  poenamque  in  favorem  eomvffm 
statuunt,  Jsta  recepta,  non  sunt  subbUi  ^ectus,  quos  ex  tve 
dtfili  antea  consensus  mairimomalis  habint-*. 

Wir  haben  aber  in  dieser  £^t6cheidung  nicht  etwa  speocU 
meddenborgischea  Becht  zu  erbHckeD»  8(mdehi  ganz  ndtig 
jnacht  Dieck^  'darauf  aufmerksam,  dasa  sie  vollständig  auf 
den  Grondflätzen  des  gemeinen  Kechts  beruhet  wie  sie  denn 
auch  von  den  gemeinrechtlichen  Juristen  des  siebzehnten  vd 
achtzehnten  Jahrhunderts  beständig  als  Autorität  angeführt 
wurde« 
Ezk.  d«r  Ebenso  entschied  die  Jenenser  Facultät  i.  J.  1693.^' 

tat z. Jen«,.,  ,  ,  .  So  viel  aber  das  Kind  und  die  Ehe  an  ihr  selbst  wd 

v.J  1688 

'  dero  Wirkung  anlangeti  weil  vermöge  xmserer  kayserliehenJBedäij 
denen  diesfalls  Gottes  Wort  und  das  natürliche  Recht  ganiz 
nicht  zuwider  f  sondern  allerseits  gleichstimmig  die  Ehe^ScUü»- 

1  a.a.O.  119.  f. 

«  bei  Philipp!  Observ.  iur. pracüci (Lips.  1661  )842.f.  VgLauclidte 
£rk.  des  Wittenberg.  Schöppenstuhls  t.  J.  1690.  bei  Naevius  a.  ft.0- 
448 ;  ,,Da88  N.  im  Fall  er,  daas  des  Vaters  Ehegelöbniss  in  beyseyn  gewisier 
zeugen  gehalten,  ingleichen  er  von  demselben  nach  angeregtem  Affeatliches 
Gelöbniss  gezeuget  worden ,  in  supplementum  iedoch  nur  de  credalitatef 
schweren  möchte,  so  ist  er  vor  N.  als  Vaters  ehelichen  und  rechten  Sokn  la 
halten,  und  daher  zur  Succession  desselben  an  Lehn  und  Erbe  Kttzulassen". 

—  Die  Theoretiker  sprachen  sich  &st  Alle  für  die  Legitimit&t  der  Bnot- 
kinder  aus.  Vgl.  Sam.  Stryk  Suppl.  ad  Brunnemann  iua  eecL  S.  587. 
StruTe  Syntagm.  iur.  civiL  exerc«  29.  th.  20.  Bodinus  a.a.0«  19.  de 
liberis  ex  sponsa  natis  opuscula  duo  (Halae  1766.)  enthält:  Eysseohudt 
(opuscul.  de  nato  ex  sponsa)  u.  Bünemann  (opusc  de  sponsae  partu  spano)> 

—  Wiesand  diss.  de  eius  qui  el  sponsa  natus  est  suceessione  in  feado 
(Witeb.  1782.).  —  Vgl.  auch  das Erk.  d.Tübing.Faoult.  beiHarprecht 
a.  a.  O.  ^,  498«  ff.  und  Tgl.  Philippi  a.  a.  0.  S.  841.  f.:  „Siquidem  ooptiaft 
consensus  facit  et  hinc  anima  matrimonii  didtur,  matnmonü  estentia  in- 
tegralis.  Unde  ipsi  Theologi  fatentur,  benedictionem  sacezdotalem  non 
esse  substantiale  matrimonii  requisitum ....  sed  potius  ad  festivitatemf  50- 
lennitatem  et  publicationem  matrimonii  iamdum  contracti  ptrtiDel'^ 


2.  Die  Praxis  der  Gedchle  imd  die  etc.  b.  Das  siebi:.  Jalirh.     S8ä 

h 

und  VenpreAfmg,  oder  die  Ehe  aeUwien  auf  JBraiU  und  Srefjh- 
tigami,  4fder  der  verlobenden  Peraon^  da  sie  ihrer  mSehtigi 
Qmeene  allein,  als  dem  HauptetOek  heinesweges  ober  auf  dar 
Drieiteräehen  Trau^Eh^Stiffih  oder  aueh  Heimfährung  bestehet 
und  beruhet,  eo  ist  auch  •  •  •  •  solch  Ehtverspredien  und  erfolgtes 
Beywoknen  so  weit  eine  hraffüge  Ehe,  dass  das  Kind  vor  Ehe^. 
lieh  m  aäUen  und  zu  halten**. 

Den  Beischlaf  der  Verlobten  vofr  der  kurchlichen  Ein-«  ^;^^^^;^- 
segnung  verwarf  aber  die  Theorie  des  siebzehnten  Jahrhn»- 
ietts  mit  grosser  EinstimmigkeitS  und  (Ue  Ansicht  Mentzer s  V  ^^''^'^* 
der  diese  Frage  in  einer  eigenen  Schrift  vom  streng  kireh* 
Gehen  Standpunkte  aus  behandelte,  dass  ein  derartiges  Ver« 
gdien  mit  öffentliohbr  Earchenbusse  bestraft  werden  miisse, 
&Dd  auch  in  den  Conaistorien  und  Spruchkollegien  Berück-  kou^1«n. 
oditigiiDg^  So  entsdiieden  die  lübingerS  Helmstädter^, 
die  Jenenser^  die  Leipziger^  Facultäten,  wobei  jedoch^ 
me  z.  B.  in  einem  Helmstädtischen  Besponsmn^  ^^^S^^^^^ll 
iSirt  wurde,   dass  „die  fleischliche  Vermisehunge  verlebter  Per-  ^*^^^^ 
iohnen,  so  vor  der  PriesterKchen  Copulaiion  bewerckstelUget  wird, 
vcf  dn  stuprum  nick  mag  gehalten  werden,  angesehen  solche 
rertrauie  Persohnen  allbereit  in  foro  poli  mit  einem  eheliehen 
Bunde  verknüpfet  sind,  welches  hernach  in  foro  soU  durch  Prie- 
zierliche  benediction  nur  voüenzogen  wird". 

Daher  war  denn  auch  die  gemeine  Ansicht,  dass  des- 
wegen eine  Ausschliessung  von  den  Zünften  nicht  gerecht- 
fertigt sei^,  und  ebenso  wenig,  wie  die  Tübinger  Entschei- 
dung ausfuhrt,  eine  Entfernung  aus  dem  Senatorenstande, 

Was  die  Verhältnisse  des  wirklichen  Lebens  anbelangt,  ®\?|5{J^J*^* 
80  ist  kirchliche  Trauung  wohl  ohne  Ausnahme  Sitte  gewesen; 

1  Danhaiier  a.a.O.  818.  H ave man n  a.  a.  0.877.  Cypraeusa.a. 
0.129.525.  Meviu8Dec.pargIII.dec.  89.  Carpzow  Pract crim.panll. 
qii.69.n.4e.  Philipp!  a.a.  O.lib.  l.edog.  61.  n.l8.  Kortholt  dene- 
ceuitate  conseorat.  nupt.  (Küoni  1690.)  —  Ueber  die  Geaetsgebongen  ygL 
Jarcke  a.  a.  0. 8, 128.  f. 

^  Siehe  oben  S.  249.  Anmkg.  1. 

'  bei  M  e  Y  i  u  s  decia.  pars  III.  deo.  89. 

«  bei  Harprecht  a.  a.  O.  2, 492. 

^  Homberg  a.  a.  O.  S.  60.  resp.  9. 

^  T.  J.  1688.  bei  Peter  Malier  de  hierolog.  aect.  1.  th.  9. 

7  bei  Carpsow  lur.  Cona.  lib.  IL  tii.  8.  def.  181. 

^  Siehe  oben  Anmerkg.  5. 

^  VgLMevius  Dec.  pars  8.  dec.  89.  Sam.  Stryk  de  dissenaa  apon- 
salit.  sect  4.  c.  1.  §.  28.  Pet.  Müller  a»a.  O.  seet.  5.  th.  6.  Bodinuade 
anticip.  concab.  S.  20. 

V 
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wenigstens  lassen  sich  keine  Spuren  vom  Gegenth^e  nach- 
weisen; nor  'das  ist  aus  yerschiedenen  Umstanden  zu  ent« 
nehmen,  dass  auch  im  siebzehnten  Jahrhunderte  ungemein 
häufig  und  aller  Verbote  ungeachtet  das  Zusammeiüebeii  der 

verisbntfls.  Brautleute  gleich  nach  der  Verlobung  begann^;  und  dass  diese 
in  ihrer  alten  Wichtigkeit  mit  jener  schon  im  Yorigea  Jahr- 
hunderte so  scharf  verbotenen  Brautwerbung^  gefeit',  durch 
einen  Trunk  bestärkt^  und  durch  das  Zahlen  des  Brautschatzes 
bekräftigt  wurde* 

Denn  in  jenen  Geldstücken,  welche  in  fast  aHen  Actes- 
stücken  dieser  und  der  folgenden  Periode  erwähnt  werden, 
und  die  der  Bräutigam  der  Braut  b^  der  Verlobung  über- 

*"tift£u^  rachty  haben  wir  kaum  die  römisch-rechtlidie  carrhay  sondern 
das  altdeutsche  Mundgeld  su  erkennen,  die  letzten  UeberreBte 
des  Frauenkaufs.  Sind  doch  noch  heutzutage  in  den  Sitten 
des  Volkes  daVon  Anklänge  zu  finden^! 

1  Darüber  wird  häufig  Klage  gefuhrt,  z.  B.  von  der  Tübinger  Facultät 
bei  Harprecht  a.  a.  O.  2,  492.  Vgl.  Hess.  Beformat.  v.  J.  1656.  in 
Samml.  Hess. Landes-0.  a.a.  0.2,417.  BirlingerVolksthÜmliGhesaiis 
Schwaben  2, 224.  Deswegen  wurden  auch  überall  Verordnungen  eilasflen, 
wie  die  folgende  Oldenburgische  ▼«J.  1657.  beiOetken  a.a.O.  2,28: 
„Imgleichen  die  Hochzeiten,  wann  die  Verlöbnis  gehalten  und  die  Traaung 
geschehen ,  zum  längsten  innerhalb  sechs  Wochen  darnach,  im  Angesicht 
der  Christlichen  kirchen  durch  die  priesterliche  Copulation  ▼oUsogen*^ 

s  Vgl.  Gothaische  Ordn.  y.  J.  1646.  (Gotha  1695.)  487:  „Und  veil 
zu  vieler  Unordnung  durch  das  an  etlichen  Orten  vor  dem  Kirchgang  ge- 
bräuchliche Brautwerben  Anläse  gegeben  wird*';  die  Bestimmungen  der 
Kur  sä  eh  s.  K.O.  v.  J.  1580.  (siehe  oben  S.  283.)  sind  noch  in  der  Ehe- 0. 
T.  J.  1624.  wörtlich  wiederholt  bei  S  chreyer  Codex  des  im  Königr.  Sachseo 
geltenden  Kirchen-  u.  Schulrechts  (Leipzig  1864.)  75.  Anderswo  freilich  er- 
folgte diese  alte  traditio  der  Braut  erst  nach  der  Trauung.  Vgl.  Ordn.  v. 
Pritzwalk  t.  J.  1626.  bei  Biedel  Cod.  diplom.  Brandenb.  2,  64:  „Sobaldt 
man  auss  der  Kirchen  ins  hochzeithauss  kompt  soll  der  Braut  Negster  die* 
selbe  dem  Breutigamb  ans  Ehebette  zufulu^n*'.  Das  ist  unstreitig  eine 
polizeiliche  Reaction  gegen  die  alten  Bechtsgebräuche. 

s  Die  Lüneb.  Celler  Pol. O.  v.  J,  1618.  klagt,  dass  bei  Verlöbnissen 
„fast  mehr  Unkosten . .  .^  gemacht  würden  „als  zu  einer  Hochzeit  nöthig'*- 
(HannoY.  u.  Zelle  1700.)  1,  73.    Vgl.  die  Goth.  O. y.  J.  1646.  S.  487.  a.a.O. 

^  Noch  heute  heisst  in  einigen  thüringischen  Orten  die  Verbbnngs- 
mahlzeit  „Weinkauf".  Schmidt  a.  a.  0. 15. 

6  Vgl.  Schmidt  a.  a.  0. 12.  t  Auch  in  diesem  Volksliede  (bei  Hoff- 
mann u.  Richter  Schles.  Volkslied.  S.]119.)  sind  wohl  Spuren  desBisut- 
kaufeszu  finden: 

„Sind  drei  draussen,  Frau  Mutter  1^* 
„„Frag,  wassiewoll'n,  meine  Tochter**^**. 

„  Einer  will  mich  haben ,  Frau  Mutter!  *^ 
„„Frag[,  ob  viel  Thaler,  meine  Tochter"". 
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c.  Das  achtzehnte  Jahihundert. 
Aus  dem  achtzehnten  Jahrhunderte  besitzen  wir  ein  sehr 
beachtenawerthesBeaponsum  der  Universität  Halle  v.J.  1713.S  uni^^Hii'ifö 
woiin  zwar  nicht  über  die  Gültigkdt  einer  in  Deutschland  ^'  ^'  ^^^'' 
ohne  priesterliche  Einsegnung  geschlossenen  Ehe  '  geurtheilt, 
wohl  aber  im  Allgemeinen  die  Nathwendigkeit  der  kirchlichen 
Irammg  geläugnet  wird. 

Das  Gutachten  lautet;  ,,H<U  Ccda  sich  vor   ungefehr  3. 

Jakren  in  Ldpxig  mit  Titio  einen  Kauffmanne  in  Holland^  ehr- 

M  und  rechte  beetändiger  toeiee  verlobet,  und  nachdem  nun- 

tneifo  die  2!eit,  die  Ehe  zu  vollziehen  heran  nahet,  iUt  gedachter 

Tiim  Bedeneken  getragen,  eieh  mit  der  Ccda  kiesiger  Landes 

GtmhAei^  nach  copuUren  zu  lassen,  unter  dem  Vorwand,  dass 

äk  friuterUche  Copulation  Oberßässig  und  dagegen  in  Holland 

^^Hh  sey,  dass  die  Verlobte  bloss  in  Gegenwart  der  Matks 

Pemnm  ihre   Namen  in  das  Ehe-Buch  einsehreihen  müssen, 

vnd  fBird  dahero  gefraget:  Ob  die  priesterliche  Copulation  ein 

nothcendiges  Stück  der  Ehe  set/,  und  ob  ohne-dieseU>e  an  Oertem, 

teo  das  Ehebuch  eingeßihret.  Braut  und  Bräutigam  die  Elie  zu 

volkiehen  und  ehelich  beysammen  zu  wohnen,  ohne  Sünde  zu  be^ 

gehen  befugt  sein  kant 

Ob  nun  vsohl  die  Einsegnung  ein  sehr  alter  löblicher  Ge^ 
brauch  ist,  die  bey  Einsetzung  der  Ehe  selbst  von  Gott  ge- 
brauchet worden,  dass  daher  es  das  Ansehen  gewinnet,  als  wenn 
Gott  selbst  durch  sein  Exempel  zur  priesterKchen  Copulation  und 
Einsegnung  den  Weg  gebahnet  •  •  J  Wie  denn  auch  bey  den 
Juden  in  alten  Testamente  die  Ehe  mit  öffentlicher  Einsegnung 
vollzogen  worden  •  .  .^  und  noch  heute  zu  Tage  also  vollzogen 
vitd,  welchen  alten  löblichen  Exempel  die  ersten  Christen  ge- 
folget  zu  seyn  scheinen,  als  welche  davor  gehalten,  aUter  legitimmn 
non  esse  coniugium,  nisi  sacerdotaUter  ut  mos  est,  cum  preeibua 
^  obkuionibus  a  sacerdote  benedicatur  .  •  .^  folglich  es  als  ein 
eügemdner  Kirchengebrauch  anzusehen,  welcher,  umb  guter  Zucht 

„  Dreihundert  Thaler,  Frau  Mutter! " 
„  „  Das  ist  zu  wenig ,  meine  Tochter  **  '^ 
etc.  etc.  etc. 

„Fünfhundert  Thaler,  Frau  Mutter  l '' 

M  n  l^en  sollst  Du  haben ,  meine  Tochter  ^'  ^^ 
^  Es  findet  sich  u.  a.  bei  Hartsmann  a.  a.  O.  S.  81.  Böhmer  L  E. 
Prot.  tom.  8.  lib.  4.  tilfd.  §.  42.  und  Consult  et  Decis.  UI^  1 ,  384.  ff. 
'  Eswirddtirt:  Hildebrand  denupt  vet  Christ.^ 
'  Eswirdcidrt:  Gerhard  de  coniug.  §.  594. 
*  Es  wird  citirt :  c.  1.  C.  XXX,  qu.  5. 
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und  Ordnung  bei/zubehaUen,  nicht  wohl  unterlassen  noch  olm 
Sünde  hindan  gesetzt  werden  kan,  weMies  in  ffegenwärtigen  Fall 
um  destamehr  zu  statmren,  da  die  sponsaUa  in  Leipzig  gesddo9- 
een,  und  die  Ehe  ordentKeher  Weise  daselbst  vollzogen  iserden 
muss,  wo  die  Braut  ihr  domidlium  hat^  »  .  •  .  Weibi  aber  dm^ 
noeh  aus  den  angeführten  ratiofdbus  von  Selbsten  erhsUä,  im 
die  priesterUche  Copulation  ein  blosser  Kirchen  Oebrauek  und 
nicht  Iuris  divini  sey^  .  •  .  alsOy  wo  die  Ehe  an  solchen  Orim 
vollzogen  wird,  allwo  dieser  ritus  eingeführet,  es  allerdings  nölhitf 
^  und  bilUg  ist,  dass  die  priesterliche  Trauung  adhibitet  uferde  ek^ 
also  daraus  erhellet,  d(xs  dies  ein  solcher  riius  sey,  derperkyf 
civiles  et  ecclesiasticas  gdioben  werden  könne,  woraus  denn  kk 
wohl  die  Theologi  als  ICH  schliessen,  dass  die  priesterhdi 
Trauung  kein  nothtoendig  Stück  des  Ehestandes  sey^  .  ,  . .  <oa- 
dem  die  Ehen,  welche  in  Holland  nach  dasigen  Cfebraueh  ;^ 
schlössen  und  vollzogen  werden,  auch  von  unsem  Theohgis  setbiUn 
vor  bündig  gefialteh  werden'^  •  •  .  •  und  obwohl  regularUer  di> 
Ehe  an  dem  Ort,  wo  die  Braut  wohnet,  vollzogen  wird,  Sjt»i 
dennoch  keine  absolute  Nothwendigkeit  ist,  sondern  mit  derBrcuf^ 
Bewilligung  auch  in  foro  domicilii  sponsi  consumimirt  wertto» 
mag.  So  halten  wir  davor,  dass  die  priesterUche  Trauung  ifl«  ■ 
wesentliches  Stück  des  Ehestandes  sey,  mithin  wenn  die  Eh  . 
an  dem  Ort  vollzogen  wird,  wo  das  Ehe-Buch  eingeführt, 
solche  mit  Recht  und  gutem  Gewissen  unterlassen  werden  fe«. 

jm^FaSiit  ^™  Jahre  1721.  respondirte  die  Helmstädter  jnrifitische 
*;^J'^^*Facultät*  auf  die  Anfrage  eines  Fürsten,  „ob  das  mit  AugttfUn  > 
geschlossene  Ehebündniss  auch  vor  erfolgter  priesterlieher  Trminnfi 
(die  Ehe  wurde  später  wirklich  noeh  eingesegnet)  vor  gülih 
und  die  Ehe  vor  rechtmässig  zu  achten**,  im  bejahenden  Sinne, 
„alldieweil  die  priesterUche  Trauung  kein  wesentUeftes  Stück  dts 
Ehestandes,  sondern  nur,  besserer  Ordnung  wegen  eingefiHird* 
diesem  nach  die  ohn  derselben  gezeugten  Kinder  vor  illegüim 
keineswegs  zu  achten  seynd*\ 

1  Hier  wird  citirt:  Schilter  Inst.  iur.  can.  lih.  2.  tit.  11.  §.  9.  in  fin. 

^  Hier  wird  citirt:  Hildebrand  oit.  citrafin. 

9  Hier  wird  citirt:  Hildebrand  cit.  Dedeken  p.  3.  Gons.  IIb.  2.  de 
Bpons.  sect  1.  n,  41.  Struve  ex.  10.  th.  26.  Carpzow  lib.  2.  inr.  eoci.  def. 
*144.  Müller  ad  StruT.  cit  1.  lit  z.  Stryk  ad  ius  ec<3(.  Brunnemaan.  l(b.2. 
tit.  10.  §•  6.  • 

^  Hier  wird  citirt:  Gerhard  de  coniug.  th.  46S. 

^  belLeyser  Medit  ad  Pandect  apec.  298.  med.  4. 
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Auch  exictireii  noch  Erkenntm^ee  des  achtzehnten  Jahr-  Vwisbniss 
himdertSy  worin  den  Verlöbbiseen  die  volle  Kraft  der  Ehe  ganz 
me  früher  beigelegt  wurde.     So  lautete  ein  Gutachten  der  ontAchten 
Frankfurter  juristischen  Facultät  v.  J.  1725^^:  „Und  aßj^  racnitätE. 
kandier  massen  Sponsaha  de  praesenH  tpsae  nuptiae  und  eine  v.  j.  1725. 
redite  Ehe  seyn.    In  mehrer  Erwegung  die  Subetantz  und  Natur 
einer  wahren  Ehe  heydee  nach  Civil^  und  Canoniechen  Rechten 
niekt  in  der  PriesterUchen  Einsegnung  oder  in  dem  Ehelichen 
BeffBcbiaffy  sondern  in  ieyder  7%eile  Ehelichem  Consens  bestehet: 
indem  ausdrücklich  und  beständig  in  beyden  und  vornehmlich  in 
Cammeehen  Rechten  versehen  ist 9  quod  consensus  faciat  nuptias, 
wm  eoncubitua  •  .  •  .  Wie  dann,  dass  die  IMesterUehe  Einseg- 
nung ar  Subatantz  einer  Ehe  nicht  gehöre,  und  demnach  auch 
&  Xinäer,  so  vor  der  Einsegnung  post  sponsaUa  de  praesenii 
(mpfQangen  -werden ,  zu  halten  seyn,  quasi  ex  legitimo  comugio 
natii  nm  vero  quasi  per  subsequens  matrimonium  legitimati,  bey 
den  EmigeUschen  Consistorien  ullenthalben  angenommen  ist*\ 

Uebrigene  führte  die  vielfach  übliche^  und  nach  der  Praxis  ß»«*''*^^«^- 
aiich  heute  noch  theilweise  geltende  Anerkennung  der  Braut- 
Idnder  den  ernennenden  Richter  häufig  zu  Deductionen^  welche 
die  kirchliche  Trauung  für  ein  unwesentliches  Stück  der  Ehe- 
ecUiessung  erklärten. 

So  lautete  die  Argumentation^  des  Beferenten  .  der  am  22!^JS' 
Beichskammergerichte  schwebenden  Sache  betreffend  die  Suc- 
cessionsfahigkeit  des  Friedrich  Wilhelm  von  Hompesch,  dass 
dieser  auch  dann  nicht  für  einen  Spurius  zu  halten  sein  würde» 
wenn  das  „matrimonium  solemniter  celebratum  non  fuerit  •  •  •  • 
Parochua  ei  non  adstiterit  .  •  *  •  Benedictiq  sacerdotaUa  non  ac- 
cessent  •  •  .  •  nulli  testes  interfuerint",  und  es  wird  die  Legiti- 
nutät  der  Brautkinder  für  die  „communis  et  vulgata  Protestan' 
tium  doctrina^'  ausgegeben. 

^  bei  Cocceji  Deduci..  ConsU.  etBetp.  1,  1104.  Eine  leichtere  Auf- 
ioiongtfthigkeit  der  Verlöbnisse  im  Vergleiche  2a  den  eingesegneten  Ehen 
^vde  aber  doch  wohl  überall  angenommen.  Vgl.  Erk.  d.  Giessener 
Paktth.  ▼.  J.  1701.  im  Jnr.  Oracul.  6,  259. 

'  Für  dieselbe  erklärten  sich:  Hommel  Bhapsod.  6,28.  f.  Berger 
Oeoonom.  inr.  lib.  1.  tit  S.  th.  18.  n.  5.  Cocoeji  ins  oiT.  eontroT.  IIb.  23. 
^2.  qn.  L  Huber  praeL  iur.  ciy.  ad  Inst  lib.  1.  tit.  10.  lib.  8.  Leyser 
Hedit  ad  Fand.  sp.  296.  n.  4.  Loy  a.  a.  O.  2,  444.  u.  s.  w.  —  Dagegen 
J.  H. Böhmer  L  E.  PMt  lib.  4.  tit  8.  §.50.  nnd  Andere  bei  Hef fter  a.a.  O. 
S- 164.  f.  angeführte« 

^  bei  Gramer  Observat  iur.  univ.  Obs.  M4.  -^  2, 181. 
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RMpoM.  d.  '  Auch  ia  einem  Ton  Engan^  mitgetbeflten  Bespooflum  iei 
''°a.' w^  Jenenser  Faealtät  wird  für  die  Legitimität  der  Bnuidonder 
erkannt  und  als  Grund  angegeben:  Mtroitn  nun  sowohl  naek 
gemeinen  bürgerUehen  Reckt  solue  coneeneu»  zur  Ehe  zuiimgU 
ab  fiaeh  dem  päbstieehen  die  Verlobung  toenn  der  Begichkf  <^ 
folget,  ist  der  Ehe  gleiehgeeteUeVU  somit  wird  die  Yerangehende 
Erw^ung,  „dose  die  priesterUche  Einsegnung  zu  Volhidmg 
der  Ehe  eo  vsohl  bei  CathoUeehen  dU  Evangelischen  erjwieti 
mrd^%  für  rechtlich  unerheblich  erklärt. 

Vor  allen  Dingen  aber  scheint  die  Ansicht,  die  ja  anch 
Ton  Böhmer,  und  noch  später  von  Schott  vertreten  wurde, 
Geltang  gefunden  zu  habend  dass  die  Verlöbnisse,  weimgldd! 
sie  sich  von  den  Ehen  unterscheiden  und  aus  gewissen  Grün- 
den richterlich  gelöst  werden  können,  doch  durch  den  Beischlaf 
zu  vollen  Ehen  werden,  die  in  der  kirchlichen  Trauung  nnr 
noch  eine  Bestätigung  erhalten  können. 
zw9ng^\  Aus  diesem  Grunde  ist  die  Zwangstrauung  z.  B.  in  Neu- 

'  Vorpommern  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein,  sogar  noch 
i.  d.  JJ.  1842.  und  1845.,  gerichtlich  ausgesprochen  worden^ 
während  sie  sich  in  Sachsen,  wo  sie  durch  Consistorialm- 
ordnung  v.  J.  1607.  eingeführt  war,  nur  bis  in  den  Anfang 
unseres  Jahrhimderts  erhalten  hat,  so  dass  ihre  Beseidgasg 
im  Wege  der  Gesetzgebung  für  unnöthig  erachtet  werden 
konnte^, 
kirchuche         Abgesehen  jedoch  von  diesen  vereinzelten  Aeusserongen 
nothw«ndig.der  alten  Sponsalientheorie  wurde  die  kirchfiche  Eheschlie8- 
RcBpoiM.d.  sung  regelmässig  für  nöthig  gehalten  und  die  Antwort  der 
iln'eUnttiidtHelmstädtischen  Facultät  a.  d.  J.  1718^:  ,,promie9ionm 

V    J    1718 

1  Decis.  et  reap.  (Jentie  1761.)  dec  88.  —  1, 38.  f. 

s  Dass  nach  der  aftohsischen  P^raxia  aoldie  Verlöbnisse  schon  einge- 
segneten Ehen  vorgingen,  bezeugt  Weber  Sachs.  K  Ji.  S.  1 168.  Vgl.  anch 
das  im  Jur.  Oracul.  6,  122.  abgedruckte  Erkenntnisa,  wo  dem  Beklagten 
von  der  Jenenaer  Facultät  aufgegeben  wird,  „die  versprochene  Ehe  durch 
den  Beyachlaffund  fleischliche  Vermiachung  vollsogen  *^  au  halten,  and  die 
sweite  angetraute  Gattin  zu  verlaaaen.  Daaa  daa  Magdeburger  Consisto- 
rium  L  d.  J.  1707.  1709.  1711.  ao  entschied,  berichtet  Berget  Oecon.  ior. 
lib.l.tit.  3.th.7. 

8  Vgl  darüber  Altmann  Prax.  d.Freaaa.  Gerichte  in  Kirch.-,  Sehal- 
u.  Eheaachen  (Leipjdg  1861.)  S.  618.  ff. 

^  Vgl.  Wie 8 and  de  repudio  ob  metum  mali  matrimon.  (Viteb.  1778) 
Kifigel  de  fide  spons^  (Vit  1782.)  19.  —  Ein  Beispiel  a.  d.  JT.  1802.  theilt 
jedoch  noch  mit  Haubold  Abriaa  d.  Eher,  in  Zachariae  AnnaL  d.  Ge- 
setzgeb.  u.  d.  Rechtswiasensch.  d.  Königreichs  Sachsen  (Leipaig  ISO?) 
2, 134.  ff. 

^  bei  Leyser Med.  ad  Pandect  Spec.  298.  med.  10. 
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indiasobdnUä  vüae  eonmitudims  in  praeaentia  parochi  et  testittm 
ied  9M  beHedietione  faetam,  etii  coneubitu»  deinde,  cohabitatio 
pbariMn  annorum  et  nadcitae  tJiquot  Ubercrum  aoeeeeerit,  ma^ 
triaumimn  tarnen  non  inducere'*  —  ist  ale  die  fast  allgemein 
gdteode  Nonn  ansosehen« 

Anch  in  der  Volksaneohauimg  war  die  kircUidie  Trauung  voikMitten. 
nothwendiges  Erfordemias  der  EheachliesBUDgS  wenngleich 
rieh  noch  hie  und  da  Spuren  der  alten  Rechtsanaicht  erhielten, 
£e  in  der  b^m  Verlobniaae  anagetauachten  gegenaeitigen  Ein- 
urillignng  daa  bindende  fUement  der  Ehe  erkannte ,  und 
welche  die  Verlöbniaae  immer  noch  nach  alter  Weise  be- 
gangen wissen  wollte. 

So  schildert  Gerbert^  die  zu  seiner  Zdt  geltende  Sitte:  treb«R«ste 

^7  |,  |*j|--  Off  ^  n  yi 

yyAn  ewigen  Orten  dieser  Lande  ist  auch  der  Oebraueh,  dose  die 

PersonBüf  die  eich  verloben  wollen,  mit  ihren  EÜem,  oder  ^n- 

verwtuidten  zu  dem  Pfarrer  des  Orte  in  eeine  Pfarr^Wokntmg 

komme»,  und  da  in  seiner  Gegenwart  sieh  versprechen*    Doch 

ist  (Serfalle  kein  Gesetz  vorhanden,    Bistoeilen  nehmen  sie  auch 

den  Seelsorger  freiwiUig  dazu,  und  er  muss  entweder  im  Nahmen 

des  Bräutigams  noch  einmal  um  die  Tochter  bey  ihren  EUem  in 

einer  hiHzen  Rede  anhauen,  oder  auch  im  Nahmen  der  Braut 

Ehern  ihre  Tochter  dem  Bräutigam  selber  versprechen  und  zih 

sagen*'. 

Noch  i,  J.  1714.  er^ng  ein  Befehl  dea  sächsischen 
Ober-ConsistoriumSy  dass  auf  dem  Lande  vor  der  Trauung 
keine  Mahlzeiten  gehalten  werden  sollten^ 

Der  Beischlaf  vor   der  kirchlichen  Trauung^  wurde  für  Beitchuf 
straflich  arachtet>  wenngleich  sich  in  der  Theorie  mehrere  und 

*  So  gingen  denn  anch  Verlobangsgebrfincha  auf  die  Hoobieitafetet^ 
liüfakeiten  aber,  gans  wie  wir  daa  oben  in  der  mittelalterlichen  Entwicklung 
geaehen  haben.  So  der  Trunk  der  Brautleute.  Vgl.  Heise  Oeachicht- 
iichea,  Sitten u.  CrebrAuche  ans  d.  Amte  Diepiaau  in  d.  Z tschr.  d.  Histor. 
Ver.  £  Niedersachsen  1851.  S.  107.  —  Was  die  Sitte  der  Trauringe  an- 
bebmgt^  so  bemetke  ich,  dass  dieselben  nach  protestantischem  Ritus  eigent- 
lich nicht  ndthig  waren,  vgl.  Braunschweig.  K.O.y.  J.  154S:  ^^aben 
sie  anders  Bingen  Richter  K.O.  1,  865.  Würtemb.  K.O.  v.  J.  1586: 
7,Haben  sie  dann  ring  mOgen  sie  dieselben  einander  geben''.  B.  1»  271; 
Oatfries.K.O.T.J.  1681.  Gothaische  Agende  v.J.  1645.  Würtemb. 
Ag.  T.  J«  1809.  bei  Daniel  Cod.  liturg.  2, 886.  Vgl.  Kliefo th  Liturg.  Ab- 
haadL  1«  107.  —  So  entaprach  also  auch  dies  Symbol  mehr  einer  Tolksthüm- 
liehen  als  kirchlichen  Anschauung. 

*  a.  a.  O.  S.  679. 

s  Ken  Vermehrtes  u^VoUständ.  Corp.  iur.  eccL  saxon.  (Dresd. 
1778.)  S.  590. 
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TonTbeo-  gowiohtige  Stimmoü  dagegen  erhoben«  So  vor  Auen  Bodi* 
T^eid!gtntt8\  HommeP  und  die  anonyme  Schrift  Einee  Franckia- 
ner  Beweis^  daas.Verlobter  Bejsammenschlafung  eine 
groaae  Sünde  seye.  Dagegen  einea  Thomasianerff 
Beweis/  dass  dies  eben  eine  &o  grosse  Sünde  nicht 
sey*  (Halle  1724.)  IGchts  desto  weniger  aber»  und  obgleich 
Verlobte,  die  sieh  derartig  vergingen,  öffentliche  Kirchenbusse 
thun  sollten',  kam  der  Beischlaf  rot  der  Trauung  besonders 
auf  dem  Lande  häufig  vor^,  wie  das  noch  heute  in  vielen 
Gegenden  Deutschlands  der  FaU  iat. 

3.  Resultate. 

Mit  kurzen  Zügen  wollen  wir  noch  einmal  den  Gang  der 
protestantischen  Emtmcklung  vorführen»  — 
Kirchliche  Dlo  kirchliche  Trauung  wurde  als  Dogma  oder  bindoide, 
keinDogma  absolut  nöthlge  Satzung  der  Kirche  nicht  gefordert.  Sie  Hess 
sich  auch  nicht  auf  ein  specielles  Gebot  Gottes  zuTnckfula*en, 
und  wenn  das  versucht  wurde,  wie  z.  B.  von  Carpzow  und 
einigen  Theologen  der  neuesten  Zeit,  so  wurde  das  im  acht* 
zehnten  Jahrhunderte  fast  allgemein  als  irrthümlich  anerkannt, 

1  de  anticipato  concubitu  (Hai.  1712.)  und  error,  commun.  circa  matri- 
tttonialia  (Halae  Magdeb.  1705.)  th.  10. 

a  Observat.  2, 818. 

*  Vgl.  s.  B.  die  Trauung  in  Unehren  der  Ruthenischen  Agende 
▼.  J.  1766.  bei  Daniel  a.  a.  0.  2,840:  „Ihr beyde Personen aeyd  hieryor 
Qott  und  einigen  Zeugen  gegenwertig  erschienen,  euch  priesterlich  als 
künftige  Eheleute  trauen  zu  lassen.  Hättet  aber  billig  bedenken  soUea, 
wie  Gott  die  Ehe  wolle  ehrlich  gehalten  haben,  und  dieselbe  nicht  im  Huren- 
Winkel  verunehren  lassen;  dahero  ihr  nach  Qottes  Gebot  und  nach  der 
Ordnung  der  christlichen  Kirche,  den  heiligen  Ehestand  mit  andächtigem 
Gebet,  öffentlichen  Aufgeboth  und  Fürbitte  der  ganzen  christlichen  Ge- 
meine anfangen  sollen.  Aliein ,  ihr  habt  euch  aus  Antrieb  des  leidigen  un*- 
leinen  Geistes  und  eures  sündigen  Fleisohee  vusamn^n  gefunden,  und  Un- 
zucht mit  einander  getrieben,  damit  ihr  Gott,  der  die  Hurer  und  Ehebrecher 
richten  will  hdchlich  erzürnet,  und  seine  schwere  zeitliche  und  ewige  Strafe 
auf  euch  geladen,  daneben  auch  der  christlichen  Kirchen  löbliche  Ordnung 
freventlich  verachtet,  -  eure  Eltern  und  Verwandten  höchlich  beleidiget  und 
betrübet  eto. 

Hierauf  frage  ich  euch  N.  N.  bekennet  ihr,  dass  ihr  die  göttl.  Ordnung 
des  Ehestandes  übergangen,  und  unsere  Gremeinde  durch  Unzucht  und  un« 
ordentliche  Vermischung  geärgert  habt?^*  eto. 

^  Vgl  Hess.  L.O.  V.  8.  Januar  1728.  in  Hess.  L.O.  a.  a.  O.  8,  899: 
„Nachdem  aber  Uns  bishero  vielmalen  miss^lig  Yoigekoomien,  dass  inson- 
derheit das  junge  Volck  in  Städten  und  Dörffem,  sothanen  Winckel-Ver« 
löbnissen  annoch  allzusehr  ergeben ,  darbneben ,  um  selbigen  einige  Ver- 
bindlichkeit beizulegen,  sich  darauf  zusammen  thun  und  fleischlieh  ver- 
mischen . .  .** 
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und  dkee  AnaohauuBg  biuss  auch  in  nnflerem  Jahrhunderte 
als  die  wisseasohaftUche  und  nchtige  i^ufirecht  erhalten  werden« 
wobei  wir  ganz  von  der  Frage  absehen  wollen,  wie  weit  eine  ^°^«» 
derartige   göttliche  Vorschrift ,    selbst  wenn   sie  Torhanden 
wäre»  eine  äussere  staatliche  Geltung  ztx  beanqpruohen  hätte^ 

Die  kirchliche  Trauung  ist  vielmehr  durch  staatliche  Gto-  <>•  «tttti. 
setze  angeordnet)  und  der  copuürende  Priester  erscheint  wesent*»  boten. 
lieh  ala  Delegatar  des  Staates,  wie  denn  audi  seine  Tmuung 
keinerlei  eheschüessende  Wirkung  hat,  falls  der  Staat  ihr  die 
Anerkennung  versagt,  oder  falls  Voraussetzungen  zu  Grnmde 
liegen,  di^  der  Staat,  nicht  aber /die  Kirche  fUr  ehehindemd 
erklärend 

Die  kirchliche  Trauimg  wurde  im  sechszehnten  Jahr-zvi-Jüiuii- 
hunderte  nur  fiir  einen  bestätigenden  Akt  der  bereits  durch 
das  Verlöbniss  geschlossenen  Ehe  angesehen«  Man  unter« 
aohied  matrimonium  inehoatum  und  cormmmatmi,  und  stellte 
beide,  in  ihrer  Lösungsfahigkeit  auf  gleiche  Linie;  die  Coih 
sununation  der  Ehe  ging  ebensowohl  durch  den  Beischlaf,  wie 
durch  die  priesterliche  Trauung  vor  sich,  durch  jedes  von 
beiden  wurden  Brautleute  ein  Leib  und  ein  Fleisch:  Eurz,  ea 
gab  keine  kirchliche  Eheschliesiung,  sondern  nichts 
weiter  als  eine  kirchliche  Ehebed tätigung. 

Auch  im  siebzehnten  Jahrhunderte  ist  diese  Theorie  als^^deru'' 
^e  geltende  anzusehen,  wenngleich  sich  schon  die  Ansicht 
Bahn  bricht,  dass  die  Trauung  die  Ehe  begründe,  und  diese 
gelangt  im  Laufe  des  achtzehnten  Jahrhunderts  zur  Herr-^^^*^|^^- 
achaft* 

Erst  von  da  an  kann   mau  also  eigentlich  von 
einer  kirchlichen  Eheschliessung  sprechen. 

Dennoch  aber  komn^t  selbst  da  noch  die  Theorie  der  R«st«  <l<^^ 
JSponjBoUa  de  praesenH  mit  der  Nothwendi^eit  der  kirchlichen    rieen. 

1  B&hmsr  I.  £.  Prot.  3, 1300.  ff.  Vgl  auch  das £rk.  der  Bos toekex 
PacultT.  J.  1689.  bei  ThomasiuBDissert.  academ.  1,  665.,  unddasCon« 
«istorial-ErkenntxÜBS  bei  Vetdunck  (praea.  Schröpfer)  de  necessitate 
«onsena.  patemi  in  nupt.  liberor.  (Rostochii  1698.)  59.,  welches  dieselben 
Qnmds&Ue  anssprieht  Beispielsweise  führe  ich  an,  dass  nach  dem  O  ester- 
reich.  £he-Patent e  v.  J.  1783.  jede  ohne  obrigkeitliehe  Bewilligung  ge- 
sohlossene  Ehe  ipso  iure  nichtig  ist.  Diese  Bestimmung  gilt  noch  heute 
inHohenxollern-Siegmaringen,wosiedurchVerordn.im  Wochen- 
blatte  T.  12.  Mai  1810.  S.  73.  und  100.  eingeführt  wurde.  SammL  d..G6- 
setze  u.  Verordn.  f.  d.  Fürstenth.  HohencoUern-Siegmaringen 
V,  1808—20.  (Siegmaringen  1845.)  1,  49.  So  auch  in  Württemberg, 
Sttskind  u.  Werner  Handb.  d.  Württemberg.  £he-Ges.  (Darmsheim  u. 
Summheim  1854.)  l,  282.  ff. 
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IVauung  in  Conflict^  and  sdgar  Böhmer  erkannte  in  Verlob» 
mssen,  su  denen  der  Beischlaf  hinzugetreten  wäre,  wahre 
Ehen.  Die  priesterliche  Tranung  ist  also  wenigstens  für  diesen 
Fall  nur  ehebestätigend.  Die  Praxis  der  ZwangstraunUgen, 
die  sich  bis  anf  unsere  Tage  erstreckt  hat,  beruht  auf  dem* 
selben  Grundsätze,  und  ist  eigentlich  nur  eine  Consequenz  der 
Lehre,  dass  die  kirchliche  Trauung  keine  Ehe  mache. 

Eine  absolute  Nothwendigkeit  der  kirchlichen  Ebeschlies^ 
sung  wurde  dagegen  auch  jetzt  nur  vereinzelt  angenommen, 
und  die  in  Holland  fibliehen  Civilehen  überall  für  dem  pro- 
testantischen Bechte  und  den  Satzungen  der  Ejrohe  nicht 
widersprechend  erklärt 
^ßciIStl**  ^^  letzte  Schritt  endlich  war,  dass  man  SponsaUa  de 
praeeenti,  und  wenn  auch  der  Beischlaf  hinzugetreten  war,  nur 
dann  für  bindend  erkannte,  falls  sie  vor  deni  Priester  geschlos- 
sen tmd  von  der  Benediction  gefolgt  waren.  Zu  dieser  Theorie 
führten  vor  allen  die  Bestimmungen  der  neueren  Gesetz- 
gebungen, welche  die  kirchliche  Trauung  als  einzige  Form  der 
Eheschliessung  aufstellten,  und  erst  durch  sie,  und  also  erst 
am  Ende  des  vorigen  und  Anfange  des  jetzigen  Jahr- 
hunderts, ist  der  kirchlichen  Trauung  der  Character 
der  absoluten  Nothwendigkeit  in  Deutschland  durchs 
weg  beigelegt  worden,  den  man  ihr  falschlich  seit  der 
Beformationszeit  vindicirt  hat 
Bnratunder.  Die  Lehre  von  den  Brautkindem  dagegen,  die  noch  heute 
particulares^  und  freilich  controverses  gemeines  Becht'  ist, 
haben  wir  als  letzten  Ueberrest  der  alten  Lehre  von  der  Ehe-^ 
Schliessung  anzusehen.  — 

Die  Bichtung  der  Theorie  endlich,  die  der  kirchlichen 
Trauung,  wie  allem  Kirchlichen,  feind  war,  hat,  was  d\j3  Ehe- 
schliessung  betrifi%,  erweisliche  Einwirkungen  auf  die  deut- 
sche Praxis  oder  die  deutschen  Gesetzgebungen  nicht  ge- 
habt. — 
Beiiaycr.  Schliesslich  aber  sei  noch  darauf  aufmerksam  gemacht, 

dass  die  vollen  bürgerlichen  Wirkungen  einer  Ehe  meist  nur 
dann  zugeschrieben  wurden,  falls  das  Beilager  selbst  vollzogen 
war,  dass  mithin  die  blosse  priesterliche  Trauung  dazu  nicht 

^  Ueberdassächs.  Recht  vgl.  Weber  a.a.O.  2,  1172.  ff.  Curtius 
Sfichs.  Civürecht  2,  §.  847. 

>  Vgl  Heffter  a.  a.  0. 118.  ff.  Vangerow  Lehrb.  d.  Pandekt  (Mar^ 
bürg  1854.)  §.  418.  Anmerkg.  8.  Arndts  Lehrb.  d.  Pandekt  (München 
1859.)  §.  476.  Anmerkg.  8.   Puchta  Pandekt.  (Leipzig  1858.)  §.  41.  not  h. 
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genügte.  Es  Terdient  das  beeonderB  dem  etwaigen  Einwände 
gegenüber  hervorgehoben  zu  werden,  dass  VerlöbnisBe  nut 
E3ien  nie  identificirt  worden  seien,  weil  die  ersteren  nie  die 
vermögensrechtlichen  Wirkungen  der  letzteren  gehabt  hätten* 
Diese  Wirkungen  fanden,  wie  gesagt,  auch  noch  nicht  nach 
der  priesterliohen  Trauung  statt,  und  würden  mithin  für  diese 
nichts  beweisend 


In  dieser  Weise,  glaube  ich,  muss  die  so  allgemein  aus- 
gesprochene Behauptung,  dass  seit  der  Beformation  die  kirch- 
Uche  Eheschliessung  die  allein  geltende  gewesen  sei,  erklärt 
und  berichtigt  werden« 

^  Vgl.  die  besonders  interessante  Stelle  der  Frankfurt.  Beform, 
pars  IIL  tit.  S.  §.  5 :  „  Gleicher  Gestalt  ist  auch  bey  den  Rechtsgelehrten 
sehr  strittig  und  dispntirHch,  wie  die  Wort  Ehemann,  Ehefrau  zu  verstehen 
seyn;  Denn  deren  riele  vermeinen,  wenn  die  Eheberedung  zwischen  den 
Ehegemahlen  geschlossen,  sie  einander  ihre  Treue  verheissen,  auch  Treu- 
schatz darauff  gegeben  haben,  dass  es  eine  rechte  Ehe  sey.  Derowegen 
auch  obgleich  unter  ihnen  eins  vor  dem  andern  vor  dem  Kirchgang  und 
Ehelichen BeyUger  verstürbe,  dass  nichts  desto  weniger  das  letzte  lebend 
nicht  allem  was  die  Heyrath-Verschreibung,  sondern  auch  was  die  gemeinen 
Becht,  und  sonderbare  Statuta  etc.  einem  rechten  Ehegemahlen  zugeben 
und  eignen ,  haben  und  geniessen  sollen.  Die  andern  aber  (auch  in  grosser 
Anzahl)  deren  Meynung  sind,  Wann  die  Ehe  gleich  abgered,  auch  per  verba 
de  praesenti  ....  aber  der  Kirchgang  und  Ehelich  Beylager  nicht  auch 
erfolgt,  dass  es  kein  recht  noch  vollkommliche  Ehe  ....  Diesen  Streit  und 
Zweiffei  aber  aufbuheben,  setzen  imd  ordnen  wir,  dass  alle  Pact  imd  Ge« 
ding,  so  in  den  Heyraths  Brieffen  abgered  worden,  anders  nicht  verstanden, 
....  noch  auch  für  krefitig  gehalten  sollen  werden,  es  seyen  denn  beyde 
Ehegemahl  Christlicher  Ordnung  nach.  Öffentlich  zu  Kirchen  gangen ,  ehe- 
liehen beygelegen,  darauff  einander  Beywohnung  gethan  und  also  rechte 
Eheleut  worden.  Dero  wegen  obgleich  der  Bräutigam  oder  die  Braut  nach 
vollbrachtem  £archgang  desselben  Tages  (doch  vor  dem  ehelichen  Beyr 
lager)  Todes  verschieden',  dass  es  doch  ftbr  keine  vollkömliche  Ehe  so  viel 
die  Erbschafft  und  andere  Gemeine  belanget  soll  gehalten  werden  ^^  Vgl- 
Kraut  Grdr.  §.  187.  n.  85.  ff. 
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VIERTES  BUCH. 
Die  Cirflehe. 

1.  EngUnd.  1.  Yon  der  BefonDAtioii  bli  s.  J.1668.  9.  Von  1658.  bis  1758.  8.  Von  1768.  bU 
1866.  a.  Die  MlwatKpde  der  HardwickeVAct  und  Ibre  Beeeitigniig.  b.  Die  Ehen  der 
PiMenten  and  Katholiken,  c.  Das  Reglsterwesen  seit  d.  J,  1768.  —  St.  6.  n.  7.  Will.  17, 
-c.  88.  —  d.  Die  Ehen  der  Jnden  und  Qnlker.  pie  Im  Auslände  geschlossenen  Ehen, 
e.  Die  Gesetze  filr  die  Golonleen.  f.  Die  Ehen  der  kdnigUehen  Familie,  g.  BflckbUek. 
U.  Schottland.  III.  Irland.  IV.  Vereinigte  Staaten  Ton  Nord-Amerika.  V.  Die  Nieder- 
lande. 1.  Von  der  Befotmation  bis  an  Ende  des  aehtxebnten  Jahriinnderts.  8.  Die  fraa- 
sSsische  Berolntion  und  das  heutige  Recht.  VI.  Frankreich.  1.  Bis  som  Jahre  179S. 
a.  Die  heimlichen  Ehen.  b.  Der  Civllstand.  c.  Die  Ehen  der  Protestanten.  S.  Die  Oe- 
setxgebnng  der  Berolntion  t  1790—1808.  8.  Der  Code  cItU.  .VII.  Der  Code  dvU  ansser- 
lialb  Frankreichs.  1.  Belgien.  2.  Die  Bhelnischen  Provinzen.  8.  Der  Canton  Genf. 
4.  Die  Donanfürstenthümer.  VUL  Italien.  IX.  Die  Schweiz.  1.  Die  obligatorische  CItII- 
«he.  a.  Neaenbnrg.  b.  Tessin.  3.  Die  gemischten  Systeme,  a«  Waadt.  b.  Zürich. 
«•  Tfangan  nnd  Sofaaffhaosen.  8.  Modifieationen  des  Urohllchen  Rechts.  X.  Die  nordi- 
schen Beiche.  Scbireden  —  Korwegen  —  Dünemazk.  ZI.  Die  spanischen  Staaten 
Amerikas,  XII.  Deutschland.  1.  Die  obligatorische  Civilehe  nnd  die  deutschen  Gmnd- 
reelkte.  a.  FrankAirt  am  Main.  b.  Schwanbug-Sondershausen.  c  Waldeok.  d.  Mecklen- 
burg-Schwerin» e.  Beuss-Schlelz.  f.  Hannoyer.  3.  Die  lSEu:ultattTe  Clvilehe.  a,  Olden« 
t«rg.  b.  Hamburg.  8.  Die  NothciTilehe  fllr  Personen,  welche  die  kirchliohe  Tkanang 
nicht  erlangen  kOnnen.  a.  Anhalt-Dessau-KÖthen.  b.  Wttrttemberg.  o.  Baden.  4.  Die 
Notheivilehe  flhr  Dissidenten,  a.  Preussen.  b.  Anhali-Bembuig.  c.  Lttbeck.  d.  Hessen- 
Kassel,  e.  Coburg-Gotha,  t  Nassau,  g.  Sachsen-Weimar.  5.  Die  ClTÜehe  zwischen 
Juden  und  Christen.   Braunschweig  und  Hessen-Hemburg.    XIII  Bttckblick  und  Schlnss. 

I.  England. 
1.  Von  der  Befoimation  bis  z.  J.  1653. 

Die  Beformation  änderte  in  Bezuff  auf  das  »Eherecht  nurBeformation 

•         -r-r«   1        1       1  !•   1  •■•      ?i  -i  ..  3  ^**'*  neues 

äusserst  wenig.    Vielmehr  bheben  die  virundsatze  des  common  pnncip. 
law  von   den   statutarischen  Bestimmungen   fast  unberührt. 
Stand  doch  Heinrich  VUL  selbst  so  weit  auf  dem  Boden  der 
kanonischen  Doctrin,  dass  er  die  Ehe  vor  und  nach  seinem 
Bruche  mit  Leo  X.  für  ein  Sacrament  erklärtes  und  übte  er 

1  Die  Befarmatio  legam  t.  J.  1550.  erklärte,  dass  nur  Taufe  und 
Abendmahl  Sacramente  seien,  die  Synode  von  London  y.  J.  15ö2*  er- 
kannte ebenfaUs  die  SaerameQtoquaUtät  der  genannten  beiden  an,  ohne 
jedoch  die  der  Ehe.  cu  bettreiten.  Erst  die  89  Artikel  v.J.  1552.  (Art.  25.) 
sprachen  definitiv  aus,  dasa  die  Ehe  gar  kein  Sacrament  sei — Qib  s  on  Cod. 
iur.  ecdes.  AngUo.  (Oxf.  1761.)  1,  356.  —  sondern,  wie  das  Rituale  sagte, 
,,ein  heiliger  Stand,  geheiligt  von  Gott  zu  dem  Mysterium,  das  in  ihm  be- 
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dock  die  ersten  zwanzig  Jahre  seiner  Begiemngszeit  keinen 
einzigen  jener  kirchlichen  Supremat-Acte  aus,  die  er  nachher 
in  solchem  Uebermaasse  über  die  Kirche  .ausströmen  Hess. 
EnteUuM»-  Erst  das  Jahr  1532.  brachte  Anordnmi^n  über  das  Ehe- 
richfl  vm.  recht  und  emige  Abweichungen  Ton  dem  früher  geltenden^ 
8t. 34. Ken.  ^'^^^  die  letzteren  doch  mehr  formeller  Natur,  als  von  ein- 
vm.  c.  11.  schneidender  materieller  Wichtigkeit  i. 

Die  Ehe  sollte  nach  wie  vor  zur  geistlichen  Jurisdiction 
gehören,  das  war  die  dem  früheren  Rechte  entsprechende,  jetzt 
gesetzlich  fixirte  Anordnung;  die  AppeUationen  aber  in  Ehe- 
Prozessen  nicht  mehr  wie  bisher  an  den  römischen  Papst  ein- 
gelegt werden  dürfen,  sondern  an  englische  geistliche  Bichter, 
wie  denn  auch  der  Erzbischof  TOn  Canterbury  eine  der 
früheren  päpstlichen  analoge  Dispensationsgewalt  erhielt^. 

Die  zunächst  aufrauchende  Frage^  nach  welchem  Rechte 
die  so  von  Rom  losgetrennten  geistlichen  Grerichte  sprechen 

St. 26.Hen.  sollten,  wurdo  dann  durch  das  St  25.  Hen.  VIIL  c«  19. 

vm«  c.  19 

(v.  J.  1533.)  dadurch  der  Lösimg  näher  gebracht,  dass  eine 
Commission  ernannt  wurde,  die  den  ganzen  kanonischen 
Rechtsstoff  einer  genauen  Prüfung  unterziehen  sollte  und  ent- 
scheiden, inwiefern  derselbe  für  seine  Anwendung  in  Eng- 
land einer  Abänderung  bedürfe  oder  nicht, 
oeitong  d.  Bis  zum  Schiussc  dieser  Arbeiten  —  und  ein  solcher  ist 

Recht«,  nie  eingetreten^  —  sollte  aber  das  frühere  Recht  mit  gewissen 
Modificationen  in  Kraft  bleiben;  „thai  stich  Canons,  Constih^ 
tions,  Ordinances  and  Synodais  JProvincial,  helng  already  made, 
which  tDill  not  be  contrariant  or  repugnant  to  the  latcs,  Statuten 
and  customs  of  this  realm,  nor  to  the  damage  or  hurt  of  te  King* 9 
prerogative  royal,  shaü  now  stiU  be  used  and  eaecuted,  as  thetf 
were  afore  the  maJdiig  of  Um  act,  tili  such  time  as  they  be  viewed 
•  •  .  according  to  the  tenor  •  *  .  of  this  act". 

zeichnet  und  durch  ihn  dargestellt  ist:  die  geistige  Ehe,  die  Verbindung 
Christi  mit  seiner  Kirche". 

1  8t.  24.  Hen.  Vin.  c.  12. 

«  8t.25.  Hen.  VIII.  c.  21. 

s  Durch  St.  27.  Hen.  Vni.  0.  15.  wurde  die  Geltung  des  kanonischen 
Rechtes  weiter,  und  durch  St.  85.  Hen.  VIII.  c.  16.  bis  auf  die  Lebenszeit 
des  Königs  ausgedehnt  Durch  S  t  S.  u.  4.  £  d  w.  VI.  c.  1 1.  wurde  dem  Könige 
wiederum  die  Befugnisa  zugestanden,  eine  Commission  zu  ernennen,  deren 
Arbeituns  in  der  Reformatio  legum  ecclesiasticarüm  Torliegt.  Da 
aber  der  König  bald  darauf  starb ,  so  erhielt  cUese  keine  gesetzliche  Auto- 
rität.  Vgl.  Burn's  ecol.  law.  (ed.  by  Phillimore  Lond.  1842.)  1,  pref. 
XXin.  ff.  und  Tgl.  die  höchst  unwissenschaftliche,  überaus  fehlerhafte  Dar- 
stellung bei  Roger  eccles.  law  (Lond.  1849.)  129.  ff. 
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Freilich  wurde  diese  Bestimmung  eben  jener  einschränken-  zm-  zeit 
den  Klausel  wegen   schon  im  ersten  Jahre  der  katholischen   kathoi. 
Maria  wieder  aufgehoben^  aber  Elisabeth  liess  sie  durch 
St.  1.  Eliz,  c.  1.  aufs  Neue  in  Kraft  treten,  und  so  giebt  sie  ^*- J;  f^**- 
denn  noch  heute  das  Princip  für  die  Geltung  des  kanonischen  ^eutz.  Tag«. 
Hechts  in  England,  soweit  hier  nicht  durch  besondere  Gesetze 
Veiünderungen  eingetreten  sind. 

Auf  diese  aber  wollen  wir  jetzt  eingehen,  und  zwar  ist 
hier  zuerst  das  St.  32.  Heu.  YIIL  c.  38.  aus  dem  Jahre  st. 83. Hcn. 

Vni.  c.  38. 

1540.  au  erwähnen  „for  marriages  to  stand  notwith- 
standing  Precontracts^^  Dadurch  wurde  festgesetzt,  dass 
eine  Ehe,  die  im  erlaubten  Grrade  —  zwischen  „  Icewfal  per-- 
sons*^  —  geschlossen,  kirchlich  eingesegnet  und  consummk*t 
worden  sei,  nicht  wegen  einer  firüheren  unconsummirten  Ver- 
bindung aufgelöst  werden  solle;  mit  andern  Worten,  dass 
sporutaKa  de  praesenti  sine  eoptda  späteren  consummirten  und 
benedicirten  weichen  müssten. 

Es  ist  interessant,  neben  den  im  Gesetze  selbst  ange-Motiredes 
führten  Motiven,  die  sich  auf  einzelne  Stichworte,  wie  ismany  Jv^'^y^" 
inconv€niences^\  Häufigkeit  von  unbilligen  Scheidungen  u.  s.  w.,  Königs. 
beschränken,  die  wahre  Veranlassung  in  den  persönlichen  Ver- 
bältnissen des  Gresetzgebers  kennen  zu  lernen*. 

Sollte  doch  die  neue  Anordnung  nichts  Anderes  sein,  als  , 
eine    nachgehende  Beschönigung    der  früheren   Thaten  des 
Königs,  ein  Nachweis,  dass  sein  Gebahren  bei  den  mannich- 
fachen  Scheidungsprozessen  den  Grundsätzen  des  jetzt  auch 
gesetzlich  fixirten  absoluten  Rechts  entspreche. 

Katharina  Ton  Arragonien  wurde,  wie  St.  28.  Hen.  8*-28.Hen. 
VIII.  c.  22.  sagt,  vom  Könige  geschieden^  weil  sie  vorher  Heinrich  n. 
mit  seinem  Bruder  Arthur  vermählt  und  diese  Verbindung  T.Airagon. 
auch  consummirt  gewesen  sei:  die  Scheidung  war  also  völlig 
den  durch  das  neue  Gesetz  aufgestellten  Grundsätzen  gemäss, 
da  die  Ehe  nicht  zwischen  „2at^/  persans  ^^  stattgefunden 
hatte;  und  „lawful  persans'*  waren  Heinrich  und  Katharina 
eben  nicht  gewesen  wegen  der  Consummation,  die  bei  Ka- 
tharina's  früherer  Ehe,  freilich  erst  zwanzig  Jahre  nach- 
her, behauptet  wurde,  und  wegen  der  dadurch  bewirkten  Af- 
finität. 

1  St.  1.  Mar.  c.  8.  und  St.  1.  u.  2.  PhiL  u.  Mar.  c.  S. 

2  Vgl.  Stoddart  a Letter  89.  ff. 

8  Vgl.  Wilkins  Concil.  8, 714. 756.  ff.  765.  ff. 
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«mdAnM         ^^^  ^^®  HeinrichB  mit  Anna  Boleyn  wurde  vom  Par* 
Boiajrn.  lamente  durch  St  28.  Hen.  VIII.  c.  7.  für  nichtig  erklärtS 

fit  38  Hail. 

viu.'c.  7.  wegen  „gewisser  wahrer  und  gesetzlicher  Hindernisse^^  und  cEeae 
bestanden  darin,  dass  sie  vorher  einen  y^precontraet'^  mit  Lord 
Percj  eingegangen  war  und  consummirt  haben  sollte:  das 
entsprach  voUkommen  dem  oben  angeführten  Statute. 
Heinrich  Anna  von  Cleve  endlich  wurde  im  Jahre  unseres  Ge- 

T.ciere.  setzes,  1540.,  ebenfalls  wegen  eines  mit  dem  Herzoge  von 
Lothringen  geschlossenen  „preeontraet^^  vom  Könige  ge- 
schieden^. Sie  hatte  zwar  die  firühere  Verbindung  nicht  con- 
summirty  dafür  aber  auch  der  König,  wie  er  behauptete,  nicht 
die  letztere,  und  so  konnte  denn  auch  hier  das  Recht  Platz 
greifen,  welches  in  dem  St  32,  Hen.  VIIL  c.  38.  niederge- 
legt wurde. 

So  dient  das  Leben  des  Königs  dazu^  seine  eherechtlichen 
Oesetzesarbeiten  zu  illustriren. 
BponiÄiu  Wahrend  das  neue  Statut  die  Gültigkeit  der  sponsalia  de 

^fi'^^a,praesenti  wenigstens  relativ,  gegenüber  rechtmässigen  Ehen, 
schwächte,  liess  es  doch  deren  Bechtsbeständigkeit  an  und  für 
sich  nach  wie  vor  bestehen',  und  nach  wie  vor  konnte  man 
beim  geistlichen  Gerichte  auf  Solennisation  einer  derartigen 
Verbindung  klagen,  oder  der  Sichter  von  Amts  wegen  mit 
Strafen  gegen  Eheleute  einschreiten,  die  sich  der  kirchlichen 
Einsegnung  entzogen. 
Heinrich«         Doch  hatte  auch  jene  durch  Heinrich  vorgenommene 
«'i«^erbe.  Acndcrung   des   gemeinen  Bechts    keinen    langen  Bestand, 
s.u. 3. Edw. Schon  acht  Jahre  später  stellte  Edward  VL  (2.  u.  3.  Edw. 
VL  c.  23.)  das  frühere  Becht  wieder   her  und  verordnete: 
fythdt  when  any  cause  or  contract  of  marriage  should  bepretended 
to  have  been  made,  it  should  be  lawful  to  the  King's  EcclesiasiieaJ 
judge  to  hear  and  examine  the  same;  and  having  the  said  con- 
tract suffidentbf  and  lawfuUy  proved  before  him,  to  give  sentence 
for  matrimont/,  eommanding  solemnization,  cohabitaäon,  eonsumr 
9nation,  and  tractation  as  in  times  past,  before  the  said  stcUute, 
the  King's  Ecclesiastical  judge,  by  the  King's  Ecclesiasticat  laws, 
ought  and  might  have  done*'. 
Ajtei Recht         Das  alte  common  law  sollte  also  wieder  herrschen,  das' 

wieder  her-  >,     _ 

ffeateiit  frühere  vor  jener  Bestimmung,  also  auch  vor  Heinrich  VHL 
in  England  geltende  Becht     Dass  aber  dies  nicht  absolut 

1  Vgl  Wilkins  a.  a.  0.  3, 803. 
»  Vg^.  WilkinB  a.  a.  0. 3,  »51. 
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kirehliehe  Tnumng  erforderte ,  habe  ich  oben  nachgewiesen 
und  werde  es  fort .  und  fort  für  alle  späteren  Perioden  an 
neuen  Beispielen  zeigen. 


Vor  allen  Dingen  ist  hier  ein  Fall  zu  erwähnen ,  der 
neuerdings  bei  Gelegenheit  des  oben  erwähnten  irischen  Bechts- 
f alles  ^  mannichfache  Besprechung  erfahren  hat^  der  in  das 
Jahr  1586.  fallende  Gase  Bunting  t.  LepingwelP.  LepingwJii. 

John  Bunting  verlobte  sich  durch  sponaalia  depraesenti 
mit  Agnes  Addishall,  die  sich  später,  des  bestehenden 
Ehebandes  ungeachtet,  mit  Thomas  Twede  vermählte. 
Bunting  beklagte  sie  im  Gerichtshofe  des  Erzbischofs 
von  C  ante  rhu  ry  und  „le  Sentence  ßiit  pronounce  que  el 
espouaera  le  dii  Bunting  et  cohabitera  avee  luy,  le  quel  elßst". 
Sie  zeugten  darauf  einen  Sohn  Charles  Bunting.  Dieser 
kam  später  in  den  Besitz  des  väterlichen  Erbgutes,  und  stellte 
dann,  als  er  daraus  von  einem  gewissen  Lepingwell  ver- 
trieben wurde,  gegen  diesen  die  Eigenthumsklage  an.  —  Das 
Yerdict  der  Jury  wollte  zuerst  festgestellt  wissen,  ob  der 
Klager  ein  legitimer  Sohii  seines  Vaters  sei. 

Es  könnte  diese  Fragestellung  bedenklich  erscheinen  und  ^^J^* 
im  höchsten  Grade  der  Autorität  des  geistlichen  Bichters 
präjudidrlich,  der  ja,  falls  Charles  Bunting  für  einen  un- 
eheUchen  Sohn  erklärt  worden  wäre,  in  seinem  früheren  Er- 
kenntnisse nach  Ansicht  der  Jury  die  Agnes  Addishall 
geradezu  zu  neuem  Ehebruche  gezwungen  hätte.  Aber  es 
lässt  sich  einerseits  zur  Erklärung  wohl  anfuhren,  dass  nach 
den  mannichfachen  Schwankungen,  welche  das  common  law 
in  dieser  Beziehung  erduldet  hatte,  und  die  wir  so  eben  ge- 
schildert haben,  das  geltende  Becht  der  Jury  zweifelhaft  er- 
scheinen konnte,  und  andererseits  hilft  uns  hier  ein  anderer 
Bericht,  der  von  Coke^  zur  erwünschten  Klarheit.  Bei  ihm  •» J^'^^^^y*' 
lautet  nämlich  das  Erkenntniss  des  geistlichen  Bichters  in 
Bunting  v.  Addishall:  f^quod praedieta  Agnes  mbiret  matri- 
monium  cum  praefato  Johanne  Bunting.  Et  insuper  pronundon 
tum  decretum  et  declaratum  fuit  dictum  matrimonium  fore 
nuUmn*\ 

1  Siehe  oben  S.  48. 

s  Moore  Gases  recoUect  et report  (Lond.  1663.)  169.  ff. 

>  Reports  (Lond.  1610.)  4, 29.  a. 
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Das  aber  konnte  in  der  That  bedenklich  erscheinen,  dass 
die  Ehe  mit  Twede  für  nichtig  erklärt  wurde,  ohne  dass  er 
irgendwie  in  den  Prozess  hineingezogen  worden  war,  und  dar- 
über war  ein  Zweifel  gerechtfertigt,  ob  die  mit  Bunting 
später  solennisirte  Ehe  Geltung  haben  könne,  ohne  dass  die 
andere  zuvor  rite  annullirt  worden  sei.  Allein  darauf  be* 
zog  sich  das  Bedenken  der  Jury^,  und  ganz  allein  deswegen 
liess  sie  einen  Sachverständigen,  den  Dr.  Goldingham,  ver* 
nehmen,  der  freilich  in  dem  bei  Moore  erhaltenen  Keport 
aucfi  noch  über  das  Eheschliessungsrecht  selbst  sich  auszu- 
lassen für  gut  befand,  wenn  nicht,  wie  wohl  möglich  ist,  der 
Bericht  von  Moora  die  Gutachten  verschiedener  Sachver* 
ständigen  unter  einander  gemischt  hat. 

Dr.  Goldingham  hielt  die  Scheidung  der  zweiten  Ehe 
für  unnöthig: 
DMGntecht.  „Pur  ceo  que  Agnes  fuit  primes  contract  al  Bunting;  en 
ingham.  quel  cose  el  fuit  sa  ferne  loyal  en  le  civil  ley  (f) :  car  il  dit  sils 
ont  camal  copulaeön  puis  contract,  ils  ne  seront  punies  pur 
aduUery,  ou  fomicacon,  mes  solement  pur  contempt  encounter  un 
edict  del  Eglise,  que  avoit  prohibite  camal  copulacon  devant 
Veepou^als  solemnised  in  fade  Ecclesiae.  Aaxi  si  un  Ugacy  est 
done  al  ferne  cum  uxor  fuerity  et  el  contract  luy,  el  demädera  le 
legacy  en  le  spiritual  Court^  devant  Vespousals  celebres:  per  que 
semble:  que  en  construccon  del  Civil  ley  la  ferne  est  uxor  devant 
les  espousals  et  comment  que  el  soit  marry  pais  le  contract,  et 
devant  Vespousals,  al  un  estranger  ceux  espousals  sont  void.  Et 
il  dit  que  le  solemnization  de  marriages  ne  fuit  use  en  TEglise 
devant  que  lePape  innocent  le  3.  ceo  ordaine  primes;  mes  devant 
cest  ordinance  le  marriage  fuit  solemnize  en  fiel  forme  que  le 
Jiome  vient  al  msason,  hu  la  ferne  inhabite  et  amesneroit  la  ferne 
avec  luy  a  son  meason  et  ceo  fuit  tout  le  ceremony,  etcJ* 

S"«deiSch'        ^^®  Entscheidung  des  Bichters  lautete  denn  auch:  „que 
*«»•     lissoue  de  Bunting  fuit  legitimate",  und  bei  Coke  finden  wir 
seine  Ho.  eine  vöUig  sachgemässe  Motivirung  des  Urtheils:   „et  entat 
que  le  conusans  de   droit   de  mariage  appent    al  Ecclesiasti-- 
call  court,  et  m£sme  le  court  ad  done  sentence  en  ceste  case,  lee 

^  Vgl.  den  Report  bei  Moore:  ,^t  la  le  point  en  Bank  le  Boy  fuit  tiel 
(cest)  si  respousaÜB  penter  Bunting  et  Agnes  fuerint  loyals,  sans  devorce 
penter  Twine  et  Agnes,  et  sans  conyenting  Twine  de  reqx>nder 'S 

^  Testamentsstreitigkeiten  gehörten  vor  geistliches  Forum,  vgLFried- 
berg  de  fin.  reg.  124.  ff. 
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Judge$  de  nostre  ley  doient  (comt  que  sait  'encounter  U  reaaon 
d€  nostre  ley)  doner  foy  et  credit  a  lour  proceedinga  et  sentences 
et  a  penser  que  lour  proceedinga  eont  consonät  dl  ley  de  saint 
Esglise.   car  cuilibet  in  sua  arte  perito  est  credendum ". 

Ein  Fally  der  im  Jahre  darauf,  1587.,  entschieden  wurde,  Hampden^s 
zeigt  uns  dasselbe  Kecht;  die  Tochter  von  EdwardHampden,  ^Is?'.  * 
die  „post  annoa  nubilea"  mit  William  Ditton  contrahirt  hatte, 
dann  aber  John  Cooke  heirathete,  wurde  von  ihrem  zweiten 
Gratten  getrennt,  „caitsa  praecontractus"^. 

Zum  Ueberflusse  können  wir  uns  noch  auf  die  Autorität  swinbome. 
yon  Henry  Swinburne  stützen,  der  zur  Zeit  der  Königin 
Elisabeth  sein  in  England  noch  heute  unvergessenes  Werk 
A  Treatise  of  Spousals  schrieb.  Seine  Deductionen  und 
Resultate  entsprechen  ganz  dem  vortridentinischen  kanonischen 
ßechte^  da  ja  die  Bestimmungen  dieses  Concils,  wie  Ayliffe^ 
sagt,  nicht  in  England  recipirt  sind:  „our  Law  only  punishing 
such  marriages  with  the  Censure  of  the  Church'^. 

Das  aber  blieb  natürlich  bestehen,  wie  wir  es  schon  oben  bei  ünfeieriiche 
der  Schilderung  der  mittelalterlichen  Zustände  angeführt  haben,  vemsgen"- 

j •  •   1  XT  "I         iTTT-      1  o      •  rechtlichen 

und  wie  es  sich  von  JNeuem  aus  den  Worten  von  bwine-  Folgen. 
burne  ergiebt%  dass  unfeierliche  Ehen  im  bürgerlichen  Forum 

^  Coke  a.  ä.  0. 2, 98.  Es  sind  auch  aus  dieser  Periode  F&lle  vorhan- 
den ,  die  uns  das  Auseinandergehen  des  geistlichen  und  weltlichen  Gerichts 
klar  zeigen,  und  als  ergänzender  Belag  des  oben  S.  50.  ff.  Gesagten  dienen 
können.  Im  J.  1587.  wurde  in  Leigh  y.  Hanmer  —  Leonard  Reports 
(Ifond;  1687.)  1,  52.  —  eine  Ehe  zwischen  Personen ,  die  das  Heirathsalter 
noch  nicht  erreicht  hatten ,  von  der  Jury  für  ^,mairiage  in  possession''  er- 
klärt, wenngleich  zweifelsohne  der  geistliche  Richter  sie  annullirt  haben 
wurde.  Aus  d.  J.  1605.  ist  Fletcher  t.  Pynfett  zu  erwähnen.  Coke 
reports  (Lond.  1790.)  8.  Jac.  M.  T. 

S  2.  ed.  (Lond.  1711.)  Vgl.  beispielsweise  15.  sect.  4:  „Worthly,  I  say» 
and  upon  good  ground  was  tMs  Brauch  of  that  Statute  [(nämlich  St.  82.  HeU. 
Vm.  c.  38.)  siehe  oben  S.  811.]  (established  by  the  Father  repealed  and 
made  voiä  by  the  son  King  Edward  the  Sixth)  . .  for^Spousals  de  praesenti 
though  not  consummate  be  in  truth  and  substance  very  Matrimony,  and 
therefore  perpetually  indissoluble  ezcept  for  adultery.  Although  by  the 
Common  Laws  of  this  Realm  (like  as  it  is  in  France  and  other  place) 
Spousals  not  only  de  futuro ,  but  also  de  praesenti  be  destitute  of  any  legal 
effects,  wherewith  Marriage  solemnized  doth  abound,  whether  we  respect 
legitimation  of  Issue,  alteration  of  property  in  her  Goods,  or  right  of  Dower 
in  the  Husband's  Lands  ". 

^  Parergon  iur.  canon.  (Lond.  1784.)  864. 

^  Siehe  oben  Anmkg.  2.  Der  um  d.  J.  1689.  erschienene  The 
Womans  Lawyer  —  dtirt  von  Mr.  Shadwell  in  Beer  y.  Ward, 
reportirt  in  der  Times  t.  22.  November  1828.  -^  sagt:  „How  baron 
and  Um»  are  said  to  be  one  person.    If  Titus  and  Sempronia  by  worda 
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nach  common  law  für  maniiichfiEM^he  Beohtsverhältnisse  onwirk« 
Bam  waren. 


priefterL  Sehen  wir  jetzt  zu.  ob  die  an(3:llkanische  Kirche  etwa  die 

EbescblieM.  *.  i»    t  i  •      r>i    •     i»   i  -i  • 

T.d. Kirche  Fostulate  aufjD^stellt  bat,  dass  ein  Geistucber,  oder  gar,  wie 
gefordert.  Lord  Tjndal  behauptet,  em  episcopal  ordinurter,  die  Ehen 
eingesegnet   haben   müsse,    so    finden    wir    von    alle    dem 
Nichts. 

Aufgebote  werden  wohl  verlangt  und  über  die  Befugniss 
zu  Dispensadonen  davon  Anordnungen  getroffen,  es  wird  auch 
.  eingeschärft,  dass  der  heilige  Stand  der  Ehe  < —  denn  einen 
eacramentalen  Anflug  behielt  die  englische  Ehe  auch  nach  d« 
J.  1552.  —  vor  einem  Geistlichen  eingegangen  werden  soUe, 
dass  Bussen  und  Strafen  für  Zusammenwohnen  vor  der  Trau- 
ung zu  verhängen  seien  ^:  aber  nirgends  werder  SponsoKa  de 
praesenti  für  Concubinate  erklärt,  nirgends  wird  eine  absolute 
Nothwendigkeit  der  Aufgebote  oder  der  Trauung  behauptet^. 
Im'  Gegentheile,  die  Londoner  Synode  v.  J.  1597«,  wo  die 
BeeUsioBti-Ecclesiastical  Constitutions  entworfen  wurden,  erkannte 

cal  Gonsti- 

tnüowT.j.gelbst  die  rechtliche  Wirksamkeit  unkirchlicher  Verbindungen 

de  praesenti,  in  a  lawful  consent  contract  marriage,  they  are  man  and 
vife  before  God.  But  they  can  not  do  all  that  married  persona  may: 
ye  know  my  meaning:  id  possumus  quod  de  iure  possumus:  bat  they 
may,  saith  Pexkins*,  infeoffe  one  another:  for  they  are  notyet  una  persona 
in  the  eye  of  the  law.  Iff  it  fall  out,  that  the  Woman  chanoe  to  die 
before  nuptials  ceiebrated,  he  whicb  is  no  more  but  betrothed,  shall  not 
have  her  goods  ezcept  it  be  by  her  last  wül  and  testament  ....  Public 
celebration,  therefore,  acoording  to  law  is  that  which  maketh  man  and  wife. 
In  piain  view  of  law,  consensus  enim  non  concubitus  facit  matrimoniom. 
But  one  naile  keepeth  out  another,  and  a  firm  betrothing  forbiddeth  any  new 
contract;  yet  they  which  dare  play  man  and  wife  only  in  the  view  of  hearen 
and  doset  of  conscience,  let  them  be  adyised  how  they  shall  take  the  ad- 
Trantages  or  the  emoluments  of  maxxiage,  in  conscience  or  in  heaven :  for  on 
earth  if  the  priest  see  not  ceiebrated  marriage,  the  judge  saith  no  legitimate 
issiie,  nor  the  law  any  reasonable  or  constituted  dower  ^*. 

*  ▲  proflUbla  booh  tnating  of  the  Uws  of  England.    Die  dtirte  Stell«  at«hi  In  der 
Ausgebe  Lond.  1837.  &,  89.  f. 

^  Ueber  AUes  das  wird  weiter  unten  gehandelt  werden,  ygl.  S.  318.  f. 

'  VgLErkenntniss  aus  dem  J.  1531:  „.  ..dictaml.  L.praefatoA.L. 
inuxorem,  eteundemA.  eideml.  in  virum  adiudicamus,  proyeroiusto 
et  legitimo  matrimonio  inter  eos  per  yerba  de  praesenti  legi- 
time contr&cto,  illudque  in  facie  ecclesiae  solempnizandum  fore  decre- 
Timus*^  Depositions  etc.  S.  47.  Nur  die  Reformatio  legg.  ecoL 
c  2.  de  matr.  (Lond.  1641.  p.  88.)  will  alle  ohne  kirchlichen  Segen  einge* 
gangenen  Ehen  allein  für  „actus  praeparatorii'^  halten,  welche  die  Parteien 
nicht  yerpflichten.  Ebenso  erfordert  sie  ib.  c.  4.  (p.  39.)  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  die  elterliche  Einwilligung.  Ueber  die  Bedeutung  dieser  Be- 
fonnatio  siehe  aber  oben  S.  310.  Anmkg.  8. 
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anS  und  die  noch  jetzt  geltenden  Canones  t.  J.  1603.  blieben  c«non»t 
auf  demselben  Wege^ 

und  kamen  etwa  in  der  Periode,  die  wir  hi«r  zn  schildem  voikMitt«. 
haben,  keine  heimlichen  Ehen  mehr  vor,  war  das  Bewnsstsein 
des  Volkes  schon  so  ganz  mit  der  kirchlichen  Trauung  ein- 
Terstanden,  dass  man  unfeierliche  Verlnndungen  für  recht- 
ond  haltlos  erachtet  hätte?  Viele  der  oben  angeführten  Be- 
läge gehören  dem  sechszehnten  Jahrhunderte  an,  und  die  vor 
geistlichem  Gerichte  gemachten  Zeugenaussagen  lassen  in  der 
anschaulichsten  Weise  erkennen,  wie  die  alten  HandfestumrenHandfeffton- 

,  ®       g«n  blieben. 

fortdauerten,  wie  ein  Fürsi»recher  die  beiden  Brautleute  zu-  . 

sammengab  und  wie  dann  häufig  genug  das  Beilager  der 

kirchlichen  Feier  voranging'. 

So  erklärt  ein  Zeuee  i.  J.  1563.^:  DMeiveben 

,,At  what  time  he  the  said  John  PaUerson  toke  her  handß»n»,iuEht- 

nrosesicn. 

and  hand  faet  ihem  .  ...  he  eaid:  „William  liieherdson,  ar 
ye  content  with  thie  woman  Margaret  Jcyeyf*'  And  he  aaid,  Ye, 
forsouthf  ihat  he  was.  And  then  he  eaid'to  Margaret ^  „Are  you 
content  toith  thie  man  William  RicherdsonV^  and  ehe  eaid  *  Ye 
fore^vih*  And  he  toke  the  hande  and  laid  th*  one  in  th'  other  and 
eaid  'Notoe  have  I  doon  aemoche  ae  ther  gooetly  father  eoulde 
doo  and  I  take  recorde  of  their  words  of  you  that  stände  bye'*^  — 

Und  ähnlich  lautet  die  Darstellung  in  einem  zweiten,  auch 
dem  sechszehnten  Jahrhunderte  angehörigen  Falle': 

„At  which  tyme  one  Lancelet  Ellee,  a  very  elderly  man^  did 
handfaxt  them.  Andßrste  he  asked  them  2,  the  partiee,  at  'the 
same  tyme  in  the  preeence  of  tlns  eaaminate  and  all  other  neigh- 
bours,  whither  they  2  were  free  from  all  promeeee  and  migJU 
pUght  ther  faith  and  treoth  ihe  one  to  the  other.  And  the  eaid 
Martyn  and  Janett  anewered,  ihat  they  were.    And  whereupon 

m 

1  Es  wurde  festgesetit,  dass  die  Personen,  welche  Dispens  vom  Aufge- 
bote nachsuchten,  Oarantieen  bieten  müssten,  dass  keine  „precontracts** 
oder  andere  Ehehindemisse  entgegenständen.  Wilkins  a.  a.  0. 4, 857. 

s  e.  102.  wiederholt  die  Bestunmungen  von  1597.  und  c.  108.  rerlangt 
die  eidliche  Bestätigung  dieser  Versicherung.  Vgl.  auch  c.  105.  Wilkina 
a.a.O. 4, 898.  Gibson Codex  1,428. 

»  Ueber  das  Letztere  ygl.  Depositions  etc.  84. 86.  258. 

4  Depositions  etc.  78. 

ft  ebendas.  241.  Tgl.  auch  die  S.  54.  und  255.  enfthlten  FäUe.  In  dem 
letxteren  werden  alle  Anwesende  zu  Zeugen  aufgerufen  „of  ther  hand- 
festing,  and  that  thei  2  were  contract  in  the  way  of  matrimony  to  gither  aa 
ftan  and  wyff  before  God;  and  the  said  Robert  dranke  to  the^  said  Agnes 
and  cauld  her  bis  wyf ,  and  she  in  lyke  fnaner  dranke  to  the  said  Robert  T. 
and  cauld  hym  husband  ....'* 
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at  the  bt/dcUng  of  the  said  Lancelett,  the  said  Martyn  and  the 
said  Janett  did  wiUingly  iahe  hands  together^  and  either  of  them 
2  dyd  pleeght  ther  faitk  and  trueth  to  the  otiier,  aa  man  and 
^"yyffy  ^fo^^  God,  after  ihe  eountry  mannet^*. 

Noch  unter  Elisabeth  wurde  den  Geistlichen  die  Frage 
vorgelegt^:  ^^Wlieiher  they  have  exhoried young  foUce  to  absteyn 
from  privy  contracts  et  not  to  marry  without  the  consent  of  etich 
theyr  parente  and fry ende  as  have  authority  over  themy  or  not^* — < 


Yonchrirt.         BcTor  ich  jetzt  zur  Besprechung  des  Gesetzes  übergehe, 
HchoEhe-  welches  zucrst  den  öffentlich-rechtlichen  Character  der  Ehe  in 
den  Vordergrund  stellte,  und  zuerst  eine  bei  Strafe  der  Nich- 
tigkeit zu  befolgende  Eheschliessungsform  anordnete,  wird  es 
nöthig  sein,  die  seit  der  Reformation  gebräuchliche  zu  kenn- 
'     zeichnen  und  die  Entwicklung  der  Civilstands-Register  in 
England  vorzuführen,    da   das   genannte   Gesetz  in  beiden 
Punkten  abschliessend  und  reformirend  eingewirkt  hat. 
Anfj^boto.         Au%ebote  wurdeir  nach  dem  Vorgänge  des  kanonischen 
Rechts    an   drei  auf  einander   folgenden   Sonntagen  in  der 
Pfarrkirche  verkündet  ^  und  Dispensationen  davon  durch  die 
Bischöfe^  nur  in  dringenden  Fällen  und  allein  an  Personen 
höheren  Standes,  „duntaxat  illustrie  ac  clarae  conditionie  homi- 
mbus^*  ertheilt^     Das  Umgehen  der  Aufgebote  wurde  mit 
Strafen  geahndet,  die  der  geistliche  Richter  auszusprechen, 
durch  keine  Massregel  weltlicher  Gerichte  verhindert  werden 
solltet 
tempns  Bis  zur  Zeit  von  Elisabeth  sab  es  ein  temptis  claueum 

für  die  Eheschliessung^  welches  jedoch  später  von  selbst  fort- 

1  Strype  Annalg  of  the  Reformation  1.  Appdx.  57. 

>  Canones  t.  J.  1608.  c.  62.  f.  Wilkins  a.  a.  O.  4,  391.  Oibson 
Codex  1, 424.  f. 

*  8  Can.  101.  Y.  J.  1608.  Wilkins  a.  a.  O.  4, 8.  Special-LiceiiBeii,  dass 
zu  jeder  beliebigen  Zeit,  an  jedem  beliebigen  Orte  die  Ehe  geschloiBen 
werden  könne,  hatte  derEnbischof  von  Canterbury  su  bewilligen. 

*  Canon. t.  J.  1597. bei  Wilkin 8  a.  a.  0. 4, 857.  t.  J.  1608.  ebendas. 
A,  898. 

5  Godolphin  lepertor.  canon.  (Lond.  1678.)  467.  Es  sollten  keine 
writfl  of  Prohibition  statt  finden;  vgl.  über  dieselben  Friedberg  de 
fin.reg.  iud.  115.  Boger  a.  a.  O.  Burn  a.  a.  O.  s.  h.  v. 

0  VgL  Lyndwood  Provinoiale  (Oxoniae  1679.)  de  eland.  deeponaat 
o.  Quia  ex.  v.  solen. :  |,Solennizatio  non  potest  fieri  a  prima  Dominica  Ad» 
ventuB  usque  ad  Octavaa  Epiphaniae  exdusive  et  a  Dominica  LXX.  uaque 
ad  primam  Dominicam  post  Pascha  exclusive;  et  a  prima  die  Bogationnm 
usque  ad  septimum  diem  festi Pentecostes  inclusive;  licet  quoad  vinculum 
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fielS  nachdem  mehrere  Gesetzentwürfe,  welche  die  Aufhebung 
dieser  Schranke  bezweckt  hatten,  theils  durch  den  Einfluss  der 
Geistlichkeit  y  theils  durch  den  der  Königin  gekreuzt  und  er- 
folglos gemacht  waren^.  Bestehen  aber  blieb  die  Beschr'an- 
hms  der  Trauzeit  auf  die  s*  ff.  kanonischen  Stunden  (die  Vor-   kanon. 

ö  o  \  ^         Standen. 

nittagsstunden  von  8 — 12  Uhr),  welche,  zuerst  durch  eine 
Constitution  des  Jahres  1597.  eingeführt,  im  62st6n  Kanon 
Tom  Jahre  1603.  wiederholt  wurde  ^.  Da  indessen  diese  Ca- 
nones  vom  Parlamente '  nie  bestätigt  worden  smd,  so  bUden 
ihre  Bestimmungen,  wenn  sie. vom  alten  Rechte  abweichen 
oder  Zusätze  dazu  enthalten,  keinen  Theil  des  ^common  law 
und  sind  mithin  nur  für  den  Klerus  verbindlich^* 

Die  Führunfit  von  Elrchenbüchem  endlich  wurde  zuerst  Kirchen- 

^  ,         biicher. 

durch   eine  Bestimmung  des  Vice-Begenten  Cromwell  im 
Jahre  1538.^  angeordnet,  wobei  die  ängstliche  Sorgfalt,  die  zaentan- 
auf  die  Bewahrung  der  Begister  verwendet,  und  die  Strafen,  i.J.  i588. 
udt  denen  eine  nachlässige  Führung  gerügt  werden   sollte, 
schon  die  Wichtigkeit  zeigen,  welche  man  dieser  Massregel 

hisoe  diebus  contrahi  possit".  Vgl.  Gibson  a.  a.  O.  1,  430.  Poyntera 
concige  Tiev  of  the  doctrine  and  practice  of  tbe  eccl.  courts  of  Doctors*  Com- 
moiis . . .  relative  to  the  subject  of  Marriage  and  Divorce  (Lond.  1824.)  79. 

1  Vgl.  Poynter  a.  a.  O.  80. 

s  Warner  Church  History  2,  457.  erzählt,  die  Gemeinen  hätten  eine 
Bül  berathen,  dass  Ehen  jederzeit  geschlossen  werden  könnten;  die  Kö- 
nigin habe  aber  auf  Verlangen  des  Erzbischofs  diese  Anregung  unterdrückt. 
—  Gibson  a.  a.  O.  in  einer  Kote  zum  62.  Canon  erwähiit,  dass  im  sieb- 
zehnten Begierungsjahre  yon  Elisabeth  eine  Bill  eingebracht  worden  sei, 
An  Act  declaring  Marriages  lawfull  at  all  times.  Diese  sollte 
weitergehen  als  das  1562.  projectirte  Gesetz,  welches  den  Weihnachtstag, 
den  Ostertag  mit  den  sechs  vorangehenden  Tagen,  und  den  Pfingstsonntag 
ausgenommen  hatte. 

8  Nach  der  Uebersetzung  bei  Gibson  a.  a.  O.  könnte  es  scheinen, 
als  ob  die  Stundenfestsetzung  sich  nur  auf  die  dispensirten  Ehen  bezöge. 
Er  sagt:  „Neither  shall  any  minister  upon  the  like  pain  solemnize  mar- 
riage between  any  person  whomsoever  (although  licensed  as  aforesaid)  ^*. 
Es  ist  das  aber  nur  eine  falsche  Uebertragung  des  lateinischen  Textes:  „Ne- 
que  iillus  minister  sub  poena  simili  inter  quaslibet  personaa  (quantumvis 
ejosmodi  facultatem  seu  indulgentiam  habentes  etc.)** 

*  Vgl.  Middleton  and  Wife  ag.  Croft-Strange  reports  a.a.O. 
1062.  Roger  a.  a.  O.  618.   Poynter  a.  a.  0. 81. 

5  Burn  registr.  eccles.  parochialis  (2.  ed.  Lond.  1852.)  Das  ergiebt 
sich  auch  aus  dem  Wortlaute  der  Bill  t.  J.  1562.,  welche  Anordnungen  triflt 
wegen  der  Registrirung  der  „foimer  Church  books,  titles,  notes  and  re* 
membrance  of  twenty-four  yeares  (also  1588.)  oontinuance  ahready  paased  or 
thereabouts*'.  Es  wurden  jedoch  schon  früher  Eintragungen  in  Missalien 
und  Psalterien  vorgenommen.  Beispiele  bei  Bu rn  registr.  11.  —  Aus  einer 
i.  J,  1880.  vom  Parlamente  angestellten  Untersuchung  ergaben  sich  folgende 
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beilegte.  „T^erf  you",  schrieb  er*,  „and  every  parson,  vicar  or 
eurate  mthin  this  dioeese,  for  every  ehureh  keep  one  book  or 
registery  wherein  he  ahaU  write  the  day  andyear  of  every  wedämg^ 
ehriatening  and  burial  made  withtn  your  parish  for  your  Urne, 
and  80  every  man  suceeeding  you  Ukewise,  and  aüo  ihere  insert 
every  pereon'e  nome  that  shaU  he  ao  wedded,  ckrütened  and 
buried:  and  for  the  aafe  keeping  of  the  aame  book  the  pariah 
ahall  be  bound  to  provide  of  their  common  chargea,  one  eure 
coffer,  toith  ttoo  loeka  and  keya,  whereof  the  one  to  remain  mth 
you,  and  the  other  with  the  wordene  of  every  pariah  wherein 
ti^  aaid  book  ahall  be  laid  up,  which  book  ye  ahall  every  Sunday 
take  forth,  and  in  the  preaenee  of  the  aaid  wardena,  or  one  of 
them,  write  and  record  in  the  aame  all  the  weddinga,  ehriateninga 
and  buriala  made  the  whole  week  afore,  and  thcct  dohe,  to  lay  up 
the  book  in  the  aaid  coffer  aa  afore;  and  for  every  time  that  the 
aame  ahall  be  omitted,  the  party  that  ahall  be  in  the  fault  thereof 
ahall  forfeit  to  the  aaid  church  üj*  iiij^y  to  be  employed  on  the 
reparaiion  of  the  aaid  church**. 
EdnardTi.  ^^  ^^^  gleichlautendes  Gebot  erliess  Eduard  VT.  i.  J. 
1M7.  1547;  nur  sollten  die  Strafgelder  nicht  wie  bisher  zum  Kirchen- 
baufonds  geschlagen^^ondem  der  Armenkasse  des  Elirchspield 
zuertheilt  werden*. 
Di«  visita-  ^^  demselben  Jahre  schon  gehört  zu  den  Punkten,  auf 
*d?F?i£lIIJ^^^^^®  ^®  Visitatoren  ihre  Aufmerksamkeit  richten  sollteu, 
"bikhwM  ^^®  den  Geistlichen  vorzulegende  Frage:  „Whether  they  have 
^^^^i^^'Ofie  book  or  regiater  aavely  kept,  wherein  they  write  the  day  of 
***^'     every  wedding  chriating  and  burying?"^ 

Resultate: 
Bei  B  u  rn  legistr.  15 : 
Register,  die  1588.  begonnen:     .    812. 
(40  dAT.  haben  Ebitnganfen  firtther  all  d.  Datnm.) 

1538—1558: 1822. 

1558—1608: 2448. 

1608—1650: 969. 

1650—1700: 2757. 

1700—1757: 1476. 

seitdem!     .    .    .      600  oder  700. 

Summa:  10,984. 

1  bei Bu rnett  History  of  the  Refonnation  1, 1781.  —  Die  Fublication 
des  Ersbischofes  von  Canterbury  bei  Wilkins  a.  a.  O.  8,  837.  —  Die 
Anordnung  rief  übrigens  den  Unwillen  der  niederen  Classen  hervor,  wekhe 
die  Einfuhrung  einer  neuen  Steuer  förchteten.  Vgl.  den  Brief  von  Sir  Pi«rft 
Eggeoomb  a.  d.  J,  1589.  an  Crom  well  in  Reports  from  Commit- 
tees  1888.  ToL  X.  S.  88. 

s  Reports,  Committees  10,  88.(1888.) 

8  "Wilkins  a.  a.  0. 4, 28.  ff.  ebenso  auch  L  J.  1559.  ebendas.  4, 189* 
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Auch  die  katholische  Reaction  unter  Maria  änderte  an  Maria  die 
diesen  Vorschriften  nichts,  zumal  ja  auch  das  Tridentinum 
die  Führung  von  Kirchenregistem  angeordnet  hatte* 

Bei  der  Instruction^  die  der  päpstliche  Legat,  Cardinal  caniinai 
Pole,  im  J*  1555.  auf  der  von  ihm  berufenen  Synode  erliess,     ism.  ' 
wurde  auch  ganz  besonders  der  Kirchenbücher  EIrwähnung 
geihan»  — 

Bald  darauf^  tauchten  auch  schon  Pläne  auf,  die  Registri-    Begiater 
rang  für  jede  bischöfliche  Diöcese  zu  centralisiren,  ein  Fort-  'i>iSceien 
schritt  in  der  Einsicht  von  der  staatlichen  Wichtigkeit  und^w^^!,^ 
Nothwendigkeit  solcher  Register,  der  zu  jener  Zeit  in  keinem 
andern  Lande  anzutreffen  ist. 

In  der  Session  1562/3.  wurde  eine  Bill  im  Unterhaus e  D«naf  be- 
gelesen:  y,To  autorize  every  Arehbishop  and  Bishop  to  erect  entwürfe:  ~ 
one  Office  of  registership  of  all  ihe  Churcli  Bockes  to  be  kept  in    ^^^^' 
tuen/  diocese"^,  imd  ähnliche  Ideen  beschäftigten  die  Gesetz- 
gebung wiederum  um  das  Jahr  1590^  1590. 

Durchgeführt  wurde  dieser  Plan  aber  erst  durch  die  Ver-  yerordn.T. 
Ordnung  vom  25.  October  1597.*,  in  welcher  die  Synode  der^"«»??***^ 
Provinz  Canterbury,    mit  Zustimmung  der  Königin,    den 
Geistlichen  nicht  allein  die  sorgsamste  Führung  der  Register 
zur  Pflicht  machte  —  hatte  doch  jeder  Pfarrer,  wie  bald  darauf  inbait  der- 
festgesetzt  wurde,  die  schriftliche  Versicherung  abzugeben: 
^I  shall  keep  ths  Register  Book  according  to  the  Queen' s  Mcgesty's 
Itguncüons"^  —  sondern  neben  vielen  Massnahmen,  welche 
Bx£  die  Sicherung  von  Verlust  und  Fälschung  abzielten,  auch 
die  Festsetzung  traf,  dass  jedes  Jahr  in  dem  Monate  nach 
Ostern  ein  Exemplar  jedes  Kirchenbuches  in  das  bischöfliche 
Archiv  niedergelegt  werden  sollte.    „  Quicunqiie  vero  in  pre- 
missis  eorum  vel  aKquo  deUquerit,  is,  tU  delicti  quaUtas  postuta-- 
vtrity  puniatur". 

Neue  Anordnungen,  die  jedoch  von  keiner  principiellenye'yjnüiig. 
Wichtigkeit  waren,  erfolgten  dann  in  den  Jahren  1603.^  und  i608.und 

^  Was  aus  der  am  15.  November  1547.  in  das  Unterhaus  eingebrachten 
Bill,  „for  a  Treasure  Hous^  in  every  shire  for  keeping  of  the 
records'S  die  einmal  gelesen  wurde,  geworden  ist,  lässt  sich  nicht  an- 
geben.   Journals  of  the  H.  of  Commons  1,  1. 

^  Journf^ls  of  the  H.  of  Comm.  1,  68. 

S  Strype  Annal84,45. 

4  Wilkins  a.a.O.  4, 856. 

5  Gibson  a.a.O.  1,204. 
«  Gibson  a.a.O.  1,204. 

Friedberg,  EheichUenung,  21 
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U44.  1644.^,  freilich  ohne  einer  immer  mehr  überhand  nehmenden 
Verwirrung^  abhelfen  zu  können. 

oesetir.  Da8  Gesetz,  welches  ich  schon  oben  angedeutet  habe, 

1653.  und  das  jetzt  besprochen  werden  muss,  ist  die  Verordnung 
der  Commonwealth  vom  24.  August  1653.,  die  eine  voll- 
ständige Reformation  des  Eheschliessungs-Bechtes  einföhrte'. 

Zelt  der  Die  Aufgebote,  so  wurde  festgesetzt,  sollten  drei  Mal 

während  dreier  Wochen  in  den  Vormittagsstunden  von  11  bis 

Ort  der-  2  Uhr  crfoIgcn,  und  zwar  entweder  Sonntags  in  einem  Grottes- 
hause, oder  aber,  nach  Verlangen  der  Parteien,  zur  Marktzeit 
auf  dem  Marktplatze.  Vorher  jedoch  sollten  die  Brautleute 
Eingi^  xa  eine  schriftliche  Eingabe  zu  dem  Civilstands-Register  einrei- 

atandfre-  chou,  in  der  sie  ihre  Namen  und  Wohnorte,  sowie  die  der  Eltern 

gleter.  , 

oder  Vormünder  darzuthun  hatten,  und  in  deren  Verlesung 
Aufgebote!^^"^  obcn  das  Aufgebot  bestand,    lieber  die  Verkündigung 
desselben  war  dann  wieder  ein  Vermerk  in  das  Regster  zu 
machen,  der  als  Beweis  für  die  Erfüllung  der  vorgeschriebenen 
Formalitäten  dienen  konnte.    Ebenso  sollte  der  etwaige  Eiii- 
spruch    gegen    die   beabsichtigte   Ehe    eingetragen    werden. 
Mit  dem  Mit  einem  vom  Civilstands-Beamten  über  die  Aufgebote  aus- 
certiflcAt.  gestellten  Certificate  hatten  sich  dann  die  Brautleute  in  Be- 
gleitung von  zwei  oder  drei  glaubwürdigen  Zeugen  zu  dem 
zam     Friedensrichter  des  Bezirks  zu  begeben,  in  dem  die  Aufgebote 
richter.    verkündet  waren;  sie  sollten,  falls  sie  das  einundzwanzigste 
d^'SteraJ  ^^^  ^^^  nicht  erreicht  hatten,  die  Einwilligung  ihrer  Eltern 
Echtheit  oder  Vormünder  darthun  und  endlich  die  Wahrheit  des  Certi- 

dea  Certifi* 

cats.     ficats  durch  Eid,  oder  in  einer  anderen,  vom  Richter  vorge* 
Tnoang.  schriebencn  Art  beweisen.     Dann   sollte  der  Consens-Aus- 
tausch  ohne  jede   andere  Ceremonie  als  Verschlingung  der 
keiDTrao-  Hände,  imd  namentlich  ohne  Anwendung  des  Trauringes,  er- 
folgen, und  endlich  durch  den  Friedensrichter  die  Ehe  für  ge- 
schlossen erklärt  werden.     Keine  auf  andere  Weise  einge- 
gangene Ehe  war  in  England  gültig;  nur  für  Geistesschwadie 
und  Handlose  wurden  Modificationen  zugelassen, 
ciriistandf         Die  Civilstands-Recdstcr  sollten  von  eiQ:enen  Beamten  jre- 
führt  werden,    welche  die   im  Earchspiele  zur  Armensteuer 

^  Burn  registr.  28. 

^  Das  war  namentlich  unter  der  Regierung  Carls  I.  der  Fall,  Reports 
a.  a.  O.  S.  14. 

>  bei  Scobell  a  CoUection  of  Acts  and  Ordinances  of  general  Use 
made  in  Parliament  (Lond.  1658.). 
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Zablenden  auf  drei  Jahre  zu  wählen  hatten.  Jedoch  musste 
der  Sichter  die  Eintragung  jeder  Ehe  noch  durch  seine  Unter- 
schrift beglaubigen,  wie  er  auch  verpflichtet  war,  den  Eheleuten 
auf  ihr  Verlangen  einen  Trauschein  auszustellen.  — 

Das  waren  die  auf  Eheschliessung  bezüglichen  Punkte 
clieses  merkwürdigen  Gesetzes. 

Die  Parlaments-Geschichte  des  Jahres  1653.  enthält  nichts  moüto  des 
Ton  den  Verhandlungen,  welche  das  Gresetz  hervorgerufen  hat, 
ebensowenig  wie  die  Briefe  und  Keden  von  Crom  well  die 
Motive  ergeben,  die  ihn  dabei  geleitet  haben. 

Dennoch  aber  werden  wir  solche  aufzusuchen  haben,  wenn  Meinang 
wir  uns  nicht  mit  der  wohlfeilen  Bemerkung  begnügen  wollen,  *Sfhriftrtf 
die  man  wohl  bei  englischen  Schriftstellern  findet^  dass  Crom- 
well  aus  Hass  gegen  die  Geistlichkeit  ihr  die  Eheschliessung 
genommen  habe. 

Die  Gründe  Keffen  denn  doch  etwas  tiefer:  es  waren  fast  nie  wahr« 
dieselben,    welche   heute  die   Gesetzgebungen    zur  Civilehe 
treiben. 

Durch  die  Beformation  hat  in  Eni^land  eine  Verschmel-  S*"!™;* 

t   n  T*  •  Kirche  In 

2ung  von  Kirche  und  Staat  Platz  gegnffen,  wie  sie  in  dieser  Jngiaiidn. 
Innigkeit  nirgends  angetroffen  wurde.  ^<"^- 

Die  Lostrennung  von  Rom  war  eben   nicht,   wie   in 
Deutschland,  das  lange  vorbereitete  Werk  des  Volksgeistes, 
«ondem  allein  ein  äusserlicher  Begimentswechsel,  eine  Succes- 
aion  des  englischen  Königs  in  die  Befugnisse  des  römischen 
Papstes'.    Erst  später,  nachdem  die  Hülle  der  neuen  Kirche  ment kein« 
«chon  äusserlich  ganz  fertig  da  stand,   gab   man  ihr  einen   Befom. 
geistigen  Inhalt,  erst  nach  Vollziehung  des  Schisma  wurde 
-ein  Dogma  geschaffen^    Vor  allen  aber  blieb  der  englischen 
Kirche  die  streng  hierarchische  Gliederung,  welche  im  Katho-  Hienrchie 
lidsmus  die  ganze  kirchliche  Verfassung  durchzieht^;  es  blieb 
-dsLS  die  apostolische  Succession  von  sich  prädicirende  Bischof-  Eptscopat. 
thum^;  es  blieben  endlich  die  vielerlei  in  das  staatliche  Gebiet 

,  1  Vgl.  Bacon  new  abridgment  of  the  law  (7.  ed.  Lond.  18S2.)  Marriage 
■C.  note.   Gripps  law  of  the  Clergy  716. 

^  Vgl.  Abbot  history  of  the  Roman  and  English  HierarchieB  (Lond. 
1831.)  252-56.  Bänke  Engl  Gesch.  1,  182.  Oneist  a.  a.  0.  2,  258. 
Montagu  the  four  ezperiments  in  church  and  state  (Lond.  1864.)  50.  f. 

»  St.  81.  Hen,  VIII.  c.  14.  v.  J.  1539;  St.  82.  Hen.  VIII.  c.  26;  St  84. 
Hen.Vm.cl. 

*  Vgl.  Gneist  a.a.O.  2, 261.   Fischel  a.a.O.  171.  ff. 

ö  Vgl.Burn'BEccl.Li  l,207.ff. 

21* 
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Dia  kirchi.  überfireifenden  kirchlichen  Competenzen,  welche  den  Anlas» 
Ken  greifen  ZU  den  harten  Kämpfen  des  Mittelalters  gegeben  hatten^. 

-    ^^^-  Jetzt  konnte  das  Letztere  für  politisch  bedenklich  nicht 

mehr  gehalten  werden.  War  doch  der  König  das  anerkannte- 
Haupt  von  Kirche  und  Staat,  so  dass  die  Streitfragen  zwischen 
der  Gewalt  beider,  'die  früher  für  den  Staat  Lebensfragen, 
ausgemacht  hatten,  zu  dem  Zwiste  zweier  gleichgeordneter 
Mächte,  zweier  demselben  Oberhaupte  unterworfener  Kreise,, 
zu  einem  Competenzconfiicte  im  heutigen  Sinne  des  Wort» 
herabgedrückt  waren. 

Wohl  aber  konnte  der  religiöse  Sinn  des  Volkes  Ein* 
Spruch  erheben  gegen  ein  System,  welches  sich  von  dem  Pro- 
testantismus kaum  den  Namen  erborgt  hatte  und  ganz  in  den. 
früheren  Bahnen  wandelte. 

theoretisch«         Die  calvinistischc  Theorie,  die  protestantische  Lehre- 
gegen  diM  vom  allgemeinen  Priesterthume,  von  der  Gleichberechtigung^ 
^'  °^'    aller   Geistlichen  drang   durch  deutsche  Yermittelung  nach 
England^  gewann,   durch  Verfolgungen  geschärft'  und  ge- 
stärkt, immer  mehr  an  Verbreitung,  und  nahm  schliesslich  den 
Kampf  auf  Tod  und  Leben  mit  dem  Episcopalismus  auf. 

indepen-  Keine  Bischöfe,  so  lauteten  die  Forderungen,  welche  in. 

dem  Independentismus  ihren  Höhepunkt  erreichten^  kein  cen- 
tralisirtes  oder  auch  nur  organisirtes  Kirchenwesen,  keine  Ver-» 
mischung  von  Staat  und  Kirche. 

Es  würde  hier  zu  weit  führen,  wenn  ich  das  allmähliche 
Wuchsen  und  die  allmähliche  Verbreitung  dieser  Ideen  nach- 
weisen wollte. 

Miiton.  Ich  will  mich  begnügen,  auf  Miltons  Schriften  zu  ver- 

weisen, in  denen  er  die  reli^ösen  Tendenzen  seiner  Partei- 

^  So  geistliche  Juriadiction  u.  8.  w.  Re  eye  hist.  of  the  Engl,  law  (Lon- 
don 1814.)  5,  216—18.  Burnet  bist,  of  the  Hefonnat.  2,  358.  Gneist 
a.a.O.  2,260.   Fischel  235.ff. 

^  Vgl.  Weber  Gesch.  d.  akathol.  Kirchen  u.  Secten  t. Grossbrittannien 
(Leipz.  1845.)  I,  1,  106.  ff.  Richter  Gesch.  d.  deutsch.  K.Verf.  (Leipz. 
1851.)175.ff.  Vgl.  auch  Dordrechter  Synode  Art  81:  „Ubi  sunt  loco- 
rum  Trerbi  dei  ministri,  eandem  illi  atque  aequalem  omnes  habent  tum 
potestatem,  tarn  auctoritatem ,  ut  qui  sint  aeque  omnes  Christi  unici  illiua 
episcopi  uniTersalis  et  capitis  ecclesiae  ministri ^^  Vgl.  auch  Ranke  EngL 
Gesch.  2, 218. 

«  Weber  a.a.O.  1,2, 424. 

*  Vgl.  Macaulay  history  (Tauchn.  ed.)  1, 114.  Bonge  andBennet 
history  of  dissentenr  (Lond.  1808.)  1, 123.  ff. 
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genossen  mit  grossser  Schärfe  und  E[Iarheit  fast  zum  wissen- 
schaftlichen Sjnsteme  gestaltet^,  und  ich  möchte  noch  die  Be- 
merkung hinzufügen,  dass  der  Widerstand  gegen  das  Ver-  werPtind 
fassun&rawesen  der  Hochkirche  um  so  enercdscher  sein  musste.  «uch  Feind 
•da  auch  alle  politischen  Feinde  des  Königs  in  das  Heer  der 
religiösen  getrieben  wurden.  Denn  da  die  Staatskirche  noto- 
risch den  König  stützte,  so  war  eine  Verbindung  der  gegen  den 
König  als  Monarchen  Kämpfenden  mit  den  Feinden  des  ober- 
sten Bischofs  von  selbst  gegeben. 

EndUch  ma^r  auch  noch  des  Hasses  fteeen  das  stanze  Tom  katboiuir. 

Carflinonieii 

Katholicismus  überkommene  Formenwesen  der  andikanischen  der  «nguk. 
Kirche  Erwähnung  gethan  werden,   der  durch   die  katholi- 
sirenden  Bestrebungen   eines  Land  gefördert  wurde ^   und    Ltad. 
schon  in  den  vierziger  Jahren  auch  in  Bezug  auf  die  bei  der 
JBheschliessung  gebräuchlichen  Ceremonien   einen  Ausdruck 
fand». 

Alle  diese  Factoren  waren  bei  den  Berathunscen  der  Conir  di«  com- 
TnonweaUh  maassgebend:  Trennung  von  Staat  und  Kirche  ver« 
langte  man,  Zurückführung  der  Kirchenverfassung  auf  das 
anorganische  Zusammenleben  der  apostolischen  Zeiten,  Fort- 
fallen alles  und  jedes  an  Heiden-  oder  Papstthum  erinnernden 
Formenwesens:  das  Besultat  war  eben  die  Cromwellsche  waiiseh« 

Ehegeaetz. 

Gesetzgebung. 

Sie  schafile  die  kirchliche  Eheschliessung  ab  und  führte 
Civilehe  ein,  weil  die  Ehe  ein  bürgerliches  Kechtsgeschäft  sei, 
weil  den  Geistlichen  eine  nicht  unbeträchtliche  Einnahmequelle 
entzogen  und  dadurch  die  Miethlinge,^die  nach  Qeld  Dürsten" 
den,  vom  Dienste  der  Kirche  abgeschreckt  würfen;  sie  nahm 
den  geistlichen  Bichtern  die  Ehejurisdiction  und  übertrug  sie 
den  Friedensrichtern,  weil  den  Geistlichen  eine  weltliche  Gre- 

1  Gegen  den Episcopalismus  Tgl.:  Of  Keformat.  in  Engl.  Works 
(Lond.  1758.)  1,8.  Of  prelatical  episcopacy  ebendas.  S. 82.  The 
Reason  of  Church  Government  book  U.  eh.  8.  „that  prelatical juris* 
diction  apporeth  the  reason  and  end  of  ihe  Gospel  and  of  State",  ebendas. 
1,67;  —  Gegen  die  Geremonieen:  Animadversions  sect.  IL  ebendas. 
1,85.  —  Trennung  von  Staat  und  Kirche:  A  treatise  of  civil  power  in 
ecclesiastical  causfes.  ebendas.  598.fi. 

s  Macaulay  bist.  (ed.  cit.)  1,  86.  ff. 

8  The  hnmblest  petition  of  the  ministersof  the  Churoh  of 
England  (s.  1. 1641.)  p.  2.  erbittet  die  Abschaffung  mehrerer  Geremonieen, 
die  mit  dem  Trauringe  vorgenommen  zu  werden  pflegten.  —  Eine  scharfe 
Kritik  der  Petition  Seitens  der  Universitfit  Oxford  ebendas.  12.  ff. 
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richtsbarkeit  nicht  zustehe;  sie  beseitigte  endlich  den  Trauring, 
weil  er  heidnischen  und  katholischen  Ursprungs  sei^. 
MiitonaVcr-  Sehr  bcachtcnswerth  ist,  dass  das  revolutionäre  Gesetz 
dwciyueh«.aus  den  hier  dargestellten  Motiven  heraus  seinen  Vertheidiger 
in  Milton  gefunden  hat,  und  bei  dem  Einflüsse^  den  er,  der 
politisch  Hochgebildete,  unstreitig  auf  den  Gang  der  Gesetz- 
gebung  ausgeübt  hat,  bei  dem  Ansehen,  welches  er  als  ehe- 
rechtlicher Schriftsteller  in  der  vorliegenden  Frage  gemessen 
musste,  lässt  sich  wohl  annehmen,  dass  die  von  ihm  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  zugeschriebenen  Beweggründe 
auch  die  in  Wahrheit  wirkenden  gewesen  sind^. 

1  Vgl.  darüber  (Buttler)  Hudibras  III,  2, 303 : 
„  Others  were  for  abolishing 
That  tool  of  matrimony,  aring 

With  which  th*  unsanctifyd  bridegroom 

la  marry*d  only  to  a  thumb 

(As  wise  as  ]:iDging  of  a  pig 

That  UB*d  to  break  up  ground  and  dig) ; 

The  bride  to  nothing  but  her  wUl, 

That  nulls'the  after  marriage  still  *^ 
Vgl.  Walch  Einleit.  in  d.  relig.  Streitigk.  auss.  d.  luther.  Kirche  1,  479^ 
Hülsemann  in  Calvinism.  irreconcil.  th.  14.    P.  Müller  de  hierologia> 
sect.  4.  th.  12. 

'  Ich  theile  in  dem  Folgenden  die  bis  jetzt  so  weit  ich  sehe  noch  völlig 
unbeachtete  AeuBserung Mi lton*B  mit;  —  auch  Weber  in  dem  Au&atze: 
JohnMUton*8  prosaische  Schriften,  in  Raum  er  histor.  Taschenbuch (Leipz> 
1852.,  321.  ff.  übersieht  sie  —  sie  ist  seiner  Schrift  The  likeliest  Means 
to  remove  Hirelings  out  of  the  Church  entnommen,  Works  ed.  cit. 
1,625.  f.:  „Butsomething  must  be  spokeninpraise;  ifdue,  theirduty;  IT 
undue,  their  corruption :  a  peculiar  Simony  of  our  divines  in  England  only. 
But  the  ground  is  broken,  and  especially  Üieir  unrighteous  possession,  the 
chancel.  To  seil  that,  will  not  onlyraise  up  in  judgment  the  Council  of 
Trent  aginst  them,  but  will  lose  them  the  best  champion  of  tithee,  their 
zealous  antiquary,  Sir  Henry  Spelman ;  who  in  a  book  written  to  that  pur* 
pose,  by  many  cited  canons  and  some  even  of  times  coiruptest  in  the  church, 
proTes  that  fees  exacted  or  demanded  for  sacraments,  marriages,  burials^ 
and  especially  for  interring,  are  wicked,  accursed,  aimoniacal  and  abomin- 
able.  Yet  thus  is  the  church ,  for  all  this  noise  of  reformation ,  lest  still  un- 
reformed,  by  the  censureof  their  ownsynods,  their  own  favourers  adenof 
thieves  and  robbers.  As  for  marriages,  that  ministers  should  meddle  with 
them  as  not  sanctified  or  legitimate^  without  their  celebration,  I  find  no 
ground  in  scripture  either  of  precept  or  example.  Likeliest  it  is  (which  our 
Seiden  hath  well  observed,  1, 2.  c.  28.  Ux.  Eb.)  that  in  Imitation  of  heathen 
priests  who  were  wont  at  nuptials  to  use  many  rites  änd  cerremonies,  and 
especially,  judging  it  would  be  profitable,  and  the  increase  of  their  authority, 
not  to  be  spectators  only  in  business  of  such  concemment  to  the  life  of  man, 
they  insinuated  that  Marriage  was  not  holy  without  their  benediction ,  and 
for  the  better  colour,  made  it  a  sacrament;  being  of  itself  a  civil  ordinance^ 
ahoushold  contract,  a  thing  indifferent  and  free  to  the  whole  race  or  man- 
kind,  notasreligious,  but  as  men:  best,  indeed,  undertakcn  to  religioua 


I.  £Dgland.  1.  Von  der  Reformation  bis  z.  J.  1658.  327 

Das  Gesetz  über  Civilehe,  welches  die  Commonwealth  für  Ansdehnang 
^England   im  Jahre   1653.   erlassen  hatte^    wurde    schon  im  a.  oeseues. 
December  desselben  Jahres  auf  Irland  ausgedehnt  und  em- 
pfing dann  auch  Greltung  für  Schottland. 

So  war  denn  in  dem  grossen  britischen  Reiche  ein  Recht 
der  Eheschliessung  geltend,  imd  überaU  wurden  die  Ehen  vor 
den  Friedensrichtern  eingegangen^;  das  bezeugen  uns  noch 
zahlreich  erhaltene  Trauscheine^. 

ends  and  as  tbe  apostle  saith,  1.  Cor.  VII.  'in  the  Lord'.  Yet  not  therefore 
invalid  or  unholy  without  a  miniater  and  his  pretended  neoessary  hallowing, 
more  than  any  other  act ,  enterprise  or  contract  of  cinl  lifo ,  ^hich  ougfat  all 
to  be  done  also  in  the  Lord  and  to  his  glory.  All  which,  no  less  than  mar- 
riage,  were  by  the  cunning  of  priest«  heretofore,  as  material  to  their  profit, 
transacted  at  Uie  altar.  Our  divines  deny  it  to.  be  a  sacrament ;  yet  retained 
tbe  celebration,  tili  prudently  a  late  parliament  recovered  the  civil  liberty 
of  marriage  from  their  incroachment,  and  transferred  the  ratifying  and 
registring  thereof  frcm  the  canonical  shop  to  the  proper  cognizance  of  civil 
magistrates.  Seeing  then,  tbat  God  hath  given  to  ministers  under  the 
Oospely  that  only  which  is  justly  given  them,  that  is  to  say,  a  due  and 
moderate  livelihood,  the  hire  of  their  labour ,  and  that  the  heave-offering  of 
tithes  is  abolished  with  the  altar,  yea,  though  not  abolished,  yet  lawless,  as 
they  enjoy  them;  their  Melchisedechian  right  also  trivial  and  groundlesfl, 
and  both  tithes  and  fees,  if  exacted  or  established,  unjust  and  scandalous; 
we  may  hope,  with  them  removed,  to  remove  hirelings  in  some  good 
measure,  whom  these  temptiug  baits,  by  law  especially  to  be  recovered, 
allnre  into  the  church'^  —  Schon  in  seiner  UebersetzungBucers  ,)Judg- 
ment  of  Martin  Bucer  touching  the  marriage"  hatte  er  auf  das  15.  Capitel 
von  dessen  de  regno  Christi  aufmerksam  gemacht,  in  dem  behauptet  wird, 
dass  die  Ehe  ein  weltlich  Ding  sei,  „that  the  ordering  of  marriage  belongs 
to  the  civil  power *^  Works  1,  240.  Ueber  die  Eheschliessung  selbst 
scheint  aber  Mil  to  n  zur  Zeit  der  Abfassung  jener  Schrift  (1644.)  noch  keine 
abweichenden  Ansichten  gehabt  zu  haben ;  wenigstens  findet  sich  in  den 
eherechtlichen  Schriften  Nichts  darüber  und  das  20.  Capitel  Bucer's  hat  er 
mit  der  Bemerkung  ausgelassen,  dass  es  nur  von  der  Eheschliessung  handle. 
a.  a.  0. 1,  242.  Seine  Definition  von  der  Ehe  lautete  damals:  „Marriage  is  . 
a  divine  Institution,  joining  man  and  woman  in  a  love  fitly  disposedto  the 
helps  and  comfort  of  domestic  life*';  Tetrachordon  a.  a.  0.  1,  275.  v.J. 
1645. 

1  Doch  erscheinen  in  einigen  Theilen  Englands  gewisse  Modificationen 
der  vorgeschriebenen  Form.  So  wurden  in  Northampton  die  Ehen  vor 
dem  Mayor  und  dem  Geistlichen  der  Kirche  solennisirt.  Burn  registr.  161» 

2  Vgl.  Oentleman's  Magazine  v.  J.  1784.  p.  8.  —  Aufgebote  auf 
dem  Marktplatze: 

„1653.  )  Julius  Wood  of  Nightingale-lane,  in  this  parish,  mariner 
December,  26.  f  and  Martha  Wagdock  of  the  same,  widow,  were  published 
in  the  marcket-place  at  Leadenhall  three  several  marcket-days  in  three 
several  weeks  (viz.)  on  the  ll'h  day,  on  the  19tii  day,  on  the  26**»  day  of  De- 
cember 1653 ;  and  the  said  Julius  W.  and  Martha  W.  were  married  by  me, 
Richard  Loton  esq.  and  justice  of  the  peace  in  the  county  of  Middlesez  on 
the  26tit  day  of  December  1658;  Edward  Callis  and  Tobias  Harborough 
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BoQrtheiL  Grossen  Unwillen  aber  rief  die  neue  Maassreg^  bei  all' 
nossen.  den  Männem  hervor,  welche  kirchlich  dem  IndependentiBmus 
fem  standen,  und  wieder  war  auch  hier  die  politische  Partei- 
farbe von  Wirkung.  Gleich  wie  alle  Feinde  des  Königs  dem 
neuen  Gesetze  ihre  Zustimmung  gegeben  hatten,  in  ihrer 
Coalition  mit  den  Gregnem  der  Hochkirche,  so  waren  alle  guten 
Boyalisten  einig  in  dem  Hasse  gegen  eine  Maassregel,  die  in 
verwerftingden  rcUgiösen  Prinzipien  usurpatorischer  Königsmorder  ihren 
dopchRoya- Ursprung  hatte.  „Maryiage  by  jiistices",  heisst  es  in  einer 
Kirchenbuch-Eintragung  jener  Zeit,  ,,election  of  registers  by 
Pariskianers  and  the  tise  of  ruUng  eiders  first  came  inio  fashian 
in  the  time  of  rebellion,  under  that  monster  of  nature  and  bludy 
tyrant  Oliver  Cromwell"^;  und  in  einem  anderen  Kirchenbuche 
werden  die  Lücken  der  Bevolutionsjahre  trauernd  mit  der 
Maassregel  der  Commonwealth  erklärt,  ,^the  sdid  Parlior- 
ment  aho  conmting  of  Annabaptists  and  IndependenU  ", 

eatyre.  Auch  die  Satyre  bemächtigte  sich  des  neuen  Gesetzes, 

und  von  den  zahlreichen  Pamphleten,  welche  zweifelsohne  in 
jener  schreibeeifirigen  Zeit  ihren  Spott  darüber  ergossen^  ist 
uns  wenigstens  ein  nicht  witzloses  Gedicht  erhalten,  in  welchem 
die   durch  die  neue  Maassregel  bewirkte  Wiederkunft   der 

witnessea  present^^  bei  Foynter  a.  a.  O.  26. — Aufgebote  in  der  Kirche: 
bei  der  Eheschliessung  von  Cromwells  Tochter : 
„Koyemberll,  1657. 

There  are  to  certify  whom  it  may  concemed,  that  according  to  alate 
Act  of  Parliament,  entytuled  an  Act  touching  Mamages  and  the  registering 
thereof  etc.  Publication  was  made  in  the  publique  meeting  place,  in  the 
Parish  Church  of  the  Parish  of  Martins  in  the  Fields  in  the  County  of  Midd- 
lesex,  upon  three  several  Lord's  Days,  at  the  dose  of  the  moming  ezercise, 
namely  upon  the  XXV.  day  of  October  1657,  as  also  upon  the  I.  and  VIII. 
November  following  of  a  marriage  agreed  upon  between  the  Honorable 
Bobert  Hich  of  AndreVs  Holbome  and  tiie  Right  Honorable  the  Lady 
Frances  Cromwell ,  of  Martins  in  the  Field  in  the  county  of  Middlesex.  AU 
which  was  fuliy  performed  according  to  the  act  without  ezception. 

In  witnesse  whereof  I  haye  hereunto  set  my  band  the  IX.  day  of  No- 
Tember  1657. 

William  Williams. 
Begistrar  of  the  Parish  of  Martins  in  the  Field. 

Folgt  dann  vor  der  Hand  Henry  Scobell's : 

„Married  XI.  November  1657.  in  the  presence  of  his  Highness  the  Lord 
Protector,  the  Right  Honble  the  Earls  of  Warwick  and  Kewport . . .  and 
many  other".  bei  B um  registr.  160. 

^  beiBurn  registr.  161. 

^  Leider  existirt  im  British  Museum  kein  Catalog  über  diese  Lite- 
ratur; die  von  der  Berliner  Bibliothek  besessenen  Flugschriften  behan* 
dein  das  Thema  nicht 
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goldenen  Zeiten  ironisoli  gefeiert  wd  und  das  hier  eine  Stelle 
finden  mag^: 

,yOn  The  Justice  Of  Peace*s  Making  Marriages  And  The        öedlchtaas 

Crytng  Thun  In  The  Marcket  DUriuIa.* 

Now  just  as  Utoas  m  Satums  Reign 
The  Golden  Age  is  retumed  again 
And  Astrea  agam  from  heaven  is  eome 
When  all  on  Barth  hy  Justice  is  done. 

Amongst  the  rest^  we  have  cause  to  he  glad 
Now  Marriages  are  m  marckets  made 
Since  Justice  we  hope  will  iake  order  ihere 
We  may  not  he  cousened  no  mare  in  our  wäre. 

So  husbands  shall  haue  the  commodity  by\ 
*Thave  wives  hy  the  weight,  who  are  often  too 
Andwives  (to  contentment  ofeoery  one) 
Shall  have  husbands  too  (they  hope)  hy  the  stone. 

Nayperhapsintimedieyfnayihinkitfit 
Thal  Justice  firsi  night  hy  bed-side  should  sit, 
And  carefully  looh  (as  in  marcket  they  did) 
That  Justice  too  he  done  m  the  bed. 

So  all  incommoääies  would  beprevented 
And  every  one  would  hold  them  contented^ 
And  all  debates  in  Marriage  would  cease 
When  iMngs  were  donp  by  Justice  ofPeace. 

Besides  each  thmg  woui^  fall  out  right 
And  thai  old  Proverb  be  verified  bift 
That  Marriage  and  Hanging  both  together 
Wlien  Justice  shall  have  disponing  ofeither. 

Now  as  for  Ladies  who  may  be  so  proud 
They  wonU  go  to  marcket,  where  thmgs  are  allow^d 
They  may  m  their  Chambers  (for  ought  Ido  know) 
Have  WeddmgSy  and  let  the  Marriage  go. 

Andasforlme'oftheDttiryitmayhe 
Who  counts  her  selfas  good  as  my  Lady^ 
Who  knowSy  whilst  no  body  too  does  mark 
But  she  may  have  a  touch  in  (he  dark, 

Let  Parson  (xnd  Vtcar  then  say  what  (hof  will 
The  Custome  is  good  (Godeontmue  ii  still). 
For  Marriage  bemg  a  now  Trafique  and  Trade 
Prdy  where  but  in  Marckets  should  it  made. 

*Twas  well  ordaisCd  they  should  be  no  more 

In  Ckurehes  and  Chapels  then  as  hefore 

Since  for  ü  in  Seripture  we  have  example 

How  buyers  and  sellers  were  drotfn  ovt  o*  th^  Temple 

Mean  time  God  Messe  the  ParUament 
In  making  this  Act  so  honestly  meant 
Ofthese  good  marriages  God  blesse  the  breed 
And  God  blesse  us  all,  for  was  never  more  need^^. 

1  inFlecknoe's  Diarium  (1656.)  p.  88. 
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2.  Von  16&3.  biB  1758. 

Fortfküien   ^      Im  Jahre  1660.  bestieg  Carl  IL  den  Thron  seiner  Väter. 

Qo8«tzM.  Es  war  selbstverständlich,  dass  das  republikanische  Gesetz^ 
welches  im  Schosse  des  jetzt  so  schwer  verfolgten  Indepen- 
dentismus  erstanden  war,  von  dem  neuen  hochkirchlichen 
Boyalismus  ohne  Weiteres  beseitigt  wurde,  und  dass  das 
frühere  Kecht  der  Eheschliessung  mit  seinem  kirchlichen  Auf- 
gebote, seinem  priesterlichen  Segen,  seinem  Trauringe  und 
der  ganzen  alten  Liturgie  wieder  in  Wirksamkeit  trat^ 

Manche  Die    Unduldsamkeit   der   neu    constituirten  Hochkirche 

ciTUebenf.  schcint  sich  aber  nicht  allein  mit  harter  Strafe  für  die  Per- 

"''^- '*•  sonen  der  früheren  Gesetzgeber  begnügt  zu  haben,  oder  durcli 
die  blosse  AnnuUirung  der  verhassten  Maassregel  befriedigt 
worden  zu  sein.  Es  gab  ohne  Zweifel  eine  extreme  Partei, 
welche,  wenn  sie  auch  dem  geltenden  Hechte  gemäss  alle 
sponsalia  de  praesenti  für  Ehen  anerkennen  musste,  alle  völlig 
formlosen  Verbindungen  als  eheliche  zu  behandeln  hatte,  doch 
an  der  Bechtsgültigkeit  der  in  den  Kevolutionsjahren  ge- 
schlossenen CivUehen  zweifelte,  ja  sie  für  nichtig  zu  erklären 
keinen  Anstand  nahm, 
oef&hriich.         Das  Gcsctz  der  Con^monwealth  hatte  aber  fast  sieben 

Anaicht.  Jahre  in  England  geherrscht,  es  hatte  eine  absolute,  bei  Strafe 
der  Nichtigkeit  zu  befolgende  Form  vorgeschrieben;  alle  Ehen 
in  England  waren  Civilehen  gewesen:  uin  so  empfindlicher 
mussten  die  neuen  Theorieen  den  ganzen  Rechtsstand  des 
Volkes  treffen,  denn  indem  die  Basis  aller  bürgerlichen  Ver- 
hältnisse berührt  und  die  Bechtsgültigkeit  der  geschlosse- 
nen Ehen  in  Frage  gestellt  wurde,  war  jede  Legitimität  eines 
Erben,  waren  alle  Eigenthumsverhältnisse  zweifelhaft 

So  war  es  denn  nur  eine  Maassregel  der  gewöhnlichsten 
Gerechtigkeit,  die  Unschuldige  nicht  die  Thaten  kaum  Schul- 
diger entgelten  lassen  wollte,  dass  der  König  im  ersten  Jahre. 

8t.  12.     seiner  Begierung  ein  Gesetz  erliess,  —  St.  12.  Charl.  II. 
Die  CiTii-  c.  23.  —  worin  er  alle  während  der  Bevolution,  ja  sogar  seit 
chen legau- jgjj^  1.  Mai  1642.  in  einer  anderen,  als  der  kirchlichen  Form 
geschlossenen  Ehen  für  rechtsgültig  erklärte. 

Die  Bechtsfragen  aber,  die  sich  daran  knüpfen  könnten,. 

sei  es  über  die  Gültigkeit  jener  Ehen  selbst,  sei  es  über  die 

Legitimität  der  in  ihnen  gebomen  Kinder,  sollten  vor  einer 

Jury  verhandelt  werden.  —  Was  diese  letztere  Bestimmung 

^  GeseUlich  ist  die  Verordnung  v.  J.  1653.  nicht  aufgehoben  worden. 
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wollte^  welche  dem  geistlichen  Bichter  seine  Cognition  in  so 
beträchtlicher  Weise  schmälerte»  lässt  sich  kaum  ermessen. 
Oder  hasste  die  Hochkirche  die  Civilehen  wirklich  in  dem 
Grade,  dass  sie  von  einer  Rechtssprechung  befreit  zu  sein 
wünschte,  durch  welche  sie  die  Gültigkeit  derselben  aner- 
kennen musste?  Die  Quellen  bleiben  uns  jede  Antwort  schuldig. 

'  Die  weiteren  Gesetze  dieser  Periode  bis  zur  Hardwicke's  charÄcter 
Act  gehen  auf  das  Eheschliessungsrecht  nur  beiläufig  ein.         ceseue. 

Nicht  weil  es  im  staatlichen  Interesse  läge,  eine  Oeffent- 
lichkeit  der  Ehe  zu  erzwingen,  oder  weil  ein  geordnetes  Ge- 
meinwesen ohne   Civilstandsregister  kaum   bestehen   könne,  ^1^^^^,^]^^,. 
sondern  allein  um  Steuerinaassregeln  zu  treffen,  wurden  Normen'^^/J,^*^*^^^'^ 
über  die  Eheschliessung  aufgestellt.  -  *"  *^'*''^'^"- 

Der  Krieg,  den  Wilhelm  und  Maria  mit  Frankreich 
zu  fuhren  genöthigt  waren,  nahm  alle  materiellen  Kräfte  der 
Nation  in  Anspruch.  Im  Jahre  1698.  bewilligte  da.s  Paria- st. ».  n.  e. 
ment  verschiedene  Abgaben,  welche  auf  die  Dauer  von  vier  c.  21.  $.  i. 
Jahren  erhoben  werden  sollten.  Dabei  auch  eine  für  ^  jede 
Eheschliessung  mit  stufenweiser  Steigerung,  je  nach  dem 
Stande  der  Brautleute,  zu  zahlende  Summe  —  St.  5.  u.  6. 
Will.  u.  Mar.  c.  21.  §.  1.  — 

Ein  zweiter  Paragraph  schärfte  den  Geistlichen  bei  100  £ 
Strafe  die  Führung  von  Kirchenbüchern  ein,  doch  auch  das 
nur  zum  Zwecke  der  Steuereinziehung,  wie  die  beigefugte 
Clause!,  welche  den  Steuereinnehmern  freien  und  unentgelt- 
lichen Zutritt  zu  den  Begistem  sichert,  beweist. 

Schon  die  folgende  Parlamentssession  musste  die  Bill 
wiederholen  —  St.  6.  u.  7.  Will.  u.  Mar.  c.  6.  §.  47.  —  und^,^-,if;;»^iJ'^ 
durch  den  Zusatz  wirksamer  machen,  dass  auch  an  Orten,  <^-^'§'^7- 
die  von  der  bischöflichen  Visitation  und  Aufsicht  frei  zu  sein 
behaupteten,  doch  nur  mit  Beobachtung  der  Aufgebote  oder 
mit  der  bischöflichen  Dispensation  getraut  werden  sollte. 
100  ^  Strafe  wurde  den  Geistlichen  aufs  Neue  für  den  ersten 
Ungehorsam,  eine  Amtssuspension  von  drei  Jahren  für  den 
zweiten  angedroht. 

Aber  auch  dies  Gesetz  genügte  noch  nicht,  um  die  be- umvirkwm. 
willigte  Steuer  mit  Sicherheit  von  allen  im  Reiche  geschlos- 
senen Ehen  eintreiben  zu  können.  Wenn  auch  das  Gesetz 
für  exemte  und  nicht  exemte  Earchen  erlassen  war,  so  war 
doch  der  Fall  noch  nicht  vorgesehen  worden  —  und  bei  der 
stricten  englischen  Rechtssprechung  mussten   alle  Möglich- 
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keiten  berücksichtigt  werden  —  dass  Geistliche,  die  nicht 
unter  den  Begriff  der  in  den  Suis  genannten  ,,Parson8,  Vtcars, 
Oatates^*  gehörten ,  die  Ehen  trauten,  dass  also  Priester  in 
firemden  Ischen  die  Ehen  einsegneten.  ,,  They  .  ,  .  do  substi- 
»t.7.u.  8.  lute".  heisst  es  in  St.  7.  u.  8.  Will.  HL  c.  35.,  „aurf  employ 

will.  III  ■*       w 

c.  85.  '  and  knotüinfffy  and  witüngly  suffer  and  permitt  diverse  other 
Minister  to  marry  great  number  of  persans  in  their  respective 
ekurehes  and  chappels  unthout  publications  of  banns  or  licences 
of  marriage  first  hadd  and  obtained  many  of  which  ministers  so 
subsHiuted  emphyed  permitted  and  suffered  to  marry  as  afore- 
Said  have  no  Benefiees  or  settled  habitaiions  and  are  poor  and 
indigent  and  eannot  easüy  be  diseovered  and  eonvicted  of  the 
offences  aforesaid*  And  whereixs  ministers  being  in  Prison  for 
Debt  or  otJierurise  do  marry  in  the  said  Prisons  many  Persons 
resortbig  thither  for  the  purposes  aforesaid  and  in  other  Places 
for  Lucre  and  Gain  to  ihemsehes^*  etc* 

Daher  wurde  die  schon  früher  ausgesprochene  Geldstrafe 
auch  auf  diese  Fälle  ausgedehnt  und  zugleich  jedes  ohne 
Licenz  oder  Aufgebote  verheirathete  Paar  zur  Zahlung  von 
10  £.  Strafe,   jeder  Parish  Clerk,  der  einer  solchen  Ehe- 
schliessung beiwohnen  würde,  von  5  ^.,  für  schuldig  erachtet. 
Den  Steuereinnehmern  sollten  die  Geistlichen  zweimal  im 
Jahre  bei  5  jf  Strafe  die  Kirchenregister  vorzeigen  müssen.  — 
St. 8. n.9:         Prolongirt  wurden  diese  Bestimmungen  wieder  durch  St. 
c.2o.*§.i4.8.  u.  9.  WilL  III.  c.  20.  §.  14.  bis  zum  1.  August  1701.  und 
will  m^'  ^^  Bö^g  auf  <^ö  Executi(m  in  St  8.  u.  9.  Will.  III.  c.  20. 
«•  w-     §.  16.  und  St.  9.  Will.  III.  c.  32.  die  nöthigen  Anordnungen 
getroffen« 
A^nt'c^asl         Auch  unter  Anna's  Regierung  blieb  die  Gesetzgebung 
st.io.Annemit  St  4.  u.  5.  Auuc  c.  23.  und  St.  10.  Ann.  c.  18.  §.  192. 
'in  demselben  Geleise;  nur  dass  Clausel  auf  Clausel  gehäuft 
wurde^  um  die  Umgehung  der  Vorschriften  immer  mehr  zu 
erschweren:  die  unfeierlich  geschlossenen  Ehen  wurden  also 
j^ncr^zeu  J®^^^  nicht  uur  mit  geistlicher,  sondern  auch  mit  weltlicher 
Strafe  belegt^:  ihre  Sechtsgultigkeit  blieb  aber  nach  wie  vor 
unerschüttert 


^  Das  wfire  vorher  unmöglich  gewesen.  In  Seeles  and  others, 
Croke  Reports  on  select  cases  in  the  conrt  of  K.  B.  (London  1790.  ff.)  Vol. 4. 
15.  Carol.  reg.  aö.  1639.  heisst  es:  „it  was  doubted  whether  the  Court  of  the 
Marches  could  meddle  with  a  clandestine  marriage  to  punish  it,  being  a 
mere  spiritual  act'*;  und  demgem&ss  wurde  auch  entschieden. 
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Wir  haben  jetzt  wieder  die  in  den  Höfen  des  Civikecfats  Q«rici»ti[chfr 

Entochei- 

entschiedenen  Processe  zu  betrachten ,  begnügen  uns 'aber  bei    <^°°8«a- 
der  TJeberzahl  derselben ,    einige  der  ivicbtigsten   herauszu- 
greifen^. 

Im  zwölften  Kegierungsjahre  Karls  U.  wurde  derPaine's^'**°^'''^°'®- 
Gase  entschieden^. 

^Fuit  dit  per  Windham  Serjeant,  Qae  8%  home  contraet  ove 
tm  ferne  pur  luy  marrier,  et  apres  il  marry  luy  mesme  al  un 
auter  feme^  et  le  primer  ferne  sne  en  U  Spiritual  Court,  Et  per 
sentence  la  le  primer  Marriage  est  ac^udge  nul,  et  que  le  home  et 
le  primer  ferne  sont  baron  et  ferne.  Icy  il  dit  que  Noy  Attamey 
General  teigne  in  Mr.  Harrisons  Leeture  in  lAneolne^Inn  que 
per  ceo  Sentence  le  kam  et  le  primer  ferne  fueront  eompleate 
baron  et  ferne  sane  ascun  auter  solempnity.  Yes  Ticisden  Justice 
negamt  et  dit  que  le  Marriage  doit  estre  soUmnize  devant  que  ils 
seront  eompleate  baron  et  ferne**. 

Welche  Verschiedenheit  der  Ansichten  hier  auch  unter 
den  Kichtern  in  Bezug  auf  die  bürgerlichen  Folgen  einer  un- 
feierlichen Ehe  herrschte^  darin  waren  sie  Alle  einig,  dass  die 
zweite  Ehe  aufgelöst  werden  müsse»  und  die  erstere  auch  ohne 
kirchliche  Form  zu  Kecht  bestehe. 

Im  Jahre  1682.  lag  in  Weld  v.  Chamberlaine»  dem  ^^Zi^ 
Chief  Justice  Pemberton  der  schwierige  Fall  vor,  dass    ^•*°®' 
die  Personen,  deren  Ehe  angezweifelt  wurde,  von  einem  Geist- 
lichen getraut  worden  waren,  welcher  nach  dem  Ritus  der 
anglikanischen  Kirche  vor  der  Bevolution  ordinirt,  im  Jahre 
1663.  aus  dem  Königreiche  vertrieben,  sich  bei  der  Eheschlies- 

1  Vgl.  noch  Holt  V.  Ward  v.  J.  1782.  bei  Strange  Reports  of  ad- 
judged  Gases  (Sayoy  1754.)  2,  987.  Leeson  y. Fitzmaurice  v.J.  1782. 
angeführt  von  Lord  Stowe}!  inDalrymple  y.  Dalrymple  (ed.  Dod- 
8on  London  1811.)  p.  18.  —  Von  Erkenntnissen  aus  späterer  Zeit  bezeugen 
das  frühere  Recht:  Rexy.  BramptonbeiEast  Reports  of  Gases  argued 
and  determined  in  the  Gourt  of  K.  B.  (Philadelphia  1845.)  10,  288:  Lord 
EUenborough;  —  Lautour  v.Teesdale  bei  Taunton  Reports  of  Gases 
...  in  the  Gourt  of  Gommon  Pieas  (London  1810.  ff.)  8,  882:  Sir  Vicary 
Gibbs;  —  Morton  y.Fenn  bei  Douglas  Reports  (London  1881.)  3,211: 
LordMansfield;  —  Reidy.  Passer  beiPeake  Gases  determined  atNisi 
Prius  (London  1820.)  292:  Lord  Kenyon;  —  M'Adam  y.  Walker  bei 
Dow  Reports  of  Gases  upon  appeal  and  writs  of  error  in  the  House  of  Lords 
(London  1814.)  1,  181:  Lord  Eldon;  —  Smith  y.  Maxwell  bei  Ryan 
and  Moody  Reports  of  cases  . . .  at  Nisi  Prius  (London  1827.  ff.)  1,  80: 
Lord  Wynfordf  —  Dalrymple  y.  Dalrymple  ed.  Dodson  a.  a.  O.: 
Lord  Stowell.  —  u.  s.  w. 

s  Siderfin  tres  reports  des  diyers  special  cases  (Lond.  1688.)  1, 13. 

8  Shower  report  of  Gases  (Lond.  1794.)  2,  800. 
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8UDg  dnes  Bitaals  bedient  hatte,  das  von  dem  des  Prayer 
book  in  vielen  Bessiehungen  abwich,  wie  er  denn  auch  dea 
Trauring  weggelassen  hatte. 

ffPembertofi  C.  J",  heisst  es  in  dem  Beport,  „inelined  to 
ihink  it  a  good  marrioffe,  there  heing  words  of  contract  de  prae- 
sentis  repeated  after  a  parson  in  ordere*^. 

Noch  bemerkenswerther  ist  aber  der  ins  Jahr  1703.  ifal- 
jeBeon  V.  leude  Prozess  Jessons  v.  CollinsS  weil  die  englische  Praxis 
sich  lange  Zeit  —  bis  auf  das  Urtheil  Lord  Tyndals  —  auf 
diese  Entscheidung  gestützt  hat'. 

£ine  Klage  war  beim  geistlichen  (Berichte  anhängig  ge- 
macht worden  auf  AnnuUirung  einer  Ehe  wegen  früher  ge- 
schlossener eponsaUade  praesenti.  Der  Beklagte  suchte  aber 
dem  Spruche  des  geistlichen  Richters  zu  entgehen,  indem  er 
bei  dem  Hofe  der  King's  Bench  ein  Verbot,  den  Process  zu 
instruiren,  gegen  den  OfHcial  zu  erwirken  strebte,  unter  dem 
Vor  wände,  dass  seine  prätendirte  frühere  Ehe  nur  ein  blosses 
Verlöbniss  sei,  keine  sponsaUa  de  praesenti,  sondern  nur  de 
futuro,  dass  mithin  auch  nur  eine  beim  weltlichen  Gerichte 
anzubringende  Klage  auf  Geldentschädigung  zugelassen  werden 
dürfe.  Die  King^s  Bench  leimte  das  Gesuch  des  Provocanten 
ab,  weil  die  gesammte  Ehejurisdiction  zur  Competenz  der 
geistlichen  Gerichte  gehöre,  und  es  wurde  vom  Chief  Justice 
Lord  Holt  der  Ausspruch  gethan,  den  der  ganze  Gerichtshof 
genehmigte:  ^tThat  if  a  contract  be  per  verba  de  praesenti,  it 
amounts  to  an  actual  marriage,  which  the  very  partiea  themselves 
cannot  dissolve  by  release  or  otlier  mutual  agreement;  for  it  ia  as 
much  a  marriage  in  the  stght  of  God  as  if  it  liad  been  in  fade 
Ecclesiae". 
dt? Schrift-  Fügen  wir  noch  hinzu,  dass  auch  namhafte  kirchenrecht- 
steiier  jjche  Schriftsteller  dieses  Zeitalters,  wue  Ayliffe^  und  Ough- 
ooughtoii.  tonS    der  hier  vertretenen  Ansicht  waren,   und  dass  auch 

^  Salkield  reportofCa8e8(2.  ed.  Lond.  1781.)2, 437.  Modern  cases 
adjudged  in  the  Court  of  K.  B.  (5.  ed.  Lond.  1794.)  1, 155.  Gibsop  a.  a.  O. 
418.417. 

^  So  namentlich  Lord  St o well  in  dem  angef.  Dalrymple  v.  Dal- 
rymple  bei  Dodson  a.  a.  O.  18.  in  Haggard*8  rep.  of  cases  ...  in  the 
consistory  Court  of  London  (Lond.  1822.)  2,  59. 

3  Farergon  iuris  canonici  erschien  1726.  2.  ed.  Lond.  1734.  Vgl.  das 
ganze  Capitel  „of  Marriage  or  Matrimony  ötherwise  called  wedlock". 

^  Ordo  iudiciorum  um  1733.  (Lond.  1788.)  Beispielsweise  tit.  193.  no, 
16:  „Si  iuvenis  cum  foemina  tractayerit  de  matrimonio  contrahendo^  vel 
forsan  contrazerit  sponsalia  de  füturo,   sed  non  contraxerit  verum 
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Blacks  tone  ihnen  beipflichtet,  so  können  die  Bestimmungen  Biackaton«. 
des  englischen  Common  law  auch  für  diese  Periode  kaum 
einem  Zweifel  unterliegen« 


Gehen  w  jetzt  zur  Schilderung  des  praktischen  Ehe- ^^„^J^Ji*^"^ 
schlieasnngsrechtes  über,  so  begegnen  uns  in  dieser  Periode  ^^^^^*' 
Erscheiaungen,  die  .im  höchsten  Grade  Beachtung  verdienen. 

Ich  habe  schon  oben  bei  Besprechung  von  St.  6.  u.  7. 
WilL  m«  c.  6.  auf  die  Bestimmung  hinzuweisen  gehabt,  welche 
exemte  Elirchen  den  Vorschriften  des  Gesetzes  mit  unterwar- 
fen, und  durch  welche  alle  heimlichen  Ehen  verpönt  wurden:  H^imiiob« 
wir  haben  zu  betrachten,  in  wie  fem  jene  Gesetze  nöthig  ge-    ^^^ 
wesen,  in  wie  fem  sie  wirksam  geworden  sind. 

Schon  i.  J.  1644.  sind  in  einer  Kapelle  des  Tower  heim-  im  Tower. 
liehe  Ehen   £;eschlossen  worden.     Alpine  Land  in  seiner -^»p*«« Land 

.    .  .  •     1  dagegen 

Vertheidigung  vor  dem  Oberhause  erklärte,  wie  energisch  er 
gegen  ein  derartiges  gesetzloses  Treiben  aufgetreten  wäre^ 
Dennoch  aber  waren  sowohl  seine  Bemühungen,  wie  die  der  •gjf^,'*"® 
übrigen  Bischöfe,  fruchtlos;  nicht  allein,  dass  die  Zahl  der 
Kirchen,  welche  von  der  bischöflichen  Aufsicht  frei  zu  sein, 
behaupteten,  der  „lawless  churckes^^,  in  denen  Aufgebote  nie  SJJjhM. 
verkündet  wurden^,    beständig  ,im  Wachsen  war,    auch  der 
Unfug  und  die  Verbrechen,  die  mit  heimlichen  Ehen  immer 
auf  das  Engste  verknüpft  sind,  nahmen  täglich  zu. 

So   beanspruchte,    ebenfalls  noch  im  siebzehnten  Jahr- 
hunderte, die  Kirche  von  St.  James  Duke's  Place^  die  stjames 
Berechtigung,  dass  Ehen  ohne  Aufgebote  von  ihren  Geist- 
lichen eingesegnet  werden  dürften  wie  auch  die  Befreiung  von 
der  bischöflichen  Jurisdiction,  und  in  welchem  Umfange  hier  be- 
ständig* den  Gesetzen  Hohn  gesprochen  wurde,    zeigen  die 
noch  erhaltenen  Kirchenbücher,    welche   häufig   dreissig  his  äjjjjh?;^en. 
vierzig  an  einem  Tage  geschlossene  Ehen  registi-iren,  und  in  **®3Bjj"n^®*' 
dem  Zeiträume   von   1664.   bis  1691.   beinahe  40,000  Ehe- 
eintragungen  enthalten*. 

Patrimonium  per  verba  de  praesentt  etc/'  ütl94.  no. 3;  tit.  195. 
ao.  4.  etc. 

^  Vgl.  Burn  registrum  145. 

^  So  auch  ausser  den  unten  zu  nennenden:  Lamb's  Chapel  Hes- 
field  und  vielleicht  auch  Lincoln's-Inn- Chapel. 

3  Vgl.  über  diese  schon  gegen  1586.  sehr  renommirte  Kirche  Tom 
Brown's  Works  (ed.  1774.)  4, 177. 

*  VgL  Burn's  History  of  the  Fleet  Marriages  (2.  ed.  Lond^  1834.)  4. 
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DieBehar-         Vergeblich  fichritten  die  Commissarien  für  geistliohe  An- 
ten ein.   gelegenheiten  gegen  den  Rector  Adam  Elliot  ein,  indem  sie 
ihn  i.  J.  1686.  auf  drei  Jahre  suspendirten:  schon  nach  wenigen 
Monaten  wurde  er  restituirt  und  begann  seine  gesetzwidrige, 
gewinnbringende  Thätigkeit  von  Neuem^. 
Trinity  Ebcnso  zeis^cn  uns  die  erhaltenen  Bedster  der  Kirche 

Minorief.  ,     .  ?         .  •  • 

▼on  Trinity  Minories  das  bestandige  ansehnliche  Wachsen 
der  heimlichen  Ehen^ 
Fleet-Ehen.        AUcs  das  wurdc  aber  durch  die  Fleet-Ehen  in  einer 
Weise  übertreffen,  die  noch  jetzt  staunenerregend  ist. 
DasG».  Der  Fleet-Stadttheil  enthielt  das  ffrosse  Gefangniss, 

fUngnlMim  ,  .  . 

Fleet    wohin  alle  Schuldgefangenen  aus  dem  ganzen  Beiche  hinge- 
bracht zu  werden  verlanncen  konnten'. 
ttberfuiH  So  geräumig  aber  auch  das  Gebäude  war,   so  konnte  es 

doch  unmöglich  der  stets  wachsenden  Zahl  seiner  Insassen 
genügen,  zumal  nach  dem  englischen  Schuldrechte  die  Gläu- 
biger keinerlei  Alimentenzahlungen  zu  gewähren    hatten,  — 
einer  langen  Haft  also  aus  diesem  Grunde  nickt  abgeneigt 
waren,  —  und  die  Schuldner  ihre  Freiheit  erst  an  dem  Tage 
wieder  erhoffen  konnten,  wo  sie  ihrer  Verpflichtxmgen  ledig 
wurden. 
dieOeAiMe-         Es  bildete  sich  mithin  der  Gebrauch,  dass  die  Gefangenen 
°entU8senraus  dem  Gefängnissgebäude  entlassen  wurden  und  die  Berech- 
tigung erhielten,  sich  in  dem  bestimmt  abgegränztien,  aber 
nicht  unansehnlichen  Umkreise  des  Fleet*  häuslich  niederzu- 
lassen, wenn  sie  nur  Sicherheit  stellten  für  ihr  jedesmaliges 
Erscheinen  vor  dem  Gefängnissbeamten,  sobald  der  Befehl 
dazu  an  sie  erginge. 
Ursache  d.         Es  War  uuu  nicht  so  die  Pfarrkirche  dieses  Stadttheils 
Im  Fleet.  St.  Bridc's  —  wcnnglcich   auch   diese   exemt   zu  sein  be- 
hauptete —  welche  zu  der  Unzahl  der  heimlichen  Fleet-Ehen 
Anlass  gab,  sondern  vor  Allem  der  Umstand,  ^ss  manch' 
hochwürdiger  Herr  hieher  von  seinen  Schuldnern  in  Gewahr- 

1  ebendas. 

s  ebendas.  S.  5. 

s  Ueber  dies  und  das  folgende  vgl.  Norothouck  a  new  histoiy  of 
London  (Lond.  1773.)  663.  und  wörtlich  gleichlautend  Harri son  new  and 
universal  history  of  London  (Lond.  1 776.)  2, 477. 

*  „The  rules  of  liberties  of  this  prison  comprehend  all  Ludgate-Hill 
to  the  Old  Bailey  on  the  north-side,  and  to  the  Cock-alley  bn  the  south: 
both  sides  of  the  Old  Bailey  to  Fleet-lane:  all  Fleet-lane  and  the  east-side 
of  the  marcket,  from  Fleet-lane  to  Ludgate  hill'S  Harrison  a.  a.  0. 2, 477. 
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«am  gebracht  wurde»  der  dann  die  Gelegenheit  zmn  Geld-niedef^nge. 
erwerbe  nicht  unbenatst  vcrbeigefaen  lasten  wollte,  und  so  wiemm  Geider- 
er  ans  dem  (Tefängnisse  ^itlassen  warS   die  Function  des 
Traaens  geschäftlich  zu  betreiben  anfing.  Und  was  soOte  ihm  stnuosig. 
auch  der  bestehenden  Gesetzgebung  gemäss  deswegen  wider- Begiimeiu. 
fahren?    Sollte  der  Bischof  ihn  des  Amtes  entsetzen?    Das 
war  ja  schon  gesdiehen,  als  man  ihn  aus  der  Pfiründe  ins 
Ge&ngniss  geschleppt  hatte.    Sollte  der  geistliche  Obere  ihn 
einaperren  lassen?  '  Er  war  Gefangner!     Sollte  man  ihn  um 
Greld  büssen?    Er  hatte  keinsl 

So  gab  es  bei  der  Schwerfälligkeit  der  englischen  Legis-^ 
lation  kein  Mittel ,  dem  Unwesen  der  heimlichen  EheschHes- 
aungen,  welches  sich  immer  mehr  ausbreitete ,  eme  Schranke 
2U  setzen,  und  auch  St.  10-  Anne  c.  19.  v.  J.  1712.,  welches ^i^^« 
die  Ueberfiihrung  jedes  den  Gesetzen  zuwider  handelnden 
im  Fleet  gefangenen  Geistlichen  nach  dem  Grafschaftsgefäng«*^^  <^^^^ 
niBse  anordnete,  und  die  Gre&ignissbeamten  fiir  jede  von 
•einem  Schuldgefangenen  getraute  Ehe  mit  einer  Geldstrafe 
verantwortlich  machte,  blieb  ohne  Wirkung. 

Freilich  erfahren  wir  aus  dem  Weekly  Journal,  ^»^JSSmnV 
i.  J.  1716.  ein  John  Mottram  wegen  zweier  von  ihm  Im 
Fleet  eingesegneter  Ehen  bestraft  wurdet  aber  schon  i.  J« 
1723.  berichtet  dieselbe  Zeitschrift,  dass  in  einer  Juni*Woohe 
Tom  Montage  zum  Donnerstage  32  Paare  gegen  das  Gesetz 
getraut  worden  seien'. 

^  Sie  konnten  aber  auch,  da  der  Besuch  der  Gefangenen  Jedem  frei» 
atand,  Im  Gref&ngniue  trauen. 

s  T.  13. Febr.  1717:  „John Mottram,  Clerk,  wastryed  for Boleranüsing 
•clandestine  and  unlawful  marriages  in  the  Fleet  Prison,  and  of  keeping 
fraudulent  Registers,  whereby  it  appeax^d  that  he  had  dated  several  mar* 
riages  several  years  before  he  enternd  in  Orders,  and  that  he  kept  no  lets 
than  nine  seyerai  Registers  at  different  houses,  which  contained  many 
acandalous  frauds.  It  also  appeared,  that  a  mazriage  was  antedated  be- 
•oause  of  pregnanoy ;  and  to  impose  on  the  Ignorant  there  was  written  under« 
neath,  this  sorap  of  barbaious  Latin,  'Hi  non  nuptl  fueront,  sed  obtinuenmt 
Testimonium  propter  metum  parentum',  meaning  that  they  were  not  maiv 
cyed ,  but  obtained  this  private  Register  for  fear  of  their  parents.  It  rather 
appeared  from  eyidence,  that  these  sham  marriages  were  solemnized  In  a 
room  in  the  Fleet,  they  call  the  Lord  Mayor's  Chappel,  which  was  ftimished 
with  chairs,  cushions,  and  proper  öonveaiencies,  and  that  a  coal-heayer 
^was  generally  set  to  ply  at  Üie  door  to  reeommend  all  oouples  that  had  a 
mtnd  to  be  manyd,  to  ihe  Prisoner,  who  would  do  it  cheaper  then  any  body. 
It  faither  appeaii^d,  that  one  of  the  Registers  only  contained  aboTS  8200 
•entrys  which  had  been  made  within  the  last  year'S 

<  Weekly  Journal  1738.  ▼•29.  Juni 
Friedberg,  Ehetchliei$ung,  22 
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Dtß  ztiiDii.  Ebensowenig  half  es  aoeh,  dass  die  Zeitnng^i  jener  Tage 
eiiie  conaequent  wiedeikehrende  Wanmng  vor  jenen  £2ien 
ab  stehende  Artikel  brachten,  und  die  gesetzlichen  Strafen 
herrorhoben^;  sie  hatten  in  ebenso  oonsequ^oter  Folge  tou 
den  Ehen  zu  erzählen ,  die  gesohlossen,  und  den  Verbrechen, 
die  dabei  verübt  wurden. 

Ich  will  einige  dieser  Berichte  hier  anfuhren» 

u^ff  ÜB  Am  26.  September  1719.  erzählte  das  Original  Weekiy 
Journal,  wäre  eine  Mrs.  Anne  Leigh,  eine  Erbin  von 
200  £  jährlich  und  6000  £  Vermögen,  ihren  Verwandten  ent- 
fiihrt  und  gegen  ihren  Willen  in  der  Fleet-Kirche  verheirathet 
worden*  Sie  habe  derartige  Misshandlungen  erlitten,  dass  sie 
noch  jetzt  sprachlos  danieder  liege.  Ein  Captain  Pealy 
wurde  spater  wegen  des  Verbrechens  verhaftet 

Ehkea  ähnDchen  Fall  berichtete  die  Daily  Post  v«  4.  Mai 
1728.*  und  der  Post  Boy  v.  18.  Juni  1730.,  und  ausfühdicb 
stellte  im  Grub  Street  Journal  eine  anonyme  Einsenderin 

Bifami«.  die  Uebelstände  dar^.  —  Ebenso  zahlreich  waren  die  B^a» 

1  „Whereas  several  inconBiderate  and  unwary  penons  consent  to  be 
manied  at  the  Fle^t,  May  Fair,  and  other  plao^s  by  sham  licencea,  without 
any  banna  or  legal  authority,  by  which  the  parties  that  think  themaelTes 
properly  married,  are  much  difficulted  in  the  proof  of  their  marri'ages  and  of 

the  legitimacy  of  their  children It  ia  thought  proper  for  the  well  being^ 

peaoe  and  aecuri^  of  auch  aa  intead  to  many,  to  make  it  known,  that 
baaideathe  inconveniences  before  mentioned,  there  isaa  act  of  Pariiament 
made  in  7  &  8  yeara  of  King  William,  cap.  85.,  by  which  it  ia  enacted .  /*- 
hier  folgt  jene  Bestimmung. 

'  fjTwo  Irishwomen  were  convicted  at  the  Cid  Bailey  for  aiding  one 
Roaael  in  ibroibly  marrying  and  bedding  with  a  gentlewoman  -^  the  cere- 
mony  having  been  performed  by  a  Fleet  parson**. 

^  „Sir.  —  There  n  a  yeiy  great  eTÜ  in  thia  town  and  of  dangenraa  con- 
sequence  to  our  sex ,  that  has  nerer  been  auppreaaed,  to  the  great  prejndtce 
and  ruin  of  many  hundreda  of  young  people  every  year;  which  I  beg  aome- 
of  your  leamed  heada  to  eonaider  of ,  and  consnlt  of  proper  waya  and  aieana 
to  prevent  for  the  futore..  I  mean  the  ruinons  marriages  that  are  practiaed 
in  the  liberty  of  the  Fleet,  and  thereabouta,  by  a  sett  of  drunken  awearing 
paraona,  with  theyr  myrmidona,  that  wear  black  coats  and  pretend  to  be 
derka  and  regiatera  to  the  Fleet  These  miniatera  of  wickedneaa  ply  about 
Ludgale  Hui  ptiUing  and  forcing  people  to  aome  pedling  alehouae  or  a 
bnndy-ahop  to  be  manied,  even  on  a  Sunday  atopping  them  aa  thay  go  t<^ 
chvrch  and  almoat  tearing  their  cloatha  off  their  backa.  To  oonfim  the 
tmth  of  theae  facta,  I  will  give  you  a  caae  or  two  which  lately  happened. 

Since  Midaommer  last  a  yonng  lady  of  birth  and  fortune  waa  dsladed 
and  foroed  from  her  finenda,  and  by  the  aaaiataoce  of  a  wry-necked  aw«aring 
paraon  married  to  an  atheistiGal  wretch,  whoae  lifo  ia  a  contimied  praistice  of 
aU  manner  of  vioe  and  debaneheiy.  And  since  tHe  min  of  my  relatioa,  an* 
other  lady  of  my  acquaintanee  had  like  to  have  been  trepanned  in  te  ibUow- 
ing  manner.    Thia  lady  had  appointed  to  meet  a  gentlewoman  at  the  Old 
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mieen,  welche  im  Fleet  geBcUosaen  worden^;  denn  man  darf  zauder 
niclit  etwa  meinen^  dass  die  fieet-Ehen  yereinzelt  eingegangen 
waren.    iJlein  der  Geiatliche  John  Gaynham,  der  ,,i7dÜ«n- 

Flayhouse  in  Dniry-lane:  but  extraordinary  bUBinesB  prevented  her  Coming. 
Being  alone  when  the  play  was  done,  8he  bade  a  boy  eall  a  coaeh  for  tbe 
city.    One  dxessed  like  a  gentleman  helps  her  into  it,  and  Jumps  m  after 
her.     'Madam',  says  he,  'this  coach  was  cailed  for  me,  and  since  the 
weafher  is  so  bad  and  there  is  no  other ,  I  beg  leare  to  bear  your  Company: 
I  am  going  into  the  city,  and  will  set  yon  down  whereyer  you  please'.    The 
lady  begged  to  be  excused;  bat  he  bade  the  coachman  drive  on.    Being 
come  to  Ludgate  Hill,  he  told  her  hissisterwhowaitedhis  Coming,  butfive 
doors  up  the  court,  would  go  with  her  in  two  minntes.    He  went,  and  re- 
tumed  with  his  prefended  sister  who  asked  her  to  stop  in  one  minute,  and 
she  would  wait  upon  her  in  the  coach.    Deluded  with  the  assurance  of  hay- 
ing  his  si8ter*s  Company,  the  poor  lady  foolishly  foUowed  her  into  the  house, 
when  instantly  the  sister  yanished;  and  a  tawny  fellow  in  a  black  coat  and 
black  wig  appeared.    *  Madam,  you  are  come  in  good  time ,  theDoctorwas 
just  argoingP    *The  Doctor',  says  she  horribly  firighted,  fearing  it  was  a 
madhouse:  'What  has  the  Doctor  to  do  with  me?'    *To  marry  you  to  that   . 
_  gentleman:  the  Doctor  has  waited  for  you  these  three  hours,  and  will  be 
payed  by  you  or  that  gentleman  before  you  gol*    *That  gentleman!*  says 
she,  recovering  herseif,  'isworthya better  fortunethanmine*,  and  begged 
hard  to  be  gone.    But  Doctor  Wryneck  swore  she  should  be  married;  or  if 
she  would  not,  he  would  still  haye  his  fee,  and  register  the  mazriage  from 
that  night.    The  Lady  finding,  she  could  not  escape  without  money  or  a 
pledge,  told  them  she  liked  the  gentleman  so  well,  she  would  certainly 
meet  him  to  morrow-night,  and  gave  them  a  ring  as  a  pledge:  which,  says 
she,  'was  my  mother's  gift  on  her  death-bed,  injoining  that,  if  everl  mar- 
ried, it  should  be  my  wedding-ring'.    By  which  cunning  contriyance  she 
was  deliyered  firom  the  black  Doctor  and  his  tawny  crew.    Some  time  after 
this  I  went  with  this  lady  and  her  brother  in  a  coach  to  Ludgate  Hill  in  the 
day  time,  to  see  the  manner  of  their  pickin g  up  people  to  be  married.    As 
soon  as  our  coach  stopt  near  FleetrBridge,  up  comes  one  of  the  Myrmidons. 
'Madam',  says  he,  'you  want  a  parsonl*    'Who  are  you?*  saysL    'lam 
the  derk  and  register  of  the  Fieet'.    'Show  me  the  chapei*.    At  which 
oomes  a  second,  desiring  me  to  go  along  with  him:  Says  he,  'That  fellow 
will  carry  you  to  a  pedling  alehouse'.    Says  a  third,  'Oo  with  me,  he  will 
carry  you  to  a  brandy-shop  *.    In  the  Interim  comes  the  Doctor.    '  Madam  *, 
says  he,  TU  do  your  jobb  for  you  presently!'    'Well,  gentlemen',  saysi, 
'  since  you  can*t  agree ,  and  I  oan't  be  married  quietly,  TU  put  it  off  'tili 
another  time ' :  so  drove  away.    Leamed  Sirs ,  I  wrote  .this  in  regard  to  the 
honour  and  safety  of  my  own  sex  —  and  if  for  our  sakes  you  will  be  so  good 
as  to  publish  it,  correcting  the  errors  of  a  woman's  pen,  you  will  oblige  our 
wholesex,  andnonemorethan,  Sir 

Your  constant  reader  and  admirer, 
January  15tb  1734-5.  Virtuous". 

1  So  beispielsweise  L  J.  1743.  Robert  Hussey  durch  Doctor  Gaynham. 
Bei  dieser  Gelegenheit  sagte  jener  würdige  Geistliche: 

Counsel:  ,yAre  you  not  ashamed  to  come  and  own  a  clandestine  mar- 
riage  in  the  face  of  a  Court  of  Justice?" 

Dr.  Gainham  (bowing):  „Video  meiiora,  deteriora  sequor".  —  Burn 
Fleet  marriag.  49. 

Im  J.  17»7.  BM^iard Leaver>    Dabei  fand  folgeade  Verhandlung  statt: 

22* 
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Ort  der 
Tntaiixifen. 


ieufeVU  wie  er  genannt  wurde»  der  in  den  Jahren  von  1709« 
bis  1740.  im  Fleet  gefangen  war,  segnete  36,000  Ehen  einS 
und  hatte  dabei  noch  mit  der  Concurrenz  von  Edward  Aah- 
well»  Walter  Wyatt»  and  unzähliger  anderer»  wirklicher 
oder  fingirter'  Amtsbrüder  zu  kämpfen'« 

Die  Ehen  wurden  auch  nicht  allein  in  der  Kirche  toU- 
zogen»  sondern  jeder  Geistliche  richtete  sich  einen  eigenen 
Raum  dazu  her;  durch  ein  grosses  Schild  zeigte  er  sich  den 
Vorübergehenden  an^  indem  er  seine  Billigkeit  und  Bedlich- 

Alice  Allington:  „On  January  18,  1733-4, 1  was  married  to  the  prisoner 
at  the  Hand  and  Pen,  in  Fleet  Lane,  by  the  famous  Doctor  Gainham^. 

Prisoner:  „I  don't  know  that  woman  for  my  wife.  I  know  nothing^ 
about  the  wedding.  I  was  füddled  over  night,  and  neztmoming  I  found 
myself  abedwith  a  stränge  woman ,  —  ^Andwho  are  you?  how  cameyou 
here?*  saysi,  —  'Omydear,  saysshe,  we  were  marry*dlast  night  at  the 
Fleet'".  —  Burn  a.  a.  0. 82. 

i  Reed's  Weekly  Journal  June  25,  1787:  „Monday  last  the  wry- 
neck*d  Parson  of  the  Fleet  (who  by  his  own  Books  as  it  appeared  at  Christ- 
mas  last  had  married  36000  persons)  was  attached  at  his  Majesty*s  suit  and 
carried  to  Wood  Street  Compter  for  £  200,  being  the  penalty  for  giving^ 
certificates  of  marriages  that  are  not  stampt  with  a  5  s.  according  to  Act  of 
Parliament".  —  The  Old  Whig  April  14,  1737:  „Yesterday  Parsoa 
Gaynham  near  eighty  years  of  age  very  remarkable  JTor  haTing  coupled 
86000  persons  in  the  liberty  of  the  Fleet,  was  himself  married  in  the  same 
liberty  to  his  servant-maid,  who  häs  lived  with  him  upwards  of  fourteeu 
years".  In  dem  Eheprozesse  des  Edmund  Dangerfield  i.  J.  1786.  sagte  er 
auf  die  Frage  des  Richters,  ob  er  sich  noch  des  Gefangenen  entsinne:  "Can 
I remember  persons?  I have  married  2000  persons  since  that  time ".  Burn 
Fleet  marr.  50. 

>  General  Advertiser  Dec.  12,  1747:  „Some  of  the  persons  that 
pretend  to  marry  in  the  Fleet  and  the  places  adjacent  have  been  charged  in 
the  course  of  the  law  as  not  being  in  holy  Orders,  by  which  several  unwary 
people  have  been  great  sufferers  in  the  proof  of  their  pretended  marriages *S 
Vgl.  Grub  Street  Journal  June  10,  1786.  General  Advertiser 
Dea  22,  1746. 

'  Ein  Verzeichniss  derselben  bei  Burn  Fleet  Marr.  49.  ff. 

^  Auch  durch  Zeitungsannoncen.  Die  Hand-bill  \on  Peter  Symaon 
(1781—54.)  lautete  (Burn  Fleet  Marr.  54.): 


G.  R. 

At  the  true  Chapel 
at  the  old  red  Hand  andMitre,  three  doors  from 
Fleet  Lane  and  nezt  door  to  the  white  Swan ; 
Marriages  are  performed  by  authority  by  the 
Reverend  Mr.  Symson  educated  at  the  Uni- 
versity  of  Cambridge,  and  iate  Chaplain  to  the 
EarlofRothes. 

N.  B.  Without  Imposition. 
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keit  rühmte;  seine  Agenten  zogen  durch  alle  Strassen  der  Rcdume. 
Stadt  nnd  empfahlen  den  Spaziergängern  die  Adresse  ihres 
efaeschfiessenden  Principals^. 

Alles  das  war  nötfaig,  um  die  Concurrenz,  die  sich  in  der 
Aufstellung  immer  niedrigerer  Traugebühren  geltend  machte, 
zu  überwinden*.  % 

Auch  die  Wirthshäuser,  die  aus  den  auf  die  Trauungen  ^i^»  iq 
folgenden  Sohmausereien  ihren  Gewinn  zogen ,  besoldeten  häuMm. 
eigne  Geistliche,  die  bei  ihnen  trauen  mussten^  Das  wurde 
dann  ebenfalls  durch  ein  grosses  Schild  der  Welt  verkündet. 
Darauf  in  urthümlicher  Malerei  ein  Paar  mit  verschlungenen 
HändenS  und  darunter  die  lakonische  Inschrift:  Hier  kann 
geheirathet  werden. 

Vgl.  DailyAdTertiser  1749:  „Marriagea with  a Licence,  Certificate 
and  a  Cro^vn  Stainp,  at  a  Guinea,  at  the  New  Chapel,  next  door  to  the  China 
Shop,  near  Fleet  Bridge,  London,  by  a  regulär  bred  Clergyman,  and  not  by 
Fleet  Parson  as  is  insinuated  in  the  public  papers;  and  that  the  Town  may 
bee  freed  mistakes,  no  Clergyman  being  a  prisoner  in  the  RuieB  of  the  Fleet 
dare  marry ;  and  to  obviate  all  doubte ,  this  chapel  is  not  in  the  verge  ef  the 
Fleet,  but  kept  by  a  Grentleman  who  was  lately  Chaplain  on  board  one  of 
hisMajesty'smen-of-war,  andlikewise  has  gloriously  distinguished  himself 
in  defence  of  bis  King  and  Country,  and  is  above  committing  those  little 
mean  actions  that  some  men  impose  on  people ,  being  determined  to  have 
every  think  condueted  with  the  utmostdecency  and  regularity,  such  as  shali 
be  always  supported  in  law  and  equity  ".  Vgl.  Q  r  u  b  Street  Journal  June  10, 
1788. 

^  Pennant's  History  of  London  (Lond.  1791.)  224:  „In  Walking  along 
the  Street  in  my  youth  out  the  aide  uezt  to  this  prison ,  I  have  often  been 
tempted  by  the  question,  Sir,  will  you  be  pleased  to  walk  in  and  be  married? 
Along  this  most  lawless  space  hung  up  the  frequent  sign  of  a  male  and 
female  band  conjoined,  with  ^Marriages  performed  within*  written  beneatb. 
A  dirty  fellow  invited  you  in.  The  parson  was  seen  Walking  before  bis 
shop;  a  squalid  profligate  figure,  clad  in  a  tattered  plaid  night-gown,  with  a 
fiery  face,  and  ready  to  couple  you  for  a  dram  of  gin  or  roll  of  tobacco  ". 

2  Vgl.  AbbäleBlanc,  Letters  of  aFrenchman  No.  10 :  „They  all  bare 
a  tendency  to  favour  even  the  most  indecent  marriages;  they  do  not  require 
by  far  enough  of  public  solenuity.  As  the  weddidg  ceremony  may  here  be 
transaeted  in  any  place  whateTer,  I  have  heard,  that  a  clergyman  who  was  in 
Prison,  to  get  a  more  tolerable  subsistence,  hung  an  advertisement  at  hia 
'  Window  with  these  words '  Weddings  performed  cheap  here.'  "^  Vgl.  B  u  r  n 
Pieet  Marr.  74. 89. 

8  Weekly  Journal  1728.,  June  29:  „Seyeral  of  the  above-mentioned 
brandy-men  and  victuallers  keep  clergymen  in  their  houses  at  20«.  per  week 
each,  hit  or  nüss,  but  if  s  reported  that  one  there  will  stoop  to  nö  auch  low 
conditions,  but  makes  at  least  ^600  per  annum  of  Divinity-jobs  afterthat 
manner 'S  • 

4  So  auch  in  der  Comödie  Ton  Douglas  Jerrold  Dotos  in  a 
cage. 
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unMhen  Und  fragen  mr  nmiy  was  so  Viele  verlditen  konnte,  in  eo 

^Eben.    regeUoBOT  Weise  in  d&x  Ehestand  zu  treten,  so  gab  es  der 

Gründe  maneherleL 

deJ*kircff         ^®  Kirche  verlangte  zur  Eheeinsegnung  die  elterliche 

Gebote.   Einwilligung  S  nach  der  hier  nicht  gefragt  wurde,  sie  setzte 

ein  bestimmtes  Alter  zur  Eheschliessung  fest  ^,  das  hier  nicht 

nöthig  war.    Die  Gresetze  verlangten  Aufgebote,  damit,  wer 

schön  eheliche  Verpflichtungen  eingegangen  wäre,  von  einem 

bigamischen  Ehebündnisse  zurückgehalten  würde,  und  davon 

war  hier  nie  die  Bede. 

PjaoengiÄU-         Dazu  kam  noch  der  namentlich  bei  den  Frauen  vielfach 

ben  durcb 

^g«^*^j verbreitete  irrige  Glaube,  dass  sie  aller  Schulden  durch  eine 

M  werden,  pjhe  i^^iff  würdcu',   uud  endlich  der  WidennDe,  den  die 

geg.  offenti. Engländer  jener   Zeit   vor   öffentlichen  Eheschliessungen 

empfanden.     „TFo«  würdi  Mylady  Ailesbury  sagen*^  schreibt 

wS'^oie  Horace  Walpole  i.  J.  1753.*,  „wenn  sie  dreimal,  während 

dreier  Wochen,  in  der  Pfarrkirche  auf  geboten  werden  müsstef 

Ich  glaube,  sie  hätte  eher  ihr  Wittwenkleid  zeitlebens  getragen, 

als  sieh  solch  einer  unverschämten  (impudent)  Ceremonie  unter^ 

worfen^^. 

So  war  es  denn  ebenso  bequem  wie  billig^  sich  im  Fleet 

zu  verheirathen.  . 

RrSter.  Freilich  gaben  die  von  den  Fleet-Geistliohen  ^führten, 

theils  von  ihnen,  theils  in  den  Wirthshäusem .  aufbewahrten 

Kirchenbücher^  später  keinen  gültigen  Beweis  für   die  ge- 

1  Vgl.  Poynter  a.  a.  O.  87. 

*  Swinburne  a.  a.  O.  8.  7. 

^  Vgl.  Gally,  Some  cönsiderations  upon  ciandestine  mamages  (Lond. 
1780.)  15.  Vgl.  auch  Karol ine  Norton,  die  Frauen  in  England  (Berlin 
1855.)  267.  —  Deswegen  gab  es  auch  im  Fleet  eine  Anzahl  von  Männern, 
die  sich  allen  verhafteten  Frauen  zurHeirath  zur  Disposition  stellten,  tric 
Armstrong,  der  in  14  Monaten  vier  Frauen  heirathete  und  die  dann,  wie  eine 
Kirohenbuchdntragung  besagt,  8  Shill.  erhielten  „for  his  trouble".  —  B  ur  n 
Fleet  Marr.  88. 

*  V.  24.  Mai  1758.  an  Henry  Seymour  Conway. 

^  Doch  aber  meist  nur  um  10  bis  15  Shill.  billiger  als  auf  dem  gewöhn- 
lichenWege.    ParliamentaryHistory  15, 18. 

*  B um  Fleet  Marr.  66.  ff.  —  Vollständig  missrerstanden  ist  der  Gha- 
racter  der  Fleet-Ehen  und  die  Bedeutung  dieser  Register  von  Biene  r  Zur 
G«6oh.  der  Civilehe  in  Zeitschr.  f.  deutsch.  Recht  20, 187.  Er  meint, 
dass,  als  die  Hardwicke's  Act  i.  J.  1758.  die  alte  kanonische  Consensual- 
Ehe  abschaffte,  sich  gefunden  habe,  „dass  bis  dahin  ebenso  wie  in  dem  Mit- 
telalter die  meisten  Ehepaare  sieh  nicht  mit  dem  blossen  Consent  begnflgt, 
sofldem  eine  Befestigung  und  Registrirung  ihrer  Ehe  gesucht  hatten,  aber 
aieht  durch  die  kirdhliche  Einsegnung  bei  dem  Pfarrer  ihres  Kirchspiels, 
sondern  durch  Anmeldung  an  gewissen  Orten".    In  London  habe  es  Atr 
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adUossene  Ehe^  —  wsren  sie  doch  hüufig  genug  ge^Bcht^  — zevgmi  der 
freilioh  wurden  die  Zeugen  der  heimliolien  Verbindung  im  biuV' 
Gerichte  zur  Aussage  nicht  zugelassen ,  wenn  sie  sich  nicht 
voA  der  Excommunication  befreit  hMicia,  die. sie  eben  ihrer 
Zeog^ischaft  wegen  betroffen  hatte':  Aber  Alles  das  waren 
Feligm,  die  erst  später ,  die  vielleicht  nie  eintraten,  es  waren 
Naehiheile,  welche  von  den  Yortheilen  fiberboten  zu  werden 
echienen,  zumal  bei  der  Unwissenheit,  welche  über  rechtliche 
Dinge  im  Volke  herrschte,  und  welche  von  den  Insassen  des 
Fleet  hinlänglich  ausgebeutet  vrarde^. 

Fragen   wir    endlich,    welche   Art   von  Personen   ihre  pSlJ„^el' 
Ehen  dort  schloss,  so  muss  bemerkt  werden,  dass  es  nicht  pf^hei? 
blos  liederliches  Gesindel  oder  Leute  niederen  Ranges  waren:  »^«teo. 
die    erhaltenen   Register    zeigen    viele   Namen    von    gutem 
Klange,  und  mancher  Lord  und  manche  Lady  ging  hier  den 
Ehebnnd  ein^ 

In  derselben  Weise,  wenngleich  nicht  in  dieser  Aus*^*^^^^^^ 
dehnung,  wnrdep  heimliche  Ehen  auch  in  Mayfair,  In  Ty-*  J^'^^* 
burn  und  im  Gefangnisse  der  King's  Bench,  welches  „the  Tyiram! 
Mint'^  genannt  wurde,  vollzogen^;  namentlich  aber  in  May-  «>»«>"«>*• 
fair  selbst  von  Personen  höchsten  Standest    Dort  fanden  in 

diese  Civilheirathen  drei  Orte  gegeben,  nämlich  die  Kapelle  in  Mayfair 
^(aiehe  unten),  danii  „in  und  bei  dem  Fleet-Geföngnisse,  theÜB  vor  dem 
Pfarrer  der  Geföngnisakapelle,  theils  vor  Schenkirirtlien  in  der  Nähe,  welche 
aämmtlich  Register  hielten  ",  und  drittens  in  der  Kirche  St.  Mary  im  Savoy, 
Das  von  dieser  ganzen  Darstellung  auch  nicht  ein  Wort  richtig  ist,  ergiebt 
«ich  aus  den  obigen  Ausführungen  von  selbst 

1  Feakes  N.  P.  Gases  185.  231.  Burn  Fleet  Marr.  127.  ff.  ISS.  ff. 
Ho  well  a  complete  coUection  of  State  Trials  (Lond.  1816.)  14, 1351.  ff. 

>  Antedatirungen  und  Rasuren  waren  gewöhnlich.  Vgl.  Burn  Fleet 
Marr.  78*  75.  77. 80. 82. 

8  Burn  Fleet  Marr.  13. 

4  BurnFleetMarr.  62.note2. 

5  Ich  theile  einige  Beispiele  aus  den  bei  Burn  a.  a.0.  93.  ff.  extrahirten 
Registern  mit: 

6.  May.  1724.  Lord  Abergavenny  u.  Catharine  Tatton. 

10.  Aug.  1742.  Domin.  Bonaventura,  Baron  of  Spiterii. 
20.  Jan.  1729.  John  Bourke  (späterer  Viscount  Mayo). 

11.  Febr.  1728.  Anthony  Henley  (älterer  Bruder  des  Eari  of  Northing- 
toQ,  Lordkanzlers),  mit  Lady  £liz.Berkley  Tochter  James  III.  EarloTBerkley. 

20.  ^OT.  1715.  Wm.  Johnston  Lord  Marquess  of  Annandale. 

8.  April  1753.  Robert  Lord  Montagu. 

18.  Aug.  1735.  John  George  Ogilvie,  Lord  Banff. 

25.  Sept.  1728.  Lady  Catherine  Anniaiey.  u.  s.  w. 

6  BurnFleetMarr.  137.  ff.^   Vgl.  auch  Daily  Po  st  1788,  U.April. 

7  So  29.  Juni  1753.  Lord  George  Bentinck;  14.  Februar  1752.  Jamea 
Duke  of  Hamilton,  u.  s.  w. 
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einem  Jahre  6000  Eheachliessimgen  fi^M,  wahrend  die  be- 
nachbarte Pfarrkirdie  St.  Anne  nur  60  registriren  k<Hmte^. 
Khraünch  Nehmen  wir  noch  hmzu,  dass  auch  ausserdem  vieUadi 
Tieif.aonft.j^Qjg^^^  -Ehen  eingegangen  wurden  —  war  doch  der  Loird- 
kauzler  Ellesmore  heimlich  verheirathet»  und  ebenso  der 
Chief  Justice  von  England,  Sir  Edward  Coke* —  dass 
audi  ausserhalb' jener  genannten  Orte  die  Leichtgläubigkeit 
unerfahrener  Personen  von  alten  und  jungen  Lüstlingen  ge- 
missbraucht  wurde»  ein  Stoff,  den  alle  Balladen  und  Bomane 
jener  Zeit  mit  Vorliebe  behandeln,  —  ich  erinnere  nur  an 
Oliver  Goldsmith's  Vicar  of  Wakefield  —  so  darf  man  sich 
kaum  verwundem ,  wenn  das  geltende  Becht  der  Eheschlies« 
sung  gründlich  in  Missachtung  kam  und  Aenderungen  dessel- 
ben fiir  nöthig  erachtet  wurden« 
«r^^M  Doch  bevor  ich  auf  die  Darstellung  der  Beformversuche 

jen«rzeit.  ^^^^  deren  endlichen  Abschluss,  das  Gresetz  v.  J.  1753.,  näher 
eingehe,  will  ich  nodi  zweier  Fälle  erwähnen,  die  so  recht  die 
Schäden  des  damaligen  Bechtszustandes  kennzeichnen,   die 
ihrer  Zeit  grosses  Aufsehen  gemacht  und  auch  eine  Aufnahme 
in  die  Sammlung  der  Staatsprozesse  gefunden  haben. 
SoHM^n        ^  ^'  ^'^^^^  standen  vor  dem  Gerichtshofe  der  Queen'» 
tiwendMD.  Bench  Haagen  Swendsen,  Sarah  Baynton,  John  Hart« 
well  und  John  Spurr,  peinlich  angeklagt  auf  Leben  und  Tod'» 
Die  Anklage  beruhte  auf  folgenden  Thatsächen.   Haagen 
Swendsen,   ein    übel^  berüchtigter,   unvermögender   Mann, 
wünschte    die    elternlose,    siebzehnjährige    Mrs«    Pleasant 
Bawlins  zu  heirathen,  zumal  sie  2000  £  im  Vermögen  und 
eine  jährliche  Beute  von  20  £  besass. 

Da  er  auf  geradem  Wege  kaum  hoffen  durfte,  zum  Ziele 
zu  gelangen,  so  nahm  er  zur  List  die  Zuflucht. 

Seine  Agentin  und  frühere  Geliebte,  Sarah  Baynton, 
musste  sich  in  der  Nachbarschaft  der  .Umworbenen  einmiethen 
und  Freundschaft  mit  ihr  schliessen.  An  einem  Sonntage, 
als  Mrs.  Bawlins  mit  einer  Freundin  zur  ziemlich  entfernten 
Kirche  gehen  wollte,  nahm  sie  das  Anerbieten  von  Sarah 
Baynton  an,  mit  ihr  gemeinsam  in  ihrem  Wagen  den  Weg 
zurückzulegen. 

^  ParliamentaryHiBtory  15,21. 

2  Macqueen  a  practioal  treatise  of  marriage,  divoice  and  iegitimacjf 
(2.ed.Lond.  1860.)6. 

3  Howell  State  Trials  14,  559.  ff. 
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Uaterwegfl  aber  wurden  sie  von  G^erichtsdienäm^  nament- 
lich d^i  beiden  Mitangeklagten ,  die  Sweadson  gewönne» 
hatte,  überfallen;  es  wurde  der  Mrs.  Bawlin»  mitgetheilt^ 
dasfl  flie  wegen  einer  Schuldforderang  verhafifcet  sei  und  nach 
Nevr-Gate  abgeführt  werden  müsse«  Alle  ihre  Bethenernngen, 
daas  me  Niemanden  etwas  schulde,  waren  yergeblich,  aUe  ihre 
Anerbietangen,  Bürgen  ssu  stellen,  wurden  zurüekgewies^A. 
Sie  warde  von  einem  Wirthshause  ins  andere  geschleppt,  bi» 
sie  endlich  mit  Swendsen  und  Sarah  Bajnton  amsammen^  - 
traf.  Sogl^h  versprach  der  erstere,  Bürgschaft  zu  leisten 
und  sie  von  der  drohenden  Haft  zu  erretten,  wenn  sie  sich 
entscUosse,  ihn  zu  heirathen.  Obgleich  sie  das  nun  Anfang» 
verweigerte,  so  wurde  sie  doch  schliesslich  durch  Angst  vor 
Misshandlung  und  Tod  zur  Einwilligung  vermocht.  £in  sdion 
bereiter  Fleet-Geistlicher  segnete  die  Ehe,  und  der  Zwang 
dauerte  noch  so  lange  fort,  bis  sie  mehreren  Personen  erklärt 
hatte,  wie  sie  aus  freier  Ueberlegung  die  Ehe  geschlossen 
habe. 

Swendsen  und  Sarah  Baynton  wurden  beide  zum 
Tode  verurtheilt,  der  erstere  hingerichtet,  die  letztere  be- 
gnadigt Die  anderen  beiden  Angeklagten  erklärte  die  Jury 
für  nicht  schuldig. 

Noch  grösseres  Aufsehen  machte  derProzess  des  General-  Fetiding*» 
Majors  Bobert  Feilding,  der  i.  J.  1706.  vor  dem  Gerichts- 
hofe zu  OldBailey  wegen  Bigamie  angeklagt  wurdet  War 
doch  der  Verbrecher,  der  den  Namen  „Beau  Feildinff'^  nicht 
mit  Unrecht  führte,  eine  allbekannte  Person,  dessen  Liebens-» 
Würdigkeit  selbst  der  königliche  Ankläger  als  unwiderstehlich 
schilderte,  und  die  nur  durch  seinen  Leichtsinn  übertroffen 
wurde. 

Feilding  beabsichtigte  eine  Wittwe  zu  heirathen,  deren 
einidge  ihm  bekannte  Eigenschaft  ein  beträchtliches  Ver- 
mögen war. 

Eine  Agentin,  der  er  reichliche  Belohnung  verheissen 
hatte,  wenn  er  das  Ziel  sdner  Wünsche  erreicht  haben  würde, 
täuschte  ihn,  eben  um  den  Gewinn  zu  erlangen,  indem  sie  ihm 
eine  andere  Frau  zuführte,  und  diese  für  jene  Wittwe  ausgab» 
Feilding  liess  sich  durch  den  katholischen  Kaplan  der  spani- 
schen Gresandtschaft  heimlich  trauen,  und  wurde  erst  später 
des  ihm  gespielten  Betruges  inne. 
1  How  eil  State  Triak  14, 1827.  ff. 
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Ni«ht8  desto  weniger  y^doratliete  er  ek&  bald  darauf  mit 
der  Hersogin  toh  Clevelazid,  der  bekannten  Maitreme 
Carls  IL,  die  dann  seine  Bigamie  in  Erfahrimg  brachte  und 
ihn  anldagen  liess. 
fit.i.jic.1.  Zufb^e  St.  1.  Jac  L  c.  11.^  wurde  er  sum  Tode  ver- 
urtheilt,  wenngleich  er  die  Nichtigkeit  seiner  ersten  Ehe  be- 
hauptete, weil  seine  erste  Grattin  zur  Zeit  der  Ghesehliessuag 
noch  mit  einem  anderen  Manne  verheirathet  gewesen  wäre. 
Es  genügte  eben  ein  matrimonium  de  facto,  um  das  Verbrechen 
der  Bigamie  za  constituiren.  Die  Bechtmässigkeit  der  ersten 
Ehe  konnte  vor  dem  weltlichen  Bichter  nicht  zur  Sprache 
kommen.  Nur  die  königliche  Gnade  rettete  Feilding  vom  Tode. 

Das  waren  die  englischen  Zustände  im  achtzehnten  Jahr- 
hunderte« 


dl^echt         Gehen  wir  jetzt  zu  den  Versuchen  über,  das  geltsade 
Abzn&ideni.^elil;  abzuäudem. 

16M.  Schon  am  18.  September  1666.   wurde  im  Unterhaose 

eine  Bill  gegen  heimliche  Ehen  gelesen';  es  erfolgte  auch  am 
27.  September  die  zweite  Lesung',  aber  damit  fiel  sie« 

1667.  Ein  neuer  Gesetzentwurf  wurde  dann  gleich  wieder  im 

folgenden  Jahre  am  8.  November  eingebracht ,  der  sbet  das 
Schicksal  des  vorjährigen  vollständig  theilte^  -t 

1676.  Mehr  Erfolg  hatten  die  Berathungen  des   Oberhauses 

V.  J.  1676«  über  einen  Gesetzentwurf:  »»An  Act  to  prevent 
Clandestine  Marriages  without  Consent  of  Parents'% 
den  der  Lord  Chief  Justice  des  Court  of  Common 
Pleas  auf  Befehl  des  Hauses  vorbereitet  hatte.  Er  ging 
nach  manmchfachen  Berathungen»  welche  die  Zeit  vom 
29.  März  1676.  bis  21.  Januar  1677.  ausfällten,  durch^  und 

^  Vgl.  dazu  Coke  Inst.  8, 88:  „this  extendetk  to  a  mairiage  de  facto, 
or  voidable  by  reason  of  a  piecontraet,  or  of  contaaguinhy,  affinitj  or  tfae 
like;  for  it  is  a  marriage,  injudgmentoflaw,  nntilitbeavoided:  andthere- 
fore,  thoQgh  neither  marriage  be  de  iure,  yet  they  are  within  this  Statute^'.  — 
Vgl.  über  diesen  Fall  die  Argumentationen  Lord  TyndaFa  a.  a.  O.  p.  6., 
der  aus  dem  Umstände ,  dass  der  erkennende  Bichter  sich  auf  die  Priester- 
qualität  des  trauenden  Greistiichen  bezogen  habe,  den  Schluss  zieht,  daaa 
andern  Falls  keine  Ehe  vorhanden  gewesen  w&re.  Oegenihn  Stoddard 
Observations  etc.  a.  a.  0. 35. 

>  Journals  of  the  House  of  Commons.  $,  62$. 

s  ebenda8.8|628. 

^  ebendas.  9, 17. 

^  Journals  of  the  House  of  Lords,  13,  88.  90.  92.  9&  107.  117. 
121. 125.  133. 156.  —  Vorher  hatte  das  Oberhaus  schon  am  7.  NoTember 
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wurde  den  Gekn^en  übenandt,  von  denen  er  aber  nie  ztnrück'- 
kehrte^. 

Derselbe   Gegenstand  beschäfitigte  dann  das  Oberhaus    i678. 
sweimal  L  J.  1678.  in  gkich  erfolgloser  Weise' ,  und  am 
26.  März  1679.  fassten  die  Lords  Ton  Neuem  den  Beschluas,     i<79. 
euie  Bill  gegen  heimliche  Ehen  einzubringend 

Dennoch  erfolgte  die  nächste  Vorlage  erst  i.  J.  1685.  S     i«9. 
weldbe  im  Oberhause  gleichfalls  passirte^  deren  Schicksal 
bei  den  Gremeinen  aber,  nachdem  sie  schon  zweimal  gelesen^ 
und  einem  Committee  zur  Berathung  überwiesen  war,  nicht 
klar  ^hellt. 

Die  in  demselben  Jahre  im  Unterhause  eingebrachte  y^A  i<». 
BilF  for  registering  the  Death,  Burials  and  Mar- 
riages  and  Issue  of  the  Nobilitj  and  Gentry  of  Eng- 
land'^ fiel  nach  zweimaliger  Lesung,  wobei  jedoch  zugleich 
die  ESnbringung  eines  neuen,  demselben  Zwecke  huldigenden 
Gesetzes  beschlossen  wurde. 

Im  Jahre  1689.  wurden  von  den  Lords  zwei  Bills  nach     leeo. 
einander  angenommen,  welche  für  die  Ehen  der  Minderjähri- 
gen, deren  Alter  auf  21,  beziehentlich  18  Jahre  fixirt  wiirde, 
die  elterliche  Einwilligung  erfordertet     Beide  scheiterten  an 
dem  Widerstände  der  Gemeinen'. 

1670.  ein  Committee  zur  Berathang  über  einen  ähnlichen  Gesetsentwurf  er- 
nannt   Journ.  of  the  Hou&e  of  Lords.  12,  858. 

^  Die  Bili  war  eine  Zeit  lang  aus  dem  Hause  Terschwunden,  so  dass  am 
22.  Februar  die  Mitglieder  einen  Eid  schwören  mussten,  dass  sie  dieselbe 
weder  fortgenommen  noch  yerborgen  hfttten.  Journ  alsoftheHouse 
of  Commons  9, 445.  Die  erste  Lesung  erfolgte  am  8.  Mars,  ebendas. 
451. 

>  27.  Mai:  erste  Lesung  einer  Bill:  ,,An  Act  disabling  Minors 
to  marry  without  the  consent  of  their  Fathers  or  Guardians 
and  against  their  untimely  marrying  after  the  Decease  of 
their  Fathers".  Journ.  of  the  H.  ofL.  18, 229:  2te Lesung:  81.  Mai; 
ebendas.  284«  —  Erste  Lesung  einer  völlig  gleidilautenden  Bili  am  21. 
October  desselben  Jahre« :  ebendaa.296;  sweite :  22.  October  ebendas. 
298. 

8  ebendas. 480. 

4  Journ.  of  the  H.  of  L.  14,11. 18.80. 

5  Den 5.  Juni:  ebendas.  14,82. 

«  Journ  of  the  BL  of  C.  9, 728.  740. 749. 

7  Am  24.  Juni:  ebendas.  9, 750. 751. 

8  Die  erste  eingebracht  20.  JulL  Journ.  of  the  H.  of  L.  14,  287. 
Verhandlungen:  27.,  29.  Juli,  5.,  6.,  12.  Aug.,  angenommen  den  16.  —  eb en- 
das.  296. 298. 804.  i.  808. 818.  —  Die  sweite  eingebracht  den  28.  October. 
ebendas.  822.  Verhandlungen:  25.,  80.  Oct,  15.,  18.  November,  ange- 
nommen am  19. November,  ebendas.  825. 829. 848.  845. 415. 

9  Journ.  of  the  H.  of  0.  10, 267.  *—  10,  290. 887. 
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Der  bedeutendste  geaetzgebmaohe  V^aneli  fällt  in  das 

1690.     Jahr  1690.  \  wo  dem  Committee  des  Unterhauses  die  Aufgabe 

gestellt  wurde,  in  die  Bill  die  Bestimmung  aufzunehmen,  dass 

h^mUdie  Ehen  fiir  die  Zukunft  nichtig  sein  sollten.    Aber 

auch  dies  Gesetz  fiel,  und  dasselbe  Schicksal  theilten   die 

'^iVsT'* Entwürfe,  welche  in  den  Jahren  1691.«,  1697.»  und  1698.*  im 

1T9».     Oberhause  passirten,  und  die  Anträge,  welche  L  J.  1739.  die 

J5S»;  JJJ»;  Lords»  und  1705.«,  1715.^  1732.»  und  1735.»  die  Gemeinen 

beschäftigten. 
Hu^^eWa        ^^^^  ^^  ^^^  1753.  brachte  die  laz^e  ersehnte  Abhälfe^ 
^^^     nachdem  sogar  eigene  Berathungen  über  die  Missstände  der 

1  Einbringung  gestattet  am  25.  October.  J.  of  the  H.  of  C.  10,  451. 
erste  Lesung  28.  October,  zweite  17.  Noyember:  ebendas.  454.  473.  493. 

^  Zweite  Lesung  27.  October,  dritte:  21.  November;  Mahnungen  an 
das  Unterhaus:  2.,  17.,  22.  Februar  1692.  —  J.  of  the  H.of  L.  14,626.688.  f. 
640.  656;  15, 13.  81.  88.  —  Vgl  Journ.  of  the  H.  of  C.  10/558. 584.  612» 
679. 683. 

3  ^^An  Act  to  prevent  undue  Marriages  of  Infants  and  for 
better  seouring  the  Guardianship  of  them*S  Dritte  Lesung: 
12.  April.  J.  of  the  H.  of  L.  16,  150.  f.  148.  f.  —  eine  gleiche  Bill  wurde 
zum  erstenmale  gelesen  am  S.Dez,  ebendas.  175,  passurte  am  17. eben- 
das. 182.  Tgl.  179.  181.  —  UnterhausYerhandlungen  yom  17.  De- 
zember bis  8.  Januar:  J.of  theH.  of  C.  12, 11. 18. 19.33.37. 

^  Erste  Lesung:  15.,  zweite:  20.,  dritte:  22.  Juni.  J.  oftheH.  ofL. 
16,317.322.825. 

9  „An  Act  for  the  more  effectual  preyenting  clandestine 
marriages".  I.Lesung:  26. Februar,  zweite:  4.  März,  weitere  Verhand- 
lungen: 11.  März,  1.  Juni  Journ.  of  the  H.  of  L.  25,465.471.479. 

ß  Journ.  of  the  H.  of  C.  15, 188. 

7  ebendas.  19,88. 

8  9.  März;  das  Committee  des  Hauses  beschloss:  „That  is  the  opinion 
of this  Committee,  That  no  Licence  be  granted  without  an  Afßdäyit,  signed 
by  one  of  the  parties  to  be  married,  settingforth  theAges,  Qualitiesand 
Farißhes  of  both  Parties. 

Besolyed,  that  . . .  a  bond  shall  be  giyen  by  the  Party  praying  the 
Licence;  whioh  bond  shall  be  forfeited,  and  made  suable  in  the  Courts  of 
Law,  if  it  shall  afterwards  appear  that  the  Licence  has  been  obtaiaed  on 
any  false  Suggestion. 

Besolyed,  . . .  that  no  Licence  be  granted  for  the  marriage  of  any 
Persons  under  age,  without  the  personal  consent  of  Patents,  or  Guardian» 
respectiyely,  or  due  Proof  of  such  Consent. 

Besolyed , . . .  that  no  Rector,  Vicar  or  Curate  or  other  Person  belng  or 
pretending  to  be  in  holy  Orders,  who  shall  be  in  Prison,  or  within  the  Rules 
of  any  Prison,  shall  perform  the  office  of  matrimony*'. 

Die  dritte  Kesolution  wurde  yerworfen.  Nach  diesen  Grundsätzen 
wurden  Sir  Nathaniel  Curzon  imd  John  Bainard  am  23.  April  mit  der  Ein- 
bringung einer  Bill  beauftragt.  —  J.  o  f  th  e  IL  o  f  C.  22, 80. 125.. 

^  ebendas.  583. 676.  --  B  u  rn  Fleet  Manr.  12.  erwähnt  auch  Veriiand* 
lungen,  die  im  Unterhause  L  J.  1718.  statt  gefiinden  haben. 


I.  En^aad.  3.  Ton  1B58.  bk  1753.  849 

Fleei-Elien  im  UnterhauBe  Platz  gegriffen  hatten  und  ein 
leider  nicht  gedruckter  Bericht  darüber  erstattet  worden  war^ 

In  dem  genannten  Jahre  gelangte  ein  gchottischer  Ehe- ^^**'<^^^^ 
prozess»  Coohrane  ▼.  Campbell,  in  letzter  Instanz  zur^«^™*,^- 
Entscheidung  an  das  Oberhaus» 

Die  harte  Unbilligkeit  des  geltenden  Rechtes  und  die 
ISdiaden  des  Eheschliessungsrechtes  traten  dabei  grell  zu 
Tage.  Denn  es  handelte  sieh  um  die  Nichtigkeitserklärung 
einer  Ehe,  die  dreissig  Jahre  lang  glücklich  bestanden  hatte, 
wegen  der  Ansprüche,  die  Ton  anderer  Seite  her  aus  früher 
geschlossenen  sponaaKa  de  fraesenti  abgeleitet  wurden.  Jetzt 
sollte  die  Frau,  welche  während  so  langer  Zeit  ihrem  Gatten 
in  treuer  Liebe  ergeben  gewesen,  obgleich  dieser  selbst 
schon  todt  war,  gesetzlich  zu  einer  Concubine  erniedrigt,  die 
in  der  Ehe  erzeugten  Kinder  zu  Bastarden  gestempelt  und 
ihres  EIrbrechtes  beraubt  werden. 

Freilich  konnte  im  vorliegenden  Falle  der  hohe  Crerichts- 
bof  die  Grundsätze  der  Billigkeit  und  Gerechtigkeit  nicht  ob- 
walten lassen:  die  Ehe  musste  für  nichtig  erklärt  werden  und 
b11'  die  trüben  Consequenzei)  des  Urtheils  Platz  greifen,  den-^^°^"^ 
noch  aber  gab  dieser  Prozess  den  Anstoss  zur  Abänderung 
der  ganzen  Gesetzgebung. 

War  doch  hier  nicht  vereinzelt  und  ausnahmsweise  die 
iumma  iniuria  des  summum  ius  zu  Tage  getreten,  sah  man 
doch  nur  ein  Glied  in  der  langen  Kette  von  Unglücksfällen, 
welche  dem  laxen  Eheschliessungsrechte  ihren  Ursprung  ver- 
dankten. 

Am  31.  Januar  1753.  wurde  vom  Oberhause  auf  den  An-  «i.  Januar 

176S> 

trag  des  Lord  Bath  die  Einbringung  einer  „Bill  for  the^'O^dBath. 
better  preventing  of  clandestine  marriage"  befohlen,  «fnOTBHi"* 
und  die  zwölf  Richter  Englands  mit  der  Ausarbeitung  be-  ^ 
traute 

Die  Arbeit  der  Commission  konnte  aber  gerechten  -^^f^^htuuL 
Bprüchen  kaum  genügen,  und  das  um  so  weniger,  da  sie  in  d- Entwarf 
«iner  so  mangelhaften  Form  aufbrät,   dass  selbst  die  guten 

1  Siehe   General  Index  of  the  BeportB   1715—1801.  (Lond. 
1803.)  41. 

>  Vgl.  Lord  Oxford's  Memoin  of  the  last  ten  years  of  the  Reign  of 
George  the  Second  (London  1822.)  1,  298--S04.     Vgl.  Farliamentary 
History  15,8. 
.     9  Journ.  of  theH.  of  L.28, 14. 
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Absichten  des  Gesetzgebers  unter  der  Incorreotüeit  des  drei* 
mal  Torgenommenen  Dmckes  litten  ^ 
^^H^  Der  Lord  Kanzler  Hardwicke  übernahm  daher  die 
«|>^2j|;j|[^Ueberarbeitung  des  Entwurfes.  Mehrere  flagrante  Fälle  Ton 
heimlichen  Ehen  waren  ihm  selbst  in  seiner  Bichterlaufbrfm 
entgegengetreten';  er  hatte  damals  schon  die  Ansieht  geSassert^ 
dass  das  Eheschliessungsrecht  einer  Aenderung  dringend  be» 
dikfe*.    Er  unterzog  sich  jetzt  mit  Eifer  der  Arbdt« 

yerhtndi.  Sohou  am  19.  März  konnte  seine  Bill  zum  ersten  Male 

baoM.    jm  Oberhause  gelesen  werden  und  am  29«  zum  zweiten  Male» 

Nachdem  dann  am  5.,  9.  und  17.  April  das  Haus  im  Com- 

mittee  berathen  hatte*,  erfolgte  am  4.  Mai  die  dritte  liSsmig 

und  die  Annahme*. 

Deb«tt«n.  Es  ist  schr  zu  bedauern,  dass  uns  von  den  Debatten  des 

Oberhauses  nichts  erhalten  ist  Nur  der  energische,  freilich 
wenig  unterstützte  Widerspruch  des  Herzogs  von  Bedford 
wird  bezeugt^. 

^"hauler"  ^^  *^  heftiger  tobte  der  Streit  im  anderen  Hause^,    Am 

7.  Mai  erfolgte  die  erste,  am  14.  die  zweite  Lesung.  Hier 
zeigte  sich  schon  deutlich  das  Auseinandergehen  der  verachie* 
denen  Meinungen. 

nenSSydSr  ^^  eifriger  Vertheidiger  erstand  dem  Gesetze  in  der  Person 
des  Attornej  General  Syder.  Mit  überzeugenden  Worten 
schilderte  er  die  herrschenden  Missstände  und  die  Erfolglosig- 
keit aller  bisherigen  gesetzlichen  Massr^eln.  Er  erklärte  ea 
für  einen  Ueberrest  der  papistischen  Sacramentstheorieen,  wenn 
man  sich  vor  der  Annullirung  der  heimlichen  Ehen  scheue, 
und  er  entschuldigte  den  Badikalismus  des  Gesetzes,  welche» 
Vornehme  und  Geringe  nach  demselben  Massstabe  bemesse. 
y^^^  Aber  gerade  der  entgegengesetzte  Vorwurf  wurde  von 

Mr.  Bober t  Nugent  der  Bill  entgegengehalten.  Aristo- 
kratisch nannte  er  sie,  vom  Oberhause  angenommen,  weil  dies 
nicht  das  Wohl  der  Nation,  sondern  nur  die  eigenen  Interessen 
vertrete.    Man  wolle  nicht  mehr,  dass  wie  bisher  die  reiche 

1  Lord  Oxford  a.  a.  O. 

*  Middleton  and  Wife  ▼.  Croft  bei  Harris  the  Life  of  the Lord 
Chanoellor Hardwicke  (Lond.  1S47.)  1, 448.  —  Clew»  ▼.  Bathvrst  eben- 
das.  1,270. 

9  Moore  V.Moore,  ebendas.l» 468. 

4  Journ.  of  the  H.  of  L.  28,  U.  68. 78. 82.  98.  HS. 

A  Walpole  Brief  V.  24.  Mai  1753. 

*  Ueber  dies  und  das  Folgende:  ParliamentaryHistory  15,l.ffl 
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Aristokratie  sich  ndt  den  niedcaren  und  den  mittleren  Ständen 
Termische:  man  wolle  das  Vermögen  concentriren  und  die 
»tandesgIdelMn  Ehen  einfuhren »  die  in  Frankreich  so  traurige 
Conseqnenzen  gehabt  hätten.  Darum  allein  werde  die  Ein«- 
willigung  der  Eltern  betont 

Aber  was  werde  die  Folge  sein?  Wurden  die  Schäden 
abnehmen,  die  man  als  Folgen  des  gegenwartigen  Znstandes 
bekh^?  Im  Gegentheilel  die  Polygamieen  würden  zunehmen» 
da  es  ja  jedem  Lüstlinge  frei  stehe,  die  reohtsunkundige  Un- 
sdiuld  zu  liintergehen'y  indem  er  nur  eine  einzige  der  bei 
Strafe  der  Nichtigkeit  vorgeschriebenen  FormahtSten  der  Ehe» 
Schliessung  unterlasse.  Es  würden  dieselben  gezwungenen 
Ehen,  dieselben  Convenienzheirathen  Platz  greifen,  die  in 
Frankreich  zu  d^  offenen  Unsittliehkeit  geführt  hätten,  an 
der  das  ganze  Staatswesen  kranke. 

Der  Geist  des  englischen  Volkes,  rief  er  aus,  ist  der  Oef* 
f<nitlicfakeit  der  Eheschliessung  abgeneigt.  Es  beleidigt  das 
Schamgefühl  jedes  Mädchens,  öffentlich  aufgeboten  zu  werden, 
es  erregt  den  Unwillen  jedes  Junggesellen,  so  der  Spott  sei- 
ner das  eheliche  Joch  verachtenden  Altersgenossen  zu  werden«. 
Jetzt  wolle  man  den  lange  überlegten  Plan,  man  wolle  die 
Weisheit  zur  Stifterin  des  Ehebündnisses  machen.  -  Als  ob 
das  nieht  gegen  die  einfachsten  Theorieen  der  Bevölkerungs* 
Politik  wäre,  als  ob  die  niederen  Classen  überhaupt  noch  hei- 
rathen  würden,  und  all*^  die  drückenden  Lasten  der  Ehe  auf 
sidi  nehmen,  wenn  sie  reiflich  und  sorgsam  überlegten? 

Er  betrachtete  die  AnnuUirung  der  hamltchen  Ehen  als 
eine  Einführung  des  Scheiderechtes,  welches  in  der  englischen 
Gesetzgebung  keine  Stätte  gefunden  habe.  Er  empfahl  dringend 
die  Ablehnung  der  Bill. 

Dennoch  wurde,  nachdem  diese  Argumente  durch  ^ne^^^^^^^ 
längere  Bede  des  Lord  Bavington  zurückgewiesen  worden 
waren,  die  zweite  Lesung  mit  116  gegen  55  Stimmen  be- "JJJfJJ* J;!r 
schlössen.  •**"^-°- 

Committeesitzungen  des  ganzen  Hauses  fanden  statt,  wo^^JJJ*** 
in  stürmischen,  bis  in  die  späte  Nacht  sich  hinziehenden  De- 
batten —  die  Hauptgegner  der  Bill  waren  Henrj  Fox  und^f^'g^J^J 
Charlys  Townsend^  —  gestritten  und  das  Gesetz  durch  "^'^^»^ 

^  Lord  Oiford  a.  a.  O.  —  Henry  Fol  hatte  seine  Ehe  mit  der  filte- 
rten Tochter  Charles  IL,  Hertogs  vonRichmond,  selbst  im  Fleet  ge- 
schlossen. —  B  u  r  n  Fleet  Marr.  16. 
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zahlreidbe  Abäadenuig8T<HrBGhIäge  und  ZoBatze  vcXSg  umge- 
formt wurde. 

'ihTRSTort!"        -^  *•  J"^  erstattete  Lord  Dupplin  dem  Hause  Be- 
itritte Le.  richty  und  die  Bill  wurde  zum  dritten  Male  gelesen. 

Jetzt  spielte  auch  die  Opposition  nodi  ihreHaupttriimpfeaus. 
Als  eine  Art  Verrath  am  Vaterlande  bezeicimete  Colonel 

•  ^^^e.  George  Holdane  die  Zustimmung  zu  dem  Gesetze.  Denn 
dadurch  würde  ^e  Basis  eines  aristokratischen  BegimenteB 
begründet,  wie  es  in  Venedig  herrsdiCy  und  ganz  derselben 

Toi^nd.^^  waren  die  Vorwürfe,  die  Charles  Townsend  gegen  die 
Bill  schleuderte,  der  in  ausführlicher  Rede  jeden  einzelnen 
Paragraphen  kritisirte  und  schliesslich  zu  dem  Resultate  kam, 
dass  das  Gesetz  weder  seinen  eigenen  Tendenzen  entspreche^ 
noch  auch  dem  Wohle  des  Volkes  gemäss  seL 
H«iiiyFo«^.  Auch  Henry  Fox  erklärte  sich  noch  einmal  mit  aller 
Leidenschaft  gegen  die  Bill.  Es  wäre  nicht  mehr  das  Gesetz 
des  Lord  Hardwicke,  meinte  er,  welches  jetzt  dem  Hause 
vorliege,  sondern  ein  völlig  neues;  aus  den  sieben  Sätzen  der 
ursprünglichen  Vorlage  wären  sechszehn  geworden,  der  alte 
Entwurf  sei  kaum  noch  wieder  zu  erkennen.  Deswegen  könne 
wiuiim  —  ein  Arsrnment,  welches  dann  William  Beckford  wieder- 
holte  —  die  dem  Oberhause,  den  Richtern  und  dem  Lord 
.Kanzler  gebührende  Achtung  und  Rücksicht  von  der  Ver- 
werfung dieses  Gresetzes  nicht  abhalten. 

John  Bond.        Nichts  dcsto  wcniger  ging  dasselbe,  nachdem  dafür  John 
Bond  —  namentlich  mit  Berufung  auf  Holländische  ZustäAde 

Huisborongh.' —  der  Earl  of  Hillsborongh  und  der  Sollicitor  General 

^Ä^^Murraj  das  Wor^  ergriffen  hatten,  mit  125  gegen  56*  Stimmen 

Oewte  geht  durch. 

darch.  ,  ,  ,        ♦ 

Broschttren.         Die  grossc  Mcugc  dcs  Volkes  hatte  inzwischen  mit  leb- 
da^Gesetz/hafler  Theilnahme  die  Debatten  des  Hauses  verfolgt.    Flug- 
blätter aller  Partien  wurden  ausgestreut,  die  bald  die  aristo- 
kratischen Tendenzen  des  neuen  Gesetzes,  bald  die  Schäden 
der  bestehenden  Zustände  hervorhoben  ^ 

^  An  humble  and  Berious  representation  of  the  hardships 
and  difficultieB  of  the  marriage  act.  —  A  brief  reyiew  of  the 
laws  relating  to  marriage.  —  Some  considerations  on  an  act 
to  preyent  ciandestine  marriages.  —  A  letter  to  the  public 
on  the  act  to  prevent  ciandestine  marriages.  —  A  bystanders 
remarks  on,  and  objections  to  the  bili  for  preyenting  cian- 
destine marriages.  —  Considerations  on  the  bill  for  pretent- 
ing  ciandestine  marriages,  n.  a. 
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Unter  den  erBteren  sind  namentlich  die  de«  Dr.  Eeith  er-  nr.  Keitb. 
wahnexiswerth^,  der  als  Hauptstifter  heimlicher  Ehen  sich  mit 
komischer  Emphase  als  den  Vater  der  Bill  bezeichnete»  miter 
den  letzteren  muss  das  freilich  schon  weit  früher  erschienene 
Bach  eines  Dr.  Gally  genannt  werden'»  weil  es  in  den  De-  nr.  caiir. 
hatten  des  Hauses  eine  Bolle  spielte  ^ 

•  Auch  die  Journale  bemächtigten  sich  des  anziehenden  Diejotmui«. 
Stoffes.    Das  Oentleman's  Magazine  brachte  einen  Tangei- 
ren  Artikel,  in  dem.  alle  Vorwürfe  gegen  das  Gesetz  aufge- 
führt und  in  bündiger  Weise  widerlegt  wordenS    und  das 

^  An  Appeal  to  the  public  on  the  act  agaioet  clandestiae  mariiages.  und 
ObservationB  on  the  Act  for  preventlng  clandestine  Marriages.  —  Ich  theile 
einige  bemerkenswerthe Stellen  aus  den  letzteren  mit:  „Happy  is  the  wooing 
tbat  ia  not  long  ardoing ;  ig  an  old  proverb  and  a  yery  true  one,  but  we  shall 
have  no  oecasion  for  it  after  the  25tb  day  of  March  next,  when  ve  are  com- 
manded  to  read  it  backwards  and  from  that  period  (fatal  indeed  to  Old  Eng- 
land!) we  muBt  date  the  declension  of  the  numbers  of  the  inhabitants  ofEng- 
land'*.  . . .  „As  I  have  mairied  many  thousands  and  oonsequently  haye  on 
those  occaaions  seen  the  humours  of  the  lower  das«  of  people ,  I  have  often 
asked  the  married  pair  how  long  they  had  been  acquainted ;  they  would 
reply  some  more,  some  less,  but  the  generality  did  not  exceed  the  acquaint- 
anoe  of  a  week,  some  only  of  a  day,  half  a  day  &c.*^  „Another  incouTeniency 
which  will  arise  from  this  Act  will  be,  that  the  ezpence  of  being  married  will 
be  so  great,  that  few  of  the  lower  class  of  people  can  afford;  for  I  have  often 
heard  a  Fleet-parson  say,  that  many  have  come  to  be  married  when  they 
haye  had  but  half-a-crown  in  their  pockets,  and  sixpence  to  buy  a  pot  of 
beer,  and  for  which  they  haye  pawned  some -of  their  cloatha  ". . . .  ,,1  remem- 
ber  once  on  a  time ,  I  was  at  a  public  house  RadclifT,  which  then  was  fuU  of 
saflors  and  their  girls,  there  was  fiddling,  piping,  jigging,  and  eating; 
at  length,  one  of  the  tars  Starts  up,  and  says  ^D—m  ye,  Jack,  TU  be  mamed 

just  now;  I  will  haye  my  partner,  and '    The  joke  took,  and  in  lesa 

than  two  hours  ten  couple  set  out  for  the  Flete.  I  staid  their  retum.  They 
retumedin'coaches;  fiyewomenineachcoach;  the  tars,  some  runningbe- 
fore,  othen  riding  on  the  coach-boz,  and  others  behind.  The  cayalcade 
being  oyer ,  the  couples  Irent  up  into  an  Upper  room,  where  they  concluded 
the  eyening  with  great  jollity.  The  next  time  I  went  that  way,  I  caüed  on 
my  landlord  and  asked  him  concerning  this  marriage  adyenture:  he  at  first 
stared  at  me,  but  recollecting,  he  said  those  things  were  so  iiequent,  that  he 
hardly  took  any  notice  of  them;  for,  added  he,  it  is  a common  thing  when  a 
fleet  comes  in ,  to  haye  two  or  three  hundred  marriages  in  a  week*s  time 
among  the  sailors'*. 

s  Some  considerations  upon  clandestine  mairiages  (Lond.  1780.)* 

9  Walpole  leUer  y.  24.  u.  29.  Mai  1753. 

^  S.  400.  f.  Nachdem  dort  gesagt  ist,  dass  die  Act  die  aus  den  heim- 
lichen Ehen  entstandenen  Uebelst&nde  beseitigen  werde,  heisst  es  weiter,  so 
sei  nur  die  Frage,  ob  sie  nicht  grösseren  Schaden  heryorrufen  werde ,  als  ^ie 
heilen  könne. 

Um  dies  zu  beweisen,  werde  hervorgehoben,  1)  dass  die  beanspruchte 
Macht  der  weltlichen  Gesetzgebung,  für  nichtig  zu  erklären,  was  den  €re- 
boten  Gottes  nicht  zuwider  ist,  in  jeder  Beziehung  verwerflich  sei,  2)  „That 
Frieiherg,  Ehe9chiies$ung*  23 
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ScotU  Magazine'  gab  eine  Saäre,  die  alle  ßdchworte  des 
Greseizes  zu  persifliren  suchte. 

^viik«.**  ^**  ^^^  ^^^  begünstigte  in  auf&Uender  Weiae  die 
Opposition.  Wo  Henry  Fox  sich  öffentlich  sehen  liess,  wur- 
den seinem  Wagen  die  Pferde  ausgespannt':  Die  Schwänuer 
für  heimliche  Ehen  feierten  deren  energischen  Vertheidiger. 

^^{Jl^^,  Am  5.  Juni  wurde  die  Bill  dem  Hause  der  Lords  zurück- 

snrttck.   geaaudt  und  die  neuen  Amendments  in  Erwägung  gezogen^. 

Henogy.  Wieder  erklärte  der  Herzog  von  Bedford  sich  dagegen» 
anstatt  aber  über  die  einzelnen  Amendments  zu  sprechen,  han- 
delte er  von  der  Bill  im  Ganzen,  und  als  ihn  der  Lord  Kanzler 
auf  das  Unparlamentarische  seines  Verfahrens  aufmerksam 
machte,  kam  er  so  in  Verwirrung,  dass  er  schliessUch  nur  be- 
klagte, dass  das  neue  Gesetz  auf  England  und  Wales  be- 
schränkt bleiben  solle. 

^^inS^'  ^^^  Einfluss  des  Lord  Kanzlers  siegte.  In  fast  drei- 
viertelstündiger Bede  wies  er  mit  bitteren  und  scharfen  Worten 
die  Einwürfe  des  Herzogs  und  die  Polemik  des  Unterhauses 
zurück.  Er  hielt  es  der  warmblüdgen,  zügellosen  Jugend  zu 
Gute,  eine  Bill,  die  eine  Begelung  der  bisherigen  Unordnung 
bezwecke,  für  absurd,  grausam  und  ärgerlich  zu  erklären,  er 
beklagte,  dass  auch  verständige  Männer  —  damit  war  der 
Sprecher  des  Unterhauses,  Arthur  Onslow,  gemeint  —  sich 

it  will  diBcourage  the  marriage  of  the  poorer  sort,  amoDg  whom  maniage, 
howoTer  necessary  to  political  purposes,  is  generally  an  impondeat  step 
with  respect  to  theinseWes,  and  by  this  act,  they  will  be  preTented  from 
doing  it  without  great  deliberation,  many  will  not  do  it  at  all*^ 

3)  werden  die  Argumente  wiederholt,  dass  öffentliche  Aufgebote  gegen 
d en  Geist  des  englischen  Volkes  seien. 

4)  „Seamen,  soldiers,  barymen,  waggoners  etc.  iftheycaimotafforda 
licence,  cannot  be  marrled  at  all ,  because  their  residence  in  any  one  place  a 
sufficient  time,  is  incompatible  with  their  profession*'. 

5)  ^,The  consequence  of  this  will  be  the  decrease  of  people,  and  the  in- 
creaso  of  those  vices,  which  the  passions  not  legally  gratified,  wouldpzo- 
dace**. 

6)  „Favoursaresometimesbyaccident,  obtained,  fromwomenofcha- 
racter,  before  marriage,  and  when  a  pregnancy  happens,  infamy  is  frequently 
preyented  by  a  sudden  and  secret  mairlage,  the  time  of  wfaioh  cannot  be 
generally  known :  But  this  will  by  the  act  be  rendered  impossible,  and  he 
who  cannot  marrj»  a  girl,  whom  perhaps  he  loves,  without  having  it  pubiickly 
known,  that  she  was  a  whore,  will  not  marry  her  at  all".  —  Diese  Ansichten 
werden  dann  in  dem  Folgenden  S.  452.  ff.  widerlegt.  — 

^  Es  war  das  eine  Wiederholung  eines  Artikels,  den  das  Grub  Street 
Journal  i.  J.  1743.  gebracht  hatte. 
s  B  urn  Fleet  Marr.  16. 
3  ParliamentaryHistory  15,  S4. 
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zur  Opposition  Mtten  verleiten  lassen.    Namenffich  göss  er 

^e  ganze  Fülle  seines  Unwillens  über  Henrj  Fox  in  einer 

Weise   aus,    dass   nur   die  Vertagung  des  Parlamentes  das 

Unterhaus  von  weiteren  Schriften  zorüddialten  konnte^.  ^Auch 

in  der   veränderten»  ja  theilweise  verstümmelten  Form,  wie 

das  andere  Haus  seine  Bill  zurückgesendet  habe,  bat  er  um 

ihre  Genehmigung,  damit  eine  so  nothwendige  Massregel  nicht 

scheitere.  Künftigen  Gesetzen  behielt  er  die  nothwendige  Ver- 
l>e88ermig  vor. 

So  ging  die  Bill  am  6.  Jimi  durch  und  sollte  am  25.  März  biu  dareh. 
1 754.  in  Kraft  treten. 

Vorher  aber  beeilte^  sich  noch  Alle,  die  eine  heimliche  ^**^^^*J^"j^*:** 
Mieschliessung  wünschten,  der  neuen  Massregel  zu  entgehen.  ^^^^®  ^*^^°* 
Iir  der  Keith's  Kapelle  wurden  noch  am  24  März  61  Paare 
getraut^,  und  ein  Kirchenbuch  des  Fleet  .weist  an  diesem  Tage 
:^17  Eheschliessungen  nach'. 

„Tritt  das  Gesetz  nicht  bald  in  Kraft'S  rief  die  Herzogin 
von  Argyle  nicht  mit  Unrecht  aus,  „so  laufen  uns  bis  dahin 
noch  alle  unsere  Töchter  fort!"* 


Wenn  wir  jetzt  zu  dem  Inhalte  des  Gesetzes  übergehen,  ^^\^*, 
dessen  Entstehungsgeschichte  wir  so  eben  vorgeführt  haben,  j^qJJu^ 
so  treffen  die  meist  auf  der  Grundlage  der  Canones  v.  J.  1603.     **  **' 
beruhenden  Paragraphen  folgende  Bestimmungen: 

§.  1.  Drei  Aufgebote  an  drei  aufeinander  folgenden  Sonn- 
tagen sollen  der  Eheschliessung  vorangehen,  und  in  der  Pfarr-  Auifeebot«. 
kirche  oder  einer  innerhalb  der  Parochie  belegenen  Kapelle 
Tcrkündet  werden,  wo  Proclamationen  herkömmlich  waren*. 

In  derselben  Kirche,  wo  die  Aufgebote  stattgefimden 
haben,  ist  auch  die  Einsegnung  der  Ehe  innerhalb  der  kanoni- 
schen Stunden  vorzunehmen. 

Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Kirchspielen,  so 
ist  in  beiden  Pfarrkirchen  aufzubieten. 

i  Parliam.  Hi8tl5,86. 

a  Burn  Fleet  Marr.  145.  Vgl.  Gentleman's  Magas.  1754.  S.  141: 
„Sunday  24.  March  1754.  Being  the  lagt  day  before  ike  commenoement  of 
Üie  marriage  act  before  11  o'clock  45  oouple  vere  married  at  Mr.  Keith's 
chapel,  and  when  they  ceas'd  near  100  pair  had  beed  joinM  together;  two 
men  being  constanüy  and  closely  empioyed  with  in  filling  ap  licencea  for 
thatpurpose^^ 

8  Burn  Fleet  Marr.  20. 

^  Horace  Waipole  letter  to  George  Montaga  July  17, 1753. 

6  Danach  nicht  in  Westminster  und  St.  Paul. 

23* 
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''aSS^*         §.  2,    Kein  Geistlicher  ist  zur  Verkündigung  der  Aufge- 
des  Namens  \^iq  verpflichtet  y  weuu  ihm  nicht  die  Brautleute  sieben  Tage 
vorher  schrifUich  ihre  Namen  und  Wohnorte  und  die  Zeit  ihres 
Aufenthaltes  in  der  Parochie  mitgetheilt  haben. 

^!^?i  5.  3.    Kein  Geistlicher  kann  zur  Strafe  gezogen  warden^ 

^•^•.^'^j  wenn  er  Personen  unter  21  Jahren,  nach  geschehener  PtocJa- 

iiguoff.    mation,  auch  gegen  den  Wülen  ihrer  Eltern  oder  Vormünder 
traut. 

§•  4.  Es  sei  denn,  dass  er  von  dem  Dissens  hinreichende 
Kenntniss  gehabt  habe.  Sollte  dieser  aber  öffentlich  bei  Gre- 
legenheit  der  Aufgebote  erklärt  worden  sein,  so  werden  da* 
durch  die  Aufgebote  selbst  nichtig,  i» 

LScenxea.  §«  5.    Liceuzcu  siud  nur  auf  solche  E3rchen  zu  ertheilen^ 

in  deren  Parochie  die  Brautleute  entweder  wohnen,  oder  sich 
doch  seit  vier  Wochen  aufhalten. 

u^uen.  §•  ^'    Dadurch  sollen  jedoch  die  dem  Erzbischofe  von 

Canterbury  zustehenden  Bechte  in  keiner  Weise  betroffen 
werden*. 

§•  7.  Personen,  die  mit  Ertheilung  der  Licenzen  betraut 
sind,  haben  die  Beobachtung  der  Gesetze  eidlich  anzugeloben 
und  dem  Bischöfe  der  Diöcese  dafür  eine  Garantie  von  100  i^» 
zu  stellen. 

"Sliif*  §•  ^'    Personen,  die  Ehen  in  einer  anderen  als  den  ge« 

setzlich  qualificirten  Kirchen  einsegnen  —  ausser  wenn  eine 
Special-Licenz  des  Erzbischofes  von  Canterbury  beigebracht 
wird  —  oder  welche  ohne  vorangegangene  Aufgebote  trauen 
—  ausser  wenn  Dispens  von  diesen  ertheilt  ist  —  soUen 
auf  vierzehn  Jahre  deportirt  werden.  Die  Ehen  selbst  sind 
nichtig*. 

§.  9.  Die  Verfolgung  der  verbrecherischen  Geistlichen 
verjährt  in  drei  Jahren. 

1  Vgl.  daxu  den  Brief  des  Krzbischofes  y.  Canterbury  in  der 
Parliam.  History  15,31. 

'  Nichtigkeit  der  Ehe  hatte  es  bisher  nur  gegeben  —  abgesehen  natür- 
lich von  Fehlem  des  Consenses  —  wegen  verbotener  Verwandtschaft,  und 
auch  da  konnte  die  Klage  nur  bei  Lebzeiten  beider  Ehegatten  angestellt 
werden.  — Koch  als  die  Bill  in  der  Session  1689—90.  im  Oberhause  durch- 
ging, welche  die  Nichtigkeit  der  Ehen  Minderjähriger  ohne  elterlichen 
Consens  einführen  sollte,  gaben  eine  Aniahl  Lords  folgenden  katholisiren- 
den  Protest  zu  Protokoll:  „because  we  believe  marriage  to  be  so  sacred  an 
Ordinance  of  Ood,  that  after  it  is  religiously  contracted  and  consummated 
it  cannot  be  annulled".  History  of  the  Proceedings  of  the  H.  of 
Lords  (Lond.  1742.)  1, 399. 
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§.  10.  Nach  der  SoUeumsatioii  der  Ehe  ist  ea  für  die 
Brautleute  unnöthig,  den  Nachweis  zu  fuhren,  daas  sie  sich  die 
zu  den  Aufgeboten  oder  der  Licenz  vorgeschriebene  Zeit  im 
Kirchspiele  aufgehalten  haben. 

Es  kann  demnach  eine  Nichtigkeit  der  Ehe  damit  nicht 
begründet  werden. 

§.11.  Alle  mit  Licenz  geschlossenen  Ehen  von  ^iB^^^si^^i^n 
unverheiratheten  Personen  unter  21  Jahren  sind  nichtig ,  falls 
nicht  der  Vater,  oder,  wenn  dieser  todt  ist,  der  Vormund,  oder 
wenn  kein  solcher  vorhanden,  die  nicht  wieder  vorheirathete 
Mütter,  oder  endlich  ein  vom  Kanzleihofe  gegebner  Vormund 
vorher  eingewilligt  hat. 

§.  12.    Sollten  die  Personen,  deren  Einwilligung  in  die 
niit  Licenz  geschlossenen  Ehen  der  Minderjährigen  für  noth-  ^ 
wendig  erklärt  wird,  wegen  Geisteskrankheit  oder  aus  sonsti- 
gen Gründen  zur  Abgabe  des  Consenses  nicht  fähig  sein,  so 
haben  sich  die  Brautleute  an  den  Lord  Kanzler  zu  wenden. 

§.  13.    Aus  aponaalia  de  praesenü  und  de  futuro  ist  keine  sponaaua. 
Klage  auf  Sollennisation  mehr  zulässig^. 

§.  14.  giebt  genaue  Vorschriften  über  die  Einrichtung  der 
Kirchenbücher. 

§.  lö.  Alle  Ehen  sind  vor  zwei  Zeugen  za  schliessen,  ^^^njl***" 
und  gleich  nach  der  Trauung  in  das  Register  einzutragen,ReffittrirDng, 
wobei  zugleich  zu  bemerken  ist,  ob  Aufgebote  verkündet  oder 
eine  Licenz  ertheilt  war,  ob  die  Brautleute  volljährig  gewesen, 
oder  den  vom  Gesetze  erforderten  Consens  beigebracht  haben. 
—  Der  Geistliche,  die  Brautleute  und  die  Zeugen  haben  den 
Begistervermerk  zu  unterschreiben. 

§.  16.    Fälschung  und  Vernichtung  der  Kirchenbücher  ist 
mit  dem  Tode  zu  bestrafen. 

§.  17.    I)ie  königliche  Familie,  §.  18,  so  wie  Juden  und  Anmahmen 
Quäker,  wenn  sie  unter  einander  heirathen,  sind  von  den  Vor-  ^** "etxe. 
echriften  des  Gesetzes  ausgenommeiL    Zugleich  wird  dessen 
<3eltung  auf  England  und  Wales  beschränkt. 

i  Die  Nichtigkeit  der  sponsalia  de.  praesenti  irird  eigentlich  nirgends 
ausgesprochen ,  so  dass  das  Gesetz  sich  die  merkwürdige  Inconsequenz  zu 
Schulden  kommen  iiess,  die  heimh'ch  vor  einem  Priester  eingegangenen 
Ehen  zu  annuUiren  und  die  Gültigkeit  der  doch  viel  unfeierlicheren  spon- 
«alia  de  praesenti  nicht  zu  hemängein.  —  Doch  lag  das  wohl  mehr  in  der 
schlechten  Wortfassung  als  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers. 
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§.  19.  triffl  über  die  Pubücation  des  Gesetzes  Anordnungen^ 
das  in  allen  Kjrchen  von  den  Kanzeln  verlesen  werden  sdl. 


Hwd^icw»  Die  letzten  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche  den 
Juden  und  Quäkern  das  frühere  Eefeht  erhalten  und  ebenso  an 
der  Rechtsgültigkeit  der  von  Engländern  im  Auslande  ge- 

i>**2JjJ**"'schIos8enen  Ehen  nichts  ändern  wollten,  nöthigen  uns  zu  einer 
rückblickenden  Darstellung,  was  bei  derartigen  Ehen  bisher 
Rechtens  gewesen  sei  —  da  sich  daraus  unmittelbar  die  Inter« 
j»*6tation  des  §.  18.  der  Hardwicke's  Act  ergiebt  —  und  wie 
die  englischen  Dissidenten  überhaupt  bis  zum  Jahre  1753.  ihre 
Ehen  einzugehen  pflegten. 

Juden?  1768  ^^  ^^  englischen  Juden  betrifft,  so  war  ihre  Stellung 
im  Mittelalter  durchaus  der  in  den  übrigen  europäischen  Län- 
dern  entsprechend.     Sie   waren  Fremde,    die   nur  geduldet 

^^J'^^JfjJl^ wurden,  und  hatten  die  mannichfachsten  Erpressungen  und 

touuer,   Misshaudlungcn  zu  erfahren.     Unter  Eduard  I.  waren  sie 

dann  ganz  vertrieben  worden,  und  erst  die  unter  Cromwell 

für  das  staatliche  Leben  zürn  Principe  erhobene  Toleranz  hatte 

ihnen  von  Neuem  eine  Zuflucht  in  England  gewährt^. 

▼Mhwtnh»«  Doch  war  auch  dadurch  nichts  an 'ihrer  rechtlichen  Lage 
geändert  werden.  „i)e  anima  ludaei  non  se  impedit  ecclesia", 
hatte  ein  kirchlicher  Schriftsteller  gesagt*,  „servatur  lea  Mo- 
saioa  inter  Ivdaeos  quoad  matrimonium"  ,  .  .  nee  vudicantur  ««- 
cundum  canones,  sed  secundum  ritus  eorum*^^  —  und  nach  dem- 
selben  Principe  wurden  sie  auch  von  dem  protestantischen 
Staate  und  der  anglikanischen  Kirche  behandelt, 
"aech?^*  Ihr  eigenes,  das  mosaische  Recht,  hatte  für  sie  Geltung, 
und  als  Lord  Stowell  in  einem  jüdischen  Eheprozesse 
Rabbiner  als  Rechts  verständige  vernahm,  erklärte  er:  „/  re- 
ceive  this  as  information  respecting  foreign  law**K  Deshalb  wies 
auch  das  englische  Gericht  einen  jüdischen  Zeugen  als  nicht 
gehörig  qualificirt  zurück,  weil  er  am  Sabbath  ein  Licht  an- 
gefasst  hatte. 
^^hVfll*  Demnach  war  also  jede  Ehe,  die  ein  Jude  mit  einer  Jüdin 

nach  mosaischem  Ritus  einging,  auch  im  englischen  Gerichte 
vor  wie  nach  dem  Jahre  1753.  vollgültig.  — 

1  VgLFischel  a.  a.  O.  77. 
^  Maranta  spec.  aur.  p.  3.  s.  57. 
'  ebendas.  8.  58.59. 

^  Qoldsmith  v.  Broomer  bei  Haggard  Reports  a.  a.  O.  1,  324.. 
Vgl.  Burn  eccL  law  2,  336.  a.   Roper  a.  a.  O.  by  Jacob  2, 476. 
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In  Bezug  auf  das  Eherecht  der  proteetantisohen  Disei- twunt^Dii- 
denten  ist  die  Toleranzacte  Wilhelms  IIL  —  St  1.  Will,  u,  »>*ä«»»t'en. 
Mar.  c.   18.  —  von  einsehneidender  Wichtigkeit^.     Vorher  u«M«r. eis. 
hatte  die   Gesetzgiebung   einem    ausgebildeten  Verfolgungs- 
systeme gegen  alle  der  anglikanischen  Kirche   nicht  Zuge^ 
hörige  angehangen.    Die  von  der  Hochkirche  Bissentirenden  DÜJlSenten 
worden  —  die  Quäker  einbegriffen  —  mit  harten  Strafen  be-  ^«^<>^' 
legt',  und  ihr  Verhaltniss  zu  anderen  Religionsgesellschaften 
der  Landeskirche  gegenüber  vollständig  unberücksichtigt  ge- 
lassen.    Sie  wurden  ohne  Weiteres  als  Glieder  der  anglikani- 
schen Kirche  angesehen,  hatten  deren  Lasten  zu  tragen  und 
deren  Gebräuche  zu  erfüllen.. 

Fragen  wir  aber,  was  mit  ihren  Ehen  Rechtens  war,  so  ihr«Btien 
ergab  sich  als  natürliche  Consequenz  der  auch  von  der 'Hoch- 
kirche anerkannten  formlosen  Begründung  der  Ehe,  dass  jede 
in  einem  Conventikel  eingegangene  Verbindung,  wenn  nur  ein  sflitig  wcna 
Consensaustausch  beider  Theile  stattgefunden  hatte,  selbst  vor   taaroh. 
den  geistlichen  Gerichten  der  Hochkirche  als  wahre  Ehe  gelten 
muBste,  und  dass  sie  zu  einer  Klage  auf  Solennisation  nach  * 
anglikanischem  Ritus  den  Titel  gab. 

Dennoch  aber  waren  vor  d.  J.  1688.  derartige  Klagen 
kaum  möglich,  weil  Niemand  seine  Angehörigkeit  an  eine 
Secte  aus  Furcht  vor  Strafe  bekennen  mochte,  und  deshalb 
finden  usnr  auch  weder  Fälle,  die  in  den  geistlichen  Gerichts- 
höfen, noch  solche,  die  vor  einer  Jury  über  dissidentische  Ehen 
zum  Austrag  gekommen  wären. 

Anders  stellte  sich  jedoch  das  Verhaltniss,  als  die  To-d^^I^»^. 
leranzacte  eine  freilich  noch  genugsam  verclausulirte  Duldung     ^^' 
proklamirt  hatte. 

Jetzt  konnten  allerdings  Eheprozesse  von  Dissidenten  vor 
den  Reichsgerichten  zur  Verhandlung  kommen,  und  diese 
hatten  darüber  Entscheidung  zu  fallen,  ob  sie  eine  nach  dissi- 
dentlschem  Ritus  eingegangene  Ehe  den  sponsalia  de  praesenti 
oder  den  nach  den  Vorschriften  des  Prayer  hook  eingesegne- 
ten Verbindungen  gleichsteUen,  ob  sie  dieselben  für  ein  matri- 
monium  de  iure  oder  de  facto  halten,  ob  sie  mithin  die  ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen  einet  Ehe  eintreten  lassen 
wollten  oder  nicht. 

üeber  die  Gültigkeit  dissidentischer  Ehen  konnte  aber  der  ^^^^^^: 

1  Burn  eccl.  law  2, 166.  ff. 

s  Vgl.  Borgue  andBennet  history  of  dissentersCLond.  1808.)  1, 171« 
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weltliche  Biditer  ebensowenig  ein  Urtheil  fällen,  wie  fiber  £e 
der  von  Mitgliedern  der  Hodikirche  eingegangenen. 

Das  gehörte  zur  Cognition  der  Kirche ,  und  der  Aasfall 
des  geistlichen  Spruches  konnte  keinem  Zweifel  untorworfen. 
sein^;  aomit  beruht  die  Annahme  Lord  Tjndars,  der  die 
Erkenntnisse  der  Jury  nach  dieser  Seite  hin  zu  interpretiren 
sucht  y  auf  demselben  Irrthume,  den  wir  schon  oben  gekenn- 
zeichnet und  zurückgewiesen  haben. 
EiMjjine  ^ig  besitzen  aJber  verschiedene  hier  anzuführende  Ur- 

theilssprüche  aus  dieser  Periode. 

^cüe?'  ^^  ^'  ^'^^^'  ^^^  ^^  ^^^  Wigmore's  Gase*  die  Rechts- 

gültigkeit einer  Anabaptistenehe  zur  Erörterung.  Lord  Holt 
hielt  sie  de  iure  füt  gültig.  ,, Solch'  ein  CorUract",  sagte  er, 
„ist  eine  Ehe  nach  hananieehem  Recht "•  Die  vermögensrecht- 
lichen Wirkungen  einer  Ehe  wollte  er  aber  nicht  eintreten 
lassen.  „But  marriages  ought  to  be  solemnized  according  to 
the  rites  of  the  Church  of  England  to  entitle  to  the  primlegea 
aitending  legal  marriages  as  dower,  thirds^^  etc. 

^(Toiüd^'  Diesem  Resultate  widerspricht  auch  nicht  die  i.  J.  1710. 
in  Hajdon  v.  Gould^  gefällte  Entscheidung.    Gould  hatte 

^  Nur  einmal  scheint  der  geistliche  Richter  InHutchinsonv.Brook- 
bankbeiLeTinz  Reports  (3.  ed.  Lond.  1802.)  8,  876.  den  freilich  vergeb- 
lichen Versuch  gemacht  zu  haben,  die  Rechtsgültigkeit  einer  Dissidentenehe 
zu  bemängeln.  Um  das  Jahr  1690.  nämlich  vurde  Hutchinson  und  seine 
ihm  in  einer  Dissidenten- Congregation  angetraute  Ehefrau  vor  dem  geist- 
lichen Gerichte  wegen  fornicatio  angeklagt;  Sie  suchten  deshalb,  gestützt 
auf  die  Toleranzacte,  beim  weltlichen  Gerichte  einen  writ  of  prohibition  zu 
erlangen,  und  wurden  nicht  abgewiesen.  Seitdem  finden  wir  nicht  mehr, 
dass  der  geistliche  Richter  Dissidenten  beunruhigt  hätte. 

s  Salkeld  rep.  2,488. 

B  Salkeld  rep.  1,  119:  „One  had  Issue  three  daughters.  Margaret, 
mairied  to  Richard  Goult;  Elizabeth ,  who  married  Franklin ;  and  Rebecca, 
who  married  Haydon.  Rebecca  deposited  1701.  in  the  hands  of  Gould, 
and  took  bis  Bond  payable  to  Franklin  for  her  use.  Rebecca  died,  and 
Haydon  her  losband  took  Administration :  And  now  Richard  Gouid  and 
his  wife  sued  a  Repeal  upon  this  Suggestion ,  That  Rebecca  and  Haydon 
were  never  married;  and  it  appeared  in  fact,  Thatthey  were  Sabbatarians 
and  married  by  one  of  their  Ministers,  in  a  Sabbatarian  Congregation ,  and 
that  they  used  the  form  of  tl^e  Common  Frayer  except  the  Ring;  and  that 
they  had  lived  together  as  Man  and  Wife  aa  long  as  the  Woman  lived  riz. 
seyen  years:  On  the  other  band  it  appeared,  that  the  Minister  was  a  mere 
Lay-man  and  not  in  Orders;  upon  which  the  letters  of  administration  were 
repealed  and  new  administration  granted  to  Margaret  Gould  etc.  And  now 
thatSentence  upon  an  Appeal  was  affirmed  by  the  Delegates;  for  Haydon 
demanding  a  Right  due  to  him  as  Husband  by  the  Ecclesiastical  law,  must 
proye  himself  a  Husband  according  to  that  law,  to  intitle  himaelf  in  this 
case :  And  tho*  perhaps  it  should  be  so,  that  the  Wif,  who  is  the  weaker  Sex, 
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%eme  Verbindung  in  einer  Sabbatarianer  Congregajbion  ohne 
den  vollständigen  Bitus  der  anglikanischen  Kirche  und  vor 
einer  nicht  priesterlichen  Person  geschlossen.  Die  Ehe  wurde 
nicht  fiir  ungültig  erklärt,  wohl  aber  glaubte  die  Kirche  dem 
Ehemanne  die  vermögensrechtlichen  Yortheile  nicht  gewähren 
zu  können,  welche  sie  allein  den  von  ihr  eingesegneten  Ehen 
zugestanden  hatte.  —  Jedoch  auch  hier  zeigt  schön  die  Be- 
merkung, dass  der  Ehefrau  gegenüber  eine  mildere  Ansicht 
Platz  gegriffen  haben  würde,  wie  an  der  Gültigkeit  der  Ehe 
selbst  kein  Zweifel  vorhanden  war. 

Bestätigt  aber  wird  unsere  Ansicht  auch  durch  das  Recht,  gjj^^'jj*«[^jj.^ 
welches  bei  Quäker-Ehen  galt. 

Freilich  scheint  nur  ein  Fall,  und  dieser  noch  dazu  höchst 
unvollständig  aus  der  Zeit  vor  dem  J.  1753.  reportirt  zu  sein 

— '  Haswell  v.  Dodgshon^  v.  J.  1730.,  wo  eine  Q^iäkerin^  ^[^JJJlLn. 
auf  Solennisirung  der  in  der  Congregation  geschlossenen  Ehe 
klagte,  und  wo  das  Urtheil  nicht  überliefert  ist  —  aber  die 
Aeusserungen  des  zeitgenössischen  Wood^  stellen  als  un- 
zweifelhaft hin,  dass  man  ihre  Ehen  nicht  allein  für  gültig  er- 
klärte, für  matrimonia  de  iure,  sondern  auch  für  mäirimonia  de 
facto^,  dass  auch  die  weltlichen  Gerichtshöfe  ihnen  die  ver- 
mögensrechtlichen Consequenzen  anerkannter  Ehen  gewährten, 
was  übrigens  später  vielleicht  bei  allen  dissidentischen  Eheti 
Platz  griff. 

Gültigkeit  muss  aber  auch  den  Ehen  der  Katholiken  zu-  Ka^thoukln 
gesprochen  werden,  die  sie  dem  Ritus  ihrer  Kirche  gemäss  ge-  ****  ^^^ 
schlössen  hatten. 

or  the  Issue  of  the  Marriage,  who  are  in  no  fault,  might  intitle  themselves  by 
such  Marriage  to  a  temporal  Right ,  yet  the  Husband  hhnself ,  who  is  in 
fault,  ahall  never  intitle  himself  by  the  xnere  Reputation  of  a  marriage  vith- 
out  right.  In  this  Gase  it  was  urged,  that  this  marriage  was  not  a  mere 
nuUity,  because  by  the  law  of  nature  the  contract  was  sufiBcient,  and  tho*  the 
positive  Law  ordains,  that  Marriage  ahall  be  by  the  Priest,  yet  that  makes 
such  positive  Law  had  gone  on  and  ordained  it  ezpressly  to  be  so.  Vide 
Mo.  169.  170.  Bracton  IIb.  4.  c.  8, 9. 8.  Jac.  I.  c.  5.  IS.  But  the  court  ruled 
tit  supra:  And  a  ease  was  cited  out  of  Swinbume,  where  such  a  marriage  was 
ruled  Toid :  And  an  Act  of  Parliament  was  made  to  confirm  the  marriage 
contracted  during  the  Usurpation  vis.  13.  Gar.  2.  c.  35.  and  the  constant  form 
ofpleading  marriage  is,  that  it  was  per  Presbyterum  Sacris  Ordinibus  con- 
stitutum". — 

1  Haggard  rep.  a.  a.  0. 1, 9.  Appdz. 

2  beiStoddard  alettera.  a.  0. 1,  70. 

8  Dagegen  spricht  auch  nicht  St.  6.  u.  7.  WilL  u.  Mar.  c.  6.  §.  47.,  wo 
Ton  den ,, angeblichen  Ehen"  der  Quäker  gesprochen  wird. — Vergl.  die  von 
8toddardObservat  66.  angeföhrteu  Worte  Lord  G am pbelFs. 
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kcSwSigti  Freilich  konnten  dieselben  kaum  zur  gerichtlichen  Er- 
örterung kommen.  Sollte  doch  nach  der  Strenge  des  Ge* 
setzes  jeder  Katholik  als  beständig  excommunicirt  gelten,  und 
kein  geistlicher  oder  weltlicher  Gerichtshof  die  Etagen  eines 
überführten  Anhängers  der  katholischen  Reli^on  annehmen« 
B[atholische  Priester  aber,  die  Gottesdienst  abhielten ,  waren 

^,-jf \iy ;J«i  nach  St.  11.  u.  12.  Will.  Ul.  c.  4.  lebenslänglich  einzu- 
sperren*. 

•blJgttitJ.  Dennoch  aber  ist  es  unrichtig,  zu  glauben,  dass  ihre  Ehen, 
die  doch  jedenfalls   als  sponsalia  de  praesenti  gültig  waren, 

?.**?■  i'^i"«* nicht  als  solche  anerkannt  worden  wären,  und  St.  3.  Jac,  I. 
c.  5.  §.  13.  konnte  wohl  die  nach  katholischem  Ritus  geschlos- 
senen Ehen  der  bürgerlichen  Vortheile  berauben,  otne  sie 
jedoch  für  nichtig  zu  erklären. 

^iTwthoi?  J*  ^"^^^  Ehen  protestantischer  Brautleute,  die  ein  katholi- 
^  geStuu°  s^^ßr  Geistlicher  einsegnete,  —  natürlicli  nur  ein  im  Hause 
eines  katholischen  Gesandten  fungirender,  denn  andere  waren 
s»«2j.Eii«.nach  St.  27.  Eliz.  c.  2.  in  England  officiell  nicht  geduldet  — 
waren  gültig,  und  fiirEngland  wenigstens  bestanden  keine  diesen 
Fall  berücksichtigenden  Strafbestimmungen,  wie  sie  so  zahl- 
reich für  Irland  erlassen  wurden^. 

**^^äu5!**°  ^^  traute  in  dem  oben  angeführten  Feilding's  Gase 
ein  katholischer  Geistlicher,  und  in  einer  Kirchenbuchein* 
tragung  der  Kirche  La  Patiente  en  Spital  v.  J.  1716.  wird 
angemerkt,  dass  ein  Brautpaar  allein  um  deswillen  so  lange 
mit  der  Einsegnung  der  Ehe  gewartet  habe,  weil  es  sich  sonst 
an  einen  katholischen  Geistlichen  hätte  wenden  müssen'. 

d^^&hioi  ^^^  Ehen  endlich,  die  ausserhalb  Englands  geschlossen 
^1768^**  waren,  wurden  bis  zum  Jahre, 1753.,  wie  mehrere  Keports  be- 
zeugen, ebenfalls  für  gut  und  bürgerlich  vollgültig  gehalten, 
wenn   sie   nur  der   lex   loci   contractua   entsprachen,    wie  in 

^l^c'JJJJiJjj'^Scrimshire  v.  Scrimshire*,   oder  sonst  als  sponaalia  de 

^  Vgl.  Blackstone  Commentaries  4, 55.  ff.,  wo  jedoch  auch  gesagt  ist^ 
dass  diese  Bestimmungen  nie  in  volle  Kraft  getreten  sind. 

>  Das  übersieht  Fischöl  a.  a.  O.  70. 

'  „The  consistory  granted  (Dez.  29, 1716.)  the  nnptial  benedtction  to  le 
Court  and  M.  P.  who  had  been  married  some  years  before  in  the  presence  of 
their  relations,  but  had  not  received  the  nuptial  benedicüon,  there  being  no 
Protestant  minister  in  their  neighbourhood  and  they  were  unwUling  to 
receive  it  of  a  Popish  priest  as  that  would  have  compelled  them  to  have 
assisted  at  mass  ".  Bnrn  history  of  the  protest.  Refug.  178. 

^  Haggard  a.  a.  O.  2, 399.    .  i 
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praesenti  angesehen  werden  konnten,  wie  in  Westcombe  v.  ^••jjf^^jj'*® 
Dods*  undBavington  v.  Bavington*.  —  ^ßliiStoJ' 

Die  Hardwicke's  Act  in  ihren  oben  angeführten  Be-  ^*®^I^- 
Stimmungen  .schlug  nun  für  die  Behandlung  aller  dieser  Ehen^jjjJ^J^^*«^ 
einen  Weg  ein,  auf  dem  die  Gesetzgebung  lange  Zeit  ver-    ^^«°- 
harrte,  und  der  zu  unzähligen  Härten  und  Unbilligkeiten  Ver- 
anlassung gab. 

Die  Quäker,  von  deren  Starrheit  man  keine  Unterwerfung  ^eJ^®'* 
unter  das  hochkirchliche  Ritual  erwarten  zu  können  glaubte, 
und  die  auch  schon  bei  früheren  gesetzgeberischen  Versuchen 
besonders  berücksichtigt  worden  waren*,  wurden  von  der  im 
Gesetze  vorgeschriebenen  Eheschliessungsform  ausgenommen. 
Für  sie  sollte  das  alte  Recht  maassgebend  bleiben:  also  alle 
in  den  Conventikeln  eingegangenen  Verbindungen  sich  auch 
der  bürgerlichen  Folgen  einer  Ehe  erfreuen ;  und  ganz  dasselbe 
wurde  für  die  Juden  festgesetzt,  Jude». 

Alle  anderen  Secten  aber,  wie  auch  die  Katholiken  wurden  sSS" Sid 
jetzt  wesentlich  gegen  früher  beschränkt*.  Katholiken. 

Sie  mussten  sich  jetzt  von  einem  anglikanischen  Geist- 
lichen nach  hochkirchlichem  Ritus  in  einer  anglikanischen 
Kirche  trauen  lassen,  wenn  sie  gültige  Ehen  eingehen  woll- 
ten. — 

Für  die  ausserhalb  Englands  geschlossenen  Ehen  blieb 
das  alte  Recht  bestehen. 


Es  war  natürlicii,  dass  eiii  Gesetz  von  so  durchgreifend  ^^^^osf 
reformatorischer  Natur  die  verschiedenartigsten  Beurtheilungen  '^gmcu.*^ 
erfahren  musste.    Der  Volksgunst  hatte  es  sich  nicht. zu  er-DMVoUc. 
freuen.     Als  es  von  den  Kanzeln  verlesen  wurde,  verlies« 
Alles  die  Kirchen*. 

Aber  auch  gewichtige  Stimmen  erhoben  bittere  £3age. 
So  sagt  der  berühmte  Blackstone,  dessen  Worte  hier  eine  suckstone. 

1  Lee  reports  (Lond.  1833.)  1, 69. 
>  Vgl.  Stoddard  a  letter to  Lord  Brougham  61. 
8  Soi.  J.  1690.  Journ.  of  theH.  of  C.  10,451.  und  i.  J.  1718.  eben- 
das.  19,135. 

4  Das  bestreitet  f&lschlich  Morgan  theDoctrine  and  law  of  marriage    - 
(Oxf.  1826.),  welcher  behauptet,  auch  sie  wären  beim  alten  Recht  belassen 
worden;  jedoch  wären  ihre  Ehen  schon  nach  diesem  ungültig  gewesen.  Sonst, 
meint  er,  wenn  eine  derartige  Verkümmerung  ihres  Rechts  yorgenommen 
worden  wäre,  würde  ihr  Unwülen  sich  jedenfalls  geäussert  haben. 

5  Gentleman*sMag.  1753.8.538. 
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Stelle  finden  mögen ^:  y^Vid  kann  und  viel  ist  für  und^ gegen 
diese  Veränderung  unserer  alten  Geeetsse  und  Verfaesvmg  ge^ 
sprachen  worden. 

Einer  Seite  heugt  sie  den  heimlichen  Ehen  Minderjähriger 
vor y  die  oft  ganze  Familien  in  schreckliches  Unglück  stürzen, 
andrerseits  sind  Behinderungen  der  Ehe  namentlich  unter  den 
niederen  Glossen  geradezu  dem  Gemeinwesen  schädlich ,  da  sie 
das .  Wachsthum  der  Bevölkerung  hemmen,  Sie  sind  schädlich 
der  Religion  und  der  Moraliiät,  da  sie  Zügellosigkeit  und  Un- 
zucht unter  den  UnvermäJdten  beider-  Geschlechter  befördern^  und 
dadurch  jenes  Ziel  der  Regierung  und  der  Gesellschaft  di&ch- 
kreuzen,  concubitu  prohibere  vago". 

Theiyptonu  Der  Verfasser  der  Thelyptora  nennt  das  Gesetz  ein 
Währhaft  patricisches^;  er  kann  nur  mit  Unwillen  seiner  er- 
wähnen oder  auch  nur  gedenken',  er  wünscht  den  Namen  der 
Marriage-Act  in  Anti-Marriage-Act  verändert  zu  sehen*,  er 
schleudert  dieselben  Vorwürfe  gegen  die  Bill,    die  auch  in 

°^"oie™"Horace  Walpole's  Briefen   und   in  Lord   Oxford's   Me- 

LordOzford.jQQj|.QQ  anzutreflRön  sind. 

Barke.  Von  bedeutenden  Staatsmännern  scheint  nur.Burke  die 

Hardwicke's  Act  vertheidigt  zu  haben  ^. 

^»ftfe.""  Auch  die  Journale  der  Folgezeit  öffneten  mit  Vorliebe 

grossen,  weitschweifigen  Beurtheilungen  der  neuen  Massregel 
ihre  Spalten.     Sie   zeigen  uns  —  und  als  Belag  mag  ein 

*^ri^!"  -A^rt'tel  des  Scöt's  Magazine  v.  J.  1754.  hier  angefiihrt 
werden*  —  wie  abgeschmackt  die  meisten  Vorwürfe  waren, 
die  man  dem  missliebigen  Gesetze  entgegenhielt. 

1  Comment.  b.  1.  c.  15. 

>  Thelyptora  or  a  treatise  on female  min  (Lond.  1780.)  2, 60. 

*  ebendas.  2,41. 
^  ebendas.  2, 54. 

6  Parl.Hist25,26. 

•  S.  886.  f.:  „Whether  it  has  not  been  demonstrated",  fragt  der  Ver- 
fasser des  genannten  Aufsatzes ,  „  that  marriage  is  of  divine  Institution,  and 
vheu  duly  solemnized  by  a  minister  of  Christ  upon.earth,  ratified  before 
Qod  and  his  holy  angels  in  heaven? 

2.  .Whether  the  united  power  of  all  the  courts  upon  earth  can  annul  a 
marriage  so  performed  and  ratified?  and  whether  a  couple  parted  by  an 
earthly  court,  for  vant  of  some  form  of  their  ovn  appointing  and  manying 
again ,  will  not  be  guilty  of  adultery  in  the  sight  of  Gk>d ,  and  have  it  to  an- 
»wer  for  at  the  day  of  judgment? 

3.  Whether  an  act  of  parliament  Ihat  coptradicts  the  Bible  is  not  ipso 
facto  Yoid  and  null  to  all  purposes  whatsoever? 

4.  Whether  making  a  mairiage  in  any  other  place  than  a  cburch  or 
chapel  null  and  Yoid,  ifdone  with  a  common- licence,  be  not  asf^ribing  the 
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Und  wollen  wir  nun  noch  Bchliedslich  unser  Urtheil  über  ^^l^^^' 
(]en  wichtigen  Gesetzesact  aussprechen ,  so  wird  es  uns  heute, 
nach  Verlauf  eines  Jahrhunderts,  leicht  sein,  auf  die  Mängel 
und  Schattenseiten  desselben  hinzuweisen.    Lagen  doch  die- 
selben  schon  fünfzig  Jahre  später  den  Augen  der  Yerstän«- . 
digen  unverholen  da. 

Das  Gesetz  hatte  gute  Tendenzen.  Es  wollte  die  frühere 
Formlosigkeit  der  Ehen  um  jeden  Preis  brechen,  es  wollte  dem 
immer  zunehmenden  Unwesen  der  heimlichen  Verbindungen 
auf  alle  Fälle  einen  Damm  entgegensetzen:  Dagegen  konnten 
die  Gründe,  welche  im  Parlamente  geltend  gemacht  wurden 
und  die  in  der  Tagesliteratur  einen  Nachhall  fanden,  nicht  in's 
Gewicht  fallen.  Aber  das  Gesetz,  indem  es  die  Eheschlies- 
sungsform  mit  einem  unendlichen  Gewebe  von  Formalitäten 
umgab,  musste  bei  der  Wortbeachtung,  mit  der  englische 
Richter  zu  interpretiren  gewohnt  waren,  und  die  im  Geiste  des 
englischen  Kechts  liegt,  nach  allen  Seiten  hin  Unheil  anrich- 
ten: es  bedurfte  nach  allen  Seiten  hin  der  Ergänzung  und 
Versöhnung  mit  den  Erscheinungen  des  täglichen  Lebens.  — 

Ich  habe  hier  nicht  nöthig,  gleichsam  mit  prophetischer 
Miene  und  wohlfeil  divinatorischem  Talente  die  Schäden 
vorauszusagen,  die  sich  mit  nothwendiger  Consequenz  aus  der 
Hardwicke's-Act  ergeben  müssten:  wir  werden  bei  der  Schil- 
derung der  englischen  Gesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
ihnen  an  allen  Orten  begegnen.  Ich  will  hier  nur  die  Ge- 
rechtigkeit üben,  welche  der  Geschichte  geziemt,  und  das 
Andenken  des  Gesetzgebers  vor  dem  Vorwurfe  wahren,  der 
vorzüglich  gegen  ihn  geschleudert  wurde,  als  habe  er  mit  sei- 

diTjnity  of  the  inttitution  to  the  money,  wbich  the  one  eosts  more  than  the 
other  and  how  far  it  stops  short  of  down-rigfat  Atheism? 

5.  Whether  a  clergyman  can  vith  a  good  conscience  go  up  to  the  altar 
at  eight  o*clock  in  the  moming  and  pronounce  in  the  name  of  Crod  that 
thoae,  whom  he  has  joined  together  no  man  can  put  asunder,  and  declare 
from  the  desk  at  twehe,  that  those,  whom  God  haa joined  together,  man 
oan  and  does  put  asunder ,  and  transports  him  to  the  plantations  for  saying^ 
the  contrary  ? 

6.  Whether  the  clergy  therefore  ought  not,  in  duty  to  Ood,  to  Christ 
and  his  Church,  to  stand  up  as  one  man,  and  protest  againstreading  such  an 
act  in  their  churches  as  the  Bishops  in  James  the  Second*s  time  did  against 
the  reading  the  declaration  for  liberty  of  conscience ,  and  rejoice  as  they  did^ 
to  Buffer  in  the  cause  of  their  master?  Whether  otherwise  the  people  can 
think  there  is  any  thing  divine  in  the  institutions  of  Christ,  when  they  see 
the  clergy  allow  there  is  not?  "  — 
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ner  Arbeit  nur  selbatsüchtige,  arietokratiscbe  Tendenzeü  ver- 
folgt. 

Alle  Gesetzgebungen  des  Continents,  die  ganze  deutsche 
JElechtsentwicklungy  welche  die  Heimlichkeit  der  Ehen  verpönte 
und  die  elterliche  Einwilligung  als  wesentlich  betonte,  müssten 
mit  demselben  Tadel  belastet  werden. 

Wahrlich,  wer  die  Summe  von  Elend  und  Unglück  be- 
trachtet, welche  das  frühere  Becht  in  seinem  Gefolge  schleppte, 
der  wird  nicht  erst  künstliche  Motive  da  unterzuschieben 
suchen,  wo  der  natürlichen  nur  allzuviel  zur  Hand  sindl 

8.  Von  1753.  bis  1865. 
a.  Die  MisBstände  der  Hardwicke*8-Act  und  ihre  Beseitigung. 

i?a?dwi?ke'i-        ^^®  Hardwicke's-Act  in  ihren  oben  dargestellten  Prin- 

^'^^'     cipien  bildete  bis  auf  unsere  Tage  den  Ausgangspunkt  der 

ganzen  englischen  Gesetzgebung  über  Eheschliessung,    und 

-*•  ^eoj^v.  g^jjgt  als  sie  durch  4.  Geo.  IV.  c  76.  formell  aufgehoben 
worden  war,  blieben  dem  englischen  Statutenrechte  die  von  ihr 
aufgestellten  Grundsätze  der  Nothwendigkeit  des  elterlichen 
Consens^s,  der  Aufgebote  und  der  Oeffentlichkeit,  es  blieb 
auch  die  Beschränkung  der  Eheschliessungshandlung  auf  ge- 
wisse Kirchen  bis  durch  die  Einführung  der  Civilehe  wenig- 
stens nach  einer  Seite  hin  ein  grosser  Eiss  in  das  ganze  System 
gemacht  wurde, 

HarfwJckev        Zunächst  aber  musste  die  Hardwicke's-Act  nocLmit 
^hcbe?"*  ^®°^  Widerwillen  kämpfen,  der  schon  ihr  Zustandekommen  so 

erschwert  und  die  Berathung  so  stürmisch  gemacht  hatte. 
^*^m4.*  ^'         Schon  am  5,  März  1754.,  also  wenige  Tage  vor  dem  Zeit- 
v^nldforiLP"^^*®»  an  dem  die  neue  Bill  in  Wirksamkeit  Jtreten  sollte, 
brachte  der  Herzog  von  Bedford,  dessen  Opposition  am 
6.  Juni  1753.  ein  so  klägliches  Ende  genommen  hatte,  einen 
Gesetzentwurf  ein  „An  Act  to  postpone  the  Commence- 
ment  of  an  Act  passed  in  the  last  Session  of  Parlia- 
ment  intituled,  An  Act  for  the  better  preventing  of 
Clandestine  Marriages^'^     Noch  war  aber  der  Einfluss 
des  Lord  E!anzlers  und  die  Stimmenzahl,  über  die  er  im  Ober- 
hause zu  gebieten  hatte,  zu  gross,  als  dass  die  Motion  nicht 
ohne  Weiteres  beseitigt  worden  wäre. 
1764.  Allein  schon  am  27.  Januar  1764.  ging  bei  den  Gemeinen 

1  Journ.  of  the  H.  of  L.  toL  28. 
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mit  190  gegen  30  Stiaunea  der  Antrag  durohS  die  Hardwicke's- 

Aet  im  Committee  des  ganzen  Hauees  einer  erneuten  Prüfung 

zu  unterziehen  ^  und  als  Resultat  dieser  Conunitteesitzungen 

ergab  sich  der  Beschluss':  y^Leave  be  given  U>  bring  in  a  BiU^^^^^ 

to  repeal  an  Act  passed  in  the  26  .  .  .  .  Geo  IL  ^  ,  .  .  and  to 

encovrage  and  fadkiaie  Marriagea  to  be  ßoUmmzed  in  Ckarches 

CT  PubUo  Chapekf  under  a  Publicaüon  of  Banns,  or  by  Licence^, 

and  to  remove  all  Doubts,  wMeh  have  arisen,  or  may  arise,  con- 

ceming  tke  validity  of  certain  Marriages,  solemnized  of  that  Part 

of  Greai  Britain,  caUed  Seotland,  or  beyond  the  Sea*\ 

Die  Journale  berichten  auch,  dass  dem  Hause  Seitens  des 
Committee  Bericht  erstattet  worden  sei,  dass  neue  Committee 
Sitzungen  Platz  griffen,  und  ein  neuer  Beport  erstattet  wurde, 
auch  dass  am  11.  April  der  Druck  der  zum  zweiten  Male  ge- 
lesenen Bill  mit  den  dazu  gemachten  Amendments  beantragt 
worden  sei^«  Weiteres  ist  jedoch  von  dem  Schicksale  dieses « 
Gesetzentwurfes  nicht  überliefert. 

Der  Anfang  des  folgenden  Jahres  aber  gab  schon  wieder    ^^w. 
den  gegen  das  Eheschliessungsgesetz  gerichteten  Bestrebungen 
Fortgang. 

Am  8.  Februar  ertheilte  das  Haus  dem  Sir  John  Glynne  tinterhao«. 
die  Genehmigung,  eine  Bill  einzubringen,  welche  ganz  die 
Tendenzen  der  vorjährigen  verfolgte^. 

Schon  am  13.  Februar  konnte  das  Gesetz  zum  ersten 
Male  gelesen  worden^,  am  18.  erfolgte  die  zweite  und  endlich 
zm  2.  Mai  die  dritte  Lesung  und  Annahme^,  nachdem  viel- 
fadie  Committeesitzungen  statt  gehabt  hatten^  und  die  Clausel 
dm'chgegangen  war^,  „declaring  that  solemnizing  njMrriages 
between  Persons  under  Age  by  Publieaiion  of  Banns,  shall  not 
subject  the  Parson  to  ecclesiastical  cerisure". 

Die  Bill  wurde  am  3.  Mai  den  Lords  übersandt^^  aber  Oberhaus, 
von  diesen  nadi  einmaliger  Lesung  verworfen  ^^ 

1  Journ.  oftheH.  of  C.  29,762. 

3  Am  9.  Februar  ebendas.  826.  und  am  6.  M&rz  ebendas.  912. 

8  ebendas.  929. 

^  ebendas.  1044. 1048. 

6  Journ.  of  the  H.  of  C.  80, 104. 
^  ebendas.  129. 

7  ebendas.  898. 

S  ebendas.  172. 176.  220. 234.  291.  317.  828.  330.  344.  389. 

9  ebendas.  346. 

30  ebendas.  31, 175. 
1^  ebendas.  31, 186. 
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1T79.  Ein  neuer  Yerench'  wnrde  dann  wieder  i.  J.  1772.  ge* 

macht ^9  allein  die  schwache  Majorität  von  einer  Stimme,  mit 
welcher  der  Antrag  auf-  weitere  Ptüfong  des  Gesetzes  y.  J. 
1753.  durchging,  beweist  schon,  wie  ungeneigt  das  Haus  jetst 
chftri«tFex.war,  das  altere  Recht  wiederherzustellen.  Mochte  Charles 
Fox  auch  In  längeren  Reden  die  Argumente  wiederholen,  die 
sein  Vater  von  Anbeghm  an  der  Marriage-Act  entgegenge- 
stellt hatte:  die  Bill  fiel  schon  in  den  Vorstadien  mit  92  gegen 
34  Stimmen'. 

1781.  Um  so  merkwürdiger  Ist  es,  dass  der  letzte  Versuch,  der 

neun  Jahre  später  zur  Beseitigung  der  Hardwicke's-Act  ge- 
macht wurde,  wenigstens  im  Unterhause  die  Majorität  er- 
langen konnte. 

Schon  als  Lord  Beauchamp's  nachh^  zu  erwähnende 
Bill  am  28.  März  1781.  im  Unterhause  berathen  wurde,  waren 
'  die  heftigsten  Vorwürfe  gegen  die  HardwIckeVAct  geschleu- 
dert worden^* 

Fox.  Als  eine  Schmach  für  das  Land  bezeichnete  Fox  das 

Gesetz;  grausam,  unpolitisch  und  schändlich,  nannte  es  ein 

Toner,  anderer,  und  Turner  meinte,  dass  es  eine  Schande  für  das 
englische  Gesetzbuch  wäre.  „  Jt  wa%  a  breach",  rief  er  aus, 
„ofreUgtous  liberty  and  an  encroachment  upon  ihe  natural  free-- 
dorn  of  ihe  mbject".  An  demselben  Tage,  an  welchem  Lord 
Beauchamp's  Bill  durchging,  wurde  die  Genehmigung  er- 
ijAtortunu.  theilt  zur  Einbringung  eines  Entwurfes,  der  die  ganze  Hard- 
wicke's  Act  beseitigen  sollte.  Wieder  unterzog  sich  auf  den 
Wunsch  des  Hauses  Charles  Fox  der  Mühe  des  Antrag- 
steilens. 

Am  11.  Juni  erfolgte  die  erste,  am  15.  mit  90  gegen  27 
Stimmen  die  zweite  Lesung  der  Bill.  Dennoch  hatte  dies 
Ergebniss  erst  nach  harten  Kämpfen  erzielt  werden  können. 
Conrtmsy.  Mit  bitterer  Ironie  hatte  Courtenay  die  Schäden  dcB 
geltenden  Kechtes  aufgedeckt  Was  man  dem  Gesetze  denn 
vorwerfe?  fragte  er.  Etwa  dass  es  die  standesgemässen  Ehen 
begünstige?  Seien  diese  doch  die  Wurzel  der  Aristokratie 
und  somit  die  Basis  des  Staatslebens.  In's  Indische  rieth  er 
die  Hardwicke's-Act  zu  übersetzen.  Die  Braminen  würden 
freudig  überrascht  sein,  wie  sehr  ihr  kastengeistiges  Bechts- 

1  ebendas.  83,671. 

S  Farliam.Hist.  17,446. 

s  Ueber  dies  und  das  Folgende  Ygl.  Pari.  Hist  22, 871.  883.  ff. 
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bewusstsein  mit  dem  des  freien  englischen  Volkes  überein- 
stimme. 

Jetzt  würden  die  jungen  Leute  in  dem  kritischen  Alter  ' 
vom  sechszehnten  bis  einundzwanzigsten  Jahre  vom  Heirathen 
abgehalten;  aber  damit  sei  den  leichtsinnigen  Ehen  ein  Damm 
entgegengesetzt.  Jetzt  zögQn  die  verführten  Mädchen  aus 
den  Dörfern  in  die  Städte ,  um  die  dort  wohnenden  Jünglinge 
fiir  die  ihnen  staatlich  verbotenen  Genüsse  der  Ehe  zu  enU 
schädigen:  aber  das  sei  ja  ein  ver^enstvolles,  den  Staat  for- 
derndes, den  Tendenzen  des  Gesetzgebers  entsprechendes 
Treiben.  Freilich  würden  unzählige  uneheliche  Einder  ge- 
boren: aber  welch'  ein  beneidenswerthes  Loos  harre  auch  dieser? 
Sie  würden  der  milden  Sorgfalt  erfreuter  Communen  übergeben, 
um  durch  spartanische  Erziehung  zu  der  ruhmvollen  Tlmtigkeit 
eines  Soldaten  oder  Matrosen  befähigt  zu  werden. 

Die  Population  wolle  man  gesteigert  wissen?  Welch  thö- 
richter  Wunsch!  man  gehe  nach  Irland,  um  davon  geheilt  zu 
werden!  Man  weise,  das  Gesetz  v.  J.  1753.  anklagend,  darauf 
hin,  dass  so  viele  Geistliche  und  so  mancher  Bischof  schon 
der  Deportation  verfallen  sei?  Um  so  besser:  dann  kann  man 
in  jenen  Strafanstalten  die  Gefängnissgeistlichen  sparen  I  — 

Auch  Fox  hielt  eine  seiner  viel  bewunderten  Beden,  ^o^* 
Der  Hjauptgesichtspunkt,  den  er  betonte,  war  die  in  der  Hard- 
wicke's-Act  verlangte  elterliche  Einwilligung.  Er  wollte  der 
väterlichen  Gewalt  nicht  so  weitgreifende  Befugnisse  ver- 
statten. —  Er  machte  darauf  aufmerksam,  dass  nur  die  Un- 
vermögenden die  Schwere  der  gesetzlichen  Massregeln  zu 
tragen  hätten,  während  jeder,  der  nur  eine  Postkutsche  nach 
Gretna  Green  bezahlen  könne,  davon  befreit  sei.  J£r  "ver- 
langte vollständige  Aufhebung  des  Gesetzes. 

Als  Vertheidiger  der  Hardwicke's-Act  trat  vor  allen 
Dingen  Burke  auf.  Es  sei  nicht  dem  Staate  wohlthätig»  ^^^^' 
führte  er  aus,  dass  so  viel  Ehen  wie  möglich  geschlossen,  so 
viel  Sünder  wie  möglich  erzeugt  würden;  nicht  für  die  Zwecke 
der  Population  allein  sei  die  Ehe  eingesetzt,  sondern  die  Kinder 
müssten  auch  ernährt  und  erzogen  werden.  Deshalb  lasse  man 
nicht  gleich  jeden  heirathen,  so  wie  er  die  natürliche  Zeugungs- 
fähigkeit habe,  sondern  wenn  er  diesen  höheren  Anforderungen 
zu  entsprechen  im  Stande  sei,  und  deshalb  sei  es  nothwendig, 
dass  die  elterliche  Einwilligung  und  ihr  reiferes  Urtheil  die 
unbedachtsame  Jugend  zügle.    Man  solle  ihm  nicht  aristokra- 
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tische  Gesinnung  vorwerfen.  Er  sei  bereit,  sein  Leben  fiir 
die  Freiheit  des  Volkes  zu  lassen,  aber  ebenso  auch  dasselbe 
im  Kampfe  gegen  die  Zügellosigkeit  einzusetzen.  —  Man  tadle 
an  der  Hardwicke's-Act,  dass  sie  das  Vermögen  der  grossen 
Familien  zusammenhalte.  Es  könne  das  wahr  sein.  Aber 
habe  nicht  jedes  Gesetz,  und  alles  Gute  derartige  schlimme, 
kaum  vermeidliche  Folgen?  Man  müsste  denn  auch  den 
Schutz  des  Eigenthums  fallen  lassen  wollen,  um  den  dadurch 
gestutzten  Greiz  zu  brechen,  man  müsste  die  ganze  Staats- 
maschine mit  ihrer  Beamtenhierarchie  demoliren,  damit  unheil- 
voller Ehrgeiz  unmöglich  gemacht  werde.  — 

Die  dritte  Lesung  wurde  vom  Hause  mit  75  gegen  43 
Stimmen  genehmigt 

Es  erfolgten  dann  auch  noch  mehrere  Amendments. 

Das  eine  wollte  die  Altersstufe,  bis  zu  welcher  eine  elter- 
liche Einwilligung  zur  Eheschliessung  nöthig  «ei,  für  Männer 
auf  das  achtzehnte,  für  Frauen  auf  das  sechszehnte  Lebens- 
jahr festsetzen,  während  der  vorliegende  Entwurf  das  einund- 
zwanzigste, beziehentlich  das  achtzehnte  aufgestellt  hatte. 
Das  andere  verlangte,  dass  erst  nach  zwanzigjähriger  Dauer 
der  Ehe  den  Ehegatten  das  Becht  genommen  werden  sollte, 
wegen  Formverletzung  bei  der  Eingehung  auf  Annullation  zu 
klagen,  während  der  Entwurf  nur  fünf  Jahre  offen  hielt. 

Beide  Anträge  fielen.    Dagegen  ging  durch,  dass  keine 
Ehe  wegen  Formverletzung,  noch  nach  dem  Tode  eines  der 
Ehegatten  angefochten  werden  dürfe. 
n^hlnfSt.  -^^^  ^^^  wurde  genehmigt.  —  Allein  im  Oberhause  erlitt 

sie  das  Schicksal  ihrer  Vorgängerinnen.  Noch  vor  der  zweiten 
Lesung  fiel  sie^.  Dieselbe  conservative  Gesinnung,  welche 
einst  das  Entstehen  der  Hardwicke's-Act  gefährdet  hatte, 
sicherte  jetzt  ihren  Bestand. 


Oberhaus. 


Mu^tswde         ^^  ^^  ^^^  nicht  mehr  blosse  Parteileidenschaft  gewesen, 

.f «/  ?»j*-  welche  zuletzt  beständig  an  der  Umformung  des  Eheschlies- 

sungsrechtes  mit   so   energischer  Ausdauer  gearbeitet  hatte, 

sondern  es  trafen  in  'der  That  viele  der  üblen  Consequenzen 

der  Handwicke's-Act  ein,  die  schon  i.  J.  1753.  vorhergesehen 

und  gesagt  worden  waren. 

g^ow.^o*         Nur  in  solchen  Kirchen  und  Kapellen,  so  hatte  die  erste 

i75Äuch!Section  des  Gesetzes  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  vorgeschrieben, 

1  Parliam.  Hist  22, 617.  f. 
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sollten  Aufgebote  Terkündigt  nnd  Ehön  geschlossen  werden, 
in  denen  vor  der  Emanationszeit  des  Gesetzes,  also  vor  dem 
Jahre  1754,,  die  Proclamirung  von  Aufgeboten  üblich  gewesen 
wäre. 

Seit  jener  Zeit  aber  hätten  Wohlstand  und  Bevölkerung^^^^jj^tn 
bestandig  zugenommen.  Wo  früher  kleine  Weiler  gewesen,  ■*]J2*J[^°*' 
waren  volkreiche  Städte  erstanden;  unzählige  Kirchen  waren 
neu  erbaut  worden.  Sollten  nun  diese  von  der  Berechtigung 
zu  Trauungen  durchweg  ausgeschlossen  sein?  Sollten  die  in 
ihnen  eingegangenen  Ehen  ungültig,  die  segnenden  Priester 
•der  Deportation  verfallen  sein?  Sollten  die  Bewohner  neuer 
grosser  Städte  sich  zur  Heiradi  auf  die  benachbarten  Dörfer 
begeben,'  weil  ihre  Eorchen  vielleicht  erst  nach  1754.  erbaut 
waren? 

Vom  Standpunkte  des  strengen  Rechts  aus  durfte  dic^shto^^jT 
Entscheidung  kaum  zweifelhaft  sein,  und  doch  konnte  das^***"*^***^*^- 
cmmoglich  in  der  Absicht  des  Gesetzgebers  gelegen  haben. 

In  dem  Falle  The  King  v.  Inhabitants  of  North-  ^^/„gj;«. 
field^  kam  die  Frage  zum  ersten  Male  zur  BeurtheUung  des  ^o^e^id. 
Berichtes,  und  die  King's  B euch  annullirte  aus  dem  §.  1.  des 
<jresetzes  von  1754.  die  Ehe*. 

Ein  panischer  Schrecken   bemächtigte  sich   des  ganzen  ^eiaSni 
Landes I    Wer  konnte  noch  sagen,  dass  er  rechtmässig  ver-  ^5^™^« 
heirathet  sei,  wer  wissen,  ob  nicht  seine  Eltern,  seine  Gross- ^****™*^' 
•eitern  schon  gegen  die  Vorschriften  des  Gesetzes  gefehlt,  ob 
nicht  alle  diese  Ehen  eine  fortlaufende  Kette  von  Concubinaten 
seien,  die  jeden  Augenblick  daftir  erklärt  werden  mochten? 
So  war  denn  eine  Abhülfe  der  Bechtsunsicherheit  dringend 
geboten,  und  sie  erfolgte  auf  den  Antrag  von  Lord  Beau-^,f^';^J*J^*^ 
champ  durch  St  21.  Geo.  III.  c.  53.»  —  5.  Juli  1781.  —st-^^io^oiii. 
:aber  freilich  in  der  ungenügenden  Weise,  wie  die  englische 
Gesetzgebung  derzeit  überhaupt  ihre  Aufgaben,  wenigstens  auf  ,^f|J|J^. 
-dem  Gebiete  des* Eherechtes,  zu  lösen  pflegte.     Anstatt  ein  '^hoTÄ?* 
Princip  aufzustellen,  welches  das  Uebel  von  der  Wurzel  aus 
treffen  und  für  die  Zukunft  unschädlich  machen  konnte,  be- 

1  Douglas Rep.  684. 

s  Der  erste  Richter  hatte  sie  fur^gültig  erklärt  Vgl.  Parliam.  Hist. 
^2,S71. 

s  Die  BUl  wurde  eingebracht  am  12.  Juni,  wurde  den  2.  Juli  zum  dritten 
Male  gelesen  und  am  5.  durch  den  König  bestätigt.  Journ.  oftheH.  of 
L.  86,  309.  885.  344.  Die  Verhandlungen  im  Unterhause  siehe  Parlam. 
Hist.  22, 370.  ff.  im  Oberhause  ebendas.  571.  ff. 
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gnügte  man  sich,  um  jedem  parlamentarischen  Eiunpfe  vorzu- 
beugen und  namentlich  die  Zustimmung  des  Oberhauses  zu 
erlangen,  alle  in  solchen  Kirchen  bis  zum  1.  August  178K 
geschlossenen  Ehen  von  ihrer  Ungültigkeit  nachträglich  zu 
heilen  9  und  die  Geistlichen  Ton  der  gesetzlichen  Strafe  loszu- 
sprechen,  unbekümmert  darum,  dass  nach  wenigen  Jahren  die 
Gesetzgebung  auf  neue  Mittel  sinnen  müsse,  den  alten  Miss- 
ständen wiederum  zu  begegnen. 
1804.  Und  in  der  That  beschäftigte  diese  Frage  schon  im  J.. 

1808.     jgo4^  „Q^  jjjjyj  wieder  i.  J.  1808.  die  Regierung,  und  fand 

^m''J?i?!  «"«rch  St  .44.  Geo.  lU.  c.  77.  — 14.  JuH  1804.^  — und  St.  48. 

St.  48.  Geo.  Geo.  IIL  c*  127.  —  30.  Juni  1808.*  —  dieselbe  unfi^enü£:ende 

m.  c,  127.  ö      *-& 

Liösung. 

.  riu^J^J,^^  Ganz  derselben  Art  waren  die  Zweifel ,  welche  durch  die 

Bnudi^^B  Church  Building's  Act  hervorgerufen  wurden,  und  die  dann 
<^«^     durch  die  Gesetzgebung  beseitigt  werden  mussten. 

Jenes  umfangreiche,  verwickelte  Gesetz  gab  einer  Com- 
mission  die  Befugniss,  Kirchspiele  zu  theilen,  und  so  neue 
Pfarreien  zu  begründen.  Es  musste  sich  fragen,,  wie  es  mit 
den  Ehen  gehalten  werden  sollte,  welche  in  den  Kirchen  dieser 
neuen  Pfarreien  eingegangen  würden,  und  ob  die  in  der  Hard^ 
wicke's-Act  für  damals  schon  bestehende  Pfarrkirchen  gegebe- 
nen Vorschriften  auch  auf  die  neu  begründeten,  oder  noch  za 
errichtenden  ausgedehnt  werden  sollten. 

^mfc.«!*  St.  58.  Geo.  UI.  c.  45.  s.  27.  gestattete  das  für  be- 
'*  ^^'  stimmte  Kirchen  unter  einigen  Modificationen,  die  durch  die 
Rücksichten  hervorgerufen  waren,  welche  auf  die  bisher  be- 
rechtigten Pfarrer  der  alten  Kirchspiele  genommen  werden 
mussten.  Erst  nach  dem  Tode  der  jetzt  lebenden  wollte  da» 
Gesetz  seine  Bestimmungen  in  Kraft  treten  lassen  (s.  28.). 

m*?:?M.*  St.  59.  Geo.  III.  c.  103.  bestimmte  m  s.  16.,  dass  die 

s.  16.  Mitglieder  der  Commission  discretionäre^Gewalt  haben  sollten^ 
jeder  neu  begründeten  Pfarrkirche  das  Becht  der  Aufgebote 
und  Eheschliessung  zu  ertheilen^  und  dass  dann  jedesmal  die 
Gränzen  des  zu  einer  solchen  Kirche  gehörigen  Bezirkes  beim 
High  Court  of  Chancery  und  im  Begisteramte  der'Diö- 
cese  eingetragen  werden  mussten.  Durch  diesen  Vermerk  sollten 
die  in  der  Hardwicke's-Act  den  Earchen  v.  J.  1754.  ertheilten 

^  Eingebracht  yom  Bishop  of  Saint  Asoph.  Journ.  of  the  H.  o  f 
L.  44, 627. 

^  Eingebracht  yom  BiBhop  of  Bristol,  ebendas.  46,  604. 
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Befugnisae  bedingt  sein,  wie  er  denn  auch  gerichtlichen  Be- 
weis für  die  Gültigkeit  der  Ehe  al^ben  sollte« 

Es  liegt  auf  der  Hand«  dass  alle  diese  Bestimmunsren  nicht  ?>^"«  ^^- 
nasreichend  waren,  die  Bechtsunsicherheity  die  in  dem  Mangel  m«nff<)ihaft- 
principieller  Vorschriften  ihren  Grund  fand,  zu  beseitigen. 

Sollten  etwa  die  Brautleute  bei  jeder  Eheschliessung  sich 
von  der  Bechtsfähigkeit  der  Kirche,  in  welcher  sie  sich  trauen 
lassen  wollten,  im  High  Court  of  Chancery  oder  beim  Bischöfe 
unterrichten?  Wie  beschwerlich  war  das,  wie  wenig  der  Sorg- 
losigkeit entsprechend,  mit  der  das  niedere  Volk  wenigstens 
seine  Ehen  einzugehen  pflegte! 

Deswegen  wurden  schon  durch  St.  4.  Geo.  IV.  c.  72.  ^'c??«.'!^' 
e,  17 — 19.  neue  Bestimmungen  getroffen.  "~^^* 

Die  Bischöfe  sollten  solchen  Kirchen  Certificate  ausstellen, 
worin  ihre  Berechtigung  ausgesprochen,  die  in  der  Kirche  auf- 
zubewahren, am  Anfange  der  Kirchenbücher  einzuschreiben 
seien,  und  von  denen  eine  Copie  in  das  Diöcesanregister  nie- 
dergelegt werden  müsse. 

Das  Certificat  sollte  vor  allen  Gerichtshöfen  des  König- 
reichs unzweifelhaften  Beweis  für  die  Berechtigung  der  Elirche 
abgeben,  wenngleich  es,  wie  mit  ängstlichen  Clausein  ausge- 
sprochen wurde,  nicht  als  Bedingung  derselben  gelten  soUe. 
Alle  Pfarreingesessenen  der  neuen  Kirchspiele  wurden  für 
ihre  Ehen  auf  die  Pfarrkirchen  verwiesen. 

Auch  die  Massregeln  dieses  Gesetzes  waren  kaum  prakti-  ^ib^eSa'u  * 
scher,  als  es  die  früheren  gewesen  waren;  denn  das  Certificat  "°'^'^*^'**^*** 
des  Bischofs  entzog  sich  in  gleicher  Weise  der  Beachtung 
wie  die  Eintragung  im  Kanzleihofe.     Die  Berechtigung  der 
Kirche  musste  für  die  grosse  Menge  bei  Weitem  mehr  in's 
Auge  fallend  gemacht  werden. 

Dieser  Aufgabe  unterzog  sich  St.  4.  Geo.  IV.  c.  76,  welches  ^iVf  c?7g.' 
aber^  wie  schon  St.  3.  Geo.  IV.  c.  75,  auch  noch  andere,  der 
Hardwicke's-Act  entsprungene  Missstände  abzustellen  suchte. 

Wir  werden  etwas  weiter  auszuholen  haben! 

Alle  Ehen  von  Personen  unter  einundzwanzig  Jahren,  die^j®^®^***^«' 
mit  Licenz  geschlossen  waren,  sollten  nach  dem  Gesetze  v.  J-HMdwkkf'«- 
1753.  ungültig  sein,  falls  die  elterliche  Ein^^dlligung  fehle,  und^^|;^^»;j;f/; 
deswegen  sollte  Brautleuten,  die  keine  Genehmigung  der  g,^J;J"^'i^^^ 
Eltern  beibrächten,  eine  Licenz  nur  ertheilt  werden,  falls  sie  ^JoigS!*' 
«idlich  ihre  Volljährigkeit  versicherten.  Dem  Gebrauche  nach 
gab  nun  der  Mann  diese  Erklärung  in  seinem  und  seiner  Braut 
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Namen»  er  schwur»  nach  der  damaligen  nachlässigen  Prajue^ 
seinen  Eid  in  die  Hände  von  Personep»  die  kaum  eine  Be* 
fogniss  besassen,  ihn  über  die  Richtigkeit  seiner  Versicherun- 
gen zu  befragen^.  Wie  nun,  wenn  ein  Irrthum  dabei  vorkanry. 
oder  gar  wissentliche  Täuschung  und  Meineid?  War  die  Ehe 
ungültig,  heilte  das  Zusammenleben  während  einer  Beihe  von 
Jahren  die  Nichtigkeit  der  Verbindung,  und  war  es  wenigstois 
dem  Schuldigen  selbst  benommen,  sein  Vergehen  zum  eigeneik 
Vortheile  auszubeuten,  «ich  aus, dem  Meineide  die  Freiheit  vom 
ehelichen  Joche  zu  erobern? 
däos  «ft-  ^'^^  Antwort  musste  überall  verneinend  lauten,  und  eme 
ptoxSIm"  iß^J^er  steigende  Zahl  von  Kechtsfällen  —  i.  J.  1822.  alleui 
40.  vor  dem  Consistory  Court  in  London,  20  in  Canterbury 
und  eben  so  viel  in  den  übrigen  geistlichen  Gerichtshöfen'  — 
legte  Zeugniss  ab,  zu  welchen  groben  Unbilligkeiten  der  Ter* 
rorismus  der  Hardwicke's-Act  fuhr^  könne. 
^FKife?*  ^  ^*  1805.  wurde  im  geistlichen  Gerichtshofe  zu  London 

^Lttü«7*  ^^^  Prozess  Watson  v*  Little^  entschieden.  Die  Ehe  war 
i.  J.  1787.  geschlossen  worden.  Der  Mann  hatte  Licenz  er- 
halten, auf  die  eidliche  Versicherung  hin,  dass  er  einundzwanzig^ 
Jahre  alt  sei,  wie  das  auch  in  der  That  der  Fall  war,  und 
dass  seine  Braut  ebenfalls  das  gesetzliche  Alter  erreicht  habe, 
wie  er  das  wenigstens  nicht  besser  wusste.  Sie  lebten  acht- 
zehn Jahre  zusammen  und  hatten  sechs  Kinder,  als  die  Fraa 
die  Nullitätsklage  anstellte,  weil  ihr  zur  Zeit  der  Hochzeit  noch 
sechs  Wochen  zum  einundzwanzigsten  Jahre  gefehlt  hätte  — 
die  Ehe  wurde  vernichtet. 

In  Wattle  v.  Hathaway^  hatte  der  Mann  mit  wissent- 
lichem Meineide  die  Volljährigkeit  seiner  Frau  beschworen;  er 
lebte  mit  ihr  siebenundzwanzig  Jahre  in  bitterster  Armuth.. 
Als  er  plötzlich  Vermögen  erworben  hatte,  liess  er  die  Ehe 
vernichten. 
Hewitt  T.  In  Hewitt  V.  Bratche^  (1809.),  in  Johnson  v.  Parker* 

Jenson T.  iinirden  ninfundzwanzigjährige  Ehen,   in  Jones   v.  Hasle- 
Jones  T.  wood^  cmc  achtunddrcissigj ährige  aufgelöst. 

1  Vgl.Parliain.Hist.22,414. 

2  Hansard's  Debates  N.  S.  6, 1842.  f.  Dabei  kamen  noch  viele  gar 
nicht  zur  Entscheidung  der  Gerichte,  weil  die  Parteien  gleich  von  selbst  aus 
einander  liefen. 

»  Hansard'sDebatesN.  S.6, 1337.f. 
*  eb'endas.  —  ^  ebendas.  1338. 
«  ebenda«.  — .  ^  ebendas.  1840. 


Wattle  r. 
Hatbriray. 
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In  Hiddal  v.  Liddiard*,  der  i.  J.  1818.  in  London  zur  5{ddSrd' 
Verhandlung  kam  —  isugl^igh  mit  noch  drei  ähnlichen  Pällen 
Im  Laufe  von  zwei  Monaten-^ hatte  der  Vormund  der  minder- 
jährigen Braut  «eine  schriftliche  Zustimmung  zur  Eh^  gegeben 
und  von  einem  Zeugen  untei^zeichnen  lassen,  während  nach 
St.  12.  Charl.  IL  c.24.  s.  8.  zwei  nöthio:  waren:  die  Ehe  wurde st.i2.ch.n.  ^ 

C24.8. 8. 

am  8.  Mai  1820.  annuUirt.  Der  Sichter  selbst  bedauerte  die 
Harte  des  Spruches,  den  ihm  das  Gesetz  abgezwungen  hatte^. 
^^Thü  marriage",  sagte  er,  „is  in  no  degree  dandestinei  it  haa 
heen  solemnized  toith  all  the  requisites  of  law,  The  eourt  muat 
deeply  lamenf,  to  see  such  a  case  brought  before  it;  it  is  a  caae 
of  hardsTdp  on  societt/  ihat  persona  ahould  have  been  so  long 
living  together  as  man  and  wife  and  be  cast  loose  on  sodefy;  but 
it  is  in  vain  for  the  court  to  observe  on  the  hardship  so  long  as 
the  law  continues  on  its  present  footing,  As  the  law  now  Stands, 
ihere  is  nothing  to  be  done^  but  to  pronounce  this  to  be  an  in- 
valid marriage^**  * 

In  ähnlicher  Weise  wurde  in  Hayes  v.  Watts*  i.  J.  ^^^fg^- 
1818.  die  tühe  nach  achtzehnjährigem  Bestand  auf  Antrag  der 
Frau  für  nichtig  erklärt,  weil  die  Mutter  der  Braut,  die  für 
eine  Wittwe  gehalten  wurde,  ihre  Einwilligung  gegeben  hatte, 
während  der  Vater  selbst  noch  lebte. 

:  Viel  bedenklicher  waren  aber  die  Fälle,  die  sich  ergaben,  EherntteSn 
wenn  einer  der  Ehegatten  ein  uneheliches  Eand  war.  Die  ge-  °K?nd  ww? 
wohnliche  und  volksthümliche  Anschauung  musste  sich  für 
befriedigt  erklären,  falls  nur  die  Mutter  oder  gar  der  unehe- 
liche Vater,  oder  endlich  die  von  diesem  bestellten  Vormünder 
die  Einwilligung  gegeben  hatten:  das  freilich  zweifelhafte 
Recht*  verlangte  die  Genehmigung  eines  vom  Kanzleihofe 
ernannten  Vormundes,  und  erklärte  sonst  die  Ehe  für  un- 
gültig. 

Namentlich  erregten  die  Prozesse  Hörn  er  v.  Liddiard* 

.  1  ebendas.  6, 1338.f. 

8  Dasselbe  that  der  Richter  in  the  King  v.  Inhabitants  of  Pres- 
ton  Blackstone  Bep.  1, 193. 

8  Hansard'sDebatesN.S.  6, 18S9. 

4  Mr.  Justice  Grose  in  Horner  t.  Liddiard  (siehe  die  An« 
merkg.  5.)  meinte,  dieser  Fall  sei  gar  nicht  in  der  Hardwicke's-Act  vorge- 
sehen. —  Der  Fall  the  ICing  v.  Inhabitants  of  Hodnet  bei  Term 
Reports  1, 96.  ist  nicht  anzuführen,  weil  hier  Niemand  in  die  Ehe  consentirt 
hatte. 

ö  Croke  Report  of  the  Case  of  Homer  v.  Liddiard;  Consistory  Court 
of  London  1799. 
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aus  i  J.  1799.  und  Priestley  v.  Hughes^  aus  d  J.  1809. 
in  def  englischen  Jurisprudenz  gerechtes  Aufsehen. 
???If-;i         Harriet  Liddiard  war  die   natürliche  Tochter  John 

T.  Liddiard. 

Whitelock's  von  Sarah  Liddiard.  Als  der  Vater  starb, 
hinterliess  er  ihr  ein  bedeutendes  Vermögen  und  setzte  die 
Mutter  und  noch  eine  Person  zu  Vormündern  ein. 

Bald  nach  ihrem  zwanzigsten  Jahre  wurde  sie  an  Mr. 
•  Ilorner  verheirathet,  mit  Genehmigung  der  Mutter  —  da  der 
andere  Vormund  inzwischen  verstorben  war  —  indem  diese 
der  Trauung  selbst  beiwohnte  und  ihre  Ein\\dlligung  in  der 
Licenz  vermerken  liess.  —  Drei  Jahre  nachher  wurde  die  Ehe 
auf  Klage  des  Mr.  Hörn  er  für  nichtig  erklärt ,  weil  die  Ge- 
nehmigung des  Kanzleihofes  fehlte. 
Priestley  jj^  (Jem  vou  Lord  Ellenborou£i:h  entschiedenen  Priest- 

lej  V.  Hughes  hatte  John  Wjnne  Hughes  i.  J.  1792. 
Jane  Holeeds  geheirathet,  die  uneheliche  Tochter  von 
Thomas  Jones,  wieder  in  Gegenwart  der  Mutter  unter  ihrer 
ausdrücklichen,  durch  die  Licenz  bezeugten  Zustimmung.  Im 
Jahre  darauf  starbt  John  Hughes  mit  Hinterlassung  einer 
Tochter,  und  einige  Jahre  später  sein  Vater,  dessen  grosses 
Vermögen  demnach  an  die  Enkelin,  die  Tochter  von  John 
Hughes,  fallen  musste.  L  J.  1809.  wurde  dieser  aber  die 
ganze  Erbschaft  entrissen,  weil  die  Ehe  ihrer  Mutter  —  als 
nicht  vom  Kanzleihofe  consentirt  —  ungültig  gewesen  sei. 
^' ran""  Noch  stärker  wo  möglich  trat  die  Unbilligkeit  des  Kechtes 
in  einem  Falle  zu  Tage,  der  auch  im  Hause  der  Gemeinen 
zur  Sprache  kam*. 

Ein  Mann  hatte  sich  mit  Einwilligung  seiner  Eltern  ver- 

heirathet.     Die   Ehe    war   glücklich   und    mit   Kindern   und 

Enkeln  gesegnet.    Da  entdeckt  er  plötzlich,  dass  er  ausser  der 

Ehe  geboren  sei.    Er  lässt  seine  Ehe  für  nichtig  erklären, 

und  damit  zerfällt  auch  die  seiner  Kander,  die  mitsammt  den 

Enkeln  zu  Bastarden  gemacht  werden.     Denn  überall  lagen 

ja  Ehen  unehelicher  Kinder  vor,  die  der  Genehmigrunsr  des 

Kanzleihofes  bedurften.  — 

bdE^framit         Wemi  das  die  Schäden  des  socialen  Lebens  waren,  die 

'^nifh'der  ^^^  ^^^  ™*  Licenz  geschlossenen  Ehen  im  Gefolge  der  Hard- 

'^*^^[**®'*wicke's"-Act  schleppten,  so  waren  die  bei  Ehen  mit  Aufgebot 

hervortretenden  anderer  Art,  doch  kaum  geringer. 

^  Easter  Term  Reports  Bd.  1. 

2  Hansard'sDebatesN.  S.6, 1352. 
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Hier  BoUte  die  Oeffentlichkeit  der  Proclalnationen  die 
Nothwendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  ersetzen,  und  die 
Hechtsgültigkeit  der  Ehe  nachher  wegen  etwa  fehlehder,  zur 
Erlangung  der  Aufgebote  nothwendiger  Requisite  nicht  mehr 
angefochten  werden  dürfen. 

Die  natürliche  Folge  davon  war,  dass  jeder,  der  heimlich 
eine  Ehe  schliessen  wollte  ^  sich  in  ein  volkreiches  Kirchspiel, 
womöglich  nach  London,  begab,  wo  er,  dem  Geistlichen  ganz 
unbekannt,  ohne  Weiteres  aufgeboten  und  getraut  werden 
konnte^.  Hatte  er  sich  nicht  geradezu  eine  Namensfälschung 
zu  Schulden  kommen  lassen,  wie  das  in  Purget  v.  Tomkins^  v.ToSiug. 
zur  Entscheidung  gebracht  wurde,  so  war  die  Ehe  ohne  Wei- 
teres gültig. 

Auch  waren  bei  den  Aufgeboten  selbst  alle  denkbaren^^J^fl^',.®^^®^ 
Betrügereien  möglich  und  üblich,   denn  die   Forderung  des     *><>'*"• 
Gesetzes,   dass  die  Verlobten  ihre  Namen   dem  Geistlichen 
schriftlich  einreichen  sollten,  war  nur  als  Wunsch,  nicht  als 
Befehl  ausgesprochen. 

So  wurde  denn  am  11.  März  1812.  vom  Hause  der  Ge- ^^\»?n  iTj. 
meinen  die  Genehmigung  ertheilt,  eine  Bill  zur  Abändenmg  u„{eihiw. 
der  Hardwicke's-Act  einzubringen^   und  schon  am  26.  Mai 
konnte  das  Gesetz  den  Lords  übersandt  werden*.  Hier  wurde  Obcruaot. 
die  Berathung  aber  nach  der  zweiten  Lesung  auf  zwei  Monate 
.vertagt,  d.  h.  das  Gesetz  fiel  für  diese  Session  ^ 

Die  Verhandlungen  des  Jahres  1817.,  welche  im  Unter-  unterhiio«. 
hause  über  die  Bill  gepflogen  wurden^  „for  the  further 
Regulation  of  Marriages  to  be  solemnized  after  the 
publication  of  Banns  of  Matrimony",  wurden  durch  den 
Schluss  der  Session  unterbrochen;  dagegen  waren  die  des 
Jahres  1818.  erfolgreicher.  unteJhius. 

Am  13.  Mai  bat  Dr.  Phillimore  'um  Erlaubniss,  eine  Dr.  Phim- 

niure. 

BUl  einbringen  zu  dürfen,  welche  die  11.  Section  der  Hard- 
wicke's-Act abändern  sollte^. 

1  Vgl.  Hansard^s  Debates  N.  S.  6, 1355.  ff. 

2  Haggard*s  Cons.  Bep.  2, 142. 

»  Journ.  oftheH.  of  C.  67,190. 
4  ebendas.  899. 

^  Journ.  of  the  H.  of  L.  48, 1016.  erste  Lesung  am  27.  Mai:  48, 865; 
zweite  am  7.  Juli  ebendas.  957. 

6  Erste  Lesung:  29.  Juni  Journ.  of  the  H.  of  C.  72,  871.    Zweite 
Lesung:  I.Juli  ebendas.  486. 

7  Journ.  of  the  IL  of  C.  78,  834.  Hansard^s  Debates  38, 617. 
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Nur  während  ihrer  Minderjährigkeit^  oder  ein  Jahr  nach- 
her, Trollte  er  Eheleuten,  die  ihre  Verbindung  ohne  elterliche 
Einwilligung  geschlossen  hatten^  die  AnnuUationsklage  ge- 
währen, und  ferner  sollte  dem  geistlichen  Gerichtshofe  die 
Befuo^iss  zustehen,  auch  ein  Jahr  nach  dem  Abschlüsse  einer 
mit  Aufgeboten  eingegangenen  Ehei  zu  prüfen,  ob  die  Parteien 
den  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Erfordernissen  genügt 
hätten. 

Am  15.  Mai  vmrde  das  Gesetz  zum  zweiten  Male  ge- 

obcrhADs.  lesen ^  und  am  27.  Mai  angenommen^:  das  Oberhaus  verwarf 
es  wieder. 

rJfi?- .  Aber  schon  am  17.  März  1819.  brachte  Dr.  Phillimore 

L'nternanfl.  

^'««*!!'"'  seine  Bill  aufs  Neue  in  das  Unterhaus*;  diesmal  mit.  der  Aen- 

derung,  dass  die  Ehen  mit  Aufgeboten  ganz  den  mit  Licenz 

eingegangenen  gleich  stehen  sollten,  und  mit  dem  Zusätze: 

,ythat  the  parties  marrying  by  banne  ahould  have  a  compkte  re- 

aidence  of  one  fortnight  in  the  parieh  where  the  banne  were 

publiehed''. 

DiscnBBionen.         Heftige  Discussiouen  fanden  im  Ausschusse  statte  aber 

^^JJ^^^^jJJ^  dennoch  und  obgleich  Sir  C.  Robinson,   the  King's  Ad- 

vocate,  geradezu  gegen  die  Annahme  der  Bill  Protest  ein- 

^dnrfb^'  legtet  ging  sie  am  21.  Mai  1819.  durchs  um  freilich  wieder 

dt^eraf  *^  ^^™  Widerstände  des  anderen  Hauses  zu  scheitern^. 

Einer  der  Lords  bat,  man  möge  die  allerdings  seit  Jahren 
als  Qothwendig  erkannte  Keform  nicht  übereilen  und  so  ge- 
langte das  Gesetz  gar  nicht  zur  Discussion. 
untfrLis.         ^^  J-  1819.  brachte  Phillimore  im  Mai®  und  im  De- 
^'m^re""  ^«niber^  einen  Gesetzentwurf  ein,  von  denen  der  eine  bei  den 
oberhiüJ.'  Lords  fiel,  der  andere  wegen  des. Sessionsschlusses  nicht  zur 
Endberathung  gelangen  konnte.  Hier  wurde  die  Anfechtungs- 
zeit ungültiger  Ehen  auf  sechs  Monate  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit beschränkt  —  nur  den  jetzt  Volljährigen. sollte  auf 
wrottcsiey. Antrag  von  Mr.  Wrottesley  eine  gleiche  Frist,  von  der  An- 
nahme des  Gesetzes  an,  zur  AnnuUationsklage  verstattet  werden 

1  Journ.of  the  H.ofC.  73,846. 

s  ebendas.  895. 

8  Journ.  of  the  H.  of  C.  74,  242. 

4  Han8ard'8Debate8  89, 1028. 1461.  ff. 

^ebendas.  40,  657. 

«  Journ.  oftheH.ofC.  74,469. 

7  Journ.  of  the H.ofL.  52,624. 

8  Journ.oftheH.ofC.  75, 149.  889. 
»  Journ.of  theH.ofC.  75, 102. 
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—  und  ferner  festgesetzt,  dass  ToUjährige  Personen,  welche 
wiseentHch  minderjährige  t>hne  elterliche  Einwilligung  heira- 
theten,  nie  die  Ehe  anfechten  dürften,  wie  das  auch  schon  bei 
firuheren  Parlamentsverhandlungen  zur  Sprache  gekommen 
war^.  Aber  auch  durch  dies  beständige,  in  der  englischen 
Gesetzgebung  nur  allzuhäufige  Misslingen  seiner  Bestrebungen 
wurde  der  unermüdliche  Phillimore  nicht  abgeschre(^t. 

Im  J.  1820.«  und  1821.»  beschäftigte  er  sich  mit  dem  Ehe- "^r^rkmu* 
schliessungsrechte,  und  am  27.  Mai  1822.  bat  er  das  Haus     ^^^' 
wiederum  um  die  Genehmigung,  eine  Bill  zur  Abänderung  der  Sredw  d?. 
Marrii^e-Act  einbringen  zu  dürfen*,  die  sich  von  seinen  frühe-  ^wiiimore. 
ren  Gesetzesvorschlägen  in  vielfacher  Hinsicht  unterscheidet 

Er  wolle  nicht  das  alte  Kecht  herstellen,  dessen  Mängel  ^®JJ^J®f" 
er  wohl  kenne,  aber  er  beabsichtige,  die  Härten  des  neuen  zu 
beseitigen.  Das  Princip  der  Hardwicke's-Act,  die  elterliche 
Einwilligung  zu  betonen,  sei  eben  so  richtig,  wie  die  wegen 
der  Elirchenbücher  getroffenen  Massnahmen  praktisch:  die 
ganze  Maschinerie  aber  allein  durch  den  Terrorismus  regieren 
zu  wollen,  habe  die  unzähligen  Missstände  hervorgerufen,  die 
jetzt  zu  beklagen  seien. 

In  zwei  Fällen  erkläre  das  Gesetz  die  Nichtigkeit  von 
Ehen:   wenn  sie  von  Personen  unter  einundzwanzig  Jahren    - 
mit  Licenz  ohne  elterliche  Einwilligung,  und  wenn  sie  in  Got- 
teshäusern eingegangen  würden,  in  welchen  Aufgebote  vor  d* 
J.  1754.  nicht  üblich  waren. 

Die  aus  der  zweiten  Clausel  entsprungenen  Missstände 
hätten  die  Gesetzgebung  schon  mannichfach  beschäftigt,  die 
der  ersten  wären  unberücksichtigt  geblieben.  So  sei  denn 
nicht  nur  jeder  unzüchtigen  Begierde  ungestraft  Thür  und 
Thor  geöffnet,  sondern  auch  Flüchtigkeit  und  Uebereilung  er- 
dulde die  härtesten  Folgen. 

D^in  gleichviel  aus  welchen  Ursachen  einer  der  Braut- 
leute eine  falsche  Altersangabe  gemacht  habe,  um  die  Licenz 
zu  erlangen:  in  jedem  Falle  sei  die  Ehe  nichtig,  und  wenn 
auch  der  Mann  durch  die  Nothwendigkeit,  seine  Angaben,  sein 
affidavit,  zu  .beschwören,  von  Leichtsinnigkeit,  nicht  aber  von 

}  Hansard's  Debates  41, 1445.  N.S.  1,800. 

*  HÄngard*8  DebatesN.  S.  2,  189.  Oberhausvcrhandlungen  eben- 
das.  2,419.489.553. 

8  Joürn.  oftheH.ofC.76, 166. 

*  ebendas.  77, 144. 

5  Hansard'sDebatesN.  S.  6, 1326.ff. 
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verbrecherischen  Absichten  zurückgehalten  werden  könne ,  so 
sei  das  doch  nicht  bei  der  Frau  der  Fall,  fiir  die  der  Mann 
die  Versicherung  abzugeben  pfleget 

Unter  dem  gegenwärtigen  Systeme  sei  keine  Person  in 
England  ihrer  Güter,  ihres  Vermögens,  ihrer  Familienbe- 
ziehungen sicher.  Könnte  nicht  Einer  der  Vorfahren  irgend 
welche  der  Formalien  der  Marriage-Act  verletzt  haben?  Frei- 
lich vielleicht  vor  vierzig  Jahren:  aber  der  Ablauf  von  Zeit 
schütze  nicht;  die  Klage  auf  Annullation  der  Ehe  sei  unver- 
jährlich.  Dadurch  sei  ein  Fundamentalsatz  des  en^schen 
Rechtes  in  Frage  gestellt.  Keiner  dürfe  in  dem  Besitze  eines 
Grundstückes  gestört  werden,  das  er  sechzig  Jahre  ohne  Un- 
terbrechung inne  gehabt  habe;  nach  der  Hardwicke's-Act 
könne  er  aus  hundertjährigem  Eigenthume  vertrieben  werden. 

^diijje''  ^^  schlug  deshalb  vor,  das  Princip  des  irischen  Rechtes, 
^•^J;^~"-wie  es  durch  St.  23.  Geo.  XI.  c.  10.  festgestellt  worden  war, 
auch  in  die  englische  Gesetzgebung  aufzunehmen.  Der  Vater 
des  Minderjährigen,  nach  dessen  Tode  der  Vormund,  in  dessen 
Ermanglung  die  nicht  wiederverheirathete  Mutter,  oder  endlich 
der  vom  Kanzleihofe  ernannte  Tutor  sollten  die  Befugniss  er- 
halten, eine  Ehe  zu  annulliren,  nicht  aber  die  Ehegatten  selbst. 

Jedoch  auch  für  die  Vergangenheit  sorgte  der  Gesetzent- 
AVTirf.  Er  erklärte  alle  aus  den  genannten  Gründen  nichtige 
Ehen  ex  post  für  gültig,  falls  die  Parteien  nach  erreichter  Voll- 
jährigkeit noch  weiter  zusammengewohnt  hätten;  er  verordnete 
ferner,  dass  die  Ehen  mit  Aufgeboten  denen  mit  Licenz  völlig 
gleichgestellt  sein  sollten,  dass  die  Namen  der  Brautleute  dem 
Geistlichen  zur  Proclamirung  schriftlich  eingereicht  werden 
müssten,  und  dass  endlich  Licenzen  und  Aufgebote,  falls 
die  Ehe  nicht  binnen  drei  Monaten  erfolge,  zu  erneuern 
seien.  — 

nimmt  dl«  Dic  Berathun^cu,  welche  über  diese,    vom  Unterhause 

Bill  an.         ,         /.  „  T  MI      .       ^1       1  /i 

Oberhaus  ebenfalls  angenommene  BiU^  im  Oberhause  gepflogen  wurden, 
smd  uns  theilweise  erhalten. 

^borouiu."*'  -^8  warmer  Vertheidiger  des  Gesetzes  trat  Lord  Ellen- 
bor ough  auf.  Viermal  schon  sei  ein  gleichartiges  Gesetz 
vom  Unterhause  genehmigt,  und  eben  so  oft  von  den  Lords 

^  Nar  zwei  Fälle  seien  ihm  bekannt,  wo- auch  die  Frau  die  Versicherung 
abgegeben  habe.  Hansard'sDebatesN.  S.  6, 1335. 
2  am  20.  Mai  Journ.  of  the  H.  of  C.  77,  290. 
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beseitigt  worden:  jetzt  endlich  müsse  die  Gesetzgebung  auf 
die  Heilung  der  nicht  zu  läugnenden  Schäden  dringen. 

Er  rief  dem  Hause  zu,  i't'as  schon  Phillimore  den  Ge- 
meinen gesagt  hatte,  dass  jetzt  kein  edles  Geschlecht,  kein 
Lord,  noch  seiner  Güter  und  seines  Banges  sicher  sei. 

Gegen  die  Bill  erklärte  sich  vor  allen  Lord  Stowell.      Lordstowoii 

Er,  einer  der  berühmtesten  englischen  Richter,  der  lange 
Jahre  im  anderen  Hause  eine  bedeutende  Stellung  eingenom- 
men hatte,  sprach  in  längerer  Rede  sein  Bedenken  aus,  dem 
neuen  Gesetze  seine  Zustimmung  zu  geben.  Er  erkannte  die 
Nothwendigkeit  an,  eine  Umänderung  des  gegenwärtigen 
Rechtszustandes  herbeizuführen,  er  beklagte,  dass  alle  Gesetz- 
entwürfe des  Unterhauses  zu  so  ungelegener  Zeit,  so  spät  in 
der  Session  an  die  Lords  gelangten,  aber  er  rieth,  auch  dies- 
mal von  einem  Reformversuche  abzustehen,  der  an  denselben 
Schäden  kranke  wie  die  Hardwicke's-Act. 

Nach  diesem  Gesetze  seien  die  Ehen  von  vornherein  ent-  F^hfc/d«» 
weder  gültig  oder  nichtig.  Nach  dem  neuen  Entwürfe  seien  sie  Entwürfe». 
nur  anfechtbar.  Fünf  Jahre  lang — dies  Argument  brachte  auch 
der  Lord-Kanzler  vor  —  könne  der  um  seine  Einwilligung 
nicht  gefragte  Vater  oder  Vormund  die  Ehe  bestehen  lassen, 
dann,  gegen  den  Willen  der  Eheleute,  die  AnnuUationsklage 
anstellen,  die  in  den  zwei  Instanzen  auch  wieder  drei  Jahre 
beanspruche:  und  so  seien  denn  die  Ehegatten  erst  nach  dem 
yerlaufe  von  acht  langen  Jahren  gewiss,  dass  ihre  Verbindung 
eine  Ehe  sei,  dass  sie  nicht  Seitens  eines  Dritten  aufgelöst 
werden  könne.  Er  warf  dem  Gesetzentwurfe  femer  vor,  dass 
er  der  unehelichen  Mutter  in  gewissen  Fällen  die  Fähigkeit 
zuspreche,  —  die  einer  ehrbaren  Wittwe  nicht  vergönnt  sein 
sollte  —  zu  den  Ehen  ihrer  Kinder  den  Consens  zu  geben, 
und  doch  wäre  keine  Garantie  gegeben,  dass  jene  nicht  eine 
sittlich  ganz  verwahrloste,  verworfene  Person  sei. 

Die  Argumentation  des  Lord-Kanzlers  wendete  sich  vorLordkanxUr^ 
allen  Dingen  gegen  die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  welche 
die  früher  geschlossenen  Ehen  ex  post  von  ihrer  Nichtigkeit 
heilten,  und  gegen  welche  auch  die  Petition  eines  Arthur  Pttitionen. 
Chichester  Esqr.  eingelaufen  war^ 

Obgleich  auf  eherechtlichem  Gebiete  schon  mannichfache 
Gesetze  erlassen  waren,  welche  nicht  für  die  Zukunft,  sondern 

1  Auch  beim  Unterbause  lief  eine  Petition  für  und  eine  gegen  die  BiU 
ein.   Journ.  of  the  H.  of  C.  77, 428. 


382  lY.  Buch.  Die  Civüehe.  I.  England. 

für  die  Vergangenheit  Sorge  trugen ,  und  die  von  allen  Ver- 
theidigem  der  Bill  beständig  angeführt  wurden,  so  meinte  der 
Lord-Kanzler  doch^  dass  eine  Trennung  dieser  zwei  ganz 
ungleichartigen  Theile  des  Gesetzes  geboten  sei. 

d^G*iitircheJ  Noch  wichtiger  war,  dass  auch  die  Geistlichen  des  Ober- 
hauses sich  gegen  die  in  der  Bill  aufgestellten  Principien 
aussprachen. 

?Interbu^^'  ^^  widerstrebe  der  Heiligkeit  der  priesterlich  eingeseg- 
neten Ehe,  deducirte  der  Erzbischof  von  Canterbury  am 
19.  Juni,  dass  sie  nach  dem  Belieben  eines  Dritten  aufgelöst 

crzbisehof  ^^]^^Q2i  könuc,  Und  das  Missverständniss  des  Erzbischofes 

V.  York.  ^ '  ^ 

'    von  York  ging  so  weit,  dass  er  dem  Gesetze  den  biblischen 
Spruch  entgegenhielt:   Was  Gott  zusammengefügt  hat,  soll 
kein  Mensch  scheiden. 
Der  Entwurf         g^  j^^m  CS  denn,  dass  der  Entwurf  im  Hause  eine  völlige 

wird  Dmge-  '  d 

formt.    Umformung  erlitt*  und  auch  dann  nur  unter  dem  Protest  einer 
Anzahl  von  Mitgliedern  durch^ng^ 

fieron^ndea  ""^^^  Vorgenommenen  Aendeningen  liefen  wesentlich  dar- 
ObcrhÄuiM.  j^uf  hiuaus,  dass  das  Unterhaus  den  Mangel  der  elterlichen 
Einwilligung  als  Annullationsgrund  der  Ehe,  als  impedimentum 
dirimens,  hingestellt  hatte,  während  ihn  das  Oberhaus  in  ein 
impedimentum  impediena  verwandelte,  dass  das  Unterhaus  die 
rückwirkende  Kraft  des  Gesetzes  auf  die  jetzt  bestehenden 
Ehen  beschränkt  hatte,  während  die  Lords  sie  mit  gewissen 
Ausnahmen  auf  alle  seit  1753.  geschlossenen  Verbindungen 
ausgedehnt  wissen  wollten.  Dennoch  litten  die  Veränderungen 
ihrChaiacterdes  Obcrhauscs  an  manchen  Gebrechen.  Die  Sprache,  in  der 
die  Amendments  formuHrt  waren,  war  zumal  bei  der  fünften 
Clausel  ganz  unverständlich,  Wiederholungen  häuften  sich, 
und  materiell  musste  die  Ueberfülle  vor  Eiden  auffallen,  deren 
AUeistung  für  nothwendig  erklärt  wurde. 

^uifertiVi*         Nichts  dcsto  Weniger,  obgleich  nur  zwei  Clausein  des  ur- 
«uruek.    gprünglichcn  Gcsctzes  stehen  geblieben  waren,  wünschte  Phil- 
luore.     limore,    dass  das  Unterhaus   den  Amendments   der  Lords 
seine  Genehmigung  gebe,  damit  bei  einer  so  wichtigen  Mass- 
regel doch  wenigstens  einige  Resultate  erreicht  würden,  und 
^'*  ^^""^"ungcachtet  der  abmahnenden  Worte  des  Dr.  Lushington  und 
des  Attomey  General  ging  die  BUl  mit  einigen,  nachher  vom 

1  Siehe  dieselben  Journals  of  the  H.  ofC.  77, 899— 402. 
^  Hansard's  Debates  N.  S.  7, 1455. 
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Oberhanse  genehmigten  Aenderungen  mit  122  gegen  20  Stirn-  biu  durch. 
men  durch  ^. 

Es  war  dad  St,  3.  Geo.  IV.  c.  75.,  welches  wir  oben  er-®*-^;°?*-^^- 

'  C.   #9« 

wähnt  haben'.  Die  erste  Secticm  des  Gesetzes  hob  die  Vor- 
schriften der  Hardwicke's-Act  auf,  welche  die  Nothwendigkeit 
der  elterlichen  oder  vormundschaftlichen  Einwilligung  für  die 
mit  Licenz  geschlossenen  Ehen  der  Minderjährigen  forderten 
(s.  11.).  Statt  dessen  sollte  jetzt. Kecht  sein,  daas  in  allen  Die  Haupte 
FäUen.  wo  Ehen  früher  wegen  dieser  Bestimmuns:  der.Hard-Hardwickev 

•  '^       ^  Act  ireffon- 

wicke's-Act  nichtig  gewesen  wären,  die  Nullitätsklage  fortfalle,  &t>«r. 
falls  die  Ehegatten  bis  zum  1.  September  1822.  oder  bis  zum 
Tode  eines  von  ihnen  zusammengelebt  hätten.  Die  schon 
früher  annullirten  Ehen  und  die  auf  Grund  dieser  Nullitäten 
anderweitig  eingegangenen  sollten  durch  die  neue  Verfügung 
ebensowenig  berührt  werden*,  wie  die,  welche  gerade  jetzt 
Gegenstand  richteriicher  Erörterung  wären,  oder  die  Eigen- 
thumsverhältnisse,  die  sich  daraus  gestaltet  hätten.  Die  fol- 
genden Sectionen  —  8.  bis  20.  —  stellten  Formalitäten  auf,  die  ^,*suuiuJ 
bei  Erlangung  von  Licenzen  (8 — 15.)  und  Verkündigung  der 
Aufgebote,  freilich  nicht  bei  Strafe  der  Nichtigkeit,  befolgt 
werden  sollten. 

Keine  Licenz  dürfe  nach  dem  1.  September  1822.  ertheilt^^^,JJJS*,^„". 
werden,  wenn  nicht  beide  Theile  —  auch  Wittwen  —  ihre 
Volljährigkeit  (21  Jahre)  beschwören,  und  zugleich  auch,  dass 
jeder  den  anderen  für  volljährig  halte.  Die  Minderjährigen 
aber  hätten  den  Consens  des  Vaters  beizubringen.  Dieser 
sollte  in  schrifdicher  Form  vor  zwei  Zeugen  ausgestellt  und 
von  beiden  unterschrieben  sein;  beide  Zeugen  hätten  ferner 
die  Kichtigkeit  dieses  Scheines  zu  beschwören,  und  ausserdem 
noch  eine  andere  Person,  dass  der  Consentirende  wirklich 
Vater  oder  Vormund  der  Heirathenden  sei. 

Jeder  hier  geschworene  falsche  Eid,,  heisst  es  weiter,  soll  "gSSl»^^** 
als  Meineid  strafrechtlich  geahndet  werden.  Die  Person  selbst^ 
welche  betrügerisch  eine  Licenz  erlangt,  ist  auf  Lebenszeit  zu 
transportiren.     Die  vermögensrechtlichen  Vortheile  der  Ehe 
verfallen  dem  Fiscus. 

Es  sollen  die  Papiere,  auf  denen  die  Ertheilung  der  Licenz 
beruht,  aufbewahrt  und  Calendarien  und  Register  darüber  ^- 
führt  werden.     Jeder  Beamter,  der  hiegegen  handelt,  wird 

1  Journ.  of  the  H.  ofC.  77,424. 
*  Siehe  Seite  S73. 
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bestraft  Zur  Ertheilung  TonLioenzen  sind  die  Erzbischöfe 
von  Canterburj  und  York  und  die  Bischöfe  für  ihre  Diö- 
cesen  berechtigt,  falls  die  Petenten  dort  residiren. 

Nach  Schliessung  der  Ehe  ist  es  nicht  mehr  erlaubt,  die- 
selbe weg^n  Mangels  irgend  eines. der  zur  Erlangung  der 
Licenz  nothwendigen  Requisite  anzufechten. 
Aufgebot«.  Bei  den  Aufgeboten  müssen  die  Brautleute  dem  Geist- 
lichen ein  Affidavit  auf  Residenz,  Namen  u«  s..  w.  bezüglich 
übergeben,  welches  vor  dem  Friedensrichter  oder  dem  Geist- 
lichen beschworen  sein  soll  und  von  dem  letzteren  aufzube- 
wahren ist. 

Ein  falsches  Affidavit  zieht  die  Strafen  des  Meineides  und 
Verlust  der  vermögensrechtlichen  Vortheile  der  Ehe  nach  sich. 

Die  Aufgebote  selbst  sind  nicht  eher  zu  verkündigen,  als 
bis  die  Namen  der  Brautleute  an  der  Eirchthür  und  innerhalb 
der  Kirche  angeschlagen  sind. 

Nach  der  Trauung   soll  jeder  Beweis   des   geschehenen 
Affidavit  unnöthig  sein,  und  selbst  ein  falscher  Name  der  Ehe- 
leute das  Aufgebot  und  die  Ehe  nicht  ungültig  machen, 
zettder  ErfoliTt  aber  die  Ehe  nicht  binnen  drei  Monaten  nach 

Traniing.  , 

Verkündigung  der  Aufgebote  oder  nach  Erlangung  der  Licenz^ 
so  müssen  erstere  noch  einmal  proclamirt,  letztere  noch  einmal 
nachgesucht  werdeü. 

yo^^Qt'     '    V^^  ^^^  Gesetze  sind  die  königliche  Familie,  Juden  und 
setz«.     Quäker  ausgenommen  und  seine  Geltung  wird  auf  England 

beschränkt. 
GwSitl*  ^^^  wesentlichste  Fortschritt,  den  das  Gesetz  der  Hard- 

seine  voi^  wickc's-Act  gegenüber  enthielt,  war  das  Fortfallen  einer  grossen 
'^s*'     Zahl  von  Nullitäten.    Dennoch  war  auf  die  Kirchen,  in  denen 

•eine  Fehler,  jjjjgjj  geschlossen  Werden  könnten,  gar  keine  Rücksicht  ge- 
nommen worden  und  einzelne  Bestimmungen. waren  von  gros- 
ser Härte.  Hatte  der  Mann  bei  dem  Affidavit  oder  bei  Er- 
langung der  Licenz  einen  Meineid  geleistet,  so  wurde  er  freilich 
mit  Recht  transportirt,  aber  die  unschuldige  Frau  verlor  nicht 
nur  ihren  natürUchen  Beschützer,  sondern  auch  ihr  ganzes 
Vermögen,  welches  der  JV^ann  durch  die  Ehe  erlangt  hatte, 
und  welches  dem  Fiscus  zufiel.  Es  war  femer  dem  Sinne 
des  Volkes  kaum  gemäss,  dass  die  verschiedenen,  theilweise 
ganz  unnützen  Eidesleistungen  als  integrirende  Bestandtheile 
des  Trauactes  auftreten  soUten,  und  dann  waren  diese  Eide 
wegen  der  Extracte,  die  aus  den  Taufregist em  beigebracht 
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werden  sollten,  eigentlich  völlig  unwesentlich,  und  wie  die  für 
die  AfSdavits  zu  zahlenden  Stempelgebühren  überaus  lästig. 
Die  in  s.  25.  geforderte  Verlesung  des  umfangreichen  Gesetzes 
in  bestimmten  Zeiträumen  von  der  Kanzel  musste  als  durch- 
aus ärgerlich  erscheinen  und  die  Benachtheiligung,  welche  alle 
Personen^  die  früher  Erlaubniss  zur  Licenzertheilung  gehabt 
hatten,  durch  die  Beschränkung  dieses  Vorrechtes  auf  die 
Bischöfe  erlitten,  —  eine  Massregel,  die  nur  in  der  Unkennt- 
niss  der  Lords  ihren  Grund  hatte ^  —  war  zu  gross,  als  dass 
nicht  ein  Sturm  von  Unwillen  und  Besorgniss  gegen  das  ueuej^Jg*^^^jj*„. 
Gesetz  losgebrochen  wäre.  In  dem  kurzen  Zeiträume  vom  fr*«<*«"*»«^*- 
10.  Februar  bis  zum  19.  März  liefen  allein  neun  und  zwanzig 
klagende  Petitionen  beim  Unterhause  ein'. 

So  blieb  denn  auch  St.  3.  Geo.  IV.  c.  75.  nicht  lai^e  in 
Kraft.— Schon  am  7.  März  1823.  wurde  St.  4.  Geo.  IV.  c.  5.  ^-^fj;^^- 
erlassen  „An  Act  to  render  valid  certain  marriages'S 
wodcurch  wenigstens  die  vielfachen  Strafen,  die  in  der  kurzen 
Zeit  der  Geltung  des  Geaeizea  wegen  unbefugter  Licenz-Er- 
theilung  zu  verhängen  waren,  aufgehoben  und  die  Ehen  nach- 
träglich legalisirt  wurden. 

Am  5.  Februar  erhielt  dann  Dr.  Phillimore  die  Geneh-^SVÄtz- 
migung,  eine  BiU  zur  Abänderung  von  3.  Geo.  IV.  c.  75.  ein-  Dj7phiiut' 
zubringen',  die  am  24.  Februar  zum  zweitenmale  gelesen  und     "**" 
endlich  am  9.  Juni  vertagt  wurdet  weil  inzwischen  die  Ober-  obcrtmas 
hauBverhandlungen  über  einen  von  Lord  Ellenborough  ein-   de«  Lord  ' 
gebrachten  Gesetzentwurf  schon  weiter  gediehen  waren'.  *°  *'°°'  ' 

Dieser  beabsichtigte,  das  frühere  Becht  mit  der  Modifica- 
tion  wieder  herzustellen,  dass  die  Nullitäten  der  Ehe  beseitigt 
werden  sollten. 

Auf  den  Antrag  des  Lord  Stowell  wurde  ein  Cotnmittee^*''^*®''*"- 
eingesetzt,  welches  den  ganzen  Stand  der  Eheschliessungs-   ^°*" 
frage  in  Erwägung  ziehen  sollte^,  und  welches  seine  Meinung 
daÜn  aussprach,  dass  einstweilen  bis  zum  endgültigen  Ent- 
schlüsse eine  kurze  Bill  angenommen  werden  möchte,  um  in- 
^  terimistisch  Geltung  zu  empfangen^. 

1  Vgl.  Hansard*8DebatesN.  8.8,123. 
«  Vgl.Joiirn.oftheH.ofC.  vol.  78. 
»  Journ.  of  the  H.  of  C.  78,  7. 

4  ebendas.  876.    Vgl.  Hansard'sDebateBN.  S.  8,  80. 
^  ebendas.  8,87. 
*  ebendas.  128. 
^  ebendas.  285. 
Friedberg,  Ehe$cMie$$ung,  25 
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sUj^Gcoiv.        Diege  Bill,  welche  als  St  4  Geo.  IV.  c.  17.  die  Geneh- 
Bt.8.^a^.iv  ™»«™g  ^^^^^  Häuser  erhielt  ^  —  26.  März  1823.  —  erklärte 
«:"'/j»^2«8.  8—26.   des  St.  3.  Geo.  IV.  c.  75.   für  abgöBchafft  und 
stellte  die   bezüglichen  Bestimmungen  der  Hardwicke's-Act 
\(ieder  her,  doch  s^Provided  alwat/s,  that  no  marriage  solemnized 
under  any  licence  granted  in  the  form  and  manner  prescribed  by 
either  of  the  reeited  acts,  shall  be  deemed  invalid  on  aecount  of 
want  of  consent  of  any  parent  or  guardian**. 
®***i^7e^*^^'         Die  definitive  Ordnung  der  verwickelten  Frage  erfolgte 
durch  St  4.  Geo.  IV.  c.  76.  vom  18.  Juli  1823^    Es  ist  zu 
bedauern,  dass  von  den  Verhandlungen  des  Unterhauses  über 
dies  Gesetz  gar  nichts ,  von  denen  der  Lords  nur  wenig  er- 
Debatten, halten  ist  Es  ergiebtsich^,  dass  heftige  Debatten  statt  fanden, 
ob  nicht  den  Eltern  und  Vormündern  die  Befugniss  ertheilt 
werden  könne,    ohne   ihre  Einwilligung  geschlossene  Ehen 
Committee.  binnen  Jahresfrist  anzufechten.    Das  Committee  sprach  sich 
mit  7  gegen  4  Stimmen  dafür  aus,  und  ebenso  jetzt  auch  der 
Erzbucbof  von  sciuer  früheren  Ansicht  zurückgekommene  Erzbischof 
von  Canterburj.    Dagegen  erklärten  sich  aber  alle  übrigen 
Bischöfe  und  schliesslich  fiel  das  Amendment  mit  28  gegen 
22  Stimmen. 

Gewuwf  ^*®  umfangreiche  Gesetz  selbst  enthielt  in  33  Sectionen 

.  folgende  Bestimmungen: 

§.  1.    Die  Hardwicke's-Act  und  4.  Geo.  IV.  c.  17.  werden 
aufgehoben. 

Aufgebote.  §.  2.    Die  Aufgebote  sind  vom  1.  November  ab  in  der 

Pfarrkirche  oder  einer  dazu  tauglichen  Kapelle  der  Parochie, 
wo  die  Brautleute  wohnen  —  oder  wenn  sie  an  verschiedenen 
Orten  ihren  Wohnsitz  haben,  in  den  beiden  Kirchen  —  an 
drei  Sonntagen  während  des  Morgengottesdienstes  laut  und 
hörbar  nach  Maassgabe  des  Prayer  book  zu  verkündigen.  In 
derselben  Kirche  muss  dann  die  Ehe  eingesegnet  werden. 

de^r'^wrehlSI         §'  ^*    J^^^^  Bischof  kann  eine  Kirche  mit  Zustimmung 

des  Patrons  und  Beneficiaten  zur  Eheschliessung  qualificiren. 

Das  ist  dann  in's  Kirchenregister  einzutragen. 

kc?nuich«n         §•  ^'    ^^  jeder  solchen  Kirche  soll  sich  an  sichtbarer  Stelle 

machen.   ^^  Inschrift  befinden,    dass  hier  Aufgebote  verkündet  und 

1  UnterhausverhaDdlung.  Journ.  of  the  H.  of  C.  78,  81.  135.  150. 
157.  etc. 

S  Journ.  of  the  H.  of  C.  78,420.424.457.473.479. 
s  Hansard's  DebatesN.S.  9, 651. 
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Ehen  geschlossen  werden  dürfen:  y^ Banns  may  be  publühed 
'and  Marriaffes  solemnized  in  thü  ChapeV*. 

§.  5.  Alle  fiir  Führung  der  Register  in  den  Pfarrkirchen 
erlassenen  Vorschriften  sind  auf  diese  Earchen  auszudehnen. 

§.  6.    Die  Aufgebote  sind  in  ein  festes  Buch  einzutragen,  Aafgebou 
und  nicht  aus  losen  Blattern  zu  verkünden.    Nachher  hat  der 
Geistliche  den  Vermerk  zu  unterzeichnen. 

§.  7.  Kein  Geistlicher  ist  zum  Aufbieten  verpflichtete  iSitomflMcn 
^venn  nicht  die  Brautleute  ihm  sieben  Tage  vorher  ihre  Namen'^^J^jJ; 
und  Wohnorte  schriftlich  einreichen.  einwicuen. 

§.  8.  Traut  der  Geistliche  nach  voraufgegangenem  Auf-  ^Y^y^; 
geböte  Minderjährige  ohne  elterlichen  Consens,  so  ist  er  straf- 
los,  falls  ihm  nicht  der  Dissens  der  Eltern  mitgetheilt  oder 
sonst  wohl  bekannt  war.  Sollte  aber  die  elterliche  Einwil- 
ligung öffentlich  bei  Gelegenheit  der  Proclamationen  ver- 
weigert werden,  so  sind  die  Aufgebote  selbst  nichtig. 

§.  9.    Drei  Monate  nach  Verkündigung  der  Aufgebote  ^^^^J|® 
^ind  dieselben  zu  wiederholen,  falls  die  Ehe  nicht  inzwischen 
«rfolgt  ist. 

§.  10.    Licenzen  sind  nur  für  die  Pfarrkirche  oder  die  Licen«cii. 
Kirche  eines  Bezirkes  zu  ertheilen,  in  dem  die  Brautleute  sich 
fünfzehn  Tage  unmittelbar  vorher  aufgehalten  haben. 

§.11.    Sollte  aber  der  Licenzertheilung  ein  Caveat  ent-    CaTeat. 
gegengestellt  werden,  so  ist  dasselbe  dem  Bichter  zu  geben, 
tiuf  dessen  Amt  die  Licenzertheilung  beruht,  und  eine  Prüfung 
<les  Einwandes  vorzunehmen. 

§.  12.    Sollte  in  einer  Parochie  die  Kirche  ganz  fehlen,  eigentlich« 

§.  13.  zur  Zeit  wegen  baulicher  Veränderungen  nicht 
benutzt  werden  können,  so  ist  die  Ehe  in  der  Kirche  der  be- 
nachbarten Parochie  zu  schliessen. 

§.  14.  Vor  Ertheilung  der  Licenz  hat  einer  der  Braut- ^^i^Jj^^"^' 
leute  den  körperlichen  Eid  abzuleisten,  dass  seines  Wissens  ^^^' 
kein  Hindemiss  der  beabsichtigten  Eheschliessung  entgegen- 
stehe, dass  sie  sich  die  vorgeschriebenen  vierzehn  Tage  in  der 
Parochie  aufgehalten  und  dass  sie,  falls  sie  unter  einundzwanzig 
JTahren  sind,  den  vom  Gesetze  erforderten  Consens  ihrer  Ge- 
walthaber erhalten  haben. 

§.  15.  Dagegen  sollen  alle  anderen,  bisher  von  den  Braut- 
leuten vor  der  Licenzertheilung  zu  stellenden  Garantieen 
fortfallen. 

25* 
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EhcConMnt..       ^.  16.    FÜT  minderjährige  noch  unverheirathete  Personen 
ist  zur  Eheschliessung  der  Consens  des  Vaters  nothwendig» 
nach  seinem  Tode  des  Vormundes   oder  eventuell  der  nicht 
weiter  verheiratheten  Mutter.     Im  Nothfalle  muss  ein  vom 
KAnzlelhofe  ernannter  Vormund  die  Genehnügung  ertheilen. 
§.  17.    Sollten  die  zur  Consentirung  berechtigten  Personen, 
unzurechnungsfähig  oder  über  See  sein,  so  müssen  die  Braut* 
leute  die  Genehmigung  des  Lord  Kanzlers  einholen. 
d^JÜ^,         §•  18*    I^®^  Beamte,  welcher  im  Auftrage  der  zur  Licenzer- 
^''Jtheiit!"*^^®^'"^g  Berechtigten  die  Licenzen  gewährt,  muss  eidlieh  ver- 
sprechen, die  gesetzlichen  Vorschriften  genau  beobachten  zu 
wollen,  und  hat  auch  dem  Bischöfe  eine  Caution  von  100  ^ 
zu  stellen. 
^L!?^»?*'         §•  19.    Die  Wirkung  der  Licenz  erlischt  nach  drei  Monaten 
falls  die  Eheschliessung  nicht  erfolgt  ist. 
^uc«i"  §•  20.    Dem  Erzbischofe  von  Canterbury  werden  die  durch 

St.  25.  Hen.  VIII.  gewährten  Bechte  erhalten« 
onbefa^  §•  ^1*    Pcrsoucn,  wclchc  Ehen  an  anderen,  als  den  ge- 

^'^"*°'  setzlich  dazu  qualificirten  Orten  einsegnen,  oder  ohne  Aufge- 
bote oder  Licenz,  oder  ohne  ordinirt  zu  sein,  sind  mit  vier- 
zehnjähriger Deportation  zu  bestrafen.  Doch  muss  mit  der 
gerichtlichen  Verfolgung  drei  Jahre  nach  dem  Vergehen  vor- 
gegangen werden. 
^Aen  Eb!^         §•  22.   Dic  in  dieser  fehlerhaften  Art  geschlossenen  Ehen 

"»^*»**»-  sind  nichtig, 
^o^«««  »l^ht  Ä  23.  Ist  eine  Ehe  in  gesetzlicher  Form  von  Minder- 
fihen«  jährigen,  sei  es  mit  Aufgeboten,  sei  es  mit  Licenz,  ohne  den 
nothwendigen  Consens  der  dazu  Berechtigten  eingegangea 
worden,  so  soll  der  Attomej  general  auf  Antrag  der  um  die 
Einwilligung  nicht  befragten  Person  gegen  die  Schuldigen 
einschreiten.  Diese  soUen  aller  vermögensrechtlichen  Vortheile 
aus  der  Ehe  beraubt  werden,  welche  nach  Ansicht  des  Gerichts- 
hofes zum  Besten  des  unschuldigen  Ehegatten  zu  verwenden 
sind,  oder,  wenn  die  Schuld  beider  Ehegatten  gleich  ist,  zu 
Gunsten  der  Kinder. 

§.  24.  Vorhergehende  Verpflichtungen,  welche  die  Ehe- 
leute für  die  so  verfallenen  Güter  eingegangen  sind,  werden 
durch  das  gerichtliche  Verfahren  ohne  Weiteres  nichtig. 

§.  25.  Die  EHage  wird  aber  auf  die  Zeit  von  einem  Jahre 
nach  Eingehung  der  Ehe  beschränkt 

§•  26.    Nach  der  Trauung  brauchen  die  zur  Erlangung  der 
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Aufgebote  oder  Licenzen  nöthigen  Requisite  nicht  mehr  be- 
wiesen zu  werden. 

§.  27.    Weder  aus  sponsalia  de  prctesenti  noch  aus  spon-  •poomU«. 
^alia  de  futuro  kann  hinfort  bei  irgend  einem  geistlichen  Ge- 
richte auf  SoUennisation  geklagt  werden. 

§.28.    Der  Trauung  sollen  zwei  Zeugen  beiwohnen;  gleich  Tr™^*' 
nach  Vollziehung  derselben  ist  die  Ehe  in's  IGrchenbuch  ein-aegistrirang. 
zutragen y  wobei  bemerkt  werden  soll,  ob  Aufgebote  Terkün- 
digt  oder  Licenzen  erhalten  waren,  ob  die  Brautleute  Coneens 
beibrachten  oder  nicht;  die  Eintragung  ist  von  dem  Geist- 
lichen, den  Brautleuten  und  den  Zeugen  zu  unterzeichnen. 

§.  29.    Verfälschung  oder  Vernichtung  des  Kirchenbuchs  ^^^^^^l, 
Hnd  der  Licenzen  ist  mit  lebenslänglicher  Deportation  zu  be-    b«"^^««- 
strafen. 

§.  30.    Das  Gesetz  bezieht  sich  weder  auf  die  königliche  ^"'SJ^fo?- 
FamiBe,  ••**•• 

§.  31.    noch  auf  Juden  und  Quäker,  wenn  sie  unter  sich 
heirathen. 

§.  32.    Zwei   gedruckte  Exemplare   des   Gesetzes  sollen 
jedem  Pfarrer  eingehändigt  werden. 

§.  33.    Die  Geltung  des  Gesetzes  wird  auf  England  be-  ^^iJnd^ 
schränkt. 


Aber  auch  dies  weitläufige,  übermässig  verclausulirte  Ge-  ,^,chte?kllt 
setz  war  noch  nicht  hinreichend,  eine  sichere  und  billige  Praxis      *"'- 
der  Gerichtshöfe  zu  bewirken.     Schien  es  doch,  als  ob  es  der 
englischen  Gesetzgebung  nicht  beschieden  sein  sollte,    eine 
Frage  auf  einen  Wurf  zu  erledigen,  wenn  sie  auch  zu  deren 
Erörterung  selbst  Jahrzehnte  hingebracht  hatte. 

Schon  St.  5.  Geo.  IV.  c.  32.  „An  Act  to  amend  an^^^i^g^;^^'- 
Act  passed  in  the  last  Session  of  Parliament,  in- 
tituled  An  Act  for  amending  the  Laws  respecting  the 
Solemnization  of  Marriages  in  England"  vom  17.  Mai 
1824.  suchte  Unklarheiten  in  der  Fassung  von  St.  4.  Geo.  IV. 
c.  76.  zu  beseitigen. 

Dies  hatte  wolil  von  den  Kirchen  gesprochen,  in  denen '"^J|J.{!JJJ|'» 
aufgeboten  werden  könne:  der  Trauung  selbst  aber  keine 
Erwähnung  gethan.  Es.  hatte  wohl  festgesetzt,  dass  in  be- 
stimmten Kirchen  schon  geschlossene  Ehen  gültig  sein 
-sollten:  die  in  Zukunft  zu  schliessenden  aber  völlig  übergangen, 
nnd  was  dergleichen  ähnliche  Bedenken  waren,  die  auf  dem 
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Continente  durch  die  gesunde  Interpretation  der  lUchter  ihre 
Erledigung  gefunden  haben  würden,  hier  aber  ein  neuea  Gesetz 
beanspruchten^. 

Am  5.  Juli  1826.  wurde  dann  wieder  eines  jener  Gesetze 
erlassen,    wie  wir    sie  schon  bisher  einigemale  angetroffen 

St.«. GJW.IY. haben.  —  St  6.  Geo.  17.  c.  92.  „An  Act  to  render  valid 
certain  Marriages  solemnized  in  certain  Churches  and 
Public  Chapels  in  which  Banns  have  not  usuallj  been 
published".  Nur  dass  man  sich  nicht  damit  begnügte»  die 
Ehen  zu  legalisiren»  welche  wegen  Nichtberechtigung  der  im 
Jahre  1753.  noch  nicht  benutzten  Traukirchen  ungültig  waren,, 
sondern  dass  man  auch  diese  Qualification  der  Kirchen  selbst 
nach  dem  Jahre  des  neuen  Gesetzes  bemessen  wissen  wollte» 
(§.  2.) 

lalwuhiV;        ^^^  St  11.  Geo.  IV.  u.  1.   Will.  IV-  c.  18.  vom 
c-18.     29.  Mai  1830.  hatte  es  mit  einer  ähnlichen  Frage  zu  thun^. 

^  £b  wurde  verordnet:  „That  from  and  after  the  passing  of  this  act  all 
marriages  vhich  have  been  theretofore  Boleainixed  or  which  shall  be  here- 
after  solemnized  in  any  Place  within  the  Limits  of  such  Parish  or  Chapelry 
so  iicensed  as  aforesaid  for  the  Performance  of  Divine  Senrice  during  the 
Repair  or  Bebuilding  of  the  Church  of  any  Parish  or  Chapei  of  any  Cha- 
pelry, wherein  Marriages  have  been  usually  solemnized,  or  if  no  such  Place 
shall  be  Iicensed,  then  in  a  Church  or  Chapei  of  any  adjoining  Parish  or 
Chapelry,  in  which  Banns  are  usually  proclaimed,  whether  by  Banns  law- 
fu^y  published  in  such  Church  or  Chapei,  or  by  Licence  lawfully  granted, 
shall  not  have  their  validity  questioned  on  account  of  their  having  been 
solemnized;  nor  shall  the  Ministers,  who  have  so  solemnized  the  same  bfr 
liable  to  any  EcclesiasticalCensttre,  or  to  any  otherProceeding  whatsoever^*» 
Alle  Licensen  von  Bischöfen,  wodurch  die  Kirchen  berechtigt  weiden^ 
sollen  auch  zugleich  den  Nachbarkirchen  die  Berechtigung  gewähren,  falla 
die  Pfarrkirchen  in  Reparatur  sind.  (§.  2.) 

Die  dort  proclamirten  Aufgebote  sind  als  gute  anzusehen.  (§.  8.) 

<  §.  1. . . .  „That  all  Marriages,  the  Banns  whereof  have  been  published 
in  any  Place  used  for  the  Performance  of  Divine  Service  within  the  Limita 
of  any  Parish  or  Chapelry  during  the  Repairs  or  Rebuilding  of  the  Church 
or  Chapei  thereof ,  which  Marriages  have  been  solemnized  either  in  the  said 
Place  so  used,  or  in  the  Church  or  Chapei  of  the  same  or  of  some  adjoining 
Parish  or  Chapelry  during  such  Repair  or  Rebuilding,  shall  not  have  their 
validity  questioned  on  account  of  having  been  so  solemnized**. 

§.  2.  Während  der  Reparatur  kann  der  Bischof  jede  Kapelle  oder 
Kirche  des  Pfarrspiels  zur  Vornahme  der  Trauung  berechtigen. 

§.  8.  That  all  Marriages  which  have  already  been  solemnized  or  may 
hereafter  be  solemnized  in  any  Church  which  shall  have  been  made  and 
constituted  the  Church  of  a  distinct  Parish,  or  a  distinct  Parish ....  after 
Consecration  thereof  and  Assignment  of  a  District  thereto ,  shall  be  as  good 
and  valid  in  law  as  if  such  Marriages  had  been  solemnized  in  any  Parish 
Church,  wherein  Banns  had  been  usually  published  before  or  at  the  times  of 
1768". 
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Es  handelte  sich  um  die  Ziveifel,  wo  wahrend  der  Reparatur 
einer  Pfarrkirche  die  Ehen  der  Paroc^anen  geachloasen  wer« 
den  sollten,  und  zugleich  um  die  Nichtigkeit  der  Ehen, 
die  bisher  aus  der  irrthümlichen  Befolgung  von  St  58. 
Geo.  IIL  c*  45.  und  St  59.  6eo.  III.  c.  134.  sich  ergeben 
hatte.  — 

b.  Die  Ehen  der  Dissent^rs  und  Katholiken. 

Kehren  wir  jetzt  zur  Hardwicke's-Act  und  ihren  Bestim-J^J^JjJJJJ*^; 
mungen  zurück,  wie  das  nothwendig  ist,  um  nur  irgend  ein  ^^^' 
System  in  die  UeberfüUe  von  Anordnungen  hineinzubringen, 
mit  denen  die  englische  Ehegesetzgebung  unseres  Jahrhunderts 
gewissermaassen  ihre  lange  frühere  Unthätigkeit  wieder  gut  zu 
machen  suchte,  so  mussten  vor  allen  Dingen  die  Vorschriften, 
welche  die  Ejitholiken  und  Dissebters  den  Trauformen  der 
anglikanischen  Kirche  unterwarfen,  beständigen  Anstoss  er- 
regen, und  dringend  znr  Aenderung  auffordern. 

Es  war  nicht  allein  den  Gfrundsätzen  der  Toleranz,  wie^lMwid^I^s- 
sie  durch  das  Gesetz  v.  J.  1688.  fiir  protestantische  Dissiden-  ^^' 
ten  und  i.  J.  1799.  für  Katholiken  immer  mehr  zum  Durch- 
bruche gekommen  waren,  widersprechend,  Personen  zu  einer 
kirchlichen  Eheschliessungsform  heranzuziehen,  die  ihren  dog- 
matischen Prinzipien  geradeswegs  zuwiderlief;  es  war  auch 
eine  Entwürdigung  der  anglikanischen  Geistlichkeit,  sie  zu 
zwingen,  ihre  Benedlction  im  Namen  der  Dreieinigkeit  über 
Ungläubige  zu  spenden,  die  nur  aus  äusserer  Nothwendigkeit 
sich  dem  Verfahren  fugten,  oder  die  den  priesterlichen  Segen 
mitsammt  tler  Dreieinigkeit  gering  achteten. 

Eine  Beform  erfolgte  dann  auch  i.  J.  1836.,  aber  wieder 
erst,  nachdem  fast  jedes  Jahr  das  Parlament  in  Verhandlung 
über  diese  wichtige  Frage  gesehen  hattet  nachdem  unzählige 
Petitionen  die  Klagen  der  Bedrückten  ausgesprochen,  nach- 
dem der  zähe  Eifer  wohlverdienter  Männer  jenen  Widerwillen 
gegen  alles  Neue,  der  eine  so  wesentliche  Eigenschaft  der 
englischen  Gesetzgebung  ist,  siegreich  bekämpft  hatte. 

§.  4.  Die  in  unberechtigten  Kapellen  geschlosaenen  Ehen  werden  ex 
post  legaliairt. 

§.5.  Ebenso  die,  welche  in  irrtbümlich  für  consecrirt  gehaltenen  Ka- 
pellen eingegangen  sind. 

1  Vgl.  die  dankenswertheDarsteUung  yon  Oppenheim:  die  Verhandl. 
d.  engl.  Parlaments  über  Einführung  der  Civilehe,  in  Doye  Ztachr.  f. 
Kirchenr.1,8.  ff. 


<  392  lY.  Buch.  Die  Cirüehe.  I.  England. 

roch™7n.  ^^  ^^^  *^'  1782.  begannen  jene  Berathungen  des  Parla^ 
mentes.  Damals  erklärte  sich  ein  Theil  der  hohen  englischen 
und  irischen  Gteistlicbkeit  damit  einTerstanden,  dass  die  pro- 
testantischen Dissenters  ihre  Ehen  vor  den  Geistlichen  ihrer 
Confession,  oder  vor  Gemeindemitgliedemy  die  zu  diesem 
Zwecke  erwählt  würden,  eingehen  könnten.  Dennoch  aber 
BiiinuiL  fiel  die  Bill,  deren  einzelne  Bestimmungen  Bedenklichkeiten 
erregt  hatten  ^ 
1319.  Dann  ruhte  die  Angelegenheit  bis  zum  Jahre  1819.  Damals 

w.  Smith,  nahm,  durch  vielfache  Petitionen^  bewogen,  Mr.  W.  Smith 
sich  der  bedrückten  Dissidenten  an^,  und  blieb  ihnen  manches 
Jahrzehnt  hindurch  ein  unermüdlicher,  wenn  auch  durch  den 
Erfolg  nicht  begünstigter  Helfer.  Er  beabsichtigte,  die  Con- 
senserklärung  vor  dem  anglikanischen  Geistlichen  zu  lassen, 
aber  frei  von  jenen  religiösen  Ceremonieen,  welche  die  Ge- 
wissenszweifel der  Dissenters  erregten:  doch  war  er  selbst  mit 
^®^yß^"**®"  dem  Vorschlage  Lord  Castlereagh's  einverstanden,  die  Vor- 
Tcruct.    läge  auf  die  nächste  Session  zu  vertagen,  da  das  Gesetz  auch 

den  Katholiken  eine  Eheschliessungsform  gewähren  müsse. 
18M.  Nichts  desto  weniger  stellte  er  i.  J.  1822.  die  gleichen 

Anträge^.    Er  wies  darauf  hin,  was  für  eine  schwere  Verkür- 

1  Vgl.  Hansard's  Pari.  Debates  N.S.  12,  1239. 

s  Vom  J.  1817 :  Journ.  of  the  H.  of  C.  72, 466.  ~  Ich  theUe  beispiels- 
weise hier  eine  solche  Petition  mit:  „That  the  Petitioners,  Dissenters  from 
the  Established  Church  on  the  Principle  that  Christ  is  their  sole  Head  in 
Matters  of  Religion  are  deeply  impressed  with  the  inconsistency  of  Sub- 
mission on  their  part  to  the  Marriage  Ceremony  of  that  Church,  as  an  Act 
whereby  its  Authority  to  decree  Rights  and  Ceremonies  is  acknowledged, 
and  this  their  leading  Principle  of  Dissent  is  violated:  That  as  Unitarian 
Christians,  the  Petitioners  cannot  exculpate  themselves  from  the  Charge  of 
a  palpable  Violation  of  moral  Principle,  in  joining  in  Devotions  addressed  to 
the  Father,  the  Son  and  the  Holy  Ghost:  That  finding,  that  the  British 
Legislature,  in  an  Act  passed  in  the  Kcign  of  Ilis  Majesty  George  the 
Second,  relating  to  such  Religioas  Scruples  by  ezemting  the  Jews  and 
Quakers  from  all  Obligation  to  submit  to  its  Provisions,  so  far  as  respected 
theMembers  of  their  severalcommunions,  the  Petitioners  feel  cncouraged 
to  submit  their  Case  to  the  Consideration  of  the  House  and  humbly  to 
Petition,  that  they  also  may  be  allowed  to  marry  among  themselves ,  in  con* 
formity  with  their  Religious  Principles.  Journ.oftheH.  ofL.  51, 405.  — 
1819.  ebendas.  vol.  52.  Journ.of  the  H.  of  C.  vol.  74.  Hansard's  Pari. 
Dcb.  N.  S.  40, 863.  — 

8  Journ.  oft  he  H.ofC.  74, 542:  Leave:  (16.  Juni);  2te  Lesung:  598. 
(80.  Juni);  Vertagung:  607.  (1.  Juli).  —Die  Verhandlungen  siehe  in  Han- 
sard's Pari.  Debates  N.S.  40, 1200.  ff.  1504.  ff. 

4  Journ.  of  the  H.  of  C.  77,  332.  418.  ~  Hansard's  Parliam.  De- 
bates m.  Serie  6, 1460.  fL  —  Petitionen:  Journ.  of  the  H.  of  C.  76,  478. 
vol.  77 :  27  Petitionen  für  und  1  gegen  die  Dissenters. 
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eung  ihrer  Bechte  die  Dissidenten  durch  das  Gesetz  des 
Jahres  1753.  erlitten,  dessen  Härte  nur  die  Jnden  und  Quäker 
durch  energisches  Petiren  von  sich  abge\rendet  hätten ,  wäh- 
rend doch  kein  Grund  ersichtlich  sei,  welcher  die  diesen  Re-. 
ligionsparteien  so  ganz  ausnahmsweise  gewährte  Bevorzugung 
rechtfertigen  könne. 

Seine  Bemühungen  waren  aber  auch  dies  Jahr  erfolglos; 
beide  von  ihm  eingebrachte  Gesetzentwürfe  fielen  schon  in 
den  Yorstadien. 

Im  J,  1823*.  trat  die  Frage  an  das  Oberhaus  heran.  Der  ob«Sau«. 
Marquis  of  Landsdowne  befürwortete  in  der  Sitzunsr  vom  Mannt« ©f 
12.  Juni  die  zweite  Lesung  einer  Dissenter's  Marriage 
Bill.  Er  beabsichtigte  den  Dissidenten  mit  einigen  Modifica- 
tionen  die  Rechte  der  Juden  und  Quäker  zu  gewähren.  Sie 
sollten  die  vom  Gesetze  vorgeschriebenen  Formalitäten  er- 
fullen,  in  ihren  Gotteshäusern  verheirathet  werden,  dem  angli- 
kanischen Geistlichen  die  Traugebühren  zahlen  und  endlich 
die  Ehe  unter  Aufsicht  eines  Kirchspielbeamten  registriren 
lassen. 

Nur  aber  solchen  Personen  wollte  er  die  Wohlthaten  des 
Gesetzes  gewährt  wissen,  welche  nicht  blos  dem  Namen,  son- 
dern der  Sache  und  Wahrheit  nacK  von  den  Lehren  der  Hoch- 
kirche abwichen,  selbst  wenn  das  auch  nur  bei  Einem  der 
Brautleute  der  Fall  wäre.  Licenzen  könnten  für  alle  Plätze 
ausgestellt  werden,  so  dass  also  nicht  mehr  nothwendig  die 
Ehe  in  einer  Kirche  geschlossen  werden  müsse. 

Gegen  das  Gesetz  erklärte  sich  neben  den  Bischöfen  vor  ^j«  ßuchcre. 

P  .  .  o  Der  Lord- 

allen  Dingen  der  Lord  Kanzler.     Es  sei  zu  spät  in  der  Ses-    Kanatier. 

sion,  machte  er  geltend,  um  ein  so  wichtiges  Princip  jetzt  noch 
zum  Austrage  zu  bringen,  und  ausserdem  leide  der  Gesetz- 
entwurf noch  an  manchen  Gebrechen,  die  der  Heilung  dringend 
bedürften.  Nichts  sei  über  Ehen  zwischen  Katholiken  und 
Protestanten  festgeseszt,  keine  Garantie  sei  gegeben,  dass 
nicht  selbst  atheistische  Secten  gewissermassen  staatlich  pri- 
vaegirt  bürden. 

Die  zweite  Lesung  wurde  mit  einer  Majorität  von  6  Stirn-   biu  m\u 
men  abgelehnt. 

Bios  für  Katholiken  berechnet  waren  die  Gesetzentwürfe,  luJhoiScn: 

1  Hansard'sParliam.DebatesIII.  Setie  9,  697.  —  Petitionen:  Journ« 
of  theH.  ofC.  78, 115;  derKatholiken  eben  das.  388. 
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,^^';  7^4  welche  in  den  Jahren  1823.^  und  1824.'  im  Unterhaose  be- 
unterhAOB.  rathen  wurden.  Sie  gingen  aus  der  Erwägung  herror»  dass 
in  vielen  Kirchspielen  kein  Katholik  seine  Ehe  vor  einem 
anglikanischen  Priester  schliessen  wollte ,  dass  sie  sich  alle 
den  Segen  der  Geistlichen  ihrer  Confession  erbitten  und  8<»nit 
rechtlich  nichtige  Verbindungen  eingingen^. 

^  uSiuri^  Ein  Resultat  wurde  nicht  erzielt,  und  ebensowenig  durch 
einen  Gesetzentwurf  des  Jahres  1825.9  welcher  wieder  allein 
die  Unitarier  ins  Auge  fasste,  und  wesentlich  zu  den  schon 
i.  J.  1822*  aufgestellten  Prindpien  zurückkehrte^. 

Bot»ertFceJ.  Bemerkenswcrth  ist»  dass  Sir  Robert  Peel  hier  zum 
erstenmale  seine  Ansicht  in  dieser  wichtigen  Frage  ent- 
wickelte ^^  die  er  später  auch  durch  einen  eigenen  Gesetz* 
entwurf  bethätigte* 

Er  wollte  dem  jetzigen  unerträglichen  Zustande  abgeholfen 
wissen,  aber  er  glaubte  doch  auf  die  Schwierigkeiten  des  Un- 
ternehmens hinweisen  zu  müssen.  Die  Unitarier  bildeten  nicht 
eine  so  geschlossene  Genossenschaft,  wie  die  Quäker  oder 
Juden,  so  dass  ihnen  die  jenen  zustehenden  Rechte  ohne  Wei- 
teres gewährt  werden  dürften.  Eine  Eheschliessung  sei  nach 
englischem  Rechte  ein  halb  kirchlicher,  halb  weltlicher  Act: 
also  könne  man  nicht  jeden  Beliebigen  zur  Abnahme  des  Ehe- 
consenses  beglaubigen,  ebensowenig  wie  man  die  Geistlichen 
der  Hochkirche  mit  der  Registrirung  von  Verbindungen  be- 
helligen dürfe,  welche  gar  nicht  durch  sie  geschlossen  seien. 

Dr.  ij^«|»^-  Den  kurzsichtigen  Erwägungen,  welche  in  der  anglikani- 
schen Trauform  fast  ein  alleinseligmachendes  Dogma  erblick* 
ten,  und  in  jeder  Beeinträchtigung  der  Hochkirche  Gefahren 

1  „An  Act  to  enable  Roman  Catholic  Priests  to  soiemnize 
Marriages  among  Roman  Catholics  under  certain  restric- 
tions;  and  to  give  certificaten  of  the  Marriages, 'Baptisms 
er  Burials  performed  by  them  and  directing  such  Certifi- 
^  cates  to  be  entered  on  the  Registers  of  the  Parish  or  Cha- 

pelry  of  the  place  in  which  the  same  shali  be  performed^'. 
Journ.oftheH.ofC. 73, 451;  l.Lesang:  S.Juli.  ebendaB.464. 

>  A  Bill  to  amend  the  Laws  regarding  the  Baptisms,  Mar- 
riages and  Burials  of  Roman  Cathplics  in  England.  1.  Lesg.: 
15.  April.  Journ.  of  the  H.  of  C.  79,  808;  2.  Lesg.:  14.  Mai  ebendas. 
367;  vertagt:  8.  Juni  ebendas.  456.  Petitionen  dagegen:  ebendas.  812. 

9  Vgl.  Hansard's Parliam. Debates lU.  Serie 9, 965. ff. 

4  Leave:  21.  Februar  Journ.  of  the  H.  of  C.  80,  105.  1.  Lesg.: 
28.  Febr.  ebendas.  119;  2.  Lesg.:  25.  März  ebendas.  266«  8.  Lesg.: 
5.Mai  ebendas.  881.  —  5  Petitionen  gegen  die  Bill,  ebendas.  316.  ff. 

&  Hansard^s  Parliam.  Debates  lU.  Serie  12, 1242. 
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für  Thron  und  Staat  witterten^,  hielt  Dr.  Lushington  daa 
treffliche  Wort  der  Bischöfe  von  London»  Llandaff  imd^'*^^^^^^^ 
Exeter  entgegen': 

„Wir  haben  nie/U  zu  prüfen ^  ob  eure  Geuriesenezweifel  voohl 
begründet  sind  oder  nicht;  wir  wollen  die  Form  der  Trauung 
nicht  unter8tu:hen;  trir  wollen  die  Gründe  eurer  Ansieht  nicht 
erörtern.  Das  alles  würde  fruchtlos  sein.  Denn  wir  wissen^ 
dass  in  Glaubenssachen  da»  Gewissen  des  Einzelnen  berücksichtigt 
werden  muss.  Das  Gewissen  des  Einzelnen  allein  kann  entschet" 
den^  ob  dies  oder  jenes  System  geeignet  ist,  ihn  mit  dem  von  ihm 
angebeteten  Gott  zu  versöhnen''.  — 

Bedeutend  wichtiger  waren  die  Verhandlungen,  welche  in  untlrtlaa«. 
der  Session  1S26/7.  im  Unterhause  stattfiinden*     . 

Hier  wurde  zum  ersten  Male  das  Princip  der  Civüehej^^J^JJJJJ^^^ 
aufgestellt,  welches  dann  auch  endlich  durchdrang« 

Der  ursprüngliche  Gesetzentwurf  hatte  freilich  nochMchts  ^^1^,||* 
davon  gewusst^.  Nach  ihm  sollten  die  Brautleute  die  Erklä- 
rung ihres  dissentirenden  Glaubens  schrifUich  an  den  trauungs-> 
berechtigten  hochkirchlichen  GeistUchen  abgeben,  und  wenn 
sie  Unitarier  wären,  ihre  Ehen  durch  einfache  declaratio  con-- 
sensus  vor  diesem  schliessen. 

„/  A.  Ä",  sagte  der  Mann,  ,/take  Thee  C.  D.  for  my 
wedded  Wife,  and  da  here  in  the  presence  of  God  and  before 
these  Witnesses  promise  to  be  unto  thee  a  loving  and  faithful 
Husband".  Dem  entsprechend  antwortete  die  Frau.  Dann 
sollte  gleich  eine  Eintragung  in  das  Trauregister  gemacht 
werden,  unterzeichnet  von  dem  Geistlichen,  den  Parteien  und 
Zeugen.  — 

Die  Vorschriften  über  Licenzen  und  Aufgebote  wurden 
dadurch  in  keiner  Weise  berührt,  ebensowenig  wie  die  Ge* 
bühren-Ansprüche  Seitens  des  trauenden  Geistlichen. 

Die  Geltung  des  Gesetzes  sollte  auf  England  und  Wales 
beschränkt  sein. 

Die  Abänderungen,    welche  dad  Committee  vornahm*,  ^^j^^'i^f,^"- 
Hessen  aber  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  fallen,  und  committce. 
führten  dafür  Civilehe  vor  dem  Friedensrichter  ein.     Dieser  civiiehe. 
hat,  nachdem  der  anglikanische  Geistliche  die  Aufgebote  ver* 

^  ebend ft 8.1287. 

*  ebendas.  1288. 

»  BilU Public  1826/7.  II,  No.  886. 

^  ebenda«. No.  440. 
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kündet  und  ihm  das  darch  schriftliche  Bescheinigung  mitge- 
theilt  hat|  den  Consens  der  Brautleute  entgegenzunehmen  und 
ein  Certificat  über  die  geschlossene  Ehe  auszustellen.  Auf 
Grund  des  letzteren  nimmt  dann  wieder  der  Geistliche  die 
Registrirung  vor,  für  welche  die  Parteien  selbst  binnen  ein- 
wöchentlicher Frist  zu  sorgen  haben,  und  deren  Unterlassung 
für  den  Mann  eine  Strafe  von  20  £  nach  sich  zieht. 
Kecommitt-  Beim  Bccommittment ^  am  12.  Juni  wurde  .noch  hinzu- 
gefugt,  dass  der  Richter  aufgebotene  minderjährige  Personen 
nicht  verheirathen  solle,  wenn  er  Kenntniss  des  elterlichen 
Dissenses  habe,  und  dass  die  Kraft  der  Aufgebote  oder  der 
Licenz  nach  dreimonatlichem  Nichtgebrauche  erlöschen  solle. 
Alle  Strafen  für  Fälschung  der  Register  wurden  auch  auf 
die  nach  dieser  Act  zu  fuhrenden  ausgedehnt.  — 
wlÄ"  Im  Unterhause  ging  die  Bill  am  20.  Juni  durch».    Von 

Debatten,  dcu  Verhandlungen  ist  nicht  viel  erhalten.  Der  Vorwurf,  dass 
das  Gesetz  mit  seiner  Givilehe  den  Schatten  der  revolutionären 
Cromwellischen  Massregel  wieder  heraufbeschwöre,  wurde 
we^twei  namentlich  von  Acland  und  Wetwell  ausgesprochen,  und 
durch  die  historisch  richtige  Bemerkung  widerlegt,  dass  es 
sich  vielmehr  völlig  auf  den  Boden  stelle,  auf  dem  das  ganze 
enoflische  Eherecht  bis  zum  J.  1753.  erwachsen  sei^. 
-oberhftas.  Mehr  wisseu  wir  von  den  Oberhausdebatten  ^ 

tSdow^Kj         ^^"^  Marquis  of  Landsdowne   erklärte   sich   für  er- 
Der  cierofl.  mächtigt,  die  Zustimmung  der  englischen  Geistlichkeit  zu  der 
vorliegenden  gesetzgeberischen  Massregel  zu  constatiren;  er 
sprach  sein  wie  des  Clerus  Widerstreben  aus,  dem  Vorschlage 
''""oüi'^*'' ^®^  Lord  Liverpool  gemäss,  die  allseitig  als  nothwendig 
anerkannten  le^slativen  Reformen  auf  eine  Umformung  der 
hochkirchlichen  Trauform  zu  beschränken,    auf  eine  Anbe- 
quemung derselben   an   die  reli^ösen  Grundsätze  der  Dis- 
senters. 
^'thi^rpe!"  ^^>  ^®  Lord  Calthorpe,  wünschte  die  englischen  Geist- 

lichen von  der  Blasphemie  befreit,  ihren  Segen  im  Namen  der 
Dreieinigkeit  über  Personen  aussprechen  zu  müssen,  die  nicht 
an  dieselbe  glaubten. 
LordKunaier.        Ebcnso  ergriff  der  Lord  Kanzler  für  die  Bill  das  Wort. 

1  ebendas.  No.459. 

8  Journ.of  theH.  of  €.82,583.  (l.Lesg.  10.  Mai.  2.Le8g.  30.  Mai). 
Petitionen  dafür:  ebendas.  81, 219;  82,  456. 

8  Hansard'sParliam.  Debates  III.  Serie  17, 1343. 
4  ebendas.  1407. ff. 
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Er  wies  mit  dem  Bischöfe  von  Cliester  den  Ungrund  der^^^j^^^J^^» 
Behauptung  nach,  die  namentlich  Lord  Eldon  dem  Gesetz- LomEidon. 
entwürfe  entgegengehalten  hatte ,  dass  es  eine  Entwürdigung 
dar  englischen  Geistlichen  wäre,  Ehen  zu  registriren,  die  durch 
den  Friedensrichter  geschlossen  seien  und  so  den  englischen 
Clerus  gewissenuassen  zum  Schreiber  des  Friedensrichters 
herabzudrücken. 

Nichts  könne  einen  Mann  entwürdigen,  was  er  im  offent* 
Hohen,  im  Interesse  des  Staates  thue. 

Er  gab  eine  ausfuhrliche  historische  Bechtfertigung  der 
Cirilehe,  deren  Annahme  im  Principe  er  wünschte,  wenngleich 
er  die  weiteren  Ausführungen  gern  der  nächsten  Sitzungs- 
periode anheim  stellen  wollte. 

Erwähnt  müssen  auch  noch  die  Worte  des  Bischofs  ^ehester?" 
von  ehester  werden,  welcher  der  Meinung  entgegentrat, 
dass  Ehen  ohne  kirchliche  Einsegnung  nicht  geduldet  werden 
dürften.  Allerdings  solle  die  Ehe  nach  dec  Ansicht  der  Kirche 
nicht  ohne  eine  religiöse  Handlung  geschlossen  werden,  aber 
nirgends  finde  sich  eine  bestimmte  Torgeschrieben,  niemals 
dürfe  den  Dissidenten  eine  ihren  Grundsätzen  zuwiderlaufende 
aufgedrungen  werden. 

Mit  61  gegen  54  Stimmen  ging  die  Bül  in  den  Ausschuss  ^h^* 
und  wurde  dann  nach  dem  Antrage  des  Marquis  of  Lands- 
downe  auf  die  nächste  Session  vertagt,  welche  sich  jedoch  ^^^*st. 
nicht  mit  der  Frage  beschäftigte. 

Im  J.  1834.  liess  das  Unterhaus  einen  Gesetzentwurfs  üntorti»t. 
drudien,  welcher  Lord  John  Busseil,  damaliges  Mitglied  ^s^^j^" 
der  Begierung,  zum  Verfasser  hatte  und  der  bemerkenswerth 
ist,  weil  einige  seiner  Principien  in  den  späteren  gesetzgeberi- 
schen Versuchen  wiederkehren  und  auch  in  dem  abschliessen- 
den Gresetze  v.  J.  1836.  verwerthet  sind. 

Die  Aufgebote  sollen  in  der  anglikanischen  Pfarridrche  '^«'««*>ö'«- 
publicirt  werden,  und  ebenso  gewähren  die  bisher  berechtigten 
Personen  dem  Dissenter  auf  sein  Ersuchen  eine  Licenz,  sich 
in  einem  anderen  dazu  berechtigten  Gotteshause   trauen  zu 
lassen. 

Eine  solche  Autorisation  wird  aber  einem  Gebäude  durch  alix^idlcn" 
den  Friedensrichter  auf  die  Dauer  von  drei  Jahren  gewährt, 
wenn  20  im  Kirchspiele  angesessene  Leute  das  verlangt  haben.        ^ 
Die  Berechtigung  der  Kapelle  ist  äusserlich  durch  eine  In- 

1  Bills  Public  18S4.  U,No.9S. 
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echrift  kenntlich  zu  machen,  und  erlischt,  wenn  durdi  Beschei- 
nigung zweier  Friedensrichter  erhellt,  dass  die  Kapelle  ausser 
Benutzung  gekommen  sei. 
dJroS"den  ^"^  Gruud  der  von  dem  Pfarrer  über  die  Verkündigung 

SeutuThln  ^'^^  Aufgebote  ausgestellten  Bescheinigung  oder  einer  Licenz 
Ist  der  Dissenter-Geistliche  zur  Trauung  befugt,  welche  vor 
zwei  Zeugen  geschieht  und  der  die  Registrirung  der  Ehe,  eben- 
faUs  durch  den  Dissenter-Geistlichen,  unmittelbar  nachfolgt. 

Doch  müssen  die  Aufgebote  auch  noch  in  der  Dissenter- 
kapelle  proclamirt  werden.      Ausserdem   werden  noch  Vor- 
schriften gegeben,  welche  die  Nichtigkeit  der  in  unberechtigteD 
KapeUen  geschlossenen  Ehen  aussprechen,  die  Wiederholung 
der  Aufgebote  oder  Licenzen  nach  Veilauf  von  drei  Monaten 
anordnen,  falls  die  Trauung  noch  nicht  stattgefunden  haben 
sollte,  der  Erlangung  der  elterlichen  Einwilligung  Rechnung 
tragen  und  vor  Fälschung  der  Register  durch  harte  Strafbe- 
stimmungen sichern. 
^UtwnrfVa         ^®"^  Entwurf,  der  im  Juni  desselben  Jahres^  in  ganz  ähn- 
^J[{J^J°^^4icher  Weise  und  ebenfalls  ohne  zu  einem  Resultate  zu  führen, 
für  die  Katholiken  umgeformt  wurde,  gelangte  aber  gar  nicht 
zur  Berathung. 
^entenMen         ^*®  Dissidenten  selbst  erklärten  sich  gegen  ein  Gesetz, 
^^»Jj^"*^^' das  ihnen  eine  vor  dem  hochkirchlichen  Geistlichen  abzulegende 
johnRiuseu.  ]g|.mii.i2ng  ihrcs  Dissideutcnthums  auferlegte,  und  die  Aufge- 
bote doch  in  der  anglikanischen  Kirche  vollzogen  wissen  wollte; 
welches  dem  dissidentischen  Greistlichen  die  nothwendigen  Spor- 
tein gewähren  musste,  dem  anglikanischen  die  bisher  genosse- 
nen nicht  verkürzen  wollte  und  die  Dissidenten  endlich  mit 
beiden  belastete. 
BobcriPeei.         Aber  auch  andere  Bedenken,  denen  Sir  Robert  Peel 
im  folgenden  Jahre  den  beredten  Ausdruck  gab,  mussten  sich 
gegen  den  Entwurf  geltend  machen*. 
gegen  Lorf  Jcdcr  Lchrcr  und  Prediger  sollte  danach  die  Befugniss 

'''^Ernwu?"*^^™  Trauen  haben.    Nun  hatten  zwar  manche  Dissidenten- 
gemeinden eine  gegUederte  Verfassung  und  ein  ständiges  geist- 
Znten?ictJi^^^®®  Amt:  dic  meisten  aber  gefielen  sich  gerade  im  Gegen- 
*^gei*iS?"  t'^©*!®  in  einer  anorganischen  Unordnung,  welche  jeden  amt- 
lichen Character  scharf  verneinte,  und  andere  waren  wenigstens 
genöthigt,    ihre  Geistlichen  mit  verwandten  Religionsges^- 

1  Bills  Public  18S4.  II,No.422. 
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Schäften  gemeinsam  2u  halten.  So  musste  es  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  unangemessen  erscheinen,  dissidentischen  Predigern 
die  Trauung,  die  Registrirung  und  mehr  noch  die  Aufbewah- 
rung der  Kirchenbücher  anzuvertrauen« 

Die  Qualificirung  endlich  eines  Gebäudes  zum  Zwecke  ^^f^f^^^l"^*^;^ 
der  Andachtsübung  unterlag  keinerlei  Schwierigkeit.     I'ii^  ^eg^„°QM*! 
halbe  Krone  genügte,  um  das  zu  erlangen«    Damit  aber  "w^ii^^^oXJtndt^ 
auch  zugleich  der  Regierung  jedes  Mittel  genommen,  diesen 
Gotteshäusern  die  Eigenschaft  einer  Traukapelle  zu  versagen, 
sobald  nur  20  Personen  darum  baten  ^:  und  das  hiess  wirklich 
jedem  Unterschleife  und  jeder  Betrüger^  Thür  und  Thor 
öffnen.  — 

Nachdem  Mr.  Brougham  seine  am  13.  Mai  1834.  ä6™Hr.Broogham 
Unterhause  angekündigte  Absicht,  eine  Marriage  Bill  einzu« 
bringen,  nicht  erfüllt  hatte,  legte  Sir  Robert  Peel  «J«  RobJ? Pcei. 
Chancellor  of  the  Exchequer  i.  J.  1835.  dem  Hause  einen 
Gesetzentwurf  vor:  „A  Bill  conc^rning  the  Marriages 
of  Persons  not  being  Members  of  the  United  Church 
of  England  and  Ireland  and  objecting  to  be  married 
according  to  the  Rite  thereof'^^ 

Wenn  zwei  Dissenters  den  Ritus  deran^kanischenEarche  ^^chfxgeT 
bei  ihrer  beabsichtigten  Ehescbliessung  verschmähen,  so  haben 
sie  dem  Friedensrichter,  in  dessen  Bezirk  sie  seit  sieben  Tagen 
gewohnt  haben,  davon  zu  benachrichtigen,  und  gehen  vor  ihm 
in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen,  nachdem  sie  noch  schriftlich  civuehe. , 
ihr  Dissidium  von  der  Hpchkirche  bescheinigt,  und  eidlich 
versichert  haben,   dass  Ehehindernisse  ihnen   nicht  bekannt 
seien,  ihre  Verbindung  ein;  doch  darf  das  nicht  vor  vierzehn 
Tagen  und  nicht*  nach  drei  Monaten  von  gedachter  Notiz  an 
geschehen.    Der  Richter  sendet  dann  ein  Certificat  über  den 
Consensaustausch  an  den  Pfarrer  der  neuen  Eheleute,  und  ^^Vg^wt.^ 
dieser  trägt  die  Ehe  ins  Register  ein. 

In  der  Sitzung  vom  17.  März  begründete  Peel  seine  Bill  ^®un?cr^-^ 
in  ausführlicher  Rede*.  ^^^* 

1  Hansard*a  Pari.  Deb.III.  Serie  23,  940.  ff.  Es  sollten  in  den  Qnarter 
Sessions  Personen  ernannt  werden,  welche  die  Trauungen  in  jeder  Dis* 
senter-Secte  yomebmen  und  die  dazu  tauglichen  genauer  bestimmen 
müBsten.  Kein  Geistlicher  solle  eine  Trauung  yoUciehen,  bis  ihm  durch 
ein  Attest  des  Friedensrichters  die  ErföUung  aller  dazu  nothwendigen  Be- 
dingungen nachgewiesen  sei.  Die  Registrirung  müsse  soweit  wie  möglich 
jeden  religiösen  Character  abstreifen. 

2  Bills  Public  1885. 111,910. 96. 
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^/i  noth^  ^^  ^'^^*  zuerst  auf  die  Nothwendigkeit  hin,  die  Gewissens- 

wendig.  2weifel  der  Dissidenten  zu  beschwichtigen.  Es  sei  nicht  wahr, 
was  hie  und  da  behauptet  werde»  dass  die  kirchliche  Trauung 
eine  leere  Form  sei,  der  jeder  sich  fügen  könne  und  müsse. 
Sie  sei  mehr  als  das;  sie  sei  durchweg  ein  religiöser  Act,  zu 
dem  Unwillige  zu  zwingen  ebenso  dem  Zw^ecke  der  heiligen 
Handlung  selbst  widerspreche ,  wie  es  den  Forderungen  der 
Toleranz  widerstreite. 

Die  ABffift.  Aber  eben  aus  denselben  Gründen  müsse  auch  eine  Ab- 

TniQiorm 

^Knd^ot^  änderung  der  anglikanischen  Trauform ,  um  sie  den  rdigiöeen 
werden.  Grundsätzen  der  Dissidenten  anzupassen ,  durchaus  abgelehnt 
werden.  Denn  einerseits  würde  es  fast  unthunlich  sein,  ebc 
noch  religiöse  Form  zu  finden,  die  allen  dissidentischen 
Beligionspartelen  genehm  sei,  und  andrerseits  dürfte  den  Mit- 
gliedern der  Hochkirche  nicht  ebenfalls  in  ihrem  Gewissen 
Gewalt  angethan  werden,  dürften  nicht  diese  die  Schmälerung 
ihrer  Bechte  erleiden,  welche  man  bei  den  Dissidenten  jetzt 
als  unerträglich  bezeichne  und  fortschaffen  wolle. 

<H^iuhe^xn         -"^^^  wirksamste  Massregel  scheine  ihm  zu  beruhen  in  der 

empfohlen.  Aufstellung  eines  staatlich  genau  bestimmten,  zum  Abschlüsse 
der  Ehe  absolut  nothwendigen  Civilactes,  und  in  der  Gewäh- 
rung einer  rechtlich  freilich  indifferenten  Trauung  durch  den 

^SiSSo^'  Dißsidentengeistlichen,  welche,  yollständig  den  Beligionsgrund- 
Sätzen  jeder  Dissidentenfaction  überlassen,  mehr  £rfolg  ver- 
spreche, als  wenn  der  Staat  sie  nach  einer  bestimmten  Schablone 
zuschneiden  würde. 

Dies  von  ihm  vorgeschlagene  Princip  sei  auch  in  der  eng- 
lischen Ehegesetzgebung  kein  neues;  schon  i.  J.  1827.  hätte 
sich  das  Haus  der  Gremeinen  dazu  bekannt,  bis  zum  J.  1754. 
wäre  es  herrschend  gewesen,  noch  neuerdings  habe  es  in  den 
Sprüchen  bedeutender  englischer  Kichter  Anerkennung  ge- 
funden, und  es  könne  auch  Kirchlich-Gresinnten  um  so  weniger 
Anstoss  erregen,  da  der  Civilact  nur  dann  vorgenonmien  werden 
solle,  wenn  die  Brautleute  sich  ausdrücklich  gegen  die  Ehe- 
schliessung in  der  Form  der  Earche  ausgesprochen  häitefa  und 
da  das  Recht  der  anglikanischen  Kirche  gar  nicht  berührt 
werden  solle. 

z^eÄSJ.         PeeFs  Antrag,  seine  Bill  einbringen  zu  dürfen,  stiess  auf 

D^bTte^    keinen  TVlderspruch;  um  so  heftiger  aber  richtete  sich  derselbe 

«  .  .      Regd  die  Principien  des  Gesetzentwurfes. 

Bedenken    °  °  •  i     i       -r-«  i.  A  aa 

gegen  die  Man  kounte  Sich  der  Erwägung  nicht  verschlieseen,  aas» 

Bill*  ^^       ^ 
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das  Gesetz  zwei  Arten  von  Ehen  schaffe:  eine,  höhere  kirch- 
liche und  eine  niedere  cirile,  man  machte  auf  die  Nothwendig- 
keit  aufinerksam  —  namentlich  thaten  das  Sir  John  Camp^j^jj'caffl*'. 
bell  und  Mr.  Wilks  —  eine  Form  für  Alle  zu  haben,  man  ^•"• 
stellte  die  obligatorische  oder  die  facultative  Civilehe  als  Aus- 
kunfUmittel  hin,  und  man  wies  endlich  auf  die  Mängel  des 
bestehenden  Civilstandsregister^Systemes,  denen  gleidizeitig 
abgeholfen  werden  miisse^ 

Die  Bill  wurde,  nachdem  das  Ministerium  Peel's  einem  Bui/uit. 
anderen,  dessen  Mitglied  Lord  John  Busseil  war,  Platz  ge* 
macht  hatte,  zwar  pro  forma  zum  zweiten  Male  gelesen,  aber 
dann  aufgegeben^  - — 

Wir  haben  jetzt  zu  den  Berathungen  überzugehen,  welche  Lord^ohn 
über  die  von  Lord  John  Busseil  eingebrachte  Bill  i,  J.   *"■»«"• 
1836.  im  Parlamente  gepflogen,  und  durch  welche  die  schmerz- 
liche offene  Wunde  des  englischen  Staatslebens  endlich  ge- 
schlossen wurde.     Doch  basirt  dies  Gesetz   wesentlich  auf  i>i«  bui  b«. 
einem   fast  zu  gleicher  Zeit  eingebrachten  und  gleichzeitig<^n«mirieicif 
durchgegangenen  über  Ci?ilstandsregister,  welches  wir,  wenn-gitergeMts«. 
gleich  es  im  Statutenbuche  das  spätere  ist,  deswegen  doch 
zuerst  zu  betrachten  haben. 

Dazu  aber  werden  w  vorher  noch  einen  Blick  auf  den 
Zustand  des  englischen  Begisterwesens  werfen  müssen,  wie  es 
sich  seit  dem  J.  1753.  entwickelt  hatte. 

c.  Das  Begisterwesen  seit  d.  J.  1753.  —  St  6.  n.  7.  Will.  lY.  c.  85. 

Nach  der  Hardwicke's-Act  war  die  Aufmerksamkeit j^^yj^^*J^ 
der  Begierung  auf  die  Führung  der  Civilstandsregister  ganz^JJ*^«"*'*» 
in  den  Hintergrund  getreten.  Man  schien  zu  glauben,  dass  ^^^'* 
die  harten,  auf  Fälschung  von  Barchenbüchem  gesetzten  Stra-  upmituibar 
fen  eine  hinreichende  Sicherheit  für  deren  Aechtheit  gebenHardwiökev 
würden,  und  man  vernachlässigte,  dafür  zu  sorgen,  dass  sie 
überhaupt  und  in  regelmässiger  Weise  geführt  würden. 

Im  J.  1783.  beschäftigte  sich  die  Gesetzgebung  in  St.  23.  ^Jif  i.^?^' 
6eo.  m.  c.  67.  wieder  mit  den  Kirchenregistem,  aber  nur  zu 
dem  Zwecke,  der  schon  die  oben  angeführten  Bestimmungen 
aus  den  Jahren  1694.,   1695.  u.  s.  w.  hervorgerufen  hatte:  j^fJJJJJ;, 
Man  legte  auf  jede  Eintragung  eine  Steuer  von  3  (f.,  welche 
dem  Geistlichen  entrichtet  werden  sollten. 

1  Han8ard*8  Parliam.  Deb.  UI.  Serie  28,  34.  ff. 
Friedberg,  Eheschiiessung.  26 
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^V.?%*-         Durch  St  25.  Geo.  III.  c.  75.  wurde  das  Gesetz  auch 

UI.  0.  7ft. 

auf  Dissidenten  ausgedehnt  und  so  deren  Registrirungen  lega- 
ßtjjW;^ow;  lisirt,  jedoch  schliesslich  i.  J.  1794.  durch  St.  34.  Geo.  III. 
c.  75.  gänzlich  mitsammt  der  Abgabe  aufgehoben. 

18L1.  Nachdem  dann  i.  J.  1811.  ein  erfolgloser  Versuch  zur 

Regelung  der  Civilstandsgesetzgebung  gemacht  war^,  wurde 
^Vl- ?!?•  endKch  i.  J.  1812.  St.  52.  Geo.  III.  c.  146.  erlassen:  „An 
^ordRo§«*»-Act  for  the  better  regulating  and  preserving  Parish 
and  other  Registers  of  Births^  Baptisms,  Marriages 
and  Burials  in  England'*,  gewöhnlich  nach  dem  Antrag- 
steller Lord  Rose's-Act  genannt. 

Das  Gresetz  liess  die  Vorschriften  der  Hardwicke's-Act 

$•!•  ganz  unberührt  bestehen  und  verordnete  im  §.  1.  die  Haltung 
von  Kirchenbüchern,  welche  durch  den  Drucker  des  Königs 
Yorschriftsmässig  anzufertigen,    den  einzelnen  Parochien  zu 

§•  9.     übermitteln  (§.  2.),  und  hier  in  einer  auf  Kosten  der  Gemeinde 

i-  5.  angeschaffien  eisernen  Kiste  aufzubewahren  sind  (§.  5.).  Die 
Eintragungen  sind  jedesmal  gleich  nach  Vollziehung  der  Cere- 

S.s.  monien  zu  machen  (§.  3.).  Alljährlich  muss  der  Geistliche 
von  allen  Registrirungen  Copieen  anfertigen,  diese  attestiren 

f.  6.     (§.  6.)  und  dem  Registrar  der  Diöcese  übersenden,  der  sie 

S.u.  aufzubewahren  und  alphabetisch  zu  ordnen  hat  (§.  12.).  Sollte 
der  Geistliche  mit  der  Anfertigung  und  Attestirung  der  Co- 
pieen säumig  sein,  so  müssen  die  Churchwardens  das  ohne 

5.9.  Weiteres  dem  Registrar  der  Diöcese  melden  (§.  9.),  der  wie- 
derum dem  Bischöfe  jährlich  über  das  regelmässige  Eintreffen 

S-8.     der  Sendungen  Bericht  abstattet  (§.  8.). 

Fälschung  oder  Vernichtung  der  Register  wird  mit  vier- 

§.  14.  zehnjähriger  Deportation  bestraft  (§.  14.),  doch  kann  dier  Geist- 
liche blosse  Lrthümer  noch  einen  Monat  nach  der  Entdeckung 
in  Gegenwart  der  Betheiligten  verbessern. 

Es  wurden  endlich  noch  Strafbestimmungen  fiir  nachläs- 
sige Registerfiihrung  aufgestellt,  welche  man  durch  den  Zusatz 
wirksamer  zu  machen  versuchte,  dass  die  Hälfte  der  Straf- 
summen dem  Denuncianten  zufiiessen  solle.  — 
nnuSich!  ^^^  Gesetz  entsprach  jedoch  seiner  Bestimmung  in  keiner 
Beziehung.  Schon  die  äussere  Form  zeigte,  wie  nachlässig 
die  Redaction  verfahren  war,  und  der  Inhalt  liess  erkennen, 
dass  man  zwar  die  ganze  Maschinerie  nicht  gerade^  unrichtig 

1  Journ.  of  the  H.  of  C.  66,  430.  1.  Leag.:  18.  Juni  ebenda».  487; 
2.Lasg.:  21.  Juni  ebendas.  447. 
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gestaltet,  tmd  die  Räder  und  Federn ,  die  in  einander  greifen 
sollten,  angemessen  zusammengestellt  hatte,  dass  man  aber 
die  Kraft  nicht  berücksichtigt  hatte,  welche  das  ganze  Getriebe 
in  Bewegung  setzen  musste. 

DieUeberschrift  des  Gesetzes  kündigte  Anordnungen  auch  ^JJJ*j[^** 
über  Geburtsregister  an,  wahrend  doch  kein  einziges  Wort 
der  Bestimmungen  sich  damit  beschäftigte:  das  Statut  bürdete 
den  Begisterbeamten  zahlreiche  und  zeitraubende  Arbeiten  auf, 
ohne  ihnen  die  geringste  pekoniäre  EntachSdigang  dafür  2U 
gewähren,  und  es  war  endlich  in  den  Strafbestimmungen  für 
nachlässige  Pflichterfiillung  ungemein  mangelhaft 

Schon  im  folgenden  Jahre  wurden  Abänderungsversuche  j^i^ier- 
im  Oberhause,  freilich  erfolglos,  berathenS  und  ein  ausftihr-  •««^•i^i'- 
lieber  Bericht,  welchen  die  durch  Parlamentsbeschluss  einge- 
setzte  Commission  für  das  Registerwesen  i.  J.  1833.  erstattete,  commis- 
gab  ein  höchst  unerfreuliches  Bild  von  dem  Stande  der  eng-  aber  d«a 
lischen  Civilstandsregister*.  r^ut. 

Nur  zu  häufig  wurden  in  vielen  Kirchspielen  gar  keine  ^^^S^ 
^Eintragungen  gemacht;  in  manchen  zuerst  nur  auf  losen  BläiU^^^^^'^^ 
tem,  deren'Copie  dann  in  das  Kirchenbuch  eingetragen  wurde  ^; 
dadurch  verlor  aber  das  Register  nach  der  Ansicht  der  engli- 
schen Richter  vollkommen  seine  Beweiskraft^.  * 

In  anderen  Fällen  zeigten  die  merkwürdigen  Missver-  Leichtrer. 
43tändnisse,  welche  sich  die  Refidstrirenden  zu  Schulden  kom-  Begister. 

.  •        •      •  b«aint«ii» 

men  Hessen,  mit  welcher  Leichtfertigkeit,  sie  ihren  Beruf  zu 
«rftiUen  wagten  ^ 

Dann  aber  waren  zahlreiche  Register  verloren  gegangen^;  *^fJjSn. 
theils  durch  Zufall,  theils  auch  aus  grober  Fahrlässigkeit  Sie 
fanden  sich  dann  wohl  in  den  Läden  von  Krämern,  auf  den 
Werktischen  von  Schneidern  vor,  die  damit  ihre  Masse 
schnitten^,  oder  sie  figurirten  in  den  Yerkaufs-Katalogen  der 
Antiquare  als  theuere  Waare;  Kinder  benutzten  sie  als  Spiel- 

i  JoiiTn.oftheH.ofL. 49,  584.  596.  ~  Journ.oftheH.ofC.  69, 
125;  Berichte  über  den  Stand  der  Kirchenbücher  eingefordert  und  abge- 
druckt ebendas.  Appdx.  717. 

^  Reports,  GQmmittees  1838.  vol.  XIV. 

8  ebendas.  S.  25. 26. 

4  May  y.  May  bei  Strange  Rep.  2,  272;  Doe  dem  Warren  v. 
AaronBray  bei  Barnewall  andCresswell  Reports  8, 813. 

^  Rep.  a.  a.  O.  56;  so  war  beispie Iswebe  ein  Mann  Anketil  Orey  ein- 
getragen als  Miss  Ann  Kettle  Grey . 

6  Rep.  a.a.O.  26. 27. 

7  ebendas. 58. 97. 
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zeug  und  äbten  ihren  2ier8törung8trieb  an  den  Blättern^ 
welche  die  Legitimität  ihrer  Vorvordem,  vielldlcht  ihre  eigene 
stützten. 

FKUcbonfCD.        Oft  wurde  lange  Jahre  hindurch  jede  Führung  von  Eir* 

chenbüchem  unterlassen ^^  und  selbst  die,  welche  sich  yorfan- 

den»  trugen  nur  zu  häufig  die  Spuren  der  Fälschung,  so  offen 

an  sich,  dass  auch  ihnen  kein  Glauben  beizumessen  war^ 

pujÄhri.  Zwar  hatte  die  Bose's-Act.  wie  wir  so  eben  sahen,  um 

TonCopiMn^iiugen    dieser    Missstände   Torzubeugen,    angeordnet,    das? 
jährlich  Copieen  an  die  Diöcesanregistraturen  eingesandt  wer* 
den  sollten;  Aber  wie  wurde  das  ausgeföhrtl^ 
nicht  TOI-         In  der  DiScese  Canterbury  waren  i.  J.  1828.  15,  1829. 

genommen.  •'  ^  -i  •  i 

14  Parochieen  im  Bückstande,  in  York  31;  in  London  jähr* 
lieh  122,  in  Winchester,  um  diese  Liste  der  gröbsten  Nach- 
lässigkeiten zu  schliessen,  408,  d.  h.  jährlich  24.  Andere 
Pfarrer  schickten  ihre  Copieen  nicht  postftei  oder  als  fackele 
ein,  wie  das  in  der  Diöcese  von  York  mit  einem  Viertel  aller 
Sendungen  der  Fall  war:  dann  gingen  die  Register  an  die 
Postämter  zurück,  kamen  unter  die  unbestellbaren  Briefschaften 
und  wurden  schliesslich  wohl  gar  verbrannt. 

'^^^nt'  ^^®  protestantischen  Dissenters  hatten  gar  keine  öffent- 
Diaienton.  iJehe  Beurkundung.  Nur  eine  Privatanstalt  hatte  sich  in  Dr* 
JJ-^^Jj3j'»William's  Buchhandlung  zu  London  etablirtS  deren  Re- 
in London,  ^gtcr  auf  pubUcu  ßdes   natürlich   keinen  Anspruch  machext 

konnten. 
£SSi«'  ^®  katholischen  Greistlichen  hielten,  da  ihre  Trauung 
bürgerlich  wirkungslos  war,  gar  keine  Heirath6register^  und 
doch  war  notorisch,  dass  eine  grosse  Zahl  der  von  ihnen  ein- 
gesegneten Paare  die  nachgehende  Mitwirkung  des  anglikani- 
schen Geistlichen  verschmähte,  und  den  Concubinat  einer  ihren 
Gewissen  widerstrebenden  Eheschliessungsform  vorzog. 

der  Judon,         Die  Judcu  hatten  in  ihren  Synagogen  Register^  die  frei- 
lich nicht  nach  einem  gleichartigen  Muster  geführt  wurden. 
derQaKkcr.         Am  meisten  hatte  noch  der  strenge  Ordnungssinn,  durch 

1  ebendas.  25.26. 

s  ebendas.  105.  f.   Vgl.  auch  Lloyd  t.  Passingham  bei  Vesef 
Reports  16, 59. 

8  Report  a.  a.  0.  Appdx.  142.  ff,    ^ 

*  ebendas.  150. 
5  ebendas.  70. 

*  ebendas.  146. 
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tien  die  QuSker  sich  auszeichneten,  ein  regelmassiges  Verfahren 
zu  Wege  gebracht^. 

So  war  es  gewiss  gerechtfertigt,  wenn  der  Ausschüss  das  °*  ron?«r* 
Bedürfiiiss,  dem  traurigen  Zustande  des  Begisterwesens  abzu-  °eäj«^^^ 
helfen,  als  ein  dringendes  darstellte,  wie  denn  auch  schon  das 
Committee  zur  Ermittlung  der  Verhältnisse  des  Grundbesitzes 
«rklärt  hattet  dass  alle  Bestrebungen,  die  Eigenthums verhält*  '^^if^^;*^' 
nisse  festzustellen,  an  der  Mangelhaftigkeit  des  Registerwesens 
scheitern  müssten,  und  dass  nur  eine  allgemeine  bürgertiche 
Beurkundungsanstalt  helfen  könne. 

Der  Ausschuss  gab  sein  Gutachten  dahin  ab,  „dass  eine  ^d),^i^ 
Nationalanstalt  zur  Beurkundung  der  Geburten,  Heirathen  und  •<^b^««s- 
Sterbefälle  unabhängig  von  kirchlichen  Einrichtungen  und  der 
Verschiedenheit  der  Confessionen  zu  begründen,  und  dass  die 
neue  Einrichtung  einer  besonderen  in  der  Hauptstadt  einzu- 
setzenden Behörde  unterzuordnen  sei  •  .  /'' 

Das  Jahr  1834.  brachte  denn  auch  einen  solchen  Gesetz-  g^geteentw. 
«ntwurf — nachdem  die  Versuche  des  Jahres  1824.  erfolglos  ge-^-®J^J«***" 
blieben  waren* — welcher  Mr.  Brougham  zum  Verfasser  hattet 

Dieser  wollte  die  Steuereinnehmer  zu  CiTilstandsbeamten^^^*j^'JJ^^,;jj 
machen,  wozu  sie  sich  ihm  durch  ihre  sittliche  Integrität,  und,  ^^JJ^iJ] 
wie  er  meinte,  auch  durch  hinreichende  Kenntnisse  empfahlen. 

Doch  gerade  in  der  letzteren  Beziehung  wurde  seine  An-^'J^^«^* 
fiicht  Seitens  des  Hauses  nicht  getheilt.  Die  fraglichen  Be- 
amten schienen  den  Meisten  die  erforderliche  Bildung  nicht 
zu  haben,  und  die  Besetzung  der  Posten  mit  gebildeten  Män- 
nern hätte  das  Institut  wieder  unverhaltnissmässig  vertheuert, 
während  Mr.  Brougham  dessen  jährliche  Kosten  a«f|jjS£tSf 
€9,585  JB  angeschlagen  hatte,  eine  für  die  Beamtenzahl  von 
16,000  Personen  sebr  geringe  Summe  ^. 

^  Nach  einer  Norm,  welche  sie  auf  der  Jahresyersammlung  18S2.  ange- 
nommen hatten  —  ehendas.  147.  Vgl.  auch  Daniels  die  Civilstands- 
.gesetzgebung  f.  EngL  u.  Wales  (Berlin  1851.)  7. 

>  1829.pag.59. 

'  Report  a.  a.  0. 9. 

4  A  Bill  to  authorisse  the  establishment  ofa  Metropolitan 
Begister  Office  for  concentrating  and  preserying  the  Re- 
gisters of  Baptisms,  Marriages,  and  Burials  in  England. 
Journ.  of  the  H.  of  C.  79,  821.  1.  Lesg.:  5.  Mai.  ebendas.  825;  Ter- 
tägt:  28.  Mai.  ebendas.  480. 

5  A  Bill  to  establish  a  General  Register  of  Births,  Deaths 
and  Marriages  in  England.  Bills  public.  1884.  III.  No.  808.  amen- 
dirtimCommittment:  No.  866;  amendirtbeimReoommittment:  No.  461. 

6  Hansar d*s Parliam.  Debates IIL  Serie  88, 946. 
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Dabei  war  freilich  das  Londoner  GeneraKBegister- 
Office  nicht  in  Rechnung  gezogen. 

Es  sollten  nämlich  die  Begisterbeamten  durch  Inspectoren 
beaufsichtigt  werden,  und  das  ganze  Gebäude  in  dem  Gene- 
ral-Register- Office  in  London,    dem  der   Begiatrar 
General  vorsteht,  gipfeln« 
^SeiuStTm         "^^  scheiterte  der  genau  ausgearbeitete  Entwurf,  der  auch 
unterbaiue.  {{|p  ^^  regelmässige  Vornahme  der  Begistrirungen  und  die 
sichere  Aidfbewahrung  der  Ejrchenbüoher  Sorge  trug,  schon 
an  dem  T^derspruche  des  Unterhauses. 
^bmwu*1*         Auch  das  Gesetz,  welches  Lord  John  Busseil  dem 
Parlamente   vorlegte    „An  Act  for  registering    births, 
deaths  and  marriages  in  England'^  und  welches  als  Su 
i'.V;  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  86.  am  17.  August  1836.  publidrt  wurde, 
*  ^    knüpfte  seine  Einrichtungen  an  einen  schon  bestehenden  Be- 
.  amtenorganismus  an. 
wiu.iv.  In  St.  4.  u.  6.  Will.  IV.  c.  76.  war  nämhch  em  neues^  > 

Oa    76. 

Ann«Dge.  Armeugesctz  für  England  erlassen  worden. 

Die  erste  Section  desselben  ermächtigte  den  König,  eine 

Commission  von  drei  Personen  zur  Ausfuhrung  der  getroffenen 

ThePoor  Anordnumreu ZU  ernennen  „The  Poor  LawCommissioners 

Law  Com-  ^        ^^        ,         ,  -,  ^-^    \      \  i  -r*    r         •  i         o/. 

miuioners  for  England  and  Wales  ,  zu  deren Befugmssen  nach  s.  2o. 
and  Wales,  gehörte,  mehrere  Kirchspiele  zum  Zwecke  der  einheitlichen 

Verwaltung  der  Armenpflege  zu  vereinen. 
^ardians.  '^  dicscu  Unionen  bestand  aber  die  leitende  Behörde  aus 
einem  Collegium  „board  of  gttardiana'^  dessen  Befugnisse  von 
den  Commissarien  festgesetzt  wurden,  und  welches  von  den 
zur  Armensteuer  Zahlenden,  so  wie  von  den  in  der  Pfarrei 
angesessenen  Grundbesitzern  alljährlich  gewählt  wurde. 
^uatenl  Dicse  Beamten  wurden  durch  das  neue  Gresetz  zur  Führung 

der  Civilstandsregister  verwendet. 
■•  *•  Durch  s.  2.  wurde  der  König  ermächtigt,  in  London  oder 

Westminster  einen   widerruflichen   General-Begistrator  — 
qImSl  ßegietrar  General  —  für  ganz  England  zu  ernennen,  der  nicht 
nur  das  gesammte  Kegisterwesen  centralisiren  sollte,  sondern 
auch  die   nothwendigen  Verfugungen    zu   treffen  berechtigt 
••  6.     war.  (s.  5.) 

Die  Guardians  der  nach  der  Armengesetzgebung  unirten 
^•mbi2t"e^^*"^P^®*®  beschaflten  die  untersten  Registerbeamten. 

Sie  waren  befugt,  mit  Genehmigung  des  Registrar  Ge- 
neral ihre  Bezirke  nach  Zweckmässigkeitsgründen  in  Unter* 
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bezirke  zu  theilen  und  ernannten  für  jeden  derselben  eine  nach 
den  vom  Begistrar  General  aufgestellten  Grundsätzen  qualifi- 
cirte  Person  zum  Begisterbeamten. 

Der  Schriftführer  —  clere  —  des  board  of  gttardiana  «r-^^fjj^^ 
hielt  die  Function  eines  Superintendant  Regütrar,  oder,  wenn 
er  den  Posten  verschmähte ,  ein  ebenfalls  von  den  Guardians 
Ernannter  ^  (s.  7.)  s.  7. 

Die  Guardians  hatten  auch  für  die  Errichtung  eines  Re- 
gister-Amtes zu  sorgen,  welches  unter  die  Aufsicht  des  Superin- 
tendant Begistrar  gestellt  wurde,  (s.  9.)  •.  9. 

In  diesen  Behördenorganismus  wurden    dann   noch  die  ^^^^^' 
Geistlichen  aufgenommen,    denen  neben   der  Trauung  auch 
deren  Beglaubigung  belassen  wurde'. 

Wenn  das  die  Maschinerie  war,  durch  welche  das  ver- 
wickelte System  in  Bewegung  gesetzt  werden  sollte,  so  müssen 
wir  jetzt  die  Garantieen  betrachten,  durch  welche  man  die  Re- 
gister vor  Verlust  und  Fälschung  zu  sichern  trachtete* 

Viermal  im  Jahre  —  im  April,  Juli,  October  und  Januar  ^'^|^n* 
—  hat  jeder  Eegistrar  dem  Superintendant  Begistrar  seines 
Districtes  in  einem  vorgeschriebenen  Formulare  eine  getreue 
Copie  aller  von  ihm  vorgenommenen  Geburts-  und  Todesein- 
tragungen zu  überliefern,  welche  dieser  beglaubigen  muss. 
(s.  32.)  Ebenso  überschicken  die  Geistlichen  jeder  Kirche  oder  ••  **• 
Kapelle,  die  Begisterbeamten  der  Quäker,  die  Secretäre  der 
Synagogen  Duplicate  der  von  ihnen  vorgenommenen  Eheein- 
tragungen, zu  welchem  Zwecke  sie  schon  vorher  vom  Begistrar 
General  mit  zwei  Exemplaren  der  Kirchenbücher  versehen 
worden  sind.  (s.  33.)  .••3«- 

Aber  auch  der  Superintendant  Begistrar  ist  nur  Mittels-  and!*£Si- 
person;  er  hat  ebenfalls  die  Copieen  weiter  an  den  Begistrar '^^"*'»^' 

1  Nach  der  Dienstordnung  T.  10.  October  1886.  —  abgedruckt  bei 
Matthews  the  Marr.  and  Registrat.  Acts  (London  1837.)  240.  —  muss  er 
Einwohner  des  Kirchspieivereins  sein,  Eigenthümer  oder  Hauptmiether 
eines  Hauses  oder  Waarenlagers;  er  darf  nicht  sohon  Mitglied  des  Ffleg- 
schaftsrathes  sein,  von  welchem  seine  Ernennung  ausgeht,  es  würde  denn 
durch  ein  yon  ^j^  der  im  Rathe  sitzenden  Pfleger  ausgestelltes,  vom  General- 
registrator  confirmirtes  Zeugniss  bestätigt,  dass  keine  anderen  zur  Ueber- 
nsäme  des  Amtes  tauglichen  Personen  Torhanden  seien.  Er  darf  nicht 
schon  Oberregistrator  eines  anderen  Bezirkes  sein,  nicht  Bankerott  ge- 
macht haben;  oder  während  der  letzten  zwölf  Monate  die  Woblthat  der 
Gesetze  für  zahlungsunfähige  Schuldner  in  Anspruch  genommen  haben 
(„for  the  relief  of  insolvent  debtors"). 

2  Hinzukommen  noch  die  deputy-registrars,. welche  jeden  registrar 
im  Verhinderungsfälle  zu  vertreten  haben  s.  12. 
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1.84. 
Certlflcat«. 

s.  85. 

Indloes. 


f.  86. 


Art  der  Re- 
gUtrlmng. 


«.31. 


f.  40. 


f.  41. 


8.42. 


General  zu  übersenden ,  der  sie  in  Gemassheit  der  unter  Mit- 
wirkung des  Staat66e<9retariat8  getroffenen  Anordnungen  auf- 
bewahrt« (s,  34.) 

Jede  Person 9  welche  ein  Register  führt,  ist  verpflichtet, 
Nachsuchungen  darin  zu  gestatten  und  Abschriften  gegen  Er- 
legung einer  bestimmten  Gebühr  auszufertigen,  (s.  35.)^ 

Eben  so  sind  aber  auch  Nachsuchungen  in  den  Indices 
gestattet,  welche  der  Superintendant  Begistrar  von  den  schon 
gefüllten,  ihm  übersandten  und  bei  ihm  aufzubewahrenden 
Earchenbüchem  und  der  Begistrar  General  von  allen  ihm  über- 
mittelten Copieen  anzufertigen  hat.  (s.  36.)^ 

Was  die  Art  mid  Weise  der  Begistrirung  betrifft,  so 
gehen  uns  hier  natürHch  nur  die  Eheeintragungen  näher  an. 

Die  Personen,  welche  Eheregister  führen,  haben  gleich 
nach  Schliessung  der  Ehe  in  beiden  Earchenbüchem  die  Ein- 
tragungen vorzunehmen,  welche  sie  selbst,  die  beiden  Ehe- 
gatten und  zwei  Zeugen  unterzeichnen  müssen,  (s.  31.)' 

DieEheleute  sind  verpflichtet,  auf  alle  nothwendigenFragen 
des  Begistrirenden  wahrheitsgemässe  Antwort  zu  geben  (s.  40.); 
wissentliche  Unwahrheit  zieht  die  Strafe  des  Meineides  nach 
sich.  (s.  41.) 

Unterlassung  der  Begistrirung  seitens  des  dazu  Verpflich- 
teten wird  jedesmal  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  50  £  gebüsst. 
(s.  42.) 

^  Ein  Schilling  für  jede  Nachsuchung,  die  sich  nicht  über  einj&hrige 
Frist  erstreckt;  für  jedes  weitere  Jaiur  dann  ein  sixpence;  für  ein  Certificat 
2  sh.  und  ed. 

>  Die  Gebühren  betragen:  beim  Superintendant  Begistrar:  für  jede 
allgemeine  Nachsuchung:  5  sh.;  für  jede  besondere:  1  sh.;  für  jedes  Cer- 
tificat: 2sh.  6d.;  ebenso  beim  Registrar  General,  nur  dass  die  allgemeine 
Nachsuchung  20  sh.  kostet. 

'  Die  Eintragung  geschieht  nach  folgendem  Formulare : 
1886.  —  Marriages  solemnized  at  the  Parish  Church  in  the  Parish  of  Maiy- 

le-Bone  in  the  Gounty  of  Middlesex. 


No. 

When 
Btrriad. 

Nane  and 
Sornaoie. 

Age. 

Codi- 
diüon. 

Bank  or 
Profeasion. 

Reaidence  al 

the  Tine  of 

Marriage. 

Pather'a 
Nane  and 
fiurnane. 

Bank 

or  ProfeeaioB 

of  Falher. 

1 

iTMareh. 
18S«. 

WiUian  Hai- 

tinft. 
Sophia  Anne 

Mitchell. 

or  fall 

A(e. 

Minor. 

Bachelor. 
Spinaler. 

Carpenter. 

'*  I 

\y  Soath 
Street. 
IT,  High 
Slreet. 

Peier  Haa- 

tincs. 
Geoflnrj  NU- 

cheli. 

UphoMerer. 
Butcher. 

Married  in  the  Parish  Church,  according  to  the  Rites  and  Ceremonies  of  the 
Established  Church,  by  Licenoe  or  after  Banns,  by  me 

James  HoUingshead,  Vicar. 
ThiB  Marriage  was  sId- (William  Hastings       )  in  the  Pre- ( John  Hastings. 
lemnized  between  ns.  (Sophia  Anne  Mitchell fsence  of  usiGeoffiy  Mitoheli 
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Ansaerdem  enthielt  das  Gesetz  noch  zahlreiche  andere  drohu^rä. 
schwere  Strafbestimmungen,  durch  welche  beispielsweise  Zer- 
störung oder  Fälschung  der   Register  für  ^y/elony*^  eridärt 
wurdet  (s.  43.)  '•  **• 

Die  Unterhaltung  des  Generalregisteramtes  mit  seinem  ^^^^^^J^/;^ 
ganzen  Beamtenpersonaie  geschieht  auf  Staatskosten,  während 
die  untergeordneten  Behörden  den  Gemeinden  zur  Last  fallen. 
—  (s.  4.  13.  39.  45.)  'i^:li: 

Auch  das  Gebührenwesen  erhielt  eine  sorgsame  Regelung,  oebühren. 

Diese  Einrichtungen  suchte  Lord  John  Russell  auch  ^^;;J^J^° 
für  das  Eheschliessungsrecht  nutzbar  zu  machen  und  zwar  ^•/Jf^gJ^. 
zeigte   sein  Gesetzentwurf  gegenüber   den  früher  vom  Par-*^*^"^""°«^- 
lamente  berathenen  einen  entschiedenen  Fortschritt. 

Zuerst  hatte  man  —  wenn  wir  uns  erinnern  wollen  —  den 
Dissidenten  nur  die  Eheschliessung  vor  den  Geistlichen  ihrer 
Religionspartei  yerstatten  wollen,  dann  hatte  sich  schüchtern, 
wenngleich  yöUs tändig  auf  die  Dissidenten  beschränkt,  das 
Princip  der  Civilehe  geltend  gemacht ,  und  jetzt  sollte  dies 
auch  auf  die  Hochkirche  ausgedehnt  werden.  —  Es  war  selbst^ 
Tcrständlich,  d^ss  sich  darum  der  Streit  der  Parteien  haupt- 
sächlich drehen  musste. 

Am  12.  Februar  1836.   bat  Lord  John  Russell  das^^Li^*'«- 
Haus  mn  die  Genehmigung,  seine  Bill  einbringen  zu  dürfen,    **®*®°* 
deren  Grrundzüge  er  auseinandersetzte^. 

Er  wies  auf  die  Unhaltbarkeit   des  gegenwärtigen  Zu-  ^^^^ 
Standes  hin,  und  auf  die  Mittel  der  Abhülfe,  welche  Torge- 
schlagen  seien;  obligatorische  Civilehe  laute  das  Programm ^^i^l[J[^* 
der  einen  Partei:  der  Staat  verhalte  sich  gegen  die  kirchliche  c***"«^«- 
Einsegnung  ganz  indifferent  und  überlasse  deren  Nachsuchung 
dem  individuellen  Belieben. 

1  Die  StrafbestimmuBgen  von  St.  4.  Oeo.  IV.  c.  76.  waren  schon  durch 
St  11.  Geo.  IV.  u.  1.  Will.  IV.  v.  23.  Juli  1830.  dahin  abgeändert  worden: 

8.  20:  Fälschung  und  Vernichtung  von  Registern  oderLicenzen  werden 
nach  Discretion  des  Gerichtshofes  bestraft,  mit  Transportation  von  7  Jahren 
bis  zu  lebenslänglicher,  oder  Geföngniss  von  2—4  Jahren. 

s.  22:  Wer  die  Copieen,  welche  der  Diöcesanregistratur  übersandt 
werden  müssen,  fälscht,  mit  Transportation  bis  zu  7  Jahren  oder  Gefllngniss 
von  1 — 2  Jahren.  — 

St.  16.  u.  17.  Vict.  c.  89.  hat  theilweise  die  Transportation  aufgehoben  ^ 

imd  „penal  serritude"  an  deren  Stelle  gesetzt.    Vgl.  Blackstone  Com- 
ment.  4, 64.  note  9. 

>  Hansard'sParliam.I)ebatesIII.  Serie  81, 367.  ff.  —  Bills  Public 
I.  p.  898.  ff. 
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AMriKiTaang        Ol^chatelliuig    der  dissidentischen  EbescUieMungsform 
oTchi^nta-"^^  der  hochkirchlichen   verlange  man  anderer«^te:  Jeder 
form.     Dissenter  möge  In  seiner  Congregation  nach  deren  Bitus  seme 
Ehe  eingehen. 

Beides  scheine  ihm  den  englischen  Zuständen  nicht  ent- 
sprechend zu  sein:  Die  obligatorische  Civilehe  sei  eine  schwere 
Beeintnk)htigung  der  Kirche;  die  Anerkennung  der  Dissenter's 
Ehen  aber  bei  der  losen,  laxen  Form  vieler  Beligionsgesell- 
Bchaften,  bei  dem  gänzlichen  Mangel  jedes  BeamteiUhumes 
innerhalb  derselben  unthunlich. 

frUherenEut-  Aber  auch  der  von  Peel  im  vergangenen  Jahre  einge- 
wurf.  brachte  Gesetzentwurf,  der  das  Recht  der  Hochkirche  unbe- 
rührt Hess  und  nur  fiir  die  DIssenters  eine  Civilehe  schuf, 
könne  nicht  genügen.  Es  liege  darin  eine  Herabsetzung  der 
Dissenters,  denen  doch  theilweise  die  Ehe  nicht  minder  heilig 
sei,  als  den  Mitgliedern  der  Hochkirche.  — 

^«^ofge-  Er  schlage  daher  vor,  das  ganze  bisherige  System  der 
müMte?  ^^gßhote  und  Licenzen  fallen  zu  lassen.     Alle  PersoneD, 

fort&iien.  gleichviel  von  welcher  Beligionspartei,  haben  dem  Registrar 
ihre  Absicht,  eine  Ehe  einzugehen,  mitzutheilen^fno^tc«^,  dieser 
trägt  die  Anmeldung  in  ein  öffentlich  ausliegendes  „nottV^* 
look*^  und  ertheilt  nach  einundzwanzig  oder  bei  Licenz  nach 
acht  Tagen  ein  Attest,  kraft  dessen  dann  die  Ehe  geschlossen 
werden  darf. 

*^**rong"'*"  ^^®®  geschieht  aber  für  die  Mitglieder  der  anglikanischen 
Kirche  durch  deren  Geistliche,  die  auch  auf  Wunsch  der  Par- 
teien die  Aufgebote  verkünden  können. 

^deScn*"  ^^  Dissidenten  entweder  vor  ihrem  Geistlichen  in  Ge- 
genwart von  Registrar  und  Zeugen  in  privilegirten  Andachts- 

religiöse  häuscm  (^ychapeU")  — die  Privilegirung  wird  aber  wieder,  wie 
oder     schon  in  dem  früheren  Entwürfe,  auf  Antrag  von  zwanzig 

civiieh«.  Pfarreingesessenen  ertheilt  —  oder  aber  ohne  jede  religiöse 
Form  vor  dem  Chief  superintendant  in  bestimmt  vorgeschrie* 
bener  Wortfassung.  — 

Debatten.  Mit  dicscr  Tendenz  des  Gesetzes  erklärten  sich  fast  alle 

Parteien  des  Hauses  einverstanden. 

ocorrneii.  O'Conncll  sprach  im  Namen  der  Katholiken,  Baina  in 
dem  der  Dissenters  seine  Zufriedenheit  aus,  und  auch  der  jetzt 
BobertPcei.in  der  Opposition  befindliche  Robert  Peel  gab  seme  Ein- 
willigung zu  erkennen,  vorausgesetzt,  dass  die  Mitglieder  der 
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Hoohkirehe  —  darüber  hatte  sich  der  Antragsteller  höchst  un- 
klar ausgesprochen  — <  von  jedier  CiTilehe  ausgeschlossen  sem 
sollten. 

Das  war  denn  auch  der  Hauptpunkt,  über  den  bei  der  ^!{jf °^j^^ 
Ausschussberathung  des  ganzen  Hauses  am  13«  Juni  auf  das^j^^^^J"^^* 
Heftigste  gestritten  wurdet  *wiÄf* 

Die  Opposition  liess  das  Stichwort  der  Entchristlichung  Debatten 
der  Ehe  fallen,  welches  in  den  langathmigen  Seden  des  Sir  c  ingiit. 
C.  Inglis  sattsam  ausgesponnen  wurde. 

Peel  blieb  völlig  auf  dem  Standpunkte  stehen,   den  erBobertPeei. 
mit  seiner  früheren  Vorlage  vertreten  hatte. 

Die  Vertheidigung  des  Gesetzes  fusste  fast  ganz  auf  J,*«J*'*^®}- 
naturrechtlichen  Doctrinen.  Alle  Menschen  hätten  ein  gleiches 
Becht  zur  Ehe,  alle  könnten  eine  ihnen  genehme  Eingehungs- 
form verlangen.  Der  Staat  habe  hier  beschränkend,  ergän- 
zend und  gestaltend  nur  in  so  weit  einzuwirken,  wie  es  sein 
eigenes  Wohl  erfordere,  d.  h.  wie  es  zur  Verhütung  heimlicher 
Ehen  nothwendig  sei.  — 

Die  Streichung  des  Paragraphen,  welcher  die  reine  Civil- 
ehe  auch  den  Mitgliedern  der  Hochkirche  gewährte,  wurde 
mit  123.  gegen  58.  Stimmen  abgelehnt^. 

Dennoch  aber  war  die  Opposition  noch  nicht  bezwungen. 

Am  28.  Juni,  als  die  dritte  Lesung  anstand,  brachte  Mr.  ^^J^,"'" 
Goulburn  den  auch  von  Peel  unterstützten  Antrag  ein,  nur-^"®"**"**'*'- 
solchen  Personen  die  Civilehe  zu  verstatten,  welche  die  feier- 
liche Erklärung  abgeben,   dass  Gewissensbedenken   sie   ab- 
hielten, die  Ehe  in  Gemässheit  der  hochkirchlidien  Vorschriftai 
einzugehen. 

Natürlicherweise  traf  dieser  Antrag  das  ganze  P^incip  des 
Gesetzentwurfes;  aber  er  war  um  so  geschickter  gewählt,  als 
auch  die  Begierung  keinen  Widerspruch  erhoben  hatte  gegen 
den  in  der  Tendenz  fast  gleichartigen,  bei  der  Berichterstattung 
angenommenen  Zusatz,  dass  in  allen  FaUen  der  Civilehe  die 
Parteien  die  Erklärung  abgeben  sollten:  „JcA  erkläre  feierlich^ 
dose  ich  Getüissensbedenken  hege  gegen  Eingehung  der  Ehe  in 
der  Kirche,  oder  in  einem  zu  Andachtsübungen  bestimmten  Ge- 
bäude, sovne  gegen  Beobachtung  jeder  religiösen  Feier''. 

1  H  an  8  ar  d*8  Farüam.  Debates  lU.  Serie  34, 490.  ff.  —  Der  Antrag  auf 
zweite  Lesung  der  Bill  war  am  15.  April  ohne  Widerspruch  durchgegangen, 
ebendas.  32, 1093.  ff. 

s  ebendas.  84, 1021.  ff. 
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nuit.  Dennoch  aber  fiel  das  Amendment,  und  mit  ihm  aucb 

jener  Zusatz  mit  108  gegen  67  Stimmen»  und  in  derselben 
Minorität  blieb  auch  die  Opposition  bei  der  Schlussabstim- 
Bm  pawirt  mung.    Mit  132  gegen  68  Stimnien  passirte  die  Bill. 

Oberbau«.  Im  Oberhausc  waren  es  vor  allen  Dingen  wieder  die  Mit- 

glieder der  geistlichen  Bank,  welche  energischen  Widersprach 
einlegten  ^ 

Eraxbtoehof         DcT  Erzbischof  von  Canterbury  wollte  keine  Civil- 
borf.    ehe;  er  wollte  den  Dissenters  helfen,  aber  ohne  das  Recht  der 

Hochkirche  zu  yerändem. 
BUchof  jyfjt  seiner  Zustimmuns^  stellte  der  Bischof  von  Exeter 

T.  Exeter.  ^  o 

den  Antrag,  die  einfachen  Worte  der  Consenserklärung  bei 
nicht  hochkirchlichen  Ehen  zu  verändern  und  eine  Form  mit 
religiösen  Beziehungen  an  deren  Stelle  zu  setzen. 

^yln  Gegenwart  des  Allmächtigen^^  sollten  die  Brautleute 
erklären,  „und  dkser  Zeugen  nehme  ich  Dich  zu  meinem  ang^ 
trauten  Ehegatten  ^  um  mit  Dir  nach  Gottes  heiUgem  Gebote  zU" 
sammen  zu  leben;  ich  gelobe  hier  in  Gegenwart  Gottes  und  vor 
diesen  Zeugen  feierlichy  Dir,  so  lange  ich  lebe,  ein  liebender  und 
treuer  Gatte  zu  sein"*. 

^bOTo^"?*'  Obgleich  selbst  Lord  Ellenborough,  der  schon  früher 
seine  Abneigung  gegen  die  Civilehe  offen,  genug  ausgesprochen 
hatte,  sich  (Uesem  Antrage  widersetzte,  so  ^g  er  doch  im 

j^'»^°^^  Ausschusse  durch,  freilich  nur,  um  durch  Viscount  Mel- 
bourne in  der  Berathung  des  Hauses  mit  72  gegen  29  Stim- 
men wieder  gestrichen  zu  werden'.  Am  4.  August  erfolgte 
u  die  dritte  Lesung  und  Annahme^. 

«tixd**LM3i.  ^'^^  Lords  hatten  mehrfache  Aenderungen  mit  dem  Ge- 
setzentwurfe vorgenommen,  die  freilich  die  dort  aufgestellte 
Form  der  Eheschliessung  nur  in  höchst  untergeordneter  Weise 

^Jj.^yjjj"»^  beriihrten^  Dennodi  png  das  Unterhaus  in  Anbetracht  der 
sich  zum  Schlüsse  neigenden  Sitzungsperiode  darauf  ein^  und 
am  17.  August  erhielt  die  Bill  die  Zustimmung  des  Königs. 

Wenn  wir  jetzt  die  einzelnen  Bestimmungen  des  umfang- 

1  ebendas.  35,  79.  ff.  875.  ff. 

>  ebendaB.  604.  ff. 

>  ebendas. 688.  ff. 

4  ebendas.  902. ff. 

5  Vgl. Bills Publicl8S6.I.No.  584. 

6  Hansard's  Parliam.  Debates  UI.  Serie  35, 1127.  ff. 


Bin  ange- 
nommen. 


3.  Von  I7Ö3.  b.  1865.  c.  St  6.  u.  7.  Wül.  IV.  c.  85.  413 

reichen  Gesetzes*  —  Su  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  85.  —  nälier^i^«v°'eJw. 
betrachtea,  so  ist,  was  zunächst  den  Ort  der  Eheschliessang  ^uf^^njl 
betrifft,  zu  bemerken: 

Die  Ehen  können  eingegangen  werden ,  dem  alten  von  8p«oiai- 
Heinrich  VIU.  an  den  Erzbischof  von  Canterbury  ver-» 
liehenem,  durch  kein  späteres  Gesetz  verkürztem  Privileg  ge- 
mäss, mit  dessen  Speciallicenz  zu  jeder  passenden  2ieit,  an 
jedem  passenden  Orte  (s.  1.).  8.1. 

Dann  aber  in  den  Kirchen  der  Staatskirche.  Da  jedoch  g^Jj;^®'J^^;^ 
die  Bewohner  volkreicher  und  umfangreicher  Bezirke  oft  nur 
mit  Schwierigkeit  die  Pfarrkirchen  erreichen,  k&men,  so  ist 
dem  Bischöfe  freigestellt,  dem  Bedürfnisse  Rechnung  zu  tragen, 
und  durch  eine  unter  Siegel  ausgestellte  Licenz,  einer  öfi^entp- 
lichen  Kapelle,  in  welcher  die  Haltung  des  Gottesdienstes  nach 
dem  Bitus  der  an&rlikanischen  Kirche  gesetzlich  gestattet  ist    Berech. 

.  ,  .     tignng  neuer 

—  sei  es,  dass  zu  ihr  eine  Gemeinde  gehöre  oder  nicht  —  die  oebsnde. 
Berechtigung  zu  ertheilen,  dass  die  Bewohner  eines  bestimm^ 
ten  Bezirkes  dort  ihre  Ehen  eingehen  können« 

Doch  bedarf  er  dazu  der  schriftlich  unter  Siegel  ertheilten 
Erlaubniss  des  Patrons  oder  Pfründners  der  Pfarrkirche,  in 
deren  Sprengel  die  Kapelle  gelegen  ist,  und  dies  Erfordemiss 
fallt  nur  fort,  wenn  der  Patron  oder  Pfründner  sich  nicht  bin- 
nen zwei  Monaten  auf  die  ihm  von  dem  Diöcesanregistrator 
desfalls  zugegangene  Nachricht  erklärt  hat. 

Sollten  die  genannten  beiden  Personen  ihre  Zustimmung 
verweigern,  so  haben  sie  das  schriftlich,  unter  Angabe  der 
Gründe,  zu  thun,  und  ohne  diese  gehörig  geprüft  zu  haben, 
soll  der  Bischof  nicht  mit  Ertheilung  der  Licenz  vorgehen« 

Alle  den  Vorgang  betreffenden  Papiere  sind  in  der  Diö- 
cesanregistratur  aufzubewahren,  sobald  das  aber  geschehen  ist, 
und  bis  die  ertheilte  Licenz  nicht  widerrufen  wird,  sollen  Tran- 
ungen,  die  in  solchen  Kapellen  vollzogen  werden,  den  in  der 
Pfarrkirche  vorgenommenen  an  Gültigkeit  vollkommen  gleich 
stehen  (s.  26.)* 

Sollte  der  Bischof  gegen  den  Willen  der  Zustimmungs- 
berechtigten eine  Kirche  zur  TraukapeUe  erklären,  so  haben 
die  Verletzten  binnen  Monatsfrist  das  Bechtsmittel  des  Ke- 
curses  an  den  Erzbischof  der  Provinz  einzulegen,  welcher  nach 

1  Von  Commentaren  erwähne  ich:  Burn  the  Marriage  and  Registra- 
tion  Acta  (London  1S86.).  Matthews  an  act  for  marriages  in  England  (Lon* 
don  1836.).  Deutsch  ^benetzt  sind  beide  Gesetze  von  Daniels  a.  a.  O, 
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Vomalime   eines   Bummarischen  Verhörs  die  ndthigen  Ver- 

fugnngeii  erlasst.    Die  Ekitscheidang  wird  ebenfalls  den  Actea 

S.S8.    der  Diöcesanregistratnr  einverleibt  (s.  28.). 

Dio3«reeti.         In  dem  Inneren  jeder  Ton  dem  Bischöfe  so  berechtiscten 

oottMiMnsM Kapelle  mnss  an  sichtbarer  Stelle  die  Inschrift  stehen:  „In 

kenntlich ««         *  ».     ,  mi  v  >  •■  -/      «rw  \    r    »# 

machen,  dieser  Kapeue  können  Ehen  geechloBsen  werden"  (s.  29.)  [»3faf- 
riagee  may  he  eolemnized  in  tkie  Ckapel"]. 

Ausserdem  aber  hat  noch  der  Vorstehe  der  Diöcesan- 

re^trator  in  den  ersten  vierzehn  Tagen  jedes  Jahres  ein  Ver- 

^iäüf  d«  zdchniss  aller  zur  Hochkirche  gehörigen  Trankapellen  —  mit 

TraoUreheng^jimi^  Bczeichnmig  von  deren  Bezirken  und  mit  der  Be- 

merkung)  ob  sieParochialkirchen  sind  oder  nicht — aufzustellen 

und  durch  die  Post  dem  Begistrar  General  zu  fibersenden. 

jihriieh  Dieser  befordert  alljährlich  die  eingelaufenen  Verzeich- 

^^      nisse  zum  Drucke  und  fugt  auch  noch  die  anderen,  unten  zu 

erwähnenden  Gtebaude,  in  welchen  Ehen  geschlossen  werden 

dürfen,  hinzu.    Jeder  Be^strator  und  jeder  Begisteraufseber 

«•  M.    wird  mit  einem  Exemplare  dieser  Publicationen  versehen  (s.  34.). 

Alle  Anordnungen,  welche  über  die  Trauung,  Ttihrung 

von  Ejrchenbüchem  u.  s.  w.  für  Pfarrkirchen  ergehen,  gehen 

natürlich  auch  fxir  die  so  berechtigten  Kapellen,  wie  auch  in 

gleicher  Weise  deren  Gastliche  dieselben  Bechte  und  Pflichten 

••  M.    haben,  welche  den  Pfarrern  zustehen  und  obliegen  (s.  30.). 

Uebrigens  bleibt  es  allen  Parochianen  unbenommen,  wenn 
auch  in  ihrem  Bezirke  ein  Grotteshaus  in  der  angedeuteten  Art 
zur  Traukapelle  berechtigt  sein  sollte,  ihre  Ehen  nach  wie  vor 
8.S1.    in  der  Pfarrkirche  einzugehen  (s.  31.). 
naSj^er         ^*®  Zurücknahme  der  einer  Kapelle  ertheilten  Traulicenz 
Twuucena.  erfolgt  durch  den  Bischof  mit  Genehmigung  des  Erzbischofes 
der  IVovinz,  und  ist  nicht  nur  dem  Geistlichen  der  betreffen- 
den Kirche  schriftlich  anzuzeigen,  sondern  auch  durch  die 
London  Gazette  und  ein  im  Bezirke  gelesenes  Anzeigeblatt 
bekannt  zu  machen. 

Die  darüber  gefertigten  Schriftstücke  sind  in  dem  Dioce- 

«.  31     sanarchive  aufzubewahren  (s.  32.),  während  die  Begister  jener 

Kirchen  an  die  Pfarrkirchen  des  Bezirkes  überliefert  und^'dann, 

was  die  Aufbewahrung,  die  Anfertigung  von  Copieen  u.  s.  w. 

s.tt.   betrifft,  völlig  wie  die  Pfarrregister  behandelt  werden  (s.  33.). 

n  aber  femer  Ehen  geschlossen  werden  in  Ge-. 

zur  Andachtsübung  dienen.     Der  Verwalter 

derselben  hat  an  den  Begisteraufseber  seines 
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Bezirkes  ein  schriftliches  Gresuch  zu  richten,  das  Gebäude  unter 
die  Zahl  derjenigen  aufzunehmen,  welche  zur  Schliessung  von 
Ehen  geeignet  sind,  wobei  er  eine  von  mindestens  zwanzig 
Hausvätern  ausgestellte,  von  ihm  mit  unterzeichnete  Beschei- 
nigung in  doppelter  Ausfertigung  einreichen  muss,  dass  sie 
das  betreffende  Gebäude  seit  wenigstens  einem  Jahre  als  den 
gewöhnlichen  Platz  ihrer  öffentlich^i  Andachtsübungen  benutzt 
hätten,  und  dass  sie  sich  dem  Gresuche  der  Petenten  an- 
schlössen*   Zugleich  wird  eine  Gebühr  von  3  £  berichtigt. 

Der  Be^steraufseher  sendet  beide  Exemplare  an  den 
Begistrar  €reneral,  der  das  Gebäude  in  ein  von  ihm  geführtes 
Bester  mträgt.  Das  eine  Exemplar  der  obigen  Bescheini- 
gung bleibt  im  G^nerabegisteramte,  das  andere,  wie  jenes  mit 
dem  Datum  der  vorgenommenen  Begistrirung  versehen,  geht 
an  den  Begisteraufseher  zurück.  Dieser  vermerkt  das  Datum 
der  Begistrirung  in  ein  eigens  dazu  von  ihm  geführtes  Buch, 
welches  er  vom  Begistrar  General  erhalten  hat,  und  ertheilt 
den  Petenten  zu  Händen  des  Verwalters  oder  Eigenthümers 
jenes  Grebäudes  auf  Pergament  ein  Certificat  über  die  Begistri- 
rung. Auch  diese  wird  durch  die  London  Gazette  und  ein 
gelesenes  Blatt  des  Beziris:es  veröffentlicht  (s.  18.).  »•i^- 

Sobald  aber  später  dem  Begistrar  General  nachgewiesen  ,i*ö»ci\nng 

^  *   ^  o     ^  o       ^  eines  solchen 

wird,  dass  das  registrirte  Gebäude  nicht  mehr  zu  den  religiösen  Gebäudes. 
Uebungen,  welchen  es  früher  gewidmet  war,  benutzt  wird,  so 
muss  er  es  im  Begister  löschen.  Doch  kann  er  auch  anstatt 
des  früheren  Ortes  ein  anderes  Grebäude,  wenngleich  es  auch 
noch  nicht  ein  Jahr  zu  den  Andachtsübungen  der  Gesdlschaft 
verwendet  wird,  substituiren.  Die  Gesuche  deswegen  gehen 
wieder  durch  die  Hand  des  Superintendant  Begistrar,  wieder 
unter  einer  Gebühr  von  3  £  und  wieder  mit  einer  Bescheini- 
gung der  Begistrirung  Seitens  des  Superintendant  Begistrar 
in  der  angeführten  Art. 

Durch  die  Streichung  erlischt  natürlich  die  Trauberech- 
iigung  des  Gebäudes  (s.  19.).  ••  **• 

Endlich  kann  —  um  von  den  Juden  und  Quäkern  abzu-  ^gtSe"?* 
€ehen,  die  nach  wie  vor  ihre  Ehen  in  ihren  Gotteshäusern 
eingehen  —  die  Ehe  in  dem  Amtslocale  des  Superintendant 
Registrar  geschlossen  werden  (s.  21.).  ••^i. 

Was  nun  die  Art  und  Weise  anlanget,  wie  die  Ehen  ein-  Art  d.  Ehe- 

o  '  ^         Bchllessang-. 

gegangen  werden,  so  haben  wir  auch  hier  mehrere  Unterschiede 
zu  bemerken. 
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dlr^su^to-         ZoecBt  nämUch  durch  Geistliche  der  Staatskirche,  welche 

urche.    gUe  Ij^  JQQ  früheren  Gresetzen  —  namentlich  in  St.  4  Geo.  IV. 

c.  76.  —  Yorgeschriebene  Formalitäten  zu  beobachten  haben,  nur 

dass  statt  der  Aufböte  eine  Tom  Begiatrator  über  die  An- 

•.  1.  Q.  16.  meidung  der  Ehe  ausgestellte  Anzeige  erfordert  mrd  (s.  1. 

und  16.)  ^ 
mei^g.  -P^^  Parteien  haben  nämlich  dem  Registerbeamten  des 

Bezirkes,  in  welchem  sie  seit  mindestens  sieben  Tagen  gewohnt 
haben,  eine  schriftliche  Angabe  einzureichen  über  ihren  Vor* 
und  Zunamen,  ihre  Beruf sstellung,  ihren  Wohnort  und  die 
Kirche,  in  welcher  sie  getraut  zu  werden,  wünschen« 

£ine  Ausnahme  von  dieser  Vorschrift  findet  nur  statt, 
wenn  Dispensation  —  Licenz  oder  Speciallicenz  —  ertheilt 
••  4.     worden  ist  (s.  4.)« 
i^^das  11»-         -^^  RegijBteraufseher  bewahrt  diese  Anzeigen  in  seinem 
'^'^^J**^  Archive  auf  und  trägt  eine  Abschrift  ins  Heirathsmeldebuch 
(ffThe  Marriage  Notice  Book"),  welches  jedermann  gebühren-* 
frei  zur  Einsicht  offen  liegt* 
■•  5.  Für  die  Eintragung  bezieht  er  die  Gebühr  von  1  sh.  (s.  5.)* 

Clerk  ofthe        Die  Meldung  wird  dann  durch  den  clerk  des  board  of 
fouduaf.  guardians,  ein  Posten,  der  freilich  meist  mit  dem  des  Super- 
d»  MSdiufg.intendant  Kegistrar  zusammenfallt,  an  drei  Sitzungen  dieser 
Behörde  während  dreier  Wochen  verlesen,  wenn  nicht  Dispens 
0.6.     zur  früheren  Schliessung  der  Ehe  ertheilt  worden  ist.(8.  6.). 
Nach  Verlauf  von  ein  und  zwanzig,  oder  bei  Dispensation 
von  sieben  Tagen  seit  der  Eintragung,  muss  der  Superintendant 
Begistrar,  falls  nicht  von  berechtigter  Seite  Einsprache  erhoben 
ist,  oder  ihm  sonstige  Ehehindemisse  bekannt  geworden  sind, 
auf  Gesuch  desjenigen,   welcher  die  Meldung  gemacht  hat, 
einen  eigenhändigen  Meldeschein  ausstellen,  der  nicht  nur  über 
alles  ihm  von  den  Brautleuten  Mitgetheilte  Ausweis  glebt,  son- 
dern auch  über  den  Tag  der  Meldung,  und  den  Umstand,  dass 
kein  Einwand  der  beabsichtigten  Ehe  entgegengestellt  worden 
a.  7.     ist    Auch  hiefur  ist  eine  Gebühr  von  1  sh.  zu  zahlen  (s.  7.)» 
Binipnieh  Die  Persoucn  aber,   welche  Einspruch   gegen  die  Ehe 

Eh«,  erheben  wollen  und  nach  St.  4.  Geo.  IV.  c.  76.  dazu  berech- 
tigt sind,  thun  das,  indem  sie  in  das  Heirathsanmddebach  an 
den  Band  neben  den  Meldevermerk  das  Wort  „verboten'^ 

1  Mithin  traut  der  Geistliche  nur,  wenn  1)  Speciallicenz  beigebracht  ist, 
oder  2)  Licenz,  oder  3)  nach  Verkündigung  der  Aufgebote,  oder  4)  nach 
Vorzeigung  des  Register-Certificates. 
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y^/c^UdcZen'' seteen,  nutNam^isontersohrifi,  Angabe  desr  Wohn- 
ortes und  der  Eigenschaft,  welche  sie  zu  dem  Ausspruche  des 
Verbotes  berechtigt  (s.  9.)«  ■•  »• 

Geg^i  Missbrauch  dieser  Befugniss  ist  durch  die  An- 
drohung der  Meineidsstrafe  gesichert  (s.  38.)  '  •  ss. 

*  Ausserdem  kann  aber  auch  jeder  Andere  gegen  eine  Ge-  cftvcau 
bühr  von  5  sh.  eine  Verwahrung,  ,,caveat^^,  gegen  die  Ehe 
einlegen,  wieder  schriftlich,  mit  gehöriger  Bezeichnung  von 
Namen  und  Wohnort  und  des  Grundes,  welcher  zum  caveat 
befugt  Dann  darf  der  Kegistrar  nicht  eher  das  gewünschte 
Cerdficat  ausstellen,  als  bis  er  die  Sachlage  untersucht,  oder 
den  Entscheid  des  Registrar  General  eingeholt  hat,  welcher 
letztere  auch  in  zweiter  Instanz  befindet,  falls  der  re^strar  das 
caveat  für  gerechtfertigt  hält  (s.  13.)*  ••  is« 

Auch  hier  ist  gegen  Missbrauch  eine  Strafbestimmung  jjjjjjj^^^j^- 
getrofFen  worden.  Jede  Person,  die  unbefugt  Einsprache  gegen  ^^  <»▼«»*. 
die  Ehe  erhebt,  hat  nicht  nur  die  Kosten  des  Verfahrens  zu 
tragen,  sondern  kann  auch  von  dem  Benachtheiligten  mit  Ent- 
schädigungsansprüchen belangt  werden  (s.  37.).  b.  st. 

Die  Ehe  kann  ferner  in  einem  nicht  der  Hochkirche  zu-  ^**;?J^**? 

nicht  hoch- 
gehörigen, registrirten  Gotteshause  nach  der  religiösen  Form  '^^oJiSJj^*' 

gefeiert  werden,  welche  die  Parteien  für  angemessen  halten,  ^^"^' 
Vormittags  zwischen  8 — 12  Uhr,  bei  offenen  Thüren,  in  Gegen- 
wart von  wenigstens  zwei  Zeugen  und  eines  Registerbeamten. 
Dabei  muss  die  gesetzlich  vorgeschriebene  ConsenserkläruDg 
ausgetauscht  werden.  Der  Begistrar  empfängt  für  seine  Be- 
mühung 5  sh.  (s.  22.)  f.  23. 

So  wie  die  Trauceremonieen  vollzogen  sind,  hat  der  Be-BefUtxirang. 
gistrar  die  Ehe  in  ein  Kirchenbuch  einzutragen,  welches  ihm 
von  dem  Begistrar  General,  gemäss  den  Vorschriften  der 
Begistrations-Act,  überliefert  wird.  Der  Vermerk  wird  unter- 
zeichnet von  dem  Trauenden,  den  Brautleuten,  zwei  Zeugen 
und  dem  Begistrar  (s.  13.).  t.  is. 

Zu  diesem  Zwecke  kann  der  Begisterbeamte  den  Ehe- 
leuten alle  nothwendigen  Fragen  vorlegen,  die  sie  zu  beant- 
worten gesetzlich  verpflichtet  sind  (s.  36.).  >•  ^' 

Endlich  bleibt  den  Brautleuten,  falls  sie  kirchliche  Ehe-  civiiehe. 
Schliessung  verschmähen,  die  Civiiehe  im  Geschäftszimmer  und 
in  Gegenwart  des  Superintendant  Begistrar,  vor  einem  Be- 
gistrar und  zwei  Zeugen,  bei  offenen  Thüren  zu  der  oben 

Friedberg,  Eheschliestung.  27 
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angegebenen  Zeit  mit  gesetzlich  vorgeschriebener  Consena« 
»-n.    erklämng  (s.  22.). 

Die  Gebühren,  die  Begistrirung  und  die  Befugnis«  deft 

Be^sterbeamten,  die  nothwendigen  Fragen  vorzulegen,  sind 

a.29.s3.M.  dieselben  wie  bei  der  kirchlichen  fiheschliessung  (s.  22. 23*  36.)* 

^Regiat^^'         ^^  Begisteraufseher  kann  aber  auch  Licenzen  ausstellen 

aDiiB«h«n.  ^jj[  fegistrirte  Gebäude,  die  in  seinem  Districte  belegen  sind, 

oder  auf  sein  Geschäftszimmer  in  VOTgeschriebenerForm,  wofür 

er  ausser  der  Stempelgebühr  die  Summe  von  3  £  erheben 

darf. 

Doch  steht  ihm  die  Licenzertheilung  erst  zu,  wenn  er  dem 
Begistrar  General  eine  Caution  von  100  £  für  gewissenhafte 
Beobachtung  seiner  Amtspffichten  gestellt  hat,  und  nie  för 
Gebäude,  in  welchen  Gottesdienst  nach  dem  Bitus  der  angli- 
kanischen Kirche  abgehalten  wird.  Auch  hat  er  vierteljährlich 
dem  Begistrar  General  Bericht  abzustatten  über  die  während 
8.  u.  dieser  Zeit  von  ihm  ausgestellten  Licenzen  (s.  11.). 
ni»e  *»  Uebrigens  wird  die  Licenz  nur  gewährt,  wenn  einer  der 

^J25*  Brautleute  persönlich  darum  nachsucht,  den  nach  §•  4.  erfor- 
derlichen, oben  erwähnten  Anmeldeschein  beibringt,  und  zu- 
gleich  das   eidliche   oder   wenigstens   feierliche   Versprechen 
ablegt,    dass  seines  Erachtens  der   beabsichtigten  Ehe  kein 
gesetzliches  Hindemiss  entgegenstehe,  dass  er  oder  der  andere 
Theil  schon  mindestens  15  Tage  in  dem  Bezirke,  wo  die  Ehe 
geschlossen  werden  soll«  seinen  Aufenthalt  gehabt  habe,  dass 
sie  beide  entweder  das  21.  Jahr  schon  überschritten  halben  oder 
verwittwet  seien,  oder  doch  die  Erlaubniss  der  consensberech- 
■.  la.     tigten  Personen,  wofern  diese  noch  leben,  erlangt  haben  (s.  12.)- 
^wnj'^mu"         ■'^^®  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  dann  nach  sieben  Tagen 
Licens.    jj^  derselben  Weise  wie  oben,  nur  dass  die  Gebühren  für  den 
bei  der  Trauung  gegenwärtigen  Begistrar  hier  10  sh.  betragen. 
Begutrar.  Dics  sind  Übrigens  Beamte,  die  in  dem  durch  die  Begistra- 

tion  Act  geschaffenen  Organismus  noch  nicht  vorhanden  waren, 
sondern  erst  durch  die  Marriage  Act  eingeföhrt  wurden.    Ihre 
Ernennung  steht  dem  Superintendant  Begistrar  zu. 
stiafen.  Es  bleibt  uns  jetzt  noch  übrig  zu  erwähnen,  dass  das  neue 

Gesetz  seine  Anordnungen  durch  harte  Strafandrohungengegen 
jede  Uebertretung  zu  sichern  suchte. 

Jede  falsche  Aussage,    um  sich  ein  Certificat  zu  ver- 
schaffen, wird,  wie  die  Fälschung  dieses  Actenstückes  selbst, 
1. 88.     als  Meineid  bestraft  (s.  38.). 
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Jeder  Geistliche/  welcher  bei  der  Trauimg  gegen  die  ge- 
eetzlichen  Vorschriften  verstosst,  ist  der  ^,Fehny**  schuldig 
(a.  39.)»  und  ebenso  der  ßegisterbeamte,   welcher  unbefugt    1. 1». 
Certificate  ausstellt  (s.  40.).    Doch  soll  das  Vergehen  immer    f.  4o. 
in  drei  Jahren  verjähren^. 


IV. 

Vlct. 


Durch  diese,  mit  dem  Re^stergesetze  unmittelbar  zusam- 
menhängenden Anordnungen»  deren  Inkrafttreten  übrigens 
durch  St  7.  Will.  IV.  u.  1.  Vict  c.  1.  vom  24.  Februar  1837.  8*-J^^\"; 

IV.  II*  l.VlCt. 

noch  auf  kurze  Zeit  hinausgeschoben  wurde,  in  Verbindung     *^^* 
jxut  St  4.  Geo.  IV.  c.  76.  hat  die  englische  Eheschliessungs- 
^setzgebung  ihren  Abschluss  gefunden. 

Die  zahlreichen  Statuten,  die  noch  in  der  Folgezeit  er- ^pjT**"  ft' 
lassen  worden  sind,  bezwecken  nur  die  Regelung  von  mehr 
tmtergeordneten  Fragen,  die  Ergänzung  von  Lücken',  die  Ver- 
hütung von  Missverständnissen,  die  Verbesserung  von  Fehlem« 

Ja  schon  im  folgenden  Jahre  war  solch'  ein  Gesetz  nöthig. 

St  7.  W.  IV.  u.  1.  Vict  c  22.  vom  30.  Juni  1837.8*- 'vi 
gab  in  36  Sectionen  ausführliche  Bestimmungen,  wo  das  ®'"' 
Gesetz  von  1836.  noch  Zweifeln  Baum  gelassen  hatte',  und 

^  A]b  absolut  nothwendiges  ErfordernisB  zur  Eheschliessung  stellt  sich 
demnach  heraus:  1)  die  Ehe  muss  dem  Begistrator  angemeldet  werden; 
S)  darüber  hat  er  ein  Certificat  auszustellen;  S)  dass  die  Licenz,  wo  eine 
nöthig,  gehörig  ausgefertigt  wird;  4)  dass  die  Ehe  an  dem  Orte  geschlossen 
wird,  der  in  der  „notice^*  und  dem  Certificate  angegeben  ist;  5)  dass,  wenn 
nicht  die  Ehe  durch  einen  hochkirchlichen  Geistlichen  nach  anglikanischem 
Hitus  celebrirt  wird,  ein  Registrar  der  Schliessung  beiwohnen  moss,  und 
endlich  6)  dass  bei  der  Civilehe  der  superintendant  registrar  und  der 
registrar  gegenwärtig  sein  müssen. 

^  So  wurde  durch  St.  15.  u.  16.  Vict.  c.  25.  ▼.  17.  Juni  1825.  der  Regie- 
rung die  Erlaubniss  ertheilt,  das  General  Register  Office  nach  jedem  belie^ 
bigen  Orte  zu  yerlegen,  wozu  die  Befugniss  nach  St.  6.  o.  7.  WilL  IV.  c.  86. 
j(weifelhaft  erschien. 

3  Auf  Eheschliessung  beziehen  sich  darunter: 

s.  3 :  Jeder  superintendant  registrar,  der  wissentlich  und  Torsätzlich, 
^rei  Monate  nach  geschehener  Meldung,  die  Erlaubniss  zur  Eheschliessung 
ertheilt  oder  wissentlich  eine  Ehe  in  seinem  Geschäftsiocale  eingehen  lässt, 
welche  das  Gesetz  für  nichtig  erklärt,  macht  sich  der  Felonie  schuldig. 

s.  5:  Um  die  Entschädigungsklage  gegen  denjenigen  möglich  zu 
machen,  welcher  böswillig  ein  Caveat  gegen  eine  Ehe  eingelegt  hat,  wird 
festgesetzt,  dass  die  Bestimmung  des  Registrar  General,  welche  die  Schlies- 
sung der  Ehe  ungeachtet  jenes  Caveat  gestattet,  als  Beweis  gelten  solle, 
dass  der  Registrar  General  den  Einspruch  für  einen  böswilligen  halte. 

s.  7:  Alle  Post-Sendungen  von  und  an  den  Registrar  Xveneral  zum 
Zwecke  der  Ausfuhrung  des  Gesetzes  gemessen  Portofreiheit. 

s.  9 :  Wenn  Ortschaften  innerhalb  der  Gränzen  eines  Bezirkes  liegen, 
ohne  zu  dessen  Armenverband  zu  gehören ,  so  kann  der  Registrar  General 
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Yui'c'n.  ^^^^   >^™  ''*  Angiut  1840*  erfolgte  in  St.  3.  u.  4.    Yict. 

•ie  doch  mit  Genekmigong'  der  Armengefletskommissarien   BegiBterbe-^ 
srken  sutheUen. 

f.  10:  Ebenso  kann  derBegistrar  General  aus  ZweckmA8iigkeitBgiüQ> 
den  mit  Genehmigung  des  StaatssecretArs  mehrere  Armenverbände  zu 
einem  Begisterbesirke  vereinen  oder  s.  11 :  theiien. 

s.  12:  Aufsichtsämter  vereinigter  Besiike. 

s.  13 :  Befugnisse  der  Armengesetzkommissarien,  Begisterbesirke  zu 
bilden  und  BegiBtratoren  zu  ernennen,  falls  bis  zum  1.  Juli  1887.  die  Armen- 
TorstandscoUegien  das  noch  nicht  gethan  haben. 

s.  14:  Sollte  der  deik  des  board  of  guardians  das  Amt  efaies  Snpe^ 
Intendant  Begistrar  nicht  anzunehmen  geneigt  sein,  und  ungeachtet  einer 
Aufforderung  des  Begistrar  General  kein  anderer  binnen  14  Tagen  Seiten» 
des  Armenvorstandes  ernannt  sein ,  so  steht  die  Ernennung  dem  Begistrar 
General  zu. 

s.  15,  16:  Mit  Genehmigung  der  Lordkommissarien  des^hatzes  er- 
nennt  sich  der  Begistrar  General  und  mit  dessen  Genehmigung  der  Super- 
intendant  Begistrar  einen  Stellvertreter. 

s.  17:  Sind  mehrere  Clerks  des  board  of  guardians  vorhanden  mid  sUe 
bereit  und  qualificirt,  das  Amt  eines  Superintendant  Begistrar  zu  über- 
nehmen, so  steht  dem  board  of  guardians  unter  denselben  die  Wahl  zu. 
Nur,  wennkeinervonihnen  wählbar  ist  und  gewählt  werden  will,  kann  das- 
Amt  einer  anderen  Person  übertragen  werden. 

s.  18:  DieBegisterbeamten  sind  von  allen  andern  öffentlichen  Dlenttea 
befreit. 

s.  19:  Zur  Beschafbng  der  nöthigen  Geschäftslokale  sind  die  Armen- 
vorstände zur  Vornahme  von  Anleihen  befugt. 

s.  20:  Sollte  der  Armenvorstand  mit  der  Beschaffung  oder  Ausbesse- 
rung der  Begister-Geschäftslokale  säumig  sein ,  so  können  drei  Kommis- 
sarien des  Schatzes  daftir  Sorge  tragen  und  für  die  Einrichtungen  eine 
Summe  bis  zu  800  £  verwenden. 

6. 21 :  Einstweilige  Geschäftslokale. 

s.  22:  Der  Begistrar  General  bestimmt  von  Zeit  zu  Zeit  die  Zahl  der  in 
jedem  Aufsichtsbezirke  anzustellenden  Begistratoren  der  Heirathen. 

s.  23:  Fassung  der  Erklärung  bei  der  Eheschliessung  in  wälischer 
Sprache. 

s.  24:  Da  vorgeschrieben  ist,dass  dieHeirathsmeldungen  dem  clerk  des 
board  of  guardians  zuzuschicken  und  von  diesem  in  gewissen  Sitzungen  der  ge- 
nannten Behörde  zu  publiciren  sind,  und  es  gleich  wohl  möglich  ist,  dass  in  den 
Bezirken  einiger  Begisteraufseher  solche  Armen  vorstände  gar  nicht  ezistiren, 
so  soll  dann — bis  zur  Wahl  eines  Armenvorstandes  und  eines  Schriftführers 
desselben — eine  Abschrift  der  Meldung  während  21  Tagen — bei  Licenz  wäh- 
rend 7  Tagen  —  im  Superintendant  Begistrar  Office  ausgehängt  werden. 

8. 25 :  Die  Kosten  der  Pfarrregister  für  Heirathen. 

s.  26 :  Zeiträume  für  den  Abschluss  der  vierteljährigen  Abschriften  der 
Begister. 

s.  27:  Der  Superintendant  Begistrar  hat  dem  Geistlichen  für  jede  Ein- 
tragung, die  dieser  in  Copie  vierteljährlich  jenem  zu  übersenden  hat,  6d.  ZQ 
zahlen,  welche  von  den  Vorstehern  des  Armenbezirkes  zu  beschaffen  sind. 

s.  28:  Wer  mit  der  angeordneten  Einsendung  von  Gopteen  über  einen 
Monat  säumig.ist,  verfällt  jedesmal  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  10  ^,  von  wel- 
cher jedoch  nicht,  wie  bei  den  anderen  Strafsummen ,  die  Hälfte  dem«An- 
geber  gegeben  wird ,  sondern  welche  ganz  an  den  Begistrar  General  einzu* 
xahlen  ist 
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c,  72,^  ein  neues  Gesetz,  welches  besonders  einsehKr^,  dass 
die  Eheschliessung  immer  in  dem  Districte  gesohehen  solle» 
wo  die  Brautleute  wohnen. 

Ebenso  büdete  St.  19.  u.  20.  Vict.  c.  119.  vom  29.  Juli9^»V:«J- 
1856.  das  Recht  d^r  Marriage  Act  weiter  aus  ^  Namentlich  fiden 
•dadurch  die  Verlesungen  der  Anmeldescheine  in  den  Sitzungen 
der  Armenkomnussion  fort,  und  s.  12.  gestattete  den  Parteien,  M/cwfche 
welche  eine  Civilehe  eingegangen  waren,  auch  nachher  Äocb  g^^u'^^**^*: 
die  kirchliche  Ceremonie  erfüllen  zu  dürfen.  *»■**• 

B.  29 :  Für  alle  Einaendungen,  welche  (Geistliche  an  den  Superintendant 
Kegistrar  lu  machen  haben,  können  sie  aich  der  Vermittlung'  eines  Registr»- 
ton  bedienen. 

s.  30 :  Jede  Person,  vor  welcher  ein  Eid  nach  den  angeführten  Statuten 
sa  leisten  ist,  ist  Kur  Abnahme  desselben  befugt 

8. 31 :  Jede  strafrechtliche  Verfolgung  einer  Verletzung  der  angef.  Sta- 
tuten veij  fihrt  nach  drei  Monaten . 

•.32:  Die  Urkunden,  welche  eine  Kapelle  sur  Traukapelle  machen, 
«ind  stempelfrei. 

s.  38 :  Wo  getraut  werden  darf,  kann  auch  aufgeboten  werden.  Die  in 
den  früheren  Gesetzen  vorgeschriebene  Inschrift  ist  dahin  abzu&ndem:  ,,In 
dieser  Kapelle  sind  Heirathsaufgebote  und  Trauungen  zulässig**. 

s.  84:  Da  es  zweifelhait  ist,  ob  den  Bischöfen  zustehe,  Erm&chtigungen 
«OL solche  Kapellen  zur  Trauung  solcher  Paare  zu  geben,  Ton  denen  nur  ein 
Theil  in  dem  in  der  Ermächtigung  bezeichneten  Bezirke  wohnt,  so  wird  dies 
bejaht,  doch  müssen  dieTheile,  welche  nach  Torhergehenden  Aufgeboten 
^traut  werden  sollen  und  in  verschiedenen  kirchlichen  Bezirken  wohnen, 
ihre  Aufgebote  sowohl  in  der  Kirche  vollziehen  lassen,  in  welcher  sie  die 
Eheschliessung  beabsichtigen,  wie  in  dem  zu  Trauungen  ermächtigten 
Ootteshause,  in  dessen  Bezirk  der  andere  Theil  wohnt. 

s.  35:  Jedes  Gebäude,  welches  ein  Jahr  vor  seiner  Begistrirung  aus* 
«chliesslich  zu  katholischem  Gottesdienste  benutzt  worden  ist,  wird  für  eini 
besonderes  Gebäude  angesehen,  sollte  es  auch  nur  den  Theil  eines  anderen 
bilden. 

s.  36:  Die  Ertheilung  des  Certificates  durch  den  Superintendant 
Registrar  vertritt  völlig  die  Bolle  der  Aufgebote.  — 

Die  Verhandlungen  über  dies  Gesetz  befinden  sich  in  Hansard's  FarL 
Deb.  m.  Serie  38, 1674. «. 

^  Nur  wenn  die  Secte  kein  registrirtes  Gebäude  fti  dem  Bezirke  hat,  ist 
das  nächste  zu  nehmen  (s.  2.). 

Personen«  die  wissentlich  falsche  Erklärungen  abgeben,  sind  des  Mein» 
eides  schuldig  und  binnen  18  Monaten  zu  verfolgen  (s.  4.). 

Nicht  für  Juden  und  Quäker  (s.  5.). 

Beantragt  wurde  das  Gesetz  durch  Mr.  Langdale  am  28.  Mai  1840. 
Hansard's  Parliam.  Debates  III.  Serie  54,  687.  Unterhaus:  1.  Lesg.: 
29.  Mai  eben  das.  708;  2.  Lesg.:  17.  Juni  eben  das.  1243,  3.  Lesg.: 
25.  Juli  ebendas.  55,979;  Oberhaus:  1.  Lesg.:  27.  Juli  eben  das.  981; 
2.  Lesg.:  3.  August  ebendas.  1194;  3.  Lesg.:  5.  August  ebendas.  1279; 
Royal  Assent:  7.  August  ebendas.  1387. 

s  Oberhaus:  1.  Lesg.:  1.  Juli  1857.  ebendas.  143, 110;  2.  Leag.c 
•8.  Juli  ebendas.  490;  8.  Lesg.:  22.  Juli  ebendas.  1176;  Boyal  Assent: 
29.  Juli  ebendas.  1491. 
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oJIufiiS^  Von  den  übrigen  Gesetzen  beschäftigte  sich  eine  grosöc 
der  KirebM.  2ahl  mit  der  Qualification  der  Kirchen ,  in  Weldien  getraut 
werden  könne;  theils  wurden  nämlich,  wie  das  schon  früher 
geschehen  war,  die  in  unberechtigten  Kirchen  geschloBsenen 
Ehen  nachträglich  legalisirtS  theils  die  Zweifel,  die  sich  über 
Trauungren  in  ausserhalb  der  Parochie  Iie&:enden  Earchen  er- 
C.&6.  hoben  hatten,  gelöst  Das  letztere  namentlich  durch  St.7.u.8. 
vic't."i.97.  Vict  c.  56."  vom  29.  Juli  1844.    14.  u.  15.  Vict  c.  97.  s.  25. 


S.8&. 


1  Durch  folgende  Gesetze:  St.  44.  6eo.  III.  c.  88.  for  enablbg  the 
olficiating  minister  for  the  time  being  of  the  Chapel  of  Voelas  . . .  to  pubÜBh 
Banns  and  solemnise  marriages  in  the  said  chapel. 

St.  47.  Geo.  III.  c.  76.  to  render  valid  the  marriages  solemnized  in  the 
Testry  room  of  the  Parish  Church  of  WaÜsend. 

St  6.  &  7.  Will.  IV.  c.  24.  to  render  valid  certaln  marriages  solemnized 
in  a  Chapel  of  Base  in  the  Parish  of  Wandsworth  . . .  called  Saint  Aiin's 
Chapel. 

St.  6.  &  8.  Will.  IV.  c.  92.  to  render  valid  certaln  marriages  solemnized 
in  the  Church  of  Saint  Clement,  Oxford. 

St.  4.'&  5.  Vict.  c.  42.  for  removing  questlons  as  to  validity  of  mar- 
riages in  the  Parish  of  Winterboume. 

St.  5.  &  6.  Vict.  c.  65.  s.  3.  marriages  may  be  solemnized  in  district 
Chapels  of  the  Forest  of  Dean. 

St.  13.  &  14.  Vict.  c.  38.  to  render  valid  certain  Marriages  solemnized 
in  the  new  Church  at  Upton  cum  Chalvey. 

St  16.  &  17.  Vi  ct.. c.  122.  to  render  valid  certain  marriages  solemnized 
in  the  Church  of  the  Holy  Trinity . . .  Manchester. 

St  18.  &  19.  Vict.  c.  66.  to  render  valid  certain  marriages  in  Christ 
Church  in  the.Chapelry  of  Todmosden  and  parish  of  Rochdale. 

St  20.  &  21.  Vict  c.  29.  to  render  valid  certain  Marriages  in  Chnst 
Church  West  Hartlepool  in  the  Parish  of  Stranton. 

St.  22.  Vict.  c.  24.  to  render  valid  certain  marriages  in  the  Church  of 
8t  James  Baldersby. 

St.  23.  &  24.  Vict.  c.  1.  to  render  valid  certain  marriages  in  the  Chapel 
ofStMaryinRydal. 

St  24.  &25.  Vict.  c.  16.to  render  valid  marriages  heretofore  solemnized 
in  Trinity  Church  Rainow  and  in  other  Churches  and  Chapels. 

<  An  Act  concerning  Banns  and  Marriages  in  certain  Dia* 
triot  Churches  or  Chapels.  Oberhaus:  1.  Lesg.:  11.  Juni  1844. 
Hansard's Parliam.  Deb.  III.  Serie  75, 478;  2.  Lesg.:  22.  Juni  ebenda». 
1241;  8.  Lesg.:  8.  Juli  eben  das.  76,448;  Unterhaus:  1.  Lesg.:  lO.Juli 
ebendas.  558;  2.  Lesg.:  12.  Juli  ebendas.  738;  3.  Lesg.:  24.  Juli  eben- 
das.  1331.  Royal  Assent:  29.  Juli  ebendas.  1505. — 

Eingangs  werden  die  früher  ergangenen  (besetze  erwähnt  (St.  59.  Geo. 
HL  c.  184;  1.  &2.  Will.  IV.  c.  38;  1  &  2.  Vict  c.  107;  3.  Sr  4.  Vict  c.  60.); 
da  nun  Zweifel  entstanden  sind ,  ob  Aufgebote  verkündet  und  Ehen  ge- 
schlossen werden  können  in  Gotteshäusern,  denen  nach  St.  1.  &  2.  Vict 
c.  107.  Districte  zuertheilt  worden  sind,  so  wird  festgesetzt,  dass  in  jedem 
solchen  Falle  die  Church  building  Commission  mit  Zustimmung  des  Diöce- 
sanbischofes  darüber  zu  entscheiden  habe. 

8.  2 :  Daiia  hat  der  Bischof  diese  Gotteshäuser  mit  einem  dort  auau' 
bewahrenden  Certificate  zu  versehen.     Doch  soll  das  Fehlen  desselben. 
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vom  7.  August  1861.^  und  23,  u.  24  Vict.  c  24.  vom  25.  Mai  ^i»;^*; 
1860.« 

Ueber  Licenzertheüung  stellte  das  beständig  prolongirte  g^*^^''^®^'^ 
St  10.  u.  11.  Vict.  c.  98.  s.  5.*  vom  22.  Juni  1847.  einige  ^«^f»«' 
unwesentliche  Vorschriften  auf,  und  rein  temporäre  Massregeln 
endlich  in  Be^g  auf  die  durch  eine  Kommission  zu  bewerk* 
stelligende  Prüfung  der  englischen  Trauregister  wurden  g^ 
geben  durch  St.  3.  u.  4.  Vict  c  92l*  vom  10.  August  1840.  «;*J»-^ 
und  St  21.  u.  22.  Vict.  c.  26.  vom  14.  Juni  1858.«  —  yl^tS: 

venn  nur  die  Berechtigung  der  Kirche  feststeht,  die  dort  geschlossene  Ehe 
nicht  ungültig  machen. 

8.  8 :  Die  irrthümlich  hier  oelebrirten  Ehen  oder  verkündeten  Aufge- 
bote werden  hiemit  yalidirt. 

s.  4:  Sind  schon  oder  sollen  noch  gemäss  St  59.  Geo.  III.  c.  134. 
Dietricte  einer  Kirche  zuertheilt  worden,  dabei  aber  unterlassen  sein,  die 
Trauberechtigimg  derselben  ausxusprechen,  so  kann  das  durch  ein,en  sup- 
plemental  Order  in  Council  nachgeholt  werden.  —  Vgl.  auch  St  8.  &  9. 
Victc.  70.  8. 10. 

^  An  Act  to  amend  the  Church  building  Act:  Irrthümlich  oder  nicht 
üolos  in  einer  unberechtigten  Kirche  geschlossene  Ehen  werden  validirt 

^  An  Act  to  remove  Doubts  as  to  the  Validity  of  certain 
Marriages  in  Extraparochial  Places.  Oberhaus:  1.  Lesg.:  26. 
Mürz  Hansard's  Farliam.  Beb.  III.  Serie  157,  1230;  2.  Lesg.:  29.  M&rc 
ebendas.  1471;  3. Lesg.:  20.April  ebenda8.2041;  Unterhaus:  l.Lesg.: 
4.  Mai  eben  das.  158, 673;  2.Lesg.:  9.  Mai  ebendas.  970;  3.  Lesg.:  14.  Mai 
ebendas.  1204;  Royal  Assent:  25. Mai  ebendas.  1714.  —  St  20.  Vict. 
c.  19.  wird  wiederholt;  der  Zweifel,  ob  ein  Bischof  eine  Kapelle  zur  Ehe 
autorisiren  könne,  wenn  nur  ein  Theil  in  dem  Extraparochial  place  wohnt, 
wird  bejahend  entschieden.  Die  Vorschriften  von  6.  u.  7.  Will.  IV.  c.  85. 
8.  26.  sind  hier  anzuwenden. 

3  Alle  Autorit&ten,  welche  früher  Licenzen  ertheilten,  thun  das  auch 
noch ;  mit  Ausnahme  des  Bischofs ,  aus  dessen  Diöcese  der  eine  Theil  nach 
dem  Erlasse  dieses  Actes  schon  weggezogen  ist  oder  noch  wegziehen  wird. 

Sollte  gelten  bis  zum  1.  August  1848. 

Prolongirt  bis  1.  August  1849.  durch  St  11.  u.  12.  Vict  c.  67. 

-  -        -      1850.      -     St  12. n.  13. Victc. 89. 

-      1851.      -     St  13.  u.  14.  Vict  0.47. 

-  -        -      1852.      -     Stl4.u.l5iVictc.29.  ^ 

-  -        -      1858.      -     St  15. u,  16. Victc.  17.  ^ 

-  -        -      1854.      -     Stl6.u.  17.  Victc.  108. 

4  An  Act  for  enabling  Courts  of  Justioes  to  admit  Non- 
parochialBegisters  asEvidence  of  Births  orBaptismt, Deaths 
orBurials  andMarriages.  —  Es  war  eine  Commission  ernannt  worden, 
die  englischen  Kirchenbücher  zu  prüfen;  sie  erhielt  an  7000 Register,  von 
denen  einige  demRegistrar  General  zu  übergeben  waren,  andere  in  ihrer 
Obhut  bleiben  sollten  (s.  1.). 

Das  Commissorium  wird  auf  12  Monate  Terl&ngert,  sie  haben  während 
dessen  die  Authenticität  aller  ihnen  zugeschickten  Register  zu  prüfen  und 
zu  bescheinigen.  etc.  eto. 

5  An  Actto  amend  the  Act  3.  &  4.  Vict  o.  92.  concerningNon« 
parochial  Registers,  and  the  Acts  6  Sc  7.  Vict  oc.  85.,  86.  and  7. 
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d.  Die  Ehen  der  Juden  und  Quäker.  Die  im  AntUade  geeddoMeoea 

Ehen. 

Kehren  mr  jetzt  zu  der  im  vorigen  Abschnitte  befolgten 
Anordnung  des  Stoffes  zurück,  so  liegt  uns  die  Erörterung  der 
Frage  ob,  was  mit  den  Ehen  der  Juden  und  Quaker  Bechtens 
sei,  und  nach  welchen  Bücksichten  die  im  Auslande  geschlos- 
senen Ehen  bemessen  werden. 

qÄeSS«.        ^'^  ^^*®  ^^8«  *»at  durch  St.  6.  u.  7.  Will  IV.  a  85. 
^<^^°;^j^  schon  eine  ausreichende  Beantwortung  erhalten,  und  es  bleibt 
uns  hier  nur  nachzutragen,  dass  alle  etwaigen  Zweifel  an  der 
%^^m:  Gültigkeit  der  Quäker-Ehen  durch  St  10.  u.  11.  Vict  c.  58.^ 
B^j»;^»g{- beseitigt  wurden,  und  dass  durch  St.  23.  u.  24.  Vi  ct.  c.  18.> 
.  —  vom  15.  Mai  1860.  —  die  Vorschriften,  welche  bisher  nur 
in  Uebung  waren,  wenn  beide  Brautleute  ausgesprochen  zur 
Quäkergemeinschaft  gehörten,  auch  auf  den  Fall  ausgedehnt 
wurden,  wenn  nur  ein  Theil,  oder  keiner  von  beiden  geradezu 
Mitglied  der  Quäkergemeinde  war,  dennoch  sich  aber  zu  deren 
Grmndsätzen  bekannte  und  einen  auf  seine  Eheschliessung  be- 
züglichen Befehl  der  Gemeinde  erlangt  hatte. 
Auiuide.  ^^  ^  Auslande  geschlossenen  Ehen  aber  waren  nach 

wie  vor  gültig,  wenn  sie  der  lea  loci  eontractua  entsprachen. 
ActaS En*I        ^^^  hahe  schon  oben  darauf  hingewiesen,  dass  die  Oppo- 
^»Jj^^-^^sition  des  Unterhauses  i.  J.  1753.  durchgesetzt  hatte,  dass  die 
Wirkung  der  Hardwicke's-Act  auf  England  und  Wales  be- 

Will.  IV.  &  1.  Vict.  c.  22.  for  Marriages  and  for  Kegistering 
Births,  Deatht  and  Marriages  in  England  and  16.  &  17.  Vict. 
c.  100.  concerning  Vaccination. 
^  8. 1 :  Der  Registrar  General  hat  alle  bisher  bei  den  Commiaiarien  depo- 

nirten  Register  in  seinem  Amtslocale  lu  verwahren. 

s.  2 :  Sein  Gehalt  kann  von  1000  auf  1200  ^jährlich  erhöht  werden. 

8. 5:  St.  6.  u.  7.  Will.  IV.  und  1.  Vict.  c.  22.,  soweit  sie  die  dem  Regis- 
trar  General  au  entrichtenden  Kosten  der  Registerbücher  betreffen,  sind 
aufgehoben. 

^  An  Act  to  remoTe  Doubts  as  to  Quakers  and  Jews  Mar- 
riages, solemniaed  before  certain  Periods  (d.  h.  geschlossen  in 
England  yor  d.  1.  Juli  1837;  und  in  Irland  vordem  I.April  184^).  —  Vgl. 
übrigens  die  Ansichten  Lord  Eldon*s  in  Hangar d*s  Parliam.  Debates 
N.  S.  17, 1411.    Vgl.  auch  Prater  a.  a.  0. 28.  f. 

s  An  Act  to  amend  the  Acts  relating  to  Marriages  in  Eng- 
land and  Ireland  by  certain  provisions  thereof  to  persona 
professing  with  the  sooiety  of  friends  oalled  Quakers.  Ein- 
gebracht von  Mr.  Meli  o  Hansard^s  Parliam.  Debates  III.  Serie  156,  6dl. 
UnterJiaus:  l.Lesg.:  7.  Februar  ebendas.;  2.  Lesg.:  16.  Febr.  eben- 
das.  1131;  S.Lesg.:  16. März  ebendas.  157,  718.  Oberhaus:  l.Lesg-: 
19.  Min  ebendas.  814;  2.  Lesg.:  24.  April  ebendas.  158,  1;  S.Lesg.: 
SO.  April:  ebendas.  805;  Royal  Assent:  15. Mai  ebendas.  1263. 
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schränkt  bleiben  solle.  Das  hotte  zur  Folge ,  dass  das  Un^ 
wesen  der  heimlichen  Ehen  nicht  durdiweg  ausgerottet,  son- 
dern nur  in  eine  andere  gesellschafUiche  Sphäre  gerückt  wurde. 

Bisher  hatte  sich  Jedermann  heimlich  verheirathen  können,  buebThe^m- 
der  die  geringen  Gebühren  einer  Fleet-Ehe  m  erschwingen  ""^^  ^^®"- 
vermochte:  jetzt  bedurfte  es  schon  einer  grosseren  Summe, 
um  ein  Land  zu  erreichen,  welches  von^  den  Vorschriften  der 
Hardwicke's-Act  nicht  berührt  war. 

Dazu  empfahl  sich  zunächst  die  kleine  Insel  Jersey  an  ^j^ey? 
der  Westküste  Englands,  und  so  lagen  denn  in  S  out  hampton 
beständig  Böte  beneit,  welche  die  von  England  Flüchtenden 
nach  jenem  Eilande  zur  Eheschliessung  übersetzten^. 

Später  erst  zog  sich  der  Strom  der  heimliche  Eheschlies- 
sung   Suchenden   nach    Schottland  und   die  Gränzdörfer Schottland. 
Springs  Held,     Golds  tream-bridge,     LambertontoU, 
Berwick  und  Gretna  Green  kamen  immer  mehr  in  Auf- 
nahme. 

War  doch  die  Frequenz  des  letzteren  so  gross,  dass  derQ^^^JJ^^^ 
Vertreter  der  Stadt  Carlisle  im  Unterhaüse  erklären  konnte, 
sein  Wahlflecken  und  die  ganze  Nachbarschaft  zöge  ihren  «urezahi 
Hauptunterhalt  von  den  zahlreichen  Paaren,  welche  Gretna 
Green  zueilten^ 

War  in  Carlisle  Jahrmarkt,  so  zogen  Schaaren  von 
Hunderten  über  die  Gränze,  um  die  oft  im  trunkenen  Ueber- 
muthe  angeknüpfte  Verbindung  zur  untrennbaren  ehelichen  zu 
machen',  und  ein  statistischer  von  18.  schottischen  Kirch- 
spielen aufgenommener  Nachweis^  ergab  folgendes  merk- 
würdige Besultat: 


Ehan ,  wo 

beldo  Thelle 

Schotten. 

Eben,  wo 
«In  Thell 
Schotten. 

Eben ,  wo 

beide  Thelle 

Engl&nder. 

1850: 

25. 

11. 

1091. 

1851: 

26. 

6. 

109S. 

1S52: 

89. 

16. 

1110. 

Die  rechtliche  Grundlage  dieser  Ehen  wird  bei  Behandlung 

des  schottischen  Eherechtes  darzustdien  sein:  hier  genüge  die  weu^?in 

Bem^kung,  dass  auch  der  hohe  englische  Adel,  ISfönner  des  hebatheteu. 

1  Vgl.  Geiitlenian*8  Magasine  17(0.  S.  BO. 
s  Parliam.Hi8tor7  22,370. 
>  Hanftard'fl  Parliam.  Debates  HI.  Serie  138, 288. 
f  ebendas.  231.  Ein  einxiger  Schmied  soll  30,000  Paare  Terheirathet 
haben,  ebendas.  102, 858. 
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BechtB  wie  der  Kirche  nicht  verBchmähten,  ihre  Ehen  vor  dem 
Grobschmiede  in  Gretna  Green  dnzugehen^. 

K^oob^'te.  ^^  ^^  ^^^  merkwürdige  Fall  ein,  dafls  die  drei  höchsten 
gleichzeitig  fungirenden  Beamten  der  Krone,  der  Lord  Pre- 
sident of  the  Council,  der  Lord  Chancellor  und  der 
Lord  Privy  Seal  sich  in  jenem  schottischen  Dorfe  ver- 
heirathet  hatten^ 

Die  im  Parlamente  oft  genug  gehörte  Phrase,  dass  jeder, 
der  nur  eine  Postkutsche  bezahlen  könne,,  sich  durch'  eine 
schottische  Ehe  von  den  lästigen  Förmlichkeiten  des  engli- 
schen Eherecbts  befreien  könne,  wich  nicht  allzuweit  von  der 
Wahrheit  ab. 

EhJnInBnJ.         ^^^  Bchottischc  Ehe  war  aber  in  England  rechtlich  voll- 

i*nd  gültig,  gültig,  mochte  ihr  der  Segen  eines  englischen  Priesters  nach- 
träglich noch  ertheilt  sein  oder  nicht«  Das  ergab  sich  vor 
allen  Dingen  aus  dem  berühmten  von  Lord  Stowell  ge- 

^"Jl^P^fJ- fällten  TJrtheile  in  dem  Prozesse  Dalrymple  v.  Dalrymple». 

Der  Verklagte  Dalrymple,  der  spätere  Lord  Stair, 
war  in  dem  Alter  von  neunzehn  Jahren  in  die  Armee  getreten. 
Er  hatte  seinen  Wohnsitz  in  England,  begleitete  aber  sein 
Regiment  im  Frühlinge  des  Jahres  1804.   nach  Schottland. 
Hier  in  Edinburgh  einquartiert,  machte  er  die  Bekanntschaft 
der  Klägerin,  Miss  Gordon,  der  Tochter  eines  Landedel- 
mannes, welcher  zeitweise  in  der  Stadt,  zeitweise  auf  seinem 
nicht  weit  davon  belegenen  Gute  wohnte.    Es  entspann  sich 
bald  einVerhältniss  zwischen  den  jungen  Leuten,  welches  aber 
Mr.  Dalrymple  vor  seiner  Familie  geheim  zu  halten  wünschte, 
und  das   daher  auch  den  Verwandten    der   Miss  Gordon 
verheimlicht  wurde.     Sie  schlössen  endlich  beide  eine  heim- 
liche Ehe  mit  sponsaUa  de  praesenti,  welche  sie  durch  schrift- 
liche Erklärung  bekräftigten  und  nach  welcher  sie  eheliche 
Gemeinschaft  hatten.     Dalrymple,  nachdem  er  Edinburgh 
verlassen  hatte,  erkannte  auch  in  mehreren  Briefen  die  Ehe  an. 
1805.  verliess  er  das  Land,  und  damals  scheint  seine  Zu- 
neigung zu  Miss  Gordon,  die  übrigens  L  J.  1807.,  nach  dem 
Tode  seines  Vaters,  sogleich  ihre  Ansprüche  als  Ehegattin 
geltend  machte,  völlig  geschwunden  zu  sein. 

So  verheirathete  er  sich  denn,  als  er  i.  J.  1808.  nach 

1  VgLCarolineNorton  die  Frauen  in  England  (Berlin  1856.) 259* 
>  LordBrougham  in HanBard'sParliam.Debatealll. Serie  99,571. 

*  ReportedbyDodson  (London  1811.). 
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England  zurückgekehrt  war^  kurz  darauf  mit  Miss  Laura 
Manners^  der  Tochter  von  Lady  Dysart,  welche  Ehe  in 
London  mit  den  gewöhnlichen  Förmlichkeiten  geschlossen 
wurde, 

Miss  Gordon  stellte  jetzt  eine  E[lage  auf  Gültigkeits- 
erklärung ihrer  Ehe  an  und   Miss  Laurn  Manners   eine 
Gegenklage;   das  sorgsam  ausgearbeitete  Urtheil  des  Lord 
Stowell  erklärte  aber  die  erste  Ehe  für  gültig  und  sprach' 
demgemäss  die  Nichtigkeit  der  zweiten  aus. 

Je  mehr  aber  die  wissenschaftliche  Begründung  dieses 
Erkenntnisses,  welches  namentlich  auf  die  dem  schottischen 
Hechte  gleichartigen  Grundsätze  des  Common  Law  hinwies, 
den  allgemeinen  Beifall  der  englischen  Jurisprudenz  errang, 
je  öfter  das  von  Lord  Stowell  gewonnene  Besiidtat  auch  in. 
weiteren  IJrtheilen  bestätigt  wurde,  um  so  grösser  musste  das 
Aufsehen  sein,  welches  die  Entscheidung  der  Bichter  in  dem 
Processe  The  Queen  v.  Millis^  erregte.  ▼.miuu?* 

Wir  werden  auf  diesen  Fall  bei  der  Erörterung  des  irischen 
Bechts  zurückzukommen  haben,  hier  bedarf  er  der  Erwähnung 
wegen  der  von  Lord  Tyndal  untemonmienen,  oben  schon^^'^'^^*- 
vielfach  angeführten  und  widerlegten  Begründung,  welche  als 
englisches  Common  Law  hinzustellen  versuchte,  dass  nur  von 
einem  ordinirten  Priester  eingesegnete  Ehen  Gültigkeit  bean- 
spruchen könnten*. 

Zwar  war  im  Oberhause,  als  der  Prozess  zur  Erörterung 
kam,  nur  Stimmengleichheit,  aber  eb^n  deshalb  keine  prin- 
cipieUe  Verwerftmg  der  von  den  früheren  Bichtem  aufgestellten 
Theorieen. 

Wenn   dieses  Erkenntniss   noch  wenigstens   den  Buch- 
staben des  irischen  Gesetzes  für  sich  anfuhren   zu  können 
meinte,  so  war  das  gar  nicht  der  Fall  in  Catherwood  v.^**^*U^^nf 
Caslon^  wo  dieselben  Grundsätze  ausgesprochen  wurden. 

Wissenschafüiche  Schriften  haben  vielfach  die  Unhalt- 
barkeit  der  historischen  Argumente  dargethan,  welche  jenen 
Erkenntnissen  als  Unterlage  dienen^:   dennoch  aber  scheint 

1  ClartandFinellyReportalO,  584. 

'  Also  die  im  Auslande  geschlossenen  Ehen,  wenn  sie  dort  durch  einen 
englischen  Geistlichen  eingesegnet  sind. 

«  Meeson  &  Welsby  Reports  13, 261. 

4  3o  namentlich  Btoddart  Irish  Marriage  Question  (London  1844.) 
und  derselbe  A  Letter  to  the  right  hon.  the  Lord  Brougham  (London 
1844.). 
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^pn^te '  ^^  Ansicht,  daas  nur  von  hochkirchliehen  oder  katholischen 
Geistlichen  —  beide  sind  ordinirt  —  eingesegnete  £hen  nach 
Common  Law  gültig  seien,  sich  in  der  englischen  Praxis  be- 
haupten zu  wollen^. 

*^*Eher***  -"^^^  schottischen  Ehen  jedodi  blieben  nach  wie  vor  an- 
erkannt Aber  gerade  sie  forderten  fortwährend  au£si  Neue  die 
Aufmerksamkeit  der  Gesetzgebung  heraus,  welche  aUe  fiir 
England  erlassenen  Anordnungen  durch  das  laxe  Becht  des 
Nachbarlandes  beständig  vereitelt  sah. 

B^a'JhJm.         ®®^^  ^^"^  Jahre  1835.,  wo  Lord  Brougbam  zuerst  zu 

ßefj^ver:  Reformen  aufforderte«,  ist  bei  jedem  Abänderungsversuche  des 
schottischen  Rechtes  beständig  als  Motiv  hingestellt  worden, 
dass  man  der  Umgehung  der  englischen  Gesetze  eine  Schranke 
entgegensetzen  müsse,  ja  viele  Gesetzentwürfe  wollten  nur 
diese  Tendenz  allein  verfolgen,  ohne  das  schottische  Becht 
selbst  zu  verändern',  und  das  ist  denn  auch  durchgesetzt 
worden. 

*vi"'c!'w!*  St  19.  u.  20.  Vict.  c.  96.  vom  29.  Juli  1856.,  welches 
der  Umsicht  des  Lord  Brougham  zu  verdanken  ist,  macht 
die  Gültigkeit  einer  schottischen  Ehe  von  dem  Umstände  ab- 
hängig, dass  die  Brautleute  schon  ein  und  zwanzig  Tage  vorher 
in  Schottland  gelebt  haben. 

In  der  Zeit  aber  können  entführte  Mädchen  schon  längst 
eingeholt  sein,  und  den  schottischen  Ehen  wird  somit  wenig- 
stens das  Gefährliche. genommen,  welches  sie  für  die  Sittlich- 
keit des  englischen  Volkes  bisher  gehabt  haben. 


AwSSdl^die        ^^^^  zahlrdch  waren  die  Verordnungen,  welche  sich  mit 
^GeutHche  ^^  Frage  beschäftigten,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen 
«etrantiind.  ^Q  durch   engUschc  Geistliche  im  Auslände  geschlossenen 
Ehen  gültig  seien^. 

Theils  vmrden  Gesetze  erlassen,  welche  sich  auf  specielle 
^'•^c.m!*'^* Fälle  bezogen«,  theüs  in  St.  4.  Geo.  IV.  c.  91.  —  18.  JuU 

1  Vgl.  Ro  g  e  1^8  Ecoletdastical  Law  697.  f.  Harr i  s o n*8  Digest  of  th« 
Common  Law  reports  (Lond.  1856.)  1, 1890. 

9  n  an  8 ar d*B  Parliam.  Debate8  IIL  Serie  SO,  1808.  ff. 

9  Das  Alles  wird  bei  der  Darstellung  des  schottischen  Bechtes  näher 
ausgeführt  werden. 

*  Ueber  das  Common  law  vgl  oben  S.  424.  ff. 

6  St.  4.  Geo.  IV.  c  67.  y.  10.  Juni  1823.  An  Act  to  dedare  valid  certain 
Marriages  that  have  been  solemnized  at  St.  Petersburgh  sinoe  the  Abolition 
of  the  British  Factory  there, 

St.  8.  u.  4.  Will.  IV.  c  45.  t.  14.  August  1883.  to  deciare  yalid  msr* 
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1823.*  —  allgemeine  Vorschriften  gegeben,  welche  in  St  12,  yic** ^*ij 
IL  13.  Vict.  c,  68.  vom  28.  Juli  1849.  wiederholt  wurden. 
In  diesem  Gesetze'  wurde  angeordnet: 

1.  Da  St.  4.  Geo.  IV.  c.  91.,  welches  nur  die  vor  eng-  conauin. 
Eschen  Geistlichen  geschlossenen  Ehen  behandelt,  mcht  aus- 
reichend ist,  so  können  alle  Ehen  vor  einem  gehörig  dazu 
ermächtigten  englischen  Consul  eingegangen  werden. 

2.  Die  Parteien  haben  dem  Consid  des  Bezirkes,  in  wel-  ^uSmhtiV 
chem  sie  seit  mindestens  einem  Monate  gewohnt  haben,  eine*-®""***"*®' 
schriftliche  Eingabe  zu  machen  über  ihre  Personalien  und  die 
vorgeschriebene  Dauer  des  Domicils. 

3.  Der  Consul  hat  diese  Eingabe  aufzubewahren,  eine  ^JJ'JJ.^** 
Copie  in  sein  Register  einzutragen  und  eine  andere  an  einer 
sichtbaren  Stelle  des  Consulat-Büreau  anzuschlagen,  wo  sie 
während  eines  Zeitraimies  von  ein  und  zwanzig  Tagen  —  bei 
Ehen  mit  Licenz  von  sieben  'Tagen  —  aushängt.  Die  Ge- 
buhren des  Consuls  dafür  betragen  10  sh. 

4.  Jede  befugte  Person  kann  die  Ehe  verhindern,  wenn  g^JJ^nfi* 
sie  das  Wort  „Verboten"  in  das  Register  schreibt,  mit  Namen,     ®**** 
Wohnort  und  Bezeichnung   des  Verhältnisses,    welches  das 
Einspruchsrecht  gewahrt. 

5.  Derselbe  Consens,  der  zu  Ehen  mit  Licenz  in  Eng-=*^^^J^*^ 
land  nothwendig  ist,  wird  auch  hier  erfordert. 

6.  Bevor  eine  Ehe  mit  Licenz  geschlossen  wird,  haben  Licenz. 

die  Brautleute  vor  dem  Consul  zu  beschwören,  dass  kein  Hin- 

demiss  ihrer  Verbindung  im  Wege  stehe  und  dass  sie  einen 

Monat  ihr  Domicil  am  Orte  haben.    Daraufhin  ertheilt  der 

Consul  gegen  eine  Gebühr  von  20  sh.  die  Licenz. 

riages  solemnized  at  Hamburgh  since  the  Abolition  of  the  British  Factory 
there. 

St.  17.  u.  18.  Vict  c.  88.  T.  10.  August  1854.  to  render  valid  certain 
Marriages  of  British  subjects  in  Mexico. 

St  21.  u.  22.  Vict  c.  46.  v.  28.  Juli  1858.  to  remoTe  doubts  astothe 
Validity  of  certainM  arriages  of  British  Subjects  abroad. 

St  22.  u.  23.  Vict.  c.  64.  v.  13.  August  1859.  An  Act  to  remove  doubts 
as  to  the  validity  of  certun  marriages  of  british  Subjects  at  Lisbon. 

1  An  Act  to  relieve  his  Majesty's  Subjects  from  all  Doubt 
concerning  the  Validity  of  certain  Marriages  solemnised 
abroad;  AUe  Ehen,  geschlossen  durch  Oesandtschaftskapläne  in  einer 
Kapelle,  die  zu  einer  Factorei  gehört  oder  im  Hause  eines  britischen,  einer 
Factorei  angehörigen  Unterthans,  oder  durch  einen  Kaplan  oder  Beamten, 
der  unter  dem  Befehle  des  kommandirenden  Of&oiers  steht,  ist  gülüg  (s.  1.). 

Besieht  sich  nicht  auf  überseeische  L&nder  (s.  2:). 

>  An  Act  for  facilitating  the  Marriageof  British  Subjects 
resident  in  Foreign  Countries. 
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ctToat.  7.  Jede  Persoa  ist  durcli  Eintragimg  einea  caveat  Ein- 

spruch gegen  die  beabsichtigte  Ehe  zu  erheben  beAigt.  lieber 
die  Erheblichkeit  desselben  entscheidet  der  Consul,  und  wenn 
Zweifel  obwalten,  durch  Vermittlung  des  Staatseecretärs  der 
Be^strar  Greneral,  vor  dessen  Urtheil  dann  die  Ehe  nicht  ge- 
schlossen werden  darf. 

dihSdJS».        ^'  ^^®  Kraft  der  dem  Consul  gemachten  Notiz  erlischt 
•«ng.     iii^]^  ^^i  Monaten. 

Form.  9.  Nach  sieben  Tagen  mit  Licenz  und  sonst  nach  em- 

nndzwanzjg  ist  die  Ehe  zu  schliessen:  in  kirchlicher  Form 
oder  vor  dem  Consul,  in  Gegenwart  von  zwei  oder'  mehr 
Zeugen,  bei  offenen  Thüren,  zur  kanonischen  Stunde.  Im 
letzteren  Falle  lautet  die  Erklärung  jedes  Theils: 

„I  do  solemnh/  declare,    that  I  know  not  of  aamy  lawful 
Impediment  why  J  A.  B,  may  not  be  joined  in  Mairimony  to 

yyl  call  upon  these  Persona  here  present  to  witne$8,  that  I 
A.  B.  do  take  tliee  C.  D*  to  my  lawful  and  wedded.wife  (hus- 
bandy. 
Gebtthrcn.         10.  Die  Gebühren  des  Consuls  betragen  dafür  10  sh. 
Bc^fittiinug.        11.  Der  Consul  registrirt  die  Ehe  in  duplo  —  die  Bücher 
dazu  erhält  er  vom  Begistrar  General  — , 

12.  und  sendet  alljährlich  eine  Copie  an   den  Staats- 
secretär  ein. 
uchlS^h-         ^^'  ^^^®  schon  geschlossene  Ehe  kann  wegen  mangehiden 
*"°«^«''  elterlichen  Consenses,  oder  Fehlen  der  vorgeschriebene^  Do- 
micilzeit  nachher  nicht  mehr  angefochten  werden. 
TlhaägeS  14.  Doch  verliert  der  schuldige  Theil  gemäss  den  Vor- 

Th«i»««    Schriften  von  St-4.  Geo-  IV.  c.  76.  alle  vermögensrechtlichen 
Vortheile  aus  der  Ehe. 
de^cSSiil         ^^-  ^^^  Consul  ist  befiigt,  den  Brautleuten  über  Alles 
Fragen  vorzulegen,  was  er  zu  registriren  hat. 
strafen.  16.  Eiuc  falsche  Notiz  oder  ein  falscher  Eid  zieht  die 

Strafe  des  Meineids  nach  sich. 
<ic?Äui.         l*^-  ß®*  ^^^  Processen,  die  über  die  Gültigkeit  der  Ehe 
etwa  entstehen  könnten,    macht  das  Certificat  des  Consuls 
Beweis. 

18.  Dies  Gesetz  soll  als  ein  Theil  des  grossen  Regiflter- 
gesetzes  angesehen  werden;  jeder  Consul  als  ein  Segistrar. 
•utortairt.  ^^*  ^^®  Consuln  werden  vom  Staatssecretär  zur  Vor- 

nahme der  Trauungen  autorisirt. 
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21*  Das  Gesetz  bezieht  sich  nicht  auf  Ehen,  die  in  über-^°«°*j'°'* 

'  von  dorn 

seeischen  Ländern  abgeschlossen  sind,  und  auf  die  ehelichen  c!«««^o* 
Verbindungen  der  königlichen  Familie. 

e.  Die  Gesetze  für  die  Colonieen. 
Von  den  zahlreichen  Gresetzen,  welche  für  die  Colonieen  coioniaicr«- 

,  •  «etae. 

erlassen  worden  smd,  bedürfen  wenigstens  die  hauptsächlicheren   Indien. 
einer  Betrachtung. 

St  58.  Geo.  III.  c.  84.  vom  5.  Juni  1818.  sor^e  für  dieSt.M.aeo. 

"  ni.  c.  84. 

Verhältnisse  Indiens. 

Dort  hatten  schottische  Geistliche »  die  mithin  nach  hoch- 
kirchlichen Grundsätzen  nicht  als  ordinirt  anzusehen  waren, 
vielfach  Ehen  von  Personen  getraut,  die  auch  der  englischen 
Kirche  angehörten. 

Es  mussten  sich  Zweifel  an  der  Gültigkeit  solcher  Ver- 
bindungen erheben,  und  diese  beseitigte  das  Gesetz  in  der 
Art,  dass  die  Parteien  schriftlich  ihre  Zugehörigkeit  zur  schot- 
tischen Eirchengemeinde  bekennen  sollten  (s.  1.)^. 

Die  weitere  Regelung  der  Ehegesetzgebung  erfolgte  dannLocaigcseue. 
durch  Localgesetzgebung,    bis  neue  Missstände  i.  J.  1851. 
wiederum   die  Aufmerksamkeit    des    Mutterlandes    auf  sich 
zogen  ^ 

Die  Ehen,  welche  durch  dissidenti3che  Geistliche  geschlos-     i»i. 
sen  waren,  wurden  durch  ein  Erkenntniss  des  obersten  Ge- 
richtshofes zu  Madras  fUr  ungültig  erklärt,  und  dennoch  gab 
es  in  Indien  nur  1045  trauberechtigte  Geistliche,  von  denen 
789  der  katholischen  Kirche  angehörten. 

Deswegen  wurde  am  24.  Juli  1851.  St  14.  u.  15.  Vict.^*;,J*;^'|J*' 
c*  40.  erlassen,  dessen  Bestimmungen  die  Berechtigung  der 
früher  traubefiigten  Greistlichen  nicht  schmälerte,  aber  facultativ 
die  Civilehe  vor  dem  Registrar  gestattete'. 

^  Gleich  nach  der  Trauung  hat  der  Geistliche  iwei  Certificate  auszu* 
«teilen,  welche  über  den  Namen  der  Brautleute,  die  Zeit,  den  Ort  und  die 
Zeugen  der  Trauung  Ausweis  geben.  Eins  erhalten  die  Eheleute,  das 
andere  der  Secretär  des  Gouvernements  (s.  2.). 

>  Vgl.  Hansard*B  Parliam.  Debates  lU.  Serie  115,  1850.  ff.  116,  501. 
S35;  117,895.1245.1813;  118,206.910.1382. 

8  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  sind: 

s.  1 :  Bei  jeder  in  Indien  beahsichtigten  Ehe,  wo  Einer  der  Brautleute 
der  christlichen  Religion  angehört,  muss  demBegistrar  des  Bezirkes  eine 
schriftliche  Anmeldung  gemacht  werden. 

s.  2:  Die  Parteien  erklfiren  dann  vor  ihm  eidlich,  dass  keine  Ehe- 
hindemisse  ihnen  entgegenstünden,  und  erhalten  darüber,  wie  über  die  An- 
meldung von  dem  Registrar  ein  Certificat  ausgestellt. 
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^^^^n^^'        Noch  ärger  waren  die  Miasstäiide  in  New-Foundland. 

*  wU^?"  Die  kleine  hochkirchKche  Partei  behauptete  die  Ungültig- 
keit aller  nicht  von  anglikanischen  Geistlichen  eingesegneten 
Ehen,  und  verlangte  ein  Einschreiten  der  Kegierung  gegen 
alle  dissidentischen  Geistliche,  welche  Trauungen  vornähmen, 
diese  hingegen,  und  mit  ihnen  die  grosse  Masse  des  Volkes, 
sah  solche  Verbindungen  als  völlig  rechtmässig  an,  und  die 
Colonialregierung  endlich  scheute  sich,  die  Verantwortung  der 
Entscheidung  zu  übernehmen,  und  liess  Zugellosigkeit  und 
Unordnung  ungehemmt  fortwuchem^. 

*m/c.^*  Im  J,  1817.  wurde  dann  endlich  ein  Gesetz  erlassen  St. 
57.  Geo.  IIL  c  51:  Alle  Ehen  sollten  durch  ordinirte  Geist- 
liche geschlossen  werden,  und  nur,  wenn  das  factisch  unmög- 
lich wäre,  der  Friedensrichter  oder  eine  andere,  vom  Gouver- 
neur beauftragte  Person  trauen  dürfen. 

st5.Geoav.  Aber  schon  St.  5.  Geo.  IV.  c  68.«  vom  17.  Juni  1824. 
musste  diese  Bestimmungen  wieder  aufheben,  ja  sogar  alle 
g6gen  jenes  Gesetz  geschlossenen  Ehen  nachträglich  validiren, 
sofern  sie  nicht  schon  geradezu  durch  einen  Gerichtshof  für 
ungültig  erklärt  wären. 

8. 3 :  Bei  bisher  noch  nicht  Tdrheirathet  gewesenen  Personen  unter 
21  Jahren  ist  die  väterliche,  beziehentlich  die  vormundschaftliche  Einwil- 
ligung nothwendig. 

s.  4:  Gegen  die  Ausfertigung  des  Registercertificates  kann  Seitens  der 
dazu  berechtigten  Personen  Einspruch  erhoben  werden. 

8. 5:  Sollte  die  consentirungsberechtigte  Person  unzurechnungsfähig 
sein,  oder  der  Vormund  widerrechtlich  seine  Einwilligung  versagen,  so  kann 
diese  von  der  Obrigkeit  ergänzt  werden. 

s.  9:  Nach  Ausstellung  des  CertificAtes  kann  die  Ehe  in  bestimmter 
Form  Tor  dem  Registrar  und  zwei  Zeugen  geschlossen  werden. 

s.  10:  Nach  Verlauf  von  3  Monaten,  seit  Ausstellung  des  Certifioates, 
bedarf  es,  falls  die  Ehe  noch  nicht  erfolgt  ist,  einer  erneuten  Anzeige  der 
Verbindung  bei  dem  Registrar. 

8. 11 :  Gleich  nach  der  Eheschliessung  ist  die  Einzeichnung  in  das 
Register  vorzunehmen  und  von  aUen  beüieiligten  Personen  zu  unter- 
schreiben. 

s.  12:  Die  Ehecertificate  sind  jährlich  dem  Gouvemements-Secretfir  zu 
übersenden ,  um  durch  diesen  »n  die  CentralregiBterstelle  in  England  be- 
fördert zu  werden. 

s.  21:  Die  kirchliche  Eheschliessung  in  der  bisher  berechtigten  Ait 
bleibt  nach  wie  vor  bestehen. 

1  Vgl.  Pedley  thehistoT7ofNewFoundland(LondonlS68.)801.f.lK08. 

>  An  Act  to  repeal  anAct  passed  in  theöZ^^yearof  theReign 
of  bis  late  Majesty  King  George  the  III.  instituted  ....  and  to 
make  further  Provision  for  the  Celebration  of  Marriages  in 
the  Said  Colony  and  its  Dependencies. 
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Jetzt  wurde  festgesetzt ,  dass  alle  Ehen  vor  einem  ordi- 
nirten  Greistlichen  geschlossen  werden  müssten  (s.  2*).  ».  2. 

Da  aber  New-Foundland  eine  grosse  Ausdehnung  habe  Qjjjfijfhe 
und  zu  gewissen  Jahreszeiten  gar  keine  Communication  zwi-   ^^^ 
sehen  den  einzelnen  Theilen  stattfinde,  so  könne  der  Gouver-  Penooea 
neur  oder  die  Staatssecretäre  an  Prediger  und  Lehrer,  welche  '^om  gou^ 
keinen  weiteren  Erwerbszweig  betreiben,  die  Licenz  zur  Ehe-  ^*™^°'* 
Schliessung  ertheilen«    Diese  Personen  haben  St  52.  Geo, 
m.  c.  155.^  mit  dem  Versprechen  der  gewissenhaften  Befol- 
gung zu  unterzeichnen  (s.  3.),  dürfen  aber  nur  trauen,  wenn  ^^^'J;^ 
ein  Geistlicher  nicht  erlangt  werden  kann  (s.  4.).    Entgegen-^'*«'  ^^'' 
gesetzten  Falles  verlieren  sie  nicht  allein  das  Kecht  zu  trauen, 
sondern  verfallen  auch  in  eine  Geldstrafe  von  10 — 50  £. 

Aber  auch  dies  Gesetz  reichte  nicht  aus.     St.  3.  Will.  st. s. wm. 

IV.  c.  10. 

IV.  c.  10.  „An  Act  to  repeal  the  laws  now  in  force 
concerning  the  celebration  of  marriage  in  this  Island'* 
wurde  erlassen,  welches  wieder  früher  geschlossene  Ehen 
legalisirte,  und  festsetzte,  dass  jeder  Geistliche  einer  christ- 
lichen Denomination  trauen  dürfe,  und  dass  der  Gouverneur 
je  nach  Bedürfiiiss  die  Befugniss  dazu  auf  einen  Prediger, 
lichrer  oder  Anderen  übertragen  könne'. 

Ein  ausführliches  Gesetz  wurde  endlich  noch  am  6.  Aumst  lonifcue 

^  Inseln. 

1860.»  —  St  23.  u.  24.  Vict.  c.  86.  —  für  die  Ionischen gt.M.u.24. 

Vict.  e.  86. 

^  An  Act  to  repeal  certain  Acts  and  amend  other  Acts  re- 
lating  to  Religious  Worship  and  Assembliea  and  Fersons 
teaching  or  preaching  therein. 

«  VglPedley  a.a.O.  877. 

'  B.  I:  AUe  Ehen,  die  unter  der  Autorität  des  Lord  High  Commissioner 
jener  Insehx  geschlossen  sind ,  werden  validirt,  ausser  wenn  ein  Gericht  sie 
schon  ftir  ungültig  erklärt  hat. 

s.  II:  1.  Jettt  sind  alle  Ehen  in  der  Kirche  zu  schliessen,  oder  in  dem 
doroh  die  Licenx  benannten  Orte ,  oder  in  dem  Paläste  des  Lord  High  Com- 
missioner in  Corfu,  oder  endlich  in  der  Residenz  eines  Residenten  auf  der 
InseL 

2.  Jede  Ehe  muss  zu  der  in  der  Licenz  angegebenen  Zeit  vor  zwei 
Zeugen  eingegangen  werden. 

8.  Die  Form  einer  in  der  Kirche  zu  schliessenden  Ehe  richtet  sich  nach 
derBestimmung  der  Personen,  welche  darüber  zu  verfugen  haben.  Sonst 
ist  sie  beliebig,  doch  muss  sie,  wenn  sie  nicht  dem  hochkirchlichen  Ritus 
gemäss  ist,  eine  bestimmt  vorgeschriebene  Consenserklärung  enthalten. 

s.  III:  Oleich  nach  der  Trauung  ist  die  Ehe  in  triplo  zu  registriren.  Ein 
Exemplar  erhält  der  Lord  High  Commissioner.  # 

s.  IV:  AUjährlich  ist  eins  dem  Registrar  Oeneral  zu  übennittehi, 

s.  V:  der  es  zur  Einsicht  ausliegen  lässt  und  Copieen  ertheilt. 

8.  VI :  Die  letzteren  machen  in  Prozessen  Beweis. 
Priedberg,  EheschUestung,  28 


1 
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Inseln  erlassen »  welche  indessen  jetzt  unter  griechische  Herr- 
schaft glommen  sind^. 

f.  Die  Ehen  der  königlichen  Familie. 

MniSchln         ^^  haben  bisher  bei  allen  Gesetzen,  welche  das  common 
Famiu«.  ii^^  abänderten  und  modificirten,  einen  beständig  wiederkehren- 
den Paragraphen  gefunden,  welcher  die  königliche  Familie  von 
den  neuen  Vorschriften  befreite  und  ihr  das  alte  Becht  erhalten 
wissen  wollte;  darüber  werden  wir  noch  kurz  zu  handeln  haben. 
1718.  Schon  i.  J.  1718.  trat  auf  Veranlassung  König  Georgs  L 

an  die  englischen  Richter  die  Frage  herauf  ob  zu  den  Ehen 
der  königlichen  Eander  und  Enkel  die  Einwilligung  des  Vaters 
nothwendig  sei;  und  mit  10  gegen  2  Stimmen  antworteten  sie 
bejahend« 

Ob  auch  die  übrigen  Mitglieder  der  königlichen  Familie 

soldies  Consenses  bedurften»  wurde  jedoch  von  ihnen  nicht 

ausdrücklich  entschieden. 

Hewogv.  ^"^  ^'  1772.,  als  der  Herzog  von  Cumberland  mit 

^•Jjj^jj^ einer  Mrs.  Horton  und  der  Herzog  von  Gloucester  mit 

Giowwti.^®^  Countess  Dowager  of  Waldegrave  sehr  gegen  die 

Absicht  ihres  königlichen  Bruders  eine  Ehe  eingegangen  waren, 

wurde  dem  Oberhause  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt  —  St.  12. 

8.  VII :  Der  Lord  High  Commissioner  kann  über  die  Form  der  Licenzen 
und  Certificate  Anordnungen  treffen. 

s.  VIII.  IX:  Fälschung  und  Zerstörung  der  Register  hat  dieselben  Fol- 
gen wie  in  England. 

s.  X:  In  solchen  Prozessen  macht  die  Erklärung  des  Lord  ffigh  Com- 
missioner  Beweis; 

s.  XI:  Nichts  in  dieser  Act  macht  frühere  Ehen  ungültig. 

Der  frühere  Code  y.  J.  1841.  —  Saint-Joseph  a.  a.  O.  4,  414.  — 
schrieb  kirchliche  Eheschliessung,  Registrirung  durch  den  Pfarrer  und-Mit- 
theilung  des  Trauscheines  an  den  Civilregisterbeamten  vor,  der  eine  neue 
Eintragung  Tomahm  (Art  142. 153.  ff.). 

^  Die  übrigen  Colonialgesetsgebungen,  die  von  ganz  untergeordneter 
Bedeutung  sind,  finden  sich  zusammengestellt  bei  Burn  Ecclesiastical  Lav 
2,433.  yy.  u.  fg.  —  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  für  Australien,  wo  die 
Entscheidung  von  the  Queen  v.  MilHs  (siehe  oben  S.  427.)  ebenfalls 
üble  Folgen  zu  Wege  brachte,  ein  Gesetz  im  Parlamente  nicht  durchdrang, 
obgleich  der  HerzogyonArgyll  eine  darauf  bezügliche  Petition  dringend 
befürwortete.  Hansard*s  Parliam.  Debates  III.  Serie  117, 585.  Es  han- 
delte sich  auch  hier  um  Ehen,  die  zwischen  Hochkirchlichen  und  Presbyte- 
rianem  eingegangen  und  durch  einen  der  letzteren  Religionspartei  angeh5- 
rigen  Geistlichen  getraut  waren.  Ein  Coionial-Gesetz  t.  J.  18S4.  erklärte 
zwar  derartige  Ehen  für  gültig,  aber  in  einer  so  verclausulirten  Fassung,  dass 
der  höchste  Gerichtshof  in  Sidney  sich  dennoch  in  mehrem  Fällen  für  die 
Nichtigkeit  entschied.  — 

^  Vgl. Burn Eccles.  Law 2, 438.  n. 
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Geo.  IIL  c.  11.  —  dase  kein  Abkomme  Georgs  11.  —  ^us- ^^,^;,^*^' 
genommen  die  Kinder  der   an  ausländische  Fürsten  verhei- 
ratheten  Prinzessinnen  —  ohne  königliche  Genehmigung  eine 
gültige  Ehe  eingehen  könne  (s.  1.).  ,      ««i* 

Nur  die  Descendenten  Georgs  U.,  welche  über  25  Jahre 
^t  wären  9  sollten  des  königlichen  Consenses  nicht  bedürfen. 
Doch  sollten  sie  dem  Privy  Council  von  der  beabsichtigten 
!Ehe  eine  Anzeige  machen  und  dann  noch  zwölf  Monate  warten, 
während  welcher  Frist  das  Parlament  die  Ehe  untersagen 
Isönne  (s.  3.).  ■•«• 

Jede  Person,  welche  eine  so  unrechtmässige  Ehe  fördert, 
verfällt  in  die  Strafe  des  Praemunire  (s.  4.).  »•  *• 

Die  Bill  stiess  schon  im  Oberhause  auf  grossen  Wider-  obertiam. 
«tand^;  man  wollte  die  Befugniss  des  Königs  auf  Kinder  und 
F^nkel  beschränken,  man  beabsichtigte,  die  Altersgränze  auf 
das  einundzwanzigste  Jahr  festzusetzen.  Nichtsdestoweniger 
passirte  das  Gesetz  mit  90  gegen  20  Stimmen,  freilich  unter  pw^rt. 
2wei  energischen  Protesten,  die  von  14  und  6  Lords  aus- 
gingen*. 

Noch  heftiger  aber  waren  die  Angriffe  des  Unterhauses^.  Unterh«i«. 

Es  wäre,  das  Vorrecht,  welches  itir  den  König  beansprucht 

-würde,  mit  den  englischen  Verfassungsgrundsätzen  völlig  un- 

Terträglich.    An  30,000  Personen  existirten  im  Lande,  welche 

lönigÜches  Blut  in  ihren  Adern  hätten  und  alle  diese  würden 

Jetzt  unter  königliche  Tutel  gestellt. 

Aber  ungeachtet  aller  dieser  Einreden  ging  die  Bill  auch  ^Siw£' 
hei  den  Gemeinen  mit  165  gegen  115  Stimmen  durch. 

Praktisch  wurde   das  Gesetz  bei   der  ohne  königlichen  g^J*^^^ 
-Consens  in  Bom  geschlossenen  Ehe  des  Herzogs  von  Sus-  „Vul^dy 
«ex,    eines   Sohnes   Georgs  IIL,    mit  Lady  Margareta^'jg^J^ 
Murray*.    Die  Ehe  wurde  vernichtet,  und  als  i.  J.  1831.  Sir  Ehevcr- 

•^  ...  Dichtet. 

Augnstus  d'Este,  ein  aus  jener  Verbindung  stanunender 
Sohn,  von  Neuem  deren  Bechtmässigkeit  behauptete,  erklärten 
the  King's  advocate,  der  attomey  und  soUicitor  general  sich 
iür  das  frühere  Urtheil^ 

1  Vgl.ParliamentaryHistoryl7,S84.ff. 

s  ebendas.  S91.ff. 

'  ebendas.  896.ff. 

4  Vgl.  Burn  Eccles.  Law  2, 48S.  s. 

6  Vgl.  Law  Magazine  7,  176.  4S2.  —  Die  Regency  Act  vom  4. 
August  1840.  St.  8.  u.  4.  Vi  et  c.  51.  igt  durch  den  inzwischen  erfolgten  Tod 
<les  PrinzenAlbert  unpraktisch  geworden. 
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Dtr  OtDg 

der  Ent- 
wicklang. 


Beeeption 
d.  CiTikhe. 


g.  Rückblick. 

Da8  ist  der  Entwicklungsgang»  den  dos  englische  Ehe- 
scUiessungsrecht  bis  auf  unsere  Tage  genommen  hat. 

Von  der  blossen  Formlosigkeit  ging  es  aus,  von  den  Grund- 
sätzen des  kanonischen  Bechts,  um  dann  in  einen  Formalis- 
mus umzuschlagen,  wie  er  auf  dem  Continente  TÖllig  unbekannt 
Ist,  wie  er  auch  nur  als  Ergänzung  des  mangelhaften  Scheide- 
rechtes vegetiren  konnte.  —  Denn  wo  die  Trennung  der  Ehe 
fast  unmöglich  war,  da  suchte  man  sich  nothgednmgen  durch 
Annullation  zu  helfen. 

Dann  wurde  dieses  Formenwesen  wenigstens  theilweise 
in  den  Hintergrund  gedrängt  (seit  der  Zeit  machte  sich  auch 
dann  das  Bedürfniss  eines  reformirten  Scheiderechtes  immer 
dringender  geltend)  dadurch,  dass  der  Mangel  mancher  früher 
absolut  nothwendiger  Postulate  zu  impedimenta  impedieniia 
herabgedrückt  wurde,  und  endlich  dem  ganzen  Gebäude  durch 
die  Civilehe  der  Abschluss  gegeben.  — 

Zuerst  wandte  sich  das  Volk  nur  sparsam  an  den  Register- 
aufseher,  um  vor  ihm  die  Ehe  zu  scÜiessen,  aber  stätig  hat 
sich  seitdem  die  Zahl  der  Civilehen  vermehrt,  wie  aus  der 
folgenden  Tabelle  sich  deutlich  ergiebt. 


Tear« 

endlng 
81.  Dee. 


KaiTlaget  regbtered  In  England  in  each  year  from  1841.  to  1866. 


Aceording  to  the  Rites  of  the 
ErtabllBhed  Chareb. 


Not  aceording  to  th«  Rlte>  of 
the  Choroh. 
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8 

o 

9 
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OD 
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0 
OQ 


U 


In  regiatered 
PUce. 


1841. 


m,496 1181157991  78016 1  979 1 19579 1 114,817 


1849.      1118,8851  9 1 149851  75744 1  9U 1 18415  j  110,047 
1848.      1128,8181  8 1 14544 1   79849 1 18M 1 18014 1 113,687 


1844.      1189,949 1 10  i  14980 1  85176 1 1558 1 18885 1 120,009 


1845.      1 148,7831 10  i  160181  98867)17061189191129,515 


1846.  1 145,6641 14 1171351   92995 1 1868 1 18508 1 180,509 

1847.  1185,8451 14 1170691   84868 1 1968 1 16979  j  120,876 

1848.  1188,880 118 1166961   86519  j  8170 1 15871  j  191,469 


1849.      1 141,8881 18 1 166971  90644 1 9598  ( 18980 1 188,188 


1850.      1 158,7441  8 1 17418 1  98669  1 8136  j  11788 1 180,959 


1851.      1154,8061  81177811  99406 1 8851 1 10418 1 130,958 


1858.      1158,7881   8 1 19461)  106497 1 8610 1  48061188,888 


1858.      1164,5801  8 1 80684 1 109166 1 8814 1  4430 1 138,048 


1854.  1 159,7871 15 181048 1105060 188111  4185)184,109 

1855.  {158,1181 14 1208861  99546|8804|  40011127,751 

1856.  1 169,8701  9 )  21836  { 104880 1 4045 1  8949|188,619 
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Nach  wie  vor  aber  herrscht  bei  den  Engländern  ein  ge-  ^,J5^. 
wi0ser  Widerwille  gegen  die  kirchlichen  Aufgebote,  den  wir      *^**' 
schon  oben  mit  all'  seinen  üblen  Consequenzen  kennen  gelernt 
kaben«     Noch  heute  sucht  sich,    wer  nur  kann,  von  dieser 
lästigen  Formalität  zu  befreien,  was  die  Zahlen  der  vorher- 
gehenden Tabelle  beweisen  mögen. 

Aber  auch  nach  wie  vor  sieht  der  gemeine  Mann  —  so  ^SobtMa? 
weit  das  aus  den  Quellen  über  englisches  Volksleben  erhellt  —      ^^ 
«chon  in  der  Handfestnng  einen  bindenden,  der  Ehe  gleichen 
Vertrag,  und  noch  heute  sind  die  Anschauungen  nicht  ver- 
schwunden, welche  für  die  ganze  englbche  Bechtsentwickinng 
massgebend  gewesen  sind^ 

IL  Schottland. 

Auch  in  Schottland  wich  die  Beformataon  von  den  vor- 
gefundenen Bechtsgrundsätzen  in  Nichts  ab.  sponmUAde 

Die  reformirte  Kirche  verlangte  eine  öjBTentliche,  bei  Tage*  p"*'***  * 
im  Gotteshause^  vorzunehmende  priesterliche  Trauung,  aber 
49ie  knüpfle  eben  so  wenig  wie  die  katholische  an  diesen  Act 
<die  Bedingung  der  Gültigkeit,  und  sprach  geradezu  die  Becht- 
mässigkeit  der  sponsidia  de  praesenti  aus. 

Die  Generalversammlung  der  schottischen  Kirche  ^^^^ 
V.  J.  1638.  adoptirte  vollständig  die  durch  jenes  oben  er-  ^••^•i^^- 
wähnte  Perther  Concil^  aufgestellten  Anordnungen,  und  hatte 
sogar   schon  Gelegenheit,    sich  über   deren  Nichtbefolgung 
rügend  zu  äussern. 

Aber  gleich  das  erste  Buch  über  kirchliche  Disciplin, 
welches  von  den  schottischen  Beformatoren  verfasst,  von  den 
Vertretern  der  Kirche  unterschrieben  und  i.  J.  1560.  dem 
Adel  vorgelegt  wurde,  sprach  aus,  wie  in  der  reformirten  Kirche 
heimliche  Ehen  nicht  geduldet  werden  konnten^. 

^  VgL  B  r an  d  on  populär  antiquities  2, 98. 

<  Acts  of  the  Eirk  of  Scotland  1002.  v.J.  1602:  „The  Asaemblie 
ordaines  that  no^^mamages  be  celebrated  airlle  in  the  moming  or  with 
candle  light;  and  find  likewayes  that  it  is  leisnre  to  celebrate  the  said  band 
of  marriage  upon  a  Sabboth  day  or  any  other  preaching  day  ae  the  parties 
«hall  requyre  and  thinkezpedient;  and  ordaines  the  same  to  beindifferentlie 
•done  and  that  no  ryotousnes  be  nsed  at  the  same  upon  the  Sabboth  day**.  — ^ 
Die  Vorschriften  über  Ehen  am  Sonntage  wurden  wiederholt  i.  J.  1610. 
«bendas.  1101. 

3  ebendaB.S.  192.  t.J.  1570. 

*  Siehe  obenS.  57. 

5  ch«  18.  §.  5.  bei  Spottiswood  Church  history  1,  867.  Vgl.  auch 
€alderwood  history  of  the  Church  of  Scotland  (Edinb.  1844.)  2, 117. 119. 
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„In  a  refarmed  Kirk,"  hiesB  es,  ,,marr%age  ought  not  to 
he  secreüy  used  btU  in  open  face  and  pubHc  audience  of  the 
Kirk,  And  for  avaiding  of  dangera,  expedient  it  is  ihat  the 
banns  be  pubKcly  proclaimed  three  several  Sandai/es,  unless  the 
persans  be  so  well  known  that  no  suspieion  of  danger  may  arise, 
and  then  may  the  time  be  shortened  at  the  discretion  of  the 
ministry^  but  naunse  can  toe  admit  marriage  to  be  tued  seereily, 
how  honaurable  soever  the  persons  be;  and  therefore,  the  Sonday^ 
before  noon,  we  think  most  eapedient  for  marriage  and  that  it 
ought  to  be  used  no  day  elsSs  tvühoiU  the  consent  of  the  whole 
mifiistry"» 
Sligstorm.  So   wurdc   denn  auch   in   zahlreichen   Beschlüssen  der 

schottischen  Kirche  immer  von  Neuem  die  Form  der  Ehe- 
schliessung in  sorgsame  Erwägung  gezogen. 

1562.  Eine  allgemeingültige  müsse  es  sein»  nach  dem  ^rauche 

der  Genfer  Kirche  wurde  i.  J.  1562.  festgesetzt*,  grössere. 

160S.  Klarheit  der  Consenserklärung  forderte  man  L  J.  1603•^  und 
das  von  Karl  L  bestätigte  Directory  for  the  public  wor- 

1640.  ship  of  Gody  vom  Februar  1645.,  stellte  so^  ein  ausfuhr* 
liches  Trauceremoniell  auf^..  Ein  Gebet  solle  der  Geistliche 
über  die  Brautleute  sprechen  und  dann  ihre  Einwilligung  ent- 
gegennehmen. „I  A",  sagt  der  Mann,  „do  take  thee  B.  to 
be  my  married  wife^  and  do  in  the  presence  of  God  and  before 
this  congregation  promise  and  covenant  to  be  a  Umng  and  faiih- 
ful  husband  v/nto  thee,  uniU  God  shall  separate  va  hy  death,*^ 
und  dabei  ergreift  er  die  Rechte  der  Braut.  Diese  thut  das- 
selbe, und  mit  den  Worten:  "/Ä  do  take  thee,  A.,  to  bernymar- 
ried  husband  and  do  in  the  presence  of  God,  and  before  this 
congregation,  promise  and  covenant  to  be  a  loving,  faiüiful  and 
obedient  wife  unto  tttee  until  God  shall  separate  us  by  death"-^ 
vermählt  sie  sich  dem  Manne.  Darauf  verkündet  der  Geist- 
liche sie  ohne  weitere  Form  als  Ehegatten  und  schüesst  mit 
einem  Gebete.  — 

Selbst  für  die  Verlöbnisse  wurde  eine  kirchliche  Form 
gewünscht  9  wenngleich  von  bindender  Vorschrift  Abstand  ge- 
nommen wurde^. 

1  Acts  of  the  Kirk  of  Scotland  S.  SO. 

2  Calderwood  a.  a.  O.  6, 243. 

3  Vgl.  Halkerston  a.  a.  0. 1,  95.  ff. 

*  Acts  of  the  Kirk  of  Scotland  S.  195.  v.  J.  1570.  Frage:  „It»» 
not  ezpedient  and  necessar  that  an  uniform  order  be  obsenred  in  all  Kirks» 
iu  makiDg  promises  of  marriagea,  quither  they  shall  be  made  perverbad» 
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Der  Grang  der  ganzen  Bechtsentwicklung  war  aber  einer  ^**iy/*^" 
absolut  nothwendig  kirchlichen  Ehesch^essung  abgewendet,  und 
die  Aufgebote  entsprachen  den  schottischen  Volksneigungen 
eben  so  wenig  wie  den  englischen.  Sie  wurden  beständig  um-      and 
gangen  und  die  Gegenmassregeln  der  Kirche  blieben  fruchtlos. 

■  Schon  Beschlüsse  aus  dem  sechszehnten  Jahrhunderte 
drohten  mit  Versagung  des  Sacramentes  und  Absetzung  der  ^le  Kirch«. 
fehlenden  Geistlichen  ^^  den  sponsaüa  de  praesenti  sollte  keiner- 
lei Glauben  geschenkt  werden  bis  der  kirchlichen  Busse  nach- 
gekommen sei^  aber  dieselben  Bestimmungen  mussten  im 
siebzehnten  Jahrhunderte  wiederholt  werden  und  wurden  noch 
am  £nde  des  achtzehnten  für  nothwendig  befunden'. 

Ja  die  schottische  Geistlichkeit  selbst,  wie  umfassende 
Befugnisse  sie  sich  auch  bei  der  Verkündigung  der  Aufgebote 
vindiciren  mochte*,  war  selten  abgeneigt,  der  Strafe  zum  Trotze* 

fatuTO  yel  per  verba  de  praesenti;  or  should  no  promise  be  made  tUl  the 
solemnlzation  ?  ^^  Antw. :  „Promise  of  marriage  per  verba  de  futuro,  sali  be 
made,  according  to  theordour  of  the  reformed  Kirk ,  to  the  minister,  ez- 
horter  or  reidar;  takeand  caution  for  abstinence  tili  the  marriage  be  so- 
lemnizit^*.  Im  j.  1575.  "wurde  an  die  Assembly  folgende  Frage  gestellt: 
Qu.:  „Whether  the  contract  of  marriage  used  to  be  made  before  the  pro- 
clamation  of  banns  betwixt  man  and  woman  should  be  made  be  words  of  the 
present  tyme,  The  man  saying  to  the  woman,  I  take  thee  to  be  my  wife,  and 
the  woman  saying  to  her  husband,  I  take  thee  to  be  my  husband ;  or  should 
thero  no  contract  or  promise  be  made  while  the  instant  time  of  solemnisa- 
tion  of  the  marriage?^*  A.:  „Let  the  order  observed  within  the  reformed 
Xirk  of  Scotland  be  keeped.  Parties  to  be  roarried  sould  come  before  the 
Assemblie,  and  give  in  thair  names,  that  thair  bands  may  be  proclaimit  and 
no  farther  ceremonies  usit  *S  e  b  e  n  d  a  s.  843. 

1  ebendas.  939.  V.  J.  1597. 

s  eben  das.  82.  y.  J.  1563:  „The  Kirk  pronouncit  that  no  contract  of 
marriage  alledged  to  be  made  secreitly,  camall  copulatioun  foilowing,  sali 
have  faith  in  judgement  in  tyme  comeing,  untill  the  tyme  that  the  con- 
tractors  suffer  as  breakers  of  good  ordour  and  slanderers  of  the  Kirk;  and 
thereafter  that  faith  sali  not  be  givin  unto  that  promise,  unto  sick  tyme  as 
famous  and  unaspected  witnesses  affirme  the  same,  or  eis  the  parties  confess 
it;  and  in  case  that  probation  nor  confession  foUow  not,  that  the  said 
offenders  be  punishit  as  fomicators*^ 

^  Siehe  Selection  from  the  minutes  of  the  synod  of  Fife 
(Edinb.  1887.)  S.  187.  ->  Folgende  finden  sich  bei  Halkerston  A  Digest 
of  the  Law  of  Scotland  relatingto  marriage  1, 104.  angemerkt:  1698.  §.  8; 
1699;  1784.  §.8.9. 

*  Vgl.  Cook  History  of  the  Reformation  in  Scotland  8,  255.  Irvine 
Considerations  on  the  inexpediency  of  the  law  of  marriage  in  Scotland  40. 

^  Beispiele  yon  Amtsentsetzungen  oder  mindestens  —  bei  geringeren 
Vergehen  —  öffentlichen  Bussen  der  Geistlichen  yor  der  Gemeinde  finden 
sich  aus  den  Jahren  1567:  Acts  of  the  Kirk  of  Scotland  S.  114;  1587: 
ebendas.  695.  —  1565:  ebendas.  66.  1577:  eb6ndas.398. 
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heimliche  Ehen  einzusegnen ,  und  Bchlinunsten  Falls  waren 
dazu  katholische^  und  abgesetzte  protestantische  Geistliche 
genug  zur  Hand',  von  denen  die  ersteren  begimg  einen  Zu- 
wachs ihrer  Kirche  erstrebten,  die  anderen  Lebensunterhalt 
suchten  und  Beide  wegen  heimlicher  Ehen  überlaufen  wurden, 
ungeachtet  solche  Verbindungen  unzweifelhaft  für  ungültig 
erklärt  wurden. 

tetz'"?**'*"  Aber  eben  so  wenig,  wie  Seitens  der  kirchlichen,  wurde 
die  BechtsgUltigkeit  der  heimlichen  Ehen  oder  der  sponsalia 
de  prciesenti  durch  die  staatliche  Gresetzgebung  bemängelt'. 

Freilich  waren  die  Strafen,  mit  denen  hier  die  Nicht- 
achtung der  kirchlichen  Gebote  gerügt  wurde,  bedeutend 
härter. 

t^^«*i**i2'  Em  Gesetz  v.  J.  1641.  c.  8.,  wiederholt  in  1649.  und 

c-w.  1661.  c.  34.  ordnete  an,  dass,  wer  sich  ohne  Aufgebote  ver- 
heirathe  oder  durch  Personen  zusammengeben  lasse,  welche 
die  Vollmacht  dazu  Seitens  der  Kirche  nicht  empfangen 
hätten,  mit  dreimonatlichem  G^föngnisse  zu  belegen  sei  und 
eine  Geldstrafe  zu  zahlen  habe,  deren  Hohe  nach  dem  Bange 
des  Fehlenden  bemessen^,  und  vor  deren  Leistung  er  nicht 
aus  dem  Gefangnisse  entlassen  werden  solle.  Der  trauende 
Geistliche  wurde  aus  dem  Königreiche  Terbannt  und  ihm  die 
Bückkehr  bei  Todesstrafe  verboten. 

1698.  €.6.  Diese  Vorschriften  wurden  dann  noch  verschärft  durch 

1698.  c.  6.^    Danach   sollten  ausser  allen  finiheren  Strafen 

^  ehendas.  441.  v.  J.  1579:  Q. :  „What  ordoor  salbe  tsne  with  these 
persons,  that  passes  to  a  popish  priest  to  be  xnarried,  thair  bands  not  beand 
proclaimed:  Sali  tbey  be  esteimed  as  married  persons,  and  if  not,  quhat 
discipline  salbe  usit  against  them?**  A.:  „This  ooniunctioan  is  no  mar- 
nage,  and  therefor  ordaines  tbe  persons  to  be  callit  before  thair  particular 
Assemblies  and  satisfie  as  fomicatours;  and  upon  new  procLamatioun  to  be 
married  according  to  the  ordour  of  refonnit  Kirk  and  the  papist  priest  to  be 
punischit". 

>  ebendas.  855.T.  J.  1595. 

'  BemeriLenswerth  aber  ist,  dass  das  Stat  v.  J.  1551.  no.  11.  —  Acts 
of  the  Farliament  of  Scotland  2, 486.  —  das  Verbrechen  der  Bigamie 
nur  da  anerkennt,  wo  kirchliehe  Eheschliessimg  war:  „Item  it  is  statnte 
and  ordanit  that  quhats  umeuer  persoun  maryis  twa  sindrie  wysis  or  woman 
marryis  twa  sindrie  husbandis  leuand  togidder  undeuorsit  lauchfullie  con- 
traire  the  aith  and  promeis  maid  atthe  solempnüiatioun  and  contraetisg  of 
the  matrimonie  etc.'' 

*  nobleman:  ^1000;  landedgentleman:  lOOOmarks;  gentleman  and 
borghar:  i^^OO;  eachotherperson:  lOOmarks. 

5  nobleman:  £  2000  Strafe;  baron,  landed  gentleman:  2000  maiks; 
gentleman  or  bnrghar:  £  1000;  each  other :  200  marks. 
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die  Brautleute  so  lange  gefangen  gehalten  werden,  bis  sie  den 
trauenden  Geistlichen  zur  Bestrafung  anzeigen  würden,  und 
dieser  sollte  vor  seiner  Verbannungy  Geld-  und  Körperstrafe 
nach  Gutdünken  des  Privj  Council  erleiden.  Auch  jeder 
Zeuge  einer  heimlichen  Ehe  wurde  um  100  »^  schottisch  oder 
mit  Grefangniss  gebüsst* 

Es  sind  zahlreiche  Beispiele  Torhanden,  dass  jene  Straf- 
bestimmungen praktisch  ausgeführt  wurden^. 

Manch'  schottischer  Geistlicher  stand  an  dem  Pranger, 
mit  einem  Zettel  um  den  Hals,  welcher  sein  Vergehen  angab, 
und  musste  dann  das  Vaterland  auf  ewig  meiden,  aber  es 
fanden  sich  immer  andere,  die  sich  nicht  scheuten,  in  die  Fuss- 
tapfen  der  bestraften  Amtsbrüder  zu  treten. 

Auch  privatrechtliche  Nachtheile  wurden  durch  das  Gesetz  len,  c». 
von  1672.  c.  9.  an  die  unfeierlichen  Ehen  geknüpft  i  Der  Ehe- 
mann verliert  sein  iiM  mariti»  sein  Becht  an  den  Mobilien  der 
Frau,  und  die  Wittwe  ebenso  ihr  iua  relictae,  ihren  Päichttheil 
an  dem  Nachlasse  des  Maxmes. 

Allein  wenigstens  das  letztere  wurde  schon  i.  J.  1690*  i69o.  c.27. 
c.  27.  wieder  aufgehoben,  und  so  stellt  sich  denn  das  heutige 
Becht  —  die  kurze  Episode  der  obligatorischen  Civilehe  durch 
das  von-  Crom  well  erlassene,  auf  Schottland  übertragene 
Gesetz  des  Jahres  1653.  ist  spurlos  vorübergegangen^  —  in 
folgender  Art  dar. 

Das  Hauptprincip  des  heutigen  schottischen  Eheschlies-    ^^^^^ 
sungsrechtes  ist  der  den  römischen  und  kanonischen  Grund- 
sätzen entsprechende  Satz,  dass  der  blosse  Consens  die  Ehe  ^j[j.^{^JJJ]J^ 
begründe'. 

Je  nachdem  aber  dieser  Consens  in  der  vom  Gesetze  vor- 
geschriebenen Weise  abgegeben  ist  oder  nicht,  wird  „regtUar^^ 
und  „irregulär  marriage"  unterschieden^. 

Zu  der  regelmässigen  Eheschliessung  gehört  vor  allen  "^"^"" 
Dingen  dreimaliges  Aufgebot  in  der  Kirche  derjenigen  Parochie, 
welcher  die  Brautleute  seit  sechs  Wochen  angehörend 

1  Vgl.  Halkerston  a,  a.  0. 1, 121.  £ 

2  VgL  oben  S.  827. 

9  Vgl.  Erskine  An  Institute  of  the  law  of  Scoiland(ed.  by  lyoryEdinb. 
182S.)  1, 121.  Stair  Institutions  tit  4.  §.  1.  Bankton  Instit.  B.  1.  tit  5. 
{.  2;B.4.tit.45.§.46.    Halkerston  a.a.  0. 1,65. 

*  Bell  piinciples  of  the  law  of  Scotland  414.  Fergnsson  Tteatise  on 
die  present  8tate  of  the  Connstorial  law  in  Scotland  (Edinburgh  1829.)  105. 
Erskine  a.a.O. 

^  Halkerston  a.  a.  0. 1, 105. 
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Ueber  die  Vollziehung  der  FVoclamationen,  von  denen 
übrigens  dispensirt  werden  darf  ^^  giebt  der  clerk  of  the  Session 
ein  Certifieat  und  auf  Grund  dieses  wird  die  Trauung  oelebrirt'. 

AiMbriueu.  Dennoch  aber  hat  auch  hier  eine  missbräuchliche  Praxis 

die  heilsamsten  Vorschriften  vereitelt»  und  nur  zu  häufig  dient 
ein  Certificate  welches  ohne  wirkliche  Verkündung  der  Auf- 
gebote ausgestellt  ist>  zur  Bemäntlung  einer  heimlichen  Ehe. 

Maegregorr.  Sagte  doch  der  clerk  of  Session  in  Malcolm  Mac- 
gregor  v.  Mary  Black  Macneil  aus,  dass  unter  50  Fällen 
höchstens  einmal  wirklich  die  Brautleute  aufgeboten  würden^ 
und  Mr.  Bow,  der  session  clerk  von  Edinburgh  bezeugte, 
dass  Aufgebote  dort  fast  gar  nicht  vorkämen*.  — 

Tranberech-         Zur  Trauung  siud  vor  Allem  die  Geistlichen  der  schot- 

tischen  Kirche  berechtigt,  doch  sind  die  harten  Strafverbote 

iwi.      des  Jahres  1661.,  welche  in  1695.  c.  12.  noch  verschärft  wur- 

den,    und  wodurch  Geisthchen   der   englischen  Kirche  jede 

Trauung  in  Schottland  untersagt  war,  schon  durch  die  Tole- 

^**Actl*^"  ration  Act  (10)  der  Königin  Anna  aufgehoben,  und  ebenso 
öt.4.n.5.   sind  durch  St.  4.  u.  5,  Will.  IV.  c.  28.  die  Strafen  zurück- 
genommen   worden,    welche   katholische   Geistliche    für   die 
Trauung  andersgläubiger  Brautleute  bedrohten.  — 

Ein  bestimmtes  Ritual  der  Eheschliessung  exisürt  nicht 
mehr,  da  das  frühere,  oben  erwähnte  seit  lange  ausser  Geltung 
gekommen  ist*.  Vielmehr  genügt  jede  beliebige  Consenser- 
klärung  vor  dem  Geistlichen;  auch  kann  die  Ehe  zu  jeder 
Zeit  und  an  jedem  Orte  geschlossen  werden®.  — 

irregulär  Zu  dcu  uuregelmässigcn  Ehen  gehören  zunächst  die  ohne 

marrftgw.  ^yfggjj^^^  kirchlich  eingegangenen. 

Zwar  sind  hiefür  noch  die  alten  Strafbestimmungen  in 

Kraft,  aber  theils  ist  die  Landesverweisung  für  den  trauenden 

iv.Vi7^"*oöeistHchen  durch  St  1.  Will.  IV.  c.  37.  s.  10.  aufgehoben, 

theils  sind  die  übrigen  Strafen  in  ganz  geringe  Geldbussen 

verwandelt  worden'. 

1  ebenda«.  1, 115;  Erskine  a.  a.  O.  B.  1.  tit.  6.  §.  10.  Assemblf 
1688. 8688.  28.  c.  21. 

a  Fergasson  a.  a.  O.  Beports  87.  ff. 

8  ebendas.  Rep.  61. 

^  ebendas.  Rep. 67. 

^  Halkerston  a.  a.  0. 1, 98. 

«  Vgl.  Barclay  a  Digest  of  the  law  of  Scotland  (Edmb.  1852)  *^' 
Hume  Comment  od  the  Criminal  Law  of  Scotland  2,  828. 

7  Fergu88on  a.  a.  0. 114. 
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Ja,  meist  begeben  sich  Bogar  die  Paare,  welche  gar  nicht "**pJ5to"' 
kirchKch,  sondern  nur  durch  sponsaUa  d$  praesenti  ihre  Ehe 
eingegangen  sind,  zu  dem  Friedensrichter,  erklaren,  sie  seien 
ohne  Aufgebot  Ton  einem  Geistlichen,  den  sie  weder  nennen 
könnten  noch  wollten,  getraut  worden,  bezüdileii^die  gesetzUc^he 
zwischen  einer  halben  Guinea  und  5'eft.  schwaidc^db  Strctfe, 
und  erlangen  so  wenigstens  einen  ToHgültigdflSe^eis  def  von 
ihnen  geschlossenen  Ehe^  —  .  »•  -    n    . 

Hieher  gehört  aber  auch  die  Civilehe  vor  dem  Friedens-   ciTiidie» 
richter. 

Eigentlich  ist  eine  solche  im  schottischen  Bechte  —  über 
das  Gesetz  der  Revolutionszeit  habe  ich  schon  gesprochen  — 
durchaus  nicht  begründet^,  aber  sie  hat  sich  aus  mehrfachen 
Ursachen  seit  dem  siebzehnten  Jahrhimderte  theils  entwickelt, 
theils  erhalten. 

Einmal  nämlich  erwuchs  aus  dem  Umstände,  dass  die 
Parteien  bei  sponsalia  de  praesenti  in  der  so  eben  angegebenen 
Art,  gegen  Erlegung  einer  geringen  Strafsumme,  sich  eine 
Bescheinigung  ihrer  Ehe  verschafften,  eine  Art  von  Beur- 
kundung durch  den  Bichter,  dann  aber  hielten  und  halten  auch 
diese  —  freilich  unbefugter  Weise  —  Trauregister*  und  die 
Yor  ihnen  eingegangenen  Verbindungen  sind,  da  ja  der  Con- 
sens  allein  zur  Constituirung  einer  Ehe  hinreicht,  somit  frei- 
lich unregelmässige,  aber  doch  gültige  Ehen. 

Zu  den  unregelmässigen  Verbindungen  gehören  aber  auch  ^i^JJ^E^oi' 
alle  völlig  formlosen* 

In  welcher  Art  der  Consens  nur  ausgedrückt  sein  mag% 
ob  durch  Worte,  Schrifl  oder  Zeichen:  immer  ist  er  im  Stande, 
eine  wahre  Ehe  zu  begründen,  und  dasselbe  geschieht,  den 
Vorschriften  des  kanonischen  Bechts  entsprechend,  durch  Ver- 
löbnisse mit  darauf  folgender  copula  camctKaK 

^  Burn  Regiatrum  ecolesiae  parochialis  217.    Barclay  a.  a.  O.  593 j 
Tgl.  135. 

2  Halkerston  a.a.  0. 1,110.  Barclay  a.  a.0. 136.  —  Danaclknnd 
die  Irrthümer  neuerer  SohrifUteller  su  berichtigen,  die  —  wie  Mejer  In«-^ 
stitut.  d.  gem.  deutsch.  Kirchenr.  (Göttingen  lSö6.)  508.  —  ohne  Weiteres 
Yon   der  Einführung   der  Civilehe   in  Schottland  zur  Reformationszeit 
sprechen.    Das  ist  gründlich  falsch. 

3  Fergusson  a.  a.  O.  Reports  229.  ff. 

^  Erskine  a.  a.  O.  Book  1.  tit  6.  §.  5.    Fergusson  a.  a.  0. 112. 
5  Fergusson  a.  a.  O.  115.     Erskine  ä.  a.  O.  Book  1.  tit.  6.  §•  4. 
Stair  a.  a.  O.  Book  1.  tit  4.  §.  6. 
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Der  Beweis  wird  natürlidlier  Weise  durch  Eingestandniss, 
Zeugen,  unter  d^ien  auch  Frauen  jetzt  zugelassen  sindS  Ur- 
kunden und  endlich  durch  Zuschiebung  des  Eides  geführt^— 

Ich  will  diese  Eechtsgrundsätze  durch  Fälle  aus  der 
schottischen  Praxis  erläutern:  es  wird  uns  das  auch  ein  Urtheü 
an  die  Hand  geben  über  den  y^erth  des  heutigen  schottischen 
Eherechts.  Zuvor  werde  ich  jedoch  der  Gretna-Green- 
Ehen  gedenken  müssen. 
^"EhS**"'  Schon  oben,  bei  der  Darstellung  des  englischen  Ehe- 
rechts, habe  ich  auf  die  Wichtigkeit  hingewiesen,  die  Gretna 
Green  für  das  englische  Eheschliessungsrecht  bis  auf  Lord 
Brougham's  Bill  gehabt  hat'.  Wir  müssen  jetzt  den  recht- 
lichen Character  dieser  Ehen  ins  Auge  fassen. 

Man  hat  aus  dem  bekannten  Umstände,  dass  der  Schmied 
von  Gretna  Green  die  Brautleute  zusammengiebt,  wohl  den 
SchluBS  gezogen,  daes  hier  ein  besonderes  Privileg  vorliegen 
müsse,  eine  besondere  Berechtigung,  welche  diesem  Schmiede 
durch  Gresetz  oder  Herkommen  verliehen  worden  sei.  —  Das 
ist  jedoch  nicht  der  Falll 

Der  erste  Schmied,  welcher  in  Gretna  Green  traute,  that 
das  nicht  aus  den  angeführten  Ursachen,  auch  nicht,  weil  er 
sich  eines  besonderen  Ansehens  im  Dorfe  erfreute,  sondern 
ganz  einfach,  weil  sein  Haus  das  erste  des  Fleckens,  das 
nächste  war,  welches  ein  von  England  flüchtiges  Paar  errei- 
chen konnte.  Seine  Nachfolger  aber,  die  gar  nicht  mehr  am 
Ende  des  Dorfes  wohnten,  setzten  das  Trauen  fort  und  wurden 
von  den  Brautleuten  dazu  in  Anspruch  genommen,  weil  sie, 
der  Tradition  zufolge,  Trauregister  hielten  und  somit  doch 
eine  Art  Beurkundung  der  Ehe  bieten  konnten. 

Auch  haben  nicht  blos  Schmiede  in  Gretna  Green  ge- 
traut: schon  der  Nachfolger  von  David  Paislej  war  John 
Linton,  ein  Gastwirth,  der  Besitzer  der  Gretna-Hall. 

Der  Schmied  aber,  oder  wer  auch  immer  den  Consens 

der  Brautleute  entgegeimimmt  und  die  Ehe  registrirt,  ist  nichts 

weiter  als  ein  gewöhnUcher  Ze^ge,  der  durch  jeden  anderen 

ersetzt  werden  könnte:  die  Verbindung  hat  nur  als  sponsaUa 

proxeüemit^^  |>rae5«n<i  die  Kraft  einer  Ehe.  — 

'iSiSSang?"        ^^^  Prozessen  mögen  folgende  angeführt  werden,  auf 

1  Irvine  a.  a.  0. 161. 

>  Halkeraton  a.  a.  0. 1, 150.  £  168.  ff. 

s  Siehe  oben  S.  425. 
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denen  die  ganze  heutige  Praxis  als  auf  PxiU^denzen  Torztig- 
Heb  beruht,  und  die  deswegen  eine  besondere  1/Vichtigkeit 
haben. 

Was  zunächst  sponsaUa  de  praesmti  anbetrifft,  so  wurde  "Jj^JJi**^^^ 
ein  merkwürdiger  Fall  in  Macgregor  v.  Macneil  ent-*'52SSu/* 
schieden^. 

Der  ESäger  war  ein  Buchdrucker  in  Edinburgh,  die  Be-> 
klagte  eine  natürliche  Tochter  des  Dr.  Macneil,  bei  dem  der 
Kläger  als  Verwalter  diente.  Obgleich  Macgregor  über  noch 
einmal  so  alt  war  als  Mary  Macneil,  gelang  es  ihm  dennoch, 
einLiebesverhältmss  mit  ihr  anzuknüpfen,  welches  nach  seiner, 
von  ihr  bestrittenen  Aussage  zu  sponsaKa  de  praeeenti  führte, 
die  sie  im  Frühjahre  1816.  im  Hochlande  heimlich  eingingen, 
ohne  sie  jedoch  durch  eoptda  eamaUe  zu  consummiren. 

Bei  seiner  Rückkehr  nach  Edinburgh  drängten  sich  Mac- 
gregor gewichtige  Zweifel  auf,  ob  seine  Verbindung  mit 
Marj  Macneil  zu  Recht  bestehe  und  eine  Ehe  wäre. 

Er  beschloss,  sich  noch  einmal  kirchlich  trauen  zu  lassen* 
Mit  leichter  Mühe  erlangte  er  ein  Certificat,  dass  die  Auf- 
gebote verkündet  seien',  und  zwang  dann  Mary  durch  die 
Drohungen,  einige  in  seinen  Händen  befindliche,  ihr  gehörige 
Werthpapiere  verbrennen  und  einen  Mr.  JoUy,  dem  ihr  Vater 
sie  schon  vorher  verlobt  hatte,  misshandeln  zu  wollen,  ihm 
Nachts  in  das  Haus  eines  Geistlichen  zu  folgen. 

Hier  wurde  die  gewöhnliche  Trauhandlung  vorgenommen, 
und  Nachts  schliefen  sie  in  demselben  Hause;  ob  in  demselben 
Bette  oder  Zimmer,  war  unbewiesen. 

Damit  hörte  aber  auch  jeder  Verkehr  zwischen  beiden 
auf;  vielmehr  war  der  Kläger  bei  der  späteren  Hochzeit  der 
ihm  Angetrauten  mit  eben  jenem  Mr.  JoUy  gegenwärtig,  trank 
auf  das  Wohl  der  neuen  Ehegatten  und  erkannte  die  Ehe  in 
jeder  Weise  an. 

Im  J.  1818.  starb  aber  der  Dr.  Macneil  und  hinterliess 
seiner  Tochter  mehrere  Güter:  Jetzt  stellte  auch  Macgregor 
seine  ESage  auf  Vernichtung  der  zweiten  Ehe  an,  welche  bis 
zum  Jahre  1825.  bei  den  Gerichten  schwebte«  Das  Erkennt- 
niss  erster  Instanz  erkannte  die  Klage  für  begründet  und 
erklärte  die  erste  Ehe  für  gültig: 

„  The  Commisearies  having  eoneidered  the  memoriah  for  the 

^  FergnBBon  a.  a.  O.  Rep.  51.  ff. 

^  Dies  diene  zur  Illustration  des  oben  S.  442.  Gesagten. 
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parties,  proof  adduced  on  both  ndes,  and  whole  cauee,  ßnd,  (hat 
the  pursuer  has  eetabUsheds  by  suffident  etndenee,  (hat  a  mar- 
riage  was  celehrated  betwixt  the  defender  and  htm,  by  (he  Re- 
verend Joeeph  Bobertson,  lote  miniater  of  the  chapel  in  Leiih 
Wynd,  Edinburgh,  in  the  mon^  of  May  1816:  Find»  ihat  the 
defender  has  failed  to  estabUsh  by  evidence  any  cirewnatancet 
sufficient  to  elide  the  legal  preevmption  thence  arieing  of  the 
fnatrimonial  consent  having  been  duly  adhibited  by  her  on  ihat 
oecasion:  Find  tkerefore»  facta,  eirevmetancea  and  qualifieatwns 
proven,  relevant  to  infer  marriage  between  the  parties:  Find  and 
declare  them  married  persona  and  deeem".  — 

Diee  Urtbeil  wurde  in  der  zweiten  Instanz  bestätigt»  aber 
dann  vom  Oberhauae  vernichtet.  Nicht  freilich  aus  dem 
Grunde»  weil  durch  sponsalia  de  praesenti  keine  Ehe  begründet 
würde,  sondern  weil  der  ehewirkende  Consens  beider  Theile, 
ihre  Absicht,  eine  Ehe  eingehen  zu  wollen,  aus  der  Bew^s- 
auinahme  nicht  genügend  erhelle.  — 

Es  wurde  also  damit  das  jedenfalls  sehr  gefahrliche  Princip 
ausgesprochen,  dass  nicht  einmal  die  freie  kirchliche  ConsenB- 
erklärung  genüge,  um  den  wirklich  vorhandenen  Consens  prä- 
sumiren  zu  können. 
^rnU^t*  Als  Gegensatz  dazu  kann  der  Prozess  David  M*Krie 
pergn«K,ii.  ^  Margaret  Fergusson*  —  1783.  —  dienen.  Hier  war 
der  Kläger  ein  Weber,  der  sich  jedoch  später  durch  Privat- 
unterricht im  Englischen  und  im  Schreiben  den  kär^chen 
Lebensunterhalt  von  14  £  jährlich  verschaffie.  Als  Lehrer 
kam  er  auch  mit  der  Verklagten  in  Berührung  und  wurde  mit 
ihrem  Vater  befreundet 

Dieser  starb,  als  seine  Tochter  sechszehn  Jahre  alt  war 
und  hinterliesB  ihr  ein  Vermögen  von  500 — 600  £j  welches 
die  Habsucht  des  Klägers  reizte  und  ihn  zu  dem  Entschlüsse 
brachte,  die  Erbin  zu  heirathen. 

Schon  aber  war  ihr  Verhältniss  zu  den  Ohren  der  Vor- 
münder und  Testamentsexecutoren  gekommen,  welche  ihnen 
jeden  Umgang  streng  untersagten,  und  als  sie  nichtsdesto- 
weniger einer  heimlichen  Correspondenz  auf  die  Spur  kamen, 
ihre  PiSegbefohlene  von  Majbole  nach  Irvine  in  das  Haus 
eines  Verwandten  brachten.  Doch  zuvor  noch  wusste  sich 
David  M*Krie  einen  Schein  von  ihr  zu  verschaffen,  worin  sie 
zur  Verkündigung  der  Aufgebote  ihre  Einwilligung  gab. 
^  Fergusson  a.  a.  0.  Bep.  155.  ff. 
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Obgleich  816  nun  gleich  darauf  in  einem  Schreiben  an 
den  Session  Clerk  von  Majbole  ihre  Genehmigung  widerrief, 
wurde  doch  mit  den  Aufgeboten  vorgegangen  und  zwei  Pro- 
clamationen  an  einem  Tage  verkündet;  erst  die  dritte  wurde 
verhindert. 

Somit  war  eine  reguläre  Eheschliessung  unmöglich  ge- 
macht. — 

Jetzt  überredete  aber  David  die  junge  und  unbesonnene 
Margaret,  ihn  eines  Tages  in  das  Haus  einer  Mrs.  Main  zu 
begleiten. 

Hier  wurde  dann  am  hellen  Nachmittage  ein  Bett  aufge- 
schlagen, die  Parteien  lagen  bei  und  erklärten  im  Beisein  von 
zwei  eigens  von  David  dazu  bestellten  Zeugen  ihren  ehelichen 
Consens^  Ob  die  copula  camaKs  vollzogen  wurde,  war  zwei- 
felhaft. Die  Verklagte  bestritt  es  entschieden,  der  Geridits- 
hof  untersuchte  es  nicht  weiter. 

Jedenfalls  sahen  sich  David  und  Margarete  nachher  nicht 
wieder,  bis  er  eine  Klage  auf  Gültigkeitserklärung  seiner  Ehe 
anstellte. 

Der  Gerichtshof  erklärte  die  Verbindung,  wie  bedenklich 
auch  die  Glaubwürdigkeit  der  vom  Kläger  beigebrachten  Zeugen 
sein  mochte,  für  eine  Ehe,  und  dies  Urtheil  wurde  in  der  zwei- 
ten Instanz  bestätigt. 

In  Taylor  v.  Kello^  hatte  der  Kläger  die  Verklagte  '^^l^^' 
bewogen,  ihm  einen  Schein  auszustellen,  in  welchem  sie  er- 
klärte: „Ich  erkenne  Dich  Patrick  Taylor  aus  Kirkenshaw 
hiermit  als  meinen  rechten  und  gesetzmässigen  Ehemann  und 
verharre  Dein  treues  Weib  Agnes  Kello^'.  Concubitus  wurde 
zwar  klägerischerseits  behauptet,  aber  nicht  erwiesen. 

Die  Verklagt^  machte  geltend,  dass  sie  jene  Erklärung 
nur  abgegeben  habe,  nachdem  ihr  Liebhaber  ihr  versprochen, 
den  Schein  geheim  zu  halten  und  nie  gegen  ihren  Willen 
zu  gebrauch^.  Später  habe  sie  denselben  auch  auf  Wunsch 
ihrer  Mutter  von  dem  Kläger  zurückverlangt,  und  als  sie  ihn 
nicht  erhalten,  jeden  weiteren  Umgang  abgebrochen. 

Nichtsdestoweniger  sprach  sich  der  Siebter  erster  Instanz 
für  Vorhandensein  der  Ehe  aus:  „tn  respect  it  appeared  that 
the  def ender,  when  arrived  at  age  when,  by  ihe  law  of  ScotUmdy 
-ehe  was  deemed  capable  of  consent,  voluntarily  and  deliberatehf 
granted  to  the  pursuer  the  declaraiion  Uhelled  on,  and  received 
^  FerguBBon  a.  a.  0.  Rep.  84.  ff. 
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frcm  him  a  ccfänter  declaration  of  the  same  import,  fcund  ihe 
mutual  obligtxHona  relevant  to  infer  marriage  between  the  partiety 
andfotmd  them  married  persans  aocordingly'*. 

Die  zweite  Instanz  verwarf  die  Berufung  und  erst  das 
Oberhaus  vernichtete  das  erste  Erkenntnisse  wieder  weil  der 
zwar  scheinbar  ausgetauschte  Consens  kein  wahrer  gewesen  scL 
^rDobi^Df  Ebenso  wurde  in  Maclauchlan  v.  Dobson^  entschieden, 
dass  ein  langer  Briefwechsel,  in  welchem  die  Parteien  sich  als 
Ehegatten  bezeichneten  und  eine  Erklärung  des  ehelichen 
Consenses  vor  Zeugen  nicht  hinreichend  sei,  eine  Ehe  zu  be- 
gründen, weil  sich  ergab,  dass  der  angebliche  Ehemann  zur 
Zeit  jener  Consenserklärung  schon  beschlossen  hatte,  keine 
Gemeinschaft  mehr  mit  der  Person  zu  pflegen,  welche  er  sein 
Weib  nannte. 
^pSiStonT'  I^  Anderson  v.  Füll  er  ton*  erkannte  der  Bichter,  dass 
ein  eigenhändiger  Brief,  der  nach  dem  Tode  des  Mannes  in 
seinen  Papieren  vorgefunden  wurde,  und  in  welchem  er  die 
Klägerin,  seine  Haushälterin,  mit  der  er  lange  zusammen- 
gelebt und  mehrere  E[inder  gezeugt  Eatte,  al^  Ehefrau  be- 
zeichnete, keinen  genügenden  Beweis  der  Ehe  abgebe. 
'ftitaÄ^m  Wenn  wir  jetzt  zu  Beispielen  übergehen,    welche  von 

^Imu^^  Eheschliessung  durch  sponsaUa  de  futuro  cum  copula  subsecuia 
pennycookT.  handeln,  so  will  ich  zuerst  den  Fall  Pennycook  v.  Grinton* 

Qrinton.  ,.t 

erwähnen. 

Im  Februar  1748.  stellte  AUson  Pennycook  in  dem  Con- 
sistory  Court  von  Edinburgh  eine  Klage  an,  in  welcher  sie 
behauptete,  dass  der  Verklagte  im  Laufe  einer  längeren  Be- 
kanntschaft ihr  oftmals  die  Ehe  versprochen,  diese  Zusage 
ihren  Verwandten  wiederholt  und  auch  endlich  sie  dazu  ver- 
mocht habe.  Unter  dem  Versprechen  der  Ehe-  habe  er  sie 
dann  verfiihrt  und  zur  Mutter  eines  Kindes  gemacht  Für  die» 
verlange  sie  jetzt,  da  Grinton  sie  zu  heirathen  verweigere, 
das  Kind  aber  als  das  seinige  anerkannt  habe,  Alimente. 

Der  Beklagte  gab  alle  klägerischen  Behauptungen  zu, 
machte  dagegen  geltend,  dass  er  die  Eheversprechungen  immer 
nur  im  Zustande  völliger  Trunkenheit  gemacht  habe.  —  Darauf 
hin  einigten  sich  die  Parteien  aussergerichtlich,  lebten  jedoch 
nach  wie  vor  von  einander  getrennt. 

^  fVgl.  e  b  e  n  d  a  8.  Appdz.  lOS. 

s  ebendas. 

'  FerguBson  a.  a.  O.  Rep.  95.  ff. 
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Im  Jannar  1750.  verheirathete  sich  Grinton  mit  Amie 
Graite  zwar  in  einem  Privatbause,  aber  doch  mit  nachfolgendem 
grossen  Hochzeitsschmaase,  öffentlichem  EarchgangCj  und 
einem  Grepränge,  welches  der  in  demselben  Orte  lebenden 
Alison  Pennycook  hinreichende  Kenntniss  von  dieser  Ver- 
bindung TerschafFle. 

Nichtsdestoweniger  verhielt  sie  sich  ruhig  bis  zum  Januar 
1751.,  nachdem  in  der  Ehe  Grinton's  mit  Anne  Graiton  schon 
ein  Kind  geboren  war.  Dann  aber  stellte  sie  eine  Klage  an, 
sie  für  die  Ehe&au  Grinton's ,  ihr  Kind  für  ein  eheliches  zu 
erklären  und  sie  von  ihrem  Ehegatten  wegen  dessen  mit  der 
Anne  Graiton  verübten  Ehebruches  zu  scheiden. 

Dem  letzteren  Theile  ihres  Gesuches  gab  der  Bichter 
keine  Folge,  dagegen  wurde  sie  allerdings  für  die  rechtmässige 
Ehefrau  Grinton's  erklärt  und  auf  eine  Gegenklage  der  Anne 
Graiton  deren  vermeintliche  Ehe  vernichtet.  —  Die  Behaup- 
tung des  Beklagten,  dass  er  nur  berauscht  die  Ehever- 
sprechungen gemacht  habe,  wiurden  als  nicht  genugsam  er- 
wiesen angesehen*  — 

In  Castlelaw  v.  Agnew^  war  die  Ellägerin,  Tochter  c«Ji«ij^^- 
eines  Geistlichen,  als  Wirdischaflenn  im  Hause  des  Verklag- 
ten, eines  Wittwers.  Nadi  dem  Tode  ihrer  Mutter  wollte  sie 
den  Dienst  verlassen,  wurde  jedoch  durch  die  Bitten  des  Ver- 
klagten zurückgehalten  und  von  diesem  im  Laufe  des  folgen- 
den Jahres,  wohl  mit  Aussicht  auf  eine  künftige  Ehe,  verfuhrt* 

Die ,  Klägerin  wurde  schwanger,  nach  Irland  geschickt, 
dann  aber  von  dem  Verklagten,  als  sie  nach  ihrer  Niederkunfl 
sich  wieder  zu  ihm  begeben  wollte,  zurückgewiesen. 

Der  Beklagte  gab  zu,  ihr  einen  Bing  gegeben,  Aufgebote 
bestellt  und  bezahlt  zu  haben,  behauptete  aber,  nachh^  keine 
Gemeinschaft  mehr  mit  der  ESägerin  gehabt  zu  haben.  Diese 
konnte  nicht  beweisen,  dass  irgend  ein  formelles  Eheversprechen 
dem  Concubitus  vorangegangen  sei:  Sie  wurde  mit  ihrer 
Klage  abgewiesen  und  erhielt  nur  eine  Entschädigung  wegen 
ihrer  Verführung. 

Ebenso  entschied  der  Grerichtshof  in  Forbes  v.  Strath-  Forbetr. 

-  Strathmore* 

more*. 

Der  Kläger  hatte  im  Dienste  der  Bekli^ten  gestanden, 

l  Fergusson  a.  a.  O.  Rep.  125.  ff. 
*  FergasBon  a.  a.  O.  Rep.  115.  ff. 
Fried berg,  Ehetchiiettung,  29 
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der  verwittweten  Gräfin  Stratfamore.  Er  zeugte  mit  ihr  ein 
Kind  und  dann  lebten  sie  längere  Zeit  als  Mann  und  Frau  m 
Holland.  Die  Verklagte  bestritt,  jemals  dem  EJäger  die  Ehe 
versprochen  lai  haben,  und  der  Bichter  nahm  an,  dass  bei  dem 
grossen  Standesunterschiede  zwischen  den  Parteien  es  wahr- 
scheinlicher sei,  dass  die  Verklagte  einer  strafbaren  LeideL- 
schaft  nachgegeben,  als  dass  sie  durch  eineHeirath  mit  ihrem 
Diener  auf  ihren  Rang  Verzicht  geleistet  habe. 
Cftmeronr.  jj|  Camcron  V.  Cameron^  war  die  von  den  Parteien 
beabsichtigte  Ehe  eine  bekannte  Thatsache,  und  nur  aus  öko- 
nomischen Bücksichten  bisher  verschoben.  Copula  eamaHi 
war  zugestanden  und  dennoch  die  Ehe  für  nicht  vorhanden 
erklärt,  weil  keine  ausdrückliche  mentio  futurarum  nupUwrm 
nachgewiesen  werden  konnte. 

GMeira.  Achnlich  lag  der  Fall  in  Smith  v.  Grierson'. 

Die  Familien  beider  Parteien  lebten  in  Freundschaft,  und 
es  waren  schon  Vorbereitungen  zur  Hochzeit  getroffen,  als  der 
Verklagte  die  Klägerin  zur  eopula  camaks  überredete:  Der 
Grerichtshof  nahm  an,  dass  ausdrückliche  apansaUa  de  fuim 
durch  das  freundschaftliche  Verhältniss  der  Parteien  und  ihrer 
Familien  nicht  ersetzt  werden  könnten.  — 

«J2Jjjyj^^         Endlich  ist  noch  als  letzte  Art  der  irregulären  EheschKes- 
wp«*«-     Bung  die  Ehe  „by  habite  and  rqmte^'  zu  erwähnen'. 

1503.  c.  77.  Durch  Parlamentsacte  v.  J.  1503.  c.  77.  ist  nämlich  fest- 

gesetzt worden,  dass  eine  Person,  welche  für  die  Eheiran 
eines  Verstorbenen  bei  dessen  Lebzeiten  gehalten  wurde,  einen 
bestimmten  Erbanspruch  gemessen  und  sich  auch  femer  die 
Bechte  einer  Ehefrau  vindiciren  könne,  bis  das  Gregentheil  er- 
wiesen sei. 

Mit  anderen  Worten:  aus  dem  Zusammenwohnen  zweier 
Personen  bis  zum  Tode  der  einen  oder  beider,  erwächst  die 
praesumpUo  iuris  für  eine  von  ihnen  geschlossene  Ehe,  und 
dieselbe  Vermuthung  greift  auch  bei  Lebzeiten  beider  Platz, 
wenn  sie  sich  öffentlich  als  Eheleute  gerirt  haben  und  dafür 

^  Fergusson  a.  a.  O.  Rep.  189.  ff. 

'  FergusBon  a.  a.  O.  Rep.  1S4.  ff. 

8  stair  a.  a.  O.  B.  1.  tit.  4.  §.  26.  Bankton  a.  a.  O.  B.  4.  tit.  41.  §§• 
47.49.  Erskine  a.  a.  O.  B.  1.  tit  6.  §.  6.  Haikerston  a.a.O.  1,850. 
Fergusson  a.a.O.  116. — NachMaoqueenapracticaltreatiseonthela^ 
of  marriage,  diyorce  and  legitimacy  (Lond.  1S60.)  22..  sind  diese  Ehen  auf 
dem  Continente  ganz  unbekannt  Das  i«t  jedoch  unrichtig.  VgLobenS.3S. 
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gehalten  worden  sind.    Doch  müssen  sie  eine  geraume  Z^t 
und  in  Schottland  selbst  zusammengewohnt  haben^. 

Die  Schäden  des  geschilderten  Kechtszustandes  ergeben  ^^^^^j^ 
«ich  c^e  grosse  Auseinandersetzung  von  selbst  —  *^^^^^ 

Die  heimlichen  Ehen  haben  noch  überall,  wo  sie  kiicht 
^orch  die  Härte  des  Gesetzes  ausgerottet  wurden,  Verbrechen 
:aller  Art,  die  schwersten  Missstände  und  eine  Gefährdung  des 
ganzen  sittlichen  Lebens  mit  sich  gefuhrt.  Wenn  wir  das 
eohon  bei  der  Darstellung  des  vortridentinischen  Rechts  an 
den  mittelalterlichen  Zuständen  zu  zeigen  hatten,  so  Ulsst  sich 
leicht  ermessen,  welchen  Grad  solches  Unwesen  hei  oompli- 
oirteren  Cultnrverhältnissen  erreichen  muss. 

Mag  auch  in  anderen  Ländern  der  Verführung  mündiger  ^«'»•'•*»i"' 
und  unmündiger  Mädchen  nun  und  nimmermehr  gesetzlich 
Torgebeugt  werden  könn^a,  mag  allein  nur  die  durch  Bildung 
getragene  Sittlichkeit  hier  einen  Schutz  gewähren:  aber  eine 
£he  wird  doch  dadurch  nicht  eingegangen,  die  Unzucht  ist 
mit  der  Ehesohliessung  nicht  so  identisch  oder  wenigstens  so 
nah  verwandt  wie  in  Schottland. 

Und  welch'  ein  Antrieb  zur  unregelmässigen  Befriedigung 
^er  Begierden  liegt  nicht  in  diesem  formlosen  Rechte  I  Das 
Mädchen  ist  durch  einige  beschwichtigende  Worte,  die  sie 
Tielleicht  irrigerweise  für  ein  Ehe  versprechen  hält,  beruhigt, 
•oder  wird  geradezu  durch  ein  formelles  Verlöbniss  zur  Ver- 
führung geneigt  gemacht,  und  der  Mann  sucht  seine  Beden- 
ken durch  die  wohlfeile  Vorspiegelung  zu  unterdrücken,  dass 
«r  ja  in  der  That  ein  eheliches  Verhältniss  einzugehen  beab- 
sichtige, vielleicht  nicht  jetzt,  aber  sicher  doch  später,  während 
^r  dum  freiUch,  nach  leichter  Erreichung  des  Zieles,  das 
Mädchen  treulos  verlässt  Und  das  ist  noch  dazu  ein  günsti- 
ger Fall;  denn  wie  oft  mag  nidit  die  Vorspiegelung,  der  Be- 
trug, von  vom  herein  in  der  Absicht  des  Verführers  gelegen 
haben  I 

Weldbe  Familie  aber  ist  in  ihrer  Integrität  sicher,  wenn 
^e  zwölfjährigen  Töchter',    deren  körperliche  wie  geistige 

1  In  einem  FaUe,  wo  die  Parteien  auf  der  Insel  Man  gewohnt  hatten, 
wurde  die  Ehe  Ar  nicht  vorhanden  eridArt.  —  Macculloch  Diotionary 
p.  4591. 

s  „Die  Sabitae  penultimo  die  Augusti  1618.  Whilk  day  the  honourable 
-penonages  of  William  Master  of  Sanquhar,  Ursula  Swift  and  Bemard  Swift      ^ 
«ppearand,  of  *  *  *  and  dame  Mary  Crighton  being  all  four  pupils  not  ex- 

29* 
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Beife  sie  eher  für  die.  Kinderstube  geeignet  maokt,  als  für 
das  Ehebett,  ohne  Weiteres ,  ohne  jede  elterliche  oder  Tor- 
mundschaftliche  Genehmigung  eine  Verbindung  auf  Lebens- 
zeit eingehen  können,  wenn  vierzehnjährige  Knaben  schutzlos 
den  Verlockungen  habsüchtiger  oder  buhlerischer  Weiber  preifl- 
■  gegeben  werden? 

Und  dann  welch'  ein  entsetzUches  £lend  wird  auf  die 
Personen  geworfen,  die  im  guten  Glauben,  eine  JShe  anzu- 
gehen,  die  öffentlich  getraut  und  aufgeboten,    später  ohne 
Weiteres  für  Concubinen  erklärt  werden,  ihre  Kinder  iiir 
Bastarde,  weil  der  andere  yielleidit  schon  verstorb^xe  Ehe- 
gatte, yieUeicht  schon  vor.  fünfzig  Jahren,  vielleicht  in  ebem 
unbewachten  Augenblicke  eine   heimliche  Ehe    geschloBseii 
hattet^ 
•tend^iSä«        ^^^  ^^  Führung  der  den  staatlichen  Zwecken  so  absolut 
mttguch.    nothwendigen   Civilstandsregister   konnte  aber  natürlich  bei 
einem  so  formlosen  Eheschliessungsrechte  gar  keine  Bede  sein. 
S?Sgtaur.         Register  waren  in  Schottland  schon  durch  den  14.  Canon 
IUI.      des  Provincialconcils  zu  Edinburgh  i.  J.  1551.'  einge- 
führt, und  dann  hatte  nicht  nur  das  Directory,  sondern  audi 
M16.      das  Priv7  Council  i.  J.  1616-  die  Führung  von  Kirchen' 
büchem  angeordnet'. 

Ceedi&g  twelve  years  old,  ilk  one  of  them  accomplisfaed  thetr  jnsrriage  vitb 
others,  by  the  ministration  of  Mr.  John  Guthrey  minister:   whilk  God 
,  bless".  —  bei  D  alyell  the  darker  supentitionB  of  Scotlaad  (Edinb.  1S34.> 
283. 

1  Bemerkenswerth  ist  auch,  dass  die  heutigen  sohottiscfaen  Gerichte 
noch  Fragen  zu  entscheiden  haben,  die  stark  an  die  Schulfragen  des  Mittel- 
alters erinnern.  So:  „An  promissio  futurarum  nuptiarum  sub  conditiooer 
*si  concipiat'  post  primam  copuiam  data  —  sed  secunda  etiam  copuls  sub* 
sequente  neonon  pkuibus  deinceps  copulxs  ex  interrallo  cum  concepta  — 
matrimoniuin  faciat?*^  Fergusson  a.  a.  O.  Bep.  163.  ff. 

»  Wilkins  Conc.4,71, 

•  VgL  Selon  Sketch  of  the  history  and  imperfect  condition  of  the 
parochial reoords öf  births,  deaths  and maniages  in  Scotland (Edinb,  16^) 
11.  f>:  „That  in  euerie  paroche  of  this  kingdom,  thaire  sallbe  onefamous 
book  and  register,  maid  be  the  minister  of  the  paroche,  andpresentitbe 
him,  afoir  ony  thing  be  written  thaiiintill  to  the  bishope  of  Üie  diooes«t 
who  saU  nomber  and  mark  with  his  awne  name  the  haiil  leafis  of  the  u^^ 
Begister ,  and  the  same  being  so  markit  and  redelyuerit  to  the  minister,  her 
orüiereider,  be  his  directioun,  sallbe  haldin,  be  yertewof  this  present  Act 
to  insert  thairintül  the  tymes  and  names  of  the  persona  to  be  maiyed,  sn^^^ 
the  baixnes,  as  aLswa  the  names  and  tymes  of  persons  deceisand  withia  wß 
same. 

And  it  is  declaied,  that  this  Begister  shali  be  repute  and  haldin  f 
famous  and  authentio,  and  mak  faitib  in  all  and  qt  someuer  judffo»^^ 
*      .  within  this  kingdome^.  *^ 
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Darauf  war  i.  J.  1746.  wieder  em  Act  der  Generalver-  iT4fl. 
Sammlung  gefolgt,  und  dennoch  ergab  sich  i.  J.  1801.  als  Be-  isoi. 
i9ultat,  dass  von  850  Kirchspielen  sich  nur  99  im  Besitze  vcm 
Hegistem  befanden,  und  dass  auch  die  vorhandenen  Kirchen- 
bücher im  Zustande  der  grössten  Unordnung  waren,  schon 
tdlein  weil  die  £heu  der  Dissenters  nicht  eingetragen  wurden 
und  £e  heimlichen  nicht  registrirt  werden  konnten^. 

Es  hätte  seltsam  zugehen  müssen,  w^nn  all'  die  zahl-  BeformTer- 
Teichen  Uebelstände,  an  denen  das  schottische  Eheschliessungs- 
xecht  krankte,  nicht  die  Aufmerksamkeit  der  Gesetzgeber  und 
Sachverständigen  auf  sich  gezogen  hätten. 

In  demselben  Jahre,  wo  die  englische  Entwicklung  durch     i7<^- 
<lie  Hardwicke's-Act  in  eine  so  andere  Bahn  gelenkt  wurde, 
erhielten  auch  die  schottischen  ßichter  vom  Oberhause  den 
Befehl,  eine  Bill  vorzubereiten,  die  den  Tendenzen  des  eng- 
lischen Gesetzes  entspreche. 

Ein  solcher  Gesetzentwurf  ist  auch,  nach  dem  Ausweise  ®^J[!^f**' 
der  Journale,  in  der  That  eingesendet  worden,  aber  ohne  dass 
«in  Resultat  erzielt  worden  wäre,  oder  etwas  über  sein  Ver- 
bleiben verlautete*. 

Aber  auch  die  schottischen  Behörden  selbst,  zum  Berichte  fchitöBcbon 
über  den  Zustand  ihrer  Ehegesetzgebung  aufgefordert,  haben  ß«*»^«*«'»- 
die  Consequenzen  derselben  mit  trüben  Farben  dargestellt. 
Schon  i.  J.  1808.'   erklärten   die  Richter  des  Consistory      i«». 
Court  von  Edinburgh,  dass  nur  eine  förmliche  Fublication 
der  Aufgebote  vor  der  jedesmaligen  Trauung  den  traurigen, 
verwirrten  Verhältnissen  abhelfen  könne,  und  1823.^  glaubten     is^- 
sie  sich  einer  Pflichtverletzung  schuldig  zu  machen,  wenn  sie 
nicht  der  Gresetzgebung  dringend  die  Regelung  des  Eherechts 
empfehlen  würden. 

Zahlreiche  Schriftsteller,  von  dem  berühmten  LordKames^  ^^Jt^jS?!"" 
herunter  bis  auf  unsere  Tage,   haben   auf  Abänderung  der 
Theorie  der  sponsalia  de  praesenti  gedrungen. 

1  Seton  8.  a.  0. 18.    Burn Registr.  215. 

>  Journ.oftheH.ofL.  88, 14.98. 

'  b«i  Fergu88on  a.  a.  0. 126. 

*  ebendas.  127. 

6  Elucidations  p.  29.  SoFergusson  a.  a.  O.  Irvine  a.  a.  O. 
146.  ff.  Prater,  An  Essay  upon  the  law  respeoting  husband  and  wife. 
<London  1836.)  28.  ff.  und  Cases  ülustrative  of  tiie  conflict  betweenthe  laws 
•of  England  and  Scoüand  with  regard  to  marriage,  diTorce  and  legitimacy 
(London  1885.).  EdinburghBeyiew  1828. 
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woue^^e  Dennoch  aber  haben  die  Schotten  diesem  Ansinnen  einea 
scfonDo.  festen  Widerstand  entgegengestdlt.  Sie  haben  b^  der  Fonn* 
losigkeit  auf  die  Freiheit  der  fiheflchlieeaung  hingewiesen,  sie 
stützen  sich  auf  dieselben  Argumente,  die  einst  i.  J.  1753.  die 
Gegner  der  Hardwicke's^Act  geltend  machten,  und  die  un- 
natürlichen Zustände,  welche  sich  für  England  in  Folge  dieses 
Gresetzes  ergaben,  das  Fallen  in's  Extrem  von  der  laxestea 
Formlosigkeit  zur  peinlichsten  Formenbeachtung,  welches  die 
Schotten  bei  dem  Nachbarvolke  zu  beobachten  genugsam  Ge- 
legenheit gehabt  haben,  scheint  sie  von  allen  Refortnversuchen 
abschrecken  zu  wollen.  Auch  muss  das  wenigstens  zuge- 
standen werden,  dass  das  schottische  Eherecht  in  Schottland 
bedeutend  weniger  Schaden  thut,  als  es  in  irgend  einem 
anderen  Lande  anrichten  würde. 

Die  lange  Gewohnung  hat  das  Volk  zum  grössten  Tfaeile 
auf  das  Geleise  der  regelmässigen  Ehen  zurückgeführt  und 
lässt  unregelmässige  Ehen  doch  nur  als  im  Ganzen  seltene 
Ausnahmen  erscheinen.  — 

MB^imong!?         ^^  ^^^  denn  auch  die  Bemühungen  des  englischen  Par- 

Farumente:  Jaments  in  den  Jahren  1847.^  1848.«,  1849.»  und  1855.*  er- 

^«»»Ij^g«"!*- folglos  geblieben.    Wie  treffend  auch  Lord  CampbelP  die 

schottischen  Zustände  mit  dem  Schlagworte  illustrirte,  dass 

keine  Person,  die  sich  eine  Zeitlang  in  Schottland  aufgehalten 

habe,  genau  angeben  könne,  ob  sie  verheirathet  sei  oder  nicht: 

^  Am  22.  Febr.  bat  der  Lord  Advocate  im  Unterfaause  um  die  Genehmi- 
gung, eine  Bill  einbringen  zu  dürfen,  welche  weniger  das  schott  Eherecht 
abxuftndem  beabsichtige,  als  den  Beweis  der  geschlossenen  Ehen  betreffe. 
1.  Lesg.  —  H'ansard's  Pari.  Debates  III.  Serie  90, 386;  2.  Lesg. :  8.  Mär^ 
eben  das.  1022.  Report:  26.  April  ebenda s.  91,  1363.  —  Gleichzeitig 
damit  wurde  eine  Registerbili  berathen  l.Lesg.:  22.  Februar  ebenda s. 
91,  355;  2.  Lesg.:  8.  Mftrz  ebendas.  1022;  vgl.  auch  91,  1364.  92,  1296* 
yertagt:  7.  Juni  ebendas.  93, 229. 

s  Oberhaus:  1.  Lesg.  13.  April  ebendas.  98,  259.  Vgl.  auch  99r 
568.  2.  Lesg.:  9.  Juni  ebendas.  571.  S.Lesg.  BiUpassirt:  25.  Juni  eben- 
das. 100,  779.  Unterhaus:  l.Le8g.28.  Juli  ebendas.  100,  924.  2.LeBg.: 

7.  August  ebendas.  1104. 

s  Oberhaus:  l.Lesg.  6. Februar  ebendas.  102,  802;  Lord  Camp- 
beil beantragt  2.  Lesg.:  19.Februar  ebendas. 867. ff.  Report:  26. Februar 
ebendas.  1208;  8.  Lesg.  Bill  passirt:  5.  M&rz  ebendas.  103,  162.  — 
Gleichzeitig  damit  eine  Registration  Bill.  —  Unterhaus:  1.  Les^^- 

8.  M&n  ebendas.  108,  883;  2.  Lesg.:  14.  Man  ebendas.  686.   Report: 
S.Juni  ebendas.  105, 1288. 

A  1.  Lesg.:  26.  M&rz  ebendas.  187,  1067.  vgL  auch  188, 229. ff.  ^^' 
tagt:  ebendas.  289. 

<  Hansard's Pari.  Deb.  III.  Serie  102, 857. 
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eine  Fluth  von  Petitionen^  überströmte  die  beiden  Häuser  und  Po^'^i^n«!! 
machte  jedesmal  die  Verhandlungen  stocken.  tormen. 

Auch  die  Bemühungen  der  Law  Amendment  Society*,JJJ^^^^^JJ- 
welßhe  das  Becht  der  drei  grossbrittannischen  Königreiche  — 
auf  Kasten  des  schottischen  -^  zu  verschmelzen  strebt'» 
scheitern  an  diesem  heftigen  Widerstände,  wie  er  sich  noch 
neuerdings  in  der  Bede  und  Broschüre  von  Mr.  John  Camp- 
bell Smith:  „  Tlie  Mwrriage  jLovob  of  England^  Scotlcmd  and 
Ireland  (Edinburgh  1864.)  kimd  gegeben  hat« 

Dennoch  scheint  demnächst  ein  neu^  Beformversuch  be- 
vorzustehen» den  man  nach  der  Entscheidung  des  dem  Ober- 
hause vorliegenden  YelverUm  Caae  erwartet;*  denn  gerade  hier  ™^*^" 
ist  die  Zerklüftung  des  schottischen»  englischen  und  irischen 
Bechtes  grell  zu  Tage  getreten^ 

^  Im  J.  1847.  allein  293  Petitionen  gegen  und  nur  5  für  die  Bill.  Han- 
sard'BParliam.  Beb.  III.  Serie  100, 1167. 

^  Vgl.  Law  Magazine  1863.  vol.  14.  p.  869. 

3  Zu  welchen  Härten  und  Missst&nden  das  in  England,  Schottland  und 
Irland  verschiedene  Eherecht  führt,  hat  eine  von  Lord  Brougham  am 
24.  April  1856.  im  Oberhause  befürwortete  Petition  auf  das  Schlagendste 
dargethan*  Ein  Mr.  Laurie ,  ein  achtbarer  Kaufinann  aus  Liverpool,  liess 
sich  in  Schottland  von  seiner  Frau  scheiden,  und  verheirathete  sich  in  Eng- 
land von  Neuem.  Er  wurde  wegen  Bigamie  —  weil  eine  englische  Ehe 
nicht  in  Schottland  geschieden  werden  könne  —  zu  7  Jahren  Transportation 
verurtheilt  und  nur  durch  königliche  Gnade  wurde  diese  Strafe  in  1  Jahr 
Gef&ngniss  umgewandelt.  Han  s  ar d*8  Parliam.  Deb.  III.  Serie  141, 1381.  f. 

^  Vgl.  Edinburgh Evening Courant  October  14, 1863. 

5  Der  Major  Yelverton  und  Miss  Theresa  Longworth  hatten  sich  i.  J. 
1852.  kennen' gelernt  Im  J.  1857.  schlössen  sie  in  Edinburgh  sponsalia  de 
praesenti,  deren  Rechtsgültigkeit  jedoch  der  Miss  Longworth  nicht  ganz 
einleuchtete  und  nach  denen  sie  dem  Major  Yelverton  die  Cohabitation  nicht 
gestattete.  Deshalb  Hess  er  sich  mit  ihr  i.  J.  1858.  in  Irland  durch  einen 
katholischen  Geistlichen  trauen,  obgleich  seine  Zugehörigkeit  zur  katholi* 
sehen  Kirche  von  ihm  später  bestritten  wurde.  Beide  lebten  dann  bis  zum 
J.  1858.  ehelich  mit  einander,  bis  Major  Yelverton  sich  weiter  verheirathete. 
Miss  Longworth  wandte  sich  deshalb  i.  J.  1859.  an  den  Divorce  Court  und 
bat  um  Restitution  ihrer  ehelichen  Rechte.  Sie  wurde  jedoch  mit  ihrem  Ge- 
suche zurückgewiesen,  weil  sie  das  Domicil  ihres  Gatten  habe,  also  nach 
Schottland  gehöre,  und  so  nicht  der  Jurisdiction  des  Gerichtshofes  unter- 
geben sei  —  Darauf  liess  sie  i.  J.  1861.  in  dem  Court  of  Commonpleas  in 
Dublin  eine  Klage  gegen  den  Major  Yelverton  anstellen,  worin  dieser  als 
ihr  Gatte  wegen  von  ihr  gemachter  Schulden  belangt  wurde.  Die  Jury 
verurtheilte  ihn,  und  erkannte  somit  die  Ehe  an.  DiesUrtheil,  von  dem 
übrigens  appellirt  wurde,  und  welches  noch  nicht  rechtskräftig  ist,  hatte 
indessen  für  Schottland ,  wohin  Major  Yelverton  sich  begeben  hatte ,  keine 
Gültigkeit.  Beide  Theile  klagten  dort  aufs  Neue.  Die  Frau  auf  Ehe- 
erklärung, „declaratorofmarriage^S  der  Mann  auf  Erklärung  seiner  Frei- 
heit, „deokurator  of  freedom  and  putting  to  silence^^  —  Der  Lord  Ordinary 
Ajrdmillan  entschied  zu  Gunsten  von  Yelverton,  der  Court  of  Session  gegßik 
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Nur  in  zwei  Beziehungen  ist  die  Gesetzgebung  erfdg- 
reich  gewesen:  in  jenon  oben  besprochenen»  von  Lord 
Brougham  durchgebrachten Gtesetze»  welches  zur  EhesdiUefr- 
sung  in  Schottland  einen  einundzwanzigtägigen  Aufenthalt  einea 
vVct 'c?'mJ'  Theiles  in  jenem  Lande  erfordert  —  S 1 19-  u.  20.  Vi  ct.  c  96.  — 
und  in  einem  Begistergesetze  vom  7.  August  1854.  St.  17.  o. 
^ic"©!"«?.'  18.  Vi  et  c.  80.  S  welches  wir  noch  zu  betrachten  haben. 

Die  Act  to  provide  for  the  better  Registration  of 
Births»  Deaths  and  Marriages  in  Scotland  beruht  we- 
sentlich auf  den  Grundsätzen,  wdiche  für  das  englische  gleich- 
namige Gesetz  massgebend  waren. 
Beamten-  Das  Bcamtcnpersonal  besteht  wie  dort  zuerst  aus  einem  Se- 

gistrar  General,  der  vom  Könige  ernannt  in  Edinburgh  seinen  Sitz 
hat,  und  einen  Gehalt  von  nicht  über  400.  £  jährlich  bezieht 
s-3.      (8.2.)    Er  hat  die  Befugniss,  mit  Genehmigung  der  Commis- 
»•  4.      sioners  of  the  Treasury  sein  Bureaupersonal  auszuwählen  (s.4.) 
e.  8.      und  zu  seiner  Vertretung  einen  Secretär  zu  ernennen  (s.S.),  doch 
wird  er  selbst  durch  einen  Staatssecretär  beaufsichtigt»  der  auch 
B.  6.      die  Begulative  für  das  General  Regster  Office  erlässt  (s.  6.). 
staOBti^r  ^^®  ^  England  touss  er  dem  Parlamente  jährlich  einen 

Bericht    statistischen  Nachweis  über  die  vorgenommenen  Begistrinm- 
i.  7.      gen  vorlegen  (s.  7.). 
Begiatxsr.  Die  Bcgistratoreu  werden  in  den  auf  Buf  des  Armenm- 

spectors  zusammentretenden  Kirchspielen,  —  die  zu  diesem 
B.10. 11.    Zwecke  getrennt  oder  vereinigt  werden  können  (s.  10.  11.)  — 
«.  8. 9. 18.  je  einer  für  den  Bezirk  gewählt  (s.  8.  9.  12.).    Doch  können 
sie  vom  sheriff  wegen  Nachlässigkeit  ohne  Weiteres  wieder 
B.15.      aus  dem  Amte  entfernt  werden  (s.  15.),  wie  denn  dieser  über- 

fnfSgtaSmr'^^^P^  die  Functionen  eines  Superintendant  Begistrar  zu  er- 
«.  21.      füllen  hat  (s.  21.). 

Der  Begistrar  muss  im  Kirchspiele  wohnen  und  hat  seine 

Amtseigenschaft  durch  eine  Inschrift  an  seinem  Hause  bekannt 

zu  machen.     Alljährlich  macht  der  sherifF  an  der  Kirchthür 

B.  «5.     zwei  Anschläge,  welche  die  Begistratoren  nachweisen  (s.  25.). 

Der  General  Begistrar  hat  die  einzelnen  Begistratoren 

mitKirchbüchem  und  eisernen  Kisten  zu  deren  Aufbewahrung 

B.2).28.    zu  versehen  (s.  22.  23,). 

ihn,  und  das  Erkenntniss  des  Oberhauses  wird  noch  erwartet.    Vgl.  West- 
minster  Review  1864.  No.  52  October,  S.  443. 

^  Commentirt  yon  Seton  practical  analysls  of  the  acts  relating  to  the 
registration  of  births,  deaths  and  marriages  in  Scotland  (Edinb.  1860. 4.  ed.)* 
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Bei  regulären  Eheschfiessiuigen  erhalten  die  BrauÜente  Aufgebot 
zugleich  mit  dem  Certificate  über  die  Vollziehung  der  Aufge- 
bote ein  Fomuilar^^  welches   in  Gregenwart  des  Geistlichen 
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nach  der  Trauung  auszufüllen  —  ausgenommen  bei  Ehen  von 
Juden  und  Quäkern  —  und  von  den  Parteien  und  wenigstens 
zwei  Zeugen  zu  unterschreiben  ist.  Mindestens  drei  Tage 
nach  der  Trauung  haben  die  Eheleute  dies  Formular,  bei 
Strafe  bis  zu  10  £y  dem  Registrar  zuzustellen,  der  dasselbe 
in  duplo  registrirty  und  mit  dem  einen  Exemplare  des  Kirchen- 
buchs durch  Vermittlung  des  sheriff  dem  Begistrar  General 
1. 46.  übersendet,  (s.  46.)  Doch  ist  der  Begistrator  auch  yerpflichtet, 
wenn  ihm  die  beabsichtigte  Trauung  48  Stunden  vorher  an- 
gezeigt ist,  derselben  auf  Wunsch  der  Brautleute  gegen  eine 
Oebühr  von  20  sh.  und  6  d.  für  jede  Meile  Gehens  von  seinem 
Wohnorte y  beizuwohnen,  um  gleidi  die  Re^trirung  vorzu- 
nehmen. 

^5S?EhS!"  ^^*  unregelmässigen  Ehen,  deren  die  Contrahenten  vor 
einem  Friedensrichter  oder  Magistrat  überfuhrt,  oder  welche 
durch  richterliches  Urtheil  anerkannt  werden,  haben  die  Ge- 
richtsschreiber bei  Strafe  bis  zu  40  sh.  die  betreffenden  Be- 
gistratoren  —  im  ersteren  Falle  des  Ejirchspiels,  wo  die  Ueber- 
fuhrung  stattfand,  im  anderen  des  Wohnortes  der  Parteien  — 
durch  ein  bestimmtes  Formular  von  der  Ehe  zu  benachrich- 
i.  48. 4».   tigen*  (s.  48.  49.). 

Im  Uebrigen  werden  noch  genaue  Vorschriften  getroffen 
über  die  Führung  der  DupUcatregister,  deren  jährliche  Ueber- 
sendung  an  den  Registrar  General,  nachdem  der  sheriff  sie 
■•  M.  >q.  einer  Prüfung  unterzogen  hat  (s.  53.  ff.),  über  die  Anlegung 
von  Indices  zu  den  Pfarrregistem  und  den  in  der  General- 
Kegistratur  aufbewahrten  Earchenbüchem,  deren  Benutzung 

f.  b^-ii.  dem  Publikum  gegen  eine  Gebühr  gestattet  ist  (s.  55. 56*  57.), 
über  die  Gehälter  der  £egistrars  u.  s.  w. 

^ÜmSJS"'  Auch  zahlreiche  Straf  bestimmungen  sind  aufgestellt.  Jede 
Person,  welche  dem  Registrar  wissentlich  falsche  Angaben 
macht,  verfällt  einer  siebenjährigen  Transportation  oder  Ge- 
fängniss  bis  zu  zwei  Jahren.    *Jeder  Begistrator,  der  wissent- 

^  To  the  Registrar  of  tbe  Parish  [or  District]  of in  the  County 

[or  Burgh]  of Take  notice,  That  A.  B.  a  Justice  of  Peace  for  tbe 

County  of conricted CD.  of of  having  irregularly  contracied 

a  Marriage  with  £.  £.  of ;  or  that  the  Court  of  Session  [or  other 

Competeut  Court]  upon  the Day  of 18 ... .  pronounced  decree 

in  an  Action  of  Declarator  of  Marriage,  before  the  said  Court  at  the  Instance 
of  G.  H.  [Pursuei^s  Name  and  DescriptioD]  against  J.  K.  [Defender^s  Name 
and  Description]  finding  that  G.  H.  of  ....  and  J.  K.  of ...  .  bad  inter- 

married.    Witness  my  Hand,  this Day  of . . . .  One  thousand  eight 

hundred  and  ... .  [Signed  by  the  Clerk  of  Couxt.] 
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lieh  eine  iSntragang  unterlaaaty  hat  bis  za  10  j^  zu  zahlen^ 
und  jede  Zerstörung  oder  Fälschung  der  Register  zieht  end- 
lich ebenfalls  Transportation  bis  zu  sieben  oder  Gefangniss 
bis  zu  zwei  Jahren  naeh  sich. 

m.   Irland. 

Das  irische  Eheschliessungsrecht  beruhte  bis  zur  Thron- <i«»aoi^i'^ 
Besteigung  Wilhelm's  III.^  vollständig  auf  den  Grundsätzen 
des  englischen  Common  Law«  ja  stellte  dies  in  einer  reineren, 
von  der  Statutargesetzgebung  unberührteren  Gestalt  dar,  als 
das  englische  Becht  selbst  es  vermochte. 

So  fanden  beispielsweise  jene  Bestimmungen  Hein- 
rich's  YlII.^  welche  HponsaUa  depraesenii  sine  eopula  späteren 
consummirtenEhen  weichen  Hessen,  in  Irland  keine  Aufioiahme, 
wie  sie  denn  freilich  auch  für  England  schon  durch  Edward  VI. 
wieder  aufgehoben  wurden« 

Dennoch  kehrte  die  irische  Gesetzgebung  später  zu  die- 
sem Bechte  zurück  und  St.  12.  Geo.  I.  c.  3.  sanctionirte,  dass,8tM.G«o.i. 
um  den  vielfachen  Missständen  zu  begegnen ,  welche  sich  aus 
der  Beobachtung  des  Common  Law  ergeben  hätten,  jener  alte 
Grundsatz  des  Statutes  Heinrich 's  VIII.  in  Irland  Geltung 
finden  solle. 

So  wurde  also  der  Weg  gesetzlicher  Beformen  in  Irland 
noch  früher  betreten,  als  in  England:  denn  wenn  auch  das 
neue  Becht  an  einer  nicht  zu  verhehlenden  Inconsequenz 
krankte,  und  durch  seine  der  Beiwohnung  zugesprochene  Be- 
deutung dem  alten  gemeinrechtlichen  Satze,  „consensvs,  non  ^ 
concubitus  facit  nuptias  **  auf  das  Entschiedenste  widersprach, 
"80  war  es  doch  praktisch  richtig,  von  zwei  mit  einander  con-  " 
currirenden  Ehebündnissen  vorzüglich  dasjenige  zu  schützen, 
wo  die  Ehre  der  Frau  geopfert  und  die  Verbindung  schon 
consummirt  worden  war. 

Aber  auch  in  Bezug  auf  die  Nothwendigkeit  der  cl^r-BSJJSjSraDff. 
liehen  Einwilligung  in  die  Ehen  der  Kinder  ging  Irland  dem 
Schwesterlande  in  der  Beform  voran. 

^  VgL  Browne  a  compendious  view  of  the  ecclesiastical law  of Ireland 
(Dublin  1808.)  261.  LawReview  1868,  14.  Poynter  a.  a.  O.  17.  Die 
Meinung  Ton  Byrne,  the  new  law  of  dirorce  and  matrimonial  cause«  ap- 
plicable to  Ireland  (Dublin  1869.)  10.  f.,  daas  alle  Ehen  nach  dem  älteren 
iriBchen  Rechte  hätten  durch  einen  Priester  eingesegnet  werden  müssen,  ist 
völlig  irrig. 

s  Vgl.  oben  S.  812. 
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Wahrend  in  England  erst  die  Hardmcke's-Act  —  St 
26,  Geo.  n.  c.  33.  v.  J.  1753.  —  eine  durchgreifende  Hülfe 
**  ••^•o.n.gg^äjjjrte,  gab  für  Irland  «chon  St.  9.  Geo.  11.  c  IL  v.  J. 
1736.  die  Bestiminung,  da^s  Eonder  unter  21  Jahren  nicht 
ohne  elterlichen  Consens  heirath'en  dürften ,  bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  ihrer  Verbindung. 

Freilich  waren  diese  Anordnungen  an  Bedingungen  ge- 
knüpft, die  eiinen  wahrhaft  patridschen  Geist  athmeten;  min- 
destens 100  £  jährliche  Einkünfte  aus  Liegenschaften,  oder 
500  £  aus  beweglichem  Vermögen  sollten  die  Parteien  be- 
sitzen, wenn  das  Recht  des  Statutes  für  sie  Platz  greifen  sollte, 
oder  die  Eltern  des  fehlenden  Theils  entweder  2000  j&  an  be- 
weglichem Vermögen,  oder  Grundstücke,  welche  ihnen  min- 
destens 100  £  jährlich  abwürfen.  —  Dafür  stellte  aber  auch 
die  Section  2.  des  Gesetzes  ein  Princip  auf,  welches  in  Eng- 
land zum  grössten  Schaden  des  socialen  Lebens  erst  ein 
Jahrhundert  später  Eingang  fand. 

AnfecUnogB-  Nicht  den  Parteien  selbst  wurde  nämlich  die  Auflösung 
ihrer  gegen  das  Gesetz  eingegangenen  Ehen  gestattet,  son- 
dern, den  continentalen  Rechtsbegriffen  entsprechend,  allein 
den  beleidigten  Eltern  die  Befugniss  gegeben,  eine  gegen 
ihren  Willen  geschlossene  Ehe  anzufechten. 

Erst  wenn  keine  Eltern  und  kein  Vormund  mehr  vor- 
handen waren,  wurde  die  Klage  eine  Popularklage,  die  jeder 
mit  Genehmigung  des  Lord  Kanzlers  anstellen  konnte. 

Um  aber  die  fehlenden  Ehegatten  yon  der  quälenden  Un- 
gewissheit  zu  befreien,  ob  ihre  Verbindung  wieder  vernichtet 
werde  oder  nicht,  um  die  Missstände  zu  beseitigen,  die  sich^ 
immer  ergeben  müssen,  wenn  die  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe 
von  dem  Belieben  Dritter  abhängig  gemacht  wird,  und  auf  die 
im  englischen  Parlamente,  als  das  irische  Gesetz  zuerst  zum 
Muster  aufgestellt  wurde,  so  warnend  hingewiesen  wurdet 
IrÄSJLi'li^ss  °^an  ^e  Verjährung  der  Annullationsklage  ein  Jahr  nach 
kbige.     Abschluss  der  Ehe  eintreten. 

Aber  gerade  diese  letzte  Bestimmung  machte  ein  neues 
Gesetz  nöthig.  Gewöhnlich  nämlich  verliessen  die  neu  ver- 
heiratheten  minderjährigen  Ehegatten  unmittelbar  nach  der 
Hochzeit  das  Land,  um  erst  nach  Jahresfrist,  vor  der  Klage 
der  dissentirenden  Eltern  gesichert,  wieder  zurückzukehren. 

^  Vgl.  oben S.  881, 
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Dagegen  half  St.  23-  Geo.  IL  c  10.,  welches  für  dieaen  Fall  Vt  w?' 
die  Klage  reeerrirte. 

Sonst  blieben  aber  die  sponsaUa  dt  praesenü  und  die  de''^^!^^^^^ 
futuro  cum  copnht  in  ihrer  yollen  Kraft  bestehen,  und  St.  12.  st.is.G«oj. 
Geo*  L  c.  3.  legte  den  geistlichen  Gerichtshöfen  geradescu  £e 
Pflicht  auf,  bei  sponio&a  cum  copula  die  Partien  zur  kirch*  c^!^^^ 
liehen  Solennisirung  ihrer  Verbindung  zu  nöthigen. 

Auch  die  Hardwicke's*Act,  deren  Geltung  ja  auf  Eng- 
land beschränkt  war,  änderte  daran  nidits,  und  erst  St.  58.^ 

St.  59.  GoOf 

Geo.  in.  c.  81.  §.  3.  V.  5.  Juli  1818.  führte  für  Irland  alsm.c8i.|.». 
einzige  Eheschliessungsform  die  kirchfidie  Trauung  ein. 

I  „Tkat  in  no  case  wkcttsoevcr",  hiess  es,  »^aluUl  any  SuÜ  o^TttSSni^om- 
Froceeding  be  heul  in  any  Ecclenastical  Court  of  that  Part  of  ^*»***k 
ihe  United  Kingdom  called  Ireland,  in  order  to  compel  a  Celebron 
tion  of  any  Marriage  in  fade  Ecckdae  by  reason  of  any  Con- 
tract  of  Matrünony  tühatsoever,  whether  per  verba  de  praesenti, 
or  per  verba  de  futuro,  whiGh  shall  be  eniered  into  öfter  the  End 
and  Expiration  of  Ten  Daye  next  after  the  paedng  of  thü  Act; 
any  Law  or  Usage  to  the  oontrary  notwiihstanding". 

Damit,  mit  dieser  Unwirksamkeitserklärung  der  sponeaUa 
de  praesentif  hätte  das  irische  Eheschliessungsrecht  —  abge- 
sehen von  durchgreifenden  Bestimmungen  über  die  Civilstands- 
register  —  seinen  Abschluss  finden  können:  aber  auch  hier 
erforderten  die  bunt  durcheinander  gewürfelten  Confessionen 
des  irischen  Volkes,  das  zögernde,  gewissermassen  nur  ruck- 
weise Vorgehen  der  englischen  Legislation,  noch  eine  Schaar 
von  Gesetzen,  besonders  seitdem  die  Politik  des  Hauses 
Oranien  die  Ungunst  gegen  den  Eiatholicismus  auch  in  Irland  • 
frei  walten  liess. 

Im  J.  1697.  verbot  St  9.  Will.  m.  c.  3.  alle  Ehen  V.cT' 
zwischen  Katholiken  und  Protestanten  bei  Strafe  der  Nichtig-^^^5*"pJJJ|;. 
keit,   und  bedrohte  die  trauenden  katholischen  Geistlichen,  K^oiuTm 
auch  für  den  Fall,  dass  sie  die  Ehen  protestantischer  Braut-  ▼«»»oteii. 
leute  einsegnen  würden,  mit  ewiger  Verbannung. 

St  12.  Geo.  I.  c.  2.  schärfte  noch  diese  Verordnung.  ^"*c'. IT'-" 
Es  ermächtigte  die  Magistrate,  alle  protestantischen  Eheleute, 
die  den  katholischen  Greistlichen,  welcher  sie  ungesetzlich  ge- 
traut hatte,  zß  nennen  weigerten,  gefangen  zu  halten,  und 
S 1 2.  Anne  c.  6.  s.  5.  machte  gar  aus  solcher  Trauung  für  den  c.  e.  •.  6. 
Priester  eine  ,,Felony",  die  mit  dem  Tode  bestraft  werden 
sollte.    Ausserdem  wurde  noch  die  gehässige  Anordnung  ge- 
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troffen,  dasB  aus  dem  Factnm,  da«8  der  eine  Ehegatte  Pro- 
testant Bei,  schon  präsunürt  werden  könne,  der  Odsdiche  sei 
damit  nicht  unbekannt  gewesen^. 

Wenn  schon  der  Drude  dieser  Bestimmungoi  hart  genug 
auf  dem  irischen  Volke  Listete,  so  wurde  die  bittere  ünge- 

**-**;5j;*-"reohtigkeit  noch  vermehrt  durch  St  19.  Geo.  11.  c.  13.,  wdche« 

«tw^'^^in  St  33.  Geo.  UL  c.  21.  seine  Bestätigung  fand.  DaMch 
sollten  alle  von  dnem  katholischen  (Geistlichen  geschlossenen 
genuschten  JBlhen  —  diese  einzusegnen  war  den  hochkirch- 

«*>^^;^^4ichen  Geistlichen  durdi  St  32.  Geo.  IIL  c  21-  gestattet 
worden  —  nichtig  sein,  wenn  der  eine  Theü  während  eines 
Jahres  nach  dem  Abschlüsse  der  Ehe  sich  als  Protestant 
bekannte. 

Zugleich  wurde  den  fehlenden  Gütlichen  noch  eine  Geld- 
strafe von  500  £  auferlegt,  so  dass  es  theoretisch  allerdings 
zweifelhaft  erscheinen  konnte,  ob  der  Schuldige  erst  gehängt 
-  und  dann  um  jene  Summe  gebüsst  werden,  oder  ob  die  frühe- 
ren Strafbestimmungen  beseitigt  sein  sollten'. 

^iM  G^^  Durch  dies  Gresetz  wurde  der  Keim  zu  unsäglichem  Elende 
verbrtitet.  gelegt  Gerade  wie  zu  derselben  Zeit  in  England  Unzahlige 
ihre  Ehe  wegen  eines  bei  der  Schliessung  vorgekommenen 
Formfehlers  vernichten  Hessen,  so  wurde  es  auch  in  Irland 
herrschende  Unsitte,  dass,  wer  sich  dem  anderen  katholischen 
Ehegatten  gegenüber  als  Katholiken  bekannt  und  demgemäss 
nach  dem  Bitus  der  katholischen  Kirche  seine  Ehe  geschloMen 
hatte,  später  plötzlich  erklärte,  er  sei  zur  Zeit  der  Trauung 
Protestant  gewesen:  -—  Dann  war  die  Ehe  nichtig;  aber  es 
bedurfte  nicht  einmal  eines  richterlichen  Erkenntnisses,  um 
das  auszusprechen.  Die  Paare  liefen  vielmehr  ohne  Weitem 
ans  einander,  und  verheiratheten  sich  wieder.  Erst,  wenn  sie 
dann  wegen  Bigamie  angeklagt  wurden,  gelangte  die  Beehts- 
gültigkeit  der  von  ihnen  geschlossenen  El^n  zur  riditerlichen 
Entscheidung. 

Der  Geistliche  aber  verfiel  in  die  gesetzlichen  StrafeUf 
und  um  ihn  in  Erfahrung  zu  bringen,  sperrte  man  die  Ehe- 
leute, oft  sogar  von  einander  getrennt,  auf  lange  Jahre  ins 
Gefängnisse 

Bis  z.  J.  1833.  dauerte  dieser  unselige  Zustand:   erst 

1  Vgl.  Hansard's  Parliam.  Debates  N.  S.  12, 152.  ff. 

«  Vgl.  H an sard's  Parliam.  DebatesN.S.  12, 162.  ff. ;in. Serie  18,1259' 

A  Vgl.  Hans ard's  Parliam.  Debatet  N.  8. 12, 163.  ff. 
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danuda  dnrch  St.  3.  ü.  4.  WilL  IV.  o.  102.  —  wurden:  wen%.^|J;",(**««'^ 
etene  die  katholischen  Geistlichen  von  den  früheren  Strafen^"*-'^******* 
befreit  Die  gemischten,  von  ihnen  eingesegneten  Ehen  blieben 
aber  nach  wie  Yor  ungültig  —  ^yThat  nothmff  in  tJds  Act  shcUl 
eatend  or  be  e<m»trued  to  exUnd  to  ihe  gimnff  vaUdity  to  ahy 
fnarriage  ceremony  in  Ireland,  wkieh  eeremony  is  not  nato  vcdid 
under  ihe  eaisting  laws,  or  to  the  repecd  of  any  enactments  now 
in  foTce  for  preventing  the  per/ormance  of  ihe  marriage  ceremany 
by  degraded  clergymen".  — 

Die  Verhältnisse  der  Dissidenten  gestalteten  sich  kaum  i>i*sident«ii. 
günstiger. 

Bis  zum  Jahre  1781.  waren  ihre  Ehen,  wenn  nur.d^  nsi, 
beiderseitige  Consens  der  Brautleute  ausgetauscht  worden  war,  eonMons 
vollgültig:  Die  Gerichtshöfe  des  civilen  Rechts  liessen  alle 
Folgen  einer  rechtmässigen  Ehe  eintreten^  und  nur  die  geist- 
lichen Höfe  verweigerten  natürlich  die  vermögensrechtlichen 
Yortheile^  die  sie  zu  gewähren  hatten,  im  Falle  die  Ehe  nicht 
nach  dem  Ritus  der  Hochkirche  eingegangen  war^. 

Aber  auch  das  müsste  nach  Erlass  von  St  21.  u.  22.^Jii^'J^^ 
Geo.  ni.  c.  25.  fortfallen,  durch  welches  Gesetz  die  ESien 
der  Dissidenten  in  allen  Beziehungen  legalisirt  wurden  ^  vor- 
ausgesetzt, dass  Keiner  der  Contrahenten  der  Hochkirche  an- 
gehöre. Dennoch  dehnte  die  Praxis  die  Bestimmungen  des 
Statuts  auch  auf  diesen  letzteren  Fall  aus  und  die  Gerichts-  <u«Fnxis 
höfe  wiesen  geradezu,  wie  beispielsweise  i.  J.  1816«,  die  Ein- 
wände der  wegen  Bigamie  Angeklagten  als  unerheblich  zurück, 
wenn  diese  behaupteten,  zur  Zeit  des  Abschlusses  der  ersten 
Ehe  mit  einer  dissidentischen  Person,  Mitglieder  der  Hoeh- 
kirche  gewesen  zu  sein^ 

Plötzlich  jedoch,  in  den  vierziger  Jahren  unseres  Jahr- 
bunderts,  änderte  sich  die  Rechtsansicht  der  irischen  Gerichts- 
höfe*. 

Ein  Mann,  Kamens  Smith,  wurde  wegen  Bigamie  ange-smifh^sCase 
klagt.    Es  ergab  sich,  dass  er  i.  J.  1830.,  obgleich  zur  Hoch- 
kirche gehörig,  mit  einer  Presbjterianerin  durch  einen  Pres- 
bjterianer-Geistlichen  getraut  worden  war,   und  dann  1839. 

1  Browne  a.a.O. 269. 

^  Den  Ton  einer  AnzaU  Lords  dagegen  erlassenen  Protest  bei  Browne 
a.  a.  O.  Appdx.  84.  ff. 

8  Vgl.  Hans ard's  Parliam.  Debates lU.  Serie  60,  98. 976. 
4  Vgl.  ebenda«.  S.  1007. 
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nach  anglikaiiischem  Bitus  eine  zu  seiner  Confession  gehö- 
rige Frau  gebeirathet  hatte»  Mit  8  gegen  2  Stimmen  sprachen 
die  Bichter  die  UngQlti^eit  der  erst^ren  Ehe  aus  und  den 
Angeschuldigten  frei. 

Das  .Erkenntniss  erregte  in  Irland  eine  beispiellose  Auf- 
regung« Namentlich  in  dem  nördlichen  Theüe  des  Landes 
waren  Hunderte  seit  Jahren  ihre  Ehen  in  derselben  Weise 
eingegangen  9  und  sahen  jetzt  ihre  Ehre,  ihren  Givilstand,  ihr 
Vermögen  durch  das  neu  aufgestellte  Sechtsprincip  bedroht. 
Auch  machten  sich  die  gefurchteten  Folgen  bald  fühlbar: 
zahkeiche  so  geschlossene  Ehen  wurden  durch  das  Belieben 
des  einen  Theils  gelöst^, 
na.  Schon  in  demselben  Jahre  berieth  das  Parlament  fiber  die 

Mittel,  demgeängstigten  irischen  Volke  beizustehen '9  aber  man 
vict^cTiii  c^^g*®  sic^  wieder  nur  über  eine  halbe  Massregel  —  St  5. 0. 
6.  Vict  c.  113.  —  V,  12.  August  1842.  — ,  welche  alle  durch 
dissidentische  Geistliche  schon  geschlossenen  Ehen  nach- 
träglich legalisirte,  ohne  jedoch  für  die  Zukunft  auch  nur  die 
geringste  Bestimmung  zu  treffen.  Die  natürliche  Folge  davon 
war,  dass  schon  im  folgenden  Jahre  am  28.  Juli  1843.  —  durch 

vLVw;  ^^  ö"  ^'  '^'  ^^^^-  ^-  2^-  ■"  ^eselbe  Verordnung  fiir  die  seit 
dem  12.  August  1842.  geschlossenen  Ehen  getroffen  werden 
musste. 
1844.  Aber  schon  1844.  wurde  die  Aufmerksamkeit  der  Juristen 

wieder  auf  diese  Frage  gerichtet,  da  jetzt  der  höchste  Gerichts- 
hof, das  Oberhaus,  se'n  Erkenntniss  fällte'. 
Queen ▼.  Im  J.  1829.  hatte  George  Millis,  der  Hochkirche  zu- 

gehörig,  sich  mit  Esther  Graham,  einer  Presbyterianerin,  durch 
einen  Presbyterianer-Geistlichen  in  Irland  trauen  lassen,  und 
dann  zwei  Jahre  öffentlich  mit  ihr  als  Ehegatte  zusammen- 
gelebt. Dennoch  yerheirathete  er  sich  später  bei  ihren  Leb- 
zeiten aufs  Neue.  Der  Bigamie  angeklagt,  wurde  er  Ton  den 
irischen  Richtern  freigesprochen,  aber  dann  die  Sache  durch 
OberbaoB  Writ  of  Error  an  das  Oberhaus  gebracht,  und  yon  diesem  das 
Gutachten  der  Richter  eingefordert. 

sirN.Tindai.  Ncuu  derselben  stimmten  mit  den  irischen  Richtern  überein 
und  ihre  Ansicht  wurde  am  7.  Juli  1843.,  durch  Sir  N.  Tindal; 
Lord  Chief  Justice  of  the  Common  Pleas,  dem  Oberhause  mit- 

1  Vgl.  ebendas.  S.  1009. 

*  Hansard  a.a.O. 

8  Siehe  Clark  and  FinnelyReports  10,584.  Vgl.  oben  S.  427. 
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getheilt,  begleitet  mit  Motiven,  für  welche  Lord  Tindal  allein 
die  Verantwortung  übemalun,  nnd  welche  den  irischen  Bichter- 
spmch  auch  durch  die  Grundsätze  des  Common  law  zu  recht- 
fertigen suchten.  Denn  auch  nach  diesem  habe  nur  die  Ton 
einem  ordinirten  Geistlichen  eingesegnete  Ehe  Gültigkeit 

In  mehrfachen  Sitzungen  pflog  das  Oberhaus  seine  Be- 
rathungen:  der  Lord  Kanzler»  Lord  Brougham  u«  a* 
erklarten  sich  gegen,  Lord  Cottenham  für  die  Meinung  der 
Kichter;  bei  der  Schlussabstimmung  ergab  sich  aber  Stimmen- 
gleichheit, und  somit  fiel  der  Spruch  zu  Gunsten  des  Ange- 
schuldigten aus,  der  also  freigesprochen  wurde. 

Wenngleich  so  das  Oberhaus  seine  Bechtsansicht  öichtu^®"^**]^^ 
definidv  äusserte,  und  die  Frage  der  wissenschaftlichen  Erörte- 
rung offen  liessS  so  war  doch  die  Bestürzung  über  den  Spruch 
wieder  eine  allgemeine. 

^  Diesmal  aber  trug  die  dadurch  veranlasste  gesetzliche 
Massregel  einen  allgemeinen  Character. 

Es  war  St.  7.  u.  8.  Vi  et«  c.  81.,  welches  am  9.  August  str.  n.  s. 
1844.  erlassen  wurde,  und  welches  die  Grundsätze  von  St.  6« 
u.  7.  Will.  rv.  c.  85.  mit  geringen  Modificationen  auf  Irland 
übertrug. 

In  Dublin  wurde  ein  General-Begisteramt  unter  Aufsicht  re^stämt 
des  Lord  Lieutenant  eingerichtet  (s.  52.  f.),  wohin,  wie  in  *'^i!°6^»!'** 
England,  die  Duplicate  aller  Be^ster  zu  senden  waren  (s.  65.   "*  ^*  ^' 
67.),  welches  Einsicht  in  seine  Bücher  und  die  dazu  ange- 
fertigten Inhaltsverzeichnisse  gestattete  (s.  70.  71.)  und  Co-    s-  7o.  r. 
pieen  ausstellte. 

Der  Begistrar  General  sollte  ferner,  wie  ebenfalls  in  Eng- 
land, alle  Civilstandsbeamten  —  die  Begistrars  wurden  vom 
Tdoeä  Lieutenant  ernannt  (s.  57.)  —  mit  den  nöthigen  Formu-     ••  57. 
laren  und  den  Begistem  selbst  versehen  (s.  72.  73.).  ••  72.  f. 

Die  Ehen  selbst  werden  aber  in  folgender  Art  geschlossen:  ^JJJJI.n'r 

1.  mit  Speclallicenz  des  Erzbischofes  von  Armaghsp^taiuccns. 
zu  jeder  Zeit  und  an  jedem  passenden  Orte,  x>hne  Aufge* 

böte  (s.  2.);  s.3. 

2.  mit  Licenz,  die  von  dem  dazu  berechtigten  Geistlichen    Licena. 
jedoch  erst  dann  ertheilt  werden  darf,  wenn  einer  der  Braut* 
leute  die  sieben  vorhergehenden  Tage  ohne  Unterbrechung  in 

der  von  ihm  in  seiner  Anzeige  genannten  Parochie  gewohnt 
hat  (s.  2.).    Dann  fallen  ebenfalls  die  Aufgebote  fort.  ■.  s. 

^  Vgl.  die  oben  vielfach  angeführten  beiden  Schriften  von  Stoddard. 

Frieäherg,  EheschUetsung.  gQ 
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A^*^\aten.         ^*  ^*^^  dreimaBgcr  Verkündigung  der  Aufgebote,  in  der 
Pfarrkirche  oder   einem   anderen  vom  Bischöfe  nait  Geneh- 
migung des  Patrons  und  Geistlichen  unter  denselben  Formen 
und  Bedingungen  wie  in  England  bestimmten  anglikanischen 
0.2.  as.    Gotteshause  (s.  2*  33.); 

4.  kann  die  Ehe  so  geschlossen  werden,  dass  dem  Be- 
gistrar  des  Bezirkes,  in  welchem  die  Parteien  seit  mindestens 
sieben  Tagen  gewohnt  haben,  oder  wenn  sie  in  verschiedenen 
Nouce.  Kegisterdistricten  ansässig  sind,  beiden  Registrars  eine  „Notice^^ 
gegeben  wird  über  Alter,  Name,  Wohnung,  Dauer  des  Auf- 
enthaltes u.  8.  w.,  dass  der  Beamte  die  „  Notice  ^^  in  das 
„Noticebook'*  einträgt,  und  dann  durch  den  Clerk  des  board 
of  Guardians  der  Armenkommission  an  drei  Sitzungen  zur 

8.3.18.16.  Verlesung  bringt  (s.  2,  13.  15.). 

certiflctt.  Nach  Verlauf  von  21  Tagen  —  mit  Licenz  von  7  Tagen 

—  stellt  der  Begistrar  ein  Certificat  aus,  auf  Grand  dessen 

t.  21.  f.    die  Trauung  binnen  drei  Monaten  erfolgen  kann  (s.  24.  25.). 

Einsprach.  Gegen  die  Ausstellung  dieses  Certificates  kann  aber  Ton 

den  consensberechtigten  Eltern  und  Vormündern  und  eventuell 
vom  Lord  Kanzler  bei  den  Ehen  minderjähriger,  nidit  verwitt- 
weter  Kinder  Einsprache  erhoben  werden,  wieder  wie  in  Eng- 
land durch  Eintragung  des  Wortes  „forbidden"  in  das  Notice- 
book.    Andere  Personen  legen   gegen  die  Ehe   vermittelst 

•.S^S^M.^e8  Caveat  Verwahrung  ein  (s.  18.  —  20.  23.). 

Licenxendea  Auch  der  Rcgistrar  ist  zur  Licenzertheilung  berechtigt, 
doch  erst  nachdem  er  dem  Registrar  General  100  £  Caution 
gestellt  hat,  und  nicht  fiir  Gebäude,  in  denen  anglikanischer 
oder  presbyterianischer  Gottesdienst  abgehalten  wird.  Dazu 
muss  aber  einer  der  Brautleute  persönlich  vor  dem  Registrar 
erscheinen,  und  eidlich  oder  feierlich  erklären,  dass  seines 
Wissens  kein  Hindemiss  der  beabsichtigten  Ehe  entgegen- 

f .  31.  f.  26.  stehe  (s.  21.  22.  26.). 

dL*nüMScm  ^'  -^^sser  in  den  oben  genannten  Kirchen  können  aber 

^"stw  nnd"  ^^  Ehen  noch  eingegangen  werden  in  Gebäuden,  für  welche 

'  Zeugen.  jQ  im  Districtc  angesessene  Personen  diese  Berechtigung  nach- 
suchen, nachdem  sie  dargethan  haben,  dass  schon  seit  mmde- 
stens  einem  Jahre  dort  Gottesdienst  abgehalten  werde,  durch 
B.  87.  f.  Certificat  des  Registrar  General  (s.  27.  28.).  —  Das  ist  für 
die  Eheschliessung  der  Dissidenten  wichtig  und  dies  sind  die 
Gebäude,  fiir  welche  allein  der  Registrar  eine  Licenz  ertheilen 
kann.  Hier  wird  die  Ehe  vor  dem  Registrar  und  zwei  Zeugen 
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eingegangen  (s.  29.).    Endlich  ist  auch  die  Civilehe  gestattet  cmSie. 
im  Be^strar  Office^  ebenfalls  vor  dem  Begistrar  und  zwei 
2eugen  (s.  30.).  •.  so. 

6.  Für  Quäker  und  Juden  gelten  dieselben  Vorschriften  ^"SSJn!"^ 
^e  fiir  die  Mitglieder  der  Hochkirche'.    Auch  sie  bedürfen 

«ines  Begistrar-Certificates  und  werden  daim  nach  dem  Ritus 
ihrer  Confessionen  getraut  (s.  12.).  ••  is. 

7.  Die  Katholiken  sind  von  allen  Vorschriften  des  Ge-  Katholiken. 
setzes  ausgenommen.    Sie  werden  von  ihren  Geistlichen  auf- 
•geboten  und  zusammengegeben  (s.  3.).  ••  s* 

8.  Eigene  Bestimmungen  sind  fiir  die  Presbyterianer  ge-  ^'^^er*^' 
-troflfen  (s.  4.  ff.).  •.  *.  ff. 

Deren  Ehen  sollen  in  ihren  Gotteshäusern  durch  ihre 
Geistlichen  nach  dreimaligem  Aufgebote  geschlossen  werden. 
Doch  kann  von  den  Proclamationen  dispensirt  werden,  ver- 
mittelst einer  Licenz,  welche  durch  die  von  jedem  Presbyte- 
rium  ernannten,  vom  Lord  Lieutenant  bestätigten  Geistlichen 
•crtheilt  wird.  —  Diese  geben  auch  den  Gotteshäusern  die 
Berechtigung,  dass  Trauungen  in  ihnen  vorgenommen  werden 
«dürfen.  — 

Ausserdem  werden  noch  genaue,  den  englischen  voll-  »««toter. 
ständig  entsprechende  Anordnungen  getroffen  über  Führung, 
Fälschung  und  Vernichtung  der  Begister,  Strafen  aufgestellt 
dR&r  unbefugtes  Trauen,  und  die  Nichtigkeit  der  Ehen  ansge- 
«prochen,  wo  beide  Theile  wissentlich  sich  einer  Gesetzes  ver- 
ietzuni;  schuldifi^  machen. 

Das  genarbte  Gesetz  erhielt  in  der  Folgezeit  noch  mehrere  SSteKD 
im  Ganzen  anwesentliche  ErgSnzmigen  durch  St.  8.  u.  9.  ^^^^j; 
Vict  c  54.  vom  31.  Juli  1845.  St.  9.  u.  10.  Vict.  c.  72.  vom  ^^l»  "•"• 
26.  August  1846.  und  St.  12. u.  13.  Vict.  c.99.  vom  1.  August  ?^i;J.%%y[- 
1849.,  betreffend  die  Kirchen,  in  welchen  bei  Dismembration 
«der  Pfarrspiele  getraut  werden  solle,   die  Berechtigung  der 
Kirchen  zu  Traukirchen,  die  Ehen  der  Iren  mit  Engländern 
und  Schottländem,  und  den  Ort  der  Eheschliessung,  falls  die 
Brautleute  an  nicht  eingepfarrten  Plätzen  wohnen  sollten  oder 
4lie  Pfarrkirche  baulich  unbrauchbar  sein  würde. 

Aber  auch  so  litt    das  Eheschliessungsrecht   noch  an  IhMchUM- 
manchen  Härten,  die  eine  Abhülfe  dringend  erforderten.  tnngsrecht««. 

Die  Ehen  zwischen  Katholiken  und  Protestanten  waren 
nach  wie  vor  ungültig,  wenn  sie  von  einem  katholischen  Geiste 
liehen  eingesegnet  wurden,  fiir  die  Begistrirung  katholischer 

30* 
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Ehen  war  nicht  die  geringste  Vorsorge  getroffen,  ja  sogar  die 
Publicität  dieser  Verbindungen  war  in  keinerlei  Weise  ge- 
währleistetf  da  die  Ehen  zu  jeder  Stunde  bei  Tag  oder  Nacht 
und  auch  ohne  Aufgebote  geschlossen  werden  konnten. 

Dann  aber  war  es  eine  grobe  Ungerechtigkeit,  denPresby* 
terianem  das  Hecht  zu  verleihen,  Aufgebote  zu  verkundigeii 
und  Licenzen  davon  zu  ertheilen,  während  alle  anderen  Secten, 
die  doch  auch  theilweise  einer  festen  Organisation  nicht  ent- 
behrten, wie  in  England  beim  Begisterbeamten  die  Lieenz 
nachsuchen  und  ihre  Ehe  entweder  im  Register-Office  oder  in 
einem  registrirten  Gebäude  schliessen  mussten« 

Diese  so  zahlreichen  und  so  tiefgehenden  Missstände 
haben  denn  auch  die  Aufmerksamkdt  der  englischen  Gesetz- 

elf  OMetmtS^'^^^S  gcnugsam  auf  sich  gezogen:  allein  seit  dem  Jahre 
^'^'*'     1859.  sind  elf  Gesetzentwürfe  berathen  worden. 

LordNian.         Lord  Naas  und  Mr.  Whiteside  i.  J.  1859.  und  Mr^ 

J{J;^^^J;Cardwell  i.  J.  1860.  brachten  Bills  em,  welche  ein  System 
1860.      <j^  Civilstandsregister  für  Geburten  und  Todesfalle  wie  für 
die  Ehen  begründen  wollten^. 

^^'b«u!"^  Die  Bill,  welche  von  Lord  Campbell  dem  Oberhause 
vorgelegt  wurde,  bezweckte  St.  Geo.  11.  c.  13.  aufzuhebent 
so  weit  dadurch  gemischte  von  einem  katholischen  Geistlichen 
eingesegnete  Ehen  für  ungültig  erklärt  werden.  Sie  sorgte 
femer  nach  den  Amendments  des  Committee  für  die  Be- 
gistrirung  der  katholischen  Ehen,  und  verlangte,  dass  diese 
in  der  Zeit  von  8  Uhr  Morgens  bis  2  Uhr  Nachnüttags  Tor 
mindestens  zwei  Zeugen  geschlossen  werden  sollten* 
^ciSm*  Weitergehend   waren    die   Bestimmungen,    welche  Sir 

Hugh  Claims  i.  J.  1862.  dem  Unterhause  vorlegtet  Auch 
er  wollte  wie  Lord  Campbell  die  nach  St.  9.  Geo,  II.  c  13. 
nichtigen  Ehen  für  gültig  erklären,  aber  zugleich  auch  den 

1  1)  1859:  Register  Bill  von  Lord  Naas:  1.  Lesg.:  8.  M&rz;  vertagte 
6.  April.  —  2)  1860:  ebenso  von  Lord  Naas:  1.  Lesg.:  8.  Mai,  2.  Lesg.: 
17.  Mai;  vertagt:  5.  Juli.  8)  1860:  ebenso  von  Mr.  CardweU:  I.  Lesg- 
10.  Mai;  2.  Lesg.:  17.  Mai.  Committee:  21.  Mai;  vertagt:  17.  Juni- 
4)1861:  ebenso  von  Mr.  Cardwell:  l.Lesg.:  11.  Febr.;  2;  Lesg.:  15. April; 
vertagt:  23.  Juli.  5)  1861:  ebenso  Lord  Naas:  1.  Lesg.:  22.  Februar; 
2.  Lesg.:  15.  April.  6)  1861:  Mamage  Law  Amendment  Bill  yonlo^ 
Campbell:  l.Leig.:  11.  März;  2.  Lesg.:  23.  Aprü;  pasairt  im  Oberhs«^; 
4.  Juni;  Unterhaus:  y.  Sur  Hugh  Claims  eingebracht:  1.  Lesg.:  24.  h\i- 
1861.  7)  1862:  Marriage  Solemnization  and  Begistration  BUl  von  Sir  Hugb 
Claini«:  1.  Leag.:  19.  Februar  1862;  2.  Lesg.:  12.  M&rz;  vertagt:  2.Ju^' 

2  Hansard^s  Parliam.  Debatea UL  Serie  166, 411.  ff. 
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Methodisten    dieselben   Befugnisse    zugestehen ,    welche    die 
Presbyterianer  genossen. 

Dagegen  bestimmte  seine  Bill  aber  die  Ehen  der  Katho- 
liken gar  nichts  9  wie  denn  auch  für  die  Trauungen  der  Juden 
und  Quaker  keine  Oeffentlichkeit,  keine  bestimmte  Zeit  und 
Iceine  Gegenwart  von  Zeugen  angeordnet  wurde.  Die  Bill 
war,  wie  treffend  gesagt  wurde,  nicht  so  em  Ehecodex  für  die 
Irländer,  wie  vielmehr  eme  Reihe  von  Concordaten  mit  den 
Haupt^Religionsparteien,  die  dem  Systeme  der  Civilstands- 
register  angeheftet  werden  sollten. 

Im  J.  1863.  brachte  Peel  einen  Gesetzentwurf  ein,  Gre-  ^^^-^««^ 
burts-  und  Todesregister  in  Irland  einzurichten.    Lord  Naas  LordMaai. 
«teilte  dazu  den  Antrag,  auch  die  Eheregister  der  Katholiken 
init  zu  ]>erücksichtigen,  blieb  aber  in  der  Minorität^    Ebenso 
scheiterten  die  Gesetzentwürfe   des  Mr.  Monsell  und  Mr.^'^l^^^ 

Orogan».  Mr.Grogtn. 

Der  erstere  verlangte,  dass  die  katholischen  Ehegatten 
ihre  Ehe  binnen  drei  Tagen  nach  der  Trauung  bei  10«^  Strafe 
^em  Begistrar  anzeigen  sollten,  der  andere  beantragte,  die 
-vereinigten  Presbyterianer,  Convenanter,  Independenter,  Bapti- 
sten und  namentlich  Wesleyaner  den  Presbyterianem,  Juden 
xmd  Qifäkem  gesetzlich  gleich  zu  stellen.  — 

Endlich  i.  J.  1863.  sind  zwei  neue  Gesetze  zu  Stande     ^s^- 
gekommen  St.  26.  u.  27.  Vict.  c.  27.  vom  8.  Juni  —  An^^i^^'s*^" 
Act  to  amend  the  Law  relating  to  Marriages  in  Ire- 
land  —  und  St.  26.  u.  27.  Vict.  c.  28.  vom  28.  JuU  —  An\^'^:^: 
Act  to  provide  for  the  Begistration  of  Marriages  in 
Ireland:  —  Die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  ersteren 
.fiind^,  dass  die  dem  Registrar  zugesandten  Notizen  nicht  mehr 
in   den   Sitzungen    der  Armenkommission   verlesen   werden 
«ollen  (s.  1.)^,   dass  die  Gegenwart  des  Registrar  bei  Ehe-      >-i- 
Schliessungen  der  Dissidenten  fortfallen  solle,  und  dass  jeder 
-Geistliche  unmittelbar  nach  der  Trauung  den  Ort,  wo  die  Ehe 
geschlossen  sei,  und  alle  anderen  zur  Eheeingehung  nothwen- 
•diiren  Erfordernisse  in  zwei  Registerbücher  eintragen  solle. 

Durch  das   andere  Gesetz  werden  namentlich  die   seit  vict.'e.  u.' 
St  26.  u.  27.  Vict.  c.  11.  ezistirenden  Superintendant  Re-  Regiitran.' 

^  Vgl. Hansard's Parliam. Debates  III.  Serie  169, 204. 547. 
»  Vgl.  ebendaß.  169,  717. 866. 1118.-633. 

'  Aucb  wurde  festgesetzt  (s.  5.),  dass  die  Certificate  Tom  Re^strar  erst 
21,  oder  bei  Licenz  7  Tage  nach  der  „Notice"  ausgestellt  werden  dürften. 
4  Damit  wurde  das  englische  Recht  in  Irland  eingeführt 
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gistrars  auch  fiir  die  EfaecivOstandsregister  verwandt  und  fest- 
gesetzt,  dass  Anhänger  einer  Confession,  für  deren  Eh^t- 
gistrirung  durch  St.  7.  u.  8.  Vict  c.  81.  noch  k^e  Yor- 
schriflten  getroffen  seien ,  sich  vom  Begistrar  ein  Formular  zu 
erbitten  hätten  und  dies  ausgefüllt ,  mit  der  Unterschrift  des 
trauenden  Geistlichen,  binnen  drei  Tagen  nach  der  Hochzeit 
dem  Begistrar  übergeben  müssten,  bei  Strafe  bis  zu  10  £  im 
Ungehorsamsfalle.  — 
^Ehfttt?**  Die  Gültigkeit  der  von  katholischen  Priestern  eingeseg- 

neten gemischten  Ehen  ist  dagegen  bis  jetzt  noch  nicht  fest- 
gesetzt  worden^. 

IV.  Vereinigte  Staaten  von  Nord-Amerika. 

'^iSiSwhii^        In  den  heutigen  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika 
commoDiaw.g^^  Ursprünglich  als  in  englischen  Colonieen  das  englische 
C(ynimon  Law^. 

Der  blosse  Consens  begründet  die  Ehe:  Das  war  der 
Fundamentalrechtssatz,  der  von  England  nach  dem  fernen 
Welttheile  verpflanzt  wurde  und  der  noch  heute  dort  wirk- 
sam ist^ 

Während  aber  in  England  die  Formlosigkeit  der  Ehe- 
schliessung  Anfangs  nur  Seitens  der  Kirche  eine  Einschrän- 
kung fand  und  die  staatlichen  Gesetze  im  Ganzen  nur  Neben- 
dinge ordneten,  hat  in  Amerika  die  englische  Zwietheilun^ 
der  staatlichen  und  kirchlichen  Verwaltung  und  Gerichtsbar- 
keit von  Anfang  an  gar  nicht  Platz  gegriffen« 

Die  Colonialgouverneure    vereinigten   vielmehr   in  ihrer 
Hand  die  höchste  kirchliche  und  staatliche  Gewalt  und  die 
erstere  in  einem  um  so  ausgedehnteren  Maasse,  als  der  ganze 
englische  Kirchenorganismus  hier  fehlte. 
GoUrtnieura  ^^^t  der   englischen  Concilienbestimmungen  treten  uns 

daher  in  den  amerikanischen  Colonieen  Statuten  des  Gouver- 
neurs entgegen,  welche,  da  die  englische  Gesetzgebung  die 
colonialen  Verhältnisse  nicht  im  Mindesten  berücksichtigter 
allein  die  nöthigen  Vorschriften  fiir  das  Eherecht  trafen. 

Obgleich  nun   jede  der  einzelnen  Colonialverwaltungen 

1  Darüber  waren  schon  früher  yielfach  FaiiamentsTerhandiungen  ge- 
wesen. So  beispielBweise  i.  JT.  1835.  Vgl.  Hansard^s  Parliam.  Debates 
III.  Serie  26, 1281. 

^  Mit  Ausnahme  Ton  Louis  i an a.    Vgl.  unten  S.  478. 

8  Vgl.  Kent  Coaunent  on  American  law  (New-York  1840.)  2, 80. 
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von  der  anderen  unabhängig  war,  so  geht  doch  ein  fast  ge- 
meinsamer Zug  durch  die  Rechtsentwicklung,  wie  auch  heute 
die  in  beinahe  allen  Staaten  glelchmässige  Mischung  der  ver- 
schiedenen Confessionen  ein  mehr  oder  weniger  gleichartiges 
Recht  2u  Wege  gebracht  hat. 

Anfänglich  versuchte   man  wohl,    das  stricte  englifi<5he,j^J*2S'ngL 
Kirchenrecht  nach  Amerika  zu  übertragen.  ^^eitaM." 

In  denjenigen  Staaten  wenigstens,  wo  Geistliche  in  ge- 
nügender Zahl  vorhanden  waren,  wurde  festgesetzt,  dass  nur 
ordinirte,  hochkirchliche  Priester  trauen  dürften« 

So  bestimmte  das  Gresetz  der  Verwaltung  von  Vir  gini  a  —   Virginia. 
ich  werde  die  Le^slation  dieses  Staates,  die  als  Beispiel  ißir  alle 
anderen  dienen  kann,  geschichtlich  entwickeln  —  i.  J.  1631.*,      i««i. 
dass  kein  Geistlicher  eine  Ehe  einsegnen  dürfe  ohne  dreimali- 
ges kirchliches  Aufgebot  —  es   sei   denn   vom  Gouverneur 
Liicenz  ertheilt  — ,  dass  die  kanonischen  Stunden  dabei  ein- 
zuhalten seien,  dass,  wie  i.  J.  1632.  hinzugefugt  wurdet  nur     i^ss* 
in  der  Kirche  getraut  und  endlich,  dass  sogleich  Seitens  des 
Geistlichen  die  Begistrirung  vorgenommen  werden  solle'. 

Diese  bedurften  jedoch  zur  Vollziehung  der  Eheschlies- 
sungshandlungen  noch  einer  Ermächtigung  des  Gouverneurs^. 

So  häufig  aber  auch  diese  Vorschriften  wiederholt  wur-^ätdUJ^! 
den^  —  die  Zahl  der  Bestimmungen  erinnert  unwillkürlich  an  *"^*^°- 
die  englische  Gresetzgebung  seit  1753. — ,  so  scheinen  sie  doch 
nicht  durchführbar  gewesen  zu  sein. 

Die  Bevölkerung  der  Colonie  nahm  stätig  zu,  ohne  dass 
die  Zahl  der  Geistlichen  in  dem  richtigen  Verhältnisse  zu  der 
vermehrten  Volksmenge  geblieben  wäre.  Die  einzelnen  Ort- 
schaften lagen  weit  auseinander,  die  Verbindungen  waren  oft 
gehemmt  oder  von  vom  herein  dürftig,  die  Pflanzungen  selten 
oder  gar  nicht  von  Geistlichen  bewohnt. 

Alles  strömte  daher  bei  dem  Gouverneur  zusammen  miti>J«yc«""» 

de«  Oonver- 

Gesuchen  um  Licenz  von  den  Aufgeboten,  während  dieser     n«^* 
doch  unmöglich  im  Stande  war,  die  Personalkenntniss  zu  be- 
sitzen, welche  ihm  die  Dispensertheilung  im  einzelnen  Falle 
hätte  als  unbedenklich  erscheinen  lassen  können. 

^  Hennigfs  Statutes  at Large  (Richmond  1819.)  1, 156. 

>  ebendas.  188. 

8  ebendas.  1, 155.  wiederholt!.  J.  1657.  ebendas.  1, 483. 

^  ebendas.  1,156. 

5  Siehe  ebendas.  pass'.m. 
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iMo.  Schon  1660.  musste  festgesetzt  werden  S  dass  bestimmte 

i6<i.     Localmagistrate,  seit  1661  die  Clerks  der  County  Courta^ 
Licenzen  geben  dürften. 
iMi.uM.  Dagegen  wurde  noch  1661.%  1696>  und  1705.^  die  Be- 

obachtung   des   anglikanischen   Traurituals    dringend  emge- 
schärft  und  die  ungehorsamen  Geistlichen  mit  harter  Strafe 
bedroht:  zuerst  10,000  Pftmd  Taback,  später  6  Monate  Ge- 
fängniss  und  Zahlung  von  500  Pfund  Courant  Geld. 
EinwÄ».        ^^^^  ^«  elterliche  :Einwimgung  in  die  Ehen  minderjähri- 
1696.      ger  Kinder  wurde  für  nothwendig  erklärt^  und  bis  z.  J.  1696.' 
die  Nichtigkeit  von  nicht  consentirten  Verbindungen  ausge- 
sprochen. 
170».  Schon  L  J.  1705.  musste  man  daran  denken»  den  Geistr 

liehen  für  die  Verkündigung  der  Aufgebote  in  den  clerks 
oder  readers  Stellvertreter  zu  geben^:  denn  die  Zahl  der 
hochkirchlichen  Priester  verminderte  sich  beständig.  — 
^^dwiSn**'  Inzwischen  nahmen  die  Confessionsverhältnisse  Virgi- 
nias, wie  der  übrigen  Colonieen»  eine  ioimer  buntere  Färbung 
an»  und  es  zeigte  sich  dieselbe  Ungeneigtheit  der  Dissidenten, 
das  hochkirchliche  Trauritual  anzunehmen,  welche  in  Eng- 
land die  Gesetzgebung  von  1836.  veranlasste. 

Hier  wurde  aber  die  Hülfe   in  einfacheren  Massregeln 
gefunden  ^ 
auer  cSnfei-         Zucrst  ermächtigte  man  die  Geisdichen  aller  Confesslonen, 
*^^teSilSl^*°^^®  ihre  Ordination  dem  Magistrate  dargethan  und  eine  ge- 
nügende Caution  für  die  Beobachtung  der  Gesetze  gestellt 
hatten^^  zu  trauen,  und  da  es  auch  Secten  gab,  welche  jeder 
Fflcuiutive  or^irten  Geistlichkeit  entbehrten,  so  wurde  endlich  die  facul- 
tative  Civilehe  eingeführt,  je  nach  Belieben  der  einzelnen  Graf- 
schaftshöfe und  vor  Personen,  welche  durch  diese  die  Trau- 
befugniss  erhalten  hatten« 

Während  so  in  Virginia  die  Entwicklung  von  der  obli- 

^  ebendsB.  2,  28. 
^  ebendaB.  2,55. 
s  ebendas.  2,  49.  f. 
4  ebendas.  8,150.  ff. 
^  ebendas.  8,441.  ff. 

6  Schon  1631. ebendas.  1, 155. 

7  ebendaB.  3, 150.  iL 

8  ebendas.  8,441. 

»  Vgl.  ßhapt.  XL.  §.  4.  5.    Vgl.  Acts  1830-81.  p.  102.  cL  35.  §§•  ^• 
8-lO.p.  108.  cb.  86. 

10  1500  doUars  a.  a.  O.  §.  4. 
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gatoriscfaen  kircfalichen  Ehe  zur  facultativen  Civilehe  diSngtey 
war  in  anderen  Staaten  das  Ziel  wenigstens  dasselbe,  wenn* 
gleich  man  von  verschiedenen  Ausgangspunkten  seinen  Anfang 
nahm. 

Wo  nämlich  gleich  die  Bevölkerung   einen  gemischten  ^"suatoia*^ 
confessionellen  jCharacter  hatte,   oder  der  grossen  Mehrheit 
nach  der  Hochkirche  nicht  angehörte,  wo  von  vorne  herein  j^^JJ^^^U^j. 
der  Mangel  an  Geistlichen  fühlbar  war,  da  wurde  wohl  auch      ^^ 
von  vorne  herein  die  Civilehe,  und  zwar  die  obligatorische,  als 
einzige  Begelung  der  verwirrten  Verhältnisse  festgesetzt.     So 
1640*  in  Kentuckys  so  in  Massachusets  und  anderwärts^  Kentucky 

...  ,    ,  Maasacbnaets 

Organisurten  sich  dann  später  die  einzelnen  Beligions-  ip&t«rdie 
gesellschaften,  so  gab  man  auch  ihren  Geistlichen  die  Befiig-  schiieunng 
niss  zu  trauen,  ohne  jedoch  die  der  Richter  zu  schmälern^.       "^getfi^r** 

In  noch  anderen  Staaten  endlich  blieb  das  alte  common^^^'J^J^JJ*"" 
law  von  der  Statutargesetzgebung  völlig  unberührt.  Es 
herrschten  die  oben  dargestellten  Grundsätze  des  schottischen 
Kechts  und  die  amerikanischen  formlosen  Ehen  unterschieden 
sich  von  den  formlosen  englischen  nur  dadurch,  dass  sie  auch 
alle  civilrechtlichen  Folgen  ehelicher  Verbindungen  genossen, 
während  diese  doch  in  England  in  mannichfacher  Beziehung 
verkürzt  waren. 

So  in  New-York,  wo  zwar  die  New  York  Kevised  New  York, 
Statutes^  gewisse  Formaliföten  aufstellten  —  kirchliche  oder 
civile  —  wo  aber  wegen  vieler,  dadurch  verursachter  Unzu- 
träglichkeiten i.  J.  1830.  das  nlte  Recht  wieder  hergestellt 
werden musste,  in  New-Jersey, Pennsylvania,  Maryland,  New^erBcy, 

Kentucky,    Vermont,     Tennessee,    Alabama,    New-  Maryland, 

/  ,  Kentucky, 

Hampshire,  South-CarolinaundLouisiana^  in  welchem  Vermont, 

*  ,  ,  Tennestee, 

letzteren  Staate,  emer  ursprünglich  spanischen  Kolome,  zwar   AUbam«, 
das  englische  Common  law  nicht  gilt,  aber  auch  das  CJoncilium  ^Mn.  sonth 
Tridentinum  nicht  recipirt  ist^.  Lonwani, 

1  A  Digest  of  the  Statute  Law  of  Kentucky  (Frankfort 
1884.)  374. 

>  The  Charters  and  General  Laws  of  the  Colony  and  Pro- 
Tince  of  MassachuBsets  Bay  (Boston  1814.)  181. 

8  In  Kentucky  war  in  der  Zwischenzeit  auch  einmal  obligatorische 
kirchliche  Ehe  eingeführt  worden.  Vgl.  A  D  i  g  e  s  t  etc.  a.  a.  0. 1 1 56 .  f.  Ges. 
V.  J.  1798.  s.  4.    Civilehe  wurde  wieder  gestattet  i.  J.  1799.  ebendas.  1158. 

*  vol.  II.  p.  189.  f.  B.  8—19. 

5  Vgl.  Bishop  Commentaries  on  the  law  of  divorce  and  manriage 
(Boston  1852.)  128.    Kent  a.  a.  O.  2, 87. 

^Kent  a.a.O.    Bishopa.  a.  O. 
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Freilich  Bind  hier  theilweise  Eheschliesrangsformen  ge- 
setzlich angeordnet  und  Personen  bestimmt,  Tor  denen  der 
Consens  der  Brautleute  zu  erklfuren  ist,  aber  die  ersteren  doch 
nicht,  als  unumgänglich  nothwendig. 
Feniisyhrtni*.        So  sollen  in  Pennsylvania  zwölf  Zeugen  der  Traaung 
BodebaiigfaT.  beiwohnen:  in  dem  Prozesse  Rodebautrh  v.  Sanks  ^vurde 
aber  eine  Ehe  für  gültig  erklärt,  obgleich  die  Zahl  der  Zeugen 
^  wau?.*''  bedeutend  geringer  war^.     In  New  South  Wales  ist  vor- 
geschrieben,  dass   kein  Presbjterianer-Greistlicher  dne  Ehe 
einsegnen  dürfe,  wenn  nicht  die  Contrahenten  Torher  die  schrift- 
liche Erklärung  abgegeben  hätten,  ebenfalls  der  Presbyterianer- 
cateniiT.  Eürchc  auzuirehören :  in  Caterall  v.  Sweetman  wurde  jedoch 
eine  Ehe,  obgleich  diese  Bestimmung  verletzt  war,  nicht  ver- 
nichtet'. 
Kentnckr.  In  Keutuckj  soll  die  jedesmalige  Trauermäditigimg  für 

den  Geistlichen  von  dem  Ghrafschaftshofe  ausgesteUt  werden, 
^y!f7^  welchem  das  Domicil  der  Braut  angehört:  in  Gaterwoodv. 
Funk  wurde  dennoch  eine  Ehe,  bei  der  dies  Gebot  übertreten 
war,  für  gültig  angesehen'. 

Nur  wo  die  Mchtigkeit  einer  Ehe  wegen  Formverletzung 
ausdrücklich  ausgesprochen  ist,  wird  die  Verbindung  rechtlich 
annullirt^ 


EhMchiito.  Die  Eheschliessunirsfonnen  aber,  welche  in  den  ver8chI^ 
den  einseinendenen  Statutargesctzgebungeu  angeordnet  smd,  unterscheiden 
sich  zwar  in  ihren  hier  nicht  weiter  zu  berücksichtigenden  Ein- 
zelheiten mannichfach  von  einander:  im  Grossen  und  Ganzen 
ergeben  sich  indess  folgende,  überall  wiederkehrende  Bestim- 
mungen. 
aUtf  Co*  fc  *  ^"^  Eheschliessung  berechtigt  sind  erstlich  alle  Geisth'che 

Bionen  dürfen  irgend  cincr  Religionspartei  im  Staate  ^     Zuweilen  mit  der 

^  Bishop  a.a.O.  ISl. 

^  ebendas. 

B  A  Digest  of  the  Statute  Law  of  Kentucky  1156. 

^  Kent  a.  a.  O.  2,  90.  Bishop  a.  a.  O.  130.  Toulmin  Dig.  of  the 
Lawof  Alabama  576.  —  Vgl.  Bashaw  v.  Tennessee  bei  Y erger Eeport* 
1, 117.    Beere  Domestic Belations  196.  200.  290. 

^  Bevised  Statutes  of  the  State  of  Rhode  Island  and  Pro* 
vidence  Plantation  (Proyidence  1857.)  c.  134.  s.  7.  The  BcTised 
Statutes  of  Indiana  (Indianapolis  1848.)  s.6.  S.  594.  ff.  The  General 
Statutes  of  the  Commonwealth  of  Msssachussetts  (Boston  lS60.) 
eh.  106.  s.  14.  A  Digest  of  the  Statute  Law  of  Kentucky  H^^- '' 
The  Statutes  of  the  State  of  Connecticut  (New  Haven  1854.)  Title 
VII.  eh.  1.  sec.  2.6.    Laws  of  the  Territory  of  Nevada*  (1861.) <*^^' 


ly .  Vereinigte  Staaten  von  Nord- Amerika.  475 

Beschraokungy  dass  sie  für  eine  bestimmte  Zeit  mit  der  VoIl-BetchrXnkQng 
fuhrung  der  gottesdienstlichen  Functionen  betraut  sein»  und 
auch  wohl,   dass   sie  Seitens   einer   staatlichen  Behörde  die 
Trau-Ermächtigung  erhalten  haben  müssen^« 

Der  Ritus  der  Trauung  ist  überall  willkürlich  und  muss 
nothwendig  nur  den  Consensaustansch  enthalten^.  —  Zuweilen 
sind   auch   Aufgebote   Torgeschrieben^.  —  Ausserdem   aber  Anffereboto. 
geben  auch  richterliche  Beamte^  —  Friedensrichter  oder  Bei-  ^*^"*'**'^ 

8.  1.    Reyised  Statutes  of  the  Territory  of  Minnesota*  (1851.) 

eh.  52.  8.5.  The  Statutes  of  the  Territory  of  Kansas*  eh.  108.  s.  11. 

liaws  of  Virginia*  eh.  108.  s.  4.  f.  —  Vgl.  American  Jurist  (Boston 

1829.)  2,  895.  ^  The  Reyised  Statute  of  the  State  of  Vermont 

(Burlington  1840.)  chap.  62.  s.  11.    Stat.  of  the  State  of  Maine*  tit  5. 

eh.  59.  8. 11;  Stat.  of  the  State  of  Kew-York*  eh.  8.  §.  8.n.  1;  Stat. 

of  the  State  of  Missouri*:  —  An  Act  regulating  marriages  v.  28. 

Not.  1855.  s.  6.— New  Jersey*  Act  v.  4.  März  1795.  s.  2.    Ohio*  Actv. 

6.  Januar  1824.  s.  2.    Code  of  Tennessee*  tit  4.  s.2439.  (I.Mai  1858.) 

Laws  of  Delaware*  eh.  74.  s.  2.  (Mai  1846.)  Wisconsin*  s.  4.  An  Act 

regulating  marriages  (22.  April  1850.)  of  the  State  of  California* 

8.  6.  —  Die  Gesetze,  versehen  mit  einem  Sterne  (*),  habe  ich  in  beglaubigten 

Abschriften  benutzt,  welche  der  Hr.  Minister  Dr.  von  Mühler  mir  zur 

Disposition  zu  stellen  die  Güte  hatte.  — 

1  Kentucky  aö.  1798.  8.  9.  Connecticut  s.  2.  Virginia  8.4.  5. 
Minnesota  8.  5:  ,,Ministers  of  the  gospelbefore  they  shaU  be  authorized 
to  perform  the  marriage  rite,  shall  file  a  copy  of  their  credentials  of  ordina- 
tion  with  the  clerk  of  the  district  court  of  some  county  in  this  Territory,  who 
shall  record  the  same  and  give  a  certificate  thereof ,  and  the  place  where 
such  credentials  are  recorded,  shall  be  indorsed  upon  each  certificate  of 
marriage  granted  by  any  minister  and  recorded  with  the  same".  Wis- 
consin s.  5.    Ohio  s.S.    Maines.  11.    Connecticut  s.  2. 

>  Vgl.  beispielsweise  Nevada  s.  6:  „In  the  solemnization  of  marriage 
HO  particular  form  shall  be  required,  except  that  parties  shall  declare,  in  the 
presence  of  the  judge,  minister  or  magistrate ,  and  the  attending  witr 
nesses,  that  they  take  each  other  aa  husband  and  wife,  and  in  every  case, 
there  shall  be  at  least  two  witnesses  present,  besides  the  person  performing 
the  ceremony*'.  Minnesota  s.  8.  New-Yorks.  9:  „When  solecnnized 
by  a  minister  or  priest,  the  ceremony  of  marriage  shall  be  according  to  the 
forms  and  eustoms  of  the  ehnrch  or  society,  to  which  he  belongs.  When 
eolemnized  by  a  magistrate  no  particular  form  shall  be  required  *S  ®^  rxaxi'^ 
destens  ein  Zeugei 

'  Ohio  s.  6.  Delaware  s.  2.  Maryland*  (1.  Januar  1860.)  s.  5. 
Maine  8.  5.  —  in  diesen  beiden  Staaten  alternativ  mit  dem  Ceriificate  de» 
Clerk  —  Massachusetts.  Vgl.  Kent  a.  a.  O.  2,  89.  —  In  dem  letz- 
ten Staate  wurde  die  Publication  der  Aufgebote  Seitens  des  Richter» 
schon  i.  J.  1692.  genau  geregelt  The  Charters  etc.  243. 

^  Tennessee  s.  2439:  „All  justices  of  the  peace,  judges  and  chan- 
cellors  in  the  State ' '.  V  i  r  g  i  n  i  a  s.  5 :  „Pro vides  that  the  county  court  may 
appoint  one  or  more  persons  to  celebrate  the  rite  of  matrimony*^.  Ken- 
tucky s.  8:  „Judges  of  the  county  court  and  such  justices  of  the  peace  aa 
the  county  court  may  authorize'*.  Wisconsin  s.  4:  „...  any  justice  of 
ihe  peace  in  the  county  in  which  he  is  elected . . .  and  throughout  the  State 
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Mtzer  des  höchsten  Gerichtshofes  —  und  Stadtmagiatrate^  die 
Brautleute  zusammen,  meist  wie  auch  die  Geistlichen  nur  für 
einen  bestimmten,  ihnen  zuertheilten  Bezirk  beglaubigt  ^ 
TSSi^doi'  Richter  und  Geistliche  müssen  bei  der  Trauung  die  Ab- 
sidit  haben  9  ihre  amtlichen  Functionen  zu  erfüllen.  Blosser 
Consensaustausch  vor  Urkundspersonen,  welche  gegen  ihren 
Willen  zu  dessen  Anhörung  genöthigt  werden,  begründet  daher 
—  umgekehrt  wie  nach  den  Vorschriften  des  Tridentinum  — 

keine  Ehe^. 
Vor  d«r  Tran-        y^^  der  Trauunff  iedoch  müssen  die  Brautleute  bei  einem 

nng  Nachweis  '  o  J  ^t      i         •       -i.         -U        "D 

tiberPanonai-ßtaatlichen  Bcamtcu  einen  genauen  Nachweis  über  inre  rer- 
sonalverhältnisse  führen.  Namen  und  Wohnort  angeben,  auch 
wohl    die    Zeitdauer    des    letzteren,    Beschäftigung,    Alter, 

Farbe  u.  s.  w.' 
^  BU«Jfc»^  Smd  sie  minderjährig  (wie  in  England  unter  einundzwanzig 

'""*^'jahren)S  so  haben  sie  die  elterliche  Einwilligung  darzuthun, 
entweder  schriftlich  von  Zeugen  beglaubigt,  welche  der  Con- 
eentirung  beigewohnt  haben  und  auch  wohl  die  Richtigkeit 
des  Schriftstückes  beschwören  müssen,  oder  so,  dass  die  Ge- 
walthaber persönlich  vor  dem  Beamten  erscheinen^. 

by  any  judge  of  a  court  of  record".  New-York  8.  8:  „ Judges  of  the 
County  Courts  and  justices  of  the  peace".  Minnesota  (wie  bei  Wis- 
consin). Connecticut  s.  2:  „the  judges  of  the  supreme  CQurt  of  errors, 
judges  of  the  county  courts ,  justices  of  the  peaoe**.  Kan  s  a  a  s-  ö :  „  eyery 
judge  and  justice  of  the  peace".  Missouri  s.  6 :  „evcry  judge,  justice  of 
a  county  court  and  justice  of  the  peace".  New- Jersey  s.  2:  „ewiy 
justice  of  the  peace  ".  M  a  i  n  e  s.  1 1 :  „E  very  justice  of  the  peace  appointfiü 
for  a  county  or  for  the  State  and  residing  therein".  California  i.  6j 
„eTcryjudgeandjusticeof  the  peace**;  Ohios.8.  Rhode  Islands  fl.7. 
Indiana  s.  6.  Nevada  s.  4.  Vermont  s.  11.  —  rein  kirchliche  Ehe- 
schliessung in  Maryland  S.4. 

^  N ew  -  Y  or k  s.  8 :  „Mayors,  recorders  and  aldermen  of  cities ".  D ** 
lawares.  2:  „ the mayor of Wllmington **. 

«  Vgl.  Milford  v.  Worcester  u.  Mangue  v.  Mangue  in  Digest 
of  the  decisions  of  the  supreme  judicial  court  of  MsssA' 
chusetts  (Boston  1851.)  468.  f. 

»  Das  vertritt  dieStellederAufgebote.  vgl.  oben  S.475.— Tennessee 
8.2441.  Ohio  s.  7.  Maine  s.  5.  Kentucky  s.  10.  Rhode  Island  s.  10' 
Indianas.  8.  Connecticut  s.o.  Massachusetts«.  7.  ff.  Vermont 
s.  d.  —  Anderswo  haben  sich  die  Trauenden  selbst  vom  Fehlen  der  £he- 
hindemisse  zu  überzeugen ;  auch  durch  Eid  der  Brautleute.  N e  w- J  ersey 
e.  3.  Kansas  s.' 6.  Missouri  s.  7.  Minnesota  s.  6.  Wisconsin  8.6. 
New-York  s.  10. 

^  Bei  Mädchen  meist  unter  18  Jahren.    Vgl.  K  en t  a.  a.  0. 2, 78. 
'*^  Wisconsin  s.  7.  Minnesota  s.  7.  Missouri  s.  7.  Kansas  «.<>• 
New-Jersey  s.  S.    Maine  s.  6.    Ohio  s.  7.    Kentucky  s.  11.    Vir- 
gin-ia  s.  8.    Delaware  s.  S.    Indiana  s.  10.  12.     Connecticut  8- 5- 
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Erst  wexm  diesem  letzteren  ersichtlich  ist,  dass  keine  ge-  ^^«Mild^f. 
setzlichen  Hindernisse  der  beabsichtigten  Ehe  entgegenstehen,  "delT^wuS" 
ertheilt  er  einen  Schein,   der  znr  Trauung  ermächtigt ,   ^u^  ,2j'Sth "u^ 
harte  Strafen  drohen  seiner  Leichtfertigkeit  oder  seinem  Un- 
gehorsam^. 

Ohne  einen  solchen  Schein  darf  aber,  ebenfalls  unter  An- 
drohung empfindlicher  Strafe ,  keine  der  trauberechtigten  Per- 
sonen die  Eheleute  zusammengehend 

Gleich  nach  der  Trauung  sind  die  Civilstandsregister  zuBegutrirnhr. 
berichtigen,  was  meist  durch  eigene  Beamte  geschieht,  welche 
einen  ihnen  von  den  Eheleuten  zugestellten,  von  dem  Trauen'» 
den  ausgefertigten  Schein  in  die  Begister  eintragen'. 

Massachusetts  8. 9.  Nichts  ist  in  dieser  Beziehung  in  dem  Gesetze  von 
New- York  vorgeschrieben.  -*  Wie  weit  dabei  die  puritanische  Gesetz 
gebung  ging,  ergiebt  sich^aus  den  merkwürdigen  Statuten  Yon  Massa- 
chusetts a.d.  J.  1647.  in  The  Charters  etc.  S.  151:  „And  whereas  God 
hath  committed  the  care  and  power  into  the  hands  of  parents  for  the  dis- 
posing  their  children  in  marriage,  so  that  it  is  against  ruie  to  seek  to  draw 
away  the  affections  of  young  maidens,  under  pretence  of  purpose  of  mar- 
riage, before  their  parents  have  given  way  and  allowance  in  thatrespect; 
and  whereas  it  ia  a  common  practice  in  divers  places  for  young  men  ir- 
regularly  and  disorderly  to  watch  all  advantages  for  their  evil  purposes  to 
insinuate  into  the  affections  of  young  maidens,  by  Coming  to  them  in  places 
and  seasons  unknown  to  their  parents  for  such  ends,  whereby  much  evil 
hath  grown  amongst  us,  to  the  dishonour  of  God  and  damage  of  parties;  for 
prevention  thereof  for  time  to  come : 

It  is  further  ordered,  that  whatsoever  person  from  henceforth  shall 
endeavour,  directly  or  indirectly,  to  draw  away  the  affection  of  any  maid  in 
this  jorisdiction,  under  pretence  of  marriage,  before  he  hath  obtained  liberty 
and  allowance  from  her  parents  or  govemors  or,  in  absence  of  such,  of  the 
nearest  magistrate^  he  shall  forfeit  for  the  first  offence  üve  pounds,  for  the 
second  towards  the  party  ten  pounds,  and  be  bound  to  forbear  any  fürther 
attempt  and  proceedings  in  that  unlawful  design ,  without  or  against  the 
allowance  aforesaid;  and  for  the  third  offence  upon  infbrmation  or  com- 
plaint  by  such  parents  or  govemors  to  any  magistrate,  giving  bond  to 
prosecute  the  party,  he  shall  be  committed  in  prison,  and  upon  hearing  and 
conriction  by  the  next  court,  shall  be  ac\judged  to  continue  in  prison  untU 
the  court  of  assistants  shall  see  cause  to  release  ^^ 

1  Tennessee S.2442.  Delaware 8.2.  Maine s.lS.  California 8.7. 

'  Connecticut  s.  6.  Rhode  Island  s.  11.  Indiana  s.  17.  ff. 
Das  fällt  natürlich  in  den  Staaten  fort,  wo  ein  solches  Certificat  überhaupt 
unnöthig  ist.  Vgl.  oben  S.  475.  InCalifornien,  wenn  die  Parteien  schon 
vorher  zusammengelebt  haben.  Doch  hat  der  trauende  Geistliche  das  dann 
in  dem  Kirchenbuche  zu  vermerken,  s.  7. 

0  Minnesota  s.  9.  Missouri  s.  9.  Kansas  s.  7.  New-Jersey  s.  6. 
Maine  8. 15.  Ohio  s.  8.  Kentucky  s.  12.  Virginia  s.  18.  Delaware 
s.  5.  Nevadas.  8.  f.  California  s.  8.  f.  Connecticut  s.  7.  Indiana 
8.  15.  f.  Massachusetts  s.  21.  f.  —  In  einigen  Staaten  wird  der  Trau- 
schein nur  auf  Verlangen  der  Parteien  —  „on  request"  —  ausgefertigt  So 
in  New-York  s.  13.   Wisconsin  8. 9. 
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Em  solcher  Vermerk  macht  vollen  Beweis  für  die  Schlies- 
sung der  Ehe. 

^  Die  Hauptschwierigkeit  bei  dem  von  dies^i  Gesetzen  be- 
folgten Systeme  liegt  in  dem  Umstände,  dass,  wo  so  viele 
pntiküTehen.  Trauberechtigte  existiren,  deren  Befugniss  sich  mdst  jeder 
Beurtheilung  entzieht,  leicht  vor  unberedbtigten  Personen  die 
Ehen  geschlossen  werden  können,  und  demnach  nichtig  eem 
müssten. 

Dagegen  ist  jedoch  fast  überall  besondere  Vorsorge  g^ 
troflfen  und  angeordnet  worden,  dass,  wenn  die  Eheleute,  oder 
auch  nur  Einer  von  ihnen,  bei  der  Trauung  im  guten  Glauben 
waren  und  dann  zusammen  gelebt  haben,  auch  ungeachtet  der 
Nichtberechtigung  des  Trauenden  die  Ehe  gültig  sein  sollet 
iUitiudo.  ^  Auslande  geschlossene  Ehen  endlich  werden  nach  der 

lex  hei  contractus  beurtheilt*.  Dass  die  Amerikanischen  Con- 
conaaitt.  sulu  zur  Trauuug  nur  berechtigt  sind,  wenn  diese  Befagnißs 
ihnen  nach  den  Gesetzen  des  Landes,  bei  welchem  sie  be- 
glaubigt sind,  zusteht,  ist  in  einem  Circulare  des  Attorney 
General  v.  11.  November  1854.  ausdrücklich  ausgesprochen 
worden« 

V.    Die  Niederlande*. 
1.  Von  der  Reformation  bis  zu  £nde  des  achtzehnten  Jahrfaunderts. 

Sidf^Kto^I  Die  niederländische  protestantische  Kirche  stellte  über 
die  Eheschliessung  keine  von  den  kanonischen  Bestinunungen 
abweichenden  Regeln  auf. 

1  Massachusetts  8.20.  Virginias.?.  Nevadas.lS.  Wisconsin 
s.  13.  Delaware8.2.  Virginias.7.  Kentuckys.?.  Maines.!?* 
Für  unbefugtes  Trauen  sind  übrigens  überall  harte  Strafen  —  Oefangniss  — 
ausgesprochen,  ebenso  wie  für  falsche  Registereintragungen.  —  Auch  über 
Qufiker-u.Juden-  Ehen  sind  h  ftufig  Vorschriften  gegeben.  Sie  sollen 
nach  dem  Ritus  dieser  Religionsgesellschaft  eingegangen  werden.  Vgl. 
Minnesota  B.  16.  Rhodeisland  s.  15.  New-York  8.19.  WisconsiD 
8.14.  Maine  8. 10. 

^  Missouri  s.  5.  Kansas  s.  4.  Virginia  s.  16.  Californias.^* 
*  Das  bei gis che  Recht  wird  sich  an  das  französische  anschliessen. 
-*  Von  Literatur  ist  ausser  den  unten  citirten  Werken  anxufuhren:  Bein- 
m e  1  de  legitimar.  nupt  requisitis  (Fr.  1767.).  Berckensde  justis  naptitf 
(L.  B.  1727.).  Blaubeen  de  nuptiis  (L.  B.  1822.).  Boddens  deconfleottt 
parent  in  nuptiis  liberor.  (L.  B.  1744.).  Bruyn  de  sponsalibus  (L.  B.  1745.). 
.  Cau  de  nupt  (L.B.  1710.).  Fagel  de  rit  nupt  (Tr.  1690.).  Hooghtwoudt 
de  coniugio  (Tr.  1702.).  Marez  de  nupt  (Tr.  1696.).  Opperdoes  de 
nuptüs  (Hard.  1698.).  Fau  de  justis  nupt  (L.  B.  1757.).  Paula  de  'm 
coniugii  (Tr.  1744.).  Raedt  de  requis.  matrim.  natur.  et  civil.  (L.  B.  1783.)* 
Roijen  de  ritu  nupt  (L.  B.  1749.).    Schuyt  de  sponsalib.  et  nupt  (7^ 
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Wenn  schon  in  Deutschland  die  sociale  Unordnung,  welche 
der  dogmatischen  Revolution  folgte,  die  Kirche  von  allen 
Neuerungen  auf  dem  Gebiete  des  Eheschliessungsrechtes  ab- 
hielt, so  mussten  diese  Motive  in  den  Niederlanden  noch  viel 
wirksamer  sein,  wo  die  neue  Confession  mit  bitterer  Noth  zu 
kämpfen  hatte,  und  sich  nicht  nur  gegen  den  gewaltig  an« 
drängenden  Eatholicismus,  sondern  auch  gegen  zersplitterndes 
Sectenwesen  schützen  musste. 

Darum  wurden  hier  die  reformirten  Lehren  von  der  kirch- 
lichen Efaeschliessung  schon  in  den  ersten  Synoden  ausg^ 
eprochen*. 

Das  lange  Elend  der  Verfolgung  aber,  welches  die  refor-  dS^^^ 
xnirte  Kirche  bald  nach  ihrer  Begründung  auszustehen  hatte,  '^'^™*^^°- 
brachte  ihr  auch  Noth  und  Verwirrung  in  Bezug  auf  das  Ehe- 
schliessungsrecht.    Die  Protestanten,   und  zumal  die  Geist- 
lichen, waren  harten  Strafen  ausgesetzt;  die  Edicte  Philipp' s 
und  das  Schwert  Alba's  wütheten  gleich  unbarmherzig. 

So  konnte  von  öffentlicher  protestantischer  Eheschliessung  i^en°dü^V 
keine  Hede  sein,  zumal  diese  nach  derPublication  derTrienter  ^^^- 
Bestimmungen  auch  jeder  kirchlichen  Kraft  entbehrte^.    Viel- 
mehr wurden  die  Ehen  durch  blossen  Consens  eingegangen 
und  durch  die  copula  camalia  consummirt. 

^yVocT  het  emaneeren  der  Politieke  Ordannantie  in  Holland 
in  dato  1.  April  1580.^^  sagt  Van  Zurck^  „toierden  de  Ht^ 

1659.).  SevenhuyBen  de  iust.  nupt.  (L.  B.  1709.)*  Wewelinohoven 
de  iust.  nupt.  (L.  B.  1709.).  B eeU  de  nupt.  sec.  cod.  leg.  cItü.  (Tr.  182S.). 
Soas  de  consensu  in  nupt.  sec.  ius  hod.  (L.  B.  1836.).  Boddaert  de  re- 
quis.  nuptiar.  iure  rom.  et  iure  HoU.  nov.  (L.  B.  1809.).  Diephuis  de  ma- 
trim.  (Or.  1840.).  Heurn  de  iure  matrim. (Sylv.  1826.).  Lipman  de  iure 
nupt.  Rom.  atque  hod.  (L.  B.  1822.).  Musquetierde  consensu  parent  in 
nupt.  liberor.  (L.  B.  1820.).  Sassen  de  requisit.  justar.  nuptiar.  iure Neer- 
land.  (L.  B.  1889.).    Scharp  de  Übertäte  matrimonii  (Gr.  1804.).  — 

^  Vgl.  Acta  synodi  Wesaliensis  y.  J.  1568.. bei  Richter K.O.  2, 
316:  „matrimonio  copulandorum  nomina  temis  diebus  dominicis  pro  sng- 
^estu  ad  populum  edi,  et  usus  rerum  et  experientia  quotidiana  testatur^^ 
Die  Fortsetzung  der  Stelle,  welche  Einzeichnung  der  Verlobten  in  das 
Xirchenbuch  vor  der  Trauung  anordnet,  siehe  oben  S.  220. 

^  In  Fries  land  wurde  dasTridentinum  beispielsweise  i.J.  1570.  durch 
Pecret  des  Bischofs  von  Lee  u  war  den  publicirt  Groot  Plakkaat-  en 
Charterboek  van  Friesland  (Leeuwarden  1765.  ff.)  3,  775.  Sonst  war 
freilich  die  Fublication  in  den  einzelnen  Städten  und  Parochieen  sehr  zwei- 
felhaft; cf.  Relatio  d.  Card,  de  Alsatia  archiep.  Mechiin.  bei 
Bichter  et  Schulte  Conc.  Trid.  305.  ff. 

3  Codex  Novus  Batavus  (Amsterdam  1 803.)  S.  2 19.  Vgl.  auch  K  o  n  i  n  g 
de  voorvaderlijke  levenswijze  (Harlem  1810.)  216.  Groot  inleydingh  tot 
de  hollandsche  Rechts-geleertheyt  (Rotterdam  1631.)  11.    So  erklärte  Jan 
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weUjken  mit  mindere  solemniieten  voltrokken,  en  op  zommige 
plaaUen  solo  concubitu  gecorUracteerd'*. 
i>Je  reformirte        Aber  aUgcmach  erholte  sich  die  protestantische  Ejrche 
winnt^fMtenvon  deu  harten  SchUlgen,  welche  sie  schwer  getroffen,  aber 
1S78.1679.  nicht  vernichtet  hatten.     Seit  d«  J.  1578.  nnd  besonders  seit 
der  Utrechter  Union  v.  J.   1579.9    in  welcher  zahlreiche 
Provinzen  —  Holland,    Zeeland,    Geldern»    Zntphen, 
Utrecht»    Gröningerland,    Friesland»    Over-Yssel, 
Drenthe  und  Stadt  Groningen  —  sich  von  Spanien  ab- 
sagten und  für  unabhängig  erklärten^»  gewann  die  reformirte 
Kirche  festen  Boden  und  jetzt  konnte  auch  wieder  an  die 
Ordnung  der  socialen  Zustände,  an  die  Regelung  des  £he- 
sdiliessungsrechtes  gedacht  werden. 
8ynodei574.         Schou  dic  crstc  Provinzialsynodc  Hollands  undZee- 
lands  zu  Dordrecht  1574.  bekannte  sich  zu  den  Grund- 
1G71.      Sätzen»  welche  in  der  Embdener  K.O.  y.  J.  1571.'  nieder- 
gelegt waren. 

„De  dienam*%  heisst  es  im  Art.  83^  „en  euUen  niemandi 
uylnroepen  ein  te  trotnoen,  dan  die  verclaren  daUe  sich  ook  willen 
loten  in^zegenen  ende  feamen  geven,  ende  man  $al  hen  vermanen, 
dat  ey  by  malcanderen  niet  en  woonen  noch  elaapen  tot  daeUe 
ghetrout  zijn^*. 
KirehUcbe  Ocffcntlich  soU  aufgebotcuS  öffentlich  in  derselben  Eirchet 

•nng.  wo  die  Proclamationen  erfolgt  sind»  getraut  werden^;  die  Ein- 
willigung der  Eltern  wird  für  nothwendig  erklärt®  und  die 
Nichtigkeit  der  heimlichen  Ehen  ausgesprochen. 

„De  hemeUjken  beloften*^,  sagt  die  Dordrechter  K.O.  v. 

J.  1578.',  „sullen  van  geener  toaerde  zyn,  (Ende  die  euUen  voor 

'kqm^lijk  gehouden  werden,  de  welche  niet  en  tegenwoordicher/ä 

van  twee  ofte  drie  van  de  Vrienden,  Bloetoerwanten  ofie  imm£rf 

EreHz  i.  J.  1584:  „sijne  huisvrow  alleen  met  worden  g«troawd  te  hebbeOt 
haar  de  helft  van  een  gebroken  penning  gevende  . .  /*  bei  Blaupot  Ten 
Gate  geschied,  der  doopageainden  in  Holland,  Zeland,  Utrecht  enGelre^ 
land  (Amsterdam  1847.)  1, 152. 

1  Vgl.  TanKampen  Gesch.  d.  Niederlande  (Hambarg  1881.)  1»  ^^' 

s  bei  Richter  X.O.  2,840. 

8  De  Kercken  Ordeninghen  der  ghereformeende  Nedei- 
landscheKerken  (Delftl640.)  S.  28.  —  in  Wittens  kerkel^jk  Flaccst- 
boek  (s'  GraTenhage  1792.)  3, 440. 

^  ebendas.  art  85. 

8  ebendas.  art.  87. 

8  ebendas.  art  84. 

t  ebendas.  S.  47.  art  79.  bei  Wittens  a.  a.  0. 3» 459. 
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van  andere  ghelofwaerdighe  persoonen  aen  heyde  zijden  suUen 
ffhedaen  zijn*%  und  ebenso  spricht  sich  die  K.O.  TonMiddel- 
burgh  V«  J.  1581.^  aus. 

Die  Verlöbnisse  aber  —  und  hier  brechen  die  Grundsätze  verWbniBs«, 
des  kanonischen  Bechts  in  derselben  Weise  hervor ,  wie  bei 
der  zeitgenössischen  deutschen  Kirche  —  sollen  vor  den  Geist- 
lichen eingegangen  werden,  schon  als  sponsaKa  de  praeeentij 
d.  h.  yysonder  eonditie  ofte  uytaeminghe^^y  eine  Ehe  begründen 
und  demgemäss  nicht  durch  blosse  Willkür  der  Parteien  wieder 
aufgelöst  werden  können^.  — 


Mit  der  reformirten  Kirche  zugleich  waren  zahlreiche  seefen. 
Secten  emporgewachsen,  die  ebenfalls  der  Verfolgung  getrotzt 
iiatten,  und  ausserdem  hing  ein  Theil  der  Bevölkerung  noch 
der  katholischen  Beligion  an,  wenngleich  diese  jetzt  dieselbe 
Koth  erdulden  musste,  welche  sie  einst  über  die  reformirte 
Kirche  gebracht  hatte* 

Die  Geistlichen  dieser  Beligionsparteien  sollten  nicht  trauen 
dürfen:  das  war  die  natürliche  Folge  eines  politischen  Syste» 
mes,  welches  die  früher  erduldeteintoleranz  mit  gleichem Maasse 
vergelten  zu  müssen  glaubte. 

Es  sollten  alle  Dissidenten,- und  alao  auch  alle  l^atholiken, 
ihre  Ehen  durch  reformirte  Priester  nach  reformirtem  Kirchen- 
gebrauche  einsegnen  lassen. 

Diese  Forderung,  die  übrigens  so  direct  und  nackt 
kaum  ausgesprochen  wurde,  stiess  aber,  wenn  auch  nicht  auf 
offenen  Widerstand,  so  doch  auf  hartiuickigen  Ungehorsam, 
und  konnte  um  so  weniger  auf  Verwirklichung  rechnen,  da  ja 
die  reformirte  Kirche  ihre  eherechtlichen  Gebote  nicht  einmal 
in  ihrem  eigenen  Kreise,  unter  ihren  eigenen  Anhängern  durch- 
zufiihren  vermoohte^. 

D^  Ausweg  aus  diesen  Schwierigkeiten  konnte  kaum  in 
Zwangsmassregeln  liegen,  die  sich  schliesslich  doch  als  er^- 
folglos  bewährt  haben  würden,  sondern  in  der  Aufstellung 
einer  Trauform,  welche  den  Anforderungen  des  Staates  ent- 

1  ebendas.  S.  60;beiWilten8  a.  a.  0.8,488. 

»  Worte  derDordrechterK.O.  v.J.  1578.  art  78. 

^  Vgl.  D  ordre  cht  er  K.O.  v.  J.  1578.  art.  85.  a.  a.  O.  „de  ondertroQwe 
weltelyk  gedaan  lynde,  cal  ook  door  beider  partyen  bewUlinge  niet  ge- 
brooken  können  word en  ".  Vgl.  im  Ganzen  R  o  y  a  r  d  ■  Hedendaagsch  Kerk- 
regt  (Utrecht  1837.)  2, 815.  ff. 

^  Vgl.  oben S.  479.  Anmerkg. 8» 
Friedberg,  Ehetchlie$$ung.  31 
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I,  ^^>m^  i-n ^-^  ^...«.»1..^...^  nidit  zuwiderlief, 

md  cadEdi  auch  den  Tendatoieaen  BpKgMmwmrtrien  eelbsi 


^^^grf.?:^  So  kflmai  die  Scaatea  der  IVoTinam  Holland  and  West- 
friealand  —  fie  Genenkinnten  Uelten  ncli  meist  Ton  priTat- 

ovikkc.  reditliciier  Geaetzgebong  fem  —  anf  fie  Gvilelie,   die  sie 
übrigens  mdit  auf  £e  anaaerhalb  der  Staataldrche  Stehenden 
beflcfarinkten,  eondeni  AUen  mguk^SA  macfalen« 
^STm'         -^^^  ^  Apcü  15d0.  wurde  £e  „Ordonnantie  yan  de 
Politien  binnen  den  Steden  ende  ten  platten  lande 
Tan  Hollands  eilaaaen^ 
i,AptffSS,         ^^  ^E^ing»^  ^60  Geeetaea  enrihnt  die  »ongkerefeliheda 
die  daghdglu  soo  larngker  900  wkter  gheplughL  wordem"»  und  ge- 
denkt andi  der  Personen,  wekbe  ans  idigiosen  Bedenklich- 
keiten  ihre  Eben  nidit  Idrchlich  eingegangen  waren* 
Jd!?Mbi«ffL         Jetzt  wurde  festgesetzt,  dass  die  Brantlente  ▼<Mr  dem  M^ 

AmUBi^9^  gistrate  oder  den  Kirehendienem  erscheinen  sollten,  um  voi 
dieaen  die  Aufgebote  zn  erUtten.  Hier  wäre  eine  genaue 
Prüfung  Torzunehmen,  ob  keine  Ebehindemiase  der  beabsicl- 
tigtea  Verbindung  entg^enstunden.  Namentlich  sollten  Manser 
unter  fünfundzwanzig  und  Frauen  unter  zwanzig  Jahren,  eo- 

EitMiieha  fem  sic  noch  nicht  verheirathet  gewesen  waten,  die  elterUche' 
Jbmwilligung  beibnngen. 

Die  Procbunationen  erfolgten  dann,  dem  Wunsche  der 
Brautleute  gemäss ,  entweder  an  drei  auf  einander  folgenden 
Sonntagen  in  der  Ejrchey  oder  an  drd  Markttagen  vom  Batb- 
hause  ^aus,  und  je  nachdem  kirchliche  oder  civile  Aufgebote 

'««"^^▼«  verkündet  waren,  sollte  auch  die  Ehe  kirchlich  oder  büigerlid 
eingegangen  werden'.  . 

Paare,  die  ohne  die  hier  Yorgeschriebenen  F<»inalitstes 
zusammenziehen  und  sich  für  Eheleute  ausgeben ,  yerfallen  iß 
eine  mit  der  Zeit  sich  beständig  steigernde  Geldbusse  ^ 

zuletzt  in  die  Strafe  der  Verbannung.  — 

I 

^  beiWilteni  a.  a.  0. 1.804. iL  GrootPlakkatboek8,502.ff 

s  Unter  Eltern,  declarirte  daa  Placcaet  y.  Sl.  Juli  1671.  WiiteD«! 

a.  a.  0. 1,  864.  Groot  Plakkb.  S,  506.,  seien  nicht  die  Groaselteni  sa  ^^j 

•tehen.  ' 

>  Formulare  für  die  CivUehe  siehe  unten  S.  486.  VgL  auch  Simon  r. 
Leeuwen  Keur.  y.  Rhynl.  p.  428.  ^  Für  die  kirchliche  EheschlietfQQt 
findet  sich  das  kürzeste  Formular  beiyanHasselt  Amhemsche  Oodhed« 
1,  68.  V.  J.  1554.  Der  Priester  sagt:  „Ick  binde  U  tsamen  mytten  htd 
daer  Got  Adam  ind  Eva  myt  bonde'*,  und  nennt  dann  die  Brautleute  „«li»' 
getrouwde  luyde  vur  God  ind  die  werlt ". 
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Das  von  äen  Staaten  von  Holland  gegebene  Beispiel  ^j^uf?^ 
fand  in  zahlreichen  Statutargesetzgebiingen  Nachahmung,  Fast 
Jede  einzelne  Stadt  gab  epecielle  Anordnungen,  vor  wdchen 
Behörden  die  Aufgebote  anzumelden  seien,  welche  Formen  bei 
der  Eheschliessung  beobachtet  werden  miÜBSten,  wie  unfeier« 
liehe  Ehen  Strafe  verdienten,  oft  mit  besonderen  Ausdrücken 
der  Freude,  dass  durch  die  Civilehe  dem  Grewissensdrucke  ab- 
geholfen sei^. 

Doch  blieben  auch  manche  Gesetzgebungen  bei  der  rein 
IdrchUchen  Eheschliessung  stehen  und  die  Politique  Ordon«- 
jiantie  binnen  Zeelandt  vom  8.  Februar  1583.^  klagte  zwar  ZeeUnd. 
auch  mit  bitteren  Worten  über  die  beständig  wachsende  ge* 
«chlechtliche  Zügellosigkeit,  verlangte  ebenfalls  die  den  Auf* 
geboten  vorangehende  Anmeldung  der  Eheleute  bei  der  Be* 
Ihörde,  ohne  jedoch  eine  facultative  Civilehe  zu  gewahren. 

Indessen  wurde  hier  auch  den  protestantischen  Dissidenten  Mennonitea. 
— -  wenigstens  den  Mennoniten  —  vergönnt,  ihre  Ehen  nach 
«eigenen  Religionsgebräuchen  zu  schliessen'.  — 

Die  reformirte  Ejrche  brachte  dem  Principe  der  Civilehe  steUoBg  der 
keinen  Widerstand  entgegen.     Im  Gegentheile  erkannte  sie  «wCiTiiehe. 
'die  staatlichen  Ehegesetze,  als  auch  in  foro  intemo  bindend 
«mS  und  die  Haager  Synode  v.  J.  1591.  bezog  sich  geradezu 
auf  die  Ordonnanz  des  J.  1580^  DieDiwidM. 

Die  protestantischen  Dissidenten  dagegen  und  die  Katho-ukentiberdie 

CiTUdie. 

1  So  Amsterdam  bei  Rooseboom  Recueil  van  vencheyde  Keuren 
'«n  Co8tume8  . . .  binnen  de  Stadt  Amsterdam  (Amsterd.  1656.)  123.  und 
Snchuysen  Ord.  y.  S.Dez.  1606.  art.  8.  in  Handvesten  Privilegien 
'Willkeuren  ende  Ordonantien  der  Stadt Enchuy6en(£nchuy8en 
1667.)  S.  166. 

>  ^iltens  a.a.O.  1,812.    GrootPlakkb.  8,508. 

'  Vgl.  Blaupot  ten  Gate  a.  a.  0.  1,203:  „eerst  werden  de  jonge 
lieden  in  wettigen  ondertrouw  opgenomen  door  gecommitteerden  van  de 
^emeente;  vervolgens  geschiedde  de  afkondiging  der  huwelijksgeboden 
^an  hunnen  Kansel,  en  eindelijk  werden  zij  door  den  leerar  plegtiginhet 
huwelijk bevestigd*'.  C.  de  Vries  lijkrede op  J.  Cuperus (1771.)  20. 

^  Vragen  voorgestellt  ende  beantwoordt  tot  Middelburgh 
in  Zeelandt  aö.  1581.  art.  90:  „of  de  conscientie  des  gbenen  die  een 
heymelicke  belofte  ghedaen  heeft,  die  hy  niet  en  begheert,  ofte  niet  en 
^ient  te  houden,  daer  mede  ghenoegh  ontlast  is,  dat  de  overheyd  met  hare 
Ordonnantle  de  beymelijke  beloften  van  onweeden  verclaert?  Antw. :  Die 
2ulex  doen  zijn  te  vermanen:  maer  sodanige  beloften  verbinden  de  Con- 
8cientien  niet  tot  volbrengige  deHuwelijcx:  insonderheydt  daer  de  Overheyt 
4le  heymelicke  beloften  verboren  heeft"  bei  Wüten s  a.  a.  0. 3,  507. 

5  de  Kercken  Ordeninghen  a.  a.  O.  S.  94. 
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liken  reagirfen  heftig  gegen  die  ihnen,  wie  sie  klagten,  auf- 
erlegte Oewissensbedriickung^. 

Und  in  der  That  gelang  es  wenigstens  den  Mennoniten 
und  den  Lutheranern,  sich  in  vielen  Städten  kircUiche 
Bheschliessung  vor  den  eigenen  Gastlichen  zu  erwii^Leii;  so 
den  ersteren  in  Dordrecht,  Leyden,  Haarlem,  Hoorn^ 
Alkmaar,  Enckhuizen,  Medemback  und  Edam^  des 
letzteren  in  Groningen^ 

Den  kathoBschen  Geistlichen  dagegen  war  nur  aof  der 
Insel  Schokland^  und  in  Ameland^  zu  trauen  gestattet; 
anderswo  drohte  ihnen  Verbannung  und  wurden  die  Personen, 
welche  ihren  Segen  nachgesucht  hatten,  als  ,yperturbatevrt 
vande  ghemene  rutte  ende  ivelvaren^'  bestraft^  Die  nach  katho- 
lischem Situs  geschlossenen  Ehen  mussten  in  Holland  g^ 
radezu  vor  reformirten  Pziestem  noch  mmal  eingegai^ 
werdend 
jad«ii.  Den  Juden  endlich  wurde  die  Ehe-Eingehung  nach  mo- 

saischem Bitus  häufig  erlaubt^  und  selbst,  wo  sie,  wie  in 

^  So  petirten  die  Mennoniten  in  Aalsmeer,  Saardam  und  Uitgeest 
i.  J.  1597.  um  die  Freigebung  der  Trauung.  W  il tens  a.  a.  0. 2^  124.  Vg^ 
Blaupot  ten  Gate  a.  a.  0. 1, 208.  f. 

s  Vgl.  Glasius  Gesch.  d.  Christ  Kerk  inNederi.  na  de  Herr.  1, 2Sg. 
Tegenw.  Staat  d.Nederl.  11,  SQ.  Tegenw.  Staat  T.Zeelandl,lS5: 
2, 40.  —  In  Amsterdam  war  es  den  Mennoniten  früher  erlaubt  und  ynait 
ihnen  i.  J.  1621.  genommen.  Handyesten  y.  Amsterdam  2,464. 
W  agen  a  ar  Amsterdam  8, 75.  —  Nicht  erlaubt  war  es  ihnen  in  Fries  1  and. 
Tgl.  Tegenw.  Staat  t.  Friesland  2,630.  Resol.  y.  24. Febr.  1671.  iß 
Groot  Piakkaat-  en  Charterboek  y.  Friesland  5,  803.  Holland 
TgLEchtregi.  (siehe  unt.S.487.)und  überhaupt  wo  nicht  speciellePrivilegieo 
ertheilt  waren,  ygl.  Arntzenius  instit.  iur.  belgici  (Groningae  1783.) 2, 99. 
ihr  Trauritual  siehe  bei  Blaupot  ten  Gate  a.  a.  O.  1,  395;  ihre  Gnmd- 
Sätze  in  Bezug  auf  Ehe  ebendas.  2, 224. 

>  Resol.  y.  Burger-  en  Rad  y.  17.  September  1735.  Bas  Bitail 
der  luther.  hoiländischen  Kirche  findet  sich  in  dem  Formulier  Boek 
yeryattende  VH  formulieren  die  by  Christelyke  Gemeentens 
toegedaan  de  onyeranderde  Augsburgse  Confessie  in  deete 
Nederlanden  gebruyght  worden  (Amsterd.  1609.);  die  Trauung  vird 
dort  auch  wie  in  Deutschland  „beyestigen  en  bekrachtigen**  genannt  S.  87* 

*  Tegenw.  Staat  y.  Holl.  4, 684. 

^  Tegenw.  Staat  y.  Friesl.  2, 886. 

8  Plakk.  T.  d.  Lande  yan  Utrecht  y.  J.  1584.  Art  4.  nnd  die 
Ordonn.y.4.Märzl581.  inHolland'sPlaccaetboek  (Amsterd.  16^^'^ 
1,62;  T.  9.  März  1589.  ebendas.  1,  144;  y.  1.  Juli  1594.  ebendss.  1,1^^- 
Resolutie  y.  17.  Sept.  1597.  in  Groot  Plakk.-  en  Charterboek  t»d 
Friesland  4, 970.  Van Zurck  a.  a.  0. 1,556.  Arntzenius  a.a.O. 2,9!^- 

^  Vgl.  Arntzenius  a.  a.  O. 

6  So  wurde  i.  J.  1786.  ein  Rabbiner,  der  eine  nach  mosaischem  B«ebte 
verbotene,  nach  staatlichen  Bestimmungen  erlaubte  Ehe  nicht  solennisires 
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Holland^  an  die  Vorschriften  staatlicher  Verordnungen  ge-  • 
Kunden  waren^  wurden  ihre  gegen  das  Gesetz  geschlossenen 
Verbindungen  zuweilen  nachträglich  legalisirt^.  — ' 

Bevor  ich  jetzt  aus  der  wirren  Menge  der  Statutargesetzge- 
bungen  ein  Gesammtbild  des  niederländischen  Eheschliessunga* 
rechtes  bis  zu  den  Zeiten  der  Batavischeu  Kepublik  entwickele, 
^will  ich  noch  des  umfangreichen  Gesetzes  gedenken»  welches  ^/^*"J^J^, 
Ton  den  General-Staaten  über  Eherecht  erlassen  worden  ist,  |*J^JSin 
das  Echt-reglement  over   de  Steden   en  dorpen  tenjJ^^^^^^J*' 
platten  Lande  onder   de   Generaliteyt  resorterende^^^®JJ["; 
Tom  18.  März  1656».  w-Mtowöe! 

Jeder,  der  in  den  Niederlanden  eine  Ehe  schliessen  wil],^^^*j3j®J*^ 
wird  dort  vorgeschrieben,  hat  sich  mit  seiner  Braut  zur  Ein-^'JJjJJ^J®^ 
Schreibung  auf  das  Rathhaus,  oder  in  das  Consistorium  seines*"  ^"  Kirche. 
Domicils^  zu  begeben  und  dem  dazu  bestellten  Beamten  oder 
•dem  Geistlichen  Namen,  Alter  und  Wohnort  so  wie  die  Ab- 
Tvesenheit  aUer  Ehehindemisse  zu  erklären. 

fiNa  dit  ondersoeck  hy  de  Gereghten  of  Commissarissen,  o/te 
in  hären  name  hy  den  Secretaris,  aldus  gedaen  zijnde,  sal  men 
•den  Bnjydegam  en  Bruyt  voor  het  laetste  afvr€tgen,  of  se  beyde 
voor  Godt  en  haerlieden  verklaren,  alles  ahoo  te  zijn,  ah  ey 

m 

hehben  geantwoardt,  en  voomeemens  zijn  als  de  gehoden  sonder 
wetteUjcke  inspraecke  of  oppositie  gedaen  zijn,  haer  in  den  Eckten 
staet  met  den  eersten  ie  loten  bevestigen.  Daer  op  sy  beyde 
-eyndeUjck  sullen  motenja  seggen". 

Die  Namen  der  Brautleute  werden  dann  in  ein  von  den^^^ß'JiUg"^^, 
Ma^straten  imd  den  Kirchenbeamten  geführtes  Ehebuch 
(JSouweUjcksboeck)  eingetragen,  und  drei  Aufgebote  entweder  Auffeebote. 
in  den  Kirchen  der  Orte,  wo  die  Brautleute  seit  einem  Jähre 
tmd  sechs  Wochen  gewohnt  haben,  oder  auf  dem  Bathhause 
verkündet.  Auf  dem  letzteren  mit  folgenden  Worten:  „2?e 
navolgende  Persoonen  sullen. vergaderen  in  den  Houwelijcken  Staet, 
als  N.  N.  etc/' 

wollte,  geradezu  zur  Trauung  gezwungen.  Kersteman  Bechtsgeleerd 
Woordenboek  219.  f.  —  Vgl.  auch  Koenen  Gesch.  der  Joden  inNederl. 
{Utrecht  1843.)  Register  s.  v.  „Huwelijk".  — 

1  So  in  Geldern:  Jaerboek  1776.  p.  1305.  in  Holland:  Groot 
Plakkb.  8,  505;  5,  681;  Amsterdam:  Handyesten  1,  471.  Vgl. 
Recbtsgeleerde  Observatien  (zu Hugo  de  Groot)  door  en^Genoot* 
Bchap  yan  Rechtsgeleerden  (s*  Gravenhage  1778.)  4, 111.  — 

s  bei  Wiltens  a.a.O.  1,817.  ff.   GrootPlakkb.  2,2429. 

^  d.  h.  wo  sie  ein  Jahr  und  sechs  Wochen  gewohnt  haben. 
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Einspncbe.  Einspräche  gegen  die  beabeiohtigte  Ehe  wird  beim  Ma- 
^trate  erhoben,  welcher  den  Aufgeboten  Einhalt  zu  thun  be- 

veSöbSLfc'^®^®^  kann.  Leichtfertige  Trennung  der  Verlöbniaie  zieht 
Strafe  nach  sich^. 

Bh™cwi«S^  Spätestens  binnen  Monatsfrist  nach  den  Aufgeboten  muss 

wng.  die  Ehe  geschlossen  werden  —  es  sei  denn^  dass  Kjankheit 
oder  sonstige  Hindernisse  dazwischen  treten  —  bei  Strafe  von 
50  Gulden.  Diese  Strafe  wird  nach  zwei  Monaten  verdoppelt, 
und  nach  dreien  vervierfacht,  dann  tritt  Leibesstrafe  ein  oder 
zehnjährige  Verbannung  aus  dem  Vaterlande.    Die  Trauung 

Ä^ung.   ^^^^  jedesmal  in  der  Kirche  oder  auf  dem  Stadthause  er- 

Formder  folgen,  uach  ciucm  bestimmten,  durch  das  Gesetz  vorge- 
schnebenen  Rituale*. 

Btnfea.  Ausserdem  werden  noch  strenge  Strafen  angeordnet  ge- 

gen die,  welche  ungetraut  als  Eheleute  zusammenleben,  da, 

1  „Indien  een  van  beyde  de  Ondertrouwde,  voor,  in,  of  na  de  pro- 
damatien,  de  andere  lichtyaerdelijck  laten  sitten,  blyvende  ongetrouvt, 
of  oock  Buireptive  met  een  ander  vleetchelijck  converseerende,  onder- 
trouwende,  oftrouwende,  sonder  blijck,  door  behoorlijke  rechtsvordeiisge 
van  Toorgaende  beloften  ende  ondertrouw,  wettelijck  ontslagen  te  zijn,  soo 
tal  de  Geinteresseerde  Byne  Partye  ter  eerater  instantie  beklagen,  daerbr 
fiigh  den  Officier  oock  ex  officio  sal  voegen,  ende  die  naer  uytapraecke  be- 
vonden  wordt  lightvaerdelijck  ende  malitienselijck  gehandelt  te  hebbeo. 
sal  boven  de  poenen  in  de  beschreven  Rechten  nogh  arbitralijck  irorden 
gestraft". 

'  Dasselbe  lautet:  ^ 

„Den  Secretaris  spreeckt  tot  den  Bruydegom. 

Gy  N.  N.  bekent  hier  voor  de  Heeren  en  alle  de  Oinstanders,  dat  gy  ge- 
nomen  hebt  en  neemt  tot  uwe  wettige  Huysvrouwe  N.  N.  hier  tegenwoor- 
digh,  dewelcke  gy  belooft  nimmenneer  te  verlaten,  maer  dat  gy  haer  sultde 
dagen  uwes  en  hares  levens  aenhangen,  lief  hebben  en  trouwelijck  ver- 
sorgen en  onderhouden,  met  haer  in  alle  redelijckheyt,  vroomigheyt  ende 
eerbaerheyt  leven  en  huyshouden ,  en  haer  in  alle  dingen  tronwe  en  geloof 
houden,  gel^ck  als  een  eerlijck  Man  betaemt  en  sijne  Huysvrouwe  schuldigt 
is  te  doen .    Beloofl  gy  dit  N.  N.  ? 

Den  Brydegom  antwoordt,  ja. 

Tot  de  Bruyt 

Gy  N.  N.  bekent  mede  yoor  de  Heeren  en  alle  Omstanders ,  dat  fffß^ 
nomen  hebt  en  neemt  tot  uwen  wettelijcken  Man  N.  N.  hier  tegenwoordiglir 
dien  gy  belooft  nimmenneer  te  verlaten,  maer  dat  gy  hem  sult  de  dagen 
uwes  en  sijnes  levens  anhangen,  gehoorsamen,  dienen  en  helpen,  in  alle 
rechtelijcke  en  redelijcke  dingen,  met  hem  in  alle  redelijckhey€,  vromigb^y^ 
en  eerbaerheyt  leven  en  huyshouden,  en  in  alle  dingen  trouwe  en  geiooi 
houden,  gelijck  een  getrouwe  en  eerbare  Huysvrouwe  betaemt,  ende  hai«D 
Man  schuldigh  is  te  doen.    Belooft  gy  dit  N.  N.  ? 

De  Bruydt  antwoordt,  ja. 

Geeft  elckander  de  reghter  handt  De  Heeren  Burgemeesters,  Sehe- 
penen  ende  Commissarissen  wenschen  haer  geluck^S 
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me  ausgesprochen  wird,  die  Erfahrung  lehre^  dass  dies  nur  zu 
häufig  Torkomme. 

Ehen  Minderjähriger  ohne  elterliche  Einwilligung  werden^J^I^'*** 
geradezu  für  nichtig  erklärt,  und  ebenso  die  von  katholischen  £ben  der 
oder  dissidentischen  Geistlichen  eingesegneten  Verbindungen*  niMidenton/ 

„Geenvan  de Roomache  Geestelijckheyt"^  lautet  dieser  wich« 
tige  Artikel,  5,0/  van  eenige  Secte,  so  se  mögen  genaemt  zijn, 
sullen  haer  onderwinden  yemandt  in  ondertrouw  op  te  neemen,  te 
trotiwen  of  hertrouwen,  op  poene  voor  de  eerste  reyse,  dat  alle  de 
soodanige  de  plaetse  harer  wooninge  of  residentie  terstondt  sal 
werden  onUeyU  Ende  indien  sy  van  het  Landt,  eenige  aUtnen^ 
taiie  g erdeten,  dat  se  de  facto  daer  van  aullen  vervallen  zijn,  en 
vor  de  tweede  reyse  dat  se  uyt  ona  Landt  sullen  gebannen  wor^ 
den,  sonder  daer  immermeer  weder  te  mögen  inkomen,  en  soodanige 
ondertrouwe  sal  daerenboven  nul  en  van  geender  waerde  zijn,  en 
niemandt  hem  vervorderen  daer  op  eenige  proclamatie  en  solenn 
nisatie  te  doen.  En  die  haer  by  soodanige  laten  ondertrouwen, 
of  ooch  daer  toe  raedt  en  daedt  gegeven  hebben  sullen  verbeuren 
hondert  Carolas  gidden*'.  — 


Die  statutarischen  Bestimmungen,  auf  welche  wir  jetzt  g^^bomg. 
überzugehen  haben,  weichen  nur  unwesentlich  von  dem  durch 
das  so  eben  besprochene  Gesetz  fixirten  Rechte  ab. 

Der  Eheschliessung  geht  das  Verlöbniss  voran,  welches  v«i»i>oi«». 
von  mindestens   vierzehnjährigen  Männern    und   mindestens 
zwölQährigen  Mädchen  eingegangen  werden  kann^,  schriftlich 
vor  Zeugen,  wie  in  Utrecht^,  Groningen®  und  Culem- 
burgV  oder  ohne  jede  besondere  Form^ 

Die  Einwilligung  der  beiderseitigen  Eltern  ist  dazu  ^o^t-fifj^j'!}*^**® 
wendig^,    an   deren  Stelle   zuweilen,   wie  in  Geldern,   die 

^  Vgl.  Brouwerde  iure  connub.  ap.  Batftvos  recepto  L  3.  n.  21.  In 
Friesland  genügt  nach  H u b e r  Hedendaegse  Hechts  Oeleerüieyt  t Am» 
gterd.  1742.)  1. 5.  §.  11.  das  siebente  Jahr.  ^ 

'  Echtregl.  art  9.  Matthaeus  Observ.  rer.  iudicatar.  27, -^^^ent- 
liohes  yom  Notar  yerfasstes  Instrument  mit  der  Unterschrift  yon  wenigstens 
2wei  Zeugen. 

^  Const.  T.  Houwelijks  beloft  art.  3. 

^  Landr.  25.art.27. 

6  VgLBrouwer  a. a. O. I.  23. n. 6.    Arnteenius  a.a.O.  2, 6. 

^  Geldern  Echtordn.  art.  2.  Landr.  t.  Kuilemb.  25.  art  23. 
Nieuw.  Instructie  voor  Huwel.  Commiss.  te  Amsterd.  art.  2. 
Städtr.Y.DeventerD.III.  tit  1.  art.  3.  Oroeningen  Constit  van 
Houwelijks  beloft.  art  1.  u.  4.  Oldamst  Landr.  IV,  21.  —  Vgl 
Brouwer  a.  a.  O.  U.  24.  n.  2.    Arntzenius  a.  a.  0. 2, 10. 
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Grossdtem   treteaS    anderswo    die   Verwandten    and   Vor- 
münder'. 

^öbSie.*''  Heimliche  Verlöbnisse  sind  kraftlos  und*  ziehen  für  alle 
dabei  Betheiligten  Strafen'  nach  sich,  die  gesetzlichen  dage- 
gen—  für  welche  der  Ausdruck  ,,ondertrouw,  hutoeUjk  sbnUn^' 
oder  in  Groningen  „toijnkoop  en  wascoop"  gebräuchlich  ist 
—  müssen  vollzogen  werden^  und  fuhren  für  den  widerspän- 
stigen  Theil  Oefangniss  —  y^gyaelinge"^  —  oder  Vcrurtheilung 
in  contumaciam  herbei^;  es  sei  denn,  dass  er  einen  gerechten 
Grund  für  die  Auflösung  des  Bandes  dem  Magistrate  darzu- 
thun  vermöchte^. 

v^fötaLMe!'  Durch  beiderseitige  Einwilligung  werden  natürlich  die 
Verlöbnisse  überall  ohne  Weiteres  aufgehoben® ,  mit  Aus- 
nahme von  Geldern®  und  OverysseP*^,  wo  die  altkanonische 
Theorie  noch  in  dieser  Beziehung  Geltung  hat,  wie  denn  auch 
in  Groningen  die  Dispositionsbefugniss  der  Braut  über  ihr 
Vermögen  schon  durch  das  Verlöbniss  zu  Gunsten  des  Bräu- 
tigams beschränkt  wird^^. 

^  Schrassert  Cod.  Gelro-Zutphanicus  1,  271.  —  VgL  Arntzenius 
a.  a.  0. 2, 12. 

2  Amsterdam:  Instructie  voor  Commiss.  van  Huwelijks  zak.  art  6. 
Geldern:  Echtord.  art.  4.  EnchuyBenHandy.  p.  153.  Zeeland:PoIit. 
Ord.  art.  7.  OldampstLandr.  IV,  20.  —  VgLBrouwera.  a.  0. 1, 14, 
n.  10.  Amtxenius  a.  a.  0. 2, 13. 

3  Die  Strafen  schreiben  sich  yon  dem  oben  erwähnten  Edicte  Karls  V. 
her.  Vgl. Rechtsgel.  Observat  a.a.  O.  4, 21.  Culemburg.Landr. 
25.  art.  29.  Groeningen  Const  v.  Houwelijks  beloftart.  6.  Oldampst. 
Landr.IV,  19. 

4  Vgl.  Schrassert  ad  Reform.  Velay.  cap.  27.  art.  1.  no.  12.  Arntse- 
nius  a.  a.  0.2,20. 

B  Brouwer  a.  a.  O.  I.  24.  n.  8.  Voet  Comment.  adDig.  de  sponsal. 
n.  12.    Groeningen:  Constit  van Houwilijks beloft.  art  1. 

^  Matthaeus  Obs.  rer.  iudic.  28. 

7  In  Groeningen  nur  aus  denselben  Gründen,  welche  Ehescheidung 
rechtfertigen:  Constit.  te  Groning.  van  Houwelijks  beloft  art.  2. 
Oldampst.  Land  r.  IV.  14.  —  nie,  wenn  concubitus  hinzugetreten  ist  nach 
Cos  over  hetHuwel.  §•  104.  —  Die  einzelnen  Gründe  sind  aufgeführt  bei 
Cos  a.  a.  O.  §.  87.  ff.  Brouwer  a.  a.  O.  I.  25.  n.  12.  ff.  Arntzenius 
a.  a.  O.  2,  23.  ff. 

3  So  in  Holland  und  Zeeland:  Brouwer  a.  a.  O.  I.  25.  n.  55.  Cos 
a.  a.  O.  §.  83.  Voet  a.  a.  O.  ad  Dig.  de  sponsal.  n.  18;  in  Fries land: 
Huber  a.  a.  O.  L5.  §.  11;  Groeningen:  Constit  van  Houwelijks  beloft. 
art.  1.    OldampstLandr.  IV.  13. 

9  Arntzenius  a.  a.  O.  2,22. 

w  Landr.DeelII.Tit  1.  art.  1.   Stadr.  Y.DeyenterDeeim.  Titl. 
art.  4. 

*i  Constit  ▼.  Houwelijks  voorwoord.  art  28. 
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Auf  diea  Elieversprechen  folgt  nothwendigerweise  die  vwSboS* 
öffentliche  Verlobang«  Beide  Brautleute  begeben  sich  zu  den 
Eheschliessungebeamten  —  ganz  wie  es  im  Echtreglement 
vorgeschrieben  ist  —  um  die  Aufgebote  zu  erbitten.  Dies 
nennt  man  „intekenen,  cndertrouw,  de  geboden  aangeven,  zijn 
trouw  bekendmaken,  beloften  van  daetUjke  troutoe".  — 

Diese  Beamten  shoid  aber  entweder  allein  Geistliche  wie  Beamte. 
in  OeldernS  oder  der  Magistrat  des  Wohnortes,  der  „Maal^ 
siede",  der  Brautleute  —  in  Holland,  Zeeland  und  Fries- 
land^  —  oder  ein  Colle^um  weltlicher  Beamten  —  Comis'- 
sarissen  van  huweUjksche  zaken,  wie  in  Amsterdam,-  Oude» 
water,  Leyden,  Enchuyzen'  —  oder  endlich  Geistliche 
und  Magistrate  je  nach  der  Wahl  der  Brautleute,  wie  in 
Utrecht,  Overyssel,  Flandern  undBrabant^. 

Verlöbnisse  finden  zur  festgesetzten  Zeit*  an  bestimmtem  ^Jj^^*'" 
Orte  statt,  also  in  der  Wohnung  des  Geistlichen,  —  was  freilich 
selten  gestattet  ist^ — im  Consistorium^  und  auf  dem  Bathhause^. 

Die  Brautleute  haben  dabei  den  Beamten  über  alle  ihre 
Fersonalverhältnisse  genau  zu  unterrichten^  und  namentlich 
auch  ihrer  Beligion  Erwähnung  zu  thun,  denn  in  einzelnen 
Provinzen  wurde  Minderjährigen,  die  der  reformirten  Ejrche 
angehörten,  die  Ehe  mit  E^atlioliken  nicht  gestattet  ^^  in  an- 

1  Reglern.  2.  Mdj  1770.  ait.  1. 

s  Polit.  Ordonn.  art.3.  van  derEijck  Handv.  v.  Zuidhoil.p.  120. 
CoB  a.a.O. §.  147.  Arntzenius  a.  a.  O.  2,  27.  f.  van  Zurck  a.  a.  O* 
1, 561. 

<  Ordonn.  voor  Comm.  van  hnwel.  laak.  art  2.  u.  8.  —  Keuren 
V.  Oudewater  ad.  1605.  art  21.  —  Instructie  voor  Commiss.  van 
huwel.  saak.  art.  1.  —  Ordonn.  voor  Commits.  van  huirel.  zaak. 
art  2.  n.  3.  (ad.  1606.) 

4  Plakkaatb.  1,  486;  3,  510.  —  Landr.  Deel  H.  tit  1.  art.  4.  — 
EchtregLd. Staat  Qen. an.  1. u. 2.  —  Arntzenius  a.a.O.  2,28. 

5  Arntzenius  a.  a.  O.  2, 29. 

6  Beispielsweise  in  Utrecht.  Jaerboek  1758.p.  1036. 

7  So  in  Brabant  und  dem  belgischen  Flandern.  Eohtreglem. 
V.  d.  Stat.  Gen.  art.  5. 

3  Rechtsgel.  Observat.  a.  a.  0. 4, 22.    Arntzenius  a.  a.  O.  2, 28. 

9  So  müssen  Name,  Stand  und  Wohnung  angegeben  werden  in  Gel- 
dern: Echtord.  art  9.  Landr.v.Kuilemb.  25.  6;  in  Holland:  Keur. 
v.LeydenS.  168.  GrootPlakkb.  8, 1030;  5, 1136.  Wittwen  haben  den 
Jfamen  ihres  früheren  Mannes  zu  nennen  in  Groeningen:  Instruct  voor 
Commissar.  van  Huwei.  zaak.  ait.  8;  in  Holland  und  Zeeland  -mässen 
sie  auch  nachweisen,  dass  sie  die  auf  Trauungen  gelegten  Steuern  bezahlt 
faaben,GrbotPlakkb.4,900;  5,1294. 

10  In  Geldern:  Mftnnem  unter  25,  Frauen  unter  20  Jahren:  Jaer- 
boek 1752.  p.  558;  in  Holland:  M&nnexn  wie  Mftdchen  unter  25  Jahren. 
Jaerboek  1755.  p.  72.  f. 
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deren  mneeten  wenigstens  die  Aufgebote»  fsedls  ein  Theil  neuer- 
dings zur  katholischen  Kirche  übergetreten  war,  «of  em  Jahr 
Terschoben  werden^. 

Auch  die  Einwilligung  der  Eltern  muss  dargethan  werden, 
sei  es  durch  deren  persönliches  Erscheinen  vor  dem  Magistrate, 
sei  es  durch  schriftliche,  beglaubigte  Erklärung^.  —  Wer  dem 
Magistrate  wissentlich  falsche  Angaben  macht,  verfallt  in  harte 
Strafe  ^  ohne  dass  jedoch  die  Ehe  ungültig  vnirde.  Nur  wenn 
die  Gewalthaber  nicht  consentirt  haben,  tritt  meist  Nichtig- 
keit der  Ehe  ein^  nuweilen  auch  noch  mit  Geldbusse  ver- 
bunden^ 
itfcnng  dieser         Durch  die  dargestellten  Verlöbnisse  wird  eine  Eh,se  auf 

VerWbnlMe.  °  ® 

1  So  fuT  Orossjährige  in  Geldern:  Jaerboek  1752.  p.  559.  Hol- 
land: Jaerboekl755.  p.  75. 

>  Mindeijährige,  deren  Alter  fireilich  vielfach  TerBchieden  festgesetzt 
ist  —  Holland:  bei  Männern  25,  bei  Frauen  20  Jahre;  Cuilemburg: 
22  J.;  Utrecht,  Overyssel:  25  J. —  bedürfen  des  elterlichen  Conseuses 
immer,  sei  es  auch,  dass  sie  emancipirt  sind;  und  zwar  haben  die  Eitern 
nicht  nöthig,  irgend  einen  Grund  ihres  Widerspruches  anzugeben.  Nur, 
wenn  die  Ehe  aus  religiösem  Hasse  verboten  wird,  dass  nämlich  katholische 
Eltern  die  Verbindung  ihres  Kindes  mit  einem  Protestanten  zu  hintertreibeo 
suchen,  kann  die  Obrigkeit  einschreiten,  die  sonst  auf  eine  rein  Termittelsde 
Thätigkeit  beschränkt  ist.  So  in  Geldern  Echtord.  art  S.  —  Bei  Gross* 
jährigen  gilt  in  Geldern  ebendasselbe  Recht  —  Echtord.  art.  2.  —  wie 
Schrassert  ad  Reform.  Velav.  27.  art.  1.  n.  12.  richtig  gegen  Goris  Ad- 
versar.  iur.  subcisivor.  ad  lucem  consuetudinis  ducat  Gelriae  et  comitat 
Zutphaniae  ac  vicinaxum  Belgii  provinciar.  (Amhemii  1651.)  tract  UI.  c.  10. 
n.  25.  darthut  —  anderswo  aber  müssen  die  Eltern  die  Gründe  ihres  Dis- 
senses  darlegen.  So  in  Holland:  Folit.  Ordon.  art.  3.  Instruct.  Tan 
Commlss.v.HuweLzaak.te  Amsterdam  1754. art. 5. eco.;  in  Utrecht: 
Abrah.  v.  Wesel  ad  Novell.  Traiect.  art.  14.  u.  s.  w.  vgl.  Brouwer  a.a. 
O.  n.  24.  n.  8.  Cos  a.  a.  0.  §.  59.  Arntzeniua  a.  a.  0. 2,  60.  Billigt  der 
Magistrat  dieselben,  so  wird  die  Ehe  versagt,  ohne  dass  in  Holland  den 
Kindern  Appellation  gewährt  würde.  Groot  Plakkb.  2,  3090;  3,  505.  — 
Vgl.  im  Ganzen  Groot  inleid.  a.  a.  O.  p.  lO^*  Goris  a.  a.  O.  yanZurck 
a.  a.  O.  1,  546.   Bynkershoek  Quaest.  iur.  priv.  (Lugduni  1744.)  S.  281. 

8  Geldern:  Echtord.  art.  9.  Landr.  v.  Kuilemb.  25.  art  22.  Hol- 
land: Keur.  y.  Leyden  101.  h.  6.  —  Vgl.  van  Zurck  a.  a.  O.  1,  553. 
Brouwer  a.  a.  O.  H.  2.  n.  10.   Arntzenius  a.  a.  O.  2,  82. 

^  So  in  Geldern:  Echtord.  art.  2.  Holland:  Polit.  Ordon.  art.  13. 
Zeeland:  GrootPlaccaatb.4,  989.  Utrecht:  Echtregl.  art  9.  Fries- 
land: Huber  a.  a.  O.  I.  5.  §.  48.  Overyssel:  Landr.  deelH.  titl> 
art.  2.  n.  s.  w. 

6  So  sind  theil  weise  die  in  dem  Gesetze  Karls  V.  vorgeschriebenen 
Strafen  (siehe  oben  S.  70.)  auch  in  die  Statutargesetze  übergegangen  — 
Holland:  Polit  Ordon.  art.  18.  Zeeland:  Polit.  Ordon.  art  13. 
Utrecht:  Placcaatb.  1,  441.  u.  s.  w.  —  theils  ist  festgesetet,  da»  die 
Eltern  den  Kindern  zur  Ehe  keine  Beisteuer  zu  geben,  noch  auch  sie  im 
Testamente  zu  bedenken  brauchen .  Zeeland:  GrootPlakkb.4, 989* 
Utrecht:  Placcaatb.  8, 278. 299.  384.  u.  s.  f. 
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Soleimiainuig  der  Ehe  begründet^ ;  aufgelöst  können  sie  ein- 
seitig werden  aus  triftigen  Ghründen  und  durch  beiderseitigen 
Consens:  in  jedem  Falle  aber  bedarf  es  der  endgültigen  Ent- 
scheidung des  Magistrates  ^ 

Stehen  der  Ehe  k^ne  Hindemisse  entgegen,  so  erfolgen  Aufgebot«. 
die  Aufgebote-—  „geboden,,  proclamata,  proelamatien,  oproepin- 
gm,  afkundigingen,  kerkenspraken"  —  entweder  allein  in  der 
Kirche,  wie  in  Geldern^  für  Angehörige  aller  Confessionen, 
oder  für  Dissidenten  auf  dem  Bathhause^,  oder  endlich  nach 
Wahl  der  Brautleute  in  diesem  oder  in  der  Ejrche^ 

Die  Prodamationen  werden  an  drei  auf  einander  folgen- 
den Sonn-  oder  Markttagen  verkündet^.  Nur  wenn  einer  der 
Braudeute  katholisch  ist,  muss  in  Geldern^,  Holland^, 
Flandern  und  Brabant^  Ton  einem  Aufgebote  bis  zum  an- 
deren die  Frist  von  sechs  Wochen  eingehalten  werden,  damit 
die  reformirte  Partei  im  Falle  der  Keue  noch  zurücktreten  könne. 

Den  Behörden  steht  es  zu,  von  den  vorgeschriebenen 
Terminen  zu  dispensiren,  und  es  können  sogar ^  alle  drei  Auf- 
gebote an  einem  Sonntage  verkündet  werden  ^^. 

Unterlassung  der  Aufgebote  macht  die  darauf  geschlos-  ^lifeebote^ 
sene  Ehe  nichtig  in  Geldern*^,   Holland^*,    Groningen, 
Flandern*^,  nur  strafbar  in  Zeeland^*  und  Friesland^^ 

1  Arntzenius  a.  a.  O.  2, 38. 

'  VgL  Schrassert  Cod.  Gelro-Zutph.  1, 272.  Brouwer  a.  a.  0. 1. 85. 
n.  56.  Voet  a.a.O.  ad Dig.de sponsal ib. n.  18.  Cos  a.a.O. §.85.  Arntze- 
niuB  a.a.O. 2, 83. 

'  Schrassert  Cod.  Oeiro-Zutphan.  1,887. 

^  Arntzenias  a.a.O. 2,28. 90. 

5  H  üb  er  Beginselen  d.  Rechtskunde  gebruikelijk  in  Frieslandt  (Leeu- 
warden  1684.)  I.  8.  §.  6.  —  immer  jedoch  amDomieii:  ran  Zur  ck  a.  a.  O. 
1, 551.  und  wenn  die  Parteien  noch  nicht  lange  Zeit  dort  wohnen — 6  Monate 
in  Friesland,  vgl.  Arntzenius  a.a.  0.2,89.,  ein  Jahr  in  einzelnen  Städten 
Hollands ,  vgl.  Brouwer  a.  a.  O.  U.  2.  n.  10.,  ein  Jahr  und  sechs  Wochen 
in  Leyden  Keur.  101.,  drei  Jahre  in  Amsterdam,  Instruct.  voor  Commiss. 
van  Huwel.  zaak.  1754.  art.  10.  —  auch  an  dem  Torhergehenden  Domicile. 

^  Geldern:  Schrassert  Cod.  Qehro-Zutphan.  1,  271.  Holland: 
Folit.  Ordon.  arl.  8.  Keur.  y.  Leyden  101. n. 2.  Zeeland:  Folit.Ordon.6. 
in  Utrecht  froher  an  zwei  Sonn-  und  einem  dazwischen  liegenden  Werk- 
tage: Placcatb.  1,486.,  später  an  drei  Sonntagen,  ebendas.  1,442.  u.  s.w. 

7  Placcat  V.  19.  Maij  1752.  Jaerb.  1752.  p.  558. 

8  Placcat  T.  24.  Jan.  1755.  art.  6. 

9  PlaccatT.  3.  Jun.  1749.  Jaerb.  1750.  p.  852. 

10  Schrassert  Cod.  a.a.  0.1, 157.   Cos  a.a.  0.§.  148.  Arntzenius 
a.  a.  0. 2, 92.  f. 

11  Arntzenius  a.  a.  0. 2, 95.  —  i*  Brouwer  a.  a.  O.  II.  2.  n.  14. 
18  Arntzenius  a.  a.  O.  2,  96.  —  i*  Polit.  Ordon.  art.  6. 

15  Hoher  Hedend.  Rechtsg.  L  5.  art  24. 
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d.^Aufl!«£ofa.  Ueber  die  Yollziehimg  der  Proclamationen  wird  denBrantp 
leuten  ein  Zengniss  ausgestellt^»  ohne  welches  kein  Oeistlidier 
bei  harter  Strafe  trauen  darf',  mit  dem  er  aber  sogar  zur 
Trauung  gezwungen  werden  kann'. 

^**Bu««!*''  ^^^  Eheschliessung  selbst  darf,  wie  in  Holland*  bei  ge- 
mischten Ehen,  erst  eine  bestimmte  Zeit  nach  dem  letzten 
Aufgebote  erfolgen  ^  muss  aber  fast  überall  bei  Vermeidung 
von  Strafe  binnen  Monatsfirist  von  demselben  Termine  an 
voj^enommen  werden^. 

"btojäiä*'  Sind  die  Aufgebote  auf  dem  Bathhause  vokündet  worden, 
so  erfolgt  auch  die  Trauung  daselbst^  in  einer  Form,  welche 
der  oben  dargestellten  aus  dem  Echtreglement  vollständig 
entspricht';  waren  die  Proclamationen  dagegen  in  der  Kirche 
vorgenommen  worden,  so  wird  auch  die  Ehe  kirchlidi  ein- 
gesegnet'. 
*SSlii!'  Unterlassung  der  Trauung  zieht  fast  überall  Nichtigkeit 

der  eingegangenen  Verbindung  und  Strafe  für  die  „  Concubi- 
narii'*  nach  sich^^  doch  begnügen  sich  einige  Statuten,  wie 

1  So  in  Geldern,  Holland,  Zeeland,  Utrecht,  Flandern  und 
Brabant.  YgLArntzeniua  a.a.O. 2,96. 

s  Geldern:  Landr.v.  Kailemb.2ö.  art.  1.  u.  15.  Holland:  Keu- 
ren  v.  Leyden  101.  n.  11.. 18.  f.  Zeeland:  Polit  Ordon.  6.U.8.W.  Die 
Strafen  sind  theilweise  arbiträr  —  Utrecht  und  Geldern  —  oder  be- 
stehen in  (}eldbusse  und  kirchlicher  Censur —  Friesland  —  oder  in  Ver- 
lust des  Amtes  —  Flandern  und  Brabant  —  vgl.  Arntsenius  a.a.O. 
2, 97. 

>  Hub  er  Hedend.  Rechtsgel.  I.  5.  (ed.  1742.  S.  25.)  sagt:  „dese  Ter- 
kondige  en  gaergevinge  in  de  Kerke  is,  soo  veel  de  maniere  van  doen  en  het 
formulier  aengaet,  kerkelyk,  maer  anders  een  gevolg  Tan  politique  of  jnri- 
dique  macht  ende  het  gebiet  seWer  onderworpen,  suiks  de  PredikaDten  en 
Kerkenraeden  daer  toe,  des  noodt,  sonden  können  gedvongen  werden". 
Er  führt  ein  Erkenntniss  a.  d.  J.  1681.  an. 

A  Bei  Strafe  der  Nichtigkeit  erst  nach  6  Wochen  Place,  t.  24.  Jan. 
1755.  art.  6.  Jaerb.  1755.  p.  74. 

5  VgL  Arntzenius  a.  a.  O.  2, 102. 

^  Theilweise  wie  oben  imEohtreglement  mit  Androhung  von  Lan- 
desverweisung nach  drei  Monaten.  Brou  wer  a.  a.  O.  II.  26.  n.  2.  Over- 
yssel:  Landr.  deel  IL  tit  1.  art  8.  Stadr.  y.  D eventer  deel  lU.  tit  1« 
art  15.,  theilweise  mit  derselben  Strafe  schon  nach  Verlauf  eines  Monates. 
Geldern:  Eohtord.  art.  7.;  Holland:  Instructie  yoorCommiss.T. 
HuweL  zaak.  1754.  art.  14. 

7  So  in  Holland:  Keur.  y.  Leyden  lOl.n.  17.  Brouwer  a.a.0.n. 
27.  n.  5.   Rechtsg.  Ob8eryat4,  25. 

^  So  beispielsweise  in  Amsterdam.   Siehe  Boseboom  a.  a.  0. 23. 

^  Haustrauung  und  Trauung  auf  dem  Siechbette  kommt  nur  ausnahms- 
weise vor.  —  Landr.  y.  Kuilemb.  25. 16.  Brouwer  a.  a.  O.  U.  27.  n-^' 
Arntzenius  a.  a.  0. 2, 101.    yan  Zurok  a.  a.  O.  1, 551. 

w  Holland:  Polit  Ordon,  art  18.   Keurenv.  Leyden  p.  176;  Gel- 


2.  Die  franz.  Berolation  imd  das  heutige  Becht.  493 

beispielsweise  die  friesischen^  mit  der  letzteren  und  lassen 
die  Beohtsgültlgkeit  der  Ehe  unangefochten^. 

Die  Begistrirung  in  die  Civüstandsregister  mttssen  die^^'^^^^fiT' 
Eheleute  bei  Strafe  in  bestimmter  Frist  nachsuchen'.  — 

Werfen  wir  uns  nun  noch  schliesslich  die  IVage  auf,  ob  VoikMftten. 
all'  diese  zahfa-eichen  Bestimmungen»  die  vielfachen  Strafan- 
drohungen,  mit  denen  Sittenlosigkeit,  Unordnung  und  Unzucht 
verpönt  wurden,  im  Stande  waren,  «die  alten  Volkssitten  zu 
bemeistem  und  ein  geregeltes  Eheschliessungsrecht  herbeizu* 
führen,  so  müssen  wir  dennoch  verneinend  antworten« 

Nach  wie  vor  zogen  die  Paare  auf  blossen  Consensans- 
tausch  hin  zu  einander,  nach  wie  vor  waren  die  Gesetze 
wirkungslos. 

Zahlreiche  Verordnungen  wurden  gegen  die  Unzucht  er« 
lassen^  Massregebi  so  ungewöhnlich  hart  und  schneidig,  dass 
sie  in  der  That  nur  durch  ausserordentliche  Missstände  er- 
klärt werden  können,  dass  sie  durch  die  gänzliche  Missachtung 
aller  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  erfordert  sein 
mussten. 

Auch  ertönen  die  Klagen  über  heimliche  Ehen  noch  laut 
genügt 

2.  Die  französische  Revolution  und  das  heutige  Recht. 

Mit  dem  Haager  Tractate  vom  16.  Mai  1795.  brach  das     ^^^^ 
alte  GrebäUde   der  niederländischen  Staaten  zusammen:  die 

dern:  Arntzenius  a.  a.  O.  2,108.  Abraham  t.  Wesel  Commentar.  ad 
NovelL  Constit.  Ultraject  (op.  Gandavii  s.  a.)  S.  124. 

1  Siehe  oben  S.  70.  —  Vgl.  auch  B.  t.  Zutphen  Nederlandsche 
Praotycque  (Utrecht  1696.)  S.  273:  „By  somnighe  Doctoren  wordt  ghedia- 
puteert,  of  een  houwelijck  terstaen  wordt  ghecontraheert  te  Eijn  door  dese 
worden :  Ick  sai  en  tot  een  huysTrow  hebben;  ofte  ick  swere  ende  belowe  dat 
ick  u  tot  een  wettelijke  huysrrouwe  hebben  sai?  De  waerder  ende  ghe- 
meender  opinie  der  Doctoren  is,  dat  door  sodanighe  woorden  het  houwelijck 
ifl  gecontrfdieert".  ebenso  durch  sponsalia  de  futuro  cum  copula.  ebend  as. 
—  Zur  Gonstituirung  der  Ehe  ist  dagegen  die  copula  camalis  nicht  noth- 
wendig.  S.ranLeeuwen  het RoonEUkHoliands-regt  (Amsterd.  1744.) 69* iL 

'  So  in  Amsterdam  nach  14  Tagen  Rooseboom  a.  a.  0. 123. 

'  Vgl.  die  Schilderung,  weiche  de  Neyn  Lusthof  der  huwelijken  etc. 
(Amsterdam  1681.)  168.  von  den  Sitten  seiner  Zeit  macht,  und  die  oben 
S.  67.  abgedruckt  ist 

^  Vgl.  beispielsweise  Friesland:  Groot  Plakk.-  en  Charterb.  4, 
578.722.    Zeeland:  Groot  Plakk b.  8,592.  594. 

5  So  Resolutie  van  de  Staaten  Generaal  tot  vorkoming 
van  clandestine  Huwelijken  v.  2.  Febr.  1728.  Wiltens  a.  a.  O.  8, 
849.  u.  8.  w. 
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^e^biä*  batavische  Bepublik  erstand  und  all'  die  reformatorächen 
Ideen  fanden  Eingang  und  Yerwirkliohungi  welche  sich  mit 
der  französischen  Bevolution  über  Europa  ausgebreitet  haben. 

Alle  confM-         So  wurde  auch  die  bisheriire  Suprematie  der  reformirten 

cionen  gleich-  o  r 

berechtigt.  Staatsldrche  beseitigt  und  das  Princip  der  Gleichberechtigimg 
aller  Confessionen  zur  Anerkennung  gebracht  — 

Das  bisherige  Eheschliessungsrecht  hatte  nun  zwar  die 
Givilehe  nicht  blos  auf  Katholiken  und  protestantisdie  Disei* 
deuten  bescliriinkt  gehabt;  audi  Refonnirte  komit^i  in  den 
meisten  Provinzen  zwischen  dem  priesterlichen  Segen  und  der 
CSonsenserklärung  vor  der  bürgeriichen  Obrigkeit  fr«  wählen: 
aber  was  in  das  Belieben ,  in  die  TTillkür  der  letzteren  ge- 
stellt war,  das  lag  den  ersteren  als  zwingende  Nothwendigkeit 
ob:  £e  Civilehe,  facnltativ  ftir  Beformirte^  war  fiiir  Katholiken 
und  Dissidenten  meist  obligatorisch,  und  das  war  dne  Hechts- 
ungldchheit  der  verschiedenen  Confessionen,  welche  den  neuen 
Ptincipitti  gegenüber  nicht  Stand  halten  konnte. 
obiJjFrtoAjche  So  kam  man  zur  obligatorischen  Civilehe  £ür  alle  Staats- 
bürger der  batavischen  Kepublik. 
J.1UI1796.         Eine  Publikation  vom  7.  Mai  1795.  setzte  fest:^ 

ff  De  drie  huweUjhsgehoden  van  tceek  to  week  ffedaan  djnäii 
moeten  de  huweUjken  zonder  onderacheid  van  kerkbegrippen  voir 
trokken  worden,  voor  de  plaaUeUjke  Regeering,  kunnende  niet  U 
min  te  geboden  afgelezen  en  de  trouw  volbragt  worden,  in  de 
Kerken,  waar  ziUks  begeert  wordt,  mide  de  eolemnatien  akoorem 
op  het  Hms  der  Oemeente  plaats  Jieeft". 

Im  Einzelnen  wurde  in  diesem  für  Holland  erlassenen 
Gesetze^  in  der  Publicatie  Staaten's  Lands  van  Ut- 
recht V.28.  October  1795.,  in  den  Reglements  v. 25. Marx 
1803.  zu  Leyden  und  v.  29.  Dezember  1802  zu  Rotter- 
dam, in  der  Notificatie  van  het  Comitä  van  Justititie 
V.  10.  Februar  1796.  in  Amsterdam  und  endlich  im  Echt- 
*  Reglement  voor  de  Landen,  door  de  Fransche,  »»^ 
deze  Republiek,  bij  Transactie  van  5.  Januarij  1800*) 
afgestaan  v.  19.  Januar  1804.*  —  folgendes  Recht  ange- 
ordnet« 

1  Bataafsche  Jaarb.  IIL  N.  XX.  p.  66. 

«  Vgl.  C  0  d.  n  o  V.  B  at  a  V.  (Amsterd.  180S.)  1, 235. 

s  Das  Letstere  abgedruckt  bei  Van  de  Poll  Venamll.  y.  vaderlaoa- 
sehe  Wetten  en  bealuiten  uitgeTaarigd  sedert  22.  Januarij  1798.  tot  10.  ^^ 
1810.  (Amsterdam  184a)  1,  253.  ff. 
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Das  öffentliche  Verlöbnissy  die  Anmeldung  der  AufgebotOj^^JJ^^^^j^ 
geschieht  fortan  nur  noch  auf  dem  Grerichte  oder  vor  den  ™e^'5m  • 
£hecommi8fiarienS  und  wird,  nachdem  die  Personalverhält- 
nisse  klar  dargethan  und  die  Einwilligung  der  Eltern  beige- 
bracht ist,  in  ein  eigens  von  den  Secretaren  dazu  geführtes 
3uch  eingezeichnet. 

Die  Aufgebote  erfolgen  an  drei  auf  einander  folgenden  Anfgebou. 
Sonntagen,  acht  Tage  nach  der  Einschreibung  an  dem  Wohn- 
orte der  Parteien  9,ter  plaatse,  daar  men  gewoon  is  Pablicatien 
te  doen*\ 

Ihre  Form  ist  in  dem  Echt-Eeglement  v.  19.  Januar  ^J3,jjf 
1804: 

,,De  navolgende  Persoonen  zullen  met  eUcanderen  treeden  in 
het  Huwelijken[Staat,  ah  N.  N,,  Bruidegom,  woonende  te  •.•••• 

met  N.  N.,  Bruid,  [woonende  te ,  en  zoo  iemand  eenige 

beletzelen  of  hinderjiissen,  't  zij  van  Bloede,  Zwagerechap  of 
voorgaamk  Beloße,  waarom  dit  StaweUjk  geen  voordgang  zoude 
behooren  te  kebben,  wil  voorwenden,  die  zal  hetzelve,  in  Ujds, 
hebben  behend  te  mähen  daar  het  behoort^\ 

Das  Eheschliessungsritual  ist  mit  geringen  Modificationen  ^^^^' 
das  durch  das  Echt-Beglement  v.  18.  März  1656.  festgesetzte. 

Nach  der  Trauung  ist  den  Eheleuten  sogleich  ein  Trau- 
schein auszuhändigen^. 


Auch  das  Koniscreich  Holland  In  dem  Gesetzbuche  cksetsboch 
Y.  24.  Februar  1809,  hielt  an  den  Grundsätzen  der  obligatori- 
schen Civilehe  fest,  und  diese  blieben  auch  massgebend,  als 
i.  J.  1810.  Holland  mit  Frankreich  vereinigt  und  im  folgen- 
den Jahre  den  französischen  Gesetzen  unterworfen  wurde. 

Das  heute  geltende,  i.  J.  1833.  I)ublicirte  Burgerlijk^^^SSt. 
Wetboek  kennt  ebenfalls   nur  obligatorische  Civilehe.    Es 
enthält  folgende  Bestimmungen: 

Personen,  die  in  dem  Alter  sind,  um  eine  Ehe  eingehen  '^dwESe!^ 
zu  können',  haben  sich  persönlich  oder  schriftlich  bei  dem 

^  Zu  Utrecht  vor  dem  Magistrate;  zu  Leyden  von  Conuniflsariea 
aus  den  Schöffen. 

>  Ueher  die  Traugebühren  vgl.  Cod.  n o y.  B atav.  1, 286.  f. 

>  Männer  tob  18  und  Mädchen  von  16  Jahren.  B.  1.  Tit.  5.  §.S6. — Ein 
Beeret  y.  20.  Sept.  1792.  Tripier  les  Codes  fran^ais  (Paris  1868.)  S.  40. 
liatte  das  Heirathsalter  auf  15,  resp.  18  Jahre  fixirt  gehabt,  das  spätere,  dem 
Wetboek  vorangehende  Becht  des  Code  civil  art.  144.  auf  18,  resp. 

il6  Jahre.  Voorduin  Geschiedenis  en  begioselen  der  NederL  Wetboek  (Ut- 
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CivilataiidBbeamteii  (ambtenaar  van  den  burgerlgken  standy 
des  Wohnplatzes  eines  Yon  ihnen  za  melden,  nnd  ihm  ihre 
Namen  und  Wohnplatze  9  ihr  Alter ,  ihren  Beruf  und  die  Ab- 
sicht der  Eheschliessung  mitzutheilen^. 

lugiatrirang  Allcs  das  wird  durch  den  Beamten  in  eis^ens  von  ihm  ge- 
führte  Begister  emgetragen'  und  über  die  Anmeldung  selbst, 
wexm  sie  persönlich  geschah^  ein  Protokoll  aufgenommen^. 

Zw«iAvffo.  Scheinen  dem  Amtmanne  der  beabsichtigten  Verbindung 
keine  Hindemisse  entgegenzustehen ,  so  hat  er  ohne  Weiteres 
an  zwei  auf  einander  folgenden  Sonntagen  vor  der  Thür  des 
Gremeindehauses  die  Aufgebote  zu  yerkündigen^. 

Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Gemeinden,  so 
müssen  die  Proclamaüonen  in  beiden  erfolgen',  haben  sie  in 

lecht  1887.)  2, 148.  —  im  Nie.derl«  Indien  gilt  das  Recht  des  Code(Bur- 
gerL  Wetboek  Yoor Nederi. Indie  ed.  de  Jongh  (Zait-Bommel  1857.) 
B.  1.  tit  4.  §.  29. 

^  B.  1.  tit  8.  §.  18.  „. . .  velke  daartoe  door  de  plaatstelijke  bestureD, 
en  uithunmidden,  zullen  worden  benoemd^S  Das  dieaer  Bestimmung  zu 
Grunde  liegende  Motiv  bezeichnete  Nicolai  bei  der  Berathung  mit  fol- 
genden Worten:  „Dans  les  dispositions  g^ndrales,  yous  remarquerez queia 
r^action  dc^s  actes  de  Vitaii  civil,  continue  d*dtre  oonfi^e  k  des  faommes, 
rev§tus  d'une  magistrature  publique.  Des  employ^  d*un  ordre  subaltem 
ne  pouvaient  et  ne  devaient  pas  en  Stre  inyesüs.  La  loi  doit  ddl^guer  eile- 
mSme  ces  fonctions  importantes  k  des  magistrats  environnnös  de  qaelque 
confiance;  les  abandonner  k  des  individus  sans  mission  legale  serait  com- 
promettre  les  int^rdts  de  tous.  II  fallait  encore  prendre  ces  fonctionnaires 
dans  l'ordre  civil,  parceque  dans  un  royaume,  oü  le  peuple  professe  plosieurs 
religions,  la  tenue  des  registres  de  Tötat  civil,  ne  pouvait  dtre  restitu^;  car 
ceux  qui  suivent  les  enseignemens  d*une  religion  diff^rente,  ne  confieraient 
pas  sans  räpugnance  k  des  ministres  d'un  autre  croyance,  le  d€p6t  des  titres 
les  plus  sacr^s'*  bei  Voorduin  a.  a.  O,  2,  52.  —  Vgl.  auch  Asser  bet 
nederi.  burgerl.  Wetb.  vergelekken  met  het  Wetboek  Napoleon  ('s  OrsTen- 
hage  en  Amsterdam  1888.)  S.  20.  Grondwet  art.  164.  ff.  mid  die  Literatur 
dazu  angeführt  bei  de  Pinto  Nederi.  Staiettswetten  (Schiedam  1859.)  S.  24. 

2  B.  1.  tit  5.  §.  105.  f.  —  Was  mit  dem  Worte  „woonplaets^*  gememt 
wurde,  darüber  vgl.  die  Verhandlungen  bei  Voorduin  a.  a.  0. 2, 196.  f. 

>  B.  1.  tit.  8.  §.  89.  f.  —  fehlt  im  französischen  Rechte.  Asser  a.  a.  0. 
24.  —  Aus  emem  Verlöbnisse  folgt  übrigens  nach  B.  1,  tit.  5.  §.  113.  keine 
Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe ;  nur  ist  nach  Verkündigung  des  ersten  Auf- 
gebotes eine  Schadenersatzklage  zulässig.  Vgl.  auch  Voorduin  a.  a.0. 
2,  208.  ff.  Asser  a.  a.  O.  44.  de  Pinto  Handleid,  tot  het  Burg.  Wetb. 
f  8  Gravenhage  1849.)  50.  f. 

^  B.  1.  tit.  5.  §.  106.  Diese  Bestimmung  ist  erst  ein  Zusatz  der  neuen 
Redaction v.J.  1822.  Voorduin  a.  a.  0. 2, 198. 

5  B.  1.  tit.  8.  §.  41.  tit  5.  §.  107.  Vgl.  Voorduin  a.  a.  O.  2,  86.- 
Art  149.  des  Entwurfes  v.  1820.  hatte  8  Aufgebote.  Die  Gründe,  wanim 
man  davon  abging,  s.  Voorduin  a.  a.  0. 2, 199.  vgl.  Code  civil  art.  63. 

^  B.  1.  tit  5.  §.  lOd.  Der  dem  Code  civil  art  168.  enUpzechesde 
Vorschlag,  hinzuzufügen,  dass  die  Aufgebote  der  Mindeijährigen  an  den 
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den  letzten  sechs  Monaten  ilir  DomicQ  verandert,  so  aoich  an 
dem  firiitieren^. 

Wahrend  der  Zeit  von  einem  Aufgebote  zum  anderen  nicpent. 
—  ans  gewichtigen  Gründen  kann  übrigens  vom  zweiten  durch 
den  König  oder  die  Amtmänner  dispensirt  werden*  —  bleibt 
ein  Auszufic  aus  dem  Aufgebotsresrister  an  der  Thür  des  Ge-  Anschlag  am 
memdehauses  angeschlagene  —  lunue. 

Frühestens  drei  Tage  nach  der  letzten  Proclamatiön^  ^^^cueSiwm' 
spätestens  ein  Jahr  darauf  erfolgt  die  Eheschliessung^. 

Zuvor  müssen  jedoch  dem  Amtmanne  eine  Zahl  von 
Aktenstücken  Seitens  der  Brautleute  übergeben  werden^, 
namentlich  die  Geburtsscheine,  die  schriftliche  Zustimmung 
der  Gewalthaber^,  die  Bescheinigung  der  Aufgebote. 

Die  Trauung  geschieht  auf  dem  Bathhauae  durch  ^^n^^^^^'* 
Amtmann  in  Gegenwart  von  vier  grossjährigen  Niederländern 
als  Zeugen®  —  ausnahmsweise  in  Priyathäusem  vor  sechs 
Zeugen^  — ,  und  zwar  durch  die  Erklärung  der  Brautleute: 
,,das8  sie  sich  einander  zu  Ehegenossen  nehmen,  und  dass  sie  ^^S^' 
getreulich  alle  Pflichten  erfüllen  sollen,  welche  gesetzlich  mit  dem 
Ehestände  verbunden  sind"^^,  und  durch  die  darauffolgende 
Confirmatlon  des  Bündnisses  Seitens  des  Amtmannes.  Dieser 
macht  sogleich  die  Eintragung  in  das  Ehebuch  ^^.  *^'     °^' 

Wohnorte  der  Eltern  publioirt  werden  mfissten,  wurde  best&tigt  durch  die 
Exklftning  der  Regierung ,  daes  das  Domicü  der  Mindeij&hrigen  hnmer  das 
der  filtern  sei  Voorduin  a.  a.  0. 2, 202.  f. 

1  B.  1.  tit  5.  §.  109.  Ygl.  Code  civil  art  74. 

*  B.  1.  tit.  5.  §.  111.  Der  urBprflngliche  Entwurf  ermächtigte  dasu  die 
OemeindebehördeUf  man  verlangte  aber,  dasa  sie  ersetzt  würden  „door  eene 
hoogere  (andere :  ,,dooreeneregterlijke'')  authoriteit*^  Durch  Beschiuas  y. 
16.  Juni  1880.  hat  der  König  seine  Befugniss  auf  die  Richter  an  den  Arron- 
dieaementsgerichten  übertragen.  Voorduin  a.  a.0. 2, 204.  f. 

8  B.  l.tit&.§.110.  vgl.  Code  civil  art.  64. 

*  B.  1.  tit.  5.  §.  180.  vgl  Code  civil  art  64. 
»  B.  1.  tit.  5.  §.  112.  vgl.  Code  civil  art.  65. 
«  B.  1.  art.  5.  §.  126.  ff. 

7  Kinder  unter  25  Jahren  bedürfen  der  elterlichen  ev.  grouelterlichen, 
ev.  vormundflchafUichen  Einwilligung  B.  1.  tit.  5.  §.  92.  ff.  Grossjährige 
unter  80  Jahren  ebenso ;  doch  können  sie  die  Hülfe  des  Kantonrichters  an- 
rufen, ib.  §.  99.  —  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  der  Ehe,  ib.  §.  146.  ff. 

8  B.  1.  tit.  ö.  §.  181.  vgl.  Code  civil  art  75.  —  Voorduin  a.  a.  O. 
2, 283. 

8  B.  1.  tit.  5.  §.  184. 
^  B.l.  tit  5.  art.  185. 

^  B.l.  tit  8.  art  44.  45.  vgl.  Code  civil  art.  75.  76. 
Friedberg,  EheectUieeeung.  32 
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TrtMM*  ^^  ^^  Schliessnng    der  CivUehe  ist  jede  kirchliclie 

Trauung  untersagt^.  — 

Alle  Begister  sind  in  duplo  zu  fuhren  ^  am  Ende  des 
Jahres  abznschliessei^  und  das  eine  Exemplar  im  Janaar  des 
folgenden  in  das  Gemeindearchiv  niederzulegen,  das  andere 
in  das  des  Bezirksgerichts^. 

strafen.  Civilstandsbeamtey  die  gegen  die  Vorschriften  des  Ge- 

setzes handeln,  verfallen  den  Bestimmungen  des  Strafgesetz- 
buches und  können  ausserdem  von  dem  Bezirksgerichte  mit 
einer  Geldbusse  bis  zu  100  Gulden  belegt  werden^. 

Ehen,  welche  nicht  vor  dem  befugten  Beamten  und  den  ge- 
setzlichen Zeugen  geschlossen  sind,  können  angefochten  werdend 

Ehen  Im  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  im  Auslande  eingegan- 

gene Ehen  sich  nach  der  ka  loci  contractua  richten,  sobald  nicht 
eine  dolose  Umgehung  des  holländischen  Gesetzes  vorliegt^. 
Die  Aufgebote  müssen  jedoch  in  Holland  verkündet  und 
ein  Jahr  nach  der  Bückkehr  der  Eheleute  die  Eintragungen 
in  die  Civilstandsregister  vorgenommen  werden^. 

1  B.  1,  tit.  5.  §.  136.  Art.  181.  des  Entwurfeg  v.  1820.  lautete: 
,^adat  de  Yoltrekking  van  het  huTfelijk  zalvolbragt  zijn,  mögen  de  echtr 
genooten  hetselve,  op  de  wijze  bij  hunne  godsdienstige  gemeente  gebroike- 
lijk,  doen  inzegenen;  maar  de  borgerlijke  geyolgen  des  huwelijks  »JQ 
hiervan  te  eenemaie  onafhandelijk  *^  Dagegen  wurde  die  jetzige  Fassung 
Yorgesohlagen  und  folgendermassen  motivirt:  ,,De  ce  que  la  cöremonie  re- 
ligieuse  est  permise  apr^s  la  c^löbration,  U  ne  8*en  suit  pas  qu*elle  soit  inter- 
dite  auparavant  C*est  cependant  cette  pr^yention  qn'ü  faat  emplcher,  Bi 
Ton  ne  veut  ouvrir  la  porte  k  beaucoup  de  d^sordres.  Apr^s  quelques  m^ 
prises  Ton  y  est  parvenu  audjourd'huL  II  ne  faut  d^truire,  il  ne  faut  pu 
m§me  affaiblir  ce  qui  se  trouve  beureusement  consomm^''.  Voorduin 
a.  a.  O.  2, 241.  —  Die  kirchlicbe  nachgehende  Trauung  wurde  Seitens  der 
Kirche  beständig  eingeschärft   Vgl.  R  o  y  a  r  d  s  hedend.  kerkreght  2, 330. 

a  B.  l.tit.d.§.  14. 

»  B.  1.  tit  8.  §.22. 

«  B.  I.tit5.§.  187. 

6  B.  1.  tit.  5.  §.  147 :  „De  nietigheid  van  een  huwelijk,  hetwelk  niet  ten 
overstaan  van  den  beoogden  ambtenaar  van  den  burgerlijken  stand,  enin 
tegenwordigheid  van  het  Tereischte  getal  getuigen,  is  voltrokken,  kan 
worden  ingeroepen  door  de  echtgenootin ,  door  den  vader,  de  moeder  en 
andere  bloedverwanten  in  de  opgaande  linie,  mitsgaders  door  den  Toogd, 
den  zoezienden  Yoogd  en  door  allen  die  daarbij  belang  hebben,  en  eindelijk 
door  het  openbar  ministerie. 

In  geval  van  overtreding  van  artikel  (31)  voor  zoo  veel  de  hoedanigheid 
der  getuigen  betreft,  is  het  huwelijk  niet  noodwendig  nietig,  maarzalde 
regter  naar  de  omstandigheden  beslissen  *'. 

^  B.  I.tit5.§.  188.  Voorduin  a.  a.  0. 2, 242.  f. 

7  B.  1.  tit  5.  §.  159.  Doch  machte  die  Nichtbefolgung  dieser  Bestim- 
mung die  Ehe  nicht  ungültig.  Duranton  Cours  de  droit  fraii9ais  (4.  ed. 
Bruzelles  1841.)  S.  271. 
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Das  Eheschliessungsrecht   des  niederländischen  In-,^|f4^JeiiI 
«diens  entspricht. mit  unbedeutenden  Abweichungen  d^n  des 
Mutterlandes^. 


Für  das  dem  deutschen  Bunde  angehörige  Grossher-^^J^J^JJlj^ 
zogthum  Luxemburg  endlich  bestimmt  Art.  22.  der  Ver- 
fassungs-Urkunde y.  9.  Juli  1848.': 

,,IHe  bürgerliche  Ehe  musa  stete  der  kirchlichen  Einsegnung 
derselben  vorangehen". 

Diese  Anordnung  ist  im  Art.  21,  des  Verfassungs-"^*"^-^'^^^- 
Gesetzes  v.  27.  November  1856.^  wiederholt  worden. 

VI.  Frankreich. 

1.  Bis  xum  Jahre  1792. 
a.  Die  heimlichen  Ehen. 

Im  Februar  d.  J.  1556.  erliess  Heinrich  II.  ein  Gesetz  ^**jjjj^ "• 
über  die  Ehen  der  Hauskinder^. 

Er  habe  in  Erfahrung  gebracht ,  erklärte  er,  dass  Kinder  Ehen  der 
Tielfach  ohne  und  gegen  die  Genehmigung  ihrer  Eltern  Ehe-  ^"•**"  *'' 
bündnisse  schlössen  f^n'ayans  aucunement  devant  les  yeua  la 
crainie  de  Dieu,  Vhonneur,  rhirence  et  obüseance,  quHls  doivent 
€71  toiU  et  partout  ä  leurs  dits  parents";  er  habe  bemerkt»  dass 
•dies  eingewitfzelte  Uebel  täglich  eher  zu-  als  abnehme;  so 
müssten  denn  die,  welche  durch  die  Furcht  Gottes  und  die 
den  Eltern  schuldige  Ehrerbietung  nicht  von  ihrem  freyel- 
baftenThun  zurückgehalten  werden  könnten,  durch  die  Strenge 
cles  Gesetzes  gezügelt  werden. 

Deswegen  setzte,  er  fest,  dass  solche  Kinder  ohne  Wei- 
teres von  ihren  Eltern  enterbt,  dass  ihnen  die  von  diesen  unter 
Lebenden  gewährten  Vergünstigungen  wieder  entzogen  werden 
könnten,  imd  dass  die  Ehegatten  endlich  aller  vermögens- 
rechtlichen  Vortheile  verlustig  gehen  sollten,  welche  ihnen  aus 
den  Ehepacten  und  sonst  aus  der  Eheschliessung  gebührten 
tycomme  ne  pouvans  implorer  le  binifice  des  loia  et  coiUumes, 

^  B.  1.  tit  4.  d.  indischen  Gesetzhuches. 

>  Zachariae  die  deutschen  Verf.-Ges.  d.  Gegenwart  (Göttingen  1B55.) 
460. 

3  ebenda 8.  Erste  Fortsetzung  (1858.)  186. 

^  Bei  N 6r on  et  Gir ard  Becaeild*^dits«td*ordonaaiices (Paris  1720. ff.) 
1, 851.  ff. 
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muß  qtd  oni  eommü  contre  la  loy  de  Dieu  et  des  hommes'**  Alle 
Personen,  welche  ein  so  yerbrecherisches  Ehdbündniss  dnrdi 
Bath  und  That  nnterstützt  hätten,  wurden  der  discretionareii 
Strafe  der  Oerichte  unterworfen. 

Die  Anwendung  des  Gesetzes  wurde  auf  die  Ehen  be- 
schränkt,  welche  in  Zukunft  eingegangen  würden,  und  auf  die 
früher  geschlossenen,  die  noch  nicht  consummirt  worden  seien. 
Ebenso  wurden  die  Ehen  Ton  schon  dreissigjährigen  Söhnen 
und  funfimdzwanzigjährigen  Töchtern  ausgenommen,  Toraas- 
gesetzt,  dass  sie  wenigstens  den  Versuch  gemacht  hätten,  sich 
die  elterliche  Genehmigung  zu  verschaffen. 

G^tt!  E«  yar  }^^  power  Eingriff  in  das  kirchliche  Recht,  den 

der  König  sich  gestattete.  Er  wagte  nicht,  über  die  Gültig- 
keit der  Ehe  Entscheidung  zu  treffen,  die  Nichtigkeit  der  ohne 
elterlichen  Consens  geschlossenen  auszusprechen^;  er  begnügte 
sich,  dem  Beispiele  Kaiser  KarrsV.  zu  folgen'  und  den  Weg 
einzuschlagen,  den  vor  und  nach  ihm  zahlreiche  statutarische 
Gesetzgebungen  gewählt  habend 

**Äim«!'"  Dennoch  erregte  das  Gesetz  allgemeine  Freude.    Man 

muss  die  anerkennenden  Worte  Ton  Pasquier^  hören,  mit 

1  VgLPapon  recueil  d'aireBts  notables  (Lyon  1569.)  897.  —  Schiff* 
ner  Gesch.  d.  Rechtsyerfass.  Frankreichs  (FVankf.  a/M.  1850)  3, 186.  iirt^ 
wenn  er  meint,  das  Edict  spreche  sich  darüber  nicht  klar  aus. 

s  BieheobenS.  70. 

*  So  beispielsweise:  C out  du  pays  Messin  ad.  1564.  bei  Bourdo't 
de  Richebourg  Nouveau  coutumier  g^n^rai  (Paris  1724.)  1,  205.  C.  de 
Metz  ad.  1618.  ebendas.  2,  396.  C.  d*Espinal  a6.  1579.  ebenda«.  2, 
1181.  C.  g^n^r.  des  trois  bailli  ages  de  Lorraine  ad.  1594.  ebendas. 
2,1100.  G.deFurne  ad.  1615.  ebendas.  1,648.  CdeBonrbourgs^- 
1615.  ebendas.  1,498.  C.deBruges  ad.  1619.  ebendas.  1,579.  C.de 
Bourbonnais  ad.  1500.  ebendas.  S,  1200.  C.  deLimoges  ebenda^- 
4, 1155.   C.  de  Bretagne  ad.  1580.  p.  890.  eto. 

A  Lettres  Ut.  8.  lettre  1.  (Amsterd.  1723.)  2,  50:  „Quant  k  oet  6äU 
chacun  s*en  ^jouit,  comme  beau  et  digne  d'un  roL  Mais  seul  conune  im 
autre  Tlmon  et  misanthrope,  je  pleure,  gdmis  et  lamente,  non  que  je  ne  so» 
bien  aise  de  Tautorit^  que  Ton  donne  aux  p^res  dessus  leurs  eofons,  mais 
par  oe  que  je  suis  marri,  que  Ton  ne  lenr  en  octroie  darantage,  et  quetout 
ainsi  qu*  Alexandre  le  Grand  ne  s'amusa  de  denouer  les  en^as  da  noead 
gordien,  comme  les  autresprinces,  qui  avoient  pass^  devant  lui,  ünspour 
en  venir  plutdt  k  chef  le  coupa  tout  k  fiait,  aussi,  j'aurois  voulu,  que  Ton  ewt 
franchi  le  pas,  et  que  par  une  ordonnance  faite  du  commun  consentement  de 
TEglise  gallicane,  on  eust  d^dar^  tous  mariages  des  enfants  nuls,  esquels li 
n*y  auio  ue  les  simples  paroies  de  präsent  sans  Fantorit^  et  oonsentement 
des  p^res  et  m^res.  £n  cet  endroit,  j'ai  piti^  de  notre  France ,  qui  ns  mt 
jamais  lasse  de  r^duire  toutes  les  choses  eccl^siastiques  en  une  bonne  et 
louable  discii^ne,  et  qu*en  ce  fkitrci  eile  n*ait  os^  y  mettre  la  denüere 
main^. 
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denen  er  den  König  und  sein  Edict  preist,  wenngleich  er  auch 
«chon  darauf  hindeutet^  dass  die  neue  Massregel  eigentlich  nur 
«Is  Abschlagszahlung  aufzufassen  sei,  von  Befonnen,  die  noch 
erstrebt  werden  müssten. 

Du  Thou  nennt  die  Verordnung  ein  „edietum  piwn, 
Jumestum*'\  und  dem  Advocaten  Guillaume  Mellier  gelang 
«s  gar,  sich  zu  einem  Panegjrikus  darauf  zu  begeisternd 

Dennoch,  nach  den  übereinstimmenden  Berichten  der  zeit-Seine  Mou^e. 
^nSssischen  Geschichtsschreiber,  war  die  Ordonnanz  nicht 
die  lange  gereifte  IVucht  der  gesetzgeberischen  Weisheit  oder, 
wie  der  König  selbst  es  darzusteDen  liebte,  eine  durch  Staats- 
rücksichten gerechtfertigte  Massreget.  Es  war  nichts  weiter 
tds  der  Schlusaact  einer  Hofintrigue,  der  gewaltsame  Schnitt, 
mit  dem  der  König  einen  ihm  unbequemen  gordischen  Liebes- 
knoten zweier  seiner  Hofleute  zu  trennen  suchte^. 

Der  Herzog  von  Montmorency  hatte  ohne  die  Ge- 
nehmigung seines  Vaters,  des  Connetable,  mit  Jeanne  de 
Hallivin,  demoiselle  de  Pienne,  Ehrendame  der  Katha- 
rina Ton  Medicis,  ein  Ehebündniss  durch  sponsaKa  de  prae- 
^senti  geschlossen. 

Der  König  war  mit  dieser  Verbindung  sehr  unzufrieden, 
weü  er  seine  natürliche  Tochter  Madame  de  Farnise,  die 
Wittwe'  des  Herzogs  von  Castro  mit  dem  Herzoge  von 
Montmorency  zu  verheirathen  gedachte. 

Er  sowohl,  wie  der  Connetable,  wandten  sich  daher  nach 
Som,  um  durch  den  Papst  die  Ehe  annulliren  zu  lassen.  Aber 
Paul  IV.  willfahrte  ihren  Wünschen  nicht. 

Sei  es,  dass  der  Herzog  von  Guise,  sein  Neffe,  die 
Vermehrung  des  Einflusses  förchtete,  welcher  den  Mont- 
morencys  durch  diese  Ehe  zufallen  könnte,  sei  es,  dass  dieser 
selbst  eine  Verbindung  mit   der  Herzogin  von  Castro  er- 

^  Histor.  üb.  19.  gegen  Ende. 

s  Edit  du  roi  Henri  II.  sur  les  mariages  clandestins comtnent^  en 

d^claration  panägjrrique  par  M«Guiilaame  Mellier,  docteur  ^s  droita, 
et  avocat  ^s  coura  de  Lyon  (Lyon  1558.).  Einen  lateiniachen  Commentar 
Terfasate  Conti ns  (Antoine  le  Comte)  abgedruckt  bei  N4ron  a.  a.  O. 
1,  d51 ,  eine  Paraphrase  aur  Yidit  des  mariages  clandestins  Je  an  de  Goraa 
(Paris  1579.),  eine  weitere  Schrift:  Adrian.  Pulvaeus  de  nuptiis  sine 
parentum  consensu  non  contrahendis  (Paris  1557.).  Noch  andere  Schrift- 
steller sind  angeführt  bei  Pap on  Corp.  iur.  franc.  (Colon.  1624.)  Üb.  XV. 
tit.  l.no.  3. 

'  Vgl.  Du  Thou  a.  a.  O.  Hb.  19.  in  fine.  Bayle  dictionn.  histor.  s.  r« 
,,Pienne'S   Code  matrimonial  (Paris  1770.)99.  f. 
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strebte,  genag  sein  Eänfluss  in  Born  war  stark  genug,  um  den 
Papst  von  jeder  Nachgiebigkeit  zurückzuhalten. 

Da  erliess  denn  Heinrich  seine  Ordonnanz  und  zwar^ 
was  über  seine  eigentliche  Tendenz  keinen  Zweifel  übrig  lasst^ 
mit  rückwirkender  Kraft. 

Erst  durch  den  Widerspruch  des  Parlamentes  wurden  die 
oben  dargestellten  Beschränkungen  der  Wirksamkeit  des  Ge- 
setzes herbeigeführt^. 

^iSeir*  Das  Concil  von  Trient,  welches  aus  der  Clandestinitat 

der  Ehen  ein  impedimentum  dirimens  machte,  wurde  in  seinen 
disciplinären  Bestimmungen  in  Frankreich  nicht  recipirt'. 

Wie  sehr  und  wie  häufig  auch  der  französische  Clerus 
die  Begierung  bestürmte,  wie  eindringlich  auch  fremde  Herr- 
scher ihren  Einfluss  zu  Gunsten  der  Kirche  geltend  machten: 
nichtpabiicirtder  frauzösische  König  verweigerte  seine  Genehmigung  zur 
Veröffentlichung  von  Bestimmungen,  die  er  mit  seiner  Sou- 
veränetät  und  der  Unabhängigkeit  der  französischen  Kirche 
in  gleicher  Weise  für  unvereinbar  hielt, 
d *ilsynSden         Dcnnoch  publicirtcn  französische  Concilien  die  eherecht- 
pubiicirt.  liehen  Verordnungen  des  Tridentinum  ohne  Scheu. 

„Clandestina  matrimonia",  hiess  es  auf  der  Synode  von 

Cambrais  i.  J.  1565.S  »^^  ^^^^  ^^  Tridentini  ConciUi  decreiis 

de/inita,  nuüa  et  irrita  fore  epücopi  denuncient,  aut  denuneian 

curent",  — 

GerÄf  ^^^  ebenso  sprachen  Erkenntnisse   geistlicher  Gerichte 

1  Siehe  die  Verhandlungen  im  Co  de  m  atrim.  102.  Zugleich  fügte  das 
Parlament  noch  eine  Bitte  hinzu  —  „Pour  obvier  ä  piusieurs  grands  incon- 
y^niens  qui  aviennent  des  mariages  faits  par  importunite  de  ceux  qui  ob- 
tiennent  du  roi  lettres-patentes  ou  closes,  ladite  cour  a  ordonnd  qu*ellele 
supplierä  tres-humblement,  d*y  pourvoir"  — ,  welche  durch  das  Pecret 
Karl's  IX.  v.  Januar  1560.  erfüllt  wurde.  —  So  wurde  die  Unsitte,  die  sich 
gesei^  hatte,  dass  Verhaftsbefehle  gegen  Mädchen  erschlichen ,  diese  ein- 
gesperrt und  gegen  den  Willen  ihrer  Eltern  zur  Ehe  gezwungen  wurden} 
abgestellt 

*  Vgl.  Histoire  de  la  r^ception  du  Goncile  de  Trcnte  en 
France  (1756.).  Examen  des  d^crets  du  concile  de  Trente  et  de 
la  jurisprudence  fran^oise  sur  le  mariage  (en France  1788.)  1  »28.^- 
Durand  de  Maillane  les  libertez  de  Tögl.  Gall.  {Lyon  1771.)  2,  Sl.^' 
Le  Bidant  Examen  de  deux  questions  importantes  sur  le  manage (1753.) 
344.  ff.  (Laboulaye)  M^m.  h  consuiter  et  consultation  pour  les  h^ritiers 
Pescatore  (Paris  1856.)  S.  28.  —  Wenigstens  hat  der  Staat  nie  sein  Placet 
ertheilt,  wenngleich  die  Kirche  nach  den  Concilienbestimmungen  lebte. 
Vgl.  unten  S.  506.  Anmkg.  1.  —  Insofern  ist  Phillips  Kirchenr.4, 476- 
(Begensb.  1851.)  zuzustimmen. 

8  Labb^ConciLl5, 169. 


LBif  Sani  Jahre  1792.  a.  Die  heiml.  Ehen.  503 

die  Nichtigkeit  der  ohne  priesterliche  Mitwirkong  geschlosse» 
nen  Ehen  auf  Grund  der  tridentinisohen  Bestimmungen  aus. 

Aber  freilich  stiess  die  Kirche  i^  letzterer  Beziehung  auf 
einen  harten  Widerstand  Seitens  des  Staates. 

Damals  hatte  die  Omnipotenz  der  Parlamente  auch  schon  ^Jjjj^'*' 
die  Earche  umstrickt,  und  das  Bechtsmittel  des  appel  comme 
d'abys  bot  die  bequeme  Handhabe,  um  alle  Beschlüsse  zu 
vernichten,  welche  der  staatlichen.  Autorität  zu  nahe  traten 
oder  dem  zuwiderliefen,  was  das  Parlament  für  französisches 
Kirchenrecht  erachtete^. 

So  hatte  der  Official  von  Soissons  i.  J.  1576.  eine 
Ehe  für  nichtig  erklärt,  die  ohne  Aufgebote,  Nachts,  fem  von 
dem  Domicil  der  Brautleute,  durch  einen  Mönch  emgesegnet 
war,  er  hatte  die  Ehegatten  und  die  Eltern,  welche  der  Trauung 
beigewohnt  hatten,  mit  der  Excommunicatibn  belegt:  Das 
Parlament  erkannte,  dass  die  Ehe  nicht  annullirt  werden  dürfe, 
und  befahl  den  Eheleuten,  sich  nur  den  kanonischen  Strafen 
zu  unterziehen,  welche  nach  dem  alten  französischen  Rechte 
den  Verächtern  der  kirchlichen  Vorschriften  aufzuerlegen 
seien*. 

Da  die  Kirche  so  die  Gesammtheit  der  tridentinisohen  ^^^f®' 
Anordnungen  weder  allein  noch  mit  der  Unterstützimg  des 
Königs  zimi  geltenden  Bechte  zu  stempeln  vermochte,  da  sie 
sich  auch  in  der  Durchführung  von  einzelnen  Bestimmungen 
auf  das  Empfindlichste  behindert  sah,  so  blieb  ihr  nichts  übrig, 
als  wenigstens  zu  diesem  letzteren  Zwecke  die  Unterstützung 
des  Königs  nachzusuchen'. 

Schon  i.  J.  1574.  bat  der  zu  Blois  versammelte  Clerus 
den  König  dringend  um  ein  Gesetz,  welches  die  Nichtigkeit 
der  heimlichen  Ehen  sanctionire,  und  Karl  ES.  in  seinen  jfjJJ^,^ 
Lettres  patentes  v.  22.  Januar^  gab  in  der  That  allen 
staatlichen  Behörden  Anweisung,  den  Wünschen  der  Geist- 
lichkeit nachzukommen.     Er  war  bereit,    das  tridentinische 

1  Vgl.  darüber  meine  Abhandlung,  der  Missbrauch  der  geistlichen 
Amtsgewalt  und  der  Becurs  an  den  Staat  I.  Frankreich,  ind.  Ztschr.  f. 
Kirchenr.  8,  68.ff. 

«  Chopin  de  sacra politia  lib.  II.  tit.  7.  n.  7.  (Paris  1621.)  —  Vgl.  auch 
Examen  etc.  2, 228.  ff. 

s  Cahier  pr^sent^  au  roi  Charles  IX.  par  le  Clerg^,  pour 
le  r^tablissement  du  Service  divin  et  de  la  discipline  ec- 
oHsiastique  art  21.  im  Recueil  des  remonstr.  du  Clergö  p.  981. 

A  ebendas.  991. 
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Becht  als  staatliche  Norm  anzuerkennen;  aber  aus  freilich  im- 
<^pp^^^^^bekaanten  Gründen  registrirte  kein  Parlament  die  königliche 
Ordre»  mid  so  blieb  das  ßecht  der  ^onaaUa  de  praesenti  nach 
wie  vor  bestehen^. 
^bioiTim/'  Erst  L  J.  1579.  erfolgte  die  berühmte  Ordonnanz  von 
Blois,  welche  den  kirchlichen  Forderungen  Genüge  that'. 

„Paur  obvier  aux  ahus  et  ineonviniens",  so  lautete  der  40. 
Artikel»  „qui  adviennent  des  mariages  clandestins,  avons  ordonne 
et  ardonnans,  que  noa  sujets,  de  quelque  itat,  qudliU  et  condüion 
quHle  eoient,  ne  pourront  valablement  contracter  mariage  sans 
proclamattom  pricidentee  de  bans  faitee  par  trois  divers  jours 
de  ßtea,  avec  intervalle  compitent,  dont  on  ne  pourra  obtenir 
diepenee,  sinon  aprh  la  premüre  proclamatian  faite,  et  ce  eeule- 
ment  pour  quelque  urgente  et  legitime  cause,  et  ä  la  riquUiHan 
des  prindpaux  et  plus  proches  parens  commune  des  parties  con- 
tractantee;  aprh  leequeh  bans  eeront  ipoueie  publiquement.  Ei 
porur  pouvoir  timoigner  de  la  forme  qui  aura  iU  obeervie  eedUs 
mariages,  y  aasisteront  quatre  personnes  dignes  de  foi,  pour  le 
mwM,  dont  sera  faite  registre;  le  taut  sur  les  peines  porties  par 
les  conciles.  Enjoignons  aux  curSs,  vicaires  et  autres,  de  s^en- 
qudrir  soigneusement  de  la  quaUtS  de  ceux  qui  se  voudront  marier. 
Et  sHls  sont  enfans  de  famille,  ou  itans  ä  la  puissance  d'autnd, 
nous  leur  dSfendons  tris^iroitement  de  passer  outre  ä  la  cilibra'- 
iion  desdits  mariages,  s\l  ne  leur  apparott  du  consentement  de 
leurs  phres,  mhes,  tuteurs  ou  curateurs,-  sur  peine  d^eire  punis 
comm/e  fauteurs  du  crime  de  rapt"K 
Kirouich«  Damit  wurde  die  kirchliche  Trauunff  als  absolut  noth- 

wendiges  Erforderniss  der  Eheschliessung  aufgestellt»  während 
über  das  Postulat  der  elterlichen  Einwilligung  und^deren  Wirk- 
samkeit für  das  Zustandekommen  der  Ehe   die  Vorschriflen 
^,  ^  .      dunkel  und  zweifelhaft  waren*. 

Die  Oraon- 

"■5'T^®^^«         Es  war  aber  zwischen  der  Ordomumz  und  dem  Triden- 

n.  das  Ikonen 
Ton  Trient 

1  Vgl.  Recueil  des  actes,  titres  et  m^moires  concernant  les 
affaires  du  clergö  de  France  (Paris  1769. 4to)  (ich  citire  dies  wichtige 
Werk  fernerhin  als  „M^m.  duClerg^'^)5,689.  Examen  etc.  jL,87.ff. 

>  Girard  et  N^ron  a.  a.  O.  1,  538.  Permaneder,  der  ,,KiU8er 
Heinrich  11/'  für  den  Verfasser  ausgiebt,  setzt  sie  in  d.  J.  15561  K.R.  618. 
(Landshut  1856.) 

*  Alle,  welche  mindeijährige  (25  J.)  Hauskinder  bei  Entführungen 
unterstützt  haben',  sollen  nach  Art.  42.  mit  dem  Tode  bestraft  werden  „sans 
esp^ranoes  de  grace  et  pardon'^  —  Ueber  den  Begriff  des  „rapV*  vgl.  Guy 
Coquille  ad  Ord.  de  Blois  bei  Girard  etNöron  a.a.O.  1,639. 

^  In  Art.  41.  wurden  die  früheren  Verordnungen  bestätigt 


1.  Bis  nun  Jahre  1792.  a.  Die  heim],  fihca.  505 

tiniim  nicht  blos  d^  wesentliche  Unterschied,  dass  hier  die 
Kirche,  dort  der  König  über  das  Eheschliessungsrecht  Ver^ 
fugung  traf^,  sondern  auch  vielfache  Abweichungen  beider 
Ton  einander  lassen  die  oft  gehörte  Behauptung'  als  irrig  oder 
wenigstens  ungenau  erscheinen,  dass  durch  die  Ordonnance 
de  Bleis  das  tridentiniscbe  Recht  in  Frankreich  eingeführt 
worden  sei. 

Das  Concil  gestattet  die  Dispensation  von  allen  drei  Auf- 
geboten, die  Ordonnanz  nur  von  den  beiden  letzteren,  und 
auch  das  nur  auf  Verlangen  der  Eltern.  Das  Concil  begnügt 
sich  mit  einer  passiven  Mitwirkung  des  Greistlichen  bei  der 
Eheschliessung,  die  Ordonnanz  verpflichtet  ihn  zu  thätiger 
Theilnahme.  Das  Concil  verlangt  zwei  oder  drei  Zeugen,  die 
Ordonnanz  vier. 

Gerade  aber  wegen  dieser  Verschiedenheit  des  Gesetzes  ^^^r- 
von  dem  allgemeinen  Bechte  der  katholischen  Kirche  ^^t^^^J^^^' 
auch  der  Clerus  keineswegs  durch  die  Ordonnanz  zufrieden 
gestellt. 

Im  J.  1586.  reichte  der  Erzbischof  von  Vienne  eine 
Beschwerde  beim  Könige  ein,  worin  er  auf  die  Mängel  der 
neuen  Massregel  aufmerksam  machte  und  deren  Beform  be- 
fürwortete'. Durch  das  Wort  „valahlemeni"  des  Artikels  40» 
führte  er  aus,^masse  sich  der  König  eine  Entscheidung  über 
das  /oedua  matrimonii  an,  die  ihm  nicht  gebühre;  die  Dispen* 
sationsbeschräokung  der  Bischöfe  sei  eben  solch  Eingriff  in 
das  kirchliche  Gesetzgebungsrecht,  wie  das  Verlangen  der 
Zeugen. 

Aber  auch  die  Parlamente  und  die  Praxis  liessen  fur's  Mefbu^be' 
Erste  das  Gesetz  noch  völlig  unbeachtet  mcksichugi. 

Es  existiren  zahlreiche  Erkenntnisse,  welche  sponsaKa  de 
praesenH  ohne  Weiteres  iur  gültige  Ehen  erklüren,  als  ob  die 
Ordonnanz  von  Blois  noch  gar  nicht  erlassen  worden  ware^. 

m 

1  Laboulaye  a.  a.  O.  2$. 

s  Le  Frestre  du  manage  clandestin  878.  Chenu  Cent  notables  et 
shigul. quett.  18.  Le  Rid an t Examen 844.  ff.  Pothier  trait^  du  manage 
(Orleans  1768.  ff.)n.  848.  Laboulaye  a.  a.  0. 23. 

8  Collection  desproc^s-verbauzdea  ABsembUes  du  Clerg^ 
1, 822. 

A  Becueil d'arrfits du parlem. deParis, prisdesM^m.deLouet 
...  augmentä  parBrodeau  (Paris  1669')  lettxe  M.  sommüre  6.  n.  17» 
Bardet  BecaeU  d'arrSts  du  Parlement  de  Paris  (Avignon  1778.)  tom.  1. 
Hy.  81.  eh.  59.  —  Vgl.  auch Richecoeur  eseai  sur  Hiistoire  et  la  l^gislat.. 
des  formes  requises  pour  la  validitä  du  mariage  (Paris  1856.)  42. 
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Erst  seit  dem  Jahre  1600.  scheint  das  Gesetz  Befdigimg 
gefunden  zu  haben. 

Aber  auch  die  Ungeneigtheit  des  Clerus  mochte  die 
Durchfühmng  der  neuen  Massregel  erschweren. 

Wenigstens  stehen  die  Concilien  der  Folgezeit  ganz  auf 
'    der  Basis  des  Tridentinmn,  ohne  nur  im  Greringsten  die  Ab- 
weichungen der  staatlichen  Gesetzgebung  zu  berücksichtigend 

Den  Schutz  der  Kirche  wollte  man  dem  Staate  gern 
überlassen,  die 'Hülfe  des  Königs  gegen  die  immer  mächtiger 
aufstrebenden  Parlamente  gern  in  Anspruch  nehmen:  den  staat^ 
liehen  Gesetzen  aber  Gehorsam  zu  leisten,  hielt  man  für  eine 
bedenkliche,  für  eine  unerträgliche  Verkürzung  der  „Freihat 
der  Kirche '^ 

Gerade  aber  die  gezwungene  Coalition  mit  dem  Könige, 
zu  welcher  die  Kirche  durch  die  Gewaltthätigkeiten  der  Parla- 
mente immer  wieder  getrieben  wurde,  legte  ihr  auch  endlich 
die  Nothwendigkeit  auf,  sich  mit  dem  Könige  und  seinen  Be- 
stimmungen gütlich  abzufinden,  und  so  wurde  gewissennassen 
als  Kaufpreis  der  königlichen  Gunst  die  Beachtung  der  staat- 
lichen Gresetze  stipulirt. 

Im  J.  1605.  bat  der  Clerus ',  die  kirchliche  Ehejnrisdiction 
vor  den  Uebergriffen  der  Parlamente  zu  schützen  und  zugleich 
die  Ehevorschrift^i  ,,confonnSment  ä  la  dispontion  des  eondlet" 
einzuschärfen.  Drei  Aufgebote  sollen  am  Domidle  der  ßraat- 
leute  durch  den  Pfarrer  verkündet,  vor  drei  Zeugen  die  Ehen 
geschlossen  werden. 
oJdona^^.^•.  Heinrich  IV.  in  der  Ordonnanz  v.  J.  1606.  erfiillte 
"^•-  den  ersten  Theil  des  Gesuches,  knüpfte  aber  dann  an  die  Ge- 
währung die  Bedingung,  dass  das  Recht  der  Ordonnanz  von 
Blois  in  jeder  Beziehung  beobachtet  werden  solle'. 

yyNous  voulons*^  sagt  er  im  Artikel  12.,  „que  les  causes 
concemant  les  mariages,  soitnt  et  appartiennent  ä  la  eonnoissance 

1  Vgl.  Concil.RhotmagenBe  v.J.  1581.  beiLabb^ConciL  15,82S. 
Zuerst  wird  der  Wunsch  ausgesprochen,  dasTridentinum  zu  publiciren(cl.)r 
dann  beispielsweise  in  c.  4.  nur  2  oder  3  Zeugen  bei  der  Trauung  für  noth- 
wendig  erklärt,  im  c.  5.  die  Dispensation  yon  allen  Aufgeboten  nachgelaue<>' 
Das  Conc.  Remense  v.  J.  1588.  ebendas.  15,  895.  nimmt  geradezu  auf 
das  Tridentinum  Bezug,  ebenso  das  Burdigalense  v.  J.  1583.  ebendas. 
15,958.  C.Turonense  v.J.  1583.  ebendas.  15,  lOU.  C.  Bituricensc 
V.  J.  1584.  ebendas.  15,  1096.  CTolosanum  v.  J.  1590.  ebendas.  1^ 
1398.  C.Narbonense  v.J.  1609.  ebendas.  15, 1594.  u.  s.w. 

s  Rec.  des  remon.  d.  Glerg^  1182. 

3  Brillon  dictionnaire  des  arrlts  (Paris  1727.)  4,  245. 
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et  juridictum  des  jugea  dtigUte,  ä  la  eharge  qu'ih  aeront  ienu$ 
fforder  les  ordonnances ^  mSme  eelle  de  Bloie  en  Fort.  40;  e$ 
suivant  icelies,  dielarer  les  mariages  qui  n'auront  iti  fdts  et 
cilihris  en  tigUse,  et  avee  la  forme  et  solemmti  reqvises  par 
ledit  artiele  nid  et  non  valablement  coniractSs,  comme  cette  peine 
indicte  par  les  eoneiles**. 

Die  folgenden  Acte  der  Gesetzgebung  beruhen  im  Grossen 
und  Ganzen  auf  den  Principien  der  Ordonnanz  v.  J.  1579,  die 
beständig  wiederholt  und  in  ihren  Einzelbestimmungen  ver- 
schärft wurde,  und  welche  die  Zusätze  erhielt,  die  durch  das 
augenblickliche  Bedürfnisse  durch  gerade  herrschende  Miss- 
brauche erfordert  zu  sein  schienen. 

Das  nächste  Gesetz  war  der  nach  seinem  Verfasser*  be- ^^^^g^sf***" 
nannte  Code  Michau  v.  Januar  1629.^  dessen  Fortschritt 
einfach  darin  bestand,  dass  hier  allein  die  Pfarrer  des  Domi- 
dls  der  Brautleute  für  trauberechtigt  erklärt  wurden. 

Es  geschah  das  hauptsächlich  der  zahlreichen  Missbräuche 
wegen,  deren  sich  namentlich  die  Mitglieder  des  Ordens-  vpni 
heiligen  Johann  zu  Jerusalem  schuldig  machten,  welche, 
der  kirchlichen  Verbote  ungeachtet  ^  ohne  Aufgebote  und  Dis- 
pense alle  möglichen  Ehen  einsegneten. 

Dagegen  war  auch  Art.  5.  des  Edictes  speciell  gerichtet.  —  ^J^  diS» 
Nicht  aber  der  Clerus  allein  sprach  seine  Unzufriedenheit  über    Q«««*»- 
das  Gesetz  aus^,  es  stiess  auch  im  Parlamente  von  Paris 

^  Es  war  Michel  de  Marillac,  Siegelbewahrer  von  Frankreich 
f  1682.  Vgl.  Mor^ri  Grand  dictionn.  histor.  h.  n.  (Baale  1782.)  5, 139. 

s  Girard  etN^ron  a.  a.  O.  1,  795.  „L*ordonnance  de  Blois",  hiess 
es  da  im  Artikel  39,  „touchant  les  mariagea  clandestins,  Bera  exactement 
obaerY^e;  et  y  ajoutant,  voulons  qae  tous  mariages  contract^s  contre  la 
teneur  de  ladite  ordonnance,  soient  d^clar^s  non  valablement  contract^s: 
faiaant  d^fensea  k  tous  cut^b  et  autres  prdtres  B^culiers  ou  r^gulierB,  Bur 
peine  d*amende  arbitrairei  c^l^rer  aucun  mariage  de  personnes  qui  ne 
Beront  de  leurs  paroissiens ,  BanB  la  pf^rmission  de  leurs  curös  ou  de  T^v^que 
dioc^sain,  nonobstant  tous  privil^gea  k  ce  contraires.  Et  Beront  tenuB  les 
juges  eccl^BiaBtiques  de  juger  les  causes  desdits  mariages  conform^ment  k 
cet  artiele^*. 

9  So  im  Conc.  Burdigalense  v.  J.  1624.  c.  7.  bei  LabböConc.  15, 
1651.  ebenso  im  Reglement  desR^guliers  v.J.  1625.  in  denMöm.  du 
Clerg^  6, 182.  —  Schon  i.  J.  1614.  wurde  der  König  gebeten,  dagegen  ein- 
zuschreiten,  Reo.  des  rem.  du  Clerg^  1249. 

^  Hemonstrances  du  Clerg^  sur  Tarticle  89.  in  Möm.  du 
Clergö  5,  692:  „Le  roi  est  tr^s-hnmblement  suppli^  de  considf^rer  Timpor- 
tance  de  cet  artiele,  et  qu*il  semble  devoir  §tre  expliqud  pour  deux  difficult^s 
qui  s'y  rencontrent    La  premi^re,  quand  on  expliquera  le  mot  de  '  valable- 
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auf  heftigen  Widerstand,  und  wenngleich  wir  die  Motive  des- 
selben heute  kaum  noch  zu  ergründen  vermögen,  so  sieht  doch 
00  viel  fest,  daas  der  ganze  Aufwand  der  königlichen  Autorität 
die  BegistrirUQg  der  Ordonnanz  nicht  zu  erreichen  im  Stande 
war^ 

v^STnot!  Erfolgreicher  war  der  König  mit  seiner  Declaration  v. 
1699.  26.  November  1639,  die  einstimmig  vom  Parlamente  gebilligt 
wurde,  wenngleich  sie  ihre  Veranlassung  wieder  in  exoßt  Hof- 
intrigue  hatte ^.  Der  König  wies  darauf  hin%  wie  wenig  die 
Acte  der  früheren  Gesetzgebung  im  Stande  gewesen  wären, 
die  heimlichen  Ehen  abzustellen:  strengere  Yerordnufigeii 
müssten  sich  die  Achtung  erringen,  welche  die  Verderbthdt 
der  Sitten  und  die  Zügellosigkeit  des  Jahrhunderts  den  bis- 
herigen Ordonnanzen  nicht  gezollt  hätten. 

^iwtoi?iiu  Deswegen  wurde  nicht  nur  der  40ste  Artikel  der  Ordon- 
nance von  Blois  wiederholt,  mit  den  Modificationen,  die  Bchon 
i«M.  L  J.  1629.  angeordnet  waren,  und  welche  die  Traubefugniss 
auf  den  parochue  proprius  der  Brautleute  beschränkten,  son- 
dern auch  die  Vorschriften  über  die  Bestrafung  der  Entführung^ 

xnent  ou  non  yalablement  contractu  ^  ins^ö  en  Tarticle  de  rordonnance  de 
Blois,  relatif  au  contrat  civil  du  mariage  et  non  au  contrat  spirituel  du  sacre- 
ment.   Laseconde,  quandonn'obligerapaslesjugeseccl^siaBtiquesäjuger 

les  mariag^fl  conform^ent  aux  ordonnances  et  k  cet  article;  mais  ooIlfo^ 
xnement  aux  saints  döcrets  et  conatitutions  de  l'^glise,  la  seule  regle  de  leun 
jugemens:  car  la  juridiction  laique  ne  peut  pas  donner  la  loi  aus  juges 
ecoldfliastiques  en  mati^re  spirituelle;  en  cons^quence  de  quo!  ilestn^ces- 
aaire  d*dter  de  cet  article :  'Et  seront  tenus  les  juges  ecclesiastiques  de  juger 
les  causes  desdita  mariages  conform^ment  k  cet  article*. 

B^solution  dea  commiaaairea  nommda  par  aa  majest^. 

La  remontrance  du  Clergä,  pour  la  premiere  difficulte,  a  ^t^  arret^e 
par  Texplication  du  mot  de  Talablement  ou  non  yalablement  contractu}  qui 
ne  peut  etre  aucunement  priae  que  par  rapport  au  contrat  civil  par  des  juges 
laica :  et  pour  la  demi^re,  eile  a  ^t^  trouv^e  juate  *^. 

^  Eine  genaue  Daratellung  der  deswegen  gepflogenen  Verhandlungen 
findeteichimCode  matrimonial  115.  ff. 

s  Mr.  de  Cinq-Mars,  Grossatallmeiater  von  Frankreich,  hatte  nüt 
Marie  de  L'Orme  ein  Verlöbniaa  geschloaaen.  Seine  Mutter,  M*^' 
d'Effiat,  beach werte  aioh  deswegen  beim  Parlamente  und  erlangte  einen 
Haftbefehl  gegen  Marie  de  L'Orme  und  ein  Verbot  an  beide  Veriobte,  vo^ 
läufig  die  Ehe  zu  achlieasen.  Damala  lieas  Ludwig  XIII.  durch  seinen 
Generaladvocaten  Bignon  die  Declaration  entwerfen,  nach  deren  Erlass 
auch  von  einem  weiteren  Verfahren  gegen  Marie  de  L'Orme  Abstand  g^ 
nommen  wurde.   Vgl.  Code  m atrim.  122. 

*  Girard  et  Neron  a.  a.  0. 1, 902. 

^  Es  ist  hier  nicht  sowohl  die  eigentliche  Entführung,  ab  auch  der  fl.  g« 
rapt  de  s^duction  gemeint,  d.h.  ,,rusage  de  quelques manoeuvreaponr 
«ngager  un  fila  ou  nne  fille  de  famiUe  k  contracter  mariage  k  Fins^u  et  contre 


L  Bis  flom  Jahre  1792.  a.  Die  heiml»  Bhen.  509 

noch  wesentlich  dadurch  verschärft,  dass  auch  die  nachgehende 
Consentimng  der  Gewalthaber  den  Entfuhrer  Ton  den  gesets» 
liehen  Bussen  nicht  befreien  solle. 

Aus  der  Möglichkeit,  enterbt  zu  Verden,  welche  L  J.  1556. 
den  Hauskindem  angedroht  war,  um  sie  Ton  heimlichen  Ehen 
zurückzuschrecken,  wurde  jetzt  Töllige  Incapacität  Nidit  ein- 
mal Ton  den  Collateralen  sollten  solche  Eheleute  und  ihre 
Eonder  erben  dürfen. 

Noch  einem  anderen  Missbrauche  trat  die  Dedaration 
entgegen,  der  in  letzterer  Zeit  beständig  an  Umfang  zuge- 
nommen hatte. 

ffDSsirant  pourvair  ä  Fabus",  hiess  es  im  Artikel  6.,  „qui  Ehen.* 
commence  ä  a'introduire  dans  notre  royaume^  par  ceux  qui  tien^ 
nent  leura  mariages  secreU  et  cachis  pendant  leur  vi&,  contKS  le 
respect  qui  est  du  ä  un  si  grand  sacrement,  notM  ordonnons  que 
les  majeure  contractent  leurs  mariages  puhKquement  et  en  face 
SigUsey  avec  les  solemnitis  priscrites  par  F ordonnance  de  Bhis; 
et  dichrons  les  enfans  qui  naitront  de  ces  mariages,  que  les 
parties  ont  tenus  jusqu^ici  ou  tiendront  ä  Favenir  cachis  pendant 
leur  vie,  qui  ressentent  plutSt  la  honte  d^un  concubinage  que  la 
digniti  d^un  mariage,  incapahles  de  toutes  successions,  aussi  bien 
que  leur  postSriti**^.  — 


Die  Ehen  der  Reformirten  mit  den  E!atholiken  waren  der  ^iSS^** 
Kirche  von  jeher  ein  Stein  des  Anstosses  gewesen. 

Zahlreiche  Concilien  hatten  sich  dagegen  ausgesprochen,  ^^en? 
hatten  den  katholischen  Geistlichen  die  Einsegnung  yerboten 
und  den  Gläubigen  anempfohlen,  ihr  Seelenheil  nicht  so  muth- 
willig  in  Gefahr  zu  bringen'. 

le  consentement  de  ses  parens'^  Fournel  trait^  de  la  s^dnction  (Paris 
1781.)  810.  ff.  —  Ueber  die  Zunahme  der  Entftthningen  hatte  sich  der 
Clenis  schon  i.  J.  1614.  beim  Könige  beschwert  Becueil  des  remonstr. 
du  Clerg^  1249. 

1  Dasselbe  Recht  wurde  im  Art  6.  für  Kinder  festgesetst,  deren  Vater 
die  mit  ihm  früher  im  Concubinate  lebende  Mutter  auf  dem  Todtenbette  ge- 
heirathet  hatte.  —  Gegen  die  Dedaration  erschien  eine  Schrift  Optatas 
Gallus  de  cavendo  schismate,  die  dann  eine  Zahl  von  Gegenschriften  her- 
Torrief.  Rec.  chronol.  de  diTcrs  ordonn.  concern.  les  mar.  Clau- 
de st  (1660.)  64. 

>  So  Conc  Burdigalense  v.  J.  1588.  bei  Labbö  Conc.  16,  958. 
C.Turonense  -v.J.  1588.  eben  das.  1014.  C.  Tolosan.  y.J.  1590.  eben» 
das.  1898.  C.Narbonense  t.  J.  1609.  ebendas.  1594. 
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Dennoch  verhallten  diese  Warnungen  theilweise  wirkongB- 
loa». 

Katholiken  und  Beformirte  wohnten  bunt  durch  einander, 
und  der  Glaube  schied  nicht ,  was  das  bürgerliche  Leben  ver- 
einte. 

Die  Ehen  zwischen  Anhängern  der  yerschiedenen  Beli- 
gionsparteien  wurden  häufiger,  und  mancher  katholische  Geist- 
liche  liess  sich  auch  durch  die  Verbote  seiner  Oberen  nicht 
von  der  Einsegnung  solcher  Verbindungen  zurückschrecken. 
J^haoff.  Wie  aber,   wenn   der  katholische  Pfarrer   die  Trauung 

weigerte?     Auf  welche  VTeise  konnte   die  Ehe   geschlossen 
werden? 

^ciTüfhJr  ^^®  ^^*^  machte  erfinderisch;  sie  führte  auf  einen  Aus- 
weg, der  als  Anfang  der  Civilehe  in  ^Frankreich  zu  bezeich- 
nen ist. 

^'aZ'u!"''  Schon  die  Ordonnanz  von  Blois  hatte  im  Artikel44. 
NotiJr  ^^^  Notaj-en  untersagen  müssen,  Eheerklärungen  durch  q>on' 
salia  de  praesenti  entgegenzunehmen,  mit  anderen  Worten, 
Civilehen  zu  schliessen*.  Ob  dies  Verbot  mit  den  gemischten 
Ehen  zusammenhing,  oder  ob  dadurch  eine  Art  der  Eheschlies- 
sung verpönt  wurde,  welche  das  Mittelalter  hindurch  im  Ge- 
brauche gewesen  war,  lässt  sich  kaum  noch  ermessen.  Bald 
aber  war  in  der  That  dies  die  Art,  wie  gemischte  Ehen  ein- 
gegangen wurden.    Freilich  nicht  allein  vor  dem  Notar. 

Die  Parteien  begaben  sich  vielmehr,  den  königlichen 
Ordonnanzen  gehorsam,  zu  dem  katholischen  Pfarrer  ihres 
Domiciles  und  erbaten  die  Trauung.  Dieser  weigerte  sieb, 
dem  Gesuche  Folge  zu  geben,  und  dann  erklärten  die  Braut- 
leute vor  ihm  und  einem  eigens  dazu  mitgebrachten  Notare 
ihren  Consens  und  schlössen  die  Ehe. 

Damit  schien  ihnen  der  Wortlaut  der  Gesetze  erfüllt  zu 
sein,  damit  war  den  Vorschriften  des  Tridentinum  Genüge 
geschehen  und  endlich  auch  eine  gewisse  Legalität  der  Ehe 
erzielt. 

"^cfSi.^.**  Wenngleich  aber  auch  der  kirchlichen  Theorie  gemäss 

die  passive  Assistenz  des  Pfarrers  zur  Begründung  der  Ehe 

^  Vgl.  C.  Burdigal.  a.  a.  O.:  „talibos  enim  conjugiU,  quoddolcntcs 
referimuB,  permulti  naufragiumfideifecerunt". 

*  „D^feodons  pareiilement  k  tou»  notaires  «ur  peine  de  punition  cor- 
porelle ,  de  passer  ou  recevoir  aucimes  promesses  de  mariage  par  paroles  de 
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vollständig  genügte,  so  klagte  doch  der  französische  Clerus 
nicht  nur  über  das  dadurch  erreichte  Resultat:  die  gemischten 
£hen  ^—  sondern  sprach  sich  auch  über  die  Art  und  Weise 
der  £heschliessung,  die  Umgehung  der  so  nothwendigen  prie- 
aterUchen  Benediction  in  bitterster  Weise  aus. 

Es  sei  leicht  einzusehen,  erklärte  der  Bischof  von  Noyon 
Bjn  15.  August  1575.S  dass  diese  verbrecherische  Art  von  ärger- 
lichen Ehen .  • .,  mit  einem  Male  der  Kirche  drei  grausame,  tiefe 
Wunden  schlage:  die  Schmach  des  entehrten  Sacramentes,  die 
Verachtung  der  verlassenen  Religion,  die  Vernichtung  der  er- 
loschenen Disdplin;  dass  sie  den  Gebrauch  der  heidnischen 
Ehen  wiederherstelle,  welche  durch  die  Begierden  allein  ver- 
anli^st  wären,  „que  noue  reprhente^%  fährt  er  fort,  ,fdes  aläances 
mdns  eaintes  que  cellea  de  la  loi  de  natura  et  de  Moyse,  dont  les 
anges  envoyis  de  Dieu  itoient  du  moins  les  mimstree;  qu'enfin 
eile  itouffe  tous  les  senUmens  de  graces,  pvisque  le  pretre  y  de- 
ment vn  timoin  coniraint  et  forci^  sans  ministire  et  sans  /onetian^ 
qu'on  veut  arracher  son  consentement,  qu'on  faxt  violence  ä 
rSpawe  de  Jisus-Christ,  que  la  UbertS  Im  est  dSrob^e,  que  la 
gloire  des  temples  est  obscureie,  le  cuUe  des  autels  aboli,  la  piitS 
aniantie,  et  que  tautes  les  binidictions,  les  prüres  et  les  dri- 
manies  sont  supprimies". 

Schon  die  Generalversammlung  des  französischen  Clerus 
v.  J.  1670.^  hatte  beschlossen,  ein  Rundschreiben  an  alle 
Bischöfe  zu  richten,  dass  sie  die  „Verächter  des  Sacraments^' 
tmd  die  Zeugen  solcher  Trauungen  mit  der  Excommunication 
belegen  sollten,  und  war  übereingekommen,  den  Erlass  eines 
Gesetzes  zu  erbitten,  welches  die  Notare  von  ihrem  „frevel- 
haften Thun"  zurückhalte. 

Im  J.  1675.  waren  die  Klagen  und  die  Bitten  wiederholt 
worden^  und  ebenso  i.  J.  1680.* 

Die  Folge  davon  war  das  Edict  Ludwig*s  XIV.  v.  No-^^j^^,"Jj- 
vember  1680.,  durch  welches  die  gemischten  Ehen  gänzlich  ^^^^ 
verboten  wurden^.  ^^^ 

Dennoch  war  damit  der  vom  Clerus  gerügte  Unfug  noch  ""JJJJJinV* 

« 

1  M^m.  du  Clerg^  5,  721.  —  Die  Articles  du  Clergö  v.  J..1680. 
Recdesremonstr.  d.  Clergö  1 485.  sprachen  sich  viel  vorsichtiger  aus . 
s  M^m.duClerg^  5,716. 
s  ebendas.  717. 

4  Siehe  S.  oben  Anmerkg.  1 . 

5  bei  Girard  et  N^ron  a.  a.  O.  Vgl.  auch  die  Remonatrance  v.  J. 
1665.  im  Recueii  d.  Remonstr.  718. 
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nicht  beseitigt.  Nicht  nar  bei  gemischten  Ehen  -mirde  die 
Hülfe  der  Notare  benutzt;  auch  Minderjährige,  die  des  elter* 
Heben  Consenses  entbehrten,  Brautpaare,  deren  Aufgebote 
Einsprache  erfahren  hatten,  kurz  jeder,  dem  gesetzlich  die 
Trauung  verweigert  wurde  —  entzogen  sich  die  Geistlichen 
widerrechtlich  ihren  Amtspflichten,  so  schritten  die  Parla- 
mente schonungslos  mit  Gefangniss-  und  Geldstrafen  ein^  — 
schloss  sein  Ehebundniss,  wie  man  zu  sagen  pflegte,  „ä  la 
gaubnine*',  vor  Notar  und  Geistlichen  durch  sponaaUa  de  prae^ 
aenti*. 

Schon  i.  J.  1639.  hatte  das  Parlament  von  Paris  den 
Notaren  untersagt,  sich  bei  solchen  Eheschliessungen  zu  be- 
theiligen, aber  dieser  Besehluss  musste  um  so  wirkungsloser 
sein,  da  die  Gültigkeit  der  Ehen  selbst  nicht  angefochten 
wurde*. 

Im  J.  1652.  wurden  den  Notaren  harte,  „eaemplarüeke*^ 
Strafen  angedroht^.  Ebenfalls  vergeblich:  das  zeigen  die  zahl- 
reichen Fälle  dieser  Art,  die  zur  Cognition  der  Parlamente 
'  kamen  ^  das  beweisen  auch  die  stets  erneuerten  Verbote 
—  1680.,  1681.,  1692.*  — ,  welche  gegen  die  Notare  erlassen 
wurden. 
Tttvchwinden  Erst  nach  d.  J.  1697.^  scheinen  die  „mariages  k  la  Gaul- 
mine'* abgekommen  zu  sein,  in  Folge  eines  Gesetzes,  welches 
wir  sogleich  zu  betrachten  haben  werden. 

fndraattoM  Doch  zuvor  habe  ich  noch  mit  kurzen  Worten  die  Ge- 
*^TOf!^^'  schichte  zweier  Behörden  zu  zeichnen,  von  denen  die  eine  i.  J» 
oootooienn  1691.,  die  andere  1697.  geschaffen  wiurde,  der  „greffiera 
pabucttions  des  insiuuations  eccl^siastiques'*  und  der  „contrö- 
leurs  des  bans  et  publications  de  mariage'^^ 

Die  Verkündigung  der  Aufgebote,  erklärte  der  König  ala 
1^7*     Motiv  seiner  Massregel  i.  J.  1697.^  erfülle  nicht  regelmässige 

^  Vgl.  lolclieFftlleyenrähntiiiderCoilectioxi  des  procisverbauz 
daClergö  2,485.  —  VgL  auch  Examen  des  d^crets  du  Concile  d» 
Trente  2,855. 

>  Vgl.  Remontr.  V.  J.  1680.  a.  a.  O. 

8  Bardet Recueii d'arrdts (Avignon  1778.) 1. 11.  liv.  18.  eh.  48. 

^  So§fve  reo.  de  plus,  quest.  notables  de  droit  et  de  coutume,  jug^ea 
par  arrto  du  Parlement  de  Paris  (Paris  1682.)  1 1.  cent.  8.  eh.  90. 

5  Vgl.  Code  matrimon.  266.  ff. 

0  Girard  et  Näron  a.  a.  0. 2,  790. 885. 

7  Examen  desD^crets  duConcile  de  Trente  2,248. 

8  VgL  Code  matrim.  176. 181.   Richecoeur  a.  a.  O.  85. 
*  Code  matrim.  a.a.O. 
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die  damit  yerbimdeDen  Zwecke.  Häufig  erfuhren  die,  welche 
es  anginge,  nichts  von  der  beabsichtigten  Ehe  und  seien  ausser 
Stande,  ihre  Einsprache  geltend  zu  machen. 

Deswegen  wurden  Controleors  eingesetzt  und  allen  Uater-« 
thanen  verboten,  eine  Ehe  zu  schliessen,  allen  GeisUicheA, 
dieselbe  einzusegnen,  bevor  nicht  die  Aufgebote  von  jenen 
revidirt  wären.  Die  Gebühren  der  Beamten  wurden  nach  dem 
Stande  der  Brautleute  bemessen  und  bewegten  sich  in  den 
Gränzen  von  5  Sola  zu  6  Livres. 

Ebenso  sollten  nach  der  Bestimmung  d.  J.  1691.^  die     ^^^i. 
Dispense  von  den  Aufgeboten  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  von 
grefHers  des  insinuations  eccl^siastiques  eingezeichnet 
werden. 

Beide  Massregeln,  weniger  aus  den  in  den  Edicten  ange*   ^ 
gebenen  Gründen  der  öffentlichen  Wohlfahrt  entsprungen,  als 
um  durch  Creirung  erblicher  Stellen,    die   verkauft  werden 
könnten,  die  lecken  Staatsfinanzen  flott  zu  erhalten,  stiessen 
auf  zähen  Widerstand. 

Die  Greffiers  wurden  fast  beständig  umgangen,  denn  weder 
Grossjährige  noch  die  Minderjährigen,  welche  mit  elterlicher  Ein- 
willigung heiratheten,  brauchten  die  im  Edicte  angedrohte  Nich- 
tigkeit der  ihnen  ertheilten  Aufgebotsdispense  zu  fUrchten,  da 
das  Fehlen  der  Aufgebote  selbst  gar  nicht  als  die  Ehe  annul- 
lirend  angesehen  wvrde,  und  die  Insinuation  nur  in  den  sel- 
tenen Fääen  wichtig  werden  konnte,  wo  die  Gültigkeit  der 
Ehe  zur  rechtlichen  Erörterung  kam. 

Den  Controleurs  wiederum  wurde  ihr  Einkommen  häufig 
geschmälert  durch  falsche  Standesangaben,  die  ihnen  von  den 
Brautleuten  gemacht  wurden,  und  durch  die  Nachlässigkeit  der 
Geistlichen,  die  bei  ihren  Traunngen  auf  die  Controle  der  Auf- 
gebote nicht  die  geringste  Rücksicht  nahmen. 

Dem  ersteren  Uebelstande  half  die  Declaration  v.  15.  neciarauon 
Februar  1692.  abS  dem  anderen  der  Staatsrathsbeschluss  suatorath«. 
V.  16.  Dezember  1698.*,  beide,  indem  sie  die  Geistlichen  für  \m!^' 
die  Befolgung  der  Verordnungen  verantwortlich  machten. 

Der  Pfarrer,  welcher  traute  —  so  wollte  die  Declara- 
tion —  ohne  dasB  die  Dispense  insinuirt  wären,  sollte  mit 
50  Livres  gebüsst  werden,  und  der,  welcher  die  Controle  der 

1  Code  matrim.  141. 

2  Journal  du  Palais  2,  802. 
>  Code  matrim.  181. 
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Aufgebote  ausser  Acht  Hesse — so  bestimmte  der  Staatsraths- 
bescbluss  —  für  die  Grebühren  derselben  haften. 

Ausserdem  sollten  die  Geistlichen  in  den  Certificaten^ 
welche  sie  den  Brautleuten  über  die  Verkündigung  der  Pro- 
clamationen  ausstellten,  genau  der  Standesverhaltnisse  Erwäh- 
nung thun,  so  dass  auch  da  eine  Fälschung  kaum  noch  denkbai' 
war. 

Dennoch  muss  auch  äieae  Massregel  noch  nicht  hinreichend 
1701.     gewesen  sein;  wenigstens  wurde  sie  i,  J.  1701,  noch  einmal 
und  mit  einer  Strafandrohung  von  100  LIvres  gegen  die  feh- 
lenden Geistlichen  wiederholt*.  — 

4nTcn"inf-         ^^^  PubHcität  dcr  Ehen  war  nun  zwar  im  Allgemeinen 

Regeln  rar  uothwcudig  uud  wünschcnswerth  y  aber  es  konnten  sich  doch 

"befunSnl*  auch  Falle  ereignen,  die  jene  durch  Insinuationen  und  Con- 

trole  erzwungene  Oeffentlichkeit  als  grausame  Härte  erscheinen 

Hessen,  welche  Ehre  und  Wohlfahrt  von  Familien  gefährdetet 

i6»8.  Deswegen  wurde  unter  dem  16.  Dezember  1698.  bestimmt, 

dass  Alle,  denen  der  Erzbischof  von  Paris  Dispens  von 

den  drei  Aufgeboten  ertheilen  würde,  der  Controle  enthoben 

1705.      sein  sollten,  und  diese  Massregel  wurde  i.  J*  1705.  auf  alle 

Diöcesen  ausgedehnt^. 

controiiun         Aber  schou  i.  J.  1702.  verschwanden  die  Contröleurs  des 
weiS»eS"den  "^^"^^  5   ihre  Functionen  wurden  den  Domänenpächtem  über- 
pSSSS^f  tragen,  und  zugleich  durch  einen  neuen  Tarif  dafür  gesorgt, 
dass  die  wahren  Zwecke  der  Institution  nicht  unerfüllt  blieben^ 
Die  Gebühren  wurden  auf  das  Dreifache  des  ursprünglichen 
1705.      Satzes  heraufgeschraubt,  und  i.  J.  1705.  gar  über  das  Vier- 
fache. 

T^wchwindit.        ^*'^  darauf  scheint  übrigens  das  ganze  System  der  Con- 
trole ausser  Uebung  gekommen  zu  sein^. 

1  Code  matrim.  182. 

^  Das  stellte  der  Cardinal  von  Noailles  dem  Könige  vor.  Men. 
du  Clerge  13,184. 

3  Möm.  du  Clergö  13,  135.,  noch  weiter  best&tigt  durch  eine  Verord- 
nung Y.  30.  November  1706.  ebendas.  5,  1125.  —  Vgl.  auch  Code  ma- 
trim. 162. 

^  Eine  Verfügung  v.  25.  Juli  1702.  schritt  gegen  den  Missbrauch  der 
Domänenpfichter  ein,  so  oft  die  Gebühren  zu  verlangen,  wie  Parochieen 
vorhanden  waren,  in  denen  die  Aufgebote  verkündigt  wurden.  Code  ma- 
trim. 182. 

5  ebendas.  183. 
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Mit  dem  Eheschliessungsrechte  beschäftigte  sich  zuerst  BdictT.im. 
^eder  das  Edict  v.  J.  1697  ^ 

Im  Eingänge  desselben  beschwert  sich  der  König,  dass 
alle  Bestimmungen  seiner  Vorgänger  noch  nicht  im  Stande 
^wesen  wären ,  einen  geregelten,  ordnungsmässigen  Zustand 
herbeizufuhren;  nicht  nur  (£e  Laien  umgingen  beständig  die 
gesetzlichen  Vorschriften,  sondern  auch  die  Geistlichen  seien 
häufig  pflichtvergessen  genug,  die  Würde  des  Sacramentes, 
<Uis  sie  zu  verwalten  hätten,  ausser  Augen  zu  lassen  und  Per- 
sonen ehelich  zusammen  zu  geben,  die  zu  trauen  ihnen  weder 
kirchlicher-  noch  staatlicher  Seits  gestattet  sei. 

Während  daher  in  den  früheren  Ordonnanzen  zuerst  ^^^^^\g^ 
dieNothwendigkeit  der  priesterlidien  Trauung  überhaupt,  dann 
auf  die  durch  den  eigenen  Pfarrer  hingewiesen  war,  wurde 
jetzt  der  Begriff  des  Domicils  in  den  Vordergrund  gestellt  und 
festgesetzt,  dass  die  Geistlichen  Niemand  trauen  dürften,  der 
nicht  in  ihrer  Pfarrei  angesessen  sei,  und  zwar  seit  mindestens 
sechs  Monaten,  falls  er  früher  in  einer  anderen  Parochie  der- 
selben Diöcese,  —  seit  einem  Jahre,  wenn  er  bisher  in  einer 
anderen  Diöcese  gewohnt  hätte. 

Darüber  imd  ebenso  über  das  Alter  der  Brautleute  und^orchzcugeo 
die  Einwilligung  ihrer  Eltern  hätten  sich  die  Pfarrer  durch 
Vernehmung  von  vier  glaubwürdigen,  des  Schreibens  kundigen 
2Seugen  —  „s'il  s'en  peui  aiaiment  trouver  autant  dana  le  Heu 
OÄ  <m  ciUhrera  le  mariage"  —  zu  unterrichten. 

Ein  dichtes  Netz  der  empfindlichsten  Strafbestimmungen 
^migab  diese  Anordnungen. 

Jeder  Geistliche,  der  ihnen  zuwiderhandelte,  sollte  neben  .  st^fan- 
den  geistlichen  Strafen  für  das  erste  Mal  aller  seiner  Ein- 
künfte auf  drei  Jahre  beraubt  —  mit  Belassung  freilich  des  • 
unimigänglich  nothwendigen  Lebensunterhaltes  —  falls  er  kein 
Beneficium  besessen,  auf  drei  Jahre  verbannt,  falls  er  einem 
Orden  angehörte,  nachErkenntniss  des  Gerichties  in  ein£3oster 
eingesperrt  werden.  Für  den  Bückfall  drohte  neunjährige  Ver- 
bannung und  noch  härtere  Strafe  s,en  cas  de  rapt". 

Die  Zeugen  aber,  die  dem  Pfarrer  Falsches  bekundet,  und 
die  Personen,  welche  sich  betrüglich  für  Eltern  der  Brautleute 
ausgegeben  und  als  solche  consentu*t  hätten,  soUten  mit  Ver- 
Jbannuns:  oder  Galeere  bestraft  werden. 


1  Ordonn.  de  Louis  XIV.  vol.  37.  Seite  yyyyy. 


33 


616  rV.Buch.  DieCivilehe.   VI.  Frankreicli. 

ämsldnder!  ^^  DomioU  dcr  Hausvätcr  wurde  auch  für  das  der  mizi' 
derjährigen  (25  Jahre)  Hauskmder  erklärt,  und  festgesetzt» 
dassy  im  Falle  £e  Eltern  todt  seien  und  die  Minderjährigen  in 
Wahrheit  anderswo  wohnten ,  nicht  nur  an  ihrem  wirklichen 
Domicäe,  sondern  aticfa  an  d^m  früheren  der  Eltern  und  deu^ 
der  Vormünder  die  Aufgebote  verkündet  werden  müssten. 

Z^t^^ln  I**«  Ordonnanz  v.  J.  1556.  und  Art.  2.  der  Ordon- 
Becht».  nanz  V.  J.  1639.  wurden  dahin  verschärft,  dass  auch  gross-- 
jährige  Kinder,  die  sich  ohne  Genehmigung  der  Eltern  ver* 
heiratheten,  enterbt  werden  könnten. 

TodÄ?tr  Endlich  wurde  der  Artikel  6.  der  Ordonnanz  v.  J.  1639., 
welcher  Ehen  auf  dem  Todtenbette  für  wirkungslos  in  Bezug 
auf  die  Frau  erklärt  hatte,  auch  auf  die  Männer  ausgedehnt. — 

Deciwation  Schou  am  lÖ.  Juni  desselben  Jahres  musste  der  Köms: 

V.  15.  Janl  ^  *^ 

1697.  eii^e  Declaration  zu  seinem  Edicte  erlassen^,  da  in  (Uesem  ^e 
Frage  völlig  unbeantwortet  geblieben  war,  welche  Gültigkeit 
die  gegen  das  €resetz  geschlossenen  Ehen  zu  beanspruchen 
hätten. 

Sie  sollten  —  das  war  der  wesentliche  Inhalt  der  Deoki^ 
ration  —  nicht  ungültig  sein,  vielmehr  die  Contrahenten  nur 
gezwungen  werden,  die  Ehe  zu  rehabilitiren  und  siah  den  vom 
gütlichen  Oberen  aztsgesprochenen  Bussen  zu  unterwerfbn* 

Die  Nfe^lässigkeit  der  konischen  Beamten  wurde  ge- 
rügt, welche  höchstens  aaf  Antrag  der  Eltern  gegen  die  Ge- 
setzesübertreter einschritten;  die  geistlichen  Behörden  erhiet* 
ten  die  Ermächtigung,  die  Personen,  welche  als  Ehegatten, 
zusammenlebten  und  deren  gesetzliche  Trauung  zweifdiM^l 
erscheine,  vorzuladen,  zum  Beweise  der  rechtmässigen  Ehe- 
Schliessung  zu  zwingen,  und  je  nach  dem  Ergebnisse  der  Un- 
tersuchung entweder  zur  Rehabilitirung  der  Ehe  zu  nöthigen 
oder  von  einander  zu  trennen. 
^gaiimuic.^*  Zugleich  wurde  auch  der  „mariages  ä  la  gaulmine"  ge- 
dacht, jener  Verbindungen,  „welche  darauf  abzielten^  das  Sacra* 
ment  der  Ehe  zu  dem  einfachen  Zustande  zurückzuführen,  in  dem 
es  bei  den  Heiden  war".  Die  Notare,  welche  sich  bei  solchen 
Eheschliessungen  betbeiligten,  soUten  ihrer  Stellen  verlustig 
gehen  und  für  unfähig  erklärt  werden,  eine  andere  Justizan- 
stellung zu  erhalten.  Die  Ehen  selbst  wurden  für  vermögens- 
rechtlich wirkungslos  erklärt, 

1  Ordonn.  de  Louis  XIV.  Yol.  50.  Seite  yyyy. 
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Wenn  die  königlichen  Gesetze  in  der  Folgezeit  noch  ver-  ^JJ^^J** 
letzt  wurden,  so  geschah  das  hauptsächlich  durch  die  Schuld 
dfir  Parlamente. 

Ich  habe  schon  oben  darauf  hingewiesen,  wie  der  BegriflP^P|^JJJ~J* 
des  jfTapV*  allmählich  den  „rapt  de  sSduetion*^  mitumschloss, 
wie  der  Entführung  jede  Verlockung,  sei  es  eines  Mannes,  sei 
'ea  eines  Mädchens,  zur  £he  gegen  und  ohne  den  Willen  der 
JSkem  gleichgestellt  wurde  ^. 

Wir  finden  davon  zahlreiche  Beispiele. 

£ine  Intrigantin  hatte  einen  Mindeijahrigen  verleitet^,  sie  ftocnm. 
^su  heirathen.  Seine  Eltern  stellten  darauf  die  Klage  wegen 
,,rapt  de  sdduction"  an,  und  das  Erkenntniss  vom  30.  August 
1602.  erklärte  die  Ehe  für  nichtig,  beraubte  die  Frau  aller  i^oi, 
Rechte,  die  sie  aus  der  Verbindung  hätte  erlangen  können, 
und  verbannte  sie  auf  neun  Jahre  aus  dem  Gerichtsbezirke 
von  Paris. 

Der  junge  Mann  wurde  verurtheilt,  seinen  Vater  baar- 
baupt  und  auf  den  Knieen  um  Verzeihung  zu  bitten  und 
.25  Thaler  Almosen  an  die  Armen  der  Conciergerie  zu  zahlen. 

Dem  Notar,  welcher  die  Ehepacten  aufgenommen  hatte, 
wurde  auf  drei  Monate  die  Praxis  untersagt,  und  der  Geist- 
liche, der  getraut,  vor  seinen  Oberen  geschickt,  damit  dort 
in  Gegenwart  des  Lieutenant-Criminel  gegen  ihn  verfahren 
werde.  — 

Der  Sieur  deBeaupaume,  konischer  Musketier,  drei^AndorerPaii. 
imdzwanzig  Jahre  alt,  verheirathete  sich  mit  Marie  Ida 
Cafoeo,  einer  Lütticherin,  ohne  Wissen  seiner  Eltern ^  Die 
Mutter  des  Beaupaume  stellte  gegen  Marie  Cabeo  eine  Klage 
wegen  r(q)t  de  sidueiion  an,  und  das  Erkenntniss  des  Ch&telet 
vernichtete  die  Ehe,  und  verurtheüte  die  Verklagte  zu  einer 
öffentlichen  Büge.  Sie  appellirte.  Sie  führte  aus,  dass  sie 
als  Fremde  die  französischen  Gresetze  nicht  gekannt  habe,  dass 
«in  dreiundzwanzigjähriger  Musketler-Officier  schwerlich  ein 
Object  der  Verführung  sein  könne,  und  endlich,  dass  sie  nur 
nach  langem  Sträuben  auf  die  inständigsten  Bitten  des  Sieur 
-de  Beaupaume  in  die  Ehe  gewilligt  habe.  Nichtsdestoweniger 
wurde  das  Urtheil  am  19.  Juli  1706.  bestl^tigt,  und  noch  dahin 

^  Siehe  oben  S.  608.  Anmkg.  4.  • 

2  Papon ReoueU  d'arröts  noUbles  (Gen^ve  1687.)  liv.  22.  tit.  21. 

^  Fournel  trait^  de  a^duction  183. 
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verschärfty  dass  statt  des  y,hlame*^  eine  dreijährige  Yerbaimung 
aus  dem  Pariser  Gerichtsbezirke  aasgesprochen  wurde. 
rapt  de  s€dae-  Ja  zuweilen  verlano^ten  die  Parlamente  &:ar  nicht,  dass  in 
«ntbeab«ich-der  That  schon  eine  Ehe  geschlossen  sei,  sondern  begnügten 
sich  mit  dem  Beweise,  dass  eine  solche  beabsichtigt  werde^ 
so  dass  schon  vor  der  Trauung  die  Klage  wegen  nxpt  dt 
siduction  zugelassen  wurde^. 

Bis  dahin  harmonirte  die  Praxis  völlig  mit  der  Gesetzge- 
BiePraxuderbuncr  und  führte  nur  die  Principien  aus,  welche  in  den  Ordon- 
veicht  Ton  d-nauzcu  nieders^elespt  waren.  Bald  aber  wich  sie  in  bedenklicher 
Weise  davon  ab,  indem  sie  die  Schwangerschaft  einer  mmder- 
jährigen  Tochter  als  Beweis  betrachtete,  dass  ihr  gegenüber 
das  Verbrechen  der  ,ySubomation"  und  des  ,yrapt  de  sdduction" 
begangen  sei. 

Seit  der  Zeit  wurde  die  Anklage  des  rapt  die  Waffe  aller 
verführten  Frauenzimmer^. 

Ein  Vater  stellte  die  Klage  gegen  einen  jungen  Menschen 
an,  der  seine  grossjährige  Tochter  verführt  hatte,  verheirathete 
Männer  wurden  wegen  „rapt"  belangt,  Dienstmägde,  die  sich 
ihrem  Herrn  preisgegeben  hatten,  klagten  wegen  rapt  et 
suhomation,  und  das  Resultat  dieser  heillosen  Begriffsverwir- 
rung war,  dass  ofl  das  Todesurtheil  über  die  Verklagten  aus- 
gesprochen wurde. 

Doch  eröffnete  die  Praxis  wenigstens  den  Verurtheilten, 
welche  unverheirathet  waren  und  nicht  dem  geistlichen  Stande 
angehörten,  einen  Ausweg,  indem  sie  ihnen  die  Ehe  mit  der  Ver- 
führten oder  das  Tragen  der  erkannten  Strafe  zur  Wahl  stellte*. 
Fast  immer  wurde  die  Ehe  vorgezogen.  Ein  Parlamentß- 
commissar  führte  den  Verurtheilten,  der  mit  Fesseln  beladen 
war,  in  die  Kirche,  wo  die  Klägerin  seiner  harrte,  und  dann 
wurden  beide  ohne  Aufgebote,  ohne  Erlaubniss  des  Pfarrers 
oder  Bischofs  allein  auf  die  Autorität  des  weltlichen  Richter» 
hin  ehelich  zusanunengegeben^. 

1  Perrier  Arrests  notables  du  parlam.  de  Dijon  avec  des  observatioD» 
sur  chaque  question  par  Baviot  (Dijon  1735.)  quaest  ISS.  no.  IS. 

«  Vgl.Foarnela.a.0.  Sie.f. 

s  Vgl.  solche  Erkenntnisse  des  Parlaments  y.  Grenoble  v.  J*  l^^^ 

bei  Basset  Plaidoyers  et  arrets  de  la  cour  du  parlement  de  Dauphin^ 

(Grenoble  et  Paris  1695.)  1 1.  p.  2.  1.  6.  tit  IS.  eh.  1 ;  v.  Aix  v.  10.  Juni  167^- 

.   bei  Boniface  Recueil  des  arrlts  notables  de  la  cour  du  parlement  de 

Provence.  (Lyon  1708.)  to.  5«  liv.  4.  tit  3.  eh.  19;  v.  1681.  ebendas.  eh.  1* 

^  So  schildert  die  Declaration  y.  J.  1730. ~  Siehe  unten  S.  519- 
Anmkg.  5. 
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Das  ganze  Verfahren  widersprach  dem  Geiste  der  fran- 
zösischen Gesetzgebung. 

Sobald    der  Angeklagte   des   Verbrechens   des   rapt  <fo^ri^|°Jj" 
sMuction  für  schuldig  erklärt  und  zum  Tode  verurtheilt  war,  verfahrem. 
lag  es  gar  nicht  mehr  in  der  Befugniss  der  Magistrate,  die 
Strafe  unter  Bedingungen  zu  erlassen,  und  um  so  weniger,  da 
die  Ordonnanzen  den  rapt  de  $4dw:tion  zu  den  Verbrechen 
rechneten,  bei  denen  kein  Stra&achlass  eintreten  sollte. 

Dann  aber  hatten  die  Ordonnanzen,  die  sich  mit  dem 
,,rapt*^  beschäftigten,  vorzüglich  den  Zweck,  standesungleiche 
Ehen  zu  verhindern,  und  diese  Tendenz  wurde  durch  den 
Zwang,  die  verführte  Person  zu  heirathen,  vollständig  ver- 
eitelt. Vielmehr  wurde  der  Verführer  ja  geradezu  Seitens  der 
Obrigkeit  genöthigt,  das  Ziel  seiner  Bestrebungen  zu  er- 
reichen. 

Endlich  aber  wurde  die  elterliche  Einwilligung,  deren  Um- 
gehung doch  ursprünglich  den  Hauptinhalt  des  crime  de  rapt 
ausgemacht  hatte,  vollständig  gleichgültig,  da  die  Ehe  in  das 
Belieben  des  Verführers  gestellt  wurde. 

Aber  alle  diese  Missstände,  wie  ^oss  sie  auch  waren,  ünwiiien dos 

,         ,  Clenif. 

erregten  nicht  so  den  Unwillen  des  Clerus  wie  die  Unter- 
lassung der  Aufgebote  und  die  Umgehung  des  paroehus  pro- 
priusy  welche  jedesmal  bei  solchen  Trauungen  erfolgte. 

Im  J.  1715.  beschwerte  sich  die  Assembl^e  du  Clergö 
zum  ersten  Male  darüber,  und  der  König  versprach,  sobald  ihm 
nur  specielle  Fälle  mitgetheilt  wären,  einschreiten  zu  wollen*. 

Im  J.  1723.  wiederholten  sich  die  Klagen,  aber  bis  jetzt 
schien  nur  das  Parlament  von  Aix  sich  des  geschilderten 
Missbrauches  schuldig  gemacht  zu  haben.  Wieder  wurde  Ab- 
hülfe verheissen^. 

Nichts  desto  weniger  blieben  die  Parlamente  bei  ihrer 
Praxis.  Das  zeigen  die  Beschwerden  des  Clerus  aus  d.  J. 
1725.^  welche  die  Einsetzung  einer  Commission  zur  Prüfung 
derselben  zur  Folge  hatten,  und  die  Articles  pr^sent^s  par 
le  Clerg^  assemblö  ä  Paris  en  1730.^ 

Erst  in  diesem  Jahre  — am  22.  November— erfolgte  denn  ^J^^^^ 
auch  eine  königliche  Declaration,  welche  das  frühere  Becht     *'*•• 
wieder  herstellte*. 

1  Eec.  des  remontr.  du  Clerg^  1534.      : 

2  ebendaa.  1555.  —  ^  ebendas.  1605. 
4  Code  matrim.  190.  —  ^  ebendas. 
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Die  Bestimmungen  der  Ordonnanz  von  Blois  sollten 
ohne  jede  Modification  wieder  Platz  greifen ,  die  Todesstrafe 
ohne  Alternative  der  Ehe  erkannt  werden,  der  rapt  de  »Muction 
aber  nur  dann  angenommen  werden,  wenn  eine  Ehe  erfolgt 
sei  und  die  verführte  Person  —  Mann  oder  Frau  —  das  Alter 
von  fünfundzwanzig  Jahren  noch  nicht  erreicht  habe. 

Wenn  nun  aber  auch  in  der  That  das  Parlament  der 
Bretagne  zu  einer  gesunden  Praxis  zurückgeführt  wurdet 
so  wudierten  doch  an  den  übrigen  Parlamentshöfen  die  alten 
Missbräuche  ungestört  fort. 
1785.  Schon  1735.  erklärte  der  König  wieder  auf  die  Beschwer- 

den des  Clerus,  dass  er  Maassnahmen  dagegen  treffen  werdet 
^®«^JJJ^®°^-und  1740.  endlich  versprach  er®,  seine  Declaration  bei  den 
Parlamenten  re^striren  zu  lassen,  j^elche  die  Grundsätze  der- 
selben noch -nicht  adoptirt  hätten. 

PaSamwTte  ^^  ^^  gegebene  Büd  der  Bechtsentwicklung  mag  noch 

durch  eine  Darstellung  der  Praxis   der  Parlamente  ergänzt 
werden. 
Aufgebote.  Was  zuvördcrst  die  Aufgebote  anlangt,  so  mussten  sie 

bei  Grelegenheit  der  sonntäglichen  Messe  verkündet  werden. 
^*- J'i???:         EinErkenntniss  des  Pariser  Parlaments  v.  28. Februar 
1608.^  erklärte  Proclamationen  für  nichtig,  welche  nach  dem 
Vespergottesdienste  vorgenommen  waren^. 

Die  Aufgebote  konnten  gültig  nur  von  dem  Pfarrer  der 
^*j^^^^^- Brautleute  verkündigt  werden;  so  entschied  ein  Erkenntniss 
Toulouse.  \j^a  Parlaments  von  Toulouse  am  3.  Februar  1692.«;  am 
Allerwenigsten  aber  durch  Laien,  wie  das  häufig  bei  Weige- 
rungen der  Priester,  zuweilen  sogar  auf  Befehl  der  Staats- 
behörden geschah. 

ÄiLT.pSii.  ^^^  ^^'  ^^  1614.  verurtheüte  das  Pariser  Parlament 
einen  Sergent,  Jean  Augustin,  der  auf  das  Widerstreben 
des  Geistlichen  die  Proclamationen  gethan  hatte,  zu  25Livre8 
Strafe  und  Amtssuspension  auf  sechs  Wochen,  mit  der  An- 

^  Die  Declaration  war  den  9.  AprU  zu  Bannes  nnd  den  I.Januar 
1731.  2U  Ais  iregistrirt  worden.  Vgl.  Denisart  Collect  de  d^ds.  nou- 
veUes  (Paris  1771.)  s.  v.  „rapt". 

>  Rec.  des  rem.  du  Clergö  1693. 

8  Code  matrim.  191. 

^  Vgl.  Mem.  du  Clergö  5,  1122.  Fothier  traitä  d.  manage  pari.  2. 
ch.2. §.4. f.   Richecoeur  a.a.O. 81. 

^  Richecoeur  a.  a.  O.] 

6  ebendas. 
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drohaog  einer  exemplariflchen  Strafe  für  den  Bückfall  in  sein 
Vergehen*. 

Diapense  von  allen  drei  Aufgeboten  waren  nach  den  Be-  ^*5J  xifcS- 
etimmungen  der  Ordonnanz  von  Blois^  ja  vielleicht  schon     ^^^®"' 
vorher^  nicht  gestattet    Dennoch  war  die  Praxis  der  Parla- 
mente in  dieser  Beziehung  schwankend. 

Ein  Erkenntniss  des  Parlaments  von  Paris  v.  13.  Juni^jj;*;;},^; 
1634.  hielt  eine  Ehe  aufrecht,  wo  der  Bischof  von  Angers 
von  allen  drei  Aufgeboten  dispensirt  hatte,  und  verbot  nur  für 
die  Zukunft,  solche  Dispensationen  zu  ertheilen  y^sans  connais^ 
sance  de  cause'' \ 

Zwei  Erkenntnisse   der  Parlamente    von  Paris   undp^Jf;^;^^^; 
Toulouse  V.  27.  Februar  1617.^  und  vom  22.  März  1644.««rk.v.x644. 
erklärten  eine  solche  Dispensation  für  abusiv,  doch  scheint  Toulouse. 
auch    hier    die    Nichtigkeit    der    Ehe    nicht    ausgesprochen 
zu  sein^.    Andere  Erkenntnisse   annullirten   aber   die  Ehen 
geradezu®. 

Noch  streitiger  war  die  Frage,  welche  Folge  die  Unter- ]J^2jj»^^J2f 
lassung  der  Aufgebote  auf  die  Gültigkeit  der  Ehe  ausübe. 

Louet^  in  seiner  Sammlung  von  Erkenntnissen  beriohtet,^*f-^;  JJlJ*; 
dass  i.  J.  1584.  das  Pariser  Parlament  darüber  Entschei- 
dung zu  fallen  gehabt  habe,  dass  die  Majorität  der  Siebter 
eich  für  die  Nichtigkeit  der  Ehe  ausgesprochen  habe,  dass  es 
aber  zu  einem  Schlussurtheile  nicht  gekommen  sei. 

Diese  Ansicht  wurde  von  vielen  zeitgenössischen  Schrift^absoiat  nöihig 
steUemgetheilt^^  Sie  glaubten,  dass  das  Concil  von  Trient 
die  Aufgebote  als  absolut  nofbwendig  erfordere,  sie  nahmen 
an,  dass  die  Ordonnanz  von  Blois  das  Tridendnum  repro- 

^  Brodeau  sur  Louet  a.  a.  O.  Lettre  M.  eh.  6.  n.  6.  —  Vgl.  auch 
Mäm.duClergä  5,1123. 

>  Siehe  oben  S.  505. 

9  Fe  vre  t  traitä  de  Tabus  fuhrt  2  Exkenntnisae  v.  2.  Mai  1572.  und 
18.  Januar  1579.  an,  wo  solche  Dispensationen  für  misabr&uchlich  erklärt 
werden,  liv.  5.  eh.  2.  n.  28. 

^  Bardet  a.  a.  O.  t.  2.  liv.  8.  dbi.  28. 

5  eben  das.  liv.  2.  eh.  98. 

0  Albert  airSts  (Toulouse  1781.)  s.  v.  »manage*  art  12. 

7  Blühe coeur  a.a.  0. 88. 

8  3o  in  Paris  am  27.  Febr.  1627.  bei  Bardet  a.  a.  O.  1. 1. 1.  2.  eh.  98. 
YgLCode  matrim.889.  ff. 

9  a.  a.  O.  lettre  IL  n.  6. 

^^  Miüeto t  du  ddlit  commun  et  du  cas  privilögi^  p.  188.  f.  Chopin  de 
Sacra  politia  Üb.  2.  tit.  7.  n.  7.   le  Fr estr e  a.  a.  0.  oh.  1.  n.  50. 51. 
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ducireS  und  sie  erklärten  demgemäss  alle  Ehen^  die  der  Pro- 

clamationen  entbehrten,  für  nichtig. 
ditwÄhJSe.        Noch  am  Anfange  des  siebzehnten  Jahrhunderts  herrschte 

diese  Ansicht^  aber  bald  darauf  änderte  sie  sich. 

Man  meinte,  dass  nur  die  Ehen  der  in  Gewalt  stehenden 

Hauskinder  der  Aufgebote  noth wendig  bedurften,  und  auch 

das  nur,  wenn  die  Einwilligung  der  Eltern  fehlte. 
Er^'f  1629.         So  soU  Bignou  i.  J.  1630.  plaidirt  haben»,  so  wurde  1629. 
Pari.  T.  PariB.][||  ^g,.  Toumelle  entschieden*,  so  haben  alle  späteren  Parla- 

mentserkenntnisse  geurtheilt^ 
EhcMhiies-  j)]^  Eheschliessung  selbst  sollte  dann  —  das  war  das 

Bnng.  o 

Ergebniss  der  Ordonnanzbestimmungen  und  namentlich  der 

Edicte  Ludwig 's  XIV.  —  vor  dem  Pfarrer  der  Brautleute 

erfolgen. 

Wie  nun,  wenn  ein  incompetenter  Pfarrer  traute?  war  die 

Ehe  nichtig? 

terTfSSS!"         ^^  existirt  eine  ganze  Reihe  von  Erkenntnissen,  welche 

sich  in  diesem  Sinne  aussprachen. 

e^rSnSnibSe:        ^^  ^®^  Pariser  Parlaments   in   den  Jahren  1677.«, 
Khenichtig.  1699.^  1711.8,  des  Parlaments  vou  Dijou  i.  J.  1672.» u. S.W. 

Eine  Zeitlang  zwar  schien  es,  als  solle  hier  auch  das 
Alter  der  Brautleute  von  Einfluss  werden*^,  so  dass  die  Ehe 
Grossjähriger,  auch  wenn  sie  vor  dem  incompetenten  Pfarrer 
eingegangen  sei,  nicht  angefochten  werden  könne;  die  Majorität 
derKechtslehrer  sprach  sich  aber  stets  dagegen  aus^S  und  die 
Praxis  folgte  ihnen.  — 
BeMdicion!  ^^®  Beucdiction  des  trauenden  Priesters  wurde  meist  fiir 
wesentlich  erachtet  ^^,  doch  wurden  die  Ehegatten,  welche  ohne 

1  Vgl.  oben  S.  505. 
s  Mem.duCiergd  5,1119. 
d  Bardet  a.  a.  O.  t  2. 1. 1.  c.  46. 
^  Brodeau  sur  Louet  lettre  M.  eh.  6.  n.  19. 

^  Vgl.  Richecoeura.  a.  O.  84.  Gibert  consult. canon. sur  le manage 
t.  l.qu.22.  Code  matrim.261.f. 
-    6  Code  matrim.  850. 

7  Mäm.  du  Clerg^  5, 1067. 

8  Journal  des  Audiences  6,159. 

9  Perier  a.  a.  0. 1. 1.  qu.  112. 

^^  Vgl.  darüberRichecoeur  a.  a.  O.  49. 

11  Vgl.  H^ricourt  lols  eccl^s.  part  8.  eh.  5.  art  1.  n.  26.  Gibert  a.  a. 
0. 1. 1.  consult  52.  Fevret  a«  a.  O.  liy.5.  ch.2.  in  fine.  Code  matr.  867.ff. 
Pothier  a.  a.  0. 1. 1.  p.  4.  eh.  1.  Beet.  3.  art  1.  §.  4;  art  2.  §.  1. 

w  Vgl.  Code  matr.  264.  ff.  M^m.  du  Clerg6  5, 71S.  Fevret  a.  a.  0. 
liv.  5.  eh.  2.  n.  34.  ff.;  eh.  5.  n.  12.  Frain  Airets  du  Parlem.  de  Bretagne 
(1684.)  476.  Pothier  a.  a.  O.  p.  4.  oh.  1.  sect  8.  art.  1. 
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dieselbe  contrahirt  hatten ,  gewöhnlich  nur  zu  einer  Rehabili- 
tining  ihres  Bündnisses  angehalten^; 

Schliesslich  ist  noch   zu  bemerken,    dass   aus  Ehever-    EbeT«r> 

BprechflQ. 

sprechen  eine  Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe  nicht  zugelassen 
wurde  9  und  dass  darauf  abzielende  Erkenntnisse  der  geist- 
lichen Richter  fiir  missbräuchlich  erklärt  worden  sind'. 


b.  Der  Civilstand'.  , 

Kirchenbücher  scheinen  in  Frankreich  seit  dem  vierzehn-   ^*'<*«"- 
tcn  Jahrhunderte  üblich  gewesen  zu  sein.     Zuerst  ohne  dass 
besondere  oder  durchgehende  Bestimmungen  über  die  Art  der 
Einrichtung  oder  Führung  gegeben  wurden,  später,  nach  dem 
Concilium  Tridentinum,  in  geregelter  Form*. 

Die  kirchlichen  Anordnungen^  deren  Kern  wesentlich^^naSi«^."" 
darauf  hinauslief,  dass  genau  die  Namen  der  contrahirenden 
Personen,  ihrer  Eltern  u.  s.  w.  verzeichnet,  dass  am  Ende  des 
Jahres  die  Bücher  den  Bischöfen  übergeben  würden  u.  dgL,^ 
können  hier  fuglich  unberücksichtigt  bleiben,  da  der  Staat  die 
ganze  Angelegenheit  in  den  Kreis  seiner  Thätigkeit  zog  und 
durch  seine  Gesetze  regelte. 

Schon  die  Ordonnanz  v.  Villers-Cotteret  v.  J.  1539.7  ^f^^^%li_ 
beschäftigte  sich  mit  dem  Civilstande,  freilich  ohne  irgendwie  *^^  ^**** 
ein  Princip  zur  Geltung  bringen  zu  wollen:  allein  zur  Abhülfe 
dringenden  Nothstandes.  Häufig  nämlich  wurde  der  Tod  von 
Vasallen  verheimlicht,  und  dann  Seitens  der  Hinterbliebenen 
imgestörte  Schritte  gethaui  die  Succession  des  Verstorbenen 
an  sich  zu  bringen. 

Deswegen  setzte  Art.  50.  fest,  dass  über  die  Todesfalle    ^^  ^' 


1  Vgl.  oben  S.  505.516. 

>  Erk.  d.  Pari.  v.  Paris  ad.  1616.beiFeYret  a.  a.  0. 1.5.  eh.  5.  n. 27; 
ad.  1637.  bei  Bardet  a.  a.  O.  t  IL  1.  6.  eh.  15;  ad.  1645.  bei  Girard  et 
N^ron  a.  a.  0.2,707;  ad.  1647.  beiSo§fye  a.  a.  O.  t  l.cent.  2«  cS4. — 
Vgl.  Gibert  a.  a.  0. 1. 1.  cons.  7.  M^m.  du  Clerg^  5, 1105. 

3  Eine  freilich  in  mannichfacher  Besiehung  unvollständige  Darstellung 
bei  Rieff  Commentaire  sur  la  loi  des  actes  de  l'^tat  civil.  (Colmar  et  Paris 
1837.)  S.  10.  ff. 

^  Vgl.  Burn  registrum  ecclesiae  parochialis  (Lond.  1852.)  3. 

S  Vgl.  Conc.  Aquense  v.  J.  1585.  indenM^m.  duClergd  5,675. 

^  Vgl.  das  Reglement  des  Officialitös  faits  par  TAssembl^e 
generale  du  Clergä  tenue  k  Paris  1606.  in  den  M^m.  du  Clerg^  7, 
654.  Rituels  de  Paris,  Seez,  Boulogne,  Carcassonne,  Auxerre, 
Taul  im  Code  matrim.  79.  ff. 

7  bei  Girard  et  N^ron  1, 158. 


524  IV.  Bach.  Die  CiTileke.  VI.  Frankreich. 

von  Lehnsleuten  durch  die  Greistlichen  Register  geführt  werden 
sollten. 
Art.  61.  Dann  aber  wurde  in  Art.  51.  gewiss^rmaassen  |;anz  bei* 

läufig  auch  die  Haltung  von  Geburtsregistern  angeordnet. 

War  dochy  wie  Bourdin^  in  seiner  Paraphrase  der  Or* 
donnanz  richtig  bemerkt ,  bei  Nachlassstreidgkeiten  Tielfack 
Klage  erhoben  worden  über  die  Unsicherheit,  mit  der  man  das 
oft  für  die  Entscheidung  des  Prozesses  so  wichtige  Alter  der 
Parteien  feststellen  konnte.  —  So  erklärt  sich  auch,  dass  das 
Civilstandsgesetz  mitten  unter  Vorschriften  kam,  welche  auf 
Abkürzung  des  Prozessverfahrens  abzielten. 

Noch  wichtiger  aber  waren  die  Bestimmungen  der  beiden 
folgenden  Artikel,  weil  sie  von  einem  Geiste  getragen  sind^ 
welcher  der  französischen  Gesetzgebung  von  da  an  beständig 
beigewohnt  hat,  weil  sie  davon  ausgingen,  dass  die  Civilstands- 
register  wesentlich  dem  Staate  zur  Ordnung  und  Aufsicht  ge- 
bühren. 
Art.  68.  Notare  sollten  die  Register  beglaubigen,  schrieb  Art.  52. 

vor,  bei  der  weltlichen  Behörde  sollten  sie  niedergelegt  werden, 
Art  68.    veiiangte  Art  53. 
^*w  wenig*         Dennoch  aber  traten  gerade  diese  Theile  der  Ordonnanz 
prakttoch.  taum  jc  in  Wirksamkeit  oder  hörten  jedenfalls  bald  auf,  gel- 
tend zu  sein. 

Schon  Fontanon'  erklärte,   dass  sie   nicht  beobachtet 
würden.  — 
Biotaw*79'.  ^^®  Ordonnanz  v.  Blois  v.  J.  1579.  ging  auch  auf 

Eheregister  ein'. 

Um  den  Zeugenbeweis  zu  vermeiden,  sagt  Art.  181.,  den 
man  häufig  gerichtlich  in  Bezug  auf  Greburten,  Eheschlies- 
sungen und  Todesfalle  zu  führen  hat,  soll  der  Greistliche  die 
Begister  jedes  Jahres  spätestens  zwei  Monate  nach  Beendigung 
desselben  den  GrefBers  persönlich  oder  durch  eigene  Vertreter 
überbringen,  und  die  Wahrheit  seiner  Eintragungen  beschei- 
nigen. 

Den  Ungehorsamen  droht  Verurtheilung  in  die  Kosten 
des  gegen  sie  einzuleitenden  Verfahrens,  Zwang,  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  Folge  zu  leisten  und  Sperrung  der  Tem- 
poralien. 

1  ebendas. 

«  Recueild'Ordonn.(1580.)h.L 

'  Girard  et  Nöron  a.  a.  0. 1, 599. 
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Die  neuen  Bestimmungen  gefielen  den  Geistlichen  sehr^^^JJJJ^^^^j^^ 
wenig^.  Sie  sahen  sich  zu  grossen  Ausgaben  genöthigt,  da 
die  oft  weite  Entfernung  ihrer  Beneficien  von  den  Archiven 
der  königßchen  Hofe  kostspielige  Reisen  erforderte»  sie  hielten 
die  weltlichen  Anordnungen  für  emen  Uebergriff  in  das  kirch- 
liche Gebiet  —  9,attendu  . . .  que  ce  sont  choses  eccU^iastiques"  — 
sie  baten  9  dass  die  Pfarrer  ihre  Register  in  den  bischöflichen 
Archiven  niederlegen  und  auch  dort  ihre  Decharge  erhalten 
könnten.  Den  Greffiers  solle  es  unbenommen  sem»  sich  dann 
dort  die  nöthigen  Auszüge  zu  machen. 

Die  Antwort  auf  diese  Beschwerden  ist  nicht  bekannt. 
Wohl  aber  zeigen  sie  die  Ungeneigtheit  des  Clerusy  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  Folge  zu  leisten.  Das  bestätigt  aberfJl^/^*;^/^'^; 
auch  das  Edict  Heinrich's  IV.  v.  1595.*  mit  nackten  Worten, 
welches  dann  freilich  dem  regellosen  Zustande  ein  Ende  zu 
setzen  strebte. 

Heinrich  IV.  schuf,  angeblich,  um  die  gewöhnlichen 
GrefBers  von  der  Ueberlast  der  Geschäfte  zu  befreien,  in 
Wahrheit,  um  neue  Stellen  verkaufen  zu  können,  eigene  Be- 
amte, greffiers  des  in8inuatio7i8  ecclSsiastiques ,  die  in  jeder  Diö-  SainStion» 
cese  residiren  und  denen  allein  die  Sorge  für  die  Civilstands- 
register  obliegen  sollte.  Alle  drei  Monate  waren  ihnen  die 
Register  zu  überbringen;  nur  die  vn^  ilmen  ausgestellten  Em- 
pfangsscheine konnten  die  Geistlichen  vor  Strafe  retten. 

Das  Pariser  Parlament  registrirte  die  Ordonnanz  nur  ^JJi^^JJ,"'" 
mit  gewissen  Beschränkungen".  Das  aus  dem  Stellenverkaufe 
erzielte  Geld  sollte  blos  für  die  Kriege  in  der  Picardie  an- 
gewendet werden  —  das  illustrirt  die  Tendenz  des  Gesetzes 
deutlich  —  und  die  Ablieferung  der  Register  nur  einmal  im 
Jahre  erfolgen. 

Die  so  modificirten  Vorschriften  des  Edictes  wurden  in  ^"^Jglf^"^- 
der  Ordonnanz  Ludwig's  XIII.  v.  J.  1629.*,  welche,  wie 
schon  oben  erwähnt,   beim  Pariser  Parlamente   die  Be- 
gistrirung  nicht  erlangen  konnte,  wiederholt.  Nur  dass  die  Höhe 
der  Strafen  auf  50  Livres   festgesetzt   wurde  und  zugleich 

^  Vgl.  Cahier  des  remontrances  ....  de  Tötat  eccl^siast  de 
France,  präsente  au  Roi  en  rasBeinbl^e  g^n^rale  de  ses  ^tata 
äJBfloia  le  8.  Fevrier  1577.  inRec.des  remontr.  duGlerg^  1025. 

»  Code  Henri  1. 1.  tit.  80.  §.  17. 

s  Guenois  Conference  des  Ordonnances  (Paris  1678  )  liv.  1.  tit.  8. 
pag.  l.§.  87. —  Vgl.Mäm.  duClergd  5,48. 

*  Vgl.  oben  8.  507.  —  (Art.  29.) 
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an  die  GrefiSers  das  Verbot  erging,  bei  €relegenheit  der  Be- 
gisterablieferung  Gebühren  von  den  Greistlichen  zu  erpressen, 
was  doch  vorgekommen  sein  mag. 
^cfcTO^*^'  Der  Clerus  stellte  den  Bestimmungen  seine  alten  Klagen 

entgegen,  freilich  nicht  mit  den  alten  Forderungen^. 

Er  wies  nur  auf  die  Kosten  hin,  welche  das  persönliche 
Abliefern  der  Register  den  Geistlichen  auferlege,  er  wünschte, 
dass  die  GrefiSers  die  Bücher  sich  selbst  abholen  möchten. 

Die  königlichen  Commissarien  erklärten  die  Beschwerden 
des  Clerus  für  gerechtfertigt  und  versprachen  deren  Berück- 
sichtigung. Dennoch  geschah  das  nicht  Vielmehr  blieb  das 
£dtctT.i6&8.Edict  V.  Mol  1653.  ganz  bei  den  früheren  Anordnungen,  nur 
dass  die  Verpflichtung  der  persönlichen  Ablieferung  den  Geist- 
lichen erlassen  wurde.  — 


^erigcrAn-  ^'^^  .bisherigen  Vorschriften  über  die  Civilstandsregister 

«lünangen.  hatten  sich  bcguügt,  ein  Princip  auszusprechen  und  liir  dessen 

Verwirklichung  im  Allgemeinen  Sorge  zu  tragen,  ohne  jedoch 

die  Ausfuhrung  im  Einzelnen  irgendwie  zu  regeln  oder  zu 

überwachen. 

Kirchenbücher  sollten  gefuhrt,  den  GrefiSers  sollten  sie 
eingehändigt  werden,  das  war  so  ziemlich  die  Summe  aller 
Gesetzesacte;  dass  aber  alle  möglichen  Fälschungen  vorge- 
nommen, dass  die  CivilstanuSFS^ster  vernichtet  werden  oder 
verloren  gehen  könnten,  blieb  völUgifljfelgachtet,  und  das  noch 
zu  einer  Zeit,  wo  die  Gesetzgebung  anS^^ÄLänder  schon 
längst  auf  alle  diese  Fragen  Rücksicht  genomm^üLj^atte. 
ordo^.  T.  E^gt  ^g  Ordonnanz  v.  J.  J  667.  gab  hierüber  VoÄ^^®^*' 

Wieder  war  es  ein  Prozessgesetz  über  Abändert^  ^^ 
Abkürzung  des  Verfahrens,  dem  die  CivilstandsverordnS^S^ 
einverleibt  wurden,  wieder  war  es  das  unmittelbare  Bedüri^®^' 
welches  das  Gesetz  veranlasst  hatte,  und  welches  durch  a^ 
selbe  Befriedigung  finden  sollte.  *, 

Titel  20.  Der  Titel  20.  der  Ordonnanz  vom  April  1667.  hat  die 

Ueberschrift:   „Des  faits  qui  giaaent  en  preuve  vocale  ou  Kt- 
tirale";  Art.  7.  bis  14.  beschäftigen  sich  mit  den  Civiletands- 
registem. 
-^rt.7.  Die  erste  Bestunmung  —  Art.  7.  •—  reproducirte  voll- 

ständig die  Verordnungen  der  früheren  Ordonnanzen:  Geburts-, 

1  Vgl.  Kecueil  des  remontr.  du  Clergä  1375. 

*  JTousse  Gomment.  Bur  l'ordonn.  civile  de  1667.  (Paris  1767.)  2,  316.  ff. 
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Heiraths-  und  Sterberegister  sollten  geführt  werden :  die  übrigen 
aber  beschritten  den  Weg  der  Reform. 

Und  zwar  setzte  Art  8.  fest,  dass  fortan  zwei  Begister    Art.s. 
durch  den  Pfarrer  gehalten  werden  sollten.    Auf  Kosten  der  ^m  t^^^ 
Fabriken  seien  sie  anzuschaffen ,  vom  königlichen  Bichter  znS^ter^oT 
paginiren,  und  Ende  Dezember  jedes  Jahres  zu  schliessen. 

Die  Eheeintragungen  sollen  Namen ,  Alter  und  Wohnort 
der  Brautleute  angeben ,  ob  sie  flauskinder  sind,  oder  unter 
Yormundschafty  oder  in  der  Gewalt  eines  Anderen  stehen  u.s.w. 

Die  vier  Trauzeugen  haben  im  Begister  zu  erklären ,  ob 
und  in  welchem  Grade  sie  den  jungen  Eheleuten  verwandt 
seien.  (Art.  9.)  ah.  9. 

Die  Eintragungen  sind  hintereinander ,  sofort  nach  Voll-  ^^A^  ^'"' 
ziehung  des  Actes   vorzunehmen,  ohne  irgend  ein  Blatt  leer 
zu  lassen.    Die  Eheleute  und  die  anwesenden  vier  Zeugen 
unterzeichnen.  (Art.  10.)  Art.  10. 

Sechs  Wochen  nach  Ende  des  Jahres  müssen  beide  Be-^*;?«".'^«^'«''« 
gister  dem  Greffier  des  königlichen  Gerichts  eingereicht  werden,  JjJ^Siefera* 
welcher  die  Paginirung  vorgenommen  hat,  und  dieser  stellt  den 
Creistlichen  darüber  gebührenfrei  eine  Empfangsbescheinigung 
aus.    Das  eine  Begister  bleibt  im  königlichen  Archive,  das 
andere  wird  dem  Pfarrer  zurückfi^e&reben  (Art.  11.)  und  den    Art  11. 
Parteien  steht  es  nun  vollständig  frei,  ihre  Trauscheine  bei 
der  Behörde   oder    beim  Geistlichen  ausfertigen   zu  lassen. 
(Art.  12.)  Art.  w. 

Den  ungehorsamen  Geistlichen  droht  Zwang  durch  Sper-    ß*»'««- 
rung  der  Temporalien  und  25  Livres  Geldbusse.  (Art.  13.)         -^-  ^*- 

Sollten  die  Begister  aller  dieser  Vorsorge  ungeachtet  ver-  ^R^iien*^ 
loren  gehen,  so  ist  den  Parteien  der  Beweis  der  Ehe  durch 
Zeugen  und  Schriftstücke  gestattet. 

Die  Gref&ers,  welche  die  Geldnoth  Heinrich' s  IV.  i.  J. 
1595.  geschaffen  hatte,  waren  schon  längst  verschwui^den. 
Aber  die  Ebbe  in  den  Finanzen  Ludwig' s  XIV.  war  kaum 
geringer,  als  die  damalige,  das  Mittel  sie  zu  heben  dasselbe. 

Ein  Edict  v.  October  1691.^  schuf  als  erbliches  Amt  die     ^«^i- 
„greffiers  gardes  et  conservateurs  des  registres  dedeaetoonser- 
baptemes,    mariages  et  sepultures  ,    wieder  angebücn  regtitrMdo 
allein  im  Interesse  der  öffentlichen  Wohlfahrt,  um  die  Durch-  nuuriaffetet 
fuhrung  des  Gesetzes  v.  J.  1667.  zu  sichern.  — 

1  M^m.  duClerg^5,48.  Vgl.  über  das  Ganze  Code  matr im.  176.  ff. 
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In  allen  Städten ,  wo  königliche  Gerichtsbariceit  «osgeUbt 
murde,  sollten  die  Greffiers  angesessen,  und  jedem  mindesten» 
50  Parochieen  untergeben  sein.  Für  diese  hatten  sie  alle 
Jahre  die  Segister  zu  Uefem  gegen  Erhebung  einer  Gebühr^ 
die  durch  Staatsrathsbeschluss  fixirt  und  Seitens  der  Fabrik» 
oder,  in  deren  UnvermögensfaUe,  Seitens  der  Pfarrer  gez^t 
werden  sollte.  Alle  alten  Register  wären  bei  ihnen  za  depo- 
niren.  — 

Die  grossen  Unbequemlichkeiten,  welche  die  neue  Orgn- 
nisation  begleiteten,  waren  wohl  die  Ursache,  dass  sie  nicht, 
wie  bestimmt  war,  im  Dezember  1691.,  sondern  erst  im  Februar 
1692.  in  Kraft  treten  konntet  Dann  aber  wurde  sie  durch 
eine  ganze  Reihe  von  Verordnungen  weiter  geführt* 

Zuerst  suchte  man  den  Werth  der  Gref&ersposten  durch 
ledi.      Privilegien  zu  erhöhen.     Schon  das  Edict  v.  J.  1691.  ge- 
währte ihnen  Freiheit  von  militärischer  Einquartierung  und  der 
iGös.      Staatsrathsbeschluss  v.  J.  1693.  wiederholte  diese  Ver- 
lironuung  günstiguug*.    Dann  aber  zog  man  auch  aus  den  so  kostbarer 
dieser  Posten-geiuachten  Stellen  grösseren  Nutzen. 

1699.  Am  16.  Juni  1699.^  erschien  eine  Declaration,  welche 

es  in  die  Wahl  der  Greffiers  stellte,  entweder  das  Geld  zu- 
riickzimehmen,  das  sie  für  ihre  Posten  gegeben  hatten,  und 
diese  niederzulegen,  oder  einen  Beitrag  zu  den  Staatslasten  za 
zahlen.  Nur  die  Greffiers  der  Bretagne  wurden  ausge- 
nommen und  die  Inhaber  der  Stellen,  welche  in  die  Hände  der 
Geistlichkeit  gekommen  waren. 

Denn  viele  Diöcesen  hatten  die  Greffiersämter  käuflich 
erworben  und  Hessen  sie  theils  durch  Geistliche  verwalten^ 
theils  unterdrückten  sie  sie  ganz. 

Das  gab  aber  wieder  zu  neuen  Auflagen  Veranlassimg. 
1705.  Im  J*  1705.  schuf  der  König  contröleurs  des  registres 

dMregis1^.et  des  extraits  de  baptdmes,  mariages  et  s^pultures^ 
in  allen  Städten,  wo  königliche  Gerichte  sassen^. 

Sie  hatten  alle  Register  zu  controliren  gegen  die  Halfie 
der  Greffiers-Gebühren,  und  ebenso  alle  Extracte,  welche  von 
den  Greffiers  oder  Pfarrern  ertheilt  wurden;  wo  die  Greffiers- 
posten  unterdrückt  waren,  mussten  auch  ihnen  die  Register 
hinterbracht  werden. 

1  Mdm.duClerg^  5, 52.  —  <  ebendas.  58. 
8  ebenda«.  59.  —  *  Code  matrim.  178. 
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Schon  im  October  1706.  indessen  worden  die  Befugmisse      i706. 
der  Controleurs  bedeutend  vermindert*. 

Die  Controle  der  Begister^Extracte  wurde  ilmen  genom- 
men und  Domanialbeamten  übergeben.  Sollten  sie  weg^ii  des 
durch  diese  Aenderung  verursachten  Verlustes  an  Einkommen 
ihre  Posten  niederzulegen  wünschen,  so  hätten  die  Domanial* 
beamten  ihnen  deren  Kaufpreis  zurückzuerstatten  und  dann 
selbst  die  Stelle  zu  übernehmen. 

Jeder  Richter,  welcher  nicht  controlirte  Eegister^Extracte 
zuliess»  verfiel  in  500  Livres  Strafe;  keine  Ehe  sollte  ge- 
schlossen werden  ohne  Beibringung  eines  controUrten  Tauf- 
scheines, kein  Prozess  über  Kindschaft  oder  Ehe  gefuhrt  wer- 
den ohne  Vorlegung  des  controlirten  Kegisterauszuges. 

Dennoch  kam  das  Edict  v.  J.  1706..  welches  noch  durch  ?«JMict  ▼. 

170«.  Wolter 

die  Bestimmungen  v.  30.  November  1706.  und  25.  Januar  Je«}«^*!:-- 

^  .  "^  Nov.  170o* 

1707.  weiter  dedanrt  wurdet  bald  ausseid  Kraft,  ohne  dass  ^:i*"*°«' 
jedodi  die  Regierung  dadurch  von  der  Verfehltheit  und  Halt-  ««««Kraft. 
losigkeit  ihrer  Maassregeln  überzeugt  worden  wäre. 

Im  Gegentheile:  das;Edict  v.  Juli  1709.  stellte  die  frühe- ^d.  ^- "^«>- 
ren  Behörden  in  noch  vermehrtem  Maasse  wieder  her'. 

Die  Klagen  über  die  drückenden  Lasten,  welche  durch 
diese  Beamtenschaaren  der  Kirche  und  dem  Volke  auferlegt 
wurden,  und  welche  zu  den  Vortheilen  der  neuen  Organisation 
in  gar  keinem  Verhältnisse  standen,  ertönten  aber  von  Jahr 
zu  Jahr  lauter.  Der  König  konnte  ihre  Berechtigung  kaum 
verkennen,  und  so  erfolgte  denn  i.  J.  1710.^  auf  Gesuch  des 
Clerus  eine  Reduction  der  Zahl  und  endlich  im  Dezember 
1716.^  die  völlige  Unterdrückung  der  gr^fiers  und  controleurs  nie. 
des  registree^. 

Die  acht  Artikel  der  Ordonnanz  v.  J.  1667.  über  den  Die  orfon». 
Civilstand  hatten  auf  die  Länge  der  Zeit  der  Ungeneigtheit 
des  Clerus  gegenüber  und  bei  dem  beständigen  Wechsel  in 

1  ebendas. 

>  ebendas. 

9  l^dit  ...  portant  cr^ation  d^offices  de  greffiers-gardes' 
eonitervateiirs  des  registres  de  baptdmes,  mariages  et  s^pul- 
tnres  alternatifs,  et  de  lenrs  controleurs  in  M6m.  du  Clerg^ 
5,  64. 

*  ebendas.  67. 

^  Code  matrim.  179. 

^  ebendas. 
Friedberg,  EhcschUeteunf/.  g^ 
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dem  weltlichen  Beamtenpersonale ,  dem  die  Sorge  dafür  über- 
tragen war,  nicht  Stand  halten  können. 

^*  HM  *  ^'  ^^  einzelnen  Theilen  des  Königreiches,  klagte  die  Decla- 
ration  V.  9.  April  1736.S  wisse  man  kamn  noch  etwas  Ton 
den  früheren  Bestimmungen,  und  Untersuchungen  ergaben, 
dass  die  wenigsten  Geistlichen  ihre  Register  den  Greffiers  zu 
übergeben  pflegten. 

Die  genannte  Declaration  v.  9.  April  1736.  schärfte  daher 

die  Beobachtung  der  alten  Gesetze  von  Neuem  ein,  und  knüpfte 

daran  eine  Zahl  von  Verbesserungen,  die  theilweise  nur  die 

Tauf-  und  Sterberegister  betrafen,  und  darum  hier  ausser  Acht 

bleiben  können,  die  aber  auch  andrerseits  für  die  Eheregister 

wichtig  wurden. 

verbMMrnn.         Sq  wiederholten   die  beiden   ersten  Artikel   die  Anord- 

^£1*1**0*5.  i^^^g^n  Ludwig' s  XIV.  wegen  der  Führung  von  zwei  Re- 

Art.  8.     gistem  und   ihre  Ablieferung  an  die   Greffiers:  der  Art.  3. 

zeigte  aber  schon  den  wesentlichen  Fortschritt,  dass  nicht  nur 

das  bei  den  weltlichen  Behörden  zu  hinterlegende  Buch,  son- 

dem  auch  das,  welches  im  Besitze  des  Pfarrers  blieb,  von  den 

Parteien  mitunterzeichnet  werden  sollte,  was  sich  fireiüch  in 

einigen  Diöcesen  schon  von  selbst  eingeführt  hatte. 

Art.  7.  Art  7.  gab  genaue  Anweisung,  was  Alles  in  den  Ehe- 

registem  vermerkt  werden  müsste,  wobei  alle  Anordnungen 
und  Strafen  der  Ordonnanzen  über  heimliche  Ehen  wiederholt 
und  in  Erinnerung  gebracht  wurden. 

Das  Registriren  auf  losen,  unzusammenhängenden  Blät- 
tern wurde  strict  verboten,  und  den  Geistlichen  dafür  willkür- 
liche Strafe  angedroht,  den  Eheleuten  Verlust  aller  aus  der 
Ehe  fliessenden  vermögensrechtlichen  Vortheile,  oder  gar  Un- 
Art.9.     gültigkeit  ihrer  Verbindung.  (Art.  9.)* 

Ausserdem  war  noch  neu  die  Bestimmung,  dass  jede  Ab- 
änderung eines  Registers  in  beiden  Exemplaren  erfolgen  und 
am   Rande   kurz   bemerkt  werden   müsse,   und   endlich   die 

^  Ordonn.  d'Alsace  2,  137.  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  durch  den 
BeschluBS  des  Pariser  Parlaments  y.  5.  September  1710.  die  Geistlichen 
verpflichtet  wurden,  Register  zu  halten  über  die  Einwilligung  der  Eltern 
der  Brautleute ,  die  Verkündigung  oder  Dispensation  der  Aufgebote  u.  s.  w. 
M^m.duClerg6  5,1679. 

^  Sollte  die  Trauung  in  einer  anderen  als  der  Pfarrkirche  geschehen,  so 
war  das  Kirchenbuch  dorthin  zu  bringen  und  die  Begistrirung  zu  bewerk- 
-Btelligen.  (Art.  8.) 


1.  Bis  zum  Jahre  1792.  c.  Die  Ehen  der  Protestanten.  Ö^l 

Pixirung  von  10  Livrea  Strafe  für  Geistliche  und  Laien«  welche 
•die  VorschrifUn  des  Gesetzes  verletzen  sollten  ^ 

c.  Die  Ehen  der  Protestanten. 

Wie  in  allen  katholischen  Ländern,    so  hatte  auch  in^«*«»^"^«"- 
Frankreich  der  Protestantismus  die  Verfolgung  der  Kirche  und 
die  Strafen  des  Staates  zu  ertragen,  der,  den  mittelalterlichen 
Anschauungen  getreu  ^  den  kirchlichen  Spruch  mit  weltlichem 
Schwerte  auszuführen  strebte. 

Die  alten  Ketzergesetze  wollte  Franz  L  in  dem  Edicte  Bd. r.  1534. 
T.  29.  Januar  1534.*  gegen  die  von  der  Kirche  Abtrünnigen 
angewendet,    die  Beschützer  der  Protestanten  diesen   selbst 
gleichgestellt  wissen,    und  auf  demselben  Wege   verharrten 
auch  die  zahlreichen  Gesetzesacte  der  Folgezeit:  Die  Ordon- 
nanzen Franz  L  v.  1540.  und  1542.,  Heinrich' s  IL  v.  1549, 0'^J^^^^g*;- 
und  1551.  und  Franz  IL  aus  demselben  Jahre  stehen  sämmt-     ^^^^' 
lieh  auf  dem  Boden  der  mittelalterlichen  Rechtsprincipien. 

Aber  dies  Recht  hatte  sich  überlebt.  Es  war  wohl  finiher 
im  Stande  gewesen,  die  Ketzerei  der  Albigenser  durch 
blutige Reaction  zu  beseitigen:  es  vermochte  nicht  die  geistige 
Bewegung  des  sechszehnten  Jahrhunderts  zu  bemeistern. 

In  der  Verfolgung  und  durch  die  Verfolgung  wuchs  der^^j^^^j^^ 
Protestantismus;  i.  J.  1561.  musste  ihm  staatliche  Duldung  JJ^'JJ;^^ 
gewährt,  die  Uebung  des  Cultus  gestattet  werden*. 

Damit  war  zugleich  auch  eine  Anerkennung  der  protestan-^°"^JJ^*^5 
tischte  Ehen  ausgesprochen.    Freilich  hätten  dieselben  auch     ^^^^' 
schon  früher  für  gültig  erklärt  werden  müssen,  denn  die  Or- 
donnanz von  Blois  war  noch  nicht  erlassen  und  der  Con- 
isens  der  Brautleute  allein  ausreichend,  eine  Ehe  zu  begründen: 
aber  der  geistliche  Richter  konnte  nicht  die  rechtliche  Wirkung 

^  Für  den  Elsass  erfolgte  ein  Beschluss  des  CooBeil  souverain 
^*  Alsace  t.  18.  Dezember  1786.,  welcher  die  Beobachtung  der  Declaration 
■anordnete.  Jedoch  musste  schon  den  13.  Januar  1787.  davon  Abstand  ge- 
nommen werden ,  weil ,  wie  d'Aguessean  schrieb ,  das nöthige  Beamten- 
personal fehlte. —  Code  matrim.169. — Für  die  Pfarreien,  „d^pendan- 
tes  duChätelet  de  Paris**,  sch&rfte  eine  Declaration  y.  17.  August 
1787.  die  früheren  Bestimmungen  ein.  ebendas.  170. 

»  Vgl.]6tabLdeSt.Loui8liv.  1.  eh.  128.  Qrdonn.Philipp's  IV. 
T.  J.  1298.  in  Ordonnances  du  Louyre  1^  880.  —  Beaumanoir  c.  11. 
-§.11.  —  VgL  Friedb erg  de  finium  int.  eccl.  et  civitat.  regund.  iud.  161.  — 

s  Dieses  und  die  folgenden  Gesetze  sind  abgedruckt  in  den  M^moirea 
duClerg^  1,1089.  ff. 

^  Girard  et  Neron  Recueil  des  ordonn.  2, 877. 
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86lcher  Verbindungen  aussprechen  oder  anerkennen ,  da  er  die 
Protestanten  überhaupt  fUr  echt-  und  rechtlos  erachten  musete. 

Ehewi*de^  Schon,  damals  jedoch  wurde  die  Frucht  der  gewährten 

Protesüwten!  Concessioncn  empfindlich  verkümmert.  Die  Protestanten 
wurden  zur  Beobachtung  der  katholischen  Ehehindemisse  ver- 
pflichtet, die  kanonischen  Eheverbote  der  Blutsverwandtschaft 
und  Schwägerschaft  auch  ihnen  zur  Norm  aufgestellt^  Denn 
gemischte  Ehen  waren  häufig'  und  auch  die  Jurisdiction  über 
rein  protestantische  Ehen  gebührte  den  katholischen  geistlichen 
Gerichten»  welche  die  Satzungen  des  kanonisdben  Sechts 
darauf  anwendeten* 
^dio^  vo?'  Gerade  aber  diese  Bestimmung  stiess  auf  hartnäckigen 
Schrift.  "Widerstand.  Unzählige  Male  musste  sie  wiederholt  werden  ^ 
und  oft  genug  wurden  die  gegen  das  Gesetz  im  dritten  und 
vi^en  Grade  eingegangenen  Ehen  naohgängig  legalisirt^« — 

Kariixu79.  Die  blutige  That  der  Bartholomäusnacht  hatte  fiir  den 
Rechtsstand  der  Protestanten  keine  nachhaltigen  Wirkungen- 
Im  Gegentheile:  der  König  erklärte  unmittelbar  darauf  — 
1572  —  dass  er  beständig  beabsichtigt  habe,  seine  Begiening 
mit  Milde  und  freundschaftlicher  Gesinnung»  nicht  aber  mit 
Gewaltthätigkeiten  zu  fuhren«  Er  erkannte  von  Neuem  den 
Cult  und  die  Ehen  der  Protestanten  an^. 

EdietT.Mj«,  Da«  Edict  Heinrich's  IIL  v.  J.  1576.  bestätigte  das? 
und  wenn  auch  hier  wieder  den  Protestanten  die  Beobachtung 
der  katholischen  Eheverbote   eingeschärft  wurde,    so  wurde 

Ehejoritdio.  ihnen  doch  andererseits  Befreiung  von  der  katholischen  Juris- 
diction gewährt:  Wo  der  Verklagte  ein  Protestant  war^  sollte 
der  königliche  Richter  entscheiden^. 

^'^ilif^^^  Schwieriger  konnten  sich  die  Yeriüütnisse  gestalten,  als 
die  Ordonnanz  v.  Blois  i.  J.  1579.  die  Beobachtung  der 
kirchlichen  —  natürlich  katholischen  —  Eheschliessungsform 
vorgeschrieben  hatte:  Es  konnte  die  Frage  aufgeworfen  wer- 
den, ob  diese  Bestimmung  auch  für  die  Protestanten  ver- 
pflichtend sei.  Dennoch  scheint  kein  derartiger  Anspruch 
erhob^i  worden  zu  sein«    Vielmehr  blieben  die-  späteren  Or* 

1  Art.  9.  des  Gesetses. 
s  Siehe  oben  S.  510. 

s  So  1570.  Girard  et  N^ron  Reoueil  2,  885.    1576.  ebenda».  8$4^ 
1577.  ebendas.  903. 

^  So  beispielsweise  1576.  n.  1577.  a.  a.  O. 

&  Vgl.  Laferri^re  histoire  du  droit  fraD9ais  1, 886. 

•  a.  a.  O.  ■ 
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d<»iiian2en  in  der  alten  Bahn  und  der  abschliessende  Act  deis 
Edicts  von  Nantes  —  1598*  —  liess  den  Protestanten  daa"^' i^^*»**' 
4^  Ordonnanz  von  Blois  vorangehende  Recht,  was  aller 
BMohwerden  des  Clerus  ungeachtet  in  demEdicte  von  Nimes  ^**'iiä!!°** 
-^  1621  —  Bestätigung  fand.  Nur  dass  auch  das  katholische 
Umput  elaurnm  für  die  Ehen '  der  Beformirten  Anwendung 
:finden  sollte'. 


Die  Gesetze  der  Folgezeit  beschränken  sich  darauf,  die  spitwe  oo- 

0OCS0« 

früheren  Verordnungen  zu  wiederholen.  Sie  zeigen  deutlich, 
wie  die  Protestanten  allmählich  der  Selbstständigkeit  zu- 
strebten und  sich  von  dem  katholischen  Kirchenrechte  zu 
«mimcipiren  suchten. 

Namentlich  muss  häufig  den  protestantischen  Consistorien  ^^nhabes 
in  Erinnerung  gebracht  werden,  dass  ihnen  keine  Ehejuris- jjjjjjjfot. 
diction  gebühre,  dass  sie  über  die  Einsprache,  die  den  Auf- 
geboten entgegengestellt  würde,  nicht  urtheilen  dürften,  son- 
dern die  Entscheidung  den  königlichen  Richtern  überlassen 
mussten^.    Ebenso  wurde,  um  die  Umgehung  aller  Gesetze  Eheschiies- 
2u  verhüten,  die  Eheschliessung  im  Auslande  —  September  ""^ISet"' 
1664*  —  streng  verboten.  ^^** 

Auch  für  den  Civilstand  der  Protestanten  trug  die  Staate  ciTüstMid. 
liehe  Gesetzgebung  Sorge,    indem   sie   dieselben  Principien 
maassgebend  sein  liess,  welche  den  für  Katholiken  bestimmten 
Gesetzen  zu  Grunde  lagen. 

Der  Geistliche   führte   die  Register;    von   drei  zu   drei 
Monaten  hatte  er  der  Staatsbehörde  Extracte  zu  überreichen^. 


Mit  der  Mitte  des  siebzehnten  Jahrhunderts  tritt  in  der  SJjvJrtSu- 
Gesetzgebung  ein  bedeutender  Umschwung  ein.    Die  Politik     n^»«- 
^nes  Louvois  und  Le  Tellier  lenkte  die  Geschicke  Frank- 
r^chs;    es  begann  die  Zeit  der  Dragonnaden,   die  sjstema^ 

^  Gir ar d  et  N^ron  Recueil  2, 921.  Art.  23.  und  die  geheimen  Artikel 
^9.  ff.  Das  Edxct  von  Nantes  wurde  bestätigt  d.  22.  Mai  1610;  15.  De- 
zember 1612.,  lO.November  1615.  und S.  Juli  1643.  Vgl. Fontanon Becueil 
des  Ordonn.  4, 1 207 . 

s  Auch  das  musste  sehr  h&ufig  angeordnet  werden.  So  1662.,  1664. 
U.S.W.  Code  matrim.  125.  ff. 

8  Am  16.Januarl662.,4.Mail663.  Code  matrim.  125.;  IS.September 
1664.M^m.  duCierg^  1,1826.;  2.  April  1666.  Code  matrim.  127.  u.  s.w. 
'     «  Mdm.  da  Gierg^  1»  1336. 

5  Staatsrathsschluss  y.22.Septemberl664.  inM^m.  duClerg^ 
1, 1856.  Declaration  t.  1.  Februar  1669.  bei  Girard  et  N^ron  a.  a. 
O.  2,962. 
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tische  Buiuirung  des  Landes,  um  die  eine  Kirche  wiederher- 
zustellen. 
verdXchtignn-        Katholischc  Schriftsteller  streuten  eifrig  Verdächtigungen 
proteitant.  gcgeu  die  Protestanten    und   namentlich   auch   gegen  deren 
Ehen  aus^;  jedes  reli^ösen  Characters  seien  diese  baar,  sie 
galten  als  rein  bürgerliche  Verträge ,  sie  würden  blutschän- 
derisch geschlossen  und  betrüglich  re^strirt.    Die  staatliche 
Gesetzgebung  liess  sich  willenlos  in  die  Bahnen  treiben,  welche 
diese  intolerante  Tendenz,  dieser  blinde  Hass  ihr  vorzeichnete» 
1680.  Im  J.  1680.  wurde  den  Bestrebunffen  des  Clerus  Genüge 

Ehcnverbotengethan  uud  die  Schliessung  von  gemischten  Ehen  untersagt'; 
bald  konnten  in  einzelnen  Theilen  des  Landes  die  ßesultate 
der  blutigen  Verfolgung,  die  gegen  die  reformirte  Kirche  los- 
in einseinen  gelassen  wurde,  abgeschlossen  und  gesetzlich  fixirt  werden i 
Proteitantis- der  Protestantismus  war  dort  ausgerottet:  Es  vmrde  die  Aus- 
rottot.     Übung  des  reformirten  Cultus  für  die  Zukunft  verboten. 
1688.  Schon  i.  J.  1683.  hatte  die  reformirte  Kirche  so  harte 

Schläge  empfangen,  dass  in  einigen  Landestheilen  für  den 
Verbleib  der  von  ihren  Geistlichen  bisher  geführten  Civil- 
Standsregister  Sorge  getragen  werden  musste'. 

deruDgeA.  Inzwischen  schien    die  Fluth   einer  massenhaften  Aus- 

wanderung alle  Dämme  der  Gegenreformation  durchbrechen 
zu  wollen.  Die  Eltern  schickten  ihre  Kinder  in  das  Ausland^ 
damit  diese  dort  ihre  Ehen  schliessen  und  sich  ansässig  machen 
sollten,  freilich  auf  die  Gefahr  hin  —  wie  sich  eine  Ordonnanz 
Ludwig's  XIV.  mit  fast  rührender  Naivetät  ausdrückt  —  da- 
durch das  Becht  zu  verlieren,  Unterthan  des  Königs  zu  sein, 
und  die  Vortheile  zu  entbehren,  welche  das  Unterthanenver- 
hältniss  gewährte. 

Aber  auch  dagegen  wurde  Vorsorge  getroffen.  Die  Eltern 

DecUrtt  T.  j^r  I^ntflohenen  —  so  bestimmte  die  Declaration  v.  16.  Juni 

16.  «Iiinl  lotSD. 

1685.*  —  sollten  zu  ewigen  Galeeren  verurtheilt  werden  und 
mit  Vermögensconfiscation  das  Vergehen  ihrer  Kinder  büssen» 

1  So  der  Jesuit  May nier.  Vgl.  Hist.  de  Tedit  de  Nantes  (Delft 
1695  )m,  1,512. 

*  Siehe  oben  S.  511. 

8  StaatsrathsbescblussY.  9.  August.  M^m.  du  Clerg^  1, 1602. 

^  Code  matrim.  136.  DemselbenZwecke  waren  die  De  dar  ationeo 
V.  16.  Juni  und  6.  August  1685.  gewidmet,  ebendas.  187.  f.  Die  Haus- 
kinder, deren  reformirte  Eltern  das  Land  verlassen  hatten,  wurden  durch 
die  Declaration  y.  16.  August  1686.  —  Code  matrim.  140.  —  von  denk 
Kequisit  der  elteriichen  Einwilligung  dispensirt. 
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Noch  in  demselben  Jahre  regelte  ein  Staatsrathsbe- bg^JJi'™**'^ 
schluss  V.  15.  September  die  Ehen  der  Reformirten  in  den'*- ^*p'- ^*^' 
Theilen  Frankreichs ,  in  welchen  ihnen  öffentliche  Ausübung 
des  Cultus  nicht  mehr  gestattet  war^.  Das  Princip  der  Civil-  civiichc. 
ehe  fand  hier  gewissermaassen  zum  ersten  Male  Verwirk- 
lichung. yyVeut  sa  majesü^y  heisst  es,  „yu*d  rigard  des  publi- 
cations  ou  annonces  qui  doivent  pridder  lesdits  mariagea^  eUes  se 
fassent  au  füge  royal  le  plus  prochain  du  Ueu  de  la  demeure  de 
cliaeun  de  deux  religionnaires  qui  se  voudront  marier ,  et  aeule^ 
ment  ä  Taudience*^.  Die  Trauung  erfolgt  zwar  durch  den  vom 
Intendanten  dazu  bezeichneten  protestantischen  Geistlichen 
vor  einer  beschränkten  Zahl  von  Zeugen  ^  aber  doch  auch  in 
Gegenwart  des  königlichen  Richters  —  ,>en  prSsence  du  princi- 
pal  ofßcier  de  justice  de  la  rdaidence  oü  demeureront  et  auront 
iti  itahUs  lesdits  ministres",  —  Monatlich  haben  die  Prediger 
die  von  ihnen  ausgestellten,  von  den  Brautleuten  unterschrie- 
benen Trauscheine  zur  Eintragung  in  die  Register  den  könig- 
lichen Behörden  —  „aw  greffe  de  la  plus  prochaine  juridiction 
royale"  —  zu  überbringen. 

Einen  Monat  nach  dieser  Verordnung  wurde  das  Edict^j^fc^tiond. 

®  ^  £dlctB  von 

von  Nantes  zurückgenommen  und  dem  Protestantismus  das    »«nte».  - 
Todesurtheil  gesprochen*. 

1  Code  matrim.  189. 

s  Schon  der  BeschlusB  T.  9.  November  1670.  hatte  ihnen  yerboten, 
mehr  als  12  Personen,  einschliesslich  der  Eltern,  den  Hochzeiten  und 
Taufen  beiwohnen  zu  lassen. 

8  Nur  wenige  Sätze  dieser  für  Frankreich  so  unheilvollen  Massregel 
mögen  hier  Aufnahme  finden : 

„Voulons  et  nous  plait^S  heisst  es,  „que  tous  les  temples  de  ceux  de 
ladite  religion  prötendue  r^form^e,  situ^s  dana  notre  royaume ,  pays,  terres 
et  seigneuries  de  notre  ob^issance  soient  incessamment  d^molis. 

Ddfendons  ä  nos  dits  sujets  de  la  religion  pr^tendue  r^formee,  de  plua 
s*assembler  pour  faire  l'exercice  de  la  dite  k'eligion  en  aucun  lieu  ou  maison 
particuliere,  sous  quelque  pr^texte  que  ce  puisse  6tre,  m§me  d'exercices 
T^els  ou  de  bailliage ,  quand  bien  les  dits  ezercices  auraient  6i6  maintenus 
par  des  arrets  de  notre  conseil.  Enjoignona  k  tous  ministres  de  la  religion 
pr^tendue  r^form^e,  qui  ne  voudraient  pas  se  convertir  et  embrasser  la 
religion  catholique ,  apostolique  et  romaine ,  de  sortir  de  notre  royaume  et 
terres  de  notre  ob^issance ,  quinze  jours  apr^s  la  publication  de  notre  prä- 
sent ^dit,  Sans  y  pouvoir  söjoumer  au-delä,  ni  pendant  le  dit  temps  de  quin- 
zaine  faire  aucun  prSche,  exhortation,  ni  autre  fonction  k  peine  de  gal^res. 

A  l'egard  des  enfans  qui  nattront  de  ceux  de  la  dite  religion  pr^tendue 
reform^e,  voulons  qu'ils  soient  dor^navant  baptisös  par  les  cur^s  des  pa> 
roisses.  Ehjoignons  aus  peres  et  meres  de  les  envoyer  aus  ^glises  k  cet 
effet  lä,  k  peine  de  50O  livres  d'amende  et  de  plus  grande  8*il  y  ^cheU  Et 
seront  ensuite  les  enfans  ^lev^s  en  la  dite  religion  catholiquei  apostolique  et 
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Danach   war   auch   eine  protestantische   Ehesdilieesujig 

nicht  mehr  möglich.     Allen  Predigern  wurde  ja  bei  harter 

Strafe  anbefohlen,  Frankreich  unmittelbar  zu  yerlassen;  wer 

hätte  protestantische  Ehen  noch  trauen  oder  legalisiren  können? 

Die  Vorschriften,  welche  für  die  Taufe  gegeben  waren,  mussten 

auch  auf  Trauungen  Anwendung  finden,  und  wenn  auch  die 

^idJ.*?'*  späteren GesetzeLudwig'sXrV.— das  Edict  v.Märzl687., 

1687. a.  1696. ^Q  Dcclaration  v.  16,  Juni  desselben  Jahres,  und  die 

V.  18.   Dezember  1698.  —  fast   geflissentlich   mit  keinem 

Worte  der  Protestanten  gedenken,  so  geschah  das  eben  nurS 

um  den  räthselhaften  Widerspruch,  der  zwischen  dem  Staats- 

rathsbeschlusse  v.  15.  September  und  dem  nur  einen 

Monat  späteren  Revocationsedicte  obwaltete,  zu  bemänteln. 

^toonJcben*' ^™  September  1685.  wollte  man  noch  den  Protestanten  ge- 

®jjjj}{2^^«"8tatten,  sich  von  ihren  Geistlichen  einsegnen  zu  lassen,  &&t 

dem  October  desselben  Jahres  wurden  sie  vom  katholischcB 

Pfarrer  getraut. 

Wenngleich  aber  die  Vorschriften  des  Kevocationsedictes 
die  Duldung  der  Keformirten  für  die  Zukunft  verhiessen,  so  war 
doch  diese  Concession  an  zu  viel  Clausein  geknüpft,  als  dass 
^  maSSn?'  *^^  praktisch  wirksam  sein  konnte.  Jedenfalls  war  sie  nicht 
im  Stande,  dem  Bekehrungseifer  der  katholischen  Kirche  einen 
Damm  entgegenzustellen.  Die  Ketzer  wurden  genöthigt,  dem 
katholischen  Gottesdienste  beizuwohnen,  man  zwang  sie  fast 
mit  Gewalt  in  den  Schooss  der  alleinseligmachenden  Kirche 
und  drohte  den  Bückfälligen  mit  härtester  Strafe'. 

romaine:  k  quoi  nous  ordonnons  blen  ezpressöment  auxjuges  deslieozde 
tenirlamain. 

Pourront  au  sarplus  leg  dits  de  la  religion  pr^tendue  r^form^e,  en 
attendant  qa*U  plaise  k  Dieu  de  les  ^clairer  comme  les  autres,  demeurer 
dans  les  villes  et  lieux  de  notre  royaume,  pays  et  lieux  de  notre  obäiuance, 
et  y  oontinuer  leur  commerce  et  jouir  de  leurs  biens ,  sans  pouvoir  §txe 
troubl^s  ni  emp§ch^8  sous  pr^tezte  de  la  dite  religion  prätendue  r^fonn^e  i 
condition,  comme  dit  est,  de  ne  point  faire  d*exeroice,  ni  de  s'assembler  soiis 
prätexte  de  priores  ou  de  culte  de  la  dite  religion,  de  quelque  nature  qu*ü 
soit,  sous  les  peines  de  confiscation  de  corps  et  de  biens*'.  — 

1  Vgl.  darüber  M^m.  sur  le  mariage  des  protestans  en  1785. 
(8. 1.)  40.  ff. 

^  Nach  der  Declaration  v.  18.  März  1679.  wurden  sie  yerurtheiit, 
Abbitte  zu  thun  und  das  Land  zu  verlassen;  ihr  Vermögen  yerfiel  dem 
Staate.  Nach  der  Declaration  t.  29.  April  1686.  sollten  neu  convertirte 
Kranke,  welche  die  Annahme  der  katholischen  Sacramente  Yerweigerten, 
im  Falle  der  Genesung  zu  lebenslänglichen  Galeeren  verurtheilt  werden,  mit 
Coniscation  ihrer  Güter;  falls  sie  starben,  musste  der  Leichnam  dem 'Ab- 
decker ausgeantwortet  werden. 
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Am  8.  März  1715.  glaubte   der  König  auaeprecben  zu^f^J^l^-^^^^^ 
dürfen,  dass  es  keine  Protee tanten  in  Frankreich  mehr  gebe.tJJt5n°*J2j;^ 
: —  „Le  9Sj&ur  qu'iU   ont  fait  dana   noire  Boyavme,   est  une . 
preuvs  plus  que  süffisante  qu'iU  ont  embrasai  la  Religion  Ca^ 
iholique,  ApoHoUque  et  Romaine***  — 

Wenn  aber  auch  jetzt  ofBoiell  nur  noch  Katholiken  in 
Frankreich  existirten,  so  waren  doch  Viele  darunter ,  deren 
Bechtgl&ibigkeit  von  calviniflcher  Ketzerei  stark  angefressen 
war.    Für  die  Ehen  der  Seformirten  brauchten  daher  kme*^*»««^öfNett- 

coiiTertirten. 

Nonnen  mehr  aufgestellt  zu  werden:  die  der  Verdächtigen, 
der  Neuqonvertirten  erforderten  die  grösste  Aufimerksamkeit. 

Es  war  selbstverständlich,  dass  die  Kirche  die  Mitwirkung 
ihrer  Prie€(tßr  zur  Trauung  nur  dann  gewähren  wollte,  wenn 
die  Brautleute  unzweifelhaft  dem  wahren  Glauben  anhingen. 
Deshalb  legte  sie  den  „Neubekehrten",  d.  h.  in  Wahrheit  allen 
denen,  welche  eigentlich  Protestanten  waren,  eine  Zahl  von 
Prüfungen  auf,  denen  sie  sich  vor  der  Eheschliessung  unter- 
ziehen mussten^. 

Zuvörderst  sollten  sie  regelmässig,  nachdem  sie  d^na 
Pfarrer  ihren  Entschluss,  in  die  Ehe  zu  treten,  kund  gethan 
hatten,  dem  Gottesdienste  beiwohnen.  Die  Geistlichen  riefen 
dann  wohl  aus  ihren  Listen  jeden  Sonntag  die  Namen  solcher 
Brautleute  von  den  Kanzeln  herab,  um  eine  freilich  entwür- 
digende Controle  auszuüben.  Sie  hatten  bei  dem  katholi- 
schen Pfarrer  zur  Beichte  zu  gehen  und  einen  von  diesem 
ausgestellten  Absolutionsschein  beizubringen.  Sie  mussten 
endlich  den  ketzerischen  Glauben  abschwören  und  verfluchen^. 

^  Vgl.  dfirftber  M^m.  thöologique  et  poHtique  9u  sajet  des 
mariages  clande»tinB  des  FroteBtans  de  France  1755.  (b.  L)  115. 
Lettres  ecrites  k  un  Frotestant  de  France  au  Bujet  des  ma- 
riages  des  R^formös  ....  par  an  F.  de  l'^gÜBe  R6form^e[(B.  1. 
1738.)  11. 

s  Vgl.  das  Gertificat,  frelohes  die  Geiftlichen  der  Diöcese  Alais  aua- 
«teilen  mussten  in  Tr^s-kumble  et  tr^s-respeotueuse  requdte  des 
protestans  de  la  province  de  Languedoc  au  roy  (Amsterdam 
1761)8.  9: 

„Je  certifie  avoir  publik  pendant  deux  ou  trois  Dimanohes  ou  Fdtes 
consöcutifs,  las  Buis  de  Mariages  de  N.  N.  Je  certifie  de  plus  que  N.  et  N. 
mes  Faroissiens,  ätant  nouTeauz  Catholiques,  sont  assidus  aux  Prönes,  et  i 
la  messe  paroissiale  depais  quatre  mois;  que  les  ayant  interrog^s  plusienrs 
fois ,  s*Us  Youloient  viyre  et  mourir  dans  la  Religion  Catholique,  Apostolique 
'^t  Romaine,  lls  m*ont  toujours  r^pondu  qa'üs  ^toient  dans  cette  r^solution, 
qu^iis  sont  sufi&samment  instruits  des  y^t^  de  notre  foi;  qu*ils  ont  fait 
leurConfession  et  sont  dispos^s  k  s'approcher  duSacrement  de  rEucharistie, 
lorsqu'on  le  jugera  k  propos.    Je  certifie  encore  qu'ayant  yeüle  soigneuso- 
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Und  die  Protestanten?  fügten  sie  sich  den  Forderungen 
der  Kirche? 
DeciaratT.  Viele,  dem  staatlichen  Zwange  folgend,  der  in  der  De- 
claration  Ludwig's  XV.  v.  J.  1724.*  einen  neuen  ver- 
schärften Ausdruck  gefunden  hatte,  unterwarfen  sich  den 
kirchlichen  Geboten.  Widerwillig  mit  mühsam  verhehltem 
Abscheu  waren  sie  Zeugen  des  Gottesdienstes,  mit  Lügen  auf 
den  Lippen  nahten  sie  sich  dem  Beichtstuhle  des  Priesters, 
mit  Zorn  im  Herzen  schwuren  sie  den  Glauben  ihrer  Väter 
ab.  Dann  aber  hielten  sie  sich  auf  immer  mit  dem  Katholi- 
cismus  abgefunden,  und  nur  die  Taufe  ihrer  Kinder  brachte 
ihnen  mit  verhasstem  Zwange  zur  Erinnerung,  dass  sie  dem 
Namen  nac^  der  katholischen  Kirche  angehörten'. 

Andere  aber  —  und  ihre  Zahl  war  nicht  gering'  —  wollten 
sich  auch  zu  solchen  äusserlichen  Werken  des  Gehorsams  nicht 
verstehen. 

"^teJtont '  Allen  Verboten  zum  Trotze  waren  zahlreiche  protestanti- 
oeiitucben.  g^j^^  Geistliche  in  Frankreich  verborgen.  In  Wäldern,  in 
Höhlen  und  Klüften  hielten  sie  Gottesdienst,  und  sammelten 
die  Glieder  der  bedrängten  Kirche.  Vor  diese  traten  die  re- 
formirten  Brautleute,  ihren  Segen  erbaten  sie  sich,  und  lebten 
dann  als  Ehegatten  beisammen,  die  staatlichen  Strafen  miss- 
achtend,  um  die  bürgerlichen  Folgen  ihrer  Verbindung  unbe- 
kümmert. Denn  allerdings  sprachen  die  Gerichte  diesen  alle 
rechtlichen  Wirkungen  ab. 
EAonntniMe         Am  17.  Dezcmbcr  1749.  vernichtete  das  Parlament  von 

d.  Parlamente.  -  ,  ^ 

Bordeaux  neun  solcher  Ehen.  Die  Männer  wurden  zu  Ga- 
leeren auf  Lebenszeit  verurtheUt;  die  Frauen,  der  Haare  be- 
raubt, ins  Gefängniss  gesperrt,  ihr  Vermögen,  die  Mitgift 
confiscirt.    Die  von  dem  protestantischen  Geistlichen  ausge- 

ment  pendont  leg  quatre  mois  sur  le  reste  de  leurs  actions  et  de  ieur  coq- 
duite,  8oit  par  moi-m§me,  soit  par  le  minist^re  de  gens  dignes  de  ibi  qne  j'ü 
employÖB  k  cet  effet,  U  ne  m*e8t  rien  revenu  qui  puisse  foire  douter  quela 
profession  qu'iU  fönt  de  la  Religion  Catholique  ne  soit  Binc^re.  £n  foi  de 
quo!  j'ai  sign^  le  present  Certificate*. 

1  Art  1 5.  Vgl .  auch  (B  o  n  n  a  u  d)  Discours  k  lire  a  u  conaeil  en  pr^seoce 
du  roi  par  un  ministre  patriote  sur  le  projet  d*accorder  T^tat  civil  aax  Pro- 
testants  (1787.  s.  1.)  92.  f. 

s  Vgl.  die  klagenden  Berichte  der  katholischen  Geistlichen,  welche 
Coquerel  bist,  des  äglises  du  d^sert  (Paris  1841.)  1, 262.  mittheilt 

«  Cardinal  Fleury  spricht  i.  J.  1787.  von  dem  „nombre  prodigieni 
de  ces  mariages;  ils  se  multxplient  tous  les  jours";  Coquerel  a.  «•  ^' 
1,262.  .    , 
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stellten  Trauscheine  wurden  dem  Henker  übergeben  und  öffent- 
lich in  Gegenwart  der  unglücklichen  Verurtheilten  verbrannte 

Im  J.  1749.  wurde  aus  demselben  Grunde  M.  de  Falle- 
yille  zu  ewigem  Gefängniss  verdammt,  und  seine  Frau  in  ein 
Kloster  eingeschlossen^;  i.  J.  1762.  erlitt  ein  reformirter  Geist- 
licher,  der  getraut  hatte,  den  Tod  durch  Henkershand'. 

Und  dennoch  war  es  unmöglich,  alle  Schuldigen  mit  Strafe 
zu  belasten:  die  Gefängnisse  der  Provinz  würden  nicht  aus- 
reichen, um  sie  aufzunehmen,  schrieb  der  Bischof  v.  Alais 
i.  J.  1737*. 

Der  katholischen  Geistlichkeit  waren  weder  die  zahllosen  ^i®  "2«?!* 
y,mariage8  du  deserV  —  so  wurden  jene  Ehen  genannt  —  ver- 
borgen, noch  entging  ihr  die  Erfolglosigkeit  aller  Reverse,  diö 
sie  sich  bei  Trauungen  der  Protestanten  hatte  ausstellen  lassen. 
Sie  begann  Gewissenszweifel  zu  empfinden.  Nicht  wegen  des 
Zwanges,  den  sie  den  Ketzern  auferlegte,  sondern  wegen  der 
Besultatlosigkeit  desselben,  wegen  der  Entwürdigung  der  Sa- 
cramente,  die  Widerwilligen  gespendet  würden.  Ungläubigen, 
welche  die  gottliche,  sacramentale  Gnade  fnnerlich  missach-^ 
teten,  und  ihr  später  auch  äusserlich  Hohn  sprächen.  Sie 
wurde  bedenklich  mit  den  Trauungen  der  Protestanten;  ja  oft 
verweigerte  sie  dieselben  ganz*. 

Dadurch  wurde  aber  die  Zahl  der  mariages  du  diaert  nur' 
vermehrt^,  zumal  auch  die  protestantische  Kirche,  trotz  ihrer 
Verfolgung,  mcht  unterliess,  die  Excommunication  gegen  die- 
jenigen zu  schleudern,  welche  sich  katholischen  Traufeierlich- 
keiten unterwerfen  würden '^.     Schon  1752.  zählte  man  an 
150,009  marioffes  du  düert,  über  800,000  Personen,  die  deinen  un«hi^vw 
Civilstand  mehr  besassen^.   Rathlos  sah  man  einer  sich  immer  CiviiBtand. 
übler  gestaltenden  Zukunft  entgegen.    Denn  das  musste  auch 

1  Coquerel  a.  a.  0. 1,415. 
*  ebendas.  1|455. 

®  Second  M^m.  sur  le  xnariage  des  protestans  (Londres 
1787.)  88. 

^  Coqu«rel  a.  a.  0. 1, 267. 

^  Memoire  sur  le  mariage  des  Protestans  en  1785.  S.  15.   Se* 

condM^moire  a.  a.  O.  51.   Coquerel  a.  a.0. 1,200. 

ö  Das  ^Tirde  schon  1752.  den  Bischöfen  staatlicherseits  vorgeworfen. 
M^m.  sur  le  mar.  a.a.  0. 128. 

7  Vgl.  Coquerel  a.  a.  0. 1, 200. 

8  Saint-Vincent  IWclamation  du  parlement  cn  faveur  des  pro- 
testante  de  France  (1787.  s.  1.)  S.  28.  Andere  rechneten  1,600,000.  eben- 
das. 80. 
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dem  blödesten  Auge  ^kenntlich  sem,  daes  die  roh^  Gewalt 
Ludwig' s  XIV.  die  protesianiiBclie  Kkehe  niobt  Torolcbtet 
habe^  dasB  die  Dedaratioiien  v.  1714.  nnd  1734.,  welcbe  die 
Existenz  von  Befonnirten  in  Frankreicb  Uuigneteiiy  auf  trSge- 
mcben  Illusionen  beruhten,  daes  auch  in  Zukunft  der  Pro* 
testantismus  allen  Verfolgungen  gegenüber  Stand  halten 
werde. 
Toitnms.  Man  sann  auf  Mittel  zur  Hülfe,  und  das  um  ao  mdbr,  da 

ja  in  Wissenschaft  und  Leben  die  religiöse  Unduldsamkeit 
einer  humanen  Toleranz,  wenn  nicht  gar  einem  fiividen  In- 
differ^tismus  Platz  gemacht  hatte  ^. 

^^tSSüSä.  Schon  am  Schaffott  Ton  Calas  hatte  der  General- 
advocat  Servan  für  die  Ehen  der  Protestanten  das  VFort 

^S^Sul»!' ö>^g"ffea*»  >•  J-  1752.  hatte  der  Marschall  von  Riche- 
lieu die  Prindpien  einer  gesunden  Politik  verkündet'.  „Je 
ne  prononcerai  point",  schrieb  er,  ^^que  Us  ivequea  pvissent  adr- 
ministrer  le  manage  quand  leur  consdence  ne  teure  permet  pas 
de  le  canfirer;  maie  ei  je  prononcerai  hardimeni,  que  ei  la  JRe^ 
Ugion  eadge  de  la  difirence  aiua  eentimene  de»  EvSquee  eut  Päd- 
fninietraüon  dee  eaeremene  de  bapteme  et  de  mariage  auxnouveaux 
convefiie,  f ordre  poUtiquey  le  bien  public  et  lee  biem  leeplue  ectcrü 
de  la  eociiti  exigent  ndeeeeairement  une  loi  certaine  et  uniforme, 
pour  aeeurer  ViUU  d^un  ei  grand  nombre  de  eujete  du  Moi'*.  — 

Literatur.  Mit  dem  J.  1750.  begann  auch  die  Literatur  sich  der 

Frage  zu  bemächtigen. 

^x^cmSiJ         ^^  waren  aber  eigentlich  vier  verschiedene  Mdnungen, 
die  vertreten  und  die  in  den  Schriften  besprochen  wurden. 

Der  Bath  des  Königs  scheute  sich  vor  prindpiellen  Aen- 
derungen  der  Gesetzgebung.  Er  wollte  noch  eine  Zeit  lang 
laviren,  die  Schärfen  des  bestehenden  Zustandes  abschleifen, 
und  diesen  so  den  Protestanten  erträglicher  machen.  Die  Zahl 
der  Prüftmgen,  sprach  er  sich  aus,  denen  sich  die  Protestanten 
vor  der  Trauung  zu  unterziehen  hätten,  müssten  vermindert, 
die  Zeit  derselben  abgekürzt  werden:  dann  würden  jene  sich 
schon  ohne  Weigern  der  katholischen  Trauform  unterwerfen*. 

« 

1  Vgl  Peyrat  bist  des  pasteurs  da  däsert  (Paris  1842.)  2, 462.  ff. 

>  Coquerel  a.  a.  O.  2, 454. 

'  bei  St  Vincent  a.  a.  0. 25.  abgedruckt  in  den  M^moires  du  duc 
de  Richelieu  (Paris  1829.)  5, 294.  ff. 

*  Vgl. Code  matrim.S61.--DaswarauchdieAn8ichtv^nd'Agttes. 
aeau.  M^m.  sur  le  mar.  a.  a.  0. 125.  f. 
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Energischer  war  der  Vorschlag  des  Bischofs  v.  Alais^. 


Bischof  T. 
AUlf. 


Der  König  solle  eine  Dedaration  erlassen ,  welche  die  Pro* 
tesCtoten  bei  harter  Strafe  verpflichte,  die  früher  geschlos- 
senen mariaffes  und  baptSmes  du  distH  vor  dem  katholischen 
Greistlichen  zu  rehabilitiren  und  welche  ihnen  für  die  Zu- 
kupfl  untersage,  sich  jemals  anderswo,  als  in  der  katholischen 
Kirche,  ra  verheirathen.  Die  C!ommandanten  der  Provin- 
zen sollten  ohne  Form  und  Prozess  die  Ungehorsamen  be^ 
strafen. 

Der  Bischof  von  Agen*  endlich  in  seinem,   an  den  ^^fi^^Jf/" 
Generalcontroleur  gerichteten  Briefe  v.  6«  Mu  1751*  schlug 
vor,  die  Protestanten  zur  Auswanderung  aufzufordern,  und  so 
Frankreich  fiir  immer  von  den  Ketzern  zu  befreien. 

Es  war  klar,  dass  alle  diese  Propositionen  nicht  an  einem 
Uebermaasse  von  le^slatorischer  Weisheit  krankten.  Die 
einen  wollten  nur  Halbes,  die  andern  überstürzten  sich  in 
blinder  Unduldsamkeit  und  thorichtem  Yerlangen. 

So  fanden  sie  denn  auch  in  dem  Memoire  th^ologique^^*J*^^f53 
et  politique  au  sujet  des  mariages  clandestins  des     ^^^* 
protestans  de  France,  welches  1765.  erschien,   eine  ge- 
bührende Abfertigung. 

Aber  nicht  nur  durch  ihre  Kritik  zeichnete  Sich  die  ge-    ciTiiehe* 
nannte  Scfarifl  aus;  sie  trat  auch,  so  weit  ich  sehe,  zum  ersten 
Male  mit  einem  Vorschlage  auf,    dem  nachher  eine  ganze 
Literatur  von  Flugblättern  und  Büchern  zustimmte. 

Die  öffentliche  Ausübung  des  Cultus  wollte  sie  den  Pro- 
testanten nicht  gewähren;  nicht  einmal  die  Duldung  der  refor- 
mirten  Geistlichen  befürwortete  sie:  den  Civilstand  aber  der 
Bedrückten  duchte  sie  zu  sichern,  und  dazu  griff  sie  auf  Prin- 
dpien  zurück,  die  sie  schon  in  jener  oben  erwähnten  Decla-* 
ration  d.  J.  1685.  niedergelegt  fand. 

Dort  sollten  die  protestantischen  Aufgebote,  durch  den 
Richter  verkündet,  die  Trauung  in  seiner  Gegenwart  von  dem 
Geistlichen  vollzogen  werden.  Diese  Thätigkeit  des  protestan- 
tischen Pfarrers  wurde  jetzt  zu  beseitigen  empfohlen:  die  Ein- 
führung der  holländischen  Civüehe  fiir  die  Protestanten  vor- 
geschlagen. — 

Die  Gesetzgebung  kam  aber  damals  nicht  zum  Abschlüsse,  »i«  ^^^ 

1  Vgl.  Code  matrim.  86S. 
>  Code  matrim.  868. 
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Das  Memoire  rief  noch  eine  Replik^  undDuplik'  hervor: 
dann  ruhte  die  Frage  fürs  Erste. 
pieProtertan-        Inzwischen  nahmen  die  Beformirten  immer  kecker  und 

tco  treten  im-^ 

mer  offener  immer  offener  von  den  Kechten  Besitz,  welche  die  Jahre  der 

auf.  ^  ' 

Verfolgung  ihnen  entzogen  hatten. 

„L'hirisie  devenue  chaque  jour  plus  fiire  et  plus  entrepre- 
nante",  klagte  der  Clerus  i.  J.  1780.,  »»a  Vombre  cPune  longve 
impumU,  ne  se  lasse  point  de  dScfdrer  le  sein  in/ortunS  de  ceüe 
mhre  tendre  et  afßigh"K 

Am  hellen  Tage,  in  belebten  Städten,  schlössen  sie  ihre 
adoiuget.  Ehen  9  ohne  von  den  Magistraten  viel  belästigt  zu  w^denS 
oder  lebten,  wenn  sie  reformirte  Geistliche  nicht  erlangen 
konnten,  im  offenen  Concubinate. 

Zählte  man  dodi  in  Mornac,  einem  kleinen  Städtchen 
der  Diöcese  von  Saintes,  allein  dreizehn  solcher  gesetzlosen 
Verbindungen,  die  ,,adouages"  genannt  wurden^.  Das  läset 
einen  sicheren  Schluss  für  die  grossen  Städte  zu. 

Protestantische  Geistliche  gab  es  aller  Orten.  In  der 
Diöcese  von  Castres  lebten  sechs,  in  Nimes  drei,  in  der 
Piöcese  von  Saintes  gar  fünfzehn^.  Ihre  Trau ^'' und  Tauf- 
scheine circulirten  überall,  und  wurden  ohne  Scheu  selbst  den 
Parlamenten  vorgelegt^.  — 

BeratLnn  d.  ^^  ^'  1787.  traten  die  Behörden  von  Neuem  in  Berathung, 
Behörden,  mu  die  uoch  immer  offene  Frage  des  protestandschen  Civil- 

VCTwWedene  Standes  endlich  zum  Abschlüsse  zu  bringen.  Wieder  ergoss 
sich  eine  Fluth  von  Schriften;  die  verschiedensten  Meinungen 
fanden  Vertretung.  Doch  waren  nur  wenig,  wie  die  Discoura 
des  Abb^  Bonnaud^,  und  die  Lettres  k  un  magistrat  du 

1  Sentiments  des  catboliques  de  France  sur  le  memoire 
au  Bujet  des  mariages  clandestins  des  Protesti^nts.  1756. 

2  Reponse  d*un  bon  cbr^tien  aux  pr^tendus   sentiments 
des  catboliques  de  France  sur  le  m^m.  etc.  (s.  1.  eta.) 

s  M^m.  pr^sent^   au  Roi  par   TAssembUe   du  Cierge  de 
France  en  1780. 

^  Vgl.  Bonnaud  a.a.  0.138. 
5  ebendas.  141. 
^  ebendas.  127. 

7  ebendas.  143.   Das  Parlament  v.  Toulouse  Hess  i.  J.  1776.  ein 
solcbes  Certificat  als  Beweis  der  Ebe  gelten.    Der  König  yemlcbtete  jedoch 

das  Urtheil. 

8  Vgl.  obenS.538.Anmkg.l.  DerPlandesWerkesl&sstsicbmitJules 

Simon  la  liberte  de  conscience  (Paris  1857.)  114.  dabin  zusammenfassen: 

„Was  baben  die  Protestanten  vor  Aufbebung  desEdictes  von  Nantes  gethan, 

'         was  nacbher?  Was  würden  sie  unter  den  gegenwärtigen  Umst&nden  thus, 


Ed.T.28.Nor. 
1787. 
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parlement  (Avignon  1787.)»  geradezu  den  Beformirten  feind- 
lich: die  Mehrzahl^  —  und  namentlich  die  beiden  M^moires 
von  Malesherbes  —  befürwortete  die  Civilehe,  du  Closel 
d'Annesy^  wollte  die  katholischen  Geistlichen  zur  Trauung 
und  Be^strirung  verpflichten,  ohne  dass  sie  jene  verhassten 
Prüfungen  anwenden  dürften. 

Ludwig  XVL  entschied  sich  für  die  Ansicht  der  Majo- 
rität,    Sein  Edict  v.  28.  November  1787.  gab  den  Pro-  ^K»"«"^* 

"  ClTllehe« 

te^tanten  die  facultative  Civilehe'. 

Ich  will  die  Einleitung  des  Gesetzes  wörtlich  mittheilen; 
sie  gewährt  einen  deutlichen  Einblick  in  die  Beweggründe  und 
Absichten  des  Königs.    Es  heisst: 

t^Lorsque  Louis  XIV.  difendit  solennellement  dans  tous  lea 
pays  et  terres  de  son  ob^eaanee,  Feaercice  public  de  tout  autre 
reUgion  que  la  religion  caihoKque^  Feepoir  damener  aee  peuples 
ä  Funiti  ei  deeirable  du  meme  eulte,  eoutenu  par  de  trompeuses 
<xpparence8  de  convernons,  empicha  ce  grcnd  roi  de  emvre  le 
pbui  quNl  avait  fortnd  dans  ses  eonseih,  paur  eonstaier  Idgale-- 
ment  F^tat  civil  de  ceux  de  ses  sujets  qm  ne  pouvaient  etre  adrnds 
aux  sacremens  de  Figlise;  ä  Feaemple  de  nos  augustes  prSdSces- 
seursy  nous  favoriserons  totgours  de  tout  notre  pouvoir,  les 
moyens  dHnstrueiion  et  de  persuasion  qui  iendront  ä  Her  tous 
nos  siyetSi  par  la  profession  commune  de  Fancienne  foi  de  noire 
Toyaume,  et  nous  proscrirons,  avee  la  plus  sivire  attention  tovies 
ces  voies  de  violence,  qui  sont  aussi  contraires  aux  prindpes  de 
la  raison  et  de  Fhumaniti,  qu*au  viritabU  esprit  du  christianisme. 

Mais  en  aiiendant  que  la  divine  providence  bSnisse  nos 
£forts  et  ophre  cette  heureuse  rivolution,  notre  justice  et  FintSret 
de  notre  royaume,  ne  nous  peitnettent  pas  d^exclure  plus  long^ 
iemps  des  droits  de  Fitat  civil,  ceux  de  nos  sigets  ou  des  itrangers 
domidUis  dans  notre  empire,  qui  ne  professent  pas  la  religion 

^enn  der  Staat  ihre  Forderungen  erfüllte?" — DieMarscballin  v.  Noail- 
les  besuchte  alle  Fairs  und  Farlamentsräthe  und  hinterliess  das  Pamphlet 
jnit  dem  Schreiben:  „Mm*  la  marächale  de  Noaüles  est  venue  pour  avoir 
Thonneur  de  tous  voir ,  et  pour  yous  engager  k  däfendre  la  religion  et  r£tat 
dont  les  interets  tous  sont  conli^s  ".  S  i  m  o  n  a.  a.  O. 

1  So  die  Lettres  d*un  Magistrat  (ATignon  1787.)  S.  37.  ff.  Saint 
y  i n c e n t  a. a. O .  die  oben  citirten  beiden  Mdmoires(S. 539.  Anmerkg. 5.). 
Malesherbes  hatte  schon  1779.  ein  Memoire  für  die  Protestanten  in 
London Teröffentlicht.   Vgl  JulesSimon  a. a.0. 111. 

>  Moyen  de  constater  Tetat  civil  des  protestants  (G^nÖTe 
1787.)  S.  17.  ff. 

3  Recueil  des  anciennes  lois  fran9oise8  6,  472. 
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eathoUque.  Une  asBez  longue  eapirience  a  (Umontri  que  ces 
fernes  rigoureusea  itaient  insuffisäntes  pour  Üb  conveHir:  Naus 
ne  devons  done  plus  souffrir,  que  les  lois  les  punÜBent  intMement 
du  malheur  de  Uur  naiasance,  en  les  privant  des  droits  que  la 
natiure  ne  cesse  de  riclamer  en  leur  fwoeur*  Nous  aoons  can-^ 
sidiri  que  les  protestahs  ainsi  dSpouilUs  de  taute  eooistence  Ugale, 
itaient  placSs  dans  Faltemative,  äu  de  profaner  les  sainis  Sacre^ 
mens  par  dts  eonversions  simulSes,  ou  de  eompronteUre  Vitai  de 
leurs  enfants,  en  contraetant  des  mariages  frappis  ^ax>ane€  de 
mulUti,  par  la  Ugislatiün  de  notre  royaume.  Les  ordonnances 
ont  mime  supposi  qu'il  n^y  avait  plus  que  des  eathoUques  dans 
nos  itats;  et  cette  fiction  aujourd^hui  in<idmissible,  a  servi  de 
inotif  au  silenee  de  la  loi,  qtd  n'avrait  pu  reconnattre  en  France 
des  prosilytes  dtune  autre  croyance,  sans  les  proscrire  des  terres 
de  notre  domination,  ou  sans  pourvoir  aussitSt  ä  leur  itat  civil. 
Des  principes  si  contraires  ä  la  tranquilHtd  et  ä  la  prospiriU  de 
notre  royaume,  auraient  multiplii  les  hiigrations,  et  awraient  «r- 
citi  des  troubles  continuels  dans  les  fainiUes,  si  nous  n'avions  pas 
profiti  provisoirement  de  la  jurisprudence  de  nos  tribunauxs  pour 
iearter  les  collatiraua  amdes,  qui  dieputaient  aux  enfane  PhSri-^ 
tage  de  leurs  phresK 

Un  pareil  ordre  de  choses  soUicitait  depuis  longtems  notre 
autoriti  de  mettre  un  terme  ä  ces  dangereuses  oontradictions,  entre 
les  droits  de  nature  et  les  dispositions  de  la  loi.  Nous  twans 
voulu  proeider  ä  cet  examen,  avec  toute  la  maturiti  qu'ejngeait 
Vimportance  de  la  ddcision.  Notre  risolution  Statt  d^ä  arritie 
dans  nos  conseils,  et  nous  nous  proposions  d'en  miditer  eneore 
quelque  temps  la  forme  Ugale;  mais  les  drconstances  nous  ont 
paru  propres  ä  multiplier  les  advantages,  que  nous  espirons  de 
tecueilKr  de  notre  nouvelle  loi^  et  nous  ont  ditermini  ä  Aäter  le 
fnoment  de  la  pubUer,  S'il  n*est  pas  dans  notre  pouvoir  d^eny-^ 
pScher  qu'il  rCy  ait  diffdrentes  sectes  dans  nos  itats,  nous  ne 

^  Als  i.  J.  1764.  katholische  Seitenrerwandte  Kindern  protestantiBcher 
Eltern  ihr  Erbtheii  ent2iehen  wollten,  weil  diese  keine  legitime  Ehe  ge* 
schlössen  hfttten,  schrieb  der  Advokat  der  Verklagten,  £lie  de  Bemu* 
mont,  ein  Memoire  zu  ihren  Ounsteo .  „ U  faut  avouer  ^,  sagt  die  Co r« 
respondence  Ton  Grimm  3,  468.  über  diese  Schrift,  „qu*il  n*7  arien  de 
plus  rare  que  de  tels  proc^s ,  et  qu'on  n^  connaft  que  peu  d*exempleB  de  col* 
iat^raux  catholiques  qui  aient-cherch^  ä  priver  leurs  neveux  ou  cousins  de 
l'h^ritage  de  leurs  p^res,  quoique  le  succ^s  des  poursuttes  autoris^s  ne  soit 
pas  douteux.  Cela  prouve  que  Thonnltet^  publique  n*est  pas  une  ehim^, 
et  qu'elle  est  au-dessus  de  la  lot  injuste  et  barbare".  Später  scheinen  aber 
doch  derartige  Prozesse  an  Zahl  zugenommen  zu  haben. 
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souffrirons  jcmuns,  qu'elles  pttüsetit  y  etre  une  souree  de  diacordea 
entre  noa  aujeta,  Noua  avona  pria  lea  mesurea  lea  plua  efßccteea 
pour  prSvenir  de  funeatea  aaaociationa,  La  religion  catholigue, 
que  noua  avona  le  bonheur  de  profeaaer^  jouira  aeule  dana  notre 
royaume  dea  droits  et  dea  honneura  du  culte  public»  tandia  que 
noa  aujeta  non  catholiquea,  privia  de  toute  inßuence  aur  Vordre 
etabli  dana  noa  itata»  diclaria  d^avance  ä  jamaia  incapablea  de 
faire  corpa  dana  notre  royaume,  aoumia  ä  la  poUce  ordinaire 
pour  Fobaervation  dea  fetea  ne  tiendront  de  la  loi  que  ce  que  le 
droit  naturel  ne  noua  permet  paa  de  leur  refueer»  de  faire  con- 
a tater  leura  naiaaancea,  leura  mariagea  et  leura  moriaf  aßn  de 
jouir  comme  toua  noa  autrea  aujeta  dea  effecta  civila  qui  en  ri- 
aultent'*.  — 

Deswegen -setzte  denn  auch  der  erste  Artikel   gewieser-     axui. 
massen  schon  um  den  Clerus  mit  den  übrigen  Vorschriften  zu  Reu^on  hlS 
versöhnen  fest,  dass  die  katholische  Religion  allein  in  Frank^fchcucbung! 
reich  öffentliche  Uebung  gemessen,  und  dass  der  Civilstand 
der  Katholiken  in  jedem  Falle  nach  den  Gebräuchen  und  Kitcn 
der  Kirche  verwaltet  werden  solle. 

Den  Protestanten  wird  Duldung  gewährt  und  freie  Aus- ^'jJlJ*^^**^** 
übimg  von  Handel  und  Gewerbe. 

Für  ihre  Ehen  gilt  folgende  Form.  ihre  Ehen. 

An  dem  Domicile  der  Brautleute,  schreibt  Artikel  8.  vor,  Art.  8. 
sind  drei  Aufgebote  zu  verkünden;  wohnen  sie  erst  seit  sechs 
Monaten  an  diesem  Orte,  aber  früher  in  derselben  Diöcese,  so 
auch  an  dem  früheren  Wohnorte,  und  ebenso,  falls  sie  noch 
vor  Ablauf  eines  Jahres  in  einer  anderen  Diöcese  ansässig 
waren.  Minderjährige  werden  noch  ausserdem  am  Domicile 
der  Eltern  aufgeboten. 

Die  Proclamationen  werden  nach  Wahl  der  Brautleute  ^JJ^^j^^JjJ*^^*" 
entweder  durch  den  katholischen  Pfarrer  verkündet,  oder  durch    ^^«"•«^r 

oder 

den  staatlichen  Justizbeamten.  Der  erste  thut  es  an  der  Kirch-  durch  einen 
thüre,  ohne  die  Confession  der  Verlobten  zu  erwähnen,   (Jer*^"«'^*^«*™'«» 
andere,  in  Gegenwart  des  Richters,  ebendaselbst,  mit  genauer 
Angabe  von  Namen  und  Stand  der  Brautleute.    Beide  heften 
die  Proclamationsscheine  an  die  Kirchthüre. 

Die  Ehen  werden  wieder  nach  Wahl  der  Parteien  ^or^^^^J^™^^^ 
vier  Zeugen  im  Hause  des  Geistlichen  geschlossen,  oder  in  p^JJ^'/^dcr 
dem  des  Richters,  durch  Consensaustausch  der  Verlobten  und  **beTnSiu 
Erklärung  der  Trauenden. 

Gleich   darauf  wird  die  Ehe  mit  genauer  Verzeichnung 

Friedberg,  Eheschlicssung,  35 
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Begister.   der  Aufgebote^  ob  Einsprache  erhoben  war,  oder  nicht  u.  8.  w., 
in  die  Kegister  eingetragen^. 

r-i^^fTu^**®  Endlich  ist  noch  zu  bemerken,  dass  auch  für  die  Ehen 

der  Protestanten  die  Einwilligung  der  Eltern  für  nöthig  erklärt 
wird»  gleichwie  bei  den  übrigen  Unterthanen. 


Das  ist  die  Entwicklung  des  französischen  Eheschliee- 
sungsrechtes  bis  zur  Revolution. 

2.  Die  Gesetzgebung  der  Revolution:  1790.  — 1808. 

'^"«r  EhT°*  ^^  Concilium  Tridentinum  hatte  zwar  für  die  katho- 
lische Welt  die  £he  unzweifelhaft  als  Sacrament  hingestellt, 
aber  es  hatte  nicht  über  all'  die  wichtigen  Controversen  ent- 
schieden, die  schon  im  Mittelalter  angedeutet,  in  den  Con- 
cilienverhandlungen  selbst  einen  Ausdruck  gefunden  hatten. 

DioBenedic-         Mauchc  Schriftsteller  der  früheren  Zeit  waren  der  An- 

sacranaent.  sicht  gcwcscn,  dass  nicht  die  Ehe,  sondern  die  Benediction 

des    trauenden   Priesters    als    Sacrament    bezeichnet   werden 

müsse  ^,  dass  dieser  Minister  des  Sacramentes  sei,  und  mehrere 

Concilienschlüsse  hatten  dieser  Doctrin  beigepflichtet*. 

ZuTrient  waren  namentlich  französische  Theologen^ 
mit  Berufung  auf  die  Autorität  des  Bischofs  Wilhelm  von 
Paris*  als  ihre  Vertheidiger  aufgetreten,  aber  die  versam- 
melten Väter  hatten  von  einer  endgültigen  Entscheidung  des 
Streites  Abstand  genommen,  wenngleich  sie  wenigstens  indirect 
die  entgegengesetzte  Ansicht  billigten^. 

So  konnte  sich  denn  ungehindert  die  Wissenschaft  der 
Frage  bemächtigen,  und  seit  den  Argumentationen  von  Mel- 

1  Ueber  die  von  den  Richtern  zu  führenden  giebt  Art.  31.  Vorschriften, 
die  ganz  den  fär  die  Pfarrer  erlassenen  entsprechen. 

^  So  Hildebert  von  Tours  sermon.  de  diversis  45.  opp.  856.  (Paris 
1708.)  Albert.  M.  sent.  üb.  IV.  dist  1.  art.  15.  Glosse  zu  c.  1.  X.  (4, 
21.)  u.  s.  w.  Danach  ist  Schulte  Eherecht  (Giessen  1855.)  S.  7.  u.  Phil- 
lips Lehrb.  d.  K.O.  (Regensb.  1862.)  449.  zu  berichtigen.  * 

'  Eine  Anzahl  derselben  zusammengestellt  bei  Hahn  die  Lehre  v.  d. 
Sacramenten  (Breslau  1864.)  178. 

*  Vgl.  Pallavicini  bist.  C.  Trident.  lib.  20.  c.  4. 

ö  de  sacr.bapt.c.  l.und  de  sacram.matrim.c.9.  —  Vgl.BenedictXlV. 
de  synodo  dioec.  lib.  8.  c.  18.  n.  1.  2.  —  Dass  diese  Berufung  eine  irrtbüm- 
liehe  war,  suchen  zu  beweisen  Perrone  de  matrimonio  (Romae  1858.)  1) 
49.  f.   PermanederK.R.  (Landshut  1856.)  611. 

6  Vgl.  Hahn  a.  a.  O.  179.  Perrone  a.  a.  O.  1,  158.  ff.  Schulte 
a.  a.  O.  9.  ff. 


2,  Die  Gesetcgebung  der  Bevohition :  1790.  ^  1803.  547 

chior  Canus^  hat  namentlich  die  französische  Theologie  mit 
^osser  Hartnäckigkeit  jene  Meinung  vertreten  bis  auf  unsere 
Tage«. 

Während  dieser  Streit  sich  aber  innerhalb  des  kirchlichen  ^i2*5!lV 

sei)  dieser 

"Gebietes  bewegte  und  kaum  ein  praktisches  Interesse  für  sich    ^^^*^ 
Jbeanspruchen  konnte,  knüpfte  sich  doch  daran  eine  andere 
Doctrin,  welche  mit  bestimmten,  deutlich  sichtbaren  Tenden- 
zen auftrat,  und  die  namentlich  in  neueren  Zeiten  die  wieder- 
holte Missbilligung  der  Kirche  erfahren  musste^ 

Wer  den  Priester  fiir  den  Minister  des  Ehesacraments  J^J^'J^^^^^; 
-erachtete,  der  konnte*  die  Consenserklärung  der  Brautleute  co^trsct. 
für  einen  Contract  halten,  dem  erst  durch  das  nachgehende 
Sacrament  die  religiöse  Weihe  ertheilt  werde;  wer  den  prie- 
49terlichen  Segen  ftir  das  Sacrament  erklärte  ^  der  konnte  die 
Scheidung  von  contractua  naturalis  und  sacramentum  vornehmen, 
^e  wir  sie  in  der  französischen  Literatur  ausgesprochen  finden^. 

Ob  die  Theologen  auf  dem  Trienter  Concile  sich  dieser 
Doctrin  schon  bewusst  waren,  ist  eher  zu  bezweifeln  als  zu 
bejahen;  sie  war  keine  nothwendige  Consequenz  der  von  ihnen 
aufgestellten  Grundsätze.  Es  lag  nur  den  Schriftstellern  der 
Folgezeit  sehr  nah,  es  war  ihnen  überaus  bequem,  an  die  alten 
Theorieen  anzuknüpfen,  da  die  von  der  Kirche  diesen  gegen- 
über beobachtete  Zurückhaltung  zu  verbürgen  schien,  dass 
auch  den  abgeleiteten  Thesen  nicht  das  Verdammungsurtheil 

^  de  locis  theologicis  lib.  8.  c.  5.  Ueber  die  Entstehungszeit  des  Buches 
vgl.  Quetif  et  Echard  Script,  ordin.  praedic.  h.  n.  2,  177.  bei  Perrone 
^.  a.  0. 1,  öO. 

s  Besonders  zu  merken  sind  Tournely  de  sacram.  matr.  120.  £f. 
Oibert  Consultat.  canonic.  de  matr.  tom.  I.  consult.  55.  Carri^re  prae- 
lect.  theolog.  de  matrim.  (Paris  1837.)  1,  394.  f.  n.  558.  —  Vgl.  übrigens 
Benedict  XIV.  de  synodo  lib.  8.  c.  13.  no.  3.  Perrone  a.  a.  0. 1, 69. 
Permaneder  a.  a.  O.  611. 

8  So  noch  von  Piu 8 IX.  inder  Allocuzion  v.  27.  September  1852., 
in  dem  Breve  v.  22.  August  1851.,  welches  das  Werk  des  Turiner  Pro- 
fessor Nuyte  (iur.  eccies.  institut.)  verurtheilte ,  und  in  dem  Schreiben  v. 
19.  September  1852.  an  den  König  v.  Sardinien.  Vgl.  Kutschker 
a.  a.  O.  1,  30.  f.  —  Säramtliche  Verdammungsurtheile  der  Päpste  finden 
sich  zusammengestellt  bei  Heuser  de  potestate  statuendi  impedim.  dirim. 
pro  fidel,  matrimon.  soli  ecclesiae  propria  (Lovanii  1853.)  S.  3.  ff. 

^  Dass  diese  Ansicht  keine  nothwendige  Folge  der  ersteren  war,  be- 
weist Perrone  a.  a.  0. 1, 193.,  wohl  aber  ruht  sie  ganz  auf  der  Basis  jener. 

^  Der  Hauptvertreter  dieser  Ansicht  ist  Launoy  Regia  in  matrimon. 
potestas  (Paris  1674.),  ferner  der  von  deutschen  Kanonisten  ganz  übersehene 
^Le  Ridant)  Examen  de  deux  queslions  importantes  sur  le  mariage  (s.  1. 
1753.);  andere  bei  Pothier  traite  du  mariage  part  1.  eh.  3.  art.  1.  no. 
11-^18.   Vgl.  auch  oben  S.  142.  Anmerkg.  1. 

35* 


648  IV.Buch.  DieCivilehe.  VI.  Frankreich. 

•  > 

gesprochen  werden  würde.  Es  gab  das  auch  diesen  Lehren 
einen  wissenschaftlichen  Anstrich,  der  die  praktischen  Ziele 
möglichst  verhüUte. 

Te^M*di«i.  Denn  allerdings  hatte  die  Zwietheilung  von  Sacrament 
Theorie,  ^j^^  Contract  ihre  wichtigen  Zwecke  und  Folgen;  die  Autorität 
der  Kirche  über  das  Sacrament  war  unzweifelhaft;  nicht  min- 
der die  des  Staates  über  den  Contract.  Ueber  die  Ehe  als 
Sacrament  hatte  die  Kirche  ihre  Anordnungen  zu  treffen:  Die 
Ehe  als  Contract  fiel  der  Begelung  des  Staates  anheim,  der 
Staat  hatte  die  Bedingungen  ihrer  Gültigkeit  aufzustellen,  die 
Form  ihrer  Schliessung  zu  bestimmen. 

So  kann  es  denn  freilich  möglich  sein,  dass  die  ersten 
weltlichen  Gesetzgebungsacte  über  die  Ehe,  die  Ordonnanzen 
des  sechszehnten  Jahrhunderts  auf  der  Basis  dieser  Doctrinen 
entstanden  sind:  allein  bei  Weitem  wahrscheinlicher  ist  es^ 
dass  die  Theorie  erst  der  Praxis  nachging,  dass  sie  die  Thaten 
des  Staates,  die  den  kirchlichen  Anschauungen  als  Usurpa- 
tionen erscheinen  mussten,  wissenschaftlich  zu  rechtfertigen 
und  mit  der  Disciplin  der  Kirche  in  Einklang  zu  bringen 
trachtete. 

Wie  dem  aber  auch  sein  mag:  wenigstens  so  viel  steht 
fest,  dass  seit  dem  Anfange  des  siebzehnten  Jahrhunderts 
kaum  ein  namhafter  französischer  Canonist  eine  andere  An- 
sicht zu  vertreten  wagtet  Der  Gallicanismus,  der  eine  par- 
tielle Unabhängigkeit  von  Kom  mit  völliger  Unterwerfung 
unter  den  französischen  Herrscher  zu  erkaufen  suchte,  brachte 
in  dieser  Lehre  dem  Könige  gewissermaassen  den  schuldigen 
Tribut  dar,  um  für  sein  Theil  die  staatliche  Gewalt  über  das 
Eherecht  begründen  zu  helfen. 

veitnchlnBe-         ^'^^  wcltlichcu  Behörden  wachten  denn  auch  mit  Eifer 

'^sdlützt!"  ^^^^   ^^®  Aufrechthaltung   dieser  Doctrinen.     Am    18.  Juni 

jAcqoes    1676.   hatte  Jacques  L'Huillier,    Doctor  der  Theologie, 

1C76.     öffentlich  in  der  Sorbonne  die  These  aufgestellt,  dass  es  Irr- 

thum  wäre,  der  Kirche  das  Recht,  trennende  Ehehindemisse 

aufzustellen,  zu  nehmen  und  dem  Staate  zuzuertheilen,  mit 

anderen  Worten  implicite  sich  gegen   die  Zwietheilung  von 

Contract  und    Sacrament    ausgesprochen*.     Das   Parlament 

schritt  augenblicklich  ein;  der  Sjndicus  der  Facultät  Gas  ton 

Chamillard  und  L'Huillier  wurden  vor  die  Barre  geladen^ 

1  Vgl,  auch  (Laboulaye)  Memoire  k  consuUer  etc.  a.  a.  0. 30. 
*  Vgl.  Le  Kidant  a.  a.  O.  80.  ff. 
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die  Thesis  einer  scharfen  Prüfung  unterzogen.  Der  Advocat 
des  Königs,  Talon,  nannte  sie  verwegen,  aufrührerisch,  Eirche 
und  Staat  in  gleicher  Weise  kränkend,  und  der  erste  Präsident 
.schloss  sich  mit  dem  gesammten  Parlamente  diesem  Tadel  an^. 

Vielleicht  nirgends  hat  die  staatliche  Anschauung  einen 
bündigeren  Ausdruck  erfahren  —  gelehrt  und  weitläufig  aus- 
geföhrt  wurde  sie  von  Launoy,  Le  Ridant  u.  A.*  — ,  als  in 
dem  Schreiben,  welches  der  Kanzler  de  Pontchartrainde^Pontchtf 
^m  3.  September  1712.  an  den  Präsidenten  des  Parlaments 
von  Besannen  richtete^;  noch  über  ein  Jahrhundert  später 
konnte  es  gesetzgeberischen  Tendenzen  zur  Stütze  dienen  S  und 
mag  deswegen  hier  nicht  unerwähnt  bleiben. 

^  „Que  les  rois  ont  le  pouvoir*',  erklärteer,  „de  faire  des  lois  irritantes 
sur  le  Bujet  des  mariages;  que  les  rois  tenoient  ce  pouvoir  de  Dieu  seul, 
comme  faisant  partie  de  cette  puissance  souveraine  qui  regarde  le  tempore] 
de  leurs  royaumes.  Que  quandTlfeglise,  deson  cdt^,  a  pris  connaissance 
des  mariages  k  cause  du  sacrement ,  qs,  ^t6  sans  toucher  ä  Tautorite,  que  les 
souverains  ont  toujours  eue  sur  le  contrat  qui  est  la  base  et  le  fondement  du 
sacrement,  et  qui  est  aussi  le  principal  de  tous  les  contrats  qui  soutiennent 

la  vie  civile Que  tel  a  6i6  le  sentiment  des  plus  savants  th^ologiens 

qui  en  ont  parle  dans  le  Concile  de  Trente ,  m§me  au  rapport  du  Cardinal 
Fallavicin,  qui,  dtant  cardinal  et  ^crivant  dans  Rome,  ne  doit  pas  etre 
suspect  sur  cette  matlere .... 

Ainsi  les  lois  qui  irritent  le  contrat  et  qui  le  rendent  nul,  par  une  dis- 
Position  prdcise  pour  la  nullitd,  irritent  enti^rement  le  mariage  et  enipechent 
qu*il  ne  soit  un  sacrement,  puisque  le  sacrement  ne  peut  etre  sans  un  contrat 

Qu'il  fallait  bien  prendre  garde,  qu*ä  ravernr  on  ne  mit  plus  dans  les 
theses  de  propositions  semblables,  qui  restreignent  le  pouvoir  des  rois 
purement  aux  effets  civils  ou  qui  ont  un  sens  äquivoque,  et  qui  peuvent 
former  des  doutes  contre  la  saine  et  veritable  doctrine,  laquelle,  n*ötant 
ri'en  k  TEglise  de  ce  qui  lui  appartient,  conserve  aussi  aux  rois  ce  que  Dieu 
jseul  leur  a  donne  qu'il  eüt  form^  son  ]^glise  ". 

^  Siehe  oben  S.  547.  Anmkg.  5. 

s  Ordonn.  d*Alsace  508;  auch  im  Code  matrim.  192. 

^  Portalis  bei  dem  Kapporte  über  die  organischen  Artikel  berief  sich 
darauf.    Siehe  weiter  unten.    Die  Uauptstelle  lautete: 

„  Comme  le  mariage  est  en  m§me  temps  un  contrat  civil  et  un  sacrement, 
il  est  egalement  soumis  aux  deux  puissances  m^me  par  rapport  k  la  validite 
du  lien. 

Le  contrat  dopend  absolument  de  la  puissance  seculiere;  le  sacre- 
ment depend  uniquement  de  la  puissance  eccUsiastique  et  comme  il  n*y  a 
pas  de  mariage  valable  parmi  nous,  s'il  n*est  elev^  k  la  dignitö  de  sacrement, 
et  que  reciproquement  il  n'y  a  pas  de  sacrement  oü  il  n*y  a  pas  de  contrat  et 
de  consentement  legitime ,  i)  est  evident  que  l'^glise  et  Tetat  exercent  Egale- 
ment leur  autoritE  sur  le  mariage  considere  en  meme  temps  comme  contrat 
et  comme  sacrement. 

I^e  pouvoir  du  prince  est  direct  sur  le  contrat  et  indirect  sur  Tadmi- 
Tiistration  du  sacrement.  Direct  sur  le  contrat  parceque  le  prince  seul  peut 
«n  regier  la  nature  et  les  conditions :  indirect  sur  Tadministration  du  sacre- 
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Der  cierot.  Aber  auch  der  französische  Clerus  bekannte  sich  zu  dieser 

Ansicht.  Der  Bischof  von  Montpellier  erklärte  in  ausfuhr- 
licher Rede  seine  Zustimmung ,  als  am  6.  Juli  1635.  von  der 
Assembl^e  du  Clerg^  die  Frage  erörtert  wurde,  ob  ein 
Bruder  des  Königs  gegen  dessen  Genehmigung  heirathea 
dürfe  ^y  zahlreiche  Catechismen  und  Erbauungsschriften  unter- 
schieden Contract  und  Sacrament^  der  gemässigte  Fleury^ 
erkannte  die  Befugniss  des  Staates  an,  über  Ehesachen  zu 
richten. 


^mente^*  Dic  Parlamente  hatten  ganz  besonderes  Interesse,  die  ge- 

schilderten Theorieen  zu  hegen  und  zu  schützen.  Fast  noch 
mehr  als  die  Könige  beuteten   sie   dieselben  aus.     Die  6e- 

*^***üo?^'°*  richtsbarkeit  über  das  Sacrament  der  Ehe  gebührte  freilich 
der  Kirche^  aber  die  über  den  Contract  getroffenen  Bestim- 
mungen unterlagen  der  Cognition  der  staatlichen  Behörden 
und  das  Kechtsmittel  des  appel  comme  (fabus  bot  die  Mittel 
dar,  alle  Befugnisse  geltend  zu  machen. 
Fevret.  Ein  ganzer  Abschnitt  des  Buches  Von  Fevret^  handelt 

allein  von  dem  appel  comme  d'abus  bei  Eheprozessen,  und  noch 

ment  parceque  le  contrat  ^tant  la  matiere  du  sacrement ,  si  le  contrat  est 
nul,  le  sacrement  n*a  plus  de  matiere  a  laquelle  on  puisse  Tappliquer. 

Le  pouvoir  de  T^glise  est  de  sanature,  uniquement  renferm^  dansce 
qui  regarde  le  sacrement;  mais  les  princes  chrätiens  ue  souffirant  pas, 
comme  j'ai  dit,  que  leurs  sujets  catholiques  contractent  aucun  mariagequi 
ne  soit  rev§tu  de  la  dignite  du  sacrement,  il  B*ensuit  de  \k  que  de  meme 
que  la  nuUite  du  contrat  empdche  que  le  sacrement  ne  soit  confär^,  aussi  le 
d^faut  des  conditions  prescrites  par  Töglise  pour  recevoir  le  sacrement,  em- 
p^che  que  le  contrat  ne  soit  accompli ;  et  c'est  en  ce  seul  sens  que  peut  etre 
toleree  Topinion  de  ceux  qui  attribuent  k  IMglise  un  pouvoir  indirect  sur  le 
contrat.  Je  ne  crois  pas  qu*il  soit  necessaire  d'observer  ici  que  par  le  terme 
de  contrat,  je  n^entends  pas  parier  des  conyentions  matrimoniales,  qni  ne 
regardent  que  les  biens,  la  dot,  le  douaire,  les  donations  ä  cause  des 
noces,  etc.  J'entends  ici  sous  le  nom  de  contrat,  le  consentement  r^ci- 
proque,  la  foi  mutuelle  des  parties,  en  un  mot,  ce  qui  forme  entre  ellesun 
ixen  et  un  engagement  indissoluble'^ 

1  Mem.duClerge  5,639. 

^  Aufgeführt  beiLeRidant  a.  a.  O.  S8.  ff.  und  in  Examen  des  de- 
crets  du  conc.  de  Trente  ...  sur  le  mariage  (en  France  1788)  h 
212.  ff. 

'  VgLInstit.au  droit  eccles.part.  2.  eh.  5. 

^  Für  die  ältere  Zeit  vgl.:  Beaumanoir  eh.  11.  §.  S.  (^d.  de  Beugnot 
1,158.)  £tabl.  de  St.  Louis  1.  1.  eh. 4. 8.  133.  Assises  de  J^rusal. 
1, 522;  für  die  spätere:  Hericourt  lois  ecci^siastiques  part.  8.  eh.  5.  artl* 
n.  29.  Brewer  Gesch.  d.  französ.  Geriehtsverfassung  (Düsseldorf  18S7.> 
2, 800. 

ft  TraitÄ  de  l'abus  (Paris  1654.)  liv.  5. 
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mehr  können  die  herben  Ellagen  des  Clerus  uns  davon  über-Q^|J**^*^^ 
zeugen,  wie  eifrig  die  Parlamente  bemüht  gewesen  sind,  auf 
dem  Grunde  jener  Theorieen  das  Gebäude  ihrer  Gerichtsbar* 
keit  zu  errichten. 

„Combien  que  la  connoiasance  des  chosea  spirituelles  et 
VautoriU  d^en  ordonner*^,  remonstriren  die  Geistlichen  i,  J. 
1615.^,  „appariiennent  aua  personnes  sacries,  et  dipendent  de 
leurs  ministires  et  fonctions,  toutefois  vos  ofßciers  des  cours  sou" 
veratnes  en  disposent  et  en  ordonnent:  ce  que  votre  majestd  ne 
doit  souffrir  sans  craindre  dHrriier  la  justice  divine  .  .  ." 

Die  angedrohten  göttlichen  Strafen  erfolgten  aber  nicht, 
und  als  der  Clerus  i.  J,  1723.^  den  Parlamenten  zu  untersagen      i728. 
bat,  unter  keinem  Vorwande,  in  keinem  Falle  ein  Urtheil  zu  descierat. 
fallen,  welches  kirchliche  Ehen  für  missbräuchlich,  schlecht 
und  nichtig  erkläre,  antwortete  sogar  der  König  selbst  mit  ^^J  ^J^Y«? 
jenen  Grundsätzen,  welche  den  Parlamenten  als  Stützpimkt 
dienten'.     ,,Le  pouvoir  des  juges  lalcSf  sur  le  faxt  des  mariages 
itant  bomi  au  contrat  civil,  qui  est  la  matihe  du  sacrement,  il  a 
toujours  iti  Zusage  dans  le  cas  d^appel  eomme  dtabusy  de  diclarer 
le  mariage  mal  nullement  et  abusivement  contractu".     Sonstigen 
Missbräuchen  versprach  er  entgegenzutreten. 

Schon  zwei  Jahre  darauf —  1725.  —  beschwerte  sich  der  1725. 
Clerus  von  Neuem*.  Durch  den  Artikel  34.  des  Edicts 
y.  1695.  sei  es  königlichen  Beamten  und  den  Parlamentshöfen 
verboten,  irgend  eine  Gerichtsbarkeit  über  Sacramente  auszu- 
üben, wenn  nicht  gegen  die  Maassnahmen  und  Erkenntnisse 
des  geistlichen  Richters  appel  eomme  <Fabus  eingelegt  werde, 
dennoch  aber  „contre  la  disposition  expresse  de  cet  article,  les 
parlemens  connoissent  des  causes  de  mariages  en  autres  cas;  et 
sans  qu*il  ait  iti  rendu  par  le  juge  iVSglise  aucune  ordonnance  ä 
ce  sujetf  ils  refoivent  des  appels  eomme  d^abus  de  la  cilibration 
des  mariages;  sur  lesdits  appels,  ils  diclarent  souvent  les  mariages 
mal,  nullement  et  abusivement  ciUbris,  et  vont  meme  jusqu'ä 
permettre  aux  parties  de  se  marier  ä  d^ autres,  avec  injonction 
aux  eures  de  prodder  ä  la  cilibration  de  ees  seconds  nuiriages*^ 
—  der  König  verhiess  seine  Hülfe. 

Die  Parlamente  aber  liessen  sich  auch  durch  königliche  ^J^gn^^"' 

1  Recueil  des  Remontrances  du  Clerg^  1249. 

*  ebendas.  1555. 

'  ebendas. 

*■  ebendas.  1605. 
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Befehle  nicht  im  Mindesten  in  ihrem  Thun  stören^  und  wena 
irgend  etwas  dazu  beigetragen  hat,  die  Ideen  von  -der  VTeit- 
liclikeit  der  Ehe,  von  der  Bürgerlichkeit  des  ehelichen  Con- 
tractes  zu  verbreiten,  wenn  irgend  etwas  in  der  französischen 
Entwickelung  der  Ehe  den  religiösen  Character  abgestreift 
hat,  80  waren  es  die  Parlamente. 

Die  Theoretiker  mochten  für  Gelehrte,  für  Gebildete  ihre 
gewundenen  Beweise  führen:  die  Parlamente  liessen  auch  das 
blödeste  Auge  erkennen,  dass  die  Ehe  in  den  Bereick  der 
bürgerlichen  Ordnung  gehöre,  sie  entwöhnten  das  Volk  gründ- 
lich, das  religiöse  Moment  bei  der  Ehe  zu  beachten. 


DcrGeutder         D^g  warcu  die  Theoricen,  die  in  Frankreich  über  die  Ehe 

Rcvolutions-  /  ' 

gesetze.  verbreitet  waren,  als  die  ersten  Schläge  der  Revolution  das 
üngewitter  andeuteten,  welches  über  das  aufgeregte  Land 
hereinbrechen  sollte,  um  wie  im  Sturmwinde  die  ganze  sociale 
Ordnung  zu  ent\^nirzeln  und  sämmtliche  Bechtsverhältnisse 
von  Grund  aus  umzuformen. 

Ich  habe  jene  Doctrinen  um  so  ausführlicher  gezeichnet, 
weil  sie  allein  bei  den  eherechtlichen  Reformen  der  Revolu- 
tionsjahre  maassgebend  waren  und  weil  man  nur  zu  sehr  ge- 
neigt ist,  dieselben  anderen  Motiven  zuzuschreiben. 

Man  weist  wohl  auf  die  Zerrissenheit  der  damaligen  ge- 
sellschaftlichen Zustände  hin,  man  betont  jene  ungeheuerliche 
Sittenlosigkeit,  welche  das  Mark  der  Nation  angefressen  hatte: 
man  glaubt  in  der  CivileKe  des  Jahres  1792.  den  Abschluss 
einer  Entwicklung  zu  sehen,  welche  in  der  Frivolität  der 
Ludwige  ihren  Ursprung  fand,  und  durch  die  Lehren  der 
Encyclopädisten  gross  gezogen  wurde. 

Doch  Nichts  von  Alledem.  Sämmtliche  Schriftstellers 
denen  ein  Einfluss  auf  die   revolutionären  Ereignisse  zuzu- 

1  Von  Literatur  über  Ehescheidung,  die  der  Kevolution  Toranging, 
will  ich  erwähnen  Montaigne  essais  t.  2.  eh.  5.  Charron  de  la  sagesse 
liv.  l.ch.  42.  Montesquieu  esprit  des  lois  liv.  16.  eh.  15. 16;  liv.  26.  ch.9. 
Lettres  persannes,  lettre  96.  Boulanger  le  Christianisme  d^voil^  eh.  l^« 
Voltaire  Dictionn.  philosophique  s.  v.  Adultcre.  Divorce.  Mäm.  sur  la 
Population  (Lond.  1768.).  Lögislation  du  Divorce  (Lond.  1770.). 
Roucher,  lesmois,  poeme chant.  12.  Contrat  conjugal,  ou\oii<^^ 
mariage  de  la  r^putation  et  du  divorce  (Neuchätel  1783.).  Ency- 
clopedie  mäthodique  Dict.  d'lilcoDomie  poiitique  Art  Divorce. 
Dict.  de  Juris prud.  Art.  Mariage  et  Divorce.  Dictionn.  deThöologie 
Art.  Divorce.  Traitö  philosophique,  theologique  et  politiqae  ^^ 
la  Loi  du  divorce  juin  1789.   Bennet  du  divorce  1789. 
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schreiben  ist,  welche  mit  den  Waffen  ihrer  Intelligenz  den 
schweren  Kampf  vorbereiten  halfen«  wissen  nichts  von  solch' 
einer  laxen  Theorie  über  die  Ehe,  und  das  Wenige,  was  in 
der  That  von  solchen  Doctrinen  als  Bodensatz  der  frivolen 
Lebensanschauungen  vorhanden  war,  konnte  doch  höchstens 
nuf  die  Lehre  von  der  Ehescheidung  von  Einfluss  sein,  ohne 
die  der  Eheschliessung  zu  berühren. 

Hier  wurde  vielmehr  lediglich  die  Frucht  eingebracht, 
welche  Wissenschaft  und  Parlamente  seit  Jahrhunderten  be- 
stellt hatten,  und  die  in  dem  Drange  der  Revolution  gezeitigt 
war. 

Die  Scheidung  von  Sacrament  und  Contract  wurde  in 
den  Vordergrund  gestellt,  die  Trennung  beider  ausgesprochen, 
imd  dargethan,  wie  der  Staat  nicht  die  Regelung  des  letzteren 
seine  Schliessung  und  Registrirung  Personen  in  die  Hände 
geben  dürfe,  die  das  staatliche  Interesse  in  jedem  Falle  dem 
kirchlichen  zu  opfern  bereit  wären,  und  die  sich  nicht  so  als 
Bürger,  wie  als  Glieder  der  Kirche  fühlten. 

Nur  davon  wei8§  Montesquieu  in  seinem  esprit  desMonteaquicn. 
lois^  zu  reden,  nur  das  allein  findet  sich  in  der  grossen  En-^*®^?y*^^*^ 
cyclopädie  von  Diderot  und  d'Alembert^  ja  hier  sogar  mit 
besonders  kirchlicher  Färbung,  ohne  auch  nur  der  Civllehe 
zu  gedenken^. 

Das  waren  auch  die  Lehren  von  Durand  de  Mailiane*,  ^iJ^nc? 
der  einen  hervorragenden  Antheil  an  der  neuen  Gesetzgebung 

hatte«. 

Dazu  kam   allerdings  noch  Eins:  die  Toleranz,   welchei>i«  Toicwn». 

endlich  gewaltsam  die  Schranken  durchbrach,  die  eine  kurz- 
sichtige Gesetzgebung  ihr  zum  Schaden  des  Landes  seit  Jahr- 
hunderten gesteckt  hatte. 

Man  wollte  Gleichheit  aller  Confessionen;  man  suchte  sie 
nicht  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  Protestantismus  und 
Judenthum  auf  dieselbe  Höhe  mit  dem  Katholicismus  gestellt 
hatte,  sondern,  wie  das  dem  Geiste  jener  Zeit  entsprach,  unter- 

1  Liv.26.cli.  13. 

>  Dictionn.  de  Jurisprud.  Art.  mariage.  Dictionn.  de  Theo- 
logie. Art.  mariage . 

s  Rousseau  im  Contrat  social  handelt  gar  nicht  Von  der  Ehe. 

^  Dictionn.  d.  droit  canonique  s.  v.  „Mariage ^^ 

^  £r  ist  Verfasser  des  Rapport  sur  le  projet  de  decret  des  co- 
mites  eccl^s.  et  de  constitut.  concern.  les  emp§chements,  lea 
dispenses  de  ia  forme  de  mariage  (Paris  1790.). 
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warf  man  alle  drei  in  gleicher  Weise  dem  bürgerlichen  Ge- 
setze. Der  Katholik  sollte  bei  seiner  Eheschliessung  nichts 
vor  den  Angehörigen  einer  anderen  Confession  voraus  haben. 

Die  Protestanten  hatten  —  freilich  aus  praktischen  Rück- 
sichten —  die  facultative  Civilehe  empfangen:  die  erstrebte 
Kechtsgleichheit  Aller  verlangte  fiir  sie,  die  Katholiken  und 
Juden  die  obligatorische  festzusetzen,  die  ja  denn  auch  noch 
der  Bürgerlichkeit  des  Ehecontractes  einen  Ausdruck  gab. 
rhim'me.  Schou  der  erste  Artikel  der  droits  de  l'homme  hatte 

diese  Principien  verkündet: 

ffLea  hommes  naissent  et  demeurent  libres  et  igaux  en  droit'^t 
les  distinctions  sociales  ne  peuvent  eire  fondies  que  sur  tuüliti' 


commune". 


Pariser  DO' 


Und  wenn  auch  hier  nicht  mit  ausdrücklichen  Worteu 
der  religiösen  Gleichheit  gedacht  war,  so  führten  doch  schou 
^art^ment  ^®  Tolcranz  athmcndcn  Beschlüsse  des  Pariser  Departe- 
ii.^ApriinS.Dient-Directorium  vom  11.  April  1791.  —  dass  die  Ver- 
waltung allen  religiösen  Ueberzeugungen  Schutz  angedeihen 
lassen  müsse ^  —  auf  die  Menschenrechte  zurück,   und  die 
ßieyfes.    Nationalversammlung  adoptirte  den  Antrag  von  Sieyis:  „}»t' 
les  principes  de  liberti  religieuse,  qui  Font  dicti^  sont  les  metms, 
quelle  a  reconnue  et  proclamSe  dans  la  d6claration  des  droits"^- 
1791.  Das  Jahr  1791.  brachte  noch  kein  Gesetz  über  das  Ehe- 

recht.  Zuerst  wollte  man  den  Staat  ans  den  Banden  des 
Feudalismus  befreien,  den  mittelalterlichen  Schutt  bei  Seite 
räumen:  dann  konnte  man  erst  an  Reformen  denken,  die  doch 
nur  für  untergeordnet  erachtet  wurden. 

^ßept!*i7»i!**  Aber  das  Princip  wurde  wenigstens  schon  aufgestellt. 
welches  seitdem  die  Grundlage  der  französischen  Gesetzgebung 
geblieben  ist. 

Art.  7.  tit.  2.  der  Constitution  v.  14.  September 
1791.  erklärte:  „La  loi  ne  considhe  le  mariage  que  comme 
contrat  civiL  Le  pouvoir  Ugislatif  itablira  pour  tous  les  hahüam 
Sans  distinction,  le  mode  par  Uquel  les  naissances,  mariages  ä 
dicks  seront  constatis;  et  il  disignera  les  offiders  publics  qui  cn 
recevront  et  conserveront  les  actes". 

1  Moniteur  1791.  S.  580. 

*  ebendas.  534.  —  Dagegen  erschien  eine  Schrift:  Inconv^niens 
de  lapublicitä  de  tous  les  cultes  (Paris  1791.);  schon  vorher  war  den 
toleranten  Bestrebungen  entgegengetreten  worden  durch  l'ünite  du 
culte  public  principe  social  che«  tous  les  penpies  (Paris  1789). 
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Nur  ein  Deputirter,  Charrier  de  Laroche,  scheint  hei ^JJ^J,*!^^^^'" 
der  Revisionsberathung  dieses  Artikels  am  27.  August  1791.  LSj^STedlT- 
dagegen  das  Wort  ergriffen  zu  haben  ^.  27*AD°uBt 

Bisher  seien  die  Geistlichen  nicht  blos  Spender  des  Sacra-  ^^•*' 
ments,  sondern  auch  Organe  der  Staatsgewalt  gewesen j  und 
diesen  Auftrag  wolle  man  jetzt  zurückziehen.  Nie  hätten  sie 
sich  desselben  unwerth  gezeigt,  sie  würden  seiner  noch  wür- 
diger zu  werden  streben.  Wir  sind  gewissermaassen  euer 
Werk,  rief  er  aus,  wir  bedürfen  eurer  Stütze,  des  Schutzes 
der  weltlichen  Macht,  wie  diese  wieder  auf  unsere  MItthätigkeit 
angewiesen  ist.  Die  Basis  dieses  Zusammenwirkens  aber  wird 
erschüttert,  wenn  ihr  uns  aller  Mittel  beraubt,  für  das  Wohl 
des  Volkes  zu  arbeiten,  das  Volk  euch  in  Treue  zu  erhalten, 
auf  die  Wege  der  Beligion  und  der  Sittlichkeit  zu  leiten. 

„  Vou8  avez  besotn  de  la  religion  pour  consacrer  et  faire 
hinir  dann  tous  les  coeurs  vos  immortelles  opirationa;  la  religion 
a  besoin  de  votre  appui  pour  rallier  tous  les  dtoyens  par  ses 
sublimes  motifsy  au  but  commuriy  la  filiciU  de  la  patrie^*. 

Dennoch  aber  erkannte  der  Redner  die  Scheidung  von 
Sacrament  und  Contract,  die  Befugniss  des  Staates  an,  die 
Civilehe  einzuführen.  „Votre  droit",  sagte  er,  y,dans  la  ques- 
tion  particulihre  que  fai  iraitSe  est  incontestable ;  vous  pourrez 
toujours  en  faire  usage  quand  il  vous  plaira,  quand  vous  verrez 
des  abus  indispensables  ä  riformer  par  cette  voie  dans  Vexercice 
des  fonctions  mixtes  que  nous  exergons  sur  le  mariage  au  nom  de 
PEglise  et  de  FEtat". 

Für  die  Nichtkatholiken  will  er  ein  Gesetz,  analog  dem . 
V.  November  1787:  sonst  solle  der  Artikel  aus  der  Verfassungs- 
urkunde fortbleiben. 

Gegen  ihn  erhebt  sich  vor  Allem  Lanjuinais;  nicht  mit  Lanjuinai». 
doctrinären  Ausführungen  kämpft  er;  er  nimmt  einfach  Act 
von"  den  prinzipiellen  Zugeständnissen  des  Gegners,  er  weist 
darauf  hin,  dass  die  Proposition  nur  einen  gleichen  Modus  für 
Alle  aufstelle,  ohne  irgendwie  zu  präjudiciren,  dass  dieser  wie 
bisher  durch  Vermittelung  der  Geistlichen  gefunden  werde. 
Die  Versammlung  klatscht  ihm  Beifall:  der  Artikel  wird  an- 
genommen. 

Die  Maassregel  der  Constituante  hat  aber  in  keiner  Weise-^«S>*»»";«  *^<^» 

o  ^  Decreics. 

grosse  Theilnahme  gefunden,  oder  auch  nur  aUgemeines  In- 
teresse erregt.    Es  ist  bemerkenswerth,  dass  das  Journal  de 
1  MoniteurNo.240. 
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'**®^^™|*Parig  68  nicht  der  Mühe  für  werth  erachtete,  seinen  Lesern 
einen  Abrisa  der  geschilderten  Debatten  zu  geben,  dass  der 
Ami  du  peuple  mit  keinem  Worte  des  neu  aufgesteUten 
Prinzipes  gedachte,  ebensowenig  wie  später  des  Gesetzes  v. 
1792:  die  Civilehe  war  eben  nicht  Gegenstand  revolutionärer 
Agitation,  sondern  die  doctrinäre  Schöpfung  fast  scholastischer 
Schulweisheit,  wie  sie  französische  Kanonisten  sich  aus  dem 
Mittelalter  gerettet  hatten.  — 

Schon  wenige  Tage  später  zeigte  sich,  dass  die  Befürch- 
tungen Charriers  eben  so  wohl  begründet  gewesen  waren, 
wie  die  Widerlegungen  von  Lanjuinais  in  der  Lufl  ge- 
schwebt hatten. 
^aSJ*^"  Am  21.  October  schlug  der  Deputirte  Baert,  wie  er 
sagte,  zu  Gunsten  der  Cultusfreiheit  vor^: 

y,Art  1.  L'assembUe  nationale  dicrite  que  le  premier  iravail 
du  Comiti  de  Ugislation  sera  de  proposer  un  mode  pour  faire 
constater  par  les  ofßciers  riuih  les  actes  de  bapthne,  mariage  et 
eipuliure^^i 
V.  Hflaire.  Und  noch  deutlicher  waren  die  Anträge  von  Hilaire: 

i^Que  toutee  charges  et  emplois  cioils  seront  incompatibles  avec 
le  sacerdoce. 

Que  les  actes  de  manage^  bapieme  et  mortuaire  seront  en- 
regütris  pardevers  le  greffe  de  la  municipalitS,  en  prisence  d!un 
officier  municipal  et  de  deux  tSmoins". 
T.  Dncos.  Beiden  folgte  am  26.  October  der  Abgeordnete  Ducos*. 

Seit  der  Zeit  beschäftigte  sich  die  Gesetzgebungscommis- 
sion mit  der  Frage  der  Civilehe. 
•flu^B^richt  -^"^  15-  Februar  1792.  erstattete  der  Abgeordnete  Mur- 
rair e  seinen  Bericht  ^  So  lange  die  katholische  Keligion  die 
Staatsreligion  gewesen  wäre,  sagte  er,  hätte  man  naturgemäss 
die  katholischen  Geistlichen  zu  Civilstandsbeamten  genommen, 
seitdem  die  Toleranz  die  ihr  vernunftgemäss  gebührende  Stelle 
im  Staatswesen  erhalten  habe,  sei  das  unmöglich.  „Der  Bürger 
geliört  dem  Staate  an,  unabhängig  von  jeder  Religion". 

Er  führte  aus,  vne  zweckmässig  es  sei,  die  Municipal- 
beamten  für  den  Civilstand  zu  verwenden.  Sie  stünden  im 
Centrum  des  bürgerlichen  Lebens,  das  sich  jetzt  so  ungeahnt 
reich  entfalte. 

1  MoniteurS.  1239. 

s  ebendas.  S.  125S. 

8  ebendas.  1792.  No. 47.  S.  191. 
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Die  ßegistrirung  der  Geburten  und  Sterbefalle  böte  kaum 
Schwierigkeiten.  Mehr  und  grössere  die  Ehe«  Die  Consti- 
tution erkenne  dieselbe  als  einen  Civilcontract  an;  seine  Basis 
läge  allein  im  bürgerlichen  und  natürlichen  Rechte;  man  dürfe 
nicht  Sacrament  und  Contract  vermischen;  beide  hätten  wohl 
mit  einander  verbunden  werden  können,  aber  das  Sacrament 
„ .  «  n'est  pas  de  Fessence  de  manage  et  de  no8  joura  il  rCa  iik 
regardi  comme  tely  que  parceque  la  piUssance  civile  Vavait  mü  au 
nombre  des  f armes  nicessaires  pour  la  validiU  da  mariage^^. 

Häufiger  und  stürmischer  Beifall  unterbrach  den  Kedner;  dJlJj*J™f 
zahlreiche  Petitionen,  namentlich  vom  Nieder-Rhein  und  Petitionen. 
Calvados,  unterstützten  seine  Vorschläge, 

Weitere  Verhandlungen  fanden  dann  am  17,  März  statte  JJ^ni^JngeSf 
und  ebenso  am  9.  Aprils 

Damals  nahm  Vergniaud  das  Wort.  In  feuriger  Rede  vcrgniand. 
setzte  er  auseinander,  dass  selbst  die  Ordonnanzen  und  die 
Parlamente  die  Scheidung  von  Sacrament  und  Contract  auf- 
recht erhalten  hätten,  dass  ja  die  kirchliche  Eheschliessung 
nicht  verboten  werden  solle,  sondern  dass  der  Staat  nur  sich 
vindicire,  was  sein  sei:  die  Gesetzgebung  über  den  ehelichen 
Contract;  dass  er  den  Rechtsstand  wiederherstellen  wolle,  den 
geistliche  Usurpation  in  finsteren  Zeiten  ihm  entzogen  habe^. 

Die  übrigen  Redner  und  die  weiteren  Verhandlungen  be- 
schäftigten sich  nur  noch  mit  den  Modalitäten  des  Civilstandes. 

Gohier  und  Reboul  wollten  die  ElementarschuUehrer    ^^^{i 
zu  Civilstandsbeamten  haben,   Pastret  die  Friedensrichter,    j"/"!; 
Jolivet  eigene  „tabellions'S  L ager oll e  Municipalmagis träte,  '-•«f«»'«"*^- 
deren  Besoldung  vom  Gehalte  der  Priester  abzuziehen  sei^. 
Auf  den  Antrag   von  Ducastel  und  H^rault-Söchelles  ^^^l" 
wurden  die  Commissionsvorschläge  angenommen  ^  ß^cheiics. 

Gohier  propomrte,  da  nicht  überall  Stadthäuser  existirten,    Gouer. 

1  ebendas.  S.  822. 
*  ebendaa. 8.421. 

3  Vergniaud  wollte  übrigens  den  Inhalt  des  Gesetzes  kürzen;  es 
solle  nur  vom  Ciyilstande  handeln,  das  Uebrige  späteren  Verordnungen 
überlassen  bleiben.  Sein  Antrag  wurde  abgelehnt,  weil  es  unmöglich  sei, 
das  neue  Kecht  organisch  mit  dem  alten  zu  verbinden. 

4  Früher  habe  die  Congrua  derselben  700  Fr.  betragen  und  ausserdem 
hätten  sie  noch  Früchte  bezogen ;  diese  letztem  seien  ihnen  von  der  Natio- 
nalversammlung genommen  und  dafür  die  Congrua  auf  1200  Fr.  erhöht 
worden.  Jetzt  müsse  wieder  eine  Reduction  auf  das  frühere  Maass  ein- 
treten. 

ö  Moniteurl792.  S.  729. 
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wo  Ehen  eingegangen  werden  konnten,  Altäre  bauen  zu  lassen 
in  der  Mitte  des  Marktes;  die  /Erklärung  der  Menschenrechte 
sollte  in  den  Stein  gegraben  und  die  Ehen  dort  geschlossen 
werden.  Die  Kirchen  wären  dazu  nicht  brauchbar,  meinte  er, 
weil  man  den  usurpatorischen  Gelüsten  der  Priester  keine 
Handhabe  geben  dürfe. 

Seine  Anträge  wurden  im  Principe  gebilligt,  aber  ihre 
Ausfuhrung  späteren  Zeiten  vorbehalten^. 

^^ÄmoS'        ^°^  ^^-  September  wurde  das  Gesetz  —  loi  qui  d^ter- 
i^/ta^cMMes"*^^®  ^^  modc  dc  coustatcr  l'etat  civil  des  citoyens  — 

Die  vier  Artikel  des  ersten  Titels  enthalten  die  principieD 
Die  Bemnten.wichtigsten  Bestimmungen:  es  werden  eigene  Beamte  für  die 
Führung  der  Civllstandsregister  aufgestellt,  welche  von  den 
Municipalbehörden  aus  ihrer  Mitte  zu  erwählen  sind. 

Art.  1.  „Art  1.  Les  municipalites  recevront  et  conserveront  ä  Favenir 

lea  actes  desünia  ä  constater  les  naissances,  mariages  et  dich, 

Art.  3.  Art,  2.    Lea  conaeih  giniraux  des  communes  nommeront 

parmi  lea  membrea,  auivant  Fitendue  et  la  population  dea  UeuXt 
une  ou  phmeura  peraonnea  qui  aeront  chargdea  de  ces  fonctions. 

Art.  3.  Art,  3.  Lea  nominationa  aeront  faitea  par  la  voie  du  acrutin 

et  ä  la  pluraliti  abaolue  dea  auffragea;  elles  aeront  pubKiea  ei 
affichiea, 

Art.  4.  ArL  4.  En  caa  d'abaence  ou  empechement  Ugitime  de  Fofficter 

public  chargi  de  recevoir  'lea  actea  de  naiaaance,  mariages  et  decks, 
il  aera  remplacS  par  le  maire  ou  par  un  officier  munidpal,  ou 
par  un  autre  membre  du  conaeil  ginäral  q  Vordre  de  la  Kate"^. 

'^^RegSfcn '  Der  zweite  Titel  giebt  ganz  ausführliche  Vorschriften  über 
die  Führung  der  Register,  die  wesentlich  den  Gesetzen  von 
1667.  und  1736.  entnommen  und  fast  genau  in  den  Code  civil 
übergegangen  sind. 

So  sollen  in  jeder  Municipalität  drei  Register  in  doppelten 
Exemplaren  gehalten*,  die  Paginirung  von  den  Districtspräsi- 
denten  vorgenommen*,  und  lose  Blätter  mit  Strafe  von  100 

^  ebenda».  S.  74S. 

»  Vgl.  über  diese  Artikel  Rieff  a.  a.  O.  78.  f. 

8  Art.  1.    Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  7.  u.  10;  v.  1736.  art.  l.u.8.— 
Code  civil  art.  40. 

4  Art.  2.  Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  8;  v.  1786.  art.  2.  —  Code  cItü 
art  41. 
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liivresy  Absetzung  und  zehnjährigem  Verlust  des  Activbürger- 
rechts  geahndet  werden^. 

In  den  ersten  vierzehn  Tagen  jedes  Januars  sind  alpha* 
betische  Inhaltsverzeichnisse  anzufertigen^  und  im  folgenden 
Monate  ein  Exemplar  der  Begister  an  die  Bezirksdirectorien 
zu  senden^.  Die  anderen  verbleiben  in  den  Archiven  der 
Municipalität^. 

Alle  zehn  Jahre  von  1800.  ab  werden  die  verschiedenen 
alphabetischen  Indices  zu  einem  einzigen  zusammengestellt« 
der  wieder  in  zwei  Exemplaren  angefertigt  und  von  denen  eins 
ebenfalls  der  Districtbehörde  übergeben  wird^. 

Die  Vorschriften  über  die  EheschHessung  sind  im  IV.  Titel,  ^^"^^g'" 
namentlich  in  der  2.  und  4.  Section  enthalten,  die  ich  ihrer 
Wichtigkeit  wegen  wörtlich  mittheile: 

Section  IL  ß'^ctn. 

Pu  blications, 

Art,  1.  Les  personnes  majeures  qui  voudront  se  mariei*  Art.  i. 
eeront  tenues  de  faire  publier  leurs  pvomeasea  rSdproqiies,  dans  le 
lieu  du  domicile  actuel  de  chacune  des  parties,  Les  jpromesaes  des 
personnes  mineures  seront  publikes  dans  celui  de  leurs  phres  et 
mhesy  et  si  ceux-ci  sont  morts  ou  interdits,  dans  celui  oii  sera 
tenue  FassembUe  de  famille  requise  pour  le  mariage  des  mineurs^, 

Art.  2.    Le  domicile,  relativement  au  mariage  estßxi  par    Art.  s. 
tine  habitation  de  sia  mois  dans  le  meme  Heu'', 

Art,  3.    Le  mariage  sera  pricedi  d^une  publication  faite  le     Art.  8. 
dimanche  ä  Vheure  de  midi,  devaiit  la  porte  extSrieure  et  princi- 
pale  de  la  maison  commune,  par  Voffider  public;  le  mariage  ne 
pourra  etre  contractu  que  huit  jours  apres  cette  publication^, 

^  Art  5.  Vgl.  Ordonn.  Y.  1736.  ait.  4.  Für  die  Beobachtung  der  ande- 
ren Vorschriften  sorgt  art  4:  ,,Toute  contra vention  aux  dispositions  de 
Tarticle  präcedent  (d.  i.  3,  welcher  von  dem  Verbote  handelt,  leere  Stellen 
im  Kegister  zu  lassen,  Rasuren  vorzunehmen,  ohne  sie  besonders  zu  be- 
glaubigen) sera  punie  de  lOlivres  d'amende  pour  lapremiere  fois,  de  20livre8 
<l*amende  en  cas  de  r^cidive,  et  memes  des  peines  portees  par  le  code  penal, 
en  cas  d*aIteration  ou  de  faux".  Vgl.  O  rdonn.  v.  1667.  art.  13;  v.  1736.  art. 
59.  —  Code  civil  art.  50. 

«  Art.8.— Vgl. Beeret  V.  20.  Juli  1807. 

3  Art.  9.  —  Vgl.  Ordonn.  v.Blois  v.  1579.  art.  181;  v.  1667.  art.  11; 
T.  1736.  art.  17.  —  Code  civil  art.  43. 

*  Art.  13.   Vgl.  Ordonn.  v.  1667.  art.  11.  —  Code  civil  art.  43. 

6  Art.  15—17. 

«  Ordonn.  de  Blois  V.  1579.  art.  40.    Code  civil  art  63. 166. 168. 

^  Code  civil  art.  74.  —  ^  ebendas.  art  64. 
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Art.  4.  Art,  4«    II  sera  dressi  acte  de  cette  publication  sur  registre 

particuUer  ä  ce  destinS;  ce  registre  ne  $era  paa  tenu  double  et 
sera  diposi^  lorsqu'il  aeraßni,  aux  archivee  de  la  munieipaliUK 

Art.  5.  Art.  ö.    L'aete  de  publication  conti^ndra  Us  noms,  prinomt, 

profeesion  et  domiciU  des  futurs  ipouxy  ceua  de  leurs  phes  ä 
mhes  et  Us  jour  et  heure  de  la  publication;  il  sera  signi  par 
ro/ßcier  public, 

Art.  6.  Art,  6.    Un  extrait  de  Facte  de  publication  sera  affichi  ä 

la  parte  de  la  maison  commune,  dans  un  tableau  ä  ce  distini^, 

Art.  7.  Art,  7.    Dans  Us  villes  dont  la  population  eacide  dixmilk 

ames,  un  pareil  tabUau  sera  en  outre  plad  sur  la  principak 
parte  du  chef-lieu  des  sections,  sur  laqueUe  Us  futurs  ipoxix 
habitenU 


Sect.  IV. 


Section  IV, 

Des  formsB  intrinskques  de  Vacie  de  mariage, 

Art.  1.  Art,  1,    Uacte  de  mxiriage  sera  regu  dans  la  maison  com- 

mune du  lieu  du  domiciU  de  Fune  des  parties^, 

Art.».  Art,  2.    Le  jour  oü  Us  parties  voudront  coniracter  leur 

mariage  sera  par  elles  disignd,  et  Vheure  indiquie  par  rofßder 
public  chargi  d!en  recevoir  la  declaration, 

Art.  8.  Art,  3.    Les  parties  se  rendront  dans  la  salU  publique  dt 

la  maison  commune  avec  quatre  thnains  majeurs,  parens  oti  non 
parens,  sachant  signer,  s'il  peut  s'en  trouver  aisSrnent  dans  le  Ii(v 
qui  saclient  signer, 

Art.  4.  Art.  4,    n  sera  fait  Ucture  en  leur  prisence  par  rofficier 

public  des  piices  relatives  ä  Vetat  des  parties  et  aux  formaUüi 
du  mariage,  ieU  qtie  Us  actes  de  naissance,   U  consentement  d(i 
pbres  et  mhres,  Vavis  de  la  familU,  Us  pubUcatians,  appositmi , 
et  jugemens  de  la  main  Uvie, 

Art.  5.  ArL  5.    Aprh  cette  Ucture  U  mariage  sera  contracti par  la 

diclaratian  qüe  fera  chacune  des  parties  ä  haute  vaix  et  en  ces 
termes:  Je  diclare  prendre  (U  nom)  en  mariage,  ' 

Art.«.  Art,  6.    Aussitot  aprhs  cette  diclaratian  faite  par  Us  parties^ 

Vafficier  public  en  Uur  prisence  et  en  celU  des  memes  thnoinsi 
pranancera  au  nom  de  la  lai,  qu^elUs  sant  unies  en  mariage*.      i 

Art.  7.  Art  ?•    L'acte  de  mariage  sera  de  smte  dressi  par  Tojßc\eT\ 

public;  il  cantiendra  1^.  Us  prenoms,  nams,  äge,  lieu  de  naissance^ 
prafession  et  domiciU  des  ipaux;  2^.  Us  prinotns,  nams,  projes* 

^  ebendas.  art.  68.  —  ^  ebendas.  art.  64. 
8  ebendas.  art.  74.  —  *  ebendas.  art.  75. 
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9ion  et  dwnicile  des  pires  et  mhes;  3^  lee  prieme f  nome,  dge, 
profeesion  et  domicih  des  tdmoins,  leur  ddclaratüm  s'ils  eont 
parens  ou  alUis  des  parties;  4P.  la  tnentian  des  ptdfliccUions  dana 
le$  divers  domiciles,  des  oppodtions  qui  auraient  iti  faües  et  des 
jugemens  de  main  levie;  tfi.  la  meniüm  du  cansentement  des  phres 
et  mires  ou  de  la  fatniUe  dans  le  eas  cüil  y  a  Keu;  6^.  la  men- 
iion  des  diclartUions  des  pariies  et  de  la  pronondation  de  Fo/ßcier 
public^ . 

Art.  8.    Cet  acte  sera  signi  par  les  parties 9  par  leurs  phres    Arr.  8. 
et  mires  et  parens  prisens,  par  les  quatre  timoine,  et  par  ro/ficier 
publie;  en  eas  qu'aucun  (Tetuo  ne  süt  ou  ne  püt  signer,  il  en  sera 
fait  mention. 

Art.  9.  Si  antSrieurement  ä  la  publieation  de  la  präsente  Art.  9. 
fot  quelques  personnes  s'Staient  mariies  devant  les  ofßders  dvils, 
elles  seront  tenues  de  venir  dans  la  kuitaine  ddelarer  leur 
mariage,  devant  Foffider  public  de  la  munidpaliti  de  leur  dornt- 
die,  lequel  en  dressera  acte  sur  les  registres  aux  formes  d-dessus 
präsentes". 

Es  lässt  eich  nicht  behaupten,  da8s  da«  Gesetz  mit  groBser^^^J^Mtscs?** 
Geniigthuung  und  Freude  aufgenommen  wurde.  Die  Zeitungen        » 
ignorirten  es  ganz;  von  Flugschriften  gingen  nur  wenige ,  und 
diese  mit  rücksichtsloser,  cjmischer  Kritik  auf  die  Civilstands- 
Terordnungen  ein;  die  meisten  beschäftigten  sich  mit  der  Ehe- 
scheidung. 

So  erschien  1794.  in  Paris:  Sur  la  loi  du  mariage,  la  ^*!uk«? 
loi  du  divorce  et  le  systfime  de  l'adoption,  eine  Schrift, 
die  schon  durch  ihr  dem  Hesekiel  entlehntes  Motto:  i,Inter 
sancfum  et  prophanum  non  hahuerunt  dietantiam,  inier  pollutum 
et  mundum  non  intelUxerunf,  ihren  Standpunkt  andeutete.  — 
Nicht  einmal  den  Titel  des  Gesetzes  liess  sie  unangefochten. 

„Lots  sur  le  mode  de  constater  Fitat  cünl  des  dtoyens  .  •  .'*^ 
Warum  des  dtoyens,  während  es  sich  doch  um  den  Ciyilstand- 
von  Personen  handelt?    Ist  es  ein  Kest  jener  Höflichkeit  des 
anden  regime,  welches  jeden  etwas  höher,  als  sein  Name  war, 

1  ebendas.  art.  76. 

*  a.  a.  O.  S.  7.  ,,  On  distribue  depuia  un  an  aar  le  Pont-neuf  uae  an- 
noDoe  intitu]^:  Quillict,  m^decin  conaultant  les  urinea,  auz  Citoyens 
aoufirana.  Libre  au  eonaultant  Quiiliet  de  qualifier  citoyena  tona  lea  nia- 
ladea  qui  piaaeront  dans  aa  fiole;  mais  les  usagea  du  Pont-neuf  ne  doivent 
paa  faire  autorit^  en  l^gislation  *'.  —  Daa  var  die  Art  der  Kritik  jener  Zeit  I 
Friedberg,  Etieschlieeeung,  3g 
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betitelte?    Oder  haben  die  Gesetzgeber  geglAubl,  nut  für  die 
Bürger  zu  arbeiten? 

Noch  heftiger  aber  waren  die  Angriffe  gegen  die  räzelnen 
gesetzlichen  Bestimmungen*  Zwar  gingen  sie  meistens  auf 
die  in  der  That  überaus  nachlässige  und  znweilen  sogar  an 
das  Unlogische  streifende  Redaetion  der  einzelnen  Artikels 
aber  zuweilen  auch  gegen  das  materielle,  dort  vorgeschriebene 
Recht. 

.  .  .  Alle  zehn  Jahre  sollen  die  alphabetischen  InhaltsTer- 
zeichnisse  in  eins  verarbeitet  und  dies  dem  Bezirksdirectorium 
überliefert  werden  •  .  •  .^  Also  um  einen  GeneraUndex  nach 
zehn  Jahren  zu  machen ,  wird  meine  natürliche  und  bürger- 
liche Existenz 9  ruft  der  Verfasser  aus,  meine  Sicherheit  und 
Gleichheit  9  mein  Eigenthum  täglich  aufs  Spiel  gesetzt  Die 
Ehe  ist  ein  bürgerlicher  Contract  und  Ihr  macht  einen  staat- 
lichen daraus,  die  Geburt  und  der  Tod  sind  Acte  der  Natur 
und  Ihr  stempelt  sie  zu  Acten  der  Municipalität,  nur  um  das 
Vergnügen  zu  gemessen,  Euch  alle  zehn  Jahre  ein  Register 
zu  verschaffen,  um  schlechte,  ungenaue,  kostspielige  Zählungen 
der  Geburten,  Ehen  und  Todesfälle  vorzunehmen,  academische 
Zählungen,  naqh  denen  ich  kein  Bedür&iss  verspüre  und  der 
Staat  ebenfalls  nicht,  Zählungen,  die,  selbst  wenn  sie  nöthig 
wären,  nicht  auf  diese  Weise  gemacht  werden  dürften,  da 
Nichte  in  der  Welt  Euch  berechtigen  kann,  politische  Opera- 
tionen  anzustellen  auf  Kosten  des  Civilstandes  der  Personen. 

„  Wakrlichy  wenn  so  der  König  David  verfuhr,  als  er  eine 
Zählung  des  jüdischen  Volkes  veranstaltete,  so  wundere  ich  mich 
nicht,  wenn  er  nachher  ausrief:  ich  habe  zu  thöricht  gehandelt"' 

Diese  Verkennung  des  Civilcontractes  war  der  Haupt- 
vorwurf, der  dem  Gesetze  entgegengehalten  wurde. 

„Ils  mitamorpliosent  un  contrat  civil  en  un  contrai  politiq'^* 
Ils  me  forcent  sous  peine  de  perdre  mapropriiti,  de  me  soumetire 
ä  de  vaines  formules,  qui  bien  hin  meme  de  me  la  garanär, 
quandje  m'y  eoumettrois,  ne  fönt  que  diminuer  les  moyens  quß 
fai  de  prouver  qi/elle  est  mienne,  si  on  Fattaque"K 
mKngeinoch         Denuoch  wurdeu   die  Hauptmän^l   des   Gesetzes  nir® 

gmr  nicht  er-  *  " 

kannt. 

^  So  lautete  der  Anfang  des  Qesetsea:  „L'afisembl^e  nationale  t  ^Pf^^ 

avoir  döcr^t^,  qu'elle  est  en  ^tat  de  d^libärer  d^ftnitivement,  d^rete 

ce  qui  suit". '—  a.  a.  O.  S.  7.  Ebenso  tit.  1.  art  1.  ebendas.  8«  tufl.W'« 

s  a.a.O.  S.U. 

9  a.  a.  O.  S.  5. 
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£r8te  kaum  bemerkt;  erst  die  Praxis  machte  sie  sichtbar,  erst 
«päter  sah  man,  dass  gar  keine  überwachende  'Autorität  für 
^e  Civilstandsbeamten  aufgestellt  war,  dass  keine  Normen 
über  Ehen  im  Auslande  gegeben,  dass  die  Maschinerie  des 
Gesetzes  nicht  nach  dem  Bildungsstandpunkte  der  Nation  be- 
messen war^ 

Nichts  desto  weniger  kann  eine  grosse  Zahl  der  Gesetze^^er  p^JSSu. 
welche  die  Folgezeit  für  das  Eherecht  brachte,  nicht  als  Ver- 
besserung bezeichnet  werden;  im  Gegentheile:  einzelne  gute 
aus  dem  alten  Kechte  überkommene  Bestimmungen  des  Ge- 
setzes V.  J.  1792.  wurden  geradezu  durch  verfehlte  und 
schlechte  Anordnungen  ersetzt. 

So  zerstörte  das  Deere t  vom  25.  Yend^miaire  des  vead^Lu.' 
Jahres  IL  (16.  October  1793.)*  die  Publicität  der  Ehe,  indem 
-es  bestimmte,  dass  die  Aufgebote  an  jedem  beliebigen  Tage 
der  damaligen  Decadenwoche  verkündet  werden  könnten  und 
^e  Ehe  schon  nach  drei  Tagen  dem  Aufgebote  folgen  dürfe. 
Erst  die  Verfügung  v.  7.  Thermidor  des  Jahres  Vni.T?^id.VTii. 
{26.  Juli  1800.)^  stellte  das  frühere  Becht  wieder  her. 

Noch  abenteuerlicher  war  das  De  er  et  v.  6.  Thermidor  Thlraw.vf» 
«des  Jahres  VI.* 

Damals  waren  die  ßtes  dicadaires  eingerichtet  worden,  die 
•den  antiken  Staatsgedanken  in  Frankreich  realisiren  sollten. 

Jeden  decaäi  musste  die  ganze  Bevölkerung  des  Cantons 
an  dem  dazu  bestimqiten  Orte  zusammenkommen.  Dort 
sollten  die  Grundgesetze  des  Staates  verlesen  werden,  das 
Volk  über  den  Stand  der  Wissenschaften,  namentlich  über 
Ackerbau  und  schöne  Künste  Unterricht  empfangen,  alle  in 
der  Decade  vorgefallenen  Todesfälle,  Scheidungen,  Geburten 
und  Adoptionen  verkündet,  gymnastische  Spiele  abgehalten 
und  endlich  auch  alle  Ehen  geschlossen  werden.  AUe  Schulen 
sollten  mit  ihren  Lehrern  der  Feier  beiwohnen. 

Le  Göret  hatte  gar  die  Erbauung  von  eigenen  iemples  LoGoreu 

1  Vgl.  die  Rede  v.  Depeyre  am  27.  Nivöse  d.  J.  VII.  im  Moniteur 
:axi  Vll.no.  121. 

s  D^cret  relatif  ä  la  publication  et  ä  la  c^löbration  du 
mariage  C.  B.  p.  237. 

'  Arrdtä  qui  fixe  le  jour  de«  publications  de  mariages 
B.  34.  n.  228. 

^  Moniteur  an  VI.  no.  311.  Rondonneau  röpertoire  de  lalegiela* 
tion  fran9ai8e  depuis  1789.  jusqu*au  l«r  Jaavier  1812.  (Paria  1813.)  2,  54 
übergeht  es. 
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dicadaireB  beantragt ,  in  denen  jede  Familie  ihre  festen  Platze 
haben  solltet 
Bonnaice.  Vergebens  hatte  Bonnaire  am  3.  Therinidor  gegen  daff 

GttMdon.  Gesetz  Einwendungen  erhoben  und  ebenso  Guesdon  am  6. 
Welcher  Beamte  sollte  der  Eheschliessung  beiwohnen,  wo  soll- 
ten die  Anschläge  der  Aufgebote  vorgenommen  werden?  Etwa 
am  Cantonorte,  wo  die  Brautleute  gänzlich  unbekannt  wären? 
Wie  viel  Zeit  wurde  nicht  durch  die  Eheschliessungen  der 
Feier  des  Decadenfestes  entzogen,  und  endlich,  welche  Kostea 
den  Brautleuten  verursacht,  die  zur  Trauung  regelmässig  nach 
dem  Vororte  des  Cantons  gehen  müssten.  —  Die  Versammlung 
blieb  auf  die  meisten  Fragen  die  Antwort  schuldig  und  er- 
ledigte   die    triftigsten  Einwürfe    mit   dem   Argumente   von 
Thi&stf.    Thi^ss^,   dass  die  Bevölkerung  ohne  den  Reiz,    die  Ehe* 
Schliessungen  mit  ansehen  zu  können,  sich  nur  sparsam  an 
den  Festen  versammeln  werde:  „i7  faut  t/n  charme  pbis  puts- 
sant  pour  provoquer  Ua  rSuniona  populaires;  c'est  FaUrait  da 
plaisir". 
*^b«imtef*^         Auch  Über  die  Person  der  Civilstandsbeamten  wurde  da- 
DccMtT  s.  mala  Sorge  getragen,  wie  denn  schon  am  3.  Ventöse  de? 
SrPw-i»/ Jahres  III.  (21.  Februar  1795.)*,  für  Paris  eine  andere  Or- 
ganisation der  Civilstandsregister  eingeführt  war.     Abschlies- 
^ym?'  ^^^^  ^^  dieser  Beziehung  war  aber  erst  das  Gesetz  vom  28. 
'  Pluviöse  des  Jahres  VIII.  (18.  Februar  1800.)»,  das  die 
Maires  und  ihre  Adjuncte  für  die  Führung  der  Register  be- 
rief,  und   so  mit   einem  Male   den  Uebelständen   ein  Ende 
machte,  welche  die  Unwissenheit  undNachlässigkeit  der  früheren 
Beamten  oder  die  zähe  Hartnäckigkeit  des  Clerus  hervorge- 
nor^V/Frac-'^^^^  hatte,  und  welche  durch  die  Verordnungen  v.  19.  Flo- 
tkii.    "r^al  (9.  Mai  1794.)*  und  21.  Fructidor  des  Jahres  IL 
D«cr.T.2.Fior.^7^    September    1794.)«,    v.   2.   Flordal    des    Jahres  IIL 

^  Vgl.  noch  Moniteur  an  VI.  no.  306. 310. 

^  Loi  sur  F^tablisBement,  k  Paris,  des  fonctionnaires 
destin^s  ä  constater  F^tat  ciyil  et  qui  d^termine  leurs  fonc- 
tions.  C.  B.  p.  14. 

3  Loi  conceruant  la  diTision  du  territoire  de  la  räpablique 
et  radministration.  Bullet  des  Lois  2«  s^m.  de  Tan  VIII.  buÜet. 
I7.no.  115. 

^  Moniteur  1794.  8.935. 

6  Loi  qui  autorise  deuz  membres  de  la  commission  ad- 
ministrative de  police  municipale  ä  signer  les  actes  de  Ntat 
civil  de  lä  oommune  de  Paris,  qui  se  trouvent  inscrits  sur  le» 
registres  sans  la  Signatare  des  pr^cedens  officiers  charg^fr 
de  les  recevoir.  C.  B.  p.  165. 
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i^2L  April  1795.)*  und  v.  7.  Vend^miaire  dea  Jahres  IV- ^^^^/^^ 
{29.  September  1795.) '  nieht  yöUig  hatten  beseitigt  werden 
Icönnen.  — 

Die  übrigen  Bestimmungen  —  ▼•  8.  März*  und  14.  Sep-^g;^*^'-^^^*;^^ 
tember  1793-*  v.  25.  Nivöse  des  Jahres  IIL  (14.  Januari^»»', »•»»»• 
1795.) ^  so  wie  die  zahlreichen  Projecte^  die  von  den  gesetz*  Project«, 
gebenden  Versammlungen  berathen  wurden,  haben  nur  eine 
untergeordnete  Bedeutung  und  berühren  keines  der  Principe» 
<lie  in  dem  Gesetze  v.  J.  1792.  niedergelegt  waren  ^. 


^  Loi  qui  fixe  un  mode  pour  suppiger  'aux  registres  de 
r^tat  civil,  dötruits  ou  perdus  pendant  la  r^voiution.  B.  189. 
n.  780. 

^  Loi  relative  aux  cultes.  Art.  20.  verbietet  die  von  den  Geist- 
iichen  ausgestellten  Civilacte  eu  berücksichtigen.  B.  186.  no.  1134. 

8  D6cret  qui  d^clare  qu*il  est  libre  aux  militaires  de  con- 
tracter  mariage  sans  le  concours  de  leurs  chefs  ou  sup^rieurs. 
€.  B.  p.  870. 

A  D^cr^t  qui  prescrit  le  mode  de  remplacer  Tacte  de  nais- 
aance  dont  la  justification  est  nöcessaire  pour  se  marier. 
€.  B.  p.  15». 

^  Loi  qui  attribue  aux  tribunaux  de  district,  la  connais- 
flance  des  affaires  relatives  k  T^tat  civil  des  enfans  n^s  hors 
mariage   et   k  des  proc^s  existans  sur  des  questions  d'^tat. 

B.  112.no.  585. 

6  So  am  21.  August  1793.  Moniteur  S.  1008.  am  27.  Kivdse  d.  J. 
Vn.   Monit.no.  121.   Vgl.no.  100. 

7  Ausserdem  sind  noch  folgende  Gesetse  zu  erwähnen:  D^cret  re- 
latif  ä  la  publication  et  k  la  c^Ubration  du  mariage  v.  25. 
Vend^m.  an  IL  (16.  October  1793.)  C.  B.  p.  287;  D^cret  qui  fixe  con- 
form^ment  au  nouveau  calendrier  T^poque  de  Tenvoi  des 
registres  de  Petat  civil  v..7.  Frimaire  an  II.  (27.  November  1793.) 

C.  B.  p.  85;  Beeret  qui  d^cide  Taffirmative  sur  la  question  de 
savoir  si  un  acte  de  mariage  peut  Stre  re9u  dans  la  maison 
commune  du  lieu  du  domicile  actuel  de  Tune  des  parties 
lorsqn'il  n*y  a  pas  six  mois  qu'elle  y  r^side  v.  22.  Germinal 
4in  IL  (11.  April  1794.)  C.  B.  p.  161;  Arretö  relatif  k  la  formalit^  de 
coter  et  parapher  les  registres  de  T^tat  civil  v.  27.  Fructidor 
■an  IV.  (13.  September  1796.)  C.  B.  p.  349;  Loi  qui  regle  la  maniere 
dont  les  mariages  seront  c^libräs  dann  la  commune  de  Ttle 
de  Groix,  döpartement  du  Morbihan  v.  3.  Germ,  an  VII.  (23.März 
1799.)B.  269.  n.  2768;  Loi  relative  k  la  c^Ubration  des  fdtes  d^- 
cadaires  et  des  mariages  dans  les  lies  maritimes  de  la  r6- 
publique  v.  26.  Frairial  an  VII.  (14.  Juni  1799.)  B.  288.  n.  3022;  Ar- 
ret^  relatif  aux  tables  decennales  de  T^tat  civil  v.  25.  Vendöm. 
an  IX.  (7.  October  1800.)  B.  48.  n.  357;  Avis  du  conseil  d*etat  sur  les 
formalit^s  k  observer  pour  les  rectifications  k  faire  aux  re- 
gistres de  r^tat  civil  r.  13.  Nivdse  an  X.  (3.  Jan.  1802.)  B.  225. 
n.2058;  Arrlt^  relatif  aux  publications  de  mariage  v.l3.Flor^al 
.an  X.  (3.  Mai  1802.)  B.  184.  n.  1464;  Loi  relative  k  la  publication 
•et  aux  affiches  de  mariage,  et  k  la  tenne  des  registres  de 
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GiStucSrit         ^^®  katholische  GöifitGchkeit  wurde  durch  die  revolutionäre 
"•  ^*®^*^*^  Bewegung  bis  flir  Vernichtung  unterdrückt*:  kein  Wander, 
dass  sie  den  neuen  Ehegesetzen  nur  einen  passiven  Wider- 
stand entgegenbrachte  y  dass  sie  sich  jeder  lauten  Opposition 
Kirchlich«  enthielt.     Zwar  stellten  die  Pfarrer  nach  wie  vor  Trauscheme 

rniasii^en 

flw"*"iioih  *^®»  ^^^  ^^^   gesetzunkundige  Bevölkerung  Hess  sich  wotl 

Tor.      yerleiten^  diese  als  legitime  Beweise  ihrer  Ehen  zu  betrachten^ 

aber  als  erst  staatliche  Verordnungen  wiederholt  die  Werth- 

losigkeit  jener  Urkunden  hervorgehoben  hatten^  wurden  die 

Greistlichen  nicht  mehr  um  die  Scheine  angegangen  und  so 

auch  des  letzten  Mittels  beraubt,  ihren  etwaigen  Widerstand 

gegen  die  Regienmg  bethätigen  zu  können. 

übcrdiT&'vii-        ^^®  Civilehen  selbst  mussteii  sie  als  gültig  anerkennen; 

«*'••      das  hatte  der  Papst  ausdrücklich  am  5.  October  1793.  auf  die 

an  ihn  ergangenen  Anfragen  geantwortet». 


T.7!l8oi!  I^aß  Concordat  v.  J.  1801.  stellte  dann  das  alte  Ver- 

hältniss  der  katholischen  Kirche  zum  Staate  wieder  her:  aber 
die  mit  ihm  verbundenen  organischen  Artikel  hielten  an 
der  Civilehe  fest. 

Organische  „Ik"  (die  Pfarrer),  heisst  es  im  Art  54.  „ne  donneront 

la  bönSdiction  nuptiale  qu'ä  ceux  qm  justifieront  en  bonne  ei  due 
forme  avoir  contractu  manage  devant  Fofficier  de  Vitat  dviV*^* 
Poruus.  Portalis  hatte  den  Hauptantheil  an  derBedactxon  dieser 

Gesetze  gehabt,  er  war  auch  Berichterstatter,  als  sie  der  ge- 
setzgebenden Versammlung  vorgelegt  wurden,  und  seine  Worte 
beweisen  von  Neuem,  dass  die  französische  Civilehe  keine 
Frucht  revolutionärer  Ideen  war,  sondern  die  blosse  Conse- 

r^tat  civil  dans  ies  parties  de  eommunes  dont  les  Communi- 
cations avec  le  chef-lieu  sont  difficiles,  dangereuses  et 
mdme  teroporairement  impossibles  y.  18.  Floreal  an  X.  (8*  Hai 
1802.)  B.  189. 11.1544;  Avis  da  conseil  d*ätat  concernant  les  for- 
malitös  k  observer  pour  inscrire  sur  les  registres  de  l'etat 
civil,  des  actes  qui  n'y  ont  pas  ^t^  port^s  dans  les  d^Ui» 
prescrits  v.  12.  Brnmaire  an  XI.  (8.  November  1802.)  B.  225.  n.  2067. 

1  Vgl.  Dellios  r^glise  de  France  pendant  la  revolution  (Toulon  1853.). 
Zager  Teglise  de  France  pendant  la  revolution.  Laurent  T^glise  et  l'etat 
nie  partie  (Bruxelles  1862.)  S.  55.  E 

>  Siehe  oben S.  565. 

»  Delbos  a.  a.  O.  2,  246.  Theiner  Documenta  in^dits  lelatifs  aux 
f^aires  religieuses  de  la  France  1790.  k  1800.  (Paris  1857.)  1, 202.  theUt  die 
Antwort  des  Papstes  nicht  mit. 

^  Für  die  Rabbiner  wurde  dasselbe  bestimmt  durch  das  Arret^  ▼• 
l.Prairial  an  X.  (21.  Mai  1802.) B.  191.  n.  1597. 
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quenz  des  früheren,  van  den  Ordonnanzen  aufgestellten,  von 
den  Parlamenten  gehandhabten  Rechtes^. 

^  Discours,  Rapports  et  Travauz  inddits  sur  le  Concordat 
de  1801.  (Paris  1845.)  90.  Mit  Recht  ist  darauf  hingewiesen  worden,  dass 
seine  Reden  am  Betten  im  Stande  sind,  den  Geist  des  Concordates  und 
des  Code  civil  —  auch  hier  war  er  spfiter  Berichterstatter  für  den  Titel 
„Von  der  £he  '*  —  zu  zeichnen ,  und  daher  mag  hier  das  Wesentliche  daraus 
angeföhrt  werden : 

„La  mati^re  des  mariages  demandait  une  attention  particuli^re.  An- 
cien&ement,  ils  ^taient  celebr^s  devant  le  propre  curö  des  eontractanta,  qui 
etait  k  la  fois  ministre  du  contrat  au  nom  de  TEtat,  et  ministre  du  sacrement 
au  nom  de  l'ü^glise.  Cette  confusion  dans  les  pouvoirs  difPerents  que  Ton 
confiait  h  la  mdme  personne  en  a  produit  une  dans  les  id^es  et  dans  les  prin- 
cipes.  Quelques  th^ologiens  ont  cru  et  croient  encore  qu'il  n'y  a  de  ren- 
tables mariages  que  ceux  qui  sont  faits  en  face  de  Tl^glise.  Cette  erreur  a 
des  consequences  funestes.  II  arrive  en  effet  que  des  ^poux  abus^s  ou  peu 
instruits  n^gligent  d'observer  les  lois  de  la  r^publique ,  se  marient  devant  le 
prStre  sa&s  se  presenter  k  Tofficier  civil,  et  compromettent  ainsi,  par  des 
unions  que  les  lois  n*avouent  pas,  T^tat  de  leurs  enfants  et  la  solidite  de 
leurs  propres  contrats.  II  est  necessaire  d*arreter  ce  d^sordre  et  d*eclairer 
les  citoyens  sur  un  objet  duquel  depend  la  tranquillit^  des  families. 

En  general,  c^est  a  la  soci^t^  k  regier  les  mariages;  nous  en  attestons 
Tusage  de  tous  les  gouvemements,  de  tous  les  peuples,  de  toutes  les  nations. 

Le  droit  de  regier  les  mariages  est  m§me  pour  la  societ^  d'une  n^cessit^ 
absolue  et  indispensable.  C'est  un  droit  essentiel  et  inhärent  ä  tout  gou- 
vemement  bien  ordonn^,  qui  ne  peut  abandonner  aux  passions  et  k  la 
licence  les  conditions  d'un  contrat,  le  plus  necessaire  de  tous  les  contrats, 
et  qui  est  la  base  et  le  fondement  du  genre  humain. 

Nous  savons  que  le  manage  n*est  pas  ^tranger  ä  la  religion,  qui  le  dinge 
par  sa  morale,  et  qui  le  b^nit  par  un  sacrement. 

Mais  les  lumieres  que  nous  recevons  de  la  morale  chr^tienne  ne  sont 
certainement  pas  un  principe  de  juridiction  pour  l*£glise;  sinon  il  faudrait 
dire  que  T^glise  a  droit  de  tout  gouvemer,  puisqu'elle  a  une  morale  univer^ 
seile  qui  s'^tend  k  tout  et  qui  ne  laisse  rien  d*indiff(^rent  dans  les  actes  hu- 
maines.  Ce  serait  renouveler  les  anciennes  erreurs  qui,  sur  le  fondement 
que  toutes  les  actions  avaient  des  rapports  avec  la  conscience,  faisaient  de 
cette  relation  un  principe  d*attraction  universelle  pour  tout  transporter  k 

Le  rapport  du  mariage  au  sacrement  n*est  pas  non  plus  une  cause  süffi- 
sante pour  rendre  TEglise  maitresse  des  mariages. 

Aujourd'hui  m§me  on  reconnait  des  mariages  legitimes  qui  ne  sont  pas 
sanctifiis  par  le  sacrement;  tels  sont  les  mariages  des  infideles  de  tous  ceux 
qui  ont  une  foi  contraire  k  la  foi  catholique ;  tels  ^taient  les  manages  pr^- 
sum^s,  qui  ^taient  si  communs  avant  Tordonnance  de  Blois.  L'usage  de 
TEj^ise  est,  mSme  de  ne  pas  remarier  les  infideles  qui  se  convertissent 

Le  mariage  est  un  contrat  qui,  comme  tous  les  autres,  est  du  ressort  de 
la  puissance  s^ouliere,  k  laquelle  seule  il  appartient  de  regier  les  contrats. 

Les  principes  que  jMnvoque  furent  attest^s  par  le  chancelier  de  Pont^ 
chartrain  dans  une  lettre  öcrite  le  3  septembre  1712.  au  premier  pr^sident 
du  Parlement  de  Besan9on.  Dans  cette  lettre  le  chancelier  de  Pontchar- 
train,  apres  avoir  distingu^  le  mariage  d'avec  le  sacrement  de  mariage, 
etablit  que  le  mariage  en  soi  est  uniquement  du  ressort  de  la  puissance 
dvile;  que  le  sacrement  ne  peut  dtre  appliqu^  qu*ä  un  mariage  contracti^ 
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whtEiii-  Mehrere  Beatimmungen  der  organischen  Artikel  er- 
'SSwAuT  regten  aber  das Missfallen  der  römischen  Corie.  Der  Papst  cr- 
conMifUt.  ti^te  in  der  Allocution,  durch  welche  er  das  Concordat 

bestätigte^  seine  Einwendungen  geltend  machen  zu  wollen. 
PoruusBe.         PortaÜs,  als  conseiller  d'J^tat,  charg^  de  toutes 
les   affaires   concernant  les   cultes,    richtete   in  Folge 
dessen  am  5.  Complementärtage  des  Jahres  XL  einen  neuen 
Bericht  an  den  ersten  Consul»  worin  er  mit  kurzen  Worten 
die  früher  vertretenen  Ansichten  wiederholte  und  zu  beweisen 
strebte  9  dass  die  organischen  Artikel  kein  neues  Recht  ein- 
führten»  sondern  nur  die  alt  überkommenen  Grundsätze  der 
gaUikanischen  Kirche  wahrten^. 
Sein  memoire.        Am  21.  Ventösc  des  Jahres  XIL  beantwortete  er  in  einer 
vertraulichen,  an  den  Kaiser  gerichteten  Denkschiift'  die  rönii- 
schen  Einwürfe 9  und  daraus  ergiebt  sich  deutlich ,  dass  der 
?i7chu^geJin^^*P^^  in  Bezug   auf  die  Ehegesetzgebung  nur   die  Unter- 
^•^^^"••»•- drückung  der  Scheidung  verlangt  hatte.     Die  Trennung  von 
Sacrament  und  Contract,  die  Civilehe  fand  eine  stillschweigende 
Anerkennung,  sie  wurden  nicht  als  mit  den  Lehren  der  Kirche 
unverträglich  bezeichnet'. 

Auch  das  zweite  französische  Nationalconcil  verlor  kein 
Wort  über  die  Civilehe  und  beschränkte  sich  darauf,  die  Ehe- 
scheidung zu  missbilligen  ^ 

aelon  les  lois;  que  la  b^n^diction  nuptiale  appliqu^e  k  un  manage  qui 
n'existerait  point  encore  sorait  un  accident  aans  aujet,  et  qu*un  tel  abus  des 
choisei  religieuses  serait  intoi^rable.  (Vgl.  oben  S.  549.) 

U  est  donc  övident  qu*il  doit  dtre  d^fendu  auz  ministrea  du  culte  d*ad- 
miniatrer  le  aacrement  de  mariage,  toutes  les  fois  qu'on  ne  leur  justifiera  pas 
d*un  mariage  elvi  lern  ent  contractu  *^ 

>  „La  sagease  de  cet  article  est  Evidente;  od  a  eu  pour  objet,de  prevenir 
les  unions  clandestines  et  factices.  Dans  le  mariage  on  a  toujoura  distiague 
le  eontrat  et  le  sacrement. 

La  loi  ne  reconnatt  de  valables  que  les  mariages  contract^s  suivant  lee 
formes  qu'elle  a  stabiles;  le  sacrement  n'est  relalif  qu*att  salut  des  äpoux  et 
auz  gräces  qu*ils  peuyentrecevoir  du  ciel. 

II  arrivait  souvent  qu*un  s^ducteur  adroit  conduisait  devant  un  prßtre  Is 
personne  qu'il  feignait  de  choisir  pour  sa  compagne,  viTut  maritalement 
avec  eile ,  et  refusait  de  parattre  devant  Tofficier  civil.  Quand  ce  s^ucteur 
etalt  fatigu^  d*une  union  qUt  lui  devenait  importune,  11  qaittait  sapr^tendue 
femme  et  la  livrait  au  d^sespoir,  car  cette  infortun^e  n'avait  aucune  action 
pour  r^clamer  son  ^tat  ni  celui  de  aes  enfanta.  L^articleobrie  ä  ces  dangen'*» 
Biscours,  Rapports  etc.  284. 

'  ebendas.  296.  ff. 

'  VgL  Laboulaye  Memoire  pour  consulter  a.  a.  0. 34. 

^  Actes  du  second  concile  national  de  France  (Paris  an  X) 
S,  278.   Erat  die  seit  d.  J.  1848.  in  Frankreich  Obliohen  Synoden  beieicb' 
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8.  Der  Code  ciTil. 

Am20*yentd8e  des  Jahres  XL  (IL  März  1803.)  wurde 
der  zweite  Titel  des  Code  civil  publicirt  —  „cfe*  actee  ^«^l^utcivilr 
rStai  civil"  —  der  mit  geringen  Modificationen  noch  heute  in 
Frankreich  Geltung  geniesst« 

Wir  werden  die  Bestimmungen  dieses  Gesetzbuches  im 
Einzelnen  zu  betrachten  haben. 

Was  zunächst  die  Civilstandsbeamten  betrifft,  so  waren  ^bÜSte?*" 
diese  nach  dem  oben  angeführten  Gesetze  v.  28.  PluyidseoeaeuT.ss. 
des  Jahres  VILL  (17.  Februar  1800.)  in  den  Maires  gefun- 
den worden. 

Dadurch  war  die  Zahl  der  Beamten  ungebührlich  ver- 
mehrt, da  in  jeder  Commune  besondere  Ke^ster  gehalten 
werden  mussten  und  bei  der  Menge  von  Personen,  deren  diese 
Organisation  benöthigte,  konnte  es  kaum  unterbleiben,  dass 
nicht  auch  unfähige  Subjecte  mit  der  Aufgabe  der  Be^ster- 
fuhning  betraut  worden  wären. 

So  fand  denn   der   Consul   Cambacöris,    als   er  am cambac^r^s. 
6.  Fructidor  d.  J.  IX.  die  Mängel  der  bestehenden  Gesetz- 
gebung und  namentlich  die  Untauglichkeit  des  Beamtenper-^^j^'jljy'^f^,^. 
sonals  kennzeidmete  S  fast  keinen  Widerspruch.    Wohl  aber  Bt*nd«beam. 
herrschte  dieselbe  Ungewissheit,  woher  man  die  tauglichen 
Organe  nehmen  sollte,  die  sich  schon  früher  in  der  legisla- 
tiven Versammlung  v.  1792.  gezeigt  hatte.    Wieder  sprach 
man  von  den  Friedensrichtern,  von  den  Notaren,  von  eigenen 
Beamten,  und  war,  als  die  Discussion  über  den  ersten  Titel   Dienuen 
beendet  war,  dennoch  zu  keiner  Einigung  gelangt;  ja  noch    ^^^^^*^' 
nicht  einmal   nach  Durchberathung  des   ganzen  Code  civiL 
So  geschah  es  denn,  dass  die  Functionen  der  Civilstandsbe- 
amten  denselben  Personen  anvertraut  blieben,    welche   das 
Gesetz  v.  28.  Pluvidse  dazu  berufen  hatte  und  über  deren 
Beseitigung  doch  Alle  einer  Meinung  gewesen  waren*. 

fien  die  blosse  Civilehe  als  Concubinat,  schärfen  aber  doch  den  Geistlichen 
«in,  nicht  ohne  dieselbe  zu  trauen.  Vgl.  Warnkönig  in  d.  Ztsehr.  f. 
Hechtswissensoh.  d.  Aus!.  26, 48. 

^  L  o  er  6  esprit  du  Code  Napoleon  (Paris  1805.)  3, 65. 

*  Vgl.  Rieff  a.  a.  0. 187.  f.  —  Dennoch  stehen  die  maires  und  ihre  ad- 
joints,  die  als  Civilstandsbeamte  fungiren,  nicht  gleich;  die  leUteren  dienen 
nur  zur  Ergänzung  der  enteren.  Das  ergiebt  sich  ans  dem  Wortlaute  des 
D^oret  qui  rapporte  les  arr§t^s  des  9.  Messidor  an  VIII.  et 
2.  Pluvidse  an  IX.  reiatifs  aux  conseils  municjpauz  ▼.  4.  Juni 
1806.  B.  99.  n.  1658.  art.  5:  „Le  maire  est  seul  charg^  de  Fadministration;  il 
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Wenn  wir  jetzt  den  Geist  der  neuen  Eheschliessungsge- 
setzgebung  characteridiren  wollen,  so  ist  vor  Allem  zu  be- 

pabiicitit.  merken,  dass  sie  vom  Principe  der  Publicität  getragen  war. 
£im«on.  ^^ün  mariaffe*%  sagte  Sim^on^  f^n'est  pas  seulement  taffain 
ds8  deiMX  indwidus  qtd  le  contractent,  ü  intireBsef  et  leurs  famüUs, 
et  la  eocidtd;  il  est  susceptible  (PoppoHtions  et  (fempiehemßfUs; 
ü  döü  empörter  une  poseemon  publique  de  fitat  d'ipmtx;  üfavt 
donc  qu'il  sott  connu,  ilfaut  qu'il  le  soit  avant  meme  Sitre  coik- 
irojctii  afin  que,  sHl  souffre  des  obstacles  Ugitimee,  ile  aUnt  kur 
efet*'.  — 

saTra^ntn.         Dann  aber  haben  alle  jene  oben  dargesteUten  Grundsätze 

^^°Eh?  ^*^'  ^'^^  Toleranz,  jene  Lehren  von  der  Scheidung  des  Sacramenta 
und  Contractes,  Ausdruck  gefunden.  Die  katholische  Beli- 
siffl^n.  gion,  sagte  derselbe  Sim^on',  ist  nicht  mehr  die  herrschende; 
man  kann  also  auch  nidit  die  Familien,  die  ihr  nicht  znge- 
hören^  zwingen,  zu  katholischen  Priestern  in  den  wichtigsten 
Lebensfragen  ihre  Zuflucht  zu  nehmen.  Die  Nation  darf  eich 
nicht  wie  die  Individuen  in  Secten  spalten;  sie  hat  für  alle 
Bürger  Register  und  Beamte  aufstellen  müssen,  deren  sich 
diese  ohne  Widerstreben  bedienen  können.  Aber  selbst  wenn 
alle  Franzosen  denselben  Glauben  bekommen  würden,  fahrt 
er  fort,  so  würde  es  doch  gerathen  sein,  ausdrücklich  zu 
zeigen,  dass  der  Civilstand  mit  dem  religiösen  Bekenntnisse 
Nichts  geihein  hat;  dass  die  Religion  den  Civilstand  weder 
geben  noch  nehmen  kann,  dass  dieselbe  Unabhängigkeit,  welche 
sie  für  ihre  Dogmen  und  geistlichen  Interessen  beansprucht, 
auch  der  bürgerlichen  Gresellschaft  jgebührt,  den  Civilstand 
und  die  bürgerlichen  Interessen  zu  regeln  und  aufrecht  zu  er- 
halten. — 

^''*bote"/*'*  Jeder  Ehe,  bestimmte  daher  Art.  63.,  müssen  zwei  Auf- 
gebote vorangehen,  das  eine  am  Sonntage,  das  andere  acht  Tage 
darauf  vor  der  Thür  des  Gemeindehauses  verkündet,  welche 

a  la  facult^  d'assembler  ses  adjoints,  et  de  leur  d^l^guer  une  partie  deses 
fonctionB  ^'.  Deswegen  muss  der  a  d  j  o  i  n  t  auch  bei  der  Eintragung  in  die 
Register  apeciell  die  Delegation  des  Maire  yermerken,  Circulaire  da 
minietre  de  Tint^rieur  v.  30.  Juli  1807.  Für  Paris  ist  in  letiterer  Be- 
ziehung durch  den  Staatsrathsbeschluss  v.  8.  Mftrz  1808.  eine  Aus- 
nahme gemacht  worden.  Hute  au  d*Origny  de  T^tat  civil  et  des  ame- 
liorations  dont  U  est  susceptible  12.  —  Weiteres  Ober  die  Person  der  CiTÜ- 
standsbeamten  in  einseinen  besonderen  F&llen  bei  Rieff  a.  a.  0. 140.  ff« 

1  Code  civil  des  Fran9ais  suivi  de  Teippos^  des  motifs  etc. 
(Paris  1804.)  2, 119. 

>  ebendas.  2,110.. 
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Namen  9  BeBchäftigang  und  Wohnort  der  BratAleute  und  ilirer 
Eltern,  so  wie  ob  die  erstaun  grossjäfarig  sind  oder  nicht 
anzeigen  sollen.  Ueber  da^  Ganze  wird  eine  Registerein* 
i^chnnng  gemacht ,  weldbe  auch  noch  Ort  und  Stunde  der 
Proclamationen  anzugeben  hat.  Am  Schlüsse  jedes  Jahres 
wird  dies  Register  dem  Gerichtsarchive  überliefert. 

Die  Zweckmässigkeit  der  Aufgebote  selbst  unterlag  keinem  QberSf  Auf- 
Zwdfel,  mit  überzeugenden  Worten  wurde  sie  von  Sim^on^    ßlSfon! 
dargethan;  dagegen  war  die  Art  ihrer  Verkündigung  Gegen- 
stand  eifrigster  Debatte^. 

Der  erste  Consul  warf  die  Frage  auf,  ob  es  denn  ab-  Bonaparte^ 
solut  nothwendig  sei,  einen  bestimmten  Tag  fUr  die  Proclama- 
tionen festzusetzen,  und  er  wurde  in  diesem  Zweifel  bestärkt, 
weil  der  r^ublikanisdie  Kalender  damals  noch  in  Kraft  war 
und  der  kirchliche  wöchentliche  Ruhetag  nicht  mit  dem  Staat» 
Hohen  übereinstimmte. 

Boulay  pflichtete  ihm  bei,  denn  jede  Verzögerung  der    BouUy. 
£heschlies8ung  müsse  vermieden  werden,   und   diese  werde 
nothwendig  durch  die  Fixirung  des  Tages  für  die  Aufgebote 
hervorgerufen. 

Dennoch  erklärte  sich  die  Mehrheit' der  Commission  für 
die  ursprüngliche  Vorlage,  schon  weil  sonst  der  wahre  Zweck 
der  Proclamationen,  dritten  Interessirten  von  der  beabsichtigten 
Eheschliessung  Kenntniss  zu  geben,  vollständig  vereitelt  wer- 
den könnte;  aus  demselben  Grunde  ging  man  auch  von  dem 
einen  Aufgebote  des  revolutionären  Gesetzes  ab  und  ver- 
langte zwei. 

Das  Recht,  von  dem  zweiten  Aufgebote  zu  dispensiren,  5^JfP*^*J^''^7. 
wurde  nach  dem  Vorschlage  von  Portalts  im  Code  nur  ganz  -^«'^Br«bote. 

1  Tx  11/^  Portalls. 

allgemein  ausgesprochen ^     Dann  aber   durch  das  Gesetz  oes.v.  so. 
V.  20.  Prairial  d  J.  XI.  (9.  Juni  1803.)*  nicht,  wie  der  ^^''^^ 
Justizminister  früher  vorgeschlagen  hatte,  der  Departe- 
ments-Präfectur,  sondern  den  Procuratoren  übertragend 
Während  der  acht  Tage  von  dem  einen  Aufgebote  zum 

1  Siehe  S.  570.  Amerkg.  1. 

2  Locr4  a.  a.  0.3,  79. 

s  Locre  a.  a.  0. 3,  79.  Art.  169:  ,,11  est  loisible  au  roi  et  aox  officiers 
qu'ii  pröposera  k  cet  effet,  de  dispenser  pour  des  oauses  graves,  de  ta  se- 
conde  publication  '^ 

«  B.  285.  n.  2792. 

^  Das  geschah,  weil  die  ganse  Ciyilstandsfikhrung  der  Administratiöa 
entsogen  und  der  Justiz  zaertheilt  war.   Bieffa.a.  0^443. 
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iuüibr?M"  anderen  bleibt  *cti  Auszug  aus  dem  Proclamatiouaregister  an 

der  Thür  des  Stadthauses  af&girt^. 
ASkebJte.  ^*®  Aufgebote  erfolgen  an  den  Domloilen  der  Brandeute, 

venn  sie  dieselben  schon  seit  mindestens  sechs  Monaten  inne 
haben,  sonst  auch  an  den  früheren;  bei  Minderjährigen  an 
dem  der  Eltern '. 

£h^i£^  Die  Eheschliessung  darf  erst  drei  Tage  nach  dem  zweiten 

*"°'*     Aufgebote  vollzogen  werden  und  muss,  falls  nicht  die  Proda* 
mationen  wiederholt  werden  soUen,  spätestens  ein  Jahr  luich- 
her  erfolgen*, 
TroDchttt.  Gegen  diese  letzte  Bestimmung  sprach  Tronchet*;  er 

erachtete  sie  fiir  unnöthig.  Denn  falls  Jemand  ein  Interesse 
habe,  die  Ehe  zu  Terhindem,  so  hätte  er  ja  Einsprache  ei^ 

jusiisminiiterheben  können.  Der  Justizminister  widerlegte  ihn,  weil  man 
sehr  wohl  von  den  Einwendungen  Abstand  genommen  haben 
könnte,  nur  weil  man  meinte,  die  Brautleute  hätten  die  Ab- 
sicht der  Eheschliessung  aufgegeben. 

Code  civil  ait.        Sämmtlichc  Vorschriften   über   die  Aufgrebote  erhielten 

193.  ,  .  ^ 

eiae  Grarantie  durch  Art.  192:  „&'  le  managt  v!a  paint  iti 
pricidi  des  deux  pubKcaHons  requises,  ou  s'il  iCa  pa»  iti  obtenu 
des  dispsnses  permises  par  la  loi,  ou  si  les  inttrvaües  prescriU 
dans  les  puhUcations  et  cHibraüons  n*ont  paint  iti  observis,  le 
procureur  du  r<n  fera  prononeer  contre  Toffider  public  wie 
amende  qui  ne  paurra  excider  trais  cents  francs;  et  contre  Ui 
parties  eontractantes  ou  ceux  sous  la  puissance  desquels  elles  ont 
agi,  uns  amende  proporiionnie  ä  leur  fortune". 

Aufgebote  ^®  Nichtigkeit  der  mit  Verletzung- von  Art.  63.  —  65. 

nichtifff  geschlossenen  Ehen  wird  dagegen  nicht  ausgesprochen  und 
auch  von  der  grösseren  Mehrheit  der  französischen  Schrift- 
steller geläugnet^ 

^dc.^d?.*  ^^  Project  des  Code  hatte  zwar  die  Prindpien  der 
alten  Gesetzgebung  adoptirt  und  Ehen  ohne  Aufgebote  für 
ungültig  erklärt,  jedoch  nur,  wenn  die  nothwendige  Einwil- 
ligung der  Gewalthaber  umgangen  war,  wenn  die  Brautleute 
durch  anderweitige  eheliche  Verbindungen  Verpflichtungen 
hatten,  wenn  sie  in  verbotenem  Verwandtschaftsverhältnisse 

1  Art  64.  —  «  Art.  166—168.  —  »  Art  66. 

*  Locrä  a.a.O. 3, 82. 

^  Vgl.  MallevilleAnaljrse  raisonn^e  de  la  disousaion  du  Code  Napo- 
leon 1, 183.  ToulUer  droit  civil  fran9ai8  1, 477.  no.  569.  Duranton  a.a. 
iO.2, 188.  DallosJttri8pradencegenerale(1844.ff.)i.y.„Mariag«"8ect.9. 

art4.  Journal  du  palais  3, 502;  13|  188;  eto.  Bieff  a.a.O. 449. £ 
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2a  einander  standen ,  oder  endlich  das  gesetzliche  Heiraths- 
alter  noch  nicht  erreicht  hatten:  lauter  Fälle,  in  denen  die  Ehe 
auch  mit  den  Aufgeboten  nichtig  gewesen  wäre^. 

Deswegen  wurde   bei   der  Bedaction  des  Gesetzbuches 
dieser  Artikel  unterdrückt. 

Wer  gegen  die  beabsichtigte  Ehe  Einsprache  zu  erheben  ^loiptache. 
gedenkt,  hat  diese  schriftlich  dem  Civilstandsbeamten  mitzu- 
theilen^  imter  genauer  Angabe  der  Qualität,  die  ihn  dazu  be* 
rechtigt^  und  der  Gründe,  welche  ihn  bewogen  haben.  ^ofandc^*'^ 

In  letzterer  Beziehung  hatten  die  Redactoren  des  Code 
zuerst  gerade  die  entgegengesetzte  Vorschrift  gebiUigt. 

B^al  hatte  bei  der  Discussion  des  Art.  66.  mit  schlagen-  sdau 
den  Argumenten  auseinandergesetzt,  wie  unwichtig  und  un- 
nothig  es  sei,  diese  Darlegung  der  Motive  zu  verlangen^.  Die 
£insprache  allein,  meinte  er,  wird  in  den  meisten  Fällen  ge- 
nügen, um  Unbesonnene  oder  Verführte  von  einer  voreiligen 
Eheschliessung  zurückzuhalten,  und  sind  gewichtige  Gründe 
vorhanden,  so  ist  es  noch  immer  Zeit,  sie  vorzubringen.  ,ySi 
ropposant  en  reconnatt  la  faiblesse'^  sagte  er,  „n  le  demandeur 
en  main  levie  en  reconnaH  la  validiUs  la  coneiKation  empechera 
une  diffamation  inuHle:  dans  ces  sortes  d^ affaires  lapublidü  rCeet 

^  Locr^  a.  a.  0.  4, 457. 

«  Art.  66. 176. 

9  Diese  Berechtigimg  ist  durch  folgende  Artikel  festgestellt  worden: 

Art.  172:  „Le  droit  de  former  Opposition  &  la  c^l^bration  du  mariage 
appartient  h  la  personne  engag€e  par  mariage  avec  Tune  des  deux  parties 
contractantes".  —  nicht  also  die  Verlobte.   D  uranton  a.  a.  0. 2, 138. 

Art.  173:  ,Jje  pdre,  et  ä  d^faut  du  p^re,  lamere,  et  ä  d^faut  de  p^re  et 
m^re,  les  aleuls  et  aleules,  peuvent  former  Opposition  au  mariage  de  leurs 
enfans  et  descendans,  encore  que  ceux-ci  aient  yingt-cinq  ans  accomplis".' 

Art.  174:  „A  defaut  d'aucun  ascendant,  le  frere  ou  la  soeur,  Toncle  ou 
la  tante ,  le  cousin  ou  la  cousine  germains,  majeurs,  ne  peuvent  former  au- 
Cime  Opposition  que  dans  les  deuz  cas  suivans: 

\^,  Lorsque  le  consentement  du  conseU  de  famille  requis  par  Tart. 
160.*  n'a  pas  ^td  obtenu. 

20.  Lorsque  Topposition  est  fondde  sur  Tötat  de  d^mence  du  Aitur 
^poux:  cette  Opposition  dont  ie  tribunal  pourra  donnermain  lev^epureet 
simple,  neserajamais  re9ue  qu*^  la  charge,  par  Topposant,  de  proToquer 
l'interdiction,  et  d*y  faire  statuer  dans  le  delai  qui  sera  fix^  par  le  jugement". 

Art.  175:  ,,Dans  les  deux  cas  pr^vus  par  lepr^cedent  article  le  tuteur 
ou  curateur  ne  pourra  pendant  la  duräe  de  la  tuteile  ou  curatelle,  former  Op- 
position qu'autant  qu*il  y  aura  ii&  autoris^  par  un  conseil  de  famille  qu*il 
pourra  convoquer". 

*)  ,»8*U  n*y  ft  pas  nl  pkre  nl  mkre,  ni  aleals  oa  «leolM,  oq  a'ils  se  trouTent  toas  dimt 
rinpoMibilittf  de  manifester  leur  volonte,  lea  fila  on  Alles  mlnearcs  de  31  ans  ne 
peurent  contncter  mariag«  sans  le  consentement  du  eonaell  de  famille"« 

4  Locr^  a.  a.  0.8.82. 
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permise  que  quand  eile  deinent  indispensable;  et  eile  n'est  indU" 
pensable  gu'au  momeni  oii  Umt  espoir  de  condliaiian  est  perdu^ 
I/ailleurs,  une  Opposition  sans  motifs  se  retire  avee/aciUte;  aucun 
sentiment  (Tamour^opre  ne  peut  conseiller  une  pershiranM 
opiniätre.  Mais  une  Opposition  motivee,  outre  qu'elle  place  sota^etU 
Fopposant  dans  VimpossibHiti  de  faire  un  disaxeu  qui  Faceuserait 
de  mensonge  ou  de  Ughreti,  paraitra  toujours  une  injure  puiUquSf 
qu'on  croira  ne  pouvoir  effacer  que  par  un  jugement*^. 

Thib«d^i.  Tronchet  und  Thibaudeau  stimmten  dem  bei,  und  der 
Staatsrath  nahm  die  Vorschläge  von  B^al  an.  Dennoch  ge- 
langte man  nachher  bei  der  Berathung  des  Kapitels  »»You 
der  Ehe '^  zu  dem  völlig  entgegengesetzten  Principe^  —  frei- 
lich ohne  auch  nur  zu  versuchen  ^  das  Gewicht  der  früheren 
Art.  176.  Einwände  zu  heben  —  das  im  Art.  176.  dahin  fbrmulirt  wurde, 
dass  ^JJojcte  d'opposition  devra,  ä  moins  qu'il  ne  soit  fait  ä  la 
requete  d!un  ascendant,  contenir  les  motifs  de  Fopposition^^ 

eberdci'^Ern-  ^^^  Civilstandsbcamte  vermerkt  die  Einsprache  in  dem 
sprach.  Register  der  Aufgebote*,  und  darf  bei  300  Fr.  Strafe  nicht 
eher  die  Eheschliessung  vornehmen,  als  bis  das  Gericht  die- 
selbe erlaubt  hat^.  —  Das  Erkenntniss  muss  binnen  zehn 
Tagen  erfolgen*.  —  Wird  kein  Einspruch  geltend  gemacht, 
so  ist  auch  das  im  Eegister  zu  bemerken^. 

<jebnrtMch«in        Vor  der  Trauuug  hat  fürs  Erste  jeder  der  Brautleute  dem 
Civilstandsbeamten  seinen  Geburtsschein  zu  übergeben^. 

Von  dieser  Kegel  ist  jedoch  zu  Guiisten  der  Ehe  eine 
Ausnahme  gestattet  worden  ^ 

Personen  nämlich,  die  sich  in  der  UnmögUchkeit  befinden, 
das  verlangte  Document  beizubringen,  können  sich  mit  einer 

*'twUMT  ^'  S*  *'^^^  ^^  notoriiti''  behelfen. 

Diese  enthält  die  von  sieben  Zeugen  abgegebene  und 
unterschriebene  Erklärung,  über  Namen,  Alter,  Stand  und 
Wohnort  der  künftigen  Gatten  und  ihrer  Eltern,  und,  soweit 
wie  möglich,  die  Angabe  des  Geburtsortes  und  Tages  \  Sie  wird 

^  ebendas.  4,454. 

»  Art.  67. 

«  Art.  68.  Vgl.  Art.  177,  wonach  für  diesen  Fall  die  Competeni  der 
'BeziriLSgerichte  begründet  wird. 

*  Art.  177. 178. 

6  Art.  69. 

«  Art.  70. 

'  Toullier  a.  a.  0. 1,  81ö.  no.  358. 

8  Art.  71.  Die  Gebühren  dafür  aind  durch  Beeret  v.  X6.  Februar 
1807.  B.  138.  no.  2240.  geregelt.  — 
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dem  Tribmiale  eistet  Instanz  vorgelegt  und  von  diesem  nach 
ABhörang  des  königliohen,  Procurators  bestätigt  oder  verworfen. 

Sollte  der  Geburtssehein  nur  an  kleineren  Mängeln  leiden,  bJlJwoM^' 
eo  ist  luich  dem  Staatsrathsbeschlusse  vom  30.  März*^-^*"*^*^^- 
1808.  keine  Betheiliguag  der  Gerichte  erforderlich. 

Sbenso  müssen  die  Brautleute   die  Genehmigung  ibrer^^l^l^^lj^^^ 
£ltem   upd  Grosseltern  oder  der  Familie  beibringen,   falls 
diese  nicht  in  Person  der  Eheschliessung  beiwohnen,  wieder 
mit  genauer  Angabe  aller  persönlichen  Verhältnisse^. 

Die  JEheschliessung  erfolgt  in  der  Gemeinde,  wo  ^'^t^^^^J^^ 
der  ^Brautleute  sein  Domieil  hat,  oder  sich  wenigstens  seit 
sechs  Monaten  aufgehalten  hat^  und  zwar  bewirkt  die  Veiv 
letzung  dieses  Gebotes,  dass  die  Ehe  nach  Art*  191.^  ange-  Art.i9i. 
fochtcoi  werden  kann. 

1  Art.  73.  —  Vgl.  Art  148.  Söhne  unter  25  Jahren  und  Töchter  unter 
21  Jahren  bedürfen  der  elterlichen  Zustimmung;  im  Falle  des-Zviespalte« 
genügt  die  des  Vaters ,  sollte  Einer  dei*  Eltern  todt  sein ,  die  des  Lebenden 
(Art.  149.)-  Sind  dagegen  Vater  und  Mutter  todt,  oder  ausser  Stande,  ihren 
Willen  auszusprechen,  so  ist  derConsens  der  Grosseltern  zu  erfordern  (150.). 
Grossjfihrige  Kinder  sollen  zu  ihrer  Ehe  p(tr  un  acte  respectueux  et  formel 
den  y^conseü^^  ihrer  Eltern,  beziehentlich  Grosseltem  einholen  (15|.)  und 
xwar  sollen  Söhne  bis  zum  SO.  Jahre  und  Töchter  bis  zum  25.,  falls  die  Eltern 
nicht  auf  die  erste  Bitte  hin  ihren  Consens  ertheileu,  das  Gesuch  noch  zwei- 
mal wiederholen ,  in  Fristen  von  einem  Monate  zum  andern,  und  nach  Ve]> 
lauf  noch  eines  Monates  seit  dem  dritten  Gesuche  zur  Ehe  schreiten  dürfen 
Xlö2.).  Kinder,  welche  die  genannte  Altersgränze  überschritten  haben ,  be^ 
dürfen  nur  eines  acte  respectueux^  und  können  schon  einen  Monat  nach  die- 
sem heirathen  (158.).  Der  acte  respectueux  wird  den  im  Art.  151.  bezeichneten 
Personen  durch  zwei  Notare ,  oder  einen  Notar  und  zwei  Zeugen  behftndigt, 
und  in  dem  darüber  aufgenommenen  Protokolle  gleich  die  ertheilte  Ant- 
wort vermerkt  (154.).  —  Die  Civilstandsbeamten,  welche  diese  Vorschriften 
ausser  Acht  lassen,  verfallen  in  eine  Geldbusse  bis  zu  800  Fr.  und  Gefäng- 
nisastrale von  6  bis  12  Monaten  (156.  Code  penal  art  198.).  Solltet 
sie  indessen  gegen  die  Vorschriften  wegen  des  acte  respectueux  handeln ,  so 
werden  sie  nur  bis  zu  200  Francs  und  mit  wenigstens  einem  Monate  Geföng- 
niss  bestraft  (157.).  Alle  diese  Bestimmungen  gelten  auch  für  natura 
liehe,  gesetzlich  anerkannte  Kinder  (158).  Sind  diese  dagegen  nicht 
anerkannt,  oder  haben  sie  ihre  Eltern  verloren,  so  bedürfen  sie  im  Falle 
ihrer  Minderjährigkeit  (21.  Jahre)  der  Genehmigung  eines  eigens  dazu  be- 
stellten Vormundes  ( 159.  )• 

«  Art.  74.  102. 167. 

8  „Tout  mariage  qui  n*a  point  6t^  contractu  publiquement,  et  qui  n'a 
point  €t4  c^löbr^  par  Tofficier  public  competent,  peut  dtre  attaqu^  par  les 
epouz  eux-m§mes,  par  les  peres  et  m^res,  par  les  ascendans,  et  par  tous  ceux 
-qui  y  ont  un  int^ret  n^  et  aotuel,  sinsi  quo  par  le  minist^re  public  *^  Jeder 
incompetente  Civilstandsbeamte  (Art.  165.),  der  eine  Eheerklärung  entge- 
gennimmt, verfallt  in  eine  Geldstrafe  bis  zu  300  Fr.  Die  Contrahenten  oder 
ihre  Gewalthaber  werden  nach  dem  Maassstabe  ihrer  Vermögensverhält- 
nisse gebüsst  (Art.  198.). 
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^tSmuIw,  ^^  Brautleute  begeben  sich  mit  vier  Zeugen  auf  das 

Stadthaus^,  der  Civilstandsbeamte  liest  ihnen  alle  oben  er- 
wähnten Actenetücke  vor  und  ausserdem  das  sechste  Kapitel 
des  Titels  »»Von  der  Ehe^S  das  von  den  Rechten  und  Pflichten 
der  Ehegatten  handelt*  Er  empfangt  von  beiden  Theileu  die 
Consenserklärung,  verkündet  sie  im  Namen  des  Gesetzes  für 
Ehegatten,  und  nimmt  sogleich  die  Kegistrirung  vor. 
Begistriraof.  Diesc  enthalt  die  Vor-  und  Zunamen ,  Stand,  Alter ,  Ge- 
burtsort und  Wohnsitz  der  Contrahenten,  ob  sie  grossjährig 
sindy  oder  nicht,  Vor-,  Zunamen,  Stand  und  Wohnsitz  der 
Eltern,  die  Einwilligung  von  Vater  und  Mutter,  beziehentlich 
der  Grosseltem  und  der  Familie,  wo  diese  erfordert  wird,  die 
ffOctee  respeciueux*^  wenn  sie  vorhanden  sind,  die  Aufgebote, 
die  etwaigen  Einsprachen  und  ihre  Beseitigung,  auch  dass 
kein  Einwand  erhoben  wurde,  die  Consenserklärung  der  Con- 
trahenten.  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Stand  und  Wohnsitz 
der  Zeugen,  so  wie  ihre  Erklärung,  ob  und  in  welchem  Grade 
sie  mit  den  Brautleuten  verwandt  sind'. 
oKUin^or  Das  für  die  Geistlichen  durch  die  organischen  Artikel 
^'iiSä!'"  ergangene  Verbot,  Ehen  vor  der  bürgerlichen  Schliessung 
Code ptfnaL  einzusegnen,  hat  durch  die  Bestimmungen  des  Code  p^nal^ 
eine  Verschärfung  erfahren. 

Für  die  erste  Uebertretung  droht   eine  Geldstrafe  von 
16—100  Francs,  für  den  ersten  Rückfall  2—5  Jahre  Gefäng- 
niss,  für  den  zweiten  Deportation^.  — 
^r^iJS?""         Ueber  die  Art,  wie  die  Civilstandsregister  geführt  werden 
sollen,  sind  ganz  genaue  Vorschriften  gegeben. 

Danach  sind  in  jeder  Gemeinde  doppelte  Begister  zu 
halten  ^  die  Paginirung  vom  Präsidenten  des  Bezirksg^chtes 
vorzunehmen^,  Auslassungen  und  weisse  Blätter  zu  vermeiden, 
Kasuren  besonders,  wie  die  Eintragungen  selbst,  zu  beglau- 
bigen^,  und  endlich  alle  Jahre  das  eine  Exemplar  in  dem 

1  Art  75.  Vgl.  Locr  ^  a.  a.  O.  4, 497.  Sollte  die  Ehe  anderswo,  als 
auf  dem  Stadthauae  geachlossen  werden,  bo  ist  das  kein  Nichtig^eitsgrund. 
D  alloz  a.  a.  O.  t.  manage  Beet  9.  art.  4.  no.  7.  Duranton  a.  a.  0. 2, 293. 
TouUier  a.a.  0. 1,580.   Rieff  a.  a.  0. 584. 

*  Art  76.  Formulare  bei  Rieff  a.  a.  0. 598.  ff. 
»Art  199.200. 

^  Das  Oei.  t.  28.  April  1832.  setzt  statt  der  DeporUtion  die  De- 
tention. 

*  Art  40. 
«  Art41. 
f  Art.  42. 
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Archive  der  Commune^  das  andere  in  dem  des  Gerichtshofes 
zu  deponiren^. 

Jeder  Civilstandsbeamte  wird  wegen  Uebertretung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  100  Fr. 
belegt*,  der  Begisterdepositar  dagegen  für  alle  Unfälle,  welche 
die  Register  mit  seiner  Schuld  treffen  soUten,  civürechtlich 
verantwortlich  gemacht'. 

Was  schliesslich  die  Ehen  von  Franzosen  im  Auslände^**®?  *?  ^''*- 
betrifft,  so  schreiben  Art.  170.  und  171.  vor; 

f,Le  mariage  contractu  en  pays  etranger  entre  Frangaia,  et  Art.  i7o. 
entre  Franfois  et  itrangers  sera  valable,  s'il  a  iti  ciUbri  dans 
le8  formes  usitdes  dans  le  pays,  pourvu  qu'il  ait  iti  pricedi  des 
puhlications  prescritea  par  Varticle  63.  au  iure  des  Actes  de  Vitat 
civily  et  que  le  Franfois  rCait  point  conirevenu  aux  dispositions 
contenues  au  chapitre  pricident 

Dans  Us  trois  mois  aprie  le  retour  du  Franfais  sur  le  ter-    Art.  ni. 
ritoire  du  Hoyaume,  Facte  de  dlibration  du  mariage  contracti  en 
pays  itranger  sera  transcrit  sur  le  registre  public  des  mariages 
du  Ueu  de  son  domidle",  — 

Danach  haben  die  französischen  Gerichte,  der  alten  Juris- 
prudenz folgend,  einen  Unterschied  statuirt  zwischen  den  im  Aus- 
lande geschlossenen  Ehen,  wenn  die  Contrahenten  dort  einen 
ständigen,  oder  wenigstens  dauernden  Aufenthalt  genommen 
haben,  und  den  Ehen  der  blos  Reisenden,  die  ihr  Domicil  in 
Frankreich  beibehalten.  Die  letzteren  müssen  nothwendig  die 
Aufgebote,  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  ihrer  Verbindung,  in 
Frankreich  verkündigen  lassen^. 


Die  durch  den  Code  in  Frankreich  geregelte  Civilehe,^*^^jjjjj*jj 
besteht  dort  bis  auf  den  heutigen  Tag.  beibehalten 

Keine  der  verschiedenen  Dynastieen,  die  nach  einander 
das  Land  beherrschten,  hat  sie  abzuschaffen  für  gut  befunden. 

1  Art.  43.  —  Die  in  dem  Gesetze  v.  1792.  vorgeschriebenen  „tables 
annuelles''  und  „d^cennales^*  sind  im  Code  nicht  erwähnt,  wohl  aber  durch 
das  Decret  r.  20.  J  uli  1807.  B.  154.  n.  2613.  angeordnet. 

«  Art  50. 

5  Art.  51. 

*  Vgl.  den  von  Portalis  unter  dem  26.  Januar  1807.  an  den  Kaiser  ge- 
richteten Brief  in  den  Discours,  Rapports  etc.  sur  leConcordat573. 
Foelix  mariages.contract^s  en  pays  itranger  §.  6;  Revue  ^trang^re  et 
fran9ai8e  de  legislation  8, 443.   Laboulaye  memoire  70.  ff. 
Friedberg,  Eheschlietsung.  gy 
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Nicht  einmal  der  der  Kirche  so  geneigte  Karl  X.  that  es, 
wenngleich  ihn  Petitionen  der  Geistlichen  dazu  aufforderten^ 

Volkes?  I^*®  S^^^  ^®®  Volkes   scheint   aber  an   der  kirchlichen 

Trauung  unwandelbar  festgehalten  zu  haben. 

Das  wird  uns  nicht  allein  ausdrücklich  bezeugt^,  sondern 
ergiebt  sich  auch  aus  der  Aufstellung  einer  merkwürdigen 
Controverse  und  deren  endlichen  Entscheidung. 

BrewoiM.  Im  J.  1846.  stellte  nämlich  der  Professor  Bressoles' 

die  Behauptung  auf,  dass  die  Weigerung  des  einen  Ehegatten, 
die  Civilehe  nachträglich  durch  die  Kirche  aolennisiren  zu 
lassen y  falls  er  sich  vorher  dazu  verstanden  habe,  ohne  Wei- 
teres die  Nichtigkeit  der  Ehe  zur  Folge  habe.  Denn  es  läge 
eben  in  der  Person  des  Getäuschten  ein  error  personae  vor. 

Mwcadtf.  Gegen  diese  Ansicht  trat  Marcad^^  auf,  der  die  Ehe 

nicht  für  ungültig,  sondern  allein  für  anfechtbar  erklärte. 

Thitfriet.  Thi^rict^  behauptete  dann,  dass  rechtliche  Folgen  gar 

nicht  deswegen  eintreten  könnten,  sondern  dass  der  gekränkte 
Theil  sich  damit  begnügen  müsse,  dem  anderen  das  Beisam- 
menwohnen zu  verweigern,  was  um  so  leichter  durchzufuhren 
sei,  da  die  Gesetzgebung  kein  Mittel  kenne,  dies  zu  erzwingen. 
Die  richtige,  auch  von  der  Pariser  Advocatenkammer 
Demoiombe.  gebilligte  Meinung  stellte  endlich  Demolombe^  auf,  der  auf 
Grund  der  Verweigerung  der  kirchlichen  Trauung  die  Schei- 
dung von  Tisch  und  Bett  für  gerechtfertigt  erklärte.  Denn 
die  Ehe  könne  unmöglich  angefochten  werden  wegen  eines 
der  Schliessung  nachfolgenden  Factum,  und  die  Weigerung» 
sich  der  Trauung  zu  unterziehen,  sei  unstreitig  eine  „tnjVe 
grave"  im  Sinne  des  Gesetzes,  gegenüber  dem  anderen  Ehe- 
gatten. 

Wo  aber  solche  Ansichten,  wie  die  zuletzt  besprochene, 
nicht  nur  aufgestellt,  sondern  auch  geradezu  gebilligt  worden 
sind,  da  muss  die  Sitte  des  Volkes  ihnen  noch  eine  feste 
Unterlage  gewähren;  und  die  heftigen  Klagen,  welche  Sitten- 

1  Eine  solche  Petition  noch  aus  d.  J.  185S.  führt  Perron  e  an,  de  matri- 
monio  ed.  cit.  1,  886. 

^  Vgl.  Sauzet  R^flexions  sur  le  mariage  civil  et  le  niariage  chr^tien 
(Lyon  1853.)  und  siehe  unten  die  von  Mitt  er  maier  hei  Berathuog  der 
deutschen  Grundrechte  gehaltene  Rede. 

8  Revue  de  l^gislat.  1846.  t.  III.  p.  149. 

^  ehendas.  tili. p. 342. 

^  ehendas.  p.  169. 

6  Cours  de  droit  civil  4,  897;  so  auch  Thiercelin  du  mari*?* 
civil  et  du  mariage  religieux  (Paris  1853.)  150.  if. 
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losi^eit,  Communismus  und  Socialismus  im  Gefolge  der  Civil- 
•ehe  über  das  unglückliche  Frankreich  hereinbrechen  sehen^, 
müssen  als  übertriebene  oder  irrige  zurückgewiesen  werden. 

Yll.  Der  Code  civil  ausserhalb  Frankreichs. 

1.  Belgien. 

Ich  habe  schon  oben«  das  Edict  Karl's  V.  v.4.  October^;.^^*7' 
1540.  erwähnt  y  wodurch  die  mittelalterliche  Entwicklung  ge- 
ivissermaassen  einen  Abschluss  erhielt,    und   die   öffentliche 
Eheschliessung,  wenn  auch  nicht  als  einzig  gültige,  so  doch 
als  einzig  erlaubte  hingestellt  wurde. 

Wenige  Jahre  darauf  hatte  das  Concil  zu  Trient  seine ^^^^^^'J^JJ. 
reformatorische    Thätigkeit    beendet,    und    die    belgischen      *^^ 
Bischöfe  beeilten  sich,  die  neuen  Bestimmungen  über  Ehe- 
Schliessung  zu  publiciren^. 

Diese  blieben  denn  auch  für  die  Folgezeit  in  Belgien 
allein  maassgebend,  und  die  Anordnungen  der  weltlichen  Ge- 
walt bezogen  sich  entweder  nur  auf  Fragen  von  geringerer 
Bedeutung,  oder  auf  die  Führung  der  Civilstandsregister. 

1  So  namentlich  bei  dem  oben  S.  578.  angeführten  Sau z et.  Eine 
Musterkarte  solcher  Beschuldigungen  gegen  die  Civilehe  bei  Perrone 
41.  a.  O.  1,  205.  ff.  Das  Inhaltsverzeichniss  seines  Werkes  möge  hier  ge- 
nügen. Es  handelt:  „Art.  1:  Matrimoniumcivile,  ubi  publicatum  est  tri- 
^entinum  conciiium,  natura  sua  turpis  est  concubinatus ,  et  quicumque  solo 
<ioniugio  civili  inter  se  coniuncti  vitam  agunt,  poenis  ab  ecclesia  latis  contra 
publicos  concubinarios  obnoxii  sunt.  Art.  2:  M.  c.  natura  sua  opponitur 
matrimonii  christiani  indissolubiiitati,  favetque  divortio.  Art.  8:  M.  c.  na- 
tura sua  opponitur  matrimonii  christiani  unitati ,  faretque  materiaii  ac  legali 
polygamiae.  Art.  4:  M.  c.  natura  sua  adyersatur  publicae  honestati  indu- 
«itque  in  apertam  morum  corruptelam.  Art.  5:  M.  c.  natura  sua  tendit  ad 
Tuinam  familiae  et  societatis.  Cap.  IL  de  matr.  civil,  origine  et  progressu. 
Art.  1:  Neque  in  ecclesiastica,  neque  in  ethnica  antiquitate  matrimonii 
«ivilis  origo  inveniri  potest  Art.  2:  Prima  origo  matrimonii  civilis  inter 
christianos  a  protestantismo  repetenda  est.  Art  3 :  Matrimonii  civilis  dUa- 
'tatio  et  progresBus  magna  ex  parte  incredulismo,  communismo  et  socialismo 
debetur  eisque  favet.  Cap.  ÜI.  de  matrim.  civ.  lege.  Art.  1 :  Lex  matrim. 
•civil,  inter  catholicos  a  christianis  pseudo-politicis  proposita  antiphiloso- 
phica  est  et  iniqua.  Art.  2:  Quotquot  deliberate  ac  positive  ad  legem  de 
matr.  civili  ferendam  concurrunt,  reos  coram  Deo  se  gravissimi  criminis 
-constituunt.  Art.  S:  Lex  de  matr.  civ.  est  antipolitica.  Art.  4:  Lex  quae 
matr.  civile  libertatis  nomine  cohonestat,  in  lagern  desinit,  quae  favet  tyran- 
nidi".  —  Alles  das  bemüht  sich  der  Verfasser  so  gründlich  und  so  ge- 
schmacklos wie  möglich  zu  beweisen. 

a  Seite  70. 

'  C.  Camer  ac.aö.  1565.  bei  Hartzheim  Conc.Oerm.  7, 113.  a6. 1567.. 
•ebendas.  226.  C.  Namur.  aö.  1570.  ebendas.  637.  Tornac.  ad.  1574. 
«bendas.  775.  782.    C.  Yprense.  ad.  1577.  ebendas.  856.  u.s.w. 
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Aber   nicht   einmal    die   Gesetze    der    aUerchristlichsten 
Könige  beschränkten  sich  streng  auf  das  Gebiet,  welches  die 
Kirche  in  Ehesachen  dem  Staate  zuertheilt  wissen  will^. 
KiIi'?v*eJ-         ^^ÄS  Gesetz  Karl's  V.  war  nicht  im  Stande  gewesen,  der 
foigioi^   herrschenden  Unzucht  einen  Damm  entgegenzustellen* 

Das  Uebel  der  heimlichen  Ehen  war  denn  doch  zu  ein- 
gewurzelt, als  dass  es  so  mit  einem  Male  zu  beseitigen  ge- 
wesen wäre,  und  das  um  so  weniger,  da  man  nur  behutsan> 
die  äusseren  Auswüchse  beschnitt,  das  Unkraut  mit  der  Wurzel 
zu  vertilgen  aber  Scheu  trug. 

Im  Sinne  des  Mittelalters  waren  heimliche  Ehen  zwar 
nicht  mehr  möglich;  blosser  Consensaustausch  war  nicht  mehr 
im  Stande,  eine  Ehe  zu  begründen:  die  elterliche  Einwilligung 
konnte  aber  noch  immer  umgangen  werden,  und  das  um  so 
mehr,  da  ja  das  Tridentinum  selbst  in  dieser  Beziehung  die 
Consequenzen  des  Sacramentsbegriffes  mit  dem  Anathem 
gesichert  hatte. 

ivi^iOT«'  ^^  29.  November  1623.  wiederholte  deshalb  Philipp  IV. 
die  Vorschriften  von  1540.*  Er  klagte  laut  über  die  Unwirk- 
samkeit des  alten  Gesetzes,  über  die  Unerträglichkeit  der  Zu- 
stände, die  es  zu  ändern  ausser  Stande  gewesen  sei.  Er  glaubte. 
Besseres  erreichen.  Schlimmeres  verhüten  zu  können,  wenn  er 
die  Strafen  schärfte,  die  bürgerlichen  Nachtheile  noch  ver- 
mehrte, welche  bei  nicht  consentirten  Ehen  eintreten  sollten. 

Bisher  hatten  nur  die  Minderjährigen,  die  ohne  Geneh- 
migung der  Eltern  heiratheten,  alle  vermögensrechtlichen  Vor- 
theile  der  Ehe  verlieren  sollen:  jetzt  wurde  das  auch  auf  die 
Grossjährigen  ausgedehnt,  und  den  Eltern  die  vollkommenste 
Freiheit  ertheilt,  ihre  ungehorsamen  Kinder  zu  enterben.  Bi» 
zum  fünf  und  zwanzigsten  Jahre  sollte  Söhnen  und  Töchtern 
der  elterliche  Consens  nöthig  sein,  für  ältere  genügte  der 
blosse  Nachweis,  dass  sie  denselben,  wenn  auch  vergeblich^ 
nachgesucht  hätten. 

Aber  auch  diese  Maassregel  fruchtete  ebensowenig,   wie 
die  früheren:  man  glaubte  daher  noch  weiter  gehen  zu  müssen. 
liw.^^^'UDid  das  Edict  v.  4.  August  1692.  erreichte  die  Gränze  der 

^  Als  die  StadtMaestrichtdie  Gesetze  Karl's  V.  und  Philipp'sII» 
einfuhren  wollte,  erklärte  sich  der  Bischof  v.  Lüttich  am  9.  Marx  1723.  da- 
gegen. Liste  chronologique  des  ^dits  et  ordonn.de  la  princip» 
deLidge  (Bruxelles  1860.)  2, 109. 

*  Placcaert-boek  yan  Vlanderen  2,  771. 
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möglichen  Strenge^.  Statt  der  Befugniss  der  Eltern,  ihre 
Kinder,  wenn  sie  gegen  ihren  Willen  geheirathet  hatten,  zu 
•enterben,  wurde  die  Incapacität  der  letzteren  ausgesprochen. 
Weder  Ton  Todeswegen,  noch  unter  Lebenden,  nicht  einmal 
2ur  Alimentation  sollten  sie  irgend  etwas  empfangen  dürfen. 

Minderjährige  Waisen,  die  sich  ohne  Genehmigung  der 
iräterlichen  und  mütterlichen  Verwandten  und  Vormünder,  oder 
im  Falle  diese  sich  weigerten,  ohne  die  Genehmigung  des 
Sichters  ^  Tcrheiratheten,  verloren  die  Einkünfte  ihres  Ver* 
mögens,  die  auf  zehn  Jahre  confiscirt  wurden. 

Ein  Grossjähriger,  der  eine  Minderjährige  ohne  elterlichen 
Consens  zur  Ehe  nahm,  sollte  auf  zehn  Jahre  verbannt  werden, 
4ind  alle  staatlichen  Aemter  für  immer  verlieren. 

Die  neue  Maassregel  war  viel  zu  hart,  als  dass  sie  &uf  ^^^^^^^^ 
Erfolg  hätte  rechnen  können;  ein  allgemeiner  Schrei  des  Un-^^jy^JJJJJJ 
willens  erhob  sich  und  das  Beeret  v.  19.  August  1693.»^" »~"'*^- 
setzte  sie  dem  Worte  nach  vorläufig,  in  der  That  aber  für 
immer  ausser  Kraft. 

Den  ersten  Schritt  zu  einer  vernunftgemässen  Reform  Ed.  v.  i778. 
machte  Maria  Theresia.  Ihr  Edict  v.  J.  1778.  forderte 
zwar  noch  nicht  ausdrücklich  flir  die  Gültigkeit  der. Ehen 
Minderjähriger  den  Consens  der  Eltern,  aber  es  stellte  doch 
eine  Formalität  auf,  die  den  Anfangspunkt  der  staatlichen 
Intervention  bezeichnet,  ein  Hereinziehen  der  Ehe  in  den  Be- 
reich des  Staates,  die  praktische  Verwerthung  jener  Theorie 
von  Sacrament  und  Contract  der  Ehe,  die  erst  unter  dem 
Nachfolger  der  Kaiserin  ihre  vollen  Früchte  bringen  sollte. 

Falls  Beide  oder  Einer  der  Ehegatten  sein  fUnf  und  zwan- 
zigstes Jahr  noch  nicht  erreicht  hätte,  musste  die  Kirchen- 
bucheintragung das  erwähnen;  sie  sollte  anzeigen,  ob  der 
Minderjährige  bei  der  Trauung  von  Eltern,  Verwandten,  oder 
dem  Vormunde  begleitet  war,  wenn  nicht,  ob  er  von  diesen, 
oder  vom  Richter  die  schriftliche  Erlaubniss  zur  Ehe  erhalten 
habe  und  schliesslich  das  Datum  dieser  Autorisation  angeben^. 

1  Vgl.  Defacqz  ancien  droit belgique  (Bnixelles  1846.)  1, 835. 

s  Vgl.  Döclar.  de  Charles  VI.  v.  Sl.  October  1789.  d^fendant  ä  tous 
juges  et  chefs^tuteurs  d'accorder  des  supplöments  de  consentement  ä  des 
mineurs,  pour  se  marier  contre  le  gr^  de  leurs  parents  ou  tuteurs  et  de  d^- 
cröter  des  projets  de  contrat  de  manage  avant  que  lesdits  parents  ou  tuteura 
üient^t^  düment  inform^s.  Place,  t.  VI  and.  Ö,  1096. 

<  Placcaer t-boek  van  Vland.  6, 1323. 1827. 

^  Defacqz  a.  a.  0. 385. 
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Ed.v^M^sept.  Joseph  n.  erst  wagte  es,  die  Autorität  der  Kirche  toU- 
standig  zu  durchkreuzen;  in  seinem  Edicte  v.  28.  September 
1784.  — 

^süit5?dar         ^^®  ^^  jedoch  auf  diesen  bemerkenswerthen  Gesetresact 

kirchi.  Recht.j^^^f  eingehen,  wird  es  zunächst  nothwendig  sein,  mit  kurzen 
Worten  wenigstens  zu  erwähnen,  dass,  wenn  die  wehlicfae 
Gesetzgebung  es  auch  nicht  unternahm,  Satzungen  anfzo- 
stellen,  die  von  den  kirchlichen  geradezu  abwichen,  sie  doch 
wenigstens  mit  ihrer  Autorität  für  die  Durchfuhrung  jener 
Sorge  trug*. 

Es  war  das  immerhin  ein  freilich  dürftiges  Zeichen,  dass 
sie  die  Ehesachen  als  dem  staatlichen  Gebiete  nicht  ganz  fem- 
liegend betrachtete,  und  gewährte  mit  Bequemlichkeit  den 
Uebergang  zu  einem  Systeme,  welches  die  religiösen  Be- 
ziehungen der  Ehe  für  völlig  indifferent  erachtete  imd  allem 
die  staatlichen  wahrnahm. 

Ed.v.9^.0ct.  So  schärfte  das  Edict  v.  9.  October  1769.«  die  Ver- 
kündigung der  Aufgebote  ein,  bei  schwerer  Strafe  für  die 
Brautleute  und  den  Geistlichen,  und  noch  ausführlichere  An- 

^^•^[•„Y^«^- Ordnungen  traf  das  Edict  v.  5.  Dezember  1781.'  Jeder 
Dispens  von  den  Prociamationen,  den  ein  anderer  als  der 
episcopua  propriua  ertheilt  habe,  solle  null  und  nichdg  sein  und 
ausserdem  eine  Geldbusse  von  1000  Gulden  für  die  Bittstefler 
zur  Folge  haben;  der  Geistliche,  der  darauf  hin  traute,  wurde 
mit  der  Privation  seiner  Pfründe  bedroht. 

Aber  auch  Abweichungen  von  dem  kirchlichen  Rechte 
kamen  wenigstens  in  der  Praxis  der  höhen  Gerichtshöfe  vor.* 
GwkSr  ^^  erkannten  sie  beispielsweise  eine  Ehe  nicht  für  gülüg 

an,  die  zwar  kirchlich  geschlossen,  aber  nachher  verheimlicht 
war,  und  waren  überhaupt  eben  so  wenig  wie  die  französischen 
Parlamente  abgeneigt,  durch  das  Mittel  des  appel  comme  (Tabus 
ihren  Einfluss  auf  die  Ehegerichtsbarkeit  geltend  zu  machend 

1  Vgl.  Decret  v.  7.  Januar  1783.  in  Liste  chronolog.  a.a.O. de 
1751.  ä  94. 2,  87. 

2  Placc.v.Vland.  6,  9. 

3  ebendas.  6, 11. 

4  Deghewiet  Instit.  du  droit  belg.  (Lille  1786.)  I,  2,  16.  art.  15.  t 
Vgl.  Britz  Ancien  droit  belg.  2, 543.  Die^  dem  früheren  widergprechende 
Kecht  ist  wahrscheinlich  durch  den  Einfluss  der  französ.  OrdonnanE^* 
26.  November  1689.  eingeführt  worden.  Vgl.  Grandgagnage  min^ 
couronn^  p.  90. 

^  Beispiele  aus  d.  J.  1783.  in  der  Liste  chronologique  des  ^d.  et 
ordonn.  des  pays-bas  autrich.  de  1781.  ä94.  2,  50.51.  Ausd.  J.  1785» 
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Für  die  Ehen  der  Protestanten  oder  für  gemischte  Ehen^J;^**J; 
wurde  nach  den  Deducdonen  von  Van  Espen  die  katholische  ^^^^ 
Trauung  für  unnöthig  erachtet  ^^  ja  eine  DenkschriA;  von  neun 
Löwener  Professoren  aus  d.  J.  1610.^  erklärte  sogar  eine 
Verbindung  für  gültig,  welche  zwei  Katholiken  in  einem  Lande, 
wo  das  Tridentinum  pubUcirt  war,  vor  einem  protestantischen 
Geistlichen  eingegangen  waren;  nur  weil  der  katholische 
Priester  nicht  zur  Hand  war. 


Das  Gesetz  von  Joseph  basirte,  wie  das  für  Oester-  oJSäf 
reich  erlassene,  wesentlich  auf  den  Theorieen  von  Scheidung 
des  Contractes  und  Sacramentes  der  Ehe,  die  ich  so  eben  er- 
wähnt, schon  oben  weiter  ausgeführt  habe  und  die  auch  für 
Belgien  durch  die  Schriflen  von  Van  Espen  und  Anderer 
eine  wissenschaflliche  Ausbildung  erhalten  hatten.  Gleich  der 
erste  Artikel  sprach,  dem  österreichischen  Vorbilde  getreu, 
mit  kahlen  Worten  aus,  dass  die  Ehe  ein  Civilcontract  sei  btogeriilSer 
imd  demgemäss  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  gebühre.  ,,Het  ^o^*««^*- 
Suwelyk",  hiess  es^,  „geconsidereert  als  een  Contract  civil,  de 
fferechtigheden  en  de  eivile  banden  die  daer  uyt  voortkomen, 
hunne  tcezentheyd,  hunne  kracht,  en  hunne  bepaelinge  teenemael 
en  eeniglyk  koudende  van  de  eivile  oppermagt,  zoo  moet  de  ken- 
niese en  de  decisie  van  de  geschiüen  die  hetrekkelyk  zyn  tot  deze 
vorwerpen  en  tot  dl  het  gene  de  zelve  is  rockende,  exclusivelyk 
toe  behooren  aen  de  weirelyke  Tribunaelen**.  Den  Geistlichen 
wurde  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  untersagt,  in  irgend  einer 
Weise  eine  eherechtliche  Frage  zu  entscheiden.  — 

Die  Eheschliessung  sollte  vor  dem  Pfarrer  des  Bräutigams  ^**jJng"*** 
oder  der  Braut  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  geschehen*. 
Vorher  müssten  an  drei  auf  einander  folgenden  Soim«  oder 
Festtagen  Aufgebote  verkündet  werden,  welche  genau  über 
aUe  Personal  Verhältnisse  der  Brautleute  Kechenschaft  ablegen^ 
und  von  denen  nur  der  weltliche  Richter  dispensiren  kann^. 

bei  Bivort  ancien  droit  Belgique  (Bruxelles  1846.)  7S.  lieber  den  appel 
comme  d^abus  in  Belgien  Tgl.  VanEspen  de  recursu  ad  principem.  L au- 
rent  Van  Espen  (Bruzelles  1860.)S.  128.  ff. 

^  Jus  eccles.  pars II.  tit.  12.  c  5.  no. 32. 

2  Defacqz  a.  a.  O.  290. 

»  Place.  V.  Vland.  6, 1882.  ff. 

^  Art.  29.  Daraus  macht  Close  in  Herzog's  theol.  Encycl.  s.  v. 
Belgien  2, 8.  die  Civilehe.  (!) 

5  Art.  81. 

6  Art.  83. 
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Den  Geistlichen  wird  auf  das  Beetimmteste  untersagt ,  ohne 
Proclamationen  Ehen  einzusegnen  und  diese  selbst  werden  für 
null  und  nichtig  erklärt^. 

Minderjährige  Personen  bedürfen  zu  ihrer  Ehe  der  elter- 
lichen, beziehentlich  grossväterlichen  Einwilligung,  die  schhmm- 
sten  Falles  durch  den  Richter  ergänzt  werden  kann^  Nicht 
consentirte  Ehen  sind  ungültig^.  Waisen  müssen  ausser  der 
Erlaubniss  des  Vormundes  auch  die  des  Kichters  beibringend 
Das  waren  die  auf  Eheechliessung  bezüglichen  Artikel 
des  umfangreichen  Edictes,  dessen  Ausfuhrung  mit  Eifer  an- 
gestrebt wurde*. 

Zunächst  folgten  noch  mehrere  Verordnungen,  die  von 
demselben  Geiste  durchdrungen  waren.     Das  Decret  vom 

No";i78^;  20.  November  1784.«  gestattete  die  Prozesse,  welche  in  den 
geistlichen  Grerichten  schon  eingeleitet  waren,  zu  Ende  zu 
führen,  jedoch  unter  der  Bedingung,  dass  nicht  das  kanonische, 
sondern  das  neue  Becht  des  Edicts  als  Norm  diene.     Die 

^««^•"^^'Declaration  v.  13.  Mai  1786.^  sprach  aus,  dass  Ehen,  die 

i78(;.     jiQ  Auslande  geschlossen  wären,  um  die  Bestimmungen  des 

Gesetzes  zu  umgehen,   bürgerlich   wirkungslos  sein   soUten. 

^fwTiaT  ^^^  Declaration  von  demselben  Tage*  schärfte  ein, 
1786.  ^3jjg  Dispense  von  den  Aufgeboten  nur  aus  ganz  dringenden 
Ursachen  ertheilt  würden,  und  dass,  wenn  nicht  mindestens 
eine  Proclamation  vollzogen  würde,  Seitens  der  Parteien  zu 
beschwören  sei,  dass  kein  in  dem  Edicte  v.  J.  1784.  aufge- 
stelltes Hindemiss  ihrer  beabsichtigten  Verbindung  entgegen- 

^emlfVl^e.  8<^ehe.  Das  Decret  endlich,  ebenfalls  v.  13.  Mai  1786.^ 
verbot  den  Geistlichen  aus  irgend  einem  Grunde,  der  sich 
nicht  aus  dem  Edicte  rechtfertigen  liesse,  die  Benediction  zu 
verweigern,  bei  Strafe  der  Sperrung  der  Temporalien,  und 
gestattete  den  Bischöfen  diejenigen  Personen,  welche  schon 
durch  den  Bichter  von  den  Aufgeboten  dispensirt  wären,  auch 
noch  kirchlich  zu  dispensiren. 
SfsUkhkeu.'  Die  neue  Gesetzgebung  stiess  aber  auf  einen  hartnäcki- 
gen Widerstand.    Die  ganze  Geistlichkeit  des  Landes  erhob 

1  Art.  84.  —  «  Art.  3.  und  4. 
8  Art.  6.  —  *  Art  8. 

ö  Vgl.Decretd.  Graf.  Trautmannsdorf  V.  S.Juni  1789.  meiste 
chronolog.  2, 152. 

«  Place.  v.Vland.  6, 1845. 

7  ebendas.  184G. 

^  ebendas.  —  ^  ebendas.  1847. 
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sich  gegen  die  Keformen  des  Kaisers  und  die  staatlichen  Be- 
hörden, vielfach  sonst  gekränkt  und  verletzt,  nahmen  an  der 
Opposition  Theil.  In  fast  allen  Theilen  des  Landes  setzten^^/^^^^"/^^^^ 
die  Lokal-Magistrate  ohne  Weiteres  das  Gesetz  ausser  KraflS 
und  die  Geistlichen  fuhren  ungestört  fort,  die  Functionen  aus- 
zuüben, die  ihnen  dem  kanonischen  Bechte  gemäss  gebührten, 
und  welche  das  Edict  ihnen  entzogen  hatte. 

Leopold's  Ordonnanz  v.  16.  März  1791.  nahm  dannj^^ggSiiVi. 
auch  das  ganze  Edict  zurück  und  stellte  das  frühere  Recht 
wieder  her*. 


Auch  in  Bezug  auf  die  Civilstandsregister  krankte  die  ^  ^iurtcn*" 
staatliche  Gesetzgebung  anfänglich  an  jener  Halbheit,  die  um 
Alles  der  Kirche  nicht  zu  nahe  treten  wollte  und  sie  doch 
nicht  ohne  ControUe  lassen  zu  dürfen  meinte. 

Das  Edict  v.  1611.  wollte  dem  Verluste  der  Regster  e<i. ▼.  wa. 
vorbeugen  und  recipirte  mit  einigen  Abänderungen  die  Grund- 
sätze der  Ordonnance  de  Blois^    Die  Beamten  der  Städte 
und  Dörfer  sollten  jedes  Jahr  von  den  Kirchenbüchern,  welche 
die  Pfarrer  ihnen  vorzuzeigen  hatten,    eine  Copie  nehmen, 
diese  in  ihren  Archiven  verwahren  und  dann  eine  zweite,  eben- 
falls von  ihnen  angefertigte  ihrer  Oberbehörde  überliefern.  So  untowchiedo 
wurden  die  Geistlichen  wenigstens  mit  der  Verpflichtung  ver-  donnancedo 
schont,  selbst  die  Register  zu  deponiren  und  behielten  die  auch 
in  pekuniärer  Beziehung  nicht  unwesentliche  Befugni8S,Extracte 
aus  den  Kirchenbüchern  auszufertigen. 

Weiteres  aber  wagten  die  frommen  Herzöge  nicht  vorzu- 
schreiben. Sie  sagten  Nichts  über  die  Form  der  Register  über 
die  Redaction  der  Acte,  sie  überliessen  den  Geistlichen,  sich 
mit  ihren  Pflichten  nach  Belieben  abzufinden. 

Daher  gab  es  zwar  —  und   schon  in  Gemässheit   der  ^JJgSJer** 
Trienter  Beschlüsse  —  Register,    aber   sie  wurden   un-    ^^'^^'' 
regelmässig  geführt,  waren  durch  Auslassungen  aller  Art  un- 
brauchbar, durch  eine  fehlerhafte  Orthographie  gefährlich  und 
durch  den  Mangel  der  Unterzeichnung  der  Brautleute,  ja  selbst 
des  Geistlichen,  ohne  jede  Beweiskraft 

^  Am  29.  Dez.  1789.  der  Rath  von  Flandern.  Liste  chronol.  2, 
171;  am  SO.  Dez.  1789.  die  Staaten  T.Namur.  ebendas.  2, 172;  am  16. 
October  1790.  d.  Staaten  vonMecheln.  ebendas.  2,200. 

»  Place.  V.  Vland.  9, 1096. 

8  Art.  20.  Place,  v.  Vland.  2,  744.  VgLDefacqz  a,  a.  0.  i,  282* 
Britz  a.a.  0.2,531. 
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Aber  dennoch  gingen  die  Gesetze  der  Folgezeit  nicht 
weiter.  Höchstens  bestätigte  man  das  Edict  t.  1611.^  und 
gefiel  sich  darin ,  vergebliche  Maassregeln  vergeblich  zu  wie- 
derholen. 
^^'nTs"^"*'  Erst  Maria  Theresia  beschritt  wieder  einen  neuen 
Weg.  Ihr  i.  J.  1784.  bestätigtes«  fedict  v.  6.  August  1778.* 
stellte  den  Geistlichen  für  ihre  Thätigkeit  als  Civilstands- 
beamte  genaue  Kegeln  auf ,  belegte  die  Ungehorsamen  mit 
Geldstrafen,  und  erklärte  sie  verantwortlich  fiir  jeden  Schaden, 
der  sich  aus  ihrer  Nachlässigkeit  ergeben  könnte. 

In  jeder  Parochie  sollte  das  Kegister  in  zwei  Exemplaren 
gefuhrt  werden,  die  Einzeichnungen  hintereinander  fort  ohne 
jede  Auslassung  unmittelbar  nach  der  Ceremonie  gemacht 
und  vom  Geistlichen,  den  Parteien  und  Zeugen  unterschrieben 
werden.  Den  Priestern  wurde  anempfohlen,  auf  die  Recht- 
schreibung der  Namen  zu  achten,  alle  Abkürzungen  zu  ver- 
meiden und  im  Januar  jedes  Jahres  bei  50  Gulden  Strafe  an 
das  Archiv  des  Provinzialrathes  ein  Exemplar  des  Registers 
abzuliefern^.  

^*äfi5Sokh  Durch  die  grosse  Revolution  (9.  Vend^miaire  an  IV. 

▼ereint.    ^j^  Octobcr  1795.])  wurdcj  Belgien  mit  Frankreich  ver- 
eint, nahm  an  allen  oben  dargestellten  französischen  Gesetzes- 
o«°S'*?'Tv  acten  Antheil  und  erhielt  durch  das  am  20.  Prairial  an  IV. 
(17.  Juni  1796.)  publicirte  Gesetz  v.  20.  September  1792. 
codo  civil,  ui^j  den  Code  civil  die  obligatorische  Civilehe^  — 

1  So  d.  29.  März  1792.  und  6.  März  1754.  Placc.T.  Vland.  5,  1099. 
Place.  Y.  Brabant  8,  29. 

2  Placc.v.Vland.  6, 1839.art.  85. 
8  ebendas.  6,  337. 

*  Im  Furatbisthume  Lüttich  wurden  die  Register  ebenso  nach- 
lässig gefuhrt  und  waren  ebenso  unzwedunässig,  wie  Anfangs  in  Belgien. 
—  Vgl.  Defacqz  a.  a.  O.  284.  —  Eine  Verordnung  vom  18.  November 
1769.  —  Liste  chronologique  des  ^dits  et  ordonnances  de  la 
principautd  de  Liege  (Bruxelles  1860.)  2, 386.  —  bestimmte  wenigstens, 
dass  zwei  Begister  gehalten  und  das  eine  am  Schlüsse  jedes  Jahres  dem 
Landdekan  übergeben  werden  sollte,  um  von  diesem  an  die  vorgesetzte 
geistliche  Behörde  weiter  befördert  zu  werden.  —  Die  Beobachtung  der 
Trienter  Eheschliessungsvorschriften  wurde  mehrfach  anbefohlen.  Vgl. 
Manigart  Bullae  constit.  apost.  et  mand.  episc.  Dioc.  Leodiensis  (Leodii 
s.  a.)  210.  212.  213.  215.  216.  218. 

^  Durch  das  arretö  v.  25.  Brumaire  an  III.  (16.  November  1794.) 
wurde  anfanglich  die  facultative  Civilehe  eingeführt.  Die  Priester  behielten 
die  Civilstandsfunctionen  und  die  Magistrate  wurden  beftigt,  auf  Wun.sch 
der  Parteien  Ci vilstandshandlungen  zu  vollziehen .  D  e  1  c  o  u  r  trait^  de  Tad  ^ 
ministration  des  fabriques  d'eglises  (Louvain  1846.)  1,  XX.  ff. 
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Die  Restauration  des  Jahres  1815.  brachte  dann  wieder     i8i5. 
eine  Vereinigung  des  Landes  mit  Holland  zu  Wege^  und 
unterwarf  dasselbe  der  holländischen  Gesetzgebung. 

Gleich  damals  bethätigte  der  katholische  Clerus  seinen  ^^^^^X 
"Widerwillen  gegen  die  Civilehe,  die  als  Frucht  der  Revolution    c»^"«*^«* 
und  als  Institution  des  Bonapartismus  gleich  verwerflich  er- 
schien^  und  die  neue  Regierung  liess  sich  auch  willig  zu  Con- 
cessionen  herbei. 

Der  Artikel  2.  des  Beschlusses  v.  21.  October  1814.*  ^^IJ}' 

Oct.  1814. 

bestimmte,  dass  Niemand  vor  dem  Civilstandsbeamten  eine 
Ehe  eingehen  dürfe,  wenn  er  nicht  vorher  vom  Pfarrer  eine 
Bescheinigung  beigebracht  habe,  dass  kein  kanonisches  Hin- 
demiss  der  beabsichtigten  Verbindung  entgegenstehe. 

So  glaubte  man  das  Princip  der  Civilehe  retten  zu  können, 
und  doch  durch  die  Hereinziehunor  des  kanonischen  Rechtes, 
durch  die  fiir  wesentlich  erklärte  Betheiligung  der  Priester  an 
der  Eheschliessung,  den  Forderungen  der  Kirche  zu  genügen. 

Aber  in  letzterer  Beziehung  wenigstens  täuschte  man 
sich;  das  Gesetz  hatte  das  Schicksal  aller  halben  Maassregehi, 
nach  keiner  Seite  hin  zufrieden  zu  stellen. 

Die  Bischöfe  erliessen  an  die  Geistlichen  den  Befehl,  in QrosBe mcs»- 
jedem  Falle,  auch  wenn  keine  Ehehindemisse  vorhanden  wären, 
die  vom  Gesetze  verlangten  Scheine  zu  verweigern,  damit  sie 

1  Journal  officiel  du  royaume  des  Pays-Bas  3,  281;  auch  ab- 
gedruckt in  Discusslons  du  Congres  national  de  Belgique  (Bru- 
zelles  1844.)  1)611.  Die  Motive  des  Gesetzes  lauteten:  „Sur  le  rapport 
de  notre  commissaire  de  rintärieur  en  Belgique,  duquel  il  r^sulte  que ,  4^^^ 
quelques  communes,  les  habitans  negligent  de  faire  inscrire  les  actes  qui 
doivent  servir  ä  constater  leur  ^tat  et  que  m^me  quelques  roaires  se  r^fusent 
k  cette  inscription ;  ^ 

Considerant,  que  le  däfaut  dMnscription  de  ces  actes  expose  une  foule 
d'individus  k  n'avoir  aucunepreuve  legale  de  leur  fillation,  de  leurs  droits 
Buccessifs  etc. . . ; 

Considerant,  que  Tex^cution  des  lois  existantes,  relativement  k  la  tenne 
des  registres  des  naissances  et  des  d^ces,  ne  se  trouve  jamais  en  Opposition 
avec  les  principes  du  culte  catholique ;  mais  qu*il  n'en  est  point  de  meme  des 
lois  relatives  k  rinscription  des  actes  de  mariage,  puisque,  sous  la  l^gislation 
actuelle,  TofEcier  de  T^tat  civil  peut  unir  en  manage  des  personnes  entre 
lesquelles  il  existe  des  empechements  canoniques ; 

Voulant  rem^dier,  par  des  dispositions  provisoires,  en  attendant  qu'une 
revision  g^n^rale  des  lois  existantes  puisse  avoir  lieu ,  aux  inconv^niens  qui 
r^sultent  de  la  non-inscription  des  actes  de  Tetat  civil  et  prevenir  en  mdme 
tempsceux,  quipourraientnattre,  pour  les  habitans  catholiques,  du  main- 
tien  des  principes  relatifs  k  la  c^l^bration  du  manage  considdr^  comme  eon- 
trat social . , . .  Nous  avons  arrfit^  etc." 
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frei  seien  von  jeder  Mitschuld  an  der  Civilehe,  damit  sie  in 
keine  Berührung  kämen  mit  jener  verwerflichen  InstitutioiL 

In  einzelnen  Theilen  des  Landes  ^  wo  die  Bischöfe  80 

hartnäckig  die  Regierung  auf  der  betretenen  Bahn  weiter  zu 

drängen  strebten ,  konnten  daher  gar  keine  Ehen  geschlossen 

Notariat»,  werden,  und  es  blieb  nur  jenes  letzte  Auskunftsmittel,  welches 

Ehen.     -^  schou  in  der  französischen  Entwicklung  Rennen  gelernt 

haben,  die  Weigerung  der  Pfarrer  durch  Notare  zu  Protokoll 

nehmen  zu  lassen  und  auf  Grund  dieses  notariellen  Actes  bei 

dem  Civilstandsbeamten  die  Trauung  nachzusuchen^. 

^^äSwIJ;  ^^  ''•  ^'^^^  1815.  trat   die  Kegierung   den  schweren 

Missständen  entgegen,  wieder  die  Aufrechthaltung  der  Civil- 

ehe  und  die  Versöhnung  des  Clerus  versuchend^. 

iyConsidirant  que  la  diclaration  esigie  par  VarU  2.  dt 
VarreU  du  21.  Octobre  1814.  a  foumi  ä  plusieurs  curis  k  moyen 
de  s'opposer  ä  la  ciUhration  du  contrat  civil  de  mariage,  en  k 
refusant  sans  alUguer  aucun  empechement  canonique; 

ConsidSrant  que  le  mariage,  comme  contrat  civil,  n*€st  soumis 
qu'ä  la  puiseance  dvile  siculiire  et  que  Vautoriti  eccUsiaMique 
n^a  aucun  droit  d^en  empecher  Vexerdce; 

Considirant  que  nonobatant  le  pouvoir  qui  compHe  ä  fa 
puissance  sicuUire  eur  lea  actes  civik  de  mariagesj  il  rCest  pa^ 
cependant  dans  notre  intention  de  nous  immiecer  en  ce  que  la  re^ 
ligion  itablit  pour  sanctißer  lea  mariagee,  mais  de  laisser  ä  cet 
igard  Venühre  libertS  aux  ministres  des  cultes, 

Sur  le  rapport 

Art,  1.  L'art.  2.  de  notre  arreti  du  21,  Octobre  demier  est 
rapporti. 

Art  3.  L'art  54.  de  la  loi  du  18.  gemdnal  an  X,  ^^ 
^Organisation  des  cultes,  ainsi  que  les  art  199.  et  120.  du  Code 
pinal  et  toutes  autres  dispositions  qui  exigent  que  le  managt 
devant  üoffider  dvil  soit  p'dalable  ä  la  binidiction  nuptiale,  ou 
cSrSmonie  reUgieuse  du  mariage  sont  abrogis;  nianmains  PacU 
de  mariage  devant  Fofßder  de  Titat  dvil  itabUra  seul  la  Ugi- 
timitd  des  enfants,  les  droits  entre  les  contractants  comme  ipoux, 
et  les  autres  effets  dvils". 
BeltimmMg!  ^'^^  Folgcu  dicscr  Bestimmung  waren  noch  unheilvoller. 
Denn  es  war  fast  selbstverständlich,  dass  die  Geistlichen  streng 
darauf  hielten,  mit  ihrer  Trauung  der  Civilehe  voranzugehen, 

1  Claus  in  den  Discuss.  a.  a.  0. 1, 611. 

s  Journal  officiel  du  royaume  des  Pays-Bas  4, 171. 
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und  es  ereignete  sich  nur  zu  ofl,  dass  die  Brautleute  eich  mit 
dem  priesterlichen  Segen  begnügten  und  den  Civilact,  der 
doch  ihrer  Verbindung  in  den  Augen  des  Gesetzes  allein  den 
Character  einer  Ehe  gab,  tmterliessen.  Bei  fast  jeder  ein- 
zelnen Ehe  wurde  der  Zwiespalt  zwischen  Staat  und  Kirche 
klaffend. 

Das  Oese tz  v.  10.  Januar  1817.  widerrief  denn  auch ja^'ar isir. 
die  beiden  Bestimmungen  und  kehrte  zum  alten  Rechte  zurück^. 


Im  J.  1830.  trennte  sich  Belgien  von  Holland  und     isso. 
wurde  ein  selbstständiges  Königreich. 

Die  Revolution  war  durch  eine  Coalition  der  katholischen 
und  liberalen  Partei  zu  Stande  gekommen ^  und  die  erstere 
erwartete  jetzt  die  Belohnung  ihrer  treuen  Bundesgenossen- 
schaft, die  mehr  als  alles  Andere  der  nassauischen  Herrschaft 
geschadet  hatte. 

Schon  die  Beschlüsse  der  provisorischen  Regie-^^^^'-Q'^j^J;^ 
rungv.  12.  October  1830.,  wodmrch  die  Freiheit  des  Unter-      *®*^- 
richtes  gewährleistet  wurde>    und  v.  16.  October,   welcher 
Versammlungsfreiheit  gestattete,  waren  dem  Clerus  günstig, 
noch  mehr  aber  der  arrfit^  v.  16.  October  1830.*,  dessen  •gJJ^JJjJ^^ 
Artikel  3.  — : 

y,Le8  loü  giniralea  et  particulüres  entravant  le  lihre  exer^ 
cice  ^un  culte  quelconque  et  assujettissant  ceux  qui  Fexercent 
ä  des  formalitis  qui  froissent  les  consciences  et  genent  la  ma-' 
nifestation  de  la  foi  profeaaie^  sont  igalement  ahrogiea "  — 
auch  für  die  Frage  der  Civilehe  entscheidend  war. 

Schon  nach  dieser  Bestimmung  konnten  die  Priester  straf- 
los Ehen  einsegnen,  die  noch  nicht  vor  demCivilstandsbeamtenBi>«nmö^ich. 
geschlossen  waren,  und  zum  Ueberflusse  liessen  die  Bischöfe 
von  Namur  und  Lüttich  sich  das  am  22.  October  1830. 
noch  speciell  von  der  Regierung  gewährleisten*. 

FreUich  forderte  der  Erzbischof  v.  Mecheln  bald  nach- 
her —  am  28.  October  —  alle  Geistlichen  auf,  sich  der  ihnen 
ertheilten  Befugnisse  nicht  zu  bedienen*  und  nach  wie  vor 
nur  Civilehen  mit  der  kirchlichen  Weihe  zu  versehen,  aber 

^  Journal  officiel  du  royaume  des  Pays-Bas  10,8. 
^  D  e  Potte r  de  l'union  des  catholiques  et  des  lib^raux. 
'  Alle  drei  abgedruckt  in  den  Diso  US  8  ions  a.  a.  0. 1,525.  f. 
^  Hymans  Teglise  et  les  libert^s  beiges  (Bruxelles  1858.)  273. 
*  Vgl.  Discuss.  a.  a.  0. 1,  618. 
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der  Befehl  konnte  ohne  Weiteres  zurückgenommen  werden, 
und  das  Becht  der  Geistlichkeit,  die  Civilehe  zu  ignoriren, 
war  kaum  zu  bezweifeln. 

Jedenfalls  kamen  aber  wirklich  solche  Verbindungen  vor, 
vcrhandian-^^  denen  sogar  nachher  die  civile  Trauung  völlig  unterlagen 
^tionidcon*'  ^'^rdc.    Wenigstens  wurden  sie  in*  den  Verhandlungen  des 
grems.    Nationalcongresses  erwähnt^. 

Am  21.  Dezember    1830.   hatte   die   constituirende 
Versammlung  über  die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses 
^derv.^ü."*''^®'^*^'^^^'    Die  Artikel  W.u.  15.  der  Verfassungsurkunde- 
wurden  vereinbart. 

Am  22.  Dezember  stand  der  Commissionsvorschlag: 
„  Toute  intervention  de  la  loi  ou  du  magistrat  dans  les 
affaires  (Fun  culte  quelconque  est  interdite" 
auf  der  Tagesordnung. 
Defaeqx.  Dagegen  erhob  sich  Defacqz^.  Er  wies  darauf  hin,  dass 

alle  Culte  frei  und  unabhängig  sein  müssten,  aber  er  wollte 
dieselbe  Selbstständigkeit  auch  dem  Staate  gewahrt  wissen. 
9,11  faut  plus y  messieurs",  rief  er  aus,  ^^il  faut  que  la  puissance 
temporelle  prime  et  ahsorbe  en  quelque  sorte  la  puissance  spiri- 
tuelle,  parceque  la  loi  civile  itant  faite  dans  Vintiret  de  tous, 
eile  doit  Vemporter  sur  ce  qui  rCest  que  de  Fintiret  de  quelques- 


uns". 


Hheschlles- 
song. 


Namentlich  zog  er  das  Becht  der  Eheschliessung  in  den 
Kreis  seiner  Argumentationen.  Nach  dem  Commissionsvor- 
schlage  könnten  die  Geistlichen  in  der  Vornahme  von  Trau- 
ungen nicht  behindert  werden,  und  doch  welch'  eine  gränzen- 
lose  Verwirrung,  welch'  unsägliches  Elend  werde  die  Folge 
davon  sein,  zumal  der  priesterliche  Segen  nach  den  Vor- 
schriften des  Gesetzes  nicht  im  Stande  sei,  eine  Ehe  zu  be- 
gründen. —  Er  beantragte,  den  Commissionsvorschlag  abzu- 
lehnen. 

Damit  war  die  Frage  der  Civilehe  plötzlich  Gegenstand 
der  Debatte  geworden,   ohne  dass  ein  Theil  der  Congress- 

^  D  Iscussions  a.  a.  O.  1, 587.  ff. 

'  Art.  14.  „La  libert^  des  cultes,  celle  de  leur  exercice  public,  ainsi  que 
la  libert^  de  manifester  ses  opinions  en  toute  mati^re  sont  garanties,  sauf  la 
r^pression  des  delits  commis  k  Toccasion  de  Tusage  de  ces  libert^s. 

Art.  15.  Nul  ne  peut  §tre  contraint  de  concourir  d*une  maniere  quel- 
conque aux  actes  et  aux  c^rämonies  d'un  culte  nid*en  observer  lesjours  de 


repos" 


8  DiscuBsions  a.  a.  0. 1, 587. 
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mitglieder  vorher  auch  nur  geahnt  hätte,  zu  welchen  Erör- 
terungen der  proponirte  Art.  12.  fuhren  würde. 

Defacqz  wurde  auf  das  Wirksamste  von  Forgeur^  und    nlmrid'e 
von  Henri  deBrouckere*  unterstützt.  Der  letztere  empfahl  ß«»»«*«'«- 
dem  Artikel  12.,  für  den  Fall  der  Annahme,  einen  speziell  auf 
die  Eheschliessung  bezüglichen  Zusatz  zu  geben« 

Dagegen  erhob  sich  die  ganze  katholische  Partei.    De  ^pjjjjjf^* 
Bobaulx'  wollte  nur  einen  Act  der  Gerechtigkeit  darin  er- de  Koutnix. 
blicken,  wenn  man  den  Geistlichen  erlaubte,  Ehen  einzusegnen, 
die  bürgerlich  ungültig  wären.     Jetzt  könne  jeder  Cleriker, 
seiner  Gelübde  ungeachtet,  vor  dem  Civilstandsbeamten  eine 
Ehe  schliessen,  welche  die  Kirche  als  einen  Concubinat  brand- 
marke,  die  gegen  das  kirchliche  Gesetz  gehe.     ^Eh  bien! 
soyona  conaiquents  avec  nous-memea:  s*il  est  des  cos  oii  la  hi 
civile  pourra  froisser  les  lois  canoniques,  admettona  la  ridprociti 
pour    celks'Ci".     De   Gerlache*    erklärte   es   für   eine   In- de  Geriache. 
consequenz,    die    Geistlichen    an   der   Trauung    zu   hindern, 
aus  Furcht,  dass  die  Brautleute  die  bürgerliche  Eheschlies- 
sung unterlassen    und  in  zwar  kirchlich  gültiger  Ehe,  aber 
in  bürgerlichem  Concubinate   leben  könnten.     Warum  man 
denn     nicht    überhaupt    den    Concubinat    verbieten    wolle? 
Nothomb^  machte  darauf  aufmerksam,  dass  die  katholische  Notbomb. 
Partei  von  der  liberalen  jetzt  die  Unterstützung  verlange,  die 
ihr  wegen  ihrer  Bundesgenossenschafl  gebühre;  der  Abb^  deAbWdeFoere 
Foere^  glaubte  die  facultative  Civüehe  empfehlen  zu  müssen, 
da  die  rein  kirchliche  Eheschliessung  nicht  ganz  angebracht 
erscheine. 

Das  allgemeine  Stichwort  war  die  Freiheit  der  Kirche,  ^^urche^^*^ 
die  durch  den  Artikel  12.  garantirt  werden  sollte. 

Die  Debatte  wurde  am  23.  Dezember  festgesetzt.    De-   i>e*^«- 
facqz  unterlag  mit  59  gegen  111  Stimmen^. 

Wenn  nun  aber  auch  der  Antrag  auf  Beseitigung  des 
Art.  12.  gefallen  war,  so  gewann  doch  die  Ansicht  von  Henri 
de  Brouckere,  einen  auf  die  Civilehe  bezüglichen  Passus 
damit  zu  verbinden,  neuen  Boden.  Schon  am  24.  Dezembervier  Amende- 
wurden  vier  darauf  abzielende  Amendements  gestellt  ^  welche 

1  ebendas.  593.  —  ^  ebendas.  597.  —  ^  ebendas.  589. 

*  ebendas.  589.  —  6  ebendai.595. 

6  ebendas.  591.  —  7  ebendas.  620. 

B  Le  Grelle:  ,,Cependant  le  mariage  civil  devra  pr^cöder  la  cär^- 
monie  religieuse  du  mariage,  toutes  les  foisqu'ii  sera  possible  auzparties 
interessäes  de  se  marier  civilement".    HenrideBrouckere:  „Cepen- 


mento. 
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der  Centralsection  znr  Berathang  zugingen,  und  am  26.  De- 
Ltt  GraUe.  zember  ein  ausfuhrlicher  Antrag  von  Le  Grelle  verlesen,  der 
von  dem  Art.  12.  unabhängig  war^. 

yyLe  Congrh  national**,  lautete  er,  „m*  FarretS  du  gotwer- 
nement  provisoire  de  la  Belffique  du  16.  octobre  1830; 

Considhant  qu'il  y  a  urgence  deprendre  des  meeures  propns 
d  assurer  Vitat  civil  des  citoyene  et  d^itabUr  en  rigle  ginirak 
que  Faete  civil  de  manage  doit  pricider  la  binidiction  nuptidf, 

dicrite: 

Art,  1.  Aucun  ministre  d^un  culte  quelconque  ne  peui  pro- 
eider  aux  cirimoniee  religieusee  du  mariage  qu'autant  que  ks 
parties  lux  auront  faxt  conster  que  le  mariage  a  Hi  contractu  de- 
vant  Fofficier  de  Fitat  civil,  sauf  le  cas  conaiati  par  Fautorit^ 
civile,  oü  le  mariage  civil  ne  pourrait  pas  avcir  Keu,  et  oii  t/y 
aurait  urgence  religieuse,  reconnue  par  Fautoriti  reUgieuse. 

Art*  2.  Toute  personne  qux,  ayant  concouru  ä  une  bini- 
diction nuptiale  non  pricidie  de  la  dlibration  du  mariage  dviU 
n'en  aura  pas  faxt  dans  les  trois  jours  la  diclaration  ä  Fofßcier 
de  Fitat  civil,  sera  punie  des  peines  diterminies  par  Fart.  346. 
du  Code  pinaL 

Art.  3.  Les  extraits  des  registres  de  Fitat  civil  et  avirts 
püces  nicessaires  ä  la  dlibration  du  mariage,  sont  exempts  de  h 
formaliti  du  iimbre  et  de  tous  autres  ffais, 

Art,  4.  Le  pouvoir  exicutif  est  chargi  de  Fexicution  du 
prisent  dicret". 

Ungeachtet  heftigen  Widerspruchs  wurde  auch  diese  Pro- 
position der  Section  überwiesen« 

Am  5,  Februar  1831,  gelangte  der  Art.  12.  von  Neuem 
zur  Berathung'  und  jetzt  wurde  fast  mit  Einstimmigkeit  durch 
Art.  16.  d.  einen  Compromiss  der  Parteien  die  folgende  Bestimmung  an- 
genommen, welche  den  Art.  16.  der  Constitution  bildet. 

dant  les  minUtres  des  cultes  ne  peuvent  procdder  aux  c^r^monies  religieuse» 
d*un  mariage,  sans  qu*il  ait  ^i6  justifiä  d'un  acte  de  manage  pr^alablement 
re^u  par  les  officiers  de  Tötat  civil;  ils  sont  tenus  aussi  de  se  soumettre  aux 
loissur  les  inhumations".  Aaikem:  ,,N€anmoin8  les  mesures  qui  seront 
trouT^s  nicessaires  pour  assurer  Tetat  civil  des  citoyens  feront  Tobjet  de  la 
loi".  Forgear:  „La  binidiction  nuptiale  ne  pourra  pr^c^der la c^Mbra- 
tion  du  mariage  civil.  La  Constitution  ne  reconnait  de  mariage  valable  ^^ 
susceptible  de  produire  les  effets  civüs  que  celui  contractu  devant  rofSci^'^ 
de  Tätat  civil  '\  e  b  e  n  d  a  s.  624. 

^  ebendas.  649. 

>  ebendas.  2,466.  ff. 


V.-Ü. 
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yyUiiat  n'a  le  droit  (Tintervenir  ni  dans  la  normnaiion,  ni 
dana  rinstcUlation  des  ministres  ^un  cuüe  queleonque,  ni  de  dS^  ^ 
fendre  ä  ceux^  de  correspondre  anec  teure  eupSrieure,   et  de 
puhlier  leurs  actes,  eaafy  en  ce  demier  cos,  la  reaponsahiUti  ordi^ 
ncdre  en  maiüre  de  presse  et  de  pubUcation. 

Le  m^riage  civil  devra  toujours  pricider  la  bhiidietian  nup» 
tiale  sauf  les  exeeptione  ä  itablir  par  la  loi,  s'il  y  a  lieu^'^. 

Auf  den  Antrag  von  Destouvelles  wurde  in  das  Sitzung8*i>wtottTeiie8. 
Protokoll  aufgenommen  9  dass  damit  die  Verordnung  der  pro- 
TisoriBchen  Regierung  y.  16.  O  et  ob  er  1830.  aufgehoben  sein 
sollet 

•  2.  Die  Rheinischen  Provinzen. 

Die  französischen  Beyolutionskriege  waren  nicht  blos  zur 
Eroberung  unternommen.  Sie  sollten  auch  den  überwundenen 
Völkern  das  ^^vangelium  der  Freiheit  bringen^  sie  sollten 
ihnen,  wenn  auch  gegen  ihren  Willen,  alle  Wohlthaten  erschlies- 
sen,  welche  die  Revolution  dem  Mutterlande  gewährt  hatte. 

](^cht  als  geringste  unter  diesen  erschien  die  Regelimg 
der  Civilstandsverhältnisse  und  noch  mehr  die  Civilehe,  welche 
ein  altes  Problem  gelöst  haben  sollte:  die  Gebietsauseinander- 
setzung zwischen  Staat  und  Kirche  bei  einer  Materie ,  welche 
beide  gleich  nahe  anging. 

Freilich  war  in  den  deutschen  Rheinlanden  seit  Jahrhun-^J,{^2^^** 
derten  nur  kirchliche  Eheschliessung  erhört  gewesen.    Gerade  ]^°|25^^", 
in  den  geistlichen  Territorien  war  die  kirchliche  Seite  der  Ehe 
besonders  betont  worden   und  hatte  das  kanonische  Recht, 
wenn  auch  in  einer  milden  ^  durch  die  gemischten  Confessions- 
Verhältnisse  bedingten  Weise,  guten  Boden  gefunden. 

Die  kirchliche  Gesinnung  des  Volkes  war  aber  ^nzlich  Art  d. Volkes, 
verloren  gegangen. 

Französische  Freigeisterei  und  Frivolität  hatten  allmäh- 


^  Vgl.  dazu  die  Bemerkungen  von  Bivort  Comment.  sur  ia  Constit 
Beige  (Brux.  ISöS.)  S.  9.  und  Verhaegen  ^tudes  de  droit  public  (Brux. 
1859.)  177. 

2  Discussionsa.  a.  O.  2,  470.  —  Zu  bemerken  ist  noch,  dass  die 
priesterliche  Benediction  in  Belgien  häufig  Seitens  der  Geistlichen  ver- 
weigert und  Seitens  der  Eheleute  yerschmäht  wird.  Wenigstens  behauptet 
das  Mej  er  die  deutsche  Kirchenfreiheit  u.  d.  künftige  kathol. Partei  (Leipz. 
1848.)  8.  61.  f. 

<  Das  gilt  namentlich  Yon  gemischten  Ehen.  Vgl.  Kopp  d.  kathol. 
Kirche  im  neunzehnt.  Jahrh.  (Mainz  1830.)  868.  ff. 

Friedberg,  Eheschliestung,  3g 
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lieh  die  Religiosität  unterhöhlt^  und  die  unmittelbare  Nähe  der 
schlaff  verweltlichten  geistlichen  Hofstaate,  der  tägliche  Ver- 
kehr mit  einem  zahllosen  Clerus,  hatte  nicht  dazu  beigetragen, 
die  Achtung  vor  der  Kirche  zu  erhöhen. 

So  war  man  denn  den  französischen  Civilstandsgesetzen 
nicht  gerade  ans  religiösen  Gründen  abgeneigt.  Jjn  Gegen- 
theile,  man  nahm  sie  mit  derselben  Buhe  und  Gelassenheit 
hin,  mit  der  man  sich  überhaupt  dem  französischen  Joche 
beugte,  ja  theilweise  betrachtete  man  sie  als  werth volle  Er- 
rungenschaft der  grossen  Bevolution,  welche  auch  in  Deutsch- 
land mit  eisernem  Besen  die  Missstände  beseitigen  müsse. 

Aber  eigenthümlich  war  es  doch,  mit  welcher  Eilfertig- 
keit die  französischen  Waffen  die  bürgerlichen  Verhältnisse 
umzuformen  suchten.  Die  Civilehe  ging  unmittelbar  im  Ge- 
folge der  siegenden  Heere. 
^®f,"t7-?*-  Durch  Beschluss  v.  25.  und  27.  Nivöse  d.  J.  III. 
^-  (14.  und  16.  Januar  1794.)  setzten  die  Volksrepräsentanten 
bei  der  Maass-  und  Sambre-Armee  fest,  da^s  jeder  Ein- 
wohner der  eroberten  und  annectirten  Provinzen  nach  freiem 
Belieben  kirchlich  oder  bürgerlich  seine  Ehe  eingehen  könne  ^. 

Man  wollte  der  religiösen  Sitte  des  Volkes  noch  nicht 
geradezu  feindlich  entgegentreten.  Aber  man  hätte  diese 
Milde,  diese  facultative  Civilehe  kaum  nöthig  gehabt.  Den 
Unterjochten  war  es  ziemlich  gleichgültig,  ob  sie  Deutsche 
blieben  oder  Franzosen  wurden,  sie  kümmerten  sich  noch 
weniger  um  die  Berücksichtigung  ihrer  confessionellen  Ver- 
hältnisse: der  republikanische  Rausch  schien  Nationalität  und 
Religion  in  gleicher  Weise  absorbirt  zu  haben. 

Am  5.  November  1797.  sandte  das  Directorium  in 
Paris  den  General- Regierungskommissar  Rudier  in  die 
Rheinischen  Provinzen,  um  sie  nach  französischem  Muster  zu 
organisiren.  Er  brachte  die  obligatorische  Civilehe.  Am 
i2.^Ärvi.l2.  Flor^al  d.  J.  VI.  (1.  Mai  1798.)  wurden  die  früheren  fran- 
zösischen Gesetze  über  den  Civilstand  publicirt^  und  seitdem 
nahmen  die  unter  französischer  Herrschaft  stehenden  Landes- 
theile  an  all'  den  Veränderungen  Theil,  welche  die  französi- 

1  Vgl.  Philipp!  d.  Civilstandsges.  in  d.Königl.  Preuss. Rhein-Provizis 
(Elberfeld  1855.)  224.  225. 

2  Recueil  des  r^glem.  et  arr^tee  eman^s  du  commissaire 
de  Gouvernement  dans  les  quatre  nouveaux  d^partemeni  de 
la  rive  gauche  du  Bhin,  Bd.  4.  Heft  7.  S.  14—144. 
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«oben  CiYilstandsgesetze  betroffen  haben,  und  die  schon  oben 
ihre  Darstellung  fanden^.  — 

Nur  in  den  Ländern ,  welche  bald  darauf  von  dem  fran- 
zösischen Beiche  abgetrennt  und  zu  eigenen  Staaten  organi- 
mrt  wurden,  fand  eine  wenn  auch  nur  wenig  eigenartige  Fort- 
bildung dieser  Gesetzgebung  statt. 

So  in  dem  1806.  errichteten  Grossherzogthume  Berg.^'^^IJJJlf' 

Dort  wurde  am  12.  November  1809.  der  Code  civil  Codeciyu, 
eingeführt,  um  am  1.  Januar  1810.  in  Kraft  zu  treten'.   Ein 
ausführliches  kaiserliches  Decret  erläuterte  die  Vorschriften  ^erorfMn- 
über  den  Civilstand^,  und  zahlreiche  Erlasse  des  Ministers      *^'^' 
Grafen  Nesselrode  suchten  die  mannichfachen  Zweifel  zu 
beseitigen,  welche  sich  bei  der  Handhabung  der  neuen  Ver- 
ordnung zeigen  mochten. 

So  wurde  am  7.  März  1810.  entschieden^  dass,  der  fran-v.7.Marzi8io. 
zösischen  Praxis  gemäss,  eine  nicht  auf  dem  Stadthause  ge- 
schlossene Ehe  doch  als  gültig  anzusehen  sei.    Am  24.  März  ^-  ^ig^JI*" 
wurden  Anordnungen  getroffen*,  wegen  der  Einsendung  der 
von  den  Pfarrgeistlichen  geführten  Kirchenbücher  zur  Auf- 
bewahrung bei  den  Secretariaten  der  Gerichte  erster  Instanz, 
am  15.  Dezember  1810.  eine  genaue  Instruction,  die  ür-  ^'Ysio."' 
künden  des  Personenstandes  betreffend,  gegeben^. 

Besonders  abweichend  war  nur,  dass  trotz  der  bürger- -^^J}?  JJ^^[* 
liehen  Verkündigung  auch  kirchliche  Aufgebote  zur  Schlies- 
sung der  Ehe  nothwendig  waren^. 

Die  spätere  Einverleibung  des  Grossherzogthums  in  das 
französische   Kaiserreich  änderte  an  den  Civilstandsverhält- 

1  Das  Verbot,  die  kirchliche  Trauung  ^or  der  bürgerlichen  vorzu- 
nehmen, wurde  den  rheinischen  Geistlichen  durch  die  Verfügung  v. 
28.  Fructidor  an  IX.  (15.  September  1801.)  eingeschärft.  Recueil  des 
T^gl.  et  arretös  öman^s  du  commissaire  de  Gouvernement 
-dans  les  quatre  nouyeaux  d^partemens  de  la  rive  gauche  du 
Bhin.  Mainz  Bulletin  63.  S.S.  Auch  abgedruckt  bei  Philipp!  a.  a.  0. 126. 
undHermens  Handb.  d.  ges.  Staats- Gesetzgeb.  (Aachen  u.  Leipzig  1833.) 
1, 848. 

2  Ges.  Bullet,  für  d.  Grossherzogth.  Berg.  Serie  2.  Nr.  1.  Nr.  2; 
auch  bei  Scotti  Samml.  d.  Ges.  u.  Verordn.,  welche  in  d.  ehemal.  Herzogth. 
Jülich,  Cleve  und  Berg  und  in  dem  yormaligen  Grossherzogth.  Berg  er- 
gangen sind.  3,  3096. 

8  Ges.  Bullet,  a.  a.  Ö.  Serie  IL  Nr.  1.  Nr.  8.  Scotti  a.  a.  O.  8,  8097. 
4  Scotti  a.  a.  O.  8,  8127. 
.    ö  Die  Berg.  Präfectur-Acten  (Düsseldorfs,  116. 

6  Scotti  a.  a.  O.  8,  3203.  —  Die  übrigen  Verfügungen  bei  Philippi 
;a.  a.  O.  234.  ff. 

7  Resc/.  V.  24.  Jan.  1810.  bei  Scotti  a,  a.  0. 3,  3118. 
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^^,^^^*  nissen  nichts;  dagegen  brachte  die  Occupation  der  allürten 
obemng.   jeutschen  Truppen  eine  gewaltsame  Reaction. 

^A^iii  Noch  am  1.  August  1814,  wurde  freilich  den  Militär- 
personen  zur  Pflicht  gemacht,  vor  der  Copulation  die  bürger- 
liche £he  einzugehen,  es  sei  denn,  dass  sie  sich  von   den. 

jJ^^^^g'J-^ Brigade-Predigern  trauen  Hessen*,  aber  schon  am  22.  August 
wurde  die  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen  verboten*  und 

eTsStfisii  *°*  6.  Sept,  die  bisherige  Eheschliessungsform  abgeschaflft'» 

Man  griff  hier  zu  demselben  Auskunftsmittel,  welches 
auch  in  Belgien  i.  J.  1814.  und  im  Königreiche  Neapel  helfen 
sollte,  das  geltende  System  mit  dem  früheren  zu  verbinden,, 
die  Civilehe  zu  behalten  und  die  kircliliche  doch  ebenfalls  ge- 
setzlich vorzuschreiben. 

ja8tiuGran«r.  nDie  Verwirrung  der  Meinungen  und  die  mannichfachen 
ärgerlichen  Vorgänge",  sagte  die  Verordnimg  von  Justua 
Grüner,  ,, welche  durch  cUe  Bestimmungen  des  bürgerUehen  Ge^ 
setzhuches  über  die  bürgerlichen  Heirathen  zum  Nachtheile  des 
deutschen  Sinnes  für  Beligion  und  Sitten  veranlasst  worden  sind\ 
machen  es  höchst  nöthig,  den  daher  entstehenden  tiefgreifenden 
Uebeln  auf  eine  Art  zu  begegnen,  welche  die  Absicht  jener  noch 
bestehenden,  gesetzlichen  Vorschriften  mit  den  kirchlichen  ScUzun-- 
gen  über  die  Heiligung  des  Ehebandes  und  ihren  erhabenen 
Zwecken  in  Uebereinstimmung  bringe. 

Dieser  Motivirung  folgten  die  einzelnen  Bestimmungen.. 
Danach  sollten  die  Ehen  durch  die  kirchliche  Trauung 
geschlossen  werden.  Die  bürgerlichen  Wirkungen  erhalten, 
sie  aber  erst  durch  die  Eingehung  vor  dem  Bichter,  welche 
der  kirchlichen  nachfolgt,  während  andererseits  wieder  die 
bürgerlichen  Aufgebote  dieser  vorangehen  müssen^. 

1  Philippi  a.  a.  0. 288. 289. 

^  beiLottner,  Leitner  u.  Marquardt  Sainmi.  d.  f.  d. Kgl.  Freuss.. 
Rhein-FroYinx  seit  d.  J.  1818.  ergangenen  Verordng.  1,  Nr.  174.  S.  281. 

9  Lottner,  Leitner  etc.  a.  a.  0. 1,  Nr.  88.  S.  72. 

^  In  der  That  war  geklagt  worden,  dass  Viele  die  Trauung  im  trunkeneik 
Zustande  nachsuchten  —  Syn  od.  1810.  P.  8.  —  Andere  die  kirchliche  Ein- 
segnung ganz unterliessen  —  Synod.  1810.  P.  17.  —  Die  letzteren  wurden- 
ab  excommuniclrt  angesehen,  ihre  Kinder  nicht  getauft  und  confirmirt,  und 
sie  selbst  ohne  Glockeogeläute  begraben.  Vgl.  auch  Jacobson  Gesch.  d. 
Quell,  d.  evangeL  Kirchenr.  d.  ^t.  Rheini.  u.  Westfalen  (Königsberg 
1844.)  814. 

^  §.  1.  Die  Ehe  wird  künftig,  wie  vormals,  nur  durch  die  priesterliche- 
Trauung  vollzogen. 

§.  2.  Der  Tag  und  die  Stunde  der  Einsegnung  bestimmen  demnach  dei^ 
Anfang  der  Ehe. 
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DieseB  complicirte  Gemisch  von  CivUehe  und  kirchlicheri^^**'®^"^^? 

*  ^  d.  aeaeGeiebB 

Sheschliessung  musste  eine  Menge  von  Bedenklichkeiten  fQri^o^orgernfen 
4a8  nntere  Beamtenpersonal  hervorrufen. 

§.  8.  Die  bürgerlichen  Wirkungen  des  Ehe-Bündnisses  können  gleich- 
"wohl,  so  lange  das  seitherige  Gesetzbuch  und  die  Gerichts- Verfassung  be- 
stehen, nur  aus  der  bürgerlichen  Ehelichungs-Yerhandlung  rechtlich  in 
Anspruch  genommen  werden. 

§.  4.  Nach  diesen  Grundsätzen  kann  vom  Tage  der  Bekanntmachung 
der  gegenwärtigen  Verordnung  an  die  bürgerliche  Ehelichungs- Verhand- 
lung nicht  vollzogen  werden,  bevor  die  kirchliche  Einsegnung  geschehen  ist 

§.  5.  Der  kirchlichen  Einsegnung  muss  gleichwohl  jedesmal  das  bür- 
gerliche Aufgebot  vorhergehen,  und  überhaupt  allen  bürgerlich  gesetzlichen 
Erfordernissen  zu  der  Schliessung  des  Ehe-Bündnisses  vollkommenes  Ge- 
nüge geschehen  sein. 

Der  Person alstands-Beamte  ertheilt  darauf  den  Verlobten  unentgelt- 
lich ein  auf  Frei-Papier  ausgestelltes  Zeugniss ,  dass  das  bürgerliche  Auf- 
^bot  nach  der  Vorschrift  des  Gesetzes  erfolgt  ist,  und  überhaupt  der  VoU- 
aiehung  der  bürgerlichen  Ehelichungs-Verhandlung  kein  Hindemlss  ent- 
gegensteht. 

§.  6.  Auf  Vorzeigung  dieses  förmlichen  Zeugnisses  kann  der  gesetz- 
liche Pfarrer  die  kirchliche  Einsegnung  vollziehen,  wenn  ihm  nach  dem 
ebenfalls  vorhergegangenen  kirchlichen  Aufgebote  keine  kirchlichen  Hin- 
dernisse bekannt  geworden  sind.  Der  Pfarrer ,  welcher  die  kirchliche  Ein- 
segnung verrichtet  hat,  ertheilt  den  Verlobten  hierüber  ein  ebenfalls  unent- 
geltlich und  auf  Frei-Papier  geschriebenes  Zeugniss.  In  diesem  Zeugnisse 
müssen  Tag  und  Stunde ,  wann  die  Einsegnung  geschehen  ist,  so  wie  auch 
4ie  Namen  der  Zeugen  genau  verzeichnet  sein. 

§.  7.  Der  Fersonalstandsbeamte  hat  dieses  Zeugniss  vorab  zu  prüfen 
und  darnach,  ohne  andere  Förmlichkeiten,  als  die  Gegenwart  der  Verlobten 
und  der  Zeugen,  die  Ehelichungs-Verhandlung  zu  vollziehen. 

In  dieser  Verhandlung  muss  jedoch  die  geschehene  Beibringung  jenes 
Zeugnisses  sowohl,  als  der  Tag  und  die  Stunde,  wann  die  priesterliche  Ein- 
^segnung  geschehen  ist,  ausdrücklich  bemerkt  werden. 

§.  8.  Das  kirchliche  Aufgebot  kann  mit  dem  bürgerlichen  gleichzeitig 
^geschehen.  Der  Pfarrer  braucht  daher,  um  dieses  Aufgebot  vorgehen  zu 
lassen,  die  Vorlegung  der  in  dem  §.  5.  erwähnten  Bescheinigung  nicht  abzu- 
warten. 

§.9.  Die  priesterliche  Trauung  darf  unter  den  in  dem  Art.  65.  des  bür- 
gerlichen Gesetzbuches  bestimmten  Nachtheilen  in  keinem  Falle  über  Ein 
•Jahr  nach  dem  Ablaufe  der  bürgerlichen  Aufgebots-Fristen  verschoben 
urerden. 

,  §.  10.  Die  bürgerliche  Ehelichungsverhandlung  muss  bei  einer  Geld- 
strafe von  S  Thalern  für  jeden  Tag  der  längeren  Verzögerung  innerhalb 
2At  Stunden  nach  der  erfolgten  priesterlichen  Trauung  vollzogen  werden. 

§.11.  Sollten  die  Verlobten  in  der  Beobachtung  dieser  letzteren  Frist 
•durch  Natur  oder  andere  Zufälle  ein  Hindemiss  erfahren,  dessen  Hebung 
nicht  in  ihrer  Macht  steht,  so  haben  sie  dieses  sogleich  dem  Procurator  bei 
dem  Tribunale  erster  Instanz  anzuzeigen,  und  eine  Ausdehnung  der  Frist 
nachzusuchen,  welche  jedoch  durchaus  nicht  weiter,  als  für  die  Dauer  des 
Hindernisses  erstreckt  werden  darf.  Ist  diese  Frist  bewilligt  worden,  so 
muss  diese  Bewilligung  dem  Personenstands-Beamten  bei  der  büigerlichen  ^ 

Heirath  vorgezeigt  und  in  der  Ehelichungsverhandlung  ausdrücklich  er- 
ivähnt  werden. 


SC"?  TTJimdk.  DieCrÜi^e. 

SiÜT«  &  4er  lw]gvT&hen  EliesdilieMDi^  briwiJuien- 
ia.  Xtffurst  semiet  An.  37.  d»  Code  civil  mir  groesjährige 
X'tmffr  WC.  *  ^zf  «(JiJm.  An  «jlke  miu  £e  Gmehm^nng 
in-  F"tT-  dxt2i=>  bt  &  Ablesm^  du  aedisten  Capitele 
«9  C-Tiät  ytyrk  faua  ■«hwvn<fig?  Alle  die«e  mkl  ähnficlie 
Frkpn.  «-ir3e&  a^ipe-v:«^«!!  nnd  sdUicfBlieh  authentisch  ans 
Ä^  Göice  öe£  ncnem  Ge«eae«  lisaiu  dedbrirt. 

»  Ai  Zucurra.  «aT«^oct«e  der  General-GoaTcrnear', 
L7mms  i'3:&.  Frki^fa  iSesm.  da  tfie  kinjiliche  Ejns^nimg 
v^  öe  EÄe  IftETV^i^:  £e  efaeHiche  Geoehnügo&g  müsse  zu 
«n  iär^eKt:^sm  Acf^clKitai  bdsebncbt  werden,  die  Ver- 
^ramr  äet  ft— ^T-'J^  C«fJ:el$  könne  fon&Dai.  — 

Fan*  «röcre  VcrordsiE^  wurde  dum  von  Graner  am 
;\  At;-'.  i-"\  «riassoi*.  wodnreh  eiiüge  von  den  „ao  iätti- 
.-1  1 1-  ,■  -  '  t.  i-«  ir*^.-l?«  5t".*Jrt«  oar  mieAl  anpaisattkn  Forma- 
<  .Hj.«..  m~:  Jit^'V.  ^  /^A^-'-füfAat  GtMlu  die  AbtehUeexKn^ 
'l-  *  i./^  f-K-ivf.  W^fl«",  namentlich  die  Art.  70.,  71.,  72, 
IM,  -iM  ICvv  J<*  Code  civil  anfgehobeo  winden.  Eheleute, 
«tna  aar  Elwr^-hlieesang  anereicheDdes  Alter  erwiesen  sei, 
a.-ilhra  wtKT  keines  Tanfscbeines  bedürfen,  PerstHien  üb«r 
:^.r>  Jahi«  wieder  clteriiche  noch  grosselterlicfae  Genehmigung 
M»L*hMii'!Kti  müssen  mid  endlich  für  die  B^;laalMgun^  der 
Xvi«\tno;jtt$acfe  stan  pieben  nor  noch  drä  Zeugen  erforderiicb 
j<tn.  iB«  Besiiügung  des  Gerichts  aber  fortfallen. 

*  Auch   nadidem    die   vonnals    bergischen   Lande    in 

Pr^ussen  einrerleibt  waren,  blieb  dies  nrsprünglich  nur  als 
IVoxi^^rtum  eingeführte  Recht  bestehen. 

Aber  die  bür^rerlicbe  Eheschliessong  muas  denn  doch 
«vthl  die  Ci>ncurrenz  mit  der  kirchlichen  nicht  ausgehaltra 
Wvn:  «nhlrvichc  Unordnungen  griffen  Platz,  welche  ein  Ein- 

■  »s,-4ir^t«o  tier  Behörden  —  Kabinetsordre  r.  23.  Jnni  1833.* 
$.  ):(.    WiiJ  die  Fhr  inorrfadb  der  bcvilligten  Friit  getrennt,  so  wird 
1  w)i  >)i<r(w  AMaiif  dir  bürj^crliche  Ehelich ungsrerfasndloiig  nichts  desto 
„.„^f  «U  v\illn>(:rn  in  die  PerMDenregi<t*r  eingetragen. 

^  lil.  In  .\nfehung  des  kitvUiehen  -^uTgebota  und  der  priesteiücheti 
*<4ttMiW'U  iKlrn  dlirigens,  neben  den  obigen  BeitimmuDgen,  diejenigen 
^  :.^nl»llnar»  « ieder  in  Kraft  und  Wtriuamkeit,  welche  tot  derEinfähnuiK 
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—  nöthig  machten»  und  vorsorgliche  Maässnahmen  erforderten. 

Indess  auch  damit  schien  noch  nicht  geholfen.  Kam  es 
doch  vor,  dass  Paare  sich  kirchlich  trauen  Hessen  und  dann 
der  Bräutigam  verweigerte^  die  bürgerliche  Ehe  zu  schllessen. 
Freilich  musste  er  deswegen  die  gesetzliche  Strafe  zahlen, 
aber  die  Braut  war  betrogen ,  ihre  Kinder  uneheliche«  So 
dachte  man  schon  i.  J.  1844.  daran,  das  Grunersche  Gesetz  i844. 
gänzlich  zu  beseitigen^.    . 

Aber  erst  die  Kabinetsordre  v,  15.  April  1848.^  die  Kab.-ordro 

.  '  '  V.  15.  April 

auf  den  Wunsch  der  rheinischen  Provinzen  und  im  Anschlüsse     ^^s- 
an  §.5.  der  Verordnung  v.  6.  April  desselben  Jahres^ 
erlassen  wurde,  that  das,  und  unterwarf  die  zum  ehemaligen 
Grossherzogthume  Berg  gehörigen  Länder  wiederum  den 
Vorschriften  des  Code  civil. 


In  den  übrigen  rheinischen  Provinzen,  mit  Ausnahme  des  nje  ttbrigen 
Bezirkes  zwischen  Weser  und  Ehein*,   Hessen   die  Civil-  Provinzen. 

sofort  nach  der  priesterlichen  Trauung  dem  betreffenden  Civilstandsheamten 
von  der  Copulation  Nachricht  zu  geben,  und  das  im  §.6.  der  Verordnung 
erwähnte  CopulationszeugnisB  nicht,  wie  darin  vorgeschrieben  ist,  den  Co- 
pulirten  selbst  einzuhändigen,  sondern  unmittelbar  dem  Civilstandsheamten 
einzusenden ,  von  welchem  dasselbe  den  Getrauten  erst  nach  berichtigtem 
CivUstands-Acte  ausgeantwortet  werden  darf. 

2.  Der  Civilstands-Beamte  hat,  bei  Vermeidung  der  in  den  Art.  192. 
und  193.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  angedrohten  Strafe,  seinerseits  so- 
gleich nach  Empfang  des  Copulationszeugnisses  die  Parteien,  wenn  sie  sich 
nicht  vor  ihm  gestellt  haben ,  zu  einem  höchstens  auf  acht  Tage  hinaus  aus- 
zusetzenden Termine,  unter  Androhung  der  unter  No.  4.  bestimmten  Strafe, 
zur  Aufnahme  des  Civilactes  vorzuladen ,  und  wenn  sie  in  dem  Termine  sich 
nicht  beide  einfinden ,  hiervon  dem  Ober-Frocurator  unverzüglich  Anzeige 
zu  machen ,  damit'  dieser  wegen  der*  Säumniss  gegen  die  Ausgebliebenen 
sofort  vor  dem  Landgerichte  einschreite. 

3.  Gleichzeitig  hat  der  Civilstandsbeamte  in  eben  den  Formen ,  unter 
welchen  nach  §.  5.  der  Verordnung  v.  6.  Septbr.  1814.  vor  der  priesterlichen 
Trauung  das  bürgerliche  Aufgebot  publicirt  werden  muss,  die  Nicht- Voll- 
ziehung des  bürgerlichen  £he-Actes  zur  Warnung  des  Publikums  bekannt 
zu  machen,  wonächst  es  den  betreffenden  Parteien  überlassen  bleibt,  die 
später  erfolgte  Berichtigung  des  Civil -Actes  wiederum  öffentlich  anzu- 
zeigen. 

4.  Statt  der  im  §.  10.  der  gedachten  Verordnung  auf  jeden  Tag  des  Ver- 
zuges in  Vollziehung  des  Civil-Actes  gesetzten  Geld-Strafe  von  3  Thalem 
wird  überhaupt  eine  Geldbusse  von  5  bis  50  Thalem  festgesetzt  *^ 

1  Akten  des  Minister,  d.  geistl.  Angelegenheiten  (mir  zur 
Disposition  gestellt  durch  die  Güte  des  Hrn.  Ministers  Dr.  v.  Müh  1er). 

2  Lottner  a.  a.  O.  9,Nro.  150.  S.  296. 

9  Lottner  a.  a.  O.  9,291:  „Die  Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte 
ist  fortan  von  dem  religiösen  Glaubensbekenntnisse  unabhängig *S 
*  Verf.  V.  81.  Decbr.  1814.  bei  Scotti  a.  a.  0.  5,  8080. 
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Sollten  die  der  bürgerlichen  EheBchliessung  beiwolmen- 
den  Zeugen  gemäss  Art.  37.  des  Code  civil  nur  grossjahrige 
Männer  sein?  Auf  welche  Art  sollte  man  die  Genehniignng 
der  Eltern  darthun?  Ist  die  Ablesung  des  sechsten  Capitels 
des  Code  noch  femer  nothwendig?  Alle  diese  und  ähnliche 
Fragen  wurden  aufgeworfen  und  schliesslich  authentisch  aus 
dem  Geiste  des  neuen  Gesetzes  heraus  declarirt. 

if  erden  gelöst.  Als  Zcugcn,  antwortete  der  General-Gouverneur*^ 
könnten  auch  Frauen  dienen,  da  die  kirchliche  Einsegnung 
jetzt  die  Ehe  begründe;  die  elterliche  Genehmigung  müsse  zu 
den  bürgerlichen  Aufgeboten  beigebracht  werden,  die  Ver- 
lesung des  erwähnten  Capitels  könne  fortfaUen.  — 

isTapzuwi».  E*°®  weitere  Verordnung  wurde  dann  von  Grüner  am 
15.  April  1815.  erlassen^  wodurch  einige  von  den  „to  lästi- 
gen als  eiteln,  den  deutschefi  Sitten  gar  nicht  anpassenden  Forma- 
litäten, mit  denen  die  französischen  Gesetze  die  AhschUessung 
der  Ehen  erschwert  haben" y  namentlich  die  Art.  70.,  71.,  72., 
151.  und  155.  des  Code  civil  aufgehoben  wurden.  Eheleute, 
deren  zur  Eheschlieseung  ausreichendes  Alter  erwiesen  sei, 
sollten  weiter  keines  Taufscheines  bedürfen,  Personen  über 
25  Jahre  weder  elterliche  noch  grosselterliche  Genehmigung 
nachsuchen  müssen  und  endlich  für  die  Beglaubigung  der 
Notorietätsacte  statt  sieben  nur  noch  drei  Zeugen  erforderlich 
sein,  die  Bestätigung  des  Gerichts  aber  fortfallen. 

yonBel|°mft         Auch   uachdcm    die   vormals    bergischen    Lande    in 
PreuMen.   Preusscu  einverleibt  waren,  blieb  dies  ursprünglich  nur  als 
Provisorium  eingeführte  Recht  bestehen. 

Aber  die   bürgerliche  Eheschliessung   muss    denn   doch 

wohl  die  Concurrenz  mit   der  kirchlichen  nicht  ausgehalten 

Kab.-ordre  ^^^beu;  Zahlreiche  Unordnungen  griffen  Platz,  welche  ein  Cin- 

^•2^J«»i  schreiten  der  Behörden  —  Kabinetsordre  v.  23.  Juni  1833.* 

§.  12.  Wird  die  Ehe  innerhalb  der  bewilligten  Frist  getrennt,  so  wird 
nach  deren  Ablai^f  die  bürgerliche  Ehelichungsverhandlung  nichts  desto 
Aveniger  als  vollzogen  in  die  Personenregister  eingetragen. 

§.18.  In  Ansehung  des  kirchliohen  Aufgebots  und  der  priesterlicheD 
Trauungen  treten  übrigens,  neben  den  obigen  Bestimmungen,  diejenigen 
Verordnungen  wieder  in  Kraft  und  Wirksamkeit,  welche  vor  derEinföhrung^ 
des  Civil-Oesetz-Buches  hierüber  bestanden  haben;  namentlich  die  Ver- 
ordnungen v.  8.  November  1802.  (Scotti  a.  a.  O.  2,  2669.),  28.  October 
1808.  (ebendas.  2719.)  und  6.  April  1804.  (ebendas.  2750.) 

1  80.  September  1814.  beiLottner  a.  a.  0. 1,  Nro.  44.  S.  77. 

'  ebendas.  1, Nro.  55.  S.  84. 

3  ebendas.  8,  662.   Diese  bestimmte : 

„1.  Der  copulirende  Pfarrer  hat,  bei  Vermeiduitg  einer  Ordnungsstrafe» 
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—  nöihig  machten»  und  vorsorgliche  Maassnahmen  erforderten. 

Indess  auch  damit  schien  noch  nicht  geholfen«  Kam  es 
doch  vor  9  dass  Paare  sich  kirchlich  trauen  Hessen  und  dann 
der  Bräutigam  verweigerte^  die  bürgerliche  Ehe  zu  schliessen« 
Freilich  musste  er  deswegen  die  gesetzliche  Strafe  zahlen, 
aber  die  Braut  war  betrogen ,  ihre  Kinder  uneheliche.  So 
dachte  man  schon  i.  J.  1814.  daran,  das  Grunersche  Gesetz  i844. 
gänzlich  zu  beseitigend    , 

Aber  erst  die  Kabinetsordre  v.  15.  April  1848.*,  die  ^^»V^'^^i;? 

*  T.  15.  April 

auf  den  Wunsch  der  rheinischen  Provinzen  und  im  Anschlüsse      ^s^®- 
an  §.  5.  der  Verordnung  v.  6.  April  desselben  Jahres' 
erlassen  wurde,  that  das,  und  unterwarf  die  zum  ehemaligen 
Grossherzogthume  Berg  gehörigen  Länder  wiederum  den 
Vorschriften  des  Code  civil. 


In  den  übrigen  rheinischen  Provinzen,  mit  Ausnahme  des  nje  übrigen 

,  .  ,  ,  ,      rheinischen 

Bezirkes  zwischen  Weser  und  Bhein^,   liessen   die  Civil-  Provinzen. 

sofort  nach  der  priest erlicben  Trauung  dem  betreffenden  Civilstandsbeamten 
von  der  Copulation  Nacbricht  za  geben,  und  das  im  §.6.  der  Verordnung 
erwähnte  Copulationszeugniss  nicht,  wie  darin  vorgeschrieben  ist,  denCo- 
pulirten  selbst  einzuhändigen,  sondern  unmittelbar  dem  Civilstandsbeamten 
einzusenden ,  von  welchem  dasselbe  den  Getrauten  erst  nach  berichtigtem 
Civilstands-Acte  ausgeantwortet  werden  darf. 

2.  Der  Civilstands-Beamte  hat,  bei  Vermeidung  der  in  den  Art.  192. 
und  193.  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  angedrohten  Strafe,  seinerseits  so- 
gleich nach  Empfang  des  Copulationszeugnisses  die  Parteien ,  wenn  sie  sich 
nicht  vor  ihm  gestellt  haben ,  zu  einem  höchstens  auf  acht  Tage  hinaus  aus- 
zusetzenden Termine,  unter  Androhung  der  unter  No.  4.  bestimmten  Strafe, 
zur  Aufnahme  des  Civilactes  vorzuladen ,  und  wenn  sie  in  dem  Termine  sich 
nicht  beide  einfinden,  hiervon  dem  Ober-Frocurator  unverzfiglich  Anzeige 
zu  machen,  damit' dieser  wegen  der- Säiminiss  gegen  die  Ausgebliebenen 
sofort  vor  dem  Landgerichte  einschreite. 

S.  Gleichzeitig  hat  der  Civilstandsbeamte  in  eben  den  Formen,  unter 
welchen  nach  §.  5.  der  Verordnung  v.  6.  Septbr.  1814.  vor  der  priesterlichen 
Trauung  das  bürgerliche  Aufgebot  publiciit  werden  muss,  die  Nicht- Voll- 
ziehung des  bürgerlichen  Ehe-Actes  zur  Warnung  des  Publikums  bekannt 
zu  machen,  wonächst  es  den  betreffenden  Parteien  überlassen  bleibt,  die 
später  erfolgte  Berichtigung  des  Civil -Actes  wiederum  öffentlich  anzu- 
zeigen. 

4.  Statt  der  im  §.  10.  der  gedachten  Verordnung  auf  jeden  Tag  des  Ver- 
zuges in  Vollziehung  des  Civil-Actes  gesetzten  Geld-Strafe  von  S  Thalem 
wird  überhaupt  eine  Geldbusse  von  5  bis  50  Thalem  festgesetzt**. 

^  Akten  des  Minister,  d.  geistl.  Angelegenheiten  (mir  zur 
Disposition  gestellt  durch  die  Güte  des  Hm.  Ministers  Dr.  v.  Müh  1er). 

2  Lottner  a.  a.  O.  9,  Nro.  160.  S.  296. 

3  Lottner  a.  a.  O.  9, 291:  ^Die  Ausübung  staatsbürgerlicher  Rechte 
ist  fortan  von  dem  religiösen  Glaubensbekenntnisse  unabhängig**, 

4  Verf.  V.  31.  Decbr.  1814.  bei  Scott i  a.  a.  0.  5, 3080. 
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Grouvemeore  der  alliirten  Truppen  das  Recht  der   franzaei- 
sehen  Gesetzgebung  bestehen. 
Blücher.  Freilich  hob  Blücher  selbst  durch  einen  Tagesbefehl  v. 

4«  Juni  1815.^  die  Vorschriften  über  die  Civilehe  zu  Gunsten 
der  Ländwehrmänner  auf^  aber  das  sollte  doch  nur  eine  pro- 
visorische Maassregel  sein,  die  nur  der  Missyerstand  der  Geist- 
lichen fiir  definitiv  halten  konntet 

Diesen  wurde  im  Gegentheile  sehr  bald  die  Strafiin- 
drohung  in  Erinnerung  gebracht,  welche  der  Code  p^nal 
für  die  der  Civilehe  vorgängige  Trauung  ausgesprochen  hatte. 
Aber  kirchliche  Eheschliessimg  scheint  dennoch  häufig 
genug  sogar  ganz  ohne  Civilact  vorgekommen  zu  sdn.  Wenig- 
stens musste  gleich  nach  der  preussischen  Besitzergreifung 
FebäJ'me.®"^  Edict  ergehen  —  27.  Februar  1816.»  — ,  welches  die  so 
geschlossenen  Verbindungen  nachträglich  legalisirte. 

Dann  aber  blieb  in  den  preussischen  Bheinproviii- 
zen^  die  französische  Civilehe  bestehen,  und  als  die  wichtigen 
Artikel  199.  und  200.  des  Code  p^nal  mit  diesem  Gesetz- 
buche selbst  im  Juli  1851.  fortgefallen  waren,  setzte  das  neue 
s*^^f**-  Strafgesetzbuch  im  Art.  XII.  §.  5.  fest: 

9,  Geistliche  und  andere  Religionsdiener ,  welche  zu  den  re- 

liffiösen  Feierlichkeiten  einer  Heirath  schreiten  y  ohne  dass  ihnen 

nachgemesen  ist,   dass  vorher   eine  Heirathsurkunde  von    dem 

Civilstandsbeamten  aufgenommen  worden  sei,  werden  mit  Geld- 

busse  bis  zu  Einhundert  Thalem,  im  zweiten  Rückfalle  mit  Ge^ 

fängniss  bis  zu  drei  Monaten  bestraft*'. 

g«ild?JJJSii.        ^^^  ^^^  Abänderungen  der  preussischen  Gesetzgebung 

*^VebSj^**^*^®  ich  nur  wenig  anzuführen. 

K»b..ordre         Durch  dic  Kabinctsordrc  v.  22.   November  1828«* 
^'  1828.*^'  wurde  die  Zahl  der  Zeugen  bei  den  Notorietätsacten  von  sieben 
auf  vier  heruntergesetzt.    Der  von  dem  Friedensrichter  auf- 
genommene Notorietätsact  sollte  von  diesem  Beamten  in  Ab- 
schrift dem  Ober-Procurator  bei  dem  betreffenden  Landgerichte 

^  Publicirt  y.  General- Gouvernements -Commissar  zu  Coblen«  am 
14.  Juni. 

*  Verordn.d.Immediat-Ju6tiz-Commi88.  v.  12.  März  1818.  bei 
Lottner  1,  Nro.  289.  S.  494. 

8  Gesetz-Samml.  Nro.  9.  Nro.  »47.  S.  122. 

*  d.  h.  im  Bezirke  des  Appeliationsgerichtes  zu  Göln  (linkes 
preuss.  Rheinufer,  früheres  Grossherzogthum  Berg,  Grafechaflen  Qim- 
born-Neustadt,  Homburg  an  der  Marck  und  fireie  Standesherr- 
Bchaft  Wildenburg-Schönstein.)  Schulte  Eherecht  494. 

5  Ges.-Samml.  f.  1829.  Nro.  1.  Nro.  1167.  S.  1. 
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zugeschickt,  von  diesem  mit  seinem  Gutachten  dem  Land- 
gerichte vorgelegt,  das  Bestätigungs-Urtheil  auf  die  nämliche 
Urkunde  geschrieben,  diese  dem  Ober-Procurator  wieder  ein- 
gehändigt und  dann  an  die  Interessenten  überschickt  werden. 
Sonst  wurde  meist  nur  die  Beobachtung  der  alten  Bestimmun- 
gen eingeschärfte 

Dagegen  versprach  und  versuchte  die  preussische  Be-^*^|heiafl* 
gierung  die  ganze  Civilehe  zu  beseitigen.  «uiiebeii. 

Die  Frage  der  gemischten  Ehen  hatte  schon  seit  längerer  ^g^jj^** 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  der  Begierung  auf  sich  gezogen. 
War  doch  in  den  rheinischen  Landen  die  Praxis,  welche  die 
Declaration  V.  1803.'  als  einen  ,,MÜ8brauch"  gerügt  hatte, 
das  Abfordern  von  Sponsionen  Seitens  der  Verlobten  mehr 
und  mehr  üblich  geworden. 

Vergeblich  suchte  die  Kabinetsordre  v.  17.  August  ^^,vÄ 
1825.^  Hülfe   zu  bringen:    die  Begierung  musste  mit  dem     ^^^- 
Papste  in  directe  Unterhandlung  treten. 

Das  Besultat  derselben  war  das  Breve  Pius  VIII.  v.  ^y^f^ 
25.  März  1830.*  und  die  Instruction  des  Kardinals  MfaiW. 
Albani  v.  27.  desselben  Monats^  an  den  ErzbischofKard.Aibani 

T   VI   März 

von  Köln  und  die  Bischöfe  von  Trier,  Paderborn  und   '  im, 
Münster. 

Dadurch  war  freilich  den  Forderungen  des  Preussischen 
Staates  durchaus  nicht  Genüge  geschehen.  Denn  wenn  auch 
die  Sponsionen  blossen  Cautionen,  die  formellen  Versprechun- 
gen moralischen  Garantieen  gewichen  waren,  so  war  doch  die 
danach  gebilligte  Praxis  von  der  in  den  alten  Provinzen  herr- 
schenden wesentlich  verschieden.  Namentlich  war  ein  Braut- 
examen gefordert,  von  dessen  Ergebniss  die  Zulassung  der 
Trauung  abhängig  gemacht  werden  soUte,  und  die  Thätigkeit 
der  Geistlichen  wurde  auf  die  assistentia  passiva  beschränkt. 

Dennoch  nahm  die  Begierung  von  weiteren  Schritten  iii^*2]fS!it*?n 
Bom  Abstand,  nachdem  der  Papst  1834.  erklärt  hatte,  durch  ^^^J^JJ^ 
sein  Gewissen  an  der  Aenderung  des  Breve  behindert  zu 

1  Alle  Verordnungen  sind  geBammelt  bei  Philipp!  a.  a.  O. 

2  Gesetz-Samml.  ▼.  1825.  Nro.  18.  S.  222,  auch  bei  (Kamptz) 
Samml.  einiger  Landesges.  üb.  gemischte  Ehen  S.  104. 

8  Gesetz-Samml.  y.  1825. Nro.  18.  (Kamptz)  a.  a.  0. 108. 

4  Rhein  wald  Acta  historico-ecclesiastica  8, 420. 

^  ebenda 8.  S,  423;  beide  Actenstücke  Bind  auch  abgedruckt  in  der 
Darlegung  des  Verfahrens  der  Preuss.  Regier,  gegen  d.  £rz- 
blsch.  y.  Köln  t.  25.  November  1837.  (Berlin  1838.)  Beil  C.  undD. 


602  IV.  Buch.  Die  Cirüehe. 

sein^.  Es  wurde  aber  jetzt  versucht,  ob  man  nicht  die  Bischöfe 
bewegen  könn«,  auf  Grrund  jener  päpstlichen  Kundgebungen 
sich  zu  einer  milderen  Praxis  zu  bequemen. 

Der  Erzbischof  von  Köln,  Graf  von  Spiegel,  wurde 
KonTeauonv.nach  Berlin  berufen  und  hier  mit  ihm  am  19.  Juni  1834. 

19.Jaiii  1884. 

eine  heimliche  Konvention  geschlossen^,  worin  er  die  möglichst 
mildeste  Interpretation  des  Breve  versprach.  Die  Cautionen 
wegen  der  Kinder-Erziehung  sollten  fortfallen,  die  assistentia 
passiva  so  weit  wie  möglich  beschränkt  werden.  Dagegen 
nahm  auch  die  Regierung  Verpflichtungen  auf  sich:  den  evan- 
gelischen Pfarrern  sollte  in  der  Frage  der  gemischten  £heii 
Mässigung  eingeschärft,  die  geistlichen  Gerichte. in  den  west- 
lichen Provinzen  so  schleunig  wie  möglich  organisirt  und  end- 
lich die  Civilehe  abgeschafft  werden. 
1.eU\T  I>er  hierauf  bezügliche  Artikel  13.  lautete: 
^^cwuehe?  »-^^  ^'^  CtviUEhen  nicht  allein  überhaupt  zu  mancherlei 

Unfug  Veranlasmng  geben,  und  dem  katholischen  Volke  sowohl 
als  der  katholischen  Geistlichkeit  ein  Gegenstand  des  Atistosses 
sind,  sondern  da  auch  durch  die  jetzt  eintretende  Anerkennung 
der  evangelischen  Trauung  Seitens  der  katholischen  Kirche  in 
jenen  Provinzen  und  durch  die  Zulassung  der  katkoKschert 
Trauung  in  den  meisten  Fällen,  der  Hauptgrund  toegfallt,  durch 
welche  man  diese  aller  deutschen  Sitte  sowohl,  als  dem  Land- 
rechte  ganz  fremde  Einrichtung  veriheidigt  hat,  so  schont  a 
dringend  nothwendig,  dass,  wo  möglich  bald  nach  Begründung 
der  neuen  Praxis  hinsichtlich  der  gemischten  Ehen,  die  Gültig- 
keit  der  Ehe  von  der  kirchlichen  Irauung  abhängig  erklärt  werde. 
Es  würde  zu  diesem  Zwecke  vollkommen  genügen,  dass  das  Ein- 
tragen in  die  Civilstandsregister  mit  den  gesetzlichen  Folgen  zwar 
beibehalten  bliebe,  aber  erst  nach  der  kirchlichen  Trauung,  binnen 
einer  kurzen  Frist,  etwa  von  acht  Tagen  höchstens,  vorgenommen 
würde,  die  blossen  Civilehen  aber,  welche  so  sehr  zur  Entsitt- 
lichung des  Volkes  beitragen,  ganz  und  gar  aufhörten.  Eint 
solche  Maassregel  vmrde  alsdann  bloss  eine  Ausdehnung  der  be- 
reits auf  dem  rechten  Rheinufer  eingeführten  Modification  der 
französischen  Gesetzgebung  sein,  und  dort  gewiss  eben  so  sehr 
einen  guten  Eindruck  beim  Volke  hervorbringen  und  eben  solche 
erspriessUche  Folgen  für  die  religiöse  Bildung  des  Volkes  haben, 

^  Darlegung  a.  a.  0. 14.  f. 

2  Abgedruckt  in  der  Darlegung  a.  a.  O.Beilage  £.,  und  auch  bei 
Heckert  Handb.  d.  kirchl.  Gesetzgeb.  Preussens  (Berlin  1S46.)  2, 352.  £L 
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ah  dies  hier  der  Fall  ist.  Für  den  jetzigen  Augenblick  vmrde 
es  genügen,  dose  die  Absieht  Seiner  Mcqesiät,  diesen  Zustand 
möglichst  bald  eintreten  zu  lassen,  gegen  die  Bischöfe  aus-' 
gesprochen  werden  könnte*'.  — 

Es  waren  schwere  Beschuldigungen,  die  in  den  Worten  JJJ^^JJ^^^J: 
der  Convention  gegen  die  Bheinlande  geschleudert  wurden.*®°2jj^**** 
Man  durfte  billig  fragen,  welche  Beobachtungen  die  Regierung 
dazu  yermocht  hatten,  und  man  konnte  sich  um  so  mehr 
darüber  verwundem,  da  die  Zahl  der  Scheidungen  in  den 
Rheinlanden  spärlich,  die  der  unehelichen  Geburten  gering 
war,  und. da  es  damals  wie  heute  zu  den  seltensten  Ausnahme- 
fallen gehörte,  dass  ein  Paar  seine  civile  Ehe  kirchlich  zu 
heiligen  unterlassen  hätte ^.  — 

Der  Nachfolger  des  Grafen  Spiegel,  Clemens  August,  J^^^l^l, 
erklärte  sich  bekanntlich  für  nicht  an  die  Convention  göbun-^«°^*JJJ^^^°* 
den,  imd  suchte  in  der  Frage  der  gemischten  Ehen  die  volle      ^°* 
Schärfe  des  kanonischen  Bechtes  walten  zu  lassen.     Es  kam 
zu  jenem  beklagenswerthen  Conflicte,  der  mit  der  Fortfuhrung    wbrem 
des  Erzbischofes  endigtet 

Die  Preussische  Regierung  war  danach  rechtlich  kaum 
noch  verpflichtet,  die  in  der  Convention  gemachten  Verheis- 
sungen  zu  erfüllen.  Wenn  sie  es  aber  in  der  Folgezeit  den- 
noch that,  so  erhellt,  dass  sie  weniger  damit  übernommenen 
Vertragspflichten  nachzukommen,  kirchliche  Forderungen  zu 
erfüllen  strebte,  als  vielmehr  eigene  Intentionen  verfolgen 
wollte,  dass  die  Civilehe  dem  Könige  Friedrich  WilhemllL 
und  dem  Ministerium  Altenstein  verwerflich  erschien,  und 
auf  jeden  Fall  beseitigt  werden  sollte*. 

^  Darauf  wies  die  Abhandlung  von  Perrot  hin:  Ueber  diePersonen- 
stands-Gesetzgebung  der  Rhein-Provinz  in  d.  Annalen  f.  Rechtspflege 
u.  Gesetzgebung  in  d.Preuss.  Rhein-Provinzen  (Trier  1841.) Bd.  1. 
Abth.  2.  S.  1;  auch  abgedruckt  bei  Hermens  a.  a.  0. 4, 53.  ff. 

2  Vgl.  darüber  die  kurze  und  treffliche  Ausfuhrung  von  Richter  in 
Herzog  theolog.  Encyclop.  s.  v.  Droste-Vischering. 

3  Schon  i.  J.  1828.  hatten,  wie  die  Akten  des  Cultusministeriums  ei^ 
geben,  Verhandlungen  über  die  Aufhebung  der  Civilehe  in  den  Rheinlanden 
stattgefunden.  Die  Kabinetsordre  v.  18.  November  1828.  ermächtigte  den 
preussischen  Gesandten  in  Rom ,  den  Papst  von  den  beabsichtigten  Refor- 
men zu  unterrichten,  um  dadurch  auf  die  Frage  der  gemischten  Ehen  ein- 
wirken zu  können.  Die  Unterhandlungen  und  Berathungen  zogen  sich 
dann  hin  bis  zum  J.  1834.,  wo  der  König  die  beschleunigte  Bearbeitung  des 
Gesetzentwurfes  befahl,  „da  ich  wünsche,  dass  die  bisherige  Einrichtung 
wegen  ihres  entschieden  nachtheiligen  Einflusses  auf  die  Religiosität  und 
Sittlichkeit  sobald  als  möglich  abgeändßrt  werde  ".    Wie  ernst  Friedrich 
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Aber  die  Be^erung  aoUte  noch  eine  Taasohung  er&hren. 
Sie  hatte  von  der  Stimme  des  Volkes  gesprochen,  wdche  sich 
laut  gegen  die  Civilehe  erhebe,  sie  hatte  erklärt,  nur  die  von 
Aussen  an  sie  herangetretenen  Wünsche  erfüllen  zu  wollen  : 
sie  wurde  belehrt,  dass  derartige  Gesinnungen  und  FcHrdemn* 
gen  gar  nicht  vorhanden  waren. 
SolSSS?         IiÄ.J.  1839.  wurde  dem  fünften  rheinischen  Provin- 
undugi8S9.  ajiallandtage  ein  ausführlicher  Gresetzentwurf  vorgele^  des- 
sen einzelne  Bestimmungen  die  Grenehmigung  des  Papstes  er^ 
entwarf,    langt  hatten S  und  der  wesentlich  das  bergische  Becht,  jene 
Verschmelzung  der  kirchlichen  Trauung  und  der  bürgerlichen 
Standesbuchfiihrung,  auf  die  linksrheinischen  Lande  auszu- 
dehnen versuchte. 

Das  Princip  der  kirchlichen  Trauung  sollte  dabei  nach 
dem  Willen  des  Königs  als  feststehend  und  über  jede  Disens- 
sion  erhaben  betrachtet  und  nur  „die  bei  der  Ausfuhrang  zu 
beobachtenden  Modalitäten^'  berathen  werden. 
DebAtten.  Die  Debatte  muss  —  nach  der  Uebersicht  der  Verhand- 

lungen zu  schliessen  —  eifrig  und  eingehend  gewesen  sein. 

Man  beklagte  zuvörderst,  dass  der  Landtag  die  Zweck- 
mässigkeit der  kirchlichen  Trauung  als  unbestreitbare  That- 
Sache  hinnehmen  soUe,  man  wies  auf  die  Unverträglichkeit 
derselben  mit  einer  vollständigen  Begisterführung  hin,  man 
>yünschle  durch  Unterhandlung  der  Begierung  mit  dem  Papste 
eine  Uebereinstimmung  der  kirchlichen  und  bürgerlichen  £he- 
hindemisse  herbeigeführt  zu  sehen  und  man  bat  endlich,  bis 
das  geschehen  sei,  den  Gesetzentwurf  ruhen  zu  lassen.  — 

whie?f*26  ^^^  ^  andtagsabschied  des  Königs  v.  26.  März  1839.* 

Marx  188».  sprach  ziemlich  unverholen  seine  Verwunderung  über  die  For- 
derungen der  Stände  aus. 

^jNachdem  Wir  Unseren  getreuen  Ständen^',  heisst  es,  „einen 
GesetZ'Entwurf  wegen  Abschaffung  der  Civilehe  erlassen,  geschah 
dies  in  der  Voraussetzung,  dass  dadurch  den  Wünschen  und  dem 
religiösen  Bedürfnisse  der  Provinz  begegnet  werde;  Aenderungen 
der  bestehenden  Gesetzgebung  hinsichtlich  der  Ehehinderniase  her- 
beizufüliren,  lag  nicht  in   Unserer  Absicht;   Wir  haben  daher 

Wilhelm  IIL  die  Angelegenheit  nahm,  beweisen  die  sieben  Kabinets- 
Ordres,  die  er  vom  24.  Dezember  1884,  bis  1.  September  1886.  erliess,  um. 
die  Ausarbeitung  des  Entwurfes  zu  beeilen. 

1  Der  fünfte  Rhein.  Landtag  (Coblenz  18S9.)  11. 

s  ebendas.  114. 
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nicht  erwarten  können^  dass  Unsere  getreuen  Stände  die  Aus-- 
fukrung  des  Gesetz-Entvmrfes  erst  alsdann,  wenn  die  in  Ansehung 
der  Ehehindemisse  zwischen  dem  kanonischen  und  dem  Civilrechte 
stattfindenden  VerschiedenJieiten  ausgeglichen  werden,  für  mög^ 
lieh  halten  und  deshalb  ihren  Antrag  zunächst  auf  Einleitung 
von  hierauf  bezüglichen  Verliandlungen  mit  dem  römischen  Stuhle 
richten  würden,  üebrigens  finden  Wir  Uns  bewogen.  Unsere 
Allerhöchste  Entschliessung  über  den  den  Ständen  vorgelegten 
Entwurf  weiterer  Erwägung  vorzubehalten**.  — 

Seitdem  ist  aber  kein  Versuch  mehr  gemacht  worden, 
das  Recht  des  Code  dvil  abzuschaffen« 


In  der  zum  Grossherzogthume  Hessen-DarmstadtBheinhesMn. 
gehörigen  Provinz  Rhein-Hessen  gilt  voUständig  das  Recht 
des  Code  dvil^. 

Die  Strafe  der  Geistlichen ,  welche  ohne  vorangegangene 
Civilehe  trauen,  ist  jedoch  durch  Ausschreiben  des  Ober-^^^'^^;,^; 
Consistorium  v.  21.  August  1838.  auf  100—500  Francs ^-"ig^Jf««^ 
und  Gefängniss  von  einem  Monate  bis  zu  zwei  Jahren^  und 
durch  das  Gesetz  v.  17.  September  1841.  auf  höchstens  glViMil 
drei  Monate  Gefängniss  ermässigt,  die  im  Code  p^nal  an- 
gedrohte Deportation  dagegen  aufgehoben  worden^. 


Aber  auch  Rhein-Hessen  war  eine  Zeitlang  in  der  LagCj'^^j^^* »j^^** 
für  die  durch  das  französische  Recht  eingeführte  Civilehe  ^«««"ifif«»- 
eifrig  kämpfen  zu  müssen. 

Am  17.  Dezember  1820.  war  im  Gro8sherzogthume^*'^-g^*-^- 
Hessen  eine  mit  den  Ständen   vereinbarte  Verfassungs- 
urkunde  publicirt  worden,  deren  Art.  103.  eine  gemeinsame 
Civil-  imd  Strafgesetzgebung  verhiess^.    Man  wollte  eben  die 
Schranke,  welche  zwischen  den  rheinischen  und  althessi- 

^  Vgl.  Fertsch  Handb.  d.  bes.  Kirchenrechts  d.  evangel.  Kirche  im 
Qrossherzogth.  Hessen  (Friedberg  185S.)  285.  Köhler  Handb.  d.  kirchl. 
Oesetzgeb.  d.  Qrossherzogth.  Hessen  (Darmstadt  1848.)  2, 682.  ff.  706.  ff.  — 
Eine  Instruction  über  Führung  der  Ciyilstandsregister  hat  der  General- 
Staatsprocurator  des  Ober-Gerichts  für  Bbein-Hessen  am  7. 
September  1887.  erlassen.  Arch.  d.  grossh.  jiess.  Ges.  u.  Verordn« 
7,  895.  ff. 

>  Fertsch  a.  a.  0. 283.   Köhler  a.  a.  O.  2, 709. 

9  Köhler  a.  a.  0.  2,  711.,  wieder  eingeschärft  durch  den  Obercon- 
sistorial-Eriass  v.  25.  November  1862.  in  Moser  AUgem.  Kirchenbl. 
1868, 16. 

^  Zachariae  d.  deutsch.  Verfass.-Ges.  d.  Gegenwart  415« 
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3 eben  Provinzen  durch  das  verschiedene  Recht  errichtet  war, 
vernichten  y  auch  waltete  wohl  auf  rheinischer  Seite  die  MoflT- 
nung  vor 9  dass  das  geschlossene  und  wohl  erprobte  System 
des  Code  in  jeder  Beziehung  den  Sieg  davon  tragen  werde.  — 
Lange  Zeit  schien  indess  die  Absicht  der  Legislation  in 
den  Hintergrund  getreten  zu  sein,  als  endlich  die  Stände  im 
1889/6.     J.  1835.  mit  der  Regierung  die  Vereinbarung  trafen^  zuvörderst 

die  Arbeiten  für  das  Civilgesetzbuch  beginnen  zu  lassea* 
Entwwf.  ^^  ^^  denn  i.  J,  1842.  der  Entwurf  der  ersten  Ab- 

theilung des  bürgerlichen  Gesetzbuches  vollendet. 

^^8^^^^""  Seine  Stellung  zur  Civilehe  war  durchaus  feindUch.  Die- 
Motive.  selbe  hätte  höchstens  darin  ihre  Vorzüge,  erklärten  die  Motive, 
dass  sie  Conflicte  zwischen  Staats-  und  Kirchengewalt  ver- 
hüte, aber  einerseits  seien  diese  in  der  protestantischen  Earche 
ganz  unmöglich,  da  hier  in  dem  Landesherrn  sich  die  Perso- 
nalunion des  staatlichen  und  kirchlichen  Regiments  verkörpere, 
und  andererseits  gäbe  es  doch  noch  andere  Auswege,  als  die 
Civilehe,  Mittel,  die  nicht  so  gegen  die  religiösen  Gefühle  des 
Volkes  verstiessen,  um  einen  etwaigen  Zwiespalt  mit  der 
katholischen  Kirche  zu  vermeiden. 

So  wurde  denn  als  Grundsatz  an  die  Spitze  des  eherecht- 
lichen Systems  die  Vorschrift  gestellt: 

yiEine  Ehe  unter  Christen  kann  anders  nicht y  als  durch  die 
priesterliche  Trauung  geschlossen  werden",  und  als  Auskunfls- 
mittel  für  etwaige  Trauungsweigerungen  hinzugefugt,  dass  sich 
dann  die  Brautleute  von  jedem  anderen  Geistlichen  des  Landes 
ohne  Rücksicht  auf  die  Confession  trauen  lassen  könnten. 

Aber  dies  System  fand  nicht  nur  bei  der  rheinischen  Be- 
völkerung geringen  Beifall,  auch  die  zur  Begutachtung  auf- 
geforderten Gerichte  erklärten  sich  in  ihrer  Mehrzahl  dagegen, 
meist  mit  specieller  Befürwortung  der  Civilehe^. 

^"iJm/^*  So  wurde  denn  auch  eine  Umarbeitung  vorgenommen, 

die  i.  J.   1844.  in  zahlreichen  Exemplaren  über   das   ganze 
Land  hin  verbreitet  wurde. 

liVchKEh?-         Characterisirt  wurde  dieser  Entwurf  durch  Art.  33.  Th.  2., 

schiieu^e.  welcher  die  Ehe,  ,,mit  Ausnahme  der  Fälle  des  AH.  37.,  durch 
geistliche  Trauung  nach  religiösem  Gebrauche  in  der  Kirche,  oder 
in  jedem   sonstigen,    zur  Gottesverehrung   bestimmten   Gebäude 

^  Verhandl.  d.  zweit  Kammer  d.  Landst&nde  d.  Orossher- 
zogth.  Hessen  i.  J.  1844/6.  Protokolle  Bd. 4.  (Darmstadt  1846.)  No. 77. 
S.78. 
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öffentlich"  schliessen  liess,  während  der  angezogene  Art.  37.    Art.  37. 
lautete: 

,f  Madien  die  Verlobten  bei  dem  Einzelrichter  die  Anzeige,   civuehe? 
dass  der  zuständige  Geistliche^  die  Trauung  verweigere,  so  hat 
das  Gericht  denselben  aufzufordern,  sich  binnen  einer  anzube-' 
raumenden,  angemessenen  Frist  über  diese  Weigerung  zu  erklären^ 

Ist  diese  Frist  verstrichen,  oder  enthält  die  Erklärung  keinen, 
auf  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  oder  der  Ver- 
waltung  beruhenden  zulänglichen  Grund  der  Trauungsverweige" 
rung,  so  können  die  Verlobten  von  dem  Einzelrichter  die  Er-- 
hübniss  fordern,  sich  bürgerlich  trauen  zu  lassen*^ 

Das  geschieht  dann  nach  Vorschrift  des  Art.  40.  öffent^    Art.  40. 
lieh  auf  dem  Gemeindehauses  in  Gregenwart  zweier  Zeugen, 
durch  Austausch   des    Consenses   und  darauf  folgende  Er- 
klärung des  Civilstandsbeamten. 

Die  Aufgebote  soUten  allein  bei  der  bürgerlichen  Behörde  Aariscboto. 
erfolgen  y   die  Begisterfuhrung  durch  Civilstandsbeamte   und  Begbter. 
Pfarrer  vorgenommen  werden. 

Die  Motive  des  Gesetzes  wiesen  vor  allen  Dingen  auf  mout«. 
die  religiöse  Gesinnung  des  Volkes  hin^  die  durch  Einfuhrung 
der  Civilehe  auf  das  Empfindlichste  verletzt  werden  würde, 
und  glaubten  andererseits  durch  den  Artikel  37.  alle  etwaigen 
Conflicte  im  Keime  erstickt  zu  haben. 

Am  20.  November  1846.  begannen  die  Verhandlungen  J*"««^«^- 
der  zweiten  Kammer,    welche  mehrere  Tage   hindurch   mit 
grossem  Eifer  gepflogen  wurden. 

Denn  wenn  einerseits  die  althessischen  Abgeordneten  er-^*«^uhcM€n 
klärten,  dass  ihre  Wähler  durch  die  Kränkung  des  Principes  hewen. 
der  althergebrachten  kirchlichen  Eheschliessung  auf  das  Tiefste 
in  ihren  Gefühlen  verletzt  würden,  so  betonten  die  rheinhessi- 
schen die  Aufregung,  die  sich  ihrer  ganzen  Provinz  bemächtigt 
habe,  die  Unzahl  von  Petitionen,  welche  um  Beibehaltung  der 
Civilehe  bäten  ^ 

Sie  wiesen  darauf  hin,  wie  gut  der  Sittlichkeitszustand  Argumente 

•1  -TT   •  1    •      .  .       Ol   1     .1  ,  ,     ,      .  .     fllrcHeClYlU 

ihrer  Heimath  sei,   wie  bcheidungen  dort  verhältmssmässig      ehe. 
selten,  und  vor  Allem,  wie  seit  der  Einführung  des  Code  erst 

1  Danach  sollte  der  Pfarrer  der  Braut  und  des  Bräutigams ,  auch  wenn 
diese  weit  von  einander  wohnten,  um  die  Trauung  angegangen  werden 
müssen. 

«  Verhandl.  a.  a.  0.  Protok.  No.  77.  S.  71. 
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sechs  bis  acht  Fälle  bekannt  seien ,  dass  Eheleute  die  kircb* 
liehe  Trauung  verschmäht  hätten^. 

Von  beiden  Seiten  wurde  mit  allen  wissenschaftlichen 
Argumenten  gekämpft,  und  die  Debatten  beanspruchen  schon 
deswegen  ein  nicht  geringes  Interesse,  well  sie  zuerst  in 
Deutschland  in  eingehendster  Weise  das  Institut  der  Civilehe 
erörterten. 

Die  Einen  wiesen  auf  die  geschichtliche  Entwicklung  hin, 
welche  so  vielfach  zur'Civilehe  geführt  habe,  die  Anderen 
sprachen  von  dem  ehrwürdigen  Alter  der  kirchlichen  Trauung, 
die  Bheinhessen  betonten ,  wie  durch  ihr  Kecht  alle  Conflicte 
bei  gemischten  Ehen  vermieden  würden,  die  Althessen  föhrten 
die  preussischen  Rheinlande  und  die  Kölner  Wirren  ala  Bei- 
spiel an,  gerade  um  die  Untauglichkeit  der  Civilehe  in  dieser 
Beziehung  darzuthun;  die  Ersteren  endlich  woUten  die  Ge- 
wissensfreiheit durch  die  Civilehe  gewahrt  wissen,  während 
die  Anderen  sie  gerade  dadurch  verletzt  fanden«  — 

Absummiing.  Am  24.  Novcmbcr  fand  die  Abstimmung  statt,  und  die 
Begierungsvorlage  wurde  mit  29  gegen  18  Stimmen  ge- 
nehmigt'. 

Amendement.  Ebenso  blieb  ein  Antrag  des  rheinhessischen  Abge- 
ordneten Kilian,  seiner  Provinz  das  Eheschliessungs-Recht 
des  Code  zu  lassen,  mit  17  gegen  30  Stinmien  in  der  Minder- 
heit». 

Freilich  wurde  dann  noch  in  den  weiteren  Sitzungen  das 
complicirte  System  des  Entwurfs^  in  manchen  Beziehungen 
durch  die  Vermittlung  der  rheinischen  Abgeordneten  verein- 
facht^  aber  das  Prindp  der  Civilehe  hatten  sie  nicht  zu  retten 
vermocht. 

^  ebendas.  S.  30. 

«  Verband],  a.  a.  O.  Protok.  No.  79.  S.  70. 

9  ebendas. 

^  Vgl.  die  Rede  des  Abgeordn.  Aull.  Verband  1.  Plrotok.  Ko.  80. S.^: 
„Vorerst  soll  der  Civilstandsbeamte  das  Aufgebot  machen ,  dann  soll  das 
Gericht  bezeugen,  dass  dem  Abschlüsse  der  Ehe  kein  dem  Gerichte  bc« 
kanntes  Hindemiss  im  Wege  stehe;  die  Verwaltungsbehörde  aoll  weiter 
bestätigen ,  dass  kein  öffentliches  Hindemiss  obwalte ,  dann  erst  soll  der 
Geistliche  die  Trauung  vornehmen  ^^  Und  dieser  konnte  natürlich  seine 
Mitwirkung  weigern  und  so  zu  unzähligen  Weiterungen  Anlass  geben.  „So 
wäre  e8*S  fkhrt  derselbe  Redner  fort,  „bei  einiger  Unthätigkeit  der  Braut- 
leute und  des  betreffenden  Beamten  wohl  möglich,  dass  ein  Paar  sein  ganzes 
Leben  im  Brautstande  zubringen  müsste*^ 

^  Vgl.  ebendas.  S.  81. 
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ladessen,  ehe  nur  irgendwie  2nir  Publication  des  neuen      is^s. 
Gesetzbuches  geschritten  werden  konnte^  setzte  das  Jahr  1848. 
der  legislatorischen  Thätigkeit  ein  schnelles  Ende. 

Nur  über  die  Dissidenten-Ehen  fasste  die  Kammer  noch  ««»«tz  ober 

Ehen  der  Dla- 

in  demselben  Jahre  einen  provisorischen  Beschlüsse  wonach   sidenten. 
diese  durch  die  Geistlichen  jener  Religionsparteien  geschlos* 
sen  und  registrirt  werden  sollten  ^ 


Endlich  ist  der  Code  noch  in  Geltung  in  der  Khein-  Rheinpiaix. 
pfalz^,    in    der  Oldenburgischen  Provinz   Birkenfeld^  Birkenfeid, 

^  Aligem.  Kirchenzeit  1848.  y.  18.  Juni  No.  93.  S.  763.  Qes.  v. 
7.  Ang^uBt  1848. 

*  Siebenpfei f f e r Handb  d. Verfieiss.,  Geriehtsordn . u.  gesammt. Ver- 
walt  Rheinbaiema  3»  207.  ff.  —  Bemerkensverth iat,  dass  das  Consisto- 
riam  in  Speyer  i.  J.  1858.  eine  Untersuchung  angeordnet  hat,  wieviel 
Paare  und  ans  welchen  Gründen  die  kirchliche  Trauung  nicht  nachge- 
sucht hAtten.  Es  ergab  sich  folgendes  Resultat:  Bei  einer  Gesammtbevöl- 
kerung  von  300,000  Seelen  (Protestanten)  waren  in  5  Dekanaten  jn  den  letz- 
ten 6  Jahren  alle  protestantischen  und  gemischten  Ehen  getraut  worden.  In 
den  Abrigen  11  Dekanaten  gab  es  in  demselben  Zeitranme  16  protestanti- 
sche Paare  und  28  gemischte ,  welche  sich  mit  der  blossen  Civilehe  begnügt 
hatten.  Bei  den  ersteren  wurde  der  Grund  davon  in  Leichtsinn  und  Ir- 
religiosität, bei  den  anderen  in  dem  Verlangen  der  katholischen  Geistlichen 
gefunden,  alle  Kinder  katholisch  erziehen  zu  lassen.  —  Aligem.  Kirchen- 
zeit 1858.  No.  20.  S.  634.  v.  15.  MaL 

Im  Uebrigen  mögen  noch  folgende  vergleichende  Zahlen  hier  angeführt 
werden. 

Auf  je  100  Geburten  kamen  uneheliche: 


Jahre. 

In  d«r  PMb. 

In  dtn  «ndoren  baierischcn  Krciten. 

iai7--25. 

»,22. 

20,57. 

1826.-S4. 

9,52. 

21,84. 

1835—42. 

8,33. 

23, 47. 

1843—51. 

8,40. 

22,  78. 

1852—57. 

9,801 

24, 18. 

Dabei  wurden  von  1000  unehelich  Geborenen  durch  nachfolgende  Ehe  legi- 
timirt  v.  1835 — 51.  in  der  Pfalz :  297 ;  in  den  anderen  Kreisen  nur  144. 
Ehescheidungen  kamen  je  auf  10,000  Ehen: 

In  d«r  Pfals.    in  den  andertn  KreiMn. 
Von  Katholiken    ....      8  58  Vs 

Von  Protestanten  ....    29  89Vx 

Von  gemischter  Confesston     —  61 

Auf  gleiche  Einwohnerzahl  kamen  Verbrechen  in  den  Jahren  1837/38. 
bis  1843/44: 

Oberbayem:     .    .    566.  Schwaben:  .    .    .    315. 

Niederbayem:  '     .    378.  Mittelfranken:      .    263. 

Oberfranken:  .    .    371.  Unterfranken:       .    237. 

Oberpfalz:   .    .    .    864.  Pfalz:       ....     100. 

—  Koib  Handb.  d.  vergleichenden  Statistik  (Lexpz.  1862.)  227. 

9  Moser  AUg.  Kirchenbl.  1855,  575.    Doch  gilt  hier  jetzt  das  früher 
im  GrossherzogthumeBerg  duröhGrun  er  eingeführte  Recht. 
Frieiberg,  Ehetehliettvng.  QQ 
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Mt^isenheiffl.  und    dem   Hessen -Ilomburgischen   Oberamte   Meisen- 
\keimK 

3.  Der  Canton  Genf. 

Auch  der  Canton  Genf  wurde  von  dem  revolutionären 
Frankreich  verschlungen  und  nahm  so  an  allen  Akten   der 
französischen  Gesetzgebung»  wie  an  der  Unterwerfiing  unter 
das  Recht  des  Code  civil  Theil. 
wiener  Die  Wiener  Verträge  stellten  dann  den  Canton  als  einen 

selbstständigen  Staatskörper  wieder  her,  indem  Frankreich 
und  Savoyen  Gebietsabtretungen  machten. 

^i^uw^Tm.  ^^^  gemeinsames  Ehegesetz  wurde  für  diese  verschiedenen 
Ländergruppen  am  26.  Dezember  1821.  erlassen,  und  zwar 
durchweg  das  Princip  der  Civilehe  aufrecht  erhalten. 

Aber  das  stiess  doch  auf  harten  Widerstand.  Das  Turiner 
Cabinet,  vollständig  in  den  Händen  der  Geistlichkeit,  be- 
schwerte sich  sofort  bei  der  Tagsatzung  über  die  Gewissens- 
bedrückung, die  seine  früheren  Unterthanen  jetzt  erlitten 
hätten,  und  diese  schweizerische  Behörde  forderte  um  alle 
Weiterungen  zu  vermeiden  die  Cantonalregierung  Gen& 
dringend  auf,  die  sardinischen  Wünsche  zu  berücksichtigen. 

j»nSiirl82l;  ^'^®  Folgc  davou  War  das  Gesetz  v.  24.  Januar  1824., 
das  den  Katholiken,  welche  in  den  durch  den  Turiner  Ver- 
trag V.  16.  März  1813.  abgetretenen  LandestheUen  ihre  Ehen 
schliessen  würden,  die  kirchliche  Trauung  zurückgab,  und  dort 
die  Ehe-Gesetze  in  Kraft  treten  liess,  welche  vor  dem  29.  März 
1815.  gegolten  hatten. 

Natürlicher  Weise  war  diese  durch  fremden  Einfluss  ab- 
getrotzte Concession  der  Regierung  ungemein  lästig  —  zumal 
dadurch  eine  einheitliche  Registerführung  erschwert  wurde  — 
und  so  wurde  sie  denn  auch,  als  die  veränderte  Politik  des 
Turin  er  Kabinets  erneuerte  Proteste   nicht   mehr  fürchten 

GM.v.ia.oct.liess,  durch  das  Gesetz  v.  12.  October  1861.*  wieder  zu- 

i86i:  ,  '  , 

mckgenommen'. 

Demnach  ist  das  Gesetz  v.  26.  Dezember  1821.  wieder 

1  Lottner  a.  a.  O.  7,  202.  —  Vgl.  auch  St&lin  die  Form  d.  Elie- 
schliessung  nach  d.  neueren  Gesetzgebungen  inDoye  undFriedberg 
Ztschr.  f.  Kirchenr.  4,  372.  f. 

>  Hec.  des  lois  p.  484. 

3  Das  übersieht  St&lin  a.  a.  O.  379. 
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allgemein  in  Kraft  getreten  und  damit  die  nur  wenig  modi- 
ficirten  Vorschriften  des  Code  civil  ^. 

4.  Die  Donaufürstenthümer. 

In  den  Donaufürstenthümern  hatte  bisher,  wie  im 
ganzen  Grebiete  der  griechischen  Kirche,  die  obligatorische 
kirchliche  Trauung  gegolten. 

Erst  am  4./16.  Dezember  1864.  ist  eine  Aenderung  ein-  '*  '^^g^W' 
getreten^,  indem   der  Fürst  Couza  die  Bestimmungen   des 
Code  civil  über  obligatorische  Civilehe  als  geltendes  Recht 
publicirt  hat^. 

Ueber  das  Verhältniss  der  bürgerlichen  zur  kirchlichen 
Trauung  sind  indessen  keine  Anordnungen  getroffen. 

VIIL  Italien. 


nm 


In  dem  vielfach  gegliederten  Staatskörper  Italiens  wurde  ttidenti« 
das  Tridentinum  unmittelbar  nach  Beendigung  des  Concils  '*"p^'- 
[)ublicirt*. 

Damit  glaubte  die  weltliche  Legislation  jeder  Sorge  für 

cherechtliche  Fraffen  enthoben  zu  sein.    Die  Kirche  gebot  und  i  nthstigkeit 
,    .,  o  .  .  ^«^r  ^eiu.  Ge- 

richtete nach  ihren  Gesetzen,  und  der  Staat  respectirte  die  »otzgebang. 

sacramentale  Natur  der  Ehe,  indem  er  die  Sprüche  der  Kirche 

ausführte. 

Schliesslich  zeigten  sich  jedoch  die  üblen  Folgen  dieses 
Systems;  es  ergab  sich,  dass  kirchlich  vollgültige  Ehen  social 
überß^us  gefährlich  werden  konnten:  die  durch  das  Triden- 
tinum nicht  beseitigte  Frage  der  heimlichen  Ehen  trat  videder 
in  den  Vordergrund. 

Selbst  die  Geistlichkeit  provocirte  und  wünschte  ein  staat- 
liches Einschreiten. 

^  Siehe  dieselben  bei  Barger  die  eidgenössischen  u.  kantonal.  Kon> 
kordate,  Ges.  u.  Verordn.  betr.  d.  Verehelich,  in  d.  Schweiz  (Bern  u.  Solo- 
thurn  1S62.)  123.  ff.  —  Besonders  bemerken swerth  ist,  dass  nach  Art.  3.  des 
Ges.  ▼.  1321.  der  Civilstandsbeamte  die  Ton  ihm  zusammengegebenen  Ehe- 
leute zur  Vornahme  der  kirchlichen  Trauung  ermahnen  muss.  '  Zu  diesem 
Zwecke  erhalten  sie  von  ihm  kostenfrei  zur  Vorweisung  an  den  betreffenden 
Geistlichen  einen  Copulationsschein,  der  zugleich  die  den  Brautleuten  er- 
theilte  Ermahnung  erwähnt  —  Vgl.  auch  Burg  er  a.  a.  0. 122. 

*  Monitorul  No.  271. 

3  Art.  176.  gleich  Art.  194.  des  Code  civil;  Art.  151:  „(üasätoria  se 
Ta  celebra  in  publicü  tnaintea  oficeruluT  stareT  civile  alu  doraiciiiuluT  unuia 
din  partile  care  se  insotescü'*  gleich  Art.  165.  des  Code. 

*  Perrone  a.  a.  0. 2, 256. 

39* 
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Toscan«.  So  erfoigteo  beispielsweise  in  Toscan»  die  Gresetae  v. 

22.  Juni  1786.  und   5.  September  1788.  gegen  tnairimonia 

Neapel,    clandcstina^  und  in  Neapel  die  Pragmatica  v.  17.  October 

ocuiTis. '  1718.S  welche  heimliche  Ehen  den  Adligen  bei  2000,  den 
Bürgerlichen  bei  1000  Ducaten  Busse  verbot,  und  deren 
Ge«.  ▼.  1767.  Strenge  noch  durch  das  Gesetz  v.  J.  1767.^  bei  Weitem 
überboten  wurde.  Denn  das  letztere  bestrafte  gar  alle  £hen 
ohne  Aufgebote  bei  einem  nichtadligen  Bräutigam  mit  fünf- 
jährigen Galeeren,  bei  einem  adligen  oder  einer  nichtadligen 
Braut  mit  eben  so  langem  Grefangnisse.  Die  Zeugen  der 
Eheschliessung  verfielen  derselben  Galeerenstrafe  und  die 
Eltern  erhielten  endlich  die  Befugniss,  ihre  Kinder  wegen 
solcher  Ehen  zu  enterben. 
1771.  Schon  1771.*  wurde   die  Strafandrohung   auch  auf   die 

Geistlichen  ausgedehnt,  welche  Verlöbnisse  ohne  Wissen  der 
Eltern  einsegnen  würden,  und  zugleich  genau  das  Alter  fixirt, 
welches  die   elterliche  Einwilligung*  als   unnöthig  erscheinen 
lasse.  — 
1801.  Dennoch  aber  mussten  noch  i.  J.  1801.  Unterschleife  ge- 

rügt werden,  die  mit  Hülfe  der  Notare  in  Sicilien  bei  den 
Aufgeboten  vorkamen^. 

Register.  Aber  auch  auf  die  Register  richtete  sich  allmählicli,£e 

staatliche  Aufmerksamkeit. 

Sardinien.  Wie  denn  in  Sardinien  den  Geistlichen  bei  50  Liivres 

Strafe  eine  gleichmässrge  Registerfuhrung  vorgesehrieben  war, 
und  ihnen  zugleich  unter  Androhung  derselben  Strafe  be- 
fohlen wurde,  jährliche  Auszüge  aus  den  Kirchenbüchern  den 
Bezirksrichtem  zu  übergeben,  welche  dieselben  weiter  an 
Secretarii-Insinuatori  befördern  sollten^. 


DcrC«deciTii         Mit  dem  bisherigen  Staatensysteme  braeE  auch  &  Cfel- 
tuag  des  kanonischen  Eherechts  zusammen. 

In  dem  neu  begründeten  Königreiche  Italien  wurde  am 

'  Repertorio  del  dritto  patrio  toBoaao(Fireazel83S)8, 44. 

s  Vgl.  Berardinis Repertorio  del  diritto  eitile (Napeli  1S3S.)  1,  410. 

s  Vgl.  Oiampailari  dritto  ecelesiastxeo  Braoto- (Palermo  192^.>  8r  146. 

4  ebendas.  8, 170.  Lupoli  hur.  noapolit.  ptaeleet  (Noapeli  1781.) 
1,  82. 

^  Giampallari  a.  a.  O.  S,  146. 

^  Loix  et  constitut.  de  ga  Maj.  le  Roi  de  Sardstgne  (Tarin 
1771.) ÜT.  S.  eh.  1.  —  3, 94.  —  Durch  die  R^glem.  partio.  für  dat  V^^r- 
zogthum  Aosta  wafdea  Förderer  lieiDCdiob«r  Ehen  mit  60O  Livree  Strafe 
bedroht  ebendas.  S,  151. 
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27.  März  1806.  das  Civilstandsrecht  des  Code  civil  eingeführt  S 
und  am  20.  Mai  1808.  auf  die  hinzugetretenen  Departements 
des  Metauro,  Musone  und  Tronto^  am  15.  Juni  1810. 
auf  das  dell'  Alto  Adige  ausgedehnt'. 

Einige  Decrete  wurden  dann  auch  zur  Erläuterung  und 
Ergänzung  erlassen^. 

Mit  dem  Zusammensturze   der   bonapartistischen  Herr-^»««»«'»Jir«- 
schaft  war  aber  auch  wieder  der  Geltung  der  Civilehe  ein 
Ende  gesetzt. 

In  Toscana  wurde  der  Code  gleich  nachdem  die  öster-  Toacan». 
reichische  Dynastie  zur  Regierung  gekommen  war,  durch  ^^^  ^^ 
Gesetz  v.  15.  November  1814.  beseitigt.  not.wh. 

Das  alte  Recht  erhielt  von  Neuem  Geltung,  das  Triden- 
tinum  wurde  für  das  Eherecht  wieder  maassgebend,  und  die 
natürliche  Folge  waren  denn  auch  zahlreiche  heimliche  Ehen, 
welche  die  Sittlichkeit  und  die  elterliche  Autorität  gleich  ge- 
fährdeten ^ 

Ebenso  wurde  in  Lucca  am  7.  Mai  1814.  der  Code  mit-  ^  i"««*. 

7.  Bfal  1814. 

sammt  den  Bestimmungen  über  den  Civilstand  aufgehoben. 

Durch  das  Gesetz  v.  2.  Juni  erklärte  dann  die  Regierung^u'g'ifj^""* 
die  elterliche  Einwilligung,  den  kanonischen  Grundsätzen  ge-      ^®**' 
mäss,  für  ein  nicht  nothwendiges  Requisit  zu  den  Ehen  der 
Ilauskinder,  und  gab  endlich  am  21.  Juli  den  Geistlichen  die 
Führung  der  Civilstandsregister  zurück. 

Im  lombardo-venetianischen  Könifirreiche  scbliess-  '^«»^aTd«- 
lieh  trat  mit  dem  1.  Januar  1816.  das  österreichische  bür-**^*'**,*^^"*«- 

^^  reicn. 

gerliche  Gesetzbuch  in  Kraft,    dessen  eherechtliche  Be-i- Jan.  isie. 
Stimmungen  dann  in  den  Jahren  1855.  und  1856.  den  aus  dem      ^^^' 
Concordate  entflossenen  Patenten^  wichen. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  sind  nur  die  Gesetzgebungen 

1  Bulletino  delle  leggi  del  Regno  d*Italia. 
>  ebendas.  8.331. 
3  ebendas.  8. 828. 

*  Am  28.  Octobel  1806,  dass  die  Aufgebote  vor  Mittag  zu  yerkünden 
seien,  ebendas.  S.  967;  am  I.Juli  1821.  über  Verbesserungen  in  den  Re- 
gistern, ebendas.  S.  675. 

*  Vgl.  auch  Capei  Ucb.  d.  gegenwärt. Zustand  d.Gesetzgeb.  U.Rechts- 
wiss.  im  Grossherzogth.  Toscana  in  Ztschr.  für  d.  R.  des  Ausl.  1,  76.  — 
Ueber  die  Register  wurden  genaue  Vorschriften  am  18.  Juni  1817.  —  Re- 
pertorio  del  dritte  patrio  toscano  (Firenze  1838.)  8,  67.  —  erlassen, 
wonach  die  Pfarrer  doppelte  Register  fahren  und  am  Schlüsse  jedes  Jahres 
eins  der  staatlichen  Obrigkeit  überliefern  sollten. 

8  Siehe  oben  S.  148. 
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von  Parma  und  Piacenza,  Modena,  Neapel  und  Sar- 
dinien. 
^rm» and  j'Qr  ^^8  crstc Land  publicirte  Marie  Louise  am  23. März 

Piacenza.  ^ 

codiccciTnel820.  ein   bürgerliches    Gesetzbuch*,    dessen   Art.   34.  ohne 
23.  >*•"  "2o.^gj^^j,gg  ^^g  trienter  Recht  wieder  zurückführte —  „II  malri- 

monio  si  celebra",  heisst  es,  f,tra  cattolici  giusta  le  regele  e  colk 
solennitä  prescritte  dalla  ckiesa  cattoUca*^^  —  aber  wenigstens 
über  das  Registerwesen  wurden  neue  Anordnungen  getroffen^ 
Durch  die  unter  staatlicher  Controle  stehenden  ersten  Orts- 
magistrate sollten  die  Bücher  in  doppelten  Exemplaren  ge- 
iührt*,  und  Ende  jedes  Jahres  in  den  Communalarchiven 
deponirt  werden*,  dann  aber  auch  die  Brautleute  vor  ihrer 
Eheschliessung  sich  bei  dem  „ufßciale  pubblico^'  des  Domicik 
der  Braut  melden,  dort  eine  Erklärung  über  die  beabsichtigte 
Ehe  abgeben  und  den  Geburtsschein  vorlegen  müssend 

Es  war  darin  doch  ctw^as  von  den  Wirkungen  des  Code 

civil  zu  spüren. 

Hoden«.  In  Mode  na  trat  das  Gesetz  v.  J.  1771.,  welches  das  ka- 

.  nonische  Eherecht  sanctionirte,  wieder  in  volle  Kraft  ^,  und  nur 

v!2^^DeL!m4*^'^^^  ^^^  Civilstand  traf  das  Regolamento  v.  2.  Dezember 

1814.  einige  Anordnungen,  wonach  die  Registereintragungeii 

von   den  Communalbehörden  gemacht  und   die  Bücher  alle 

sechs  Monate  dem  Gouverneur  überliefert  werden  sollten. 

codic^dVn«  ^  ^'  1851.  erfolgte  zwar  die  Publication  eines  bürger- 

lichen Gesetzbuchs,  dessen  einzelne  Bestimmungen  ganz  nach 
dem  Muster  des  Parmesanischen  zugeschnitten  waren, 
allein  schon  vier  Jahre  später  sah  die  Regierung  sich  ge- 
nöthigt,  den  clericalen  Einflüssen  zu  weichen  und  das  neue 

Dccr.T.T.Kov.ß^ßht  in  dcm  Dccrete  v.  7.  November  1855.  wesentlich  zu 
modificiren.  Die  der  kirchlichen  Trauung  vorangehende  Er- 
klärung der  Ehegatten  bei  dem  Civilstandsbeamten  sollte 
wieder  fortfallen,  dagegen  die  binnen  bestimmter  Frist  vorzu- 

• 

^  Codice  civile  per  gli  stati  diParma,PitcenEa  e  GuaBtall» 
(Parma  1820.). 

^  Für  die  Juden  wurde  der  mosaische  Ritus  vorgeschrieben. 

3  Art.  280:  „i  registri  sono  formati  e  tenuti  da  un  pubbüco  uffisis^^ 
desünato  dal  goTenio*^ 

*  Art.  290.  f. 

5  Art  295. 

«Art.  301.  ff. 

7  Notificazione  del  Qoverno  provisorio  lul  contratto  di 
matrimonio  v.  2.  Mai  1814. 
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nehmende  Eintragung  des  Trauscheines  in  die  Standesbücher 
die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  begründen. 

Im  Köniereiche  Neapel  war  der  Code  mit  dem  1.  Jan.    Neapel. 
1809.  eingeführt  und  die  Bestimmungen  über  die  Civilstands- 
register  durch  mehrere  Decrete   und  Instructionen   erläutert 
worden^. 

Die  Rückkehr  der  Bourbonen  setzte  seiner  Geltung  ein^.,^^gj.^j^g^_ 
Ende 9  aber  die  rein  kirchliche  Trauung,  wie  sie  vorher  be-     "c»»«»«*- 
standen  hatte,  wurde  darum  doch  nicht  wieder  eingeführt. 

Freilich  verordnete  das  königliche  Decret  v.  16.  Juni^^JJf\8;5.^* 
1815.^  dass  nur  die  in  tridentinischer  Form  geschlossenen 
Ehen  künftig  Anerkennung  gemessen  sollten,  aber  zugleich 
wurden  die  Brautleute  wenigstens  provisorisch  angehalten, 
nach,  wie  vor  allen  früheren  Vorschriften  des  Code  vor  dem 
Civilstandsbeamten  Genüge  zu  leisten,  und  diesem  allein  die  ^|yj*em" 
Ermächtigung  genommen,  die  vor  ihm  eingegangene  Verbin- 
dung für  eine  Ehe  zu  erklären;  die  Brautleute  sollten  eben 
zur  Trauung  an  den  Priester  gewiesen  werden. 

Die  Function  des  Civilstandsbeamten  wurde  dann  durch  oc«.  v.  12. 
das  Gesetz  v.  12.  Dezember  1816.  dem  Syndicus  jeder  Ge- 
meinde übertragen*. 

1  Decret  y.  29.  Oc  tober  1808.  über  die  Ordnung  des  CWüstandes, 
Bulletino  delle  leggi  di  Napoli  S.  588.  Decr.  v.  24.  Januar  1811. 
über  das  Gebührenwesen,  Bulletino  S.  76.  Decr.  v.  2.  April  I8l2.  über 
die  Faraphirung  der  Register,  Bulletino  S.  319. 

>  Gollezione  delle  leggi  di  Napoli  S.  24:  „Art  1.  I  matrimonj 
che  non  saranno  celebrati  innanzi  alla  chiesa  secondo  le  forme  prescritte 
dal  sacro  Concilio  di  Trento ,  non  saranno  validi ,  nc  poti'anno  produrre  la 
legittimitä  della  prole  e  gli  altri  effetti  civili. 

2.  Gli  sposi  sono  tenuti  fino  a  nuova  disposizione  di  presentarsi  pre- 
ventivamente  all'  uffiziale  dello  stato  civUe  per  adempiere  a*  tutti  gli  atti 
ordinati  dalle  leggi  vigenti.  L*uffiziale  civile  perö  non  poträ  piü  pronun- 
ziare  laformola  che  le  parti  sono  unite  in  matrimonio;  mlidovrä  awertirle 
di  presentarsi  a*  parochi  per  contrarre  validamente  il  matrimonio:  ed  i 
parrochi  prima  di  ässistere  a*  matrimonj ,  dovranno  ricevero  dagli  sposi  un 
certificato  dell'  uf&ziale  civile  di  essersi  adempito  a  quanto  trovasi  pre- 
scritto  nel  presente  articolo^*.  Schon  vorher  hatte  das  Decret  vom 
13.  J  uli  die  Scheidung  der  kirchlich  getrauten  Eheleute  verboten. 

3  Art.  56 :  „ . . . .  il  sindaco  e  uffiziale  dello  stato  civile  del  comune. 

Art.  75:  II  corpo  della  Cittä  di  Napoli  e  composto  di  un  Sindaco  e  do- 
dici  Eletti. 

Art.  78:  II  sindaco  controlizza,  e  dirige  tutta  Tamministrazione,  ed  ogni 
Eletto  sotto  la  sua  immediata  dipendenza  ne  esegue  separatamente  quelia 
parte  che  riguarda  la  sezione  che  gli  e  confidata. 

L'Eletto  e  inoltre  uffiziale  dello  stato  civile  nella  sua  sezione  e  merobro 
nato  deir  amministrazione  degli  stabilimenti  pubblici  che  vi  esistono. 
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TJ^otaum         ^^®  üiXih  die  verheißene  defiiutive  Gesetzgebung  erfolgte, 
v.J.  1818.  gchloss  Neapel   am   16.  Februar  1818.   mit   dem   röimschen 
Stuhle  ein  Concor dat,  dessen  zwanzigster  Artikel  allen  Hnf- 
tigen  Reformen  von  vom  herein  bestimmte  Wege  wies. 

„Cauaaa  ecclesiaaticas",  hiess  es^,  „atqiie  in  primis  couku 
matrimonialea  9  quae  juxta  Canonem  12.  Sess.  24.  s<icri  ConaB 
Tridentini  ad  judices  eccUsiaslicos  spectant,  in  faro  eorum  cognoi- 
cent,  ac  de  üs  sententiam  fereni"K 

Damit  war  zugleich  die  Geltung  des  kanoniBchen  Efa^ 
rechts  ohne  Weiteres  ausgesprochen. 
codioccMie.         So  hielt  denn  auch  der  Codice  civile,  welcher  durch 
Decret  v.  12.  August  1819.  den  1.  Januar  1820.  in  Geltung 
trat,  das  schon  in  jener  Verordnung  angedeutete  System  fest 
^s"»tem?*  Wer  eine  Ehe  zu  schliessen  beabsichtigt,   hat  sich  bei 

dem  Civilstandsbeamten  —  als  solche  fungiren  die  Stadt- 
^*^iur^*^°  syndici  weiter*  —  zu  melden  und  alle  vom  Code  verlangten 
Papiere,  wie  den  Geburtsschein  oder  in  Ermangelung  dessen 
den  Notorietätsakt,  die  schriftliche  Einwilligung  der  JB}ltemu.s.w. 
vorzuzeigen*. 
Aufgebote.  Au  zvvci  Sountageu  werden  dann  Aufgebote  verkündet 

und  bleiben  in  dieser  Frist  am  Stadthause  angeheftet  ^ 

Art.  81 :  In  caso  di  assenza  o  impedimento,  il  piü  anziano  tra  gli  £i^^ 
in  ordine  dinomina  e  rimpiazza  il  Sindaco,  ed  il  piü  anziano  tra  gli  aggian^ 
rimpiazza  l'EIetto". 

^  Münch  Voilständ.  Samml.  all.  älter,  u.  neuer. Konkord.  (Leipz.  1831.) 
2,  715. 

'  Schon  durch  das  Goncordatv.  J.  1741.  ivar  die  geistliche  Eheg^ 
richtsbarkeit  bestätigt  vorden .  Dias  Quadro  storico  politico  degii  atti  del 
Governo  etc.  (Napoii  1840.)  1488.  f.  Die  Sponsalienjurisdiction  gebfihrte 
dagegen  dem  Staate.  Ordine  del  Governo  v.  12.  Aug.  1788.  l^i*' 
a.  a.  0. 1508. 

8  Decr.  V.  14.  September  1819.  u.  10.  April  1880.  VgkaucbBersr- 
dinis  a.  a.  0. 1, 124. 

4  Art.  72.  ff.  —  Vgl.  im  Allgemeinen  Giampallari  a.  a.  O.  (Palermo 
1828.)  3, 135.  ff. 

6  Art,  68:  „Prima  della  celebrazione  del  matrimonio  a  richiesta  deU« 
parti  contraenti,  sarä  affisso  suila  porta  della  casa  del  comune  una  notifics- 
zione  in  cui  saranno  indicati  i  nomi,  i  cognomi,  i  domicilj  e  le  profcssioni  de 
futurisposi;  la  loro  qualitä  di  maggiori  o  minori,  edinomi,  i  cognomir  ^^ 
professioni  ed  i  domicilj  de*  loro  genitori.  Questo  foglio  vi  rimani  a£Ssso 
pei  corso  di  quindici  giomi,  in  modo  che  il  giorno  dell*  affissione  sisdido- 
menica,  cosi  ricadendo  Tultimo  giorno  del  termine  parimente  in  domenica' 
Spirato  detto  termine ,  Tuffiziale  delio  stato  civile  fnih  un  atto,  in  cui  8&r& 
inserita  la  notificazione  anzidetta  da  parola  a  parola;  e  vi  attesterlt  c^^^ 
stata  fatta  Taffissione  in  tal  giorno  e  mese,  e  che  sieno  scorsi  i  giorni  pr^ 
scritti  dalla  legge.  Questo  atto  sara  inscritto  in  un  registro  tenuto  coUe 
prescrizioni  deir  artioolo  43.    Non  oelebrandosi  il  matrimonio  fra  Vdnno  o> 
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Dann  erfolgt  wieder,  wie  im  Code,  die  Consenserklärung  ^JJjJl^n"'' 
vor  dem  Civilstandsbeamten^,  in  Gegenwart  von  vier  Zeugen, 
wobei  freilich  die  Brautleute  nur  versprechen,  ihre  Ehe  bei 
dem  Pfarrer  schliessen  zu  wollen. 

Darüber  wird  ein  Protokoll  aufgenommen,  von  dem  ein 
Extract  dem  Pfarrer  mitzutheilen  ist,  und  dieser  verkündet     Akte, 
dann  die  Aufgebote  und  segnet  die  Ehe  ein^ 

Die  Begistrirung  erfolgt  wiederum  duroh  den  bürgerlichen  ^jJjJJSing!' 
Beamten. 

Das  Verhältniss  dieser  verschiedenen  Akte  in  Beziehung  de?[Srohi!Si 
zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  regelten  Artikel  67.»  und  **l£t^"'* 
189.^  Die  Ehe,  wurde  verordnet,  welche  in  dem  Königreiche 
beider  Sicilien  nicht  im  Angesichte  der  Kirche  in  den  durch 
das  Tridentinum  vorgeschriebenen  Formen  geschlossen  wird, 
geniesst  weder  für  die  Ehegatten  selbst,  noch  auch  für  ihre 
Kinder  die  bürgerlichen  Wirkungen« 

Eben  so  wenig  aber  werden  diese  hervorgebraeht,  wenn 

einer  kirchlich  geschlossenen  Ehe  nicht  die  vor  dem  Civil- 

»tandsbeamten  zu  erfüllenden  Formalitäten  vorangegangen  sind. 

computarsi  dalia  scadenza  del  termino  deli'  affisaione,  dovri  la  notificasionc 
rinnovarsi  nel  modo  e  forma  di  sopra  Btabilita".  — 

1  Art.  77 :  ,y'Se\  giorno  indicato  dalle  parti ,  che  non  poträ  essere  prima 
del  quarto  giorno  dopo  il  termine  della  notificazione,  Tuffiziale  dello  stato 
civile  nelia  oasa  del  comuae,  ed  in  presenza  di  quattro  testimoni  sieno  o  n6 
parenti  farä  lettura  alle  parti  dei  documenti  soprammentovati  reiaüvi  al  loro 
stato,  egualmente  che  del  Capitolo  VI.  del  matrimonio  intomo  ai  diritti  ed 
agli  obblighi  respettivi  degli  sposi,  riceverä  da  ciaacuna  delle  parti  una  dopo 
Taltra  ladichiarazione,  eh'  elleno  solennemente  promettono  di  celebrare  il 
matrimonio  avanti  la  chiesa,  secondo  le  forme  prescritte  dal  sacro  Concilio 
di  Trento  e  ne  stenderä  immediatamente  l'atto  '^ 

Der  König  kann  davon  dispenairen,  in  Sicilien  —  Decr.  ▼.  2.  Aug. 
1821.  —  der  Statthalter.    Giampallari  a.  a.  O.  8, 144. 

'  Art  81 :  „  II  paroco  dovrä  ricusarsi  a  celebrare  il  matrimonio  senza 
Tesibizione  della  copia  dell'  atto  della  solenne  promeasa  fatta  innanzi  all* 
ufßziale  dello  stato  civiie,  avvertendo  i  futuri  conjugi,  che  senza  questa  pro- 
messa  11  matrimonio  non  produrrebbe  gli  eifetti  civil!  *^ 

3  „II  matrimonio  nel  regno  delle  Due  Sicilie  non  si  puo  legittimamente 
celebrare  che  in  faccia  della  chiesa,  secondo  le  forme  preseritte  dal  Concilio 
di  Trento.  Gli  atti  dello  stato  ciyile  sono  essenzialmente  necessarj,  epre- 
ceder  debbono  la  celebrazione  del  matrimonio,  perchd  il  matrimonio  pro- 
duca  gli  effetti  ciTÜi  tanto  riguardo  a*  conjugi,  che  a*  di  loro  figli'^ 

^  „II  matrimonio  che  nel  regno  delle  Due  Sicilie  non  sarit  oelebrato  in 
faccia  della  chiesa  colle  forme  prescritte  dal  Concilio  di  Trento  non  produce 
gli  effetti  civili  ne  riguardo  a*  conjugi  n^  riguardo  a'  loro  iigli. 

Non  gli  produce  egualmente,  se  sari^  celebrato  in  faccia  della  chiesa 
senza  che  sien  preceduti  gli  atti  necessaij  che  si  enunciano  dall*  articolo  68. 
all  articolo  81. 

I  giudici  competenti  degli  effetti  civili  sono  i  tribunali  ordinaij  ^^ 
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Die  zuständigen  Richter  der  bürgerüdien  Wirkungen  sind 
die  gewöhnlichen  Gerichte.  — 

Die  frttberon  Damit  glaubtc  die  Regierung  die  Strafen,  welche  die  vor- 
fallen fort,  napoleonische  Gesetzgebung  den  heimlichen  Ehen  gedroht 
hatte,  entbehren  zu  kömien  ^.  Schien  es  doch  hart  genug,  dass 
die  ungehorsamen  Eheleute  gar  keine  vermögensrechtlichen 
Effecte  ihrer  Verbindung  gemessen  sollten,  dass  ihre  Kinder 
für  illegitim  erklärt  wurden,  und  meinte  man  doch,  die  Pfarrer 
durch  Androhung  strenger  Bussen^  von  jeder  gesetzwidrigen 
Trauung  zurückhalten  zu  können.  ^ 

Jm  ?yt*emc!l!  Aber  das  System  barg  so  recht  den  Zwiespalt  zwischen 
Kirche  und  Staat  in  seinem  Schoosse,  wenn  anders  nicht  der 
letztere  immer  sich  den  Forderungen  der  ersteren  fügen  und 
unterordnen  sollte. 

Schon  sehr  bald  schien  diese  Gefahr  zu  drohen;  sie  wurde 
nur  durch  die  Nachgiebigkeit  der  Regierung  vermieden. 

ccwissen.-  Die  Bullc  Benedict' 8  XIV.  Satis  vobis  über  die  Ge- 

«hen. 

wissensehen  war  im  Königreiche  Neapel  durch  das  königliche 
Exequatur  Carl's  III.  recipirt  worden*.  Es  fragte  sich  jetzt, 
ob  die  Geistlichen,  welche  jener  Bulle  gemäss  Gewissensehen 
einsegneten,  den  Strafen  des  Codice  penale  zu  unterwerfen 
seien. 

In  zahlreichen  Rescripten  verneinte  die  Regierung  das^, 
und  gab  so  selbst  die  Handhabe,  ihre  ganze  Gesetzgebung 
illusorisch  zu  machen. 

Denn  die  Zahl  der  Gewissensehen  nahm  bald  in  Schrecken 
D«er.T.  18.  errcsTendem  Maasse  zu,  so  dass  das  De  er  et  v.  18.  Novem- 

NoT.  18-9.  °  , 

her  1829.  schon  die  Frauen,  welche  in  solchen  Verbindunsren 
verwittwet  würden,  von  dem  Genuese  ihrer  Pensionen  aus- 
schliessen  musstc. 

Aber  auch  so  vermehrten  sich  die  heimlichen  Ehen  stäticr. 
Die  Brautleute  Hefen  ohne  jedes  Wissen  und  gegen  den  Willen 
der  Eltern  zusammen,  sie  unterliessen  die  Erklärungen  vor 

1  Decr.  y.  8.  Dezember  1825. 

s  Codice  penale  art.  245:  ,,Ilparoco  o  sottoparoco,  o  chi  ne  fara  le 
Teei,  il  quäle  "contrawenga  all' articoio  81.  deile  leggi  civUi  sari  punito  col 
fiecondo  grado  deil*  esilio  correzionale,  e  coir  ammenda  corresionale**. 

>  Beides  abgedruckt  inCollez.  degli  atti  emanati  dopo  la  pub- 
blicazione  delConcordato  delT  anno  1818. (Napoli  1830.) 8, 158. 

4  T.21.  Juni  1823., y.8.Dezember  1825.  Bexardinis  a.a.O.  1,413., 
T.S.April  1822.,  y.  2. Juli  1823.,  y.  26. Februar  1825.  CoUei.  degii 
atti  etc.  8,  73.  158.207. 
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dem  Civilstandsbeamten  und  fanden  Priester  genug,  welche 
sie  nichtsdestoweniger  trauten. 

Daraus  entspannen  sich  dann  hässliche  Rechtsstreitig- 
keiten  über  die  Gültigkeit  der  Ehe»  die  bei  den  geistlichen 
Gerichten  des  Landes  und  in  zweiter  Instanz  in  Rom  oft 
Jahre  lang  hingeschleppt  wurden.  Endlich  erfolgte  das  Ur- 
theil  zu  Gunsten  der  Ehe,  wenn  auch  die  bürgerlichen  Förm- 
lichkeiten unterlassen  waren,  und  schliesslich  hatten  gar  die 
staatlichen  Grerichte  den  Spruch  zu  exequiren,  den  sie  ihren 
Gesetzen  gemäss  für  unrichtig  halten  mochten^. 

Die  Gesetzgebung  musste  denn  doch  dem  Unwesen  zu 
steuern  und  die  Schäden  zu  heilen  suchen,  welche  das  prin- 
cipienlose  Recht  dem  Volke  gebracht  hatte. 

Sie  verkündete»  dass  Ehepaare,  die  allein  durch  den 
Spruch  der  Kirche  verbunden  wären,  die  königliche  Gnade 
in  Anspruch  nehmen  könnten,  welche,  nach  Erfordern  der 
Umstände,  der  staatlich  unwirksamen  Verbindung  die  Kraft 
einer  Ehe  verleihen  würde*. 

Sie  richtete  auch  Mahnungen  an  die  Bischöfe  ^  dass  diese 
der  untergebenen  Geistlichkeit  die  Befolgung  der  Staatsgesetze 
zur  Pflicht  machen  möchten. 

Beides  half  wenig,  und  so  kehrte  man  nothgedrungen  zu 
den  Bahnen  zurück,  welche  man  noch  ein  Jahrzehnt  vorher 
für  immer  verlassen  zu  können  gehoffl  hatte. 

Das  Decret  v.  15-  October  1828.*  fuhr  mit  schneidisrer  Decr.  t.isw 

^    ,        _      -      .  ^         Oct.  1828. 

Schärfe  drem. 

Wer  gegen  das  Eheschliessungsrecht  fehle,  solle  die  Ueber- 
tretung  der  kirchlichen  Vorschriften  mit  einem  jährigen,  die 
der  staatlichen  mit  sechsmonatlichem  Gefängnisse  büssen. 

Die  Zeugen  wurden  denselben  Strafen  unterworfen,  und 
die  staatlichen  Beamten  angewiesen,  ohne  weitere  Veranlassung 
aus  eigner  Machtvollkommenheit  die  Ausfuhrung  der  neuen 
Bestimmungen  wahrzunehmen. 

Den  Eltern  wurde  gar  die  Befugniss  zugesprochen,  die 

^  Processi  verbali  delle  discussioni  della  K.  commissione 
di  iegislazione  per  gli  stati  sardi  intorno  al  progetto  di  legge 
sul  inatriinonio(Torino  1852.)  52. 

2  So  das  Decret  y.  14.  Juli  1824.  Berardinis  a.  a.  O.  1,  414.  und 
dasDecr.  Y.  8.  Dezember  1825. 

3  So  an  den  Bischof  Ton  Lecce  am  17.  Februar  1827.  CoUes. 
degli  atti  etc.  4, 128. 

*  Collez.  delle  leggi  S.  115. 
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Ejnder,  von  deren  Ungehorsam  sie  heimliche  Ehen  befürch- 
teten, durch  staatliche  Hülfe  auf  sechs  Monate  einsokUesseD 
zu  lassen. 

Die  Gewissensehen  aber  blieben  auch  durch  dies  Gesetz 
unberührt:  die  Regierung  wagte  nicht»  der  Kirche  den  Frieden 
aufzukündigen. 

So  wurde  es  denn  freilich  unbequem ,  lästig,  auch  wohl 
gefährlich,  heimliche  Ehen  zu  schliessen,  aber  unmögfich 
darum  doch  nicht.  Bis  in  die  neueste  Zeit  krtokt  das  Staate- 
wesen  an  diesem  Uebel^. 
Zahl  der  nea.  Mangel  an  EifcT  konnte  man  indessen  der  neapolitani- 
Geaeue.  scheu  Gesetzgebung  eigentlich  kaum  Torwerfen.  Die  Zabl 
der  Decrete,  welche  Zweifel  entschieden,  Früheres  änderten, 
Neues  befahlen,  mehrte  sich  statig';  fireiHch  meist  nur  auf 
Untergeordnetes  gerichtet,  und  nie  die  Principien  berühread 
auf  denen  das  Gesetzbuch  erbaut  war. 

Nur  eines  —  denn  die  vielen  Vorschriften  über  das  Be- 

gisterwesen  waren  kaum  wichtig*  —  mag  hier  gedacht  werden, 

schon  aus  der  Zeit  der  Verbindung  Neapels  mit  Sardinien 

stammend. 

Bhenprotea-         Bisher  uämlich  hatten  Fremde,  die  4er  katholischen  K^ 

tantischer    ,,    ,  ,   .  -  .         _,- 

Auarander.  hgiou  uicht  zugehörtou,  cme  Ehe  nur  eingehen  können,  wie 
jedes  Landeskind,  durch  Trauung  des  katholischen  Priefiten; 
mit  andern  Worten:  da  dieser  seinen  Segen  über  Ungläubige 
zu  spenden  weigerte,  imd  seine  Mitwirkung  bei  deren  Ehe- 
Schliessung  versagte,  so  war  solche  völlig  unmölich  gewesen. 
Das  Einsehen  der  italienischen  Regierung  bestimmte  für 
diesen  Fall,  dass  die  Erfüllung  der  vor  dem  Civilbeamten  vor- 
zunehmenden Förmlichkeiten  zur  Begründung  einer  Ehe  ge- 
nügen solle^,  und  führte  für  diesen  Fall  die  Civilehe  ein. 

1  Das  Oeaets  t.  1828.  muaato  achon  d.  14.  Auguat  18S1.  wieder  einge- 
schärft werden.  Berardinis  a.  a.  O.  1,  415.  Vgl.  auch  Processi  ver- 
bali  etc.  52.  Noch  am  20.  Mai  1863.  musate  die  italienische  Regierung  «i" 
Gesetz  erlassen,  welches  sich  mit  der  nachträglichen  Legalisirung  der  in  den 
südlichen  Staaten  illegal  geschlossenen  Ehen  beschäftigte.  Raccolta 
uffic.  delle  leggi  e  dei  decreti  del  Regno  d'Italia  1863.  No.  U6i- 
8.  748. 

^  Nachgewiesen  finden  sich  fär  den  Zeitraum  von  1806.  bis  1840.  be| 
Dias  Indice  cronologico  ed  alfabetico  dolla  coUezione  dei  reali  reicritU 
(Napoli  1846.)  allein  42  Verordnungen. 

3  Vgl.  Berardinis  a.  a.  0. 2, 129.  ff. 

^  Decr. d.  Justisminist.  Y.  J.  1869. 
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Im  Sardinien  wurde  der  Code  civil  durdi  das  Gesetz  Sardinien. 
V.  21.  Mai  1814.^   beseitigt   und  die-  frükeven  Yorsckriften  <3m.t.  31. 
über  kirchUehe  EheschUeiiBung  und  Begiaterlulirung  wieder 
hergestellt. 

Diese  blieben  auch  unberührt  durch   den   im  J.  1818. 
publicirten  Codice  civile',  der  fretliek  auch  den  Akatholiken  codieeeiriie 
die  Ehesehliessung  nach  ihrem  Bkiu  gestattete  und  ebenso 
auch  durch  das  Registergesetz  "p.  20.  Juni  1837»',  wemi-  j^'j^ssrl 
gleich  dieses  eine   genaue  staatliche  Controle   der  Kirchen- 
bücher anordnete. 

Schon  in  dem  Gesetze  v.  9.  April  1850.,  welches  die  J^'^JJJ°Jf^ 
geistliche  Gerichtsbarkeit    beseitigte,    hatte   der  König   ver- 
heissen,  auch  auf  dem  (jfebiete  des  Eherechts  die  nothweadige 
Gränzregelung  zwischen    Staat    und  Kirche   vornehmen  zü 
wollen*. 

So  trat  denn  die  am  16.  April  1849.  zur  Gepetzesrevision^^jj',"»^" 
berufene  Commission  —  aus  Gelehrten  und  Staatsmännem^^jJJjJJ^^"" 
bestehend  —  am  17.  November  1850.  zusammen,  um  diese 
schwierige  Aufgabe  zu  lösend 

Schon  in  der  ersten  Sitzung  fasste  sie  den  Beschlüsse 
zuvörderst  allein  die  auf  den  Ehecontract  bezüglichen  Prin- 

*  Selopis  ui  Ztschr.  f.  RechtsiriBs.  ti.  Gesdtxgeb.  d.  Amsl.  6, 
379 ;  die  proyisorische  Regierung  Ton  Genua  hob  die  Ciyiiehe  am  4.  Mars 
1814.  auf.  ebendas. 

s  Art  108:  „II  matrimonio  bI  celebra  giusta  le  rigole  e  coUe  solennitä 
prescritte  dalla  Chiesa  Cattoiic«,  salvo  ci6  che  e  in  appreaso  stabilita 
riguardo  ai  non  cattoÜci  ed  agli  ebrei*^. 

8  Atti  del  Governo  del  He  di  Sardegna  No.  180.  S.235:  Art  1: 
Gleichmässige  Führung  der  von  derRegferung  Qbergebenen  Kirchenbücher, 
dia  TOB  den  Ordinarien  und  Gerichtsbehörden  vidimirt  werden  mAssen. 
Art.  2 :  Führung  doppelter  Register.  Art  3—^ :  Vorschrijften  für  ordeat- 
liche  und  sichere  Einregistrirung.  Art.  7 :  Jedes  Jahr  sind  die  Register  zu 
schliessen,  und  ein  Exemplar  mit  einer  Copie,  deren  Richtigkeit  attestirt 
ist,  dem  Bischöfe  zu  Übergeben;  dieser  behfth  die  letztere,  mid  giebtda* 
andere  an  den  Fräfecten  der  ProTinz;  Art  89 :  Ebenso  für  Akatholiken 
und  Art.  40.  für  Juden ,  nur  dass  natürlich  die  Fertigung  der  Copie  für  den 
Bischof  und  die  Üebersendnng  derselben  an  ihn  fortftOt. 

A  Art  7»  ,,UGkyfenio  del  R^  ^  incaricato  di  presentare  alParlamento 
un  progetto  di  legge  inteso  a  regolare  il  contratto  di  matrimonio  nelle  sue 
relazioni  con  la  legge  civile ,  la  capacitä  dei  contraenti,  la  forma  e  gli  effetti 
&  tider  contratto '^    Raccolta  degli  atti  dei  governo  18, 209. 

^  Ueber  dies  und  das  fotgende  ygl.  Processi  yerbali  delle  dis* 
cmssiomi  della  B.  commissione  di  legislazione  per  gli  ststi 
sardi  intorno   al  progetto  di  legge   sul   matrimonio   (Torino 

1852.). 

*  ebendas.  2. 
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dpien  festzustellen,  und  wie  fast  noch  in  allen  Versammlungen, 
wo  das  Recht  der  Civilehe  auf  die  Tagesordnung  gestellt 
wurde,  drehte  sich  die  Debatte  alsbald  um  die  Frage,  ob  die 
kirchliche  Eheschliessung,  vor  der  bürgerlichen  vorgenommen, 
straflos  sein  solle  oder  nicht. 
civHebe.  Denn  dass  die  staatlichen  Bücksichten  und  Interessen  die 

Civilehe  in  irgend  einer  Form  erforderten,  erschien  der  Mehr- 
heit der  Commission  vollkommen  ausgemacht;  wenn  auch  über 
die  näheren  Modificationen  derselben,  über  ihre  Verschmelzang 
oder  Verbindung  mit  der  kirchlichen  Eheschliessung  die  An- 
sichten auf  das  Bunteste  auseinander  gingen. 

Die  Einen  wollten  consequent  nur  das  französische  System 
adoptiren;  sie  stützten  sich  auf  die  gutachtlichen  Aeusserungen 
der  Appellhöfe,  welche  der  bedeutenden  Majorität  nach  sich 
für  die  obligatorische  Civilehe  ausgesprochen  hatten^.  Andere 
wollten  die  priesterliche  Benedict ion  der  Zivilehe  vorangehen 
lassen,  und  noch  Andere  endlich,  die  auch  mit  ihrer  Meinung 
durchdrangen^,  erklärten  die  Eheschliessung  vor  dem  bürger- 
lichen Beamten  für  das  Principale  und  der  Zeit  nach  Vorauf- 
gehende, dem  aber  dann  in  bestimmter  Frist  die  kirchliche 
Trauung  folgen  müsse. 
^Turf!"'"  So  stellte  denn  auch  der  Entwurf,  nachdem  in  den  übrigen 

Theilen,  was  Aufgebote,  Register  u.  s.  w.  betraf,  das  Vorbild 
des  Code  civil  überall  das  entscheidende  gewesen  war,  fol- 
gende Vorschriften  auf: 

Art.  64:  Die  Brautleute  müssen  an  dem  Tage  der  Ehe- 
schliessung, oder  spätestens  drei  Tage  nachher,  sich  zu  dem 
Geistlichen  der  von  ihnen  vor  dem  Civilstandsbeamten  erklär- 
ten Religion  begeben,  um  dort,  soweit  die  Gesetze  dieser  es 
verlangen,  die  Ehe  kirchlich  einsegnen  zu  lassen. 

Uebertretungen  werden  mit  Gefängniss  von  sechs  Mo- 
naten bis  drei  Jahren  geahndet. 

Art  66:  Bis  zur  kirchlichen  Trauung  kann  Keiner  der 
Brautleute  gezwungen  werden,  dem  anderen  beizuwohnen. 

Art.  67:  Derjenige,  welcher  die  Vorschriften  dieses  Gre- 
setzes  verletzt,  hat  bis  zur  kirchlichen  Trauung  keinen  An- 
spruch auf  das  Vermögen  des  anderen  Gatten,  er  geniesst 
nicht  das  unter  Eheleuten  gesetzliche  Erbrecht,  und  kann 
selbst  nicht  die  Erfüllung  der  speciell  abgeschlossenen  Dotal- 

^  ebendas. 

^  ebendas.  39.  f. 
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vertrage  verlangen ,  während  er  freilich  verbunden  ist,  seinen 
dort  stipulirten  Verpflichtungen  nachzukommen. 

Art.  68:  Die  Brautleute  können  die  kirchliche  Trauung 
auch  der  civilen  vorangehen  lassen.  Doch  müssen  sie  dann, 
bei  Vermeidung  von  Gefängnissstrafe,  vorher  die  bürgerlichen 
Aufgebote  verkünden  lassen  und  dem  Geistlichen  einen  Schein 
des  Civilstandsbeamten  beibringen,  welcher  das  Fehlen  von 
Ehehindernissen  bezeugt.  — 

Erst  in  einer  zweiten  Eedaction  wurden  die  Härten  dieser 
Bestimmungen  durch  Fortfallen  der  Strafen  und  der  an  die 
Umgehung  der  Trauung  geknüpften  bürgerlichen  Nachtheile 
abgeschliffen^.  — 

Auf  diesen  Vorarbeiten  beruhte  der  Gesetzentwurf^,  wel-  Defoi*«*«. 
chen  der  Grosssiegelbewahrer  Deforesta  ausarbeiten  Hess^ 
der  sich  aber  doch  im  Principe  schon  wesentlich  von  den  Com- 
missionsvorschlägen  unterschied. 

Freilich  wurde  auch  hier  festgesetzt,  dass  bürgerliche 
Aufgebote  zu  verkünden  und  die  Ehen  bürgerlich  zu  schliessen 
seien,  aber  es  wurde  zugleich  den  Eheleuten  gestattet,  vor  dem 
Civilstandsbeamten  die  Erklärung  abzugeben,  dass  sie  ihre 
Ehe  nur  unter  der  Bedingung  der  kirchlichen  Trauung  ein- 
gehen wollten.  Dann  sollten  sie  dem  Syndicus  nach  Verlauf 
von  drei  Tagen  die  Vollziehung  des  religiösen  Aktes  anzeigen 
müssen  und  damit  die  Ehe  schliessen. 

Ehe  jedoch  Deforesta  noch   seinen  Entwurf  zur  Be- 
rathung  stellen  konnte,  trat  das  Ministerium,  dessen  Mitglied 
er  war,  ab,  und  sein  Nachfolger  Galvagno  nahm  wiederum  oaiTagn». 
principielle  Aendenmgen  vor''. 

«  Dieser  stellte  sogar  die  kirqhliche  Eheschliessung  als  die 
regelmässige  hin,  und  liess  die  Civilehe  nur  als  Auskunfis- 
mittel  für  diejenigen  gelten,  welche  jene  nicht  erlangen  könnten. 

Aber  auch  Galvagno  fiel  vor  der  Berathung  seines  Pro- 
jectes,  und  so  wurde  denn  erst  i.  J.  1852.  der  durch  die  Thron-      ids^. 

1  Processi  verbali  della  Camera  d.  Deput.  1852.  y.  12.  Juni 
S.  147. 

'  Das  Gesetz  sollte  die  schwierige  Gränze  einhalten,  ,,di  non  meno> 
mare  Tautoritä  morale  della  religione,  e  quelle  di  mantenere  in  questa, 
come  in  tutte  le  altre  parti  di  legislazione ,  Tassoluta  indipendenza  del 
gOTerno  civile  da  ogni  altra  podestä*^ 

3  Abgedruckt  in  Processi  Terbali  a.  a.  0.697.  ff. 

^  ebendas.  709. 
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^V"irar'  ^^^^   verkündete   Entwucf   des   Miniaters   BuoncompagDi 

den  EAmmem  vorgelegt 
MaUT«.  Die  Motive  setzten  die  maassgebenden  Frincipien  bündig 

auseinander.  Es  sollte  einem  Zustande  abgeholfen  werden, 
der  die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  von  ihrer  kirchlichen 
Eingehung  abhängig  mache,  und  der  weder  mit  den  Maaumen 
der  Begienmg»  noch  auch  mit  dem  Geiste  der  neueren  Zeit 
übereinstimme. 

Der  Gesetzentwurf  selbst  war  aber  weit  entfernt,  diesen 

Grundsätzen  zu  entsprechen. 

^dli'*oeMS?'         Viel  au  kunstvoll  balancirte  er  zwischen  kirchlicher  Trau- 

eatwurfBi.  ^J^g  ^j^ j  civilcr  Ehe,  viel  zu  sehr  waren  die  verschiedenartigen 

Parteieinflüsse  geltend,   als  dass  man  zu  auch  nur  einiger- 

maassen  rationellen  Resultaten  gekommen  wäre.' 

Die  Regierung  wollte  die  Kirche  nicht  erzürnen  und  die 
staatlichen  Parteien  befriedigen;  sie  wählte  einen  schlüpfrigen 
Mittelweg,  der  beide  Theile  gleich  verstimmte,  und  den  sie 
wohl  kaum  eingeschhigen  hätte,  wenn  sie  in  Wahrheit  eines 
Erfolg  ihrer  Bemühungen  gewünscht  hätte. 

Der  Gesetzentwurf  v.  1852.  sollte  eben  nur  die  formeDc 
Lösung  eines  unbequemen  Versprechens,  einer  lästigen  Ver- 
pflichtung sein,  deren  man  sich,  wenn  die  Kammern  die  Pro- 
positionen verworfen  haben  würden,  für  immer  zu  entledigen 
hoffte. 

Freilich,  das  Anfongscapitel  des  Gesetzes  trat  energisch 
genug  auf. 

„II  matrimonio  nelle  sue  relazioni  eolla  legge  civile  ^  ^ 
eontratto:  esso  quindi  dispone  auUe  qualitä  e  condtziord  dt  eki 
lo  contraef  sulla  sua  validitä  per  gK  effetti  civili  che  ne  derivano. 

11  eontratto  di  matrimonio.  non  assume  data  certa,  n^pro- 
duce  effetti  civili  se  non  dal  giomo  in  ctd  i  atato  dalT  vffidaU 
dello  stato  civile  regolarmente  iecritto  n^  euoi  regiairi**. 

Also  Betonung  der  Contractsnatur  der  Ehe,  absolnte  Noth- 
wendigkeit  der  bürgerlichen  Registrirung,  die  allein  der  Ver- 
bindung civile  Gültigkeit  verleihen  sollte. 

Auch  die  Bestimmung,  dass  die  Aufgebote  von  den  Sjb- 
dici  verkündigt  werden  sollten  —  ein  Akt,  der  sich  auf  bürger- 
liche Rechte  bezieht,  der  alle  Einwohner,  abgesehen  von  ikre^ 
Religion,  betrifll,  gehört  ganz  in  den  Bereich  des  Staates, 
sagen  die  Motive  der  Regierung  —  verfaiess  eine  straffe  Durcß- 

1  Oioroale  uffii.  No.  1. 
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fuhning  des  staatlichen  Gesichtspunktes:  aber  gleich  darauf 
—  Art.  11.  —  wurde  die  Ehe  zwischen  Christen  und  Nicht- 
christen  verboten,  und  im  Artikel  20.  die  Paragraphen  des 
Codice  civile   wiederholt,    welche   kirchliche  Eheschliessung  , 
anbefehlen. 

Nur   wenn  die  kirchliche  TrauuUff  nicht  erlanget  werden  subaidiüre 

,  ,  Civllehe. 

konnte,  durften  die  Brautleute  ihre  Ehe  allein  vor  dem  bürger- 
lichen Beamten  schliessen. 

Also  wesentlich  eine  Reproduction  der  von  Galvagno 
aufgestellten  Principien. 

Die  Commi«8ion  des  Abgeordnetenhauses  erstattete  amCo>^i>ii««ioDs- 
21.  Juni  ihren  Bericht^,  der  sich  mit  5  gegen  2  Stimmen  im 
Ganzen  mit  dem  Entwürfe  einverstanden  erklärte,  ja  sogar 
auf  dessen  Vorzüge  den  französischen  Gesetzen  gegenüber 
hinwies.  Denn  durch  die  Gestattung  der  kirchlichen  Trauung 
wäre  die  Gewissensfreiheit  gewahrt,  die  durch  die  obligatori- 
sche Civilehe  in  derselben  Weise  verletzt  werde,  wie  die  Sitte 
des  Landes  und  die  Gefühle  der  Bevölkerung. 

Die  Gene^aldiscussion  begann  am  26.  Juni*.  Debatten. 

Zuerst  ergriff  der  frühere  Justizminister  Deforesta  oeforesu. 
das  Wort  und  legte  in  schonungsloser  Weise  die  Mängel  des 
Gresetzentwurfes  bloss.  In  Artikel  1.  sei  die  Ehe  als  Civil- 
contract  hingestellt,  in  Artikel  20.  als  Sacrament,  in  Artikel 
21.  wieder  als  Civilcontract,  und  endlich  in  den  Artikeln  24. 
und  44.  weder  als  das  eine  noch  als  das  andere;  wo  da  noch 
ein  einheitliches  System  gefunden,  wo  da  noch  gesunde  Prin- 
cipien erkannt  werden  könnten? 

Unter  den  folgenden  Kednem  waren  besonders  die  Aus- 
fuhrungen von  Asproni  wichtig,  der,  obgleich  Cleriker,  die    Asproni. 
Regierung  unterstützte,  und  die  Civilehe  mit  historischen  und 
juristischen  Argumenten  vertheidigte. 

Ebenso  bedeutungsvoll  erschienen  die  Anfuhrungen  von 
Brofferio,  welcher  ein  klares  Bild  der  herrschenden  Miss-   Brofferio. 
Verhältnisse  vorführte. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  sei  aufgehoben  worden,  de- 
ducirte  er,  wenigstens  gebe  der  Staat  sich  nicht  mehr  dazu 
her,  die  geistlichen  Urtheilssprüche  zu  exequiren.  Aber  dafür 
sorge  die  Kirche  selbst  und  ihr  Mittel  beruhe  auf  dem  Rechte 
der  kirchlichen   Eheschliessung.     Wäre    beispielsweise    eine 

1  ebendas.  S.  5S2. 

2  ebendas.  S.  605.  if. 

Friedberg,  Ehescfüiessung,  •  AQ 
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Patemitäteklage  anhänj^g,  so  entscheide  das  geistliche  Gericht, 
dem  staatlichen  Rechte  völlig  zuwider,  ad  ducendam  out  do- 
tandam.  Weigere  sich  dann  der  Verurtheilte»  dem  Sprache 
zu  folgen  y  so  würde  ihm  die  Trauung  mit  jeder  anderen  Frau 
versagt  y  bis  er  gehorcht  habe.  So  sei  die  Civilehe  die  noth- 
wendige  Ergänzung  jenes  Gesetzes  v.  J.  1850.,  sie  sei  da^ 
alleinige  Mittel,  den  Staat  aus  kirchlicher  Botmäasigkeit  zu 
befreien. 

Gegen  den  Gesetzentwurf  sprachen  namentlich  die  Greist- 
liehen.  Sie  beschworen,  nicht  die  Kirche  zu  verletzen,  sie  warnten 
vor  den  Zerwürfnissen  mit  Born,  sie  drohten  mit  der  Empörung 
des  beleidigten  religiösen  Volks-Gefuhls,  sie  belegten  endlich 
die  Civilehe  mit  Bezeichnungen,  welche  sie  als  elendes  Con- 
tractsverhältniss,  als  Hohn  auf  alles  Heilige  und  Erhabene 
hinstellten. 
^deJeTiilt'  Die  Discussionen  der  folgenden  T^e  brachten  kaum 
Neues:  die  Vertheidiger  der  Civilehe  beriefen  sich  auf  die 
Trennung  des  Sacramentes  von  dem  Contracte  der  Ehe,  welche 
die  staatlichen  Maassnahmen  als  gestattet  erscheinen  lasse  ^ 
die  Gegner  des  Gesetzes  verwarfen  diese  Theorieen,  die  He- 
gierung  selbst  suchte  das  vorgeschlagene  Mischsystem  zu 
rechtfertigen.  Warum  keine  obligatorische  Civilehe,  fragte 
Buoncompagni,  „Perekk?  perchi  not  crediamo  che  i  popoU 
si  ffovemino  non  coUe  dissertazioni  canoniche  o  teologiclie  tna  colla 
perstuxgione  o  colle  consuetudinil" 

Am  1.  Juli  ging  die  Kammer  zur  Specialdiscussion  über, 
am  3ten  wurde  der  die  Civilehe  betreffende  Paragraph  unter 
dem  heftigsten  Widerstreben  der  geistlichen  Mitglieder  und 
mit  Verwerfung  aller  entgegenstehenden  Anträge*   berathen, 

1  Diese  Frage  ward  auch  namentlich  in  der  Literatur  eifrig  behandelt. 
Vgl.  vor  allem  das  schon  oben  S.  547.  angeführte,  vom  Papste  xerui- 
theilte  Werk  des  Turiner  Professor  Nuytz  (auch  Mitglied  der  Geseu- 
gebungscommission)  y  Majneri  sul  contralto  civile  del  matrimonio  (Oenova 
1851.))  Cr*  Cavour  del  matrimonio  in  relazione  col  diritto  pubblico  de 
popoli  liberi  (Torino  1852.),  Siotto-Pintor  de'  principii  razionali  e  d: 
diritto  positiTo  intomo  al  matrimonio  (Cagliari  1852.)-  Der  letztere  ^iebt 
auch  S.  156.  ff.  eine  Kritik  des  Gesetzentwurfes. 

2  Namentlich  war  der  von  Galvagno  bemerkenswerth :  „IL  difetto 
dMscrizione  nei  regifttri  dello  stato  civile  di  un  matrimonio  nel  quäle  si 
saranno  verificate  le  condizioni  prescritte  nei  cinque  primi  numeri  dell*  arti- 
colo  2.,  non  rende  gli  sposi  abili  a  contrarre  nuovi  nozze,  ne  tampoco  esenta 
i  colpevoli  dalle  pene  di  cui  a  termini  del  codice  penale  sono  paasibÜi  l 
bigami'*.  eben  das.  631.  —  Beider  namentlichen  Abstimmung  über  den 
letzten  Artikel  ergab  sich  eine  Majorität  von  100  gegen  29. 
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und  endlich  am  5.  Juli  der  Entwurf  mit  94  gegen  35  Stimmenj^*"**'  ^"** 


angenoiumen. 

angenommen. 

Inzwischen  hatte  aber  der  gesanunte  Clerus  des  Landes  ^»'^^^J^*^'^** 
eine  Agitation  gegen  die  CiTÜehe  organisirt« 

Die  Kammer  wurde  mit  Petitionen  bestürmt  ^  die  Bi- 
schöfe aller  Provinzen  erliessen  Hirtenbriefe ,  in  denen  sie 
die  Regierungsvorlage  der  bittersten  Kritik  unterwarfen^,  die 
katholischen  Organe  ergossen  sich  in  eine  Polemik,  welche 
<la8  Staatsgesetz  als  „illegale,  ipocrita,  immoraUasima'*  zu  be- 
zeichnen wagte^. 

Diese  Stimmung  mochte  auf  die  Berathungen  des  Senates  Jerscnatea? 
um  so  weniger  ihren  Eindruck  verfehlen,  als  auch  dieser  genug- 
sam mit  clericalen  Elementen  versetzt  war. 

Am  6.  Dezember  wurde  hier  Bericht  erstattet^  aber  schonCommission«- 
der   Commissionsentwurf*   verkümmerte   die  Pläne   der   Re- 
gierung; restituirte  er  doch  gewissermaassen  selbst  die  i.  J.  AbKndening 
1850.  beseitigte  geistliche  Jurisdiction.  d.  Entworfen. 

Freilich  auch  hier  wurde  wieder  der  dem  französischen 
Rechte  entlehnte  Satz  an  die  Spitze  gestellt,  dass  der  Gesetz- 
entwurf die  Ehe  nur  als  bürgerliches  Contractverhältniss  auf- 
fasse, aber  schon  Art.  29.  verbot  den  Personen,  welche  sich 
allein  kirchlich  verheirathet  hätten,  eine  anderweitige  Ehe  ein- 
zugehen —  damit  wmrde  die  Gültigkeit  dieser  anerkannt  — 
und  die  Artikel  38  —  41  adoptirten  ein  System,  welches  sich 
wesentlich  an  das  von  Deforesta  aufgestellte  anschloss. 

Es  solle  nämlich  den  Brautleuten  frei  gestellt  werden,  zu,5rJr,J,*["^f,„- 
erklären,  dass  ihre  religiöse  Ueberzeugung  ihnen  verbiete,  die*»^^''^-^'*^- 
Civilehe  als  vollgültige  anzuerkennen,  und  dass  sie  ihren  ehe- 
lichen Consens  nur  unter  der  Bedingung  abgäben,  wenn  der 
bürgerlichen  Trauung  die  kirchliche  nachfolget 

In  diesem  Falle  begründet  nur  die  letztere  die  bürger- 
liche Gültigkeit  der  Ehe,  und  diese  wird  für  nicht  geschlossen 
angesehen,  falls  die  priesterliche  Einsegnung  nicht  in  der  Frist 
von  vierzehn  Tagen  dem  Civilstandsbeamten  angezeigt  wird. 

1  Vergl.  Opinione  v.  1852.  No.  204.  ff,   Armonia  No.  85. 87.  153.  ft 

>  So  die  Armonia  am  17.  Juni  No.  72.  Die  Artikel  sind  gesammelt 
u.  d.  Tit.  Sulle  leggi  civili  che  riguardano  il  matrimonio  de* 
cristiani  (Torinol864.). 

9  ProeesBi  verbali  del  Senato  1852.  S.  166. 

4  ebendas.  B.  172. 

B  Die  Civilstandsbeamten  sollten  verpflichtet  sein,  alle  Brautpaare 
darauf  aufmerksam  zu  machen« 
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Sollte  eine  Ehe,  bei  der  diese  Erklärung  abgegeben  bt^ 
später  von  dem  geistlichen  Gerichte  annulHrt  werden,  so  ist 
damit  auch  deren  bürgerliche  Nichtigkeit  ausgesprochen;  nor 
soll  die  Verbindung  fiir  den  Theil,  welcher  bonaßde  war,  und 
für  die  inzwischen  erzeugten  Kinder  die  Wirkung  einer  Puta- 
tiv-Ehe  haben. 

Ueber  das  Vorhandensein  dieser  bonaßdes  steht  aber  das 
Urtheil  dem  Civilgerichte  zu. 
Moüve.  Der  Commissionsbericht  wies  auf  die  Mängel  der  Re- 

gierungsvorlage hin.  Mehrere  Acte  in  gleicher  Wichtigkeit 
den  Brautleuten  zur  Erfüllung  aufzuerlegen,  sei  gefährlich, 
und  das  um  so  mehr,  wenn  der  eine  der  geistlichen,  der  andere 
der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  unterliege. 

Allein  die  obligatorische  Civilehe  sei  logisch  und  conse- 
quent,  aber  sie  müsse  dem  Bedürfnisse  angepasst,  mit  den  reli- 
giösen Gefühlen  des  Volkes  inUebereinstimmung  gesetzt  werden. 

Das  geschehe  durch  die  Vorschläge  der  Commission  und 
die  den  Brautleuten  dort  verstattete  Erklärung,  die  freilich  ge- 
setzlich nicht  präsumirt  werden  dürfe,  sondern  in  jedem  ein- 
zelnen Falle  besonders  abzugeben  sei,  weil  sonst  die  religiöse 
Handlung  ihren  Werth  einbüssen,  und  aufhören  würde  eine 
freie  zu  sein,  weil  der  Gewissensfreiheit  Zwang  angethan 
werden  könnte. 

So  sei  eine  wesentliche  Lücke  des  französischen  Gesetz- 
buches auszufüllen.  — 
Debatten.  Die  Debatten  begannen  am  15.  Dezember^  und  wurden 

von  allen  Seiten  mit  bemerkenswerther  Schärfe  geführt.    Nur 
DicBcgiernngdie  Rcgicrung  verhielt  sich  Anfangs  lau  und  zurückhaltend, 
trat  aber  dann  entschieden  für  das  Gesetz  in  die  Schranken, 
und  wies  namentlich  die  Ansicht  zurück,  dass  durch  dasselbe 
die  Verhandlungen  mit  Rom  erschwert  werden  könnten. 
Die  ontjegen-         Viclc  der  Redner  verlangten  die  obligatorische  Civilehe 
Meinungen,  ohuc  jcdc  Einschränkung   und  Verkürzung,   die  Geistlichen 
wollten  das  geltende  Recht  beibehalten.  Selbst  der  Antrag  von 
^"remOTiV^  d'Azeglio,  da^s  für  die  Angehörigen  der  Staatsreligion  die 
d'Azegiio.  bürgerlichen  Wirkungen  des  Ehecontractes  erst  mit  der  kirch- 
lichen Trauung  eintreten  sollten,  stiess  auf  ihren  Widerspruch. 

Als  Vertheidiger  des  Commissionsentwurfes  waren  nur 
wenige  Redner  aufgetreten;  —  in  der  ersten  Sitzung  hatte  sich 

^  ebendas.  17S.ff. 
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kein  einziger  dafür  einschreiben  lassen  —  ihre  Argumente 
waren  wesentlich  die  schon  im  Berichte  aufgestellten. 

Am  20,  Dezember  wurde  zur  Abstimmung  über  den Ai>?timxnungr 
ersten  Artikel  geschritten,  welcher  die  Bürgerlichkeit  des  Ehe- 
contractes  betonte,  und  dieser  mit  77  gegen  38  Stimmen  ab-  «^«f^^^hut. 
gelehnt  ^ 

Darauf  zog  die  Regierung  am  folgenden  Tage  den  Ge-'^jg^j^,™".^ 
Setzentwurf  zurück.  •^''  ^"^«^^• 

Denn  fast  mit  Sicherheit  Hess  sich  auf  die  Ungeneigtheit 
des  Senates  schliessen,  dem  Principe  der  Civilehe  in  irgend 
einer  Gestalt  seine  Zustimmung   zu  geben.     War  doch  in-   Brief  Je» 
mitten  der  Verhandlungen  durch  das  Mailänder  Journal,  la  Victor  Ema- 

...  ouol. 

Bilancia,  der  Ausspruch  des  Papstes  über  die  Civilehe  be- 
kannt gemacht  und  von  allen  clericalen  Blättern  auf  das  Eif- 
rigste verbreitet  worden*. 

Damit  war  der  Regierungsvorlage  unwiderruflich  das 
Todesurtheil  gesprochen. 

Schon  am  25.  Juni  1852.  hatte  Victor  Emanuel  ein 
Schreiben  an  Pius  IX.  gerichtet,  worin  er  ihm  den  Gesetz- 
entwurf mittheilte  und  sein  Urtheil  erbat. 

Die  Antwort  des  Papstes  v.  19.  September  verdient  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  hier  eine  Berücksichtigung*. 

Im  Eingange  des  Briefes  verwirft  der  Papst  die  Trennung 
des  Ehecontractes  von  dem  Sacramente. 

Es  ist  ein  Dogma,  sagt  er,  dass  die  Ehe  durch  «msern 
Herrn  Jesus  Christus  zu  einem  Sacramente  erhoben  worden 
ist,  und  die  katholische  Kirche  lehrt,  dass  dies  Sacrament 
nicht  als  eine  zufällig  zu  dem  Contracte  hinzugetretene  Eigen- 
schaft auftritt,  sondern  dass  es  das  Wesen  der  Ehe  begreift, 
so  dass  keine  eheliche  Verbindung  unter  Christen  für  gesetz- 
mässig  angesehen  werden  kann,  es  sei  denn  im  Ehesacramente, 
ausserhalb  dessen  Nichts  steht  als  der  blosse  Concubinat. 

Ein  bürgerliches  Gesetz,  welches,  den  Contract  von  dem 
Sacramente  der  katholischen  Ehe  trennend,  darauf  ausgeht, 
deren  Gültigkeit  zu  regeln,  widerspricht  der  Kirchenlehre;  es 
maasst  sich  unveräusserliche  Rechte  an,  und  setzt  der  That 
nach  den  Concubinat  mit  dem  Sacramente  der  Ehe  auf  die- 

1  ebendas.  Sil« 
s  Armonial852.  No.  151. 

8  Abgedruckt  u.  a,  bei  Laurent  Teglise  et  Fetat  IIL  partie  S.  523.  ff. 
(Bnixelles  1862.) 
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selbe  Stufe,  indem  es  den  einen  wie  das  andere  in  gleicher 
Weise  gutheisst. 

Auch  die  Senatsvorschläge  kann  der  Papst  nicht  billigen; 
sie  gehen  ihm  von  derselben  verwerflichen  und  so  eben  ver- 
worfenen Sacramentsanschauung  aus,  sie  gefährden  das  Becht 
der  Kirche*. 

Mag  doch  der  Kaiser,  ruft  er  aus,  sich  nehmen,  was  des 
Kaisers  ist,  und  der  Kirche  lassen,  was  der  Kirche  gebührt. 
Es  giebt  kein  anderes  Mittel  der  Vereinbarung.  Möge  die 
bürgerliche  Gewalt  die  civilen  Wirkungen  der  Ehe  regeln, 
aber  das  Urtheil  über  die  Gültigkeit  derselben  der  Kirche  zu- 
gestehen; diese  Entscheidung,  die  ausserhalb  seines  Bereiches 
ist,  nehme  der  Staat  als  Basis  und  treffe  die  ihm  gebühren- 
den Anordnungen. 

Endlich  verwirft  der  Papst  die  Beispiele  anderer  Länder, 
in  denen  die  Civilehe  Geltung  finde,  und  welche  der  König  zu 
seiner  Rechtfertigung  angeführt  hatte.  ^ 

„^  ceci  nou8  r^pondrons" ^  heisst  es,  ^yque  le  saint  sim 
n^est  jamais  demeuri  indiffirent  aux  faits,  que  Von  die,  et  quil 

^  „La  doctrine  de  T^glise  ne  serait  paa  sauve  et  les  droits  de  Teglüe 
ne  seraient  pas  sufßsamment  garantls  par  Tadoption ,  ä  la  suite  de  la  dis- 
cuBsioD  qui  doitavoir  lieu  auS^nat,  des  deuz  conditions  indiqu^sparles 
ministres  de  votre  Majeste,  savoir:  1<>.  que  la  loi  reconnaitra  comme  valides 
les  mariages  c^l^br^s  regulierexnent  devant  T^glise,  et  2^,  que  lorsquun 
mariage  ne  reconnatt  pas  la  validite  aura  dte  celöbre ,  celle  des  deux  partie« 
qui  voudrait  plus  tard  se  conformer  aux  pr^ceptes  de  T^glise  ne  sera  p&^ 
tenue,  de  persev^rer  dans  une  cohabitation  condamnee  par  la  religion. 

Quant  k  la  premi^re  condition,  oü  on  entend  par  mariages  validesle» 
mariages  regulierement  celebr^s  devant  TEglise,  et,  dans  ce  cas,  non  »eule- 
ment  la  distinction  de  la  loi  serait  superflue ,  mais  il  y  aurait  une  veritable 
Usurpation  sur  le  pouvoir  legitime,  si  la  loi  civUe  pr^tendait  connaitre  ei 
juger  des  cas  oü  le  sacrement  de  mariage  a  6t6  ou  n'a  pas  et^  cdl^bre  regu- 
lierement devant  Tl^glise ;  ou  bien  on  entend  par  mariages  valides  devant 
r^glise  les  seuls  mariages  contract^s  regulierement,  c'est-ä-dire  confonne- 
ment  aux  iois  eiviles,  et  dans  cette  b)'pothese,  on  est  encore  conduit  ä  la 
violation  d'un  droit  qui  est  exclusivement  de  la  competence  de  Tlilglise. 

Quant  k  la  deuxieme  condition,  enlaissant  k  Tune  des  deux  parties k 
liberte  de  ne  pas  pers^värer  dans  une  cohabitation  illicite,  attendu  la  nulliu- 
du  mariage  qui  n*aurait  M  c^lebre  ni  devant  T^glise  ni  conformäment  äses 
Iois,  on  n*en  laisserait  pas  moins  subsister  comme  legitime  devant  le  pouvoir 
ci\il  une  union  condamnee  par  la  religion. 

Au  rest^  les  deux  conditions  ne  d^truisent,  ni  ]*une  ni  Tautre  la  sup- 
Position  que  le  projet  de  loi  prend  pour  point  de  d^part  dans  toutes  ses  dl^- 
positions,  savoir:  que  dans  le  mariage  le  sacrement  est  s^parö  ducontntr 
et  par  cela  mdme  eUes  laissent  subsister  l'opposition  d^jlt  indiqu^e  entre  ce 
projet  de  loi  et  la  doctrine  de  l'dglise  sur  le  mariage".  — 
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a  tovjouTS  riclami  contre  ces  lots  depuü  le  moment,  oü  leur 
existence  Im  a  SU  connue". 


So  scheiterte  der  erste  Versuch  der  sardinischen  Regierung, 
die  Civilehe  einzuführen,  die  freilich  noch  lange  nachher  der 
Literatur  erwünschten  Stoff  zu  eifrigen  Erörterungen  gab'. 


Das  heutige  Königreich-Italien  besitzt  noch  kein  g©- r^fchftauen" 
meinsames  Gesetzbuch ^  aber  Entwürfe  dazu' sind  schon  mehr- 
fach ausgearbeitet  und*  den  Kammern  vorgelegt  worden,  und  civiige«ct«. 
alle  ordnen  die  Civilehe  in  der  einen  oder  der  anderen  Ge-     ^^^^' 
stalt  an. 

Der  erste  war  der  des  Ministers  Cassinis  i.  J.  1860.,    CMsini«. 
welchen   die  Commission  v,  24.  Dez,  1859.   und  25.  Febr. 
1860.  vorbereitet  hatte  •. 

Er  befolgte  in  fast  allen  Einzelheiten,  was  Aufgebote, 
elterliche  Eimvilligung,  Notorietätsact  u.  s.  w.  betraf,  das  Vor- 
bild des  Code  civil;  auch  stellte  er  in  Art.  164.*  die  Vorschrift 

1  Gegen  die  Civilehe  erschien:  Emiliano  Avogardo  Conte  della 
M Ott a  Teorica  dell'  istituzione  del  matrimonio  (Torino  1853.)<  2, 127 :  nennt 
er  die  Negation  des  EhsBacramentes  ,,Tin  terribile  trionfo  del  Satano*^; 
2,  175.  ff.  fuhrt  er  zahlreiche  Schriften  gegen  die  Civilehe  des  Code  auf; 
ebenso  die  oben  angeführten  Werke  von  Perrone  de  matrimonio  und 
Sauzet  r^flexions  sur  le  mariage  civil. 

s  Zu  bemerken  ist,  dass  das  Gesetz  y.*27.  October  1860.  für  die 
Lombardei  die  kaiserlichen  Patente  v.  5.  November  1855.  und  8.  October 
1856.  wieder  aufhebt  und  damit  auch  die  weltliche  Ehegerichtsbarkeit 
wiederherstellt.  Kaccolta  uffic.  delle  leggi  e  dei  decreti  del 
Regno  d*ltalia  no.  4381.  S.  2089. 

*  Progetto  di  revisione  del  codice  civile  Albertino  pro- 
posto  dalla  Commissione  nominata  con  decreti  del  Ministerio 
di  Grazia  e  Giustizia  del  24.  dicembre  1859.  e  25.  febbrajo  1860. 

4  Das  4te  Capitel  lautet: 

„Art.  164.  II  matrimonio  debb'essere  celebrato  nella  casa  del  Comune 
e  pubbiicamente  innanzi  all'  Ufißziale  dello  stato  civile  del  Comune  del  do- 
micilio  o  della  residenza  di  uno  degli  sposi. 

L*Uffiziale  dello  stato  civile  non  poträ  ricusarsi  alla  celebrazione  del 
matrimonio ,  se  non  per  causa  ammessa  dalla  legge ;  e  dovr&  rilasciare  certi- 
ficato  del  suo  rifiuto  alla  parte  che  lo  richieda,  indicandone  la  causa. 

Art  165.  Essendovi  necessitä  o  convenienza  di  celebrar  il  matrimonio    . 
in  altro  Comune,  TUffiziale  dello  stato  civile  ne  richiederä  TUffiziale  del 
luogo  in  cui  si  voglia  celebrare  il  matrimonio. 

La  richiesta  non  puo  essere  fatta  che  dopo  spirali  i  tre  giomi  dalPultima 
pubblicazione. 

Neir  atto  di  celebrazione  sarä  fatta  menzione  della  richiesta. 

Nel  giomo  successivo  alla  celebrazione  del  matrimonio,  FUffizialecho 
lo  ha  celebrato  manderii  copia  autentica  deir  atto  all*Uffizio  da  cui  venne 
fatta  la  richiesta. 
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aufy  dass  die  Ehe  von  dem  Civilstandsbeamten  im  Gemeinde- 
hauBe  zu  schliessen  sei,  aber  im  Art.  163.^  ^nirde  doch  der. 
Brautleuten  gestattet ,  die  kirchliche  Eheschliessung  der  bür- 
gerlichen Yornngehen  zu  lassen,  wenngleich  erst  die  letztere 
der  Verbindung  die  bürgerliche  Wirksamkeit  gewähren  sollte, 
dwo^richte-  ^^^  Regierung  legte  den  Entwurf  den  verschiedenen  Ap- 
höfe.  pellhöfen  vor,  und  forderte  sie  auf,  ihr  Urtheil  abzugeben 
Dies  fiel  denn  freilich  verschieden  genug  aus. 

Der  Appellhof  von  Lucca  erklärte  sich  fiir  obligato- 
rische kirchliche  Eheschliessung  ^  während  der  Greneralpio- 
curator  an  demselben  Gerichte  das  Vorbild  des  neapolitani- 
schen Gesetzbuches  empfahl^. 

Gegen  die  Civilehe  sprachen  sich  ferner  aus  der  Cassa- 
tionshof  von  Toscana*,  der  Appellhof  von  Florenz^  und 
der  Kevisionshof  von  Parma^  während  der  Appellhof  der 

Art.  166.  Nel  giomo  indicato  dalle  parti,  TUffiziale  dello  statocivile. 
aUa  presenza  di  due  teatimoiii,  siano  o  no  parenti,  riceyerä  da  ciascuDa  dellt 
parti,  Tuna  dopo  Taltra,  la  dichiarazione  che  esse  si  vogiiono  rispettiTs- 
mente  prendere  per  marito  e  moglie,  e  ciö  seguito  pronuncierä,  in  nome 
della  legge,  che  sono  unite  in  matrimonio. 

Pronunciata  Funione ,  esorterä  gli  sposi  a  far  consacrare  11  matrimonio 
dal  rito  della  religioDe  che  professano. 

L*atto  del  matrimonio  sarä  diateso  immediatamente  dopo  la  celebrs- 
zione. 

Art.  167.  La  dichiarazione  degll  sposi  di  prendersi  rispettivamcnte  in 
marito  e  moglie  non  pu6  essere  aottoposta  a  termine  ne  a  condizione:  s^l^ 
parti  aggiungessero  un  termine  o  una  condizione  e  vi  persistessero,  i  ^^' 
fiziale  dello  stato  civile  non  poträ  prooedere  alla  celebrazione  del  matri- 
monio T 

Art.  168.  Se  uno  degli  sposi,  per  causa  d*infermitä  giustificata  ali'ui^*^ 
dello  atato  civile,  non  pu6  recarsi  nella  casa  comunaie,  FUf&ziale  si  tras* 
ferisce  col  Segretario  nel  luogo  in  cui  dimora  Tinfermo,  e  vi  celebra  il  matn- 
monio  giusta  la  disposizione  delP  art.  166. 

Art.  169.  Nel  caso  che  FUjf&ziale  dello  stato  civile  ricusi  di  procedcre 
alla  celebrazione  del  matrimonio  perche  dalle  fatte  dichiarazioni  non  gb 
riiulti  sufficientemente  il  libero  consenso  di  alcuno  degli  sposi,  do^Ta 
rilasciame  certificato. 

Se  le  parti  credono  ingiusto  il  rlfiuto,  prowederä  il  Tribunale  del  Cir* 
condario  sentito  il  Fubblico  Ministero «  dichiarando  se  sia  o  no  luogo  all& 
celebrazione  del  matrimonio*'. 

1  „Se  gli  sposi  volessero  farprecedere  il  ritoreligioso,  dovrannopre- 
aentare  ai  Ministro  del  culto  un  certificato  delF  Uffiziale  dello  stato  vink 
che  faccia  fede  easersi  eseguite  le  pubblicazioni,  ne  nuUa  oatare  alla  celebra- 
zione del  matrimonio  ^. 

2  Die  Gutachten  sind  veröffentlicht  in  La  Legge  1861.  no.  24. 
9  ebendas.no. 84« 

^  ebenda8.no.  18. 
^  ebendas.  no.  150. 
^  ebendas. no.  111. 
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Migliottl. 


Lombardei  die  Beseitigung  der  facultativen  Civilehe  zu 
Gunsten  der  obligatorischen  befürwortete*. 

Zur  Berathunir  der  Kammern  wurde  der  Entwurf  nicht  nw  Entwurf 

1        !•   1         /^  wird  aUOetctx 

srestellt,  wohl  aber  von  dem  damabfiren  ausserordentlichen  Com»  i»  umbrien 

^  ,  ,  ,     eingeführt. 

missar  für  die  umbrischen  Provinzen,  Marchese  Pepoli, 
durch  Decret  vom  31.  October  1860.  dort  als  geltendes  Becht 
publicirt 

Inzwischen  blieb  die  Civilehe  fort  und  fort  Gegenstand 
eifrigster  Discussion  und  heftigsten  literarischen  Streites^. 
Selbst  die  philosophische  Klasse  des  Congresses  von  Siena 
berieth  darüber^. 

Der  zweite  Gresetzentwurf  war  vom  Ministerium  Mi- 
glietti  i.  J.  1862.  ausgearbeitet  worden^  Er  adoptirte  das 
System  der  obligatorischen  Civilehe ,  aber  er  sprach  sich  mit 
keinem  Worte  über  das  Verhältniss  dieser  zur  kirchlichen  Ehe 
aus;  er  ignorirte  die  letztere  ganz,  so  dass  also  die  kirchliche 
Trauung  nach  Belieben  der  Brautleute  der  civüen  vorangehen 
oder  folgen  konnte,  wenngleich  erst  die  letztere  der  Ver- 
bindung bürgerliche  Gültigkeit  zu  verleihen  im  Stande  war. 
Auch  dies  Project  gelangte  nicht  zur  Berathung  der  Kam- 
mern. 

Der  letzte  Gesetzentwurf  aus  d.  J.  1863.  endlich  wurde 
vom  Minister  Pisanelli  dem  Senate  vorgelegt*.  Er  schloss 
sich  im  Principe  vollständig  an  den  Code  Napol^on^  und  den 
vorjährigen  Entwurf  an,  und  wurde  auch  durch  die  Senatsvor- 


Pisflnelli. 


^  ebenda8.no.  120. 

>  Vgl.  Giuseppe  Buniva  Studü  sul  libro  1.  del  progetto  dl  Codice 
clvile  presentato  dal  Ouardasigilli  al  Senate  ....  9.  Gennajo  1862.  vgl. 
I^egge  1862.no.  85. 

3  Sacchi  annali  universati  d.  statistica  (Milano  1862.)  315. 

^  Progetto  di  Codice  civile  del  regno  d'Italia,  presentato 
dal  ministerio  di  Grazia  e  Oiustizia  nella  tornata  del  9.  Gen- 
najo 1862.  iniziato  in  Senato  no.  117.  Kritisirt  wurde  dasselbe  durch 
Nicolosi  8ul  progetto  di  codice  civile  italiano  (Catania  1862.)  und  Buniva 
(Anmkg.  2.). 

^  Progetto  del  primo  libro  del  codice  civile  del  regno 
d'Italia  presentato  al  Senato  dal  Ministro  Guardasigilli 
nella  tornata  del  15.  Luglio  1863.  (Torino  s.  a.) 

^  Die  Unterschiede  vom  Code  ciTÜ  bestanden  darin,  dass  die  Noth- 
wendigkeit  der  elterlichen  Einwilligung  für  Söhne  bis  zum  25.,  für  Töchter 
bis  zum  21.  Jahre  beschränkt  wurde,  für  Aeltere  dagegen  die  actes  re- 
spectueux  fortfallen  sollten.  Minderjährige  Töchter  können  aber  wegen 
ungerecht  versagter  elterlicher  Genehmigung  die  Hülfe  des  Richters  (AppeU 
lationsgericht)  nachsuchen:  Dispensertheilung  von  den  Aufgeboten  steht 
dem  Könige  zu,  und  den  dazu  ernanuten  Behörden. 
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schlage^»  was  die  vorliegende  Frage  betrifft ,  nur  unwesentfich 
modificirt. 

Aber  an  ihn  hat  sich  eine  eingehende  Discuasion  beider 
Kammern  geknüpft,  und  er  ist  bestimmt,  die  Grundlage  des 
künftigen  italienischen  Gesetzbuches  zu  bilden. 
vaccÄ.  Am   24.  November  1864,  überreichte  der  Justizminister 

Vacca  der  Deputirtenkammer  einen  Gesetzentwurf*,  dessen 
erster  Artikel  die  Regierung  zur  Publication  des  allgememen 
Gesetzbuches  für  Italien  —  in  Bezug  auf  das  Civilrecht  de5 
Projectes  von  Pisanelli  —  ermächtigen  sollte. 

„Come  il  sentimento  delF  unitä  nazionale",  hiess  es  indeo 
Motiven',  „^  omai  inseparahile  da  quelh  della  nostra  esistenza 
poUticay  C081  la  necessitä  della  unißcazione  legislativa  i  universal' 
mente  considerata  quäle  elemento  indispensabile  a  fortemenli 
eementare  runitä  italiana". 

Die  Convention  vom  15.  September  1864.,  die  Verlegung 
der  Hauptstadt  in  den  Mittelpunkt  Italiens  schien  eine  B^ 
schleunigung  der  lange  gehegten  Pläne  ^^ninschenswerth  zu 
machen  und  zeitigte  die  gesetzgeberische  Arbeit 

Natürlich  konnte  keine  Rede  davon  sein,  dass  die  Plenar- 
versammlungen    in    eingehenden    Discussionen   jeden   Para- 
graphen der  Gesetzbücher  durchberathen,  prüfen  und  genehmi- 
gen sollten.  —  Sind  doch  grosse  parlamentarische  Versamm- 
lungen zu  Gesetzesr  edac  tionen  jedesmal  unfähig! —  Vielmehr 
musste  es  sich  allein  um  eine  Feststellung  der  grossen  Frina- 
pien  handeln,  auf  denen  die  Anordnungen  der  Gesetzbücher 
beruhten,  um  danach  mit  Hülfe  einer  Commission  zurFormu- 
,         lirung  der  einzelnen  Artikel  zu  schreiten. 
^bÄ'der''"        ^^  war  der  Weg,  den  die  Regierung  einzuschlagen  cm- 
u.  Kummer,  pf^jj  1^^  j^j  ^uch  in  dem  Commissionsberichte  der  zweiten 
Kammer  als  der  richtige  bezeichnet  wurde*. 

Es  liegt  ausserhalb  des  Bereiches  unserer  Darstellung? 
auf  die  Debatten  näher  einzugehen,  in  denen  die  Frage 
über  die  Nothwendigkeit  und  die  Vorzüge  einer  einheitlichen 
Codification  geflau  erörtert  wurden,  und  die  den  deutschen 
Leser  in  die  Zeiten  zurückversetzen,  wo  der  warmblütige  Pa- 

1  No.  45i>i*    Sessione    Parlamentäre  del    18S3.   Senato  del 
Regno. 

>  Seaflione  186S— 1864.  Camera  dei  Deputat!  No.  276.  S.  17.  f- 

8  ebendas.  8.2. 

*  Processi  verbau  della  Camera  dei  Deputat!  1865.  S.  4^'^- 
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triotismus  Thibaut^s  tnit  den  staatsmännischen  Erwägungen 
Savigny'e  im  Kampfe  lag,  auch  die  ataatsrechtlichen  Er» 
örterungen  werden  wir  übergehen  müssen ,  ob  nach  den  Vor- 
schriften der  italienischen  Constitution  eine  Berathung,  wie  die 
Regierung  sie  über  das  Gesetz  wünschte,  überhaupt  möglich 
war:  die  Kammer  genehmigte  die  vorgeschlagene  Art  der  Dis- 
cussion  und  wandte  dabei  der  Frage  der  Civilehe  eine  über- 
wiegende Aufmerksamkeit  zu.  — 

Aber  auch  die  Debatten  über  diese  Frage  waren  kaum  Debatten. 
mehr  als  ein  Spiegelbild  der  Bewegungen  des  Jahres  1852. 
Alle  Waffen y  mit  denen  damals  gekämpft  wurde,  und  die  in 
den  literarischen  Fehden  der  Folgezeit  abgenutzt  genug  waren» 
wurden  wieder  aus  der  Rüstkammer  geholt  und  der  alte  Streit 
mit  nicht  einmal  immer  neuen  Worten  gefuhrt. 

Wieder  ertönten  die  bitteren  Klagen  der  kirchlich  Ge- 
sinnten. „Imperia  sine  justitia,  latroeinia  moffna"  riefen  sie 
aus,  was  mit  anderen  Worten  die  Staaten  ohne  kirchliche  Ehe- 
schliessung bedeuten  sollte.  Wieder  beschwerten  sie  sich  über 
das  „tjramxische'*  Gesetz,  welches  die  Gewissensfreiheit  un- 
terdrücke und  Kirche  und  Staat  vernichte^. 

Die  alten  historischen  Deductionen,  welche  der  Civilehe  den 
revolutionären  Ursprung  vorwarfen,  tauchten  ebenfalls  wieder 
auf,  und  selbst  Cantü,  der  gewiegte  Geschichtsschreiber  Ita- 
liens, war  nicht  unbefangen  genug,  der  geschichtlichen  Wahrheit 
den  Forderungen  der  Kirche  gegenüber  die  Ehre  zu  geben*. 

Auch  an  Verbesserungsvorschlägen  war  kein  Mangel.  Amendement» 
„Jeder  hat  volle  Freiheit,  die  Ehe  nach  seinen  Religions- 
grundsätzen zu  schliessen",  empfahl  D'ondes-Reggio^ 
und  die  Gültigkeit  der  Ehe  ist  danach  zu  beurtheilen.  Art.  2. 
Die  Parteien  erklären  dem  Staate,  nach  welcher  Religion  sie 
ihre  Verbindung  eingegangen  sind,  und  erwerben  mit  dieser 
Erklärung  die  bürgerlichen  Rechte  der  Ehegatten  *^ 

Wird  die  Ehe  kirchlich  errichtet,  so  haben  die  Parteien 
dem  Staate  daVon  Anzeige  zu  machen,  widrigenfalls  sie  nicht 
bürgerlich  für  Ehegatten  gehalten  werden. 

Art.  3.  Jeder  hat  volle  Freiheit,  eine  nicht  kirchliche  Ehe 
zu  schliessen,  und  hat  dann  allein  den  Gesetzen  des  Staates 
nachzukommen,  nach  welchen  die  Gültigkeit  der  Verbindung 
beurtheUt  wird". 

1  Vgl.  ebendas.S.4651.ff. 

^  ebenda».  S.  4664.  —  ^  ebendas.  S.  4652. 
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Cantü^  empfahl  das  Muster  des  neapolitanischen  Ge- 
setzes merkwürdig  genug  zix  derselben  Zeit,  wo  die  KanuDer 
noch  so  eben  Maassregeln  berathen  hatte,  um  die  immer  auft 
Neue  auftauchenden  Unzuträglichkeiten  jenes  systemloea 
Jßechtes  zu  beseitigen^.  — 

Die  Vertheidiger  der  Civilehe  andererseits  fochten  nide 
mehr  so  mit  den  früheren  theologischen  Argumenten  der  Tren- 
nung des  Contractes  vom  Sacramente  der  Ehe,  wenngldcli 
auch  diese  noch  genugsam  vorgebracht  wurden,  wie  vielmek 
mit  der  Trennimg  von  Staat  und  Kirche. 

Freie  Kirche  im  freien  Staate,  Fortfallen  jedes  Geiste»- 
Zwanges,  das  seien  die  Forderungen  der  neueren  Zeit;  Dire 
Consequenz:  die  Civilehe.  ^nd  gerade  darin  fanden  sieA 
Vorzüge  des  neuen  Gesetzes  dem  französischen  Rechte  gegen- 
über, dass  über  die  Priorität  der  bürgerlichen  Eheschliessuni 
keine  Vorschriften  getroffen  seien',  sondern  das  freie  Belieben 
der  Brautleute  entscheiden  könne. 

Nachdem  die  erregten  Debatten  vom  9.  bis  22.  Februar 
gedauert  hatten,  wurde  der  Gesetzentwurf  mit  149  gegen  "i 
Stimmen  genehmigt». 
Senat.  Im  Senate  waren  die  Verhandlungen  noch  eingehender: 

namentlich  was  die  Frage  der  Civilehe  betraf. 

Dort  war  ja  schon  i.  J.  1852.  das  Project  der  Regierung 
gefallen;  es  gab  nicht  wenig  Mitglieder,  welche  dem  neues 
Entwürfe  dasselbe  Schicksal  zu  bereiten  versuchten. 

Namentlich  warf  Sclopis  seine  Autorität  gegen  dieCiTÜ- 
ehe  in  die  Wagschale  und  suchte  dieselbe  noch  durch  die  An- 
führung eines  von  Savigny*  an  ihn  gerichteten  Briefes  zu 
verstärken:  die  Senatoren  Mameli,  Siotto-Pintor,  Glii- 
glimi,  Chigi,  Di  Castagnetta  u.  A.  folgten.  Den  E^ 
gierungsentwurf  vertheidigten  Amari,   Pinelli,  Cadorn«- 

1  ebendas.  S.4664. 

*  VgLProcessi  verbau  del  Senato  1865.  S.  1888. 

3  Processi  verbau  della  Camera  dei  Deputat!  1865.  S.4784. 

4  Processi  verbali  del  Senato  1865.  S.  1448:  „ryaiyose'',  sagt 
Savigny  (nämlich  in  seinen  Schriften),  „en  principe  que  ie  mariagea«^^ 
caract^re  compos^  dVl^ment«  differents,  dont  le  premier  etgouyemBut^^ 
TäUment  moral  et  religieux ,  tandis  que  i'^l^ment juridiqae  ne  rempüt  q\^^ 
role  subordonnö  et  secondaire.  En  admettant  le  mariage  civil)  Telement 
juridique  se  trouve  seul  reconnu  et  reprösente,  et  Tälement  morai  ctreli; 
gieux  est  ignor6,  neglig^  et  abandonne  ä  la  discretion  des  individus^  ceqiu 
doitnecessairement  dönaturer  le  mariage". 
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De  6ori  u.  A.  — :  die  Argumente  beider  Parteien  brachten 
Kaum  irgend  einen  neuen  Gredanken  zu  Tage.  Der  Höhe- 
punkt der  Opposition  wurde  vielleicht  von  Cfaigi  erreicht,  der 
sich  auf  das  Zeugniss  des  Berliner  Kirchentages  (1862.)  stützte 
und  seine  Theorieen  in  den  Sätzen  formulirte,  welche  die 
Civilehe  für  alle  socialen  Schäden  der  neuen  Zeit  verantwort- 
lich machten. 

Aber  auch  im  Senate  erlangte  die  Regierung  die  Ma- 
jorität^. Nach  fiinfzehntägiger  heftigster  Debatte  wurde  das  Ge-Ge8.v.2.Aprii 
setz  am  29.  März  angenommen  und  schon  am  2.  April  publicirt.      ^^^' 

Danach  ist  die  Regierung  ermächtigt,  den  unter  Pisa- 
nelli  ausgearbeiteten  Codice  civile  zu  publiciren  mit  den  für 
nöthig  befundenen  Aenderungen.  Zu  diesem  Zwecke  ist  unter 
dem  Vorsitze  des  Justizministers  eine  aus  47  Personen  zu* 
sammengesetzte  Commission  ernannt  worden,  welche  bis  zum 
1.  Januar  1866. ,  an  welchem  Tage  das  neue  Gesetzbuch  in 
Ejraft  treten  soll,  die  Bedaction  zu  vollenden  hat. 

Von  diesem  Zeitpunkte  an  wird  also  auch  die  obligato-   civuehe. 
rische  Civilehe  in  ganz  Italien  Platz  greifen. 

IX.  Die  Schweiz*. 

In  den  meisten  Schweizer  Kantonen^  gilt  das  Recht  der 
kirchlichen  Eheschliessung ,   ja  in  Bern   ist  diese  geradezu 

^  70  gegen  34  Stimmen,  ebendaa.  S.  1515. 

*  Die  Mittheilung  der  meisten  Materialien  verdanke  ich  der  Güte 
meines  geehrten  Freundes  Hm.  Prof.  Dr.  RivierinBern. 

^  Appenzell  Atisserrhoden.  Ehesatzungen  v.  28.  October  1860. 
Art.  11:  Aufgebote;  Art.  14:  „Ueber  die  Trauung  (Eheeinsegnung),  die 
Ausfertigung  Ton  Ehescheinen  u.  dgl.  bestimmt  der  Grosse  Rath  da» 
Nfthere^^  —  Eine  solche  Bestimmung  ist  jedoch  noch  nicht  erfolgt.  VgL 
Barger  die  eidgenöss.  u.  kantonal.  Konkordate  etc.  (Bern  u.  Solothum 
1862.)  82. 

Appenzell  Innerrhoden.  Hier  gilt  das  bürgerlich  nicht  codificirte 
kanonische  Recht.   Burger  a.  a.  0. 58. 

Basel-Landschaft.  Verordn.  v.  12.  April  1860.  §.  1—8:  Aufgebote^ 
§.19:  „Jede  Trauung  muss  öffentlich,  nach  vorhergegangenem  Kirchenge- 
lftute und  in  Anwesenheit  mindestens  zweier  Zeugen  stattfinden . .  .^ 

Basel-Stadttheil.  Ehegerichtsordn.  y.  10.  Mai  1887.  §.  8S:  „Ver-* 
kündigung";  §.  40:  „Die  Trauung  selbst  soll  in  der  Kirche  durch  beid- 
seitige feierliche  Einwilligung  und  pfarramtliche  Einsegnung  in  Gegenwart 
wenigstens  zweier  gültiger  Zeugen  vollzogen  werden  '*. 

Frei  bürg.  Im  katholischen  Theile  gilt  das  kanonische  Recht,  vgl. 
Burger  a.  a.  O.  105;  im  protestantischen  das  Ehegesetz  v.  17.  Mai  1889. 
Art.  21.  ff.:  Verkündung;  Art.  31:  „Die  Ehe  wird  durch  die  Einsegnung 
abgeschlossen*'.  Art.  82 :  „Die  Einsegnung  soll  stattfinden  Öffentlich  in  der 
Kirche  in  Gegenwart  zweier  Zeugen  *S 
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durch  das  Decret  t.  15.  Mai  1816.  för  die  dem  fi:«iizÖ8i- 
schen  Kaiaerreiche  früher  zugehörigeo  Landeatheile  an  die 
Stelle  der  Civilehe  getreten  ^ 

Nur  in  zwei  Ejmtonen  —  ausser  dem  schon  oben  ange- 
führten Genf  —  existirt  obligatorische  Civilehe,  während  in 
Waadt,  Thurgan,  Zürich  und  auch  wohl  Schaffhauseo 
gemischte  Systeme  Platz  gegriffen  haben. 

1.  Die  obligatorische  Ciyilehe. 
a.  Neaenbnrg. 

o«mut.so.  Schon  i.  J.  1848.  hatte  man  in  Neuenburg  die  Civilehi 
erstrebt':  sie  wurde  eingeführt  durch  das  Gesetz  v.  30.  De- 
zember 1851^. 

Qlarus.  Landsbuch  ThL  III.  S.  247.  £  §.  8S:  r^ine  gültige Ebebsr 
nur  durch  die  feierliche  Einsegnung  eines  Pfarrers,  oder  eines  anderen  ordi- 
nirten  Geistlichen  vollzogen  werden *^   Aufgebote:  ebendas. 

OraubOndten.  Civilgesetsb.T.M&rsl862.  §.  27:  Verkündang;  p> 
,,Die  Ehe  wird  durch  den  von  einem  refonnirten  oder  katholiscben  Gebt- 
liehen  su  vollziehenden  Trauungsact  geschlossen.  Wesentlich  dabei  b' 
dass  die  Trauung  öffentlich  in  der  Kirche  geschehe;  dass  ferner  die  beide: 
Verlobten  anwesend  seien*  und  ihren  Willen ,  mit  einander  eine  Ehe  elnzi- 
gehen,  auf  unzweideutige  Weise  und  bei  gesunden  Sinnen  kund  geben". 

Luzern.   Ges.  v.  11.  März  1835.  §.9. 

StGallen.  Im  katholischen  Theile  gilt  das  kanonische  Recht  Vr. 
Burger  a.a.  0. 181 ;  für  Protestanten  gelten  die  Ehesatiungen.  Aitl« 
f,Die  Eheeinsegnungen  geschehen  nach  den  jeweiligen  gesetzlichen  Vor- 
schriften des  Staats  und  den  sanctionirten  Verordnungen  der  eyangelische: 
Kirche".   Verordn.  ▼.  18.  Homung  1858.  Art.  7. 

Schaffhausen.  EherecfatY.14.Mai  1858.§.29:  „Die  Ehe  wird  dort: 
die  kirchliche  Trauung  vollzogenes  —  Der  „Entwurf  eines  privatrechtlicbcL 
Gesetzes  ftlr  den  Kanton  Sch/^  ist  fast  wörtlich  dem  Züricher  Gesetr 
gleich. 

Schwyz.    Qes.  v.  14.  Dezember  1818. 

Solothurn.  Civilgesetzb.  v.  23.  November  1841.  §.  114:  „DieEb' 
vrird  durch  die  Trauung  geschlossen.  Diese  soll  öffentlich  in  der  Ffairkircbr 
des  Bräutigams  oder  der  Braut  durch  den  Pfarrer  in  Gegenwart  von  wenig- 
stens zwei  Zeugen ,  und  frühestens  am  Tage  nach  der  letzten  Auskündigun^' 
geschehenes 

UnterwaldenniddemWald.  Bürgerl.  Gesetzb.  v.  23.  Weinmoo^' 
1852.  §.  1. 

Unterwaiden  ob  dem  Wald.  Bischöfl.  Verordn.  v.  25.  April  1811 
Vgl.  Burger  a.  a.  0. 269. 

Uri.   Eheges.  V.  29.  October  1856.  §.  4. 

Wallis.   Civilgesetzb.  v.  J.  1854.    Vgl  Burger  a.  a.  0. 293. 

Zug.   Privatrechtl. GeseUb. v. J.  1861. B. U. Abschn.  1. Cap.  1. §•  21- 

1  Vgl.  Leuen  berger  Essai  sur  Total  de  la  l^gislation  dans  le  Juri 
Bemois,  traduit  par  L.  Juillerat  (Beme  1861.)  1.  partie  p.  124. 

s  Siehe  S.  610. 

3  Vgl.  Schnell  in  d.  Ztschr.  f.  schweis.  R.  (Basel  1857.) 6, 61. 

4  Loi  concernant  le  mariage  bei  Burger  a.  a.  0. 162. 
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Danach  müssen  der  Eheschliessung  drei  sonntägliche  Auf- 
gebote vorangehen^.  Diese  werden  an  den  Wohnorten  beider 
Brautleute,  und  wenn  sie  an  ihrem  jetzigen  Domicil  sich  noch 
nicht  sechs  Monate  aufhalten,  auch  an  dem  früheren  verkündet^. 

Die  Ehe  muss  dann  spätestens  in  Jahresfrist  vom  Tage 
der  letzten  Proclamation  an  geschlossen  oder  die  Aufgebote 
wiederholt  werden'.  Die  Trauung  erfolgt  öffentlich  durch 
den  Civilstandsbeamten  des  Wohnortes  Eines  der  Brautleute 
in  Gegenwart  zweier  Zeugen  in  dem  dazu  bestimmten  Ge- 
meindehauses 

Den  Vorschriflen  des  Code  civil  entsprechend,  der  über- 
haupt bei  der  Redaction  des  Gesetzes  als  Muster  gedient  hat 
und  nur  in  wenigen  Punkten  abgeändert  wurdet  werden  dabei 
die  Verkündigungsscheine,  die  Einwilligungscertificate»  kurz, 
alle  officiellen  Actenstücke,  so  wie  das  Gesetzescapitel  „über 
die  Rechte  und  Pflichten  der  Ehegatten'*  verlesen,  der  Consens 
ausgetauscht,  die  Ehe  proclamirt  und  die  Registrirung  vorge- 
nommen, die  von  den  Parteien,  den  Zeugen  und  dem  Beamten 
unterschrieben  .wirdS 

Jede  Heirath,  die  nicht  öffentlich  vor  dem  Civilstands- 
beamten abgeschlossen  wird,  ist  nichtig,  und  die  kirchliche 
Trauung  vor  der  bürgerlichen  verboten^. 

Die^Bestimmungen  über  die  Registerfiihrung  waren  dürftig,   Besäter. 
und  trugen  kaum  für  das  Nothwendigste  Sorget 

Ein  gleichzeitiges  Decret  des  grossen  Rathes  regelte  zwar 
das  Gebührenwesen,  aber  eingehendere  Anordnungen  erfolgten 
erst  wenige  Tage   vor   dem  Inkrafttreten   des  Gesetzes   amOM«t«7-w. 
28.  Januar  1852.^  verbunden  mit  emer  genauen  Instruction   , 
für  die  Civilstandsbeamten. 

^  Ausserhalb  des  Kantons  gemäss  der  dort  geltenden  Landesgesetze. 
Circularschr.v.  16.  Hörn.  1S&2. 

*  Art.  16. 

8  Art  17. 

*  A  rt.  20. 

^  So  drei  Aufgebote,  Gestattung  der  Ehe  in  extremis  in  einem  Privat- 
hause eto.   Siehe  auch  Stalin  a.  a.  0. 380. 

6  Art  21.  f. 

7  Art.  22.  f. 

^  Ein  Civilstandsbeamter  wird  nach  Art.  44.  für  jeden  Ffarrbezirk  er-  « 

nannt;  ebenso  ein  Substitut. 

9  Arretä  du  Conseii  d*^tat  de  N.  concernant  les  actes  de 
Fe  tat  civil.  Feuill.  off.  no.  6.  lieber  die  Bestimmung  der  früheren 
Kirchenregister  verfugt  Arrdte  concernant  les  rögistros  de  ma- 
riage  v.  14.  Febr.  1852.   FeuilL  off.  no.  8. 
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Dadurch  wurde  ihnen  verboten,  die  Begister  jemals  aus 
den  Händen  zu  geben,  Correcturen  ohne  obrigk^tliche  Ge- 
nehmigung vorzunehmen,  oder  die  Trauung  zu  celebriren, 
bevor  alle  gesetzlichen  Erfordernisse  erfiillt  seien. 

Alle  sechs  Monate  soll  durch  Notare^  eine  Abschrift  de< 
Begisters  angefertigt,  von  dem  Civilstandsbeamten  mit  dem 
Originale  verglichen,  beglaubigt,  und  endlich  an  einem  sicberen 
Orte,  auf  Anweisung  des  Präfecten,  niedergelegt  werden.  - 
y.^fim.  ^^  wesentliche  Inhalt  dieser  Gesetze  wurde  in  den  Code 

civil  des  Kantons  aufgenommen,  der,  am  27.  Januar  1855. 
publicirt,  vom  30.  April  desselben  Jahres  an  Geltung  erhielt, 
und  dessen  vom  französischen  Code  civil  nicht  viel  abwei- 
chende Bestimmungen  (Art.  102.  ff.)  dann  noch  durch  mehrere 
Decrete  von  untergeordneter  Bedeutung  ergänzt  worden  sind*. 

b.  TesBin. 

Im  J.  1837.  wurde  im  Kantone  Tessin  ein  bürgerliches 
Gesetzbuch  publicirt,  dessen  Art.  60.^^  den  katholischen  Be- 
strebungen und  Anschauungen  der  Begierung  gemäss^  die 
kirchliche  Eheschliessungsform  in  tridentinischer  Form  an- 
ordnete. 

Der  Vorgang  der  sardinischen  Legislation  blieb  aber 
auch  auf  die  benachbarte  ticinesische  nicht  ohne  Einfluss. 

Am  24.  Mai  1856.   wurden  die  staatskirchenrechtlichen 

Verhältnisse  im  Geiste  jenes  Vorbildes  geregelt,  nachdem  schon 

in  den  Jahren  1848.  und  1852.  das  Klosterwesen  eine  totale 

^uniMwJ' Umformung  empfangen  hattet  und  am  17.  Juni  1855.  er- 

1  Abgeändert  durch  ArrSt^  v.  10.  Febr.  1854.  art.  89.  und  v.  lo.Febi. 
1856.  Feuill.off.no.  8.  Danach  bedürfen  die Copieen  der CivilsUndsacten 

zwar  noch  der  notariellen  Legalisation,  können  aber  durch  Commuoal* 
beamte  gefertigt  werden. 

2  Das  Circulaire  du  däpartem.  de  justice  ▼.  7.  Mai  und?. 
August  1855.  (Recueil  des  lois  VII.  no.  235.  u.  282.)  empfiehlt  grossere 
Genauigkeit  bei  Verkündigung  der  Froclamationen  und  Prüfung  der  Hei- 
mathsscheine.  —  Das  Arret  du  juge  d' ordre  v.  28.  August  IS61.  (Rec. 
des  loifl  IX.  no.  84.)  verbietet  Eheyerkündigungen  blos  auf  Begehren 
einer  Partei  zu  unterbrechen.  Circul.  de  la  direct  de  justice  ^' 
4.  April  1862.  (Rec.  des  lois  IX.  no.  697.) 

3  , Jl  matrimonio  deve  celebrarsi  avanti  il  parocco  o  suo  delegato  alls 
presenza  di  due  testimonii  e  secondo  le  regole  e  solenniti  della  Chiesa  cat- 
tolica". 

*  Die  Verf.  U.V.  28.  Juli  1830.  bestimmte  im  Art.  1:  „Die  katholische 
römifloh-apostolische  Religion  ist  die  Staatsreligion  'S 

^  Vgl.  auch  meine  Mittheil,  aus  fremd.  Oesetzgeb.  in  Dove's  u.  mei- 
ner Ztschr.  f.  Kirchenr.  4, 408. 
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folgte  dann  auch  ein  Gesetz^  über  die  Civilehe ,  welches  sich 
YöÜig  an  den  Code  civil  anlehnte. 

,iJede  Ehe",  ßo  änderte  Artikel  6.  den  §•  60.  des  Civil- 
gesetzbuches  ab,  ,fmius  vor  dem  Gemeinderathe  des  Wohnortes 
eines  der  Brautleute  .  .  vollzogen  werden". 

Die  näheren  Bestimmungen  waren  wesentlich  dem  fran- 
zösischen Gesetzbache  entnommen. 

Zwei  Verkündigungen  in  achttägiger  Zwischenzeit ,  durch 
das  Amtsblatt  und  die  Gemeindekirche  zu  proclamiren,  Ehe- 
schliessung frühestens  drei  Tage  und  spätestens  sechs  Monate 
nach  dem  letzten  Aufgebote,  vor  dem  gesetzlich  versammelten 
Gemeinderathe y  in  Gegenwart  zweier  Zeugen,  zu  vollziehen, 
und  endlich  Begistrimng  durch  den  Civilstandsbeamten  vor- 
zunehmen. 

Den  Pfarrern  verbot  §.11.  bei  Strafe  der  Nullität  und 
von  500  Franken,  eine  kirchliche  Trauung  vor  der  bürger-Ge»etzv.27. 
liehen  zu  celebriren,  und  über  die  Civilstandsregister  traf  das 
Gesetz  v.  27.  Juni  1855.^  die  näheren  Anordnungen* 

Die  Register  sollen  danach  von  den  Municipalbeamten  in  Register, 
doppelten  Exemplaren  mit  aller  nöthigen  Vorsicht  und  Sorg- 
falt geführt,  die  geschlossenen  im  Gemeinderaths-  und  Nota- 
riatsarchive deponirt  werden.  Ausser  Landes  gefertigte  Civil- 
standsacten  von  Tessinern  haben  nur  Beweiskraft,  wenn  sie 
in  die  betreffenden  Gemeinderegister  eingetragen  sind.  — 

Das  Gesetz  erfuhr  den  herben  Tadel  der  Geistlichkeit,Jf\<'!"*"?**.,^' 

'Geistlicbkcit. 

die  sogar  von  den  Kanzeln  ihren  Unwillen  zu  äussern  wagte. 
Aber  die  Regierung  Hess  sich  dadurch  nicht  beirren;  sie 
schritt  gegen  Widerspänstige  mit  strengen  Maassregeln  ein* 
und  beachtete  auch  nicht  die  drohenden  Worte  des  päpst-^®*2ichen 
liehen  Nuntius,  der  sie  in  einem  an  die  Tagsatzung  ge-  ^»»«»^i"«- 
richteten  Schreiben  der  Verfassungsverletzung  bezüchtigte  und 
die  Zurücknahme  des  neuen  Gesetzes,  dem  er  Verletzung  der 
Sittlichkeit  vorwarf,  begehrte*. 

1  Legge  8ul  matrimonio  civile  Fogl.  off.  n.  26.  —  Schon  am 
3.  Dezember  1850.  war  ein  Gesetz  erlassen  worden ,  dass  bei  gemischten 
Ehen  das  Aufgebot  durch  die  geistliche  oder  weltliche  Behörde  geschehen, 
und  ebenso  die  Trauung  durch  dieselben  vorgenommen  werden  könne. 

^  Regolam per  gli  atti  deilo  stato  civile  (Fogl.  off. 

no.  29.). 

8  Vgl.  Fogl.  off.  V.  18.  Jan.  1856.  S.  90. 

^  Abgedruckt  aus  dem  Journal  historique  et  littäraire  T.  XVII. 
p.  570.  ff.  bei  Laurent  i'^glise  et  Tätat  lU«  partie  542. 

Friedberg,  Eheschlieisung.  A\ 
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jf^lin.  Vielmehr  erf<dgte  am  9.  Januar  1861.^  noch  anwateres 
Decret,  welches  den  Geistlichen  bei  Strafe  verbot,  die  kirch- 
lichen Aufgebote  vor  den  Verkündigungen  im  Amtsblatte  Tor- 
zunehmen. 

2.  Die  gemischten  Systeme. 

a.  Waadt. 

oewtebucb*  ^^  bürgerliche  Gesetzbuch  des  Kantons  TVaadt*  kannte 
die  Civilehe  noch  nicht,  vielmehr  waren  drei  kirchliche  Auf- 
gebote, von  deren  zwei  die  Begierung  dispensiren  konnte, 
kirchliche  Trauung  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen,  und  end- 
lich auch  kirchliche  Begisterfuhnmg  vorgeschrieben'. 

Aber  schon  i.  J.  1835.  waren  ergänzende  Bestimmungen 
zu  Gunsten  der  Dissidenten  nothwendig,  von  denen  eine  rer- 
haltnissmässig  nicht  unbedeutende  Zahl  im  Kantone  Ange- 
sessen war*. 

Es   wurde   das  Princip   der  facultativen  Civilehe  ange- 
nommen. 
*Dc?.*i8i».^*  ,yl>iqenigen  Brautleute'',  sagte  Art.  1.  des  Gesetzes  v. 

12.  Dezember  1835.^  „welcJie  sich  niciu  in  der  Kirche  ..- 
woUen  kopuliren  lassen,  können  sich  an  den  Friedensrichter  da- 
jenigen  Kreises  („cercW)  wenden,  wo  Eines  von  ilinen  ansäsiio 
ist''. 

Die  Aufgebote  bleiben  aber  kirchlich,  und  ebenso  wird 
bestimmt,  dass  eine  Copie  von  der  Eegistrirung  des  Civilstands- 
beamten  durch  den  Pfarrer  in  das  Kirchenbuch  einzutragen  sei^- 

b.  Zürich. 

o^*'nüf*!i^''«  Das  Eherecht  des  Kantons  Zürich  v.  28. Dezember  1853. 

hat  wesentlich  die  Grundsätze  der  Waadtländischen  Gc- 

1  Decreto  ...  sulla  questione  quando  si  possono  eseguire 
le  pubblicazioni  matrimoniali  ecclesiaRtiche  (Fogl.  off*  d.  &• 

c.  89.). 

>  Code  civil  du  Canton  de  Vaud,  tit.  V.  du  mariage  ^^ 
rannte  1820. 

»  §§.19.80-35. 

4  Im  J.  1861.  waren  unter  212,528  Einwohnern:  198,751  ProteBtiuiten. 
'  19,853  Katholiken,  396  Juden  und  528  Dissidenten.  Kolb  Handb.  d.  ver- 
gleich. Statistik  (Leipz.  1862.)  321. 

6  bei  Burger  a.  a.  O.  290.  Vgl.  über  dasselbe  Mittermaier  iQ^* 
Z tschr.  f.  Rechtswissensch.  d.  Ausi.  8, 475. 

ß  Vgl.  auchlnstruct.  de  laDirect.  de  justice  . . .  pour  la  teno« 
des  registres  d*^tat  civil  v.  16.  Dezember  1856.  (Bec.  des  loialiH^' 
no.  812.) 
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setzgebung  angenommen^,  nur  sind  hier  die  Aufgebote  bei 
Civilehen  ebenfalls  bürgerlich,  und  die  Weigerung  der  Braut- 
leute, sich  der  kirchlichen  Trauung  zu  unterwerfen,  bedarf 
einer  vor  dem  Gerichte  darzulegenden  Motivirung. 

„Wenn  die  beiden  Verlobteji",  bestimmt  §.  110.^  „dein  Be-  FacuiutTve 
zirksgerichtspräeidenten  zu  Protokoll  eröffnen ^  dass  sie  zwar  eine 
ächte  Ehe  einzugehen  vmnachen,  aber  aus  besonderen  Gründen^ 
sich  der  kirchlichen  Form  der  Trauung  nicht  unterziehen  können^ 
so  ordnet  der  Gerichtspräsident  die  geeignete  öffentliche  Bekannt^ 
Tfiachung  an^  welche  dieStelU  des  Aufgebotes  vertritt.  Sindim  Uebri" 
oen  keine  Behinderungsgründe  gegen  die  Ehe  dieser  Personen  ror- 
Jianden,  so  vnrd  dieselbe  durch  eine  feierliche  Erklärung  der  ehe- 
liehen  Gesinnung  vor  Bezirksgericht  vollzogen.  Der  Bezirksgerichts^ 
Präsident  sorgt  dafür,  dass  von  solchen  Elien  in  dem  Pfarrbuche  der 
Heimathsgemeinde  des  Ehegatten  Vermerkung  genommen  werde"^. 

1  In  Zürich  giebt  es  die  meisten  Dissidenten  aus  der  ganzen  Schweiz; 
Einwohner:  266,557;  davon  253,865 Protestanten,  11,461  Katholiken,  172 
Juden  und  1,059  Dissidenten.  Kolb  a.  a.  0. 321.  Schon  früher  hatte  man 
die  letzteren  milde  behandelt,  und  bei  ihren  Ehen  die  Benediction  erlassen. 
Allg. Kirchenzeit  1852.No.21.  S.  175. 

*  Der  Erste  Entwurf  des  privatrechtl.  Gesetzbuches  f.  d. 
Kant.  Z ürich  (Th.  1.  Zürich  1844.)  bestimmte  in  §.  143 :  „Wenn  beide  Ver- 
lobten weder  zur  reformirten,  noch  zur  katholischen ,  noch  zu  einer  anderen 
anerkannten  protestantischen  Kirche,  sondern  zu  einer  vom  Staate  blos  ge- 
duldeten, dissentirenden  religiösen  Gemeinschaft  gehören,  und  aus  diesem 
Grande  die  Mitwirkung  eines  Pfarrers  bei  der  Trauung  ablehnen  zu  sollen 
vermeinen,  so  dürfen  sie  zwar,  insofern  eine  fortgesetzte  Belehrung  und  Er- 
mahnung  des  betrefienden  Ortsgeistlichen  auf  die  Gesinnung  derselben 
ohne  Erfolg  geblieben  ist,  oder  unzulässig  erscheint,  die  Eingehung  dcrEhc 
nach  ihren  religiösen  Gebrauchen  feiern,  haben  aber  jedenfalls  ihren  Willen, 
eine  Ehe  einzugehen,  auch  persönlich  vor  gesessenem  Bezirksgerichte, 
^veiches  den  Fall  vorher  prüft  und  das  Nöthige  verfügt,  zu  Protokoll  zu  er- 
klären". —  Der  Entwurf  von  Keller  §§.  82.  und  42.  hatte  die  Civilehe 
zugelassen,  wenn  „die  Brautleute  zu  dem  Audienzprotokolle  des  Bezirks- 
gerichtspräsidenten erklären,  dass  sie  sich  durch  ihre  Religionsansichtcn 
oder  aus  anderen  Gründen  bewogen  finden,  die  Ehe  ohne  kirchliche  Mit- 
wirkung einzugehen".  Aus  den  beiden  Entwürfen  ist  die  vorliegende 
Hedaction  geflossen.  Vgl.  Bluntschli  Privatrechtl.  Gesetzb.  f.  d.  Kant. 
Zürich  (Zürich  1854.)  1, 103. 

^  Dazu  bemerkt  Bluntschli,  der  Redactor  des  Gesetzbuches,  a.a.O. 
1, 104:  „Die  Civilform  darf  nicht  dem  blossen  Belieben  der  Verlobten  an- 
heim  gegeben  werden.  Sollte  sich  aus  den  Umständen  ergeben,  dass  solche 
ohne  religiöse  Motive  aus  blosser  Frivolität  eine  unkirchliche  Ehe  schlies- 
«en,  oder,  weil  sie  überhaupt  nur  die  Ehe  als  ein  conventionelles  Verhältniss 
ansehen ,  diese  in  möglichst  wenig  bindender  Form  eingehen  wollen ,  so 
wäre  der  Gerichtspräsident  wohl  berechtigt  und  veranlasst,  seine  Mit- 
wirkung zu  verweigern  ". 

^  Ueber  die  Form  der  bürgerlichen  Trauung  hat  die  Verordn.  d. 
Obergerichts  v.  25.  Mai  1861.  die  näheren  Bestimmungen  getroffen. 

41* 
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Die  regelmässige  Eheschliessungsform  ist  jedoch  diekirch* 
liehe  vor  zwei  Zeugen  nach  einmaligem  kirchlichem  Aufgebot 
und  die  regelmässigen  Civilstandsregister  bilden  die  Kirchen- 
bücher*. 

c.  Thorgau  und  Schaffhausen. 

Thorgan.  Der  Kanton  Thurgau  hat  den  §.  110.  des  ZUricheriscben 

EherectatT.  Bechtcs  wörtUch  in  sein  Eherecht  v.  6.  Dezember  1859/ 

6.  Dez.  18ft9. 

Übernommen,  und  auch  der  neue  Entwurf  eines  privat- 
schainuui8en.rechtlichen   Gesetzes   des  Kantons   Schaffhausen'  ist 
wesentlich  den  Züricher  Bestimmungen  nachgebildet. 


3.  Modificationen  des  kirchlichen  Rechts. 

Es  erübrigt  noch,  mit  wenigen  Worten  der  Gesetzgebungen 
zu  gedenken,  welche  theils  in  Bezug  auf  die  Civilstandsre^ster, 
theils  in  der  Trauungsform  sich  den  Principien  der  Civilek 
genähert  haben. 

Denn  während  eigenthümlicher  Weise  die  Staaten,  welche 
facultative  Civilehe  einführten,  nur  kirchliche  Standesbuch- 
führung  anerkannten,  haben  andere  mit  kirchlicher  Trauung 
bürgerliche  Civilstandsregister  verbunden. 
Freiborg.  go   der   Kautou  Freiburg.      Das   Civilficesetz  v.  J. 

V.  j.  IM4.  1834.  hatte  über  die  Haltung  von  Standesbüchem  nicht  ge- 
sprochen, die  Einrichtung  derselben  aber  einem  besonderen  Ge- 
v..u.v.i848.setze  vorbehalten.  Die  Verfassungs-Ürkunde  v.  4.  März 
1848.  bestimmte  dann,  dass  binnen  zwei  Jahren  die  fraglichen 
Verhältnisse  geregelt  sein  müssten,  und  wirklich  wurde  ecbon 
Ge"i« V. 20.  Jim  20.  November  1849.  ein  Gesetz  erlassen,  welches  die 
Führung  der  Register  den  Staatsbeamten  übertrug. 

Allein  die  Kosten  der  neuen  Einrichtung  liessen  dieselbe 
bald  als   unthunlich   erscheinen.     Die  Refi:ister   wurden  <}en 
buchcrwiederGeistlichen  zurückgcgcbcn ,  und  nur  eine  staatliche  Controle 
*  "'^^      '  und  Mitwirkung  angeordnet^.  , 


1  Darüber  Tgl.  Reglement  T.  12.  Juni  1862. 
s  Qes.-SammL8,  lll.f. 
3  Vgl.Burger  a.a.O.  183. 

^  Jährliche  Visitationen  von  den  weltlichen  Beamten ,  Duplicate  jähr- 
lich an  die  Gerichtsbehörden  abzugeben.  — 
Die  reformirenden  Gesetze  sind : 

a.  Convention  pour  la  tenue  des  registres  destin^s  i  co°' 
stater  T^tat  religieux  et  ciyil  des  citoyens  dans  ie^ 
communea  cathoi.  v.  12. November  1858.  (Bull.  off.  XXXII-^^ ' 
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Ebenso  sind  aber  auch  die  £[irchenbücher  der  Kantone 
Wallis^  und  Graubünden^  einer  Aufsicht  des  Staates  unter- ora^unden. 
"worfen. 

In  Bezug  auf  Modificationen  des  Eheschliessungsrechtes  Gemischte 
ist  endlich  zu  bemerken,   dass  in  den  Kantonen  Aargau',    AariniD. 
Solothurn*  und  üri*  bei  gemischten  Ehen,  wenn  die  Pfarrer  ^*^*^j5J,^"' 
die  Trauung  verweigern  sollten,   bürgerliche  Aufgebote  ge- 
stattet sind. 

Damit  ist  aber  noch  nicht  die  Schliessung  von  Civilehen 
ausgesprochen,  vielmehr  erhalten  die  Brautleute  nur  die  Be- 

b.  D^cr.  sur  las  reg.de  l'ätat  ciTil  v.  15.  Dezember  1858.  (eben - 
das.  97.) 

c.  Reglern,  concern.  le  d^cr.  ci-dessus  ▼.  7.  Jan.  1859.  (eben- 
da s.  157.) 

d.  Keglern,  conc.  la  tenue  des  registres  destin.  k  constater 
r^tat  ciyil  des  citoyens  dans  les  paroisses  räformdes 
T.  18.  Jan.  1859.(ebendaB.  158.) 

e.  RegL  destin^  k  procurer  Fex^cut  de  Tart.  T,  de  la  conv. 
du  12.  Not.  1858.  y.  7.  October  1859.  (ebendas.  238.) 

^  Loi  pour  la  tenue  des  registres  de  T^tat  civil  v.  25.  Mai 
1852.  (Rec.  des  lois  VIII,  718.  f.)  Der  Bischof  beschwerte  sich  jedoch 
über  die  Unzuträglichkeiten  des  Gesetzes,  welches  dann  auch  durch  die  Loi 
additionnelie  v.  27.  November  1854.  abgeändert  wurde.  Vgl.  auch  den 
Courrier  du  Valais  1854.no.  94. 

s  Grossrathsschl.  betr.  d.  Führ.  u.  Ueberwach.  d.  Civil- 
standsreg.  (Verhandl.  d.  Gr.  Raths  S.  34.  f.) 

3  Verordn.  ▼.  80.  Juni  1852.  (Ges.-Bl.  no.  103.) 

4  Civilgesetzb.  v.  28.  November  1841.  §.  117:  „Sollte  sich  der 
Pfarrer  weigern,  die  Auskflndigung  zu  bewilligen,  oder  die  Trauung  zu  voll- 
ziehen, so  können  sich  die  Brautleute  an  den  Regierungsrath  wenden. 
Dieser  wird,  wenn  kein  bürgerliches  Hindemiss  bekannt  ist,  die  Auskün- 
digung  durch  Vermittlung  des  Oberamtmannes  bewerkstelligen  lassen  und 
den  Brautleuten  die  Erlaubniss  ertheilen ,  die  Trauung  durch  einen  ihnen 
beliebigen  Geistlichen  des  einen  oder  anderen  Glaubensbekenntnisses  und 
an  einem  anderen  Orte  vornehmen  zn  lassen  ". 

§.  118.  „In  den  im  vorstehenden  §.  117.  angegebenen  Fällen  sollen  die 
Eheleute  den  Trauungsschein  bei  dem  Oberamtmanne  einlegen ,  der  die 
Einschreibung  in  das  Ehebuch  besorgen  lassen  wird". 

&  Verordn.  v.  29.  Dezember  1856.  §.  1 :  „Kein  Pfarrer  oder  anderer 
Priester  im  hiesigen  Kantone  ist  verpflichtet,  die  Trauung  einer  paritäti- 
schen Ehe,  welcher  die  von  der  katholischen  Kirche  geforderten  Requisite 
mangeln,  noch  deren  Verkündigung  vorzunehmen,  oder  irgendwelche  Zeug- 
nisse oder  Schriften  zu  diesem  Zwecke  auszufertigen. 

§.  2.  Die  Promulgation  solcher  Ehen  hat,  wenn  sie  gefordert  wird, 
durch  den  weltlichen  Beamten,  dem  das  Verkünden  amtlicher  Erlasse  ob- 
liegt, in  der  Kirche  zu  geschehen". 

§.  3.  lässt  die  dazu  erforderlichen  Zeugnisse  durch  die  Regierung  aus- 
gestellt und  §.  5.  die  Registereintragung  durch  dieselbe  bewirkt  werden. 
Wo  und  wie  getraut  werden  soll,  ob  kirchlich  oder  bürgerlich,  wird  nirgends 
ausgesprochen. 
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fugnißs,  ihre  Ehe  durch  jeden  beliebigen  Geistlichen  einsegnen 
zu  lassen. 

X.  Die  nordischen  Reiche. 
Schweden.  —  Norwegen.  —  Dänemark. 

Schweden.  Das  Rccht  der  schwedischen  lutherischen  Kirche  ruhte 

ganz  auf  den  Grundsätzen,  welche  die  deutsche  Reformation 

Die  inther.  ZU  Tage  gefördert  hatte,  und  streifte  erst  ebenso  allmählich  wie 
^^^^^'    diese  die  Reste  katholischer  Lehre  ab,  die  es  aus  dem  Mittel- 
alter überkommen  hatte« 

Verlöbnisse^  begründen  eine  Ehe,  und  namentlich,  wenn 
der"" Beischlaf  hinzugetreten  ist,  sind  sie,  wie  die  Kirchen- 
Ordn.  V.  J.  1571.  sagt,  als  „wirkliche  vor  Gott  geltende  Ehen" 
anzusehen'. 

Ja  sogar  die  in  Deutschland  gebräuchliche  Terminologie 
findet  sich  vor,  dass  man  von  angefangenen,  aber  durch  Trau- 
ung noch  nicht  vollzogenen  Ehen  (BegyntCs  wen  tj  genom  mjsel 
fulbordade  äktenskap)  spradi^  mithin  der  kirchlichen  Trauung 
nur  die  Wirkung  zuschrieb,  ein  schon  bestehendes  Band  noch 
fester  zu  knüpfen  und  durch  die  religiöse  Weihe  zu  heiligen. 

M  Jan  1*7 w.  ^^^  ^^®  Königliche  Verordnung  v.  23.  Juli  1755.  wollte  dieser 
Theorie  gemäss  bei  Verlöbnissen  mit  copula  carnalis  die  kirch- 
liche Trauung  durch  Gefangnissstrafe  bei  Wasser  und  Brot 

8  jTriusro  erzwungen  wissen*,  und  erst  die  Verordnung  vom  3.  April 
1810.  ging  davon  ab.  Aber  auch  diese  erkannte  wenigstens 
die  aus  solchen  Verlöbnissen  entsprungenen  Kinder  für  ächte 
(„ächta  bam")  an®,  und  noch  nach  späterem  Rechte  erhält  die 
unrechtmässig  verlassene  und  verführte  Verlobte  die  Befugnisse 
einer  wirklichen  Ehefrau^. 

Kirchliche  Trauung  und  kirchliches  Aufgebot  ist  übrigens 
wie  nach  deutschem  Rechte  erforderlich;  allein  das  ist  be- 
merkenswerth,  dass  das  letztere  nur  in  der  Parochie  der  Braut 

1  Sie  werden  in  der  Weise  des  Mittelalters  Torgenommen ,  die  Braut  m 
einer  bestimmten,  der  oben  S.  82.  entsprechenden  Form  von  ihrem  Für- 
sprecher (Gifftoman)  dem  Bräutigam  übergeben.  Schwed.  Landr.  v.  J> 
1608.tit2.c.  l.(Frankf.u.Leipz.l709.)S.79.  cS.ebendas.  S.94.  Stadt- 
rech t  v.  1618.  c.  5.  (Frankf.  u.  Leip«.  1709.)  S.  88.  —  K.  O.  v.  J.  1686.  c.  15- 
§.  10.  (Rigas. a.) 

2  Ziemssen  Ueber  Ehe  U.Ehescheidung  nach  schwedischem Becbte 
(Greifswald  1841.)  27. 

'  ebenda8.29.  —  ^  ebendas.27. 
*  ebendas.  28.  —  ^  ebendas.  29. 
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verkündet  wird*,  und  die  eretere  vor  jedem  beliebigen  Geist- 
lichen,  ohne  Berücksichtigung  des  Pfiirrzwanges,  voHzogen 
werden  kann^. 

Die  Civilehe  ist  erst  in  neuester  Zeit  zu   Gunsten  der 
Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  eingeführt  worden^. 

Schon  am  19.  Mai  1860.  war  in  Schweden  ein  s.  g.  To- g^'^'^^*',, 
leranzgesetz  pubUcirt  worden,  welches  freilich  nur  im  Ver-  m«ii86o. 
<:cleiche  mit  den  früheren  Zuständen  diesen  Namen  verdienen 
mochte.  Dadurch  wurde,  allcFdings  mit  sehr  erschwerenden 
Umständen,  der  Austritt  aus  der  Landeskirche  gestattet  und 
den  neu  gebildeten  Religionsparteien  sogar  die  Trauung  vor 
ihren  eigenen  Geistlichen  überlassen.  Nur  die  Aufgebote 
sollten  in  der  Landeskirche  verkündet  werden,  und  zugleich 
alljährlich  die  Kirchenbucheintragungen  angemeldet  werden*. 

Auf  die  Ehen  der  Juden  mit  Christen  war  aber  diese     ^^^^^* 
Verordnung  ohne  Einfluss. 

Das  Reglement  v.  27.  Mai  1782.,  welches  den  Juden  in  ^*«2;™i"a| 
Schweden  verbot,  mit  anderen  als  glaubensverwandten  Per-      ^"^^* 
sonen  eine  Ehe  einzugehen,  war  zwar  durch  die  Verord-gJ^J^JJjgJg 
nung  V.  30.  Juni  1838.  aufgehoben  worden.     Dennoch  aber, 
obgleich  den  Juden  durch  diesen  Erlass  im  Allgemeinen  die 
gleichen  Rechte  mit  den  übrigen  schwedischen  Unterthanen 
gewährt  waren,  wurde  angenommen,  dass,  weil  unter  den  ihnen 
ertheilten  Befugnissen  das  Recht  zur  Ehe  mit  Christen  nicht 
ausdrücklich  erwähnt  und  dasselbe  ebenso  wenig  durch  spätere 
Gesetze  zugestanden  sei,   derartige  Ehen  schon  wegen  der 
mangelnden  Eingehungsform  nicht  verstattet  werden  könnten. 
Wenigstens  wurde   diese  Ansicht  in   einem   Falle   aus   der 
neueren  Zeit,   der   vielfach  in   der  Tagespresse   besprochen 
wurde,    sowohl  von   dem  Erzbischofe   wie  von   dem  Ober- 
Rabbiner  aufgestellt  und  vom  Könige  getheilt^. 

Nur  der  höchste  Gerichtshof  erklärte  am  16.  Juli  1862., 
dass  die  Bestimmungen  des  Erlasses  y.  23.  October  1860. 
über  die  Ehen  fremder  Glaubensgenossen  im  Allgemeinen 
auch  auf  die  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  Anwendung 
finden  müssten. 

1  ebendas.  88.  —  *  ebendas.  89. 

»  Vgl.  meine  Beiträge  z.  Bchwed.  Kirchenr.  in  Dove  Ztschr.  f.  Kir- 
chenrecht 8, 116.  ff.  ^^g 
*  Vgl.  Kra  use  Protest.  Kirchenzeit.  1860.  no.  83.  S.  815.  v.  18.  Aur  ' 
6  Vgl.  auch  Allgem.  Kirchenzeit.  1861.no. 64. S.  1022. V.  10. A 
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^ililnvni-  -^™  ^^*  October  legte  die  Begierung  indessen  eben  Ge- 

■^**^JjJ°^*°  Setzentwurf  den  Ständen  vorS  der  die  Genehmigong  erhalten 
hat,  als  Gesetz  publicirt  worden  ist,  und  die  Civilehe  für  Judec 
und  Christen  einfuhrt.    Er  lautet: 

,,Sr.  KönigL  Majestät  Proposition  an  die  JReichsstände  be- 
treffend die  Ehe  zxßischen  Christen  und  Bekennertl  der  mosm- 
sehen  Religion  vom  21-  October  1862. 

Bezüglich  der  Ehe  zwischen  christlichen  und  mosaischm 
Glaubensgenossen  wird  verordnet: 

§.1,  Es  soll  MitgUedem  der  schwedischeu  Kirche  nicht 
verwehrt  sein,  eine  Ehe  mit  Juden  einzugehen. 

§.  2.  JRUcksichtKch  des  Aufgebotes  zu  einer  solchen  Eht 
so  wie  auch  zu  einer  Ehe  zvnschen  Juden  und  MitgUedem  einer 
anderen  fremden  im  Reiche  geduldeten  ReUgionsgesellschaft,  sol- 
len die  Bestimmungen  des  §.  9.  der  Königlichen  Verordnung  v. 
23.  October  1860.,  betreffend  fremde  Glaubensgenossen  und  derai 
ReKgionsübung,  in  Kraft  treten, 

§.  3.  IHe  in  Rede  stehende  Ehe  soll  in  Gegenwart  von  Ver- 
wandten und  anderer  Zeugen,  in  den  Städten  vor  dem  Magistrate, 
auf  dem  Lande  vor  dem  Königlichen  Bistrictsbeamten  geschlos- 
sen werden. 

Biesen  Beamten  liegt  hinsichtlich  der  Erforschung  der  JU- 
digkeit  beider  Contrahenten  dieselbe  Pflicht  ob,  welche  die  trauen- 
den Prediger  gesetzlich  zu  erfüllen  haben,  Banac\  vnrd  sotcohl 
von  dem  Manne  wie  von  dem  Weibe  deren  freiwilliges  „«/a"  «»<^ 
ihre  Einwilligung  zur  Ehe  gefordert^  worauf  sie  für  rechtmässig^ 
Eheleute  erklärt  werden, 

üeber  das  Geschehene  soll  ein  Protokoll  aufgenommen  und 
dasselbe,  falls  die  Ehe  vor  dem  Bistrictsbeamten  geschlossen  wor- 
den ist,  auch  durch  die  Zeugen  unterschrieben  werden.  Eine  so 
geschlossene  Ehe  soll  ebenso  gültig  sein,  wie  wenn  sie  durch  kirdi- 
Uche  Trauung  eingegangen  wäre, 

Bern  Magistrate  oder  Bistrictsbeamten  Hegt  es  ob,  die  ton 
ihnen  geschlossenen  Ehen  dem  betreffenden  Geistlichen  in  der 
Weise  anzumelden,  wie  das  für  die  Trauungsanzeige  dem  du 
Trauung  Vollziehenden  gesetzlich  vorgeschrieben  ist, 

§.  4.  In  Hinsicht  auf  die  Religion,  in  der  die  aus  solchen 
Ehen  erzeugten  Kinder  zu  erziehen  sind,  sollen  die  Bestimfnun' 

^  Er  wurde  bei  dem  Adel  mit  87  gegen  45  Stimmen  angenommen,  ^^ 
^  >n  Bürgern  und  Bauern  ohne  Weiteres  adoptirt,  von  den  Priestern  aber 
5^kgeschickt.  Krause  Protest  K.Zeit  1862.  no.  8.  v.  17.  Deaembcr. 
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gen  des  §.  10,  der  KönigUchen  Verordnung  v.  23.  Octoher  1860., 
betreffend  fremde  Glaubenegenoeaen  und  deren  ReUgioneübung, 
Geltang  erJuilten"^. 

In  Norwegen  iat  die  kirchliche  Eheschliessung  zunächst  Norwegen. 
durch  das  Gesetz  v.  16.  Juli  1845.  fiir  Dissidenten  aufgehobenO««-^\«Jn» 
worden*.    Diese  haben  vor  dem  Notare  durch  beiderseitige 
Consenserklärung  ihre  Ehen  zu  schliessen,  ohne  dass  die  bei  ])|„id«ntoD- 
Lutheranem  erforderten  Bescheinigungen  über  Verkündigung 
der  Aufgebote,  Vollziehung  der  Taufe  und  Genuss  des  Abend- 
mahles nothwendig  wären. 

Diese  Bestimmungen  sind  durch  das  Ges.  v.  22.  Juni  1863.^ 


Eh«n. 


Juni  1863. 


1  Der  früher  geltende  Rechtssatz,  dass  alle  in  Schweden  Wohnenden 
öder  sich  Aufhaltenden,  welche  nicht  der  Landeskirche  angehörten,  ihre 
Kinder  nach  dem  Kitas  dieser  Kirche  und  durch  deren  Geistliche  taufen 
lassen  müssten,  war  schon  durch  die  Verordnung  t.  24.  Januar  1781. 
wesentlich  modificirt  und  ist  nach  deren  Bestätigung  durch  das  Gesetz  v. 
2S.  Octoher  1860.  dahin  ahgeändeit  worden,  dass  die  Kinder  nur  in  dem 
Falle ,  wo  der  Vater  der  schwedischen  Staatskirche  angehört,  in  der  reinen 
eyangelischen  Lehre  erzogen  werden  müssen. 

*  SaintJoseph.  Concord. entre  ies  Codes  civils  ^trangers et  le  Code 
Napoleon  (Paris  1856.)  S,  6. 

s  (Mittheilung  des  Herrn  Ministers  Dr.  vonMühler.) 
„Wir  Carl  etc.  etc. 

thun  kund  hiermit,  dass  Uns  der  Beschluss  des  jetzt  tagenden  Stör- 
things  y.  8.  Juni  dieses  Jahres  vorgelegt  worden  ist,  lautend,  wie  folgt: 

Eine  Ehe  zwischen  Niehtchristen  oder  zwischen  Personen,  von  welchen 
die  Eine  nicht  Christ  ist,  wird  nur  alsdann  mit  hürgerlicher  Rechtsgültigkeit 
geschlossen,  wenn  die  Beikommenden ,  Mann  und  Frau,  vor  dem  Notarius 
publicus  des  Ortes,  wo  sich  einer  derselben  aufhält,  ihren  Entschhiss,  mit 
einander  in  die  Ehe  treten  zu  wollen,  zu  erkennen  geben,  und  sie  danach 
von  demselben  als  Eheleute  erklärt  werden.  Die  Handlung  selbst  geschieht 
nach  einem  Tom  Könige  vorgeschriebenen  Formulare,  und  eine  Erklärung 
dessen,  was  stattgefunden,  wird  auf  der  Stelle  in  das  Notariatsprotokoll 
eingetragen  und  von  den  Eheleuten  unterschrieben.  Bevor  die  Ehe  in  der 
angegebenen  Weise  geschlossen  werden  kann,  hat  der  Notarius  publicus 
darauf  zusehen,  dass  dieselben  Legitimationen,  welche  der  Geistliche  vor 
der  Schliessung  der  Ehe  in  der  Staatskirche  zu  fordern  hat,  beigebracht 
worden  sind.  Doch  ist  die  Kündigung  nicht  erforderlich  und  selbstver- 
ständlich auch  nicht  Taufzeugniss  und  Bescheinigung  des  Abendmahlsge- 
nusses. Ueber  die  geschlossene  Ehe  hat  der  Notarius  publicus  binnen 
8  Tagen  dem  Prediger  desjenigen  Ortes,  an  welchem  die  Eheleute  sich 
wohnlich  niedergelassen  haben,  Anzeige,  zu  machen.  Zufolge  ebenge- 
nannter Bestimmung  darf,  unter  Androhung  von  Geldstrafe ,  kein  bei  Ehe- 
schliessungen  gebräuchlicher  Act  stattfinden,  bevor  die  Ehe  in  der  ange- 
führten Art  geschlossen  ist. 

In  Folge  des  Obigen  wird  hiermit  das  Gesetz  v.  24.  Sept.  1851.  §.  2. 
ausser  Kraft  gesetzt,  soweit  es  Eheschliessung  betrifft. 

Denn  Wir  haben  diesen  Beschluss  angenommen  imd  bekräftigt,  wie 
Wir  ihn  hiermit  ab  Gesetz  annehmen  und  bekräftigen**. 
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Ehen  xwi-  ffXXfAi  auf  die  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  aaecredehnt 

•eben  Juden  d 

u.  Cbritten.  ^^Qfd^Q^  nachdem  den  letzteren  schon  am  24.  September 
1851.  die  Erlaubniss  zur  Betretung  des  Landes  ertheilt  wor- 
den war^. 


Dänemark.  In  Dänemark   sind    die  Versuche,    die   obligatorische 

Civilehe  einzuführen,  bisher  erfolglos  geblieben.  Dennoch 
aber  hat  das  Recht  der  kirchlichen  Eheschliessung  durch  das 

^^^^\}?^'  Gesetz  v.  13.  August  1851.  wesentliche Modificationen  erlitten-, 

Aug.  lOdl.  ^ 

Gleich  die  ersten  beiden  Paragraphen  gaben  die  Princi- 
pien,  welche  zur  Anwendung  kommen  sollten. 

„  Wenn  ein  Mann  und  eine  Frau",  heisst  es,  ,,welcJie  nicht 
zur  Volkakirche  oder  zu  einer  Glaubensgesellachaft  gehören  ^  die 
hier  zu  Lande  vom  Staate  anerkannte  und  zur  Verrichtung  von 
Trauungen  berechtigte  Geistliche  hat,  eine  Ehe  schliessen  wollen, 
so  soll  dieselbe  mit  voller  bürgerlicher  Gültigkeit  vor  der  büTg&^ 
liehen  Obrigkeit  ohne  kirchliche  Weihe  geschlossen  werden  können. 
§.  2.  In  derselben  Weise  kann  eine  Ehe  zwischen  Personen,  die 
zu  verschiedenen,  wenn  auch  hier  zu  Lande  anerkannten  Glaubens^ 
gesellschaften  gehören,  gestiftet  werden", 

Daim  werden  die  näheren  Formen  und  Bedingungen  dieser 
Civilehe  ausfuhrlich  auseinandergesetzt.  Das  Gesetz  fährt  fort: 

§•  3.  „LHejenigen,  welche  eine  solche  bürgerliche  Ehe  ein- 
gehen wollen,  sollen  deshalb  ein  schriftliches  Gesuch  an  die  Obrig- 
keit des  Orts  einreichen,  wo  sie  die  Ileirath  zu  vollziehen  gedenken, 
nämlich  an  den  Magistrat,  wo  ein  solcher  vorhanden  ist,  oder  an 
den  Stadtvogt,  Bezirksvogt  oder  Kreisrichter.  §.  4.  Drei  Wochen 
vor  Schliessung  der  Ehe  muss  an  dem  Orte,  wo  die  BraiU  zu 
Hause  gehört,  dem  Gerichte  angezeigt  sein,  dass  eine  solche  Ehe 
zu  schUessen  beabsichtigt  wird,  sowie  vor  welcher  Obrigkeit.  Ver- 
gehen mehr  als  drei  Monate  nach  der  Anzeige,  bevor  die  Heirat/t 
vollzogen  wird,  so  muss  dieselbe  wiederholt  werden.     Jeder  Ein- 

1  Danach  ist  der  Aufsatz  in  Herzog's  theol.  Encyclopädie  17, 375.  zu 
berichtigen.  —  Die  Constitution  v.  J.  1814.  A.  §.  2.  bei  Rauch  parla- 
mentar.  Taschenb.  1,  28.  schioss  noch  die  Juden  vom  norwegischen  Terri- 
torium aus.  —  Die  Kinder  aus  solchen  gemischten  Ehen  brauchen  übrigens 
nach  dem  Gesetze  v.  24.  September  1851.  nicht  in  der  Religion  der  Staats- 
'  kirche  erzogen  zu  werden,  selbst  wenn  Einer  der  Eltern  dieser  angehört. 

^  AUgem. Kirchenzeit.  1851.  no.  107.  S. 861. ff.  Schon  1850.  war 
den  Predigern  der  Landeskirche  gestattet  worden,  Juden  und  Lutheraner 
zu  trauen ,  ohne  wie  bisher  dazu  der  königlichen  Autorisation  zu  bedürfen ; 
doch  sollten  die  Kinder  in  der  lutherischen  Religion  erzogen  werden  müssen, 
ebendas.  1850.8,172.  f. 
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Spruch  gegen  die  Ehe  musa  bei  der  Obrigkeit  des  Heimathsorte» 
der  Braut  angemeldet  tcerden,     §.  5.  Bevor  die  Ehe  geschlossen 
tcirds  hat  sich  die  betreffende  Obrigkeit  davon  zu  überzeugen^  dass 
die  in  §.  4,  verordnete  Anzeige  stattgefunden  hat  und  dass  kein 
Einspruch  angemeldet  ist,  wobei  ihr  obliegt  auf  alles  dasjenige 
zu  achten,  was  durch  die  Verordne  t%  30.  April  1824.  §§.  S.u. 4» 
sovne  §§.  8.  —  12.  zu  den  Befugnissen  des  die  Trauung  vor^ 
nehmenden  Predigers  gehört,  den  Umstand  allein  ausgenommen, 
dass  kein  Zeugniss  Ober  den  Genuss  des  heiUgen  Abendmahles 
verlangt  werden  soll,   sowie   das  Entlassungszeugniss  von   der 
Schule  nach  Maassgabe  der  jetzigen  Gesetze  an  die  Stelle  des 
Confirmationszeugnisses  treten  kann.     §•  6.  An  dem  zur  SchUes-- 
sung  der  Ehe  bestimmten  Tage,  der  so  viel  als  möglich   nach 
dem  Wunsche  des  Brautpaares  gewählt  wird,  findet  sich  dasselbe 
auf  dem  Rathhause  der  Stadt  oder  der  Gerichtsstätte  des  Be- 
zirkes (resp,  Kreises)   ein.     Die  Obrigkeit   hält  zunächst  den 
beiden  Personen  die  Bedeutung  der  Ehe  vor,  nimmt  darauf  ihre 
Erklärung  entgegen,  dass  sie  einander  zu  Mann  und  Frau  haben 
wollen,  und  verkündet  schliesslich,  dass  die  Ehe  zwischen  ihnen, 
gesetzlich  und  mit  voller  bürgerlicher  Gültigkeit  eingegangen  istr 
ganz  in  Uebereinstimmung  mit  einem  von  dem  betreffenden  Mi-* 
nisterium  zu  diesem  Zwecke  vorgeschriebenen  Formulare,     Die 
Handlung  geschieht  öffentlich  und  wenn  die  Obrigkeit  nur  aus 
einer  Person  besteht,  zieht  sie  zwei  Zeugen  hinzu,     lieber  die 
also  geschlossene  Ehe  toird  das  Nöthige  in  ein  dazu  eingerichtet' 
tes  Protokoll  eingetragen,  von  welchem  eine  Abschrift  auf  Stern-- 
pelpapier  unter  dem  Namen  und  dem  Siegel  der  Obrigkeit,  dem 
Ehepaare  als  ein  Zeugniss  über  die  geschlossene  Ehe  mitgetheilt 
toird.     Ebenso  theilt  die  Obrigkeit  binnen  acht  Tagen  dem  Geist- 
lichen, in  dessen  Kirchspiele  di^  Braut  vor   der  Heirath  ilire 
Heimath  hatte,  eine  Abschrift  mit,  worauf  dieser  eine  Notiz  über 
die  geschlossene  Ehe  in  sein  Kirchenbuch  einträgt  *.    §.  8.  Wenn 
Personen  von  verschiedenen  anerkannten  Glaubensgesellschaften 
eine  kirchliche  Trauung  wünschen,  so  soll  eine  solche  künftig  so- 
xcohl  von  dem  Geistlichen  des  Bräutigams  wie  der  Braut  ver-^ 
richtet  werden  können,  jedoch  soll  im  ersten  Falle  die  Anzeige 
wegen  der  Trauung  an  den  Geistlichen  der  Braut  erfolgen,  damit 
eine  Notiz  darüber  in  sein  Kirchenbuch  aufgenommen  werden 
kann,     §.  9.  Eine  Ehe  zwischen  Personen,  welche  nicht  zu  der^ 
selben  Glaubensgesellschaft  gehören,  darf  erst  dann  stattfinden, 
1  §.  7.  handelt  von  den  Gebühren. 
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wenn  9ie  dem  Beamten,  vor  welchem  die  Ehe  eingegangen  wird, 
eine  Erklärung  darüber  abgegeben  haben,  in  welchem  Glauben 
die  Kinder  aus  ihrer  Ehe  erzogen  werden  eoUen  etc.*^^ 

XI.  Die  spanischen  Staaten  Amerika^e. 
BnenofAiret        In  Buenos  Aires  sind  die  Protestanten   am  20.  De- 
dme^'sss'  zember  1833.*  von  der  Tridentinischen  Trauungsform  und 
der  Elheschliessung    durch  katholische  Geistliche   entbunden 
worden. 

Vielmehr,  wurde  vorgeschrieben,  sollten  alle  Nichtkatho- 
liken,  Fremde  oder  Einheimische,  welche  heirathen  wollten, 
sich  bei  dem  Vorsitzenden  der  Justizkammer  melden  und  dje 
zur  Eheschliessung  nothwendigenDocumente  vorlegen.  Darauf 
werden  die  Aufgebote  während  der  Dauer  von  sechs  Tagen 
in  den  öffentlichen  Blättern  publicirt,  und  endlich  nach  wei- 
teren sechs  Tagen,  auf  Erlaubniss  des  Richters,  unter  Autori- 
sation  des  Schreibers,  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  der 
Brautleute  vorgenommen,  der  jedoch  schon  vorher  seine  Legi- 
timation dem  Gouverneur  in  irgend  einer  Weise  dargethan 
haben  muss. 

Die  Regster  für  Akatholiken,  so  wie  fiir  fremde  Katho- 
liken, werden  durch  die  bürgerliche  Obrigkeit  gefuhrt. 

1  Ein  Beispiel  einer  solchen  in  Altena  geschlossenen  Civilehe  in  der 
Allgem.Kirchenzeit.  1862.  no.  14.  S.  221. 

s  Recopilacion  de  las  leyes  y  decretos  promulgados  eii 
Buenos  Aires  (Buenos  Aires  1886.)  1189.  ff.: 

,,5.  Todo  individuo  en  las  diferentes  creencias  religiosas  existentes  er 
el  pais,  aexcepcion  de  laBeligionCatölicaApostölica  Romana,  llien  sear. 
extrangeros  d  ciudadanos,  que  quieran  contraer  matrimonio  entre  a),  ae  pre- 
sentanin  pidiendo  permiso  para  ello  al  Fresidente  de  la  Exma.  Cämara  de 
Justicia,  ante  quien  producirän  informacion  de  ser  de  estado  libres,  con 
testigos,  documentos  y  atestados  fehacientes,  debiendo  actuar  coneljue: 
un  escribano  especial,  que  se  nombrard  al  efecto  por  el  Gobiemo. 

6.  Dadas  las  pruebas  suficientes  i  juicio  del  Magistrado,  se  mandarä 
publicar  el  pretendido  matrimonio  por  seis  dias  consecutiyos  en  loa  papele^ 

,  püblicos. 

7.  A  los  seis  dias  siguientes  de  la  ultima  pubiicacion ,  no  resultando  xm- 
pedimento,  el  Juez  dari  la  licencia  por  auto,  cuyo  testimonio  mandan 
franqueardla parte,  para  que  ocurra  al ecclesiästico  que  deba  benedecir  el 
matrimonio. 

8.  Los  contrayentes  avisar&n  el  dia  de  la  celebracion  del  matrimonio  al 
escribano ,  para  que  concurra  ä  autorizarlo :  el  cual  sentarä  la  diiigencia  de! 
acto  por  certificado  en  el  expediente,  y  se  asentari  la  paitida,  con  expresion 
del  nombre,  patria,  edad  y  creencia  de  los  contrayentes,  en  un  registro  que 
se  llevarä  con  el  titulo  de  Registro  cirico  de  matrimonios  de  individuoa  per- 
tenecientes  i  diversas  creencias  religiosas  '*. 
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Endlich  ist  auch  in  Mejico  die  Civilehe  eingeführt  worden.    Mejieo 

Noch  i.  J.  1853.  pflog  die  Kegierung  mit  dem  römischen 
Stuhle  Unterhandlungen,  um  ein  Concordat  abzuschliessen^. 
Die  Revolution  von  1854.  vernichtete   aber  alle  Hoffnunscen     ism. 
der  Kirche,  und  die  mexicanische  Gesetzgebung  der  folgenden 
Jahre  schlug  ihr  die  empfindlichsten  Wunden. 

Da  wurden  das  geistliche  Forum  aufgehoben,  die  kirch- 
lichen Güter  confiscirt,  die  Regeln  des  Ordenswesens  durch- 
brochen, und  wie  der  Papst  drohend  verkündete,  „t*m  noch 
leichter  die  Sitten  und  den  Geist  des  Volkes  zu  verderbeti,  um 
die  verwerfliche  und  unheilvolle  Pest  des  Indifferentismus  zu  üer- 
breiten,  und  die  Vernichtung  unserer  heiligen  Religion  zu  voll' 
enden"  —  die' freie  Ausübung  aUer  Culte  gestattet. 

Die  Constitution  v.  J.  1858.  gab  dann  allen  diesen  Be- 
schlüssen von  Neuem  die  gesetzliche  Sanction,  und  die  Revo- 
lution von  Juarez  i.  J.  1861.  machte  sie  mitsammt  der  obli- 
gatorischen Civilehe  praktisch^. 


Conatitatioa 
T.  1856. 

ClTlIehtt. 


Xn.  Deutschland. 

Die  deutsche  Rechtsentwicklung  bis  zum  Ende  des  acht- 
zehnten Jahrhunderts  hat  schon  oben  ihre  eingehende  Dar- 
stellung gefrmden. 

Damals  hatte  das  unbestimmte  Wesen  der  deutschen 
Ehegesetzgebungen  endlich  die  nöthige  Festigung  erfahren, 
und  die  kirchliche  Trauung  war  an  die  Stelle  getreten,  welche 
der  Wunsch  des  Volkes,  die  gemeine  Ansicht  und  die  Con- 
sequenz  des  Rechtes  ihr  anwiesen. 

Alle  deutschen  Codificationen  haben  seitdem  die  kirch- JjJJ^^J^f^^; 
liehe  EheschCessung  als  Grundprincip  aufgestellt^. 

* 

1  Vgl.  die  Ailocution  des  Faps.tes  y.  15.  Dezember  1856.  bei  Lau- 
rent a.  a.  O.  3^  partie  555.  ff. 

2  Uhde  die  Länder  am  untern  Rio  bravo  del  Norte  (Heidelberg  1861.) 
401.  —  Die  Höbe  der  Stol^ebühren  bei  Trauungen  wird  von  delaRosa 
Observac.  sobre  la  administracion  publica  del  estado  de  zacat^cas  (Balti- 
more 1851.)  anschaulich  geschildert.  £r  sagt:  „Im  Allgemeinen  kann  ala 
Regel  angenommen  werden,  dass  auf  dem  Lande  jeder  Tagelöhner,  der  sich 
rerheirathet,  in  Folge  der  Stolgebühren  für  seine  ganze  Lebenszeit  ruinirt 
wird ^'.  Vgl.  auch Richthofen  d.  äussern  u.  innem polit.  Zust  d. Republ. 
Mexico  (Berlin  1859.)  211. 

'  Es  würde  zu  weit  fuhren,  die  rerschiedenen  geringen  Abweichungen, 
welche  in  den  einzelnen  Legislationen  auftreten,  hier  des  Weiteren  zu 
erörtern.    Eine  übersichtliche  Zusammenstellung  hat  t.  Mühler  auf  der 
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Erst  in  unserem  Jahrhunderte  ist  die  so  erzielte  Gleich- 
mäasigkeit  wieder  vollständig  durchbrochen  worden,  und  die 
Ehegesetzgebung  Deutschlands  hat  sich  je  nach  den  Bedürf- 
nissen der  verschiedenen  Territorien,  je  nach  der  Entschieden- 
heit, mit  welcher  die  einzelnen  Regierungen  mit  den  Tradi- 
tionen des  Jahres  1848.  zu  brechen  unternahmen,  mannichfald^ 
gestaltet. 
^v«t^?dcr*  Eigentlich  sind  es  fünf  verschiedene  Systeme,  die  zur 
ciFUehe.   Darstellung  gekommen  sind. 

Nämlich  erstens  das  der  obligatorischen  Civilehe,  welche? 
sich  an  die  deutschen  Grundrechte  anschloss,.  und  das  dauernd 
allein  in  Frankfurt  am  Main,  vorübergehend  in  noch  anderen 
deutschen  Staaten  verwirklicht  worden  ist 

Dann  die  facultative  Civilehe,  welche  in  Oldenburg  und 
Hamburg  Aufnahme  fand. 

Drittens  die  s.  g.  Nothcivilehe,  die  nur  subsidiär  den 
Brautleuten  verstattet  wird,   welche  die   kirchliche  TrauTO 

jiUgemeinen  Kirchenconferenz  in  Eisenach  i.  J.  1857.  gegeben.  Allgem. 
Kirchenblatt  1857,820.  ff.   Danach ergiebt sich: 

Dreimaliges  Aufgebot  ist  in  Deuts chl an  d  die  Regel,  nur  in  Olden- 
burg, Lübeck  und  einigen  Gegenden  von  Hannover  gilt  eine  zvei- 
tnalige,  in  dem  Gebiete  der  Lau enburgi sehen  K.O.  sogar  eine  einmalig« 
Proclamation.  Hier  muas  aber  zwischen  dem  letzten  Aufgebote  und  der 
Trauung  die  Frist  von  mindestens  acht  Tagen  eingehalten  werden.  Das- 
selbe ist  in  Sachsen-Weimar,  Sachsen-Gotha  und  Reuss  (Plauen 
Torgeschrieben,  während  anderswo  die  Trauung  schon  an  dem  BonnU^^ 
<ler  letzten  Proclamation  vorgenommen  werden  darf.  (Ausnahmen  finden 
eich  noch  inSchwarzburg-Rudolstadt,  wo  es  einer  Dispensation  b^ 
darf,  wenn  die  Copulation  am  letzten  Aufgebotssonntage  erfolgen  soll,  ub'^ 
in  Mecklenburg,  wo  Trauungen  ohne  Dispensation  am  Sonnabende 
Sonntage  und  Montage  verboten  sind.)  Die  Gültigkeit  der  Proclamaüone: 
ist  zuweilen  auf  eine  bestimmte  Frist  beschränkt:  in  Lippe  auf  14  Tage,  c 
Waldeck  auf  4— 6  Wochen,  inPreussen  auf  6  Wochen,  in  Reuss  as: 
1—2  Monate,  im  Grossherzogthume  Hessen  und  in  Lübeck  aU' 
3  Monate,  in  Oesterreich  auf  6  Monate,  in  Sachsen  auf  1  Jahr.  - 
Allein  kirchliche  Trauung  existirtin  folgenden  deutschen  Ländern:  Oester- 
reich, Hannover,  Sachsen-Meiningen,  Sachsen-Altenburg. 
Mecklenburg,  S^hwarzburg-Sondershausen  und  Rudolstadt. 
Liechtenstein,  Reuss,  Schaumburg-Lippe,  Lippe,  Waldeci 
und  Bremen.  —  Bemerkenswerth  ist  dieBestimmung  des  neuen  bürger* 
liehen  Gesetzbuches  y.2.Januarl86S.  für  das  Königreich  Sachsen 
Hier  lautet  §.  1588 :  „Die  Ehe  wird  eingegangen  durch  die  gegenseitige  Er- 
klärung der  Einwilligung  in  die  Ehe,  unter  Beobachtung  der  Form,  die  des 
Grundsätzen  der  Kirchen-  und  Religionsgesellschaften  entspricht,  welchen 
<lie  Ehegatten  angehören*'.  Damach  würde  also,  was  ohne  ZerrüttuDj?' 
aller  staatlichen  Ordnung  kaum  denkbar  ist,  bei  Dissidenten,  die  keine  reli- 
giöse Eheschliessungsform  adoptiren,  der  blosse  formlose  Consens  die  £he 
begründen. 
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nicht  zu  erlangen  vermögen,  und  welche  in  Anhalt-Dessau- 
Köthen,  Württemberg  und  Baden  gilt. 

Viertens  die  obligatorische  bürgerliche  Trauung  ftir  Dis- 
sidenten, denen  freilich  zuweilen  noch  die  Wahl  mit  der 
Trauungsform  der  Landeskirche  offen  gestellt  ist.  So  in 
Preussen,  Anhalt-Bernburg,  Lübeck,  Hessen-Kassel, 
Coburg-Gotha,  Nassau  und  Sachsen-Weimar, 

Und  endlich  fünftens  die  bürgerliche  Eheschhessung  für 
Verbindungen  zwischen  Juden  und  Christen,  wie  in  Braun- 
schweig imd  Hessen-Homburg. 

In  dieser  Reihenfolge  und  nach  dieser  Systematisirung 
sollen  die  einzelnen  deutschen  Gesetzgebungen  hier  dargestellt 
werden. 

1.  Die  obligatorische  Civilehe  und  die  deutschen. 

Grundrechte. 

Freiheit  der  Kirche,  Trennung  von  Kirche  und  Staat,  ^Jj^jjlj^* 
war  i.  J.  1848.  das  Losungswort  aller  Parteien. 

Die  Einen,  die  Katholiken,  wollten  das  schwere  Unrecht 
gesühnt  wissen,  welches  die  Kirche  seit  den  Zeiten  des  West- 
phälischen  Friedens  im  Reiche  zu  erdulden  gehabt  hätte,  sie 
wollten  die  Vormundschaft  des  Staates  brechen,  welcher  die 
Kirche  zu  einem  Polizeiinstitute  herabgedrückt  hätte;  die 
Anderen  wünschten  gar  keine  Religion  mehr,  Sie  schwärmten 
für  Atheismus,  sie  wollten  die  Kirche,  wenn  sie  dieselbe  schon 
nicht  vertilgen  konnten,  doch  wenigstens  aus  jener  engen  Ver- 
l)indung  mit  dem  Staate  loslösen,  welche  ihr  radikalen  An- 
grifFen  gegenüber  eine  gewisse  Festigkeit  verlieh. 

Auf  noch  Andere  wirkte  das  Muster  der  Belgischen 
Verfassungsurkunde:  dort  war  ja  die  Verfassung  nach  den 
Schulformen  der  constitutionellen  Doctrin  zugeschnitten  wor- 
den, und  auch  dort  hatte  man  die  „Freiheit  der  Kirche"  als 
segenbringenden  Fortschritt  begrüsst. 

Dieses  Belgische  Vorbild  musste  aber  auch  für  die  Frage 
%on  der  Eheschliessung  wichtig  werden. 

Die  constituirende  Belgische  Versammlung,  wie  sehr  sie 
auch  mit  katholischen  Elementen  versetzt  gewesen  war,  hatte 
die  Civilehe  als  nothwendige  Consequenz  jener  Unabhängig- 
J^eitserklärung  der  Kirche  adoptirt:  Es  war  nicht  zu  bezwei- 
feln, dass  mit  dem  von  dort  überkommenen  Principe  auch  die 
i^olgerungen  desselben  ausgesprochen  werden  müssten. 
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Grandrechte         ^^fi  12.  September  formulirte  die  Nationalyersammluncr 

Art«  111«  9*  14.  *^  «    •  • 

den  Artikel  IIL  §.  14.  der  Grundrechte  dahin  ^: 

yyJede  ReUgionsgesellschaft  (Kirche)  ordnet  und  verwaltet 

ihre  Angelegenheiten  selbsietändig,  bleibt  aber,  wie  jede  andere 

Gesellschaft  im  Staate,  den  Staatsgesetzen  unterworfen^*. 

Die  ciTUehe.         Schon  die  nächste  Sitzung  brachte  die  Frage  der  Civilehe 

v«SI(5in*l-^^^  Erörterung.     Der  Antrag    des    VerfassungBausschusses 

anucboBBee  lautete: 

§.  15.  „Niemand  soll  zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder 
Feierlichkeit  gezumngen  werden**, 

§.  16.  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der 
Vollziehung  des  Civilactes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann 
erst  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden"^. 

Ich  Tvill  die  zahkeichen  Amendements  übergehen,  M^elche 
eine  Abänderung  des  Artikels  bezweckten,  und  die  theilweise 
gar  nicht  die  nöthige  Unterstützung  erhielten. 
AntwgTon  Wichtiger  war  der  Antrag  des  Abgeordneten  der  Stadt 

Bonn,  Deiters. 

Dieser  erklärte  sich  völlig  einverstanden  mit  dem  ersten 
Theile  des  §•  16.;  er  sah  in  der  Civilehe  das  einzige  Mittel 
die  bürgerlichen  Verhältnisse  bei  der  grossen  Verschiedenheit 
der  Confessionen  auszugleichen;  aber  er  wollte  den  letzten 
Theil  des  Paragraphen  gestrichen  wissen.  Es  liege  in  dem 
Satze  ein  Verstoss  gegen  die  Selbstständigkeit  der  Religion5- 
gesellschaften,  welche  ja  von  der  Nationalversammlung  schon 
sanctionirt  sei.  „Die  kirchliche  Trauung",  sagte  er,  „ist  ebt^i 
,  ,  ,  .  ein  rein  kirchlicher  Act;  er  hat  als  solcher  gar  keine  bürger- 
lichen Folgen;  es  kann  ihm  von  Staatswegen  auch  keine  bestimmt' 
Form  vorgeschrieben  werden". 
DieriDger.  An  Deiters  schloss  sich  Dieringer  von  Bonn;    auch 

er  sprach  nicht  gegen  die  Civilehe,  gegen  die  überhaupt  keine 
einzige  Stimme  in  der  ganzen  Versammlung  laut  wurde »  son- 
dern allein  gegen  das  staatliche  Verbot  der  früheren  kirch- 
liehen  Trauung. 

So  kam  es,  dass  die  Debatte  vollständig  denselben  TTeg 
einschlug,  auf  dem  sich  die  Belgischen  Verhandlungen  bewegt 
hatten,  dass  über  die  Güte  und  Annehmbarkeit  der  Civilehe 

1  Wigard  Stenograph.  Bericht  über  d.  Verhandl.  d.  deutschen  con-^ 
stituirenden  NationalverBamml.  (Leipz.  1848.)  3, 2001. 
*  ebendas.  2011.ff. 
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gar  nicht  discutirt  wurde  ^  sondern  nur  über  ihr  Verhältniss 
zur  kirchlichen  Trauung. 

Den  beiden  genannten  Bednem  trat  Mittermaier  ent-  MitunuAier. 
gegen.    Er  war  der  einzige^  der  ausführlicher  seine  Ansicht 
begründete. 

Zuvörderst  wies  er  darauf  hin,  dass  die  Gleichstellung 
aller  Confessionen,  welche  die  Nationalversammlung  ausge- 
sprochen, die  Mündigkeitserklärung  der  Kirche,  die  sie  für 
gut  befunden  habe,  nothwendig  als  Ergänzung  der  Civilehe 
bedürfe.  Andernfalls  nöthige  man  entweder  den  Staat,  sich 
Bestimmungen  zu  unterwerfen,  die  er  nicht  getroffen  habe, 
und  über  die  er  keine  Gewalt  besitzen  solle,  oder  man  zwinge 
die  Kirche  in  eine  Unterwürfigkeit  gegen  staatliche  Anord- 
nungen hinein,  die  mit  kirchlicher  Freiheit  unverträglich  sei. 

Er  widerlegte  die  Befürchtungen,  dass  durch  die  Civilehe 
der  kirchliche  Sinn  des  Volkes  gekränkt  oder  gefährdet  werde. 
Er  habe  in  einem  grösseren  französischen  Orte  die  Elirchen- 
bücher  mit  den  Gemeindebüchem  verglichen  und  gefunden, 
dass  neben  der  bürgerlichen  Ehe  regelmässig  die  kirchliche 
Trauung  vorkomme. 

Dann  aber  bat  er,  die  Anträge  von  Deiters  imd  Die- 
ringer  zu  verwerfen. 

Es  sei  freilich  inconsequent,  gegen  Kirche  und  Geistliche 
einen  Zwang  auszuüben,  aber  es  sei  nothwendig,  um  die  Sitte 
des  Volkes  nicht  mit  dem  Gesetze  in  schädlichen  Conflict  zu 
bringen,  und  man  würde  sonst  in  Deutschland  dieselben  Miss- 
stände zu  beklagen  haben,  die  in  der  Belgischen  Kammer 
Erwähnung  gefunden  hätten. 

Schliesslich  stellte  er  noch  zwei  Anträge,  von  denen  der 
eine  die  Aufhebung  der  Religionsverschiedenheit  als  Ehe- 
hindemiss  bezweckte,  der  andere  bürgerliche  Beamte  mit  der 
Führung  der  Civilstandsregister  betraut  wissen  wollte. 

Gleich  nach  seiner   mit  allgemeinem  Beifalle  aufgenom-  ^Debltttef"^ 
menen  Rede  wurde  der  Schluss  der  Debatte  angenommen, 
und  nach  wenigen  Worten  des  Berichterstatters  Beseler  zur 
Abstimmung  geschritten. 

Die  zahlreichen  Nebenanträge  wurden  verworfen,  und  dann 
ohne  namentliche  Abstimmung  der  §.  16.  in  folgender  FassungAnnahme  der 
angenommen: 

y^Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  nur  von  der  Voll- 
Ziehung  des  Civilactes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  kann  nur 

j      Friedberg,  Eheschliessung,  ^O 
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nach  der  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden^    DU  BeB^ion*' 
Verschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  Ehehindertdss*  Die  Standti- 
bUcher  werden  von  den  bürgerlichen  Behörden  geführt". 
Lwu^.  ^^^  Artikel  ist  bei  der  zweiten  Lesung  nicht  veränden 

worden.    Auch  wurde  Seitens  der  Versammlung  keine  weitere 
Discussion  beliebt^. 


Antrag,  ein  Schou  bei  der  ersten  Berathuni;  des  5.  16.  war  der  An- 

die  ciTiiohe  traf  ficestelit  worden,  dass  der  (iesetzs:ebuns:8auB8chu88  einei 

auflzaarbeltcn       ^  °  ...  . 

Gesetzentwurf  über  die  Civilehe  ausarbeiten  und  der  Yereamm- 
lung  zur  Genehmigung  vorlegen  solle.  Am  12.  October  wurde 
er  wiederholt  und  am  12.  Januar  1849.  erstattete  der  Abge- 

Bericht«  ,  ^ 

mtattang.  ordnete  Michelsen  Namens  des  Verfassungsausschusses  Be- 

Mlchelsen*  ° 

rieht'.  Er  empfahl,  über  den  Antrag  zur  Tagesordnung  über- 
zugehen. 

Am  30.  Juiuar  wurde  der  Bericht  zur  Berathung  gestellt^ 
Er  wies  darauf  hin,  dass  es  sich  hier  um  einen  Gegenstano 
handele,  der  nach  Art.  3.  des  Einfuhrungsgesetzes  der  Grund- 
rechte der  Abänderung  oder  Ergänzung  der  Landesgesetz- 
gebungen  anheim  falle,  „und  der  theilweise  mit  der  Geseizgebwc 
über  das  Elierecht  in  nothwendigem  Zusammenhange  sUkd 
theils  in  die  Organisation  des  Beamtenwesens  und  der  öffentM^* 
Verwaltung  eingreifend,  schon  deshalb  der  Legislatur  der  Einzii' 
Staaten  anheim  fallen  muss,  weil  es  durchaus  untliunKch  «^ 
würde,  ohne  Weiteres  durch  ein  allgemeines  Reichsgesetz  ^  ^ 
stimmen,  welche  bürgerliche  Behörden  in  den  einzelnen  deuUc-l^ 
Ländern  künftig  in  der  besagten  Beziehung  als  Civüstandshto^ 
zweckmässig  zu  fungiren  haben  sollen*^ 
ddb8.  Für  den  Ausschussantrag  nahm  Buss  aus  Freiburg  (i^^ 

Wort. 

Er  erklärte  die  Civilehe  für  eine  „logische  Nothwendigi^^  ^ 
aber  er  könne  sich  nicht  verhehlen,  dass  sie  „^  kirchlicf^ 
Ueberzeugungen  und  die  allmächtige  Sitte  des  Volkes"  verlebt 
Deswegen  solle  man  Nichts  übereilen,  zumal  in  fast  allen  Staates 
mit  einer  Beorganisation  der  Behörden  vorgeschritten  werde. 

1  ebendas.  6,  4135;  danach  §.  20.  und  21.    Zu  bemerken  ist,  d«^ 
auch  die  yod  der  preussischen,  s&chaischen  und  hannoversches 
Regierung  in  Berlin  vereinbarte  Verf.  v.  28.  Mai  1849.  in  Art  5.  §•  ^^' 
(bei  Rauch  parlament.  Taschenbuch  Heft  5.  S.40.)—  obligatorische Civu* 
ehe  vorschrieb.    Ebenso  der  hannoversche  Entwurf,  e b e n d a s. S.  1 1 

^  ebendas. 4538.  " 

8  ebendap.  7, 4931. 
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Kach  den  eingehenden  Erörterungen  des  Berichterstatters 
und  des  Abgeordneten  Lette  aus  Berlin   verwarf  denn  auch  QerAntrn" 
die  Viersammlung  den  vorliegenden  Antrag,  der  übrigens  in  verworfen. 
«mem  neuen  Amendement  des  Abgeordneten  Huck  eine  £r- 
T\*eiterung  und  Verbesserung  erfahren  hatte. 

Es  ist  bekannt,  dass  die  deutschen  Grundrechte  niit8ammt"®^®P^^°2®'^ 
der  deutschen  Verfassung  nicht  in  das  Becht  aller  einzelnen  °™°*'®*^*'*®- 
deutschen  Staaten  übergegangen  sind.  Wurden  sie  doch  durch 
den    Beschluss    der    reactivirton    Bundes-Versamm- J®*^^"^^^: 
lang  V,  23.  August  1851.  geradezu  aufgehoben ^    Aber  den-2^°JJ^°",U{ 
noch  sind  die  dort  niedergelegten  Grundsätze  von  vielen  gleich- 
zeitigen Gesetzen  angenommen  worden,  und  damit  auch  die 
Civilehe. 

Ich  lasse  die  einzelnen  Länder  folgen. 

a.  Frankfurt  am  Main. 

Die  Einführung  der  französischen  Ehegesetze  in  Deutsch-  n««  franz. 
land  drohte  den  Conflict,  welcher  in  Frankreich  zwischen  Staat  i^eutscwand. 
und  Earche  obwaltete,  auch  nach  Deutschland  zu  übertragen. 
Die  ängstliche  Scheidung  von  Geistlichem  und  Weltlichem  bei 
der  Ehe  war  in  den  rheinischen  Landen  wenigstens  unerhört, 
und  verwirrte  Pfarrer  und  Bischöfe  in  gleicher  Weise. 

Es  schien  Sache  des  Primas  der  deutschen  Kirche  zu  sein, 
seinen  Einfiuss  hier  geltend  zu  machen  und  eine  Harmonie 
der  staatlichen  und  kirchlichen  Anordnungen  zu  bewirken.  Er 
Hess  deshalb  auf  Wunsch  der  Ordinariate  durch  den  General- 
Vicar  und  Bisthumsverweser  Freiherrn  von  We88enberg,{^^"^J^fJj^'*!J 
eine  ausführliche  Denkschrift  entwerfen,  die  den  rheinischen^^'*^'***'"***'«- 
Höfen  und  namentlich  dem  baierischen  übergeben  werden,  und 
•das  Becht  der  Kirche  gegenüber  den  staatlichen  Gesetzgebimgen 
\yahren  sollte. 

Wir  können  füglich  die  zahlreichen  Bedenken  und  Ab- 
änderungsvorschläge übergehen,  welche  hier  in  Bezug  auf 
Ehescheidung,  gemischte  Ehen  u.  s.  w.  gemacht  wurden:  aber 
auch  die  Form  der  Eheschliessung  war  Gegenstand  eingehend- 
ster Erörterung. 

Es  wäre  nicht  zu  vermeiden,  erklärt  die  Denkschrift^,  dass 

1  Vgl.  Z  ach ari ae  deutsch.  Staats-  u.  Bundesr.  1, 228. 

3  Abgedruckt  bei  Kopp  die  kathol.  Khrche  im  neunzehnten  Jahrh. 
<Mainz  1830.)  432.  ff.;  auch  bei  Linde  Ueber  Abschliess.  u.  Auflösung  d. 
£he  (Giessen  1846.)  13.  ff. 

42* 
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durch  den  Grandsatz,  die  Ehe,  die  von  dem  CiTÜbeamten  ge- 
schlossen sei,  habe  volle  bürgerliche  Kraft,  das  Ansehen  jener 
höheren  Sanction,  welche  die  Ehe  von  der  Religion  empfängt, 
tief  herabgesetzt  und  geschwächt  würde.  Der  Staat  hätte  der- 
malen ein  weit  grösseres  Interesse,  die  religiöse  Sanction  der 
Ehe  zu.  verstärken,  als  schwächen  zu  lassen;  da  ohnehin  60 
viele  Umstände  zusammenwirken,  um  die  Bande  der  Moralitat 
zu  lösen  oder  lockerer  zu  machen,  und  den  Trieben  der  Sinn- 
lichkeit freien  Spielraum  zu  eröffnen. 

„7n  Frankreich  hat  die  dort  bestellende  Gesetzgebung  die 
Folge,  dasa  die  Bischöfe  und  untergeordneten  Seelsorger  sich  in 
die  Nothwendigkeit  versetzt  sehen,  diejenigen,  die  Eheverbindungen 
eingehen,  welche  zwar  das  Civilgesetzbuch  für  gültig  anerkennty 
die  Kirche  hingegen  verwerfen  muss,  von  der  Gemeinschaft  der 
Kirche  und  dem  Gebrauche  der  Sakramente  auszuscJiUessen.  Wk 
wenig  die  Einführung  eines  solchen  öffentlichen,  durch  häufige 
Thatsachen  kundgemachten  Widerspruches  zwischen  Staat  und 
Kirche  in  Deutschland  dem  wahren  Interesse  der  Völker  und  der 
Regierung,  der  Muhe  und  sittlichen  Ordnung  entsprechen  mrdty 
bedarf  wohl  keines  Beweises*^. 

Deswegen  stellte  die  Schrift  die  Forderang  auf: 

„Der  Staat  erklärt  die  von  der  Kirche  gemachten  Bestim- 
mungen, dass  zur  Gültigkeit  der  Ehe  die  Schliessung  derselben 

von  dem  eignen  rechtmässigen  Seelsorger  erforderlich  sei 

auch  als  Grundsatz  der  Civilgesetzgebung",  — 

Es  war,  wenn  man  die  Zeitverhältnisse  in  Betracht  zieht« 
unter  denen  die  Denkschrift  entstanden  war,  durchaus  nicht 
wunderbar,  dass  sie  ruhig  im  Cabinete  des  Fürst-Primas  liegen 
blieb,  und  dass  kein  Versuch  gemacht  wurde,  die  rheinischen 
[Regierungen  zur  Annahme  der  dort  niedergelegten  Grundsätze 
zu  bestimmen^;  merkwürdig  aber  war  es  in  der  That,  dass 
Dalberg  selbst  so  wenig  bei  dem  Programme  verharrte,  wel- 
ches er  doch  den  anderen  empfohlen  hatte. 
Gios8h«nog.         Für  das  neu  errichtete  Grossherzogthum  Frankfurt  Jie55 
itart.      er  ohne  grosse  Modificationen  die  französischrechtlichen  Nor- 
men Platz  greifen.  j 
^^'^^'          Schon  am  15.  September  1809.  hatte  er  für  die  da- 
maligen Theile  seines  Kelches  die  Keception  des  Code  Napo- 
leon befohlen':  welche  aber  durch  die  in  Folge  der  Conven* 

1  Kopp  a.a.  0.431. 

2  GroBsherzogl.  Frankf.  RegieruDgBblatt  (Frankf.  1810)1,^ 
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tion  V.  19.  Februar  1810.  bewirkte  Territorialveränderung  und 
die  dann  erfolgte  Begründung  des  Grossherzogthums  Frank- 
furt bis  zum  1.  Januar  1811.  hinausgeschoben  wurde^. 

Eine  genaue  Ministerialinstruction  v.  24.  November^I^JJJ^figYo. 
1810.^  erläuterte  die  auf  den  Civilstand  bezüglichen  Anord- 
nungen des  Code  und  <Ue  von  der  Regierung  für  gut  befun- 
denen Aenderungen  derselben,  die  in  demPatente  v.  25.  Juli25rj|nr]809. 
1809.  ausgesprochen  waren. 

Die  letzteren  waren  in  doppelter  Hinsicht  bemerkenswerth. 

Einmal  nämlich  wurde  die  kirchliche  Trauung  ihrer  recht- 
lichen Wirksamkeit  nicht  völlig  entkleidet  und  andererseits 
tiuch  die  Kirchbuchfuhrung  beibehalten. 

Die  Brautleute  müssen  sich  zuvörderst  zu  ihrem  Pfarrer 
begeben  und  von  ihm  einen  Schein  zu  erlangen  suchen,  dass 
ihrer  Ehe  keine  kirchlichen  Hindemisse  entgegenstehen. 

Sind  solche  vorhanden,  die  auch  staatlich  Anerkennung 
gefunden  haben,  so  hat  das  bürgerliche  Gesetzbuch  über  Dis- 
pensationen u.  s.  w.  schon  Vorsorge  getroffen;  hat  der  Staat 
dagegen  dieselben  nicht  berücksichtigt,  so  muss  der  Dispens 
der  Kirche  nachgesucht  werden. 

Mit  diesem  Scheine  begeben  sich  die  Brautleute  zu  dem 
Civilstandsbeamten^,  erbitten  die  bürgerlichen  Aufgebote  und 
werden  bürgerlich  getraut. 

Dann  aber  folgen  wieder  mit  gleicher  Wichtigkeit  die 
kirchlichen  Proclamationen  und  die  kirchliche  Trauung:  und 
erst  jetzt  ist  die  Ehe  gültig  geschlossen. 

Die  nach  der  Yorschrift  des  Code  Napoleon  geführten 
Civilstandsregister  „&'c/Vm  allein  für  den  bürgerlichen  Stand 
Beweis" f  während  die  in  den  Händen  der  Pfarrer  befindlichen 
Kirchenbücher,  welche  anstatt  der  Geburten  die  Taufen,  anstatt 
der  Civiltrauungen  die  kirchlichen  vermerken,  als  legale  Be- 
urkundung nicht  mehr  in  Betracht  kommen.  — 

Am  4.  April  1811.  wurde'dann  eine  Taxordnung  für  die4.Aprui8ii. 
Civilstandsbeamten   erlassen^   und  am  5.   Dezember   eine  s. Dez.  isii. 

^  ebendas. 

s  ebendas.  1, 170. ff. 

8  Wo  nicht  eigene  Beamte  ernannt  waren  —  so  für  Asch  äffen  bürg: 
ebendas.  1, 158.,  Fulda:  1, 160.,  Hanau:  1, 162.,  Wetzlar:  1, 156. — , 
versah  der  Ortsvorstand  mit  der  Localpolizei  die  Functionen  des  Civil- 
Standes,  ebendas.  1, 173. 

^  ebendas.  1,433. 
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durch  die  neue  Gerichtsorganisation  veranlasste  Verordnung, 
betreffend  die  Paraphirung  der  Civilstandsregister^. 


Der  Code  civil  Die  Occupstion  der  alliirten  Truppen  machte  auch  hier 
den  französischen  Zuständen  ein  Ende. 

Veraig.  V.  Eine  Verfügung  des  General-Gouvernements  v.  16, 

Januar  1814.^  hob  erstens  die  Gesetzeskraft  des  CJode  Napo- 
leon auf  und  bestimmte  femer: 

ijDie  Beurkundung  des  bUtrgerUchen  Mechtszustandes,  welche 
seit  1811.  den  Polizeibehörden  und  Ortsvorständen  unter  der  Auf- 
sicht der  betreffenden  Gerichte  erster  Instanz  übertragen  war,  ist 
künftig,  wenn  nicht  früher  schon  eigene  Kirchenbuchführer  be- 
standen haben,  den  Seelsorgern  wieder  überlassen,  welche  dieselk, 
wie  vorhin,  durch  gut  eingerichtete  Kirchenbücher  zu  bewerhul- 
ligen  haben". 

I^iSuisiT.  ^^®  ®™  1^"  Dezember  1813,  wiederhergestellte  „Freie 
Stadt  Frankfurt"^  beseitigte  durch  Verordnung  v.  8.  Juli 
1817.*  die  Civilehe. 


^Ireäu?^'  Auch  für  Frankfurt  waren  aber  die  Bestimmungen  der 

Grundrechte  maassgebend. 
^^rfüb«'  Schon  am  18.  Mai  1849.  wurde  der  verfassungsgebenden 

Civilehe.  Versammlung  ein  Gesetzentwurf  des  Senates  vorgelegt*,  welcher 
die  Einfuhrung  der  Civilehe  anordnete,  und  der  schon  am 
21.  Mai  einer  Commission  zur  Prüfung  übergeben  werdea 
konnte^. 
^vS^cWto''  Diese  aber  wich  in  ihren  Vorschlägen  mannichfach  von 
den  Senatspropositionen  ab,  wenngleich  sie  das  Princip  der 
Civilehe  adoptirte'^. 

Vor  Allem  empfahl  sie  bei  der  materiellen  Verschieden- 
heit der  in  dem  Gesetze  angeordneten  Bestimmungen,  lieber 
zwei  Gesetze  zu  erlassen,  deren  eines  der  Standesbuchfiihrong^ 
das  andere  der  Civilehe  gewidmet  sei,  dann  aber  kämpfte  sie 
gegen  die  Ansicht  des  Senats,  dass  die  Führung  der  Civil- 
standsregister  Sache  der  „Regierungsgewalt**  sei 

Sie  glaubte  vielmehr  dieselbe  den  Gemeindebehörden  nach 

1  ebenda8.2,466.  —  >  ebendas.  d,249.f.  —  a  ebenda8.3,2S5. 

«  Gea.-  u.  Statuten-SammL  d.  Stadt Frank£  (1817.)  1, 81. 

6  Protokolle  und  Aktenstücke  der  verfassungsgebenden 
Versammlung  des  Freistaats  Frankfurt  L  1848/49.  (Frankf.  s,W 
228.  (Mir  vom  Senator  Hr.  Dr.  Reinganum  zur  Disposition  gestellt.) 

0  ebendas.  2S5.  -^  7  ebendas.  S67.f. 
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französischQm  Muster  überlassen  zu  müssen.  „Es  ist  das 
Naturgemässe^%  erklärt  der  Ausschussbericht  v.  5,  Sep- 
tember, „in  allen  Fällen,  wo  die  Einheit  des  Staates  dadurch 
nicht  gefährdet  wird,  die  Verrichtung  eines  öffentlichen  Actes  den 
Gemeindebehörden  zu  überweisen.  Nun  ist  es  aber  selbstredend 
nicht  einzusehen,  warum  der  Staat  als  solcher  durch  seine 
Beamten  die  Geburten,  Adoptionen,  Aufgebote,  Trauungen  und 
Sterbefälle,  die  in  sämmtliehen  Gemeinden  vorkommen,  aufzeich- 
nen soll.  Viel  natürlicher  ist  die  Ansicht,  dass  sich  diese  Func- 
tion zu  einer  Gemeindesache  eigne  .  .  .  "^ 

Nur  für  die  Landgemeinden  wurde  eine  Ausnahme  zuge- 
lassen,  weil  man  hier  nicht  die  Existenz  von  hinlänglich  rechts- 
kundigen Communalbeamten  voraussetzen  könne.  Deswegen 
sollte  das  Aufgebot  aller  Staatsangehörigen  bei  dem  städti- 
schen Standesbuchführer  angenommen  werden« 

Für  die  Function  der  Trauung  schlug  der  Ausschuss  die 
Person  des  Bürgermeisters  vor,  weil  es  „würdevoller  und  der 
Feierlichkeit  des  Actes  angemessener  sei,  wenn  der  erste  Beamte 
der  Gemeinde  denselben  vollzieht^ 

Endlich  wurde  im  Art,  6.  —  dem  Art.  36.  des  Verfassungs- 
entwurfes entsprechend  —  eine  Strafe  für  die  Geistlichen  fest- 
gesetzt, welche  die  kirchliche  Trauung  der  Civilehe  voran- 
gehen lassen  würden.  * 

Am  1.  October  begannen  die  Debatten  der  verfassungs-  Debaucn. 
gebenden  Versammlung,  die  am  3.  und  10.  fortgesetzt  wurden^, 
und  die  sich  hauptsächlich  um  die  durch  den  Ausschuss  an- 
geregte Frage  drehten,  ob  die  Ernennung  der  Civilstands- 
beamten  Staats-  oder  Gemeindeangelegenheit  sei. 

Dabei  wurde  der  Commissionsvorschlag  verworfen  undAntrngjacho. 
der  Antrag  des  Dr.  Jucho  angenommen: 

„Der  Standesbuchführer  der  Stadtgemeinde  und  dessen 
Geliülfen,  die  Schreiber  und  Canzleiboten,  sowie  die  Standes- 
buchführer der  Landgemeinden,  werden  von  der  zweiten  Civil- 

^  §.  2.  des  Senat-Entwarfes  lautete: 

„Die  Standesbuchföhrung,  als  Zweig  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit, 
steht  unter  der  Ober- Aufsicht  der  zweiten  Abtheilung  des  Stadtgerichts". 

Der  §.  4.  des  Ausschussentwurfes : 

„Der  Standesbuchführer  der  Stadtgemeinde  und  dessen  Gehülfen,  die 
Schreiber  und  Canzleiboten,  sowie  die  Standesbuchführer  der  Landge- 
meinden, wenn  diese  nicht  die  Bürgermeister  sind,  werden  von  dem  Ge- 
meinderathe  in  Pflichten  genommen  ". 

*  Nach  dem  Senatsvorschlage  traute  der  Civilstandsbeamte. 

^  Verhandlungen  a.  a.  O.  402.  f.  435. 
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abtheilung    des  Stadigerichu    bestätigt    und   in   Pßidit  p- 


nommen^^ 


,    sonst  aber  im  Wesentlichen  die  CommissionsYorschläge  ge- 
nehmigt 
?äSSS!         Am  12.  November  erfolgte  die  Verlesung  und  G^- 
migung  der  beiden  Gesetze»  die  dann  dem  Senate  übersandt 
wurden^« 

Dieser  aber  zog  vor  der  Publication  noch  die  Gutachten 
BdTition  der  der  Gerichte  ein,  welche  in  mehreren  Beziehungen  Aenderus- 
***  **    gen  für  wünschenswerth  und  nothwendig  erklärten*.  — 

Erst  am  2.  Juli  1850.  wurden  die  neuen  Senatsvorschläge 
BartthoDg.  der  gesetzgebenden  Versammlung  wieder  zur  Berathung  vor- 
gelegt» und  nachdem  die  am  6.  Juli  ernannte  Commission  an 
1.  November  Bericht  erstattet  hatte»  mit  geringen  Aendenin- 
°JfJ^«j^*'gen  angenommen'.    Die  Gresetze  selbst  wurden  am  19,  No- 
vember 1850.  publicirt^. 

Sie  beseitigten  die  kirchliche  Trauung  durchaus, 
Hessen  an  deren  Stelle  die  Abschliessung  der  Ehe  vor  der 
bürgerlichen  Obrigkeit  treten.  Die  Aufgebote  werden  bürger- 
lich verkündet  und  die  Begistrirung  der  Ehe  durch  den  Civil- 
standsbeamten  vorgenommen. 

Eine  Strafandrohung  verhindert  die  Vollführung  der  kird)- 
lichen  Trauung  vor  der  bürgerlichen. 

oWiStoriicIlJ        ^^^  Opposition  gegen  das  Gesetz  beruhigte  sich  aber  eo 
b^dtiS»nr  ^^^  ^^^^  mcht.  Schon  am  31.  Januar  1851.  wurden  der  gesetz- 
gebenden Versammlung  reformatorische  Anträge  vorgelegt^- 
Motive.  ,,  Offenbar",  so  sagten  die  Motive,  „vnlnacht  nur  ein  sehr 

kleiner  Theil  der  Bürgerschaft  die  Einführung  der  bürgerlich^' 
Ehe.  Obgleich  sie  in  den  wenigsten  deutschen  Staaten  z^^ 
lassen  ist,  so  wollen  wir  dennoch  sie  Niemanden  vorenthaütn. 
Aber  eben  so  wenig  kann  es  der  wahren  Freiheit  entspred^- 
irgend  ein  Brautpaar  zu  zwingen,  gegen  seine  Ueberzeugung  sidi 
bürgerlich  trauen  zu  lassen.    Ein  solcher  Zwang  lässt  sieh  mVn- 

1  ebenda8.455. 

<  Mittheil,  aus  d.  Protok.  d.  gesetzgeb.  VersammL  d.  freien 
St.  Frank!  18JK).  11, 33. 130. 

*  ebendas.  208.  233. 

^  Oe8.-Samml.  d.  fr.  Stadt  Frankfurt  (Frankf.  1854.)  9, 345.  Ab- 
gedruckt hinten  Anhang  No.  1 . 

5  Mittheil.  aus  d.  Protok.  d.  gesetsgeb.  VersammL  d.  freiem 
Stadt  Frankfurt  1851. 11,  78.  f. 
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mer  rechtfertigen.    Wer  ihn  verlangt,  wiü  nur  Freiheit  für  sich 
und  Beschränkung  für  Andere*^. 

Daher  wurde  vorgeschlagen,  den  §.  12.  des  Gesetzes  Über 
bürgerliche  Ehe  aufzuheben  und  dafür  zu  bestimmen: 

9,  Eine  Ehe  kann  gültig  geschlossen  werden  entweder  nach 
seitherigem  Verfahren  kirchlich  oder  aber  bürgerlich.  Der  kirch- 
liehen  Trauung  geht  das  kirchliche  Aufgebot,  der  bürgerlichen 
Trauung  das  bürgerliche  Aufgebot  voraus*'.  —  Also  facultative 
Civilehe  an  Stelle  der  obligatorischen. 

Am  31.  Januar  1851.  wurde  jedoch  der  Antrag  mit  43  ^"^^i^*"' 
gegen  30^  Stimmen  als  unzulässig  verworfen^. 

b.  Schwarzbttrg-Sondershausen. 

Der  Verfassungsentwurf,  welchen  die  Begierung  L  J-^tlJSrfisS! 
1849.  den  Ständen  zur  Berathung  vorlegte,  verordnete  die 
Civilehe  in  der  Fassung  der  deutschen  Crrundrechte.  Der 
Landtag  genehmigte  den  bezüglichen  §.  23.  in  der  Sitzung 
V.  3.  Juli  einstimmig^  und  hielt  auch  bei  der  zweiten  Lesung 
den  früheren  Schluss  aufrecht,  zumal  die  Kegierung  selbst 
sich  für  denselben  ausgesprochen  hatte'''. 

Aber  einstweilen  trat  das  neue  in  §.  23.  der  Verfas- 
sungs-Urkunde V.  12.  Dezember  1849.^  sanctionirte  Recht 
noch  nicht  in  Kraft.  Vielmehr  erklärte  die  Kegierung  in  einer 
Denkschrift  v.  7.  Januar  1850.,  dass  es  dazu  eines  be- 
sonderen Gesetzes  bedürfe,  welcher  Meinung  die  Stände  frei- 
lich beitraten,  zugleich  aber  um  den  baldigen  Erlass  eines 
solchen  baten  ^. 

Inzwischen  erfolgte  jedoch  die  Revision  der  Verfassung.  ^f^i^J^^ 
Die  Regierung  verlangte  die  Aufhebung  aller  Bestimmungen 
„in  so  weit  sie  in  nichtssagenden  Phrasen  oder  Principien  bC" 
stehen,  welche  nie  in  allen  ihren  Consequenzen  zur  Anwendung 
kommen  können  und  dürfen,  oder  ausser  den  Wünschen  und  Be^ 
dürfnissen  der  Staatsangehörigen  Kegen"^.  Dazu  sollte  auch 
der  gesammte  §.  23.  gehören. 

Allein  die  Regierung  erlangte  dabei  nicht  die  volle  Zu- 

1  ebendas. 

^  Verhandl. des  zur  Vereinbar,  d.  Verfass.  berufenenLand- 
tages  d.  Fürstenth.  Schwarzb.-Sondersh.  1S49 — 50«  S.  105. 

5  ebendas.  285. 

^  Zachariae Verfassungsgesetce 987 . 

6  Verhandl.  a.  a.  0. 665. 

0  Denkschr.T.  18.  Mfirz  1852. 
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Stimmung  der  Stände.  Mit  14  gegen  3  Stimmen  beschlossen 
sie  am  12.  Juli  das  Eheverbot  zwischen  Juden  und  Christen 
auch  fernerhin  fortfallen  zu  lassen^,  und  so  beseitigte  denn 
^^'liii,^^^'^^^  Gesetz  V.  2,  August  1852.*  nur  die  auf  Civilehe  und 
Führung  der  Civilstandsregister  bezüglichen  Bestimmungen 
der  Verfassungsurkunde. 

Dennoch  ist  aber  bis  jetzt  noch  kein  Gesetz  erlassen  wor- 
den, welches  für  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  nähere 
Anordnungen  träfe. 

c.  Waldeck. 

In  Waldeck  hatte  die  kirchliche  Trauung   schon  seit 

langer  Zeit  geherrscht.    Die  alten  Vorschriften  über  Verlöb- 

o«s.T^Aprii^;gg^3  ^a^en  den  9.  April  1837.  erneuert  worden*,  die  Ge- 

^••t^fS:;^- setze  v.  29.  April  1831.»  und  3.  Dezember  1836.«  gaben 

April  1831.11.  *^'  ^  ^  ° 

3.Dec.  1886.  ausfuhrliche  Anordnungen  über  die  Kirchenbuchfiihrung  und 
verlangten  namentlich  die  Anfertigung  von  Duplicaten,  die 
alljährlich  den  Gerichten  übergeben  werden  sollten,  die  Be- 

v^jyjdn-T-  Stimmungen  v.  15.  März  1833."^  und  5.  November  182().' 

IC.  MSrs  1833.  *^ 

"'m^**^'  8*^®^  Anordnungen  über  Copulationen  und  Trauungen  im 
Auslande.  Die  ganze  Gesetzgebung  wich  gar  nicht  oder  docii 
nur  unbedeutend  von  der  anderer  Staaten  ab. 

Das  Jahr  1848.,  das  Vorbild  der  Grundrechte,  wirkte 
aber  auch  hier  ein. 

Eine  Versammlung  von  Abgeordneten  trat  zusammen, 
um  ein  für  die  Fürstenthümer  Waldeck  und  Pyrmont  ge- 
^ü.  V.  23.  meinsames  Grundgesetz  zu  berathen,  und  am  23.  Mai  184'J. 
wurde  die  Verfassungs-Urkunde  publicirt®. 

Diese  verkündete,  wie  die  deutschen  Grundrechte,  tu? 
Trennung  von  Kirche  und  Staat,  und  zog  auch  in  den  §§.  1'^^- 
und  20.  für  das  Recht  der  Eheschliessung  die  in  den  Grund- 
rechten niedergelegten  Consequenzen. 

1  VerhandLd.  III.  ordentl.  Landtages  492. 

2  bei  Z  aoh  ariae  a.  a.  0. 1004.  ff. 

s  Das  waren  die  Verordnangen  v.  12.  Octobex  1702;  Ib.  Af^' 
1719;  18.  April  1782. 

A  Curtze  d.  kirchl.  QeBetzgeb.  d.  Fürstenth.  Waldeck  (AroUen  1851 ) 
417. 

^  ebendas.  S81.  —  ^  ebendas.414. 

7  ebendaB.  392.  —  ^  ebendas.  844. 

9  Abgedruckt  in  Rauch  Parlamentär.  Taschenb.  Lief.  5.  S.  168.  f|  ^^^ 
auf  die  Kirche  bezüglichen  Stellen  bei  Curtze  8.  a.  0. 468. 
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Dennoch  traten  diese  Anordnungen  nicht  gleich  in  Kraft ;  • 
yielmehr  setzten  die  Zusatzparagraphen  zu  den  Paragraphen 
I8.9  19.  und  20.  fest  9  dass  bis  zum  Erlass  eines  eigenen  Ge* 
setzes  das  frühere  Recht  in  Geltung  bleiben  solle.  — 

Die  Verfassung  selbst  hatte  aber  eine  Anfechtung  zu  er» 
leiden,  die  nur  in  den  eigenthümlichen  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen Yon  Wal  deck  eine  Grundlage  fand^ 

Prinz  Hermann  v.  Waldeck  legte  bei  der  deutschen 
Bundesversammlung  gegen  das  Grundgesetz,  welches  er  nicht 
genehmigt  hatte,  Beschwerde  ein,  und  durch  Beschluss  der  B^^^Jgg^^^" 
Bundes-Versammlung  v.  7.  Januar  1852.  wurde  die  Wal-«y^^|"i"^J;^- 
deckische  Kegierung  zur  Abänderung  der  Verfassung  aufge- 
fordert*. 

Während  der  mit  Zustimmung  des  inzwischen  volljährig 
gewordenen  Fürsten  Georg  Victor  fortdauernden  Vormund- 
schaft wurde  eine  Revision  des  Grundgesetzes  vorgenommen 
und  am  17.  August  1852.'  die  jetzt  geltende  Verfassungs- ^^^;  Jj^^j^* 
Urkunde  publicirt. 

Diese  proclamirt  zwar  auch  die  Freiheit  der  Kirche,  aber 
hat  die  Civilehe  fallen  lassen.     Nur  §.  40.  bestimmt: 

„7n  wiefern  bei  Religionsverschiedenheit  eine  bürgerliche  Ehe 
stattfinden  kann,  soll  durch  das  Gesetz  bestimmt  werden". 

Ein  solches  Gesetz  ist  aber  bis  jetzt  noch  nicht  erlassen 
worden. 

d.  Mecklenbnrg- Schwerin. 
InMecklenburff-Schwerin  war  die  kirchliche  Trauunjr,  kitcm.  Ehe- 

•^  "  \.  Schliessung. 

die  Verkündigung  dreimaliger  Aufgebote,  die  kirchliche  Be- 
gisterJEuhrung  vielfach  und  ausdrücklich  eingeschärft;  worden:^ 
das  Jahr  1848.  stiess  auch  hier  das  ganze  frühere  Becht  um. 
I^t  Zustimmung  der  Bitter-  und  Landschaft  wurde  eine 
Abgeordneten-Versammlung  berufen,  welche  am  31.  October 
1848.  zusammentrat  und  wenio:stens  für  Mecklenburg-Schwerin  „  , 
das  Staatsgrundgesetz  v.  10.  October  1849.  vereinbartet »"«J* 7*  i*'* 

vice«  IIMV« 

^  Nach  dem  Pactum  Primogeniturae  v.J.  1687.  hätte  die  Geneh- 
migung der  Agnaten  eingefordert  werden  müssen.  Vgl.  Zach  ariae  deut- 
sches Staatsrecht  1, 254. 

3  Vgl.  d.  Protokolle  d.  deutschen  Bundes-Versamml.  1852: 
1.  Sitz.  v.T.  Jan.  §.  4.;  8.  Sitz.  v.24.  Jan.  §.  28.;  22.  Sitz.  v.  28.  Octoher  §.  262. 

8  Abgedruckt  bei  Zach  ariae  d.  deutsch.  Verfassungsges.  d.  Gegen- 
wart (Göttingen  1855.)  1094.  ff. 

4  Vgl.  (Siggelkow)  Handb.  d.  Mecklenburg.  Kirchen-  u.  Pastoral- 
rechtes (Schwerin  1797  ). 

ö  Rauch  a.  a.  O.Heft  6.  S.  125. 


668  IV.Bach.  DieCivilebe.   XII.  Deatscbland. 

Die  §§.  28.  und  29.  wiederholten  die  Yorschriften  der 

Grundrechte  über  die  Civilehe»  die  jedoch  niemals  in  Wirk- 

JJ^Jf^^JJJJ^  samkeit  getreten  sind,  da  schon  am  12.  September  1850, 

i2.se7tj!8»o.^^^^  den  Spruch  des  Schiedsgerichts  zu  Freienwalde  die 
Verfassung  für  nichtig  erklärt  wurde^. 

6.  JReuBs-Schleiz. 
Im  Fürstenthume  Beuss-Schleiz  war  i.  J.   1848.  em 
constituirender  Landtag  berufen  worden,  der  unter  dem  sicht- 
.^  ^       ^  baren  Eindrucke  der  Frank^rter  Einflüsse  am  30.  November 

SUatsgruna-  , 

s«B«ti y. 80. 1849.    em    Staatsgrundgesetz    für    das    Fürstenthum 

Nor.  1849.  ^  ... 

Beüss  jüngerer  Linie  vereinbartet 

Die  Anordnungen  der  Grundrechte  über  die  Civilehe  und 
die  Standesbücher  fanden  in  den  §§.  20.  und  21.  Au&ahme, 
ohne  jedoch  irgendwie  praktische  Folgen  zu  äussern. 

Vielmehr  wurde  schon  sehr  bald  die  Constitution  einer 
stj»tgrand- genauen  Revision  unterzogen,  deren  Ergebniss  das  am  5,  Mai 
MAii85s.    1852.  publicirte  Staatsgrundgesetz  war'. 

Dies  verkündete  zwar  auch  in  §.  16.  volle  Glaubensfirei- 
heity  ohne  jedoch  die  Civilehe  beizubehalten^. 

f.  Hannover. 
In  Hannover  hatte  das  Eheschliessungsrecht  in  der  all- 
gemeinen Landesgesetzgebung  eigentlich  nur  eine  geringe  Be- 
j^^^JJj^^«- rücksichtigung  gefunden.    Allein  städtische  und  locale  Statu- 
ten gaben  eingehendere  Vorschriften,   als  deren  Kern  aber 
überall  die  kirchliche  Eheschliessung  hervortrat^. 

Auch  hier  jedoch  führte  das  Vorbild  der  Grrundrechte, 
wenn  auch  nicht  zu  positiven  Bestimmungen,  so  doch  wenig- 

1  Zachariae  deutsche  Verfassungsgesetze  7 74.  f. 

s  bei  Rauch  parlament.  Taschenbuch  Heft  6.  S.  176. 

<  bei  Zachariae  a.  a.  0. 1038.  ff. 

^  Seitdem  sind  mehrere,  die  kirchliche  Eheschliessung  regelnde  Ver- 
ordnungen erlassen  worden:  v.  20.  Mai  1852.  betreffend  die  "^auung  von 
'Ausl&ndem  (Moser  Allgem.  Kirchenblatt  1854,  225.);  v.  16.  Dezember 
1852.  über  Heirathserlaubnissscheine  (ebendas.  1853,  575.);  v.  20.  Mai 
1854.  betr.  die  Eintragung  der  Trauung  in  das  Kirchenbuch  der  Parochie 
des  Wohnortes  (ebendas.  1854,  226.);  t.  7.  November  1857.  über  Hei- 
rathserlaubnissscheine (ebendas.  1857,  488.);  y.  7.  Sept  1860.  Verbot 
kirchlichen  Aufgebots  bei  Terwittweten  Personen  Tor  gerichtlicher  Abfin- 
dung der  Kinder  erster  Ehe  hinsichtlich  des  y&terlichen  oder  mütterlichen 
Erbtheils  (e  b  e  n  d  a  s.  1 860, 288.). 

s  Schlegel  Churhannov.  Kirchenrecht  (Hannover  1803.)  8,  325.  — 
Der  in  Hannover  als  einem  Theile  der  Departements  hans^atiques 
geltende  Code  civil  fiel  mit  dem  fransösischen  Regimente. 
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stens  zu  Besirebtuigen,  zu  Debatten  in  der  legislativen  Kor* 
perschaft. 

Am  5-  September  1848.  war  ein  Gresetz  erlassen  wor-^^'-j^^jf^p*- 
den^y  dessen  §.  6.  allen  Landeseinwohnem  unbeschränkte 
Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  gewährte  und  welches  die 
Bestimmung  enthielt,  dass  die  Befugniss  der  Geistlichen, 
Amtshandlungen  mit  bürgerlicher  Wirksamkeit  vorzunehmen, 
eine  Autorisation  der  staatlichen  Behörden  zur  Grundlage  habe. 

Daran,  und  an  die  Vorschriften  der  deutschen  Grund-jjjJj^J*"^^ 
rechte,  knüpfte  sich  ein  Antrag,  der  in  ausfuhrlicher  Moti-   ciTUehc. 
virung  die  Begierung  auffordern  wollte,   auf  der  Basis  der 
obligatorischen  Civilehe  ein  Eheschliessungsgesetz  den  Kam- 
mern vorzulegen'. 

Aber  im  Laufe  der  Discussion,  welche  in  der  zweiten 
Kammer  stattfand,  musste  der  Antragsteller  selbst  seine  For- 
derungen einschränken  und  sich  schliesslich  mit  dem  Antrage 
begnügen:  „Stände  ersuchen  kgL  Regterwng  in  Erwägung  zu 
ziehen ,  welche  Aenderungen  in  der  Ehegesetzgebung  zur  Atufühn 

1  Samml.  d.  Oes.  f.  d.  Königr.  Hannover  1048, 262. 

2  AUgem.  Kirchenzeit.  1850,  S.  827: 

,  Jn  Erw&gung,  dass  durch  §.  6.  des  Gesetzes  v.  6.  Sept.  1848.,  verschie- 
dene Aenderungen  des  Landesverfassungsgesetzes  betr.,  yöllige  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  für  alle  Landesbewohner  eingeführt  worden  ist;  — 
in  Erwägung,  dass  diese  gesetzliche  Bestimmung  nicht  vollständig  zur 
Geltung  kommen  kann,  wenn  die  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen 
über  die  Zulässigkeit  der  Ehen  und  deren  rechtsgültige  Vollziehung  beson- 
ders zwischen  den  Christen  und  NichtChristen  bestehen  bleiben,  weil  da- 
durch manche  Ehen  unmöglich  werden,  die  bei  vollkommener  Glaubens- 
und Gewissensfreiheit  mög^ch  sein  müssen;  —  in  Erwägung,  dass  die  Re- 
gierung die  rechtsgültigen  Ehen  möglichst  begünstigen  und  yermehren,. 
dagegen  die  wilden  Ehen  ausrotten  will,  wie  ihre  dahin  zielenden  Gesetzes- 
Yorlagen  ergeben,  weshalb  sie  auch  die  Ehehindemisse,  die  im  Glauben 
liegen,  als  bürgerliche  Ehehindemisse  nicht  länger  bestehen  lassen  darf;  — 
in  Erwägung,  dass  reichsgesetzlich  durch  die  Grundrechte  des  deutschen 
Volkes  Art.  V.  §.  20.  bereits  festgestellt  worden  ist,  dass  die  bürgerliche 
Gültigkeit  der  Ehe  nur  von  der  Vollziehung  des  CivUactes  abhängig  sein 
und  die  kirchliche  Trauung  nur  nach  Vollziehung  desselben  stattfinden  darf 
und  die  Religionsverschiedenheit  kein  bürgerliches  Ehehindemiss  abgeben 
solle,  so  wie  auch  §.  21.  die  Fuhrung  der  Standesbücher  den  bürgerlichen 
Behörden  überwiesen  worden  ist;  —  in  Erwägung  endlich,  dass  im  Gesetze- 
über  die  Einfuhrung  der  Grundrechte  in  Deutschland  v.  27.  Dez.  1848.  Art  IV» 
No.  6.  den  Einzelregierungen  Deutschlands  aufgegeben  worden  ist,  Vor- 
schriften über  die  Civilehe  und  die  Standesbücher  in  diesem  Sinne  für  ihre 
Länder  zu  erlassen; aus  diesen  Gründen  beschliessen  Stände  könig- 
liche Regierung  zu  ersuchen,  baldigst  ein  Gesetz  über  die  Civilehe  und  die 
Standesbücher  unter  Zugrundelegung  der  darüber  in  den  Grundrechten  dea 
deutschen  Volkes  Art  V.  §.  20.  enthaltenen  Vorschriften  entwerfen  zu  lassen 
und  ihnen  vorzulegen  ''• 
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rung  des  §.  6.  d.  Ges.  v.  5.  Sq>L  1848.  erforderlich  sein  werdm, 
und  die  nach  solcher  Erwägung  erforderlich  erscheinenden  geUUl, 
Bestimmungen  zur  verfassungsmässigen  Erklärung  den  Stander 
vorzulegen", 

^s^pu^im^'  ^^^  solches  Gesetz  ist  aber  damals  nicht  erfolgt,  und  die 
Verordnung  v.  9.  September  1851.^  unterwirft  die  Dissi- 
denten (reformirte  Separatisten)  sowohl  für  Trauung  als  Be- 
gistexfiihrung  den  Vorschriften  und  den  Beamten  der  refor- 

^^•J^äV^«"mirten  Barche,  während  das  Gesetz  v.  14  Juli  1853.«  über 
die  Earchenbücher  Anordnungen  trifft. 

2.  Die  facultative  Cirilehe. 
a.  Oldenburg. 

dtTcodeNi  1^1®  Geltung  des  Code  Napol^n,  welcher  in  Olden- 
powon.  bürg,  als  einem  Theile  der  hanseatischen  Departements,  Platz 
gegriffen  hatte,  nahm  mit  der  Bückkehr  der  alten  Djnastit; 
ein  Ende.  Auch  die  kirchliche  Eheschliessung  trat  dann  wieder 
an  die  Stelle  der  civilen,  und  blieb* in  unangefochtener  Eraf: 
bis  in  die  neueste  ^eit. 

omndrcwhte?        Erst  das  Vorbild  der  Grundrechte  wirkte  entscheidend. 

v.-u.v.  lg.  Am  18.  Februar  1849.  wurde  eine  Verfassungsur- 
künde  publicirt,  welche  die  grundrechtlichen  Vorschriften  über 
die  Civilehe  wörtlich  wiederholte^  aber  ihre  Wirksamkeit  durd 
den  Zusatz  beschränkte:  „Bis  zur  Erlassung  der  nach  äiif^ 
Artikel  erforderlichen  näheren  gesetzlichen  Bestimmungen  bläbt^ 
die  jetzt  geltenden  Gesetze  in  Kraft".  — 

^^ÄTong'         Bevor  jedoch  noch  ein  derartiges  Specialgesetz  den  KaiB- 
1852.      mem  vorgelegt  wurde,  erfolgte  i.  J.  1852.  <Ke  Kevision^der 
Verfassung. 

Der  Entwurf  der  Regierung*  substituirte  dem  alten  Ar- 
tikel 81.  eine  Bestimmung  von  ganz   allgemeiner  Fassirog- 

^Toru^f"  >>^'^  Civilehe  soll  nach  Maassgabe  eines  besonderen  Gesetzes  ein- 
geführt werden",  ohne  sich  indessen  die  Zustimmung  des  Vö" 

^ÄiSS!"  ^'^^'^"^gs^^sschusses  zu  erwerben.  Dieser  verwarf  vielmel" 
die  Regierungsvorlage,  wie  die  obligatorische  Civilehe  in  gl* 
eher  Weise.  1 

1  Moser  Allgem.  Kirchenblatt  1858.  S.  319. 
ä  ebendas.  1858,  705.  Vgl.  auch  den  Erlass  v.  IS.NovembcriSJ»' 
ebendas.  S.  689. 

^  Art.  81.  bei  Rauch  Parlamentär.  Taschenbuch  Heft  4.  S.  27. 

*  Protok.  üb.  d.Verhandl.  d.V.  allgem.  Landtages  (Oldenbuij 

1852.)Anl.55.S.  U5. 
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Das  GegeiZy  erklärte  er,  müsse  helfen»  wo  die  EingehuDg 
der  Ehe  auf  Schwierigkeiten  Seitens  der  Kirche  stosse  und  er 
wollte  in  diesen  Fällen  die  Civilehe  als  Auskunftsmittel  hin- 
gestellt haben. 

Seine  Proposition  lautete:  yyFür  jede  gesetzlich  zulässige 
Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gültige  Form  der  Eingehung  zu  ge^ 
xcähren",  und  diese  wurde  unter  geringen  Aenderungen  mit 
allen  gegen  6  Stimmen  angenommen^  und  als  Art.  33.  §.  3.  v..ü.r.  w 
der  Verfassungsurkunde  v.  22.  November  1852.  publicirt^         ^^^-  *^** 

Schon  vorher  aber  hatte  der  Staat  für  die  Eheschliessung 
derjenigen  Beligionsparteien  Sorge  zu  tragen  gesucht,  welche 
durch  Gewissensbedenken  abgehalten  würden,  die  kirchliche , 
Trauung  nachzusuchen. 

Durch  die  Verordnung  v.  14.  Januar  1851.^  ''*^'^^® jlnattidöh' 
allen,  mit  Corporationsrechten  versehenen  Gemeinden,  und 
somit  auch  den  Juden  ^,  das  Becht  der  Begisteriuhrung  zuge- 
standen, „AiTmcA^&cA  der  Geburts-,  Heiraths-  und  Sterbefälle 
unter  denjenigen  Eingesessenen^  welche  einer  einzelnen  anerkannten 
Kirchengemeinde  im  Herzogthume  Oldenburg  nicht  angeJiären", 
aber  folgende  Vorschriften  getroflfen; 

1)  „Die  Gebwrts^,  Heiraihs^  und  Sterbefälle  sind  von  dem 
Vater,  Ehemanne  oder  nächsten  Angehörigen  innerhalb  8  Tagen, 
bei  polizeilicher  Strafe,  dem  Ortspfarrer,  und  zwar  in  den  Kreisen 
Vechta  und  Kloppenburg  dem  katholischen,  in  den  übrigen 
ITieilen  des  Herzogthumes  dem  protestantischen  anzuzeigen,  wel- 
cher darüber  eine  besondere,  dem  Kirchenbuche  anzulegende  Liste 
führt. 

2)  In  Beziehung  auf  die  Eingehung  einer  Ehe  sind  die  einer 
solchen  Kirchengemeinde  nicht  angehörigen  Confessionsverwandte 
den  bestehenden  Vorschriften  über  das  Aufgebot  in  bisheriger 
Weise  unterworfen.  Die  Trauung  darf  nur  eine  vom  Staate  als 
dazu  berechtigt  anerkannte  Person  vornehmen.  Es  gehören  dahin 
bis  weiter  nur  die  ordinirten  Geistlichen  der  anerkannten  christ- 
lichen ReligionsgenossenscJiaften  und  der  Landrabbiner", 

1  ebendaB.412. 

3  :  „Die  Religionsyerschiedenheit  ist  kein  bürgerliches  Ehehinderniss. 

Für  jede  staatsgesetzlich  zulässige  Ehe  hat  das  Gesetz  eine  gültige 
Form  der  bürgerlichen  Eingehung  (Civilehe)  zu  gewähren  *'.  —  Z  achariae 
Verfass.-Ges.  905. 

3  Allgem.  Kirchenblatt  f.  d.  evangel.  Deutschland  1852. 
S.  136. 

^  Diese  hatten  bisher  nach  der  Yerordn.  v.  H.August  1827.  §.  22. 
ihre  Register  durch  die  Ortspfarrer  fuhren  lassen  müssen. 
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iSudJ2?r&        ^®  Bestimmungeil  standen  schon  mit  dem  Wortlaute  der 

•**""»*°»^-V'erfassungsurkunde,  welche  statt  der  kirchlichen  eine  bürger- 
liche Trauung  verhiess,  im  Widerspruche:  sie  wurden  noch 
schwieriger  durchzuführen^  als  verschiedene  Dissidentenge- 
meinden,  namentlich  im  Amte  Westerstede»  aller  Zwangs- 
maassregeln ungeachtet,  vor  den  evangelischen  Pfarrer  zq 
treten  verweigerten  und  den  Concubinat  einer  kirchlichen  £ht 
vorzogen^. 

StJfvfj!"  -^^  ^'  Februar  1855*  legte  daher  die  Regierung  den 

**"•      Ständen  einen  Gesetzentwurf  vor*. 

„Die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe",  bestimmte  der  §.  1., 
„nach  den  Vorschriften  einer  vom  Staate  anerkannten  Religion»- 
genossenschaft,  bleibt  als  bürgerlich  gültige  Form  der  Eingehung 

^civuehe*  ^  ^^  bcstchcn",  uud  §.  2.  fugte  hinzu:  „Ausserdem  kannjedi 
staatsgesetzlieh  zulässige  Ehe  vor  den  bürgerlichen  Behörden  avf 
die  in  diesem  Gesetze  angegebene  Weise  bürgerlich  gültig,  als 
Civilehe  eingegangen  werden". 
MotiTo.  '  Die  Motive*  vertraten  das  Princip  der  facultativen  Civil- 
ehe, welche  dem  Yerfassangsgesetze  entspreche,  da  Niemand 
zu  einer  kirchlichen  Handlung  oder  Feierlichkeit  gezwungen 
werden  dürfe.  Sie  sprachen  die  Erwartung  aus,  dass  die  kirch- 
liche Trauung  bei  dem  kirchlichen  Sinne  der  Bewohner  des 
Grossherzogthums  immer  die  Kegel  bleiben  werde,  und  sie 
rechtfertigten  damit  die  Voranstellang  derselben  und  die  blosse 
Hinzufiigung  der  Civilehe  „als  zweite,  jedoch  voraussetzlieh  nvr 
selten  und  ausnahmsweise  zur  Anwendung  kommende  Farm'*» 

yoTiÄuögcr  ^m  2.  März  erstattete  der  Kammerausschuss  seinen  vor- 

AnssehaM* 

bericht  läufigen  Bcricht*.  Die  Majorität  war  mit  den  Vorschlagen  der 
Di«  Minoritüt.Re^erung  durchweg  einverstanden,  die  Minorität  wünschte 
zwar  nicht  die  Einfuhrung  der  obligatorischen  Civilehe,  wohl 
aber  hielt  sie  den  Erlas's  eines  allgemeinen,  alle  Staatsbürger 
umfassenden  Gesetzes  für  wünschenswerth;  das  dem  staat- 
lichen fremde  Ejrchenrecht  dürfe  nicht  bei  den  Verhältnissen 
der  Ehe  Geltung  behalten. 
Dm  Plenum         DJ^  Kammer  trat  indessen  mit  allen  eeffen  7  Stimmen 

stimmt  mit  der  ^  ^      ^  ... 

if^oritKt.  Jen  Vorschlägen  ihrer  Commission  und  den  Principien   der 
Regierung  bei'^. 

1  Berichte  Üb.  d.  Verhandl.  d.  9,  Landtages  f.  d.  Qrossher- 
zogth.  Oldenburg (1855.)  871. 

>  ebenda«.  812.  ff.  Beil.no.  124.  —  '  ebendas.  S.  815.  ff. 
4  ebendas.  S.  870.  —  ^  ebendas.  S.  872. 
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Nachdem  so  vorläufig  schon  mit  dem  Landtage  die  Grund- 
züge des  neuen  Gesetzes  vereinbart  waren,  erfolgte  am  20.  März 
der  Commissionsbericht^. 

Er  beantragte,  da  blos  über  die  Civilehe  Anordnungen^'^beÄ?*" 
getroffen  werden  sollten,  den  auf  die  kirchliche  Eheschliessung 
bezüglichen  Eingang  zu  streichen  und  nur  am  Schlüsse  noch 
einen  Artikel  hinzuzufügen,  welcher  bezeugen  sollte,  dass  für 
die  anerkannten  Beligionsgesellschaften  die  kirchliche  Trauung 
in  ungestörter  Kraft  verbleibe. 

Die  Commission  machte  femer  auf  die  UnzuträgUchkeiten  gegen  dSi 
des  neuen  Bechts  mit  den  Vorschriften  des  alten  aufmerksam.  e°*^«»'^ 
Sie  erachtete  es  für  unthunlich,  dass  bei  Scheidung  von  Civil- 
eben  der  Pfarrer  einen  Sühneversuch  machen  solle,  und  sie 
erblickte  eine  Rechtsungleichheit  in  der  Bestimmung,  dass  die 
Verlöbnisse  zu  einer  Klage  auf  Vollziehung  der  kirchlichen 
Ehe  berechtigen  sollten,  aber  nicht  auf  Eingehung  der  bürger- 
lichen. 

Diese  Bestimmung  des.  alten  Bechts  empfahl  sie  zu  be- 
seitigen. 

Am  21.  März  erfolgte  die  Discussion  im  Plenum.    Des  j^'^enim. 
Widerspruches  der  Regierung  ungeachtet  wurden  die  Commis-Commissions- 
sionsvorschläge  genehmigte  genehmigt. 

Die  Commission  zur  zweiten  Lesung  des  Entwurfes  brachte    LcsmiJ. 
nur  unwesentliche  Formänderungen*,  und  obgleich  die  Regie- 
rung dringend  die  Wiederherstellung  der  Vorlage  in  ihrer  ur- 
sprünglichen Fassung  befürwortete,  wurden  doch  am  31.  März 
die  Propositionen  der  Commission  von  Neuem  genehmigt. 

Aber  die  Regierung  hatte  beschlossen,  nicht  nachzugeben.^^ßj^jj® 
Am  14.  April  richtete  das  Staatsministerium  einschreiben'  an 
die  Ständeversammlung,  worin  es  die  Abänderung  der  gefass- 
ten  Beschlüsse  forderte. 

Der  mit  der  Verfassungsurkunde  übereinstimmende  Grund- 
satz des  Gesetzes  müsse  an  die  Spitze  gestellt  werden,  der 
Gegensatz  zum  Code  Napol^n  müsse  in  die  Augen  springend 
sein. 

Obgleich  nun  die  Commission  des  Landtages  die  An- 
muthungen  der  Regierung  zurückzuweisen  empfahl,  und  ob- 
gleich die  Majorität  des  Hauses  die  Bedenken   des  Staats- 

1  ebendas.  Beil.  no.  185.  S.  605. 
s  ebendas.  BeU.  219.  8.  679. 
3  ebendas.  Beil.  254. 
Friedberg,  Eheschliettung,  ^g 
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Oes.  ▼.8l.K«i 
1855. 


^'« J^^™^ ministeriums  für  ungerechtfertigt  erachtete,  so  trat  sie  doch, 
um  nicht  nöthige  Maassregehi  durch  leere  Formbedenken  zu 
hemmen,  in  dem  Schreiben  v.  27.  April  den  YorscUageD 
desselben  bei^ 

So  wurde  am  31,  Mai  1855.  das  Gesetz,  betreffend 
die  bürgerliche  Eingehung  der  Ehe,  puhlicirt^ 

Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  entweder  durch  Trauung 
der  dazu  berechtigten  Geistlichen  in  hergebrachter  Form,  oder 
vor  dem  Amte  eines  der  Brautleute,  nachdem  bürgerliche  Auf- 
gebote, die  auf  die  Dauer  von  14  Tagen  ausgehängt  werden, 
vorangegangen  sind. 

Die  Eintragung  in  die  Kirchenbücher  geschieht  durdi 
Vermittlung  des  eheschliessenden  Magistrates,  und  zwar  werden 
die  Register  für  die  anerkannten  Beligionsgesellschaf^en  durch 
deren  Geistliche,  für  die  anderen  nach  Maassgabe  der  Bestim- 
mung vom  J.  1852.  gefuhrt.  — 

Ueber  die  Erfolge  des  Gesetzes  liegen  mir  ausfuhrliciie 
statistische  Notizen  vor.  Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  weder 
unter  Evangelischen,  noch  unter  Katholiken  oder  Juden  bis 
jetzt  eine  Civilehe  geschlossen  ist.  Das  Yerhaltniss  gestaltet 
sich  folgendermaassen': 


Ftthrang 

der  Kirchen- 

bficher. 


Erfolge  des 
GeseUee. 


Jahr 

Beide 
erangeliach 
incl.  Secten 

Beide 
katholisch 

Beide 
Jüdisch 

Mann 
erangelisch 

Frau 
katholisch 

Mann 
katholisch 

Frau 
evangelisch 

Sanum 

kirch- 
liche 

Clyil- 
Ehe 

kirch- 
liehe 

Clvll- 
Rhe 

kirch- 
liche 

Civil- 
Ehe 

kirch- 
liche 

Civil- 
Ehe 

kirch- 
liche 

Clvil- 
Ehe 

derCivil-jderklrcli: 
Ehen    I    ElM«_ 

1861 

isea 

1863 

1518 
1455 
1492 

4» 

16t 
71 

505 
457 
459 

E 

4 
6 

4 

E 

5 

7 

13 

1 

5 
Sl 
16 

1 

4 

15 

9 

2037 

m 

*  Sttmmtlieh  Baptisten. 

t  12  Baptisten,  2  Methodisten,  1  Lutheraner. 

9  5  Baptisten,  1  Lutheraner,  1  Mann  Baptist,  Fran  evangelisch. 


b.  Hamburg. 

K.-o.  ▼.  1551.  Schon  die  Kirchenordnung  von  Aepinus  (a,  d.  J.  1551.) 
hatte  den  bürgerlichen  Character  der  Eheschliessung  betont 
Zwar  sollten  die  Geistlichen  trauen,  aber  sie  sollten  9,nha  Ja 
Erbaren  Hades  Gebott  in  der  Kerken  thohope  geuen".  Die  bii^ 

1  ebendas.  Beil.  271.  j 

2  Siehe  Anhang  No.  2.  I 
8  Die  oiBciellen Notizen—  ich  verdanke  ihreMittheilungHenmBechttj 

Praktikanten  Goose  —  beginnen  erst  mit  dem  J.  1861.  In  den  Jahre! 
1855 — 59.  Bind  ebenfalls  nur  Baptisten-  und  gemischte  Ehen  bürgerlich  g^ 
schlössen  worden.  —  Allgem.  Kirchenseit.  t.  12.  März  1859.  No.  IL 
S.  850. 
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gerliche  Obrigkeit  prüft,  ob  der  beabsichtigten  Verbindung 
keine  Hindernisse  entgegenstehen,  sie  erklärt  die  Ehe  für  zu- 
lässigy  sie  ertheilt  einen  Erlaubnissschein,  und  erst  auf  Grund 
desselben  nimmt  der  Geistliche  ohne  jede  eigene  Verantwort- 
lichkeit die  Prodamationen  und  Copulation  vor.  — 

Dies  Becht  wurde  auch  wieder  her&^es teilt,  als  am  26.  MaiD«"CodecMi 

1        Verordn.  v. 

1814-*  der  Code  civil,  der  in  Hamburg,  als  einem  Theile  der^cMaiisu. 
}ianseatischen  Departements,  eingeführt  war,  wieder  be- 
seitigt wurde.  „In  Hinsicht  der  Capulationen  und  Prodama' 
iionen  bleibt  es  bey  der  Hamburgischen  Verfassung** y  wurde  ver- 
ordnet, und  von  den  Neuerungen  des  Code  nur  die  bürgerliche 
Kegisterfuhrung  beibehalten.  Aber  auch  diese  liess  man  fallen, 
und  kehrte  in  der  Verordnung  v.  30.  November  1815.  fast  verordn.  t. 
ganz  auf  den  Standpunkt  des  Mandates  v.  30.  September 
1782.  zurück. 

Danach  soUen  die  Beamten  auf  die  von  ihnen  geführten   kj«*«»- 

.  .  bttcher. 

Bücher  formlich  vereidigt  werden.  Gleichmässige  Vorschriften 
sind  für  die  gesammte  K^gisterführung  gegeben,  die  Aufsicht 
über  ihre  Befolgung  steht  staaüichen  Beamten  zu.  Die  Bücher 
werden  in  doppelten  Exemplaren  geführt,  ein  beglaubigtes 
Duplicat  alljährlich  in  dem  Stadtarchive  niedergelegt  und  dort 
zu  einem  Generalregister  verarbeitet. 

Auch  für  Aufgebote  wurde  wenigstens  in  so  weit  eine  Aufgebote, 
loürgerliche  Form  eingeftihrt,   als   deren  Einrückung  in  das 
Hamburgische  Wochenblatt  angeordnet  wurde.  — 

So  war  man  in  der  That  von  der  Civilehe  nicht  sehr  weit  chamcter 

111.  o  *'•  Hamburg. 

entfernt,  oder  vielmehr,  man  lebte  m  einem  Systeme,  welches  Eb^whiie». 
«ich  nur  dadurch  von  dem  französischen  unterschied,  dass  die 
Functionen  der  Civilstandsbeamten  theUweise   den  Pfarrern 
übertragen  waren,  während  ein  anderer  Theü  den  bürgerlichen 
Behörden  verblieb.  — 

Die  Bewegungen  des  Jahres  1848.  gingen  an  dem  Ham-Dafljahri848. 
l)urger  Eherechte  fast  spurlos  vorüber.    Freilich  gab  der  Ver- 
fassungsentwurf der  constituirenden  Versammlung  v.  11.  Juli^^®^Jj^»^jyj^ 
1849.*  wörtlich  die  Bestimmungen  der  Grundrechte  über  Civil- 1^^«»"  iw9. 

1  Hamburg.  Verordn.  v.J.  ISU.  v.  Anderson  (Hamb.  1815.)  1,  6. 
—  Dazu  die  erläuternde  Verordn.  y.  21.  März  1831.  bei  Lappenberg 
Samml.  d.  Verordn.  d.  freyen  Hansestadt  Hamburg  seit  1814.  (Hamb.  1832.) 
2,  301.  —  Vgl.  über  die  weitere  Entwicklung  Baumeister  Privatrecht  d. 
freien  Hansestadt  Hamburg  (Hamb.  1856.)  2, 21.  Westphalen  Hamburg. 
Verfass.  2, 275—7. 

s  Art.  85.  f.  bei  Hauch  parlamentar.  Taschenb.  Heft  5.  S.  214. 
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ehe  wieder,  ohne  jedoch  von  Bürgerschaft  und  Senat  geneh- 
migt zu  werden*. 

Aber  etwas  machten  sich  doch  der  Zähigkeit  der  Ham- 
burger Behörden  ungeachtet  die  Einwirkungen  der  Zeit  geltend. 
s!LOd?i849.  -^^  2^-  October  erging  eine  provisorische  Verordnung, 
welche  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  gestattete,  und  für 
deren  Schliessung  bürgerliche  Aufgebote  und  bürgerliche 
Trauung  anordnetet  — 

Der  nächste  wichtige,  auf  unseren  Gegenstand  bezügliche 
Akt  der  Gesetzgebung  fiel  erst  in  d.  J.  1861:  er  brachte  die 
facultative  Civilehe. 
DiMidenten.         Auch  in  Hamburg  waren  Dissidien  von  den  anerkannten 
christlichen  Kirchen  hervorgetreten,  und  wenn  auch  der  Senat 
durch  sein  Conclusum  v.  18.  Februar  1853.  über  die  deutsch- 
Auflßgong  katholische  Gemeinde  die  Auflösung  verhängte,  so  erklärteer 
katholischen  doch  zuglcich,  f,das8  er  der  Ueberzeugung  und  dem  Glauben  Ein- 
zelner irgend  wie  zu  nahe  zu  treten  weit  entfernt  sei**. 

Damit  war  auch  von  selbst  gegeben,  dass  die  den  Ge- 
wissen   Vieler    beschwerliche    kirchliche    Trauung    fortfaDen 
müsse, 
^ntragauf  Ein  darauf  abzielender  Antrat,  welcher  die  Einfiihrnn^ 

der  obligatorischen  Civilehe  befürwortete,  wurde  denn  auch  im 
Schoosse  der  Bürgerschaft  gestellt  und  am  21.  März  1861. 
einem  Ausschusse  zur  Prüfung  übergeben. 
-AjiMchoM-  Dieser,  wie  sehr  er  auch  die  Folgerichtigkeit  des  vorge- 

schlagenen Sy Sternes  anerkannte,  glaubte  sich  doch  dagegen 
aussprechen  zu  müssen.  „  Wenn  . .  die  Einheit  der  den  Lebens- 
bund  knüpfenden  Solennität'%  sagte  der  Bericht',  „in  zwei  ganz 
Q9nnohiie9ty^^^^^^^^^^  ^^^^  **^^  spalten,  wenn  jedes  verlobte  JPaar  ge- 
Clrilehe.  zwungen  werden  solU  den  bedeutungsvollen  Abechluss  der  Ehe  in 
die  Function  eines  Beamten  von  sehr  gewöhnlicher  Form  zu  ver- 
legen und  wenn  die  Mitwirkung  der  Kirche  im  Widerspruche  mit 
dem  religiösen  Bedurfnisse  der  Verlobten,  .  ...  zu  einer  für  den 
Hechtsstand  und  die  Folgen  der  Ehe  gleichgültigen  Ceremonie 
herabgesetzt  werden  soll  —  dann  muss  man  fragen:  ob  einem 
derartigen  Gesetzeszwange ,  die  Wünsche  und  die  Zustimmung 
aller  derjenigen,  die  ihm  unterworfen  werden  sollen,  entgegen 
kommen   würden?    oder   ob    triftige    Gründe   die   Gesetzgebung 

^  Vgl.  Zach ariae  deutsche  Verfaasungsgesetze  S.  1219. 
>  Gedruckt  bei  Job.  Aug.  Meissner.   Siebe  A  n  h  a  n  g  No.  3.  a. 
»  S.  2.  jff. 
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nöthigefii  auf  die  Billigung  der  MehrzaJd  für  ihre  Maassregeln 
zu  verzichten  f" 

Beide  Fragen  glaubte  der  Aueschass  verneinen  zu  müssen. 
Er  wies  darauf  hin,  dass  es  den  Ueberzeugungen  und  dem 
Character  des  grössten  Theiles  der  Bevölkerung  in  allen 
Schichten  entspreche,  eine  kirchliche  Ehe  zu  schliessen. 

„Die  Thatsache",  aber  fiihr  er  fort,  „dass  in  den  überkom- 
menen  Sitten  und  Ansichten  eine  erkennbare  Umwandlung  bisher 
nicht  stattgefunden  hat,  wird  für  jeden  praktischen  Gesetzgeber 
von  grösserem  Gewichte  seih,  als  die  bloss  logische  Consequenz 
eines  theoretischen  Gedankens"» 

Freilich  müsse  diese  Rücksicht  zurücktreten  vor  den  Ge-^^'^*^^**' 
boten  einer  gleichwägenden  Gerechtigkeit  und  vor  der  An- 
erkennung jeder  mit  dem  Staatswohle  vereinbaren  natürlichen 
Freiheit:  aber  hiemach  brauche  auch  dann,  wenn  die  bisherige 
gesetzliche  Einrichtung  in  Widerspruch  mit  den  Forderungen 
einer  erheblichen  Zahl  von  Individuen  stehen  sollte,  keine 
uniforme  Entscheidung  getroffen  zu  werden,  durch  welche  einer 
unsicheren  und  vielleicht  wechselnden  Mehrzahl  die  Ansprüche 
einer  nicht  minder  beachtenswerthen  Classe  untergeordnet  und 
zum  Opfer  gebracht  würden. 

Das  Bedürfniss  nach  Civilehe  sei  unzweifelhaft  vorhanden, 
aber  eben  so  unzweifelhaft  werde  es  durch  die  Einführung  der 
facultativen  seine  Befriedigung  finden.  — 

Die  Anordnung  bürj?erlicher  Civilstandsresdster  lehnte  der  Kein«  btirgcr- 
Ausschuss  ab^.    Er  wies  auf  die  Kosten  hin,  welche  dadurch «tandgregister 
verursacht,  auf  die  Unbequemlichkeiten,  welche  dem  Publikum 
auferlegt  würden,  er  glaubte,  dass  die  Beformen  nicht  so  ein- 
schneidend und  mehr  an  das  Bestehende  anknüpfend  auftreten 
müssten. 

Die  Minorität  des  Ausschusses  ^  und  darunter  der  ur-J^JJJJ^^ 
eprüngliche  Antragsteller  —  Dr.  R^e  —  blieben  bei  der  obli- 
gatorischen Civilehe  stehen,  die  aUein  consequent,  die  allein 
der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  entsprechend  und  durch 
das  Vorbild  der  Grundrechte  empfohlen  sei.  -^ 

Das  Plenum  der  Bürgerschaft  trat  indessen  der  Majorität  Die  Bürger- 
des  Ausschusses  bei.    Mit  103  gegen  7  Stimmen  wurde  der    *^^^^ 
von  diesem  ausgearbeitete  Entwurf  angenommen^,  und,  nach- 
dem er  die  Zustimmung  des  Senates  gewonnen  hatte,  als  Ge- 

'   1  S.S. f.  —  »  S.  lO.ff. 
«  Krause  Protest.  Kirchenzeit.  v.  27.  October  1860.  No.  43.  S.  1046. 
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^'*'i8*6i."^""®®*^   über   Efaeschllessung   und   Geburtsregister  am 
1.  Juli  1861.  publicirt^ 

Die  kirchliche  Trauung  der  dazu  befugten  Religionsge- 
meinschaften wird  als  vollberechtigt  an  die  Spitze  gestellt;  ihr 
FacQiutire  glcich  Steht  aber  die  bürgerliche ,  von  bürgerlichen  Beamten 
civiuhe.   ^^  vollziehende,  mit  bürgerlichen,  im  Tagesblatte  zu  verkün- 
denden Aufgeboten.  — 


3.  Die  Nothcivilehe  für  Personen,  welche  die  kirchliclie 

Trauung  nicht  erlangen  können. 

a.  Anhalt- Dessau -Köthen. 

^wio.*^"  Im  J.   1810.   am   28.  Dezember  publicirte   der  Eem 

August  Christian  Friedrich  für  Köthen  den  Code  avü'. 
Er  wollte  seinen  Unterthanen  die  Wohlthat  der  Gesetze  ge- 
währen, „welche  der  grösste  Gesetzgeber  der  Welt,  Napoleon  kr 
Grosse 9  seinen  Völkern ^  welche  er  als  Vater  liebte  gegeben  ifl**- 

Aber  die  ganze  Umformung  der  Landesverfassung  tw 
ohne  jede  Vorbereitung  vorgenommen  worden,  ohne  Berück- 
sichtigung der  Verhältnisse  des  Landes,  und  ebenso  wenii: 
dem  Geiste  des  Musters,  als  dem  Umfange  von  Anhalt  ent- 
sprechend. 

Das  kleine  Land  wurde  mit  einem  kostspieligen,  zasan)- 
mengesetzten  Behördenorganismus  bedacht,  der  eine  nutzbare 
Verwendung  kaum  finden  konnte  und  nur  dazu  diente,  die 
schon  bedenklichen  Finanzverhältnisse  vollständig:  zu  zerrütteB. 
^oSnisif!'  So  war  es  denn  unstreitig  ein  Fortschritt,  als  die  vor- 
mundschaftliche Regierung  von  Leopold  Friedrich  Fran: 
schon  am  24.  October  1812.^  das  ganze  französische  Recht, 
alle  fremdländischen  Einrichtungen  und  damit  auch  die  Civil- 
ehe  beseitigte*. 

Aber  in  Anhalt  sollte  noch  einmal,  wenngleich  wieder 
nur  auf  kurze  Zeit,  die  obligatorische  Civilehe  eingeführt  werden. 

Die  Verfassungs-Urkunde  v.  28.  October  1848.  für 
das  Herzogthum  Anhalt-Köthen  wiederholte  in  §.  23.  wörtlich 


V.-U.  ▼.  28. 
Oct.  1848. 


1  Gedruckt  bei  Th.  G.  Meissner.   Siehe  Anhang  No.  3.  b. 

2  Samml.  d.  in  d.  Herrogth.  Anhalt-Köthen  in  d.  J.  ISOO-?- 
ergangenenGes.,  Verordn.  u.  Verfüg.  (Köthen  8.a.)  1, 15S.  —Vgl 
W  i  n  k  o  p  p  Rhein.  Bund  Heft  65.  S.  225.  f. 

3  Samml.  a.  a.  O.  249. 

*  Am  15.  Juli  1819.  erfolgte  eineVerordnung  über  Führung  der  Kirclieo- 
bücher.  eben  das. 
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die  BeBtimmungen  der  Grrundrechte  ^^  und  in  Folge  dessen 
wurde  am  24.  September  1849.  fiir  Köthen  und  auch  fur^««^^;^«- 
Dessau  ein  eingehendes  Gesetz  über  die  Führung  der  Stan- 
desbücher und  die  Civilehe  erlassen^. 

Darin  adoptirte  die  Kegierung  das  System  der  Civilehe  **^{J{JJ|2J^*** 
ganz  nach  dem  Vorbilde  des  Code  Napol^n:  Bürgerliche 
Aufgebote  mit  Bekanntmachung  durch  ein  Tagesblatt,  Verbot 
der  kirchlichen  Trauung  vor  der  bürgerlichen^  Zusammen- 
gebung  der  Eheleute  durch  den  Gemeindevorstand  oder  den 
in  dessen  Stelle  ernannten  Civilstandsbeamten,  Eintragung  in 
die  bürgerlichen  Register**  — 

Jedoch  blieben  diese  Bestimmungen  nicht  lange  in  Kraft^. 
Schon  durch  das  Gesetz  v.  14.  Januar  1850.^  wurden  sie^nuSieGo! 
wesentlich  modificirt.  Dies  gestattete  nämlich  auch  die  kirch-  facaitatwe 
liehe  Trauung 9  „bis  zur  verfassungsmässigen  Trennung  der 
Kirche  vom  Staate",  und  verpflichtete  die  Geistlichen  nur,  bin- 
nen 48  Stunden  bei  25  Thlr.  Strafe  jede  Trauung  dem  Civil- 
standsbeamten  schriftlich  anzuzeigen. 

Das  Gesetz  v.  18.  November  1851.  endlich  §.  1.  stellte  ^jj«**i;,^|f- 
das  frühere  Recht  und  die  obligatorische  kirchliche  Trauung  Nothcwuehe. 
wieder  her^.    Nur  wo  der  Ehe  ein  kirchliches  Bedenken  ent- 

^  Kau  eh  Parlamentär.  Taschenbuch  Heft  2.  S.  45.  —  In  dem  ursprüng- 
lichen Verfassungsentwürfe  stand  Nichts  von  Civilehe ,  nur  die  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  wurde  ausgesprochen.  Erst  in  der  Sitzung  v.  1 7.  August 
1848.  beantragte  der  Minister,  unter  stürmischem  Jubel  der  Abgeordneten 
und  der  Tribünen,  die  Annahme  eines  auf  Civilehe  bezüglichen,  dem  Preus- 
sischen  Verfassungsentwurfe  entlehnten  Passus.  Aus führl.  Verband  1.  d. 
konstituir.  Landt.  f.  d.  Herzogth.  Anhalt-Dessau  u.  Anhalt- 
Köthen  1848—49.  S.  192.  —  £s  lief  dann  noch  folgender  Antrag  ein : 
„1)  Die  Civilehe  ist  eingeführt.  2)  Die  Ehe  zwischen  Bekennem  jeder  Ke- 
ligion  ist  gestattet.  S)  Der  staatliche  Zwang  zur  Taufe  und  Confirmation  ist 
aufgehoben.  4)  Die  Führung  von  Geburts-,  Todten-  und  Eheregistem  wird 
den  Civilbehörden  überwiesen"  —  eben  das.  196. — ,  der  jedoch,  demCom- 
missionsantrage  zu  Folge  —  ebenda  s.  794. — ,  der  Fassung  der  Frank- 
furter Grundrechte  weichen  musste.  —  eben  das.  798. 

^  Samml.  d.  in  d.  Herzogth.  Anhalt-Köthen  v.  J.  1842.  bis  z. 
1.  Februar  1850.  erlassenen  Gesetze  (Köthen  1850.) Th.  4.  S.392.ff.  ^ 
Den  Wortlaut  siehe  Anhang  No.  4.  a. 

9  Schon  vorher  übrigens  war  in  Dessau  die  Trauung  nur  gestattet 
worden,  nachdem  eine  gerichtliche  Ehestiftung  geschlossen  war. 

4  Wahrend  dieser  Zeit  kamen  in  der  Stadt  Des  sau  14  Civiltrauungen 
vor,  denen  die  kirchliche  nicht  nachfolgte.  Darunter  waren  zwei  von  Ehen 
zwischen  Juden  und  Christen.  AUg.  Kirchenzeit.  1853.  S.  1200.  No.  148. 

^  Samml.  a.  a.  0. 4, 455.   Der  Wortlaut  Anhang  No.  4.  b« 

6  Allgem.  Kirchenzeit.  1853.  S.  1200.  No.  148. 
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gegensteht,  darf  sie  mit  specieller  landesherrlicher  Eklaubniss 
gerichtlich  eingegangen  werden. 

b.  Württemberg. 
Die  Grand.         Die Etttwicklunfic  des  württember&:i8chen  Eherechts  ist 

rechte.  *^     ,  ®, 

mehr  durch  dasBedürfni8s,als  durch Theorieen  bestimmt  wordeo. 
Auch  hier  war  die  Einwirkung  der  deutschen  Grund- 
rechte  keine  nachhaltige.  Zwar  wurde  ein  Entwurf  eine« 
bürgerlichen  Ehegesetzes,  welches  obligatorische  Ciyilehe  tot- 
schrieby  bekannt  gemacht^,  aber  die  missverständliche  Auf- 
regung des  Volkes,  welches  in  der  civilen  ein  absolutes  Verbot 
der  kirchlichen  Ehe  witterte ,  und  die  sogar  in  einem  ^geneo 
*S.°-.:?'l-'^-Ministerial-Erlasse  —  v.  1.  Februar  1849.*  —  beschwich- 

1.  Febr.  1849. 

tigt  werden  musste,  brachte  die  Gresetzgebungsarbeit  in's 
Stocken,  bis  dann  die  Aufhebung  der  Grundrechte  ihr  eb 
Ende  setzte'.  — 

0"«tf  ▼•  J-  Erst  das  Gesetz  v.  1.  Mai  1855.  griff  auf  die   Civüdie 

zurück,  aber  diesmal  in  der  Grestalt  einer  beschränkten  Notb- 
ehe  und  ganz  in  den  Gränzen  der  unabweisbaren  Nothwen- 
digkeit 
Moure.  JJIq  Motivc    der   Kegierung   setzten    das   bündig    aus- 

einander. 

Diuidenten.  Zuvördcrst  warcu  katholische  und  protestantische  Secten 
entstanden,  welche  durch  die  bisherige  Gesetzgebung  zur 
Trauung  an  die  evangelischen  Geistlichen  gewiesen  wiirden*. 
Theilweise  aber  weigerten  sich  diese,  den  kirchlichen  Segen 
über  Personen  zu  spenden,  welche  ihren  Widerwillen  dagegen 
concabinet«.  offeu  geuug  erklärten,  theilweise  sträubten  sich  die  Dissidenten 
selbst,  eine  ihren  Ansichten  zuwiderlaufende  Trauform  zu 
adoptiren^  In  beiden  Fallen  war  das  Kesultat  ein  gleiches: 
die  Paare  liefen  ohne  bürgerlich -rechtskräftige  Eheschlies- 
sung  zusanunen  und  wurden  dann  polizeilich  wegen  Con- 
cubinates  bestraft;  die  Civilstandsverhältnisse  wurden  in  be- 
denklicher Weise  zerrüttet. 

^  Hartmann  evangel.  Kirchenblatt  1850.  S.  66. 

s  Abgedruckt  beiSüsskind  und  Werner  Handb.  d.  württemb.  Ehe- 
gesetze  (Darmsheim  u.  Hammheim  1854.)  1, 19. 

<  Verhandl.  d.  Württemb.  Kammer  d.  Abgeordneten  L  d.  J. 
1854.  u.  1855.  (Stuttgart  1855.)  Beil.1, 1,  S.  1S7.  ff. 

4  Vgl.  Süsskind  u.  Werner  a.  a.  O.  2,  41.  ff. 

5  Vgl.  Hau b er  Recht  u.  Brauch  d.  eyangeL-lutfaer  Kirche  Wüittem- 
bergs  (Stuttgart  1854.)  1, 210;  2, 191,  ff. 
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Dann  aber  waren  auch  in  Württemberg  Irrungen  in  ^gh^**** 
der  Frage  der  gemischten  Ehen  zu  Tagte  getreten. 

Nach  den  seit  dem  Lüneviller  Frieden  erlassenen 
Landesgesetzen  ^  bedurfte  es  zur  Eingehung  solcher  Verbin- 
dung keinerlei  Dispensation,  lieber  die  Schliessung  bestimmte 
das  Edict  v.  1806.  No.  VII.:  „2>w  zwr  OuMgkeit  jeder  £ÄeEdict  v.  iso«. 
erforderliche  Einsegnung  geschieht  bei  Ehen  verschiedener  Con- 
fessionsverwandien  von  dem  Pfarrer  des  Bräutigams.  Wünscht 
der  andere  Ehetheil  zu  seiner  Gewissensberuhiguna  auch  nocA  Eingehung». 

form 

von  dem  Geistlichen  seiner  Confession  eingesegnet  zu  werden,  so 
hat  dieses  keinen  Anstand'^  ^.    In  Bezug  auf  die  Religion ,  injj^,,^,^^^  ^^^ 
welcher  die  Kinder  erzogen  werden  müssten,  wurde  schliess-    '^»»«'«r- 
lieh  9  nach  mehrfachen  Schwankungen,   völlige  Freiheit  der 
Eltern  statuu-t'.  — 

Anfano^s  stiessen  diese  Bestimmunsren  Seitens  der  katho-v^f^*)*«"«*« 
lischen  Geistlichkeit  auf  keinerlei  Widerstand.     Erst  als  in 
den  übrigen  deutschen  Ländern  die  clericale  Opposition  gegen 
die   Staatsgesetze   sich    geltend    machte ,    erfolgten   auch   in 
Württemberg   einzelne   Trauun£:swei£;erun&ren.     Aber   Re-  Tr«nnng»- 

o    ^        ^  o  D^  o    ^  ^       weigerangen 

gierung  und  Ordinariat  standen  einmüthig  zu  einander;  beide 
schritten  mit  Zwangsmaassregeln  gegen  widerspenstige  Greist- 
liche  ein*,  und  die  Kammern  in  der  Session  1841/2.  billigten "" 
vollständig  den  Fortbestand  des  alten  Rechtes^. 

Allmählich  uahm  indessen  der  Widerstand  der  Geistlichen 
immer  grösseren  Umfang  an,  und  wurde  um  so  bedenklicher,  ^^y^^  ^^^ 
als  auch  der  Landesbischof  auf  ihre  Seite  trat.    Am  11.  Mai  Rouenbnri 
1849.  verbot  er  seinen  Pfarrern  gemischte  Ehen  einzusegnen,   ^lii}!^^ 
wenn  nicht  die  Erziehung  aller  Kinder  im  katholischen  Glau- 
ben verheissen  wäre^. 

Die  Regierung  suchte  dagegen  zu  helfen,  indem  sie  die 

1  Ueber  das  frühere  Hecht  Tgl.  Süssk  in  d  u.  Werner  a.a.O.  1,342.  ff. 
Hauber  a.a.O. 2, 167. 

^  Eisenlohr  württemb .  Kirchengesetze  2, 7 1 . 

8  Das  Religion sedict  v.  1806.  Nro.  VI.  hatte  als  das  Begelmftssige 
die  Erziehung  in  der  Religion  des  Vaters  bezeichnet,  jedoch  hinaugefögt, 
dass,  wenn  dieser  evangelisch,  die  Söhne  nothwendigerweise  ebenfells 
eyangelisch  erzogen  werden  müssten.  Diese  Beschränkung  wurde  jedoch 
durch  Geh.-Raths-£rla8s  y.  14.  Mftrz  1817.  (Reg.-Bl.  S.  131.)  aufge- 
hoben. Vgl.  Hauber  a.  a.  O.  2,  175.  f.  Süsskind  u.  Werner  a.  a.  O. 
1,  357.  ff. 

*  Vgl  Hauber  a.  a.  0. 2, 169. 

6  Vgl. Kammeryerhandl.  1841/2. 

6  Hartmann  evangel.  Kirchenbl.  1849,  735. 
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Bei  diesen  Bestimmungen  ist  die  württembergische  Gesetz- 
*    gebung  bis  jetzt  verblieben,  wenngleich  auch  in  späterenKaic- 
merverhandlungen  die  Nothwendigkeit  und  die  Vortheile  de: 
obligatorischen  Civilehe  vielfach  hervorgehoben  worden  sind 

c.  Baden. 
Eheorfn.  y.  Djg  Ehcorduung  V.  J.  1807.  war  ganz  nach  demMum 
der  Josephinischen  zugeschnitten.  Wie  diese  stellte  ^^ 
den  bürgerlichen  Character  der  Ehe  an  die  Spitze  und  häü- 
als  Form  der  Schliessung  die  priesterliche  Trauung  bei.  Sit 
erklärte  alle  aus  der  Ehe  fliessenden  Verbindlichkeiten  ds 
bürgerlichen  Gesetzen  unterworfen,  wollte  ab^  diese  letztem 
nie  so  angewendet  wissen,  dass  die  religiösen  Gnind^itz' 
irgend  einer  Barche  verletzt  werden  könnten:  umgekehrt  soQte: 
auch  die  kirchlichen  Gesetze  nicht  Platz  greifen,  wo  sie  einr 
staatlich  anerkannte  Verbindung  bemängeln  würden^. 
^^"laS**^^'  Dasselbe  System  wurde  auch  in  dem  1809.  publiditE 
badiscben  Landrechte  befolgt. 

Zwar  war  dies  nichts  weiter  als  eine  etwas  verändenc 
Bedaction  des  französischen  Code  civil:  aber  gerade  dieLeltni 
von  der  Eheschliessung  hatte  durchgreifende  VerändemDga 
erfahren« 

Vor  Allem  schon  war  die  Civilehe  gefallen;  vielmet 
wurde  den  Pfarrern  von  Staats  wegen  die  Function  der  fM' 
gerlichen  Standesbeamtung"  übertragen.  Nur  ausnahmsweise 
wurde  eine  Civilehe  verstattet,  aber  doch  auch  hier  derPftrre' 
zum  Civilstandsbeamten  gemacht'. 

Wenn  nämlich  der  Geistliche  bei  der  beabsichtigten  B^^ 

1  Vgl.  auch  Hauber  die  kirchenrechtl.  Verhandl.  auf  d.  württcmbei? 
Landtoge  y.  1861.  in  DoTe  Ztschr.  f.  Kircheor.  2, 408.  Verhandl. S.^So'^ 
5352.  ff.  — ;  obgleich  in  diesem  Jahre  die  Dispensation  von  dem  £hebiD<l<' 
nisse  der  Verwandtschaft  oder  Schwägerschaft  bei  gemischten  £heD  ^f^ 
bürgerlichen  Gerichten  übertragen  wurde  — -Gesetz  y.  23.  Januar  1862.^ 
so  behielt  man  doch  die  kirchliche  Trauung  bei. 

a  Vgl.  Linde  Ueber  Abschlicss.  u.  Auflös.  d.  Ehe  (Giessen  1846)3« 
Haass  die  Gesetzgeb.  üb.  d.  Regel,  d.  kirchl.  Verhältn.  im  Grossherzogtß 
Baden  in  D  o  y e  Ztschr.  f.  Kirchenrecht  1, 282. 

3  So  hatte  man  schon  am  15.  August  1729.  für  Widertänfer  bestimD^^ 
dass  sie  ihren  Consens  durch  einen  Beamten  zu  Protokoll  nehmen  uo^^^^ 
dann  durch  einen  eyangelischen  Geistlichen  an  einem  Priyatorte  obDeX)er^ 
monieil,  mit  Auslassung  der  Ministerialien  trauen  lassen  sollten.  —  ^'^ 
Form  war:  „Gott  segne  eure  Ehe  und  seid  euerer  Pflichten  eingedeok  '--^ 
Koman  Versuch  eines  bad.  eyangel.  luther.  Kirchenrechtes  (?fon^^^^ 
1800.)  89. 
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kirchlicherseits  Bedenken  fände ,  während  die  Staatsgesetze 
die  Verbindung  zulieesen,  so  solle  er  seine  Zweifel  der  ober- 
sten Staatsbehörde  vortragen ,  und  nach  deren  Entscheidung 
zwar  nicht  genöthigt  sein,  die  Brautleute  den  kirchlichen 
Formen  gemäss  als  kirchlicher  Beamter  zu  trauen,  aber  doch 
als  bürgerlicher  ihren  Consens  entgegenzunehmen  und  diesen 
in  das  Ehebuch  zu  verzeichnen. 

Das  Gewissen  der  Geistlichen  wurde  also  in  künstlicher  ^^g^^^^ 
Weise  halbirt.  Die  kirchliche  Hälfte  gehorchte  den  Vorschrif- 
ten der  Kirche,  die  bürgerliche  fügte  sich  den  Anordnungen 
der  staatlichen  Behörde.  Als  Geistlicher  sollte  man  die 
Trauung  verweigern  dürfen  und  doch  als  Civilstandsbeamter 
sie  unweigerlich  vollziehen  müssen,  denn  den  Kreisregierungen 
war  die  Anwendung  von  Zwangsmaassregeln  gegen  wider- 
spenstige Geistliche,  selbst  die  Sperrung  der  Temporalien 
verstattet  worden.  — 

Der  Schliessung  der  Ehe  sollten  zwei  Aufgebote  voran- 
gehen müssen,  aber  der  Pfarrer  des  einen  Theils  unter  An- 
drohung von  Strafe  die  Trauung  nicht  vornehmen  dürfen,  falls 
ihm  nicht  vorher  ein  Zeugniss  des  andern  vorgelegt  sei,  welches 
die  Verkündigung  der  Aufgebote  auch  in  seiner  Parochie 
darthue.  — 

Auch  diese  Bestimmungen  sollten  sich  in  der  Folgezeit 
als  unheilvoll  erweisen.  — 

I  Der  Conflict  zwischen  Kirche  und  Staat  erfolgte  aber  in  ^Ä!'*" 

'  der  Frage  der  gemischten  Ehen,  und  darauf  werden  wir  daher 
zuvor  näher  einzugehen  haben. 

Nach  dem  Edicte  v.  11.  Februar  1802.  war  dieSchUes-  Icbr.iiJL' 

sung  gemischter  Ehen  ohne  jede  kirchliche  Dispensation  ge- 

;  stattet  worden^.    Die  Beligion  sollte  nach  dem  Geschlechte 

1  bestimmt  werden,  die  Knaben  dem  Vater,  die  Mädchen  der 

>  Mutter  folgen.    Diese  letztere  Bestimmung  wurde  dann   am 

28.  Juni  1826.  dahin  geändert,  dass  den  Eltern  das  freie  Ver- „J«J^'^"i^- 
,  fiigungsrecht   über    die   Confession    ihrer  Ejnder    verstattet 
'  wurde. 

Die  katholische  Kirche  nahm  diese  Anordnungen  ohne  7^^^V^ 
sichtliches  Widerstreben  auf.   Sie  entsprachen  der  Praxis,  wie 

^  Vgl.  Brauer  Erläuter.  über  d.  Code  Napoleon  u.  d.grossherzogl.bad. 
GesetzgebaBg  (Karlsruhe]  810.)  S.  159.  ff.  Die  Gesetzgebung  Badens 
(Karlsruhe  1820.)  13.  ff.  29.  ff. 
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sie  früher  selbst  in  den  geistlichen  Territorien  gehensck 
hatte  ^. 

oppofitton.         Erst  die  Nachwirkungen   des  Kölner  Streites  trübteo 
auch  in  Baden  den  confessionellen  Frieden. 
1888.  Im  J.  1838.  befahl  der  Erzbischof  v.  Freibarg,  daü 

zu  allen  gemischten  Ehen  seine  Dispensation  nothwendig  sd. 
und  dass  die  Pfarrer,  falls  nicht  die  Erziehung  der  Kinder  iis 
katholischen  Glauben  verheissen  würde,  ihre  Mitwirkung  bt. 
der  Trauung  auf  die  assistentia  paasiva  beschränken  sollten. 

^b*cigeiei?*  Die  Eegierung  trat  in  Folge  dessen  sogleich  in  eifrige 
Verhandlung  mit  der  erzbischöflichen  Curie,  und  es  gelang 
ihrem  Einflüsse,  die  Concession  zu  erhalten,  ^^dass  Brcoäktf. 
gemischter  Confession  die  prieaterüche  Einsegnung  sofort  erhüh 
sollen,  wenn  sie  von  dem  katholischen  Brauttheile  gefcf^' 
irird",  — 

Aber  der  Zwist  war  nur  für  kiurze  Zeit  beseitigt. 

EnbÄ'v.         Schon  am  3-  Januar  1845.  erklärte  der  Erzbischof:  „fl> 

/jÄn?w45.  beauftragen  unsere  Dekanate,  die  Seelsorger  ihrer  Capitel  aji2> 
weisen,  sich,  wenn  Brautpaare  eine  gemischte  Ehe  eingehen  wölb'- 
zuvor  mit  Vorlage  aller  Sachverhältnisse  an  das  erzbischößic^- 
Ordinariat  hieher  zu  wenden,  um  die  nöthigen  Weisungen  danh 
von  diesseits  zu  empfangen*'. 

Das  hiess  mit  anderen  Worten  wieder,  dass  die  Ffair^ 
jede  Benediction  verweigern  und  nur  ihre  passive  Assistenz  g^ 
währen  sollten,  falls  nicht  die  Erziehung  sämmtlicher  Kinder 
im  katholischen  Glauben  versprochen  würde. 

wird  cossirt,         Diesmal  verfuhr  die  Regierung  energisch.  Durch  Erlass 

vom  3.  Juni   erklärte  sie   die  bischöfliche  Verordnung  fö 

nichtig,  weil  sie  kein  staatliches  Placet  erhalten  habe.    Aber 

erneuert    lachtsdestowcniger  schärfte  der  Erzbischof  am  9.  August  seine 

früheren  Verfugungen  von  Neuem  ein,  die  dann  freilich  rot 

cu^siri.     der  Regierung  am  21.  November  wieder  cassirt  wurden. 

Jetzt  erklärte  der  Erzbischof,  er  werde  sich  zur  Unter- 
stützung an  den  Papst  wenden,  und  in  der  That  erfolgte  aacJ: 

^MnYmef'  am  23.  Mai  1846.  ein  Breve,  welches  zuerst  die  gemiscbter 
Ehen  im  Allgemeinen  missbilligte,  und  für  in  der  Kegel  uo^U' 
lässig  erklärte,  dann  aber  dieselben  ausnahmsweise,  nach  spe- 
cieller  Genehmigung  des  päpstlichen  Stuhles,  unter  den  von 
der  Kirche  vorgeschriebenen  „Cautionen"  gestattete,  ,M^' 

1  Vgl.  Kopp  die  katholische  Kirche  im  19.  Jahrhunderte  (Maiw  1830 
368.  ff. 
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licet  non  solum  caihoUeus  coniux  ah  acaiholico  perverti  non  posset, 
quia  potius  ille  teneri  se  sciat  ad  hunc  pro  viribus  ab  errore  re- 
trahendum,  verum  etiam  ut  proles  utriusque  seaus  ex  hisce  matrin 
monüs  procreanda  in  caiholicaereligiorm  sancütafe  omnimodo  edu* 
cari  debeat .  • .  nusquam  tarnen  toleranda  est  eadem  benedictio  in  iis 
casibus,  in  quibus  nulla  accedente  eceleeiae  venia  nee  praeviis  ne- 
cessariis  cautionibus  manifestum  idemque  gravissimum  admittitur 
crimen  in  ipso  matrimonii  foedere  ineundo ". 

Nur,  wo  die  Benediction  ortsüblich,  sollte  sie  nach  Ab« 
leistung  der  Cautionen  ertheilt  werden  dürfen.  — 

Die  Eegierung  antwortete  auf  diese  Kriegserklärung  durch^J^J^jJ^J^J-^^J; 
das  allerdings  nur  provisorische  Gesetz  v.  6.  November 
1846.,  welches  für  den  Nothfall  die  Bürgermeister  zur  Ver- 
kündigung der  Aufgebote  ermächtigte,  die  alten  Verordnungen 
wieder  einschärfte,  wonach  bei  Trauungsweigerungen  das  Be- 
zirksamt die  Trauung  ausserhalb  der  Pflrochie  gestatten  könne 
und  welches  endlich  den  Geistlichen  die  Pflicht  in  Erinnerung 
brachte,  auch  die  von  anderen  Pfarrern  vorgenommenen  Copu- 
lationen  in  ihre  Kegister  einzutragen. 

So  glaubte  man  ohne  neue  Conflicte  die  Härten  der  päpst- 
lichen Bestimmimgen  mildem  zu  können.  — 

Aber  noch  weit  bedenklicher  wurde  der  Zwiespalt  zwischen   cS^SSIcte. 
Staat  und  Kirche,  gerade  zu  der  Zeit,  als  der  erstere  sich 
hatte  bereit  finden  lassen,  alle  Forderungen  der  letzteren  zu 
erfüllen,  als  das  Concordat  im  Artikel  5.  die  geistliche  Juris- 
diction auch  über  Ehesachen  anerkannt  hatte*.  — 

Bisher  hatten  die  katholischen  Geistlichen  nur  die  Trauung^^/j^^ngcn 
verweigert,  die  Aufgebote  aber  verkündet;  mithin  waren  die  *^®* 
Brautleute  immer  in  der  Lage  gewesen,  sich  von  dem  pro- 
testantischen Pfarrer  einsegnen  zu  lassen:  im  J.  1858.  aber 
begannen  sie  auch  die  Proclamationen  zu  versagen,  und  so 
dem  Brautpaare,  dem  geltenden  Rechte  zufolge*,  jede  Mög- 
lichkeit der  Ehe  zu  benehmen.  — 

Die  Reffierunff  wandte  sich  in  ihrer  Noth  an  den  Gar-  Fchreiben 

,  ,  ,  ,  des  CardlnaU 

dinal  Reisach,    der   ein   versöhnliches   Schreiben'   an   den    ßeuach. 
Erzbischof  V.  Freiburg  richtete,  und  ihn  aufforderte,  die 

^  Die  Frankfurter  Grundrechte  waren  zwar  in  Baden  verkündet, 
aber  schon  i.  J.  1851.  wieder  aufgehoben  worden;  die  Vorschriften  über  die 
Civilehe  sind  nie  in  Kraft  getreten.  Vgl.  auch  Haass  a.  a.  O.  in  Dove 
Ztschr.  f.  Kirchenr.  2, 802. 

3  Siehe  oben  S.  685. 
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Geistlichkeit  von  jener  neuen  Praxis  so  lange  wenigstens  zu- 
rückzuhalten,  bis  die  nach  den  Grundsätzen  des  ConcordaU 
nothwendige  Reform  des  badischen  Eherechts  erfolgt  sein 
würde.  Damit  müsse  ja  der  Streit  in  jedem  Falle  erledigt 
werden. 

Erabtechofs  ^^^  ^^^  '^^^^  ^^^  Erzbischof,  welcher  übrigens  am 
^'iM«!**'  12.  Mai  1859.  auch  jenen  Erlass  v.  9.  August  1845.  republidn 
hatte,  einen  Beschluss  fasste,  trat  die  ganze  Frage  in  m 
neues  Stadium. 

'•,<>'»i*M*>"^*        Am  16.  Februar  1860.  stellte  Robert  von  Mohl  in  der 

In  der  1.  K. 

ersten  Kammer  die  Motion^: 

„Es  wolle  die  hohe  Kammer  Seine  Königliche  HoheU  da 
Groaeherzog  mittelst  aUerunterthänigster  Adresse  darum  Uütn, 
noch  auf  dem  gegenwärtigen  Landtage  den  Ständen  einen  dt- 
setzentwwrf  vorlegen  zu  lassen ,  welcher  die  Eingehung  einer  gf- 
setzUchen  Ehe  auch  in  dem  Falle  ermögliche j  wenn  die  Proeh' 
mation  von  dem  Pfarrer  des  einen  der  künftigen  Ehegatten  ohnt 
recktsgüliigen  Grund  verweigert  werden  sollte", 
Moiive.  Die  Motive'  wiesen  auf  die  unerledigten  Conflicte  hin* 

und  erinnerten  an  jenes  provisorische  Gesetz  aus  d.  J.  1846) 
welches  den  von  der  Regierung  einzuschlagenden  Weg  andeute. 

DieBegitrnng  Das  Ministerium  bat  um  Verwerfung  des  Antrages,  ^ 
die  erwartete  Antwort  des  Erzbischofes  von  Freiburg  ohne 
Zweifel  die  ganze  Frage  erledigen  werde. 

verhandione.  Für  die  Motiou  sprach  namentlich  der  Prälat  Ullmann, 
der  freilich  auch  gleichzeitig  darauf  hinwies,  dass  das  begebite 
Gesetz  sich  strenge  in  den  Gränzen  des  Bedürfnisses  halten 
müsse,  mithin  wohl  über  Aufgebote,  nicht  aber  über  die  Trauung 
Bestimmungen  treffen  dürfe. 

Abttimmniig.  Bei  der  Abstimmung  ergab  sich  Stinunengleichheit^  aber 
das  Votum  des  Präsidenten  entschied  zu  Gunsten  der  Motion. 
die  nun  einer  Commission  überwiesen  wurde. 

^*"bcÄ°*"  ^^  ^-  ^*^  erstattete  diese  ihren  Bericht.  Sie  gab  eine 
klare,  historische  Auseinandersetzung  über  die  Entstehung  der 
Conflicte ^  welche  jetzt  beklagt  würden,  und  glaubte  in  den 
Bestimmungen  des  schon  von  Mohl  angeführten  Gesetzes  d«s 
Heilmittel  zu  erblicken.     Sie  stellte  den  Antrag:  „Dass,  tcenn 

^  Protokolle  d.  Ständeversamml. d.  1. Kammer  1860,83. 
2  ebenda8.Beil.no.  92. 

8  ebenda  8.  Beil.  no.  208.  —  Darauf  beruht  im  Wesentlichen  aucbdie 
obige  Darstellung. 
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der  GeUttiche  des  einen  Brauttheiks  das  Aufgebot  und  den  Ent- 
lassungeschein aus  einem  von  dem  Staate  nicht  anerkannten  Grunde 
verweigert  oder  verzögert,  an  seiner  Statt  vor  dem  Bezirksamte 
der  Bürgermeister  des  Ortes  zur  Vornahme  des  Aufgebotes  und 
zur  Eriheüung  des  Entlassungsscheines  als  Beamter  des  bürger!- 
liehen  Standes  beauftragt  toerde*^,  der  auch  von  der  ersten  Kam- 
mer mit  12  gegen  5  Stimmen  angenommen  wurde  ^. 

Ehe  aber  noch  das  andere  Haus  über  diesen  Beschluss  ^,Sm  «ir 
in  Berathung  treten  konnte,  war  das  Concordat  yon  den  Stände- 
Tcrsammlungen  verworfen  worden ,  das  Ministerium  gefallen 
und  von  dem  neuen  ein  Gesetzentwurf,  ,,über  die  bürger-^^,j;®ijjj°*jj^ 
liehe  Standesbeamtung  in  Ausnahmefällen^^  der  zwei-  ß^idelbe- 
ten  Kammer  vorgelegt  worden.    Danach  sollte  in  Bezug  auf  2?gna"hm?- 
die  Aufgebote   der  Beschluss   der  ersten  Kammer  Geltung     ^"^'^ 
empfangen,   zugleich   aber   auch   den  Brautleuten   verstattet 
werden,  falls  der  zuständige  Pfarrer  die  kirchliche  Trauung 
verweigere  oder  verzögere,  eine  Civilehe  zu  schliessen«    Der 
§.  3.  ermächtigte  die  Kegierung,  nach  Bedürfniss  an  einzelnen 
Orten  eigene  bürgerliche  Standesbeamte  zu  bestellen. 

Die  Motive  wiederholten  nur,  was  früher  im  Schoosse  der    Motive. 
ersten  Kammer  zu  Gunsten  der  Mohl'schen  Motion  angeführt 
worden  war. 

Sie  stellten  das  Gesetz  als  eine  Consequenz  eines  anderen, 
ebenfalls  den  Kammern  vorgelegten  hin,  welches  einerseits 
das  Ehehindemiss  der  Beligionsverschiedenheit  aufgehoben, 
und  andrerseits  für  jede  staatsgesetzlich  zulässige  Ehe  eine 
passende  Form  zu  schaffen  versprochen  hatte. 

Der  Commissionsb^richt  befürwortete  mit  geringen  Modi-^*^^^*JJ*^^°«- 
ficationen  die  Begierungsvorlage.  Zwar  sei  die  obligatorische 
Civilehe,  so  führte  er  aus,  das  einzige  rationelle  Mittel,  um 
alle  Conflicte  zwischen  Staat  und  Ejrche  xnT  Keime  zu  er- 
sticken, aber  kaum  würde  sich  dafür  die  Majorität  in  den 
Kammern  gewinnen  lassen,  und  so  sei  die  Nothehe  des  Ge- 
setzes als  augenbückliche,  gewissermaassen  als  provisorische 
Maassregel  zu  betrachten,  die  doch  über  kurz  oder  lang  der 
Civilehe  werde  weichen  müssen.  . 

Die  Berathungen  im  Plenum  fanden  am  30.  Juli  statt*,  S|^"^en"qm? 
wobei  namentlich  die  katholische  Partei  als  Gegner  des  Ge- 
setzes auftrat.    Mit  49  gegen  10  Stunmen  wurden  die  Com- 
missionsanträge  genehmigt. 

1  ebenda«.  S.  90.  —  *  Kammerverfaandl.  S.  25. 

Friedberg,  Eheschlieasung»  44 
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^!  Kammer.'  ^'®  Verhandlungen  der  ersten  Ejtmmer^  fuiirten  m  dem- 
selben Kesultate;  das  Gesetz  ging  mit  15  gegen  5  Stunmen 
dnrch,  nur  der  §.  3.  fiel,  weil  er  die  Begierong  ermaditige,  dk 
obligatorische  Civilehe  ohne  Weiteres  einzuführen,  is^as  dod 
nur  durch  ein  besonderes  Gresetz  geschehen  könne. 

Die  zweite  Kammer  trat  diesem  Beschlüsse  mit  52  gege 

^^Isio!'  ^  Stimmen  bei,  und  so  ist  am  3.  October  1860.'  das  Geeeti 

die  bürgerliche  Standesbeamtung  in  Ausnahmefalk 

\"eÄ°r betreffend,  publidrt  worden,  zu  dem  am  18.  Januor  1861. 

18.  Jan.  i86i.^jjjj^  Ausfiihrungsvcrordnung  erlassen  worden  ist*. 

4.  Die  Nothcivilehe  für  DisBidenten. 

a.  Preuflsen. 
Entwnrfeinei        Der  L  J.  1784,  Dublicirte  Entwurf  eines  allfiFememeii  Ge- 

allgemeinen  ,  ,  " 

Gesctsbncheagetzbuches  bestimmte  im  L  88: 

^  i^Eine  voUgütige  Ehe  wird  durch  prieaterUehe  Trcanmg  ^ 

zogen"* 

Damit  war  die  absolute  Nothwendigkeit  der  kircUicb 
Eheschliessimg  ausgesprochen,  und  all^  den  Uebelständen  noJ 
Miss  Verständnissen  vorgebeugt,  welche  sich  aus  der  kathoE- 
sehen  Sponsaliehlehre  ergeben  und  so  lange  Zeit  Iiindarei 
verderblich  auch  auf  die  brandenbur^sche  und  preussisck 
Praxis  eingewirkt  hatten^* 
AnfTaaBung  Dczmoch  staud  der  Entwurf  selbst  auf  dem  Boden  de: 

TraauDg.'  alten  Rechts,  und  sprach  wenigstens  an  anderer  Stelle  deut- 
lieh  aus,  dass  eine  wahre  Ehe  auch  ohne  kirchliche  Trauuii; 
bestehen  könne. 

Jene  Theorie  nämlich,  die  wir  bei  Böhmer  noch  vertretes 
fanden,  dass  Eheversprechen  mit  copiUa  eamoKe  eine  Ehe  be- 
gründen, war  auch  im  Entwürfe  zur  Geltung  gekommen. 

Zwar  hatte  man  von  der  eigentlichen  Zwangstrauung  Ab- 
stand genommen,  aber  man  wollte  doch  „die  VerfükrU  i^ 
Urtel  und  Recht  ßbr  die  rechtmäenge  Ehefrau"  des  Verführer? 
erklären  lassen,  man  wollte  ihr  alle  Befugnisse  einer  recbt- 
^massig  getrauten,  geschiedenen  Gattin  zusprechend 

1  S.  20.  —  «  Verhandl.  S.  8. 

8  Beide  im  Anhange  No.  6.  a.  b.  Ben  ersten  Fall  einer  Nothcitilehe 
inBadeninDove  Ztschr.  f.  Earchenrecht  1, 824.  t 

^  Das  Nähere  hierüber  werde  ich  in  einer  denmftchst  exscheineDdeo. 
aus  handschriftlichen  Quellen  geschöpften  Geschichte  des  brasden* 
burgisch-preussischen Eherechts  darstellen. 

ö  §.  76ö.  ff. 
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Während  man  hier  die  Trauung  wieder  nur  zu  einem 
Yolkiehungsacte  der  schon  durch  das  Verlöbniss  geschloseenen 
Ehe  herabdrückte  —  die  Lehre  von  den  Brautkindem  war 
«ine  andere  Consequenz  dieser  Theorie  — ,  erklärte  man  sie  Ehen  zar 
bei  den  Ehen  zur  Imken  Hand  fiir  TÖllig  überflüssig^.  n  <m  an  . 

In  einer  Note  versuchte  Suarez,  der  geistvolle  Bedactor  snarez. 
des  Entwurfes  9  die  Nothwendigkeit  dieser  Institution  darzu-' 
thun.  Die  Bedürfnisse  wären  gestiegen,  die  Begründung  eines 
Hausstandes  in  den  höheren  Ständen  kostspielig  und  schwierig. 
Das  nöthige  sie,  ,,ihren  Beytrag  zur  Bevölckerung  entweder  zu 
nnterdrüclcefif  ev.  an  feile  Dirnen  zu  verschwenden,  oder  im  bessten 
FaUe  eich  mit  Mcdtressen  zu  behelfen**.  Alles  das  sei  dem 
Wohle  des  Staates  gleich  schädlich.  y^Ee  musste  daher**,  fahrt 
er  fort,  „auf  ein  anderes  Mittel  der  aus  dem  Imanis  entspringen-' 
den  Ehelosigkeit  abzuhelfen  gedacht  werden,  und  dazu  hat  man 
die  bei  den  alten  Römern  sowohl,  als  selbst  bey  unseren  detitschen 
Vorfahren  unter  dem  Nahmen  des  Concubinates  bekannte  Ehe 
zur  Unken  Hand  als  das  schicklichste  angesehen**. 

Für  die  Schliessung  der  Ehe  zur  linken  Hand  wurde  aber 
einerseits  die  Verkündigung  dreier  Aufgebote  für  nothwendig 
befunden,  andererseits  bestimmt; 

„Die  Vollziehung  der  Ehe  zur  Unken  Hand  geschieht  da- 
durch,  dass  beyde  Theile,  von  dem  Landes^usiizcoUegio  der  Pro- 
vinz oder  einer  von  ihm  ernannten  Gerichts-Person,  den  Inhalt 
des  Ehecontractes  persönUch  genehmigen,  dessen  Festhaltung  mit- 
telst Handschlages  angeloben  und  alsdann  der  Contract  feyerUch 
bestätigt,  auch  den  Gerichts-Protokollen  einverleibt  tcird*** 

„Nach  dieser  gerichtlichen  Vollziehung  können  die  Verlobten,  - 
wenn  sie  es  gut  finden,  ihre  Verbindung  auch  durch  einen  Pre- 
diger einsegnen  lassen;  es  erlangt  aber  solche  dadurch  keine  grös- 
sere Wirksamkeit** • 

In  einem  weiteren  Paragraphen  wird  dann  noch  als  Wir- 
kung der  priesterlichen  Copulation  hingestellt,  dass  dadurch 
-die  morganatische  Ehe  in  eine  vollgültige  verwandelt  werden 
könne.  — 

Der  „Entwurf"  wurde  bekanntlich  den  bedeutenden  Ge-nieGnuchtcn 
lehrten  Deutschlands,  so  wie  den  preussischen  Behörden  und 
Ständen  zur  Begutachtung  zugeschickt,  ausserdem  auch  Preise 

1  §.  625.  ff. 

44* 
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ausgeBchrieben  für  Schriften  ^  welche  treffende  Beurtkeihmgen 
und  VerbeaseningaTorachläge  bringen  würden« 

Ich  habe  die  eingelaufenen  Actenstücke  sämmtfich  einer 
Durchsicht  unterzogen;  sie  sind  meist  von  dem  flachnratioQali- 
stischen  Geiste  dictirt,  welcher  die  ganze  2<eit  beherrschte;  ik 
wissenschaftlicher  Werth  ist  gering. 

clvuch^.  Eine  ganze  Zahl  yon  ihnen  befürwortet  die  Einführon^^ 

der  Civilehe;  viele  durch  das  Muster  des  holländischen  Beciiu 
bewogen. 

„TFarum",  fragt  die  eine  Schrift*,  „Aoi  man  nchhierniA^ 
nach  der  schon  lange  in  Holland  eingeführten  und  nun  cauh  ai 
den  Kat/serUchen  Erblanden,  wenn  man  öffentlichen  NachnchH 
trauen  darf,  bald  einzuführenden  Gewohnheit,  nach  welcher  ik 
Ehen  vor  dem  weltlichen  Richter  vollzogen  werden,  gerichtetP' 

„Mehrere  protestantische  Rechtslehrer**,  erklärt  der  Appel- 
lationsgerichtsrath  Gl  ob  ig  aus  Dresden^,  ^,halten  die  priaUr- 
liehe  Trauung  nicht  für  ein  wesentliches  Erfordemiss,  Sie  Äw? 
dazu,  dem  ehelichen  Vertrage  ein  feyerliches  Ansehen  zu  gthth. 
Eigentlich  sollte  es  aber  der  weltlichen  Obrigkeit  zukommerif  ha 
der  Vollziehung  dieses  Vertrages  durch  Zusammengebung  bey^^ 
Theile  mittelst  Fertigung  einer  gerichtlichen  Registratur  haup- 
sächlich  zu  eoncurriren.  Die  Einsegnung  des  Priesters  kann  nr 
als  eine  löbliche  geistliche  Ceremonie  betrachtet  werden,  velA 
nicht  zum  Wesen  der  Sache  gehöret.  Sie  könnte  eben  so  gtd  k 
dem  Ehegelöbnisse  geschehen.  Man  sollte  es  daher  vor  voeJÜi^^ 
Gerichten  Niemanden  verargen,  wenn  er  diese  priesterliche  Eur 
Segnung  unterlässU  Die  Ehe  sollte  für  eben  so  gültig  geachtd 
werden.  Die  Unterlassung  jener  Ceremonieen  kann  nur  Ä 
Kircliencensur  nach  sieh  ziehen,  in  so  fem  die  Grundsätze  dieser 
oder  jener  Religion  solche  als  ein  wesentliches  Erfordernis  dar- 
stellen. 

DieL^d-  Andere,  und  unter  ihnen  namentlich  die  Landständc 

stinde  dee  '  /.      L  /t 

H^ö|{Jjjn»»des    Herzogthums   Magdeburg   und    der   Grafflcnay 
Mannsfeld^  wollten  wenigstens  die  Dissidenten,  denen  die 

1  Mit  dem  Motto :  ovx  iaxiv  ovBiv  x^alrrov  tj  poftot  noXs*  naXt^s  f*^*^ 
res,  Material  SS,  25. 

>  In  der  Schrift  mit  dem  Motto:  Suumcuique.  Material.  38,  H- 
s  Material.  42,  16:  „Da  Sr.  Königl.  Majestät  allen  ReligiooB^^^' 
wandten  unbeschränkte  Tolerant»  und  Gewissensfreiheit  zugestehen,  unt^f 
denselben  sich  aber  yerschiedene  finden,  denen  die  priesterliche  '^°°^ 
lästig  ist,  und  welche  die  Vollziehung  ihrer  vollgültigen  Ehe  auf  andere  A^ 
z.  B.  wie  in  Holland  dorch  öffentliche  Erklärung  ilu^  beydeneitig^^  ^  ' 
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kirchliche  Trauung  widerstrebe »  davon  befireit  wissen,  oder 
doch  Personen  ^yfremder  im  Staate  bereehtiffter  oder  geduldeter 
ReKgionspariheien  gestatten  9  lediglich  ihren  Kirehengebräuchen 
jsu  folgen**^. 

Auch  die  kirchlichen  Aufgebote  erregten  mannichfachen  SafJSb^JJ; 
Widerspruch.     „  SoUte  nicht  in  unseren  Zeiten  die  Unschicklich- 
keit der  Verkündung  einer  Edictaleitation  mit  einer  Fürbitte,  die 
€m  sich  för  ganz  Unbekannte  gedankenlos  sein  muss,  die  Aufge- 
bote von  der  Kanzel  in  die  Intelligenzblätter  venoeisenf'^ 

So  £5ragt  der  Verfasser  der  Skizze  einer  Geschichte 
der  Menschen  Religion  für  denkende  Christen^ 

Die  Zusammenstellung  der  verschiedenen  Einwürfe  formu- 
lirte  die  gegen  die  Eheschliessungsform  erhobenen  folgender- 
maassen. 

Zu  §.  88.^  mon.  1:  j,IHe  Ehen  sollten  nicht  müssen  durch  niJSto™i. 
priesterliche  Trauung  vollzogen  werden,  sondern  es  sollte  diess  vor 
Gerichte  und  zwar  ohne  dem  Gerichte  etwas  dafür  zu  zahlen  ge- 
echehen  können,  da  der  EheUche  Contract  nur  ein  Civilcontract 
ist,  da  diess  die  Geistlichen  ehedem  nicht  verrichtet,  wie  es  die 
Geschichte  aueweiset,  da  die  Geistlichen  nur  Geld  dabei  schnei- 
den, da  sie  sonsten  hinlänglich  versorgt  sind,  und  da  sie  überdiess 
nur  bei  dieser  Gelegenheit  die  grössten  Ausschweifungen  begehen  '^ 

Diese  fast  abenteuerlichen  Bedenken,  die  übrigens  gröss- 
tentheils  aus  der  Schrift  eines  schlesischen  Edelmannes  her- 

Bichten  zu  Kathhause  und  Eintragung  ihrer  Nahmen  in  das  Stadt-Buch  zu 
bewerckstelligen  wünschen.  So  durfte  es  wohl  nöthig  seyn,  dass  dieser  §. 
eine  andere  Bestimmung  erhalte  und  entweder  ein  anderes  gesetzmissiges 
Mittel  angegeben,  oder  dem  ersteren  bereits  angegebenen  eine  Ste  Dis- 
junction  beygefuget  werde ,  wodurch  eine  vollgültige  Ehe  vollzogen  werden 
könne".  Ebenso  die  Schrift:  ardua  res  semper  leges  sancire  cuivis  aequas. 
M  at  e  r  i  a  1. 83, 12 :  „In  Absicht  der  Juden  Naturalisten  wftre  wohl  gut ,  auch 
eine  andere  gültige  Art  zu  gestatten,  wie  in  HoUand  und  unter  §.  625  *S 

^  Monita  des  Regierungsadvocaten  Schneider  in  Darmstadt  Ma- 
terial. S4,35^* 

3  In  der  S.  692.  Note  8.  genannter  Schrift  Material.  88, 12.  ^  Bemer- 
kenswerth  ist,  dass  auch  in  dem  von  Schleiermacher  verfassten Entwürfe 
einer  Kirohenveriassung  aus  d.  J.  1808.  bei  Dove  Ztschr.  f.  Kirchenrecht 
1,  881.  die  Sfitie  aufgestellt  werden:  „Die  Proclamationen  sind  als  eine 
rein  bürgerliche  Handlung,  sowie  die  Bekanntmachung  dffentUcher  Verord*  ' 
nungen  aus  der  Kirche  heraus  an  einen  anderen  Ort  zu  verweisen  ".  —  „Was 
die  Trauung  betrifft,  so  muss  die  Gültigkeit  der  Ehe  schon  nach  erfolgter 
bürgerlicher  Bestätigung  ihren  Anfang  nehmen,  ohne  auf  die  Trauung  zu 
warten". 

3  Material.  74,47. 
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rühren S  werden  durch  die  karze  Bandbemerkong  abgefertigt: 
„ist  unerheblich.  Die  Prediger ,  die  ohnedem  kaum  zu  {eien 
haben,  würden  darunter  zu  viel  leiden**. 

Es  folgt  dann  das  Monitum  zu  §.  89.': 

y»DaB  Aufgebolh**9  heisst  es,  „könnte  ecudi  bei  der  geritk- 
liehen  Eingehung  der  Ehe  notkwendig  bleiben,  und  theHs  müni- 
lieh  durch  den  Gerichtsdiener  im  Beisein  einer  Geriehtsperm 
vor  dem  Rathhause  geschehen,  theils  schriftlich  durch  einen  Aus- 
hang in  der  Gerichtsstube  und  an  der  Thür  bekannt  gemoAl 
werden**. 

Die  Kandnotiz  verweist  hier  ganz  einfach  auf  die  Bemer- 
kung zu  dem  vorigen  Paragraphen* 
Groinumo.  Ausführlicher  äussert  sich  einer  der  Redactoren,  6roI- 

mann,  noch  an  einem  anderen  Orte'  über  die  aufgeworfenea 
Bedenken.  Er  wollte  den  §.  88.  „um  die  verschiedene  reUgm 
Verwandte  im  Staate  •  .  •  mit  zu  begreifen**  folgendermaasseQ 
formulirt  wissen: 

„Zur  Vollziehung  der  Ehe  wird  eine  öff entliehe  und  fetjff- 
liehe  Erklärung  bei/der  Theile,  dass  sie  sich  nunmehr  unter  ei»- 
ander  für  Mann  und  Frau  erkennen  wollen,  gefordert, 

Bey  Christen  geschiehet  diese  Erklärung  durch  die  priester- 
liehe  Trauung**  —  und  er  erklärte  auf  den  Vorschlag  der 
Civilehe: 

„Durch  Einführung  des  holländischen  Gebrauches  reikti^ 
unsere  Prediger  leiden.  Die  Hbchzeitskosten  Hessen  sieh  mk 
gut  bestimmen.  Im  MyUas  findet  man  Ediete  genug  wider  dß 
Aufwand  bei  Hochzeiten,  allein  was  haben  sie  geholfen?'*  — 

„Ich  weiss  nicht  was -die  Aufgebote  von  der  KanzdJ^ 
Schaden  thun**,  entgegnet  er  den  Widersachern  kirchliche 
Proclamationen,  und  beseitigt  endlich  den  Vorschlags  die  öf- 
fentlichen Blätter  für  die  Aufgebote  zu  benutzen,  durch  die 
Erwägung: 

„In  BerUn  geschiehet  dieses.     Wenn  aber  alle proclan^^"'^ 

^  Mit  dem  Motto:  si  de  veritate  scandalum,  utilius  pennittator  qa>-'^ 
Bcandalam,  qaam  yeritas  relinquatar.  Material  Bd.  41 .  Er  enihltf  ^ 
bei  Gelegenheit  einer  Trauimg  die  Braut  Ton  dem  Pfarrer  stuprirt  ^^ 
sei,  und  rechtfertigt  damit  seine  Vorschläge.  Er  beantragt  ferner,  die  £1>^ 
zwischen  Geschwistern  zu  erlauben ,  da  diese  durch  die  Eltern  gleich  to^ 
Tome  herein  för  einander  erzogen  werden  könnten.  Die  Sehliessttng  »ot- 
oher  Verbindung  erfolgt  durch  die  bürgerliche  Obrigkeit  bei  geschlossen^^ 
Thüren. 

2  Material.  74, 47.  vgl.  auch  fol.  SSO^* 

«  Material.  72, 88.  f. 
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au8  der  ganzen  Provinz  in  die  inteüigenta  blätter  gerüeket  werden 
sollten,  80  würden  sie  voller  Nahmen  werden,  und  wer  würde  die 
Nahmen  leeenV* 

So  blieb  das  Allgemeine  Landrecht  bei  der  kirch-  Lra^il^t!' 
liehen  Trauung  nach  kirchlichem  Aufgebote  stehen,  und  §.  136.'^"  ^  ^  ^^' 
Th.  U.  Tit.  1.  bestimmte  den  Worten  des  Entwurfes  gemäss: 

„Eine  vollgültige  Ehe  wird  durch  die  prieeterUehe  Trauung 
vollzogen. 

§.  137.:  „Zwischen  Personen  fremder  im  Staate  geduldeter     i-^^- 
Religionen  wird  die  Vollziehung  einer  vollgültigen  Ehe  lediglich   ' 
nach  den  Gebräuchen  ihrer  JReligion  beurtheilt^^K  —  * 

Dennoch  darf  man  wohl  nicht  annehmen ,  dass  der  Ge-^\^^^^**J 
Sichtspunkt  der  Stolgebühren  für  die  Kedactoren  des  Gesetz-      ^^ 
buches  der  einzig  entscheidende  gewesen  sei,  um  die  kirchliche 
Eingehungsform  der  E3ie  aufzustellen. 

Es  wäre  das  eben  so  unrichtig ,  wie  wenn  man  ihnen  be- 
sonders religiöse  Motive  unterschieben  wollte,  als  ob  sie  sich 
die  Heiligkeit  der  Ehe  nur  durch  die  priesterliche  Trauung 
gewahrt  gedacht  hätten. 

Sie  nahmen  dieselbe  vielmehr  auf,  weil  sie  in  der  Sitte 
des  Volkes  feste  Wurzeln  geschlagen  hatte,  imd  weil,  wie  die 
Motive  sich  an  einer  Stelle  ausdrücken,  das  Gesetzbuch  nur 
für  preussische  christliche  Unterthanen  bestimmt  sei  „und 
unter  diesen  giebt  es  heyne  Religionsparthey,  welche  die  Trauung 
nicht  annähme^^K  — 

Während  einerseits  sich  so  eine  freilich  erfolglose  Oppo-  ^  "rcw. 
sition  gegen   die  kirchliche  Eheschliessung  geltend  machte,  '^'^'^"^"~ 
wurde  dieselbe  von  anderer  Seite  auch  bei  morganatischen 
Ehen  für  wünschenswerth  erklärt. 

„Oft  müssen  unsere  Gesetze  selbst  sich  nach  unseren  Vor- 
urtheilen  richten",  sagt  eine  Preisschrift^,  und  die  Monita  er- 
klären^: „Dadurch  will  man  das  PubUkum  gewöhnen,  die  Ehe 
für  ein  bürgerliches  Geschäft  zu  halten*    Allein  es  wird  Anläse 

^  Ueber  die  Form  der  im  Auslande  geschlossenen  Ehen  Preussischer 
Unterthanen  ist  im  Landrechte  keine  Bestimmung  getroffen.  Mit  Becht 
hat  jedoch  das  £gl.  Obertribunal  (Entscheid.  29,  886.  ff.)  angenom- 
men ,  dass  hier  die  Regel  „locus  regit  actum^*  Anwendung  finde ,  und  dem- 
nach eine  von  zweiPreussen  durch  sponsalia  de  praesenü  inGretna  Green 
eingegangene  Ehe  für  gültig  erkl&rt  Vgl.  Altmann  Praxis  607.  ff. 

s  Material.  80,36. 

>  Natura  duce  eundum.  Material  38, 221. 

^  Material  74, 137. 
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gebeus  die  Frau  zur  Uncken  Hand  ah  Hure  zu  bezeichnen,  Msa 
lasse  die  priesterliclie  Trauung,  so  ist  die  Einsetzung  gut,  gm(k 
und  geheiligt.  Fällt  die  Trauung  fort,  so  wird  kein  ehrlichä 
Mädchen  darein  willigen*  Allenfalls  erlaube  man  solchen  Pff- 
sonen  ohne  Dispensation  die  Haustraimng". 

Eine  Bandbemerkung  zu  diesem  Bedeaken  bezeichnet  ei 
als  ,,erheblich",  dennoch  war  es  nicht  im  Stande,  die  Ansick 
von  Suarez  umzustossen. 
Buanz.  „Ich  würde  simplieiter  bey  dem  Texte  stehen  bleiheh",  sagt 

er^.  ,,  Eigentliche  Trauung  kann  man  bey  Ehen  zur  Unken  Eod 
nicht  statuiren,  ohne  sie  den  vollgültigen  Ehen  zu  sehr  gleich  .ni 
stellen,  welches  doch  nicht  die  Absicht  ist.  Dagegen  kann  ea^. 
blosse  priesterliche  Einsegnung  durch  die  Gebräuche  der  lAixffpi 
von  einer  wirklichen  Trauung  merklich  genug  unterschieden  weri^ 
Diese  Gebräuche  näher  zu  bestimmen,  gehört  wohl  aber  nüid 
hieher^*. 

Schliesslich  haben  die  Bedactoren  den  Mittelweg  euige- 
§.  858.  schlagen.  Sie  haben  in  §.  858.  die  Erklärung  vor  dem  Landfö- 
§.860.  :  JustizcoUegiimi  gelassen  und  im  §.  860.  bestimmt: 

!  „Nach  dieser  geschehenen  Verlautbarung  muss  die  Ehe  d^ 

die  wirkliche  Trauung  an  die  Unke  Hand  vollzogen  werden". 


^  wJistS?*"         ^^®  Führung  der  Civilstandsregister  wurde  den  Geisdicien 
A.-L..R.i,ii,durch  §.481/ ff.  Th.  L,  Tit.  11.  des  allgemeinen  Land- 
rechtes  in  derselben  Weise  belassen ,  wie  sie  dieselbe  scbon 
vorher  und  auch  in  anderen  protestantischen  Staaten  ausgeübt 
hatten. 

Besondere  Bescrip.te  und  Bekanntmachungen  schärften 
dann  die  Beobachtung  der  erlassenen  Bestimmungen  ein,  er- 
läuterten sie  in  ihren  Einzelheiten  und  verdeutlichten  sie  dorcli 
beigefügte  Formulare*.  — 


D?ii'denten.  ^^^  Wichtigkeit,  namentlich  für  die  Folgezeit,  waren  die 
Bestimmungen  des  Landrechts  über  die  Ehen  von  ChristcD, 
die  nicht  der  katholischen  oder  der  protestantisohen  Eircbe 
angehörten« 

Sie  waren  von  demselben  Geiste  der  Duldsamkeit  durcli- 
drungen,  der  das  ganze  Werk  kennzeichnet 

1  Material.  80,71. 

>  Siehe  dieselben  sämmtlich  bei  Vogt  Kirchen- u.Elierechtd. Katho- 
liken u.  Evangel.  in  d.  Königl.  Preuss.  Staaten  (Breslau  1656«)  1, 861.  ff- 
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Das  Gesetzbuch  unterschied  drei  Clasaea  von  Kirchen* 
gesellschaflen:  öffentlich  anerkannte,  geduldete,  d.  h«  solche, 
denen  der  Staat  positive  Duldung  zugestanden  hatte,  und  end- 
lich stillschweigend  geduldete,  die  aber  nicht  als  eine  besondere 
Classe  aufgefiUirt  waren. 

Das  Recht  der  Eheschliessung  wurde  folgendermaassen 
festgesetzt: 

„§.  498.  Th.  U.  Tit.  11.   Diqenigen,  welche  einer  bloss  ge^  \iV^!' 
ckddeien,  mU  keiner  eigenen  Kirchenanstalt  versehenen  ReUgions- 
partei  zugethan  sind,  müssen  die  unter  ihnen  vorkommenden  Ge^-  ^ 
burten,  Heirathen  und  Sterbefalle  dem  Pfarrer  des  Kirchspiels, 
in  dessen  Bezirk  sie  wohnen,  zur  Eintragung  in  das  Kirchenbuch 
anzeigen. 

§«  499.    Dergleichen  Anzeigen  gehören  mit  in  die  jährlichen     f.  499. 
Listen**. 

Danach  waren  zwei  Falle  zu  unterscheiden.  afww  vSS 

Wenn  nämlich  die  geduldete  Kirchengesellschcü;  keine   •«^^a«»!^- 
eigene  Kirchenanstält  hat,  müssen  die  Heirathen  u.  s.  w«,  die 
von  dem  competenten  Beligionsdiener  geschlossen  sind,  dem 
Pfarrer  des  Kirchspiels  angezeigt  werden. 

Besitzt  dagegen  die  geduldete  Kirchengesellschafb  eine 
eigene  Kirchenanstält,  so  bedarf  es  nicht  einmal  einer  Anzeige 
der  vorgekommenen  Trauungen,  Geburten  und  Todesfälle. 

Der  in  dem  angeführten  §.  498.  gebrauchte  Ausdruck 
„BeUgionspariei**  ist  aber  nicht  so  zu  verstehen,  als  beziehe  er 
sich  allein  auf  eine  gänzliche  Verschiedenheit  der  Glaubens- 
lehre. Vielmehr  ergeben  die  Materialien  zu  dem  Gesetzbuche 
deutlich,  dass  Beligionspartei  hier  mit  Beligionsgesellschaft  ^ 
ganz  gleichbedeutend  sein  sollte^. 

Ursprünglich  war  weder  §.  498.  noch  die  beiden  folgenden  .ihun««- 
in  dem  gedruckten  Entwürfe  vorhanden.     Von  vielen  Seiten  •c^ichto. 
war  aber  auf  die  Lücke  hingewiesen  worden,  und  so  findet 
sich  denn  von  Suarez  in  der  Bevision  der  eingelaufenen  Mo* 
nita  die  Bemerkung: 

„  Wie  soll  es  mit  den  Trauungen,  Geburten  und  SterbefäUen 
der  Juden  und  anderer,  bhs  tolerirter  ReUgionsgesellschaften 
gehalten  werden?  Ich  glaube,  dies  muss  man  einer  besonderen 
Verordnung  reserviren"* 

Daneben  ist  denn  gleichfalls  von  Suarez  bemerkt: 

„Diejenigen,  welche  einer  blos  tolerirten  BeUgionS'^Partei  zu^ 
1  Material  82, 195. 
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ffethan  und  zu  keiner  Parochie  geschlagen  sind,  müssen  ihre  Ge- 

burten,  He^athen  und  Sterbefälle  dem  Parocho  ordhMario  zuf 

Eintragung  in  die  Kirchenbücher  anzeigen'^* 

So  sind  denn  erst  die  §.  498—500.  (als  §.  4%— 97.)  in 

das  Manuscript  des  Allgemeinen  Gesetzbuches  gdL<Nnmen. 
A.-L.-R.n,i.        Die  aus  dem  §.  498.  abgeleiteten  Grundsätze  empfangea 

aber  auch  noch  eine  Bestätigung  durch  den  oben  angeführten 

§.  137.  n,  1.  A.L.K.: 

,,Zwisehen  Personen  fremder,  im  Staate  geduldeter  Bdigiom 

udrd  die  Vollziehung  einer  vollgültigen  Ehe  lediglich  nach  dm 

Oebräuchen  ihrer  Religion  beurtheilV*. 
A.-L.-R.n,i.        Es  schreibt  dann  zwar  S.  136.  II,  1.  tot; 

•  186, 

ffEinevoUgüUige  Ehe  vnrd durch  die  priester  liche  Tram'j 

vollzogen,  d.  A.  duroh  Trauung  eines  GeistUchen^*.  Aus  den§.5li. 

und  63.  Ily  11.  folgt  aber,  dass  auch  Kirchendiener  derg«- 

!  duldeten  Kirchengesellschaften  Geistliche  sind,  mithm  auch 

die  Befiigniss  zum  Trauen  gemessen. 

Freilich  bedürfen  sie  dazu  der  Ordination,  der  eine  genaue 
Prüfung  der  Kenntnisse  und  des  Lebenswandels  yorangegan- 
gen  sein  muss.  — 

Vom  Parochiahiexus  endlich,  also  auch  yon  der  Notl- 
wendigkeit,  sich  bei  dem  Pfarrer  trauen  zu  lassen,  waren  die 
Mitglieder  tolerirter  Kirchengesellschaften  schon  deswegen  b^ 
freit,  weil  solch  Parochialnexus  überhaupt  nur  für  MitgEeder 
der  aufgenommenen  Beligionsparteien  bestehen  sollte. 


G^ieu^bn'^g  ^®  Gesetzgebung  der  Folgezeit  blieb  ganz  bei  den  im 
Landrechte  niedergelegten  Grundsätzen  stehen,  und  wenn  and! 
die  Vorschriften  über  Scheiderecht  reformbedürftig  erschcinfl» 
mochten,  so  gewährte  doch  eben  die  kirchliche  Eingehnngs- 
formderEhe,  welche  das  Gesetzbuch  vorschrieb,  demethiacben 
Charaoter  der  Verbindung  den  gewünschten  Ausdruck  vm 
entsprach  sowohl  den  Bestrebungen  der  Barche,  wie  den  Inten- 
tionen des  Staates. 

Der  erste  Gesetzesact  yon  Bedeutung  fiel  m  das  Jahr  1845. 

Dieioiher.  Die  von  Friedrich  Wilhelm  III.  seit  dem  Erlasse  t. 

Bewegung.  ^^   September  1817.  ms  Werk  gesetzten  Unionsbestrebunge^ 

der  preussischen  lutherischen  und  reformirten  Kirche  waren 

nicht  durchweg  von  dem  gewünschten  Erfolge  begldtet  gewesen. 

Einzelne  Gemeinden  und  Geistliche  hielten  starr  as  ^^^ 

lutherischen  Lehre  fest,  glaubten  mit  den  „Evangslischin  ^ 
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keine  äussere.  Verbindung  treten  zu  dürfen,  und  liessen  sich 
auch  durch  die  strengen  Maassregeln,  mit  denen  sie  heimge* 
sucht  wurden»  nicht  in  ihren  Bestrebungen  wankend  machen. 

Schon  im  J.  1838.  sah  ,sich  die  Regierung  genöthigt,  der 
Opposition,  die  sie  nicht  zu  brechen  vermochte,  eine  gewisse 
Duldung  zu  gewähren,  die  sich  seit  dem  Jahre  1840.  zu  einer 
Anerkennunfic  irestaltete  und  endlich  i.  J,  1845.  eine  General-  Genenicon- 
concession  der  mzwischen  constituirten  ,,lutheri8chenKirche     1^4^. 
Preussens^^  zur  Folge  hatte^. 

Dadurch  wurde  ihnen  die  Freiheit  der  Beligionsübung  in 
dem  Umfange  gestattet,  wie  sie  den  reichsgesetzlich  anerkann- 
ten Beligionsparteien  im  Staate  gewährt  war,  und  was  uns 
hier  zumeist  angeht,  ihren  Geistlichen  die  Befugniss  verliehen, 
Amtshandlungen,  also  auch  Trauui^en  mit  bürgerlicher  Wir- 
kung zu  verrichten. 

Wahrend  aber  so  die  lutherische  Bewegung  in  ein  niUges^jJJ^^'j^/JJ" 
Bette  geleitet  wurde,  erwuchsen  der  Begierung  aus  der  deutsch- 
katholischen seit  dem  Jahre  1845.  neue  und  grosse  Schwierig- 
keiten« 

Zuvörderst  glaubte  man  freilich  das  beste  Mittel  zu  er- 
greifen, wenn  man  die  neuen  Secten  rechtlich  ganz  igncHnre. 

Die  Kabinets-Ordre  v.  30.  April  1845.«  beauftragte^J^JJ^^^p^f« 
die  Minister  der  geistlidien  Angelegenheiten  und  der  Justiz,  ^^^' 
die  erforderlichen  Anweisungen  an  die  Behörden  ergehen  zu 
lassen,  welchen  einerseits  das  Grundprinzip  der  preussischen 
Begierung  (Gewissensfreiheit)  als  Basis  dienen,  und  die  an- 
dererseits den  EntSchliessungen  des  Königs  nicht  vorgreifen 
sollten. 

Das  in  Folge  dessen  erlassene  Circularrescript  v.^lJ^^'J^JJJ'- 
17.  Mai  begnügte  sich  denn  auch,  die  Behörden  abzumahnen,  ^^^* 
in  irgend  einer  Weise  die  neu  entstandenen  Dissidentenge- 
sellschaften anzuerkennen,  und  wiess  vor  allen  Dingen  darauf 
hin,  dass  die  dissidentischen  Prediger  nicht  als  Geistliche  im 
gesetzlichen  Sinne  aufzufassen,  mithin  auch  nicht  zur  Verrich- 
tung von  Amtshandlungen  befugt  seien.  Die  Trauungen  müssten 
demgemäss  von  dem  evangelischen  Pfarrer  vollzogen  werden, 
welche  die  Genehmigung  der  Consistorien  dazu  nachzusuchen 
hätten.  Die  von  dem  Dissidenten-Geistlichen  vollzogene  Trau- 

1  v.28.Juli.  Gesets-Sammi.  1845.  S.  516. 

s  M.-BL  S.  217.;  auch  abgedruckt  bei  Seh u eck  di^  Religionsfreiheit 
in  FreuBsen  (Berlin  1848.)  63.  ff. 
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iing  dürfe  dag^^Q  „cUs  ein  nichtiger  Acf^  in  das  EjrcheDbuch 
nicht  eingetragen  werden.  — 

h^!t'SudleJ"n        ^^  Ausweg,  den  die  Regierung  eingeschlagen  hatte,  be- 

^'^"**^- friedigte  nach  keiner  Seite  hin. 

Die  Dissidenten  murrten  über  den  Zwang,  der  ilmen 
auferlegt  werde,  die  protestantischen  Geistlidien  waren  unge- 
neigt, Amtshandlungen  an  Personen  zu  verrichten,  die  ihren 
Widerwillen  dagegen  laut  äusserten. 

^olSSnl?         ^^  30.  Juni  1845.  wandte  sich  daher  die  Potsdamer 

oeuüichkeit.(3«3igtlichkeit  an  den  König,  mit  der  Bitte,  durch  die  Ein- 
fiihrung  der  Civilehe  für  die  Dissidenten  diesen  und  ihnen 

DieAbflichtenzu  helfen,  uud  der  König  pflichtete  ihnen  bei.     Er  sprach  in 

KmbiMUoi^wder  Kabinets-Ordre  v.  18.  Juli  1846.^  die  Absicht  aas 
18W.     Amtshandlungen  der   dissidentischen  Geistlichen  durch  den 
nachfolgenden  richterlichen  Act  gewissermaasaen  suj^emen- 
tarisch  die  nÖthige  Wirksamkeit  zu  verleihen.  — 

Damit  waren  die  Gesetzgebungsarbeiten  eröfinet,  deren 
Resultat  das  Patent  und  die  Verordnung  v.  J.  1847.  war. 

Dm  Branden-        Glcich  uach  dem  Einlaufen  der  Potsdamer  Petition  hatte 

borgvr  Con>  .,  ■ 

•iatoriiim.  das  Brandonburgische  Consistorium  auf  die  Gefährlich- 
keit des  Yorgeschlagenen  Mittels  der  Civilehe  aufinerksam  ge- 
macht, und  auch  bei  den  Ministem  scheinen  die  Ideen  de^ 
Königs  nicht  Anklang  gefunden  zu  haben. 
Die  Schede.  Man  konnte  sich  der  Erwägung  nicht  yerschliessen,  das& 
Geaetxge-  wonu  das  aueeubUckliche  Sectenwesen  nur  eine  ephemere  Er- 
scheinung  sei,  das  Gesetz  überflüssig  sein  würde,  und  aas& 

^  fvGegenw&rtig  werden  notorisch  Trauungen,  Taufen  und  andere  AmU- 
handlnngen,  die  einer  bürgerlichen  Gültigkeit  bedürfen,  von  unbefugten 
diMidentischen  Geistlichen  täglich  verrichtet,  und  nm  ihnen  dless  Ouitif 
keit  zu  Terschaffen ,  ist  ein  Mittel  erwählt  worden,  welches  entweder  seinen 
Zweck  g&nzlich  verfehlt,  oder,  wo  es  ihn  erreicht,  zu  denUebelständen  fuhr^ 
welche  in  der  Eingabe  der  Potsdamer  GreisUichkeit  entwickelt  werden.  Ich 
will  statt  dessen  ein  anderes,  durchgreifendes  Mittel  anwenden;  da  j^^' 
von  einem  nicht  befugten  Geistlichen  vorgenommene  Trauung,  Taufe  etc. 
an  sich  eine  bürgerliche  Geltung  nicht  hat,  so  soll  der  Akt  der  gericbtlicbeß 
Registrirung  in  die  Geburts-  u.  Ehelisten  etc.  ihnen  diese  Geltung  erst 
geben,  und  swar  auf  Grund  einer  Erklärung  des  dissidentischen  GeistiicheD. 
der  die  Handlung  vollsogen  hat  und  dreier  glaubwürdiger  Zeugen,  i^ 
kann  den  Einwand,  dass  damit  zugleich  eine  Anerkennung  der  SecUi  ^ 
welcher  ein  solcher  Geistlicher  gehört,  als  einer  geduldeten,  implicite  aus- 
gesprochen sei,  nicht  als  gegründet  erachten,  di^eben  durch  die  geiichttiel^ 
Ergänzung  des  fraglichen  Akts,  um  ihm  die  bürgerliche  Anerkennung  ^^^ 
zu  geben,  bestimmt  genug  bezeichnet  ist,  dass  er  an  und  für  aicb  vJj- 
gültig  ist  und  der  gerichtliche  Akt  allein  derjenige  ist,  auf  welchem  ^^ 
Gültigkeit  der  Ehe  etc.  wesentlich  beruht'*. 
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wenn  dagegen  das  Dissidinm  Stand  hielte ,  die  Anerkennung 
erfolgen  müsse.  Man  mochte  auch  fühlen,  wie  gefahrlich  es 
sei,  die  Dissidenten  za  religiösen  Acten  gesetzlich  zu  zwingen, 
die  an  und  für  sich  durch  dasselbe  Gesetz  für  nichtig  erklärt 
werden  ^Uten. 

Und  andererseits  war  doch  der  richterliche  Act  nichts 
weiter  als  eine  Verlautbarung  der^schon  in  der  Dissidenten- 
gemeinde geschehenen  Trauung.  Diese  also  hatte  eigentlich 
die  Ehe  begründet,  und  dennoch  sollte  erst  der  richterlichen 
Erklärung  die  bürgerliche  Wirkung  beiwohnen.  Hiess  das 
nicht  das  bürgerliche  und  religiöse  Element  der  Ehe  unge- 
bührlich von  einander  trennen? 

Und  wie  endlich,  wenn  die  bürgerliche  Beglaubigung  der 
Trauung  ganz  unterbliebe?  gereichte  das  nicht  mehr  den  in 
der  Verbindung  erzeugten  Kondem  als  den  ungehorsamen  Ehe- 
leuten zum  Nachtheile? 

Ausserdem  aber  musste  der  Richter  die  Befugniss  haben, 
die  Gültigkeit  der  dissidentischen  Trauung,  die  vor  ihm  erklärt 
wurde,  zu  prüfen,  während  ihm  doch  jede  Handhabe  zu  deren 
rechtlichen  Beurtheilung  fehlte. 

Fast  schien  es  besser  zu  sein,  die  kirchliche  Trauung  der 
Civilehe  nachfolgen  zu  lassen;  aber  wodurch  sollte  dann  die 
Ehe  gültig  begründet  werden?  —  Durch  den  civilen  Act?: 
Warum  dann  noch  eine  kirchliche  Trauung?  —  Durch  den 
kirchlichen?:  Wozu  dann>  das  ganze  Gesetz?  Und  wie  end- 
lich, wenn  die  Secte  die  kirchliche  Trauung  gar  nicht  an- 
erkenne? 

Die  blosse  Civilehe  erschien  unstreitig  als  das  einzig  mög- 
liche Auskunftsmittel;  aber  diese  widersprach  wieder  den 
Absichten  des  Königs  und  der  Regierung;  ja  der  etstere  wollte 
auch  noch  das  alte  Recht  soweit  festhalten,  dass  den  Dissi- 
denten, vergönnt  werden  sollte,  nach  wie  vor  bei  den  evangeli- 
schen Pfarrern  die  Trauung  nachzusuchen.  Die  neue  Civil- 
ehe sollte  also  auch  nur  eine  facultative  sein.  — 

Es  ist  klar,  ~mit  welchen  erheblichen  Schwierigkeiten  die 
Berathungen  zu  kämpfen  hatten,  die  in  den  Jahren  1845.  bis 
1847.  im  Schoosse  des  Staatsministeriums  und  des  Staatsrathes 
gepflogen  wurden,  und  die  einen  Gesetzentwurf  nach  dem 
anderen  beseitigten.  — 

Schliesslich  schienen  aber  doch  die  Bedenken  beschwich-  ^f  jfi^?* 
tigt  zu  sein. 
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Man  schied  die  geduldeten  christlichen  Keliponsgeseli- 
echafien»  je  nachdem  sie  auf  dem  Grunde  der  Augsburgischen 
Confession  stünden  oder  nicht,  und  wahrend  das  Landrecht 
allen  die  Befugniss,  Trauhandlungen  yorzunehmen,  beigelegt 
hatte,  gewährte  man  diese  jetzt  nur  den  ersteren  ]atfi,  beson- 
derer obrigkeitlicher  Conceesion« 

Das  grosse  Interesse,  welches  der  Staat  an  der  bürger- 
lichen Beglanbigung  der  Ehen  habe,  sollte  diesen  Schritt  recht- 
fertigen« 

Für  die  anderen  aber  setzte  man  kirchliche  Schliessus^ 
und  nachgehende  richterliche  Erklärung  fest,  ganz  wie  da; 
ursprünglich  die  Idee  des  Königs  gewesen  war.  Nur  suchte 
man  vorsorglich  etwaigen  Missständen,  freilich  wie  die  Erfah- 
rung gelehrt  hat,  yergeblich,  yorzubeugen« 
verordn.T.         Die  Verordnung  ¥•  80.  März  1847.^  bestimmte  nämlie 

So  MKr»  1847 

im  Einzelnen,  dass  die  Anhänger  der  genannten  BeBgioo^ 
Parteien  bei  dem  Richter  die  Verkündigung  bürgerlicher  Aoi^ 
geböte  erbitten  sollten,  und  dass  erst  nach  Vollziehung  der- 
selben eine  kirchliche  Trauung,  den  Gebräuchen  ihres  Cute 
gemäss,  stattfinden  dürfe. 

Diese  solle  aber  dann  wieder  ein  nothwendiges  Beqnisr. 
für  die  bürgerliche  Trauung  sein,  und  endlich  die  letzteit. 
welche  der  kirchlichen  bei  Strafe  binnen  acht  Tagen  folgen 
müsse,  die  Bechtsgültigkeit  der  Ehe  begründen.  Ebenso  vnirde 
auch  noch  für  diejenigen  Vorsorge  getroffen,  welche  aus  ihrer 
Kirche  austreten  sollten,  ohne  sich  einer  anderen  yom  Staau 
genehmigten  Beligionsgesellschaft  anzuschliessen.  Für  i^ 
genügt  zur  Eheschliessung  das  gerichtliche  Aufgebot  und  S>^ 
Consenserklärung  yor  dem  Richter. 


^^^oden.**'  Die  Juden  hatten  in  Gemässheit  des  Edictes  v.  J.  1812 
A..L..R.  n.  i.und  des  §.  137.  n,  1.  A.-L.-B.  ihre  Ehen  nach  eigenen  B^ 
li^onsgebräuchen  geschlossen,  und  da  sie  die  in  §.  498.  U 
11.  A.-L.-B.  geforderte  selbstständige  ^^Ktrchenamtaü"  ^ 
sassen,  so  waren  sie  auch  nicht  genöthigt  gewesen,  die  Trau- 
ungen nachher  dem  Pfarrer  des  yon  ihnen  bewohnten  I^^ 
Spiels  anzuzeigen. 

Im  J.  1847.  wurde  dem  in  Berlin  zusammengetretenem 

1  Ge8.-Samml.v.l847.S.125.  Der  Wortlaut  im  An  hange  No.  7  «•" 
Die  Instruction  v.  10.  Mai  1847.  Juatiz-Ministerialbl.  No.  19.  ebend«»- 
No.  7.  b. 
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,, Vereinigten  Landtag'*  auch  ein  Gesetzentwurf  »die  Ver-22JjJJ*f*g® 
hältnisse  der  Juden  betreffend"  vorgelegt.  «tlnlrf. 

In  Bezug  auf  die  Eheschliessung  wurden  in  §•  40.  die 
Vorschriften  des  Edictes  von  1812*  §•  25.  aufgenommen  „da$8 
iinter  den  Juden  die  Zusammenkunft  unter  dem  Trauhimmel  und 
das  feierliche  Anstecken  des  Ringes  die  Stelle  der  Trauung  vertrete**. 

Die  Fassung  des  Paragraphen  war  kaum  eine  glückliche 
zu  nennen.  Nach  den  früheren  hier  wiederholten  Rechtsbe- 
stinunnngen  konnte  jeder  Jude,  ohne  Hinzutreten  eines  Dritten, 
seine  Ehe  schliessen:  er  traute  sich  selbst;  und  nicht sdesto- 
wenig^  machte  der  Entwurf  ,,den  die  Trauung  vollziehenden 
Juden**  unter  Androhung  einer  Geldstrafe  dafür  verantwort- 
lichy  sich  vorher  von  dem  Fehlen  der  Ehehindenusse  zu  über- 
zeugen. Sollte  diese  Verpflichtung  etwa  dem  Bräutigam  auf- 
erlegt werden? 

Am  18.  Jum  1847.  stand  der  §.  40.  des  Entwurfes  zur 
Berathung  des  Landtages^. 

Zwei  Amendements  wurden  dazu  gestellt:  das  eine  woUteAmendemonto 
auch  für  die  Juden  die  Civilehe  eingeführt  wissen,  das  andere 
wünschte  die  Civilehe  zwischen  Juden  und  Christen  durch  den 
Landtag  beim  Könige  befürwortet  zu  sehen. 

Mit  227  gegen  189  Stimmen  wurde  die  Discussion  über 
die  beiden  Anträge  beschlossen  und  beide  mit  281  gegen  142 
Stimmen  angenommen. 

Man  wiess  —  wenn  wir  uns  hier  lauf  die  juristischen 
Motive  beschränken  —  darauf  hin»  dass  die  nothwendige  Tren- 
nung zwischen  Ejrche  und  Staat  die  Einführung  der  Civilehe 
immer  dringender  mache,  und  man  behauptete  von  vielen 
Seiten,  dass  eine  Ehe  zwischen  Juden  und  Christen,  nach  Lage 
der  landrechtlichen  Gesetzgebung,  durchaus  nicht  verboten  sei^ 

^  VgL  Bauer  d.  Verhandl.  d.  vereinigt.  Landtages  t.  1847.  (Berlin 
1848.)  492. 

>  §.  86.  Th.  II.  Tit.  1.  A.  L.  B.  bestimmt:  „£ii^^bn*t  kann  mit  solchen 
Personen  keine  Ehe  schliessen,  welche  nach  den  Grundsätzen  ihrer  Beligion 
sich  den  christlichen  Ehegesetzen  zu  unterwerfen  behindert  werden'*. 

In  ursprünglicher  Fassung  lautete  dieser  Paragraph  anders:  „Der 
Unterschied  der  Beligion  verhindert  die  Ehen  der  Christen  mit  Heiden, 
Muhamedanem  und  Juden  (Material.  8, 195^*);  ^™  umgearbeiteten  Ent- 
würfe ist  das  aber  durchgestrichen  und  als  §.  28.  übergeschrieben:  „Ein 
.Christ  kann  nur  mit  solchen  Personen  keine  Heirath  schliessen,  welche  nach 
den  Grundsätzen  ihrer  Beligion  sich  den  christlichen  Ehegesetsen  zu  unter- 
werfen behindert  werden**  (Material.  10,  18^-)«  Später  wurde  der  Para- 
graph dann  so  wiederholt,  aber  das  Wort  „nur*'  beseitigt  (MateriaL  10, 
174.).    Diese  Bedaction  erregte  aber  noch  mehrfach  das  Missfalien  der  Be- 
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^^^taST""  ^*®  Herrenkurie  berieth  die  beiden  Anträge  am  16.  Juni 
und  wenn  sie  auch  die  Ehe  zwischen  Jaden  und  ChriBtea  ver- 
warf»  so  genehmigte  sie  doch  die  obligatorische  Civilehe  für 

^jllti'ml.t' ^^  Juden  allein  S  die  denn  auch  in  den  §§.  8.  ff.  des  Ges.r. 
f  j  23.  Juli  1847.'  angeordnet  wurde. 

Die  Freiheit         Der  Einfluss  der  Zeitströmungy  welche  vergangenes,  der 

'  Earche   zugefugtes    Unrecht   durch    staatliche    Conceseionen 

sühnen  wollte ,  und  die  in  den  oben  angeführten  Artikeh  der 

deutschen  Grundrechte  einen  Ausdruck  fand^  machte  sich  aucL 

in  Preussen  geltend. 

V..Ü.  T.  Die  Reirierun£:svorla£:e    der  Verfassungsurkunde  t. 

20.  Mai  1848*  ^^ 

'20.  Mai  1848.  gewährte  indessen  der  EJrche  nur  den  Besitz 
und  Genuss  der  kirchlichen  Fonds  ^  und  gedachte  auch  mit 

^  TÜoren.  Lamprecht  Äusserte :  „Ob  man  bei  jetzigen  aufgekUürten  Zelte 
Leuten,  die  fremden  Glaubens  sind,  ob  sie  scbon  hier  nicht  verjagt,  gonden: 
geduldet  werden,  die  Rechte  der  Burger  benehmen  wolle,  eines  Bandes,  k 
schon  die  Natur  und  nicht  erst  die  christliche  Religion  eingeführt,  d 
Christen  ftLr  unf&hig  halten  wolle,  stelle  ich  anheim.  Dünkt  sich  der  Chri^ 
mit  einer  Türkin  oder  Jüdin  glücklich,  so  sehe  ich  nicht  ab,  was  genii 
darunter  der  Staat  leide.  Es  übergehen  wird  fast  das  Beste  sein*'  (Ms- 
teriaL  9,  S5.).  Ebenso  erklftrte  ein  stfindisches  Monitum,  der  Pui- 
graph  sei  wegzulassen,  „weil  die  Religion  bei  der  Ehe  gar  nicht  in  Aoichlär 
kommen  dürfe  ".  —  Su  ar ez  glaubte  aber  mit  dem  blossen  Uebergehen  ds 
Frage  wenig  geholfen. '  „Herr  Lamprecht",  sagt  er,  ,,tragt  auf  Weglassio^ 
an,  weil  solches  unseren  toleranten  Grunds&tzen  nicht  gemAas  aeL  So  Us^ 
aber  die  Hierologie  bleibt,  sehe  ich  nicht  ein,  wie  solche  Ehen  BoUen{^ 
schlössen  werden  können.  Auch  ist  hier  die  Ehe  zur  linken  Hand  to 
Ressource  "  (M  at e r  1  al.  9, 190.).  Er  stellte  deshalb  die  ursprüngliche Ftf- 
sung  des  Paragraphen  wieder  her  (Material.  9,  262^* ) ,  kam  aber  dann  f^ 
Idee  zurück,  „dass  es  das  Beste  sei,  den  Paragraphen  so  zu  lassen  viec^' 
ist.  „Warum",  so  motivirt  er  seine  Ansicht,  „will  man  die  Ehen  zwiscb«: 
Juden  und  Christen  so  schlechterdings  yerbieten?  In  den  christlichen  Be- 
gesetzen  ist  nichts,  dem  sich  eine  Jüdin  nicht  unterwerfen  könnte.  Findet 
sie  also  in  der  Trauungsliturgie  keinen  Anstoss,  so  mag  sie  ein  Cbritf 
immer  heirathen.  Erlaubte  doch  Paulus,  dass  Christen  sich  mit  Heida 
▼erheirathen  durften*'  (Material.  80, 189.).  Danach  erhellt,  dass  der  is- 
gefährte  Paragraph  des  Gesetzbuches  in  derXhat  kein  Eheverbot  zwiiel:^ 
Christen  und  Juden  aussprechen  wollte;  thatsAchlich  konnten  fireiii:^ 
solche  Ehen  nicht  geschlossen  werden,  weil  selbst,  wenn  die  Juden  sich  der 
christlichen  Ehebenediction  hfttten  unterwerfen  wollen,  kein  Prediger sit 
ihnen  ertheilt  haben  würde.  Dass  aber  den  aus  der  Kirche  Anstreteodei 
die  Ehe  mit  Juden  nicht  versagt  werden  darf,  ergeben  jene  Motive  det  ^ 
setzbuches  deutlich.  Vgl.  indessen  damit  die  Grundsätze  des  KönigL  Obe^ 
tribunals  bei  Altmann  Praxis  der  Preuss.  Gerichte  (Leipzig  1861)604'' 
Danach  ist  auch  Jacobson  d.  evangeL  K.R.  d.  preusa.  Staates  (Halle  18644 
1, 136.  zu  berichtigen. 

^  Rauer  a.  a.  0. 505. 

*  Ges.-Samml.  S.  268.   Siehehinten  AnhangNo.  7.  c 

«  Verh.  d.  Nat-Vers.  8, 1. 
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keinem  Worte  der  Civilehe,  aber  öchon  der  Cominis8ionsent-^®™^JlJJJ'^ 
wurf  sanctionirte  die  „Freiheit  der  Kirche**^,  und  sprach  als 
Consequenz  dieses  Principes  die  Nothwendigkeit  der  Civil- 
ehe  ans. 

Am  3.  Jnli  stellte   der  Abgeordnete    Bau  erb  and   den  bJÄS 
Antrag: 

„Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  durch  deren  Ab^ 
Schliessung  vor  dem  dazu  von  der  Staats^Gesetzgebung  bestimm^ 
ten  Civilbeamten  bedingt^',  der  am  5.  Juli  angenommen  wurde, 
nachdem  ein  Zusatzantrag  des  Abgeordneten  Zenker,  welcher 
die  Führung  der  Register  Civilbeamten  übertragen  wissen 
wollte,  abgelehnt  war.  (Art.  21.)* 

Bekanntlich  wurden  aber  die  gesetzgebenden  Arbeiten  der 
National-Versaminlung  unterbrochen,  diese  selbst  aufgelöst  und 
am   5.  Dezember  1848.  eine    octroyirte  Verfassungsur- J[*^;y^^ 
künde  publicirt. 

Hier  schloss  sich  der  Art.  16.  ganz  an  den  Art.  21.  des 

Entwurfes  an,  der  jedoch  durch  den  Zusatz:    „die  kirchliche 

Trauung  kann  nur  nach  der  Vollziehung  des  Civilaetes  statin 

Jlnden^^  dem  belgischen  Vorbilde  ähnlicher  gemacht  wurde'. 

1  Bauer  Frotok.  d.  v.  d.  Versamml.  i.  Vereinbar,  d.  Preuss.  Yer&ss. 
ernannt  gewesenen  Verfass.-Commiss.  (Berlin  1849.)  110. 

s  ebendas.  S3. 88.  —  Die  Motive  dazu  lauteten:  „Die  Trennung  der 
Kirche  vom  Staate  führt  mit  Nothwendigkeit  dahin,  dass  der  Staat  die  Form 
der  Schliessung  der  Ehe  nicht  mehr  den  Religionsgesellschaften  überlassen 
kann ,  sondern  soTiel  die  den  Staat  aliein  interessirenden  bürgerlichen  Wir- 
kungen der  Ehe  anlangt,  lediglich  von  den  Staatsgesetzen  abhängig  sein 
lassen  muss.  Die  Aufnahme  dieses  Grundsatzes  in  die  Verfassungsurkunde 
wird  durch  seine  grosse  Wichtigkeit  gerechtfertigt 'S 

s  Die  am  15.  Dezember  1848.  veröffentlichten  Erläuterungen,  die 
Bestimmungen  derVerf-U.  v.  5.  Dez.  1848.  über  Beligion,  Re- 
ligionsgesellschaften  und  Unterrichtswesen  betreffend,  be- 
merkten zum  Artikel  16 :  „Nach  dem  bisherigen  Hechte  (AUg.  Landr.  Th.  2.  , 
Tit.  1.  §.  186.)  wird  die  Ehe  durch  priesterliche  Trauung  vollzogen.  Dieser 
aus  dem  evangelischen  Kirchenrechte  entlehnte  Grundsatz  kann  jedoch 
femer  nicht  mehr  aufrecht  erhalten  werden ,  weil  der  Staat  die  Begründüng 
der  Ehe,  in  welcher  er  selbst  seine  Wurzel  hat,  nicht  paehr  von  der  Mit- 
wirktmg  der  Religionsgesellschaften  abhängig  machen  kann,  aufweiche 
ihm  in  Zukunft  verfassungsmässig  kein  Einfluss  mehr  zustehen  wird.  Es 
war  mithin  die  Einführung  des  Grundsatzes,  dass  die  bürgerlichen  Wir- 
kungen der  Ehe  von  der  Abschliessung  vor  der  bürgerlichen  Obrigkeit  ab- 
hängen sollen,  eine  unabweisbare  Nothwendigkeit,  welche  die  Frankfurter 
Versammlung,  die  Verfassungscommission  und  die  Centralabtheiluog  gleich- 
massig  anerkannt  haben.  Die  Frankfurter  Beschlüsse  über  die  Grund- 
rechte enthalten  jedoch  femer  noch  eine  Bestimmung,  welche  in  die  Verf.-U. 
aufzunehmen  für  nothwendig  erachtet  worden  ist.  Nach  den  gesammelten 
Erfahrungen  wird  künftig  die  kirchliche  Eheschliessung  nicht  aufhören, 

Friedberg,  Eh9sehliesiung.  ^g 
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Obcrleich  nun  das  Staatsministerium  noch  im  Dezember 
1843.  den  Beschluss  fasste^  kein  provisorisches  Gesetz  zur 
Ausführung  des  Artikels  16.  zu  eriasseui  sondern  einstweilen 
die  kirchliche  Trauung  beizubehalten^,  so  erregte  jene  Vef- 
fassungsbestimmung  doch  in  den  theologischen  Kreisen  m 
nicht  geringe  Aufregung!     Mit  einem  Schlage,  klagte  ntic 
würden  die  Pfarrer  der  Stolgebühren  beraubt,  ohne  dass  ik 
kärgliches  Einkommen  in  anderer  Weise  eine  Er^nzung  er- 
hielte.   Man  fürchtete  nicht  nur  die  Schädigung  der  Eiicbe 
in  ihren  ideellen  Interessen,  sondern  fand  auch  die  materiellen 
der  Geistlichkeit  in  empfindlicher  Weise  bedroht    Sah  sidi 
doch  die  Abtheilung  des  Ministeriums  für  innere  eraii- 
gelische  Kirchensachen  genöthigt,  die  immer  wachsende, 
und  freilich,  wie  man  behauptete,  auch  künstlich  geschürte 
AprüiwV.  Aufregung  zu  dämpfen,  und  in  der  Verfügung  v.  2.  April 
1849.  allen  üblen  Befürchtungen  entgegenzutreten.    Sie  for- 
derte die  Geistlichen  auf,  über  die  Summe  der  bisher  bezoge- 
nen Stolgebühren  Nachweis  zu  fuhren.  — 
^der  v«S?.''         Die  Eevision  des  Artikels  16.  wurde  i.  J.  1849.  zuvor- 
DieErit«  ^®^®^  ^^^  ^^^  Erstcu  Kammer  vorgenommen*.  Am20.Sep- 
Kammer,  tcmbcr  erstattete    der   Centralausschuss   seinen  Berichr 
centnuns-  wclcher,  untcr  Ablehnung  aller  aufgesteDten  Amendementi' 

SChUM«8.  .  .         _ 

weil  sie  tief  in  der  religiösen  Anschauung  des  Volkes  begründet  ist.  t* 
wird  also  in  Zukunft  eine  bürgerliche  und  eine  kirchliche  Ehe  geben,  ond^ 
kann  der  Fall  eintreten,  dass  jene  nicht  von  der  Kirche,  und  diese  nicht  t^s 
dem  Staate  anerkannt  wird.  Gegen  das  Erstere  wird  sich  der  Staat  ^eict- 
gültig  verhalten ,  indem  er  es  den  Betheiligten  überlas«!,  sich  mit  den  G^ 
setzen  ihrer  ReUgionsgeBellBchaft  auszugleichen,  dagegen  ist  er  auf  di^ 
Höchste  dabei  interessirt,  dass  überall,  wo  die  kirchliche  Abschlies£iuig(i^ 
Ehe  vollzogen  wird,  zuvörderst  die  bürgerliche  Form  gewahrt  sei,  damit  & 
nicht  die  Zahl  der  Verbindungen  häufe,  welche  er  von  seinem  Standpuo^» 
aus  als  rechtlos  betrachten  muss.  In  dieser  Erwägung  findet  die  Bestiic 
inung,  dass  die  kirchliche  Einsegnung  stets  nur  nach  Vollziehung  des  bäi 
gerlichen  Actes  erfolgen  dürfe,  ihre  volle  Rechtfertigung.  Dieselbe  is^- 
dem  belgischen  und  im  französischen  Rechte  ebenfalls  enthalten  (Be>f 
Verf.-Urk.  Art.  II.  §.  16.  —  Art.  organ.  §.  54.  Code  p^nal  Art.  199.  ff),  ^ 
steht  in  den  links-rheinischen  Theilen  des  preussischen  Staates  in  anerkas^ 
ter  Geltung". 

1  Verfüg,  d.  Cultus-Minist.  v.  21.  Dezember  1849. 

2  51.  Sitzung  V.  5.  October  1849. 

8  Verhandl.  d.  I.  Kammer  S.  1025. 

*  Von  der  V.  Abtheil,  statt  des  zweiten  Satzes  zu  sagen :  „Der  Civilav 
geht  der  kirchlichen  Trauung  vorher".  Im  Centralausschusse:  t>^)^^ 
kirchliche  Trauung  darf  nicht  vor  der  Vollziehung  des  Civilactes  stattfindf^ 
2)  Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist  von  der  Vollziehung  des  Ci^ü*^^'^' 
abhängig ,  welcher  der  kirchlichen  Trauung  vorangehen  muss  ".  —  Dex^ 
rieht  reproducirt  fast  ganz  die  ministeriellen  Erläuterungen. 
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die  Annahme  des  Art.  l€u  in  unveränderter  Fassung  empfahl 

und  nur  den  ZusaiZ' beantragte;  „die  Siandesbüeher  werden  van 

<Ier  bürgerlichen  Behörde  geführt".    Am  5«  October  begannen 

-die  Debatten  9  welche  noch  an  demselbe^l^  Tage  zu  Ende  ge-  DetMUea. 

führt  wurden. 

Eingeleitet  wurden  sie  durch  zahlreiche  Verbesserungs-Aniendemento 
vorschlage,  von  denen  einige  die  Form,  andere  das  Wesen  des 
Artikels  16.  und  den  Character  der  dort  geforderten  Civilehe 
berührten,  noch  andere  gar  die  Streichung  der  gesammten  Be- 
stimmung vorschlugen^. 

Als  das  wichtigste  erschien  das  Amendement  der  Abge- 
ordneten Stahl,  TJhden  und  Grenossen,  welche  an  die  Stelle     suu. 
der  obligatorischen,  wenigstens  fiir  die  Bekenner  der  aner- 
kannten christlichen  Confessionen  in  den  alten  Provinzen,  die 
facultative  Civilehe  setzen  wollten. 

„Die  Aufrechthaltung  des  Ansehens  der  christlichen  Kirche" , 
lauteten  die  Motive,  „erfordert^  dass  ihre  Acte  die  öffentUcKe  Be- 
glauHgung  haben  y  und  die  Vermeidung  des  Aergemisses,  das  bei 
einem  grossen  Theile  der  Bevölkerung  in  den  östlichen  Provinzen 
entstehen  wird^  wenn  durch  allgemeine  Zwangsvorschrift  die  Ehen 
nicht  m^hr  durch  Trauung  geschlossen  werden,  sondern  diese  nur 
der  bereits  vor  dem  Civilstandsbeamten  geschlossenen  Ehe  nach- 
folgen darf  Die  Absicht  ist  es  dabei,  dass  die  Trauung  selbst 
ebenso  wie  die  Abschliessung  vor  dem  Civilbeamten  und  nicht 

1  Buslaw:  auf  Streichung  des  Art  16;  er  sog  dann  diesen  Antrag 
zurück  und  empfahl  die  Fassung:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe 
i^ird  durch  deren  Abschliessung,  sowohl  in  der,  in  den  christlichen  Kirchen 
bisher  üblichen  Weise ,  als  auch  von  den  dazu  bestimmten  Civilstandsbe- 
amten bedingt.  Die  Kirchenbücher  behalten  ihre  bisherige  Bechtsgültig- 
keit  auch  für  die  Zukunft,  doch  werden  Civilstandsregister  für  diejenigen 
«ingeiuhrt,  die  sich  der  Civilehe  bedienen  wollen  *^ 

Stahl  und  Genossen:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird 
durch  deren  Abschliessung  von  dem  daiu  bestimmten  CiTÜstandsbeämten, 
oder  durch  die  kirchliche  Trauung  der  KeligionsgeseUschaften,  die  bisher 
hierzu  berechtigt  waren,  begründet.  Mitglieder  der  letzteren  haben  die 
Wahl  zwischen  beiden  Formen. 

Wird  die  Ehe  durch  Civilact  geschlossen,  so  kann  eine  kxrohliche 
Trauung  derselben  nur  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden.  Wird 
die  Ehe  durch  kirchliche  Trauung  geschlossen ,  so  wird  die  kirchliche  Be- 
glaubigung derselben  in  die  Civilstandsbücher  aufgenommen". 

Walter:  Den  zweiten  Satz  des  Art.  16.  dahin  zu  fassen:  „Die  bürger- 
liche Trauung  muss  der  kirchlichen  vorhergehen".  . 

Bitter:  Im  Falle  der  Annahme  des  Art.  16.  hinter  „stattfinden^*  ein- 
zuschalten :  „Ausnahmen  bestimmt  das  Gesetz  ".  —  VerhandLd.L  Kam  - 
raer  S.  1025.ff. 

45* 
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er$t  die  Eintragung  des  Trauungeaetes  in  das  GmlgUmdM, 
die  Ehe  begründe*  Jenee  sind  die  begründenden  Acte,  ditta  vi 
nur  ein  Beweiemiäel". 
^itntn^^  In  den  Diecassionen^  wurde  von  der  anen  Säte  auf  £e 
sichten.  Kothwendigkeit  der  Civilehe  hingewiesen,  welche  dem  pre» 
sisohen  Eheschliessongerechte  endlich  einen  einheidichen  Cb- 
racter  geben  würde,  sie  wurde  als  unmittelbare  Consequeu 
der  Gewissensfireiheit,  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  bis* 
gestellt,  sie  vmrde  mit  historischen  Gründen  yerth^digt  coi 
endlich  durch  das  Beispiel  der  Rheinprovinzen  in  ihrer  Ut 
schädlichkeit  für  die  Kirche  gerechtfertigt. 

Auf  der  anderen  ^Seite  betonte  man,  dass  die  kircUick 
Trauung  ein  protestantisches  Princip  sei,  welches  in  flebdi 
und  Blut  des  Volkes  übergegangen,  dass  ein  Bedürfniss  zur 
Civilehe  wenigstens  in  der  vom  Ausschusse  vorgeschlageoa 
Form  nicht  vorhanden  sei,  und  dass  sie  endlich  die  kirchlich 
Eheschliessung  mehr  und  mehr  verdrüngen  und  dem  Gemfitk 
des  Volkes  entfremden  würde. 
Stahl.  Der  Abgeordnete  Stahl  begründete  seinen  Antrag  ao^ 

führlich.  Er  war  nicht  gegen  die  Civilehe  überhaupt,  ak' 
gegen  die  Grewissensbedrückiing,  welche  durch  die  obügatt^ 
rische  hervorgerufen  würde,  ganz  ebenso  wie  gegen  da8& 
setz  V.  J.  1847.,  welches  blos  das  augenblickliche  Bedür&is* 
habe  befriedigen  wollen  und  Ausnahmezustände  hervorgen:- 
fen  habe. 

Bei  der  Abstimmung  wurden  sämmtUche  Amendement' 

abgelehnt  und  der  Artikel  in  der  Fassung  des  Centralau5- 

Schusses  angenommen. 

d.G^utitehfn.        Inzwischen  hatte  der  Beschluss  der  Ersten  Kammer  if 

kaum  beschwichtigte  Bestürzung  der  Greistlichen  von  Neueci 

wachgerufen.     Einzeln  und   in  Vereinigungen  sprachen  sk 

ihre  Verwerfung  der  Civilehe  aus,  mit  zahlreichen  Petitiooeo 

wandten   sie  sich   an   die  Zweite  Kammer,   selbst  die  A^- 

d.Abtheii. f. theilung  für  die  inneren  evangelischen  Kirchenange* 

Kti^e^Mgellegenheiten  im  geistlichen  Ministerium  arbeitete  eine  D^' 

'***"^**^°*  Schrift  aus*,  deren  Bestreben  in  dem  Satze  gipfelte  „dass^' 

Staatsregierung  die  kirchliche  Trauung  in  ihrer  bisherigen  E^^' 

^  ebendaa.  . 

>  Actsnttacke    aas    d.   Verwalt.  d.   Abthsil.  d.  M>°^*^i 

geistl.  Angelegenh.  f.  d.  inneren  svangel.KirchenBacheD(Beru 

ISöO.)  66. 


Di«  Abiüm- 
maog. 
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und  Anerkennung  bestehen  lassen  und  ihr  die  Wirkung,  eine 
rechtsgültige  Ehe  zu  beschaffen ,  belassen  möge  —  unbeschadet 
dessen,  dass  der  Staat  denen,  welche  die  kirchliche  Trauung  nicht 
suchen  wollen  oder  nicht  erlangen  können,  die  Freiheit  einer 
bürgerlichen  Eheschliessung  eröffne".  — 

In  der  Zweiten  Kammer  erstattete  die  ßevisionscommis-c"^^^*^, 
sion  am  9,  November  1849.  Bericht  ^  Sie  hatte  in  ihrer  Ma-  *>«'*«*»*• 
Jorität  an  dem  Principe  der  obligatorischen  Civilehe  festge- 
halten, imd  ebenso  an  der  Bestimmung,  welche  die  kirchliche 
Trauung  vor  der  bürgerlichen  vorzunehmen  verbot.  Dage- 
gen beantragte  sie  mit  11  gegen  5  Stimmen  die  Streichung 
des  von  der  Ersten  Kammer  beliebten,  auf  die  Personen  der 
Civilstandsbeamten  bezüglichen  Zusatzes. 

Die  Discussion  über  den  Artikel  16.  war  zuerst  mit  der  DiBcnMion. 
über  die  staatskirchlichen  AnordnuBgen  im  Allgemeinen  ver- 
bunden. Sie  brachte  wenig  Argumente,  die  nicht  schon  in 
dem  anderen  Hause  geltend  gemacht  gewesen  wären,  sie  zeigte 
dieselben  Widersprüche  der  verschiedenen  Parteiungen,  und 
erneuerte  endlich  die  zahlreichen  Amendements,  welche  theils 
eine  Verwerfung,  theils  eine  Modificirung  des  Principes  der 
Civilehe  verlangten^. 

^  Verhandl.  d.U. Kammer  1084. 

^  Reichensperger  iL  Genoss.:  Den  £weiten  Satx  d.  Art.  1$.  zu 
streichen,  ev.  hinxnzasetsen:  „Ausnahmen  bestimmt  das  Gesetz*'. 

Rohden  u.  Genoss«:  Den  Zusatz  anzunehmen:  „Ausnahmen  be- 
stimmt das  Gesetz^. 

Heinrici  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliehe  Gültigkeit  der  Ehe  wird 
durch  den  Abschluss  von  dem  dazu  beauftragten  Civiistandsbeomten  be- 
dingt Bei  denjenigen  Religionsgesellschaften  aber,  welchen  der  Staat 
Corporationsreehte  verliehen  hat  (Art.  11. 29.),  tritt  die  ciTÜreohtliche  Wir- 
kung der  Ehe  dann  ein ,  wenn  nach  vorangegangenem  bürgerlichen  Aufge- 
bote und  dessen  Bescheinigung  durch  den  CivUstandsbeamten  die  Braut- 
leute kirchlich  getraut  worden  sind.  Die  Eintragung  solcher  Ehen  in  die 
Civilstandsregister  erfolgt  auf  Grund  eines  Copulationsscheines  der  betr. 
Religionsgesellschaft  '*. 

Gamradt:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  durch  deren  Ab- 
schliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstandsbeamten,  oder  durch  die 
kirchliche  Trauung  derjenigen  Religionsgesellschaften,  welche  bisher  dazu 
berechtigt  waren,  unter  Beobachtung  der  Ehegesetze  des  Staates  begründet 
Die  Mitglieder  dieser  Religionsgesellschaften  haben  die  Wahl  zwischen 
beiden  Formen.  Wird  die  Ehe  durch  Civilact  geschlossen,  so  kann  die 
kirchliche  Trauung  nur  nach  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden.  Wird 
die  Ehe  durch  kirchliche  Trauung  geschlossen,  so  muss  die  kirchliche  Be- 
glaubigung derselben  in  das  Civiktandsregister  aufgenommen  werden*'. 

V.  Fock  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  wird  be- 
dingt nach  dem  Entschlüsse  der  Brautleute,  entweder 
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Von  besonderer  Wichtigkeit  war  der  Antrag  des  Abge- 

1)  durch  kirchliche  Traaung, 
oder 

2)  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstafifk- 
beamten. 

Auch  im  ersten  Falle  sind  die  vom  Gesetze  yonuschreibendeoAnzeii» 
bei  dem  mit  Führung  der  Civüstandsregister  beauftragten  Beamten  TOiV&il- 
Ziehung  der  Trauung  zu  machen*'. 

B  rei  th  a  up  t :  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  irird  durch  im 
Abschliessung  vor  dem  daiu  bestimmten  CiTÜstandsbeamten,  oderdait: 
die  kirchliche  Trauung  derjenigen  Religionsgesellschaften,  welche  \mi 
bisher  berechtigt  gewesen  sind,  bedingt  Die  Mitglieder  der  letitertt 
haben  die  Wahl  zwischen  den  beiden  Formen.  Der  durch  kirchlicheTnosu 
stattgefunden  e  Abschluss  der  Ehe  wird  in  den  Civilstandsregisten  nachp- 
tragen". 

Frhr.  T.  Schlottheim:  Den  ersten  Satz  dieses  Amendements  nte 
ginnen :  „Unbeschadet  der  in  verschiedenen  Landestheilen  in  Bezug  auf  die 
Civilehe  bereits  bestehenden  Einrichtungen  wird  etc.** 

Graf  zu  Stollberg  u.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  ^'^ 
Ehe  kann  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  CivilstaiRi' 
beamten  begründet  werden.    Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz  *S 

V.  Uechtritzu.  Genoss.:  „Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ^d 
nach  freier  Wahl  der  Betheiligten  durch  die  kirchliche  Trauung,  oder  dmc 
den  Abschluss  vor  dem  dazu  bestimmten  Civilstandsbeamten  bedingt 

Die  Untersuchung,  ob  die  Ehe  bürgerüoh  zulässig  sei,  steht  soch: 
dem  ersteren  Falle  allein  dem  Civilstandsbeamten  zu. 

Das  Nähere  bestimmt  das  Gesetz". 

Brockhausen  u.  Genoss.:  „^^^  bürgerliche  Gültigkeit  derl' 
wird  durch  deren  Abschliessung  vor  dem  dazu  bestimmten  CiTÜBtandi^'' 
amten  bedingt.  Ein  besonderes  Gesetz  regelt  die  Führung  der  CivilstU!!'^ 
register". 

Wü If  f in g  u.  Gen o SS. :  Den  zweiten  Satz  des  Art.  16.  zu  streiehea. 

Reuter:  „Die  rechtliche  Wirkung  des  Ehebündnisses  ist  nurbeditr 
durch  den  CiTÜact,  welcher  vollzogen  sein  muss,  bevor  die  Ehe  kircbL' 
oder  den  sonstigen  Religionsgrundsfitzen  gemäss  eingesegnet  werden  kts: 
Die  näheren  Anordnungen  trifft  das  Gesetz  ". 

Müller  u.  Genoss.:  „Die  Civilstandsbeamten  haben  zu  ermitteloi  ^ 
die  vom  Staate  geforderten  Bedingungen  zur  Abschliessung  einer  börgeH^'' 
gültigen  Ehe  vorhanden  sind. 

Die  Abschliessung  der  Ehe  selbst  erfolgt  auf  Grund  dessen  entft^' 
vor  dem  Civilstandsbeamten,  oder  durch  die  kirchliche  Trauung  derBe^' 
gionsgesellschaften,  die  dazu  berechtigt  sind,  nach  der  freien  Wahl  derB^ 
theiligten. 

Die  kirchliche  Trauung  muss  auf  Grund  des  kirchliehen  Attestes  ifl^ 
Civilstandsregister  eingetragen  werden  ". 

Grafv.  Montsu.  Genoss.:  „In  allen  Landestheilen,  in  denen ^^ 
Civilehe  bisher  nicht  die  Regel  gewesen  ist,  soll  dieselbe  auch  ferner c 
als  Ausnahme  und  zwar  dann  erst  zugelassen  werden,  wenn  die  kirchüC'^ 
Trauung  verweigert  worden  ist. 

In  der  gesammten  Monarchie  werden  Civilstandsregister  geführt"" 

Alle  diese  Amendements  gelangten  nicht  zur  Abstimmung,  ^^^^' 
durch  Annahme  des  Amendements  E  velt  für  erledigt  erachtet  wurden.'' 
Verhandl.  d.  II.  Kamm.  1087.  ff.  1183.  ff.  Vgl.  auch  Rdnne  die  Ver: 
Urk.  f.  d.  Preuss.  Staat  (Berlin  1859.)  46.  ff. 


4.  Die  Notbdvilehe  für  Dissideiiteii.  a.  Prenssen.  711 

ordneten  Evelt,  weil  er  für  die  spätere  Bedaction  der  Ver- ^^JjJJJ»«»* 
fassnngBorkimde  maassgebend  wurde. 

Er  schlug  vor,  den  Artikel  16.  dahin, zu  fassen: 
99  Die  Einführung  der  CimUhe  erfolgt  nach  Mcuusgabe  eüiee 
beecnderen  Gesetzes,  was  auch  die  Führung  der  Civilstands^ 
register  regelt^*, 
und  er  begründete  sein  Amendement  damit »   dass   nur  das 
Princip  durch  die  Verfassungsurkunde  ausgesprochen  werden, 
die  weitere  Ausfuhrung  ^  die  Formen  und  Bedingungen  aber 
der  späteren  Gesetzgebung  überlassen  bleiben  müsse. 

Die  Specialdiscussion  erfolgte  am  15,  November,    Der  ^?n2Son.'" 
Standpunkt  der  Regierung  wurde  durch  den  Justiz-  und  den 
geistlichen  Minister  dargelegt. 

Der  Erstere  sprach  sich  gegen  alle  Anträge  aus,  welche'^^'gUJjJJJ'*'' 
die  Einführung  eines  gemischten  Systemes,  wie  der  faculta- 
tiven  Civilehe  bezweckten.  Eine  Yerfassungsurkunde  müsse 
grosse  Principien  feststellen,  ohne  sich  in  detaillirte  Bestim- 
mungen zu  verlieren;  das  könne  der  weiteren  Gesetzgebung 
vorbehalten  bleiben,  und  deshalb  empfehle  er  das  Amende- 
ment des  Abgeordneten  Evelt. 

Dieselbe  Ansicht  wurde  von  dem  Cultusminister  ver-  „{iJji^v. 
treten,  welcher  auf  die  Schwierigkeiten  der  Frage   und  die  ^'«^«aberg. 
Aufregung  unter  den  Geistlichen  hinwies,  und  welcher  auch 
die  oben  angefilhrte  Denkschrift  auf  den  Tisch  des  Hauses 
niederlegte. 

Gegen  den  Artikel  16.  sprachen  nur  zwei  ßedner,  beide 
zugleich  die  Civilehe  überhaupt  verwerfend;  dafür  nur  ein 
rheinisches  Mitglied  der  Kammer:  Dann  wurde  der  Sdilnss* 
der  Discussion  beantragt,  zur  Abstimmung  geschritten  imd 
der  Antrag  des  Abgeordneten  Winzler  auf  Streichung  des 
Artikels  16.  verworfen,  der  von  Evelt  dagegen  angenommen. — 

Da  so  eine  Uebereinstimmung  beider  Häuser  nicht  zu  Emcntever- 
Stande  gekommen  war,  wurde  die  neue  Kedaction  zur  wieder- 
holten Berathung  der  Ersten  Kammer  zurückgesandt. 

Der  Centralausschuss  derselben  befürwortete  freilich  ^^,"11«^*' 
mit  10  gegen  1  Stimme  die  alte  Fassung  und  mit  6  gegen  5, 
den  Passus  wegen  der  Civilstandsbeamten  befzubehaltenS  aber 
er  vermochte  diesmal  nicht  die  Majorität  des  Hauses  seinen 
Vorschlägen  günstig  zu  stimmen. 

In  der  Discussion  v.  12.  Dezember  1849.  ergriflf  zuerst  Discussion. 
1  Verhandl.  d.LKamxner  S.  1948. 


712  IV.  Bach.  DieCivüelie.  XU.  DentehbuML 

^^"^iS^^'äßt  Jttstizminiflter  Simons  fitr  den  Artikel  16.  in  der  tod 
der  Zweiten  Kammer  angenonunenen  Bedaction  das  Woil 
Er  wies  darauf  hin,  daas  damit  das  Princip  der  Civflehe  ge- 
wahrt imd  doch  der  spateren  Gtesetzgeban^^,  w^efae  du  w- 
handene  Bedürfniss  berücksichtigen  müsse »  nicht  vorgegriffa 
werde.  „&>  ist  noch  die  Hofnung  zu  hegen",  sagte  er,  „dm 
mch  ahdann  ein  Aumoeg  ßnden  wird,  das  Verhälfyme  der  bwftf- 
Uchen  zu  der  kirchlichen  Trauung  auf  eine  Art  zu  reguUrm^  vo- 
durch  sowohl  dem  Orundsaize  der  wechselseitigen  Selbststäf^ 
keit  des  Staates  und  der  Kirche,  als  aue/i  den  religiösen  üthef- 
Zeugungen  und  Gefühlen  Genüge  geleistet  werden  kann". 

Für  den  Commissionsantrag  sprach  nur  der  Abgeordnete 

Ammon.    Ammou,  für  die  Fassung  der  Zweiten  Kammer  der  Cultof- 

mtak^T.  minister  und  der  Abgeordnete  Stahl.     Der  Erstere  gab 

LAdraberg.  ^iresentlich  dieselben  Erklärungen  ab^  welche  er  schon  in  den 

anderen  Hause  zu  Gunsten  des  Evelt' sehen  Antrags  ausge- 

Stahl,     sprechen  hatte ,  der  Andere  b^ründete  seine  Anmcht  in  aus- 

fuhrlicher  Bede. 

Sein  früherer  Antrag,  fährte  er  aus,  sei  schon  über  in 
Bedürfniss  hinausgegangen,  er  sei  ein  Zugeständniss  gewesen, 
das  nur  in  dem  Spruche  „Schicket  euch  in  die  Zeit^  seme 
Bechtfertigung  finde. 

Er  wies  auf  die  Trefflichkeit  der  von  ihm  freiiicii  ^^ 
riditig  geschilderten  englischen  Gesetzgebung  hin,  ex  sudite, 
mit  freilich  ebenfalls  nicht  ganz  stichhflitigen  Argumenten,  die 
von  andaren  Bednem  vorgebrachten  historischen  Beweise  ^ 
die  Givilehe  zu  entkräften,  und  er  sprach  schliesslidi  aogtf 
dem  Staate  die  Berechtigung  ab,  die  von  der  Commission  top 
geschlagene  Anordnung  zu  treffen. 
Absummung.         Bei  der  Abstimmung  wurde   der  Artikel  17.,  den  Be- 
schlüssen der  Zweiten  Kammer  gemäss,    mit  72  gegen  O' 
v-u  T  81  *^*^°^'*^®'*  angenommen,  und  so  in  der  revidirten  Verfassung»- 
J*n^*''jiW.  Urkunde  v.  31.  Januar  1850.  als  Art.  19.  publicirt: 

I  y,Die  Einführung  der  Civilehe  erfolgt  nach  Maassgabe  ei»^ 

\  besonderen  Gesetzes,  was  anich  die  Führung  der  Civilstandsregi^^ 
j  regelt". 

BecMJen"         '^^"^^^  ^  ^^  Sitzung  v.  12.  Dezcmbcr  1849.  hatte  ^ 

wicklang.  Justizmiulstcr  mit   kurzen  Worten  die  VerhältmßßC  ^ 

preussischen  Beohtslebens  angedeutet,  welche  eine  Beform  i^ 

Eheschliessungsrechtes  als  nöthig  erscheinen  Hessen  ^c^^' 
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ungsweigerungen  der  evangelischen  Prediger  und  die  Ehen 
der  Dissidenten. 

Bevor  wir  daher  auf  die  späteren  Beformvorscfaläge  der 
Regierung  näher  eingehen  können  ^  werden  wir  zuvor  diesen 
beiden  Fragen  unsere  Aufmerksamkeit  zuwenden  müssen. 

Es  ist  eine  in  den  späteren  Kammerdebatten  vielfach  aus-^j^J^^^^' 
gesprochene  Ansicht^  die  auch  Seitens  der  Regierung  getheUt 
und  Seitens  der  Wissenschaft  nicht  widerlegt  wurde,  dass  die 
Trauungsweigerungen  in  der  evangelischen  Eorche  Preussens 
erst  in  der  neueren  Zeit  ihren  Anfang  genommen  hätten ,  dass 
das  früher  so  straff  angespannte  landesherrliche  Kirchenregi-» 
ment  eine  jede  derartige  Regung  der  Geistlichkeit  mit  herber 
Strenge  würde  zurückgewiesen  haben.  Die  Benutzung  des 
Geheimen  Staatsarchives  setzt  mich  in  den  Stand,  diese  An- 
schauungen in  wesentlichen  Beziehungen  zu  berichtigen. 

Die  ^rste  Trauungsweigerung,  welche  uns  urkundlich  ent-    yj»- 
gegentritt,  fällt  in  das  Jahr  1733. 

Die  Tochter'des  in  Berlin  ansässigen  Martin  Stadler 
hatte  sich  mit  Noel  Vitard  verlobt,  einem  Diener  des  fran- 
zösischen Gesandten. 

Obgleich  Stadler  Katholik  war,  so  gehörte  doch  seine 
Tochter  wie  seine  Frau  der  lutherischen  Kirche  an;  wenigstens 
war  die  erstere  evangelisch  getaufl,  wenngleich  sie  freilich 
keinerlei  Religionsunterricht  erhalten  hatte  und  über  die  Grund- 
unterschiede der  verschiedenen  Confessionen  vollkommen  un- 
wissend war. 

Der  Berliner  Prediger  Reinbeck  unternahm  es  daher, 
ihr  die  Fundamentalunterschiede  der  christlichen  Kirchen  zu 
erläutern,  wobei  sie  jedoch  ihre  Geneigtheit  nicht  verheimlichen 
konnte,  der  katholischen  Kirche,  der  ihr  Bräutigam  angehörte, 
beizutreten. 

Reinbeck  war  mithin  der  von  seinen  Amtsbrüdem  und 
Vorgesetzten  getheilten  Ansicht,  dass  ihnen  ,ydie  copulatio  all- 
hier  nicht  zu  verstauen,  übrigens  aber  zu  überlassen  sei,  ob  sie 
ffdt  ihrem  Bräutigam  danon  ziehen  wolle,  da  sie  sieh  dann 
anderswo  von  denen,  so  ihres  Bekenntnisses  sind,  kann  copuHren 
lassen**. 

Auch  das  französische  Consistorium,  an  welches 
sich  Vitard,  weil  er  der  deutschen  Sprache  nicht  mächtig  sei, 
mit  der  Bitte  um  Copulation  wandte,  beschied  ihn  absdiläglich. 

„Comme  le  promis",  lautet  das  Marginaldecret,  „est  Catho^ 
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Uque  Bomain,  et  que  la  Prvmiie  . . » .  est  buhirienne,  ceUe  afm 
ne  nous  regarde  pas;  maü  si  la  promige  ^toü  rifermie^  \a  (£d- 
fUne  noiuB  difend  cFiniervenir  en  aueune  tnanüre  dans  despartih 
mariojfee  ä  peine  pour  lee  paeiewre  de  etupeneiou  dnün  de  t^- 
poeition  de  leiste  charges". 

y  itard  richtete  darauf  ein  direotes  Gesuch  an  den  König. 
dem  französischen  Consistorium  za  befeUen,  ihn  aufbieten 
und  copuliren  zu  lassen.  Er  berief  sich  auf  einen  Praodenz- 
fall  des  Jahres  1715.  y  wo  auch  zwei  französische  Kathofikes 
auf  königlichen  Befehl  durch  Vermittlung  des  französiscben 
Consistoriums  getraut  worden  seien. 

In  der  That  befahl  der  König  unter  dem  11.  März  HS^. 
„die  Vorsehung  zu  thun ,  dasa  derselbe  mit  seiner  Verlobten  . . . 
dem  in  dergleichen  Fällen  bisher  gehaltenen  Gebraucht  nar 
proclamirt  und  copuUrt  werden  möge"  —  und  die  Geistlichkei: 
gehorchte  ohne  Weiteres» 
lYaoungf.  Bedeutender  waren  die  Conflicte,  welche  sich  unter  A: 

nn^'Frijd- Regierung  Friedrich's  des  Grossen  ergaben,  und  die  in  der 
Frage  wegen  Heirathen  in  der  Affinität   ihre  Veranlassufti 
fanden. 
fIu  der  ^^  ^^™  crstcu  Falle,  den  ich  in  den  Archivacten  gefundea 

wittwcHirt.  habe,  gab  der  König  nach. 

Eine  Wittwe  Hirt  hatte  i.  J.  1748.  vom  Könige  Dispens 
erhalten,  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  zu  heiratlieiL 
Als  ihr  aber  die  Geistlichkeit  mit  der  Trauung  Schwierigkeiten 
machte,  zog  der  König  sogleich  am  29.  October  1748.  seiß^ 
Dispensation  zurück. 

wiuweHeyn.  ^^^  ^^^  ^^t  uns  bei  Gelegenheit  eines  anderen,  ebenfal* 
dem  Jahre  1748.  zugehörigen  überliefert,  der  schon  deswegen 
eine  besondere  Beachtung  verdient,  weil  hier  zum  ersten  ilülf 
auf  das  Auskunftsmittel  der  Civilehe  zurückgegriffen  wurde'. 
Unter  dem  18.  Dezember  1748.  berichtete  die  Glogauis* 
Oberamtsregierung  an  die  vorgesetzte  Behörde,  dass  derKö^' 
einer  gewissen  Elisabeth  Heyn  zu  Kuttlau  durch  Dispen- 
sation die  Erlaubniss  ertheilt  habe,  sich  mit  ihres  verstorbene^ 
Mannes  Bruder  Sohn  von  Neuem  zu  verheirathen,  währen» 
das  Consistorium  ihr  die  Genehmigung  zu  solcher  Eh^t  ^'^ 

1  Die  unten  mitgetheilte  erste  Kabinetsordre  des  Königs  ist  schon  bei 
Freuss  Gesch.  Friedr.  d.  Gr.  (Berlin  1834.)  4,474.  abgedruckt  -  ^^^ 
übrigen  Actenstücke  sind  bisher  noch  ganz  unbekannt. 
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dem  Worte  Gtottes  zuwider  sei,  versagt  habe«  Die  Begierung 
bat  um  Zurüdmahme  der  Dispensation  und  bemerkte  dabei» 
dass  in  einem  ähnlichen  FaUe  der  König ,  auch,  auf  Gesuch 
der  Regierung,  die  schon  ertheilte  Genehmigung  zu  einer  8oU 
chen  Ehe  zurückgezogen  habe,  weil  eine  Trauungsweigerung 
Seitens  der  Greisiliehkeit  stattgefunden  hätte«  Die  Eingabe 
der  Regierung  lautet: 

Eingabt  der 

jySub  dato  Glogau  den  18.  December  174S.  berichtet  die  Olo-  GiogaDischcn 

gauische  Ober  Amts  Regierung  AUerunterthänigst  von  der  von  Regierung. 

'    Elisabeth  Heynin  ^  eines  Schäfers  Wittwe^  impetririen  Heyraths- 

Dispensation, 

Allerdurchlatichiigster,   Grossmächtigster  König,  Allergnädigster 

König  und  Herr! 

Ew.  KönigL  Maj.  werden  wir  allerunterthänigst  hiermit  zu 
berichten  gemUssigty  wcisgestalt  Elisabeth  Heynin,  eine  ühterthanin 
zu  Kuttlau,  Fürstenthums  Glogau,  bereits  im  verwiehenen  Monat 
Mcgi  dieses  ablaufenden  Jaltres  bey  dem  hiesigen  Ober^Consistorio 
um  Erlaubmss  gebethen,  mit  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders 
Sohn,  Hanns  George  Het/nen,  zur  anderweitigen  Ehe  zu  schreiten, 
worauf  wir  eben  derselben  unterm  13.  Maji  zur  resolution  ertkeUtT 
Dass  nachdem  dergleichen  Heyrath  in  der  heiligen  Schrift  mit 
deutlichen  Worten  verboten,  so  habe  die  gebetene  Dispensation 
nicht  statL     Wir  sind  zu  dieser  Verordnung  bewogen  worden, 
xoeil  Ew.  KönigL  Majest,  ein  vor  allemahl  durch  eine  general 
Verordnung  allergnädigst  declariret,  dass  nur  diyenigen  Ehen, 
welche  nicht  ausdrückHch  in  Gottes  Wort  verboten,  für  erlaubt 
gehalten  werden  sollen,  daher  wir  diese  Supplicantin,  weil  ihr 
Gesuch  der  heil.  Schrift  Lernt  XVIH.  14.  offenbar  entgegen  ge- 
wesen, noihwendig  haben  abweisen  müssen.    Es  hat  sich  aber 
dieselbe  daran  nicht  begnüget,  sondern  die  Wege  zu  finden  ge-^ 
wusst,  dass  sie  mit  Verschweigung  dieser  abschläglich  erhaltenen 
Resolution  an  Ew.  KönigL  Maj.  allerhöchste  Person  eine  Sup^ 
pUcation,  ohne  Unterschrifft  eines  Advocati  allerunterthänigst  ein-- 
gereichet,  und  um  höchste  Ertheilung  dieser  Heyrath'-'Dispensaiion 
oiuffs  neue  gebethen,  worauff  dann  die  sub  A.  beigefügte  KönigL 
Cabinets^Ordre  sub  dato  Potsdam  den  23.  November  1748.  an 
uns  ergangen,  inhalts  deren  ihr  die  Erlaubniss  zu  dieser  Heyrath,, 
wenn  sie  von  Evangelischer  reUgion  wäre,  ertheilet,  uns  aber 
allergnädigst  befohlen  worden,  das  nöthige  dieserwegen  weiter  zu 
besorgen. 
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Nun  haben  Wir  sie  ihrer  ReUgitm  halber  vemommm^  dadi 
dann  öffentlich  proßUrtg  da$s  eo  wohl  sie,  als  ihr  ausenekener 
BrauHgam  si^i  zw  Evangelisehen  reUgUm  bekenneten,  und  vntrdt 
also  weiter  nichts  übrig  seyn,  als  dass  wir  das  mandaJtiun  depn- 
^lamando  et  copulando  an  ihren  OeistUchen  zu  sckuidigsfm  Gt- 
horsam  sothasier  KönigL  Concession  der  Supplieantin  ertheikia. 

Ew.  KöniffL  Maj,  werden  uns  in  Ungnaden  nicht  vermerk^ 
dass  wir  zu  forderst  annoch  in  Tiefester  Ehrfurcht  anzeigen^  vm 
geetalt  höchst  dieselbe  in  eben  diesem  Jahre  vermöge  der  Mlßat 
^ub  B.  einer  Baurin  der  Wittibe  Hirtin  zu  Schweinitz  eine  j&ici- 
nu^sige  Dispensation  in  eben  demselbigen  casu  allerhöchst  erthät 
haben,  worauff  aber  der  dasige  Prediger  Frisch  diese  Copvktm 
zu  vollziehen  Anstand  gefunden,  und  als  wir  ihn  per  manddtm 
de  29.  Aug.  1748.  darüber  vernommen,  hat  er  dagegen  angezeiol 
was  gestalt  es  wieder  sein  Gewissen  laufe,  eine  Copulaiian  :s 
vollziehen,  die  mit  ausdrücklichen  Worten  in  der  heil.  Scknji 
verbothen,  ja  mit  Göttlicher  Strafe  und  Fluch  beleget,  er  ou^^ 
nach  seinen  principiis  dafür  halte,  dass  dieses  göttliche  Gatt 
nicht  ad  legem  forensem  Judaeorum,  sondern  ad  legem  morak^ 
gehöre,  wesshalb  er  submissest  gebeten,  ihn  von  diesem  acta  eofu- 
lationis  zu  dispensiren,  und  der  Supplieantin  lieber  frey  zu  ttelkn, 
dass  sie  sich  von  einem  andern  Geistlichen  copuKren  lassen  mögt. 

Wir  haben  darauf  nicht  anstehen  können,  von  dieser  Vor- 
faUenheit  an  Ew.  KönigL  May.  sub  dato  26.  Sept-.  o.  c.  aUif- 
unterthänigsten  Bericht  abzustatten,  worauf  dann  das  sub  C 
accludirte  aüergnädigite  Rescript  de  29,  Oetobr.  an  uns  ergangtn, 
Inhalts  dessen  die  obangezogene  Dispensation  wieder  oufgAoU^ 
worden. 

Wie  unr  uns  nun  bey  dem  gegenwärtigen  abermahUgen  wwi 
gantz  gleichen  casu  leicht  vorhero  vorstellen  können,  dass  ^^ 
Evangelischer  Prediger  sich  nicht  leicht  finden  werde,  diesen  vo« 
der  Elisabeth  Heynin  intendirten  actum  oopulationis  ohne  einigt 
Bedencken  zu  vollziehen,  so  würde  uns  zwar  ein  leichtes  ^^' 
ein  mandatum  copulationis  dessfaüs  ergehen  zu  lassen,  jedod 
halten  wir  solches  noch  zur  Zeit  für  bedenckUch,  damit  die  ezecu- 
tiones  der  KönigL  höchsten  Befehle  nicht  dem  discemement  dem 
Geistlichen  eseponiret  werden  möge,  wie  es  sich  dann  auch  m^^ 
würde  thun  lassen,  jemand  hierin  faUs  wieder  sein  Gewisses  ^ 
zwingen,  und  dieserhalb  erkühnen  trtr  uns,  bei  Ew.  KönigL  M(^' 
noch  vorhero  in  tiefester  Ehrfurcht  anzufragen,  wie  wir  uns  h^ 
bei/ fernerhin  verhalten,  und  entweder  die  Supplieantin  odef^^^ 
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Geistlichen  auf  einen  andern  Fall  bescheiden  sollen  ^  die  wir  mit 
allertreuester  Submission  ersterben 

Ew.  KönigL  Majestät 

aäerunterthänigst  treu  gehorsamste 

Zu  dero  KänigL  Glogauschen  Ober^Amts-Regierung  verordnete 

ObcT'Praesidentt  Praesidenty  Director  und  Räthe'*. 
(Folgen  Unterschriften.) 

Die  Begierung  fiigte  ihrer  Eingabe  erstens  die  Dispensa* 
tionsurkunde  des  Königs  bei: 

A. 

pres.  26.  Novhr.  1748. 

y^/Sr«  KönigL  May.  in  Preussen  etc.  unser  aUergnädigster 
Herr  erlauben  auf  beykommendes  original  memorial  einer  Schä^ 
ferin,  Nahmens  Heinin,  Wittwe,  dass  wann  sie  von  Evangelischer 
Religion  sie  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  wieder  heu- 
rathen  dürffe^  unmn  sie  aber  cathoUsch,  sieh  bey  dasigen  Conr- 
sistorio  melden  müsse,  und  befehlen  der  Glogauischen  Ober^Ambts^ 
Regierung  und  Consistorio  hiedurch  in  Gnaden,  dem  Befinden 
nach  die  Wittwe  Heinin  hiemach  zu  bescheiden  und  nöthigen 
Falls  das  nöthige  solcherwegen  weiter  zu  besorgen. 

PoUdam  23.  Novbr.  1748.  Friederieh. 

An  die  Glogauseke  Ober  Ambts  Regierung 
und  Consistorium. 

Zweitens,  die  in  dem  früheren  Falle  ertheilte Dispensation: 

S. 

Sr.  Köniql.  May.  in  Preussen  etc.  unser  allergnädigster  Herr  Benagen 
lUspensiren  und  erlauben  hiemit  und  in  Kraft  dieses,  die  Ehevshtiimgtn^ 
zwisclien  der  Wittwe  Elisabeth  Hirtin  zu  Schweidnitz  im  Grün- 
bergischen  Craysse  und  ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders  Sohn 
George  Hirten  und  befehlen  dem  Pastori  loci  Frisch  sich  dar^ 
nach  gehorsamst  zu  achten,  und  wann  sonst  kein  Bedencken  vor-- 
handen  erwähnte  Wittwe  Hirtin  mit  gleichfalls  benannten,  ihree 
verstorbenen  Mannes  Bruder  Sohn  zu  prodamiren  und  sodann 
zu  copuliren.      Signatum  Berlin  d.  26.  M<gi  1748. 

FriedericK 

v.  Arnim. 

Und  drittens  endlieh  die  Zurücknahme  derselben  durch 
den  König: 


718  IV.Baob.  DiaCiTilelie.  XU.  OentKUsnd, 

C. 
prae$.  t.  J.  Novbr.  1748, 
Friederich, 
Wob  ihr  vor  Anstand  habt  dem  George  Hirte  die  WwrthiM 
der  ihm  zur  Heuralh  mit  seines  Vaters  Bruders»  WiUwe,  ertheäUf, 
Dispensation  angedeyhen  zu  lassen,  solches  haben  Wir  aus  Eurm 
gehorsambsten  Bericht  vom  26«ten  des  nechstvenoiehenen  Ssptemlmi 
des  mehreren  ersehen.    Wie  Wir  nun  die  von  euch  angeführk  Bt- 
denckUdikeiien  nicht  unerhebKchßnden,  so  haben  Wir  aOergnsäasi 
resolvirt  obangezogene  Dispensation  wiederum  aufzuhebeik  «uf 
habt  ihr  dieserhalb  das  benöthigte  femerweit  zu  verfügen.    Ver- 
bleiben auch  Euch  etc.  etc.      Berlin  d.  29,  Octobr,  1748. 
Auf  Seiner  Königl.  May.  allergnädigsten  Specialr-BefeU 

Cocceji.  H.  G.  v.  Podewils. 

An  die  Qlogauisehe  Ober  Ambis  Regierung 
und  Ober  Cansisiorium^^, 

Der  König  antwortete  darauf,  dass  die  Regierung  einlm- 
mediatgeeuch  an  ihn  zu  richten  habe»  ob  es  erlaubt  eei,  seioes 
Vaterbruders  Wittwe  zu  heu-athen: 

^KSSi?"*  »Friedrich  König  etc.  etc. 

An  die  Ologauscke  Ober  A,  Regier,  beiref.  der  Heynhi  impetrirten 

HejfraihS'Dispensation. 

Auff  dayenige,  was  Ihr  gegen  die  der  Elisabeth  Beinin  &• 
theilte  Dispensation  unter  dem  18.  dieses  Monaths  vorgesUB^ 
vnrd  Euch  hiermit  zu  Eurer  Direction  bekandt  gemacht,  da» 
weilen  die  quaestionirte  Dispensation  von  Uns  immediate  erthäu' 
worden,  Ihr  auch  bey  Umis  immediate  anfragen  müsset,  ob  ^ 
erlaubt  sey,  seines  Vaters  Bruders  Wittibe  zu  heyrathenf  Woh 
Ihr  dann  mit  anfügen  könnet,  dass  die  dortigen  Geistlichen  fi^ 
weigern  dergleichen  Eheleute  zu  trauen. 

Seyend  etc.      Berlin  den  81.  Dec.  1748. 

V.  Cocceji^'» 

In  Folge  dieses  Bescheides  machte  die  Glogauischc  Re- 
gierung eine  neue  Eingabe: 

^^!S^^^.„AlUrdurchlauchtigster,  Grossmächtigster  König,  allergnädig^t<^ 

König  und  Herr! 

Sub  dato  Glogau  den  22.  Januar  1749.  Bittet  die  aasige  Ober 
Amts  Regierung  allergehorsahmst^  sie  in  Höchsten  Königl,  Gnaden 
zu  bescheiden  j  wie  sie  sich  in  der  Vorfallenheit,  da  ein  Unterthan 
wider,  das  Göttliche  Verboth  seines  Vaters  Bruders  Wittibe  heyrathen 

willy  zu  verhalten  habe. 

Es  ist  eines  Schäfers  Wittwe  Elisabeth  Heynin  aus  K^^ 
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EvangeKseher  Religion  (xuf  dU  von  Ew.  KönigL  May,  desfaU 
am  23«  Novbr.  o.  p.  erhaltene  aüergnädigste  Diapmsaüon  tkres 
verstorbenen  Mannea  Bruders  Sohn  zu  heyraihen  gesonnen. 

Ew.  KönigL  Mayestät  aber  werden  uns  in  höclisten  Gnaden 
erlauben  9  dass  wir  aus  pflichtschuldigster  Treue  und  devoiion 
hiebey  vorstellen,  wie  wir  schon  ehemals  in  solchen  Fällen  das 
Eaempel  gehabt,  dass  der  Evangelische  Geistliche  submissest  ge- 
bethen,  ihn  mit  Verrichtung  der  copulation  zu  verschonen*,  weil 
dergleichen  Heyrath  in  der  heil.  Schrifft  mit  ausdrücklichen 
Worten  verbothen,  ja  mit  Göttlicher  Strafe  und  Fluch  belegt  sey. 

Wie  wir  nun  vermuthen  müssen,  dass  in  diesem  Fall  ein 
Prediger,  der  die  copulation  verrichten  soll,  wiederum  dergleichen 
Einwendung  machen  m^öchte,  und  wir  billig  anstehen  müssen, 
einen  Geistlichen  zu  etwas,  was  er  seinem  Gewissen  zuwider  halt, 
zu  zwingen,  als  haben  wir,  um  Ewr.  KönigL  Majestät  höhste 
Ungnade  uns  nicht  zuzuziehen.  Dieselbe  in  tiefester  Erniedrigung 
bitten  sollen,  Sie  geruhen  Uns  in  Höchsten  Gnaden  zu  bescheiden, 
vne  wir  uns  in  dem  Fall,  dass  die  Geistlichen  die  copulation  zu 
verrichten  sidh  entschuldigen  solten,  zu  verhalten  Iiaben,  die  wir 
in  submissester  Ehrfurcht  ersterben 

Ewr.  KönigL  Majestät 
allerunterthänigst  treu  gehorsamste 
Zu  dero  Glogauischen  Ober  Amts  Regierung  verordnete 
Ober  Praesident,  Praesident,  Director  und  Räthe". 

Darauf  erklärte  dana  der  König  in  einer  Kabinetsordre 
an  die  Glogauische  Regierung  und  einer  gleichzeitigen  an  den 
Glogauischen  Magistrat,  dass  die  Ehe  auf  dem  Bathhause  in 
Glogau  zu  schliessen  sei. 

Die  beiden  Kabinetsordres  lauten:  befieh»  cl^Si- 

^y  An  die  Glogauische  O.A.  Regierung  betr.  die  Trauung  der  Heinin  ****' 

mit  Ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders-Sokn. 

Friedrich  König  etc.  etc. 
Da  Wir  aus  Eurem  gehorsamsten  Bericht  vom  22'-  nächst- 
verwichenen  Jan,  vernehmen,  dass  die  dortigen  Geistliclien  Schwie- 
rigkeit machen  ohnerachtet  Unserer  darüber  ertheiüen  Dispensation, 
die  Elisabeth  Heinin  mit  Ihres  verstorbenen  Mannes  Bruders  Sohn 
zu  trauen,  so  befehlen  Wir  euch  hiemit  in  Gnaden,  erwehnte  Ver- 
lobte dahin  anzuweisen,  dass  Sie  Ihre  Verlobung  auf  dem  dortigen 
Rathhause  dechriren  sollen:  welche  Declaration  Wir  dann  als 
eine  tvürcklich  vollenzogene  Ehe  folglich  die  daraus  erzeugten 
Kinder  als  eheliche  Kinder  geachtet  und  angesehen  wissen  wollen. 
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wöbet/  Ihr  Sie  dann  auch  bedurf  enden  Faü»  gegen  jedermann 
Wiederepruoh  naehdrückKeh  zu  echüizen  und  tu  handhaben, 
Seyend  etc.      BerUn  den  8.  Febr.  1749*'. 

yyFriedrich  König  etc.  etc. 

Nachdem  Wir  der  EKsabeth  Heinin  zur  Heyraih  mit  Ihm 

verstorbenen  Mannes  Bruders-Sohne  Unser  landeslierrliche  Dit- 

pensation  ertheilet  und  beyde  Verlobte  dahin  angewiesen,  dm  Si 

sich  auf  dem  dortigen  Raihhause  melden  und  Ihre  VerMw^ 

declariren  mögen,  so  fügen  Wir  Euch  solches  hiedurch  zu  mm, 

mit  gnädigstem  Befehl  sothane  Declaration  von  diesen  Leuten  d 

protocoUum  zu  nehmen  und  Ihnen  davon  Copiam  vidimaUm  ni 

ertheilen,  welche  Ihn  alsdann  anstatt  eines  Trauscheines  dienen  $oll^ 

Seynd  etc.         Berlin  den  8'«»  Febr.  1749.         Cocceji. 
An  den  Magistrat  zu  Glogau  ". 

Dennoch  scheint  der  König  von  einer  so  extravaganten 
Maassregel^  wie  die  Verstattung  der  Civilehe  in  jenen  Zeiten 
gehalten  werden  musste,  nicht  für  die  Dauer  haben  Gebrauch 
machen  zu  sollen. 

Keine  Civilehe  ist  uns  weiter  überliefert,  wennjB^eich  das 
Bedürfhiss  dazu  auch  später  sich  mannichfach  geltend  madien 
mochte,  und  ebensowenig  wandte  der  König  gegen  widerspeji- 
stige  Greistliche  Zwang  an,  selbst  wenn  er  als  oberster  Bischof . 
die  in  Fri^  stehende  Ehe  gebilligt  hatte. 
^^^^^\7kk         Am  12.  Februar  1755.  rescribirte  er^: 

12.  Febr.  175(. 

3,S.  K.  Majest.  lassen  dem  Müller  zu  Haasdorf  Joh,  Casf' 
Dallwitz  auf  dessen  unterth.  Memorial  vom  28'*'»  jüngst  ver- 
unchenen  Monaths,  worin  derselbe  gebeten,  dass  der  Prediger  21« 
Hartmannsdorff  Wehlisch  angehalten  werden  möchte.  Ihm  m^ 
seines  verstorbenen  Stiff  Bruders  Wittwe  zu  copuKren,  hiendt  :^ 
Resolution  ertheilen:  dass  sothanes  Gesuch  in  Ansehung  des  ot- 
gedachten  Predigers  nicht  statt  finden  könne,  und  SuppUcant  nc^ 
deshalb  selbst  zu  bemühen  habe,  einen  Prediger  zu  finden,  vselchtf 
ihn  auf  die  von  HöcJistgedachter  Sr.  Majest.  ertheiUe  Dispens- 
tion  trauen  wolle'\  — 

Noch  merkwürdiger  ist  ein  Bescript  aus  dem  Jahre  1769., 

weil  hier  sogar  Trauungsweigerungen  bei  Ehen  Geschiedener 

AnftagedM  zur  Sprache  kamen,  und  der  König  der  Anfrage  des  Berliner 

mergericht«.  Kammcrgcrichts  gegenüber  seine  Principien  in  allgemeiner 

Weise  aussprach'. 

1  Bisher  ungedruckt.  —  >  SämmtHche  Actenatücke  UBgedmckt. 
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Dies  letztere  berichtete: 
„AUerdurchlauchtiffster,  grossmächtiffster  König  ^  AUergnädig$ter 

König  und  HerrI 
.Da9  Cammergerickt  fragt  allerunterthänigat  an,  ob,  wenn 
nach  rechtskräftig  getrennter  Ehe,  einer  der  geschiedenen  Ehe^ 
güUen,  sich  anderweit  vereheKgen  vnll,  der  Prediger  der  Dioeces 
aber  sich  weigert,  die  Copuladon  zu  verrichten,  alsdann  das 
Cammergericht  befugt  sey,  die  Erheblichkeit  der  Weigerungs  Ur^ 
Sache  zu  untersuchen,  und  dem  Befinden  nach,  dem  Prediger  per 
Mandata  die  Copulation  zu  injungiren,  oder  ob  dieses  lediglich 
dem  Ober  Consistorio  überlassen  werden  müsset 

Der  Knopfm^cher  Schmidt  zu  Potsdam,  welcher  per  judi-  ivfara^ 
catum  vom  22.  Sq>t.  1766«  von  seiner  Ehefrau  geschieden  worden,''^  scning«n. 
beschwerte  sich  bey  uns  unterm  26.  S^U  c.  dass  der  Prediger 
Lieberkühn  sich  weigere,  ihn  anderweitig  zu  copuUren,  und  zwar 
aus  der  Ursache,  weil  diejenige  Person,  mit  welcher  er  sich  ander» 
weitig  zu  verheiraten  gesonnen,  bereits  durante  priore  mairimonio 
mit  ihm  in  adtUterio  gelebt  hätte. 

Wir  sahen  diese  Weigerungs-Ursache  um  deshalben  für  un- 
erheblich an,  weil  nach  Vorschrift  des  in  causis  matrimonialibus 
recipirten  juris  canonici  die  Ehe  inter  adulterum  et  adulteram 
nur  in  den  beyden  Fällen  verboten  ist,  wann  das  adalterium  ent- 
weder cum  promissiqne  futuri  Tnatrimonii,  oder  cum  insidiis  vitae 
innocenti  conjugi  siructis  verbunden  gewesen,  über  dem  auch  der- 
gleichen Ehen  um  deswillen  einigen  favorem  haben,  weil  die  etwa 
vorhandene  liberi  aduUerini  dadurch  legitimiret  worden,  und  hatten 
daher  kein  Bedencken,  das  gebetene  Mandat  wegen  zu  vollziehender 
Copulation,  an  den  etc.  Lieberkuhn  zu  erlassen.  Es  hat  der- 
selbe indessen  diesen  Vorfall  dem  Ober-Consistorio  angezeiget, 
und  letzteres  hat  sich  mittelst  eines  desfals  an  uns  erlassenen 
Anschreibens  geäussert,  toie  ihres  Dafürhaltens  die  Cognition  in 
dergleichen  Vorfallenheiten  zum  Ressort  eines  Justitz-Colhgii 
nicht  gehöre. 

AUergnädigster  König  und  Herr!  Wir  glauben  hierin  die 
Grentzen  unserer  gerichtsbarkeit  nicht  überschritten  zu  haben. 
Zwar  ist  di^er  Fall  in  denen  bisherigen  Verordnungen  nirgends 
deutlich  entschieden;  allein  die  Analogie  desselben  scheinet  unser 
Intention  zu  statten  zu  kommen.  Denn  so  haben  Ew.  KönigL 
Mcgestaet  durch  das  Edict  vom  10.  Mai/  1748.  alle  Ehe-  und 
Prediger-Sachen  ohne  Ausnahme  denen  Justitz-Collegiis  beyge- 
legt,  und  von  dieser  Begul  sind  ex  post  durch  die  Instruction  vom 

Priedberg,  Eheschliessung.  4g 
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4.  Oet  1750.  und  das  Edict  vom  16.  May  1760.  hhs  digenigen 
JSachen,  to  der  Prediger  Leben  und  Wandel  betreffen,  auegenom" 
men  worden;  als  wodurch  vorgedachtes  Edict  vom  10.  May  1748. 
in  allen  übrigen  nicht  ausgenommenen  Fallen  von  neuem  bestäUiget 
worden,     üeberdem  scheinet  die  Beurtheilung  der  Frage: 

in  wiefern  die  anderweitige  Ehe  einer  durch  Urteil  und  Recht 

geschiedenen  Person  zulässig  seyf 
schon  mit  ad  eaecutionem  des  von  uns  gesprochenen  Ehescheidungen 
Urteils  zu* gehören,  und  so  wie  in  dergleichen  Urtelln  die  Zeit 
bestimmt  werden  muss,  binnen  welcher  eine  anderweite  Ver- 
eheUgung  unzulässig,  eben  so,  und  aus  gleichen  Grunde  scheinet 
auch  die  Cognition  über  die  Zulässigkeit  der  2'^  Ehe  iiberhaupt 
zum  Ressort  des  Justitz-CoUegii  als  welches  überhaupt  in  Ehe- 
Sachen  das  forum  competens  ist,  zu  gehören.  Üeberdem  kann  es 
dem  Justitz-CoUegio  aus  denen  verhandelten  Ehescheidungs-Acten 
am  besten  bekant  seyn,  ob  das  aduUerium,  dessen  der  geschiedene 
Ehegatte  beschuldiget  wird,  würklich  gegründet,  oder  nicht,  weil 
es  in  selbigen  entweder  eingestanden,  oder  erwiesen  seyn  kann; 
hiervon  kann  aber  das  Consistorium  keine  Wissenschaft  haben, 
und  es  ist  also  nicht  abzusehen,  vne  es  mit  Zuverlässigkeit  über 
das  würkliche  Daseyn  des  aduherii  ohne  anzustellende  Inqmsiüon 
urtheilen,  noch  weniger  aber,  wie  ein  Prediger  dergleichen  Delicta 
zu  rügen  berechtiget  seyn  könne. 

Da  indessen  die  Sache  noch  zur  Zeit  nirgends  deutlich  ent^ 
schieden;  so  haben  wir  Ew.  Königl.  Majestaet  höclist  eigene 
Entscheidung  zu  unserer  Direction  in  künftigen  Fällen  uns  Mer^ 
durch  erbitten  sollen,  und  verharren  in  tieffester  Erniedrigung 

Ew.  Königl.  Majestaet 
aUerunterthänigst-treuoerpflichteste 
zu  Dero  Cammergerichte  verordnete  Praesidenten  und  Räthe. 
Berlin  den  8.  Decb.  1768". 

Antwort  de«         Die  Antwort  des  Königs  erfolgte  am  11.  Januar  1769. 
und  lautete: 

„Friderich  König  etc. 

Ihr  habt  unterm  8.  vorigen  Monaths  angefraget  ob,  wenn 
nach  rechtskräftig  getrennter  Ehe,  einer  der  geschiedenen  Ehe^ 
gatten  sich  anderweitig  vereheligen  will,  der  Prediger  der  Dioecee 
aber  sich  weigert  die  Copulatipn  zu  verrichten,  ihr  alsdann  befugt 
wäret  die  Erheblichkeit  der  Weigerungs-Ursache  zu  untersuchen, 
um  dem  Befinden  nach,  dem  Prediger  per  Mandata  die  CoptUation 
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zu  injunffiren,  oder  ob  dieses  lediglieh  dem  Ober  Consistorio  üher" 
lassen  werden  müsse. 

Wir  woUen  Euch  dahero  zu  Eurer  DirecHon  hiermit  in 
Gnaden  nickt  verhcdten,  dass  da  die  Frage,  ob  der  geschiedene 
adulteram  heyrathen  dOrffe  oder  nicht  ad  disciplinam  publieam 
gehöret  Ihr  in  diesem  um  dergleichen  Fdüen  die  Bariheyen  aller- 
dings an  das  Ober  Consistorium  verweisen  müsset 

Berlin  den  Uten  Jan.  1769.  ad  mand. 

An  das  Cammer  Gericht"', 

Er  wollte  also  die  Trauungeweigerangeii  als  eine  interne 
kirchliche  Angelegenheit  behandelt  wissen.  — 

Die  Bedactoren  des  Landrechtes  haben  der  Trauungd-^^'^^^^^^ 
Weigerungen  nur  an  einer  Stelle  gedacht.  wcigcrangen. 

,,Wenn  ein  katholischer  Pfarrer'*,  bestimmt  §.  442.  Th.  2.  A.-L..R.n, 
Tit.  11,,  „Anstand  nimmt,  eine  Ehe,  welche  nach  den  Landes^ 
gesetzen  erlaubt  ist,  um  deswillen,  weil  die  Dispensadon  der 
geistlichen  Obern  nicht  nachgesucht  oder  versagt  worden,  durch 
Aufgebot  und  Trauung  zu  vollziehen,  so  muss  er  sich  gefallen 
lassen,  dass  diese  von  einem  anderen  Pfarrer  verrichtet  werden** K 

Aus  dieser  positiven,  für  Katholiken  gegebenen  Vorschriftj^J^^SJjJ" 
Terbunden  mit  dem  gänzlichen  Schweigen  des  Gesetzbuches  ^^"gSI'Ju- 
über  Trauungs Weigerungen  protestantischer  Pfarrer,  hat  man    ^^^^^ 
bis  jetzt  beständig  den  Schluss  gezogen,  dass  die  Bedactoren 
des  Landrechts  diese  für  unmöglich  gehalten  hätten,  und  dass 
eie  anderenfalls,  dem  Geiste  des  damals  herrschenden  Terri- 
torialismus gemäss,  durch  Strafandrohungen  den  staatlichen 
Gesetzen  den  nöthigen  Gehorsam  gesichert  haben  würden. 

Die  Einsicht  in  die  umfangreichen  Materialien  lässt  jedoch 
diese  Ansicht  als  nicht  zutreffend  erscheinen.  Es  ergiebt  sich 
vielmehr,  dass  die  Frage  der  Trauungsweigerungen  ausfuhr- 
lich berathen  worden  ist.     Zuvörderst  schon  bei  den  Ehen  zur^eigeningen 

bei  norgmnat. 

Unken  Hand.  Eh«n. 

Die  Magdeburger  Stände  erklärten*:  „Der  parochusor-  Dieiingdo- 
dinarius  muss  zu  einer  solchen  Einsegnung  nicht  gezwungen  werden**, 
„der  Staat  muss  ja  auch  immer  das  schwächste  Gewissen  schonen**^, 

1  §.  443.  eben  das.:  ,,Da8  Landes-Justiicollegium  ist  in  einem  solchen 
Falle,  sowie  auch  alsdann  schon,  wenn  der  katholische  Pfarrer  das  Aufgebot 
aus  einem  solchen  Grunde  Tersagt,  wohl  befugt,  beides  einem  anderen 
Pfarrer,  allenftdls  auch  Ton  einer  verschiedenen  Beligionspartei  aufzu- 
tragen'*.  Vgl.  auch  Anhang  z.  Allgem.  Qerichtsordn.  §.  287. 

>  Material.  80,  71. 

^  ebendas.  42, 40. 

46* 
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^^!!ir**°'*die  Bevlflio  monitorum  bemerkte  zu  §.  626.  unter  No.  3^z 
9yEs  üt  ZU  verordnen^  dass,  wenn  der  Prediger  der  Parodue  Heh 
ein  Crewiseen  darauB  machte  er  nicht  dazu  gezwungen  tterden 
1cönne*^9  und  eine  Bandnotiz  beseichnet  dies  Bedenken  al» 
..gegrikndet'*. 

Aber  auch  bei  anderen  E3ien  musste  sich  dieselbe  Frage 
aufdrängen. 
^  wtaSt"*'         Schon  eine  der  Concurrenzschriften  hatte  darauf  hinge- 
wiesen*: 

y^Wie  wenn  der  GeiatUche  ohne  Grund  nicht  proclamiren 
wiUf  Nach  französieehen  Rechten  kann  ich  ihn  aetionniren.  — 
Hoffentlich  mrd  man  auch  in  dem  Preussischen  Geeetzhuche  dafür 
sorgen**.  — 

Es  wird  dann  auch  geradezu  eine  hierauf  bezügliche  An- 
Ordnung  formulirt: 

i^Da^e  Aufgebot  und  die  Trauung  muss  der  darum  ersuchte 
GeistKche  des  Bräutigams  oder  der  Braut,  wenn  er  anders  keine 
gesetzmässigen  Gründe  sie  zu  versagen  hat,  verrichten  —  thut  er 
es  nicht,  so  kann  er  von  denen  zu  trauenden  belangt  werden  und 
dann  setzt  er  sich  der  Schadloserstattung  mit  Inschluss  des  ent^ 
gehenden  Vortheils  und  der  Verweisung  in  die  Gerichtskosten  aus. 
So  macht  man  den  Herren  Füsse**,  fügt  der  Verfasser  hinzu,. 
„und  verhindert  ihr  gewöhnliches  Zaudern".  — 
s^dit'nicht  Dennoch  ist  keine  Vorschrift  über  Trauungsweigerungen 
we^raDfen.^^  ^^  Gcsctzbuch  aufgenommen  worden,  und  es  liegt  uns 

jienmach  ob,  den  Grund  dieser  Omission  nachzuweisen. 
OninddsTon.         Da  ergicbt  sich  denn  vor  allen  Dingen,  dass  man  wohl 
das  Bedürfniss  für  solche  Anordnungen  nicht  als  genügend 
erkennen  mochte. 

Nicht  freilich,  dass  man  gemeint  hätte,  die  Geistlichen 
müssten,  wie  andere  Staatsbeamte,  ohne  Weiteres  den  landes- 
gesetzlichen Bestimmungen  nachkommen,  dass  man  die  Ge- 
wissensbedenken der  Pfarrer  mit  dem  ungehorsam  der  poli- 
tischen Beamten  auf  gleiche  Linie  gestellt,  mit  demselben 
Maasse  bemessen  und  von  denselben  Folgen  hätte  begleitet 
wissen  wollen,  dass  man  deswegen  von  der  Aufstellung  be- 
sonderer Bestimmungen  Abstand  genommen  hätte: 

Das  Landrecht  hatte  vielmehr  die  auch  von  den  protestanti- 

1  ebendas.  74, 137. 

>  e  b  e  n  d  a  1. 88, 1 19.   Mit  dem  Motto :  „  Natura  duce  eundum  **. 
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8chen  Theologen  jener  Zeiten  getheiltea  und  gebilligten  kirchen- 
rechtlichen Lehren  codificirt,  ja  noch  mehr,  es  glaubte  das 
natürliche^  das  absolute  Kecht  in  möglichster  Vollkommenheit 
darzustellen:  und  so  erschienen  Conflicte  des  Staates  mit  den 
von  denselben  naturrechtlichen  Anschauungen  durchdruxigenen 
Theologen  als  fast  undenkbar;  darum  glaubten  die  Redactoren 
mit  Vorschriften  gegen  Trauungsweigerungen  Hiebe  in  die 
liuft  zu  thun,  die  vielleicht  erst  die  protestantische  Geistlich- 
keit zu  einer  prüfenden  Vergleichung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen mit  dem  absoluten  Rechte  auffordern  und  so  zu 
unerträglichen  Conflicten  führen  konnten ,  und  darum  vermie- 
den sie,  überhaupt  nur  die  Möglichkeit  protestantischer  Trau- 
«ngsweigerungen  «nzuerkemien. 

Wenn  aber  behauptet  worden  ist,  dass  das  Landrecht,;^,^a'JJ5,^Jer 
falls  es  überhaupt  diese  Frage  hätte  vorsehen  wollen,  seinem    ^^^' 
ganzen  Geiste  nach  zu  Zwangsmaassregeln. gegen  die  G^ist- 
lichenr  seine  Zuflucht  genommen  haben  würde,  so  muss  auch 
das  entschieden  bezweifelt  werden. 

Einerseits  würde  man  den  protestantischen  Pfarrern  kaum 
haben  verargen  dürfen,  was  man  den  katholischen  gestattete. 
Freilich  könnte  man  entgegnen,  dass  eben  den  ersteren  der 
König  als  ihr  Bischof  in  seinem  Gesetzbuche  die  nöthigen 
Anordnungen  gegeben  habe,  dass  also  eine  ParaUelisirung  mit 
den  katholischen  Pfarrern,  wo  eben  eme  Trauungs Weigerung 
falls  der  kirchliche  Obere  nicht  dispensirt  habe,  nachge- 
lassen werde,  unthunlich  sei;  aber  es  hiesse  den  Greist  des 
Landrechtes  verkennen,  wenn  man  seine  kirchlichen  Anordnun- 
gen auf  die  landesherrliche  Episcopalgewalt  zurückführen 
wollte.  Schon  längst  hatte  der  Territorialismus  Staats-  und 
Kirchengewalt  durch  engste  Realunion  in  der  Person  des 
Xiandesherm  verbunden;  es  wäre  warlich  derzeit  Niemanden 
eingefallen,  eine  Scheidung  vorzunehmen,  die  praktisch  werth- 
los  und  theoretisch  unverständlich  gewesen  sein  würde.  Die  ^ 
Staatsgewalt  des  Landesherm  hatte  seine  Ejrchengewalt  über- 
wuchert und  verschlungen;  er  gab  der  evangelischen  Kirche 
wie  der  katholischen  als  Fürst  des  Territoriums  die  Gesetze, 
xmd  er  hätte  desweg^i  keinen  Grund  gehabt,  die  GeistUchen 
Beider  verschieden  zu  behandeln. 

Andererseits  wird  aber  diese  Auffassung  auch  durch  den  Entwurf  r. 
Entwurf  einer  Bestimmung  unterstützt  ^  der  v<m  Einem  der  ^'^^' 
Redactoren,  von  Grolmann,  herrührt. 
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Dieser  schlägt  Tor^: 

„  Wenn  der  Pfarrer  der  ParochU,  zu  welcher  die  Verlobten 
gehören,  aw  Ureadien^  die  in  den  Landesgeeetzen  nicht  gegründet 
sind,  das  Aufgebot  oder  die  Trauung  verweigert,  kann  auf  Ank- 
euchen der  interessenten  van  der  Regierung  oder  eonsietorio  das 
Aufgebot  oder  Trauung  einem  anderen  Prediger  aufgetragen 
werden".  — 

So  wurde  also  die  Vorschrift  des  Gesetzes  gelautet  haben, 
und  nur  aus  den  oben  dargestellten  Gründen  hat  man  Anstand 
genommen,  sie  in  das  Landrecht  einzufügen*. 


Das  waren  die  Ereignisse,  welche  den  jetzt  zu  besprechen* 
den  Trauungsweigerungen  vorangegangen,  das  die  Gesetze, 
nach  welchen  diese  zu  beurtheilen  waren, 
Bcheidencht.         ^^^    knüpften    an    das    landrechtliche    Ehesdieidungs- 
recht  an. 

Gleich  nach  den  Freiheitskriegen  war  eine  Beaction  der 
kirchlichen  Gesinnung  gegen  die  Freigeisterei  und  Frivolität 
des  achtzehnten  Jahrhunderts  zu  Tage  getreten.  Die  grosse 
Noth  der  napoleonischen  Occupation,  die  fast  wunderbar 
schnelle  Errettung  hatten  die  Kirche  dem  deutschen  Volke 
wieder  näher  gerückt« 
Reactionda-  Glcich  damals  war  auch  schon  das  landrechtliche  Ehe- 
scheidungsrecht Vielen  ein  Gegenstand  des  Anstosses  gewor- 
den; gleich  damals  waren  Wünsche,  auf  Beformen  gerichtet, 
hervorgetreten. 

Aber  freilich  wurde  die  Abhülfe  Seitens  des  Staates  er- 
wartet: die  einzelnen  Geistlichen  würde  Niemand  zu  einer  Op- 
position gegen  das  Landesrecht  für  befugt  erachtet  haben«  und 

1  Material.  72, 84.  —  Auch  die  von  den  Redactoren  tu  den  Admoni- 
tionen  Über  die  morganatischen  Ehen  gemachten  Bemerkungen  (oben 
S.  724.)  liefern  einen  Beweis  dafär.  — 

s-^  stimme  ich  in   diesem  Resultate  mit  dem  Outachten  des 

■PreuBsischenKronsyndikates  r.J.  1856.  (Allgem.  Kirchenzeit.  185^, 

t  S.  880.  fL)  überein.    Dagegen  halte  ich,  wie  schon  oben  8. 180.  ansgeföhrt» 

den  SatE,  welcher  die  Rechtskraft  der  evangelischen  Kirchenordnungen  den 

>  Landesgesetsen  gegenüber  henrorhebt,  för  grundfalsch.     Vgl.  auch  die 

schlagenden  Ausfuhrungen  in  Richter  Beitr.  z.  preuss.  Kirchenr.  (Leipzig 

1865.)  17.  f.    Audi  meine  ich,  dass  nach  der  Stellung,  welche  die  proteitan'» 

tischen  Geistlichen  in  den  deutschen  Staaten  eingenommen  haben,  fibaraU> 

wo  nicht  die  Selbstst&ndigkeit  der  Kirche  ausgesprochen  worden  ist,  ein 

Zwang  gegen  die  Trauungsweigemden  juristisch  zu  rechtfertigen  ist, 

wenn  er  auch  mit  den  Grundsätzen  des  prenaa.  Landrechts  und  der  Würde 

der  Kirche  nicht  übereinstimmt. 
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Niemand  hätte  ihnen  gestattet,  bei  Elhen  Geschiedener^  welche 
der  Staat  billige,  die  Trauung  zu  yersagen. 

Dennoch  erfolgten  seit  dem  J»  1831.  Trauung8weigerun-^^^;!*jrJ|^^^^ 
gen^;  zuerst  ein  Fall  in  Pommern,  dann  i.  J.  1833.  einer  in^«*««"«»»««»- 
Westphalen;  bis  zum  J.  1845.  im  Ganzen  25  Fälle,  y<m 
denen  allein  7  auf  Bechnung  des  Berliner  Predigers  von  Ger- 
lach kamen.. 

Das  Kirchenregiment  glaubte  bei  so  vereinzelten  Er- |*^«^jfff« 
scheinungen  um  so  eher  von  strengen  Maassregeln  geg^i  die  »«°^ 
Geistlichen  Abstand  nehmen  zu  können,  als  man  einerseits 
durch  die  beabsichtigte  Beform  des  Ehescheidungsrechtes  die 
Forderungen  der  Geistlichkeit  zu  befriedigen  hoflle,  und  an- 
dererseits (£e  Conflicte  in  leichter  Weise  damit  löste,  dass  man 
im  einzelnen  Falle  das  Pfarrrecht  des  weigernden  Geistlichen 
aufhob  und  die  Trauung  einem  anderen  übertrug. 

Aber  auch  dies  Mittel  musste  als  unzureichend  erscheinen, 
als  die  Trauungs Verweigerungen  nach  Erlass  der  Verord- 
nung V.  28.  Juni  1844.^  nicht  nur  nicht  aufhörten,  sondern 
der  Prediger  von  Gerlach  i.  J.  1845.  auch  die  Zulässigfceit  ^Jj'onfl^cS*' 
eines  ihm  fiir  den  Trauungsact  verordneten  Stellvertreters  be- 
stritt und  eine  Aenderung  des  Traurituals  ablehnte. 

Die  Staatsbehörden  erforderten  damals  ein&cehende  Gut-j?"»«f5*«"  *• 

^  ^  ^      ^  o  ^        ^   Consiatorlcn. 

achten  der  Consistorien,  welche  in  ihrer  grossen  Mehrheit  die 
Weigerungen  der  Geistlichkeit  verwarfen  und  weder  vom  theo- 
logischen noch  vom  juristischen  Standpunkte  aus  für  gerecht- 
fertigt erklärten. 

Die  Ansichten  der  beiden  Justizminister  &dn&:en  aus- ^** "'«J™- 
einander.  minister. 

Savigny  betonte  die  Staatsdienerqualität  der  Geistlichen.    ^^^$^7- 
Er  wollte  gegen  die  Trauungsweigemden  als  gegen  ungehor- 
same Beamte  einschreiten  lassen;  Uhden  sprach  ihnen  mit    uhden. 
der  eigentlichen  Beamteneigenschaft  auch  die  Verpflichtung 
ab,  unbedingt  den  Staatsgesetzen,  soweit  sie  kirchliche  Fragen 
berührten,  nachzukommen,  und  die  Cabinetsordre  v.  30.  ^ä"?"*'^ 
Januar  1846.  adoptirte  diese  Ansicht.  i*^«- 

Sie  wollte  mit  definitiven  Maassregeln  warten,   bfs  die 
evangelische  Elirche  selbst  zu  festen  Grundsätzen  über  das 

1  Ueber  dies  und  das  Folgende  TgL  die  Ansfuhrungen  des  JuBtiz-  - 
ministen  Simons  in  den  verschiedenen  Kammersessionen  und  Dove 
Art.  Scheiderecht  in  H  e  r z  o  g  theoL  Enoyclopäd. 

2  Ges.-Samml.y.l844.S.  1S4. 
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Eherechi  gelangt  sein  würde,  und  daher  ermächtigte  sie  pro- 
visorisch die  Consifltorien,  bei  jeder  TrauungsVeigerang  nach 
Erfordern  der  Umstände  durch  Dimissorialien  zu  helfen.  — 
In  der  That  nahmen  auch  die  Trauungsweigemngen  der 
^S^^  nächsten  Jahre  keineswegs  zu.    Erst  als  der  Frankfurter 
1854.      Kirchentag  i.  J.  1854«  von  Neuem  sich  scharf  gegen  das 
landrechtliche  Scheiderecht  ausgelassen  hatte,  vermehrten  sie 
sich,  und  auch  das  Mittel  der  Dimissorialien  versagte. 

Denn  die  Consistorien,  deren  Stellung  zum  Staate  durch 
La^uicbderden  Artikel  15.  der  inzwischen  publicirten  Verfassungs- 
Urkunde  v.  31.  Januar  1850*  wesentlich  verändert  worden 
war,  nahmen  dieselbe  Gewissensfreiheit  flir  sich  in  Anspruch, 
welche  die  Ordre  v.  30.  Januar  1846.  den  Geistlichen  ge- 
währt hatte. 
'^HTdÜ'  ^®  Regierung  suchte  wieder  zu  helfen,  und  wieder  mit 

Beffiemiv.  möglichster  Berücksichtigung  der  Gewissensfreiheit.  Mochte 
auch  vor  der  Emanation  der  Verfassungsurkunde  dem  gelten- 
den Staatskirchenrechte  gemäss  ein  Zwang  gegen  die  Geist- 
lichen juristisch  unbedenklich  gewesen  sein:  jetzt  war  er  in 
keiner  Weise  mehr  zu  rechtfertigen. 

dSwfltu  ^  ^^^  Sessionen  1854/5.  und  1857.  legte  sie  den  gesetz- 
^^^JJJ™J*"gebenden  Versammlungen  Gesetzentwürfe  vor,  welche  ein 
strengeres  Scheiderecht  einfuhren  und  so  die  verderblichen 
Conflicte  im  Keime  ersticken  sollten.  Aber  selbst  wenn  diese 
Projecte,  was  nicht  geschah,  die  Billigung  der  Kammern  er- 
halten hätten,  so  wären  sie  doch  nicht  mehr  im  Stande  ge- 
wesen, den  Zwiespalt,  der  immer  grössere  Dimensionen  ange- 
nommen hatte,  zu  beseitigen. 
Die  G«ift-  Hatten  doch  die  Geistlichen  in  Privatverbänden  sich  zu- 

llcben« 

sammengethan,  um  das  von  ihnen  für  schriftmässig  erachtete 
Becht  durchzufuhren,  hatten  sie  doch  selbst  Schiedsgerichte 
constituirt,  denen  sie  sich  in  der  Frage  nach  der  Zulässigkeit 
der  Trauungen  Geschiedener  zu  unterwerfen  versprachen.  Auch 

Qo^^^*  die  in  Berlin  i.  J.  1856.  zusammengetretene  kirchliche  Con- 
1866.  ferenz  theilte  diesen  einseitigen  Standpunkt,  und  war  weit 
entfernt,  sich  zu  der  milderen,  von  dem  Oberkirchenrathe 
angestrebten  Praxis  zu  bekennen^. 

DieCiviiehe.        j}^  dnzigo  Auflkunftsmittel  lag  noch  in  der  Civikbe  und 

^  Vgl.  Actenstäcke  au«  d.  Verwaltet  evangeL  Oberkirchen- 
rathsBd.  4.  (Berlin  1857.)  S.  318.  ff. 
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auf  diese  wies  auch  die  Cabinete-Ordre  Königs  Friedrich^fJj^'isST? 
Wilhelm  IV.  t.  8,  Juni  1857.  geradezu  hin^. 

,, Ihnen,  dem  StaaUmimster  van  Räumer",  hiess  es,  „und 
dem  Evangelischen  Oher^Kirchenrathe  ist  bekannt,  dose  nach 
Meiner  Ueberzeugung  eine  völlig  korrekte  Behandlung  der  Ehe^ 
echeidungssaehen  durch  die  Kirche  erst  dann  möglich  sein  wird, 
tcenn  dieselbe  durch  die  Gestattung  der  bürgerlichen  Ehe  auch 
für  solche  Personen,  welche  aus  der  Landeskirche  nicht  ausge- 
schieden sind,  gänzlich  von  allen  menschUchen  Rücksichten  befreit 
sein  wird.  Die  Kirche  kann  dann  das  Schriftwort  in  .vollster 
JSirenge  zur  Anwendung  bringen,  ohne  dass  zerstörende  Conßicte 
zu  besorgen  sind,  weil  es  den  geschiedenen  Personen  möglich  ist, 
eine  Ehe  ohne  den  kirchlichen  Segen  einzugehen.  Dann  wird  der 
Zeitpunkt  eintreten,  in  welchem  das  Kirchenregiment  unter  dem 
Bekenntnisse  der  langen  und  schweren  Verirrungen  der  Evange- 
lischen Kirche  das  reine  Schriftwort  wieder  als  das  unabänder^ 
liehe,  nicht  zu  dehnende  und  zu  deutende  Gesetz  der  Kirelie  pro- 
clamiren  kann**. 

Zugleich  wurde  als  Hülfe  für  den  augenblicklichen  Noth- 
stand  angeordnet: 

„\.  Die  Geistlichen  sollen  angewiesen  werden,  von  allen 
Fällen,  in  denen  bürgerlich  geschiedene  Ehegatten  die  kirchliche 
Einsegnung  einer  anderen  Ehe  verlangen,  dem  Consistorium  An- 
zeige  zu  machen, 

2.  Die  Consistorien  aber  sollen,  vorbehaltlich  des  Recurses 
für  dhi  sich  beschwert  fühlenden  Theil  an  den  Evangelischen 

Oberkirchenrath  über  die  Zulässigkeit  der  Trauung,  nach  den 
Grundsätzen  des  christlichen  Eherechts,  vne  solches  im  Worte 
Gottes  gegründet  ist,  zu  entscheiden  haben* 

3.  Die  Ordre  v.  30.  Januar  1846.  bleibt  in  Kraft**. 

Dennoch  verlautete  von  einem  Civilehegesetze  noch  nichtSi  ^^^^^'^ 
wenngleich  die  Fachministerien  und  das  Staatsministerium  die 
eifrigstenBerathungen  pflogen,  und  sich  sehr  bald  schon  auch  die 
Ordre  v.  8.  Juni  als  erfolglos  ausgewiesen  hatte..  Denn  das 
in  Gottes  Wort  enthaltene  Eherecht,  welches  der  Kirche  als 
Norm  hingestellt  war,  wurde  eben  vom  Oberkirchenrathe 
80,  von  vielen  Consistorien  anders  verstanden  und  der  Conflict 
auch  innerhalb  der  Kirche  nicht  gelöst. 

1  Die  Yerhandl  üb.  d.  Qes.-Entw.  d.  Eherecht  betr.  (Berlin 
1859.)  S.  109.  f. 
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hSSwdti         ^  ^'^  Immediatberichte  v.  25.  November  1858.^ 

^ratosly!*«"' ^^8*®  ^^  OberkiTchenrath  dem  Prinz-Begenten  die  Uebel- 

Hot.  18Ö8.  gtwde  der  geltenden  Praxis  dar,  und  es  erfolgte  darauf  die 

Sribraa»;^^^^®  v.  10,  Februar  1859.*,  welche  dem  Oberkirchemrathe 

überall,  wo  die  Consistorien  die  Traugenehmigung  versagen 

zu  müssen  glaubten,^  die  definitive  Entscheidung  zusprach. 

Von  den  Geistlichen  erwartete  sie,  dass  sie  den  Anweisungen 

des  Oberkirchenrathes  Gehorsam  entgegen  bringen  würden, 

und  ermächtigte  diesen  endlich,  im  Nothfalle  bei  Trauungs- 

Weigerungen  durch  Substitutionen  anderer  Geistlicher  für  die 

Durchführung  seiner  Principien  Sorge  zu  tragen. 

wurföbei'  Gleichzeitig  wurden  aber  auch  der  Justiz-  und  Cultus- 

CivUehe.   ministcr  zur  Ausarbeitung  eines  Civilehegesetzes  ermächtigt, 

zumal  da  L  J.  1858.  sich  die  beträchtliche  Zahl  von  1906 

Trauungsweigerungen   ergeben  hatte,    von   denen  nur    1053 

durch  den  Oberkirchenrath  beseitigt  worden  waren. 


^uSdeStfS!  Bevor  ich  jedoch  auf  den  Gesetzentwurf  selbst  eingehe, 
wird  noch  das  andere  oben  erwähnte  Motiv  für  die  Adoptirung 
der  CivUehe:  die  Ehe  Verhältnisse  der  Dissidenten,  zu  berühren 
sein. 

?MOe^u?f         Freilich  hatte  das  Gesetz  v.  J.  1847.  den  Dissidenten 

T.  1847.    ^Q  Civüehe  in  jener  eigenthümlichen,  oben  dargestellten  Form 

gegeben:  allein  das  war  ein  Ausnahmerecht,  nur  denjenigen 

gewährt,  welche  ihren  Austritt  aus  der  Eorche  formell  erklärt 

haben  würden. 

Mochte  es  nun  auch  der  Schuld  dissidentischer  Ehegatten 
selbst  zuzuschreiben  sein,  wenn  sie  sich  mit  der  Trauung  ihres 
Geistlichen  begnügten  und  die  Civilehe  vor  dem  Richter  ver- 
säumten: es  war  das  doch  eine  Folo^e  des  für  bestimmte  Re- 
ligionsgenossen  festgesetzten  Ausnahmezustandes,  der  mit  den 
Bestimmungen  der  Verfassungsurkunde  im  Widerspruche  zu 
sein  schien,  und  es  musste,  als  solche  ehelichen  Gemeinschaf- 
ten häufig  und  häufiger  wurden,  eine  dem  Staate  nicht  unge- 
fährliche Verwirrung  der  Civilstandsverhältnisse  zu  Wege 
bringen. 

keud^Hüifl  Andererseits  aber  gab  es  auch  zahlreiche  Dissidenten, 
die  durch  ihr  Gewissen  von  jedem  Austritte  aus  der  Kirche 

^  Actenstücke   aus  d.  Verwalt.  d.  evangel.  Oberkirchen- 
rath8Bd.2.  S.267.ff. 
'  ebendas.  280. 
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zuruckf^ehalten  wurden,  denen  miln  wexuger  Un-  als  lieber- 
kirchlichkeit  vorwerfen  konnte»  und  die  so  jeder  Eheschliea- 
Bungafonn  entbehrten« 

Daa  einzige  Hülfsmittel  glaubte  die  Jßegierung  auch  hier 
in  der  Civilehe  zu  finden.  — 


Der  Entwurf  der  Reonerunff*  enthielt  in  den  beiden  ersten  DerRegi*. 
Paragraphen  die  Frmcipien  des  ganzen  Gesetzes.  y^Zur  bür^ 
gerlichen  RechtsgüUigkeit  einer  Ehe  wird  die  priesterliche  Traun 
ung  durch  einen  Geistlichen  erfordert*^  bestimmte  der  erste. 
„  Es  kann  jedoch  die  Ehe  mit  bürgerlicher  RechtsgüUigkeit  auch 
von  dem  Richter  geschlossen  werden^  wenn  die  priesterliche  Trau- 
ung versagt  worden  ist,  oder  die  Brautleute  erklären ,  dieselbe 
nicht  in  Anspruch  nehmen  zu,  können*^  verordnete  der  zweite,  Sriiehe. 
Also  facultative  Civilehe,  wenngleich  die  eigenthümliche  Be- 
daction  des  Gesetzes  weniger  diese  als  eine  Nothcivilehe  er- 
kennen liess. 

Bei  der  bürgerlichen  Eheschliessung  waren,  dem  Vorbilde 
des  Gesetzes  von  1847.  gemäss,  auch  bürgerliche  Aufgebote 
und  bürgerlighe  Kegisterfuhrung  vorgeschrieben,  bei  der  kirch- 
lichen blieben  die  landrechtlichen  Bestimmungen  in  voller 
E[raft.  Die  Gebühren  fiir  die  Civilehe  sollten  nur  fortfallen, 
d.  h.  zurückgezahlt  werden,  falls  die  kirchliche  Trauung 
nachfolge. 

Die  Motive  erläuterten  die  Absichten  der  Begierung  voll-    Moiiye. 
ständig. 

Die  obligatorische  Civilehe  war  verworfen  worden,  weil 
sie  „nicht  nur  über  das  Bedürfniss  hinausgehen ,  sondern  auch 
der  Sitte  und  den  Anschauungen  der  Bevölkerung  in  den  öst- 
lichen Provinzen  durchaus  zuwiderlaufen  würde". 

Die  Nothcivilehe  war  für  unpassend  erachtet  worden,  weil 
auch  „für  digenigen  Fälle  vom  bürgerlichen  Gesetze  Vorkehrun- 
gen getroffen  werden  müssten,  iri  welchen  solche  Personen  eine 
gesetzlich  erlaubte  Ehe  eingehen  wollen,  die  aus  Gründen,  welche 
auf  dem  Gebiete  ihres  eigenen  Gewissens  liegen  und  die  sich  des-- 
halb  einer  Cognition  durch  Andere  entziehen,  entweder  die  Organe 
der  Kirche  um  Gewährung  der  Trauung  nicht  in  Anspruch 
nehmen  können,  oder  der  von  der  Kirche  in  Anspruch  genamm/e- 
nen  Trauung  nicht  theilhaftig  werden".  — 

Zuerst  wurde  der  Gesetzentwurf  zur  Berathung  dem  Ab-ii.K«mm«r. 

^  Die  Verhandlungen  etc.  a.  a.  0, 1859.  S.  8.  ff. 
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coiiuiiiMioii.ge<>rdnetenhaii8e  vorgelegt,  dessen  Commissioii  in  zwölf  Sitzun- 
gen einen  ausführlichen  eingehenden  Bericht^  ausarbeitete. 

Sie  nahm  das  von  der  Regierung  vorgeschlagene  Princip 
der  facultativen  Civilehe  als  das  richtige  an.  Sie  betonte  das 
Bedür&isSy  welches  in  den  zerklüfteten  kirchlidb^i  V^halt- 
nissen  Preussens  nach  der  Civilehe  sich  geltend  mache,  und 
welches  im  Art.  19.  der  Verf.-U.  die  Mittel  zu  seiner  Ab- 
hülfe schon  angedeutet  finde,  sie  verwarf  alle  in  ihrem  Schoosse 
aufgetauchten  Anträge ,  welche  auf  einen  gegen  die  trauungs- 
weigemden  Geistlichen  anzuwendenden  Zwang  abzielten. 

Afit  18  gegen  3  Stimmen  bejahte  sie  die  Nothwendigkeit 
der  Civilehe. 

Schwieriger  waren  die  Erörterungen  über  die  näheren 
Modificationen  dieses  Prindpes. 

Für  die  Nothcivilehe  hatte  sich  nur  ein  Mitglied  ausge- 
sprochen: Die  Commission  verwarf  sie  ohne  Bedenken;  für 
die  obligatorische  Civilehe  hatten  sich  mehrere  Stimmen  gel- 
tend gemacht,  und  die  Commission  vermochte  nicht,  die  Folge- 
richtigkeit jener  zu  verkennen,  und  ihre  Vorzüge  zu  unter- 
schätzen: aber  sie  glaubte  doch  mit  15  gegen  6  Stimmen,  die 
facultative  Civilehe  empfehlen  zu  müssen:  theils  aus  den  schon 
von  der  Regierung  angegebenen  Gründen,  theils  wegen  der 
Schwierigkeit,  passende  Organe  für  die  Begisterfuhrung  zu 
finden,  theils  endlich,  weil  keine  andere  Art  der  Civilehe  — 
nach  Verwerfung  der  genannten  —  existire,  und  der  Wortlaut 
der  Verfassungsurkunde  nicht  entgegenstehe. 
^(SranfS?'  Wohl  aber  veränderte  die  Commission  mit  grosser  Majo- 
rität die  Fassung  der  Be^erungs vorläge,  schon  um  ihr  die 
nicht  zu  läugnende  Aehnlichkeit  mit  der  doch  im  Principe 
verworfenen  Nothcivilehe  zu  nehmen. 

§.  1.  lautete:  y^Die  Trauung  durch  den  Geistlichen  einer  der 
Kirchenffemeinsehaften,  die  zur  Führung  eines  mit  öfentUchem 
Glauben  versehenen  Kirchenbuches  berechtigt  sind,  begründet  die 
bürgerliche  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe. 

§.  2.  Ausserdem  kann  die  bürgerliche  Rechtsgültigheit  einer 
Ehe  durch  eine  Erklärung  rar  dem  Richter  begründet  teer' 
den "«. 

^"hSSS?         -^^^  Berathungen  im  Abgeordnetenhause  nahmen  den 

^  ebenda«. 28. ff. 

'  Den  Wortlaut  der  Regierungsvorlage  mit  den  Abftnderungen  der 
CommiBsion  siehe  AnhangNo.  7.  d. 
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17.   Februar   1859.^  ihren  Anfang   und    dauerten  bis    zum 
16.  April. 

Es  würde  hier  zn  weit  führen,  die  eingehende  DiscuBsion 
zu  BohildemS  welche  über  das  Princip  des  Gresetzes  und  seine 
einzehien  Bestimmungen  im  Schoosse  des  Hauses  Platz  griff« 
Alles  I  was  nur  irgendwie  für  die  Civiiehe  vorgebracht  werd^i 
konnte,  wurde  von  ihren  Yertheidigem  ins  Feld  geführt,  Alles, 
was  der  kirchlichen  Eheschliessung  das  Wort  sprach,  dagegen 
geltend  gemacht  Alle  Systeme  der  Civiiehe  fanden  ihre  be- 
redten Yertheidiger,  der  Zwang  gegen  die  trauungsweigernden 
Greistüchen  wurde  empfohlen  und  abgelehnt 

Am  11.  April  ging  das  Haus  zur  Specialdiscussion  über  dScutton. 
und  berieth  insbesondere  über  die  ersten  beiden  Paragraphen 
des  Entwurfes,  also  über  das  Princip  des  ganzen  Gesetzes. 

Zwei  Amendements  waren  dazu  gesteflt  worden,  das  eineAmendement» 
befürwortete  die  Nothcivilehe^    das  andere  beantragte  den 
ersten  Paragraphen  gänzlich  zu  streichen,  und  dem  zweiten 
die  Fassung  zu  geben^:  ,,  Ausser  durch  priesterliehe  Trauung 
kann  die  bürgerUehe  Reehtsgüliigkeii  einer  Ehe  auch  u.  s.  w" 

Es  wurde  von  dem  Abgeordneten  Simsen  passend  dahin 
gekennzeichnet,  dass  es  mit  einem  vornehmen,  herablassen- 
den, ein  wenig  verächtlichen  Gestus  denjenigen  die  Civiiehe 
„gnädigst  vor  die  Füsse  werfe** ^  welche  von  der  kirchlichen 
Trauung  keinen  Gebrauch  machen  wollten« 

Beide  wurden  abgelehnt,  dagegen  die  Commissionsvor-'A.bsummaiir» 
schfige  mit  199  gegen  110  Stimmen  angenommen.     In  der 
Minorität  befanden  sich  die  Linke,  die  Katholiken  und  die 
Polen». 

Die  Abstimmung  über  das  gesammte  Gesetz  erfolgte  am 
13.  April.    Es  wurde  mit  206  gegen  109  Stimmen  angenom- 

1  a.  a.  O.  S.  129.  ff. 

s  Zumal  da  ein  Beparatabdmck  der  Verhandiaageii  im  Buchhandel 
erschienen  und  leicht  zugftnglich  ist  Der  Titel  iat  oben  S.  729.  Anmerkg.  1. 
angegeben. 

s  Abgeordo.  t.  Weiher:  „Das  Alinea  1.  des  §.  2.  dahin  zu  fassen: 

„Es  kann  jedoch  die  bürgerliche  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe  nach 
näherer  Bestimmung  des  folgenden  Abschnitts  auch  durch  eine  Erklärung 
vor  dem  Richter  begründet  werden,  wenn  a)  die  Trauung  Ton  dem  austftn- 
digen  Geistlichen  Terweigert  wird ,  h)  die  Personen,  welche  eine  Ehe  ein- 
gehen wollen,  oder  auch  nur  eine  derselben  keiner  deijenigen  Kirchen» 
gemeinschaften  angehören,  welche  sor  Führung  von  mit  öffentlichem 
Glanben  versehenen  Kirchenbüchern  berechtigt  sind".  a.a.  0. 285« 

^  T. Blanckenburg.  ebendas. 

6  a.  a.  0. 842. 
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menS  wobei  verflchiedene  Mitglieder,  welche,  obgleich  An- 
hänger der  obligatorischen  Civilehe,  doch  die  Regierungsvor- 
lage unterstützt  hatten,  noch  specieQ  ilir  Votum  motivirteti.  — 

^**}M^*^'  Das  Herrenhaus  trat  wegen  der  Nähe  des  Seasion» 
Schlusses  nicht  mehr  ül^r  den  Cresetzentwurf  in  Berathung. 
Dingen  erstattete  seine  Commission  noch  einen  eingehen- 
den Bericht  ^ 

^ bSkht"*"  ^^^  *^  Von  der  Regierung  vertretene,  vom  Abgeordneten- 
hause angenommene  facultative  Civilehe  erhob  sich  k^ne 
Stimme*  Alle  Commissionsmitglieder  waren  einig,  das«  ein 
Bedürfhiss  zu  einer  so  einsehneidenden  Maassregel  nicht  vor- 
liege, und  die  Majorität  erblickte  in  ihr  einen  Act  der  Feind- 
seligkeit gegenüber  der  Kirche» 

Es  wurde  darauf  hingewiesen,  dass  die  landrechtlicfaen 
Bestimmungen  über  Ehesohliessung  seit  ungefähr  sechszig 
Jahren  in  segenbringender  Wirksamkeit  bestünden,  dass  fiir 
die  Dissidenten  durch  das  Gesetz  v.  J.  1847.  genugsam  ge- 
sorgt sei. 

<^«««  ^iwi-  DJ^  Commission  verwarf  die  in  ihrem  Schoosse  beantragte 
Einführung  der  Nothdvilehe  mit  9  gegen  5  Stimmen,  und 
lehnte  dann  die  Regierungs-Yorlage  —  abgesehen  von  deren 
Bestimmungen  über  das  Scheiderecht  —  einstimmig  ab. 


^v^Tvuo,'  Obgleich  schon  diese  Commiesionsberathungen  zur  Ge^ 
nüge  die  Ungeneigtheit  des  Herrenhauses  erkennen  liessen,  die 
Civilehe  in  irgend  einer  Gestalt  anzunehmen,  so  legte  doch 
die  Regierung  in  der  folgenden  Session  wesentlich  denselben 
Gesetzentwurf,  wie  er  aus  den  Berathungen  des  Abgeordneten- 
hauses hervorgegangen  war,  wieder  dem  Herrenhause  zur  Be- 
rathung vor*. 
MottT«.  Die  Motive*  wiederholten  theils  die  schon  in  der  vorigen 

Session  für  die  facultative  Civilehe  angeführten  Alimente, 
theils  suchten  sie  die  Gegenargumente  zu  widerlegen,  welche 
in  der  Herrenhauscommission  des  Jahres  1859.  beigebracht 
worden  waren. 

1  a.  m.  0. 476.  —  »  a.  a.  0. 489. 

*  Auch  diese  Yerhandlungep  nnd^im  Separatabdrucke  erschienen: 
Die  Verhandl.  üb.  d.  Ges.-Entw.  d.  Eherecht  betr.  in  beid.  Haa* 
eern  d.  Landtages  i.  J.  1860.  (Berlin  1860.)-  In  dietem  Projecte  wurde 
ganz  rationell  die  Oesetseskraft  des  §.  442.  Th.  11.  Tit.  11.  AX.R.  —  si^e 
obenS.  723.  —  aufgehoben. 

^  ebendas.  8.  ff. 
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Weder  die  Reform  des  bürgerlichen  Soheiderechtes,  noch 
auch  die  mildere  kirchliche  Praxis  in  Bezug  auf  die  Wieder« 
einsegnung  Geschiedener^  behaupteten  sie,  TFÜrde  den  Conflict 
zwischen  Staat  und  Kirche  losen;  und  unthunlicfa  sei  es,  den 
Gesdiiedenen,  wdche  eine  Wiedertrauung  verlangten,  erst  als 
Vorbedingung  Seitens  der  Earche  die  Bethätigung  einer  be« 
reuenden  Gesinnung  aufzuerlegen,  und  so  £e  Schuld  der 
Trauungsweigerung  gewissermaassen  denen  zuzuschieben, 
welche  die  Ehe  begehrten. 

^Jftuitfm  die  Kirche  ihren  Segen  verweiffert,  übt  sie  ein  Recht, 
auf  welches  dem  Staate  keine  Einwvrhtng  zusteht;  aber  ah  he^ 
denkUch  muss  es  immer  erscheinen,  dass  die  Uebung  dieses  Rechtes 
ihre  Wirkung  nicht  in  dem  kirchUehen  Gebiete,  sondern  in  jenem 
des  bürgerlichen  Lebens,  und  zwar  nach  Vorcmssetzungen  äussert, 
welche  sieh  der  Beurtheilung  des  Staates  ganz  entziehen,  in  dessen 
Sphäre  sich  doch  ihre  Wirkungen  hineinerstrecken*'. 

Diesmal  hatte  die  Begierungsyorlage  in  der  CommisBionJJ^/|J,*'JJ';, 
wenigstens  einen  Anhänger;  die  übrigen  wiederholten  die  Ver-  ^^^^^ 
werfung  der  facultativen  Civilehe  mit  den  Gründen  des  vorigen 
Jahres,  Die  kleine  Zahl  der  Geschiedenen,  welche  die  Wie- 
dertrauung nicht  erlangen  könnten,  würde  höchstens  die  Noth- 
civilehe  rechtfertigen,  die  doch  von  der  Regierung  selbst  ge- 
missbilHgt  werde. 

Die  Commission  beantragte  deshalb  die  Streichung  der 
auf  Civilehe  bezüglichen  Paragraphen;  ein  Verbesseningsan- 
trag  empfahl  die  Ersetzung  der  facultativen  durch  die  Noth- 
civilehe^. 

Die  Verhandlungen  nahmen  die  Zeit  vom  13.  bis  16.  Fe-  veiiuind- 
bmar  1860.  in  Anspruch^ 

Der  Standpunkt  der  Regierung  wurde  von  keinem  einzigen 
Redner  vertreten;  nur  das  Amendement  von  Zander,  welchesAmendemeiiu 
die  vorjahrige  Regierungsvorlage  wiederherateHte,   mid  das 
Amendement  Graf  Itzenplitz^  welches' für  TrauungSweige- 

1  a.  a.  O.  84.  —  *  a.  a.  0. 86.  ff. 

*  a.  a.  0. 89:  „§.  1.  Zur  bürgerlichen  Rechtsgüitigkeit  einer  Ehe  wird 
die  kirchliche  Trauung  durch  einen  Oeistlichen  erfordert,  welcher  aur  Füh* 
Tung  eines  mit  öffentlichem  Glauben  Tenehenen  Kirchenbuchs  berechtigt  ist. 

§.  2.  Wenn  jedoch  Personen,  welche  su  einer  nach  bürgerlichen  Ge- 
setsen  zulässigen  Ehe  schreiten  wollen ,  die  Trauung  versagt  wird,  so  kann 
die  eheliche  Verbindung  mit  voller  bOi^rlicher  Gültigkeit  vor  dem  Richter 
eingegangen  werden,  ohne  dass  es  einer  Erklärung  des  Austrittes  aus  der 
Kirche  bedarf. 

§.  3.  Die  Schliessung  und  Beglaubigung  einer  solchen  Ehe  erfolgt  nach 
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rangen  die  Nothcivilehe  einführen  wollte,  knüpften  an  die  Re- 
gierangSTorlage  an*    Das  letztere  wurde  am  15.  Febmar  mit 
62  gegen  58  Stimmen,  das  andere  ohne  namentliche  Abstim- 
mung abgelehnt^;  in  Reicher  Weise  wurde  die  Begierungs- 
vorlage yerw<Mrfen.      Die  übrigen  Theile  des  Gesetzes  mit 
freilich    mannichfachen   und   einschneidenden  Modificationen 
wurden  am  16»  Februar  angen<Mt&men  und  dem  Abgeordneten- 
hau6e  überwiesen. 
''^tShm.^         Die  Commission   dieser  Versammlung  reproducirte  der 
comminion.  yorjährigcu  Abstimmung  gemäss  den  Entwurf  der  Eegierang'. 
Mit  14  gegen  2  Stimmen  sprach  sie  sich  gegen  die  ohUgatori- 
pieDom.    sehe,  mit  14  gegen  4  für  die  facultatiye  Civilehe  aus,  und  das 
^^«"^^j'X  Haus  selbst  genehmigte  am  27.  März  1860.  die  Comnussions- 
hcrgeiteiit.  vorschlägc  mit  grosser  Minorität'. 

1*1^«^»^  So  ging  der  Gresetzentwurf  wieder  an  das  Herrenhans 

^"^*°***««  zurück,  und  die  facultative  Civilehe  wurde  wieder  von  der 

und      Commission  mit  13  gegen  1  StimmeS  vom  Plenum  mit  87 

alte R«saitatc.g®g®i^  21  abgelehnt.  — ^  Darauf  zog  der  Justizminister  am 

7.  Mai  den  Gresetzentwmrf  zurück. 

Nichts  desto  weniger  beschloss  die  Staatsregierung,  noch 
einen  Versuch  zu  wagen. 
^18^^*  Schon  die  Thronrede,  mit  welcher  die  Session  von  1860. 

geschlossen  wurde,  hatte  darauf  hingewiesen,  dass  sich  die 
beiden  Häuser  noch  einmal  mit  der  Civilehe  würden  beschäf- 
tigen müssen, 
^ider^*  Die  Thronrede  vom  14.  Januar  1861.  sprach  die  zu- 

versichtliche Erwartung  aus,  dass  die  endliche  Erledigung 
dieser  Frage  erfolgen  werdet 

In  der  That  hatten  die  Verhältnisse,  welche  nach  An- 
sicht der  Begierung  zur  Einfuhrung  der  Civilehe  aufforderten, 
sich  nicht  wesentlich  v^ändert. 
T»naDi?-  ^^^  Trauungsweigerungen  hatten  zwar  abgenommen,  aber 

ircigeningcn.  eg  y^^  kevoB  Aussicht  vorhaudeu,   dass   sie  ganz  auflioren 
würden.    Immerhin  waren  noch  im  J.  1859.  1810  Trauungs- 

den  VorschrifleD  der  Verordn.  t.  80.  Mfin  1847.,  die  bürgerliohe  Rechts- 
gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  jedoch  mit  dem  Zeitpunkte  der  vor 
dem  Richter  abgegebenen  Erklärung.  Auch  kann  der  Rheschiiessong  Tor 
dem  Richter  die  kirchliche  Trauung  jederxeit  nachfolgen *S 

§4 

1  a.  a.  0. 267.  —  «  a.  a.  0. 820.  —  »  a.  a.  O.  897. 

^  a.  a.  0. 481.  —  *  a.  a.  0. 498. 

8  Verhandl.  d.  Herrenhauses  1861.  Bd.  1.  S.  2. 
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gesuche  geschiedener  Personen,  1860.  1614  eingelaufen,  und 
im  ersteren  Jahre  in  426,  im  folgenden  in  289  Fallen  die 
Tranung  versagt  worden. 

In  Bezug  auf  die  Dissidenten  waren  die  Härten  des  gel-  ^^^bJ^**"' 
tenden  Kechts  dagegen  noch  empfindlicher  zum  Vorscheine 
getreten. 

Waren  doch  im  Bezirke  der  Liegnitzer  Begierung  allein 
144y  in  dem  der  Königsberger  80,  in  dem  der  Breslauer 
gar  590  Ehen  geschlossen  worden,  die  den  Staatsgesetzen  nach 
nur  als  Concubinate  gelten  konnten^.  — 


Die  GresetzesTorlage  der  Begierung  brachte  die  facultative 


Oefletscnt- 

WTVf. 


Civilehe  in  der  vorjährigen  Fassung. 

Aber  schon  die  Commissionsberathungen  des  Herrenhauses  BemnhAus. 
Hessen  ebensowenig  eine  Aenderung  in  der  Auffassung  erken- 
nen, wie  der  Bericht*.    Wieder  war  nur  eine  Stimme  für  das^^^JJu""" 
Project  der  Regierung  abgegeben  worden,  und  wieder  wurde 
jenes  Amendement  gestellt,  welches  der  facultativen  die  Noth- 
civilehe  substituirte. 

Die  Debatten  bemnnen  den  11.  März'  und  unterschieden   ▼«rhud-  . 

°  langen. 

sich  von  den  früheren  höchstens  dadurch,  dass  der  Standpunkt 
der  Regierung  auch  von  Mitgliedern  des  Hauses  energische 
Vertretung  fand. 

Das  Resultat  war  das  alte:  das  Amendement  für  die  Noth- 
civilehe  wurde  mit  124  gegen  44^  die  Regierungsvorlage  mit 
122  gegen  45  Stimmen  abgelehnt^ 

Am  21.  März  1861.  zog  der  Justizminister  wiederum  den„^^*^^!^, 
Gesetzentwurf  zurück.  —  ^••^  "'^^ 

Seitdem  ist  Seitens  der  Regierung  kein  weiterer  Versuch   ^  / 
gemacht  worden,  die  Civilehe  einzufuhren,  wenn  auch  die  noch    1 
keinesweges  verschwundenen  Trauungsweigerungen^  und  diek3?7o?Re- 
traurigen  Eheverhältnisse  der  Dissidenten  als  offene  Wunden    i^^'"^^"* 
des  Staatskörpers  gelten  müssen,  und  die  chronisch  gewordenen 
Conflicte  des  Staates  mit  der  ESrche  eine  Hülfe  dringend  er- 
fordern. — 

1  y erhandl.  a.  a.  0. 1860. 8.  lOS. 

^  Drucksachen  d.  Herrenhauses  1861. No.  49. 

»  Verhandl.  a.  a.  0. 1861. 1, 187.  ff. 

^  ebendas.  197. 

ft  ebendas.  198. 

^  Im  J.  1861.  liefen  1448  Gesuche  ein,  von  denen  1083  bewillig  wurden, 
Aotenst.  aus  d.  Verwalt  d.  evangel.  Oberkirchenr.  5,  236;  im  J. 
1862. 1628,  von  denen  1186  die  Bewilligung  erhielten,  ebendas.  809. 
Friedberg,  Ehetchlietswtg,  47 
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Glücklicher  war  die  Be^eruDg  mit  einer  anderen  Maaas- 
regel  gewesen. 
Of»,r^pni  ^    ^m  3^  April  1854.*  wurde  ein  Gresetz  erlassen,  welcbeB 
y^die  preusaischen  Consuln  in  aossereuropäischen  Landern  zur 
Schliessung  von  Civilehen  ermächtigte« 

b.  Anhalt- Bembiug. 

^BäJISrfr*  ^^  VerfassungB-Entwurf  für  Anhalt-Bernburg  ent- 
hielt in  §.  24.  die  Vorschrift  der  obligatorischen  Civilehe^. 
veA*n«^»-  Am  2.  November  1849.  stand  die  Berathung  dieser  Be- 
^«**  Stimmung  auf  der  Tagesordnung  der  Ständeversammlong^ 
Die  Regierung  bat  um  Aussetzung  der  Discussion»  weil  dnrdi 
jene  Anordnung  die  Sitte  des  Volkes  verletzt  werde  und  jeden- 
falls noch  die  Resultate  der  Berathungen  abzuwarten  seien, 
welche  in  der  deutschen  Nationalversammlung  über  denselben 
Gegenstand  stattfinden  würden;  als  sie  jedoch  mit  3  gegen 
21  Stimmen  in  der  Minorität  geblieben  war,  beantragte  sie, 
aus  Rücksichten  auf  die  Gewissensfreiheit,  die  facultative  Civil- 
ehe  der  obligatorischen  zu  substituiren.  Aber  dieser  Vorschlag 
wurde  sogar  einstimmig  verworfen^  und  die  Commissionsvor- 
scfaläge  in  etwas  veränderter  Redaction  angenommen« 

Dennoch  blieben  die  Stände  dem  einmal  gefassten  Be» 
Schlüsse  nicht  getreu.     Sie  vermochten  nicht ,  sich  den  Ein- 
wirkungen einer  Zeit  zu  entziehen,  welche  immer  entschiedener 
mit  den  Traditionen  des  Jahres  1848.  brach. 
L«^.  ^®^  ^^^  zweiten  Lesung  am  1.  Januar  1850,  wurde  der 

Antrag  der  Regierung,   des  Widerspruchs   der  Commisaion 
CMiehe  an- ungeachtet,  mit  15  gegen  4  Stimmen  zum  Gesetze  erhoben ^ 
'  und  so  lautet  denn  der  §.  23.  der  Verfassungsurkunde  v. 
FeteMsw;  28.  Februar  1850«:  „Z«c  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  ist 
*•  ^'     von  der  Vollziehung  entweder  der  kirchlichen  Trauung  oder  des 
CivilacteB  abhängig  ^^. 

Aber  auch  diese  Bestimmung  ist  bis  jetzt  noch  nicht  in 

pX^iwif'  Wirksamkeit  getreten.  Nur  für  Dissidenten  wurde  am  13*  Fe- 

bruar  1851.  ein  Gesetz  erlassen^,  welches  nach  dem  Vorbilde 

1  Ges. -Samml.  469.  DerWortlaut  hinten  im  Anhange  No.  7.  e. 
s  Verhandi.  d.  1.  ordentl.  Landtages  1849—50.  (Bemboig  1849.) 
917. 

8  ebendas.  971.  —  *  ebendas.  977.  —  *>  ebenda8.2, 508. 

6  Zachariae  Verfasaungsgesetse 963. 

7  Ge8etzsammLf.ADhait-Bernburgl851.no.  2.  Bd.  10.  S.  Sl.ff. 
—  Siehe  hinten  Anhang  No.  8.  •>-  Schon  am  10.  Juli  1850.  war  denStfinden 
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^es  preusaiachen  Gesetzes  a.  d.  J.  1847.  bürgerliche  Auf* 
geböte  und  richterliche  Eheschliessung  anordnete,  nachdem 
zuYor  die  Ehe  den  Bdigionsgebräuchen  der  Brautleute  gemäss 
eingegangen,  und  diese  Trauung  dem  Siebter  genügend  be- 
zeugt worden  sei. 

Für  die  Juden  sind  die  alten  Bestimmungen  v.  28.  De-^lD^^^sar., 
zember  1827.*  und  17.  April  1828.«  in  Kraft  geblieben."' ^'''^"''• 
Danach  werden  ihre  Civilstandsregister  durch  die  evangelischen 
Geistlichen  geführt,  denen  dafiir  Stolgebühren  gezahlt  werden 
müssen. 

c.  Lübeck. 

Am  27.  August  1851.  übersandte  der  lübische  Senat  der  °^**JSJJ'' 
Burgerschaft  einen  Gesetzentwurf,  welcher  allen  Beligions- 
parteien  die  Civilehe  verstattete  und  ausserdem  die  christliche 
und  jüdische  Trauung  in  ihrer  Bechtsgültigkeit  erhielt 

Aber  schon  die  Commisslon  war  mit  dem  Projecte  mcht^*»g|J|äSi^°*' 
einverstanden^;  sie  wollte  die  facultative  Civilehe  fallen  lassen, 
und  nur  Personen,  welche  der  lutherischen,  reformirten,  katho- 
lischen oder  jüdischen  Confession  nicht  angehörten,  die  bür- 
gerliche Trauung  gewähren. 

Ebenso  sollte  bei  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen  die 
Civflehe  angenommen  werden.  — 

Doch  nicht  einmal  in  dieser  gemilderten  und  gemässigten 

ein  solcher  provisonecbeT  Gesetientwurf  Torgelegt  worden.  Obgleich  die 
Commisslon  sich  dafiir  ausgesprochen  hatte,  nahm  doch  die  Kammer  ein 
Amendement  an,  welches,  bis  zumErlass  eines  allgemeinen  Gesetzes,  die 
Dissidenten  wegen  des  Civilstandes  an  die  evangelischen  Geistlichen  rer- 
wies.  —  Verhandl.  d. Bernburg.  anaserordentL  Landtages (1^50.) 
S.  44.  Auch  in  der  zweiten  Lesung  verblieb  das  Haus  bei  seinem  Beschlüsse 
—  eben  das.  54.  — ,  ungeachtet  der  nicht  unbegründeten  Einwendungen 
der  Staatsregierung.  „Wenn  diejenigen*',  f&hrte  der  Minister  aus,  „welche 
nach  ihrer  Erkl&rung  der  Kirchs ,  worin  sie  lebten ,  der  sie  aber  nicht  mehr 
angehören  wollen,  Geburten,  Sterbefälle  und  Verheirathungen  wie  die 
Israeliten  bei  den  betreffenden  Ortspfarrem  anmelden  und  eintragen  lassen, 
so  wird  hiebe!  Torausgesetzt,  dass  gesetzliche  Bestimmungen,  wonach  die 
OOltigkeit  solcher  Acte,  besonders  der  Vexheirathungen,  zu  beurtheilen 
«ind,  vorhanden  sind.  Da  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  fehlen,  so  ist 
auch  dieses  Gesetz  nicht  ausführbar".  —  Darauf  erfolgte  dann  das  Gesetz 
V.  28.  Februar  1850. 

1  Gesetzsamml.  f.  Anhalt-Bernburg  3, 620. 

2  ebendas.  8, 647. 

s  Protokoll  d.  Bürgerausschusses  y.  19.  November  1851.  — 
Der  Code  civil  war  gleich  i.  J.  1814.  wieder  abgeschafft  worden,  dagegen 
wurde  die  bürgerliche  Registerfuhrung  beibehalten.  Ebenso  in  Bremen, 
Verordn.  v.  30.  Mai  1816. 

47* 


740  ly.Boch.   DieCiTÜehe.  XU.  Deutschland. 

^ISmI^  Form  erlangte  der  Entwurf  die  Znatimmang  des  Bürgeraus- 
scfausses.  Am  19.  November  verwarf  er  die  Vorsch^ge  der 
CommiBsion  mit  15  gegen  12  Stimmen,  und  die  des  Senates 
nnt  derselben  Majorität.  Er  gab  sein  Gutachten  dahin  ab, 
dass  der  Bürgerschaft  die  Genehmigung  des  Gesetzentwurfes 
über  die  Vollziehung  von  Civilehen  widerrathen  werden  müsse, 
„weil  ein  solches  Gesetz  mit  dem  religiösen  Charakter  der  Ehe 
unvereinbar  sei**. 

Indessen  liess  sich  mit  solchen  theoretischen  EIrwägungen 
doch  nicht  das  Bedürfniss  beseitigen,  welches  den  Senat  za 
seinen  Vorschlägen  veranlasst  hatte;  war  doch  auch  in  Lübeck 
eine  freie  Gemeinde  erstanden,  welche  die  Trauung  durch  den 
evangelischen  Pfarrer  als  herben  Gewissensdruck  beklagte, 
und  waren  doch  mehrfach  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen 
an  der  Lücke  der  Gresetze  gescheitert,  welche  keine  Form 
dafür  aufgestellt  hatten^. 

Entwarf  MwT  ^^^  Scuat  Übersandte  daher  der  Bürgerschaft  den  Gresetz- 
entwurf  am  15.  März  1852.  von  Neuem,  diesmal  aber  mit 
MoUTe.  einer  ausführlichen  Motivirung.  Er  erklärte,  die  Ansicht  des 
Bürgerausschusses,  dass  die  Ehe  mit  Nothwendigkeit  einen 
religiösen  Character  haben  müsse,  nicht  theilen  zu  können. 
Er  erachtete  es  für  nicht  rathsam,  einen  Zwang  gegen  Per- 
sonen auszuüben,  welche  die  kirchliche  Trauung  verwürfen, 
da  dieser  mittelbar  gegen  diejenigen  gerichtet  sein  würde, 
welchen  die  Vollziehung  der  Feierlichkeit  obliege,  und  ohne 
Frage  den  Geist  und  die  Würde  des  kirchlichen  Actes  in  be- 
denklicher Weise  gefährde. 

Den  Mitgliedern  der  christlichen  Kirchen  und  der  jüdi- 
schen Gemeinde  wollte  er  „absichtlich^'  die  SchUessung  einer 
Civilehe  nicht  untersagen,  „vseil  er  einen  dtrartigen  Schutz  der 
hier  bestehenden  Retigionsgemeinschaften  abseiten  des  Staats  für 
entbehrlich,  für  der  freien  Stellung  derselben  nicht  entsprechendr 
und  deshalb  für  diese  selbst  nicht  uninschenswerth  erachten  muss*\ 
Natürlich  hatte  im  Schoosse  der  Bürgerschaft  der  Gesetz- 
entwurf mit  derselben  Ungeneigtheit  zu  kämpfen,  welche  den 
früheren  beseitigt  hattet 

Gelwto^ra  b«'        Freilich  war  die  Eingabe  eines  Geistlichen  bei  dem  Senate 
•eiugcn.    1211^  Zurückzichung  des  Gesetzentwurfes  vergeblich  gewesen^ 

1  Rück&usserung  des  Senates  v.  15.  Man  1852.  nebst  revi* 
dirtem  Entwürfe. 

s  Vgl.  Protok.  d.  Bargerscbaft  ▼.  15.  M4rs  1852. 
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eber  der  Antrag,  welchen  der  Pastor  v.  Grossheim  in  der 
Sitzung  vom  15.  März  stellte^  die  Vorlage  abzuweisen  und 
den  Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Civilebe  bis  zur  Organi- 
sation der  lübischen  lutherischen  Kirche  auszusetzen,  wurde 
doch  nur  mit  42  gegen  42  Stimmen  abgelehnt 

So  wurde  zur  Specialdiscussion  geschritten.  Diflcoattonen. 

Das  wichtigste  Amendement  wurde  dabei  durch  den  PastorAmendement 
£lug  gestellt.    Er  reproducirte  den  vorjährigen  Antrag,  die        "' 
anerkannten  Keligionsparteien  bei  der  obligatorisch-kirchlichen 
Trauung  zu  belassen. 

,,In  BetrachV^,  sagte  er,  y^daas  das  Familienleben^  wenn  es 
für  die  Glieder  desselben  segensvoll  sein  soll,  nothicendig  auf  re^ 
Ugiösem  Grunde  ruhen  müsse,  und  demnach  auch  die  das  Fami- 
lienleben begründende  Ehe  im  Namen  Gotf^  geschlossen  und  mit 
Gott  begonnen  werden  müsse;  ^^.^ 

In  Betracht,  dass  durch  das  Ausscheiden  einer  Anzahl  hie- 
siger Staatsangehörigen  aus  der  christlichen  JSire^e  und  durch 
den  Zusammentritt  derselben  zu  einfif^.^c'g.  jfreien  Gemeinde  die 
Einführung  einer  GvHehe^jiQfßrgem  Senate  als  nothwendig  er- 
achtet ist; 

In  BetrachLg^^s  der  desfaUs  vom  Senate  der  Bürgerschaft 
vorgelegte  Geß^es-Entvmrf  aber  ganz  allgemein  abgefasst  ist, 
und  die  Cijmehe  in  Zukunft  auch  den  Angehörigen  der  lutheri- 
schen, repormirten,  kathoUscJien^  und  jüdischen  ReUgionsgemein- 
schaß  freistellt,  in  diesen  Religionsgemeinschaften  aber  die  Civil- 
ehe  mit)  dem  religiösen  Charakter  der  Ehe  nicht  vereinbar  ist, 
beantrchge  ich,  die  Bürgerschaft  wolle  den  §.  1.  des  vom  Senate 
^orgeljkgten  Gesetzentwwrfes  über  Vollziehung  von  Civilehen  foU 
g^de}rmaassen  modi/iciren: 

Diejenigen  Heirathen,  welche  in  der  lutherischen,  reformir- 
M^i    katholischen  oder  jüdischen  BeHgionsgemeinsehaß  nach  Er- 
füllung   der   bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen   geschlossen 
^^>^den,  erfordern  ncu;h  wie  vor  die  reep.  christUehe  oder  jüdische 
Ti^auung;  unter  denjenigen  Verlobten  aber,  von  welchen  beide  oder 
^n  Theil  diesen  Religionsgemeinschaften   nicht  angehören,  in- 
g  Jteichen  bei  Ehen  zwischen  Angehörigen  der  christlichen  Kirche 
7  Und  der  jüdischen  Gemeinde,  muss  die  Ehe,  wenn  sie  dvilrecht- 
Jiche  Wirkungen  haben  soll,  nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes 
^geschlossen  werden^*.  — 

*         Sein  Antrag  wurde  angenommen  und  danach  das  Gesetzaogenommeu« 
;  modificirt. 
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Auch  der  Senat  erklärte  sich  mit  den  Aenderungen  der 
Bürgerschaft  einverstanden^;  er  sprach  aus,  dass  er  sich  mit 
ihr  in  dem  Wunsche  yereinige,  der  Ehe  „die  auch  für  das 
Siaatsitx)hl  hochwichtige  religiöse  Beziehung  möglichst  zu  er~ 
halten*'.  Nur  eine  andere  Redaction  des  ersten  Paragraphen 
schlug  er  vor.  In  der  Sitzung  v.  26.  April  ^  trat  die  Bürger- 
schaft darüber  in  Berathung;  sie  verwarf  wieder  die  Senats- 
proposition imd  genehmigte  eine  Fassung,  die  dann  vom 
Senate  angenommen  und  schon  am  folgenden  Tage  als  §.  1. 

^JJf*j^JMes  Gesetzes,  dieVollziehung  vonCivilehen  betreffend^ 
publicirt  wurde'. 

DtaädenS  T>9xmt  wurde  für  alle  Fälle,  in  welchen  die  Verlobten 
beide  den  anerkannten  christlichen  Kirchen,  oder  beide  der 
jüdischen  Gemeinde  angehören,  die  priesterliche  Trauung,  „tu 

nch^jjxden  allen  anderen  Fällen  dagegen,  in  welchen  die  christliche  oder 

und  chrtatcn.^.^^^^^  TVatn/fi^  von  den  Verlobten  nicht  begehrt  wird,  oder 
nicht  statthaft  ist",  die  Civilehe  vorgeschrieben. 

Diese  erfolgt  auf  dem  Stadtamte,  nachdem  ein  öffentliches 
bürgerliches  Aufgebot,  welches  vlos-zehnTage  aushängen  mnss, 
vorangegangen  ist. 

Ueber  die  Schliessung  der  Ehe  wird  c'n  Protokoll  auf- 
genommen. 

d.  flesBen- Kastei. 

wetÄ*en.         Dwch  Art.  45.  der  Verfassungsurkunde  v.  15.  No- 
codedvu.  vember  1807.  wurde  der  Code  Napoleon  zum  bürgerlichen 

Gesetzbuche  für  das  Königreich  Westphalen  erklärt 

DecretT.  Damit  wurde  auch  die  Civüehe  eingeführt,  die  abei  durch 

1808.     das  De  er  et  v.  22.  Januar  1808.^  wenigstens  in  so  we^  mit 

ciTiiehe.   dem  früheren  Rechte  verbunden  wurde,  dass  keine  eignen 

PArrer    Civilstandsbeamtcn  ernannt,   sondern  deren  Functionen,  den 

b«unter.    Pfahrem,  wenn  auch  nur  vorläufig,  übertragen  wurden. 

Diese  sollten  doppelte,  von  dem  Präsidenten  des  zunä^a^hst 
belegenen  Tribunals  legalisirte,   den  Vorschriften  des  C^je 
civil  entsprechende  Register  fuhren,  und  die  pfarreingesesAe- 
nen  Katholiken,  Lutheraner  und  Reformirte  nicht  verpflichte^ 

^  RückäusBerung  d.  Senates  z.  2S.  April  1852. 

s  Protokoll  d.  Bargerschaft  v.  26.  April  1852. 

3  Geseti-Samml.  1852.No.  12.— Den  Wortlaut  siehe  AnhaiigNo.9' 

^  Gesetsbuiletio  1807.  Bd.  1.  S.  S8S.  ~  Auf  da«  Hannoversche 
wurde  diese  Verordnung  ausgedehnt  durch  das  De  er  et  v.  12.  April  1810. 
Ges.-BQll.  1810.  Bd.  2.  S.  18. 
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dein,  sich  „in  Rücksicht  der  Urkunden  des  Persanenstandea  vor 
anderen  ah  ihren  Geistlichen  zu  stellen'^. 

Nicht  derselben  Milde  hatten  sich  die  Juden  zu  erfreuen.     Joden. 

Das  Decret  v.  31.  März  1808.*  verordnete  im  Art.  1.,  ^^rgÄV 
dass  ihr  Personenstand  von  dem  Maire  der  Gemeinde  beor- 
kündet  werden  sollte»  und  Art.  6.  verpflichtete  das  Consisto- 
rium»  darüber  zu  wachen,  dass  die  Rabbiner  die  Ehen  nicht 
eher  einsegnen  und  die  Ehescheidung  nicht  eher  aussprechen 
sdUten»  als  bis  ihnen  die  Urkunde  des  Civilbeamten  vorgelegt 
worden  sei.  — 

Nachdem  dann  ein  ferneres  Decret  v.  27.  Dezember' i>«er.T.97. 
desselben  Jahres  eine  Taxordnung  festgestellt  hatte ,  gab  eine 
Instruction  des  Justizministers'  den  Geistlichen  genaue  d°Vj^^u^ 
Anweisungen  über  die  Führung  der  Begister.  mmuten. 

Nur  wenige  Abänderungen  vom  französischen  Rechte 
waren  darin  ausgesprochen ,  die  durch  den  Umstand  bedingt 
erschienen,  dass  hier  die  Pfarrer  als  Civilstandsbeamte  fungir* 
ten.  So  sollten  sie  das  eine  Exemplar  der  Register  behalten, 
wie  das  ja  früher  auch  in  Frankreich  der  Fall  war,  sie  sollten 
die  Aufgebote  in  der  Kirche  während  des  Gottesdienstes  ver- 
kündigen dürfen.  —  * 

Allein  die  Pfarrer  scheinen  sich  nur  mühsam  an  die  neuen 
Vorschriften  gewöhnt  zu  haben  —  schon  am  22.  Juni  1808.^ 
sprach  der  Justizminister  in  einem  Circularschreiben  Bein^^]"j^g[' 
Befremden  aus,  wie  wenig  sie  in  den  Geist  des  neuen  Gesetz-  ^^^' 
bnches  eingedrungen  seien — und  andererseits  musste  die  Ver- 
einigung einer  rein  staatlichen  und  rein  kirchlichen  Thätigkeit 
in  der  Person  der  Geistlichen  nothwendiger  Weise  zu  Wei- 
terungen führen. 

Darüber  handelte  das  Circularschreiben  v.  6.  April ^^^^/J^'' 
1810.*  „Man  hat  wohl  in  Acht  zu  nehmen**,  hiess  es  dort,  „dass,  **^^' 
da  der  Personenstand  mit  der  Rsligion  nichts  gemein  hat,  die 
Pfarrer  und  Prediger  hei  Führung  der  ihnen  anvertrauten  Re- 
gister eine  bloss  weltliche  Function  versehen,  die  auch  jeder  Laie 
besorgen  könnte,  vnd  die  von  ihrem  geistlichen  Character  völtig 
unabhängig  ist,     Sie  stellen  daher  auch  in  dieser  Rücksieht  a^s^ 

1  Oe8.-Büllet.  Bd.  1.  S.  667. 
>  ebendag.Bd.2.  S.895. 

'  SftmmL  V.  Gesetzen  etc.  zur  Ergänzung  d.  Oeietzbuchez 
Napoleon's  für  Westphalen  (Hannover  1811.)  8.  lOO.ff. 
^  Moniteur  t.  J.  1808.  No.  77. 
*  KasselBcheAllgem.  Zeitung  v.J.  1818.  No.  55. 
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4ehUessUeh  unter  der  Aufsicht  der  Civilbehärden  ohne  irgend  eine 
Mitwirkung  ihrer  geistliehen  Oberen. 

Sie  können  als  Beamte  des  Personenstandes  eins  Heiraths' 
Urkunde  aufnehmen,  und  sieh  doch  weigern,  eine  solche  JBkiratk 
einzusegnen,  wenn  ihre  Religion  selbige  missbilligt,  denn  die  Cimir 
Verbindung  bei  der  Ehe,  wobei  die  bürgerliche  Gesellschaft  eUlein 
interessirt  ist,  ist  von  der  geistlichen  Verbindung,  als  einem  Ge- 
genstands des  fori  intemi,  wohl  zu  unterscheiden*^.  — 

Die  Conaequenzen,  die  aus  diesen  Principien  gefolgt 
worden,  waren  daher  ganz  einfach  die,  „daes  in  denjenigen  Ge- 
meinden, in  welchen  jede  Confession  ihren  Prediger  und  Beamten 
des  Personenstandes  hat,  die  Staatsbürger  sieh  an  den  Prediger 
ihrer  Confession  zu  wenden  haben**,  dass  dagegen  in  den  CSe- 
meinden,  wo  dae  nicht  der  Fall  ist,  der  Prediger  und  Civii- 
standsbeamte  aushelfen  muss.  „Ihr  Gewissen  bleibt  dabei 
völlig  unverletzt,  weil  ja  hier  von  keinem  Sacramente  oder  irgend 
einer  kirchlichen  Handlung,  sondern  von  einem  rein  bürgerlichen 
Geschäfte  die  Rede  ist".  — 
^^hoben^'  ^^^  Rückkehr  der  alten  Dynastie  setzte  der  Greltung  des 
Code  civil  ein  Ende^  und  beseitigte  auch  jenes  von  König 
J^rome  eingeführte  principienlose  Eheschlieseungsrechi, 
welches  dem  früheren  wieder  weichen  musste. 


^SÄS?"  ^^®  Verfassungsurkunde  v.  5*  Januar  1831.  hatte 

in  den  §§•  29.  und  30.  vollkommene  Religions-  und  Gewisaens- 
fireiheit  verheissen  und  die  Verkündigung  v.  11.  März  1848. 
hatte  dieses  Versprechen  bestätigt 

SSfwSr  ^  Folge  dessen  übergab  die  Regierung  am  29.  Sep- 

tember 1848.  dem  Landtage  einen  Gesetzentwurf:  »»die  Re- 
ligionsfreiheit und  die  Einführung  der  bürgerlichen 
Ehe  betreffend"«. 
MottT«.  Die  Motive'  wiesen  auf  die  Nothwendigkeit  der  letzteren 

als  Consequenz  der  ersteren  hin.  Denn  bis  jetzt  sei  die  Ein- 
gehung der  Ehe  von  einem  bestimmten  Glaubensbekenntnisse 
abhängig  gewesen»  insofern  sie  nur  durch  kirchliche  Trauung 
erfolgen  könne. 

Zugleich  wurde  hinzugefügt,  dass  der  Gesetzentwurf  das 

^  Ges.  y. 4.  Januar  ISU.  Ges.-SainmL  18U.S.  8. 
>  Verhandl.  des  am  7.  Juni  1847.  eröffneten  BLurhess.  Land- 
tages (Kassel  1848.)  Bd.  3.  No.  102.  S.  2. 
s  ebendas.  BeU.871. 
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Maasa  der  nothwendigsten  Reformen  mcht  übersollritten  habe, 
und  daas  andererseita  seine  Bestimmungen  ,,aueh  dem  religiösen  obiigator. 
Bedürfnisse  keinen  Zwangt'  anlegten.  Die  Form  der  obliga- 
torischen Civilehe  wurde  für  um  so  annehmbarer  erklärt,  als 
schön  bisher  alle  nicht  schrifltsäasige  Personen  gerichtliche 
EheverlÖbnisse  hätten  schliessen  müssen^. 

Der  Reohtspflegeausschuss  erstattete  am  23.  October  Be-R^^p^^f- 
richt    Die  auf  die  Eheschfiessung  besüglichen  Paragraphen    Bericht. 
des  Gesetzes  wurden  fast  ohne  jede  Aenderung  zur  Annahme 
empfohlen  ^ 

Bei  der  Debatte'  gab  ein  von  der  Kammer  freilich  nicht  Debatten. 
weiter  unterstützter  Antrag,  statt  der  obligatorischen  die  facul- 
tative  Civilehe  einzuführen,  der  Regierung  Anlass,  sich  über^gJ'^P^J^^f- 
ihre  Principien  weiter  auszusprechen.  Zuerst,  machte  sie  ge- 
gen die  facultative  Civilehe  geltend,  sei  es  bei  neu  entstehen- 
den Secten  bedenklich  zu  entscheiden,  ob  sie  der  protestanti- 
schai  Kirche  noch  angehorten  oder  nicht,  und  so  sei  es  auch 
ungewiss,  ob  ihnen  die  Traubefugniss  zustehen  dürfe.  Denn 
allen  Religionsgesellschaften  ohne  Ausnahme  die  Ausübung 
derselben  zu  verstatten,  werde  schon  durch  das  grosse  In- 
teresse, welches  der  Staat  an  dem  Acte  der  Eheschliessung 
zu  nehmen  habe,  untersagt  Dann  aber  würden  die  Conflicte 
zwischen  Staat  und  Kirche  bei  facultativer  Civilehe  nicht  be- 
seitigt werden,  wie  denn  auch  erfahrungsmässig  fremde  Lan- 
der, welche  sie  früher  angenommen  hätten,  wieder  davon  ab- 
gegangen seien. 

Die  Vorschriften  über  die  obligatorische  Civüehe  wurden 
so  einfach  genehmigt  und  am  29.  October  1848.  als  Ge8etzQw-]^2;Oct. 
publicirt*.  — 

Danach  sollte  bei  "dem  XJntergerichte  eines  der  Verlobten 

1  Ed.  T.  8.  Januar  1723.  u.  18.  Febr.  1724.  InSchafunburg  schon 
durch  die  Polizei- Ordn.  y.  1615.  Cap.  18.  Torgeschrieben.  Ueberhaupt 
hat  in  Hesse n  das  Verlöbniss  mehr  oder  weniger  seine  frühere  Rechtskraft 
bewahrt,  wie  denn  auch  eine  Klage  auf  Vollziehung  der  Ehe  daraus  er- 
wächst, wenngleich  diese  selbst  nicht  erzwungen  wird.  —  Noch  der  neueste 
Gesetzentwurf  ordnete  in  §.  2.  an:  ,,Der  gerichtlichen  Klage  gegen  ^t- 
glieder  der  bestehenden  Kirchen  auf  Vollziehung  eines  Eheverldbnisses  soll 
der  Versuch  einer  gütlichen  Beilegung  des  Streites  durch  den  Pfarrer  des 
die  Vollziehung  verweigernden  Verlobten  vorausgehen". —  Vgl.  Büff  Chur- 
hesB.  Kirohenr.  257. 

s  Verhandl.  a.a.O.  Beil.  391. 

3  eb9ndas.No.l09.S.8. 

^  Den  Wortlaut  siehe  AnhangNo.  10. 
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ohne  Rücksicht  auf  ihre  Schrifisässigkeit   die  Anzeige   des 
VerlSbnisBes  vorgenommen  werden  müssen. 

Dann  erfolgen  die  Aufgebote  durch  vierzehntägigen  An- 
schlag in  den  Heimathsorten  der  Brautleute  und  endlich  wird 
die  Trauung,  spätestens  binnen  Jahresfirist,  durch  den  Bichter 
in  Gregenwart  von  vier  Zeugen  vorgenommen. 

Die  kirchlichen  Aufgebote  und  die  kirchliche  Trauung 
der  bürgerlichen  vorangehen  zu  hissen,  wurde  den  Geistlichen 
bei  20  —  100  Thaler  Busse  verboten. 

Jedes  Untergericht  hat  ein  Ehestandsbuch  zu  fuhren, 
während  die  Beurkundung  der  Greburten  und  Todesfälle  bei 
den  anerkannten  christlichen  Kirchen  und  den  Juden  dem 
Geistlichen  verbleibt  und  nur  bei  Dissidenten  durch  die  Qrts- 
magistrate  geschehen  soll.  — 

rinm^MM^-        ^^  Reaction  des  Ministeriums  Hassenpflug»  welches 

pflag.     ^Q   ^^Q  rechtmässige  Verfassung  durch   eine  octroyirte   v. 

13.  April  1852.  ersetzte  und  den  Bechtszustand  des  Landes 

^^^ngr.  vergewaltigte,  beseitigte  auch  das  Gesetz  v.  29.  October  1848. 

29.oct.i848.i2i  geinen  wesentlichen  Theüen. 

Zuerst  verbot  die  Ministerialverfügung  v.  15.  März 
1851.  die  kirchliche  Trauung  von  Ehen  zwischen  Juden  und 
Christen  ^9  so  dass  diese  allein  auf  die  Civilehe  angewiesen 

jgy^'JJgj^, wurden,  und  dann  hob  die  Verfügung  v.  13.  April  1853. 
fiir  Anhänger  der  „bestehenden  ehrietiichen  Kirchen"^  die  Civil- 
ehe auf»  und  stellte  die  kirchliche  in  ihrer  früheren  Wirksam- 
keit wieder  her,  obgleich ,  so  weit  man  es  verfolgen  koDsite, 
nur  wenige  Paare  die  kirchliche  Trauung  nachzusuchen  ver- 
säumt hatten*.  — 

2i?j^1w69!  ^^^^  ^®  landesherrliche  Verkündigung  v,  21.  Juni 
1862.^  gab  dem  zähen,  für  sein  Becht  kämpfenden  Volke  die 
alte  Verfassung  zurück,  ohne  freilich  das  Gesetz  v.  29.  October 
1848.  wieder  in  Wirksamkeit  treten  zu  lassen;  und  dennoch 

1  Büff  a.a.O.  689. 

>  ebendas.  Bestehen  bleiben  §§.  13.  14.  17.  19.  25.  —  Vgl.  Roth 
u.  Meibom  Kurhess.  Frivatr.  (Marb.  185S.)  1, 389.  —  und  danach  auch  die 
Kothwendigkeiti  das  Veriöbnisa  gerichtlich  anfuseigen,  für  alle  Unter* 
thanen.  Seitdem  ist  auch,  wie  der  O.  G.  Beschl.  y.  19.Mfiri  1856.  ausge- 
sprochen hat,  keine  Ehe  swischen  J  uden  und  Christen  mehr  möglich.  B  fif  f 
a.  a.  O.  689. 

'  Unter  den  Katholiken  nur  eins,  dem  die  Kirche  den  Segen  verwei- 
gerte. 'Kurhess.  Landtags-Ve'rhandl.  1864. No.  14.  S.  15. 

^  Abgedruckt  bei  Zachariae  deutsche  Verfassungsges.  d.  Gegenwart. 
ForUeU.  11.  (Göttingen  1862.)  84.  ff. 
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schien  das  Bedürfniss  dazu  um  eo  mehr  Torhanden  £u  sein» 

als  die  hessischen  Geistlichen   vielfach   die  Trauungen  ▼e^- JSjSranMn. 

weigert  imd  die  Consistorien  von  Zwangsmaassregeln  gegen 

sie  Abstand  genommen  hatten^. 

Auch  war  es  juristisch  unzweifelhaft,  dass  die  Verfügung  jJ^xJriUMi. 
vom  13.  April  1853.,  welche  von  den  Ständen  nicht  genehmigt  ^t^^^^- 
war,  weder  nach  den  Bestimmungen  der  Verfassungsuricunde 
von  1883«,  noch  nach  der  von  1852.  Gültigkeit  beanspruchen 
konnte:  sie  gehörte  zu  der  grossen  Zahl  der  yylandesherrKehen 
Verordnufkgeny  welche  geeetzKcke  mit  landständiecher  Zustimmung 
ergangene  Anordnungen  und  Beetimmungen  beeeitigi  haben^% 
und  welche  der  Churftirst  in  der  Verkündigung  v.  21.  Juni 

1862.  der  Ständeversammlung  zur  verfassungsmässigen  Zu- 
stimmung vorzulegen  versprochen  hatte. 

So  unterbreitete  denn  auch  die  Regierung  am  22.  October  %'ct"SlS[' 

1863.  den  Landständen  einen  Gesetzentwurf,  betreffend  die 
Ordnung  mehrerer,  mit  religiösen  Einrichtungen  in 
Verbindung  stehender  Verhältnisse,  der  jedoch  wegen 
des  nahen  Schlusses  der  Session  nicht  mehr  zur  Berathung 
kommen  konnte. 

Am  29.  Dezember  1863.  wurde  er  von  Neuem  den  Ständen  ^''*£Sy- 
übergeben. 

Er  liess  wesentlich  die  'Bestimmungen  der  Verordnung  v. 
J.  1853.  in  Kraft  bestehen.  Für  die  Mitglieder  der  bestehen- 
den Kirchen  —  die  Juden  miteingerechnet  —  sollte  die  prie- 
sterliche Eheechliessung  bleiben,  und  die  Beurkundung  ihres 
Civilstandes  nach  der  Verordnung  v.  28.  Dezember  1829. 
geregelt  werdend  Für  Dissidenten  dagegen  sollten  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  v.  J.  1848.  über  die  Civilehe  auch 
fernerhin  gelten. 

Die  Motive  des  Gesetzes  bezeichneten  die  kirchliche  Ehe-  Mouye. 
Schliessung  als  in  der  Gesinnung  des  Volkes  festgewurzelt, 
so  dass  sie  durch  die  CivUehe  nicht  ersetzt  werden  könne,  und 
sie  fanden  die  Interessen  des  Staates  bei  der  Eheschliessung 
durch  die  vorgeschriebene  gerichtliche  Eheanzeige  hinlänglich 
gewahrt.  — 

1  DieConsistor.-BeschL  t. 29. April  1856.  und  U.Januar  1857. 
stellten  es  in  das  Belieben  der  Pfarrer,  ob  sie  trauen  wollten  oder  nicht,  und 
das  Ministerium  des  Innern  ertheilte  in  diesen  F&llen  Dispensation  vom 
Aufgebote.   Vgl.  Büff  a.  a.  0. 618. 

>  d.  h.  Kirchenbücher  durch  Pfarrer  nach  Vorgeschriebenem  Formulare 
geführt.   Baffa.a.  0.437.  ff. 
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^b«ioht!*~  -^^  ^*  ^^  1864«  eretattete  der  YerfassungsausBohuw  sdl- 

nen  Bericht  ^^  welcher  i»ch  im  Allgemeinen  an  die  Begierungs- 
vorlage anflchloss,  aber  im  §.  1.  den  bestehenden  Kirchen  und 
Israeliten  die  facultative  Civilehe  zu  gewähren  empfahl.  y^Der 
AuBschuss  glaubt,  daas  hierdureh  auf  der  einen  Seite  dem  Idreh- 
Uchen  Sinne  und  der  Gewohnheit  unseres  Volkes  Genüge  geleistet, 
auf  der  anderen  Seite  aber  auch  der  nötkige  Schutz  gegen  etwaige 
Uebergriffe  der  Geistlichkeit  gewährt  werde,  indem  es  den  letzteren 
dann  unmöglich  sei,  jemanden  durch  religiöse  Vorwände  in  seinen 
bürgerlichen  Verhältnissen  zu  stören,  namentUeh  an  Eingehung 
der  Ehe  zu  hindern*  Die  Israeliten  hierbei  anders  zu  behandeln, 
als  die  Christen,  dafür  vermochte  der  Ausschuss  kernen  Grund 
aufzufinden**. 

Discnaaioii.  Die  Berathungen  begannen  am  12.  Mai,  und  wurden  durch 
den  Berichterstatter  mit  der  Empfehlung  der  facultativen  Civil- 
ehe  eröfihety  aber  diese  fand  nicht  nur  Seitens  der  Regierung 
und  der  Katholiken  entschiedenen  Widerspruch^  s(mdem  auch 
viele  Abgeordnete  sprachen  dagegen;  diese  verlangten  das 
Gesetz  V.  J.  1848«,  die  obligatorische  Civilehe,  zurück,  zumal 
die  Begierung  in  den  Ausschusssitzungen  die  Erklärung  ab- 
gegeben hatte,  sie  werde  eher  diese  als  die  facultative  Civilehe 
adoptiren. 

Abiummnng.        Dcunoch  erlangte  der  Ausschussantrag  die  Majoriäit  und 

wurde  am  13.  Mai  in  der  vorgeschlagenenFassung  angenommen ^* 

S-i-  §•  1.    ,iDie  Mitglieder  der   bestehenden  Kirchen  und  die 

Israeliten  können,  vorbehaltlich  der  VerpfUdUung  zur  gerichtlichen 

Anzeige  des  Eheverlöbnisses,  die  Ehe  mit  voller  Bechtewirkung 

PacuiuuTft  *^  ^^  Formen  eingehen,    welche  vor  Erlass  des  Gesetzes  v. 

^ilhäjtf*"^^'  ^^^^  l^^.  für  die  Eheschliessung  maassgebend  waren. 
Die  Vorschrift  des  §.  23.  Satz  1.  des  Gesetzes  v,  29.  Oetober 
1848.  triU  insoweit  ausser  Anwendung  und  wird  das  durch  §.  15. 
desselben  Gesetzes  angeordnete  gerichtliche  Aufgebot  für  die  Mit- 
glieder der  bestehenden  Kirchen  durch  das  kirchliche  Aufgebot 

ersetzt     .    •     .     , 

§•  >•  .  §•  2.  In  die  nach  §.  26.  von  den  Untergerichten  zu  füh- 
renden Ehestandsbücher  sind  ledigKch  die  vor  dem  Gerichte  selbst 
nach  §.  21.  des  Gesetzes  v.  29.  Odober  1848.  abgeschlossenen 
Ehen  einzutragen. 

^  Verhandl.  a.  a.  0. 1864.  Beil.  29. 

>  ebendas.  18S4.  No.  14. 

8  ebendas.  No.  15.  S.  28.  mit  allen  gegen  6  Stimmen. 
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Die  §§•  28.^  29.5  30.  und  31.  desselben  Gesetzes,  sowie  die 
Vorschriften  des  §.  27.  über  die  Einsendung  von  DupUeaten  der 
GebuTts-  und  Todtenbücher  an  die  Venealtunffsbeh^hde,  werden 
aufgehoben  .  .  .  .*^ 

Die  Revision  erfolgte  am  18.  Juni^,  wobei  das  Gresetz    ^SJjJJ*. 
mit  34  gegen  17  Stimmen  genehmigt  wurde.   Von  der  Staats- 
regiemng  ist  es  indessen  noch  nicht  publicirt  worden,  nnd  S0Di«Rerienmr 
gilt  zur  Zeit  in  Hessen  die  Civilehe  nur  für  Juden  und  Dis-j^eu nicht! 
sidenten,    nach  jener   verfassungswidrigen  Bestimmung  des 
Jahres  1853. 

6.  Ck>biirg-Gotha. 

In  Gotha  hatte  das  Ehepatent  v.  15.  August  1834.»^fJSj';^-. 
die  ausfuhrlichsten  Vorschriften  über  das  ganze  Gebiet  des 
Eherechts    getroffen,    und   die   kirchliche   Trauung  für   alle 
Christen,  für  die  Juden  die  Zusammengebung  durch  die  Rab- 
biner angeordnet. 

Erst  in  neuester  Zeit  ist  dißs  gleichmässige  Recht  dnrdi 
Ausnahmebestimmungen  durchbrochen  worden. 

Im  J.  1862.  hatte  sich  in  Gt>tha  ein  firei-religiöser  Verein  QeJSSSe  la 
gebildet'.    Der  Vorstand  .desselben  legte  der  Staatsregierung     ^®*** 
die  Principien  und  Lehren  der  Gemeinde  dar,  die  mit  den 
Bestimmungen  des  Grundgesetzes^  nicht  im  Widerspruche  be- 
funden wurden,  und  eine  Duldung  als  thunlich  erscheinen  Hessen. 

Der  Verein  verwarf  aber  die  Taufe  und  erklärte,  dass  nach   cwuSc. 
seinen  Grundsätzen  Ehen  ohne  priesterliche  Mitwirkung  vor 
der  bürgerlichen  Obrigkeit  eingegangen  werden  müssten.    Er 
bat,  seinen  Mitgliedern  die  Civilehe  zu  verstatten. 

Demzufolge  legte  die  Regierung  am  25.  Februar  1863.  ®*^?°*- 
der  Ständeversammlung  einen  Gesetzentwurf  vor,  welcher  schon 
wegen  der  Schwierigkeit,  den  Begriff  der  freien  Religionsge- 

1  ebenda«.  No.  27. 

3  Gesetzsamml.  f.  d.  Herzogth.  Gotha  2, 597.  ff. 

*  Verhandl.  des  auf  d.  7.  Mai  1861.  einberufenen  Landtags 
des  Hersogthums  Gotha  882.  ff. 

^  Staatsgrundgesets  ▼.  8.Mail852.  (Zachariae  Verfassungsges. 
652.  ff.):  §.  83.  „Die  Freiheit  des  religiösen  Bekenntnisses,  die  Freiheit  der 
Vereinigung  zu  Religionsgesellschaften,  deren  Grundsätze  weder  den  Straf- 
gesetzen, noch  der  Sittlichkeit  zuwiderlaufen/ und  die  Freiheit  der  gemein- 
samen häuslichen  und  öffentlichen  Religionsühung  wird  gewährleistet*'. 

§.46.  „Alle  Staatsangehörige  haben  das  Recht  zu  solchen  Zwecken, 
welche  den  Strafgesetzen  oder  der  Sittlichkeit  nicht  zuwiderlaufen ,  Vereine 
zu  bilden.    Das  Nähere  bleibt  der  gesetzlichen  Feststellung  yorbehalten  ^. 
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dem  Gerichte  gescUosaen.  Der  Trauung  geht  dn  bürgerficbea 
Aufgebot  voran,  wekhes  vierzehn  Tage  ausgehängt  wird;  die 
Trauung  nach  den  Seligionsgebräuehen  der  Secte  ist  indessen^ 
abweichend  vom  preussischen  Rechte ,  für  den  Civilact  kein 
wesentliches  Erfordemiss,  ja  darf  diesem  sogar  nicht  voran- 
gehen. 

Eine  Ausführungsverordnung  von  denselben  Tage*^^°jJ|J^^2gj 
gab  die  näheren  Bestimmungen  über  die  Form  d^  Begister, 

f.  Nassau. 

In  Nassau,  wo  die  kirchliche  Trauung  seit  der  Refor- ^"^^^^^y- ^' 
mationszeit  ohne  Unterbrechung  geherrscht  hatte  ^  wurde  i,  J. 
1847.  das  Project  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  bekannt 
gemacht. 

Der  dritte  Abschnitt  des  ersten  Theils  handelte  von  der 
,y Abschliessung  der  £he'S  und  verordnete,  obligatorische  Civil- 
ehe. 

„Die  förmUche  AbschUesmng  der  Ehe'%  erklärte  §.  33.,  Sm^. 
s^geaekieht  vor  dem  LandohersehuUheiaaen  des  Wohiortes  einea 
der  Verlobten.  Vor  diesem  haben  dieselben  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  ihre  Absicht  zur  Schliesstmg  der  Ehe  zu  erklären,  worauf 
der  LandoberschuUheiss  sie  traute  (2.  A.  ausspricht,  dass  beide 
Verlobte  als  Gatten  verbunden  seien. 

Erst  durch  diese  Handlung  der  bezeichneten  Beamten  ist  die 
Ehe  voUzogen^^ 

Auch  die  kirchliche  Trauung  wird  in  dem  Entwürfe  er- 
wähnt, aber  einerseits  wird  ihr  jede  bürgerliche  Bechtswirk- 
samkeit  abgesprochen^  und  andrerseits  ihre  Vornahme  vor  der 
civilen  verboten. 

Die  Standesregister  werden  durch  staatliche  Beamte  ge- 
fuhrt. — 

Die  Motive  des  Entwurfes  halten  sich  ziemlich  oberfläch-    Motire. 
lieh.     Sie  wollen  „ganz  gewiss  nicht  behaupten,  dass  die  kirch- 
liche Trauung  als  etwas  ganz  üeberßüssiges  zu  betrachten  sei"^, 
aber  sie  meinen  andrerseits,  dass  „diese  religiösen  Förmlich- 
keiten  das  Wesen  der  Sache  nicht  verändern  können",  und  dass 

1  Abgedrucktim  Anhange No.  11.  b. 

>  Vgl.  Otto  Handb.  d.  besonderen  Kirchenrechts  d.  evangel.-christl. 
Xirche  im  Herzogth.  Nassau  (Nürnberg  1828.)  S.  74.  ff.  —  Die  Begister 
iirden  ebenfiedls  durch  die  Geistlichen  gefiihrt,  und  swar  auch  für  die  Men- 
miten  und  Juden  durch  die  Pfarrer,  e  b  e  n  d  a  s.  95. 
«  S.61. 
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aellschaft  zu  fizireDi  für  alle  ausserhalb  der  katholischen  und 
protestaatischenLandeskirche  Stehendep  dieCivilehe  anordnete. 

Die  Begierung  nahm  diese  Erweiterung  um  so  lieber  vor, 
als  die  anderen  Keligionsparteien  bis  dahin  jeder  geregelten 
Ciyilstandsfuhroug  entbehrt  hatten. 

Der  Gesetzentwurf  war  riemlioh  nach  dem  Muster  des 
preossischen  Gesetzes  v.  J.  1847.  zugeschnitten,  die  Motive 
berührten  die  Verhältnisse  der  Dissidenten  und  betonten  das 
Bedürfioisa  zu  der  vorgeschlagenen  Beform^. 
^  bericht?"*'  Der  Commissionsbericht  wurde  am  6.  Mai  erstattet*.  Die 
Majorität  erklärte  sich  gegen  die  Begierungsvorschläge.  Sie 
verlangte  alle  Staatsbürger  vor  dem  Gesetze  gleich  gestellt  zu 
sehen,  und  verwarf  Ausnahmebestimmung^!,  welche  nur  einen 
Theil  der  Unterthaoen  berühren  und  in  deren  religiösem  Be- 
kenntnisse ihren  Grund  haben  sollten. 

Auf  zwiefachem  Wege  glaubte  sie  Hülfe  finden  zu  können. 
Einmal  nämlich  müsse  eine  Civilstandsführung  durch  Staats- 
beamte für  die  Angehörigen  aller  Confessionen  eingeführt 
werden.  —  Freilich  sei  die  obligatorische  Civilehe  allein  ra- 
tionell und  werde  auch  mit  der  Zeit  durchweg  die  gebührende 
Anerkennung  im  Lande  finden,  aber  augenblicklich  sd  es 
nicht  rathsam,  sie  zu  empfehlen,  weil  sie  die  mit  „ehrwi^diger 
Fürsorge^*  bewahrte  religiöse  Sitte  verletze.  —  Andemtheils 
müsse  aber  durchgehends  für  die  Dissidenten  durch  eine  mn- 
fassende  Gesetzgebung  gesorgt  werden.  — 
DieRegiening.  Die  Minorität  der  Commission  befürwortete  den  Entwurf 
der  Begierung,  und  ihre  Meinung  wurde  mit  12  gegen  6iSiim- 
men  von  dem  Plenum  der  Ständeversammlung  gebilligt,  nach- 
dem die  Begierung  erklärt  hatte,  dass  sie  dem  Antrage  der 
Majorität,  der  ihr  über  das  Bedürfniss  hinauszugehen  scheine, 
auch  im  Falle  der  Annahme  keine  Folge  geben  werde« 

Am  9.  Mai  wurde  der  Entwurf  der  Begierung  mit  einigen 
Modificationen  ' —  namentlich  der  Beschränkung  der  Gültigkeit 
^^STns«?*  *"^  ^^®^  Jahre  —  angenommen'  imd  am  2.  Juli  1863.  als 
Gesetz  publicirt*. 

Danach  werden  wie  inPreussendie  Ehen  der  nicht  der 
katholischen  oder  protestantischen  Earche   Zugehörigen   auf 

^  Verhan^l.a.  a.  O.S82.ff. 

*  ebendas.SSS.  ff. 

^  ebendas.  S46.ff. 

^  Den  Wortlaut  siehe  im  Anh  an  geNo.  H.a. 
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dem  Gerichte  gesoUoaseB.  Der  Trauung  geht  ein  bürgerüchea 
Aufgebot  v<Mrany  welche«  vierzehn  Tage  ausgehängt  wird;  die 
Trauung  nach  den  Seli^onsgebrauchen  der  Secte  ist  indessen^ 
abweichend  Tom  preussischen  Rechte ,  für  d^i  Civilact  kein 
wesentliches  Erfordernisse  ja  darf  diesem  sogar  nicht  voran- 
gehen. 

Eine  Ausführungsverordnung  von  demselben  Tage^^^^^^^'JJJJ^ 
gab  die  näheren  Bestimmtmgen  über  die  Form  der  Begisten 

f.  Nassau. 

In  Nassau,  wo  die  kirchliche  Trauung  seit  der  Refor*  ^"^J^^^^^- ^- 
mationszeit  ohne  Unterbrechung  geherrscht  hatte  ^  wurde  L  J. 
1847.  das  Project  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  bekannt 
gemacht 

Der  dritte  Abschnitt  des  ersten  Theils  handelte  von  d^ 
yy  Abschliessung  der  Ehe",  und  verordnete  obligatorische  Civil- 
ehe. 

„Die  förmliche  Abschlieseung  der  Ehe",  erklärte  §.  33.,  ^^^^ 
„geschieht  vor  dem  Landoberschultheüsen  des  Wohnortes  eines 
der  Verlobten,  Vor  diesem  haben  dieselben  in  Gegenwart  zweier 
Zeugen  ihre  Absicht  zur  Schliessung  der  Ehe  zu  erklären,  worauf 
der  Landoberschuhfieiss  sie  traut,  (2.  A.  ausspricht,  dass  beide 
Verlobte  als  Galten  verbunden  seien. 

Erst  durch  diese  Handlung  der  bezeichneten  Beamten  ist  die 
Ehe  vollzogen". 

Auch  die  kirchliche  Trauung  wird  in  dem  Entwürfe  er- 
wähnt, aber  einerseits  wird  ihr  jede  bürgerliche  Bechtswirk- 
samkeit  abgesprochen^  und  andrerseits  ihre  Vornahme  vor  der 
civilen  verboten. 

Die  Standesregister  werden  durch  staatliche  Beamte  ge- 
fuhrt. — 

Die  Motive  des  Entwurfes  halten  sich  ziemlich  oberfläch-    Motire. 
lieh.     Sie  wollen  „ganz  gewiss  nicht  behaupten,  dass  die  kirch^ 
liehe  Trauung  als  etwas  ganz  üeberfiüssiges  zu  betrachten  sei"^, 
aber  sie  meinen  andrerseits,  dass  „diese  religiösen  Förmlich^- 
keiten  das  Wesen  der  Sache  nicht  verändern  können",  imd  dass 

1  Abgedruckt  im  Anhange  No.  11.  b. 

^  Vgl.  Otto  Handb.  d.  besonderen  Kirchenrechts  d.  evangel.-christl. 
Kirche  im  Herzogth.  Nassau  (Nürnberg  1828.)  S.  74.  ff.  —  Die  Begister 
irurden  ebenfalls  durch  die  Geistlichen  geföhrt,  und  zwar  auch  für  die  Men- 
noDiten  und  Juden  durch  die  PfeuTer.  e  b  e  n  d  a  s.  95. 

»  S.61. 
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die  Gesetze  Vorsorge  treffen  mtissten»  damit  Afissbiiluche, 
wdche  eine  religiöse  Genossenschaft  zur  Hefrin  und  Meisterin 
des  Staates,  „ihres  eigenen  Schirmvogtes*' ^  machen  'Würden,  nicht 
vorkommen  können. 

Deshalb  wird  das  System  des  sonst  durchweg  als  Vorbild 
benutzten  Hessen-Darm  städtischen  Gesetzentwurfes^  die 
Nothcivilehe,  verworfen»  und  die  obligatorische  empfohlen* 
,9  Der  Staat '%  sagen  die  Motive  in  ihrer  etwas  überschwang- 
lichen Sprache,  s,macht  sich  ....  einer  Ungerechtigkeit  schuldig 
und  legt  weiter  seine  Schwäche  dadurch  an  den  Tag,  dass  er 
einem  Geistlichen  gestattet,  seinen  gesetzUehen  Anordnungen  Hohn 
zu  sprechen.  Will  man  sich  daher  nicht  dazu  entschUessen,  gegen 
den  renitenten,  bei  der  Trauung  nicht  blos  als  kirchUcher  Diener, 
sondern  auch  als  weltlicher  Civilstandsbeamter  fungirenden  Ctetsl- 
liehen  Zwangsmittel  zu  gebrauchen,  wofür  manche  Gründe  sprechen 
mögen,  so  muss  durch  die  Cimlehe  der  geistliche  Zauber  gebanni 
werden*',  — 
TM^uüM.  ^®^  Entwurf  ist  nie  in  Wirksamkeit  getreten«    Die  be- 

wegten Zeiten  des  Jahres  1848.  konnten  kaum  als  passend 
erscheinen  9  das  ruhige  Werk  des  Gesetzgebung  zu  fordern. 
Er  wurde  für  immer  zu  den  Acten  gelegt 


Die  weitere  Civilehegesetzgebung  Nas  s  au'  s  ist  im  Gegen- 
satze zu  der  hastigen  Ueberstürzung  jenes  Entwurfes  mit 
zögernder  Langsamkeit  vor  sich  gegangen.  Sie  kam  dem  Be- 
dürfnisse nicht  entgegen,  sie  ging  keinen  Schritt  über  dasselbe 
hinaus. 
DiMidcnten.  Schon  scit  dem  J.  1854.  standen  auf  der  Tagesordnung 
der  Ständeversammlung  mit  einer  gewissen  Kegelmässigkeit 
in  jeder  Session  Gesuche  von  Dissidenten,  deren  durch  ihre 
Geistlichen  eingesegneten  Ehen  von  der  Regierung  nicht  an- 
erkannt wurden,  und  die  doch  durch  Gewissenszweifel  zurück- 
gehalten wurden,  sich  von  evangelischen  Geistlichen  trauen  zu 
lassen.  Sie  erbaten,  dass  ihnen  die  Civiltrauung  gestattet 
werden  möge,  und  die  Stande  übergaben  beständig  die  Peti- 
tionen mit  grosser  Einmüthigkeit  der  Regierung  zur  Berück- 
sichtigung'. 

1  Siebe  oben  S.  606. 

'  8o  i.  J.  1860.  Verbandl.  d.  L  Kammer  d.  StftndeTersamml. 
S.  158.  AnL  18.  —Der  II.  Kammer  8.  308.  f.  817;  186S.  Verbandl.  d. 
I.  Kammer  S.  86.  n.  90;  d.  II.  K.  S.  135. 
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Dennoch  erfolgten  keinerlei  abhelfende  Gesetze;  vielmehr^^^^^^^^^°* 
erklärte  die  Regierung  in  der  Seseion  v.  1862.9  als  wieder  die 
£[lagen  der  Dissidenten  laut  ertönt  waren,  und  von  beiden 
Kammern  eifrige  Befürwortung  gefunden  hatten,  aie  mÜBse  eich 
doch  erst  gründlieh  von  dem  Bedürfiiiase  überzeugen. 

Wieder  wurde  damals  die  Einführung  der  Civilehe  von 
den  Kammern  gef(Mrdert^« 

Endlich  in  der  Session  d.  J.  1863.  legte  die  Begierung  ^"^^1^^' 
einen  Gesetzentwurf  vor^. 

Danach  sollten  y^die  Mitglieder  solcher  ReUgionsgeseUschafteni  DiMid«nt^. 
deren  GreUtUehen  oder  Vorstehern  die  staatliche  B^ugniss  zur  Vor- 
nahme von  Copulationen  nicht  zusteht,  fortan  Cmlehen  zu  schUes^ 
sen  berechtigt  sein'*. 

Die  erste  Kammer  stimmte  dem  Principe  des  Gesetzes  i-  Kammer. 
bei»  und  genehmigte  es  in  der  Sitzung  v.  22.  April  unter 
einigen  Modificationen^  mit  9  gegen  2  Stimmen^. 

In  der  zweiten  Kammer  aber  stiess  der  Entwurf  auf  harten  n.  Kammer. 
Widerstand. 

Schon  die  Commission  erklärte  sich  nicht  damit  einver-c^ommiasioD. 
standen^    Ihr  Bericht  führte  aus,  dass  auch  sonst  das  Be- 
dürfiiiss  nach  Civilehe  in  Nassau  sich  geltend  gemacht  habe. 

Denn  nicht  nur  die  katholischen  Geistlichen  weigerten  bei 
gemischten  Ehen  die  Trauung,  wenn  die  katholische  Eünder- 
erziehung  nicht  versprochen  würde,  oder  der  Protestant  in 
früherer  Ehe  geschieden  sei,  oder  endlich,  falls  ein  kanonisches, 
nicht  dispensirtes  Hindemiss  der  Verbindung  entgegenstünde, 
sondern  auch  die  Rabbiner  trauten  keine  geschiedenen  Per- 
sonen, falls  diese  nicht  den  formellen  Absagebrief  erhalten 
hätten. 

Die  Begierung  habe  bisher  die  Confiicte  vermittelt,  aber 
sie  habe  doch  die  Machtlosigkeit  des  Staates  nicht  bemänteln 
können.  Deshalb  wurde  vorgeschlagen,  die  Civilehe  auch  da 
zu  gestatten,  wo  ,9 wegen  Widerstreits  der  bürgerlichen  Gesetz- ' 

1  Vgl.  auch  Protest.  K.-Zeit.  1860.  6.660.  no.27. 1862.  no.29.  S.645. 

2  Verhandl.  d.  I.  K.  1863.  S.  14. 

s  Danach  lautete  §.  1 :  „Vor  der  Civilbehörde  kann  mit  Einhaltung  der 
Vorschriften  in  den  nachfolgenden  §§.  dieses  Gesetzes  eine  Ehe  gültig  ab- 
geschlossen werden,  wenn  die  Brautleute  oder  ein  Theil  derselben  einer 
solchen  Religionsgesellschaft  angehören,  deren  Geistlichen  oder  Vorstehern 
die  Befugniss  cur  Copulation  mit  bürgerlicher  Wirkung  nicht  zusteht**. 
Verhandl.  S.  66. 

*  ebendas.  S.  56. 

*  Verhandl.  d.  IL  K.  S.  96.  Anl.  4. 

Friedberg,  Eheschliessung,  4g 
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gehung  mit  der  kirchlichen  die  Geistlichkeit  ihre  Mitmrhmg  zmn 
Abschlüsse  einer  nach  den  Staatsgesetzen  gültigen  Ehe  versag: 
der  §•  1.  des  Entwurfes  sollte  durch  einen  Zusatz  die  Civilefae 
auch  dann  erlauben ,  ^^wenn  dem  Brautpaare  van  dem  Geist" 
liehen  eines  Theils  die  Proclamation  oder  Trauung  versagt  oder 
über  14  Tage  verzögert  worden  isV^. 

Das  piennm.  Die  zwcitc  Kammer  nahm  die  Vorschläge  ihrer  Commis- 
sion  in  der  Sitzung  v.  6.  Mai,  des  Widerspruches  der  Regie- 
rung ungeachtet,  einstimmig  an'. 
LKammor.  Der  Gesetzentwurf  ging  so  umgestaltet  in  das  andere 
Haus  zurücky  wo  die  Commission'  die  Beibehaltung  der  fiiihe- 
ren  Schlüsse  empfahl,  das  Plenum  aber  mit  9  gegen  4  Stimmen 
der  zweiten  Kammer  beitrat'.  Nur  in  einem  untergeordneten 
Punkte  ergab  sich  eine  Differenz,  welche  eine  erneuere  Bera- 
thung  der  zweiten  Kammer  zur  Folge  hatte.  Diese  blieb  jedoch 
mit  14  gegen  8  Stimmen  bei  ihren  alten  Beschlüssen  stehen^.  — 

DieReeierong        Da  erklärte  die  Regierung  am  25.  Juni^  dass  sie  dem  von 

den  Ständen  vereinbarten  Gesetze  ihre  Zustimmung  versagen 

müsse,  weil  dasselbe  die  Gränzen  des  Bedürfnisses  überschreite. 

Eine  neue  Vorlage  wurde  iiir  die  nächste  Session  verheissen.  — 

oSetee^-  Aber  dem  aus  dem  Schoosse  -der  zweiten  Kammer  ergangenen 

^°^^'     Antrage  folgend*,  legte  sie  einen  neuen  Gesetzentwurf  —  es 

Giviietae  für  War  der  alte  in  der  ursprünglich  von  der  ersten  Kammer  an- 

°  genommenen  Gestalt  —  schon  am  30.  Juni  desselben  Jahres 

der   zweiten  Kammer   vor^,    der   von  dieser   mit  20  gegen 

angenommen.  2  Stimmen,  vou  der  ersten  Kammer  einstimmig  angenommen^ 

i9?jau*i86i.  ^^^  ^^  19-  J^'^  1863.  als  Gesetz  publicirt®  wurde. 

Danach  steht  also  den  Dissidenten  die  Eingehung  einer 
Civilehe  offen,  der  ein  bürgerliches  Aufgebot  vorangehen  mus«. 
Dieses  wird  13  Tage  lang  an  dem  Amtshause  angeheftet, 
lieber  die  Trauung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen  und  dieses 
dem  yyFührer  der  Civilstandsregister"  durch  das  Amt  mitgetheilt. 

g.  SachBen-Weimar. 

In  Sachsen-Weimar  wurde  das  Princip  der  christlichen 
Eheschliessung  auch  für  die  Ehen  zwischen  Juden  und  Christen 

1  cbendas.  84—90.  —  «  Verband  1.  d.LK.  8. 155, 
»  ebendafl.  S.  139.  —  *  Verbandl.  d.  U.  K.  S.  120. 
5  ebendas.  180.  —  «  ebendas.  185. 

7  ebendas.  194.  227.  Anl.  1.  —  8  Verhandl.  d.  I.  K.  8.  220. 

8  Siehe  Anhang No.  12. 
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nicht  aafgegeben^  welche  zuerst  durch  die  Judenordnung 
T.  20.  Juni  1823.^  und  dann  i,  J.  1848.  gestattet  wurden'. 

Dagegen  ist  am  10.  Februar  1864.  für  die  Dissidenten  diCj^j^^JJ'jJ.^ 
Civilehe  verordnet  worden*. 

5.  Die  Civilehe  zwischen  Jaden  und  Christen. 
Braunschweig  und  Hessen-Homborg. 
In  diesen  beiden  Staaten  ist  i.  J.  1848.  die  Ehe  zwischenBraniiBcbireig 

Ges.  V.  28.  Mai 

Juden  und  Christen  gestattet  und  als  Eheschliessungsform  die      i^^- 
Oiyilehe  eingeführt  worden. 

Iir  Braunschweig    durch    Gesetz    v.    23.  Mai^    in  i^JJJJ^ 
Hessen-Homburg  am  21.  Juni«.  ^•^  mk*'""* 


Xm.    Bückblick  und  Schluss. 

Wir  sind  zum  Schlüsse  der  historischen  Entwicklung  ge- 
kommen. 

Seit  mehr  als  dreihundert  Jahren  haben  alle  Culturvölker  ütttcktuck. 
Europas  einen  guten  Theil  ihrer  gesetzgeberischen  Thätigkeit 
auf  die  Regelung  des  Eheschliessungsrechtes  verwendet.  Eine 
Nation  ist  auf  die  Schultern  der  anderen  gestiegen  und  hat 
fremde  Erfahrungen  genutzt.    Aus  ursprünglich  gleichartigem 
Hechte  ist  eine  wirre  Menge  mannichfacher  Systeme  hervor- 
gegangen«  welche  das  überall  gleiche  Bedürfhiss  nach  Art  und  ^cTiSShe"' 
Geist  der  Völker  verschieden  zu  befriedigen  suchten.     Alle  /. 
nahmen  sie  doch  denselben  Gang  und  steuerten  demselben/ 
Ziele  der  Civilehe  zu. 

Aber  die  eine  Nation  erreichte  mit  einem  kühnen  Wurfe, 
was  die  andere  in  langsamen  Tagereisen  auf  krummen  Um- 
wegen mühsam  erstrebte.     Viele  sind  noch,  in  den  Anfangen 

^  Vgl.  TeuBcher  Handb.  d.  eTangel.  Kirchenr.  (Neustadt  a.  d.  Orla 
1848.)  S.  436. 

2  AUgem.  Kirchenblatt  1857.  8.  820. 

s  SüsBkind  u.  Werner  Handb«  d.  Württemb.  Ehegesetze  a.  a.  O. 
1,  371.  —  Danach  brauchten  die  Kinder  nicht  mehr  in  der  christlichen  Re- 
ligion erzogen  zu  werden.  —  InSachsen^Meiningen —  Ges.  ▼.22.  Mai 
1856.  und  in  Mecklenburg  —  Ed.  ▼.  22.  Februar  1812.  §.  12.  (wieder 
aufgehoben)  wurden  ebenfalls  diese  Ehen  erlaubt  und  kirchlich  geschlossen, 
aber  unter  der  Bedingung  der  christlichen  Kindererziehung.  Eichhorn 
Kirchenr.  2/880.  Allgem.  Kirchenblatt  1857.  S.  820. 

^  Siehe  Anhang  No.  18. 

5  Gesetz-  u.  Verordnungssamml.  1848.  No.  28.  siehe  Anhang 
T^o.  14. 

«  Allgem.  Kirchenblatt  1857.  S.  820. 
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der  Entwicklung  befangen,  andere  stehen  zögernden  Fnsses 
in  der  Mitte»  wie  festgebannt. 

Es  liegt  hier  nicht  im  Bereiche  meiner  Aufgabe,  da  noch 
meine  Stimme  zu  erheben,  wo  des  Sprechens  fast  zuviel  ge- 
worden ist,  und  den  zahllosen  Erörterungen  über  kirchliche 
oder  ciTile  Ehe  die  meinigen  hinzuzufügen. 

Aber  es  ziemt  sich  wohl,  den  Blick  rückwärts  zu  wenden 
auf  die  Zeiten  und  Völker,  deren  Recht  geschildert  wurde,, 
und  es  darf  wohl  da  ein  Wort  über  die  Zukunft  eingefügt 
werden,  wo  Gegenwart  und  Vergangenheit  ihre  Behandlung 
gefunden  haben.  Soll  doch  eben  cüe  Geschichte  uns  lehren 
und  unterweisen:  Sie  soll  uns  Gelegenheit  geben,  die  Erfah- 
rungen der  Vorvordem  zu  berathen. 


^ninf  ^'  Die  kirchliche  Eheschliessung,  wie  sie  im  Laufe  der  Jahr- 

hunderte sich  überall  Bahn  brach,  war  gut  und  gerecht  Je 
mühsamer  sie  vordem  den  starren  Sinn  der  Völker  bemeistert 
hatte,  um  so  tiefer  schlug  sie  in  demselben  Wurzel.  Sie  ist 
nicht  einer  besonderen  Nation  als  ihr  eigenartig  zuzuspreclien  r 
romanische  und  germanische  Völker  fanden  in  ihr  die  Form,, 
wie  Staat  und  Kirche  ihre  Interessen  befriedigt  erhielten;  das 
sittliche  Gepräge  der  Ehe  empfing  so  den  gebührenden  Aus- 
druck. 
'keu^dTvor         Allein,  was  bei  einfachen  Culturverhältnissen  passend  und 

abzugehen,  heilbringend  war,  wurde  bei  verwickeiteren  und  schwierigen 
hart  und  schädlich.  Fast  überall  hat  man  die  kirchliche 
Trauung,  als  alleinige  Eheschliessungsform,  früher  oder 
später  fallen  lassen  müssen;  überall  waren  dieselben  Beweg- 
gründe maassgebend:  Noth  und  Bedürfniss  drängten. 

DiMidenten'.  Din*chweg  fast  War  die  Einheit  des  religiösen  Glaubens 
seit  dem  sechszehnten  Jahrhunderte  durchbrochen  worden: 
Die  eine  christliche  Kirche  hatte  sich  in  viele  gespalten,  und 
eine  Secte  nach  der  anderen  setzte  sich  wie  ein  Ast  an  den 
alten  Stamm.  Sollte  man  diese  alle  wegschneiden  mit  un- 
barmherziger Schärfe?  Der  Katholicismus  war  nicht  mehr 
mächtig  genug  dazu;  das  alte  Rüstzeug  des  Mittelalters  ver- 
sagte. Der  Protestantismus  hätte  im  Principe  sich  selber  auf- 
gegeben, wenn  er  seinen  Lehren  eine  Unfehlbarkeit  zuge- 
\  schrieben,  wenn  er  die  freie  Schriftforschung  verworfen  hätte, 
sobald  sie  nur  immer  zu  abweichenden  Ergebnissen  fuhren 
würde.     Er  wenigstens  musste  die  verschiedensten  Confes- 
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aionen  dulden,  wenn  nur  nicht  Unzucht  und  Bohheit  sich  in 
das  Gewand  religi&aer  Doctrinen  kleideten. 

Zuerst  aber  war  diese  Toleranz  doch  nur  karg  bemessen  ?^S!lÜ^;t,°!" 
und  einseitig  gewährt  Man  verlangte  der  verschiedenen  Dog- 
men ungeachtet  eine  äussere  Gleichmassigkeit:  die  religiösen 
Acte  wenigstens,  welche  durch  staatliche  Institution  eine  Wich- 
tigkeit für  das  sociale  Leben  empfangen  hatten,  sollten  von  dem 
religiösen  Hader  unberührt  erhalten  bleiben.  „Glaubt  was  Ihr 
woUt^S  rief  man  den  Secten  zu,  „aber  unsere,  die  christliche 
Taufe  ist  auch  euch  nothwendig.  Sie  ist  die  Pforte  nicht  nur 
zur  Kirche,  sondern  auch  zum  Staate.  Verehrt  eueren  Grott, 
wie  euere  Grundsätze  es  gestatten,  aber  vor  dem  Geistlichen 
schliesst  euere  Ehen,  welchen  der  Staat  mit  seinem  Vertrauen 
stützt,  der  in  seinen  von  der  Obrigkeit  anerkannten  Glaubens- 
sätzen die  sichere  Gewähr  bietet,  nichts  zu  thun  und  nichts 
zu  gestatten,  was  nicht  Staat  und  Kirche  fromme ", 

Bald  jedoch  streifte  gesteigerte  Gesittung  und  verfeinertes^ ^^.jji^*^^ 
Gefühl  für  religiöse  Selbstständigkeit  der  Toleranz  diese 
«Schranken  eine  nach  der  anderen  ab.  Sollte  man  Wider- 
willige zum  Altare  schleppen,  sollte  man  Cultusacte,  worin  die 
Einen  ihr  religiöses  Bedür&iss  befriedigt  fühlten,  zu  Pflichten 
stempeln,  welche  der  Staat  aUen  seinen  Bürgern  auferlegen 
müsse?  Man  versuchte  zu  helfen  und  wo  es  ging  in  einfacher 
Weise.  Man  liess  die  Prediger  der  Secten  trauen,  wie  die 
der  alten  Eirchen  es  durften. 

Aber  überall  konnte  dies  Mittel  nicht  verschlagen.  Viele 
Religionsgesellschaften  entbehrten  eines  geregelten  Organis- 
mus, es  fehlte  ihnen  von  vorne  herein  das  Amt,  dem  man  die 
Sorge  für  die  Ehe  hätte  übertragen  können. 

Da  kam  denn  dem  Gesetzgeber  die  ursprüngliche  Natur 
der  Ehe  wieder  zum  Bewusstsein.  Sie  war  nicht  so  durchaus 
kirchlich  geartet,  dass  man  sie  auf  jeden  Fall  hin  hätte  kirch- 
lich lassen  müssen.  Die  protestantische  Lehre  hatte  offen 
genug  die  Weltlichkeit^es  Ehecöntractes  verkündet^  die  Staats- 
"^SseFze  allein  hatten  der  KlTöhfe"  die  i&he  zur  örcKung  zuer- 
theilt,  sie  hatten  damit  der  allgemeinen  Ansicht  und  dem  Be- 
dürfhisse entsprochen.  Es  war  kein  Act  der  Ungerechtigkeit 
gegen  die  Earche,  sondern  eine  Pflicht  der  Gerechtigkeit  ge- 
gen die  Staatsbürger,  wenn  jetzt,  wieder  der  gemeinen  Ansicht 
und  dem  Bedürfnisse  folgend,  der  Staat  zurücknahm,  was  ihm 
gebührte. 
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Kothcivuehe.  Aber  andererseits  mochte  man  doch  nicht  um  Weniger 
Willen  Alle  kränken,  und  die  kirchliche  Eheschliessnng,  am 
Wenige  davon  zu  entbinden.  Allen  nehmen,  welche  in  fester 
Treue  daran  hingen.  So  schuf  man  ein  neues  Eheschlies- 
sungsrecht,  welches  sich  in  den  engsten  Gränzen  des  Bedürf- 
nisses bewegte:  die  Notheivilehe. 

Sie  war  der  erste  Schritt  von  der  kirchlichen  Ehe  vreg; 
die  erste,  welche  in  Europa  schon  im  Laufe  des  sechszehnten 
Jahrhunderts  in  den  holländischen  Freistaaten  Platz  griff, 
und  welche  noch  vor  der  grossen  Revolution  in  Frankreich 
eingeführt  wurde. 
Conflicte  Äwi-        Aber  nicht  blos  in  der  reliriösen  Duldung  hat  die  Noth- 

•chen  Staut  /.       j  .  11 

and  Kirche,  civilehe  ihre  Veranlassung  gefunden:  sie  war  auch  der  nächst- 
liegende Ausweg,  den  der  Staat  einschlug,  wenn  er  nicht  ge- 
waltsam mit  der  Kirche  zusammenstossen  wollte. 

Freilich  erst  in  neueren  Zeiten  hat  die  Kirche  sich  von 
den  Klammem  loszulösen  gesucht,  mit  denen  der  Staat  sie 
seit  Jahrhunderten  an  sich  gefesselt  hatte.     Sie  hat  versucht^ 
den  weltlichen  Gesetzen  zum  Trotz,  fest  zu  den  kanonischen 
Bestimmungen  zu  halten.     Doch  meist  nur  die  katholische 
Kirche,  deren  geschlossene  Organisation  einen  solchen  Wider- 
stand factisch  ermöglichte,  und  deren  Lehren  von  der  Sacra- 
Nothciviiehe  mcntsnatur  der  Ehe  und  der  Freiheit  der  Kirche  diesem  eine 
^miMhten  theoretische  Rechtfertigung  gaben:  Wo  noch  ausser  fiir  Dis- 
^^^^'     sidenten  die  subsidiäre  Civilehe  besteht,  da  ist  sie  der  ge- 
mischten Ehen  wegen  eingeführt  worden. 

Dicprotes-  Indcss  auch  die  protestantische  Geistlichkeit  unternahm 

Kirche,    es,  sich  ZU  dcu  Staatsordnungen  in  (jregensatz  zu  stellen.   Sie 

jvergass  die  enge  Verschmelzung  von  Ejrche  und  Staat,  welche 

•seit  Jahrhunderten  die  Wissenschaft  gepredigt  und  die  Ge- 

'  schichte  in's  Werk  gesetzt  hatte,  sie  huldigte  einer  fast  sacra- 

mentalen  Auffassung  der  Ehe, 

Auch  hier  hat  der  Staat  mit  Fug  und  Recht  nicht  durch 
Zwang  den  Zwiespalt  schärfen  wollen,  auch  hier  hat  man  mit 
der  Civilehe  wenigstens  zu  helfen  beabsichtigt,  und  eben  das- 
selbe ist  geschehen,  wo  man,  um  die  nach  der  bürgerlichen 
Gesetzgebung  zulässigen  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden 
zu  ermöglichen,  das  Gewissen  der  Geisdichkdt  schonte  und 
der  kirchlichen  Trauung  die  Civilehe  substituirte.  — 

•diecivii^e.        Aber  man  gelangte  auch  zu  demselben  Ergebnisse  der 
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Civilehe  ohne  deiLAo^trieb  dea  Bedürfniflsee,  ja  unbekümmert 
daramA.auf  dem  Wege  theoretisoher  Speculation. 

Seitdem  die  Kirche  zu  dem  Staate  überhaupt  in  friedliche  ^^^^ 
Beziehungen  getreten  ist,  hat  sie  auch  in  engster  Verbindung 
mit  ihm  gestanden« 

Gleich  von  Anfang  an  musste  sie  sich  gefallen  lassen, 
politischen  Zwecken  zu  dienen.  Sie  sollte  das  zerbröckelnde 
Bömerreich  noch  einmal  zusammenkitten  und  den  todten  Staats- 
körper als  frischer  Lebenssaft  durchdringen« 

Freilich  hat  sie  sich  von  jeher  wenigstens  mit  Worten  da- 
gegen gesträubt  Sie  predigte  von  vorne  herein  den  Dualis- 
mus,  die  Trennung  vom  Staate,  ihre  Gleichberechtigung  mit 
diesem. 

Aber  so  lange  ihr  die  Macht  fehlte,  musste  sie  sich  dem 
weltlichen  Joche  beugen;  als  ihr  die  Kräfte  wuchsen,  be- 
meisterte sie  selbst  den  Staat  und  ordnete  ihn  sich  unter,  noch 
mehr  fast  als  sie  ihm  dienstbar  gewesen  war.  Ja  sogar  die 
theoretische  Zwietheilung  der  Gewalten  musste  fiir  Jahrhun- 
derte den  Lehren  weichen,  welche  auch  die  weltliche  Macht 
der  Kirche  zusprachen. 

Erst  seit  der  Beformation  ist  die  Kirche  wieder  zu  ihren  s«»*  ^«'  k«- 

formatlon. 

alten  Doctrinen  zurückgekehrt.  Es  konnte  kaum  noch  die 
Bede  davon  sein,  dass  sie  dem  zum  Bewusstsein  gekommenen 
Staate  den  Fuss  auf  den  Nacken  zu  setzen  vermöge:  so  wollte 
sie  wenigstens  ihre  eigene  Freiheit  wahren. 

Aber  wieder  war  hier  der  Staat  übermächtig;  des  Pro- 
testes der  Kirche  ungeachtet  beherrschte  er  sie. 

Nur  einmal  vor  Ende  des  achtzehnten  Jahrhunderts  hat 
man  die  Zwietheilung  von  kirchlicher  und  weltlicher  Gewalt 
praktisch  durchzufuhren  versucht  Nicht  etwa  aus  unkirch- 
licher Gesinnung,  welche  die  Beligion  aus  dem  bürgerlichen 
Leben  entfernen  und  der  Kirche  jede  äussere  Bethätigung  ab- 
sprechen wollte,  sondern  gerade  umgekehrt,  aus  Ueberfrömmig- 
keit,  welche  die  Kirche  zu  verinnerlichen  und  von  eitler  Welt- 
lichkeit zu  entledigen  strebte. 

Damit  war  aber  auch  die  Stellung  der  Ehe  gegeben.    Sie  ^**^  ^"hf.  ^*' 
war  ursprünglich  des  Staates  gewesen;  gingen  Staat  und  Kirche 
I  aus  einander,  so  musste  sie  dem  Staate  folgen  und  nkch  staat- 
lichen Formen  und  Bedingungen  geschlossen  werden« 

So  ist  die  erste  obligatorische  Civilehe  der  englischen  ^'J[^\^j2»Jr 
Bevolution  entstanden.  Revolution. 


760  IV.Bttch.  DieCiTÜehe. 

(^nslnltelshw  ^^^  ^^^^  ^^®  französieohe  Revoltttion  hat  die  obliga- 
BeYointioii.  toriflche  CivUehc  geschaffen,  fast  von  demselben  Grundgedanken 
ausgehend.  Nicht  freilich  war  hier  die  Liebe  zur  Kirche  da« 
treibende  Moment,  weit  eher  tiefe  Missachtung.  Man  wollte 
nicht  60  die  Kirche  entweltlichen,  wie  den  Staat  entkirch- 
liehen. 

^  deSSchS'*  Die  moderne  deutsche  Civilehe  steht  zwischen  beiden  Stro- 
ci?ii«h6.  mungen  in  der  Mitte.  Es  würde  gleich  unrichtig  sein,  sie  dem 
Hasse  wie  der  Gunst  gegen  die  Kirche  zuschreiben  zu  wollen; 
es  ist  historisch  gleich  falsch,  sie  mit  dem  firanzösischen  oder 
englischen  Vorbilde  zu  verknüpfen.  Sie  hat  ihr  Muster  allein 
in  der  belgischen  Verfassungsurkunde,  in  jenen  idealen  Prin- 
cipien,  welche  so  recht  den  Stempel  germanischen  Geistes 
tragen. 

BtoLta^cht  ^^  ^^^  ^  ^^^  unbestrittener  Grundsatz  des  modernen 

1^ü?S!?I??'Staat8rechts,  dass  man  die  Verschiedenheit  der  kirchlidien  und 

von  stMt  n.  ' 

Kirche,    staatlichen  Lebenssphäre  erkennen  und  sie  von  einander  tren- 
nen müsse.    Das  künstliche  Band,  welches  beide  bisher  mn- 
Bchlungen,  und  welches  Wachsthum  und  Gedeihen  bald  des 
einen,  bald  der  anderen  zusammenschnürte  und  verkümmerte, 
soll  gelöst  werden  und  Staat  und  Kirche  sich  frei  neben  ein- 
.  ander  fortentwickeln. 
Civilehe^         Hält   man  diese  Theorie  für  praktisch   ausführbar,   so 
comwqueS^'*'^  ^®   Unfehlbare  Consequenz   zur   obligatorischen  Civil- 
;  ehe. 

/  Die  Ehe  ist  die  Grundlage  der  Familie  und  damit  des 
'Staates;  sie  ist  die  wichtigste  Institution,  welche  der  Staat  zu 
regeln  und  zu  überwachen  hat.  Das  bedarf  keiner  längeren 
Erörterung.  Will  und  soll  die  Kirche  sich  jeder  staatlichen 
Einwirkung  entziehen,  so  kann  ihr  der  Staat  mithin  auch  nicht 
die  Ordnung  und  Verwaltung  der  Ehe  überlassen.  Er  müsste 
denn  eben  sich  selbst  aufgeben  wollen,  und  seine  wichtigsten 
Institutionen  der  Willkür  einer  Körperschaf);  anheim  steUen, 
deren  Sphäre  ausserhalb  seiner  Hechts-  und  Machtbefugnisse 
liegt  Deswegen  betont  er  allein  den  staatlichen  Character 
der  Ehe,  stellt  die  staatlichen  Bedingungen  ihrer  Gültigkeit 
auf,  und  überlässt  es  dem  Belieben  des  Individuum  und  dem 
religiösen  Bedürfiiisse,  sich  auch  mit  den  kirchlichen  Forde- 
rungen abzufinden. 
^ciÄS??*'  Auch  die  facultative  Civilehe  und  all'  die,  verschiedenen 
^*^JJ^^^'  Mischformen,    welche  wir   darzustellen   hatten,    sind 
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Principien  entsprungen«  Sie  sind  nichts  weiter  als  AIk 
Schwächungen  der  consequenten  Maassregel ,  eine  versuchte 
und  theilweise  doch  verunglückte  Versöhnung  der  Theorie 
mit  den  Forderungen  des  Lebens  und  den  Anschauungen  des 
Volkes.  — 


EVagen  wir  jetzt  schliesslich,  welches  System  der  Gesetz-  Kriuk  der 
gebung  anempfohlen  werden  müsse ,  so  ist  <£e  Antwort  theo- 
retisch nicht  schwer  und  praktisch  nicht  leicht  zu  geben.    Seit 
Jahrhunderten  mühen  sich  die  Staaten  ab,  die  richtige  Lösung 
zu  finden. 

Wo  die  Confession  des  Staates  ungetheilt,  wo  ein  Con-  SheMhiiei- 
fiict  zwischen  Staat  und  Ejrche  unerhört ,  wo  die  LoslÖsung  *°°^' 
der  Elrche  vom  Staate  unerwünscht  ist»  da  mag  man  die 
kirchliche  Trauung  bewahren.  Sie  ist  noch  heute  wie  vor 
Jahrhunderten  die  würdigste  Form  des  wichtigsten  rechtlichen 
Actes^  sie  ist  dem  Volk.e  von  Jugend  auf  anerzogen,  sie  hat 
sich  mit  urväterlichem  Brauche  untrennbar  verschmolzen,  sie 
rückt  die  kalte  Rechtshandlung  in  das  erwärmende  Gebiet 
des  Gemüths,  sie  wird,  dess  sind  wir  sicher,  im  deutschen 
Volke  fort  und  fort,  in  alter  Anhänglichkeit  gesucht  werden. 

Wo  aber  nur  eine  jener  drei  Bedingungen  fehlt  —  und 
das  dürfte  zur  Zeit  in  fast  allen  Staaten  der  Fall  sein  — y 
da  führt  die  „Consequenz  des  Gedankens '^  zur  obligatorischen 
Civilehe. 

Die  Nothehe  entspricht  nicht  den  Forderungen  der  Zeit.  ^{JiSiS!' 
Wo  man  die  bürgerliche  Bechtssphäre  von  den  Einflüssen  der 
Confession  unberührt  bewahren  will,  da  darf  man  nicht  der 
einen  Beligionspartei  versagen,  was  man  der  anderen  gewährt, 
da  muss  die  angestrebte  Gewissensfireiheit  für  verletzt  erachtet 
werden,  wenn  man  WiderwiUige  zum  Austritte  aus  der  Kirche 
treibt,  nur  damit  sie  eine  Ehe  schliessen  können.  Es  heisst 
das,  auf  das  ake,  ehrwürdige  Kleid  der  christlichen  Trauung 
einen  neuen  Lippen  flicken,  der  das  Kleid  verunziert  und  die 
Blosse  kaum  deckt 

Noch  schlimmer  ist  es  gar,  falls  man  die  bürgerliche 
Trauung  erst  nach  Versagung  der  kirchlichen  gestattet  Scheint 
es  doch,  als  ob  so  der  Conflict  zwischen  Staat  und  Eardie  in 
jedem  einzelnen  Falle  bloss  gelegt  und  wach  gerufen  werden 
solle,  als  ob  man  sich  scheue,  die  schwere  Wunde  des  Staats- 


Die  Mlsch- 
•ysteme. 
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lebens  vernarben  zu  lassen ,  und  sie  von  Zeit  zu  Zeit  gewalt- 
sam aufbreche« 

Von  den  verschiedenen  Mischsystemen  kann  nur  die  reme 
faoultative  Civildie  in  Frage  kommen« 

All'  die  anderen  künstlichen  Bildungen  aus  kirchliche 
und  bürgerlicher  Trauung  haben  noch  überall  die  sociale  Wohl- 
fahrt des  Volkes  tief  gefährdet  und  übele  Früchte  getragen« 

^citilch?*'         Aber  auch  jene  Eheschliessungsform  kann  theoretisch 

^  nicht  gerechtfertigt  werden. 

**^werS[***  Sie  ist  eine  Abweichung  vom  consequenten  Gedanken, 

y^  sie  lässt  die  Verknüpfung  von  Staat  und  Kirche,  wenn  auch 

in  zweifelhafter  Weise  und  Stärke  bestehen  und  dennoch  birgt 
rsie  ziemlich  offen  die  staatlich  ausgesprochene  Missachtung  der 
kirchlichen  Trauung  in  ihrem  Schoosse.  Sie  ist  der  gesetzlich 
sanctionirte  Indifferentismus  den  Ansprüchen  und  Forderungen 
der  Kirche  gegenüber. 

**^ sehen""  Allein  andrerseits  kann  die  facultative  Civilehe  in  prakti- 

schen Erwägungen  sehr  wohl  ihre  Rechtfertigung  finden.  Sie 
ist  das  Zwischenglied,  durch  welches  eine  vorsichtige  Gesetz- 
gebung das  alte  angeerbte  Becht  mit  den  Bedür&issen  der 
Gegenwart  zu  vermitteln  trachtet.  Wo,  wie  in  England,  die 
Rücksicht  auf  tiefgewurzelte  Gefühle  des  Volkes  überwiegend 
wirksam  sein  muss,  mag  ihr  doch  das  Wort  geredet  werden, 
und  im  Erfolge  wenigstens  hat  sie  nirgends  sich  als  schädlich 
bethätigt, 

^clvlkhe**'  ^'^^  obligatorische  Civilehe  endlich  ist  schon  oben  in  ihrem 

Wesen  gezeichnet  worden. 

Sie  ist  eine  scharfe  und  durchgreifende  Maassregel,  ein 
tiefer  Einschnitt  in  die  religiöse  Sitte  des  Volkes,  ein  Aus- 
kunftsmittel, welches  allein  durch  seine  Nothwendigkeit  g^ 
rechtfertigt  werden  kann. 

Aber  zweien  Meinungen  möchte  ich  doch  noch  hier  ent- 
gegentreten, die  eine  von  den  Gregnem,  die  andere  von  den 
Vertheidigem  der  obligatorischen  Civilehe  verfochten« 

^n^ifcivll-  ^^^  Einen  glauben,  dass  das  religiöse  Grefühl  des  Volkes 
ehe.  durch  bürgerliche  Eheschliessung  gefährdet  werde.  In  kurz- 
sichtigster historischer  Auffassung  unternehmen  sie  es,  die 
entarteten  Sitten  Frankreichs  auf  die  Civilehe  als  ihren  Keim 
zurückzufuhren  und  diese  selbst  mit  dem  Namen  eines  revo- 
lutionären Institutes  zu  brandmarken. 
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Aber  selbst  die  französische  Civüehe  ist  kein  Erzengnissvertheidigung 
der  Ideen  von  1789.  Sie  ist  die  langsam  gereifte  Fracht  der 
ganzen  französischen  Entwicklung  ^  der  endliche ,  vielleicht 
durch  den  Drang  der  Zeiten  überstürzte  Abschluss  einer  Bil- 
dungy  welcher  die  Unduldsamkeit  der  Kirche  einerseits  ^  und 
die  Bestrebungen  der  Parlamente  andererseits  die  Wege  ge- 
wiesen hatten. 

Und  dann  hat  die  Civilehe  noch  nirgends  schädliche  Ein- 
flüsse auf  die  Sittlichkeit  ausgeübt,  noch  nirgends  bat  sie  selbst 
der  kirchlichen  Eheschliessung  erheblichen  Eintrag  gethan. 

Aber  man  halte  auch  die  obligatorische  Civilehe  nicht  furitireMKngei. 
das  Universalmittel,  welches  alle  Krankheitszustände  des  Staa- 
tes auf  dem  Gebiete  des  Eherechts  unfehlbar  heilen  und  den 
ewigen  Frieden  mit  der  Elirche  schaffen  werde.     Auch  vor 
solchem  Irrthume  warnt  die  Geschichte. 

Gerade  im  Gebiete  der  obligatorischen  Civilehe,  in  den 
Preussischen  Rheinlanden,  sind  weg^n  der  gemischten  Ehen 
die  bedauerlichsten  Irrungen  zwischen  Staat  und  Kirche  zu 
Tage  getreten. 

Freilich  hätte  der  Staat  aus  rechtlichen  Gründen  theil- 
nahmloB  dem  Beginnen  der  katholischen  Kirche  zusehen  kön- 
nen; aber  aus  politischen  wollte  er  es  nicht,  und  konnte  es 
nicht  wollen. 

Je  tiefer  das  Volk  von  der  Nothwendigkeit  der  kirchlichen 
Ehesancdon  durchdrungen  ist,  um  so  weniger  wird  der  Staat 
ruhig  zugeben  dürfen,  wie  diese  an  Bedingungen  geknüpft 
wird,  die  den  Zwecken  des  Staatswohls  widersprechen. 

Er  wird  dann  mit  der  Ejrche  unfehlbar  in  feindliche  Be- 
rührung treten,  und  diese  wird  um  so  geringere  Neigung  em- 
pfinden, die  Starre  ihres  Rechtes  zu  biegen,  je  weniger  Wohl- 
thaten  sie  von  dem  Staate  zu  erwarten,  je  weniger  Dank  für 
gewährten  Schutz  sie  abzutragen  hat. 

Wo  ein  solcher  Conflict  entsteht,  wird  er  durch  die  Civil- 
ehe vielleicht  vertuscht,  wenn  er  aber  zum  Austrage  kommt, 
eher  verschärft  als  gemildert. 


So  habe  ich  denn  meine  Ansicht  hier  ausgesprochen,  yne    scUin». 
ich  sie  aus  der  Quelle  der  Geschichte  geschöpft  habe. 

Nicht  auf  bestimmte  Verhältnisse  sind  meine  Worte  ge- 
richtet gewesen,  und  nicht  vermessen  sie  sich,  die  Lösung 
gefunden  zu  haben. 
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Auch  unser  deutscheB  Volk  wird  noch  in  schwerem  Bingen 
und  Schaffen  den  Fragen  nahe  treten  müssen ,  welche  hier 
•eine  Behandlung  gefönden  haben.  Der  Gresetzgeber  wird  die 
schwierige  Wahl  zu  treffen  haben ,  welcher  der  vielen  offenen 
^  Wege  zum  Wohle  des  Volkes  einzuschlagen  sei  Er  wird 
die  Lehreu  d^  Greschichte  zu  Bathe  ziehen  müssen,  und  diese 
Jdar  zu  legen  war  der  praktische  Zweck  meiner  Arbeit. 


ANHANG. 
Die  deutschen  Civilehegesetze. 

1.  Frankftirt  am  Main.     3.  Oldenburg.    3.  Bamborg.     4.  Anhalt-Dawao.     5.  W1lrtt«in- 

b«if .   6.  Baden.    7.  Prcnaaen.  8.  Anhalt-Bembug.   9.  Tittbeck.   10.  Hewan.   11.  Gotha. 

19,  Kaaeaa.    18.  Braanschwelg.    li.  Saehsen- Weimar. 


1.  Frankfurt  am  Main. 
Gesetze  ▼.  19.  November  1850. 

(Siehe  oben  8.  M4.) 

1. 

§.  1.  Mit  dem  1.  Mai  1861.  hört  die  itfidtische  HauptkirchenbachfÜh- 
rung  auf  und  tritt  das  Torliegende  Gesetz  in  Kraft. 

§.  2.  Die  Standesbücher  dienen  zur  Beurkundung  der  Geburten,  Ehen 
undTodesfiÜle. 

§.  8.  Glaubhafte  Ausfertigungen  aus  df  n  Standesbüchem  dürfen  Nie* 
mandem  verweigert  werden. 

§.  4.  Die  Standesbuchführung  als  Zweig  der  freiwilligen  Gerichtsbar- 
keit steht  unter  der  Aufsicht  der  zweiten  Abtheüung  des  Stadtgerichts. 

§.  6.  Die  städtische  Standesbuchfuhrung  wird  von  einem  Standesbuch* 
fuhrer  unter  SfitwiriLung  zweier  Gehülfen  besorgt  Ersterer  ist  Staatsdiener 
erster  Classe. 

Schreiber  und  Amtsboten  können  unter  Zustimmung  der  vorgesetzten 
Behörde  (§.  4.),  welcher  auch  deren  Verpflichtung  obliegt,  angenommen 
werden. 

§.  6.  In  jeder  Landgemeinde  wird  ein  besonderer  Standesbuohfuhrer 
angestellt. 

f.  7.  Die  Standesbuchführer  auf  dem  Lande  haben  der  Standesbuch- 
führung  in  der  Stadt  im  Januar  jeden  Jahres  eine  beglaubigte  Abschrift 
ihrer  im  vergangenen  Jahre  vorgenommenen  Einträge  suzufertigen. 

Von  den  Standesbüchem  in  der  Stadt  sind  Duplicate  an  einem  zweiten 
Orte  aufzubewahren. 

§.  8.  Der  Gehalt  der  Standesbuchfährung  besteht  in  Gebühren  nach 
Maassgabe  beiliegender  Taxordnung. 

§.  9.  In  der  Stadt  haben  die  Standesbuchfuhrer  A/7,  jeder  der  Gehülfen 
'/y  der  eingehenden  Gebühren  zu  beziehen.  Die  Besoldung  der  angenom- 
menen Schreiber  und  Amtsboten  ist  jedoch  zuvor  in  Abzug  zu  bringen. 

f.  10.  Auswärtige  Cteburten ,  Trauungen  und  Todesfälle,  welche  in  die 
Frankfurter  Standesbücher  gehören,  sind  durch  beglaubigte  Auszüge  aus 
den  auswärtigen  Standes-  oder  Kirchenbüchern  nachzuweisen.    Auswärtige 
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ErkenntniBse  dagegen  bedürfen  zum  Eintrage  der  Anerkennung  des  zustän- 
digen hiesigen  Gerichts. 

2. 

§.  5.  Die  Verlobten  in  der  Stadt,  sowie  in  den  Landgemeinden  haben 
persdniich  oder  durch  Bevollmächtigte  bei  der  städtischen  Standesbuch- 
führung  das  Aufgebot  zu  beantragen. 

Sind  die  erforderlichen  Urkunden  beigebracht,  so  wird  das  Aufgebot 
erkannt  und  eine  Abschrift  des  Beschlusses  ausgefertigt. 

§.  6.  Das  Aufgebot  geschieht  am  Wohnorte  der  Brautleute.  Die  in  der 
Stadt  aufzubietenden  Verlobten  sind  von  der  Standesbuchföhrung  im  näch- 
sten Amtsblatte  aufeubieten.  Bei  Landbewohnern  hat  der  Standeabuch- 
führer  der  Gemeinde  das  erkannte  Aufgebot  (§.  5.)  an  dem  Gemeindehause 
anzuschlagen. 

§.  7.  Haben  die  Brautleute  Terschiedene  Wohnorte,  so  ist  das  Aufgebot 
in  beiden  erforderlich  und  erfolgt  nach  den  daselbst  bestehenden  Formen. 

§.  8.  Einsprüche  gegen  den  Vollzug  einer  Trauung  sind  bei  der  ersten 
Abtheüung  des  Stadtgerichtes  anzubringen,  welches  nach  Umständen  In- 
hibition erkennt 

Ein  gerichtliches  Verbot  wird  ohne  Abwartung  der  Rechtskraft  einge- 
tragen. 

§.  9.  Das  Aufgebot  verliert  seine  Wirkung,  wenn  seit  seiner  Bekannt- 
machung ein  Jahr  Terstrichen  ist,  ohne  dass  die  Ehe  geschlossen  worden 
wäre. 

§.  10. '  Der  Abschluss  der  Ehe  kann  erfolgen,  wenn  seit  der  Bekannt- 
machung des  Aufgebots  14  Tage  verflossen  sind  und  sonst  kein  Anstand 
vorwaltet. 

Waren  die  Brautleute  an  verschiedenen  Orten  aufzubieten  (§.  7.),  so 
muss  vor  der  Trauung  nachgewiesen  werden,  dass  auf  das  auswärtige  Auf- 
gebot kein  Einspruch  erfolgt  ist. 

§.11.  Nachdem  die  Verlobten  persönlich  von  dem  Standesbuchfuhrer 
des  Wohnorts  öffentlich  in  Gegenwart  von  wenigstens  zwei  grossjährigen 
männlichen  Zeugen  ausgesprochen  haben,  dass  sie  einander  ehelichen 
wollen,  erklärt  der  Standesbuchföhrer  im  Namen  des  Gesetzes  die  Ehe  für 
geschlossen. 

§.  12.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  abzuschliessenden  Ehe  ist  nur 
-von  der  Vollziehung  des  Civilactes  abhängig;  die  kirchliche  Trauung  darf 
erst  nach  der  Vollziehung  des  Civilactes  stattfinden. 

Der  Geistliche,  welcher  dieser  Vorschrift  zuwider  handelt,  wird  von 
-dem  Polizeigerichte  mit  einer  Geldbusse  von  10  bis  50  Gulden,  im  ersten 
Wiederholungsfälle  aber  mit  einer  Geldbusse  von  50  bis  100  Gulden  und  in 
ferneren  Wiederholungsfällen  mit  Gefängniss  von  5  Tagen  bis  8  Monaten 
bestraft. 

§.  18.  Die  auswärtige  Trauung  eines  Staatsangehörigen  darf  nur  dann 
«ingetragen  werden,  wenn  sie  vorher  von  dem  Senate  gestattet  und  das 
Aufgebot,  oder  eine  Dispensation  von  demselben  dahier  erwirkt  worden 
war,  oder  wenn  der  Senat  sie  nachträglich  genehmigt 

Die  äussere  Form  einer  solchen  Ehe  wird  nach  den  Gesetzen  de«  Orts 
beurtheilt,  an  welchem  sie  abgeschlossen  worden  ist 

§.  14.   Die  vollständige  Eintragung  einer  Trauung  enthält : 

1)  Vor-  und  Zunamen  der  Getrauten; 

2)  deren  Stand  und  Gewerbe; 

8)  deren  Geburtstag  und  Heimath; 

4)  bei  verwittweten  oder  geschiedenen  Personen  die  Namen  der  frühe- 
ren Ehegatten  und  den  Tag  der  Trauung  beziehungsweise  der  IVennung  der 
früheren  Ehe; 
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5)  die  Vor-  und  Zunamen,  auch  den  Stand  der  beiderseitigen  Eltern; 

6)  den  Vollzug  der  Trauung  unter  Benennung  der  Zeugen  oder  bei 
auswärtigen  Trauungen  Angabe  der  Grundlage ; 

7)  Ort  und  Datum. 

2.  Oldenburg. 
Gesets  y.  31.  Mai  1855. 

(Sieh«  oben  8.  674.) 

Erster  Abschnitt.  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art  1. 

§.  1.  Die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe  nach  den  Vorschriften  einer 
vom  Staate  anerkannten  Beligionsgenossenschaft  (Staatsgrundgesetz  Art. 
77.)  bleibt  als  bürgerlich  gültige  Form  der  Eingehung  der  Ehe  bestehen. 

§.  2.  Ausserdem  kann  jede  staatsgesetzlich  zulassige  Ehe  (Art  4.)  vor 
den  bürgerlichen  Behörden  auf  die  in  diesem  Gesetze  angegebene  Weise  bür- 
gerlich gültig,  als  Civilehe '(Staatsgrundgesetz  Art.  83.  §.  8.)  eingegangen 
werden. 

Art.  2. 

§.  1.  Die  kirchliche  Eingehung  der  Ehe,  sowie  deren  Bedingungen  und 
Folgen  werden  durch  dieses  Gesetz  nicht  berührt. 

§.  2.  Hinsichtlich  der  bürgerlichen  Eingehung  der  Ehe  treten  die  fol- 
genden näheren  Bestimmungen  ein. 

Zweiter  Abschnitt.  Besondere  Bestimmungen. 
III.  Von  dem  Aufgebote. 

Art.  5. 

§.  !•  Vor  Eingehung  der  Ehe  sollen  die  Brautleute  öffentlich  aufge- 
boten werden. 

§.  2.  Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  von  dem  Amte  (Stadtmagistrate) 
des  Wohnorts  eines  jeden  der  Brautleute  zu  erlassende  Bekanntmachung, 
welche  am  Sitze  des  Amts  (Stadtmagistrats)  und  in  der  Gemeinde  eines  jeden 
der  Brautleute  an  dem  für  obrigkeitliche  Bekanntmachungen  bestimmten 
Orte  yierzehn  Tage  lang  angeschlagen  sein  muss. 

§.8.  Hat  eine  der  aufzubietenden  Personen  ihren  Wohnort  in  den  letz- 
ten sechs  Monaten  Terftndert,  so  muss  das  Aufgebot  auch  in  der  Gemeinde 
des  früheren  Wohnorts  geschehen. 

Art.  6. 

Der  Anschlag  muss  die  Vor-  und  Familiennamen ,  den  Stand  oder  das 
Gewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute,  sowie  ihrer  Eltern  oder  Vor- 
münder enthalten. 

Art.  7. 

Auf  dem  Anschlage  ist  Tag  und  Stunde  der  Anheftung  und  der  Wieder- 
abnahme, sowie  das  ununterbrochene  Aushängen  desselben  zu  attestiren. 

Art  8. 

§.  1.  Vor  dem  dritten  Tage  nach  Ablauf  der  Anschlagsirist  (Art.  5.)  darf 
die  Ehe  nicht  eingegangen  werden. 

§.  2.  Ist  die  Ehe  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  Ablauf  der  An- 

schlagsfrist  eingegangen,  so  bedarf  es  zur  Eingehung  derselben  eines  neuen 

Aufgebots. 

Art.  9. 

§.  1.  Es  kann  eine  Abkürzung  der  Anschlagsfrist  gestattet  oder  Ton 
dem  Aufgebote  gänzlich  dispensirt  werden  (Art.  28.). 

§.  2.  Die  Wirkung  der  Dispensation  von  dem  Aufgebote  ist  erloschen, 
wenn  nicht  innerhalb  sechs  Monaten  nach  deren  Ertheilung  die  Ehe  einge- 
gangen ist. 
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Art.  10. 
Ist  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  das  Vorhandensein  eines  Ehehinder- 
nisses bekannt,  so  hat  dasselbe  das  Aufgebot  su  yerweigem,  es  wire  denn, 
dass  das  Ehehhidemiss  (Art  4.)  in  einem  früher  eingegangenen  EheTerlöb- 
nisse  begründet  w&re. 

IV.   Von  der  Einsage  gegen  die  Eingehung  einer  Ehe. 

Art  11. 
Nur  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses  (Art  4.)  begründet  das 
Hecht  gegen  die  Eingehung  einer  Ehe  Einsage  tu  erheben. 

Art.  12. 
Vor  erfolgtem  Aufgebote  einer  Ehe  ist  die  Einsage  gegen  die  Ein- 
gehung derselben  imzulässig. 

Art.  18. 
Die  Einsage  geschieht  bei  einem  der  Aemter  (Stadtmagistrate),  weiche 
das  Aufgebot  erlassen  haben ,  mündlich  zu  Protokoll  entweder  in  Person 
oder  durch  einen  mit  gehörig  beglaubigter  Specialvollmacht  versebeneu 
BeToUmächtigten. 

Art  14. 
§.  1.   Der  die  Einsage  Erhebende  muss  zugleich  den  Grund  derselben 
angeben. 

§.  2.  Führt  derselbe  keinen  Qrund  an ,  welcher  an  sich  zu  der  Einsage 
berechtigen  würde,  so  hat  das  Amt  (Stadtmagistrat)  denselben  damit  sofort 
zurückzuweisen . 

§.  S.  Gegen  die  Zurückweisung  kann  bei  dem  dem  Amte  (Stadtmagi- 
strate) unmittelbar  vorgesetzten  Gerichte  Beschwerde  erhoben  werden,  au 
welchem  Zwecke  dem  Zurückgewiesenen  auf  Verlangen  das  die  erhobene 
Einsage  und  deren  Zurückweisung  enthaltende  Protokoll  einzuh&ndigen  ist. 
Die  Eingehung  der  Ehe  wird  durch  die  Beschwerde  nicht  eher  auigdbalten, 
als  bis  von  dem  zuständigen  Gerichte  die  Einsage  für  zulässig  erklfirt  und 
die  desfallige  Verfügung  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  zugegangen  ist. 

§.  4.  Gegen  eine  die  Zurückweisung  bestätigende  Verfugung  findet 
weitere  Beschwerde  nicht  statt. 

Art  15. 
Das  Amt  (Stadtmagistrat)  hat  die  von  ihm  angenommene  oder  von  dem 
zuständigen  Gerichte  für  zulässig  erklärte  Einsage  demjenigen,  gegen  wei- 
chen dieselbe  gerichtet  ist,  zuzustellen. 

Art  16. 
Vor  Beseitigung  der  Einsage  darf  die  Ehe  nicht  geschlossen  werden. 

Art  17. 
Die  Einsage  wird  beseitigt :  , 

a)  durch  freiwillige  Zurücknahme,  welche  in  derselben  Weise  erfolgt, 
wie  die  Einsage  erhoben  wird,  oder 

b)  durch  gerichtliches  Erkenntniss,  oder 

c)  durch  Erlöschung,  welche  eintritt,  weon  nicht  innerhalb  14  Tagen, 
von  dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem  die  Einsage  erhoben,  beziehungs- 
weise die  dieselbe  zulassende  gerichtliche  Verfügung  demjenigen ,  v^elcher 
die  Einsage  oder  Beschwerde  erhoben,  zugegangen  ist,  dem  Amte  (Stadt- 
magistrate) die  Anstellung  einer  Klage  durch  eine  gerichtliche  Bescheini- 
gung nachgewiesen  wird. 

V.  Von  der  Eingehung  der  Ehe. 

Art.  18. 
Die  Eingehung  der  Ehe  erfolgt  vor  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  des 
Wohnortes  eines  der  Brautleute. 
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Art.  19. 
Vor  Eingehung  der  Ehe  müssen  dem  Amte  (Stadtmagistrate) ,  vor  wel- 
chem dieselbe  eingegangen  werden  soll, 

a)  gehörig  beglaubigte  Geburtsscheine  beider  Brautleute  eingeliefert, 
oder  wenn  dieses  nicht  möglich  oder  mit  zu  grossen  Schwierigkeiten  yer- 
bunden  ist,  durch  andere  schriftliche  Beweise  oder  durch  wenigstens  zwei 
unyerdächtige  Zeugen,  die  über  die  Geburt  gemachten  Angaben  als  richtig 
nachgewiesen, 

b)  insoweit  die  Einwilligung  dritter  Personen  zur  Eingehung  der  Ehe 
erforderlich  ist,  diese  entweder  von  den  Letztem  persönlich  erklärt  oder  in 
öffentlicher  glaubhafter  Form  nachgewiesen  und 

c)  wenn  auch  ausserhalb  des  Bezirks  des  Amts  (Stadtmagistrats)  Auf- 
gebote erfolgt  sind,  die  gehörig  attestirten  Anschläge  (Art  7.)  mit  der  Be- 
scheinigung, dass  keine  zulässige  Einsage  erhoben  oder  dieselbe  beseitigt 
und  dem  .^te  (Stadtmagistrate)  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses 
nicht  bekannt  sei,  beigegeben  werden. 

•  Art  20. 

§.  1.  Wird  die  Einwilligung  zur  Eingehung  der  Ehe  Ton  Seiten  der  Eltern, 
der  Vormünder  oder  Curatoren  ohne  genügende  Gründe  verweigert,  so  kann 
auf  Ertheiiung  derselben  bei  den  ordentlichen  Gerichten  geklagt  werden. 

§.  2.  Gegen  die  Entscheidung  des  Gerichts  findet  eine  einmalige  Be- 
rufung an  die  höhere  Instanz  statt. 

Art.  21. 

§.1.  Ist  dem  Amte  (Stadtmagistrate),  vor  welchem  die  Ehe  einge- 
gangen werden  soll,  das  Vorhandensein  eines  Ehehindemisses  bekannt, 
oder  sind  die  Bedingungen  des  Art.  19.  nicht  erfüllt,  so  hat  dasselbe  seine 
Mitwirkung  zur  Eingehung  der  Ehe  zu  verweigern. 

§.  2.  Ein  früheres  Eheverlöbniss  soll  jedoch  nur  berücksichtigt  werden, 
wenn '  dasselbe  durch  Einsage  geltend  gemacht  und  die  Einsage  nicht  be- 
seitigt ist 

Art.  22. 

§.1.  Die  Form  der  Eingehung  der  Ehe  besteht  darin,  dass 

a)  öffentlich  in  dem  Amtsiocale  des  betreffenden  Amts  (Stadtmagistrats) 
in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen  die  Brautleute  dem  Beamten  auf  Befragen 
einzeln  und  nach  einander  die  Erklärung  geben,  dass  sie  sich  ehelichen 
wollen  und 

b)  der  Beamte  darauf  „im  Namen  des  Gesetzes  erklärt,  dass  jene  beiden 
nunmehr  ehelich  yerbunden  sind^^ 

§.  2.  Auf  Ansuchen  der  Brautleute  erfolgt  die  Eingehung  der  Ehe  in 
einer  Privatwohnung. 

Art.  28. 

§.  1.  Unmittelbar  nach  Eingehung  der  Ehe  wird  darüber  in  Gegenwart 
der  Ehegatten  und  der  Zeugen  von  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  eine  Ur- 
kunde aufgenommen,  welche  enthalten  muss: 

a)  den  Vor-  und  Familiennamen ,  den  Stand  oder  das  Gewerbe  und  den 
Wohnort  der  Ehegatten ,  ihrer  Eltern  und  der  Zeugen ,  sowie  das  Alter  und 
den  Geburtsort  der  Ersteren ; 

b)  die  Angabe  der  Bescheinigung  über  die  an  den  yerschiedenen  Wohn- 
orten stattgefundenen  Aufgebote  (Art.  7.)  und  der  etwa  gestatteten  Abkür- 
zung der  Anschlagsfrist,  oder  der  ertheilten  Dispensation  von  dem  Auf- 
gebote (Art.  9.  §.  1.); 

c)  die  Angabe,  dass  keine  Einsage  erhoben  und,  falls  dieses  geschehen, 
wie  dieselbe  beseitigt  sei; 

d)  in  denjenigen  Fällen ,  in  welchen  die  Einwilligung  dritter  Personen 
zur  Eingehung  der  Ehe  erforderlich  ist,  die  persönlich  abgegebene  einwil- 

rrU'dbcrg,  Eh<>schliessttH(f.  ^Q 
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ligende  Erklärung  der  betreffenden  Personen  oder  die  Erwähnung,  wie  die- 
selbe beigebracht  sei; 

e)  die  Erklärung  der  Brautleute ,  dass  sie  sich  einander  zu  Ehegatten 
nehmen,  und  die  von  dem  Amte  erfolgte  Verkündigung  ihrer  ehelichen  Ver- 
bindung; endlich 

f)  muss  die  Urkunde  nach  geschehener  Vorlesung  von  den  Neaver- 
ehelichten  und  den  Zeugen  unterschrieben  werden. 

§.  2.  Die  beigebrachten  Bescheinigungen  sind  der  Urkunde  als  An- 
lagen beizufügen,  und  ist  mit  derselben  ebenso  wie  mit  den  sonstigen  Tor 
dem  Amte  (Stadtmagistrate)  aufgenommenen  Acten  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit zu  yerfahren. 

Art.  24. 

§.1.  Das  Amt  (Stadtmagistrat)  hat  den  zur  Führung  der  Kirchenbücher 
berechtigten  Geistlichen,  zu  deren  Kirchengemeinde  die  Ehegatten  ge- 
hören, falls  sie  abec  zu  keiner  der  anerkannten  Beligionsgenossenschaften 
gehören,  in  den  Kreisen  Vechta  und  Cloppenburg  dem  katholischen,  in  den 
übrigen  Landestheilen  dem  protestantischen  Pfarrer  ihres  Wohnorts  eine 
beglaubigte  Abschrift  der  über  die  Eingehung  der  Ehe  aufgenommenen 
Urkunde,  zur  Eintragung  in  das  Kirchenbuch  zu  übersenden. 

§.  2.  Der  betreffende  Geistliche  ist  Terpflichtet,  die  Tor  dem  Amte 
(Stadtmagistrate)  eingegangene  Ehe  unentgeltlich  in  das  Kirchenbuch  ein- 
zutragen. 

Vn.   Zuständigkeit  der  Behörden. 

Art.  26. 

Für  die  Verlöbniss-  und  Ehestreitigkeiten  sind  die  ordentlichen  bürger- 
lichen Gerichte  des  Wohnorts  des  beklagten  Theils  zuständig. 

Art.  27. 

Ueber  die  Verweigerung  des  Aufgebots  (Art  10.)  und  der  Mitwii^ung 
der  Eingehung  der  Ehe  (Art.  21.)  von  Seiten  des  Amts  (Stadtmagiatrats) 
geht  die  Beschwerde  an  das  dem  Amte  (Stadtmagistrate)  unmittelbar  Tor- 
gesetzte  Gericht  und  gegen  dessen  Entscheidung  an  die  nächstfolgende 
Instanz. 

Art.  28. 

§.  1.  Die  Gesuche  um  Dispensation  sind  bei  dem  zuständigen  Amte 
(Stadtmagistrate)  einzureichen  iind  von  diesem  an  die  Justizkanslei  einzu- 
senden. 

§.  2.  Gesuche  um  Dispensation  Ton  Ehehindemissen ,  in  so  weit  nach 
den  für  die  Protestanten  bestehenden  Bestimmungen  eine  Dispensation 
überall  zulässig  ist,  können  nur  durch  den  Grossherzog  bewilligt  werden; 
die  Gesuche  um  Dispensation  von  der  Trauer-,  der  Advents-  und  der  Fasten- 
zeit, sowie  vom  Aufgebote,  oder  um  Abkürzung  der  Anschlagsfrist  werden 
durch  die  Justizkanzlei  erledigt 

§.  3.  Hinsichtlich  der  Dispensation  von  den  sonstigen  Ehehindemisseii 
und  Ehebeschränkungen  kommen  die  desf&Uigen  gesetzlichen  Bestim- 
mungen zur  Anwendung. 

VIII.   Von  den  Sportein. 

Art.  29. 

§.  1.  Hinsichtlich  der  wegen  der  Aufgebote  und  der  Eingehung  der 
Ehe  erforderlichen  Verhandlungen  und  Ausfertigungen,  sowie  hinsichtlich 
der  Dispensationsgesuche  und  der  Verlöbniss-  und  Ehestreitigkeiten  kom- 
men die  för  die  betreffenden  Behörden  bestehenden  Sporteintaxen  und 
sonstigen  Vorschriften  zur  Anwendung. 

Für  die  Eingehung  der  Ehe  in  einer  Privatwohnung  (Art.  21.  §.  2.)  ist 
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ausser  den  gewöhnlichen  SporteUi  1  Rthlr.  in  die  betreffende  Amtssportehi- 
kasse  zu  zahlen.' 

§.2.  Zu  der  über  die  Eingehung  der  Ehe  aufzunehmende  Urkunde  soll 
ein  Stempelbogen  zu  4  gr.  genommen  werden. 

3.  Hamburg, 
a.  Provisorische  Verordnang  y.  24.  October  1851. 

(Siehe  oben  S.  676.) 

§.  1.   Das  bestehende  Verbot  der  Ehe  zwischen  Christen  und  Juden  ist  ^ 
in  Hamburg  und  dessen  priTativem  Gebiete  aufgehoben. 

§.  2.  Die  Erlaubniss  zur  Eingehung  einer  solchen  Ehe  wird,  sowohl  für 
die  Stadt  als  für  die  Vorstädte  und  für  das  Landgebiet,  bei  der  Wedde  nach- 
gesucht, und  nach  den  Vorschriften  des  bestehenden  Eherechts  und  der 
sonstigen  die  Eingehung  von  Ehen  betreffenden  gesetzlichen  Verfügungen 
ertheilt 

Würde  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Verfügungen  die  Erlaubniss 
zur  Eingehung  einer  derartigen  Ehe  nicht  von  dem  Weddeherm,  sondern 
von  einem  der  Herren  Patrone  der  Vorstädte  oder  von  einem  der  beiden 
Landherren  erforderlich  sein ,  so  ist  der  Wedde  ein  Attest  der  competenten 
vorstädtischen  oder  Land-Behörde  darüber,  dass  der  Ehe  von  Seiten  des 
Patronats  oder  der  Landherrschaft  nichts  entgegenstehe,  beizubringen. 

§.  8.  Statt  der  in  anderen  Fällen  erforderlichen  kirchlichen  Prodama- 
tion  erfolgt  eine  Bekanntmachung  der  Wedde  in  einem  öffentlichen  Blatte 
nach  Maassgabe  der  deshalb  bestehenden  Vorschriften,  die  Eingehung  der 
Ehe  selbst  aber  durch  Erklärung  der  Betheiligten  vor  dem  Weddeherm 
und  durch  dessen  Bestätigung. 

§.  4.  Eine  dergestalt  eingegangene  Ehe  ist  hinsichtlich  ihrer  Rechts- 
gultigkeit  und  aller  ihrer  rechtlichen  Folgen  einer  durch  kirchliche  Ein- 
segnung vollzogenen  Ehe  gleich,  und  daher  auch  die  in  solcher  Ehe  erzeug- 
ten Kinder  für  eheliche  zu  achten. 

Eine  kirchliche  Proclamation  ist  bei  einer  solchen  Ehe  so  wenig  noth- 
wendig  als  eine  kirchliche  Einsegnung  oder  eine  Eintragung  der  Namen  der 
Ehegatten  in  die  christlichen  Kirchenbücher  oder  in  die  Trauregister  der 
Judengemeinde. 

Die  Wedde  führt  eigene  Register  über  die  Proclamation  und  Abschlies- 
8ung  derartiger  Ehen,  und  ertheilt  die  darauf  bezüglichen  Protokollauszüge 
gegen  eine  festzustellende  Gebühr  und  Stempel. 

§.  5.  Der  eine  Christin  heirathende  Israelit  muss  jedesmal  vor  seiner 
Verheirathung  das  Bürger-  oder  Landbürgerrecht  oder  die  Schutzverwandt- 
schaft nach  Maassgabe  der  provisorischen  Verordnung  in  Bezug  auf  die 
Israeliten  vom  23.  Februar  1849.  gewinnen,  und  mithin  namentlich  vorher 
den  Vorschriften  der  Artikel  1.  und  2.  der  letztgedachten  Verordnung  nach- 
kommen. 

§.  6.  Die  Bestimmung,  in  welcher  Religion  die  Kinder  zu  erziehen  sind, 
bleibt  der  Uebereinkunft  der  Eltern  überlassen;  doch  ist,  zur  Vermeidung 
künftiger  Ungewissheit  darüber,  bei  Eingehung  der  Ehe  der  Wedde  eine 
Anzeige  davon  zu  machen  und  zu  Protokoll  zu  nehmen.  Von  dieser  Be- 
stimmung darf,  bis  die  Kinder  das  Alter  erreichen ,  wo  sie  selbst  darüber 
entscheiden  können,  nur  durch  Uebereinkunft  beider  Ehegatten  abgewichen 
werden.  Namentlich  dient  diese  Bestimmung  bei  einer  etwa  eintretenden 
Bevormundung  der  Kinder  zur  Richtschnur. 

§.15.  Ehen  dieser  Art,  die  schon  bisher  im  Auslande  geschlossen  wor- 
den, sind  als  rechtmässige  Ehen  anzusehen,  und  zwar  vom  Tage  ihrer 
erweislichen  Eingehung  an,  wenn  die  Ehegatten  die  erfolgte  Schliessung 
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derselben  innerhalb  drei  Monaten  vom  Tage  der  Publication  dieses  (vesetse« 
bei  der  Wedde  anzeigen  und  gehörig  nachweisen,  und  diese  sodann  bei 
ihrer  Genehmigung  kein  gesetzlich  begründetes  Bedenken  findet  Hinsicht- 
lich der  Eintragung  dieser  Ehen  in  dieWedderegister  wird  sodann  nach  §.4. 
Terfahren. 

§.  16.  Für  das  Amt  Ritzebüttel  erfolgt  die  Nachsuchung  solcher  Ehen 
und  die  Eintragung  der  Kinder  in  desfalis  zu  haltende  Geburtsregister  bei 
dem  dortigen  Herrn  Amtmanne,  welcher  daselbst  die  Functionen  der  Wedde 
nach  Maassgabe  dieser  Verordnung  wahrnimmt. 

b.  Gesetz  ▼.  1.  Juli  1861. 

(Siehe  oben  8.  S76.) 

§.  1.  Die  Trauung  durch  einen  Geistlichen  einer  der  Religionsgemein- 
echaften,  welche  vom  Staate  als  hierzu  berechtigt  anerkannt  werden,  be- 
gründet wie  bisher  die  bürgerliche  Rechtsgültigkeit  einer  Ehe. 

§.  2.  Mit  der  gleichen  Rechtsgültigkeit  kann  eine  Ehe ,  deren  Ein- 
gehung nach  den  Vorschriften  des  bestehenden  Eherechts  und  der  sonstigen 
darauf  bezüglichen  Verfügungen  zul&ssig  ist,  Tor  den  im  §.  4.  dieses  Gesetzes 
dafür  verordneten  Behörden  als  Civilehe  geschlossen  werden. 

§.  8.  Statt  der  in  anderen  Fällen  erforderten  kirchlichen  Proclamaüon 
erfolgt  vor  Eingehung  der  Civilehe  die  amtliche  Bekanntmachung  in  einem 
öffentlichen  Blatte  nach  Maassgabe  der  desfalis  bestehenden  VorschrifteUf 
die  Eheschliessung  selbst  aber  durch  Erklärung  der  Betheiligten  Tor  der 
zuständigen  Behörde  und  durch  deren  Bestätigung. 

In  der  Bekanntmachung  f&llt  bei  dem  Namen  der  Braut  die  bisher  hier 
übliche  Unterscheidung  fort. 

§.  4.  Die  Eingehung  einer  solchen  Ehe  geschieht  in  der  Stadt  Tor  dem 
Weddeherm ,  in  den  Vorstädten  und  dem  Landgebiete  vor  dem  resp.  Pa- 
trone oder  Landherm,  im  Amte  Ritzebüttel  vor  dem  dortigen  Amtmanne. 
Die  Zuständigkeit  richtet  sich  nach  der  Wohnung  der  Braut,  und  wenn  die- 
selbe auf  fremdem  Gebiete  wohnt,  nach  der  Wohnung  des  hiesigen  Bräu- 
tigams. 

§.  5.  Jede  der  im  §.  4.  genannten  Behörden  hat  eigene  Register  über  die 
Proclamallon  und  Abschliessung  der  von  ihr  eingegangenen  Ehen  zu  fuhren, 
und  daraus  beglaubigte  Protokollauszüge  gegen  eine  festgesetzte  Gebühr  zu 
ertheilen. 

§.  6.  Dem  Abschlüsse  einer  Civilehe  kann  die  kirchliche  TVauung  jeder 
Zeit  nachfolgen  gegen  Einlieferung  des  jenen  Abschluss  documentirenden 
Protokollauszuges  an  den  betreffenden  Geistlichen. 

4.  Anhalt -Dessau, 
a.  Gesetz  v.  24.  September  1849. 

(Siehe  oben  8.  679.) 

Abschnitt  HI.    „Von  dem  Aufgebote,  von  Schliessung  der 
Ehe  und  von  den  Heirathsurkunden*'. 

§.  84.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  der  Ehe  hängt  von  Vollziehung  des 
Civilactes  ab.  Eine  kirchliche  Trauung  darf  erst  nach  Vollziehung  des 
Civilactes  stattfinden. 

§.  85.  Religionsdiener,  welche  eine  Trauung  früher  vornehmen,  haben 
eine  Geldstrafe  von  5—50  Thlm.  und  in  Wiederholungsfllllen  Gef&ngniss* 
strafe  bis  zu  6  Monaten  verwirkt. 

Diese  Strafen  sind  auf  Antrag  des  Staatsanwaltes  von  den  competenten 
Gerichten  auszusprechen. 

§.  86.  Der  Schliessung  einer  Ehe  muss  das  Aufgebot  vorausgehen. 
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Dasselbe  geschieht  durch  eine  Bekanntmachung,  welche  Ton  dem  Personen- 
stands-Beamten des  Wohnorts  der  Brautleute,, oder,  wenn  diese  in  yerschie- 
denen  Bezirken  wohnen,  von  dem  Personenstands-Beamten  eines  jeden 
dieser  Bezirke  erlassen  wird.  Hat  eine  der  au&ubietendcD  Personen  in  den 
letzten  sechs  Monaten  ihren  Wohnsitz  geändert,  so  muss  das  Aufgebot  auch 
durch  die  Personenstands-Beamten  des  oder  deijenigen  Orte  erfolgen,  wo 
der  Aufzubietende  in  den  letzten  sechs  Monaten  dauernd  gewohnt  hat. 

Wenn  ein  Aufzubietender  in  den  letzten  sechs  Monaten  im  Auslande 
^wohnt  hat,  so  muss  das  Aufgebot  im  Auslande  nach  den  dort  geltenden 
Vorschriften  erfolgen  und  Nachweisung  darüber  beigebracht  werden, 
dass  daselbst  Ehehindemisse  in  Betreff  der  Aufzubietenden  nicht  bekannt 
seien. 

§.  87.  Die  an  der  Stelle  des  kirchlichen  Aufgebots  eintretende  Bekannt- 
machung muss  Yor  der  äusseren  Thüre  des  zur  öffentlichen  Anheftung  obrig- 
keitlicher Bekanntmachungen  bestimmten  Gebäudes,  in  Städten  vor  der 
Thure  desRathhauses,  gehörig  geschützt,  vierzehn  Tage  lang  ausgehängt 
bleiben. 

Sie  muss  die  Vornamen,  Familiennamen,  das  Alter,  den  Stand  oder  das 
Gewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute,  sowie  Vornamen,  Familien- 
namen, Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort  der  Eltern  enthalten. 

Der  Personenstands-Beamte  hat  über  die  Anheflung  und  Abnahme  der 
Bekanntmachung  einen  protokollarischen  Vermerk  in  das  Aufgebotsregister 
einzutragen,  worin  ausser  dem  Inhalte  der  Bekanntmachung,  Tag  und 
Stunde  der  Anheftung,  sowie  der  Abnahme,  ausgedrückt  sein  muss. 

Die  Ehe  darf  nicht  früher  geschlossen  werden,  als  nach  Abnahme  der 
Bekanntmachung. 

Ausserdem  ist  durch  eine  kurze  Bekanntmachung  in  dem  betreffenden 
amtlichen  Blatte  gleichzeitig  mit  der  öffentlichen  Anheftung  auf  das  ausge- 
hängte Aufgebot  hinzuweisen.  Die  Insertionskosten  sind  -Yon  den  Braut- 
leuten zu  tragen. 

§.  S8.  Ist  die  Ehe  innerhalb  eines  halben  Jahres  nach  Ablauf  der  für  das 
Aufgebot  bestimmten  Frist  nicht  abgeschlossen ,  so  ist  ein  neues  Aufgebot 
¥or  Eingehung  der  Ehe  erforderlich. 

§.  89.  Die  Staatsregierung  ist  befugt,  aus  dringenden  Gründen  eine 
Abkürzung  der  Frist  zum  Aufgebote  zu  gestatten ,  oder  Tom  letzteren  gänz- 
lich zu  dispensiren.  Diese  Erlaubniss  oder  Dispensation  muss  in  der  Hei- 
rathsurkunde  erwähnt  und  zu  den  Belegen  des  Registers  genommen  werden. 

§.  40.  Dem  Personenstands-Beamten,  Tor  welchem  die  Ehe  geschlossen 
werden  soll,  müssen  die  zur  Eingehung  derselben  gesetzlich  nothwei^digen 
Erfordernisse  nachgewiesen  werden.  Insbesondere  haben  beide  Brautleute 
beglaubigte  Abschriften  der  Geburts-Urkunden  beizubringen ,  sofern  der 
gedachte  Beamte  die  betreffenden  Geburtsregister  nicht  selbst  in  Verwah- 
rung hat. 

§.41.  Ist  es  einem  der  Brautleute  unmöglich ,  die  Greburts-Urkunde  zu 
beschaffen,  so  kann  er  dieselbe  durch  eine  von  dem  Gerichte  seines  Geburts- 
oder Wohnorts,  oder  vor  demPersMienstands-Beamten,  vor  welchem  die 
Ehe  geschlossen  werden  soll,  vor  wenigstens  zwei  grossjährigen  Personen, 
männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts ,  zu  Protokoll  gegebene  und  durch 
Handschlag  an  Eidesstatt  betheuerte  Erklärung  ersetzen,  worin  Vornamen, 
Familiennionen,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort  desselben,  sowie  seiner 
Eltern,  wenn  sie  bekannt  sind,  femer  der  Ort  und,  soviel  möglich,  der  Zeit- 
punkt der  Geburt,  auch  die  muthmaassliche  Ursache,  weshalb  die  (Geburts- 
urkunde mangelt,  anzugeben  ist. 

§.  42.  Die  Einwilligung  der  Eltern  der  Brautleute  oder  sonstiger  Per- 
sonen ,  deren  Einwilligung  erforderlich  ist,  muss  entweder  persönlich  beim 
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Vortrage  der  Heirathsurkunde  (§.  53.)  etklärt,  oder  durch  gerichtliches  oder 
notarielles  Attest  nachgewiesen,  oder  es  muss  darüher  von  dem  competenten 
Personenstands-Beamten,  wofür  sowohl  deijenige,  vor  welchem  die  Ehe 
geschlossen  wird,  als  deijenige  gelten  soll,  in  dessen  Bezirke  die  Eltern 
wohnen,  eine  besondere  Verhandlung  vor  zwei  Zeugen  aufgenommen  werden. 
§.  43.  Von  den  unbedeutenden  Abweichungen,  welche  sich  in  den  als 
Beweisstücke  beigebrachten  Urkunden  vorfinden,  beispielsweiae  von  ver- 
schiedener Schreibart  des  Familiennamens,  oder  von  einer  Verschiedenheit 
in  den  Vornamen,  kann  abgesehen  werden,  wenn  wenigstens  zwei  grosse 
jährige  Personen,  männlichen  oder  weiblichen  Geschlechts,  in  einer  von 
dem  Personenstands-Beamten,  vor  welchem  die  Ehe  geschlossen  werden 
soll,  aufzunehmenden  Verhandlungen  die  Identität  bekunden. 

Ist  die  Beibringung  von  zwei  Zeugen  nicht  möglich,  so  ist  der  Nachweis 
der  Identität  auf  andere  Weise  zu  führen,  und  die  Staats-Regierung  ent- 
scheidet dann,  nach  Anhörung  des  Staats-Anwaites,  über  die  Zulftnglichkeit 
des  Nachweises. 

§.  44.  Wer  gegen  eine  beabsichtigte  Ehe  Einspruch  erheben  will ,  hat 
denselben,  unter  Angabe  der  Gründe,  entweder  selbst,  oder  durch  einen 
Spezial-BevoUmächtigten,  dem  Personenstands-Beamten,  welcher  das  Auf- 
gebot erlassen  hat,  mündlich  zu  Protokoll  zu  erklären,  oder  mittelst  einer 
öffentlichen  beglaubigten  Urkunde  anzubringen. 

§.  45.  Ueber  den  erhobenen  Einspruch  hat  derPersonenstands-Beamte 
unverzüglich  in  dem  Register  der  Aufgebote  einen  Randvermerk  zu  machen^ 
auch  die  Brautleute  bald  möglich  zu  benachrichtigen,  und  ihnen  auf  Ver- 
langen beglaubigte  Abschrift  des  Einspruchs  zu  ertheilen. 

§.  46.  Der  Peraonenstands-Beamte  darf  die  Ehe  nicht  schliessen  lassen,, 
bevor  der  erhobene  Einspruch  beseitigt  ist. 

§.  47.  Der  Einspruch  kann  in  derselben  Form,  in  welcher  er  anzumelden 
ist,  zurückgenommen  werden. 

Erfolgt  keine  freiwillige  Zurücknahme  des  Einspruchs,  so  kann  dei^ 
selbe  nur  durch  richterliches  Erkenntniss,  welches,  mit  dem  Atteste  der 
Rechtskraft  versehen,  in  beglaubter  Abschrift  beizubringen  ist,  beseitigt 
werden.  Jedoch  gilt  der  Einspruch  für  erloschen,  wenn  nicht  binnen  vier- 
zehn Tagen  von  Erhebung  des  Einspruches  an ,  dem  Personenstands-Be- 
amten die  Anstellung  einer  Klage  durch  gerichtliches  Attest  nachgewiesen 
wird. 

Wegen  Bestrafung  eines  freventlich  erhobenen  Einspruches  verbleibt 
es  bei  den  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen. 

§.  48.  Wenn  ein  Einspruch  auf  einem  der  in  §.  46.  gedachten  Wege  be- 
seitigt oder  erloschen  ist,  so  ist  hierüber,  unter  Erwähnung  der  darauf  be- 
züglichen Urkimden,  wenn  solche  vorhanden  sind,  am  Rande  des  Registers 
für  die  Aufgebote  Vermerk  zu  machen;  auch  sind  die  betreffenden  Uzkundm 
zu  den  Belegen  zu  nehmen. 

§.  49.  Wenn  das  Aufgebot  in  mehreren  Gemeinden  ergangen  ist,  so 
haben  die  BetheiKgten  von  den  verschiedenen  Personenstands-Beamten 
Atteste  darüber  beizubringen,  dass  keine  Einsprüche  erfolgt  oder  dass  die- 
selben beseitigt  sind. 

Diese  Atteste  dürfen  nicht  eher  ausgestellt  werden ,  als  nach  Abnahme 
der  Bekanntmachung. 

§.  50.  Die  Schliessung  der  Ehe  steht  nur  dem  Personenstands-Be- 
amten des  Wohnorts  eines  der  beiden  Brautleute  zu. 

§.51.  Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  öffentlich  in  dem  Amtslocaie  des 
Personenstands-Beamten  in  Gegenwart  von  mindestens  zwei  Zeugen : 

a)  diurch  die  an  die  Brautleute  einzeln  und  nach  einander  gerichtete 
feierliche  Frage  des  Personenstands-Beamten: 
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„Erklären  Sie  N.  N.,  dass  Sie  gegenwärtig  die  Ehe  mit  N.N.  eingehen 
wollen?" 

b)  durch  die  bejahende  Antwort  der  Brautleute  —  und 

c)  durch  den  hierauf  folgenden  Ausspruch  des  Personenstands-Beamten: 
„Ich  ertheile  nunmehr  kraft  des  Gesetzes  Ihrer  Ehe  die  bürgerliche 
Gülügkeitl" 

Die  Gültigkeit  der  Ehe  und  ihre  rechtlichen  Folgen  beginnen  mit  dem 
Zeitpunkte  dieses  Ausspruches. 

§.  52.  Auf  Ansuchen  der  Brautleute  muss  die  Vollziehung  des  Civilactes 
gegen  Entrichtung  der  in  dem  beigefügten  Tarif  angegebenen  Gebühren 
auch  in  einer  Privatwohnung  vorgenommen  werden.  In  diesem  Falle  ist 
jedoch  in  der  nach  §.  87.  vor  dem  Amtslokale  anzuheftenden  Bekannt- 
machung die  betreffende  Privatwohnung  anzugeben,  sofern  dies  wegen  der 
Dringlichkeit  des  Falles  nicht  unmöglich  ist. 

§.53.  Die  geschlossene  Ehe  ist  in  dem  Heiraths-Register  protokol- 
larisch zu  beurkunden.    Die  Heiraths-Urkunde  muss  enthalten : 

1)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe,  Geburts- 
und Wohnort  der  die  Ehe  eingehenden  Personen. 

2)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort 
ihrer  Eltern. 

"^  8)  Die  Bescheinigung  des  in  den  verschiedenen  Wohnorten  stattge- 
fundenen Aufgebots. 

4)  Die  Angabe,  ob  ein  Einspruch  erfolgt  sei,  und  eventuell  wie  derselbe 
beseitigt  worden. 

5)  In  den  Fällen ,  in  welchen  ein  Cüonsens  zur  Ehe  gesetzlich  erforder- 
lich ist,  die  einwilligende  Erklärung  der  betreffenden  Personen,  oder  die 
Erwähnung,  dass  und  wie  dieselbe  beigebracht  worden. 

6)  Die  auf  Befragen  des  Fersonenstands-Beamten  abgegebenen  Er- 
klärungen der  Brautleute,  so  wie  die  von  dem  Persouenstands-Beamten  er- 
folgte Verkündigung  ihrer  Verbindung. 

7)  Vornamen,  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohn- 
ort der  zugezogenen  Zeugen. 

§.  2.  Die  Staudesbücher  sind  in  jeder  Gemeinde  von  dem  Vorstande 
derselben  zu  führen,  insofern  nicht  wegen  mangelnder  Bef&higung  des  Vor- 
standes die  Führung  der  Standesbücher  besonderen  Personenstands- 
Beamten  zu  übertragen  ist,  welche  auch  fär  mehrere  nahe  an  einander  gele- 
gene Gemeinden  bestellt  werden^ können.  Die  Anstellung  geschieht  mit 
Genehmigung  des  Kreisdirectors  vom  Gemeinderathe. 

Die  Aufsicht  über  die  Führung  der  Standesbüoher  steht  dem  Kreis- 
director  und  der  Staatsregierung  nach  Vorschrift  der  Gemeindeordnung  zu. 

§.  4.  Alle  Register  (bis  auf  das  für  Aufgebote)  in  2  Exemplaren  zu  fahren. 

§.  5.  Auf  Kosten  der  Gemeinde  zu  beschaffen. 

§.  6.  Zu  paraphiren. 

§.7.  In  protokollarischer  Form  zu  führen. 

§.11.  Mit  dem  Kalenderjahre  zu  schliessen. 

§.  13.  An  die  Regierungen  zu  übersenden  und  in  dem  Archive  zu  de- 
poniren.    Das  zweite  Exemplar  Im  Gemeindearchive. 

b.  Verordnung  v.  14.  Januar  1850. 

(Siehe  oben  8.  679.)^ 

§.  1.  Für  diejenigen  Staatsangehörigen,  welche  die  Ehe  nicht  durch  den 
Civilact,  sondern  lediglich  durch  die  kirchliche  Trauung  zu  schliessen  wün- 

1  Dazu  worden  folgende  Instroctionon  erlaasen,  v.  1.  Februar  1850: 

S.  1.  £b  bleiben  Im  Ganzen  die  bisherigen  Gesetze  nnd  Observanzen  in  kirohlloher  Hin- 


776  Anhang.  Die  deutschen  CiTÜehegesetze. 

sehen,  worden  die  in  dem  3.  Absohn.  d.  Ges.  t.  24.  Sept.  1849.  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  Civilehe  bis  zur  yerfassungsmässigen  Trennung  der 
Kirche  vom  Staate  suspendirt 

aicht  in  voller ,  nnveränderter  Kraft  ond  Geltung ,  toweit  ai«  nicht  durch  die  beiliegeiadcD 
„ proTlaoriTCben  BeaÜmmongen  "  modldcirt  werden,  nnd  heben  die  Oetetllchen  anf  geMSiig« 
Beobachtang  derselben  xu  halten ,  Jedoch  Couflicte  mOglichat  an  Tenneiden ,  in  bedenkltchcB 
FiUen  aber  bei  HenogUchem  ConBlstorlom  anxafragen. 

f.  S.  Ea  find  natttrlich  nnr  Chriaten  an  tränen  nnd  andi  nnr  aolehe  ala  Tkafkengen  sozn* 
laaaen. 

f.  S.  Hinsichtlich  der  Tranang  sind  Einsprüche  nicht  Idrchlicher  Nator  an  die  betreffen- 
den bürgerlichen  Behörden  an  venr eisen,  nnd  Ist  die  spitere  UrefaUche  Elnacgnang  g«- 
•chloaaener  Olvilehen  aof  keine  Weise  an  erschweren. 

f.  4.  Die  FrSsentatton  xom  UrchUdieA  Anfjsebote  hat  nnr  der  Pfamr  der  Brant  wm 
besorgen. 

§.  6.  Der  Brftotigam  meldet  sich  wegen  des  Anfgel>ots  und  der  IVannng  annlchat  bei 
seinem  Pfarrer.  Dieser  erthellt  Ihm  darüber  Auskunft,  weiche  Bescheinigungen  (in  Betreff 
der  Geburt,  der  Taufe,  der  Conflrmatlon,  der  Einwilligung  der  Eltern  oder  des  Todes  der- 
selben respektive  der  Civllproklamation)  dasa  erforderlich  sind;  er  fertigt  ihm  diejenigen 
Zeugnisse  ans,  welche  er  selbst  erthellen  kann  und  weist  ihn  wegen  alles  Weitem  an  den 
PAurer  der  Braut. 

f.  6.  Das  Pr&sentationsschreiben  mnss  enthalten: 

a)  voUstXndigen  Namen,  Wohnort,  Stand  oder  Gewerbe,  Gebnrts-,  Tanf-  und  Confinna- 
tionstag,  nnd  Ort  beider  Verlobten,  ausserdem  Namen,  Wohnort,  Stand  oder  Gewerbe  beider- 
seiUger  Eltern,  deren  Einwilligung  in  die  Ehe  oder  Angabe  des  Todes  derselben,  resp^tive 
nnr  die  Beaeheinignng  der  Taufe  nnd  Conflrmatlon  der  Verlobten ,  sowie  der  beantragten  nnd 
erfolgten  Civllproklamation ; 

b)  Anordnung  der  Tage  xnm  kirchlichen  Aufgebote ; 

c)  AnfTordernng,  über  das  in  der  Parochie  des  BrKutigams  erfolgte  Aufgebot  rechtaeitig 
au  berichten. 

f.  7.  Wenn  ein  anslSndlscher  Geistlicher  einen  inllLndischen  sum  Anf^eliotA  anfordert, 
so  hat  letsterer  das  kirchliche  Aufgebot  an  veranstalten  nnd  nach  Umstünden  wegen  de*  bür- 
gerlichen Aufgebots  die  Verlobten  an  den  betreffenden  Civilstandsbeamten  au  verweisen. 

§.  8.  Vor  der  kirchlichen  Trauung  ist  eine  Bescheinigung  des  unangefochtenen  Urtüi- 
lichen  Anfgebota,  respektive  des  vollzogenen  Clvilaktes  beizubringen. 

{.  9.  Die  Trauung  hat  der  Pfarrer  der  Braut  an  voUalohon ;  Jedoch  kann  diese  aocb  von 
jedem  andern  Geistlichen  geschehen ,  wenn  Eraterer  eine  Bescheinigung  darüber  ansgcsteJIt 
hat,  dasa  alle  Erfordernisse  zur  klrchliclien  Trauung  erledigt  sind.  Dem  PAurer  der  Bnnt 
ist  in  diesem  Falle  über  die  anderswo  vollzogene  Trannng  ein  pfturamtlichee  Zengnlas  voran* 
legen.    Ein  solches  Zengniss  wird  kostenfrei  ausgestellt. 

f.  10.  Den  Akt  der  Trauung  selbst  haben  die  Geistlichen,  reapekUve  nach  dem  Clvilakte 
in  folgender  Weise  an  vollziehen  s 

a)  mit  der  Frage :  „Wollt  Ihr  den  Ehestand,  in  welchen  Ihr  bereits  (heute,  gealem,  kOn- 
lieh,  l&ngst  etc.)  nach  bürgerlichen  Gesetzen  getreten  seid ,  nun  anch  als  einen  durch  die 
Weihe  der  chrlatiichen  Kirche  geheiligten  nach  dem  Worte  Gottea  führen ,  and  gelobt  Ihr 
Euch  vor  seinem  heiligen  Angesicht  alle  Liebe  und  Treue  nach  dem  Willen  Gottea  nnd  aeinera 
heiligen  Evangelium,  bis  dass  der  Tod  Euch  scheidet?  —  so  antwortet  Ja !  "  —  Hieranf  folgt 

b)  der  Ringwechsel,  wie  bisher.    Danach 

c)  spricht  der  Geistliche  unter  Auflegung  seiner  rechten  Hand  auf  die  anaaminengvlecten 
rechten  Hände  des  Paares  die  Weihe  und  Einsegnung,  mit  folgenden  Worten  achlleaaend: 

„  Als  verordneter  Diener  der  Kirche  Christi  orkiäre  ich  hiemit  Euren  Bund  für  eine  dnvh 
die  christliche  Kirche  geschlossene,  gehelligte  nnd  gesegnete  Ehe  im  Namen  Gottea  des 
Veten,  des  Sohnes  nnd  des  heiligen  Geistes !  ~  Was  Gott  zusammengefügt  hat,  daa  soil  der 
Mensch  nicht  scheiden  l  Amen." 

§.  11.  Anf  VerUngen  haben  die  GeistUchen  über  Jede  kirchliche  Trauung  eine  amtifcbe 
Bescheinigung  auszustellen. 

S.  12.  Wo  die  Küster  die  Kirchenregister  zu  führen  haben,  Ist  der  erste  Prediger  (der 
eigentliche  Pfanrer)  des  Kirchspiels  verpflichtet,  den  ihm  untergeordneten  Küster  mit  den 
betreffenden  Verordnungen  und  Bestimmungen  bekannt  an  machen  und  die  pünktliche  Be- 
folgung denelben  fortwährend  sorgfältig  zu  überwachen. 


Bekanntmachung  an  sämmtliche  evangelische  Geistliche  etc.,  die  Geaetse 

vom  24.  September,  19.  November  1849.  betreffend  etc. 

•» 

Da  die  GeseUe  vom  24.  September  und  19.  November  1849,  nebet  der  tranaitorlichen 
Verordnung  vom  14.  Januar  1850  —  die  Führung  der  SUndesbücher  nnd  die  CivUehe,  reap. 
Verheirathnng  betreffend  —  erlassen  worden  sind ,  so  finden  wir  uns  dadurch  an  folgender, 
im  Ganaen  mit  dem  Hcnogl.  Anhalt-Dessanischen  Consistorlum  an  nöthiger  Conformiat 
übereinstimmender  Bekanntmachung  an  sämmtUche  evangelische  GelaOIehe ,  Kiicfaendlener 
nnd  Gemeinden  des  Landes  veranlasst. 
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§.  2.  Die  Geistlichen  sind  verpflichtet,  jede  von  ihnen  ohne  vorherge- 
gsngenen  Civilact  YoUxogene  Trauung  binnen  48  Standen  bei  25  Thalem 
Strafe  dem  betreffenden  Civilstandsbeamten  schriftlich  anzuzeigen. 

5.  Württemberg, 
a.  Gesetz  r.  1.  Mai  1855. 

(Siehe  oben  S.  683.) 

Erster  Abschnitt  Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Zur  bürgerlichen  Gültigkeit  einer  Ehe  unter  Christen  wird  in 
der  Regel  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  einer  vom  Staate  als  Körper- 
schaft anerkannten  Religionsgesellschaft  erfordert. 

Die  bitherlgen  geietzllchen  Vonchriften  und  Bestimmungea  In  kirchlicher  Hinsicht 
bleiben  Im  Gänsen,  ond  namentlich  inaofem  durch  Jene  Gesetze  nnd  Verordnung  keine  Aen- 
demngen  nnd  Modifikationen  nSthig  geworden  sind ,  In  ihrer  vollen  nnd  nnveründerten  Gel- 
tong.  Wir  geben  an  dem  Ende  aneh  den  Genannten  hiemit  auf,  an  den  bisherigen  kirchlichen 
Ordnungen  gewissenhaft  festzuhalten  und  sich  Jeder  elgenmiichtigen  und  wlUkfirllchen  Ab- 
weichung daron  zu  enthalten.  Ja,  wir  hoffen  nnd  erwarten  von  Geistlichen,  Kirchendienern 
nnd  Gemeindegtiedem  In  dieser  Zelt ,  wo  das  kirchliche  Leben  Tielfach  geflüudet  nnd  ange» 
feindet  wird,  einen  erhShten  Elfer  nnd  ein  um  so  treueres  Festhalten  an  dem  Herrn  nnd  aox 
den  heilsamen  kirchlichen  Ordnungen ,  als  mit  denselben  wesentliche  Rechte  verbunden  sind. 

Da  die  oben  gedachten  Gesetze  nnd  Verordnung  aber  allerdings  einige  nothwendige  Ab- 
ftndemngen  herbeiführen ,  so  bringen  wir  diese  hiemit  nicht  allein  zur  ÖfTentUchen  und  allge- 
meinen Kenntnis«,  sondern  reriioffen  und  erwarten  auch  von  sXmmtllchen  evangelischen 
Geistlichen,  Kirchendienern  nnd  Gemeinden,  dass  sie  diese  Bestimmungen  pOnktlicb  be- 
folgen werden. 

Provisorische  Bestimmungen  in  Folge  der  vorhin  gedachten  Gesetze  vom 
24.  September  und  19.  November  1849  und  der  transitorischen  Verordnung 

vom  14.  Januar  1850. 
I.  In  Hinsieht  des  kirchlichen  Aufgebots  nnd  der  Trauung. 

A.  In  Betreff  deijenigen  Personen,  weloho  die  Ehe  nicht  durch  den  Civilakt,  sondern 
ausschliesslich  durch  die  kirchliche  Trauung  schllesaen ,  bleibt  es  in  OemXsshelt  der  tran- 
sitorischen Verordnung  vom  14.  v.  Mts.  einstweilen  bei  den  bisherigen  Einrichtungen  nnd 
Vorschriften ,  wobei  Jedoch  das  provisorlsehe  Gesetz  vom  19.  November  1849  nnd  §.  3.  der 
Verordnung  vom  14.  v.  Mts.  zu  beillekstohtigen  ist. 

B.  In  Ansehung  deijenlgen  Personen ,  welche  nach  Vollziehnng  des  Civilaktes  Ihre  Ehe 
kirchlich  einsegnen  lassen  wollen,  kommen  folgende  Bestimmungen  zur  Anwendung: 

1)  Das  lürchliche  Auf^bot  ist  wo  mCgIich  mit  dem  Givilanfgebote  gleiolizeltig  zu  be. 
stellen  und  an  verrichten. 

8)  Das  kirohliche  Anl^bot  flndct  nnr  an  den  Wohnorten  dos  Brftntlgmns  und  der  Braut 
Statt. 

8)  Zum  kirchlichen  Aufgebote  ist  nur  die  Bescheinigung  der  Taufe  nnd  Conflrmation, 
sowie  der  beantragten  Glvilproclamation  erforderlich. 

4)  Bei  geschiedenen  Personen  ist  ausser  dem  gerichtlichen  Bcheidebriefe  In  kirchlich  be- 
denklieben Fftllen  auch  die  Erlanbniss  der  kirchlichen  Oberbehtfrde  n6tbig. 

6)  Vor  der  Trauung  muss  eine  Bescheinigung  über  den  Abschlnss  des  Givilactes  beige- 
bracht und  in  den  Pfarracten  aufbewahrt  werden. 

5)  Die  kirchliehe  Trauung  ist  anf  Antrag  der  Brautleute  mit  dem  Abschlösse  des  Civil- 
aotes  an  einem  nnd  demselben  Tage  in  vollziehen ,  sofern  diese  besondere  Hindernisse  nicht 
unmöglich  machen. 

C.  In  Betreff  des  Aufgebots  nnd  der  IVaunng  von  Ausländem  kommen  lediglich  die  in 
dem  provisorischen  Gesetze  vom  19.  November  1849.  enthaltenen  Vorschriften  zur  Anwen- 
dung, so  Unge,  all  In  der  Heimath  dieser  Personen  eine  Civilehc  noch  nicht  eingeführt  ist 

IL  In  Hinsieht  der  Kirchenb&eher. 

1)  Statt  der  bisherigen  Geburts>  werden  wieder  die  Taui^egister  gefllhrt,  in  denselben 
aber  ebenfalls  die  Geburten  nach  Jahr,  Tag  nnd  Stunde  vermerkt. 

2)  Bei  Jeglicher  Kirche  sind  kUnftig  auch  Confirmatlonsregister  anzulegen  nnd  genau 
so  führen. 

S)  In  das  Tranregister  Ist  auch  der  Tauf-  nnd  Confirmationstag  der  beiden  Copullrten 
einzutragen. 

4)  Die  zu  den  Kirchenbüchern  erforderlichen  Notizen  haben  die  betheiligten  Personen 
Jedesmal  znr  rechten  Zeit  vor  dem  Acte,  aufweichen  sie  sich  beziehen,  l>el  den  l>etreffenden 
Kirchenbeamten  wo  mOi^lch  mündlich  oder  wenigstens  znverlBsstg  sclurlftlich  elnzaliefem. 


Alle  diesen  Anordnungen  zuwiderlaufenden  bisherigen  gesetzlichen  Bestimmungen  treten 
mit  dem  15.  Januar  1860.  ausser  Kraft. 
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Ist  das  Glaubensbekenntniss  de«  Bräutigams  und  dasjenige  der  Braut 
ein  Tersdiiedenes,  so  kann  die  Trauung  durch  den  Geistlichen  dea  einen 
oder  anderen  TheUes  yorgenommen  werden. 

Die  Vorschrift  des  Religionsediktes  vom  15.  Oktober  1806.,  §.  VIL  ist 
aufgehoben.  Im  Uebrigen  bleibt  es  bezüglich  der  Frage,  welcher  Geistliche 
der  betreffenden  Kirche  für  die  Vornahme  der  Trauung  zuständig  sei,  bei 
dem  bestehenden  Rechte. 

Art.  2.  Ausnahmsweise  kann  die  Ehe,  sofern  kein  in  der  Staatagesets- 
gebung  anerkanntes  Ehehindemiss  vorliegt  (Art  4.),  durch  eine  Verhand- 
lung Tor  der  bürgerlichen  Behörde  (Art.  7 .)  geschlossen  werden : 

1)  wenn  die  Verlobten  nachweisen,  dass  sie  sämmtliche  Geistliche, 
welche  nach  Art.  1.  zu  ihrer  Trauung  zuständig  sein  würden,  vergeblich  um 
solche,  beziehungsweise  um  die  Einleitung  hiezu  durch  das  kirchliche  Auf- 
gebot, angegangen  haben. 

Wenn  nach  bestehendem  Rechte  das  Aufgebot  in  zwei  Kirchen  statt- 
zufinden hätte,  und  dasselbe  zwar  von  dem  einen  der  betreffenden  Geist- 
lichen gestattet,  von  dem  andern  aber  verweigert  wird;  so  genügt  es  an  dex 
Vollziehung  des  Aufgebots  durch  den  Ersteren. 

2)  Wenn  die  Verlobten  oder  Eines  von  ihnen  einer  nicht  vom  Staate 
als  Körperschaft  anerkannten  Religionsgesellschaft  angehören. 

Art.  3.  Geistliche,  welche  die  Vollziehung  einer  Trauung,  bessiehnngs- 
weise  des  Aufgebots,  verweigern,  sind  der  ansuchenden  Partei hierübw  auf 
Verlangen  ein  schriftliches  Zeugniss  auszustellen  gehalten,  in  welchem  der 
Grund  der  Weigerung  angegeben  ist 

Zweiter  Abschnitt.    Bosondere  Bestimmungen  für  den  Fall  der  Ehe- 
schliessung ohne  kirchliche  Trauung. 
I.  Von  Schliessung  der  Ehe. 

Art.  5.  Ah  die  Stelle  des  kirchlichen  Aufgebotes  tritt  eine  von  dem  zur 
Mitwirkung  bei  Eingehung  der  Ehe  berufenen  Bezirksrichter  (Art.  7.)  zu 
erlassende  Bekanntmachung  der  beabsichtigten  Ehe  mittelst  Anschlags  an 
demRathhause  des  Wohnorts  der  Verlobten,  oder  in  dessen  Ermangelung 
an  demjenigen  ihres  Geburtsortes,  sowie  an  dem  Rathhause  ihres  neuen 
Niederlassungsortes. 

Diese  Bekanntmachung  muss  an  drei  aufeinanderfolgenden  Sonntagen 
angeheftet  bleiben  und  verliert  ihre  rechtliche  Wirkung,  wenn  nicht  inner- 
halb sechs  Monaten ,  vom  letzten  Sonntage  an  gerechnet,  die  Ehe  geschlos- 
sen wird. 

Art.  6.  Die  Einsprache  gegen  die  Schliessung  der  Ehe  ist  bei  dem  Be- 
zirksrichter, welcher  die  Bekanntmachung  unterzeichnet  hat,  anzuzeigen. 

Derselbe  hat  die  Einsprache,  wenn  sie  auf  erhebliche  Behauptungen 
gestützt  wird,  beiden  Betheiligten  zu  eröffnen,  und  nöthigenfalls  dem  Be- 
zirksgerichte des  betreffenden  Verlobten  zur  gerichtlichen  Erledigung  zu 
übergeben. 

Art.  7.  Die  Eheschliessung  geschieht  nach  der  Wahl  der  Verlobten  vor 
dem  Bezirksrichter  des  Wohn-  oder  des  Geburtsortes  des  Bräutigams  oder 
der  Braut,  oder  auch  vor  dem  Bezirksrichter  des  neuen  Niederlassungsortes 
der  Verlobten,  oder  des  Ortes,  wo  sie  das  Bürgerrecht  haben,  in  Gegenwart 
des  Gerichtsaktuars  und  zweier  Gerichtsbeisitzer  öffentlich  in  dem  Rath- 
hause. 

Eine  Ehe,  welche  nicht  vor  dem  zuständigen  Bezirksrichter  und  den 
weiteren  in  Absatz  1  genannten  Personen  geschlossen  worden,  ist  ungültig. 

Art,  8.  Die  Trauung  darf  nicht  vollzogen  werden,  bevor  nickt  dem 
Richter  eine  von  der  Ortsobrigkeit  des  Bräutigams  und  der  Braut  ausge- 
stellte gehörig  beglaubigte  Beurkundung,  dass  dem  Abschlüsse  der  Ehe  kein 
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ihr  bekanntes,  auf  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  oder  des  öffentlichen 
Rechtes  beruhendes  Hinderniss  entgegenstehe,  zugestellt  worden  ist. 

Biese  Beurkundung  muss  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Beruf,  Giauben8->^ 
bekenn tniss,  Geburtsort  und  Wohnsitz  der  Verlobten,  ihrer  Eltern  und  Vor» 
münder  enthalten.  Ist  einer  dieser  Umstände  nicht  zu  ermitteln  gewesen,, 
so  ist  dies  in  der  Urkunde  besonders  zu  erwähnen. 

Ueberdies  müssen  wenigstens  zwei  Tage,  von  dem  letzten  Sonntage  der 
Bekanntmachung  an  gerechnet,  verflossen  und  sämmtliche  Anschläge,  sowie 
im  Falle  erhobener  Einsprache  die  Urkunden  über  deren  Erledigung,  im 
Falle  der  Ziffer  1  des  Art.  2.,  auch  das  nach  Art.  8.  erforderliche  Zeugniss  der 
betreffenden  Geistlichen,  in  den  Händen  des  die  Verhandlung  leitenden 
Bezirksrichters  sein. 

Art.  9.  Der  Bezirksrichter  eröffnet  die  Handlung  mit  einem  kurzen 
Vortrage  über  die  rechtliche  und  sittliche  Bedeutung  der  Ehe. 

Hierauf  fordert  er  die  Verlobten  auf,  sich  gegenseitig  die  feierliche  Er- 
klärung zu  geben ,  dass  sie  sich  zur  Ehe  nehmen  wollen,  und  spricht  sofort^ 
nachdem  diese  Erklärung  gegeben  ist,  aus,  dass  diese  Ehe  nunmehr  aU 
rechtlich  wirksam  zu  betrachten  und  dass  die  Verlobten  von  nun  an  als  Ehe- 
gatten sich  zu  behandeln  verpflichtet  seien. 

Art.  10.  Die  Verlobten  müssen  bei  der  Trauung  in  Person  erscheinen; 
eine  Vertretung  durch  Bevollmächtigte  ist  unstatthaft. 

Jede  ohne  landesherrliche  Erlaubniss  erfolgte  bürgerliche  Trauung 
eines  Württembergers  im  Auslande  ist  ungültig;  im  Uebrigen  finden  auch 
auf  sie  die  bezüglich  der  kirchlichen  Trauung  eines  Württembergers  im  Aus- 
lände bestehenden  Verordnungen  Anwendung. 

Art.  11.  Unmittelbar  nach  der  Eheschliessung  wird  über  die  Verhand- 
lung in  Gregenwart  der  Neuverehelichten  durch  den  Gerichtsaktuar  ein 
Protokoll  in  doppelter  Ausfertigung  aufgenommen,  von  ihnen  unterzeichnet 
und  von  dem  Gerichtspersonal  beglaubigt. 

Art.  12.  Eine  Ausfertigung  des  Trauungsprotokolls  ist  den  Ehegatten 
zu  behändigen.  Auch  hat  der  Bezirksrichter  den  Geistlichen  derjenigen. 
Gemeinden,  in  deren  Faroiiienregistem  die  Ehegatten  bisher  eingetragen 
waren,  und  im  Falle  eines  Wechsels  des  Wohnortes  neu  einzutragen  sind^ 
einen  Protokollauszug  Behufs  der  geeigneten  Vormerkung  in  dem  Familien- 
register zu  übersenden. 

Ist  mit  landesherrlicher  Erlaubniss  ein  Württemberger  im  Auslande 
bürgerlich  getraut  worden,  so  hat  derselbe  die  Trauungsakte  demBezirks- 
richter  seines  Wohnortes  zu  dem  gleichen  Behufe  zu  übergeben. 

III.  Von  Dispensationen. 

Art.  14.  Die  Gesuche 

1.  um  Dispensation 

a)  von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  der  bevorstehenden  Ehe 
überhaupt,  oder  von  der  Bekanntmachung  im  Auslande, 

b)  von  der  Altersungleichheit, 

c)  von  der  Verwandtschaft  und  Schwägerschaft, 

d)  von  der  geschlossenen  Zeit, 

e)  von  der  Trauerzeit, 

2.  um  die  Erlaubniss 

a)  zur  Wiederverehelichung  nach  vorangegangener  Scheidung  einer 
vor  der  bürgerlichen  Behörde  geschlossenen  Ehe, 

b)  zur  Eheschliessung  in  einem  Privathause, 

c)  zur  Eheschliessung  im  Inlande  vor  einem  anderen  als  dem  an  sich 
zuständigen  Bezirksrichter  (Art.  7.), 

3.  um  Ergänzung  des  elterlichen  Consenses, 
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sind  durch  den  zuständigen  Bezirfcsrichter  (Art  7.)  dem  CiTÜsenate  des  ihm 
vorgesetzten  Kreisgerichtes ,  beziehungsweise  in  dem  Falle  von  2.  a.  dem- 
jenigen CiTÜsenate,  welcher  zuvor  die  Scheidung  ausgesprochen  hatte,  zur 
Entscheidung  vorzulegen. 

Bei  Verhandlung  und  Erledigung  solcher  Gesuche  finden  im  Uebrigen 
die  bei  Protestanten  geltenden  Grund  s&tze  und  Vorschriften  Anwendung. 

V.  Von  den  Sportein. 

Art  18.  Hinsichtlich  der  Sportein  in  Dispensations-  und  Ehestreit- 
sachen hat  es  bei  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sein  Ver- 
bleiben. 

Art.  19.  Für  die  mit  der  Bekanntmachung  der  beabsichtigten  Ehe  und 
mit  Schliessung  der  Ehe  verbundenen  Verhandlungen  und  Ausferligangen 
ist  eine  Sportel  von  fünf  bis  zehn  Gulden  in  die  bezirksgerichtliche  Sporte!- 
kasse  zu  bezahlen. 

Art.  20.  Für  den  Eintrag  einer  Geburt  oder  eines  Todesfalls  in  das  Ge- 
burts-oder Sterberegister  ist  je  Ein  Gulden  in  diebezirksgerichtlicbeSportel- 
kasse  zu  bezahlen. 

Für  die  Protokollaufnahme  haben  die  Ortsvorsteher  die  regulativm&ssi- 
gen  Belohnungen  von  den  Betheiligten  zu  erheben. 

Unsere  Ministerien  der  Justiz  und  des  Kirchen-  und  Schulwesens  sind 
mit  der  Vollziehung  dieses  Gesetzes  beauftragt 

b.  Verfügung  v.  1.  Mai  1855. 

(Siehe  oben  S.  688.) 

Zu  Vollziehung  des  Gesetzes  über  einige  Abänderungen  des  bestehen- 
den Eherechts  vom  1.  Mai  1855.  wird  inGemässheit  höchster  EntscUiessung 
Seiner  Königlichen  Majestät  vom  1.  d.  M.  Nachstehendes  verfugt: 

§.2.   Zu  Art  5.  des  Gesetzes. 

Wenn  die  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  eingegangen  werden  will, 
so  haben  die  Verlobten  ihr  Vorhaben  in  Person  oder  durch  Specialbevoll- 
jnächtigte  einem  der  nach  Art.  7.  des  Gesetzes  zuständigen  Biezirksrichter 
vorzutragen,  die  Gründe,  aus  welchen  sie  auf  diese  Form  der  Eheschlies- 
sung beschränkt  sind,  anzugeben  und  mit  den  j^eeigneten  Urkunden  zu  be- 
legen, desgleichen  die  nach  Abs.  1.  und  2.  des  Art  8.  des  Gesetzes  erforder- 
liche Beurkundung  vorzulegen. 

§.  8.  Kann  dem  Gesuche  entsprochen  werden,  und  ist  nicht  Dispen- 
aation  von  dem  Aufgebote  nachgesucht  und  ertheilt  worden,  so  sind  Be^ 
kanntmachungen  fär  drei  Sonntage  je  nach  den  Formularen  I.,  IL  und  III. 
auszufertigen  und  den  betreffenden  Ortsobrigkeiten  (Art.  5.  des  Gesetzes) 
unmittelbar,  oder  wenn  eine  oder  die  andere  der  letztem  einem  andern  Be- 
zirksgerichte untergeben  ist,  durch  Vermittlung  dieser  Stelle  zuzufertigen 
und  die  Bekanntmachungen  zu  bewerkstelligen. 

Ist  in  dem  betreffenden  Orte  kein  Rathhaus,  so  erfolgt  der  Anschlag  an 
der  für  amtliche  Bekanntmachungen  sonst  bestimmten  Stelle. 

Die  Bekanntmachungen  sollen  an  den  bestimmten  Sonntagen  vor  Be- 
;ginn  des  Vormittagsgottesdienstes  angeschlagen  und  nicht  vor  Beendigung 
des  Abendgottesdienstes  abgenommen  werden. 

Ist  Dispensation  von  dem  zweiten  und  dritten ,  oder  bloss  von  dem 
dritten  Aufgebote  erfolgt,  so  wird  hienach  in  den  nach  den  Formularen 
I—III.  einzurichtenden  Bekanntmachungen  die  Ueberschriit  in  ,,  Erste, 
Zweite  und  Dritte,**  beziehungsweise  in  „Zweite  und  Dritte**  Bekannt- 
machung abgeändert 

§.  4.  Die  Ortsvorsteher  haben  auf  den  Bekanntmachungen  zu  beur* 
künden,  dass  diese  angeschlagen  waren,  und  wo  und  an  welchen  Sonntagen 
der  Anschlag  erfolgt  ist. 
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Ist  die  Bekanntmachung  im  Auslande  erfolgt,  so  haben  die  Verlobten 
eine  solche  Urkunde ,  weiche  von  der  betreffenden  ausländischen  Qerichts-^ 
stelle  beglaubigt  sein  muss ,  sich  zu  Yerschaffen  und  dem  Bezirksrichter  vor- 
zulegen. 

Die  beurkundeten  Bekanntmachungen  sind  zu  den  bezirksgericht-* 
liehen  Acten  zu  registriren. 

§.  5.  Die  Vorschriften  der  §§.  2—4.  sind  auch  in  dem  Falle  zu  beobach- 
ten, wenn  die  kirchlichen  Aufgebote  erfolgt  sind,  und  die  Schliessung  der 
Ehe  durch  kirchliche  Trauung  erst  nachher  auf  Hindernisse  stösst,  welche 
die  Verlobten  zu  Angehung  der  bürgerlichen  Behörde  berechtigen. 

§.6.   Zu  Art  6.  des  Gesetzes. 
Im  Falle  einer  Einsprache  gegen  die  Schliessung  der  Ehe  hat  der  Be- 
zirksrichter immer  zunächst  einen  Versuch  zur  aussergerichtlichen  Erledi- 
gung zu  machen. 

§.7.    Zu  Art  7.  des  Gesetzes. 

Zu  Begründung  der  Zuständigkeit  des  Bezirksrichters  des  „neuen  Nie- 
derlassungsortes" der  Verlobten  genügt  es  nicht  an  der  blossen  Erklärung 
der  Letzteren ,  dass  sie  sich  an  einem  gewissen  Orte  niederlassen  wollen 
oder  werden. 

Vielmehr  müssen,  wenn  die  Niederlassung  noch  nicht  wirklich  erfolgt 
ist,  Thatumstände  nachgewiesen  sein ,  welche  dieselbe  als  unzweifelhaft  ia 
Aussicht  stellen. 

Ist  der  Bezirksrichter  oder  der  Gerichtsaktuar  verhindert,  an  der  Ver- 
handlung Theil  zu  nehmen,  so  treten  die  allgemeinen  Normen  in  Beziehung 
auf  d ie  Stellvertretung  ein. 

Die  Eheschliessung  geschieht,  sofern  nicht  Dispensation  ertheilt  worden 
ist  (Gesetz  Art  14,  Ziff.  2,  lit  b.  c),  in  dem  Rathhause  des  Amtssitzes  de» 
Bezirksrichters. 

§.8.   Zu  Art.  8.  des  Gesetzes. 
Unter  der  Obrigkeit  ist  hier  der  Gemeinderath  des  Wohnortes  oder  in 
dessen  Ermanglung  des  Geburtsortes  der  Verlobten  verstüanden. 

Die  ortsobrigkeitliche  Urkunde  muss  durch  das  vorgesetzte  Bezirks- 
polizeiamt beglaubigt  sein. 

§.9.  Zu  Art.  9.  des  Gesetzes. 
Die  Gerichtspersonen  und  Partieen  erscheinen  in  feierlicher  Kleidung,. 
Die  Verlobten  treten  vor  den  Bezirksrichter  und  dieser  eröffnet  den 
Act  mit  einem  der  Wichtigkeit  desselben  angemessenen  kurzen  Vortrage 
über  den  Zweck  der  Verhandlung  und  über  die  rechtliche  und  sittliche  Be- 
deutung der  Ehe.    Sofort  richtet  derselbe  an  den  Bräutigam  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  ernstlich  entschlossen^ 
die  gegenwärtige  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  zur  Ehefrau  zvt 
nehmen? 

Nachdem  der  Bräutigam  mit  „Ja**  geantwortet  hat,  richtet  der  Bezirks- 
richter an  die  Braut  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  ernstlich  entschlossen ,  dent 
gegenwärtigen  (Vor-  und  Zunamen  des  Brftutigams)  zum  Ehemanne 
zu  nehmen? 

Ist  auch  von  der  Braut  die  Antwort  mit  „Ja"  erfolgt  und  haben  sich  die- 
Verlobten  auf  die  an  sie  gerichtete  Aufforderung  die  rechte  Hand  gereicht^ 
80  spricht  der  Bezirksrichter  die  Worte : 

Kraft  des  Gresetzes  erkläre  ich  hiemit  diese  Ehe  als  rechtsgültig  ge- 
schlossen und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  sich  zu  be- 
trachten. 
Dem  ganzen  Acte  haben  die  Anwesenden  stehend  anzuwohnen. 
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§.10.   Zu  Art.  11.  des  Gesetzes. 

Das  nach  dem  Fonnulare  IV.  tu  verfassende  Protokoll  ist  vor  dem  Be- 
ginne der  Verhandlung  in  doppelter  Ausfertigung  vorzubereiten ,  alsbald 
nach  beendigtem  Acte  durch  den  Gerichtsaktuar  vorzulesen  und  in  beiden 
Ausfertigungen  durch  die  Neuverehelichten  und  die  Gerichtspersonen  zu 
unterschreiben. 

Eine  der  Protokoliausfertigungen  ist  nebst  den  beigebrachten ,  dem 
PlrotokoUe  beizunumerirenden  Urkunden  in  der  Registratur  des  Bezirks- 
gerichts aufzubewahren. 

§.11.   Zu  Art  12.  des  Gesetzes. 

Die  zweite  Ausfertigung  des  Protokolls  muss  den  Ehegatten  sogleich 
nach  der  Unterzeichnung  zugestellt  werden. 

Die  fiir  die  Geistlichen  bestimmten  ProtokoUauszüge  sind  nach  dem 
Formulare  V.  zu  fertiget,  und  ist  von  den  Geistlichen  die  geschehene  Vor- 
merkung in  dem  Familienregister  zu  den  bezirksgerichtlichen  Acten  zu 
bescheinigen. 

Neuverehelichte,  welche  verschiedenen  Confessionen  angehören,  wer- 
den in  dem  Familienregister  eingetragen ,  worin  der  Ehemann  bisher  be- 
merkt war,  oder  im  Falle  einer  kirchlichen  Trauung  einzutragen  gewesen 
"Wäre. 

Ueber  alle  im  Bezirke  vorkommende  bürgerliche  Eheschliessungen  ist 
hei  dem  Bezirksgerichte  ein  fortlaufendes  Verzeichniss  nach  dem  Formu- 
lare VL  zu  fähren. 

§.18.   Zu  Art.  19.  des  Gesetzes. 

Bei  dem  Sportelsatze  ist  auf  den  Grad  der  Mühewaltung  der  fiehdr- 
den  und  auf  die  Vermögensverh&ltnisse  der  Betheiligten  Bucksicht  zu 
nehmen. 

Bei  den  Zwischensätzen  von  5  bis  10  fl.  ist  immer  nur  um  Gulden  auf- 
zusteigen. 

Baare  Auslagen,  z.  B.  Postporto,  Inserüonsgebühren  u.  dgl.,  sowie 
etwaige  Reisekosten  sind  von  den  Betheiligten  neben  den  Sportein  zu  be- 
zahlen. 

§.19.   Zu  Art  20.  des  Gesetzes. 

Hinsichtlich  der  haaren  Auslagen  findet  hier  dasselbe  statt,  wie  zu  §.  18. 

Der  Betrag  der  von  dem  Ortsvorsteher  bezogenen  Belohnung  ist  je  auf 
dem  betreffenden  Protokolle  kurz  anzumerken. 

§.  20.    Zu  Art.  13.  bis  20.  des  Gesetzes. 

Haben  Ehegatten,  deren  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  geschlossen 
^worden  ist,  sich  später  kirchlich  trauen  lassen ,  so  finden  nach  vollzogener 
kirchlicher  Trauung  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  Art.  13.  bis  20.  auf  die 
t>etreffende  Ehe  fernerhin  keine  Anwendung. 

(Formular  I.) 

Erste  Bekanntmachung 
einer  beabsichtigten  Eheschliessung  vor  der  bürgerlichen  Behörde. 

Es  wird  hiemit  zur  allgemeinen  Kenntniss  gebracht,  dass 
(Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Beruf,  Wohn-  und  Heimathoit  desBrfiutigams) 
Bohn  des  (Vor-  und  Zunamen,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters,  beziehungs- 
weise der  Mutter) 

und 
(Voiv  und  Zunamen,  Alter,  Wohn-  und  Heimathort  der  Braut) 
Tocher  des  (Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters,  be- 
ziehungsweise der  Mutter) 
eine  Ehe  unter  sich  zu  sohliessen  Willens  sind. 
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Etvaige  Einsprachen  sind  bei  dem  unterzeichneten  Bezirksriohter  vor- 
zubringen. 

.(Ort)  am  (Datum)  DerKönigl.  Württemb.  Bezirksriohter: 

(Unterschrift.) 


(Formular  II.) 


(Formular  III.) 


Zweite   Bekanntmachung. 
(Im  Uebrigen  wie  Formular  I.) 

Dritte   Bekanntmachung. 
(Im  Uebrigen  wie  Formular  I.) 


(Formular  IV.) 

(Ort) 
Verhandelt  am  (Tag,  Monat  und  Jahr  mit  Worten  und  Zahlen)  (Vor- 
oder Nach-)  Mittags ....  Uhr  in  dem  Rathhause. 
Vor  dem  Bezirksriohter       (Namen) 
dem  Gerichtsaktuar      (Namen) 
und  den  Gerichtsbeisitzern  (Vor-  und  Zunamen) 
sind  erschienen: 

(Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams) 
geboren  am  (Tag,  Monat  und  Jahr)  zu  (Geburtsort) 
(eyangelischer,  katholischer)  Confession  (ist  er  Angehöriger  einer  nicht 
Yom  Staate  als  Körperschaft  anerkannten  Religionsgesellschaft,  so 
ist  dieses  hier  anzugeben) 
Beruf:  wohnhaft  in  bürgerlich  in 

Sohn  des  (Vor-  und  Zunamen,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters) 
imd  der  (Vor-  und  Zunamen  der  Mutter) 

und 
Vor-  und  Zunamen,  Geburtstag,  Geburtsort,  Confession,  Wohn-  und  Hei- 
mathsort  der  Braut) 
Tochter  des  (Vor-  und  Zunamen,  Beruf  und  Wohnort  des  Vaters) 
und  der  (Vor«  und  Zunamen  der  Mutter) 
welche  ihre  vorhabende  Ehe  vor  der  bürgerlichen  Behörde  schliessen  zu 
wollen  erklärt  haben. 

Nachdem  die  in  Art  8.  des  Gesetzes  vom  1.  Mai  1855.  genannten 
Urkunden  beigebracht  worden  sind, 

Beil.  Nr. 
und  die  öffentliche  Bekanntmachung  des  Vorhabens  an  den  Sonntagen 

(Daten  der  betreffenden  Sonntage) 
in  (Orte,  wo  die  Bekanntmachung  erfolgt  ist)  vorschriftmässig  stattge- 
funden hat. 

Beil.  Nr. 
such  gegen  die  Eheschliessung  keine  Einsprache  gemacht  worden  ist  (wür- 
den Einsprachen  gemacht,  so  ist  die  Erledigung  darzuthun)  und  da  der  Ehe- 
schliessung auch  sonst  kein  Hindemiss  im  Wege  steht  (waren  Hindemisse 
zu  beseitigen ,  so  ist  hier  Nachweis  zu  geben) ;  so  hat  der  Bezirksrichter  die 
Verlobten  vortreten  lassen,  dieselben  auf  den  Zweck  ihres  gegenwärtigen 
Erscheinens  vor  Gericht  hingewiesen,  sofort  über  die  rechtliche  und  sitt- 
liche Bedeutung  des  Ehebündnisses  belehrt  und  hierauf  an  den  Bräutigam 
die  Frage  gerichtet: 

Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  ernstlich  entschlossen, 
die  gegenwärtige 

(Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  zur  Ehefrau  zu  nehmen? 
Derselbe  antwortete  mit  Ja. 
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Sofort  wurde  die  Braut  gefragt : 
Sind  Sie  (Vor-  und  Zunamen  der  Braut)  ematlich  entschlossen,  den 
gegenwftrtigen 

(Vor-  und  Zunamen  des  Bräutigams)  sum  Ehemanne  zu  nehmen? 
und,  nachdem  auch  sie  die  Frage  mit  Ja  beantwortet,  auch  beide  Verlobten 
sich  die  rechte  Hand  gereicht  hatten,  durch  den  Bezirksrichter  ausge- 
sprochen: 

„Kraft  des  Gesetzes  erkläre  ich  hiemit  diese  Ehe  als  rechtsgültig  ge- 
schlossen und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  sich  tu 
betrachten  *^ 
Diese  Eheschiiessung  beurkunden  nach  Vorlesung  des  gegenwftrtigen 
Protokolls 
Die  NeuTerehelichten:  Der  Besirksrichter: 

(Unterschriften  mit  Vor-  (Unterschrift.) 

und  Zunamen.)  D  er  Gerichtsaktu  ar: 

(Unterschrift.) 
Die  Gerichtsbeisitzer: 
(Unterschriften  mit  Vor- 
und  Zunamen.) 

(Formular  V.) 

Protokoll- Auszug. 

(Wie  in  dem  Formulare  IV.  bis  „erklärt  haben") 

Diese  Eheschliessung  (wie  in  dem  Formulare  IV.  bis  zum  Schlüsse,  ein- 
schliesslich der  sämmtlichen  Unterschriften.) 

Vorstehenden  Auszug  beglaubigt  zum  Behufe  der  geeigneten  Vor^ 
merkung  in  dem  Familienregister  nach  Art  12.de8Gresetzes  vom  I.Mai  1855. 
(Ort)  am  (Datum)  Der  Bezirksrichter: 


(Formular  VI.) 


Bezirks-Gericfat  (Ort) 
Bürgerliches  Ehe-Register. 


FortlanfiBnde 
Hominor. 


Reglitrator- 
facb-Nr. 
Faac.Nr. 


Kamen,  Beruf  und  Wohnort 

der 

NeuTerebelichten. 


Tag,  Monat  u. 

Jahr  der  Ehe- 

■ehliefleang. 


6.  Baden, 
a.  Gesetz  v.  9.  October  1860. 

(Siehe  oben  8.  690.) 

§.  1.  Das  Aufgebot  einer  nach  den  Staatsgesetzen  zulässigen  Ehe 
auf  Ansuchen  der  Brautleute  durch  das  zuständige  Bezirksamt  dem  BQrger> 
meister  übertragen,  wenn  dasselbe  durch  den  Pfarrer,  als  Beamten  des 
bürgerlichen  Standes ,  verweigert  oder  binnen  Tierzehn  Tagen  nach  Behin- 
digung  des  Trauscheins  nicht  Torgenommen  wird. 

Die  Form  des  Aufgebots  bestimmt  eine  Verordnung. 

§.  2.  Die  Trauung  einer  nach  den  Staatsgesetsen  zulässigen  Ehe 
nimmt  das  Bezirksamt  nach  L.-R.-S.  75.  Tor  und  stellt  den  Eheschein  nach 
L.-R.-S.  76.  aus,  wenn  der  zuständige  Pfarrer  des  Orts,  vor  welchem  die 
Brautleute  dieselbe  begehren,  die  Trauung  Terweigert  oder  Teitögert. 

Auf  Antrag  der  Brautleute  kann  das  Bezirksamt  einem  and<rren  Geist- 
lichen die  Ermächtigung  zur  Vornahme  der  Trauung  geben. 


6.  Baden.  785 

Der  Eheschein  muss  dem  zuständigen  Pfarrer  vorgelegt  und  von  ihm 
in  das  Ehebuch  eingetragen  werden. 

b.  YoUzugsverordnung  zum  Gesetze  Tom  9.  October  v.  J.  über  die  bürger- 
liche Standesbeamtung  in  Ausnahmsf allen  v.  16.  Januar  1861. 

(Siehe  oben  B.  690.) 

§.  1.  Wenn  das  Bezirksamt  auf  den  Grund  des  vorgenannten  Gesetzes 
um  Anordnung  des  Aufgebots  oder  um  Vornahme  der  Trauung  einer  nach 
den  Staatsgesetzen  zulässigen  Ehe  angegangen  wird,  so  hat  dasselbe  zu- 
nächst die  behaupteten  thatsächlichen  Voraussetzungen,  welche  die  Statt- 
haftigkeit dieses  Begehrens  bedingen ,  insoweit  dieselben  von  den  Bethei- 
ligten nicht  selbst  sogleich  genügend  nachgewiesen  werden,  von  Amts- 
wegen richtig  zu  stellen. 

^  §.  2.  Ist  hierdurch  gemäss  §.  1.  des  Gesetzes  das  Aufgebot  einea  Ehe- 
vorhabens dem  Bürgermeister  zu  übertragen,  so  hat  das  Bezirksamt  einen 
Verkündschein  nach  anliegendem  Formulare  1.  zu  erlassen  und  solchen 
dem  Bürgermeister  derjenigen  Gemeinde,  in  welcher  das  Aufgebot  gesetz- 
lich zu  geschehen  hat,  unmittelbar,  oder  wenn  der  Bürgermeister  einem 
andern  Bezirksamte  untergeben  ist,  durch  dessen  Vermittelung  anzu- 
fertigen, um  die  Bekanntmachung  zu  bewerkstelligen. 

§.  8.  Die  Bekanntmachung  hat  in  der  ViTeise  zu  geschehen ,  dass  der 
Bürgermeister  die  amtliche  Verfugung  (§.  2.)  im  Beisein  desBathsschreibers 
an  den  zwei  zunächst  folgenden  Sonntagen  von  dem  Bathhause  aus  öffent- 
lich verkündet. 

§.  4.  Ueberdies  muss  von  einer  Verkündung  zur  andern  und  während 
der  ganzen  Zwischenzeit  von  acht  Tagen  eine  Abschrift  des  amtlichen  Ver- 
kündscheins  an  der  Thüre  des  Kathhauses  oder  an  dem  sonst  für  amtliche 
Bekanntmachungen  bestimmten  Orte  angeheftet  werden. 

Ist  vom  zweiten  Aufgebote  Nachsidit  erlangt,  so  muss  der  Anschlag 
mindestens  drei  Tage  angeheftet  bleiben. 

§.  5.  Die  Vornahme  der  Verkündungen  (§.  8.)  ist  unter  Angabe  des 
Orts ,  Tages  und  der  Stunde  derselben ,  ebenso  wie  der  bewirkte  öffentliche 
Anschlag  (§.  4.)  von  dem  Bürgermeister  undRathsschreiber  auf  der  Urschrift 
des  amtlichen  Verkündscheins  zu  beurkunden,  und  diese  dem  Bezirksamte 
zur  Aufbewahrung  bei  den  amtlichen  Acten  wieder  vorzulegen. 

§.  6.  Die  Trauung,  welche  das  Bezirksamt  auf  den  Grund  des  §.  2.  des 
Gesetzes  vorzunehmen  hat,  muss,  sofern  nicht  Nachsicht  ertheUt  wird, 
öffentlich  in  dem  Rathhause  des  Amtsortes  geschehen. 

§.  7.  Der  Trauungsact  ist  genau  nach  den  Vorschriften  des  L.-R.-S.  75. 
vorzunehmen. 

Der  Bezirksbeamte,  die  Betheiligten  und  Zeugen  erscheinen  hierbei  in 
feierlicher  Kleidung. 

Die  Verlobten  treten  vor  den  Bezirksbeamten  und  dieser  eröffbet  den 
Act  mit  einem  der  Wichtigkeit  desselben  gemässen  Ansprache  über  den 
Zweck  der  Verhandlung  und  über  die  rechtliche  und  sittliche  Bedeutung 
der  Ehe. 

Nachdem  sodann  die  auf  den  Stand  der  Brautleute  und  auf  die  Förm- 
lichkeit der  Heirath  bezüglichen  Urkunden,  sowie  das  sechste  Kapitel  des 
landrechtlichen  Titels  von  der  Ehe  über  die  wechselseitigen  Rechte  und 
Pflichten  der  Eheleute  vorgelesen  worden,  richtet  der  Bezirksbeamte  an  den 
Bräutigam  die  Frage: 

Sind  Sie  (Vor-  und  Geschlechtsnamen  des  Bräutigams)  ernstlich  ent- 
schlossen, die  gegenwärtige  (Vor-  und  Geschlechtsnamen  der  Braut) 
zur  Ehefrau  zu  nehmen  ? 
Friedberg,  Ehesckliestung,  gQ 
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Nachdem  der  Bräutigam  mit  „Ja"  geantwortet  hat,  stellt  der 
beamte  an  die  Braut  die  Frage : 

Sind  Sie  (Vor-  und  Geschlechtanamen  der  Braut)  ernstlich  entachlos- 
Ben,  den  gegenwärtigen  (Vor-und  Oeschlechtsnamen  des  Bräutigams) 
cum  Ehemanne  zu  nehmen? 
Antwortet  auch  die  Braut  mit  „Ja'*  und  haben  sich  die  Verlobten  auf 
die  an  sie  gerichtete  Aufforderung  die  rechte  Hand  gereicht,  auch  je  nach  Be- 
lieben  die  Trauringe  gewechselt,  so  spricht  der  Besirksbeamte  die  Worte: 
Kraft  des  Gesetzes  erkläre  ich  Sie  hiermit  durch  das  Band  der  Ehe 
Terbunden  und  fordere  Sie  auf,  von  nun  an  als  Ehegatten  zusammen 
zu  leben. 
§.  8.   Unmittelbar  nach  der  Eheschliessung  ist  über  den  Vorgang  ein 
Protokoll  als  Eheschein  (L.-R.-S.  76.)  nach  dem  anliegenden  Formulare  II. 
in  dreifacher  Ausfertigung  aufzunehmen  und  nach  Vorlesung  desselben  Ton 
den  Neuverehelichten  und  Zeugen  zu  unterschreiben. 

§.  9.  Die  eine  Protokollausfertigung  ist  nebst  den  beigebrachten  Ur- 
kunden in  der  Registratur  des  Bezirksamts  aufzubewahren,  die  zweite  den 
Ehegatten  zu  behändigen,  die  dritte  aber  von  dem  Bezirksamte  dem  zu- 
ständigen Pfarrer  mitzutheilen ,  um  den  Eintrag  nach  vorliegendem  For- 
mulare III.  in  das  Ehebuch  zu  bewirken  und  l^ierüber  Bescheinigung  zu 
den  Amtsacten  zu  geben. 

§.  10.  Wird  auf  den  Antrag  der  Brautleute  von  dem  Beziiksamte  einem 
anderen  Pfarrer,  als  dem  zuständigen,  die  Ermächtigung  zur  Vornahme  der 
TVauung  gegeben,  so  hat  jener  den  Eintrag  der  geschehenen  Trauung  in  das 
Ehebuch  unter  ausdrücklicher  Bezugnahme  auf  die  amtliche  Ermächtigung 
nach  allgemeiner  Vorschrift  zu  bemerken  und  einen  Auszug  hievon  dem  zu- 
ständigen Pfarrer  mitzutheilen,  um  solchen  auch  in  das  von  ihm  geführte 
Ehebuch  einzutragen. 

7.  Prenssen. 
a.  Verordnung  vom  30.  März  1847. 

(Siebe  oben  S.  703.) 

§.  1.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Oeburts-,  Heiraths-  und  Sterbe- 
fälle, die  sich  in  solchen  geduldeten  Religionsgesellschaften  ereignen ,  bei 
welchen  den  zur  Feier  ihrer  Religionshandlungen  bestellten  Personen  die 
Befugniss  nicht  zusteht,  auf  bürgerliche  Rechtsverhältnisse  sich  beziehende 
Amtshandlungen  mit  civilrechtlicher  Wirkung  vorzunehmen,  soll  durch 
Eintragung  in  ein  gerichtlich  zu  fahrendes  Register  bewirkt  werden. 

§.  2.  Dieses  Register  (§.  1.)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  des 
Orts,  wo  der  Geburts-  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Brant- 
leute  wohnen,  auch  in  Ansehung  solcher  Betheiligten  gefuhrt,  welche  sonst 
von  der  ordentlichen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  verschiedenen  Oerichtsbe- 
zirken ,  so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  anderen 
der  beiden  Richter  nachgesucht  werden.  Der  Richter,  welcher  hiernach 
die  Eintragung  vornimmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  an  wel- 
chem der  andere  Theil  des  Brautpaars  wohnt,  Mittheilung  zu  machen ,  und 
dieser  hat  die  vollzogene  Ehe  auch  in  das  von  ihm  geführte  Register  zu 
übernehmen. 

§.  5.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute  den  Wohnsitz 
haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken  wohnen,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  und  erst  dann  zu  veran- 
lassen, wenn  sich  der  Richter  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  daas  die  zur 
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bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  ErfordemifiBe 
vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Gerichtsstelle  und  gleichzeitig 
an  dem  Rath-  oder  Ortsgemeindehause,  in  dessen  Ermangelung  aber  an  der 
Wohnung  des  Gemeindevorstehers,  ivährend  vierzehn  Tagen  auszuhängende 
Bekanntmachung. 

§.  6.  Diejenige  Handlung,  durch  welche  nach  dem  Gebrauche  der  Keli- 
gionsgesellschaft  die  eheliche  Verbindung  geschlossen  wird,  darf  erst  vor- 
genommen werden,  wenn  gerichtlich  bescheinigt  ist,  dass  die  Brautleute, 
jedes  an  seinem  Wohnorte,  aufgeboten  worden  sind  und  kein  Einspruch 
«rfolgt  ist. 

§.  7.    Zu  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  (§.  1 .)  ist  erforderlich : 

1)  die  Erklärung  der  Brautleute,  dass  und  wann  die  nach  dem  Ge- 
brauche der  geduldeten  Religionsgesellschafl  zum  Abschlüsse  der  ehelichen 
Verbindung  erforderliche  Handlung  Statt  gefunden  hat; 

2)  eine  die  Richtigkeit  dieser  Erklärung  bestätigende  Versicherung 
zweier  glaubwürdigen,  zu  derselben  Religionsgesellschaft  gehörenden  Per- 
sonen ; 

S)  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  5.). 

§.  8.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Eintragung  in  das  Register. 

§.  9.  Zu  den  §§.  3.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  und  Erklä- 
rungen ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  dem  Richter  erforderlich.  Der 
Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Protokollführers, 
ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  die  eingereichten  Bescheinigungen 
beizufügen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Richters  die  Thatsache 
festgestellt  ist,  so  hat  derselbe  auf  Grund  desProtokolls  sofort  denGeburts-, 
Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen  und  darüber  ein 
Attest  1  auszufertigen. 

§.  10.  Das  Register  (§.  1.)  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefertigten 
Atteste  geniessen  bis  zum  Beweise  des  Gegen theils  vollen  öffentlichen 
Glauben. 

§.  11.  Die  in  den  §§.  8.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  oder  Er- 
klärungen müssen  von  dem  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden : 

2)  beiHeirathen  binnen  der  zunächst  folgenden  acht  Tage  nach  Voll- 
ziehung der  nach  dem  Gebrauche  der  Religionsgesellschaft  erforderlichen 
Handlung. 

Eine  schuldbare  Versäumniss  dieser  Fristen  ist  mit  Geldbusse  bis  zu 
fünfzig  Thaler  oder  mit  Geföngniss  bis  zu  vier  Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen ,  welche 
dadurch  entstehen ,  dass  der  Richter  wegen  der  verzögerten  Anzeige  zu 
irgend  einer  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§.  12.  Die  Festsetzung  der  im  §.  11.  angedroheten  Strafe  erfolgt  durch 
gerichtliches  Erkenntniss. 

§.  13.  Die  Ortspolizei-Behörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzeitige 
Anzeige  der  Geburten ,  Heirathen  und  Sterbefälle  zu  achten  und  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.  14.  Für  die  den  Gerichten  durch  gegenwärtige  Verordnung  über- 
wiesenen Geschäfte  sind  Gebühren ^  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der 
Justizminister  nähere  Bestimmungen  zu  treffen  hat 

^  Dia  betreffenden  Attest«  sind  nie  too  Amtswegen ,  sondern  nur  snf  den  Antng  des- 
jenigen zu  ertheilen ,  welcher  bei  der  Bescheinignng  der  zn  attostlrenden  Tluitsache  ein  In- 
teresse hat.  (Clrc. -Verf.  des  Jnstiz.-Min.  Y.  18.  Septbr.  1848.  J ast. -Min.  Bl.  1848. 
a.  S14.)  9      . 

s  Darüber  hat  die  Circnlar-Verf.  t.  18.  Septbr.  1848.  (Jiist.-Min.-Bl.  1848. 
£.  814.)  die  nStbigen  Festsetzungen  getroffen. 
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§.15.  In  soweit  nicht  duroh  gegenwärtige  Verordnung  abweichende 
Bestimmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufgebote  und 
der  Führung  des  Registers  diejenigen  Vorschriften  zu  befolgen,  welche  den 
Geistlichen  der  öffentlich  aufgenommenen  Kirchen  für  das  Au%ebot  und 
die  Fuhrung  der  Eirchenregister  ertheUt  sind. 

§.  16.  Die  Vorschriften  der  gegenwärtigen  Verordnung  finden  auch  auf 
Geburten,  Heirathen  und  Sterbef&Ile  solcher  Personen  Anwendung,  welche 
aus  ihrer  Kirche  ausgetreten  sind,  und  noch  keiner  vom  Staate  genehmigten 
Religionsgesellschaft  angehören. 

Bei  den  Heirathen  solcher  Personen  sollen  jedoch  die  Bestimmungen 
der  §§.  6.,  7.  und  11.  Nr.  2.  ausgeschlossen  bleiben.  Zur  Eintragung  der 
Ehe  in  das  Register  genügt  in  diesen  Fällen  der  Nachweis  des  Aufgebotes 
(§.  5.)  und  die  persönliche  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Richter,  dass 
sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sich  betrachten  wollen. 

§.  17.  Der  Austritt  aus  der  Kirche  (§.  16.)  kann  nur  durch  eine  vor  dem 
Richter  des  Orts  (§.  2.)  persönlich  zum  Protokolle  abzugebende  Erklärung 
erfolgen.  Diese  Erklärung  hat  nur  dann  rechtliche  Wirkung,  wenn  die 
Absicht,  aus  der  Kirche  auszutreten,  mindestens  vier  Wochen  Torher  dem 
Richter  des  Orts  in  gleicher  Weise  erklärt  worden  ist.  Der  Richter  hat  Ton 
der  zuerst  bei  ihm  abgegebenen  Erklärung  dem  competenten  Geistlichen 
sofort  Mittheilung  zu  machen. 

§.  18.  Bei  Ehescheidungsklagen  solcher  Personen ,  welche  aus  ihrer 
Kirche  ausgetreten  sind  und  noch  keiner  vom  Staate  genehmigten  Reli- 
gionsgesellschaft angehören,  finden  die  in  der  Verordnung  über  das  Ver- 
fahren in  Ehesachen  vom  28.  Juni  1844.  hinsichtlich  der  Mitwirkung  eines 
Geistlichen,  und  insbesondere  die  in  den  §§.  10.  bis  14.  gegebenen  Vor- 
schriften keine  Anwendung. 

Der  Einleitung  solcher  Ehescheidungsklagen  muss  statt  des  Sühnerer- 
suchs  durch  den  Geistlichen  ein  Sühneversuch  durch  das  Grericht  voran- 
gehen. 

Bei  diesem  Sühneversuche  sind  der  Staatsanwalt  und  nach  dessen  An- 
trägen diejenigen  Personen  zuzuziehen,  von  welchen  eine  dem  Zwecke  ent- 
sprochende Mitwirkung  zu  erwarten  ist. 

§.  19.  Der  Justizminister  hat  die  Gerichte  mit  näherer  Anweisung  zur 
Ausfuhrung  dieser  Verordnung  zu  versehen. 

b.  Instruction  vom  10.  Mai  1847. 

(Siehe  oben  8.  703.) 

Behufs  Ausführung  der  Verordnung,  betrefiend  die  Geburten,  Hei- 
rathen und  Sterbefälle,  deren  bürgerliche  Beglaubigung  durch  die  Ortsge- 
richte erfolgen  muss,  vom  30.  Mars  1847.  (Ges.-Samml.  No.  12.  6. 125.)  wird 
sämmtlichen  Gerichten  der  Monarchie,  mit  Ausschluss  derer  im  Bezirke  des 
Appellationsgerichtshofes  zu  Co  In,  auf  Grund  des  §.  19.  dieser  Verordnung 
folgende  nähere  Anweisung  ertheilt : 

I.   Allgemeine  Vorschriften. 
1.  Die  Register  und  deren  äussere  Form  betreffend. 

§.  1.  Jedes  Gericht,  in  dessen  Bezirke  Personen  wohnen,  die  aus  ihrer 
Kirche  ausgetreten  sind  (§.  1.  und  16.  der  Verordnung),  hat  drei  festgebun- 
dene Register  von  starkem  Papiere  in  Folio-Format,  das  eine  für  die  Hei- 
raths-,  das  andere  für  die  Geburts-  und  das  dritte  für  die  Sterbefölle  anzu- 
schaffen. Dieselben  sind  zu  foliiren,  auf  der  letzten  Seite  mit  einem  Atteste 
über  die  Zahl  der  Folien  unter  des  Gerichtes  Siegel  und  Unterschrift  zu  ver- 
sehen und  in  demselben  Lokale  ,9 wo  die  Hypothekenbücher  sich  befinden, 
aufzubewahren. 
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§.  2.  Die  Eintragung  in  diese  Register  —  wobei  der  Tag  der  Eintragung 
selbst,  sowie  der  Qeburt  oder  des  Todesfalls,  um  den  es  sich  gerade  handelt, 
mit  Worten  und  die  Namen  mit  besonders  grossen ,  in  die  Augen  fallenden 
Buchstaben  zu  schreiben  sind —  erfolgen  nach  der  Zeitfolge  hintereinander, 
ohne  dass  ein  Rand  oder  ein  Zwischenraum  zwischen  der  Torhergehenden 
und  der  unmittelbar  darauffolgenden  Eintragung  gelassen  werden  darf. 

Der  besseren  Uebersicht  wegen  ist  auf  den  letzten  Folien  des  Registers 
«in  alphabetarisehes  Verzeichniss  anzulegen  und  in  diesem  bei  jeder  Ein- 
tragung in  das  eigentliche  Register  der  Name  der  Person,  aufweiche  sich 
dieselbe  bezieht,  unter  dem  betreffenden  Buchstaben  und  mit  AUegirung 
des  Foliums,  wo  die  Eintragung  sich  befindet,  zu  vermerken. 

§.  8.  Da  es  wesentlich  darauf  ankommt,  dass  die  Vermerke  in  den  Re- 
gistern besonders  deutlich  und  leserlich  geschrieben  werden ,  so  kann  der 
Richter  die  Eintragungen  unter  seiner  unmittelbaren  Aufsicht  durch  einen 
Kanzlisten  oder  einen  anderen  Beamten,  der  sich  durch  eine  gute  Hand- 
«chnfb  auszeichnet,  bewerkstellige!!  lassen:  es  muss  aber  jeder  in  die  Re- 
gister eingetragene  Vermerk  Ton  dem  Richter  und  dem  bei  der  Torangegan- 
genen  Verhandlung  zugezogenen  Protokollführer  eigenhändig  unterschrie- 
ben werden. 

§.  4.  Zu  jedem  der  in  §.  1.  gedachten  drei  Register  ist  ein  besonderes 
Aktenstück  anzulegen,  zu  welchem  die  auf  dasselbe  sich  beziehenden  Ver- 
handlungen nach  der  Zeitfolge  zu  bringen  sind  und  müssen  in  dem  Register 
bei  jeder  Eintragung  zugleich  die  Folien  der  Akten ,  wo  sich  die  darauf 
Bezug  habenden  Verhandlungen  befinden,  allegirt  werden. 

2.  Form  der  auf  Grund  der  Register  auszustellenden  Atteste. 
§.  6.  Die  Ausfertigung  Ton  Attesten  auf  Grund  der  Register  erfolgt 
nachdem  Schema  unter  A  in  der  Art ,  dass  darin  der  betreffende  Vermerk, . 
wie  er  in  dem  Register  eingetragen  steht,  wörtlich  aufgenommen  wird. 

3.  Duplikate. 

§.  6.  Von  den  im  Laufe  eines  Jahres  erfolgten  Eintragungen  in  die  drei 
Register  ist  im  Januar  des  folgenden  Jahres  statt  des  im  §.  501  folg.  Th.  2. 
Tit.  11.  des  AUg.  Landrechts  vorgeschriebenen  Duplikats  eine  vidimirte  Ab- 
achrift  dem  vorgesetzten  Obergerichte  einzureichen,  auch  gleichzeitig  anzu- 
zeigen, wie  viel  Personen  ihren  Austritt  aus  der  Kirche  gerichtlich  erklärt 
haben. 

Die  Obergerichte  haben  die  eingehenden  vidimirten  Abschriften  zu 
einem  für  jedes  Untergericht  besonders  anzulegenden  Aktenstücke  zu  brin- 
gen und  in  dem  Hypotheken-Archive  zu  asserviren. 

Von  Gerichten ,  bei  welchen  während  eines  Jahre«  weder  dergleichen 
Eintragungen,  noch  Austritts-Erklärungen  vorgekommen  sind,  ist  dies  im 
Laufe  des  folgenden  Januar  anzuzeigen,  und  von  Seiten  der  Obergerichte 
darauf  zu  halten ,  dass  von  allen  Untergerichten  ihres  Departements  bis  zum 
Schlüsse  des  Monats  Januar  die  oben  erwähnten  vidimirten  Abschriften 
oder  Vakat-Anzeigen  eingehen. 

4.  Commissarien  bei  formirten  Gerichten. 

§.7.  Bei  allen  formirten  Untergerichten  hat  der  Dirigent  die  Be- 
glaubigung von  Geburten,  Heirathen  undSterbeföllen  ein  fOr  alle  Mal  einem 
aus  der  Zahl  der  Mitglieder  zu  ernennenden  Commissarius  zu  übertragen 
und  ihm  einen  verpfiichteten  Protokollführer  beizuordnen.  Der  Name  und 
die  Wohnung  des  Commissarius  ist  durch  einen  öffentlichen  Aushang  an 
der  Gerichtsstelle  und  zugleich  da,  wo  dies  der  Oertlichkeit  wegen  für 
zweckmässig  erachtet  wird,  durch  die  öffentlichen  Blätter  bekannt  zu  machen. 

§.  8.  Dieser  Commissarius  hat  die  sich  meldenden  Interessenten  mit 
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ihren  Antrfigen  zu  vernehmei^  und  sie  über  dasjenige,  was  etwa  noch  beige- 
bracht werden  muss,  damit  den  letzteren  stattgegeben  werden  kann,  so  viel 
wie  möglich  auf  der  Stelle  zu  belehren,  ohne  dass  über  dergleichen  Tor- 
läufige  Verhandlungen  etwas  Schriftliches  aufgenommen  zu  werden  brawjkt. 

Ist  alles  Nöthige  herbeigeschafft,  so  hat  er  über  die  ihm  gemachte  An- 
zeige eine  förmliche  Verhandlung  und  zwar  in  den  im  §.  9.  der  Verordnung 
bezeichneten  Fällen  unter  Zuziehung  des  ihm  beigeordneten  Protokoll- 
fuhrers,  aufzunehmen,  derselben  die  von  den  Interessenten  eingereichten 
Urkunden  in  Urschrift,  oder,  wenn  deren  Rückgabe  verlangt  wird,  in  vidi- 
mirter  Abschrift  beizufügen,  auf  deren  Grund  sofort  die  Eintragung  des 
nöthigen  Vermerks  in  die  Register,  welcher  jedesmal  das  Datum  der  Ver- 
handlung, die  ihm  zum  Grunde  liegt  und  den  Tag  der  Eintragung  selbst  ent- 
halten muss,  zu  bewerkstelligen  und  darüber  das  vorstehend  im  §.  5.  näher 
bezeichnete  Attest  auszufertigen. 

Das  Letzteres  geschehen ,  ist  sodann  hinter  der  betreffenden  Verhand- 
lung unter  Allegirung  der  Folienzahl  des  Registers  zu  vermerken. 

§.  9.  Auch  bei  formirten  Collegien  werden  die  auf  Grund  der  Register 
zu  ertheilenden  Atteste  unter  dem  Namen  und  dem  Siegel  des  betreffenden 
Gerichts  ausgefertigt,  die  Ausfertigungen  aber  statt  des  Dirigenten  durch 
den  nach  §.  7.  zu  bestellenden  Commissarius  vollzogen. 

Ebendasselbe  gilt  von  der  öffentlichen  Bekanntmachung  zum  Zwecke 
des  Aufgebots  und  allen  sonst  etwa  auf  Grund  der  gegenwärtigen  Instruk* 
tion  zu  erlassenden  Verfugungen. 

§.  10.  Der  Dirigent  des  Gerichts  hat  von  Zeit  zu  Zeit  die  Geschäfts- 
führung des  Commissarius  zu  revidiren  und  sich  durch  Einsicht  der  Register 
und  der  Akten  die  Ueberzeugung  zu  verschaffen,  dass  von  Seiten  des  letz- 
teren der  gegenwärtigen  Instruktion  pünktlich  nachgelebt  wird.  In  gleicher 
Art  haben  dieKreis-Justizräthe  das  Verfahren  der  einzeln  stehenden  Richter 
fli  bettttlti^tigen. 

II.  Besondere  Bestimmungen, 
a)  Für  alle  Beglaubigungen. 

$.11.  Der  Richter  hat  sich,  wenn  bei  ihm  auf  bürgerliche  Beglaubigung 
▼en  Geburten,  Heirathen  oder  Sterbefällen  angetragen  wird,  vor  allen. 
Dingen  Ueberzeugung  darüber  zu  verschaffen,  dass  einer  der  im  §.  1.  und 
16.  der  Verordnung  vorausgesetzten  Fälle  vorliegt,  insbesondere  auch  der 
Vorschrift  §.17.  genügt  ist,  die  bürgerliche  Beglaubigung  mithin  mit  recht- 
lichem Erfolge  vorgenommen  werden  kann. 

b)  Die  Beglaubigung  der  Heirathen  betreffend. 

§.  12.  Betrifft  der  Antrag  eine  Heirath,  so  ist  zu  prüfen,  ob  die  zur  bür- 
gerlichen Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordernisse  vor- 
handen sind,  und  wenn  sich  in  dieser  Beziehung  nichts  zu  erinnern  findet, 
über  den  Antrag  der  Interessenten  unter  Beifügung  der  von  ihnen  beige- 
brachten Urkunden  eine  Verhandlung  aufzunehmen,  auf  deren  Grund  das 

.?! Aufgebot  in  der  Art  erfolgt,  dass  eine  nach  dem ,  unter  Litt.  B,  beigefügten 

Schema  ausgefertigte  Bekanntmachung  an  den  in  §.  5.  der  Verordnung 
näher  bezeichneten  Stellen  ausgehängt  und  nach  14  Tagen  mit  dem  ASk- 
tions-  und  Refiktions- Vermerk  des  Gerichtsdieners  versehen,  wieder  zu  den 
Akten  gebracht  wird. 

Dass  dieses  geschehen,  ist  unter  der  Verhandlung  zu  registriren. 

§.  18.  Wohnen  die  Brautleute  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken,  so 
steht  es  ihnen  frei ,  darauf  anzutragen,  dass  der  Richter,  an  welchen  sie  sich 
zuerst  gewandt  hsben,  nach  erlassenem  Aufgebote  die  betreffende  Verhand- 
lung mit  den  dazu  gehörenden  Urkunden  brevi  manu  urschriftlich  an  den 
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Richter,  in  dessen  Bezirke  der  andere  Theil  seinen  Wohnsitz  hat,  übersendet. 
Letzterer  hat  alsdann  auch  seinerseits  zu  prüfen,  ob  ein  Fall,  in  welchem  die 
bürgerliche  Beglaubigung  der  Heirath  gesetzlich  stattfindet,  vorliegt,  und 
ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfor- 
dernisse vorhanden  sind ;  wenn  er  hiergegen  nichts  zu  erinnern  findet,  das 
Aufgebot  zu  veranlassexi  und  nach  Ablauf  der  im  §.  5.  der  Verordnung  vom 
30.  März  d.  J.  bestimmten  Frist  den  zuerst  gedachten  Richter  davon ,  dasa 
das  Aufgebot  erfolgt  und  Einspruch  nicht  erhoben  ist,  unter  Wiederbei- 
fügung der  ihm  übersandten  Verhandlung  mit  ihren  Anlagen  zu  benach- 
richtigen, ohne  dass  er  Abschrift  dieser  Verhandlung  zurückzubehalten 
braucht.  Vielmehr  genügt  es ,  wenn  er  über  den  ganzen  Hergang  eine  Re- 
gistratur zu  seinen  Akten  bringt,  aus  welcher  das  Datum  der  betreffenden 
Verhandlung  und  das  Gericht,  welches  sie  aufgenommen  hat,  hervorgeht. 

§.  14.  Ueber  das  stattgefundene  Aufgebot  hat  der  Richter,  bei  welchem 
sich  die  Verhandlungen  über  dasselbe  befinden,  ein  Attest  nach  dem  unter 

Litt.  C.  beiliegenden  Schema  auszufertigen.  ^ 

Dieses  Attest  ist  jedem  von  beiden  Brautleuten  besonders  unter  Couvert 
zu  übersenden  und ,  dass  dies  geschehen ,  auf  dem  bei  den  Akten  befind- 
lichen Prokiama  zu  registriren. 

§.  15.  Melden  sich  sodann  die  Brautleute  mit  dem  Antrage  auf  Ein- 
tragung ihrer  Ehe  in  das  Register,  so  hat  der  Richter  mit  ihnen  hierüber 
eine  Verhandlung  aufzunehmen,  welcher  die  ihnen  über  das  erfolgte  Auf- 
gebot ertheilten  Bescheinigungen  beigefugt  werden  müssen. 

Gehören  die  Brautleute  zu  einer  der  im  §.  1.  der  Verordnung  näher  be- 
zeichneten geduldeten  Religions-Gesellschaften,  so  ist  ihnen  die  im  §•  7. 
der  Verordnung  unter  Num.  1.  vorgeschriebene  Erklärung  abzunehmen 
und  mit  Vernehmung  der  die  Richtigkeit  dieser  Erklärung  nach  Maassgabe 
der  Num.  2.  ebendaselbst  bestätigenden  Personen  zu  verfahren.  In  diesem 
Falle  ist  die  Eintragung  in  das  Register  selbst  dahin  zu  fassen: 

Laut  Verhandlung  vom  9.  Juli  1847.  (Vol.  1.  Fol.  28—30,  49—^1 
der  Akten,  die  Beglaubigung  von  Heirathen  betreffend)  sind  der 
Maurermeister  Johann  Jakob  Schulz,  81  Jahre  alt,  hierselbst  wohnhaft, 
und  die  Karoline  Auguste  Schneider,  20  Jahre  alt,  zu  N.  N.  wohnhaft, 
Tochter  des  Kommessers  Joseph  David  Schneider  zu  N.  N.  und  seiner 
Ehefrau  Karoline  geborne  Schmidt,  mit  einander  eine  eheliche  Verbin- 
dung unter  Beobachtung  der  nach  dem  Gebrauche  der 
Religionsgesellschalt,  zu  welcher  beide  gehören,  zu  deren  Abschluss 
erforderlichen  Handlung,  eingegangen. 

Eingetragen  Berlin  am  neunten  Juli  Achtzehnhundert  und  sieben 
und  vierzig. 

Schumann,  Richter.  Hörn,  Protokollführer. 

Sind  dagegen  die  Brautleute  aus  ihrer  Kirche  ausgeschieden,  ohne 
einer  vom  Staate  genehmigten  Religionsgesellschaft  anzugehören,  so  hat 
der  Richter  von  ihnen  die  in  §.  16.  der  Verordnung  vorgeschriebene  Er- 
klärung aufzunehmen  und  erfolgt  alsdann  die  Eintragung  in  das  Register  in 
der  Art: 

In  der  Verhandlung  vom  9.  Juli  1847.  (Vol.  1.  Fol.  28-80  und 
49 — 61  der  Akten,  die  Beglaubigung  der  Heirathen  betreffend)  haben 
der  Maurermeister  Johann  Jakob  Schulz,  81  Jahre  alt,  hierselbst  wohn- 
haft und  die  Karoline  Auguste  Schneider,  20  Jahre  alt,  zu  N.  N.  wohn- 
haft, Tochter  des  Kommessers  Joseph  David  Schneider  zu  N.  N.  und 
seiner  Ehefrau  Karoline  gebome  Schmidt,  welche  aus  der  römisch- 
katholischen Kirche,  zu  der  sie  früher  gehört  haben,  ausgetreten  sind, 
erklärt:  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sichbetrach- 
■  ten  wollen. 
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Eingetragen  Berlin  am  neunten  Juli  Aohtsehnhundert  und  sieben 
und  vierzig. 

Schumann,  Richter.  Hörn,  Protokollführer. 

III.  Erklärungen  über  den  Austritt  aus  der  Kirche. 

§.  20.  Zeigt  Jemand  an,  dass  er  die  Absicht  habe,  aus  seiner  Kirche  aus- 
zutreten, so  hat  der  Richter  —  bei  formirten  Coliegien  der  vorstehend  nach 
§.  7.  zu  bestellende  Commissaiius  —  hierüber  eine  Verhandlung  «i&u- 
nehmen,  Abschrift  davon  sofort  dem  bisherigen  Seelsorger  des  Deklaranten 
nachrichüich  zu  übersenden  und  deren  Insinuation  durch  den  Gerichts- 
diener bescheinigen  zu  lassen. 

Wenn  sich  sodann  nach  Ablauf  von  vier  Wochen  der  Deklarant  ander- 
weit meldet,  so  ist  dessen  Erklärung  über  den  Austritt  aus  der  Kirche  zu 
P-  Protokoll  zu  nehmen,  ihm  hierüber  nach  dem  Schema  unter  Litt.  D.  ein 
Attest  auszufertigen,  und  dass  dies  geschehen,  unter  dem  Protokoll  zure- 
gistriren. 

Die  desfallsigen  Verhandlungen  sind  nach  der  Reihenfolge  zu  einem 
besonderen  Aktenstücke  zu  bringen,  dasselbe  ist  mit  einem  alphabetaxischen 
Register  zu  versehen,  und  in  letzteres,  sobald  eine  neue  Verhsndlung  zu  den 
Akten  kommt,  der  Name  des  aus  der  Kirche  Ausgeschiedenen  unter  dem 
betreffenden  Buchstaben  mit  Allegirung  der  Folienzahl  der  Akten  nachzu» 
tragen. 

rV.  Gebühren. 

§.21.  Die  den  Gerichten  für  die  ihnen  durch  die  Verordnung  vom 
SO.  März  1847.  überwiesenen  Geschäfte  zu  entrichtenden  Gebühren  werden 
auf  Grund  des  §.  14.  dieser  Verordnung  auf  ein  Pauschquantum  und  zwar: 

a)  für  Beglaubigung  einer  Heirath  inclusive  des  Aufgebots  von  1  Rthlr. 
15  Sgr.  bis  5  Rthlr.  und 

b)  für  Beglaubigung  eines  Sterbefalls ,  einer  Geburt  oder  des  Austritts 
aus  der  Kirche  von  10  Sgr.  bis  2  Rthlr.  festgesetzt 

In  diesem  Pauschquantum  sind  sowohl  Copialien,  als  Protokoll-,  Ausferti- 
gungs-  und  Insinuationsgebühren  begriffen;  ausserdem  sind  för  die  auf 
Grund  der  Register  zu  ertheilenden  Atteste  Ausfertigungs-Gebühren  nach 
der  Sporteltaxe  vom  Jahre  1815.  zu  liquidiren. 

Wenn  ein  Richter  ein  Brautpaar  aufbieten  lässt,  ohne  die  Heirath  selbst 
zu  beglaubigen,  so  passiren  für  das  Aufgebot  allein  5  Sgr.  bis  1  Rthlr. 

Zu  den  auf  Grund  der  Registe  und  über  den  Austritt  aus  der  Kirche  zu 
ertheilenden  Attesten  sind  die  tarifmässigen  Stempel  in  Anwendung  zu 
bringen ;  alle  übrige  Verhandlungen  und  Verfügungen  aber  bis  auf  Weiteres 
vom  Stempel  freizulassen. 

Schema  B. 

Von  dem  unterzeichneten  Gerichte  wird  hierdurch  zur  öffent- 

lichen Kenntniss  gebracht 
dass  der 
und  die 
Tochter 
laut  Verhandlung  vom 

gesonnen  sind,  eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  einzugehen»  und 
Jeder,  der  sich  für  befugt  hält,  einen  Einspruch  dagegen  zu  erheben,  auf- 
gefordert, sich  deshalb  unverzüglich  bei  dem  unterzeichneten  Gerichte 
zu  melden, 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht. 
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Schema  C. 

Von  dem  unterzeichneten  Gerichte  wird  hiermit  bescheinigt, 

das«,  nachdem  der 
und  die 
Tochter 
in  der  Verhandlung  Tom 

erklärt  haben,  eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  eingehen  zu  wollen, 
das  Aufgebot  derselben  auf  Grund  des  §.  5.  der  Verordnung  yom  SO.  M&rz 
1847.  durch  eine  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum 
(in  den  Fällen  des  §.  13.  der  Instruktion : 
sowohl  hierselbst  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum 
als  auch  in  N.  N.  an  der  Gerichtsstelle  und  an 
in  der  Zeit  vom 
bis  zum  ) 

ausgehängt  gewesene  Bekanntmachung  erfolgt  und  ein  Einspruch  gegen 
die  eheliche  Verbindung  der  vorstehend  gedachten  Personen  von  keiner 
Seite  erhoben  ist. 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht. 

Schema  D. 
Dem 
wird  von  dem  unterzeichneten  Gerichte  hiermit  bescheinigt,  dass 

derselbe  laut  Verhandlung  vom  seinen  Austritt 

aus  der  Kirche,  zu  welcher  er  bis  dahin  gehört  hat, 

unter  Beobachtung  der  in  §.  17.  der  Verordnung  vom  80.  Mbiz  1847.  vorge* 
schriebenen  Form  erklärt  hat. 

den  ten 

Königliches  Preussisches  Gericht. 

c.  Gesetz  v.  23.  Juli  1847. 

^  (Siehe  oben  S.  704.) 

Geburts-,  Heiraths-  und  Sterbefälle. 

§.  8.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Geburt»-,  Heiraths-  und  Sterbe- 
fälle unter  den  Juden  soll  durch  Eintragung  In  ein  gerichtlich  zu  fiihrendes 
Kegister  bewirkt  werden. 

(cf.  das  Rescr.  v.  17.  Februar  1851.) 

§.  9.  Dieses  Register  (§.  8.)  wird  von  dem  ordentlichen  Richter  des 
Orts,  wo  der  Geburts-  oder  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Braut- 
leute wohnen,  auch  in  Ansehung  solcher  Betheiligten  geführt,  welche  sonst 
von  der  ordentb'chen  Gerichtsbarkeit  befreit  sind. 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  verschiedenen  Gerichtsbe- 
zirken, so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  andern  der 
beiden  Richter  nachgesucht  werden.  Der  Richter,  welcher  hiemach  die 
Eintragung  vornimmt,  hat  von  derselben  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem 
der  andere  Theil  des  Brautpaares  wohnt,  Mittheilung  zu  machen  und  dieser 
hat  die  vollzogene  Ehe  auch  in  das  von  ihm  geführte  Register  zu  über- 
nehmen. 

§.  12.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  Richter  des  Orts,  an  welchem  die  Brautleute  den  Wohnsitz 
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haben,  und  wenn  dieselben  in  yenchiedeoen  Oerichtsbeziri[en  wohnen,  bei 
jedem  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu  bringen,  und  ent  dann  zu  veran- 
lassen, wenn  sich  der  Richter  die  Ueberzeugung  verschafft  hat,  daas  die  zur 
bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordemisse 
vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Gerichtsstelle  und  gleichseitig 
an  dem  Rath-  oder  Ortsgemeinde-Hause ,  in  dessen  Ermangelung  aber  au 
der  Wohnung  des  OrtSTorstehers,  während  14  Tagen  auszuhängende  Be* 
kanntmachung. 

§.13.  Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erforderlich: 

1)  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  12.); 

2)  die  persönliche  Erklärung  der  Brautleute  vor  dem  Richter,  daas  sie 
fortan  als  ehelich  mit  einander  verbunden  sich  betrachten  wollen. 

§.  14.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zeitpunkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register. 

^  §.  15.  Zu  den  in  den  §§.  10.,  11.  und  IS.  vorgeschriebenen  Anzeigen 
und  Erklärungen  ist  das  persönliche  Erscheinen  vor  den!  Richter  erforder- 
lich. Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  verpflichteten  Pro- 
tokollführers, ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  die  eingereichten  Be- 
scheinigungen beizufügen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Richters 
die  Thatsache  festgestellt  ist,  so  hat  derselbe,  auf  Grund  des  Protokolls,  so- 
fort den  Geburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Register  einzutragen 
und  darüber  ein  Attest  auszufertigen. 

§.  16.  Das  Register  (§.  8.)  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefertigten 
Atteste  gemessen,  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils,  vollen  öffentliclien 
Glauben. 

§.  20.  Für  die  den  Gerichten  durch  gegenwärtige  Verordnung  über- 
wiesenen Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  über  deren  Betrag  der 
Jttsdzminister  nähere  Bestimmungen  zu  treffen  hat 

§.21.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtige  Verordnung  abweichende  Be- 
stimmungen gegeben  sind,  haben  die  Gerichte  bei  dem  Aufgebote  und  der 
Führung  des  Registers  diejenigen  Vorschriften  zu  befolgen,  welche  den 
Geistlichen  der  christlichen  Kirche  für  das  Aufgebot  und  die  Führung  der 
Kirchenregister  ertheilt  sind. 

(Ueber  die  Ausfuhrung  der  in  den  §§.8.  —  21.  enthaltenen  Bestimmun- 
gen  hat  der  Justizminister  am  29.  Juli  1847.  eine  besondere  Instruction  an 
die  Gerichte  erlassen.  Just-Min.-Bl.  von  1847.  S.  233.) 

§.  22.  In  den  zum  Bezirke  des  Appellations- Gerichtshofes  zu  Köln  ge- 
hörigen Landestheiien  bewendet  es  bei  den  über  die  Feststellung  der  Ge- 
burten, Heirathen  und  8terbefälle  bestehenden  Vorschriften. 

e.  Entwarf  eines  Gesetzes  das  d.  Entwurf  eines  Gesetzes  daa 
Eherecht  betreffend.  Eherecht  betreffend. 

Nach  den  Vorschlägen  der 

Kommission.  Regierungsvorlage. 


(Slohe  oben  S.  7S8.) 


(Sl«h«  oben  8.  782.) 
Titel  1. 

Von  Eheschliessungen.  Titel  1. 

Abschnitt  L  «r      r«v       1.1  • 

V««    i?k^.^ki:^.>...i»«««   «u«-  Von  Eheschliessungen. 

von   Jbneschliessungen  über*  "^ 

haupt. 

§.  1.  Die  Trauung  durch  den  Geist-       §.  1.   Zur  bürgerlichen  Reohtsgül* 

liehen  einer  der  Kirchengemeinschaf-  tigkeit  einer  Ehe  wird  die  priester- 

ten,  die  zur  Führung  eines  mit  <>ffent-  liehe  Trauung  durch  einen  Geistlichen 
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lichem  Glauben  versehenen  Kirchen-  erfordert  —  §.  186.  Th.  II.  Tit  1.  des 

buches  berechtigt  sind, begründet  die  Alig.  Landrechts  —  weicher  zur  Füh* 

bürgerliche    RechtsgiUtigiLeit    einer  rung  eines  mit  öffentlichem  Glauben 

Ehe.  versehenen  Kirchenbuches  berechtigt 

§.  2.   Ausserdem  kann  die  bür-  ist. 
gerliche  Bechtsgültigkeit  einer  Ehe  §.  2.   Es  kann  jedoch  die  Ehe  mit 
nur  durch  eine  Erklärung  vor  dem  büi^erlicher  Rechtsgültigkeit   auch 
Richter  begründet  werden ,  nach  nä-  vor  dem  Richter  geschlossen  werden, 
herer  Bestimmung  des  fblgenden  Ab-  wenn  die  priesterliche  Trauung  Ver- 
schnittes, sagt  worden  ist,  oder  die  Brautleute 
An  der  Bestimmung  des  Gesetzes  erklären,  dieselbe  nicht  in  Anspruch 
vom  S.April  1854.  —  Gesetz-Samm-  nehmen  zu  können, 
lung  Seite  496.  — ,  nach  welchem  in 
aussereuropäischen  Ländern  die  Ehe- 
schliessung auch  vor  einem  Consul 
erfolgen  kann,  wird  nichts  geändert. 

Abschnitt  U. 

Von   der  Eheschliessung    vor 

dem  Richter. 

§.  3.  Der  ehelichen  Verbindung  §.  8.  Der  ehelichen  Verbindung- 
muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  muss  ein  Aufgebot  vorangehen  — 

Dasselbe  ist  bei  dem  Richter  des  §§.  188.  und  äg.  Th.  U.  Tit.  1.  dea 
Ortes,  an  welchem  die  Braut  wohnt,  Allgemeinen  Landrechts, 
in  Antrag  zu  bringen,  und  wenn  die  Dasselbe  ist,  wenn  dieEhe  vor  den» 
zur  bürgerlichen  Rechtsgültigkeit  der  Richter  geschlossen  werden  soll,  bei 
Ehe  nothwendigen  Erfordernisse  vor-  dem  Richter  des  Ortes,  an  welchem 
banden  sind,  von  ihm  zu  veranlassen,  die  Brautleute  den  Wohnsitz  haben. 
Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen 
während  vierzehn  Tage  auszuhän-  Gerichtsbezirken  wohnen,  bei  jedem 
gende  Bekanntmachung  der  beab-  der  beiden  Richter  in  Antrag  zu 
sichtigten  Eheschliessung.  bringen  und  erst  dann  zu  veranlas- 

§.  4.  Die  öffentliche  Bekannt-  sen,  wenn  sich  der  Richter  die  Ueber* 
machung  ist  an  den  Orten,  an  wel-  zeugung  verschafft  hat,  dass  die  zur 
chen  dieselbe  erfolgen  muss,  erfor-  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  ge- 
derlichenfalls  durch  Ersuchen  der  be-  setzlich  nothwendigen  Erfordernisse* 
treffenden  Richter  zu  bewirken.  vorhanden  sind. 

§.5.  Diese  Bekanntmachung  ist  DasAufgebot  erfolgt  durch  eine  an 
auszuhängen :  der  Gerichtsstelle  und  gleichzeitig  an 

an  der  Gerichtsstelle  desjenigen  dem  Rath-  oder  Gemeindehause,  in 
Gerichtes,  von  welchem  das  Auf-  dessen  Ermangelung   aber  an   der 
gebot  erlassen  ist;  an  den  Gerichts-  Wohnung  des  Gemeinde-Vorstehers 
stellen  der  von  diesem  darum  er-  während  vierzehn   Tage  auszuhän-^ 
suchten  Gerichte  (§.4.);  indenGe-  gende  Bekanntmachung, 
meinden,  in  welchen  die  Brautleute 
wohnen,  oder  innerhalb  des  letzten 
Jahres  gewohnt  haben.    Der  Aus- 
hang erfolgt  hier  an  dem  Rath- 
oder  Gemeindehause,  und,  in  Er- 
mangelung eines  solchen,  an  dem- 
jenigen Orte,  an  welchem  öffent- 
liche  Bekanntmachungen   ausge- 
hängt zu  werden  pflegen. 
§.  6.   Der  amtliche  Bericht  über 
die  Anheflung  der  Bekanntmachung 
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genügt  zum  Nachweise  der  gehörig 
erfolgten  Bekanntmachung. 

§.  7.  Wird  die  Ehe  nicht  innerhalb 
6  Wochen  nach  dem  Tage  geachlos- 
een,  an  welchem  der  für  den  Aushang 
der  Bekanntmachung  bestimmte  vier- 
sehntfigige  Zeitraum  abgelaufen  ist, 
so  muss  das  Aufgebot  wiedertiolt 
werden. 

§.8.  Bei  dem  Aufgebote  haben  die 
Gerichte,  insoweit  das  gegen  wirtige 
Gesetz  nicht  etwas  Abweichendes 
yerordnet,  die  darüber  bestehenden 
Gesetze  zu  befolgen. 

§.9.  Die  Eheschliessang  erfolgt,  §.4.  Die  Eheschliessung  vor  dem 
indem  die  in  Person  anwesenden  Richter  erfolgt  mitteist  einer  von  den 
Brautleute  auf  die  von  dem  Richter  Brautleuten  vor  dem  Richter  in  Ge- 
in  Gegenwart  zweier  grossjährigen  gen  wart  zweier  glaubwürdiger  Zeu- 
und  männlichen  Zeugen  an  sie  ge-  gen  abgegebenen  feierlichen  Erklä- 
richtete Frage :  rung : 

„ob  sie  sich  fortan  als  zu  einer  „dass  sie  fortan  sich  als  zu  einer 
wahren  Ehe  yerbunden  erklären  wahren  Ehe  verbunden  erklfireo 
und  die  damit  verknüpften  Pflichten  und  die  damit  verkuäpften  Pfltch- 
getreulich  zu  erfüllen  geloben?**  ten    getreulich    zu    erfüllen    ge- 

mit  Ja I  antworten.  loben". 

Diese  Erklärung  kann  vom  Richter  Diese  Erklärung  kann,  wenn  die 
nicht  eher  entgegengenommen  wer-  Brautleute  ihren  Wohnsitz  in  Ver- 
den, ab  bis  er  sich  die  Ueberzeugung  schiedenen  Gerichtsbezirken  haben, 
verschafft  hat,  dass  die  zur  bürgere  bei  dem  einen  oder  anderen  der  bei- 
lichen  Rechtsgültigkeit  der  Ehe  noth-  den  Richter  abgegeben  werden, 
wendigen  Erfordernisse  vorhanden  §.  5.  Zu  den  in  §§.  3.  und  4.  vorge- 
aind.  schriebenen  Anzeigen    und   Erklä- 

rungen ist  das  persönliche  Erschei- 
nen vor  dem  Richter  erforderiich. 
§.  10.  Der  Richter  hat  unter  Zu-  Der  Richter  hat  darüber,  unter  Zu- 
ziehung eines  vereideten  Protokoll-  Ziehung  eines  verpflichteten  Proto- 
führers  über  die  erfolgte  Eheschlies-  kollfuhrers,  eine  Verhandlung  au&u- 
sung  eine  Verhandlung  aufzuneh-  nehmen,  welcher  die  eingereichten 
men.  Bescheinigungen  beizufügen  sind. 

§.11.  Die  bürgerliche  Rechtsgül-  •  §.  6.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  ei- 
tigkeit  der  Ehe  beginnt  mit  dem  Zeit-  ner  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
punkte  der  vor  dem  Richter  abge-  Zeitpunkte  der  vor  dem  Richter  zu 
gebenen  Erklärung. —  Protokoll  gegebenen  Erklärung.  — 

§.4.— 

§.  7.  Die  Beglaubigung  der  abge- 
schlossenen Ehe  soll  durch  Eintra- 
gung in  ein  gerichtlich  zu  führend» 
Register  von  demjenigen  Richter, 
vor  dem  die  Ehe  abgeschlossen  wor- 
den ist,  bewiriit  werden. 

§.  8.  Das  Register  —  §.  7.  —  und 
die  auf  Grund  desselben  ausgefer- 
tigten Atteste  geniessen,  bis  zum  Be- 
weise des  Gegentheils,  vollen  Öffent- 
lichen Glauben. 
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§.  12.  Der  EheBchliessang  vor  dem 
Kichter  kann  die  kirchliche  Trauung 
jeder  Zeit  nachfolgen. 

In  einem  solchen  Falle  hat  der  be- 
treffende Greistliche  nicht  zu  prüfen, 
ob  der  kirchlichen  Trauung  bürger- 
liche Ehehindernisse  entgegenstehen. 
§.  18.  Die  Bestimmung  des  §.  12. 
findet  auch  auf  diejenigen  Personen, 
die  nicht  zu  einer  der  im  §.  1.  erwähn- 
ten Kirchengemeinschaften  gehören, 
dahin  Anwendung,  dass  diejenige 
Handlung,  weiche  nach  dem  Ge- 
brauche ihrer  Religionsgemeinschaft 
zum  Abschlüsse  der  ehelichen  Ver- 
bindung gehdrt,  der  EheschliessuDg 
Tor  dem  Richter  nachfolgen  kann. 

§.  14.  Die  nach  §.  9.  abgegebenen 
Erklärungen  sind  sofort  in  ein  bei 
dem  Gerichte  zu  führendes  Register, 
mit  Angabe  des  Tages,  an  welchem 
die  Verhandlung  aufgenommen  wor- 
den ist,  wörtlich  einzutragen. 

Die  eingetragenen  Vermerke  sind 
von  den  beiden  Gerichtspersonen, 
welche  die  Verhandlung  aufgenom- 
men haben,  zu  unterzeichnen. 

§.  15.  Für  das  AufgeboC,  die  Ver-  §.  9.  Für  die  den  Gerichten  durch 
handlung  und  die  Eintragung  in  das  die  vorstehenden  Vorschriften  über- 
Register haben  die  Gerichte  an  Ge-  wiesenen  Geschäfte  sind  Gebühren  zu 
richtsgebühren  ein  Fauschquantum  entrichten ,  welche  den  an  die  Geist- 
Ton  1  bis  15  Thalem  zu  erheben.  liehen  für  das  Aufgebot  und  die  Trau- 

Dasselbe  ist  so  abzumessen ,  dass  ung  zu  zahlenden  ortsüblichen  Stol* 
es  den  für  das  Aufgebot  und  die  Trau-  gebühren  gleichkommen, 
ung  ortsüblichen  Stolgebühren  mög-      Falls  der  bürgerlichen  Eheschliea- 
lichst  gleichkommt.  sung  die  priesteriiehe  Trauung  nach- 

folgt  —  §.  2.  —  kann  die  Rückerstattung  der  dem  Gerichte 
gezahlten  Gebühren  verlangt  werden. 

§.  10.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtiges  Gesetz  ab- 
weichende Bestimmungen  gegeben  sind,  haben  die  Gerichte 
bei  dem  Angebote  und  der  Führung  des  Registers  diejenigen 
Vorschriften  zu  befolgen, welche  den  Geistlichen  deröffentlich 
aufgenommenen  Kirchen  für  das  Aufgebot  und  die  Führung 
der  Kirchen-Register  ertheilt  sind. 

f.  12.  Die  im  §.  66.  des  Anhangs  zum  Allgemeinen  Land- 
rechte  gestattete  Ausnahme  von  der  Regel,  nach  welcher 
Mannspersonen  unter  18  Jahren  nicht  heirathen  sollen,  wird 

hienuit  aufgehoben. 

Titel  UI. 
Schlussbestimmangen. 

§.  1.  Die  Bestimmungren  der  §§.1.  bis  10.  u.  16.  finden  auch  iik 
deivjenigen  Landestheilen ,  für  welche  das  Publicationspatent 
Y.  21.  Juni  1825.  ergangen  ist,  desgleichen  in  den  Bezirken  dea 
Appeilationsgerichts  Greifswald,  des  Justizsenats  Ehrenbreit- 
stein  und  in  den  HohenzoUemschen  Landen  Anwendung. 
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f.  Gesetz  rom  3.  April  1854. 

(Siehe  oben  8.  78S.) 

L   Allgemeine  Bestimmungen. 

§.1.  In  aussereuropäischen  L&ndem,  in  welchen  es  Unseren  dort 
lebenden  Unterthanen  eyangelischen  Glaubensbekenntnisses  bei  dem 
Mangel  evangelischer  Geistlichen  nicht  mOglich  ist,  die  Geburten,  Hei- 
rathen  und  Sterbefalle  durch  einen  solchen  Geistlichen  beurkunden  zu 
lassen,  können  hierzu  durch  Unsere  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten Unsere  in  jenen  L&ndem  residirenden  Consuln  ermächtigt  werden. 

§.  2.  Die  Consuln  haben  über  die  Beurkundungen  der  Geburten,  Hei- 
rathen  und  Sterbefälle  drei  verschiedene  Register  zu  fuhren ,  in  welche  die 
vorkommenden  Fälle  in  protokollarischer  Form  unter  fortlaufenden  Nom- 
mem  einzutragen  sind. 

II.  Eheschliessung  und  Beurkundung  derselben. 

§.  3.   Der  Schliessung  einer  Ehe  vor  dem  Consul  muss  das  Aufgebot 

vorangehen.     Vor  Erlassung  desselben  sind  dem  Consul  die  zur  Ein- 

'  gehung  einer  Ehe  nach  den  Gesetzen  der  Heimath  der  Verlobten  nothwen- 

digen  Erfordernisse  als  vorhanden  nachzuweisen.    Insbesondere  haben  die 

Verlobten  beizubringen 

1)  ihre  Geburtsurkunden  in  beglaubigter  Form; 

2)  die  Einwilligung  der  Eltern  oder  Vormünder,  ertheilt  durch  persön- 
liche Erklärung  vor  dem  Consul  oder  in  beglaubigten  Urkunden. 

Der  Consul  kann  die  Beibringung  dieser  Urkunden  erlassen,  wenn  ihm 
die  Thatsachen,  welche  durch  dieselben  festgestellt  werden  sollen,  persön- 
lich bekannt  sind  oder  auf  andere  Weise  glaubhaft  nachgewiesen  werden. 

Auch  kann  er  von  unbedeutenden  Abweichungen  in  den  Urkunden,  bei- 
spielsweise der  verschiedenen  Schreibart  der  Namen ,  oder  einer  Verschie- 
denheit der  Vornamen ,  absehen,  wenn  in  anderer  Weise  die  Identität  der 
Betheiligten  festgestellt  wird. 

§.  4.  Das  Aufgebot  geschieht  durch  eine  Bekanntmachung  des  Con- 
suls,  welche  die  Vornamen,  die  Familiennamen,  das  Alter,  de!)  Stand  oder 
das  Gewerbe  und  den  Wohnort  der  Verlobten  und  ihrer  Eltern  enthalten 
muss.  Diese  Bekanntmachung  muss  an  der  äusseren  Thüre  des  Consulats- 
gebäudes  acht  Tage  hindurch  ausgehängt  bleiben. 

§.  5.  Wenn  eine  der  aufzubietenden  Personen  innerhalb  der  letzten 
sechs  Monate  ihren  Wohnsitz  in  einem  andern  Lande,  als  in  dem  Bezirke 
des  Consuls  gehabt  hat,  so  muss  die  Bekanntmachung  des  Aufgebots  in  die- 
sem Lande  nach  den  dort  geltenden  Vorschriften  erfolgen,  oder  ein  gehörig 
beglaubigtes  Attest  der  Obrigkeit  des  früheren  Wohnorts  der  Verlobten 
darüber  beigebracht  werden,  dass  daselbst  Ehehindemisse  in  Betreff  ihrer 
nicht  bekannt  seien. 

§.  6.  Der  Consul  kann  aus  besonders  dringenden  Gründen  von  dem 
Aufgebote  (^§.  4.  und  5.)  ganz  dispensiren. 

§.  7.  Die  Schliessung  der  Ehe  erfolgt  in  Gegenwart  von  zwei  Zeugen 
durch  die  an  die  Verlobten  einzeln  und  nach  einander  gerichtete  feierliche 
Frage  des  Consuls: 

ob  sie  erklären,  dass  sie  die  Ehe  mit  dem  gegenwärtigen  anderen 
Theile  eingehen  wollen, 
durch  die  bejahende  Antwort  der  Verlobten  und  durch  den  hierauf  erfolgten 
Ausspruch  des  Consuls, 

dass  er  sie  nunmehr  kraft  des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene 
Eheleute  erkläre. 

§.  8.  Die  Ehe  erlangt  mit  dem  Abschlüsse  vor  dem  Consul  ihre  volle 
Gültigkeit. 
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§.  9.  Die  über  die  geschlossene  Ehe  in  das  Register  einzutragende  Ur- 
kunde (Heiraths-Urkunde)  muss  enthalten : 

1)  Vor-  und  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe,  Geburts-  und 

Wohnort  der  die  Ehe  eingehenden  Personen; 
12)  Vor-  und  Familiennamen,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  und  Wohnort 

ihrer  Eltern ; 

3)  Vor-  und  Familiennamen,  Alter,  Stand-  oder  Gewerbe  und  Wohnort 
der  sugezogenen  Zeugen ; 

4)  die  auf  Befragen  desGonsuls  abgegebene  Erklärung  der  Verlobten, 
sowie  die  erfolgte  Verkündigung  ihrer  Verbindung; 

5)  das  Versprechen  der  Eheleute,  die  kirchliche  Einsegnung  nachholen 
zu  wollen; 

6)  die  Unterschrift  der  anwesenden  Personen. 

§.  10.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  über  die  Eheschliessung 
(§§•  3 — 9.)  finden  auch  Anwendung,  wenn  nicht  beide  Verlobte,  sondern  nur 
einer  derselben  dem  Preussischen  Unterthanenrerbande  angehört. 

g.  Instruction  Tom  24.  August  1854.  zu  dem  Gesetze  Tom 

S.  April  1854. 

(Siehe  oben  S.  788.) 

Nach  dem  Gesetze  vom  3.  April  d.  J.  kann  für  den  Fall,  dassPreussische 
Unterthanen  eyangelischen  Glaubens  ausser  Stande  sind,  während  ihres 
Aufenthalts  in  einem  aussereuropäischen  Lande  einen  evangelischen  Geist- 
lichen anzutreten,  die  Befugniss  zur  Abschliessung  von  Ehen,  sowie  zur 
Beurkundung  der  Geburts-  und  Sterbeialle,  den  betreffenden  Königlichen 
Consuln  durch  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  über- 
tragen werden. 

In  Gemässheit  des  §.  14.  dieses  Gesetzes  ergeht  hiermit  zu  demselben 
von  Seiten  der  unterzeichneten  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten 
und  der  Justiz  die  nachstehende  Instruction. 

r 

.  I.  Allgemeine  Bestimmungen. 

§.  I.  Jeder  in  einem  aussereuropäischen  Lande  bestellte  Königl.  Gene- 
ral-Consul(Consul),  Vice-ConsuloderConsular-Agent,  welchem  vom  Mini- 
sterium der  auswärtigen  Angelegenheiten  die  im  Gesetze  erwähnten  Befug- 
nisse übertragen  werden,  hat  drei  festgebundene  Register  von  starkem 
Papiere  in  Folioformat,  das  eine  für  die  Heiraths-,  das  andere  für  die  Ge- 
burts-, das  dritte  für  die  Sterbef&Ue  anzuschaffen.  Dieselben  sind  zu 
foliiren,  auf  der  letzten  Seite  mit  einem  Atteste  über  die  Zahl  der  Folien 
unter  Siegel  und  Unterschrift  des  Consulats  zu  yersehen  und  in  dem  Con- 
sulats-Gebäude  an  einem  besonders  gesicherten  Orte  nach  Vorschrift  des 
§.  15.  des  Reglements  vom  18.  September  1796.  zu  Terwahren. 

§.  2.  Die  Eintragungen  in  diese  Register  erfolgen  nach  der  Zeitfolge 
hinter  einander,  ohne  dass  ein  Zwischenraum  zwischen  der  vorhergehenden 
und  der  unmittelbar  darauffolgenden  Eintragung  gelassen  werden  darf. 

Der  Tag  der  Eintragung  selbst,  sowie  der  Tag  der  Geburt  oder  des 
Todesfalls,  um  den  es  sich  handelt,  sind  mit  Worten,  die  Namen  mit  beson- 
ders grossen,  in  die  Augen  fallenden  Buchstaben  zu  schreiben. 

§.  8.  Da  es  wesentlich  darauf  ankommt,  dass  die  Eintragungen  in  den 
Registern  besonders  deutlich  und  leserlich  geschrieben  werden,  so  kann  der 
Consul  die  Eintragung  unter  seiner  unmittelbaren  Aufsicht  durch  einen 
Consulats-Beamten  oder  Schreiber,  der  sich  durch  eine  gute  Handschrift 
auszeichnet,  bewerkstelligen  lassen ;  es  muss  aber  jede  Eintragung  von  dem 
Consul,  Ton  den  Zeugen  und  von  allen  BetheiUgten  eigenhändig  unter- 
schrieben werden.  Sind  unter  den  LetzterenPersonen,  welche  nicht  schreiben 
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können,  so  iit  deren  Handseichen  von  dem  Consol  besonders  zu  be> 
glaubigen. 

Als  Zeugen  dürfSsn  in  der  Regel  nur  unbescholtene  grossj&hrige  Per- 
sonen zugelassen  werden. 

§.  4.  Die  Eintragung  in  die  Register  ist  nicht  als  ein  blosser  Vermerk 
über  die  zu  beurkundende  Thatsache  (Heiraths-,  Geburts-  oder  Sterbefall), 
sondern  in  Form  eines  über  den  ganzen  Hergang  aufgenommenen  ToUstin- 
digen  Protokolls,  in  der  Regel  in  deutscher  Sprache  zu  bewirken. 

Wenn  Personen  bei  der  Handlung  sich  betheiligen,  welche  der  deut- 
schen Sprache  überhaupt  nicht,  oder  nicht  vollkommen  mftchtig  sind,  so  hat 
der  Consul  dafür  zu  sorgen,  dass  denselben  der  Inhalt  der  Verhandlung 
voUstAndig  zur  Kenntniss  gebracht  werde;  es  ist  in  dem  Protokolle  zu  ver- 
merken, dass  und  in  welcher  Weise  dies  geschehen  ist.  Unter  besonderen 
Umständen  und  namentlich,  wenn  der  Consul  der  deutschen  Sprache  selbst 
nicht  recht  mftchtig  ist,  soll  es  demselben  gestattet  sein,  sich  auch  einer 
anderen  Sprache  zu  bedienen;  es  ist  jedoch  in  einem  solchen  Falle  daför  zu 
sorgen,  dass  diejenigen  Personen,  welche  nicht,  der  gewählten  Sprache  mäch- 
tigsind, von  dem  Inhalte  der  Verhandlung  vollständige  Kenntniss  erhalten. 

§.  5.  Auf  den  letzten  Folien  jedes  Registers  ist  ein  alphabetisches  Ver- 
zeichniss  anzulegen ,  und  in  diesem  bei  jeder  Eintragung  der  Name  der 
betreffenden  Person,  mit  Angabe  des  Blattes,  wo  das  bezügliche  Protokoll 
sich  befindet,  zu  vermerken. 

§.  6.  Von  den  im  Laufe  des  Jahres  erfolgten  Eintragungen  in  die  drei 
Register  sind  innerhalb  der  ersten  drei  Monate  des  nächstfolgenden  Jahres 
beglaubigte  Abschriften  durch  die  betreffenden  General-Consulate  dem 
Ministerium  der  auswärtigen  Angelegenheiten  einzureichen. 

§.  7.  Die  Urkunde  über  die  geschlossene  Ehe,  den  Geburts- oder  Todes- 
fall ist  durch  die  Ausfertigung  des  in  das  betreffende  Register  eingetragenen 
bezüglichen  Protokolls  unter  Siegel  und  Unterschrift  des  Consulats  nach 
Formular  A.  dem  Formulare  A  zu  ertheilen. 

U.  Besondere  Bestimmungen. 
1)  Für  Heirathen. 

§.  8.  Wenn  die  Schliessung  einer  Ehe  vor  dem  Consul  beantragt  wird, 
so  hat  derselbe  zu  prüfen,  ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  einer  Ehe  ge- 
setzlich vorgeschriebenen  Bedingungen  vorhanden  sind;  er  hat  die  Identität 
der  Interessenten  festzustellen  und  die  Beibringung  der  im  §.  3.  des  Gesetzes 
bezeichneten  Papiere  zu  erfordern.  Von  der  Beibringung  dieser  Papiere 
kann  nur  unter  den  im  Gesetze  erwähnten  Umständen  abgesehen  werden. 

Behauptet  ein  Interessent  den  Tod  seiner  Eltern,  so  sind  die  Todten- 
scheine  derselben  in  beglaubigter  Form  beizubringen ,  doch  ist  es  unter  be- 
sonderen Umständen  gestattet,  von  der  Beibringung  dieser  Papiere  eben- 
falls abzusehen,  wenn  der  Consul  anderweitig  genügende  Ueberseugung 
von  der  Richtigkeit  der  Behauptung  gewonnen  hat. 

§.  9.  Ueber  den  Antrag  auf  Schliessung  der  Ehe  und  die  angestellten 
Erörterungen  (§.  8.)  ist  eine  Verhandlung  aufzunehmen.  Hat  der  Consul 
hiemach  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dass  der  bürgerlichen  Gültigkeit  der 
beabsichtigten  Ehe  keine  Hindemisse  entgegenstehen,  so  ist  unter  Beach- 
tung des  §.  5.  des  Gesetzes  das  Aufgebot  durch  eine  Bekanntmachung  d(  *. 
Formnitt  B.  Consuls  nach  dem  Formulare  B.  und  zwar  in  der  deutschen  und  in  der  Lan- 
desprache zu  bewirken.  Dieselbe  muss  Vor-  und  Zunamen,  Alter,  Stand 
oder  Gewerbe,  und  den  Wohnort  der  Verlobten  und  ihrer  Elten  enthalten 
und  acht  Tage  an  der  äusseren  Thür  des  Consulatsgebäudes  aushängen, 
nach  Ablauf  dieser  Frist  aber,  mit  dem  Affictions-  und  Refictiona-Veimerke 
versehen,  zu  der  oben  bezeichneten  Verhandlung  genommen  werden. 
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§.  lOr  Wohnen  die  Brautleute  in  yenchiedenen  Consulats-Besirken,  so 
steht  es  ihnen  frei,  darauf  anzutragen,  dass  der  Consul,  an  welchen  sie  sich 
zuerst  gewendet  haben ,  nach  erlassenem  Aufgebote  die  betreffende  Ver- 
handlung mit  den  dazu  gehörigen  Urkunden  urschriftlich  an  den  Consul,  in 
dessen  Bezirk  der  andere  Theil  seihen  Wohnsitz  hat,  übersendet.  Letzterer 
hat  alsdann  auch  seinerseits  zu  prüfen,  ob  die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit 
der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind.  Findet 
er  hiergegen  nichts  zu  erinnern,  so  ist  das  Aufgebot  zu  veranlassen. 

Nach  Ablauf  der  im  §.  4.  des  Gesetzes  bestimmten  achttägigen  Frist 
hat  er  den  zuerst  gedachten  Consul  unter  Wiederbeifugung  der  ihm  über- 
sandten Verhandlung  mit  ihren  Anlagen  zu  benachrichtigen ,  dass  das  Auf- 
gebot erfolgt  und  Einspruch  nicht  erhoben  worden  ist.  Der  Zurückbehai- 
tung  einer  Abschrift  der  Verhandlung  bedarf  es  nicht;  vielmehr  genügt  es, 
wenn  dersel\)e  über  den  ganzen  Hergang  einen  Vermerk  zu  seinen  Attesten 
bringt,  aus  welchem  das  Datum  der  Verhandlung  und  der  Consul,  der  sie 
aufgenommen  hat,  hervorgehen. 

§.11.  Eine  Dispensation  von  dem  Aufgebote  darf  nur  in  besonders 
drin  genden  Fällen  erfolgen ,  namentlich  bei  eintretender  plötzlicher  Todes- 
gefahr eines  der  beiden. Veriobten,  oder  wenn  dieselben  den  Bezirk  des 
Consuls  zu  verlassen  beabsichtigen  und  eine  Verzögerung  der  Abreise  um 
die  Dauer  der  Aufgebotsfrist  sehr  wesentliche  Nachtheile  für  sie  herbei- 
führen würde. 

§.  12.  Sämmtliche  bei  einem  Consulate  in  einem  Jahre  vorkommende 
Ehenmeldungs-  und  Aufgebots -Verhandlungen  sind,  chronologisch  ge- 
ordnet, actenmässig  zu  sammeln  und  neben  den  drei  Begistem  aufzube- 
wahren. 

§.18.  Werden  auf  Grund  des  Aufgebots  gegen  die  beabsichtigte  Ehe- 
schliessung keine  Einwendungen  erhoben ,  so  darf  der  Consul  mit  der  Ehe- 
schliessung verfahren. 

Die  Brautleute  müssen  persönlich  vor  dem  Consul  erscheinen,  welcher 
zu  der  Eheschliessung  ein  der  Würde  der  Handlung  angemessenes  Local 
im  Consulatsgebäude  zu  bestimmen  hat. 

Die  Eheschliessung  selbst  erfolgt  in  der  im  §.  7.  des  Gesetzes  vorge- 
schriebenen Weise. 

Sofort,  nachdem  der  Consul  ausgesprochen  hat,  das«  er  die  Brautleute 
kraft  des  Gesetzes  für  rechtmässig  verbundene  Eheleute  eiklärt,  hat  er 
ihnen,  ohne  die  Handlung  zu  unterbrechen,  durch  Handschlag  das  Ver- 
sprechen abzunehmen,  dasa  sie  bei  der  ersten  sich  darbietenden  Gelegen- 
heit die  kirchliche  Einsegnung  nachholen  wollen. 

Ueber  den  ganzen  Hergang  ist  in  dem  Register  für  Heirathen  ein  Pro- 
tokoll nach  dem  anliegenden  Formulare  C.  auftunehmen.  Fomraiar  C. 

Ausfertigung. 
Formular  A. 

KönigL  Preussisches  (General-,  Vice-)  Consulat  zu 

Nachstehende  Verhandlung,  welche  Folio  .  .  .  Volumen des 

bei  dem  KönigL  Preussischen  (General-,  Vice-)  Consulate  zu* 

in  Gemässheit  des  Gesetzes  vom  8.  April  1864.  gefühlten  Registers  über 
Heirathen  (Geburten,  SterbefUle)  eingetragen  ist,  und  welche  wörtlich 
lautet,  wie  folgt: 

wird  hiermit  zu  öffentlichem  Glauben  unter  Siegel  und  Unterschrift  des 

KönigL  Preussischen  (General-,  Vice-)  Consulats  zu ausgefertigt. 

N.  N.  den  . .  ten   ....  18  .  .  N.  N. 

(Consulata-Siegel.)        KönigLPreussischer  (General-,  Vice-)  Consul. 
Ausfertigungs- Gebühren : 

Friedberg,  Eiieschiieetung. .  gl 
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Formular  B.  Aufgebot. 

Königl.  Preussisches  (General-,  Vice-)  Consulat  xu 

Es  wird  hiermit  bekannt  gemacht,  dass 
der  etc.  N.  N.  geboren  in  N.  alt  .  .  Jahre,  wohnhaft  in  N.,  Sohn  des 
N.  und  der  N.  in  N. 

und 
die  etc.  N.  N.  in  N.  geboren  in  X.  alt  .  •  Jahre,  wohnhaft  in  N., 
Tochter  des  N.  und  der  N.  in  N. 
beabmchtigen,  sich  mit  einander  zu  yerheirathen,  und  diese  Ehe  in  GemSM- 
heit  des  Gesetzes  vom  3.  April  1854.  vor  dem  imterschriebenen  KönigL 
Preussischen  (General-,  Vice-)  Consul  abzuschliessen. 
N.  den  . .  ten  •  .  .  .  18  .  .  N.  N. 

(Consulats-Siegel.)       KönigLPreussischer  (General-,  Vice-)  Consul. 

Affigirtden 

Refigirt  und^zu  den  Acten 

Heiraths-ProtokolL 
Formular  C.   . 

Verhandelt  zu den  .  .  ten 16  .  . 

Vor  dem  unterzeichneten  KdnigL  Preuzaiachen  (General-,  Vice-)  Coiiattl 
erschienen  heute  im  Consuiatsgebftude 

1)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus  .  .  ^  .  .  .  gebürtig,  wohnhaft 

in 

Sohn  des  .  •  •  .  und  der  •.«•in,*.«« 

2)  die  eto.  N.  N.,  .  .  Jahre  ah,  aus gebürtig,  wohnhaft 

in 

Tochter  des  ....  und  der  ....  in 

8)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebürtigv,  wohnhaft 

in 

als  erster  Zeuge, 

4)  der  etc.  N.  N.,  .  .  Jahre  alt,  aus gebürtig,  wohnhaft 

in 

als  zweiter  Zeuge, 


6)     [ 

sto.  ; 


die  sonst  noch  anwesenden  Personen, 
eto. 

Die  beiden  unter  No.  1.  und  2.  aufgeführten  Personen,  nftmlich  der 
'«tc  N.  N.  und  die  etc.  N.N.  erklärten,  dass  es  ihre  Absicht  sei,  eine  Ehe  nit 
•einander  einzugehen  und  dieselbe  in  der  durch  das  Gesetz  vom  S.April  1864. 
vorgeschriebenen  Form  abzuschliessen. 

Da  die  in  diesem  Gesetze  angeordneten  Förmlichkeiten  erfüllt  sind, 
-auch  gegen  die  Dispositionsfilhigkeit  der  Brautleute  keine  Bedenken  ob- 
walten, so  richtete  der  unterzeichnete  Königl.  Preussische  (General-,  Vice-) 
Consul  in  Gemässheit  des  §.7.  des  genannten  Gresetzes  sowohl  an  den 
etc.  N.  N.  als  auch  an  die  etc.  N.  N.  einzeln  die  feierliche  Frage,-  ob  es  ihre 
ernstliche  und  gewisse  Absicht  sei,  mit  dem  gegenwärtigen  anderen  Theile 
eine  Ehe  einzugehen,  und  forderte  sie  auf,  wenn  dies  der  Fall  sei,  dieae  ihre 
Absicht  durch  ein  lautes  und  deutliches  „Ja**  zu  bekunden. 

Nachdem  von  beiden  Theilen  dieser  Aufforderung  vollständig  ent* 
sprochen  worden,  so  erklärte  der  unterzeichnete  Königl.  Pieussiaehe  (Ge- 
neral-, Vice-)  Consul  den  etc.  N.  N.  und  die  etc.  N.  N.  kraft  des  Geaetsee  für 
rechtlich  verbundene  Eheleute,  tmd  nahm  ihnen  gleichzeitig  durch  Hand- 
sohlag  das  Versprechen  ab,  bei  erster  sich  darbietender  Gelegenheit  die 
kirchliche  Einsegnung  dieser  ihrer  Ehe  nachzuholen. 

Diese  Verhandlung  ist  hierauf  den  Eheleuten,  den  beiden  Zeugen, 
sowie  den  übrigen  Anwesenden  vorgelesen ,  von  denselben  genehmigt  und 
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dem  xur  Urknnd  eigenhändig  unterschrieben  (ron  dem  des  Sehfeibens  un- 
liundigen  N.  N.  aber  unterkreuzt  worden). 

Cieschlossen  wie  oben.  (Unterschriften.) 

Der  Königl.  Preussbche  (General-,  Vice-)  Consul  su 

(Name.) 

8.  Anhalt -Bembarg. 
Gesetz  y.  13.  Februar  1851. 

(Steh«  ob«n  8.  7S8.) 

§.  1.  Diejenigen  Religionsgesellschaften^  denen  bisher  die  Pflicht  ob» 
gelegen,  beziehendlich  dieBefugniss  zugestanden  hat,  die  Standesbücher 
durch  die  zur  Feier  ihrer  Beligionshandlungen  besteilten  Personen  führen 
xa  lassen,  behalten  auch  femer  diese  Pflicht  und  Befiigniss. 

§.  2.  In  Betreff  der  fibrigen  Religionsgenossenschalten,  welchen  diese 
Befiigniss  nicht  zugestanden  hat  und  die  sich  erst  neu  bilden,  denen 
indess  eine  derartige  Befügniss  nicht  eingeräumt  wird,  sollen  die  Standes- 
bücher durch  die  zuständigen  Kreisämter  gefuhrt  werden.  Dasselbe  gilt 
von  denjenigen  Personen ,  welche  aus  einer  Reiigionsgenossenschaft  ausge- 
«chieden  sind  und  noch  keiner  anderen  sich  angeschlossen  haben. 

§.  3.  Die  Kreisämter  bewirken  die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Ge- 
burts-,  Heiraths-  und  Sterbef^llle  duroh  Eintragung  in  ein  öflbntliches 
Register  (Standesbuch). 

§.  4.  Zuständig  ist  dasjenige  Kreisamt,  in  dessen  Bezirke  der  Geburts- 
oder Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Brautleute  wohnen.  Haben  die 
Brautleute  in  verschiedenen  Kreisamtsbezirken  ihren  Wohnsitz,  oder  wohnt 
der  Bräutigam  im  Auslande,  so  geschieht  die  Eintragung  der  Ehe  durch 
dasjenige  Kreisamt,  in  dessen  Bezirk  die  Braut  wohnt. 

Wohnt  die  Braut  im  Auslande,  so  ist  die  Eintragung  der  Ehe  von 
demjenigen  Kreisamte  zu  bewirken,  in  dessen  Bezirke  der  Bräutigam 
wohnt. 

§.  7.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  vorangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  zuständigen  Kreisamte  (§.  4.),  und  wenn  die  Brautleute 
in  verschiedenen  Kreisamtsbezirken  wohnen,  bei  jedem  der  betreffenden 
Kreisämter  in  Antrag  zu  bringen  und  erst  dann  zu  veranlassen,  wenn  sich 
das  Kreisamt  die  Ueberzeugung  verschaflt  hat,  dass  die  zur  bürgerlichen 
Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erfordernisse  vorhanden  sind. 
Wohnt  ein  Theil  der  Brautleute  im  Auslande,  so  hat  derselbe  den  Nach- 
weis zu  führen,  dass  denjenigen  Erfordernissen  genügt  ist,  durch  welche  in 
seinem  Heimathslande  die  Gültigkeit  der  eingegangenen  Ehe  bedingt  ist. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  an  der  Kreisamtsstelle  und  gleich- 
zeitig an  dem  Raths-  oder  Ortsgemeindehause,  in  dessen  Ermangelung 
«ber  an  der  Wohnung  des  Gemeindevorstehers  während  vierzehn  Tagen 
auszuhängende  Bekanntmachung.  x 

Neben  diesem  Aufgebote  muss  innerhalb  der  gedachten  14  Tage  eine 
Veröffentlichung  im  öffentlichen  Blatte  durch  das  Kreisamt  erlassen 
werden. 

§.  8.  Diejenige  Handlung,  durch  welche  nach  dem  Grebrauche  der  Re- 
ligionsgenossenschaft die  eheliche  Verbindung  geschlossen  wird,  darferst 
dann  vorgenommen  werden ,  wenn  durch  das  zuständige  Kreisamt  beschei-' 
nigt  wird,  dass  die  Brautleute  an  ihren  Wohnorten  aufgeboten  worden  sind, 
und  kein  Einspruch  erfolgt  ist. 

§.  9.  Zu  der  Eintragung  in  das  Standesbuch  ist  erforderlich : 

1)  die  Erklärung  der  Brautleute ,  dass  und  wann  die  nach  dem  Gre- 
brauche der  Religionsgenossenschaft  zum  Abschlüsse  der  ehelichen 
Verbindung  zu  beobachtende  Feierlichkeit  stattgefunden  hat. 

2)  eine  die  Richtigkeit  der  Erklärung  bestätigende  Versicherung, 
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zweier  glaubwürdigen,  zu  derselben  Religionsgenoasenachaft  ge- 
hörenden Personen, 
8)  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  7.)* 

§.  10.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  solchen  Ehe  beginnt  mit  dem 
Zei^unkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  das  Standesbuch. 

§.11.  Zu  den  in  §§.  5.,  6.  und  9.  Torgeschriebenen  Anseigen  und  Er- 
klärungen ist  das  persönliche  Erscheinen  yor  dem  Standesbeamten  oder 
dessen  SteUyertreter  erforderlich. 

Derselbe  hat  darüber,  unter  Zuziehung  eines  yerpflichteten  Protokoll- 
fuhrers,  ein  Protokoll  au&unehmen,  welchem  die  eingereichten  Bescheini- 
gungen beizufügen  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Kreisamtea  die 
Thatsache  festgestellt  ist,  so  hat  dasselbe  auf  Omnd  des  Protokolls  sofort 
den  Geburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefall  in  das  Standesbuch  einzutragen 
und  darüber  ein  Attest  auszufertigen. 

'  f.  12.  Das  Standesbuch  (§.  2.)  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefer- 
tigten Atteste  geniessen  bis  zum  Beweise  des  Gegentheils  vollen  öffentÜchoi 
Glauben. 

f.  18.  Die  in  den  §§.  6.,  6.  und  9.  Torgeschriebenen  Anzeigen  oder  Er- 
klärungen müssen  von  den  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden: 

1)  bei  Geburten  innerhalb  der  zunächst  folgenden  8  Tage, 

2)  bei  Heirathen  binnen  der  zunächst  folgenden  8  Tage  nach  Voll- 
ziehung der  nach  dem  Grebrauche  der  Religionsgenossenschaft  zu 
beobachtenden  Förmlichkeit, 

8)  bei  Todesfällen  spätestens  an  dem  zunächst  folgenden  Tage. 
Eine'  schuldbare  Versäumniss  dieser  Fristen  ist  mit  Geldbusse  bis  zu 
50  Thlr.  oder  mit  Greftngniss  bis  zu  4  Wochen  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen,  welche 
dadurch  entstehen,  dass  das  Kreisamt  wegen  der  yersögerten  Anzeige  zu 
irgend  einer  Ermittlung  veranlasst  wird. 

§.  14.  Die  Festsetzung  der  im  §.  18.  angedrohten  Strafe  erfolgt  durch 
gerichtliches  Erkenntniss. 

§.  15.  Die  Ortspolizeibehörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzeitige 
Anzeige  der  Geburten,  Heirathen  und  Sterbefkile  zu  achten,  und  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.  16.  Für  die  von  den  Kreisämtem  aufzunehmend«!  Verhandlungen, 
auszustellenden  Atteste  und  zu  erlassenden  Bekanntmachungen  sind  die 
nach  der  gesetzlichen  Sporteltaze  bestimmten  Gebühren  nebst  haaren  Aus- 
lagen zu  entrichten.  Die  übrigen  Geschäfte  sind  mit  Ausnahme  der  nach 
§.  18.  den  Säumigen  auferlegten  Verpflichtungen  kostenfrei  zu  behandeln. 

§«17.  Insoweit  nicht  durch  gegenwärtiges  Gesetz  abweichende  Be- 
stimmungen gegeben  sind,  haben  die  Kreisämter  bei  dem  Aufgebote  und 
der  Führung  der  Standesbücher  diejenigen  gesetzlichen  Vorschriften  zu  be- 
folgen, welche  den  evangelischen  Geistlichen  für  das  Aufgebot  und  die 
Führung  der  Kirchenbücher  ertheilt  sind. 

§.18.  Bei  den  Heirathen  solcher  inländischer  Personen,  von  denen  die 
eine ,  oder  von  welchen  beide  aus  einer  Religionsgenossenscbaft  geschieden 
sind,  ohne  sich  einer  anderen  angeschlossen  zu  haben,  finden  die  Beatim« 
mungen  der  §§.  8.,  9.  und  18.  Nr.  2.  keine  Anwendung. 

Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Standesbuch  genügt  in  diesen  Fällen 
der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  7.)  und  die  persönliche  Erklärung  der 
Brautleute  vor  dem  Kreisamte,  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einander  ver^ 
bunden  sich  betrachten  wollen. 

Dasselbe  gilt,  wenn  die  Braut  im  Auslande  und  nur  der  Br&utigam  im 
Inlande  wohnt;  dagegen  treten  im  umgekehrten  Falle  lediglich  die  §.  7. 
Ende  getroffenen  Bestimmungen  ein. 
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§.  20.  Das  Staatsministeriuxn  hat  die  Kreisämter  mit  näherer  Anwei« 
8UDg  zur  Ausfuhrung  dieses  Gesetzes  zu  versehen. 

§.  21.  Die  Bestimmungen  des  vorstehenden  Cresetzes,  indess  mit  Aus- 
nahme der  in  §.  19.  enthaltenen,  finden  auf  die  israelitischen  Glaubens- 
genossen keine  Anwendung,  und  bleibt  es  hinsichtlich  dieser  bei  den  Ver- 
ordnungen T.  28.  Dezember  1827.  und  17.  April  1828.  (Bd.  8.  S.  620.  u.  647. 
der  Gesetzsammlung). 

9.  Lübeck. 
Gesetz  v.  27.  April  1852. 

(Siehe  oben  S.  742.) 

§.  1.  Diejenigen  Heirathen,  welche  durch  christliche  Trauung  oder  nach 
den  Gebräuchen  der  israelitischen  Gemeinde  und  in  Gemässheit  der  bisheri- 
gen gesetzlichen  Verfügungen  künftig  geschlossen  werden,  haben  nach  wie 
vor  volle  bürgerliche  Gültigkeit,  ohne  dass  diese  durch  die  Vollziehung  eines 
besonderen  Civilactes  bedingt  wäre.  In  den  Fällen ,  da  von  den  Verlobten 
Beide  den  hier  anerkannten  christlichen  Religionsgemeinschaften  oder 
Beide  der  israelitischen  Gemeinde  angehören,  ist  die  Vollziehung  der  christ- 
lichen ,  beziehungsweise  jüdischen  Trauung  zur  Rechtsgültigkeit  der  Ehe 
erforderlich.  In  allen  anderen  Fällen  dagegen,  in  welchen  die  christliche 
oder  jüdische  Trauung  von  den  Verlobten  nicht  begehrt  wird,  oder  nicht 
statthaft  ist,  muss  die  Ehe,  wenn  sie  civürechtliche  Wirkungen  haben  soll, 
nach  den  Vorschriften  dieses  Gesetzes  geschlossen  sein. 

§.  2.  Der  Vollziehung  einer  Civilehe  muss  stets  ein  öffentliches 
A u  f  g  e  b  o  t  vorangehen.  Die  Erlaubniss  zu  diesem  Aufgebote  ist,  wenn  die 
Braut  in  der  Stadt  selbst  oder  in  den  Vorstädten  wohnt,  bis  zur  definitiven 
Regelung  des  Geschäftskreises  des  Stadtamtes,  an  der  Kanzlei,  wenn  die 
Braut  in  dem  Bezirke  des  Amts  Travemünde  wohnt,  bei  diesem  Amte ,  und 
wenn  sie  in  andern  Theilen  des  Lübeckischen  Freistaats  wohnt,  bei  dem 
Landamte  nachzusuchen. 

Das  Aufgebot  erfolgt  von  Seiten  der  betreffenden  Behörde  durch  eine 
im  Rathhause  hieselbst  während  14  Tagen  auszuhängende,  so  wie  drei  Male 
in  die  hiesigen  Anzeigen  einzurückende  Bekanntmachung. 

§.  3.  Die  Erlaubniss* zum  Aufgebote  darf  nur  nach  Einreichung  der  er- 
forderlichen Documente  ertheilt  werden.  Zu  diesen  gehören,  so  weit  nicht 
deren  Einreichung  zur  Dispensation  des  Senats  erlassen  ist,  namentlich: 

1)  die  Geburtsscheine  beider  Verlobten; 

2)  für  diejenigen,  welche  noch  nicht  volljährig  sind,  eine  gehörig  be- 
glaubigte Bescheinigung ,  dass  die  Eltern  oder  Vormünder  zu  der 
Heirath  einwilligen ; 

S)  wenn  unmündige  Kinder  aus  früherer  Ehe  vorhanden  sind,  ein  Attest 
der  betreffenden  Behörde,  dass  in  dieser  Beziehung  der  anderwei- 
tigen Verheirathung  nichts  im  Wege  stehe; 

4)  bei  stattgehabter  fHiherer  Ehe  der  Verlobten,  die  Todtenscheine  der 
verstorbenen  Ehegatten  oder  die  Ehescheidungserkenntnisse; 

5)  der  Bürgerbrief  des  Bräutigams  oder,  falls  derselbe  einem  fremden 
Staate  angehört,  ein  Attest  seiner  Heimathsbehörde,  dass  er  dort 
heimathsberechtigt  sei  und  dass  seiner  hiesigen  Verehelichung 
nichts  entgegenstehe; 

€)  für  diejenigen ,  welche  nicht  Jahr  und  Tag  hiesige  Bürger  gewesen 
sind,  oder  nicht  ununterbrochen  drei  Jahre  lang  im  hiesigen  Staate 
ihr  Domicil  gehabt  haben,  eine  Bescheinigung,  dass  sie  sich  an 
ihrem  Geburts-  oder  frühem  Wohnorte  nach  den  dort  geltenden 
gesetzlichen  Bestimmungen  haben  aufbieten  lassen. 

Das  Erfordemiss  sonstiger  Nachweise  hängt  von  den  Umständen  des 
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einseinen  Fallee  ab  und  steht  zum  Ermessen  der  Behörden ,  welche  aadi  ni 
prüfen  haben,  ob  gesetzliche  Ehehindemisse,  namentlich  in  zu  naher  Vei^ 
wandtsehaft  der  Verlobten,  vorliegen.  Die  Religionsverschiedenheit  ist 
jedoch  kein  bürgerliches  Ehehindemiss. 

§.  4.  Einsprachen  gegen  ferneres  Aufgebot  oder  gegen  die  VoUsieliirag 
einer  Ehe  sind  bei  dem  beikommenden  Oeriefate  anzubringen,  Wlehes 
einen  von  ihm  erlassenen  gewierigen  Bescheid  sofort  der  Behftrde,  t<hi  wel- 
cher die  Erlaubniss  zum  Aufgebote  ertheilt  ist,  zuzustellen  hat 

§.  5.  Ueber  das  erfolgte  Aufgebot  erhalten  die  Betheiligten  eine  Be- 
scheinigung, welche  jedoch  nur  für  drei  Monate  gültig  ist  Wenn  wahrend 
dieser  Zeit  die  Ehe  nicht  yollzogen  worden  ist,  muss  das  Aufgebot  Ton 
Neuem  nachgesucht  und  vorgenommen  werden. 

Für  jene  Bescheinigung  werden  dieselben  Gebühren  entrichtet,  welche 
für  die  zur  Vollziehung  der  Trauung  auszustellenden  Scheine  bezahlt  werden 
müssen. 

§.  6.  Die  Schliessung  der  Civilehe  selbst  erfolgt  vor  dem  Stadtamte» 
vor  dem  Landamte,  oder  vor  dem  Amte  Travemünde,  je  nachdem  der  einzu- 
reichende Schein  über  das  geschehene  Aufgebot  an  der  Kanzlei  odor  Yon 
einer  der  beiden  letztgenannten  Behörden  ausgestellt  ist,  und  zwar  in  der 
Weise ,  daas  die  Verlobten  einzeln  um  ihre  Einwilligung  zu  der  ehelichen 
Verbindung  befragt  werden  und,  nachdem  diese  ausdrücklich  erklärt,  aaeh 
ein  hierüber  aufgenommenes  Protokoll  von  beiden  Theilen  untetsedohnet 
worden,  der  Vorsitzende  der  Behörde  dieselben  als  ehelich  Verbundene  and 
diese  Ehe  für  eine  bürgerlich  gültige  erklärt. 

Die  Verlobten  sind  berechtigt  zu  begehren,  dass  dieser  CiTilact  inner- 
halb acht  Tagen,  nachdem  die  Bescheinigung  über  das  erfolgte  Angebot 
eingereicht  worden,  vorgenommen  werde. 

Die  Gebühr  für  das  über  die  vollzogene  Ehe  aufgenommene  und  dem 
Ehemanne  zuzustellende  Protokoll  wird  auf  sechs  Mark  festgestellt. 

§.  7.  Wenn  ein  im  hiesigen  Staate  ansässiger  Mann  mit  einem  anavräits 
domicilirten  Frauenzimmer  eine  Civilehe  schliessen  und  die  Ehe  in  dem 
Wohnorte  der  letztem  vollziehen  will,  so  hat  derselbe  an  der  Kanäle! ,  bei 
dem  Amte  Travemünde  oder  bei  dem  Landamte,  je  nachdem  er  in  der  Stadt 
oder  in  deren  Vorstädten,  in  dem  Bezirke  des  Amts  Travemünde  oder  in 
anderen  Theilen  des  Lübeckischen  Freistaats  seihen  Wohnsitz  hat,  inCre- 
mässheit  der  §§.  2.  und  3.  dieses  Gesetzes  die  Erlaubniss  zum  hiesigen  Auf- 
gebote und  zur  auswärtigen  Vollziehung  der  Ehe  nachzusuchen.  Ist  diese 
ertheilt,  so  darf  die  Ehe  nach  den  Gesetzen,  die  deshalb  an  dem  auswärtigen 
Orte  gelten,  vollzogen  werden. 

10.  Hessen. 
Gesetz  v.  29.  October  184a 

(Siehe  oben  8.  745.) 

II.  Von  der  bürgerlichen  Ehe. 

§.  10.  Die  Gültigkeit  und  rechtliche  Wirksamkeit  der  Ehe  ist  unab- 
hängig von  dem  Glaubensbekenntnisse,  sowie  von  kirchlichen  oder  reli> 
giösen  Handlungen  oder  Vorschriften. 

Die  aus  der  Verschiedenheit  des  Glaubensbekenntnisses  abgeleiteten 
Ehehindemisse  haben  daher  hinsichtlich  der  bürgerlichen  Ehe  keine 
Geltung. 

§.  1 1.  Hinsichtlich  der  übrigen  Ehehindemisse  und  der  Dispensation 
von  denselben  hat  ohne  Bücksicht  auf  das  Glaubensbekenntniss  das  bisher 
geltende  Recht  (vergl.  auh  das  Ausschreiben  des  Ministeriums  des  Innern 
vom  8.  Februar  1822.,  sowie  die  Verordnung  vom  4,  Januar  1S32.)  allge- 
meine Geltung  für  die  bürgerliche  Ehe ,  unbeschadet  des  Rechtes  der  Be- 
theiligten, ausserdem  die  Vorschriften  ihrer  Kirche  oder  Beligionsgeaell* 
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Schaft,  insbesondere  hinsichtlich  der  £inholung  von  Dispensationen  etc.,  su 
beobachten. 

§.  12.  Die  Eingehung  der  Ehe  erfolgt  in  der  nachstehend  vorgeschriebe- 
nen Weise  (s.  §§.  IS.  bis  22.)  vor  dem  Untergerichte  des  Wohnortes  eines  der 
Verlobten  nach  deren  freier  Wahl. 

^  §.  13.  Der  Eingehung  der  Ehe  muss  allgemein,  ohne  Bücksicht  auf 
Schriftsässigkeit,  die  seither  für  amtss&ssige  Personen  vorgeschriebene  ge* 
richtliche  Anzeige  des  Eheverlöbnisses  vorausgehen.  Diese  Anzeige  ist 
durch  die  Verlobten  persönlich  oder  durch  Specialbevollm&chtigte  bei  dem. 
nach  §.12.  zuständigen  Gerichte  mit  dem  Antrage  auf  Erlass  des  öffent- 
lichen Aufgebotes  zu  bewirken. 

§.  14.  Gleichzeitig  müssen  alle  diejenigen  Erfordernisse  beigebracht 
und  nachgewiesen  werden,  welche  nach  dem  bestehenden  Rechte  bisher  für 
die  Eheanzeigen  nicht  schriftsässiger  Personen  vorgeschrieben  waren. 

%,  15.  Auf  die  Eheanzeige  (s.  §§.  13.  u.  14.)  hat  das  Gericht  das  öffent- 
liche Aufgebot  durch  eine  Bekanntmachung  zu  bewirken,  welche  insbeson- 
dere die  Vor-  und  Zunamen ,  das  Grewerbe  und  den  Wohnort  der  Brautleute 
und  deren  Eltern  genau  enthalten  muss. 

Den  Brautleuten  ist  auf  Verlangen  eine  Bescheinigung  über  die  ge- 
schehene Verfügung  des  öffentlichen  Aufgebotes  auszustellen. 

§.16.  Diese  Bekanntmachung  muss  während  vierzehn  auf  einander 
folgender  Tage  an  denjenigen  inländischen  Orten,  in  welchen  der  Bräutigam 
und  die  Braut  heimathberechtigt  sind,  durch  den  betreffenden  Ortsvorstand 
an  der  zu  amtlichen  Bekanntmachungen  bestimmten  Stelle  öffentlich  ange- 
schlagen werden. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  hat  der  betreffende  Ortsvorstand  diese  Be- 
kanntmachung, mit  der  erforderlichen  Bescheinigung  versehen,  dem  Ge- 
richte unverzüglich  zurückzusenden. 

§.17.  Angehörige  eines  andern  Staates,  welche  in  Kurhessen  zur  Ehe 
schreiten  wollen,  haben  die  Nachweisung  ihres  ledigen  Standes  etc.  nach 
den  Gesetzen  ihrer  Heimath  mittelst  der  Bescheinigung  über  das  daselbst 
erfolgte  Aufgebot  oder  auf  sonstige  Weise  zu  erbringen. 

Hinsichtlich  des  Eides  des  ledigen  Standes  bleibt  das  bestehende  Becht 
dergestalt  in  Kraft,  dass  das  zuständige  Gericht  über  die  Statthaftigkeit 
oder  Nothwendigkeit  des  Eides  zu  entscheiden  hat. 

§.  18.  Von  dem  Erfordernisse  des  öffentlichen  Aufgebotes  (vgl  jedoch 
§.  17.,  besonders  Abs.  2.)  kann  aus  erheblichen  Gründen  eine  Dispensation, 
und  zwar  durch  die  betreffende  obere  Gerichtsbehörde  entweder  gänzlich, 
oder  dergestalt  ertheilt  werden ,  dass  die  Bekanntmachung  nur  eine  kürzere 
Frist  hindurch  oder  nur  an  dem  Heimathsorte  eines  der  Brautleute  ange- 
schlagen werden  muss  (vergL  §.  16.). 

§.  19.  Der  Einspruch  gegen  die  Schliessung  der  Ehe  ist  bei  dem  zu- 
ständigen Gerichte  anzuzeigen,  welches  denselben,  insofern  er  auf  erheb- 
liche Behauptungen  gestützt  wird,  beiden  Betheiligten  zu  eröffiien  und 
nöthigenfalls  über  dessen  Wirkung  nach  dem  bestehenden  Hechte  zu  ent- 
scheiden hat. 

§.  20.  Wenn  nach  bewirktem  Aufgebote  die  Schliessung  der  Ehe  nicht 
längstens  binnen  einem  Jahre  erfolgt,  so  wird  ein  abermaliges  Aufgebot 
(§§.  15.  bis  18.)  nothwendig. 

§.21.  Die  Schliessung  der  Ehe  findet  vor  der  zuständigen  Gerichtsbe- 
hörde in  Gegenwart  von  vier  Zeugen  dergestalt  Statt,  dass  der  Richter  den 
persönlich  erschienenen  Brautleuten  einzeln  die  feierliche  Erklärung  ab- 
nimmt, dass  sie  einander  freiwillig  zum  Manne  und  zur  Frau  nehmen  wollen, 
und  dieselben  hierauf,  nachdem  sowohl  von  ihnen,  als  auch  von  den  vier 
Zeugen  das  hierüber  aufgenommene  Protokoll  unterzeichnet  worden,  im 
Namen  des  Gesetzes  für  ehelich  verbunden  erklärt. 
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AU  Zeugen  sind  alle  yolljfilmge  Staatsbürger  (vgL  §.  2S.  der  Verf.-Uik.) 
zolfiBsig. 

§.  22.  Alsbald  noch  der  solchergestalt  vollendeten  Schliessung  der  Ehe 
wird  durch  das  Gericht  der  Eheschein  aufgestellt  und  den  neu  Verehelichten 
ausgehändigt.  Derselbe  muss  neben  der  nach  Ort  und  Zeit  genauen  An- 
gabe über  die  Schliessung  der  Ehe  und  das  Torhergegangene  öffentliche 
Aufgebot  (vgl  auch  §.  18.)  die  Vor-  und  Zunamen ,  das  Alter  nach  Jahr  und 
Tag  der  Geburt,  das  (bewerbe  und  den  Wohnort  der  neu  Verehelicht«!, 
deren  Eltern,  sowie  der  vier  Zeugen  enthalten. 

§.  23.  Die  entsprechende  religiöse  Handlung  —  Trauung,  Einsegnung 
—  darf  erst  nach  Aushändigung  des  gerichtlichen  Ehescheines  (§.  22.) 
stattfinden. 

Ebenso  darf  das  Seitens  einer  Kirche  oder  Religionsgesellschaft  etwa 
vorgeschriebene  Aufgebot  erst  nach  Vorzeigung  der  im  §.  Id.  erwähnten 
Bescheinigung  vorgenommen  werden. 

Geistliche,  welche  diesen  Bestimmungen  zuwider  handeln ,  voiallen  in 
eine  Geldbusse  von  zwanzig  bis  hundert  Thalem. 

§.  24.  Für  die  Trennung  der  bürgerlichen  Ehe,  und  zwar  sowohl  ßir  die 
Ehescheidung,  als  auch  für  die  Trennung  von  Tisch  und  Bett  smd  die  oberen 
Gerichte  allgemein  zuständig,  und  haben  nach  den  Grundsätzen  zuerkennen, 
welche  bisher  für  die  Ehestreitigkeiten  der  Protestanten  Rechtens  waren. 

Die  Verordnung  vom  6.  September  1829.  ist  aufgehoben. 

Die  jetzt  bestehenden  Ehen  werden  hinsichtlich  der  Trennung  und  des 
Trennungsverfahrens  den  bürgerlichen  Ehen  gleich  geachtet. 

§.  25.  Alle  Eheverlöbnisse  bedürfen  zu  ihrer  Rechtsgültigkeit  und 
Klagbarkeit  der  gerichtlichen  Anzeige  (§.  18.). 

Die  Aufhebung  eines  gerichtlichen  Eheverlöbnisses ,  in  welche  beide 
Theile  einwilligen,  wird  auf  die  von  denselben  persönlich  oder  durch  Spedal- 
bevollmächtigte  abzugebende  Erklärung  von  dem  Richter  ausgesprochen, 
vor  welchem  das  Eheverlöbniss  eingegangen  worden  ist. 

Die  Bestimmung  im  §.  2.  des  Gesetzes  vom  18.  September  1834.,  wonach 
diese  Aufhebung  von  der  geistlichen  Behörde  ausgesprochen  werden  soll, 
sowie  die  Vorschrift  im  §.  8.  des  genannten  Gesetzes,  dass  vor  Anstellung 
einer  auf  Vollziehung  eines  Eheverlöbnisses  gerichteten  Klage  eine  gütliche 
Vereinigung  durch  eine  geistliche  Behörde  versucht  werden  soll ,  sind  auf- 
gehoben. 

III.  Von  den  Büchern  des  bürgerlichen  Standes. 

§.  26.  Jedes  Untergericht  hat  ein  Ehestandsbuch  zu  fuhren,  in  welches 
sowohl  die  von  ihm  selbst,  wie  die  auswärts  abgeschlossenen  Ehen  der  in 
dem  Gerichtsbezirke  wohnhaften  Personen,  letztere  auf  Mittheilung  des 
betreffenden  auswärtigen  Gerichtes,  einzutragen  sind. 

§.27.  Zur  Beurkundung  der  Geburts-  und  Todesfalle  bei  den  Mitglie- 
dern der  bestehenden  Kirchen  und  den  Israeliten  dienen  die  gesetzlich  be- 
stehenden PfaiT-,  Kirchen-  und  Synagogenbücher,  von  welchen  vierteljährig 
Duplicate  an  die  zuständige  untere  Verwaltungsbehörde  einzusenden  sind. 

Die  Geburts-  und  .Todtenbücher  für  alle  diejenigen  Personen,  für 
welche  als  Dissidenten  oder  Mitglieder  neu  gebildeter  Religions-Gesell- 
schaften eine  Beurkundung  der  Geburts-  und  Todesfälle  durch  die  Kirchen- 
und  Synagogenbücher  nicht  eintritt,  werden  unter  Leitung  und  Aufsicht  der 
Verwaltungsbehörde  von  dem  Ortsvorstande  jeder  Gremeinde  gefilhrt,  und 
im  Duplikate  vierteljährig  an  die  zuständige  untere  Verwaltungsbehdrde 
eingesendet 

Neuen  Religions-Gesellschaften  kann  aufNachsuchenundNachweäaung 
der  Befähigung  ihrer  Beamten  von  der  oberen  Verwaltungsbehörde ,  unter  . 
Feststeilung  des  einzuhaltenden  Verfahrens,   die  Ermächtigung  ertheilt 
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Verden,  die  bei  ihren  Mitgliedern  Torkommenden  Geburts-  und  TodesföUe 
an  der  Stelle  des  OrtsYorstandes  durch  ihre  Beamten  beurkunden  zu  lassen. 

§.  28.  Die  unteren  Verwaltungsbehörden  haben  aus  den  Tierteljährig 
eingehenden  Duplikaten  der  Kirchen-,  Synagogen-,  Geburts-  und  Todten- 
bücher,  —  wonöthig  nach  Torgängiger  Kichtigstellung  derselben,  jBOr  jede 
Gemeinde  ihres  Bezirkes  Standesbücher  zu  bilden. 

Behufs  der  Richtigstellung  mangelhaft  befundener  Einträge  haben  die 
geistlichen  Beamten,  Vorsteher  etc.  Ton  Kirchen-  und  Religions-Gesell- 
schaften den  an  sie  ergehenden  Anforderungen  der  Verwaltungsbehörden 
ungesftumt  zu  entsprechen. 

§.29.'  DieOrtsTorstftnde  haben  zu  überwachen,  dass  alle  in  ihrem  Amts- 
bezirke vorkommenden  Geburten  und  Todesfälle  gehörig  beurkundet  werden. 

Die  Pfarrer,  Vorsteher  und  sonstigen  Beamten  Ton  Kirchen-  und  Re- 
ligions-Gesellschaften haben  die  OrtsTorstftnde  hierbei  zu  unterstützen,  imd 
den  Anordnungen  Folge  zu  leisten,  welche  zu  diesem  Zwecke  von  der  oberen 
Verwaltungsbehörde  werden  getroffen  werden. 

§.88.  Den  zur  Führung  der  Kirchen-  und  Synagogenbücher  gesetzlich 
ermächtigten  Beamten  bleibt  die  bisherige  Befugniss  zur  Ertheilung  von 
Auszügen  daraus  Yorbehalten. 

Ueber  die  nicht  durch  die  Kirchen-  und  Synagogenbücher  beurkimde- 
ten  Geburts-  und  Todesf&lle  werden  Auszüge  aus  den  Geburts-  und  Todten- 
büchem  von  dem  OrtsTorstande  oder  dem  zu  deren  Führung  besonders  er- 
mächtigten Beamten  (§.  27.)  unter  Hinzutritt  der  Beglaubigung  der  unteren 
Verwaltungs-Behörde,  —  aus  den  Standesbüchem  (§.  28.)  Ton  dieser  letz- 
teren gültig  ertheilt 

Auszüge  aus  den  Ehestandsbüchem  werden  Ton  den  Gerichten  ertheilt. 
VI.  Vom  Stempel-  und  Gebührenwesen. 

§.42.  Hinsichtlich  der  Stempel  und  beziehungsweise  der  Gebühren, 
insbesondere  für  Eheanzeigen,  für  Dispensationen  und  Gestattungen,  sowie 
für  die  Ausfertigung  des  Ehescheines,  Auszüge  aus  den  Kirchen-  und  Syn- 
agogenbüchem  und  sonstige  Abschriften  gelten  die  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen. 

Für  Aufstellung  der  in  Folge  des  yerfugten  Aufgebotes  erforderlichen 
Bekanntmachung  (§.  15.)  beziehen  die  Aktuare  eine  Gebühr  von  7V2  ^S^- 

Zu  den  Auszügen  aus  den  Ehestandsbüchem  wird  Ton  den  Unterge- 
richten ein  Stempel  von  7V2  Sgr.  verwendet 

§.  43.  Ausserdem  werden  für  die  zufolge  dieses  Gesetzes  den  Gerichten 
oder  sonstigen  Behörden  übertragenen  (neuen)  Geschäfte,  insbesondere  für 
die  Führung  der  Ehestands-,  Geburts-  und  Todtenbücher  und  für  die  hin- 
sichtlich derselben  erforderlichen  Ermittelungen,  weder  Stempel  noch  Ge- 
bühren erhoben. 

§.  44.  Dieses  Gesetz  tritt  vom  1.  Januar  1849.  an  in  Kraft.  Alle  damit 
in  Widerspruch  stehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sind  aufgehoben. 

11.  Coburg-Gotha, 
a.  Gesetz  v.  2.  Juli  1863. 

(Siehe  oben  9.  760.) 

§.  1.  Die  bürgerliche  Beglaubigung  der  Geburts-,  Heiraths-  und  Sterbe- 
f^lle,  die  sich  in  solchen  Religionsgeselischaften  ereignen,  welche  weder  der 
protestantischen  noch  der  römisch-katholischen  Kirche  angehören,  soll  als 
ein  Act  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  durch  Eintragung  in  ein  gerichtlich 
zu  führendes  Register  (Civilstandsregister)  bewirkt  werden.  Die  Einrich- 
tung dieses  Registers  wird  diu^h  Verordnung  bestimmt. 

§.  2.  Das  CiTÜstandsregister  (§.  1.)  wird  von  dem  Justizamte  (Stadtge- 
richt) geführt,  in  dessen  Bezirk  der  Geburts-  oder  Sterbefail  sich  ereignet 
hat,  oder  die  Brautleute  wohnen. 
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DerBegriff  des  WohnsiUes  wird  nach  den  im  Ehegesetse  (Gecetssanun- 
lung  Nr.  112)  enthaltenen  Vorschriften  bestimmt 

Haben  die  Brautleute  ihren  Wohnsitx  in  yersehiedenen  Justiaamtabe- 
zirken,  so  kann  die  Eintragung  der  Ehe  bei  dem  einen  oder  dem  andern  der 
beiden  Jusiizämter  nachgesucht  werden.  Das  Justiiamt,  welches  hiernach 
die  Eintragung  Tomimmt,  hat  Ton  derselben  dem  Justizamte,  in  dessen  Be- 
zirk der  andere  Theil  des  Brautpaares  wohnt,  Blittheilung  zu  machen  and 
dieses  hat  die  Vollziehung  der  Ehe  auch  in  das  yon  ihm  geführte  Begialer 
einzutragen. 

§.  5.  Der  ehelichen  Verbindung  muss  ein  Aufgebot  Torangehen.  Das- 
selbe ist  bei  dem  Justizamte,  in  dessen  Bezirke  die  Brautleute  den  Wohn- 
sitz haben,  und  wenn  dieselben  in  verschiedenen  Justizamtsbezixken  wohnen, 
bei  jedem  der  beiden  Justizämter  in  Antrag  zu  bringen,  und  eist  dann  zu 
bewirken,  wenn  sich  das  Justizamt  die  Ueberseugung  verschafft  hat,  dass 
die  zur  bürgerlichen  Gültigkeit  der  Ehe  gesetzlich  nothwendigen  Erforder- 
nisse vorhanden  sind. 

Das  Aufgebot  erfolgt  durch  eine  am  Sitze  des  Justizamts  und  gleich- 
zeitig in  dem  Wohnorte  der  Brautleute  an  dem  Rath-  oder  Gemeindever- 
sammlungshause,  in  dessen  Ermangelung  aber  an  der  Wohnung  dea Bürger- 
meisters oder  Ortsscbultheissen  während  yierzehn  Tagen  aussoh&ngende 
Bekanntmachung. 

Dispensation  von  dieser  Frist  und  vom  Aufgebote  überhaupt  kann  Tom 
Staatsministerium  unter  den  in  §§.  56.  58.  al.  8.  des  Ehegesetaea  yorge- 
schriebenen  Voraussetzungen  ertheilt  werden. 

Das  Verbot  des  Aufgebots  in  derCharwoche  findet  bei  Aufgeboten  nach 
Vorschrift  des  gegenwärtigen  Gesetzes  keine  Anwendung. 

Insoweit  nicht  durch  das  gegenwärtige  Gesetz  ab  weichende  Bestimmun- 
gen gegeben  sind,  haben  die  Justizämter  bei  dem  ihnen  obliegenden  Auige- 
bote  die  den  CreisÜichen  für  das  kirchliche  Aufgebot  ertheilten  Vorschriften 
zu  befolgen. 

§.  6.  Wenn  nach  dem  Gebrauche  der  Religionsgesellschaft  die  eheliche 
Verbindung  durch  eine  besondere  religiöse  Handlung  geschlossen  wird,  so 
darf  dieselbe  erst  yorgenommen  werden,  wenn  gerichtlich  bescheinigt  ist, 
dass  die  Eintragung  der  Ehe  in  das  Civilstandsregister  stattgefunden  hat. 

§.  7.  Zur  Eintragung  der  Ehe  in  das  Register  ist  erforderlich : 

1.  die  Erklärung  der  Brautleute,  dass  sie  fortan  als  ehelich  mit  einan- 
der verbunden  sich  betrachten  wollen; 

2.  der  Nachweis  des  Aufgebots  (§.  5.  und  9.) 

§.  8.  Die  bürgerliche  Gültigkeit  einer  Ehe  zwischen  Mitgliedern  der  im 
§.1.  bezeichneten  Religionsgesellschaften  einschliesslich  der  im  §•  6.  er- 
wähnten Ehen  beginnt  mit  dem  Zeitpunkte  der  Eintragung  der  Ehe  in  das 
Register. 

§.  9.  Gehört  von  den  Verlobten  der  eine  Theil  zur  protestantischen  oder 
zur  römisch-katholischen  Kirche,  der  andere  Theil  aber  nicht,  so  ist  der  letz- 
tere nach  Vorschrift  des  gegenwärtigen  Geietzes  au&ubieten.  Gleichea  findet 
in  Bezug  auf  den  ersteren  Theil  statt,  sofern  derselbe  nicht  —  was  ihm  frei 
steht  —  sich  nach  den  Grundsätzen  seiner  Kirche  aufbieten  lässt. 

In  Bezug  auf  die  Eheschliessung  entscheidet  das  religiöse  VerhältnLis 
des  Bräutigams. 

In  Bezug  auf  die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  entscheidet  die  Verein- 
barung zwischen  den  Eltern;  findet  eine  solche  nicht  statt,  so  sind  die  Kinder 
männUchen  Geschlechts  nach  den  religiösen  Grundsätzen  des  Vaters,  die 
Kinder  weiblichen  Geschlechts  nach  denen  der  Mutter  zu  erziehen. 

§.  10.  Die  in  dem  §.  3.  al.  1,  2.  und  8.,  sowie  die  in  den  §§.  4.  und  7.  vor- 
geschriebenen Anzeigen  und  Erklärungen  müssen  persönlich  erstattet 
werden.    Bezüglich  der  im  §.  3.  al.  1 .,  2.  und  3.,  sowie  der  im  §.  4.  erwähnten 
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FfiUe  können  sie  in  denjenigen  Orten,  welche  nicht  zugleieh  Sits  eines 
Jusüsamtes  sind,  bei  dem  Oemeindevorstande  bewirkt  werden  nnd  sind  von 
diesem  an  das  zuständige  Justizamt  zu  übermittehi. 

Bezüglich  des  im  §.  7.  gedachten  Falles  ist  die  Anzeige  und  Erklärung 
unmittelbar  bei  dem  Justizamte  zu  bewirken.  Es  ist  hierüber,  sowie  bei  den 
nach  §.  S.  al.  1.,  2.  und  8.,  ungleichen  den  nach  §.  4.  vor  dem  Justizamte  er- 
statteten Anzeigen,  unter  Zuziehung  eines  yerpflichteten  ProtokolUührerSy 
ein  Protokoll  aufzunehmen,  welchem  die  einzureichenden  Bescheinigungen 
beizugeben  sind.  Wenn  nach  dem  Ermessen  des  Justizamts  die  That- 
sache  festgestellt  ist,  so  hat  dasselbe  auf  Grund  der  Tor  dem  Gemeindevor- 
stande bewirkten  Anzeige ,  bezüglich  auf  Grund  des  Protokolls  sofort  den 
Geburts-,  Heiraths-  oder  Sterbefidl  in  das  Register  einzutragen  und  darüber 
ein  Attest  auszufertigen. 

§.11.  Das  Civilstandsregister  und  die  auf  Grund  desselben  ausgefertig- 
ten Atteste  geniessen  bis  zum  Beweise  des  Cregentheils  vollen  öffentlichen 
Glauben. 

§.  12.  Die  in  den  §§.  3.,  4.  und  7.  vorgeschriebenen  Anzeigen  und  Er- 
klärungen müsstti  von  den  dazu  Verpflichteten  gemacht  werden: 

1)  bei  Heirathen  binnen  der  zunächst  folgenden  acht  Tage  nach  erfolg- 
tem Aufgebote. 
Eine  schuldbare  Versäumniss  dieser  Fristen  sowie  der  im  §.  3.  al.  8.  er- 
wähnten Frist  ist  mit  Geldbusse  von  löSgr.  bis  zu  öOThalem,  oder  imNicht- 
zahlungsfalle  mit  entsprechendem  Gef&ngnisse  zu  bestrafen. 

Ausserdem  haben  die  Säumigen  diejenigen  Kosten  zu  tragen ,  welche 
dadurch  entstehen,  dass  das  Justizamt  wegen  der  verzögerten  Anzeige  zu 
irgend  einer  Ermittelung  veranlasst  wird. 

§.  12.  Die  Festoetzung  der  im  §.  12.  angedrohten  Strafe  erfolgt  durch 
Erkenntniss  des  zu  der  fraglichen  Eintragung  competenten  Justizamts. 

§.  14.  Die  Ortspolizei-Behörden  sind  verpflichtet,  auf  die  rechtzeitige 
Anzeige  der  Geburten,  Heirathen  und  Sterbefklie  zu  achten  und  bei  Unter- 
lassung derselben  das  Erforderliche  von  Amtswegen  zu  veranlassen. 

§.15.  Für  die  den  Justizämtem  durch  gegenwärtiges  Gesetz  überwie- 
senen Geschäfte  sind  Gebühren  zu  entrichten,  deren  Betrag  durch  Verord- 
nung bestimmt  wird. 

Diese  Verordnung  hat  nur  auf  die  Dauer  von  zwei  Jahren  Gültigkeit 
und  ist  vor  deren  Ablauf  dem  Landtage  zur  verfassungsmässigen  Zustim- 
mung vorzulegen. 

§.  16.  Die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  mit  Ausnahme  des 
§.  6.,  finden  auch  auf  Geburten,  Heirathen  und  Sterbefälle  solcher  Personen 
Anwendung,  welche  aus  ihrer  Kirche  ausgetreten  sind  und  sich  noch  keiner 
Religionsgesellschaft  wieder  angeschlossen  haben. 

§.  18.  Der  Austritt  aus  der  protestantischen  oder  römisch-katholischen 
Kirche  kann  nur  durch  eine  vor  dem  Justizamte,  in  dessen  Bezirk  der  Austre- 
tende wohnt  (§.2)  persönlich  zum  Protokolle  abzugebende  Erklärung  erfolgen. 
§.  19.  Der  Ausgetretene  kann  einen  Antheil  von  den  Rechten ,  welche 
der  Kirche,  aus  welcher  er. ausgetreten  ist,  und  deren  Mitgliedern  als  sol- 
chen ziutehen,  nicht  mehr  in  Anspruch  nehmen,  ist  aber  auch  von  den 
Pflichten  entbunden,  welche  den  Mitgliedem  dieser  Kirche  der  letzteren 
und  ihren  Beamten  gegenüber  obliegen. 

b.  Ausführungsverordnung  zu  dem  Gesetze:  die  Einführung 'der  Civil- 
standsregister für  die  ausserhalb  der  protestantischen  und  römisch- 
katholischen Kirche  bestehenden  Religionsgesellschaften  etc. 

betreffend,  vom  2.  Juli  1868. 

(Siehe  oben  8.  761.) 

Auf  höchsten  Befehl  wird  zur  Ausfuhrung  des  Gesetzes:  „die  Einfuh- 
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ning  der  GiTÜstandsregister  für  die  ausserhalb  der  protestantiacfaen  und 
rOmisch-katholischen  Kirche  bestehenden  Religionsgesellschaften  sowie 
einige  auf  die  letzteren  bezügliche  Bestimmungen  betreffend  (Nr.  7S7.  der 
Gothaischen  Cresetssammlung)**  Folgendes  yerordnet: 

§.  1.  Zu  §.  1.  des  Gesetzes.  Jedes  Justizamt  (Stadtgericht),  inde»- 
Ben  Bezirke  Personen  wohnen,  die  zu  den  im  §.  1.  des  Gesetzes  bezeich- 
neten Religionsgesellschaften  gehören  oder  auf  welche  der  §.  16.  des  Ge- 
setzes sich  bezieht,  hat  drei  Register,  das  eine  fir  die  Geburts-,  das 
andere  für  die  Heiraths-,  das  dritte  für  die  Todesfälle,  nach  denin  den 
Beilagen  A.  B.  G.  ersichtlichen  Formularien  anzulegen. 

§.  2.  Die  Register  sind  zu  foliiren ,  auf  der  letzten  Seite  mit  einem 
Zeugnisse  über  die  Zahl  der  Blfttter  unter  das  Justizamts^Siegel  und  Unter- 
schrift zu  yersehen  und  in  dem  Justizamtslocale  sorgfältig  aufzubewahren. 

§.  3*  Auf  der  letzten  Seite  jedes  Registers  ist  Aber  die  Namen  der  in 
dasselbe  eingetragenen  Personen  ein  alphabetisches  Verzeichniss  mit  An- 
gabe des  Blattes,  wo  der  Eintrag  sich  befindet,  anzulegen.         t 

§.  4.  Das  Justizamt  hat  sich,  wenn  bei  ihm  Einträge  in  eines  der  Re- 
gister angemeldet  werden,  zunächst  Ueberzeugung  darüber  zu  verschaAen, 
dass  seine  Competenz  nach  Maassgabe  des  im  §.  1.  erwähnten  Gesetzes  be- 
gründet, beziehungsweise  der  Vorschrift  im  §.  18.  desselben  genügt  ist. 

§.  5.  Zu  jedem  der  drei  Register  ist  über  alle  Anzeigen  und  Verhand- 
lungen, auf  deren  Grund  die  Einträge  erfolgen,  ein  besonderes  Actenstock 
anzulegen. 

Die  betreffenden  Folien  dieses  Actenstücks  sind  in  der  letzten  Spalte 
des  Registers  zu  allegiren. 

§.  6.   Die  Einträge  sind  mit  möglichster  Sorgfalt  und  namentlich  mit 
deutlicher  Handschrift  zu  bewirken. 

Der  Tag  des  Eintrags  sowie  der  Tag  der  Geburt  und  der  Tag  desTodes- 
falls  sind  mitWortenzu  schreiben. 

Aenderungen  und  Rasuren  sind  zu  vermeiden. 

Formular  B.  Register  über  die 


Fortlau- 
fände  Nr. 


Datum  des  Ein- 
trage  nach  Jahr 
nnd  MonaUtag. 


Yomanie        |         Zuname         |     Alter      |        Wohaart 

dee  JE«hemannea. 


Formular  D. 

Bekanntmachung  zum  Aufgebote. 

Von  dem  unterzeichneten  Justizamte  (Stadtgerichte)  wird  hierdurch 
zur  Öffentlichen  Kenntniss  gebracht,  dass 

der 

und 

die 

Tochter  des 

laut  Verhandlung  Tom gesonnen  sind, 

eine  eheliche  Verbindung  mit  einander  einzugehen,  und  jeder,  der  sich 
für  befugt  hält,  einen  Einspruch  dagegen  zu  erheben«  aufgefordert,  solchen 
unverzüglich  und  spätestens 

bis  zum 

bei  Vermeidung,  dass  er  später  mit  demselben  nicht  gehört  werden  wird, 
bei  dem  unterzeichneten  Justizamte  anzubringen, 

,  den      tcn 

Herzoglich  S das. 
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§.  7.  Jeder  Eintrag  ist  yom  Vorstände  des  Justixamtes  and  einem  Ter- 
pflichteten  Protokollführer  zu  unterschreiben. 

§.  8.  Von  den  im  Laufe  eines  Kalenderjahres  erfolgten  Eintragungen 
in  jedes  der  drei  Register  ist  im  Januar  des  folgenden  Jahres  eine  beglau* 
bigte  Abschrift  an  das  Kreisgericht  einzusenden.  Letzteres  hat  diese  Ab- 
schriften in  ein  für  jedes  Justizamt  anzulegendes  Actenstück  au&unehmen 
und  diese  Actenstücke  in  seinem  Archive  sorgf&ltig  aufzubewahren. 

§.  10.  Zu  §.  5.  Die  Bekanntmachung,  mittelst  welcher  das  justizamt- 
liche Aufgebot  erfolg^  ist  nach  dem  beiliegenden  Formalare  D.  abzufassen. 
Die  Präclusivfrist  für  etwaige  Einsprüche  ist  bis  zum  Ablaufe  der  vierzehn- 
tägigen  Aushängungsfrist  zu  bestimmen. 

Auf  jeder  Ausfertigung  der  Bekanntmachung  ist  der  Zeitpunct  des  An- 
schlags und  der  Abnahme  gehörig  zu  bemerken;  sämmtliche  Ausfertigungen 
derselben  sind  Uach  abgelaufener  Aushängungsfrist  zu  den  Acten  zu  nehmen. 

§.11.   Zu  §.  15.  An  Gebühren  sind  zu  entrichten: 

für  den  Eintrag  einer  Geburt  ....  —  Thhr.  15  Gr.  —  Pf. 

für  den  Eintrag  einer  Ehe 1    ,,    —  „  —  ^ 

für  den  Eintrag  eines  Todesfalls  .  .  —    ^    15   „  —  „ 
für  die  Bekanntmachung  wegen  eines 

Aufgebots —    „    15   „  —  „ 

und  ausserdem  für  die  vorkommenden  Protokolle,  Atteste  und  die  sonstigeii 
Bemühungen  die  taxordnungtmässigen  Sätze. 

§.  12.  Z  u  §.  16.  In  den  Fällen  des  §.  16.  des  Gesetzes  ist  in  deijenigen 
Spalte  des  Begisters,  welche  sich  auf  die  Religionsgesellschaft  bezieht, 
zu  bemerken,  dass  die  betreffende  Person  aus  der  protestantischen  (römisch- 
katholischen)  Kirche  ausgetreten  sei  und  sich  noch  keiner  Religionsgesell- 
Schaft  wieder  angeschlossen  habe. 

§.1S.  Zu  §.18.  Das  Justizamt  hat  von  jeder  bei  ihm  erfolgten  Austritts- 
erklärung dem  bisherigen  Geistlichen  des  Ausgetretenen  Mittheilung  zu 
machen. 

Heirathsfälle. 


name        t 
dor  BhofiRMi. 


Vor-  o.  Zu-    rStaad  od.  Ge-  |  Wohnort 
der  BItinrn  dos  Eli«|MarM. 


Beligionage- 

sellflchAft  des 

Shepearas. 


Fol 
derAktaiu 


12.  Nassau. 
Gesetz  V.  19.  Juli  1863. 

(Siehe  oben  S.  754.) 

Wir  Adolph,  von  G.Gnaden,  haben  in  der  Erwägung,  dass  den  Mit- 
gliedern einiger  Religionsgesellschaften  die  Eingehung  einer  gültigen  Ehe 
wesentlich  enchwert  ist,  mit  Zustimmung  unserer  Landstände  besdilossen 
und  verordnen  wie  folgt : 

§.  1.  Vor  dem  Amte  kann,  unter  Beobachtung  der  Vorschrift  der  fol- 
genden Paragraphen,  eine  Ehe  gültig  abgeschlossen  werden,  wenn  das 
Brautpaar  oder  ein  Theil  desselben  einer  Beligionsgesellsohaft  angehört, 
deren  Geistlichen  oder  Vorstehern  die  Beftigniss  zur  Copulaüon  mit  bürger- 
licher Wirkung  nicht  zusteht. 

§.  2.  Das  nach  bestehenden  Vorschriften  zuständige  Amt  hat  die  in  der 
Verordn.  v.  16.  September  1886.  vorgeschriebene  Prodamation  in  der  Art 
vorzunehmen,  dass  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Prodamationsscheinea 
in  dem  Wohnorte  beider  Verlobten  während  IS  Tagen  angeheftet  wird. 
Der  Bürgermeister  hat  den  Vollzug  zu  bescheinigen. 
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f.  8.  Nach  besoheinigtem  VolLsuge  der  Proclaraation  oder  eilangter 
Dispensation  von  derselben  können  die  Brautleute  die  Ehe  gültig  ab- 
achliesaen  durch  ihre  bei  dem  Amte  eines  der  beiden  Theile  persönlich  ab- 
augebende,  durch  unsere  Beamten  auf  Stempelpapier  No.  7.  au  Protokoll 
zu  nehmende  Erklärung,  dass  sie  sich  als  ehelich  mit  einander  Terbundeii 
betrachten  wollen. 

§.  4.  Eine  beglaubigte  Abschrift  dieses  Protokolls  hat  das  Amt  aar 
Eintragung  in  die  CiTÜstandsregister  dem  Fahrer  desselben  mitn- 
theilen«". 


13.  Braanscfaweig. 
Gesetz  y.  23.  Mai  1848. 

(Siehe  oben  S.  755.) 

§.  1.  Das  Verbot  der  Ehen  zwischen  Christen  und  Juden  ist  au%e- 
hoben. 

§.  2.  Bei  Abschliessung  einer  ehelichen  Veibindung  zwischen  Christen 
und  Juden  sind  folgende  Vorschriften  zu  beobachten: 

Die  angehenden  Eheleute  haben  ihre  Absicht  dem  Stadtgerichte  oder 
Amte,  unter  welchem  die  Braut  ihren  Wohnsitz  hat,  anzuzeigen. 

Diese  Behörde  hat  sich  zu  überzeugen,  dass  der  zu  schliesaenden  Ver- 
bindung ein  gesetzliches  Hindemiss  nicht  entgegensteht  und  zu  dem  Ende 
die  erforderlichen  Bescheinigungen  sich  vorlegen  zu  lassen. 

Bestehen  keine  gesetzlichen  Hindemisse,  so  macht  die  Behörde  des 
Wohnsitzes  der  Braut  und  des  Bräutigams  die  Absieht  der  angehenden 
Eheleute  durch  Anschlag  an  der  Gerichtsstelle  und  durch  zweimalige  Inaer» 
tion  in  die  Braunschweigischen  Anzeigen  nach  einem  Zwischenräume  von 
14  Tagen  öffentlich  bekannt  Erfolgt  eine  Einsage^  so  ist  solche  erforder- 
lichen Falls  durch  Verweisung  auf  den  Weg  Rechtens  zuvörderst  zu  ef- 
ledigen. 

Erfolgt  innerhalb  acht  Tagen  nach  der  letzten  Bekanntmachung  in  den 
Braunschweigischen  Anzeigen  keine  Einsage,  so  ertheilt  die  Behörde  des 
Wohnsitzes  des  Bräutigams  diesem  darüber  eine  Bescheinigung  und  die 
künftigen  Eheleute  haben  zur  feierlichen  Schliessung  der  Ehe  einen  be- 
stimmten Tag  der  Behörde  des  Wohnsitzes  der  Braut  anzuzeigen. 

§.  3.  An  diesem  Tage  erscheinen  die  angehenden  Eheleute  mit  vier 
Zeugen. 

Sie  geben  auf  die  Anfrage  des  Beamten  die  feierliche  Erklärung  ab: 
dass  sie  in  die  eheliche  Verbindung  willigen, 
und  der  Beamte  spricht  darauf  aus : 

dass  sie  nunmehr  durch  das  Band  der  Ehe  gesetzlich  vereinigt  seien. 

Ueber  den  ganzen  Act  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  von  den  Ehe- 
leuten und  Zeugen  zu  vollziehen. 

§.  4.  Darüber,  in  welchem  Glaubensbekenntnisse  die  aus  einer  solehen 
Ehe  entspringenden  Kinder  zu  erziehen  seien?  —  entscheidet  der  Vater. 
Stirbt  der  Vater  vor  getroffener  Bestimmung',  so  geht  die  Entscheidung  auf 
die  Mutter  über. 

Sind  beide  Eltern  voriier  mit  Tode  abgegangen,  so  sollen  die  Kinder 
in  dem  Glaubensbekenntnisse  des  Vaters  erzogen  werden. 

§.  5.  Die  Behörde  des  Wohnsitzes  des  Ehemanns  wird  Register  über 
solche  Ehen,  die  aus  denselben  entspringenden  Kinder  und  dieTodeafiOle 
in  diesen  Familien  fuhren,  und  die  Eztracte  aus  diesen  Registern  haben 
vollen  öffentlichen  Glauben. 

Alle  Behörden  und  jeder  Einzelne,  den  es  angeht,  haben  sich  hiernach 
zu  achten. 
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14.  Sachsen- Weimar, 
aesetz  T.  9.  April  1864. 

(Si«ba  oben  S.  7650 

§.2.  Die  in  Oemässheit  des  §.1.^  aus  ihrer  bisherigen  Kirchengemein- 
schaft ausgetretenen  Personen  sind  in  ein  von  dem  Gerichte,  vor  welchem 
die  Austrittserkl&rung  erfolgt  ist,  zu  führendes  Verzeichniss  (Dissidenten- 
Kegister)  einzutragen. 

Ebenso  erfolgt  die  bürgerliche  Beglaubigung  der  in  Bezug  auf  solche 
Personen  und  deren  Familien  eingetretenen  Qeburti-,  Heiraths-  undStexbe* 
f&Ue  durch  Eintragung  in  ein  von  dem  Einzelrichter,  in  dessen  Bezirke  der 
Oeburts-  oder  Sterbefall  sich  ereignet  hat,  oder  die  Brautleute  ihren  Wohn- 
sitz haben,  zu  führendes  Register  (Ciyilstands-Register). 

Die  erforderlichen  nfiheren  Vorschriften  über  Einrichtung  und  Führung 
dieser  Register,  sowie  über  die  dieserhalb  zu  machenden  Anzeigen  yon  den 
eingetretenen  Geburts-  und  Sterbef&llen  werden  durch  Verordnung  ertheilt 
werden. 

§.  8.  Eine  Ehe  kann,  wenn  das  Brautpaar  oder  ein  Theil  desselben  kei- 
ner Kirche  oder  Religionsgesellscbaft  angehört,  deren  Geistlicher  oder  Vor- 
steher zur  Copulation  mit  bürgerlichen  Wirkungen  beiVigt  ist,  gültig  abge- 
schlossen werden  vor  dem  Einzelrichter  des  Ortes^  an  welchem  das  Braut- 
paar oder  ein  Theil  desselben  seinen  Wohnsitz  hat 

§.  4.  Der  Eheschliessung  muss  ein  Aufgebot  yorhergehen. 

Das  Aufgebot  wird  von  dem  zust&ndigen  Gerichte,  bei  welchem  die  be- 
absichtigte Eheschliessung  angemeldet  worden  ist  (§:  8.),  durch  eine  öffent- 
liche Bekanntmachimg  bewirkt,  welche  an  dem  Sitze  derjenigen  Einzel- 
richter, in  deren  Bezirken  die  Brautleute  wohnen,  und  gleichzeitig  in  den 
Wohnorten  der  letzteren,  an  den  für  behördliche  Bekanntmachungen  be- 
stimmten Stellen  vierzehn  Tage  lang  auszuhängen  ist. 

Das  Aufgebot  setzt  voraus,  dass  sich  das  Gericht  vorher  durch  von 
Amtswegen  anzustellende  und  zu  den  Acten  zu  nehmende  sorgfältige  Erör- 
terungen überzeugt  habe,  dass  die  gesetzlichen  Erfordernisse  zur  Eingehung 
der  Ehe  vorhanden  sind  und  keine  im  Landesrechte  anerkannte  Hindemisse 
derselben  entgegenstehen. 

Dispensationen  von  dem  Aufgebote  und  von  der  für  dasselbe  bestimm- 
ten Frist  können  von  Unserem  Staats-Ministerium  ertheilt  werden. 

§.  5.  Die  Eheschliessung  mit  bürgerlicher  Wiritung  erfolgt  mittelst  der 
von  den  Brautleuten  vor  besagter  Gerichtsbank  persönlich  zum  Protokolle 
abgegebenen  Erklärung,  dass  sie  sich  als  ehelich  mit  einander  verbunden 
betrachten  wollen. 

Das  Protokoll  ist  von  den  ehelich  Verbundenen  mit  zu  unterschreiben 
und  der  Eintrag  in  das  Eheregister  vor  dem  Gerichte  sofort  zu  bewirken. 

§.  6.  An  Gerichtssporteln  sind  für  jeden  Eintrag  in  das  Dissidenten- 
oder Civüstandsregister  zehen  Groschen  und  ausserdem  neben  dem  Ersätze 

1  Dieter  Untet:  „Dwn  Anstritte  einer  Person  ans  der  Kirchengemeinschaft,  der  sie  bis- 
her angehört  hat,  kommt  eine  rechtliche  Wirkung  nnr  dann ,  wenn  derselbe  durch  eine  dem 
Einselricbtar  des  Wohnortes  vor  gehörig  besctaler  Oericbtsbank  persBnlich  sum  Protokolle 
abgegebene  Erklkmng  erfolgt  und  unter  der  Voraussetzung  an,  dass  der  Austretende: 
1)  das  acbtsehnte  Lebenijahr  erfttllt  hat; 

9)  ein  Zeugniss  des  sast&ndigen  Geistlichen  —  oder  flills  dieser  dem  Auslände  angehört 
und  dem  dlesfallslgen  Antrage  Bedenken  entgegensetsen  sollte,  irgend  eines  Im 
Grossherzogthnme  angestellten  Geistlichen  seiner  bisherigen  Confesslon  —  darüber 
beibringt ,  dass  er  diesem  seine  Willensmeinung ,  aus  der  Kirche  aussuscheiden ,  an 
erkennen  gegeben  habe,  und  Ton  ihm  liber  die  Wichtigkeit  des  Schrittes  belehrt  wor- 
den seU 
Diese  Vorschrift  gilt  Jedoch  nicht  mr  den  Fall  des  üebertrlttes  Ton  der  protestantischen  zur 
katholischen,  oder  Ton  der  katholischen  snr  protestantischen  Confesslon,  In  Betreff  dessen  es 
Tleimehr  bei  den  Bestlmo^ngen  Im  9. 10.  des  Gesetzes  vom  6.  Mal  1857.  (Regler.-BL  S.  43.) 
•ein  Bewenden  beh&lt." 
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Anhang.   Die  dentschen  CiTÜehegesetze. 


der  Verlage  fiir  die  vorkommenden  Protokolle ,  Zeugnisse  und  sonstigen 
amtlichen  Verrichtungen  die  d^m  Gesetze  vom  6.  Dezember  1853.  über  die 
Sportein  und  Gebühren  der  Gerichts-  und  Verwaltungsbehörden  ent- 
sprechende Ans&tze  zu  entrichten^. 

1  Zur  AvaflUunmg  des  GMetiet  ist  folflr^nde  Yerordnong  Ton  demaelbm  Dataai  er- 
iMicn  wordnit 

Art.  1.  Jedes  Einseigericht,  in  dessen  Bezirice  Dissidenten  wohnen ,  bat  sowohl  das  Dis- 
sidenten-, als  die  Geborts-,  Hdiaths-  nnd  dss  Todten-Begister,  Jedes  von  dem  anderen  ge- 
sondert, fiir  den  ganzen  Gerichtsbexirk  anznlegen  und  fortzufiLhren.  Hinsichtifeh  des  la- 
halts  nnd  der  Form  dieser  Register  ist  aof  die  Anlagen  L,  II.,  III.  nnd  IV.  sn  TerwclBem. 

Zn  Jedem  Register  sind  besondere  Atzten  in  forUanfenden  B&nden  zn  führen. 

Art.  4.  In  die  Öffentlichen  Anfgebote  snr  Ehe  Veriobter  sind  die  Namen ,  der  Stand, 
Wohn-  nnd  Heimatlts-Ort  der  beiden  Verlobten  und  deren  Eltern  anfinnehmen.  Diaaclbea 
sind  in  der  Form  der  Anlage  V.  ansznfertigen. 

Das  Anschlagen  nnd  Abnehmen  derselben  Ist  am  Gerichtssitze  Tom  Gerichte,  an  anderen 
Orten  Ton  dem  Gemeindevontande  sn  bewiricen.  GemelndevorstKnde  im  Beslrke  anderer 
Gerichte,  als  an  welchem  die  Ehe  geschlossen  werden  soll ,  sind  durch  Vermlttelung  des  l>e- 
treffenden  Gerichtes  zn  reqniriren. 

Alsbald  bei  dem  Anschlagen  ist  auf  dem  Dokumente  von  dem  betreffenden  VoDzng»- 
beamteten  der  Tag  des  Anschlagens  zu  bezeugen. 

Art.  6.  ** Von  Jeder  Eintragung  in  die  fUr  Dissidenten  bestimmten  Gebarts-, 

Heiraths-  und  Todten-Register  sind  die  mit  Ffthrnng  der  RirchenbBeher  am  Wohn-  bealiglieh 
Heimaths-Orte  des  Dissidenten  beauftragten  Beamteten  durch  Mlttheilnng  eines  Anasoges  ans 
den  ersteren  zn  benachrichtigen;  nnd  haben  die  letzteren  zur  blossen  Metis  ledlgUeh  die 
Namen  der  in  das  Dissidentenregister  Eingetragenen  in  die  Kirchenbücher  betreffenden  Orte« 
einzutragen.  Im  Uebrigen  aber  durch  eine  Bemerkung  auf  Jenes  Register  des  betreffandea 
Gerichtes  zn  verweisen. 

Art.  6.  Zeugnisse  nnd  sonstige  officielle  Auskunft  Aber  die  ClvIlstandsTerhSltBlaBe  der 
Dissidenten  sind  lediglich  von  dem  betreffenden  Einzelgerichte  zn  erthellen. 

Art.  7.  Am  Schlüsse  Jedes  Jahres  sind  beglaubigte  Duplikate  der  Dissidenten-  und  CfvlZ- 
stands-Register  vom  abgelaufenen  Jahre  zur  Aufbewahning  In  den  Archiven  derselben  an  die 
vorgesetzten  Kreisgerichte  einsnsenden ,  welche  ttberiianpt  aaeh  den  hier  fhiglkbea.  Zweig 
dar  Gerichtsverwaltung  zu  beaufsichtigen  haben.  — 


Formular  IV. 

fieiraths-Register  für  die  Dissidenten  des  Grossherzogiich  Sächsischen 

Bi.  Justiz-Amts  (Stadtgerichts)  zu  ...  • 
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Formular  V. 

Aufgehet  zur  Ehe  Verlobter. 

Von  dem  nnterzelehneten  Justiz- Amte  (Stadtgerichte)  wird  hierdurch  zur  SffentUehen 
Kenntniss  gebracht,  dass 

nnd 
gesonnen  sind,  sieh  ehelich  mit  einander  sn  verbinden.  Etwaige  Einwendnngon  gegen  dieses 
Vorhaben  sind  binnen  vierzehn  Tagen  von  der  hiemnter  bezeugten  Zelt  des  Anschlages  dieses 
Aufgebotes  an  bei  dem  antenelchneten  Justls-Amte  (Stadtgerichte)  bei  Vermeidung  des 
Ausschlusses  anzubringen. 

den  18 

Grossherzoglich  SIchsisches  Justiz-Amt  (Stadtgericht). 
Vorstehendes  Aufgebot  Ist  am  heutigen  Tage  angeschlagen  worden, 
den  18 

(Unterschrift  des  Vollangsbeamten.) 


REGISTER. 


Aargau,  gemischte  Ehen  645. 
Acte  de  notori^t^  574;  im  Gross- 
herzogth.  Berg  598. 

—  respectueuz  575. 
Adouages  542. 

A 1  ab  am  a,  Eheschliessungsrecht  47S. 

Alfons  d.  Weise  gegen  heimliche 
Ehen  72.  f. 

Amari  über  Civilehe  636. 

Anderson  t.  Fullerton  448. 

Anhalt -Bernburg,  Eheschlies- 
sungsrecht 788. 

Anhalt- Dessau -Köthen,  Ehe- 
schliessungsrecht  678. 

Anna,  Königin,  Eheschliessungsge- 
Bet2edS2.  837.  461. 

Appenzell  Ausserrhoden,  Ehe- 
schliessungsrecht  687. 

—  Innerrhoden,  ebendas. 
Arrha  nuptialis  297;  in  Spanien 

72. 

Articles  organiques  über  Civil- 
ehe  566. 

Asproni  über  Civilehe  625. 

A  u  f  g  e  b  o  t  e,  kirchliche  10. 1 24 ;  nach 
Protestant.  Recht  205;  in  Aargau 
645;  Baiem  150;  Berg  597;  Däne- 
mark 650;  Deutschland  91.  654; 
England  316.318.322.855.877.884. 
886. 416;  Frankfurt  a/M.  661.  664; 
Frankreich  504.  507.512. 520.  f.  545. 
559.  570.  f.  576;  Italien  632;  Irland 
465;  Neapel  616;  Neuenburg  639 ; 
Niederlande  68.  480. 482.  485.  491. 
494.  ff.;  Norwegen  649;  Oester- 
reich  143;  Oldenburg  671;  Preus- 
sen  698;  Schottland  439—441; 
Schweden  647;  Solothurn  645; 
Frioäberg,  EhesehlieMung, 


Spanien  128;  Tessin641;  Uri  645; 
Vereinigte  Staaten  v.  Nord-Ame- 
rika 475;  Waadt  642;  Zürich  643. 
Widerwille  der  Engländer  gegen 
342. 351. 

Ausland,  Ehen  geschlossen  im, 
nach  englischem  Rechte  357.  389. 
429;  nach  französ.  R.  577;  nach 
niederländ.  R.  498;  nach  preuss. 
R.  695 ;  d.  vereinigt.  Staat.  478. 

Ayliffe  über  Eheschliessimg 334. 

d '  A  z  e  g  1  i  o  über  Civilehe  628. 

B. 

Baden,  Eheschliessungsrecht  684. 

Baiern,  Eheschliessungsrecht  148. 

Basel,  Eheschliessungsrecht  637. 

Bau  erb  and,  Antrag  über  Civilehe 
705. 

Bavington  v. Bavington363. 

Beauchamp's,  Lord,  Bill  371;  Be- 
rathungen  über  368. 

Bedford,  Herz.,  gegen  die  Hard- 
wicke's-Act  350. 

Beilager  22. 45.  64. 90;  der  Fürsten 
23;  vor  der  Trauung  69.  82,  277. 
285.  295.  301. 

Bekenntnissschriften,  luther., 
über  Ehe  175;  über  Eheschlies- 
sung 211 ;  reformirte  über  die  Ehe 
177. 

Belgien,  Civilstand  585 ;  Eheschlies- 
sung 579.  ff. 

Benediction  des  Priesters  8.  f.  35. 
93.  205 ;  bei  zweiten  Ehen  fortfal- 
lend 10.  93;  Sacrament  der  Ehe 
546;  in  Frankreich  522. 

52 
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Register. 


Benedictus  Leyita  Capitularien 
über  Eheschliessung  71. 

Berg,  Grossherzogthum,  Eheschlies- 
sung  595. 

Berg  er,  Lehre  der  Eheschliessung 
269.  f. 

Bern,  Eheschliessungsrecht  637. 

B  e  r  w  1  c  k,  Ehen  der  Engländer  in  425. 

Beust  über  Ehe  184;  über  Ehe- 
Bchliessung  238. 

Beza  über  Eheschliessung 239. 

Bidembach  Über  Eheschliessung 
231. 

Binsenringe  bei  Eheschliessungen 
47. 

Birkenfeld,  Eheschliessungsrecht 
609. 

Blackstone  über  Eheschliessung 
335;  über  die  Hardwicke*s-Act  303. 

Blankenburg,  v.,  Antrag  über  Ci- 
yilehe  733. 

Blois,  Ordonn,  de  524. 

Blücher  hebt  Civilehe  auf  600. 

Bodinus  über  Eheschliessung  270. 

Böhmen,  Eheschliessungsrecht  78. 

B  ö  h  m  e  r ,  G.  L.,  über  Eheschliessung 
271. 

—  J.H.,  über  die  Ehe  198;  über  Ehe- 
schliessung 268, 

Bonelli  über  Eheschliessungsform 
117.  f. 

Braunschweig,  Eheschliessungs- 
recht 755. 

Braut  21. 

Braut  kauf  18;  symbolischer  38; 
Beste  in  den  Bitualien  93 ;  in  Eng- 
land 33  ;  in  Frankreich  64;  in  Italien 
75 ;  in  den  Niederlanden  66 ;  in  Spa- 
nien 71. 

Brautkinder  293.  299. 

Brautlieder27. 

Brautmessen  9. 

Brasilien,  Recht  d.  Eheschliessung 
132.  ff. 

Breithaupt,  Antrag  über  Civilehe 
710. 

Bremen,  Recht  d.  Eheschliessung 
654.  739. 

Brenz  über  Eheschliessung  200. 228. 

Briten,  Eheschliessungsrecht  der 
alten  34. 

Brochmand  über  Eheschliessung 
249. 

Brockhauseni  Antrag  über  Civil- 
ehe 710. 


B  r  o  f  f  e  r  i  o  über  Civilehe  625. 

Brougham,  Lord,  über d. Ehen  d. 
Engländer  in  Schottland  428;  Ge- 
setzentwurf über  Register  405. 

Brouwer  über  Ehe  196;  über  Ehe- 
schliessung 259. 

Brückner  über  Eheschliessung  251. 

Brunnemann  über Ehesehliessnng 
251. 

Buddaeus  über  Eheschliessung  267. 

Buenos  Aires,  Eheschliesaungs- 
recht  132.  652. 

ßuUinger  über  die  Ehe  185;  über 
Eheschliessung  238. 

Bunting  v.  Lepingwell  313. 

Buoncompagni,  Civilehegesetz- 
entwurf  624. 

fi  u  r  k  e  über  die  Hardwicke'8-ActS69. 

B  u  s  1  a  w ,  Antrag  über  Civilehe  707. 

c. 

Cadorna  über  Civilehe  636. 

California,  EheschHessungsrecht 
475. 476.  477.  f. 

Calvin  über  die  Ehe  185;  über  Ehe- 
schliessung 238. 

C  alvör  über  Eheschliessung  248. 

Cameron  v.  Cameron450. 

Campeggi,  Camillo, über  heimliche 
Ehen  109. 

Cansas,  Eheschliessungsrecht  475. 

Cantü  über  Civilehe  635. 

Carpzow  über  die  Ehe  194;  über 
Eheschliessung  252. 

Cassinis,  Ehegesetzentwurf  63 1. 

Castagnetta,  di,  über  Civilehe636. 

Castlelaw  v.Agnew449. 

Catherwood  v.  Caslon427. 

Charivari  93. 

Charrier  de  Laroche  gegen CSvi/- 
ehe  555. 

Chemnitz  über  die  Ehe  193;  über 
Eheschliessung  241. 

Chigi  über  Civilehe  636. 

Chile,  Recht  der  Eheschliessung 
131.  f. 

Churoh-Building's-ActfEinfluss 
der  auf  d.  Eheschliessungsrecht  372. 

Civilehe,  Beschuldigungen  gegen 
die  568.  579 ;  nach  protestant.  Auf- 
fass.  250;  facultative  762;  Noth- 
761;  obligatorische  763;  in:  An- 
halt-Bemburg  738 ;  Anhalt-Dessao- 
Cöthen  679;  Baden  690;  Belgien 
586.  £ ;  Bern  637 ;  Birkeniald  609 ; 


Heptiae. 
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BniBilien  137;  BraonBchweig  755; 
Buenos  Aires  652;  Coburg-Gotha 
749;  Dänemark  650;  Deutschland 
264. 659.  ff.  670.  ff.;  Donauförsten- 
thamer  611;  England  822.  418; 
Frankfurt  a.  M.  659;  Frankreich 
548.  ff.;  Genf  610;  Hamburg  678; 
Hannover  668;  Hessen-Homburg 
755;  Hessen-Kassel  745;  Holland 
482;  Italien  612.  687;  Lombardo- 
Venetxen613;  Lucca  618;  Lübeck 
742 ;  Mecklenburg  667 ;  Mejico  658 ; 
Modena  614;  Nassau  752.  754; 
Neapel  615;  Neu-Granada  189; 
Neuenburg  688.  ff.;  Niederlande 
494;  Norwegen  649;  Gestenreich 
144.  147;  Oldenburg  674;  Parma 
614;  Polen  129;  Preussen  691.  702. 
781.  784.  786.  788;  Beuss-Schleiz 
668;  Rheinhessen  605.  ff.;  Rhein- 
pfalz  609 ;  Rheinpreussen  598.  ff. ; 
Sachsen- Weimar  755;  Sardinien 
621;  Schaffhausen  644;  Schottland 
448 ;  Schwarzburg  -  Sondershausen 
665 ;  Schweden  647 ;  Schweiz  6  38.  ff. ; 
Tessin  640;  Thurgau  644;  Toscana 
618;  Vereinigte  Staaten  ▼.  Nord- 
Amerika  470.  ff. ;  Waadt  642 ;  Wal- 
deck 666;  Westphalen  748;  Würt- 
temberg 680.  ff.;  Zürich 642. 

C ivi Is tandsb e amte  in  Frankreich 
569. 

Clvilstandsgesetze  in  Berg  597; 
England  857.  877.  402.  ff.  417; 
Frankfurt  a/M.  661.  664;  Frank- 
reich 523.  588.  558.  569;  Freiburg 
644;  Irland  465;  Neuenburg  689; 
Niederlande  498.  495. 497.  585.  ff.; 
Norwegen  649;  Preussen  696;  Sar- 
dinien 612;  Schottland  452.  456; 
Schweden  648;  Tessin  641 ;  Waadt 
642;  Zürich  643;  Tgl.  auch  Civil- 
ehe. 

Coburg-Gotha,  Eheschliessungs- 
recht  749. 

Cocceji  über  die  Ehe  196;  über  Ehe- 
schliessung 263. 

Cochrane  v.  Campbell  849. 

Code  ciyil  669;  ausserhalb  Frank- 
reichs 579 ;  in  Italien  612 ;  in  Polen 
129. 

—  Michau  507. 

Codex  Maximilianeup  149. 

Cölibat  der  Geistlichen  165;  An- 
sichten der  Reformatoren  167. 


Coldstream-bridge,  Ehen  der 
Engländer  in  425. 

C  o  1  e r  u s  über  Eheschliessung  287. 

Colonieen,  englische,  Eheschlies- 
sung in  den  431. 

Common  law  inEngland  über  Ehe- 
schliessung 8 18.  338;  in  Schottland 
44 1 .  in  den  Vereinigten  Staaten  470. 

Concordat,französ.  Y.  J.  1801.566; 
neapolitan.  616;  österr.  147. 

Concubinate  in  Frankreich  65;  in 
den  Niederlanden  67;  in  denskan- 
dinavischen  Ländern  33. 

Confarreatio  8. 

Connecticut,  Eheschliessungsrecht 

474.  475.  f. 
ConsistorieUfCharacter  191 ;  Ehe- 
gerichtsbarkeit 191.  197;  Zusam- 
mensetzung 191. 

Contröleurs  des  bans  612. 

—  —  registres  528. 

C  o  t  hm  an  nüberEheschliessung  249. 
Crom  well,  führt  Kirchenbücher  in 
England  ein  819. 

—  Oliver,  Gesetz  über  Civüehe  322. 
Cypraeus  über  die  Ehe  194;  über 
Eheschliessung  255. 

D. 

D  ä  n  e m  ark ,    Eheschliessungsrecht 

650. 
Dalrymple  y.  Dalrymple  426. 
Danhauer  über  Eheschliessung  242. 
Deductio  in  domum  6. 
Deforesta,    Civilehegesetzentwurf 

623;  über  Civüehe  626. 
Deiters  über  Civilehe  656. 
Delaware,     Eheschliessungsrecht 

475.  ff.  478. 

Delbrück  über  Eheschlie8sung267. 

Del Heith's  Gase  54. 

Deutschland,  Eheschliessungs- 
recht, im  Mittelalter  78.  ff.;  in  den 
katholischen  Staaten  der  neueren 
Zeit  189.  ff.;  in  den  protestantischen 
212.  260.  273.  ff.  Civilehe,  obliga- 
torische 655.  ff.;  facultative  670.  ff. ; 
Nothcivilehe  678.  ff. 

Dieringer  über  Civilehe  656. 

D iez  üW  Eheschliessung  264. 

Dissidenten,  Eheschliessung  der, 
in  AuhaltrBernburg  789;  Coburg- 
Gotha  749;  DänemariL  650;  Eng- 
land 358. 891.  ff.  410;  Hannover  670; 
Hessen-Darmstadt  609;   Hessen- 
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KMael747 ;  Irland  647;  Lübeck  742 
Nassau  752.  ff.;  Niederlande  481 
Norwegen  649;  Preussen  696.  ff. 
730.  787;  Saohsen-Weimar  754 
Schweden  647 ;  Waadt  642;  Zürich 
642.  —  Siehe  auch  unter  Civil- 
ehe. 

Domicil  bei  Eheaehliesiungen  in 
Frankreich  515. 

Donaufürstenthümer,  CiTÜehe 
611. 

D'ondei-Reggio  über  Ciyilehe  635. 

Dotalicium  19. 

Dunte  über  die  Ehe  193;  über  Ehe- 
Schliessung  241. 

E. 

Echtreglement  t.  18.  Mftrs  1656. 
485. 

Eduard  VL  v.  England  über  Kir- 
chenbücher 320. 

Ehe,  gemischte,  in  Baden  685;  in 
Frankreich  509.  511.  534;  Irland 
460;  Polen  130;  Preussen  601;  So- 
lothum  645;  Uri645;  Württemberg 
681. 

—  heimliche,  in  Deutschland  79. 
260;  England  89. 47.  317.  335.  338. 
344.  355;  Frankreich  64.499;  Nie- 
derlande 68.  480;  Portugal  75; 
Schottland  58;  Skandinavien  82; 
Spanien  71. 

—  kirchliche  6;  in  Frankreich  59. 

—  morganatiscdne,  in  Preussen  691. 
695. 

—  unkirchliche,  in  Deutschland  78. 

—  Scheidung  von  Sacrament  und 
Contract  142. 546. 

Eheanmeldung  in  den  Nieder- 
landen 495. 

Ehegerichtsbarkeit,  kirchliche, 
im  Mittelalter  104. 189;  Missstftnde 
derselben  162;  bei  den  Protestan- 
ten 164.  186.  197;  in  Baiem  150; 
England  49.  ff.;  Neapel  616;  Oe- 
sterreich  142;  Polen  180;  Sardinien 
621;  Spanien  73. 

Eheschliessung,  siehe  bei  den 
einzelnen  Ländern. 

Ehe  Stiftungen,  der  Landesherm 
20. 

Eheversprechen,  Kraft  des,  in 
Frankreich  528;  in  Hessen-Kassel 
745. 

E  i  c  h  s  f  e  1  d  über  Eheschliessung  248. 


Einsprache  gegen  Eheschliewong' 
nach  dem  Code  573. 

Eltern,  Einwilligung  der,  in  die 
Ehen  der  Kinder  66;  Debatten  dai^ 
über  in  Trient  122;  im  Mittelalter 
108;  in  Baiem  149;  Deutschland 
103.  260;  England  856.  373.  883. 
888 ;  Frankreich  127. 499. 522.  M6. 
578.  575;  Irland  460;  Italien  76; 
Neapel  6 12. 616 ;  Niederlanden  66. 
487. 580.  ff. ;  Oesteneich  140 ;  Polen 
77;  Portugal  129;  Spanien  72. 128; 
Toscana612;  nach Beust  234;  Bi- 
dembaoh  233;  Brenz  229;  Melan- 
chthon  227. 

Encyclopädisten  über  die  £ha 
553. 

England,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  33.  ff. ;  in  der  neueren 
Zeit  309.  ff. ;  Civilehe  822. 413. 

Er  asm  US  über  Civilehe  200. 

Essen  und  Trinken  der  Brantleute 
64;  beim  Beilager  23. 

Evelt,  Antrag  über  Civilehe  711. 

r. 

Fastnachtsspiele,  deutsche,Ehe- 

Schliessungen  in  den  87.  ff. 
Feilding*8Case345. 
Fleet-£hen836; — GefiUignias336; 

—  Register  342. 
Fletcherv.Pynfett  815. 
F o  c  k ,  Antrag  über  Civilehe  709. 
Forbes  v.  Strathmore  449. 
Fox,  Ch.,  über  die  Hardwicke'a-Act 

869. 
Foz,  H.,  über  die  HardwickeVAct 

351.  f. 
Foxcroft'sCase  53. 
Frankfurt  a/M., Civilehe 664;  Civil- 

Standsregister    668;     EhesohEes- 

sungsrecht  659. 
Frankreich,  Eheschliessungnecht 

im  Mittelalter  58.  ff. ;  in  der  neueren 

Zeit  499.  ff. 
Franz  L  u.  II.  v.  Frankreich  gegen 

Protestanten  531. 
Frauenkauf  18;  symbolisch  19. 
F  r  e  i  b  u  r  g ,      Eheschliessungsreoht 

637;  Qvilstand  644. 
Friedrich  II.  und  die  Trauungawei- 

gerungen  714.  ff. 
Friedrich  WilhelmL  u.  dieTimu- 

ungsweigerungen  713. 
Friedrich  Wilhelm  IV.  und  die 
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Trauungsweigerungen   728;    über 

Civilehe  729. 
Friesland,     Elieschliessungsrecht 

70.  482. 
Fueroiazgo  üb.heimliche£hen72. 
Fueroreal  über  heimliche  Ehen  78. 
Fürspreoher  bei  der  Eheschlies- 

Bung  25.  85. 
FuBB treten  bei  der  Trauung  27. 

G. 

St  Gallen,    EheschliesBungsrecht 

638. 
Gamr  adt,  Antrag  über  Civilehe  709. 
Galvagno,  Ehegesetzentwurf  623; 

über  Civilehe  626. 
Gastmahl  bei  Hochzeiten  92. 
Geldstück    bei  EheschlieBsungen 

42. 45.  66. 
Gemahl  21.68. 

Genf,  EheschliesBungsrecht  6 10. 
Georg  d.  I.  v.  England.  St.  12.  c.  2: 

461;  c.  S:  459. 
Georg  d.II.  V.England.  St.9.  c.11: 

460;  19.  c.  13:  462;  23.  c.  10:  461. 
Georg  d.  III.  T.England.  St.  12.e.  11 : 

435;  21.  u.  22.  C.  25: 463;  23.  c.  67: 

401;  25.  c.  75:  402;  32.  c.  21 :  462; 

88.  0.  21:  462;  34.  c.  75:  402;  44. 

c.  77 :  372 ;  48.  c.  127 :  372 ;  52.  c.  146 : 

402;  57.0.51:432;  58.' c.  45:  372; 

58.  c.  81:  461;  58.  c.  84:  431;  59. 

c.  103:  372. 
6  e  o  r  g  d.  IV.  y. England.  St.  8.  c.  75 : 

379.  ff.  888.  f.;  4.  c  5: 385;  4.  c  17: 

886;  4.  c.  72:  873;  4.  c.  76:  886;  4. 

c.  91 :  428;  5.  c.  82:  889;  5.  c.  68: 

432;  6.  c.  92:  390;  ll.u.1.  Will.IV. 

c  18:  890. 
Gerbert  über  die  Ehe  193. 
Gerhard,  Johann,  über  die  Ehe  194; 

über  EheschliesBung  245. 
Gewissensehe  271;  in  Neapel  618. 
Ghiglini  über  Civilehe  686. 
Glarus,  Eheschliessungsrecht  688. 
Glaubensbekenntnisse      siehe 

BekenntnissBchriften. 
Glück  über  EhesohliesBung  267. 
G  o  d  e  n  über  Eheschliessung  287 . 
Göschen  über  EheschliesBung  268. 
Gori,  de,  über  Civilehe  637. 
Graubündten,CivilBtand645;Ehe- 

sohliessungsrecht  688. 
Greffiers  des  insinuations  eccl^s. 

512. 525.  I 


Greffiers  gardes  et  con«ervateux6 
des  registres  527. 

Gretna-Green-Ehen  425.  444. 

G  r  i  e  b  n  e r  über  Eheschliessung  257. 

Griechen,  Ehesohliessungsrecht 
der  6. 

Grossheim,  v.,  Amendement  über 
Civilehe  741. 

Grundrechte,  deutsche,  über  Ehe- 
schliessung 655. 

Grüner,  J.,  Eheschliessungsgesetze 
596. 

Gundling,  Sponsalientheorie  250. 

H. 

Hamburg,  Ehoachliessungsrecht 
674. 

Hampden'sCase  815. 

Handfestung  89;  in  England  317. 

Handschuhe,  Symbol  bei  Trau- 
ungen 26. 

Hannover,  Eheschliessungsrecht 
654;  Versuche,  die  Civilehe  einzu- 
fuhren 668. 

Hardwicke,  Lord,  über  heimliche 
Ehen  350. 

Hardwicke's-Act  355;  Entste- 
hungsgeschichte der  849;  Paria» 
mentsdebatten  850.  ff. ;  Aufnahme 
863;  Versuche,  sie  abzuändern 
377.  ff.;  sie  aufzuheben  866.  ff.; 
Folgen  der  370.  ff. 

Hartzmann  über  Eheschliessung 
267. 

Haswell  v.  Dodgshon  361. 

Havemann  über  Eheschliessung 
244. 

Haydon  v.  Gould  860. 

Hayes  v.  Watts  375. 

Heinrich U.  V.Frankreich.  Ges.  v. 
1556:  499;  geg^a  Protestanten 
531. 

Heinrich  IV.  v.  Frankreich.  Ordonn. 
V.  1606:  506;  Ed.  v.  1595:  525. 

Heinrich  VIII.  v.  England,  Ehege- 
Betzgebung310.  ff. 

Heinrici,  Antrag  über  Civilehe  709. 

Heirathsmftrkte  in  den  Nieder- 
landen 66. 

Hellfeld  über  Eheschliessung  270. 

H  e  m  m  i  g ,  Sponsalienlehre  250. 

Hessen,  Grossheizogth.,  Aufgebote 
654;  Dissidentenehen  609;  Civilehe 
in  Rheinhessen  zu  beseitigen  ver- 
sucht 606. 
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Hessen  -  Homburg,     Eheschlies- 

sungsrecht  755. 
Hessen-Kassel,  Ehesehliessnngs- 

recht  742. 
Hewitt  T.  Bratche  874. 
Hiddal  v.Liddiard  375. 
Hildebrand  über  Efaeschliessung 

248. 
Hochxeitsmahl,  Nothwendigkeit 

desselben  247.  254. 
Holdane   gegen  die  HardwickeV 

Act  352. 
Holland,    Eheschliessnngsrecht, 

siehe  Niederlande. 
H o  1 1  az  über  EheschliesBUDg  243. 
Hommel  über  £beschliessung  263. 

270. 
Horner  t.  Liddiard  375. 
Huber,  Sponsalienlehre  250. 
Hub  er,  Zach.,  über  Eheschliessung 

259. 
Hubs  über  Sacramentalitüt  der  Ehe 

156. 

I. 

6t.  James  Duke's  Place,  Kirche, 
heimliche  Ehen  in  835. 

Jersey,  Ehen  der  Engl&nder  auf 425. 

Jessen  y.  Collins  384« 

In  de  pen  deuten  über  Eheschlies- 
sung 828. 

Indiana,  Eheschliessungsrecht  474. 
476.  f. 

Indien,  Eheschliessungsrecht,  engl. 
431 ;  niederländ.  499. 

Innocenz  UI.  soll  kirchliche  Trau* 
ung  eingeführt  haben  in  England 
39;  in  SchotUsnd  67. 

Johannistrunk  29. 

Johnson  t.  Parker  374. 

Jones  V.  Haslewood  374. 

Jonischelnseln,  Eheschliessungs- 
recht 433. 

Joseph  n.,  Edict  v.  28.  September 
1784:582. 

Joseph  II.,  Ehepatent  f.  Oesterreich 
142.  ff. 

Irland,  Eheschliessungsrecht  459. 

Irregulär  marriage  inSchottland 
442. 

Juden,  Eheschliessung  der  6;  in 
England  858.  868.  424;  Hessen- 
Kassel  746;  Nassau  758;  Nieder- 
lande 484;  Oldenburg  67 1 ;  Preus- 
sen  702;  Spanien  71;  Westphalen 


743;  Ehen  der  mit  Christen  nach 
den  Grundrechten  657}  in  Braun- 
schweig  755;  Dänemark  650;  Ham- 
burg 675;  Hessen-Homburg  755; 
Hessen-Kassel  746;  Lübeck  742; 
Mecklenburg  755;  Norwegen  649; 
Preussen  703;  Sachsen-Meiningen 
755;  Sachsen- Weimar  755;  Schwarz- 
burg-Sondershausen  666;  Schwe- 
den 647 ;  Eheregister  der  in  Bng- 
land  404. 

Jurisdiction,  geistliche,  in  Eng- 
land 49.  310. 

Justi  über  Eheschliessung  264.  267. 

Justinians,  Eheschliessungsgesetze 
14.  f. 

Italien,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  75;  in  der  neueren  Zeit 
611.  ff. 

Itzenplitz,  Graf,  Antrag  über Civil- 
ehe  735. 

K 

Kansas,  EheBchliessung8recht476.  £ 
478. 

Kant  über  die  Ehe  197. 

Karl  II.  von  England,  Eheacbiies- 
sungsgesetz  830. 

Karl  V.  Y.  Deutschland  gegen  heim- 
liche Ehen  70. 

Karl IX.  T. Frankreich ,  Ehegesetce 
503.  f. 

Karolingische  Gesetzgebung  über 
Eheschfiessung  59. 

Katholiken,  Ehen  der  in  England 
361.  868.  392.ff.;  inIrland 461. 469; 
in  den  Niederlanden  484;  Kirchen- 
bücher der  in  England  404. 

Keith's  Schriften  über  die  Hard- 
wicke*s-Act  858. 

Kentucky,  Eheschliessungsrecht 
478.  f.  476. 477.  f. 

Ketzer  im  Mittelalter  über  die  Sa^ 
cramentalit&t  der  Ehe  155. 

King,  the,  v. Inhabitants of  North- 
fieid371. 

Kirch-  und  Strassengehen  56. 91. 

Kirchenbücher     siehe     Civil» 

stand. 
Kirchenordnungen,      Character 

der  180.  726;  über  Ehe  177;  über 
Eheschliessung  212;  über  Veridb- 
nisse   219;   über  heimÜche  Verl. 
224. 
Kirchgang69.91;  fl&mischer92. 
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Kirchthür,  EheschliessuDg  vor  der 

87.  f.  60. 
Kitzel  über  Ehescbliessung  249. 
Kling  über  Eheschliessung  236. 
Klug,  Antrag  über  CiTÜehe  741. 
Königliche  Familie,  Ehen  der  in 

England  434. 
Kränze  bei  Hochzeiten  9.  97. 
KuBB  beim  Verlöbnisse  28. 44. 

L. 

Ladenberg  über  Civilehe  711. 

Laiencopulationen  65.  79;  im 
XVI.  Jahrh.  282. 

Lainez  über  Eheschliessungsform 
114. 117;  über  heimliche  Ehen  112. 

Lambertontoll,  Ehen  der  Eng- 
länder in  425. 

Landrecht,  Allgemeines  preussi- 
Bches,  über  Eheschliessung  690.  ff. 

Lange  über  Eheschliessung  267 . 

Langobardisches  Eheschlies- 
sungsrecht  75. 

Lanjuinais  über  GiTilehe  555. 

Lauenburg,  ILO.  über  Aufgebote 
654. 

Lauterbach  über  Eheschliessung 
270. 

Law-Amendment  Society,  Be- 
formbestrebungen  für  engl.  Ehe- 
schliessungsrecht  455. 

Legitimation  in  England  50. 

Leigh  y.  Hanmer  315. 

Leod.  Weise,  Eheschliessungsge- 
setz  16. 

L  e  y  s  e  r  über  EhcBchliessung  265. 

Liechtenstein,  Eheschliessungs- 
recht  654. 

Lippe,  Eheschliessungsrecht  654. 

Lobelbier  284. 

Lobethan  über  Eheschliessung  26  7 . 

Lombardo-Tenet.  Königreich, 
Eheschliessungsrecht  618.  631. 

Louisiana  478. 

Loy  über  Eheschliessung  267. 

L  u  cc  a,  Eheschliessungsrecht  613. 

Ludwig  XIII.  T.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung 508. 525. 

Ludwig  XIV.  ▼.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung  511.  515.  527. 

Ludwig  XV.  y.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung 538. 

Ludwig  XVI.  y.  Frankreich,  Ehege- 
setzgebung  543. 


Lübeck,  Eheschliessungsrecht  654. 
789. 

Luther,  Ehe  mit  Katharina  y.Bora 
281;  Kampf  mit  den  Juristen  225; 
Trauformular  205;  über  d.  Corpus 
iur.  canon.  188;  die  Ehe  158.  ff.; 
Eheschliessung  209.  ff.;  Juristen 
188;  Sacramentalitfitd.Ehe  157.ff.; 
sponsalia  de  praesenti  206 ;  kirch- 
liche Trauung  204;  heimlidie  Ver- 
löbnisse 208. 

Lutheraner,  Eheschliessung  der  in 
den  Niederlanden  484. 

Luxemburg,  Eheschliessungsrecht 
499. 

Luzern,  Eheschliessungsrecht  688. 

Lyncker  über  Sposalien  250. 

M. 

Macgregor  y.  Macneil  445. 

Maclauchlan  y.  Dobson  448. 

Maillard,  Nicol.,  über  heimliche 
Ehen  108. 

Maine,  Eheschliessungsrecht  475.  f. 
477.  f. 

M'Krie  y.  Fergusson  446. 

M  am  e  1  i  über  Ciyilehe  636. 

M  ar  i  a  T  h  e  r  e  s  i  a,  Ehegesetzgebung 
141.581.^ 

Mariages  äla  gaulmine  510. 516. 
—         dudÖ8ert539. 

Marriageby  habite  and  repute  450. 

Marsilius  y.  Padua  über  kirch- 
liche Ehejurisdiction  162. 

Maryland,  Eheschliessungsrecht 
478. 475.  f. 

Massachusetts,  Eheschliessungs- 
recht 473.  f.  477.  f. 

Matrimonia,  clandestina  106;  de 
facto  49.  51;  de  iure  49.  f. 

Mauser  über  die  Ehe  184 ;  über  Ehe- 
schliessung 235. 

M  ay  f  ai  r ,  heimliche  Ehen  in  843« 

Mecklenburg,  Eheschliessungs- 
recht 654. 667 ;  Ehen  der  Juden  mit 
Christen  755. 

Meisenheim,  Eheschliessungsrecht 
610. 

M  e  j  i  c  o ,  Eheschliessungsrecht  653. 

Melanchthon  über  die  Ehe  182; 
über  Eheschliessüng  226. 

Mennoniten,  Eheschliessüng  der 
in  den  Niederlanden  484. 

Menschenrechte,  die  französ.  u. 
die  Ciyilehe  554. 
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M  e  n  t  s  e  r  über  Eheschliesaung  249 . 
M  e  y  i  u  a  über  Eheschliessung  249. 
M  i  g  1  i  e  1 1 i ,  Ehegesetzentwurf  6S3. 
M  ilton  über  Eheschliessung  826. 
Minneiota,    Eheschliessungsrecht 

475.  f.  477.  f. 
Mint,  the,  heimliche  Ehen  tn  343. 
Missouri,    Eheschliessungsrecht 

475.  f.  477.  f. 

Mittermai  er  über  Civilehe  657. 

M  o  d  e  n  a ,  Eheschliessungsrecht  614. 

M  o  1 1  e r  über  Eheschliessung  249. 

M  o  nn  e  r  über  dieEhe  184 ;  über  Ehe- 
schliessung 235. 

Montesquieu  über  die  Ehe  558. 

Monts,  Graf,  Antrag  über  CiTilehe 
710. 

Müller,  Antrag  über  Ciyilehe  7 10. 

Mundium  17. 

Mundkauf  33. 

Murraire,  Bericht  über  die  Civilehe 
556. 

N. 

N  a  e  y  i  u  s  über  Eheschliessung  266 . 

N  antes,  Edict  yon,  revocirt  585. 

Nassau,  Eheschliessungsrecht  751 . 

Neapel,  Eheschliessungsrecht  61 2  ff. 

Neu  Oranada,  Eheschliessungs- 
recht 189. 

Neuenburg,  Eheschliessungsrecht 
688. 

Nevada,  Eheschliessungsrecht  474. 
476. 477.  f. 

N  e  w-F  oundland,  Eheschliessungs- 
recht 482. 

New-Hampshire,  Eheschlies- 
sungsrecht 478. 

New-Jersey,  Eheschliessungsrecht 
478,f.475.  f.477. 

New-York,  Eheschliessungsrecht 
478.476.  f.  478. 

Niederlande,  Eheschliessungs- 
recht, im  Mittelalter  65;  in  der 
neueren  Zeit  478.  ff. 

N  o  r  d  -  A  m  e  r  i  k  a ,  Vereinigte  Staaten 
yon,  Eheschliessungsrecht  470.  ff. 

N  o  rw  e  ge  n ,  Eheschliessungsrecht 
649. 

Notar,  Eheschliessung  vor  dem  ,12. 
65;  in  Frankreich  510;  in  Belgien 
588;  in  Norwegen  649. 

Nugent  gegen  die  HardwickeVAct 
350. 


0. 

Occam  über  kirchliche  Ehejurisdic^ 
tion  162. 

O de  1  e  m  über  Eheschliessung  257. 

Oesterreich,  Eheschliessungsrecht 
140.ff.  654. 

Ohio,  Eheschliessungsrecht  475.  ff. 

Oldenburg,  Eheschliessungsrecht 
654.  670. 

Oldendorp  über  Eheschliessun g 
287. 

Oracalum,  juristisches  über  Ehe- 
schliessung 267.  270. 

O  u  g  h  t  o  n  über  Eheschliessung  334. 

P. 

Paine's  Gase  338. 

Pallavicini  über  die  Tridentinische 
Eheschliessungsform  125. 

Parlamente,  französische, Eheanf- 
fassung  550;  Praxis  in  Ehesachen 
520. 

Parma  u.  Piacenia,  Eheschlies- 
sungsrecht 614. 

Peel,  Robert,  über  Ehen  der  Dis- 
senters  894.  399. 

Pennsylvania,  Eheschliessungs- 
recht 478.  f. 

Pennycook  v.  Grinton  448. 

Pepoli  führt  Ciyilehe  in  Umbrien 
ein  633. 

Peru,  Eheschliessungsrecht  182. 

Pestel  über  Eheschliessung  257. 

Pfeil  über  Eheschliessung  249. 

P  f  i  s  t  e  r  über  Eheschliessung  287. 

Philipp  IL  y. Spanien,  Ehegesetse 
128. 

Philipp  IV.  V.  Spanien,  Ges.  v.  1628. 
580. 

Pkillimore,  EherefonsTersuche 
877.  ff. 

Pinelli  über  Civilehe  €86. 

Pisanelli,  Eherechtsentwurf  688. 

Pistor,  H.,  über  Ehesehliessung  286. 
—       M.,überEheschlies8ung287. 

Pius  IX.,  Brief  an  Victor  Emanuel 
629;  Allocttzion  189. 

Polen,  geistliche  Ehegferichtsbar- 
keit  130;  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  77 ;  heute  129. 

Portalis  über  Civilehe  566. 

Portugal,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  75;  heute  129. 

Praxis  der  protestantichen  Ehege- 
richte im  XVI.  Jahrh.  274. 
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Praxis  der  protestantischen  Ehege- 
richte im  XVII.  Jahrh.  28S. 

Praxis  der  protestantischen  Ehege- 
richte im  XVin.  Jahrh.  297. 

PreuBsen,  Eheschliessungsrecht 

654.  690.  ff.;  will  CiTÜehe  in  der 
Rheinprovinz  aufheben  601. 

Priestley  t.  Hughes  876. 

Prohen&chte  84. 

Professiones  7. 

Protestanten,  Eheschliessungs- 
recht der  1 5  3.  ff. ;  in  Brasilien  1 83 .  ff. ; 
in  Buenos  Aires  652;  in  Chile  132; 
in  Costa  Rica  132;  in  Frankreich 
630.  ff.;  Neapel  620. 

Prügeln  der  Brautleute  28. 86.  96. 

Puchta  üher  Eheschliessung  267. 

Pufendorf  üher  EheschHessung 
258. 

Qu&ker,  Ehen  der  in  England  859. 

861.  863.  424;  Register  404. 
Queen,  the,  v.  Millis  427.464. 
Quenstedt  über  Eheschliessung 

248. 

R. 

Rapt  de  söduction  508.  517. 

Recht,  mosaisches,  Gültigkeit  des- 
selben 170. 

Regulär  marriage  in  Schottland 
441. 

Reichensperger,  Antrag  über  Ci- 
Tilehe  709. 

R  e  u  s n  e r  über  Eheschliessung  287 . 

Reu  SS,  Eheschliessungsrecht  654. 

Reuss-Sohleiz,  Eheschliessungs- 
recht 668. 

Reuter,  Antrag  über  Cirilehe  710. 

Revolution,  Ehereformen,  engli- 
sche 822;  französische  552. 563. 

Rhode-Islands  Eheschliessungs- 
recht 474.  476  477.  f. 

Rheinhessen,  Eheschliessungs- 
recht 605. 

Rheinpfalz,  Eheschliessungsrecht 
609. 

Rheinpreussen,  Eheschliessungs- 
recht 598. 

Richelieu,  Mar^chal  de,  über  die 
Ehen  der  Protestanten  540. 

Richter  über  Eheschliessung  272. 

Ring  88. 46.  61.66.75.97;  als  Schein- 
preis 27. 


Ringfinger  29. 

Ritter,  Antrag  über  Civilehe  707. 

Robert  über  Eheschliessung  267. 

Römer,  Eheschliessungsrecht  8. 

Römer,  Bestimmungen  der  Kaiser 
über  Eheschliessung  14. 

Roger  v.Sicilien  über  Eheschlies- 
sung 76. 

Russell,  Lord  John,  Ehegesetzent- 
würfe 897. 406.  409. 

Ru  s  s  1  an  d,  Eheschliessungsrecht  78. 

Ryder  für  die HardwickeVAct  850. 

S. 

Sachsen,  Eheschliessungsrecht 654. 

Sachsen-Altenburg,  Eheschlies- 
sungsrecht 654. 

Sachsen-Coburg-Ootha,  Ehe- 
schliessungsrecht 654. 749. 

Sachsen-Meiningen,  Eheschlies- 
sungsrecht 654;  Ehen  der  Juden 
mit  Christen  755. 

Sachsen  -  Weimar  -  Eisenach , 
Eheschliessungsrecht  654.  754. 

Sachsenspiegel,  Bilder  zum,  Trau- 
ung 81. 

Sacrament  der  Ehe  158. 

Salmeron  über  heimliche  Ehen  108. 

Sande  über  Eheschliessung  259. 

Sarcerius  Über  die  Ehe  184;  über 
Eheschliessung  229. 

Sardinien,  Civüstandsregister  612. 
62 1 ;  Ehegesetze  621.ff. ;  Aufhebung 
der  geistlichen  Gerichtsbarkeit  62 1 . 

Sarpi  über  das  tridentinische  Ehe- 
schliessungsrecht 124. 

Savigny  über  Civilehe  686;  über 
Trauungsweigerungen  der  Geist- 
lichen 727. 

S  c  h  a f f h  a  u  s  e  n ,  Eheschliessungs- 
recht 688.  641. 

Schaumburg-Lippe,  Eheschlies- 
sungsrecht 654. 

Schilter  über  Eheschliessung  255. 

Schlottheim,  Antrag  über  Civilehe 
710. 

Schnaubert  über  Eheschliessung 
267. 

Schneidewin  über  die  Ehe  184; 
über  Eheschliessung  234. 

Schott  über  Eheschliessung  271. 

Schottland,  Eheschliessungsrecht 
im  Mittelalter  57;  in  neuerer  Zeit 
437.  ff. 
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Schröter  über  Eheschliessung  263. 

267. 
Seh  urpf  über  Eheschliessung  235. 

Schwarzburg-RudolstadtjEhe- 
schliessungsrecht  664. 

Schwarzburg- Sondershausen, 
Eheschliessungsrecht  654. 665. 

Schweden,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  80 ;  in  neuerer  Zeit  646. 

S  chwe  i  z ,  Eheschliessungsrecht  637. 

Schwert  als  Symbol  27. 

S  c  h  w  7  z ,  Eheschliessungsrecht  658. 

S  c  1  o  p  i  s  über  Ciyilehe  656 . 

S  c  o  p  p  über  Eheschliessung  262. 

Scrimshire  t.  Scrimshire  862. 

Serbien,  Eheschliessungsrecht  78. 

S er y  an  für  die  Ehen  der  Protestan- 
ten 540. 

Siete  Partidas  über  helmliche 
Ehen  72. 

Simons  über CiTÜehe  711.  f. 

Siotto  Pintor  über  Civilehe  636. 

Skandinavische  L&nder,  Ehe- 
schliessungsrecht im  Mittelalter  30; 
in  neuerer  Zeit  646.  ff. 

Slayische  Länder,  Eheschlies- 
sungsrecht 77. 

Smith 's,  W.,  Reformversuche  zu 
Gunsten  der  Dissidenten  892. 

Smith  V.  Grierson  450. 

SmitVsCase  463. 

Solothurn,  Eheschliessungsrecht 
688.  645. 

South-Carolina,  Eheschliessungs- 
recht 478. 

Spangenberg  über  die  Ehe  188; 
über  Eheschliessung  23 1. 

Spanien,  Eheschliessungsrecht  im 
Mittelalter  71;  in  neuerer  Zeit 
127.  ff. 

Spener  über  Ehesch liessang 242. 

Spezial-Licenz  des  Erzbischofs  v. 
Canterbury  818. 856. 

Sponsalia  de  praesenti  7.  202: 
in  den  Kirchenordnungen  219;  bei 
Luther  .206;  bei  Wycliffe  206;  in 
England  357;  in  Lrland  459;  in  Ita- 
lien 76;  in  Schottland  57.  487;  in 
Spanien  71. 

Springs  field,  Ehen  der  Engländer 
in  425. 

Staat  und  Kirche,  VerhältnissTon 
170.  f.;  nach  den  Ansichten  der  Re- 
formatoren 172. 

Stahl  über  Civilehe  707.  f.  712. 


Stollberg,  Graf,  über  Civilehe  710. 
Stryk  über  die  Ehe  198.  196;  über 

Eheschliessung  256.  f. 
Swendsen'sCase  844. 
Swineburoe  über  Eheschliessung 

815. 
Symbolebei  der  Eheschlie8saDg42. 

T. 

Taylor  v.Kello  447. 

Tennessee,  Eheschliessungsrecht 
478. 475.  476.  f. 

T  e  s  s  i  n ,  Eheschliessungsrecht  640.  ff. 

Thomasius  über  die  Ehe  192.  193. 
196;  über  Eheschliessung  266. 

Thomingius  über  Eheschliessung 
287. 

Th  ur  g  au,Ehe8chl)essung8recht64  i. 

T  i  t  i  u  s  über  Eheschliessung  26  7 . 

Tobiasnächte  82. 

Tokens  of  spousage  43. 

Toro  über  heimliche  Ehen  74. 

T  o  8  c  a  n  a ,  Eheschliessungsrecht 
612.  f. 

Totvärad  über  d.  Ehen  der  Prote- 
stanten in  Brasilien  186. 188. 

Townsend  gegen  die  HardwickV 
Act  851. 

Trauformular,  Angelsächsisches 
84;  lutherisches  205. 

Traupfennig  66. 

Trauring  26;  in  England  beseitigt 
825.  f.  (Siehe Ring.) 

Trauung,  kirchliche,  Zusammen- 
hang mit  dem  alten  Rechte  98; 
Luther  über  204;  in  Deutschland 
654;  in  den  Niederlanden  497. f. ;  in 
den  skandinavischen  Ländern  80. 

Trauungsweigerungen  d.  Geist- 
lichen in  Hessen -Kassel  747;  in 
Nassau  758;  in  Preussen  712.  ff.; 
nach  den  Grundsätzen  d.  Allgem. 
Landrechts  728. 

Trevigniani  überEheschliessungs- 
form  114. 

Trienter  Ooncil,  Verhandlungen 
über  das  Eheschliessungsrecht  99.ff. 
107.  ff.  118.  ff.;  über  die Nothwen- 
digkeit  der  elterlichen  Einwilligung 
122;  Beschlüsse  128;  Aufhäme 
derselben  inBaiem  148;  Brasilien 
182;  Buenos  Aires  132;  Chile  131; 
Costarica  182;  Deutschland  189; 
Frankreich   502;    Louisiana  473; 
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Oesterreich  140;  Peru  182;  Polen 
129;  Portugal  129;  Spanien  127. 

Trunk  der  Brautleute  29. 42.  f.  62.  f. 
284;  beim  Beilager  22. 

Twesten  über  Eheschliessung  267. 

Tyburn,  heimliche  Ehen  in  843. 

u. 

U  echtritz,  AntragüberCiyilehe710. 

Uhden  über  Trauungsweigerungen 
der  Geistlichen  727. 

U  mb  r  i  e  n,  Eheschliessungsrecht  638. 

Unterwaiden,  Eheschliessungs- 
recht 648. 

Uri,  Eheschliessungsrecht  688.  645. 

V. 


V  a  c  c  a ,  Eherechtsentwurf  6 34. 

Vansio  über  Eheschliessungsform 
116. 

Vereinigte  Staaten  Yon  Nord- 
Amerika,  Eheschliessun  gsrecht 
470.  ff. 

Verkauf  der  Frau  in  England  45. 

Verlöbni8s41;in  den  Niederlanden 
487 ;  in  Oesterreich  141 ;  heimliches 
in  den  Kirchenordnungen  224;  bei 
Luther  209 ;  kirchliches  in  England 
46 ;  in  Frankreich  61. 

Verlöbnissformulare  25.  ff. 

Vermont,  Eheschliessungsrecht  478 . 
475.  f. 

Victoria  St.  S.u. 4.  c.  72:  421;  5. u. 
6.C.  19: 464;  6.  u.  7.0.89:464 ;  7.u. 
8.C.  56:422;c.8l:465;8.u.9.c54: 
467 ;  9.  u.  10.  c.  72:  467;  10.  u.  11.  c. 
58:424;  0.98:428;  12.  u.  18.  c.  68: 
429;c.  99: 467;  14.0.40:481 ;  14.  u. 
15.  c.  97:422;  17.  u.  18.  c  80:  456; 
19.  u.  20.  c.  96:  428;  c.  119: 421;  21. 
u.  22.  c.  25:  423;  23.  u.  24.  c.  18: 
424;  c.  24: 428;  c.  86:  488;  26.  u.27. 
c.  11:469;  c.  27.  28:469. 

Villers-Cotteret,  Ordonn.  de  528. 

V  irgin  i  a,  Eheschliessungsrecht  47 1 ; 
475.  f.  477.  f. 

Voet,  O.,  über  die  Ehe  196;  über 
Eheschliessung  258. 

Vultejus  über  Eheschliessung  287. 

W. 

Waadt,  Eheschliessungsrecht  G42. 


W  a  l  d  e  c  k,  Eheschliessungsrecht  654. 
666. 

Waldenser  über  die  Sacrament ali- 
tat  der  Ehe  156. 

Wales,  Ebeschliessungsrecht  84. 

Wallis,  Eheschliessungsrecht  688. 
645. 

Walter,  Antrag  über  Civilehe  707. 

Watson  T.Little  374. 

Wattle  y.  Hathaway  874. 

W  e  i  h  e  r ,  v.,  Antrag  über  Civilehe  7 88;. 

Weld  T.  Chamberlaine  883. 

Wesembeek  über  Eheschlies- 
sung 236. 

Wessenberg  über  Civilehe  659. 

Westcombe  t.  Dods  863, 

Westgothen,  Eheschliessungsrecht 
der  71. 

Westphalen,  Königreich,  Ehe- 
schliessungsrecht 742. 

Wigmore*sCase  360.  ' 

Wilhelm  I.  y.  Preussen  u.  die  Trau- 
ungsweigerungen 780. 

William  und  Maria,  Eheschlies- 
sungsgesetze  381. 

William  III.,  Eheschliessungsge* 
setze  882. 461. 

William  IV.  St.  3.  c.  10:  488;  8.U.4. 
c.  102: 463;  6.  u.  7.  c.  85:  418;  c. 86: 
406;  7.  u.  1.  Vict.  c.  1.  22:  419. 

Wirthshftuser,  heimliche  Ehen  in 
den,  in  England  84 1 . 

Wisconsin,  Eheschliessungsrecht 
475.  f.  477.  f. 

W  ü  1  f  f  i  n  g,  Antrag  über  Civilehe  719. 

Württemberg,  Eheschliessungs- 
recht 680. 

Wycliffe  über  den  Cölibat  166; 
über  Sacramentalität  der  Ehe  156; 
über  sponsalia  de  praesenti  206. 


T. 

Yely ertön  marriage case 455. 

Z. 

Zander,  y.,  Antrag  über  Ciyilehe 

785. 
Zug,  Eheschliessungsrecht  638. 
Zürich,  Eheschliessungsrecht  641. 
Zwang  der  Kinder  zur  Ehe  65. 
Zwangstrauungen  221.300. 
Zwingli  über  die  Ehe  185. 
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Officin  der  Yerlagahandlang. 


